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auch dann vorliegen, wenn ſich jemand durch Geiſtestranten mit „ lichten Zwiſchenräumen “.
nachläſſige Wirtſchaft der Gefahr der Ver RG. 41

armung ausjeßt, ohne übermäßige Ausgaben Formbedürftigkeit von Verträgen zugunſten Dritter;

zu machen . RG. 325 iſt ein Vertrag formbedürftig, durch den Ges

Ausichließung aus einem Aerzteverein ; der Auss ſchwiſter fich verpflichten, ihrer Mutter mit

geſchloſſene kann mit dem Åntrage flagen , den Rückſicht auf ihre Bedürftigkeit eine monatliche

Ausſchließungsbeſchluß für unwirkſam zu er- Rente zu zahlen ? Zum Begriffe des Leibrenten

klären , auch wenn er vor der Ausſchließung verſprechens . RG. 358

ſeinen Austritt erklärt hat . Wann beritößt das Shon die Möglichleit der Häufung der Vertrags

ſog. Verfehrsverbot gegen die guten Sitten ? RG. 207 ſtrafen kann den Vertrag als ſittenwidrig er

Auschließung des Mitglieds eines eingetragenen
îcheinen laſſen . RG. 100

Vereins. Zuſtändigteit der Hauptverſammlung Sittenwidriger, weil Beſtechung vorſehender

oder des Schiedsgeridots. Rechtsungültigkeit des Agenturvertrag RG. 168

Ausſchließungsbeſchluſjes wegen eines Mangels Verſtößt gegen die guten Sitten, wer einem

des Verfahrens (SS 133, 157, 32 ff ., 55 ff. BOB. ) . anderen Mittel zum Spiel gewährt ? RG. 148

OLG. Nürnberg 110 Unzuläjige Einwirfung einer Partei auf den

Findet gegen die Ablehnung der Eintragung eines Eintritt einer Bedingung( § 162 BGB.); kann

wirtichaftlichenVereins die ſofortige den Vor- eine ſolche Einwirkung darin erblidt werden,

ſchriften der SPO. folgende Beſchwerde nach daß eine Partei nichts unternimmt um die un

$ 60 Abſ. 2 BGB. oder die einfache und una richtige Entſcheidung einer Behörde zu beſeitigen?

befriſtete Beſchwerde aus & 19 FGG. ſtatt ? KG. 443

Sind die s 28 und 199 FGG . hierauf an- Anerkennung des Anſpruch i . S. des S 208 BOB.

wendbar ? RG. 190 RG. 20
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b ) Recht der Schuldverhältnifie.

1. Allgemeiner Teil.

Beſtehen des Vertragsverhältniſſes troß vers

weigerter Vollziehung des Vertragsentwurfs.

RS. 147

Zum Schadensbegriff i. S. des § 249 BGB.;

Schadenserſaßpflicht wegen Nichterfüllung der

Verpflichtung, im Falle der Zwangsverſteigerung

die Forderung eines Hypothetgläubigers aus

zubieten. RG. 445

MitwirkendesVerſchulden, urſächlicher Zuſammen
hang. 8. 270

Mitverſchulden des Reiſenden , der ſich beim Gehen

und Steben während der Eiſenbahnfahrt nicht

mit den Händenfeſthält. RG. 191

Schadensteilung bei beiderſeits verſchuldeter Uns

möglichkeit. RG. 148

Hann ſich der wegen unrichtiger Auskunft über

Grundbuchverhältniſſe haftbar gemachte Notar

auf ein Mitverídulden des Verlebten berufen,

wenn dieſer eine Benachrichtigung des Grunds

buchamts nicht geprüft hat ? 8. 43

Mißbräuchliche Benußung eines Kraftwagens ge

legentlich der Ausbeſſerung; Gehilfenhaftung

( 8278 BGB .). OLG. München 109

Der Auticher als Erfüllungsgehilfe deſſen, der

den Arzt über Land ruft. RG. 168

Wann hört der Gläubigerberzug auf ? RG. 228

Beſtimmbarkeit der Leiſtungbeim Grundſtücskaufe

(88 313, 315 BG .). RG. 207

Es kann vereinbart werden, daß der Vorbehalt

des Rechts aufdie Vertragsſtrafe bei derErs

füllungsannahme nicht erforderlich ſein ſoll . RS. 100

Der Antrag, die Vertragsſtrafe zu ermäßigen,

betrifft nicht den Grund des Anſpruchs, ſondern

den Betrag. RS. 426

Verwandlung einer prozeſſualen Sicherheit in eine

Hinterlegung nach § 372 BGB. RG. 148

Bu 88 398 und 185 BGB., § 43 KO . Iſt die Abs

tretung aller, aus der fünftigen Forderungen

einerbeſtimmten Perſon wirkſam ? Wie,wenn

der Abtretende berechtigt ſeinſoll, dieſe Forde

rungen ſelbſt für ſich einzuziehen und in ſeinem

Geſchäftsbetriebezu verwenden gegen die Ver:

pflichtung, dem Abtretungsempfänger monatlich

ein genaues Verzeichnis der Forderungen zu über

ſenden ? Ausſonderungsrecht des Abtretungss

empfängers im Konkurſe des Abtretenden ? RG. 444

Iſt der $ 406 BGB. anwendbar, wenn im Ver

teilungsverfahren der Zwangsverſteigerung die
Forderung gegen den Erſteher auf die Gläubiger

übertragen wird ? RG. 103

Bu $$ 426 Abſ.1 und 774 A6.2 BGB. Geſamt

ſchuldneriſche Verbürgung der Geſellſchafter

einer G. m. 6. H.oder eines Teiles von ihnen

für ein der Geſellſchaft gewährtes Darlehen ;

nad welchen Anteilen haften die Bürgen in

dieſem Fall untereinander ? RG. 425

Anwendungsgebiet des 8 427 BOB. RG. 191

den Kaufvertrag (S$ 462 ff ., 346 ff., 269 BOB.,

$ 29 SPD .). DLG. Nürnberg 77

Der , Selbſtfoſtenpreis" iſt keine Eigenſchaft eines

Grundſtücke. RS. 167

Bei dem Verlauf einesGrundſtüds kann der Vers

käufer aus der Zuſiderung eines beſtimmten
Flächeninhalts unter Úmſtänden auch dann in

Anſpruchgenommen werden ,wenndie Zufiche

rung nur mündlich erfolgt und in dem no

tariellen Vertrag die Gewährleiſtung für einen

beſtimmten Flächeninhalt ausgeſchloſſen iſt. RG. 42

1. Wird ein wegen Formmangels nichtiges Schens

kungsverſprechen nach § 518 Abſ. 2 oder 8 607

A62BGB. dadurch gültig, daß der Schenkende

in einem Schuldſchein den verſprochenen Betrag

als Darlehen zu ſchulden bekennt? 2. Wie ver

teilt ſich die Beweislaſt hinſichtlich der Begrün

dung einer Schuld, wenn der Gläubiger ſeinen

Anſpruch auf ein ſchriftliches Darlehensbekennt

nis ſtüßt und zugibt, tein Darlehen gegeben zu

haben ? RS. 169

Schenkung von Todeswegen an die Ehefrau.Was
iſt Gegenſtand der Schenkung, wenn der Mann

ein Grundſtück für ſich fauft, es aber unmittelbar

der Frau aufgelaſſen wird ? Widerruf der

Schenkung wegen groben Undanks. Wie geftaltet

ſich im Falle des Widerrufs der Rückgabe

anſpruch des Mannes? RG. 125

Mietvertrag ohne ziffermäßige Feſtſeßung des

Mietzinſes. RG . 169

Anfechtung des Mietvertrags wegen argliſtiger

Täuſdung. Offenbarungspflicht des Vermieters.

RG. 230

Haftung aus dem Mietvertrage. RG. 444

Haftung der Wirtsfrau , die eine Regelbahn ver

mietet, für Unfälle infolge eines Mangels des

Bretterbelags. Mitverſchulden des tegelnden

Saites. Mithaftung des Ehemanns der Vers

mieterin. RG. 42

Haftung des Vermieters für einen Unfal des

Mieters infolge Eisbildung auf dem bei ſtarker

Kälte naß aufgerichten Treppenlinoleum . RG . 101

Gefährdung des Hausverkehrs durch Geräte auf

den Treppen . RG. 300

Umfang der Ueberwachungspflicht des Haugeigen

tümers, der ſein Haus im ganzen vermietet hat.
RG. 100

Schadenserſaanſpruch des durch dienſtliche Ueber

laſtung in ſeiner Geſundheit geſchädigtenBes
amten. RG. 386

Der „wichtige Grund“ zu friſtloſer Kündigung

des Dienſtverhältniſſes. KG. 271

Vertragshaftung wegen Unfalls des Kurgaſtes
durch glattenFußboden im Kurhauſe. RG. 230

Anforderungen an die Beleuchtung bei einer klein:

ſtädtiſchen Gaſtwirtſchaft. RG. 101

Haftet der Wirt für Verkehrsſicherheit der dem

Verkehr nicht freigegebenen Nebenräume ? RG. 426

Vertrag mit dem Rechtsanwalt als Werkvertrag ;

Einrede der Wandlung . RG. 229

Rücktritt vom Werkvertrage wegen wiſſentlich un

wahrer Angaben des Unternehmers . RG. 168

Ausſchließung der Widerruflichkeit des Müller

auftrags. RG. 169

Kenntnis des Geſchäftsherrn von der Mällertätig

keit als Vorausſeßung für den Mäklerlohn

anſpruch RG. 384

Bürgichaft gegenüber einer Firma . RG . 252

Schriftform der Bürgſchaftserklärung; Hauptvers

bindlichkeit als Vorausſeßung der Bürgichaft:

2. Einzelne Sculdverhältniſſe.

Uebernimmt bei einem Kaufvertrage der Käufer

die Zuwachsſteuer ganz oder zum Teile, ſo erhöht

ſich der Kaufpreis,aus dem Gebühren und Zus

wachsſteuer zu entrichten ſind, um die über

nommene Zuwachsſteuer (Zum StG . $$ 1,24, 29;

BGB. $ 449; GebG. Art. 186 Abſ. 2). DLG . 153

Erfüllungsort für den Wandelungsanſpruch des

Käufers; Vereinbarung des Gerichtsſtands für
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Erſeßung der urſprünglichen Hauptverbindlich- zu 98 1150, 268 Abſ. 1 und 880 Abſ. 5 BGB.;

teit durch eine andere (88 765, 766 BGB .).
Ausübung des Ablöſungsrechts durch den In

DLG. Nürnberg 431 haber eines Rechtes, das im Kange zwiſchen

Die fiduziariſche Veräußerung eines Grundſtüds mehreren Hypotheken des Befriedigung ver

oder des Anſpruchs auf Auflaſſung des Grund- langenden Gläubigers ſteht; der Äuslöſende

ſtüds in der Abſicht, das Grundſtück dem Zus hat bei der Verteilung des bar zu zahlenden
griffe der Gläubiger zu entziehen, iſt nicht auf Verſteigerungserlöſes für die Beträge an Zinſen
Grund der 88 134, 138 BGB . wegen Verſtoßes

und Koſten , die er als nunmehriger Gläubiger
gegen ein geleßliches Verbot oder gegen die der ſeinem Rechte vorgehenden Hypotheken zu

guten Sitten nichtig, tann aber als ein gegen fordern hat, AnſpruchaufBefriedigung im Range

die guten Sitten verſtoßendes Geſchäft i. S.
vor der dem urſprünglichen Gläubiger ver

des § 817 BGB. angeſehen werden ; fann der
bliebenen Hypothet, mögen die Hypotheken auch

Veräußerer trop der Vorſchrift in $ 817 Sab 2 für die gleiche Forderung beſtellt und ihnen

die Rückübertragung des Grundſtüds fordern ? unter ſich gleicher Rang eingeräumt geweſen ſein .
RG. 300

RG. 20

Aufſtellung gefährlicher Anlagen . RG. 253
Hann bei Abtretung einer Briefbypothet der neue

Haftung der Gemeinde für Verkehrsſicherheitbei Gläubiger den bisherigen auf verſchaffung des

Straßenarbeiten. RG. 149 in den Händen eines Dritten befindlichen Hypo

Anſprüche wegen Erteilung einer unrichtigen Aus thekenbriefes verklagen, nachdem er den Anſpruch

funft: 1. Die Klage auf Unterlaſſung feßt die gegen den Dritten auf Herausgabe des Briefes

Gefahr, nicht nur die Möglichkeit einer Wieder: hat pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen

holung voraus. 2. Anwendung des § 826 BGB. laſſen ? Kann er dem bisherigen Gläubiger im

in einem Falle, wo die Auðkunft aus Fahr Prozeß eine Friſt nach § 283 BGB. ſebenund

läſſigkeit falſch erteilt worden iſt. RS. 67 in welcher Höhekann er nach Ablauf der Friſt
Schadenerſab beanſpruden ? RG. 383

Beamtenhaftung des Notars, der die Erfüllung

ihm perſönlich obliegender Pflichten ſeinem Högſtbetragshypothet für den Ausfall bei einer

Setretär überlaſſen hat . RG. 101 anderen Hypothet oder Geſamthypothek ? RG. 341

Bu % 839 BGB ., Art. 126 NotG.; haftet der Verpfändung einer Hypothek; Forderung von Hypo

Notar ſelbſt dem Geſchädigten, wenn er eine thetzinſen durch den Pfandgläubiger ; Einwens

amtliche Haftung für den grundbuchamtlichen dungen gegenüber ſeiner dinglichen und ſeiner

Vollzug einer unvollziehbaren Urkunde über perſönlichen Klage (S$ 404 , 405, 407, 1275 , 1138,

nommen hat ? ObLG . 447
1289 BGB.). RG. 405

Liegt eine Verleßung der Amtspflicht „ bei einem
Urteil in einer Rechtsſache“ vor,wenn der d ) Familienrecht.

Richter die Vorausſeßungen des Verſäumnis

urteils nicht mit der erforderlichen Sorgfalt
Zu $8 1298 , 1300 BGB.: Der Schadenserſapllage

prüft ? RG. 43
wegen Bruchs des Verlöbniſſes kann der bes

klaste Teil nicht mit dem Einwande begegnen,

Verleßung der Fürſorgepflicht der dienſtberedes
daß das Verhalten des klagenden Teiles nach

tigten öffentlich - rechtlichen Körperſchaft durch dem Rüdtritt, insbeſondere im Prozeß, den
den ſaßungsmäßig berufenen Vertreter. RG. 270

Rücktritt rechtfertige, oder daß er jeßt wieder

Kein Vertragsanſpruch der Hinterbliebenen des zur Eheſchließung mit dem klagenden Teile

auf einer Eisbahn tödlich Verunglüdten gegen bereit ſei . RG. 272

den Unternehmer . RG. 342
1. Das Uebernahmerecht nach $ 1477 Abſ. 2 BGB.

gehört zum Nachlaß und kann deshalb von dem

c) Sachenrecht. Teſtamentsvollſtrecker ausgeübt werden . 2. Stel

Rönnen Rücprall des Regens und Winddruck als lung des Teſtamentsvollſtreders bei der Aus

Einwirkung vom Nachbargrundſtüd aus gelten ? einanderſetung des Geſamtguts. 3. Das Ueber

RG. 170 nahmerecht kann ſchon vor der Tilgung der Ge

$$ 906 , 1004 BGB.; § 26 GewD. Haftung des ſamtgutøverbindlichkeiten und der Teilung aus

Eiſenbahnfißlus für Brandſchäden infolge geübt werden, wenn andere Geſamtgutsgegen

Funtenwurfs. LG. München I 110 ſtände zur Verſilberungzur Verfügung ſtehen

Vertragsmäßiges „ Grenz-, An- und Aufbaurecht“ ;
und ihr Erlös zur Dedung der Geſamtguts

wofür und von wem wird die Entſchädigung
verbindlichkeiten ohne Zweifel hinreicht. RG . 273

geſchuldet, dieim Falle des Anbauens entrichtet Hann eine Zuſtimmung i . S. des § 1565 Abſ. 2

werden ſoll ? Abtretbarkeit der Entidadigungs- BGB. dann angenommen werden, wenn der

forderung. Stonturseröffnung , Zwangsverſteiges eine Gatte den Ehebruch des andern gewünſcht

rung und Zwangsvergleich bei dem Anbauenden und herbeigeführt hat, um einen Grund zur

vor Vollendung des Anbaues. DLG. Nürnberg 194 Scheidung zu haben ? RG. 425

Vorausſeßungen des Anſpruchs auf den Notweg. Wann hat die Zuſtimmung zum Ehebruch als

RG . 191 zurücgenommen zu gelten ? RG. 192

Wann geht auf den Bauberrn das Eigentum an Berufung des Ehegatten auf guten Glauben im

Bauteilen über , die der Bauhandwerker in einen Falle des § 1567Abſ. 2 Nr. 1 BGB. RG. 209

Neubau liefert ? NG . 149 Nichtigkeit einer Vereinbarung zwiſchen Ehegatten,

Vormerkung für einen Anſpruch auf Hypothet- wonach die Frau auf ihren Unterhaltsanſpruch

beſtellungaus einem Vertrage zugunſten Dritter. verzichtet, wogegen der Mann ſich verpflichtet,

RG. 150 ihr einen Grund zurScheidung zu geben . Nann

Bezeichnung der Forderung bei der Hypothel- die Frau troß des Verzichts von dem Manne

beſtellung; gehört dazu unter allen Umſtänden Unterhalt beanſpruchen, nachdem dieſer verein

die Angabe des Schuldners und des Schuld barungsgemäß durch ſein Verhalten die Scheis

grundes ? Wirkungen einer ungenügenden Bes dung ermöglicht hat und für den ſchuldigen

zeichnung; abſtrakte Verbindlichkeiten genügen Teil erklärt worden iſt ? Die exceptio doli

als Grundlage für eine Hypothek. KG. 301 , generalis, RG. 357
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Zu $ 1610 BGB.: Können bei der Bemeſſung

des Unterhalts für ein minderjähriges Kind

neben den Verhältniſſen des Vaters auch die

der Großeltern berückſichtigt werden ? RG. 342

Regelung des perſönlichen Verkehrs nach 8 1636

BGB . durch das Vormundſchaftsgericht. Kann

das Vormundſchaftegericht die von dem Be:

ichwerdegericht getroffene Regelung ſpäter abs

ändern ? DOLG. 428

Zu $ 1645 BOB.: Wann iſt die Genehmigung

zum Beginn eines neuen Erwerbegeſchäfts zu

berſagen ? DÉLS. 448

Haftet der Vater einesminderjährigen vermögens

loſen Kindes für die Gebühren und Auslagen

in einem Rechtsſtreite des Kindes ? (BGB.

$ 1654. GKG. $ 92). DELG. 154

Zur Auslegung des 8 1666 BGB. DØLG. 254

Mißbrauch des Fürſorgerechts ( 8 1666 BGB.) .

DELG. 277

Zu $ 1666 BGB.: Entziehung des Rechtes den

Aufenthalt zu beſtimmen ſtatt der beantragten

Entziehung der Sorge für die Perſon. DbLG. 388

Wiederaufhebung von Maßregeln nach § 1666

BOB. DILG. 306

Kann Jemand ſeinen Enkel, der ſein einziger ebe

licher Abkömmling iſt, an Kindes Statt an

nehmen ? ( 8 1741 BGB.) . Grundſäte für die

Geſebesauslegung. DÜLG. 409

Vorausſebungen für die Aufſtellung eines Ab:

weſenheitspflegers (8 1911 BGB.). DELG. 305

Notwendigkeit der Aufſtellung eines Abweſenheits

pflegers für einen Verſchollenen, der nach der

Lebensvermutung den Únfall einer Erbſchaft

erlebt hat, aberzur Zeit des Antrags auf Be

ſtellung eines Abweſenheitspflegers alstotzu

betrachten iſt. ($S 1911, 18 , 19, 1960 BGV.).

DLG. 25

geboren wird ? Kann eine ſolche leftwillige

Berfügung wegen Irrtumsangefochtenwerden
und was iſt die Folge der Anfechtung ? RG. 126

Pflicht des Teſtamentsvollſtreckers, Rechnung zu

legen und den offenbarungseidzu leiſten . In

wieweit erſtredt ſich der Öffenbarungseid auch
auf Ausgaben ? RG. 44

Unrichtig datiertes eigenhändiges Teſtament. KG. 231

Eigenhändiges Teſtament,das Lücken für ſpätere

Anordnungen läßt und bei dem die Unterſchrift

auf einer leeren Seite ſteht. Beweislaſt. RG. 231

Wann beginnt im Falle des §2306 BGB. die Aus

ſchlagungsfriſt, wenn Zweifel über die Gültigkeit

der leßtwilligen Verfügung beſtehen ? RS. 21

Verteilung der Pflichtteilelaſt zwiſchen dem Erben

und dem Vermächtnisnehmer. RG. 302

f) Einführungs- und Uebergangsrecht.

Ueber die ſog. privilegierten Schüßengeſellſchaften
in Bayern und die Stellung des Schübentoms

miſſariats. Ausſchließung von der Mitglied

ſchaft. Beſchreitung des Zivilrechtswegs . Sus

ſtändigkeit der Generalverſammlung. Tages

ordnung hierfür Vorladung und Anhörung

des auszuſchließenden Mitglieds. Begründung

des Beſchluſſes auf Ausſchließung und Mittei
lung an das Mitglied. Vorläufige Vollſtreds

barkeit des Urteils (K. B. VD, vom 25. Auguſt

1868, betr. eine allgem. Schüßenordnung, 88 25,

32, 39BGB ., Art. 82,163 EG. B HB .; $$709,

710 SPD.) . DLG. Nürnberg 410

Auslegung der Art. 83 und 84 UeG. in bezug

auf eine durch den Tod der Frau aufgelöſte

Gemeinichaft des Zugewinſtes nach Bayer.LR.

Berechnung der Gegenſtandsſumme eines Teſta

ments nach Art. 111 GebG. DbLS. 73

Zur Auslegung altrechtlicher Ehe- und Erbver

träge. DELG. 276

Bu Art.28 Abſ. 1, 79 Abſ.3 UeG. BGB , $ 2361

BGB. , $ 20 FGG .: Einziehung eines Erbſcheins,

der ein verwirktes Nußnießungsrecht des übers

lebenden Ehegatten an den Erbteilen der Kinder

anführt. Iſtder Konkursverwalter eines der

Kinder und Erben berechtigt, die Verwirkung

des Nußnießungsrechtes geltend zu machen , die

Einziehungdes Erbſcheins zu beantragen und

gegen die Abweiſung des Antrags ſich zu be
ſchweren ? Wie wird die Verwirkung des Nuß

nießungsrechts geltend gemacht ? DHLG. 387

e ) Erbrecht.

Erbrechtdes mitbeſtimmten einzelnen Gegenſtänden

Bedachten. Zuläſſigkeit des gegenſtändlich be

ſchränkten Erbſcheing. Prüfungsrechtdes GBA .

hinſichtlich eines Erbſcheins. (BGB. $$ 1922,

2032, 2087, 2369 ; GBD. S 36 ). DHLG. 26

Bedeutung der Nachlaßverwaltung . Rechnung

über die Auslagen und die Vergütung des

Nachlaßverwalters, Zuſtändigkeit zu ihrer Ver
beſcheidung und Verfahren hiebei. (BGB.

SS 1975, 1915, 1962, 1835, 1836 , 1837, 1840 –

1843, 1892, 1987; GFG. SS 20, 75) . DÜLG. 130

Auslegung eines Teſtaments; die Bezeichnung

einer Perſon als Erbe ſteht der Annahme nicht

entgegen , daß ſie nur den Pflichtteilsanſpruch

haben ſolle. RG. 170

Welche Bedeutung hat es, wenn der Erblaſſer in

ſeinem Teftamente beſtimmt, daß jeder Erbe

auf den Pflichtteil geſeßt ſein ſoll, der gegen eine

Anordnung im Teſtament gerichtliche Schritte

unternehmen wird ? RG. 385

Auslegung eines e- und Erbvertrags, in dem

Brautleute die allgemeine Gütergemeinſchaft

vereinbarten und für den Fall ihres beider

ſeitigen kinderloſen Todes die Schweſter der

Frau zur Erbin einſekten,für den Fall des Vor

ablebens des Mannes aber keine ausdrückliche

Beſtimmung trafen . Wert des Beſchwerde

gegenſtands im Erbiceinsverfahren . (BOB.

88 2084, 133). 0626. 106

Iſt 8 2094 BGB. anwendbar, wenn der Erblaſſer

ſeine Frau und ein erwartetes Kind je zur

Hälfte zu Erben einſeßt, das Kind aber tot

B. Landedrecht.

Rechtliche Eigenſchaft einer Fährgerechtigkeit und

der dem Berechtigten gebührenden Reichniſſe.

Zuſtändigkeit der Gerichte, wenn über die Reichs

nispflicht geſtritten wird. GHN. 29

2. vandelsrecht . Geſellſchaftsrecht.

Begriff des Kleingewerbes. Vorausſeßungen für

die Annahme eines faufmänniſchen Betriebs bei

einem Fiſchhandelsgeſchäfte. (HGB. $ 8_2, 4 ;

ADHGB. Art. 4, 10). DOLG. 47

Mehrere Firmen eines Kaufmanns (HGB, SS 13,

17, 18, 30, 50 Abſ. 3). DLG. 46

Inter welchen Vorausſetungen kann ein handels

geſchäftliches Unternehmen in ſeine Firma die

Bezeichnung als graphiſche Kunſtanſtalt auf

nehmen ? OHLG. 254

Sur Yuslegung des $ 18 Abſ. 2 HGB.: Mißbräuch

liche Verwendung der Bezeichnung Fleiſch

zentrale " . DILG. 388
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Verweigerung der Rechtshilfe in einer älteren

Sache (RVD . & $ 115, 1571 ; GVG. 88 157-160 ;

Art. 85 EG. RVD.). Q6LG. 105

Unzuläſſigkeit der Rechtshilfe (88 159 GVG. ,

2 FGG.). DLG. München 51

Zu & 200 GVG.: Die Reviſion kann nicht auf

die Mitteilung von Geſchworenen über den Her

gang bei der Beratung und Abſtimmung geſtüßt

werden. RG. 152

Kann ein Prokuriſt einer Aktiengeſellſchaft bei

der Anmeldung der Erteilung einer Profura

zum Handelsregiſter mitwirken ? (8 53 HGB .).

DOLG. 276

Muß ſich der lebenslänglich angeſtellte Hand

lungsgehilfe die Verſebung an einen anderen
Ort gefallen laſſen ? RG. 358

Umgebung des Wettbewerbsverbots. RG. 192

Wo befindet ſich die Hauptniederlaſſung einer

Attiengeſellſchaft ? Kann eine ſolche mehrere

Niederlaſſungen haben, von denen keine „Haupt

niederlaſjung" iſt ? (88 182, 50 Abſ. III BOB .).

DLG . 344

88 335 f . , 342 HGB .; ſtille Geſellſchaft oder Dar

lebensvertrag ? Auch Sicherungsübereignung

tann als „ Rückgewähr" angeſehen werden : 8 342

HGB. trifft aber nur eine ſchon in das Ver

mögen des Geſchäftsinhabers übergegangene

Einlage, die an ſich dem Zugriff der Gläubiger

ungehindert offenſtand und durch Herausnahme

dem Geſchäft wieder entzogen wird. Wenn eine

Einlage erſt nach der Sicherung erfolgt, ſo kann

von einer Verſchlechterung des Vermögens

ſtandes der Gläubiger überhaupt nicht die Rede

ſein ; eine Vereinbarung im Geſellſchaftsvertrag

ſelbſt fällt nicht unter $ 342. RG. 323

Kann der ſtille Geſellſchafter der Zweignieder

laſſung eines Bankgeſchäftsdas ihm zuſtehende

Prüfungsrecht durch einen bevollmächtigten be
eidigten Bücherrebiſor ausüben laſſen ? Erſtreckt

ſich das Recht auch auf die zwiſchen der Haupt

und Zweigniederlaſſung gewechſelten Schrift

ſtüde ? (S $ 338,118 HOB.; $ 716 BOB. ). D6LG. 26

Verſchwiegenheitspflicht des Bankiers. RG. 271

Iſt ein Bankier verpflichtet, ſeinen Auftraggeber

auf die wirtſchaftlichen Bedenken aufmertſam

zu machen, die gegen die Ausführung des Auf

trags ſprechen ? RG. 407

Haftung der Eiſenbahn für ſchuldhafte Transports

verzögerung innerhalb der tarifmäßigen Liefer

friſt (Art. 41 des internat. Uebereinkommens

über den Eiſenbahnfrachtverkehr i. d. F. vom

19. September 1906, § 466 HGB.).

ÕLG. Zweibrüden 281

Form eines Vertrags, der die Verpflichtung zur

Abnahme von Geſchäftsanteilen einer G.m.b. H.
enthält . RG. 407

Wiederherſtellung des gelöſchten Eintrags einer

durch Konkurs aufgelöſten G.m.b.H. Dauer und

Aufgaben des Liquidationsverfahrens. DOLG. 173

5. Zivilprozeß

Streitwert eines Kündigungsprozeſſes (83ZPO .).

OLG . München 76

$ 7 SPD. tann nicht auf perſönliche Dienſt

barkeiten angewendet werden . · RG. 192

Vernehmung von Streitgenoſſen als Zeugen . RG. 150

Auslagen für Lichtbilder und Ortsbeſichtigung

als Prozeßloſten (S 91 BPD ). DLG. München 52

Beruhen der im Rechtsſtreit erhobene und der

Koſtenerſtattungsanſpruch aus einem Vorprozeß

auf demſelben rechtlichen Verbältnis ? RG. 342

Koſtenhaftung des Nachlaßverwalters einer armen

Partei (88 114 ff. ZPD .). DLG. München 51

Rein Armenrecht zweds Anerkenntnis ($ 114 SPD .).

OLG. München 51

Wie iſt das Zurückbehaltungsrecht im Prozeſſe

zu behandeln? RG. 125

Erſabzuſtellung oder öffentliche Zuſtellung ? Nein

Verſchulden des Rechtsanwalts. RG. 210

Erbeblichleit des Vertagungsgrunds ($S 227, 224

8PD .). DLG . München 109

Wiedereinſeßung in den vorigen Stand; Vers

ſchulden eines ſonſt als zuverläſſig erprobten

Kanzleiangeſtellten fällt dem Rechtsanwalt nicht

zur Laſt; der mit der Behandlung des Ges

richtseinlaufs beauftragte Beamteiſt verpflichtet,

einen bei ihm eingelaufenen Schriftſap auf

Beſtimmung und Inhalt zu prüfen ($$ 233

Abſ. I, 232 Abſ. II, 238 Abſ. III BPD.).

DLG. München 132

Unabwendbarer Zufall. RG. 303

Wiedereinſepung in den vorigen Stand, unab

wendbarer Zufall. RG. 304

Feſtſtellungsintereſje bei der negativen Feſt=

ſtellungsklage. RG. 128

iſt eine Klage zuläſſig, die auf die Feſtſtellung

des Nichtbeſtehensvon Scadenserſaßanſprüchen

aus § 823 BGB. für die Vergangenheit und die

Zukunft gerichtet iſt ? Einfluß der nachträg

lichen Erhebung der Schadenerſasllage durch den

Beklagten auf die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungs

klage; kein Anſpruch auf Feſtſtellungsurteil, das,

ohne einen beſtimmten Rechtsſtreit zu ſchlichten,

auf die Entſcheidung einer reinen Rechtsfrage
hinauslaufen würde . RG. 69

Koſten des Verfahrens bei Zurücknahme des Ans

trags auf einſtweilige Verfügung wegen Vers

änderung der Umſtände. Befugnis des Bezirks

amts zur ſtaatsaufſichtlichen Prüfung gemeinds

licher Verträge auf Lieferung von elektriſchem

Strom ? (88 271, 93 ZPO.; Art. 1,159, 112

GemD .). DLG . Nürnberg 214

Teilweiſe Zurüdnahme der Klage duro Ulebergang

von der Feſtſtellungs- zur Leiſtungsklage. Still

ſchweigende Zuſtimmung des Betlagten zu dieſer

Zurücknahme. NG. 22

Heine Einrede der Rechtshängigkeit wegen eines

beim ausländiſchen Gerichte ſchwebenden Rechts

ſtreits, wenn ausſchließlicher inländiſcher Ges

richtsſtand vereinbart war. RG . 128

3. Gewerberecht.

Das Schanfrecht der Vierbrauer nach Art . 9 lit. b

Ziff. i des bayer. GewG. v. 30. Januar 1818 .

DHLG. 49

Anwendbarkeit des 8 26 GewO. auf Anlagen, die

vor dem Inkrafttreten der GewO. obrigteitlich

genehmigt worden ſind. RG. 253

Wie iſt die dreijährige Friſt des 857 Ziff. 3 GewO.

zu berechnen , wenn die Strafvollſtreckung unter

brochen und dem Verurteilten für den Reſt der

Strafe eine Bewährungsfriſt bewilligt worden

iſt ? VSH. 282

$ 120a GewD. als „ Schußgeſeb “ . RG. 208

Begriff des Wertmeiſters. Wettbewerbsverbot

($ 1331 Bew .). Bindung durch Ehrenwort. RG. 384

4. Gerichtsverjaſung.

Buſtändigkeit zur Verbeicheidung der Beſchwerde

und der weiteren Beſchwerde des Landesver

ſicherungsamtes gegen ein Amtsgericht wegen
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Schiedsgericht oder Schiedsgutachten ? Schieds

richter in eigener Sache. Einrede und Nichtigkeit

des Schiedsvertrags (88 1025 ff., 274 ff. BBO.,

$$ 317 ff ., 138 BGB.). ØLG. Nürnberg 175

Ablehnung eines Schiedsrichters, rechtliches Gehör

der Parteien vor dem Schiedsgerichte(8 $ 1032,

42 ff., 1034, 1041 SPD .). OLG. Nürnberg 52

Db die Anordnung einer Pflegſchaft fachlich be

gründet war, hat der Prozeßrichter nicht zu

prüfen. RG. 150

Ausſchließliche Zuſtändigkeit des Kaufmanns

gerichts. RG. 326

6. Konkursverfahren . Zwangsverſteigerung.

Wenn in einem Zwangsvergleich der Gläubiger
ausdrüdlich aufden Teil ſeiner Forderungver

zichtet, für den er in dem Zwangsvergleiche

teine Dedung erhält, ſo verliert er damit für

dieſen Teil der Forderung die Rechte aus einer

für ſie beſtehenden Hypothekvormerkung. Haf

tung des Rechtsanwalis, der als Vertreter des

Gläubigers einem ſolchen Zwangsvergleiche zu

ſtimmt. RS. 102

Beitritt zu einem einſtweilen eingeſtellten Ver

ſteigerungsverfahren wegen des Zubehörs.

OLG . München 309

.

Wirkung der Rechtstraft. DLG. München 155

Rechtskraftwirkung des Urteils ; Umfang des durch

die Klage erhobenenAnſpruchs. Folgen der Ver

weigerung der Eidesleiſtung ineinem anderen

Rechtsſtreit, freie richterliche Ueberzeugung,

Protokolle eines anderen Rechtsſtreitsals Ur

kunden. Nußungen einer rechtlos erhaltenen

Summe als Bereicherung, ſelbſtändige flage

hierauf nach rechtskräftiger Entſcheidung über

die Hauptſache, Verzichtauf Nußungen, Vers

jährung des Anſpruchs hierauf 88 322 1,

323 I, 463 ff., 415 ff., 286 SPD .: 818, 197BGB.

DIG . Nürnberg 390

Vorausſeßungen für die Anwendung des § 323

BPD RG. 209

Das Sericht darf die Erlaſſung eines Verſäumniss

urteils gegen den Beklagten nicht deshalb abs

lehnen , weil nicht feſtſteht, ob der Beklagte

Kriegsteilnehmer iſt, und der Kläger ſich weigert

eine Beſtätigung hierüber beizubringen .

DLG. München 450

Abänderung eines durch Beweisbeſchluß feſtges

ſtellten Eides ohne mündliche Verhandlung.

Wirkung des geleiſteten Eides. RG. 102

1. Zurüdverweiſung in die erſte Inſtanz, wenn

deren Urteil „ die Klage“ dem Grunde nach für

gerechtfertigt erklärt,die Begründung aber ſich

nur mit dem einen der beiden eingeklagten An

ſprüche befaßt ? 2. Auslegung eines nachträg

lichen Verzichtes auf Anſprüche wegen der

Mängel eines durch Kauf oder Tauſch erworbe

nen Grundſtüds; Wirkſamkeit eines ſolchen Ver

zichts im Falle argliſtigen Verhaltens des Ver

äußerers. RG. 68

Unrichtige Zurückverweiſung der Sache an das

Landgericht. RS. 192

Inwieweit kann ein nach 8 539 BPD. erlaſſenes

Urteil mit der Reviſion angefochten werden ?

Inwieweit iſt das Untergericht an ein ſolches

Ürteil gebunden ? RS. 210

Klage auf Dienſtlohn im Urkundenprozeſſe. RG. 23

Können öſterreichiſcheEhegatten die Zuſtändigkeit

der deutſchen Gerichtefür eine Klage auf Ehe

ſcheidung vereinbaren ? Kann eine ſolche Ver

einbarung wegen Irrtums angefochten werden?

RG. 45

Stann im Mahnverfahren der Anſpruch auf Duldung

der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte

Gut geltend gemacht werden ? LG. Eichſtätt 28

SPD. Š 695. Vollſtreckungsbefehl nach Zurück:

nahme des Widerſpruchs ? LG. Nürnberg 255

Inwieweit kann gegenüber einer Klage aus $ 717

BPD. eingewendet werden , daß der Geſchädigte

Rechtsbehelfe zur Einſtellung der Vollſtreckung

nicht benüßt habe ? Kann $ 831 BGB. auf das

Verhältnis des Auftraggebers zum prozeßbevoll

mächtigten Rechtsanwalt angewendet werden?

RG. 232

Begriff der Vollſtreckungskoſten ($$ 788, 106PO .).

DLG. München 51

Umfang des Pfändungsvorrechte für den Unters

halt unehelicher Kinder (SS 850 ZPO .; 4, 4 a

LohnBG .). DLG . München 347

Unzuläſſigkeit der Pfändung fünftiger oder un

beſtimmt bezeichneter Forderungen ($ 851 SPD .).

DLG . München 234

Hann eine Zwangs-Sicherungshypothek für eine

Forderung eingetragen werden , für die ſchon

eine durch Vertrag beſtellte Sicherungshypothet

eingetragen iſt ? ObLG . 360

Strafandrohung zur Erzwingung poſitiven Tuns.
RG. 151

7. Freiwillige Gerichtsbarkeit.

Zwangserziehung.

Aufſchluß aus Alten an Ordinariate.

LG. Memmingen 363

Zur Auslegung der 88 57 Nr. 6, 59 FGG., $ 1837

BGB. DbLG. 306

Einem vor dem Inkrafttreten des BGB. wegen

Geiſteskrankheit Entmündigten ſteht das Bes

ichwerderecht des § 59 FGČ. auch dann nicht.

zu, wenn anzunehmen iſt, daß er unter der

Herrſchaft des BGB. nur wegen Geiſtesſchwäche

entmündigt worden wäre. DOLG. 428

Aus welchen Gründen kann bei ſtreitigen Rechts

verhältniſſen eine Geſellſchaft m . b. H. das

Regiſtergericht die Verfügung bis nach der Ents

ſcheidung des Rechtsſtreits ausleben ? ( 8 127

FGG.) . DOLG. 211

Kann die Verwaltung& behörde die Schreibweiſe

eines Namens mit bindender Wirkung für das

mit dem ſtandesamtlichen Berichtigungsvers

fahren befaßte Gericht feſtſtellen ?' ( Peristo .

88 65, 66). DbLG. 359

Inwieweit hat der Regiſterrichter das ordnungs

mäßige Zuſtandekommen des Generalverſamm

lungsbeſchluſſes einer Genoſſenſchaft zu prüfen ?

Darf er einen ſaßungswidrig zuſtande gekom

menen Beſchluß eintragen ? (S$ 16, 51 GenG .).

DOLG. 307

Unter welchen Vorausſeßungen können vorläufige

Maßregeln nach Art. 4 Abſ . 2 SWEG. an

geordnet werden ? DLG. 254

Großeltern haben gegen die Anordnung der

Zwangserziehung über einen Entel in der Regel

tein Beſchwerderecht (ZwEG . Art. 4, 12 ; FGG.

88 20 , 57 Abſ . 1 Ziff. 9, Abſ. 2 ). DÉLG . 172

Zu den Koſten der Zwangserziehung i . S. des

Art . 8 ZwErzG. gehören nur ſolche, die auf die

Zwangserziehung ſelbſt erwachſen ; Abgrenzung

gegenüber den von der Armenpflege zu tragenden

Koſten . VGH. 196
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8. Grundbuchweſen. $ 184 Nr . 3 StGB. iſt auch dann anwendbar,

wenn ein beim Beiſchlaf zu benüßender Gegen
Kann die Verpfändung des Nacherbenrechts in das

ſtand nur verheirateten Perſonen angeboten
Grundbuch eingetragen werden ? (GBO. 88 19,

worden iſt. Zum Begriffe der Ankündigung
22, 40, 52) . RG. 123

oder Anpreiſung gegenüber dem „ Publikum “.
Zur Auslegung des 8 40 GBD . DELG. 305 RG. 275

Zur Auslegung des § 54 GBD. DÉLG. 327 Bu $ 184 Abſ. 1 Nr. 3 StGB.: Ankündigung oder

Welche Vorſchriften gelten in Bayern für die An
Anpreiſung gegenüber „dem Publikum “. RG. 447

legung eines Grundbuchblattes für reale Bes Bu § 196 StGB.: Antragsberechtigung des Gar

werbeberechtigungen ? (EG.BOB. Art. 74;AG. niſonsälteſten. RG. 447

GBD. Art. 17 ; GBD. $ 83 ; DA. GrBAe. Abgrenzung des Anwendungsgebietes der 88 242

88 510 ff., Art. 10 GrAnlG .). DÉLG. 72 und 370 Nr. 5 StGB. bei fortgeſeßter Ents

Löſchung einer altrechtlichen Verfügungsbeſchräns wendung . RG. 408

kung im Grundbuch (Art. 189 EGBGB .). RG. 193 Macht ſich der gegen Proviſion arbeitende Agent
einer Verſicherungsgeſellſchaft des Betrugs

9. Gerichtskoſten. Gebühren.
ſchuldig , wenn er durch Irrtumserregung den

Abſchluß von Verſicherungsverträgen herbei

Formelle Erforderniſſe einer gerichtlichen Wert= führt , bei denen die Verſicherungsnehmer für

feſtlegung; Streitwert eines Urreſts ; Anwalts ihre Verpflichtung zur Prämienzahlung einen

beſchwerde (58 16 ORG .; 3,6 3PD .; 12 RAGD.). entſprechenden Gegenwert durch die Verpflich

DLG. München 234 tung der Verſicherungsgeſellſchaft zur Ent

Iſt der Antrag nach $ 16 GKG . dem Anwalts ſchädigung erhalten ? Welche Bedeutung kommt

zwang unterworfen ? Iſt in jedem Fall das hier der Möglichkeit zu, daß die Verſicherunge

Urteil der Vorinſtanz als im ganzenUmfang nehmer den Vertrag anfechten und ihnen das

angefochten anzuſehen, wenn die Rechtsmittel durch Koſten erwachſen ? RS. 171

ſchrift nur die Anmeldung des Rechtsmittels, Tateinheit oder mehrheit bei gleichzeitigem Ge

nicht aber auch einen beſtimmten Antrag ent- brauchmachen von mehreren gefälſchten Ur

hält ? Streitwert in der Berufungsinſtanz. tunden ? Liegt in der betrügeriſchen Bewirkung

OLG . Bamberg 430 einer Gutſchrift ſtets eine Vermögensbeſchädi
Gebührenpflicht des Verweiſungsbeſchluſjes nach gung i . S. des § 263 StGB . ? RG. 304

$ 697 ZPO. DLG. Augsburg 175
$ 267 StGB. feßt den Willen voraus, auf den

Der Verweiſungsbeſchluß nach S 697 3PD . iſt Rechtsverkehr einzuwirken. RG. 253

nicht gebührenpflichtig. DLG. Bamberg 213 Urkundenfälſchung durch Fälſchung des Blankos

Für die Rückſendung der bei der Reviſiongeinlegung indoſjaments des Bezogenen auf einem Wechſel,

vorzulegenden Ausfertigung des angefochtenen der weder in blanco atzeptiert iſt noch einen

Urteils dürfen Poſtgebühren nichterhoben werden Ausſtellungsvermert und das Giro des Aus

( GNG . $ 80 b). DOLG. '48 ſtellers aufmeiſt ? Wann hat die Namensunter

Keine Koſtenfeſtießung bei außergerichtlichem Ver- ſchrift die Bedeutung einer rechts- und beweis

gleiche. DOLG. Augsburg 234 erheblichen Urkunde? Feſtſtellung des Gehilfen

Zuſtändigkeit für die Feſtießung der Koſten im
vorſages bei der Beihilfe zur Urkundenfälſchung.

RG. 23

Privattlageverfahren. Weder der Privatfläger
Liebesbriefe als rechts- und beweiserhebliche Urs

noch der Angeklagte hat in dieſem Verfahren kunden . RG. 128

das Recht der weiteren Beſchwerde. DbLG. 108
Verfälſchung von Aufrechnungsbeſcheinigungen

Reiſekoſten der Gendarmen bei Wahrnehmung nach § 1419 RVD. Wirkung der Rechtskraft

eines gerichtlichen Terming . DOLG. 155
von Strafbeſcheiden der Verſicherungsämter.

Gebühren des Verteidigers in Wiederaufnahmes RG. 193

verfahren . DOLG. 279 Unterdrücken einer dem Täter nicht oder nicht

Die Gebührenermäßigung nach Art. 14 Sat 2 ausſchließlich gehörigen Urkunde (§ 274 Nr. 1

Abf.3 GehG . tritt nicht ein, wenn die Rechte aus
SIGB.). RG. 408

dem Meiſtgebot in der Zeit zwiſchen dem Ver Der Tatbeſtand der Beihilfe zu dem Vergehen

ſteigerungstermin und einem zur Verfündung
des & 284 StGB. wird nicht ſchon dadurch erfüllt,

der Entſcheidung über den Zuſchlag anbe
daß jemand die Wetten dritter Perſonen an einen

raumten weiteren Termin oder erſt in dieſem
Budmacher weitergibt. RG. 25

lepteren Termin abgetreten worden ſind. DbLG . 344 Verhältnis zwiſchen $ 284 SIGB. und SS 3, 6

Beſchwerdegegenſtand bei Beſchwerden wegen Er NennWett . RG . 233

teilung eines Erbiceins, wenn Grundſtücke zum Die ſog . Fünfzehnhundertmart- Verträge und der

Nachlaſſe gehören. DHLG. 46 $ 288 StGB. DÉLG. 361

Bauwerk i. S. des § 305 StGB. RG. 342

10. Strafrecht. i 8 352 StGB. iſt nicht anwendbar, wenn ein Be

A. Heidsrecht.
amter überhaupt kein Recht zur Gebühren

erhebung hat. RG. 172

a) Strafgeſe buch . Der bayeriſche Depeichenträger iſt Beamter i . S.

Anrechnung der Unterſuchungshaft ( $ 60 StGB.) des 8 359 StGB.; Bedeutung beamtenrechtlicher

bei Bildung einer Geſamtſtrafe nach $79 StGB. Vorſchriften der Bundesſtaaten für die Beamten

RG, 253 eigenſchaft. DOLG. 361

Bringt ein außergerichtlicher Vergleich einen Straf- Zu $ 360 Nr. 8 StGB .: Wer darf in Bayern das

antrag zum Erlöſchen, ohne daß dieſer der Be- Wort „ von “ vor ſeinem Namen führen ? DOLG . 430

hörde gegenüber zurückgenommen worden iſt? Unter welchen Vorausſetungen iſt ein mit der

ObLG. 346
Ausübung eines Gewerbes verbundener ruhe

,,Ankündigen " und Anpreiſen " i . S. des S 184 ſtörender Lärm nach 8 360 Nr. 11 StGB.

Abj. 1 Nr. 3 StGB. RG, 233 ſtrafbar ? ObLG. 174
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Iſt das „ Leichenbitten “ als Bettel zu erachten ?

DÁLG. 449

Zum Grundſaße der Spezialität im Auslieferungs

verkehr beſonders mit Deſterreich ; darf wegen

Vergehens des Diebſtahls verurteilt werden,

wervon dort wegen ſchweren Diebſtahls aus
geliefert iſt ? RG. 343

b) Nebengeſepe.

Der Inhaber eines Wandergewerbeſcheins bedarf

neben dem Drudſchriftenverzeichnis noch des

Legitimationsſcheins nach § 43 461.1 Gemp .

zur Ausübung der daſelbſt bezeichneten Bes

triebsart. DÉLG. 211

Zum Begriffe deg gewerbsmäßigen Vermittelungs

agenten für Darlehen ; iſt auch die auf Vers

ichaffung eines Bankkredits beſonders in der

Form des Kontokorrents abzielende Tätigkeit

die eine ſolchen Agenten ? D6LG. 345

Verhältnis des $ 153 Gemp. (Streitparagraph)

zu dem eine härtere Strafe androhenden all

gemeinen Strafgeſebe. DOLG. 308

Der Vormund iſt nach § 153 Gew .. ſtrafbar,

wenn er ſein Mündel durch Anwendung der

in dieſem Paragraphen genannten Mittel zur

Teilnahme an einem Streil zu beſtimmen ver

ſuot. Q6LG. 131

Poſtzwang ( S $ 1 , 2 und 27 Nr. 1 Boſt(S .). 1. Zum

Begriff „erpreſſer Bote“. 2. Die Beförderung

poſtzwangspflichtiger Gegenſtände, die ein bes

zahlter Angeſtellter für ſeinen Geſchäftsherrn

bewirkt, iſt nicht notwendig eine Beförderung

„ gegen Bezahlung " i . S. des 8 i PoſtG.

3. Welcher Ort gilt als Urſprungsort einer

Zeitung ? Möglichkeit eines doppelten Ur

ſprungsortes; fann der Verleger beſtimmen,

welcher Ort als Urſprungsort gelten fou ?

4. Liegt eineVerleßung des Poſtzwangs darin ,

daß einem Boten, der gegen Bezahlung poſt

zivangspflichtige Gegenſtände befördert, folche

unentgeltlich auch noch von einem anderen Ab :

ſender mitgegeben werden ? RG. 151

Iſt ein Kaufmann fo frant, daß er die Bilanz

auc unter Mitwirkung einer Hilfskraft nicht

ziehen kann , ſondern durch einen andern ziehen

laſſen müßte, ſo kann er für die Unterlaſſung

nicht geſtraft werden. RG. 172

Dürfen die Kundſchaft ( „ Faſſon “) und andere wirt

Tchaftliche Güter, die keinen beſtimmten Vers

mögensgegenſtand darſtellen, als Aktivum in

die Bilanz eingeſtellt werden ? RG. 446

Beginn und Dauer der Impfpflicht und der ſtraf

rechtlichen Verantwortlichkeit der geſetzlichen

Vertreter . OLG . 212

Begriff des „ Auftaufens “ von Tieren im Sinne

der Vorſchriften zur Verhütung von Viehſeuchen .

NG . 105

„ Feſtlegung“ der Hunde auf Grund des Vieh

Teuchengeſebes. RG. 128

Darf allgemein angeordnet werden, daß auch

andereš Fleiſch als friſches Fleiſch einer abers

maligen amtlichen Beſchau unterworfen werde?
DOLG . 75

Vorausſeßungen für die formelle Gültigkeit einer

ortspolizeilichen Vorſchrift. Was verſteht man

unter Vertrieb i. S. des S 20 Abſ.2 FleiſchbG .?

Nur der Vertrieb friſchen Fleiſches darf dem

Beſchauzwang innerhalb der Gemeinde unter

worfen werden ; darüber hinausgehende orta

polizeiliche Vorſchriften ſind ungültig. RG. 193

Wann darf ein Getränke als „ Heidelbeerwein “ be

zeichnet werden ? Verfälſchung eines ſolchen

Getränkes. Handelt der Herſteller fahrläſſig

i . S. des § 11 NMG., wenn er die ihm von

anderen gelieferten Stoffe nicht prüft ? RS. 70

Verſchnitt von Traubenmaiſche mit Wein oder

Moſt. RS. 104

Ueberſtreckung des Weines und Verkauf als eine

einheitliche ſtrafbare Handlung. RG. 72

Erlaubte Zuckerung. RG. 233

Vorausſeßungen der unerlaubten Zuckerung des

Weing . Welchen Zweck muß der Zuckernde im

Auge haben ? RG. 71

Begriff des weinähnlichen Getränkes.Verwendung

von Tamarindenmus bei der Herſtellung eines

weinähnlichen Getränkes. RS. 104

Vogelſchußgeſeß : Die Verjährung hindert nicht

die Einziehung der geſchüßten Vögel; $ 1 der

VD. vom 19. Oktober 1908 trifft entgeltliche

Verträge jeder Art. DOLG. 131

Der Vorjat i . S. des 8 1492 RVO.; muß er

ſchon zur Zeit der Lohnabzüge vorhanden ſein ?
RG . 326

Zu $ 14 Waren33. , 15 WettbewG.: auf Grund

welcher Beſtimmung iſt der Kaffeehausbeſiber zu

beſtrafen, der gewöhnlichen Kaffee in Taſſen ver:

ichänkt, die durch ein auf ihnen angebrachtes

Warenzeichen den Anſchein erwecken, als ſei zur

Herſtellung des Getränkes der von dem In

haber des Warenzeichens in Verkehr gebrachte

koffeinfreie Staffee verwendet ? RG. 427

Beſtrafung aus $ 16 WZG. wegen Mißbrauchs

des Wortes Camembert. RG. 343

Der Begriff des „Unternehmens“ einer ſtraf

baren Handlung, beſonders i. S. des § 134
Ver38 RG. 327

Unterſchied zwiſchen solldefraude und Ordnungs:

widrigkeit . Der $ 135 3V6 umfaßt dievollendete

und die verſuchte Bollhinterziehung; untaug

licher Verſu . DOLG. 449

Die verbotene Einfuhr von Süßſtoff aus der

Schweiz nach Deutſchland und von hier nach

Deſterreich tann zwei ſelbſtändige ſtrafbare Hand

lungen i. S. deš § 74 StGB. enthalten , auch

wenn die Wiederausfuhr nach Deſterreich von

vornherein geplant geweſen iſt. RG. 24

Hann ein deutſches Gericht einen Deutſchen be

ſtrafen , der von der Schweiz aus nach Deſter

reich Saccharin einſchmuggelt, ohne Deutſch

land zu berühren ? ($ 17 ZollN. v . 6. Dez. 1891 ).

NG . 275

B. Landedrecht.

Unter welchen Vorausſeßungen darf erlegtes Wild

oder deſſen Erlös eingezogen werden ? wie iſt

der Ausdruck „ können “ in Art. 18 PSGB. und

in $ 42 StGB. aufzufaſſen ? ObLG. 329

Vorausſebungen für die Rechtsgültigkeit einer nach

dem Art. 67 Abſ. 2 ⓇStGB. angeordneten Maß=

regel. ObLG. 154

Der Schlachthaugzwang darf auf die Schlachtung

von Schweinen für den eigenen Hausbedarf

ausgedehnt werden . ObLG . 309

Kann die Gültigkeit einer auf Grund des Art. 75

PStGB.erlaſſenen geſundheitspolizeilichen Vor

ſchrift durch einen Wechſel inden hygieniſchen

Anſchauungen berührt werden ? Was iſt unter

„ reinem Mehl“ zu verſtehen ? DOLG , 389

zu Art . 101 POB .: Rann die Haupolizeibebörde

das Anſtreichen von Fenſterläden verlangen ?

Verjährung von Baupolizeiübertretungen .

LG. Memmingen 451

P
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Unterſchied zwiſchen § 367 Nr.15 StGB. und

Art. 101 BStGB.; was verſteht man unter

heizbarem Zimmer i. S.der Bauordnung?DLG . 28

Umfang der Verpflichtung der in Art . 143 Ziff. 1

PSIGB. genannten Gewerbetreibenden , be

ſonders der Bierwirte zum ſichtbaren Anſchlage

der Preiſe ihrer Verlaufsgegenſtände. DbL8. 448

Zur Auslegung des Art. 92 Ziff. 1 ForſtG . DbLG. 329

Verhältnis zwiſchen Forſtberechtigungen und forſt

polizeilichen Vorſchriften in der Pfalz. OLG. 277

Wer ohne behördlicheGenehmigung eine Brüde

baut, iſt nach dem Waſſergeſebe, nicht nach dem

8 367 Nr.15 StGB. ſtrafbar. DbLG. 213

Verpflichtet auch ein formloſer Kaufvertrag zur

Anzeige nach Art. 2 888. ? DOLG . 173

Hundeabgabengeſeß . Die von den Geineindever

waltungen für die Anmeldung der Hunde bes

kannt gegebenen Amtsſtunden ſind von den

Hundebelißern bei Vermeidung der Beſtrafung

einzuhalten . DOLG. 107

Luſtbarkeitsſteuer. Was verſteht man unter Ver

anſtaltung einer öffentlichen Luſtbarkeit. DbLG. 48

Wandergewerbeſteuergeſek. Bedeutung und Trags

weite des Begriffs : landwirtſchaftliche Tätig

teit “ . DOLG. 49

11. Strafprozeß.

Iſt es zuläſſig, daß ein Verteidiger einen Beugen,

der nac Belehrung durch den Vorſißenden

fich des Zeugniſſes entſchlagen hat, noch darüber

belehrt, wað er als Zeuge befunden ſol ? Muß

der Vorſißende dem Verteidiger eine ſolche Bes

lehrung geſtatten ? RG. 129

Beamte der bayeriſchen Unterſuchungsanſtalten

für Nahrungs-und Genußmittel als Hilfsbeamte

der Staatsanwaltſchaft. Ablehnung dieſer Bes

amten als Sachverſtändige. RG. 70

Wie iſt in dem Falle des § 111 StPO. zu vers

fahren ? Wer iſt der Verlebte ? DOLG. 27

Hängt die Anwendung des 8208 StPD. von der

Erhebung der öffentlichen Klage ab ? DÉLG. 308

Neue Tatſachen i . S. des § 210 StPO. RS. 427

Beweisantrag oder Beweisermittelungsantrag ?
RG. 409

Undeutliche Belehrung über die Veränderung des

rechtlichen Geſichtspunkts ($ 264 StPO.) . RG . 327

Rein Berichtigungsverfahren , wenn die Ger

ſchworenen die Fragenach der Strafbarkeits

einſicht verneinen und zugleich die Frage nach

mildernden Umſtänden bejahen. RG. 129

Die Reviſion kann aufVerleßung des 8 415 StPO.

geſtüßt werden . Ein Vergleich im Privatllage

verfahren verbraucht nicht die Straftlage zus

ungunſten andererzur Privatklage Berechtigter.
D6LG. 108

Prozeſſuale Stellung eines geiſtestranten, aber

nicht entmündigten für ſichund als geſeblicher

Vertreter ſeiner Tochter auftretenden Privat

klägers. DOLG. 389

Unter welchen Vorausſeßungen und zu welchem

Zeitpunkt iſt der Beſchluß über Entſchädigung

für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft zu

faſſen ? DbLG. 27

1

12. Staatsrecht und Verwaltungsrecht.

Ausübung öffentlicher Gewalt . RG. 192

Ausübung der Jagd auf ausmärkiſchen Bezirken.

VGH. 52

Emeritierung und Gehaltsſperre (Art. 187, 211

BG. , M. VO . v. 6. Sept. 1908, GVBI. S.681).

DLG. München 279

Die Verwaltungsbehörden ſind zur Entſcheidung

über einen Anſpruch aus dem Kirchen- und

Piarrverband auch dann zuſtändig, wenn der

Hläger ausdrücklich erklärt,ſeinen Anſpruch nicht

ausdieſem Verbande, ſondern aus einem privat

rechtlichen Vertrag abzuleiten . GHR. 214

D. Gefekgebung und Verwaltung.

1 . | Das Geſeß gegen den Verrat militäriſcher Ges

GeſebgeberiſcheMaßnahmen aus Anlaßdes Krieges. 331 heimniſje . 284

2. Bürgerlichee Recht.
Herſtellung von Malzwein . 312

312

Vertretung des Reichsfiskus.
Herſtellung von Kognak.

156

Geleß vom 14. Mai 1914 zur Aenderung des Ges
6. Gerichtsverfaſſung.

ſeßes über die gemeinſamen Rechte der Beſiper

von Schuldverſchreibungen vom 4. Dezember Die Beſchäftigung von Hilfsrichtern beim Reichs

1899 256 gerichte. 32

Bayer . Seſef über den Kriegszuſtand vom
3. Handeld-, Wechſel- und Shedrecht.

5. Nov. 1912. 364

Das Geſeß zur Aenderung der $$ 74, 75 und des

$ 76 Abi HOB. 311 7. Gebühren .

Das Poſtichedgeſek. 196
Das Geſeß betr. Aenderung der Gebührenordnung

Das Geſet über die Folgen der Verhinderung für Zeugen und Sachverſtändige. 311

wedſel- und ſchedrechtlicher Handlungen im Geſeß vom 21. Auguſt 1914 über Aenderungen
Ausland. 216

im Gebührenweſen. 348

Bekanntmachung des Bundesrats vom 29.Auguſt

1914 betr. dieweitereVerlängerung der Friſten
8. Verſicherungerecht.

des Wechſels- und Scheckrechts. 348

Die Bekanntmachungen vom 30. Dezember 1913,
4. Zivilprozeß.

den Vollzug des § 169 der Reichsverſicherungs

Aenderung der Zivilprozeßordnung. 311 ordnung betr , und vom 31. Dezember 1913, die

Krankenverſicherungspflicht der im Juſtizdienſt

5. Strafrecht. beſchäftigten Perſonen betr. 56

Bayer. Geſeß vom 21. Nuguſt 1914, betr. die Ab- Die Beiträge zur Kranken-, Invaliden-, und An
änderung des AG. GVG. 364 geſtelltenverſicherung. 156

1
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I. Syſtematiſches Berzeichnis. XV

9. Kirchenrecht.

Verwaltung des Kirchenſtiftungsvermögens. 256

10. Staaterecht und Verwaltung .

Armengeſet vom 21. Auguſt 1914. 348

Der Vollzug des Reichs- und Staatsangehörigs
teitsgeſebes . 284

Die Azetylenberordnung. 32

Schulpflichtverordnungen . 79

Die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 80

Die Leumundszeugniſſe und die polizeilichen Pers

fonalatten . 112

Das Bayeriſche Zentralpolizeiblatt. 112

13. Juſtizverwaltung.

Die Strafregiſter. 32

Das Rechnungsweſen bei den Strafanſtalten . 80

Die Mitteilungen der Staatsanwälte, Amtsan

wälte und Gerichte. 112

Die Behandlung der Alten in Begnadigungsſachen . 112

Geſchäftsbereinfachung. 176

Die Ermittelung früherer Beſtrafungen der An

geklagten und der Zeugen. 176

Die Verſorgung der Notare und ihrer Hinter
bliebenen. 236

Die Vorbedingungen für den höheren Juſtiz- und

Verwaltungsdienſt. 236

Dienſtaufſicht über die Gewerbes und die Kauf

mannsgerichte. 364

11. Bertehr &wejen .

Die Poſtordnungen . 56

Die Koſten der Stellvertretung der vor Juſtiza

oder Verwaltungsbehörden geladenen Beamten

der Verkehrsverwaltung. 392

14. Statiſtit.

Zur Statiſtik der Uebertretungen . 256

Statiſtiſches zu dem Geſeße vom 19.Juni 1912,

betreffend die Aenderung des Strafgeſepbuchs . 311

12. Militärverwaltung.

Militärweſen . 236

Die neuen Beſtimmungen über die Beurlaubung

der Militäranwärter vom 1. Januar 1914. 56

15. 3nternationales Recht.

Der Rechtshilfe- und Auslieferungsverkehr mit

Bulgarien . 132

Der Auslieferungsverkehr mit Panama. 132

E. Spracheđe.

Aus der Rechtsſprache des Reichsgerichts.

132 „ Frau Erſte Staatsanwalt“ .

236 Ein einfaches Mittel.

oder aber.

Ein gemeingefährliches Wort.

,,Aus dieſem Grund fällt Klage nötig" .

80 312

312

332



II . Alphabetiſches Verzeichnis.

(Die Zahlen bedeuten die Seiten .)

382 f .

340 f .

A. Anſpruch aus Kirchen- und Pfarrverband, Zu

ſtändigkeit zur Entſcheidung
214

Ablehnung der Beamten der bayer.Unterſuchungs der Hinterbliebenen eines tödlich Verunglüdten

anſtalten für Nahrungs- und Genußmittel als aus Vertrag 342

Sachverſtändige 70 des Minderjährigen auf Preberichtigung

der Eröffnung des Hauptverfahrens wegen Un auf Mäklerlohn, Kenntnis des Geſchäftsherrn von

zuſtändigkeit des Gerichtes 228 der Mäklertätigkeit 384

Ablöſungsrecht des § 268 Abſ.1 (1150) BGB. des durch dienſtliche Ueberlaſtung geſchädigten Be

Ausübung durch den Inhaber eines Rechtes, das amten auf Schadenserſatz
386

im Range zwiſchen mehreren Hypotheken des Be- Antrag des Ehemannes auf Eintragung ſeiner Frau

friedigung verlangenden Gläubigers ſteht 20 als Miteigentümerin eines Grundſtüctes
81 f .

Abtretung
aller fünftigen Forderungen

444 Antragsberechtigung

447

- einer Briefhypothef 383 Anw a chiung eines Erbteils 126 f .

Abweſenheitspfleger
bei Erbſchaftsanfall

von Anwaltsbeſch
werde

234

Verſchollenen 25 A nwalts z tv ang beim Antrag nach § 16 GNG. 430

Vorausſeßungen für die Auſſtellung 305
Anwendung von öſterreichiſchem Recht auf eine von

Klage und Zwangsvollſtredung gegenihn einem Deſterreicher in Deutſchland geſchloſſene
Adelsprädikat „von“, Führung in Bayern 430 Ehe 313 ff .

Attiengeſellſchaft
, Bargründung

417 Anzeigepflicht des Güterzertrümmerers auch bei

Nachgründung 417 formloſen Kaufvertrag 173

Gründerverantwortung 417 Argliſt des Veräußerers
68

qualifizierte Gründung 419 des Vermieters beim Abſchluß des Mietvertrags 230

Einzahlung auf die Aktien 418 Argliſteinrede, allgemeine 358

Hauptniederlaſſung 344 f. Armengeſep vom 21. Auguſt 1914 348

mehrere Niederlaſſungen ohne Hauptniederlaſſung 344 f . Armen recht zwecks Anerkenntnis
51

Aktive Armee i. S. der Gemo. 415 Aerzteverein , Ausſchließung 207 1 .

Amtsanwälte , die neuen Dienſtvorſchriften für — 12, 15 Auffaufen von Tieren , Begriff
105

Amtsbefugnis , Ueberſchreitung 447 f. Aufrechnung gegen die Aktiendeckungsſchuldigkeit 418

Amneſtie 413 linzuläſſigkeit 424

Anbau an der Grenze 1. Nommunmauer und Ueberbau im Verteilungsverfahren der Zwangsverſteigerung 103

Aenderung der Zivilprozeßordnung 311 des Erſtehers im Zwangsverſteigerungsverfahren 379ff.

- der S$ 74, 75, 76 Abſ. 1 HGB. 311 Aufrechnungsbeſcheinigung nach § 1419 KVO.,

der Gebührenordnung für Zeugen und Sach Verfälſchung
193

verſtändige 311 Aufrechnungsverbot
424

im Gebührenweſen, Geſetz vom 21. Auguſt 1914 348 Aufſchluß aus Aften an Ordinariate

des Kriegezuſtandsgeſebes 364 Aufſicht des Vormundſchaftsgerichtes
36

des AG GVG .
364 A ufſtellung gefährlicher Anlagen

253

Anerkennung des Anſpruches i . S. des 8208 BGB. 20 Aufwa ndsentſchädigung, unpjändbar, uns

Anfechtung des Mietvertragswegen argliſtiger übertragbar
311

Täuſchung 230 Aufzug, Unfall

Angehörige des bayer. veeres , vaſtung des Ausführungsbeſtimmungen vom 15. Sep

Staates für ſie 7 ff. tember 1913 zum Reichsſtempelgeſetz
176

- Amtspflichtverleßung 9 des Bundesrats vom 8. November 1913 zum Wehr

Ankündigung gegenüber dem Publikum 233, 275, 447 beitragsgeſep 176

Anlagen, gefährliche, Aufſtellung
253 Ausgleich) u ng zwiſchen Geſamtſchuldnern 425

Anmeldung der Erteilung einer Prokura zum Auskunft, unrichtige
67

yandelsregiſter 276 Auslegung von Teſtamenten 170 f .

Annahme an Rindes Statt des eigenen Enkels 409 des Art. 92 Ziff. 1 des bayer . Forſtgeſetzes 317 ff., 329

An preiſen i . S. des § 184 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. 233 des § 54 OBO. 327 ff.

– gegenüber dem „ Publikum “ 275 f . des bayer. Fideikommißediktes
395 ff .

Anſpruch , Grund und Betrag 426 Auslieferung aus Bulgarien
132

auf Anerkennung i . S. des $ 208 BGB . - aus Panama 132

auf Duldung der Zwangsvollſtredung in das ein- Auslieferungsverkehr, Spezialität
343

gebrachte but im Mahnverfahren Ausſchlagungsfriſt des § 2306 BGB ., Beginn 21

auf Erfüllungsintereſſe bei argliſtiger mündlicher Ausſchließung aus einem Vereine 110

Zujicherung eines beſtimmten Flächeninhaltes eines aus einem Aerztevereine 207 1 .

(Grundſtüdes 12 der Widerruflichfeit des Mäflerauftrages
169

wegen Erteilung einer umrichtigen Auskunft 67 Ausſe iz u ng der Verfügung des Regiſtergerichts 211

- auf Notweg, Vorausſetungen 191 Ausion berungsrecht 444

363

444 f .

20

28



II . Alphabetiſches Verzeichnis. XVII

268 f.

Ausſpähung militäriſcher Geheimniſſe 338

Ausſtandsverzeichnifie, gemeindliche, Zwangs

bollſtreckung auf Grund von

Ausübung anvertrauter öffentlicher Gewalt durch

Angehörige des bayer . Heeres 9

öffentlicher Gewalt 192

Außerverfolgungießung , Rechtskraft 427

Automatenfirmen fog . Verträge mit nichtig

oder anfechtbar 225 f.

Azetylenverordnung

56

/

231 f .

Betrug bei Abſchluß von Verſicherungsverträgen

durch den gegen Proviſion arbeitenden Agenten 171

Bettel 449

Beteiligung i . S. des § 11 PreßG.
383

Beweisantrag und Beweisermittlungsantrag 409

Beweisbeſchluß auf Eid 102

Beweislaſt hinſichtlich derBegründung einerSchuld 169 f.

beim eigenhändigen Teſtament

Bezirksamt, Befugnis zur ſtaatsaufſichtlichen

Prüfung gemeindlicher Verträge auf Lieferung

von elektriſchem Strom 214

Bierbrauer, Schanfrecht
49

Bierpreis , Anſchlag
448

Bilanz , Aktivpoſten 446

Unterlaſſung ihrer Ziehung wegen Krankheit 172

Bottich , Beſtandteil eines Brauereigrundſtückes ? 99 f .

Briefhypothet, Klage auf verſchaffung des Hypo

thekenbriefs
383

Brüdenbau ohne Genehmigung 213

Buch mach er
24

Bürgenhaftung 442

Bürgſchaft gegenüber einer Firma 252 f .

Form und Vorausſebung
431

Bürgſchaftsleiſtung
, Geſamtſchuldneriſche 427

C.

„ Camembert“ als Herkunftsbezeichnung
343

D.

Darlehensvertrag oder ſtille Geſellſchaft 323 ff .

Depeſchenträger
361

Dienſtvorſchriften, die neuen für Amtsanwälte 12, 15

-

129 F.

B.

Bantier , Verſchwiegenheitspflicht 271

- Zeugnisverweigerungsrecht 272

Verpflichtung zur Aufklärung des Auftraggebers 407
Bargebotserhöhungen 242 ff . , 264 ff.

Bargründung 417

Bau auf der Grenze f. Kommunmauer und Ueberbau

Bauplan , Abweichung vom 452

Baupolizeiliche Auflagen
451

Baupolizeiliche Uebertretungen , Verjährung 452

Bauvollendungsanzeige 452

Bauwert i. S. des § 305 ŠtGB. 342

Bayeriſches Heer , Haftung des Staates für An

gehörige des bayer. Heeres 7 ff.

Bea mtë der bayer. Unterſuchungsanſtalten für

Nahrungs- und Genußmittel 70

Beamter i. S. des § 352 StGB. 172

Bedingung , Einwirkung auf den Eintritt 443

Begnadigungsjachen, Aftenbehandlung 112

Beihilfe zur Urkundenfälſchung 23

zum Vergehen nach § 284 SIGB. 24

Beiſtände beim Sühnetermin in Beleidigungsſachen 339f.

Beiträge zur Kranken-,Invaliden- und Angeſtellten

verſicherung 156

Beitritt zu einem einſtweilen eingeſtellten Zwangs

verſteigerungsverfahrens wegen des Zubehörs 309

Bekämpfung übertragbarer Nrankheiten 80

Belehrung über Zeugnisverweigerungsrecht

Berechnung der Strafzeit 421

der Beſißveränderungsgebühr beim Erwerb eines

Geſellſchaftsgrundſtückesdurch einen Geſellſchafter 61 ff.

der Gegenſtandsſumme eines Teſtamentes

des pfändbaren Gehaltes oder Lohnes 401 ff.

Berichtigungsverfahren

129

Berichtigungsanſpruch 1. Anſpruch

Beſchlagnahme auf Grund des dinglichen oder

des perſönlichen Vollſtreckungstitels 441

Beſchlagnahmte Sachen , Verfügung darüber

im Strafverfahren 27

Beſchlüſſe, amtsgerichtliche, deren Zuſtellung

37, 57, 113, 167

Beſchwerde, ſofortige, wegen Ablehnung der

Erlaſſung eines Strafbefehls 442

feine weitere gegen Koſtenfeſtſeßung im Privat

flageverfahren 108

keine der Großeltern gegen Anordnung der Zwangs .
erziehung über den Enkel 172

ſofortige nach § 60 Abſ. 2 BGB ., nicht unbefriſtete

aus § 19 FGG. bei Ablehnung der Eintragung

eines wirtſchaftlichen Vereines

bei Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens

wegen Unzuſtändigkeit
228

Anwalts 234

Beſchwerde des Konkursverwalters gegen Nicht

einziehung eines Erbſcheines 387

Beſißveränderung
sgebühr

beim Erwerb eines

Geſellſchaftsgrundſtückes durch einen Geſellſchafter 61 ff .

Beſtandteile eines Brauereigrundſtüds

Beſtimmbarkeit der Leiſtung beim Grundſtücks

fauf 207

Beſtrafungen , frühere der Angeklagten und Zeugen ,

Ermittelung der

73 f.

Ehebruch , Zuſtimmung des andern Gatten 425

- Zurüdnahme der zuſtimmung
192

- Derzeihung 426

Ehenichtigkeit 136

Ehe- und Erbverträge, altrechtliche, Auslegung 276f.

Ehrenwort 384 f .

Eidesleiſtung
, Verweigerung, Folgen in einem

anderen Rechtsſtreite
390 f .

Eigenarten , bayeriſche im Vormundſchaftsweſen
35

Eigentumsübergang an Bauteilen für einen

Neubau 149

Einfluß des Strieges auf Rechtsverhältniſſe des

bürgerlichen Rechts 349 F.

Einrede der Rechtshängigkeit
128

des Schiedsvertrags
175

der Wandlung eines mit einem Rechtsanwalt ge

ſchloſſenen Vertrages
230

Einſtellung, vorläufige, nach § 208 StPO. 40

nur zuläſſig nach Erhebung der öffentlichen Klage 308

einſtweilige des Zwangsverſteigerungsverfahrens

hinſichtlich des Zubehörs eines beſchlagnahmten

Grundſtückes
309 .

Einſtweilige Verfügung, Antragſteller, Haupt

ſache 381 F.

Einziehung
geſchützter Vögel 131

von erlegtem Wild oder ſeinem Erlös 329

eines Erbſcheines, Recht des Konkursverwalters

zum Antrag auf 387

Emeritierung und Gehaltsſverre 279 11 .

Entmündigung
wegen Geiſte strankheit

vor 1. Januar 1900 428

Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unter

ſuchungshaft

Erbeinſeşung, ſtillīdyweigende 106

unter auflöſender Bedingung 385 f .

Erbrecht des mit beſtimmten einzelnen Gegenſtänden
Bedachten 26

190 ff .

99 F.
27
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1
1

29

395 ff .

72 f .

Erbſchein , gegenſtändlich beſchränkter 26 Genehmigung, polizeiliche, von Lichtſpieltheatern 971

– Beſchwerdegegenſtand, wenn Grundſtüde zum Nach- Gerichtsſtand , vereinbarter 77

laß gehören 47 f. Gerichtschreiber , Zuſtändigkeit zu Entgegen .

Wert des Beſchwerdegegenſtandes 107 nahme der Koſten des § 911 ZPO. 19

Einziehung 387 Geringſtes Gebot
441

Erfüllungsort fürWandelungsanſpruch des Käufers 77 Geſamtſchuld , Anteilsverhältnis nach innen 425

Erläuterungen zum Geſeß vom 4. Auguſt 1914 Geſamtſtrafen bei Kollektiva, fortgeſeşten und

betr. den Schuß der infolge des Krieges an Wahr- Dauer-Delikten 376 ff.

nehmung ihrer Rechte gehinderten Perſonen 333 ff . Geſchäftslokal von Militärperſonen während des

Erjakan prüche infolge Umtspflichtverleßung durch Krieges
355

Angehörige des bayer. Þeeres 9 Geſchäftsvereinfach ung 176

Erwerbsgeſchäft, Beginn mit vormundſchafts- Geſchmadsmuſtería ch en 1. Regiſterrichter

gerichtlicher Genehmigung 448 Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung,

Exceptio doli generalis 358 Umwandlung in eine Aktiengeſellſchaft
417

Veräußerung des Geſchäfts im ganzen 418, 420

F.
425Verbürgung der Geſellſchafter

Fährgerechtigkeit
Wiederherſtellung des gelöſchten Eintrages einer

durch Konkurs aufgelöſten 173

Fahrläſſigkeit i . S. des § 11 NahrMittelG. 70 f.
Familie , Familien wechiel i. S. des bayer. Geſellſchafter, ſtiller, Prüfungsrecht, Umfang und

Ausübung 26

Fideitommißeditte
Gefeßesauslegung 436

„ Feſtlegung “ von Hunden
128 f. Gefeßgeberiſche Maßnahmen aus Anlaß des

Feſtſtellung s intereſſe bei der negativen Feſt
331 f .

ſtellungsflage
Strieges

128

Feſtſtellungsklage, nachträgliche Erhebung der
Getränke, weinähnliches

104

Schadenserſaßflage durch den Beklagten
69

Gewerbeberechtigung,reale in Bayern , Grund

keine zur Entſcheidung einer reinen Rechtsfrage
buchblatt

69

Firma einer in eine AG. umgewandelten G.m.b.H. 418
Gläubigerverzug, Beendigung des 228 f .

254
Graphiſche Kunſt anſtalt, Erforderniſſe

mehrere eines Kaufmannes 46

Bürgſchaft gegenüber einer 252 1.
Grenzeinrichtung 1. Kommunmauer

Fiſchhandelsgeſchäft 47
Grenz ma uer . Nommunmauer und Ueberbau

Grund des Anſpruch s 426

Fleiſch beich au , wiederholte
75

Grundbuchamt, Prüfungsrecht hinſichtlich Erb
75, 1933 w ang

ſcheins
26

Forderungen , künftige oder unbeſtimmtbezeichnete
Grundbuchamtlicher Vollzug , Haftung für 447

Pfändung 234

Forſtberechtigungen 318 f. Grundbuchblatt, für reale Gewerbeberechtigungen

in der Pfalz
72 f.in Bayern

277

Freies Ermeſſen 414
Güterzertrümmerung der im Zwangswege er

96

Freiheitsſtrafen , Bollzug
worbenen Landanweſen durch Güterhändler

178

Friſt des 8 57 Ziff . 3 GewO., Berechnung bei bedingter Güterzertrümmerungsgeſeß , Umgehung
des

Beendigung 282 f.

Friſtſeßung nach § 283 BGB. 383 .
Outer Glauben im Falle des § 1567 Abſ. 2

Nr . 1 BGB. 209

Fünfzehn hundertmark-Vertrag, ſog . 18

-- und § 288 StGB. 361 Gute Sitten , Verſtoß 67, 100, 148 f., 166, 168, 175,

208, 226, 250, 300, 357, 385
Fürſorge des Vormundſchaftsgerichtes 36

1. auch Verſtoß
Fürſorgerecht Mißbrauch des 277

Fürſorgepflicht, Verleßung der – durch den Ver

treter einer öffentlich - rechtlichen Körperſchaft 270

6.
421Haftbefehl nach $ 489 StPO.

Haft- und Verpflegungskoſten nach § 911 ZPO.,

Garniſonälteſter, Antragsberechtigung 447 Zuſtändigkeit des Gerichtsſchreibers 19

Garniſonort als Wohnſitz 353 ff. Haftung des Staates für Angehörige des bayeriſchen

Gebühren , bei Umwandelung einer V.m.b.H. in Heeres 7

eine AG. 419 ff . für ſeine Angeſtellten

– beim Erwerb eines Geſellſchaftsgrundſtüdes durch des Eiſenbahnſiskus für Brandſchäden infolge

einen Geſellſchafter Funkenwurſes 110

beim Verfahren nach § 144 ZVG. 227 f . der Gemeinde für Verkehrsſicherheit bei Straßen

des Verteidigers im Wiederaufnahmeverfahren
279 bahnarbeiten

149

Gebührenäquivalent 420 des Vaters eines minderjährigen Kindes für
Gebührenermäßigung nach Art. 14 Saž 2 Abſ.3 Noſten in einem Rechtsſtreite des Kindes 154

GebG.
344 für Gehilfen

109

Gegenvormund 36 des Notars 43, 101, 447

Gehaltsſperre und Emeritierung 279 ff . des Beſtellers eines Arztes für den den Arzt

Gehilfen haftung 109 fahrenden Kutſcher 168

Gegenſtände i . S. d . § 264 a StGB. 297 f. Haftung für inrichtige Angaben im pandelsteil

Geiſtes kranker mit lichten Zwiſchenräumen 41 der Tageszeitungen

nicht entmündigter als Privatkläger für ſich und wegen Unfalles des Kurgaſtes durch glatten Fuß

ſein minderjähriges Kind 389 boden im Kurhauſe 230

Geldſtrafen , uneinbringliche Reſtbeträge: Freiheits- der Eiſenbahn fürſchuldhafte Transportverzögerung

ſtrafen an ihrer Stelle 121 innerhalb der tarifmäßigen Lieferfriſt
281 f .

Gemeindeämter , Wählbarkeit von Nriegsteil- vandlungsgehilfe
, lebenslänglich angeſtellter ;

nehmern 414 Verſeßung
358 f .

Gemeinſchaftsmauer
1. Rummunmauer Wettbewerbverbot 365 ff .

Gendarmen, keine Militärperſonen 11 Handlungslehrling
375

Reiſefoſten 155 Hausverwalter , Erfüllungsgehilfe des Vermieters 445

66 ,

248 ff .

.

386 1 .
1

61 f.

188 11 .

1

1
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70 f.

.

92 ff.

301 f.

-

405 f.
-

333 ff .

Hausverkehr , Gefährdung 300

Heidelbeerwein

veimatſchuß 451

Herſtellung von Malzwein 312

von Nognat
312

Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft, Ablehnung

als Sachverſtändige 70

Hilfsrichter beim Reichsgericht 32

Hinterlegung aus prozeſſualer Sicherheit 148

Höchſtbetragshypothet für den Ausfall bei

einer anderen Hypothek 341

Hunde , Anmeldung 107 f.

Hypothel , Befriedigung aus dem Grundſtück 440 f.

- auf einem im Miteigentum nach Bruchteilen
ſtehenden Grundſtücke

Beſtellung, Bezeichnung der Forderung 301 f.

Wirkung ungenügender Bezeichnung

abſtrakte Verbindlichkeiten als ihre Grundlage 301 f.

Höchſtbetragshypothet
für den Ausfall bei einer

andern oder Geſamthypothet? 341

Zwangsſicherungshypothet neben Vertragsſiche

rungshypothek 360

- Berpfändung ; Einwendungen gegen die dingliche

und perſönliche Klage des Pfandgläubigers

Hypothetgläubiger, Verpflichtung zur Aus

bietung ſeiner Forderung
444

J. ( i.)

Ideallonkurrenz, im Standrecht 433 ff.

bei mehreren in einem Zeitungsartikel
enthaltenen

Beleidigungen 1

Impfpflicht, Beginn und Dauer der – und der

ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit der geſeblichen

Vertreter 212 f.

intereſſen
berechtigte 189

Jrrenfürſorge und Rechtspflege 82 ff.

J. (i.)

Jagdrecht auf ausmärkiſchen Bezirken

Iuſtiz- und Verwaltungsdienſt , höherer ,

Borbedingungen 236

A.

Kaffeeverkauf in Taſſen mit einem für einen

anderen geſchüßten Warenzeichen 427

tinotheater 1. Lichtſpieltheater

Airchenſtiftungsvermögen , Verwaltung des – 256

Klage , teilweiſe Zurücknahmedurch Uebergang von

Feſtſtellungs- zur Leiſtungsflage ſtillſchweigende

Zuſtimmung des Beklagten zu dieſer Zurücnahme 22

auf Dienſtlohn im Urkundenprozeſſe 23

auf Unterlaſſung 67

auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens von Schadens

erſaßanſprüchen aus § 823 BGB. für Vergangen

heit und Zukunft 69

des aus einem Aerzteverein Ausgeſchloſſenen auf

Unwirkſamkeit der Ausſchließung, auch wenn er

vor der Ausſchließung ſeinen Austritt erklärt hat 207 f.

aus $ 717 ZPO .; Einwendung, der Geſchädigte
habe Rechtsbehelfe zur Einſtellung der Vollſtredung

nicht benüßt 232

auf Nußungen nach rechtskräftiger Entſcheidung

über die Hauptſache 390 F.

Klageanſpruch
, Umfang 390

Nlageer hebnng gegen Kriegsteilnehmer 451 , 452

Kleingewerbe 47

Mt önnen " i. S. des Art. 18 PStGB. u des § 42

StGB. 329 f .

Rognal , Herſtellung
312

Kommunmauer 179ff. , 197ff . , 223ff ,237ff.,260ff., 2901f.

Entſchädigung ; von wem geſchuldet ? Åbtretbar

keit der Entſchädigungsforderung 194 .

Konturseröffnung , Zwangsverſteigerung
und

Zwangsvergleich vor Vollendung der 1941.

Mommunmauer, 1. auch Ueberbau

Konkurrenz von Preßdelitten 1

Konkurrenzklauſel 1. Wettbewerbverbot

Konkursverwalter 387

soſten , Niederſchlagung 414

des § 911 ZPO. 19

Haftung des Nachlaßverwalters einer armen Partei 51

der Zwangserziehung, Begriff
196

des Verfahrens bei Zurücknahme des Antrages

auf einſtweilige Verfügung wegen Veränderung

der Umſtände 214

der Stellvertretung der vor Juſtiz- oder Ver

waltungsbehörden geladenen Beamten der Ver

kehrsverwaltung 392

soſtenfeſtjeßung
teine bei außergerichtlichem

Ver
gleiche 234

Noſte n vorſchuß 413

Kraftwagen , mißbräuchliche Benüßung während

der Ausbeſſerung 109

Krankenverſicheru
ngspflicht der im Juſtiz

dienſt beſchäftigten Perſonen 56

Atrankheiten übertragbare ; Bekämpfung 80

Arieg, geſebgeberiſche Maßnahmen aus Anlaß des 331 f.

Einfluß des auf Rechte und Verbindlichkeiten

des bürgerlichen Rechtes 349

Ariegsbehinderte; Schußmaßregeln für

Ariegsteilnehmer, Berleſung ihrer Ausſagen 393 ff .

Wählbarkeit zu Gemeindeämtern 414

Kriegsteilnehmer, Unterbrechung des Ver

fahrens 450

- Klageerhebung 451

Stündigungsprozeß , Streitwert 76

Kundichaft als aktiver Bilanzpoſten 446

Kunſtanſtalt graphiſche, Erforderniſſe 254

Kutſcher als Erfüllungsgehilfe des Beſtellers eines

Arztes 168

L.

Lärm , ruheſtörender bei Ausübung eines Gewerbes 174

Legitimationsich ein 211

Leichenbitten 449

Leiſtung , Beſtimmbarkeit der beim Grundſtüds

kauf 207

- i. S. des § 817 BGB. 301

Leumundszeugniſſe 112

Lichtſpieltheater, ſtehende, ihre polizeiliche Ge

nehmigung in Bayern

Liebesbriefe als rechts- uud beweiserhebliche Ur

kunden 128

Liquidation einer G.m . 6. H.

Dauer und Aufgaben der 173

Löſchung einer altrechtlichen Verfügungsbeſchrän

kung im Grundbuch
193

Luſtbarkeit, öffentliche 48

Steuer 48

52

97 f.

418 ff.

ស

M.

331 f .

Mällerauftrag , Ausſchließung der Widerruflich
keit 169

Mäflerlohnanſpruch 1. Anſpruch

Mahnverfahren auf Duldung der Zwangsvoll

ſtreckung in das eingebrachte Gut 28

Malzwein , Herſtellung 312

Maßnahmen , ſichernde
66

- gejeßgeberiſche aus Anlaß des Kriegs

Maßregel nach Art . 6711 StGB., Vorausſeßungen
ihrer Gültigkeit

154

vorläufige, nach Art. 4 Abſ. 2 ZwEG ., Voraus

ſegungen
254

nach § 1666 BGB. 388

Wiederaufhebung 306

Mehl 390

Mietvertrag , Haftung aus dem 441 F.

ohne Feſtießung des Mietzinſes
169
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353 ff .

390 f .

82 ff .

Militära nwärter, Beurlaubung 56 Preis , Anſchlag in den Verkaufsräumen
449

Militäriſche Geheimniſſe, Verrat 284, 336 ff. Preisgabe militäriſcher Geheimniſſe 337 f .

Ausipähung
337 f . Preßdelikte , Konkurrenz, Kechtskraftfragen

1

fahrläſſige Preisgabe 337 f . Privattläger, Koſtentragungspflicht
413

Verabredung des Verrates und der Ausſpähung 351 Geiſteskranker 389

Pflicht zur Anzeige von Verrat und Ausſpähung 352 Protokolle eines anderen Rechtsſtreites als Bes

Militärge richte, Zuſtändigkeit 433 f. weismittel 390

Militärperſonen , Wählbarkeit zu Gemeinde- Prozeßkoſten , Auslagen für Lichtbilder und Orts

ämtern 415 beſichtigung 52

Wohnſiß, Wohnung und Geſchäftslokal während Publikum 447

des Krieges

Militärweſen 236 R.

Mitbürgen , Ausgleichung 425
28

Mitteilungen der Staatsanwälte, Amtsanwälte
Raum , heizbarer

44
Rechnungslegung durch Teſtamentsvollſtreder

und (Werichte 112
80

Mitverſchulden des Reiſenden während der Eiſen
Rechnungsweſen bei den Strafanſtalten

bahnfahrt

102
191

Rechtsanwalt, Haftung
210

Mitwirkendes Verſchulden
Prüfungspflicht bei Zuſtellung270 .

Rechtsanwaltſchaft, Zulaſſung zur
284

Rechtsgeſchäft, Unwirkſamkeit, Nichtigkeit 133 ff . , 160 ff.
N. Rechtshängigkeit, Einrede

128

51Rechts hilfe, unzuläſſige
Nach bargrundſtüd, Einwirkung vom Rüdprall

in Arbeiterverſicherungsjachen 105

des Regens und Windes 170

Rechtshilfeverkehr mit Bulgarien 132

Nach er ben recht , Eintragung ſeiner Verpfändung 427

ins Grundbuch 123 fi.
Rechtskraft, der Außerverfolgungſeßung

Wirkung bei Verſäumnisurteil 155

Nachlaßverwalter , Auslagen und Vergütung

des - 130 f.
Wirkung bei Straſbeſcheiden der Verſicherungs
ämter 193

Na chlaßverwaltung, Bedeutung
130

Namensunterſchrift, rechts- und beweiserhebs
Wirkung des Urteiles

liche Urkunde 23
Rechtskraftfragen bei Konkurrenz von Preße

delikten 1

Ne bis in idem 437

bei Beſchränkung der Berufung auf das Strafmaß 1, 7
Rechtspflege und Jrrenfürſorge

Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts 133 jf , 160 ff .
Rechtswidrigkeiten der Beteiligten im Verfahren

294 ff .
Notar , vaftung 43, 101, 447

der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Verſorgung der – und ihrer þinterbliebenen 236

Regiſterrichter, Prüfungspflicht in Geſchmacs.

Vollſtredungsflauſeln der 321 ff .
muſterſachen

137 ff . , 164 ff . , 185 ff .

Notariats gehilfen , bayeriſche, ihre Verhältniſſe 94 ff.
Prüfungspflicht in Genoſſenſchaftsſachen, Nicht

Notweg , Vorausſeßungen 191
eintragung eines ordnungswidrigen General

verſammlungsbeſchluſſes
307

Reichsfistus , Vertretung
156

Reviſion wegen Verleßung des § 415 StPO. 108

Deffentliche Klage , Wiederaufnahme 427
– keine auf Mitteilung von Geſchworenen über den

Deſterreich, Auslieferung
343

yergang bei der Beratung und Abſtimmung 152 f .

210

Offenbarungseid des Teſtamentsvollſtreders
gegen ein nach § 539 ZPO. erlaſſenes Urteil

44
43

Offiziere , Beleidigung, Antragsberechtigung

Richter, Amtspflichtverleßung447

- Haftung des Staates für bayeriſche 7
Rüdgewähr durch Sicherheitsübereignung

Drdnungsſtrafe nach dem VZG . 449 f .
S.

P.
Sa charinich muggel aus der Schweiz unmittelbar

nach Deſterreich
275

Perſönlicher Verkehr , Regelung 428 Schaden , Begriff
445

Perſonalaften , polizeiliche 112 Schadenerſaß, Höhe 383 f.

Perſonen des Soldaten ſtandes 10 Schadenerſaßanſpruch 1. Anſpruchy

Pfändbarer Gehalt (Lohn ), Berechnung Schadensteilung bei beiderſeits verſchuldeter Un
Pfändung fünſtiger oder unbeſtimmt bezeichneter möglichkeit

148

Forderungen unzuläſſig 234 Schanfrecht der Bierbrauer 49

Pjändungspfandrecht und Vertragspfandrecht Schedgeheimnis der Poſt
288

an derſelben Sache
440 Sched verkehr der Poſt

Pfändungsvorrecht für Unterhalt unehelicher Schenkung von Todes wegen
125 f.

Kinder, Umfang
347

Schenkungsverſprechen
169

Pfandrecht , Befriedigung aus dem Pjandgegen Schiedsgericht, rechtliches Gehör 52

ſtand 439 f . oder Schiedsgutachten ? 175

Pflegichaft , feine Prüfung des Prozeſsrichters , ob Schiedsgutach
ten 175

ſie richtig angeordnet 150 Schiedsrichter, Ablehnung
52

Pflichtteilslaſt, Verteilung zwiſchen Erben und in eigener Sache 175

Bermächtnisnehmer 302 F. 1 Schiedsvertrag, Einrede und Nichtigkeit des 175

Polizeiblatt , bayeriſches 112 Schlachthauszwang, Ausdehnung auf Schlachtung

Polizei haft 421 von Schweinen für den eigenen Hausbedarf 309|

Polizeivorſchrift, Nebenwirkung 206 Schreibweiſe eines Namens, Feſtſtellung der 359

Poſt , Uleberweiſungs- und Schedverkehr 285 11. Schriftſtüde Verſtorbener, Verleſung im Straf

Poſtgebühren 48 verfahren 258 ff .

Poſtordnungen 56 Schubhaft
421

Poſtichedgeeb 196 Echüßengelellichaften , privilegierte in Bayern ,
Poſt 3 wang 151 Ausſchließung eines Mitgliedes

411

- pflichtige Gegenſtände, Beförderung 151 Zuſtändigkeit der Generalverſammlung
411

323 f .
-

401 ff .

285 ff .



II. Alphabetiſches Verzeichnis. XXI

Teſta mentsvollſtreder
44

Stellung bei Auseinanderſeßung des Geſamtgutes 274

Traubenmaiſche 104

Treu und Glauben 444

1

17, 166

.

-

437 ff .

Schüßen geſellſchaften , Klage gegen die Aus

ſchließung 411

Stellung des Schüßenkommiſſariates 410

Schuldnerverzeichnis, Form 41

Schuldverſchreibungen 256

chulpflichtverordnungen 79

Schußgejeß 208, 253

Schußmaßregeln für Kriegsbehinderte 333 ff .

Selbſtkoſtenpreis
, keine Eigenſchaft einer Sache 167 f.

Sichernde Maßnahmen 66, 177 f.

Sicherheit, prozeſſuale, Umwandlung in þinter

legung 148

Sicherungsübereignung als Rückgewähr 323 f.

Siegelbruch , Vorausſeßungen 356

Sondergerichte , Zuſtändigkeit 433 ff.

Sperrjahr bei Liquidation einer 6. m. 6. H. 418, 419

Spez ialität im Auslieferungsverkehr
, beſ. mit

Deſterreich
343

Standrecht , Idealkonkurrenz und Aenderung der

Strafklage 433 ff.

Zuſtändigkeit
433 ff .

Verweiſung vom Standrecht an das ordentliche
Gericht und umgekehrt

Statiſtiſches zum Geſetz vom 19. Juni 1912 betr .

die Aenderung des Strafgeſetzbuches 311

Stempelbefreiung bei teils bebauten teils un

bebauten Anweſen 122 f .

Stille Geſellſchaft oder Darlehensvertrag
? 323 ff .

Stiller Geſellſchafter , Prüfungsrecht, umfang,

Ausübung durch Bevollmächtigten
26

Strafandrohung zur Erzwingung poſitiven Tuns 151

Strafantrag , Berechtigung 447

- Erlöſchen des bei außergerichtlichem Vergleich 346

Strafanſtalten , Rechnungsweſen 80

Strafbefehl, Ablehnung der Erlaſſung

Wiederaufnahme des Verfahrens 404

Strafbeſcheide der Verſicherungsämter Wirkung ,

ihrer Rechtskraft 193

Strafen, ungeſeßliche Hinderung ihres Vollzugs 96,298 f .

Straferlaß im Dienſtſtrafverfahren 201 ff.

des bayer. BG . 217 ff.

Strafhaft 117, 421

Strafflage, Uenderung der im Standrecht 433 ff.

- Verbrauch im Privatklageverfahre
n 108

Strafmilderung im Dienſtſtrafverfahren des

bayer. BG. 201 ff . , 217 ff.
Strafregiſter 32

Strafſachen , amts- und ſchöffengerichtliche, neue

Vorſchriften für ihre Behandlung. 12, 13

Strafvollſ
treckung

114 ff . , 143 ff .

Strafvollzugsgeſeß, Vorentwurf 177 ff.

Strafzeit, Berechnung 117, 143 f. , 421

Streitgenoſſen als Zeugen 150

Streitwert eines Kündigungsprozeſſes 76

eines Arreſtes 234

sfeſtießung, gerichtliche 234

Stundung, Einrede der 442

Süßſtoff, Einfuhr aus Schweiz, Wiederausfuhr nach

Deſterreich 24

u.

Ueberbau 58ff. , 157 ff., 181 , 194 f. , 197 ff. , 223ff. , 237 ff.

- 1. Kommunmauer

Ueberlands - Elektrizitäts - Zentralaktien

geſellſchaften , Verträge mit bayer. Areisge

meinden

Uebernahmerecht nach § 1477 Abſ. 2 BGB. , ge

hört zum Nachlaß 273 F.

kann vom Teſtamentsvollſtrecker ausgeübt werden 273f.

Zeitpunkt und Vorausſepung ſeiner Ausübung 273 f.

U eberſtreckung von Wein
72

Uebertretu
ngen

, Statiſtik 256

ueberweiſung- und Sched verkehr der Poſt 285 ff.

Unabwendbarer Zufall , Begriff 304

Verſehen des Gerichtsſchreibers 303

Verhalten des Gerichtes 304

Unfall an einem Aufzug 444 F.

in einer Wirtſchaft 101 , 426

in einer Kegelbahn 42

auf einem Treppenlinoleum
101

auf einer Ortsſtraße
149

während der Eiſenbahnfahrt
191

des Sturgaſtes durch glatten Fußboden im Nur

hauſe
230

des Mieters durch Geräte auf der Treppe 300

Unterbrechung des Verfahrens gegen Kriegss

teilnehmer

unterlaſſungstlage 67

Unterhalt eines minderjährigen Sindes ; Bemeſſung
des - 342

Unterhalts übereinkommen
37

Unternehmen einer ſtrafbaren Handlung,Begriff 327

Unternehmung, gemiſchtwirtſchaftliche

Unterſuchungshaft Anrechnung 144 f., 423

- bei Geſamtſtrafe nach $ 79 StGB. 253

Entſchädigung für unſchuldig erlittene
27

Unwirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts 133, 160 ff.

U nzüchtiger Gebrauch, zum beſtimmt
275

Urkundenfälſchung
, Beihilfe ; Gehilfenvorſak ;

durch Fälſchung von Blankoindoſſament
23

bei Verfälſchung von Aufrechnungsbeſcheinigungen
nach § 1419 RVO. 193

nurbeim Willen auf den Rechtsverfehr einzuwirken 253

Urkundenprozeß, Mlage auf Dienſtlohn im
23

Urkundenunterdrücku
ng 408

lirſprungsort einer Zeitung, doppelter 151

Urteile , rechtsfräſtige, im Verfahren der freiwilligen

Gerichtsbarkeit 294 ff.

450 f .

442 f .

17, 166

.

.

300 ff.

D.

Tätigteit , landwirtſchaftliche 49

Tageszeitungen, unrichtige Angaben im Handels
teil 188 11.

Tamarindenmus
104

Tant , Beſtandteil eines Brauereigrundſtücs ? 99 F.

Tatbeſtand, mangelhafter
211

Tateinheit bei gleichzeitiger Gebrauchnahme von

mehreren gefälſchten Urkunden
304

Tatſachen , neue 209, 427

Teſtament , Auslegung 170 f.

unrichtig datiertes eigenhändiges 231

eigenhändiges mit Lücken für ſpätere Anordnungen

und der Unterſchrift auf einer leeren Seite 231 f .

V.

Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes , Be

lehrung 327

Veräußerung des Geſchäfts einer G. m . 6. H. im

ganzen 418, 420

fiduziariſche von Gegenſtänden in der Abſicht,

ſie dem Zugriffe der Gläubiger zu entziehen , Wir

kung

Verbindung von Sachen mit einem Grundſtück

durch den Pächter 229

Verbrechensmehrheit bei mehreren in einem

Zeitungsartikel enthaltenen Beleidigungen
1

Verbürgung, geſamtſchuldneriſche
425

Verfälſchung von Heidelbeerwein

Verfahren der freiwilligen Gerichtsba r

keit , Wirkung rechtskräftiger Urteile im 294 fi .

Nechtswidrigkeiten
der Beteiligten im 294 11 .

Vergleich im Privatklageverfahren

108

- außergerichtliche, teine soſtenfeſtſeßung
234

70 f .
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277 ff. 339 F.

193 f .

118 ff .

207 f. 68 f .

.

Verhältnis zwiſchen § 284 StGB . und S$ 3, 6

KennWett , 233

zwiſchen Forſtberechtigtungen und forſtpolizeilichen

Vorſchriften in der Pfalz

des § 153 GewO. zu dem eine härtere Strafe an

drohenden allgemeinen Strafgeſebe
308

dasſelbe rechtliche
342

- zwiſchen g 242 StGB. und § 370 Nr. 5 StGB. 408

Berjährung bei Baupolizeiübertretungen 452

Verkehrsſicherheit 300, 426

Verkehrsverbot gegenüber Aerzten

Verleſung von Schriftſtücken Verſtorbenen im Straf

verfahren
258

der Ausſagen von Kriegsteilnehmern 393 ff .

Verlöbnis, Bruch des – Schadenserſapklage
, Ver

halten des Plagenden Teiles nach dem Bruche 272

neuerliche Bereitwilligkeit des Beklagten zur Ehe

ſchließung 272 f.

Vermieter , Haftung 42, 101, 300, 444 f.

Ueberwachungspflicht, Umfang 100

Offenbarungspflicht
230

Schußpflicht
300

Vermittlungs agent für Darlehen, Begriff 345 f.

Vermögensbeſchädigung durch Bewirkung
einer Gutſchrift 304 f.

Veröffentlichungsbefugnis
des amtlichen

Vorgeſepten
355

Verrat militäriſcher Geheimniſie 284, 336 ff.,

350 ff.

Verſäumnis
urteil gegen Kriegsteilnehmer

450

Verichönerung
des Stadtbildes

451 f .

Verſchollener
Erbſchaftsanfall

, Abweſenheitspfleg
ſchaft 25

Verſchulden , mitwirkendes 270 f.

Verſchwendung durch nachläſſiges Wirtſchaften 325

Verſch wiegenheitspflicht
des Bankiers

271

Serießung des lebenslänglich angeſtellten Hand

lungsgehilfen
358 f.

Verſtoß gegen die guten Sitten bei fahr

läſſiger falſcher Auskunft
67

bei Häufung von Vertragsſtrafen
100

bei Gewährung von Mitteln zum Spiel 148 f.

bei Forderungsabtretungen
166

bei einem Beſtechung vorſehenden Agenturvertrag 168

bei Schiedsvertrag, wenn Beteiligte Schiedsrichter

in eigener Sache ſein ſollen 175

durch das ſog . Verkehrsverbot gegenüber Aerzten 208

bei Verträgen mit ſog . Automatenfirmen 226

bei Verträgen zur Umgehung des Güterzertrüm

merungsgeſeßes
250

bei Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes 271

bei den frauduloſen Geſchäften des § 31 ' N D.und

$ 31 AnfG .

bei Verträgen zwiſchen Eheleuten zur Erleichterung

der Eheſcheidung 357 f .

bei Erlangung eines Urteiles, Wirkung
357

bei Wettbewerbverbot unter Bindung auf Ehren

wort 384 f.

Verſuch , untauglicher
449 f .

Vertagungsgrund
, Erheblichkeit des

109

Verträge bayer. Kreisgemeinden mit Ueberlands

Elektrizitäts - Zentral-Aftiengeſellſchaften
17

mit Automatenfirmen , nichtig oder anfechtbar ? 225 f.

- zur Umgehung des Güterzertrümmerungsgeſeķes 248 if.

zugunſten Dritter, Form 358, 150

Vertrag , fog . 1500 Mark 18, 361

mit Rechtsanwalt als Werkvertrag 229 f .

über die Verpflichtung
zur Abnahme von Ges

idhäftsanteilen
einer G. m . b . H. , Form

407

Vertragsanſpruch vinterbliebener eines Verun

glüdten 312

Vertragsſtrafe, Ermäßigung
426

Häufung
100

Vertragsverhältnis trop verweigerter Unter

ſchrift des Vertragsentwurfs
147

Vertragsverleßung, zugleich unerlaubte band

lung 208

Vertreter beim Sühnetermin in Beleidigungs

ſachen

Vertrieb i. S. des § 20 Abſ. 2 FleiſchbG .

Verwaltung , zwangsweiſe auf Grund § 1434

BOB.

Verweiſungsbeſchluß nach § 697 ZPO ., Ge
bührenpflicht 175 , 213 F., 299 F.

Verzicht, nachträglicher auf Anſprüche aus Män

geln eines Grundſtückes

auf Vorbehalt des Rechtes auf Vertragsſtrafe 100

des Gläubigers im Zwangsvergleich 102

der Frau auf Unterhalt gegen die Verpflichtung

des Mannes , ihr einen Grund zur Scheidung zu

geben
357

Vollſtredungsbefehl nach Zurücnahme des

Widerſpruchs?
255 f .

Vollſtredungsklauſeln
der Notare

321

Vollſtreckungskoſten , Begriff 51

Vollſtredungstitel, Zwangsverſteigerung aus

dem dinglichen oder dem perſönlichen 439 ff .

Vollzug ungejeßlicher Strafen, vinderung des – 96,

298 f .

- des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſebes
284

der Wandlung, Zwiſchenſtreit
403

Volontär 375

Voraustlage, Einrede der 442

Vorbehaltstla ujel des internationalen Privat

rechtes

Vorgejefter , Veröffentlichungsbefugnis nach $ 200

StGB. 355

Vorläufige Einſtellung , 1. Einſtellung

Vormerkung für Anſpruch aufHypothelbeſtellung

aus einem Vertrage zugunſten Dritter
150

Vormund, Strafbarkeit nach § 153 GewO. 131

Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 448

Voríaß i. S. des § 1492 RVO. 326

Vorſchriften , neue, für die Behandlung der amts

und ſchöffengerichtlichen Strafſachen

ortspolizeiliche, Vorausſeßungen ihrer Gültigkeit 75 ,

- geſundheitspolizeiliche ; ihre Gültigkeit beim Wechſel

hygieniſcher Anſchauungen 389 F.

Vorübergehender 3 wed
229

315 ff.

12, 13

193 F.

300 f .

W.

Wählbarkeit zu Gemeindeämtern
414

Wandlung 403

Handelungsanſpruch des Käufers, Erfüllungsort 77

Warenzeichenſchuş
427

W e chielforderungen , Beitreibung von 203 f .

Wein , Vorausſeßung der Zuderung
71

ſeine Ueberſtreckung und Verkauf als einheitliche
vandlung 72

Wertmeiſter, Begriff
384 f.

Werkvertrag, Rüdtritt
168

Wert zu w a ch sſteuer , Uebernahme der durch

Käufer erhöht Kaufpreis 153

Wette , Weitergabe an Buchmacher
24

Wettbewerbver bot für Þandlungsgehilfen 365 ff.

für wandlungslehrlinge
375

für Volontäre
375

für Gewerbsgehilfen (Werkmeiſter) 384 f.

Umgehung des 192

W ich tiger Grund zur Kündigung des Dienſt

verhältniſſes 271

infolge des Krieges 349 f.

Wiederaufnahme
der öffentlichen Klage 427

des Straſbeſehlsverfahrens
404

Wiedereinſeguug in den vorigen Stand 132, 304

Widerklage , Zuläſſigkeit
424

troß llnzuläſſigkeit der Aufrechnung ? 204 ff. , 251 f.

Wild , Einziehung 329 f .

T

1
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-

Wirt, Haftung für Verkehrsſicherheit 426

Umfang der Beleuchtungspflich
t 101

Wirt, Verpflichtung zur Abgabe ſeiner Verkaufs

gegenſtände
449

Bierpreisanſchlag 448 f.

Wirtſchaftliche Güter als Bilanzpoſten 446

Wohnjiß von Militärperſonenwährend des Krieges 353ff.

Wohnung von Militärperſonen während des

Krieges 353 ff.

Z.

Zahlungsfriſt, gerichtliche Bewilligung 442

„ Zentrale ", mißbräuchliche Verwendung der Bes

zeichnung- 388

zollvergehen 449

Zeugnisve rweigerungsrecht des Bankiers 272

Žuderung des Weines ; Vorausſeßungen
71

erlaubte 233

Zugewinſtgemeinſchaft

3 urüdbehaltungsrecht, Zuläſſigkeit 424

Zurüdverweiſung in die erſte Inſtanz
68

- unrichtige an das Landgericht 192

Zurüdbehaltungsrecht, ſeine Behandlung im
Prozeſſe 125

in Verbindung mit Widertlage 251

- fittenwidrige Ausübung 271

Zuſammenhang, urſächlicher
270 f.

3 uſicherung , mündliche beim Grundſtückstauf 42

Ž u ſtändigteit des Standrechts

militärgerichtliche

des Gerichtsſchreibers zur Entgegennahme der

Haftkoſten nach § 911 ZPO. 19

Z uſtändigkeit eines deutſchen Gerichtes für Ehe

ſcheidung öſterr. Ehegatten auf Grund Vereinbarung 45
Vereinbarung unanfechtbar 46

zur Verbeſcheidung der Beſchwerden wegen ver

weigerter Rechtshilfe in Arbeiterverſicherungsjachen 105

znrKoſtenfeſtießung im Privatflageverfahren 108

zur Ausſchließung des Mitgliedes eines einge

tragenen Vereines 110

zur Behandlung des Nachlaſſes eines in Deutſch

land verſtorbenen, aber im Auslande im Gebiete

eines Gerichtskonſuls wohnhaften Deutſchen 122

zur Verbeſcheidung der Rechnung über Auslagen
und Vergütung des Nachlaßverwalters

130

zur Entſcheidung über Anſpruch aus Kirchen- und

Pfarrverband, auch wenn Kläger ſeinen Anſpruch

aus einem privatrechtlichen Vertrag ableiten will 214 f.

- ausſchließliche des Kaufmannsgerichts 326

Zuſtellung verkündeter amtsgerichtlicher Beſchlüſſe 37ff.,

57 ff ., 113, 167

öffentliche oder Erſaß 210

gemeindlicher Ausſtandsverzeichniſſe vor der

Pfändung

Z uſtimmung (ſtillſchweigende) des Beklagten zur

Zurücknahme der Nlage
22

3 wangsſicherungshypothel neben Vertrags

ſicherungshypothel 360

3 wangsverſteigerung aus dem dinglichen oder

dem perſönlichen Vollſtredungstitel

Zwangsvollſtreckung auf Grund gemeindlicher

Ausſtandsverzeichniſſe 268 f.

3 wed vorübergehender
229

3 wiſchenſtreit über den Vollzug der Wandlung 403

73 f.

268 f .

439 .

433 ff .

433 F.



III. Verzeichnis der Geſebesſtellen.

(Die fetten Zahlen bedeuten die Paragraphen oder Artikel, die kleinen die Seiten . )

.

263,

A. Reichsgeſcße.

1. Bürgerliches Geſetbuch. 616 350 923 158

6 Nr. 2 325 254 43, 148, 191 618 270, 350, 386 946 59, 61 , 157 ff . ,
7 354 268 Abſ. 1 20 626 271 , 350

180

9 353 f. 269 77
631 150, 229 947 158

11 354 273 125, 251, 342, 633 230 951 180

18 25 424 634 230 1001 160

19 25 274 125, 424 641 150 1002 336

25 410 275 349 644 150 1004 110, 261 , 292

27 350
276 67,102,149, 191 675 102, 229 1008 92

31 149, 270 278 102, 109, 168, 712 350 1010 223, 239, 242

32 410 270, 387 716 26 1020 318

39 410 279 349 723 350 1023 318

55 110 280 349 741 223 f. 1065 290

60 190 ff . 283 383 f . 742 180 1113 301

73 190 f . 284 246 743 261 1114 92, 328

89 149, 270 306 239 744 261 1115 301

90 99 311 420 745 241 , 261 , 263, 293 1118 245

93 59, 99, 158, 813 160 , 182, 199, 746 223, 241 , 261 , 1120 292, 310

180, 199 207, 241 290 1123 162

94 59, 99, 157 ff. , 316 169, 207 748 180, 293 1124 161 f.

180, 199, 239 316 169 749 223 1126 161

95 59, 157ff., 180, 317 175 751 223 1132 92 ff.

1977. , 229, 2397f 323 349 761 358 1133 290

97 99, 310 328 150 762 160 1134 118 ff. , 290

98 99, 310 341 100 763 160 1138 405

104 Nr. 2 41 343 426 764 160 1147 440 f.

104 Nr. 3 428 346 77 765 431 1150 20 f.

105 163 348 77 766 160, 431 1163 360

118 161 372 148, 293 767 442 1164 441

119 161 392 403 768 442 1168 360

120 161 394 311 774 425 1172 94

121 161 398 444
780 23, 302 1173 94

122161 400 311 781 302 1174 94

123 42, 161, 2251. , 401 252 802 336 1175 94

230 404 405 812 180, 224 1176 94

124 161 , 336 405 405 817 300, 358 1181 246

126 23 406 103 818 390 1182 94

133 106 , 110 407 291, 405 822 224 f . 1184 341

134 166 , 300
412 252 823 43 , 69 f . , 149 1190 341

135 161 426 94, 425 824 188 1197 245

136 161 427 191 826 67, 208, 357 f . 1201 290

138 100,1487. , 166, 449 153 831 232, 233 1233 439 F.

168, 175, 226, 459 168 839 8, 9, 11 , 43, 1234 fi. 439 f .

250, 3001., 462 77 101 , 447 1273 185 f.

357 f . , 385 463 42, 168 844 270, 342 1274 186, 311

13942, 162, 250 467 77 873 150 1275 405

140 162 f. 468 42 876 290 1277 186

141 162 1. , 227 476 42, 69 877 290 1280 292

142 161 477 336 880 Abſ. 5 20 1282 380 f.

154 169 505 162 883 150, 161 , 207 1298 272, 405

155 169 506 161 894 302, 306
1299 272

157 110 , 350 512 97 903 170 1300 272

161 161 F. 518 160, 169 905 158 1317 136

162 443 538 42 936 110 1394 160

197 390 53943 907 170 1412 328

203 335 552 350 912 58 f. , 1475 274 f.

208 20 506 160 239 1476 274 f.

209 Abſ. 1 22 573 162 917 181 1177 273 fi .

210 336 574 161 918 191 1565 425

211 22 607 169, 346 921 180,1999.,223, 1507 209

212 22 610 346 238 F. , 240 f . 1570 426

2 + 1 151 611 229 922 223 F., 238 , 13:46 161

249 208, 445 614 23 240 ff ., 261 f . , 1597 161

1

159 F. ,

197 F. ,



III . Verzeichnis der Geſekesſtellen . XXV

5. Wechſelordnung.

36 2312 23

21 23

306,
6. Sdedgefet .

14 287 f.4 287

13 288

7. Bekanntmachung des Bundesrats vom 29. Auguſt 1914

betr. die weitere Verlängerung der Friſten des Wechſels:

und Schedredits.

1 348 2 348

1599 336

1610 342

1636 428

1645 448

1666 254 f., 277,

388

1671 306

1792 36

1799 36

1833 37

1835 130

1836 130

1837 36, 130, 306

1840 130

1841 130

1812 130

1843 36, 130

1846 36

1886 307

1892 130

1909 335

1911 25, 305

1915 130

1921 340

1922 26

1923 162

1944 Abſ. 2 21
1960 25

1962 130

1966 160

1975 130

1987 130

1997 336

2032 26

2075 386

2078 161

2084 106, 232

2086 232

2087 26

2094 1267

2113 124

2160 162

2215 44

2218 45

2231 231 , 232

2306 21

2307 303

2318 303

2320 303

2321 303

2324 303

2337 162

2359 295

2361 295, 387

2362 295

2369 26

8. Gefeß betr. die Geſellſchaften m . b. H.

15 Abſ. 4 407 66 173

41 446 70 173, 419

60 173 73 418

9. Genoſſenſchaftsgeſet .

51 30711 307

16 307

10. Börſengeſet .

56 160

.

2. Einführungsgeſet zum Bürgerliden Geſetzbuch.

3 320 82 410

7 313 109 320, 329

13 313 f. 111 320, 329

15 313 113 318'f. , 329

17 313 115 318 f., 329

21 313 155 428

25 313 163 410

27 314 f. 168 193

30 315 f. 173 238

55 319, 329 181 238

74 72 f. 189 328

9 189 193

11. Geſek vom 11. Januar 1876 betr. das Urheberrecht

an Muſtern und Modellen.

3 164, 185 f. 9 137 ff ., 187 f.

6 138 10 129

7 142 11 187

8 141 12 138 ff.

12. Warenzeichengeſet .

14 427 16 343

77 8,

13. Geſeß gegen den unlauteren Wettbewerb .

15 427

1

17 46 ,

14. Gewerbeordnung.

26 110, 208 60d 105

33a 97 f. 118 160

35 Abſ. 7 346 120a 208

43 211 133c 350

44 Abſ. 3 49
1331 384

55 105 148 Ziff. 4 346

57 282 f . 153 131, 308

115 105

1419 193

1492 326

15. Reichsverſicherungsordnung.

1495 193

1571 105

3. pandelsgeſetbuch .

2 47 118 26

4 47 133 296

13 345 140 294

252 142 294

18 46, 254, 388 146 294

22 252
186 417, 419

23 252 191 417

25 252 192 417

30 46, 418 195 419

39 418 207 417

40 446 208 417

50 46, 345 221 418

51 345 243 18, 166 f.

53 276 271 296

59 365 313 418

70 350 335 323 F.

74 311, 365 338 26, 294

75 311, 365 312 323 ff.

76 Abſ.1 311,366 355 346

92 350 466 281 f.

117 296, 350

4. Gejek vom 10. Juni 1914 betr. die Aenderung der

S$ 74, 75, 76 Abſ. 1 des bandelsgeſetzbuches.

I 74 367 750 373

74a 367 ff. 750 374

74b 367 ff. 75e 374

740 370 75 f 374

I 75 371
I 76 Abſ. 1 375

75a 372 1 82a 375

75b 373 III 375

16. Einführungsgeſetz zur Reichsverſicherungsordnung.

85 105

22 360

54 360

59 360

17. Perſonenſtandsgeſetz.

65 359 F.

66 295 , 359 f .

14 333

157 105

158 105

18. Gerichtsverfaſſungegeſek.

159 51, 105

160 105

200 152 f .

19. Einführungsgeſetzum Gerichtsverfaſungsgeſet .

11 8
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6 333, 335

7 333, 335 7 .

8 335 f.

9 333 ff.

10 333

11 334 f .

22. Betanutmachung vom 7. Auguſt 1914 über die gericht

liche Bewilligung von Zahlungsfriſten (RGBI. 357).

1 442 2 442

23. Raufmanngeridtsgeſet .

6 3264 326

5 326

24 , Lohnbeſchlagnahmegeſek .

1 401 f. 4 401 f.

3 401 f.

440 5 .

185,

439 F.

439 f .

.

20. Zivilprozeßordnung .

3 76, 234 725 321

6 234 726 321 f .

7 192 727 321 ff .

29 77 730 323

42 52 731 323

43 52 732 323

50 160 739 28

51 130 740 328

57 335 f . 742 322 f .

68 130 750 268 f. 322

78 431 767 310, 323, 404

9152, 214 , 342 771 310

93 214 775 310

106 51 776 310

114 51 788 51

128 102 794 441

180 355 795 321 , 441

183 355 800 323

224 109 803 439

227 109 804 440

232 132 SOS

233 132, 303, 304 814

237 129 F. 815 334

238 132 821 334

247 334 825 334

248 336 829 185 f. 292

249 333, 336 830 380

250 336 835 341 , 380 F.

252 336 840 288

253 Abſ. 2 Nr. 2 23 844 186

256 69 f . , 208 847 234

257 204 848 120

271 22 , 214 850 311,347, 401f .

274 175 851 234

280 403 855 120

286 390 857 120, 185

294 334 860 328

313 211 864 94, 360

317 38, 57, 113 867 94

322 156, 296 , 328 , 868 360

390 881 335

323 209 f. 883 120, 334

325 328 , 390 885 120

328 Nr. 1 128 887 151

329 38 f., 57, 133 888 151

330 155 890 151

335 450 900 Abj. 3 37, 39,

360 102 58 , 113

415 390 901 58

461 102 911 19

463 102, 390 915 41

464 390 916 293

491 114 919 382

496 38 f., 577., 113 920 184

497 39 922 114

537 68 926 382

538 192, 210 930 269 f .

539 210 935 184, 293, 382

565 210 936 184, 382

592 23 940 184, 293, 382

597 23 952 335

616 209 970 335

688 28 987 335

695 255 1017 335

697 175 1025 175, 333

709 410 103252

710 410 1034 52

717 232 1041 52

25. Zwangsverſteigerungsgeſek.

10 Abſ. 5 380, 56 247

59 267

20 292, 310 63 94

21 292 64 94

22 292 65 310

23 292, 441 78 268

24 292 89 379

27 310 91 379

29 310 92 379

30 310 104 379

31 310 105 381

32 310 107 380

37 Nr. 5 310, 109 380

380 111 380

44 441 112 94

45 265 118 246, 379 ff .

49 242 125 245

50 242 ff. 143 228

51 242 ff. 144 227 f.

52 242 ff. 148 292

55 310 172 310

1

26. Konkursordnung .

73 335

76 335

102 335

117 186

121 288

29 161

30 335

31 335

32 335

43 444

.

27. Gerichtsfoftengejet .

16 234, 430 Sob 48

18 213 83 413

26 175, 213, 299 90 413

.

28. Gebührenordnung für Rechtsanwälte.

12 234 68 279

67 279 70 279

1

29. Bejet über die Angelegenheiten der freiwilligen

Gerichtsbarkeit.

51 75 130

12 295 86 294

18 429 93 296

19 190 ff . 95 294

20 130 f. , 306,387 127 211

28 190 ff . 145 294, 296

57 Nr. 6 306 146 294

59 306 f. , 428 176 Abſ. 3 31 f .

63 307 183 34 f .

73 Abſ. 1 122 199 190 ff .

.

21. Gefeß vom 4. Auguſt 1914 betr . den Schuß der

infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte ge

hinderten Perſonen .

2 333 ff., 450 4 333 ff.

3 333 ff . 5 333 f .

30. Grundbuchordnung.

19 123 ff . 29 306

22 817., 123f, 306 36 26



III. Verzeichnis der Geſekesſtellen .
XXVII

54 302,

40 123 ff ., 305 f .

43 302

305

49 93

52 123 ff.

327 ff .

83 725.48 93,

209 228

210 228, 427

244 259

248 258 ff.

249 258 ff .

250 258 ff. , 393 ff.

260 259

264 327

351 Abſ. 2 442

352 108

372 4,6

399 405

415 1 , 108

420 339

447 442

448 442

482 146, 423

489 421 f.

490 96, 298 f .

496 413

43. Gefeß betr. die Entſchädigung für unſchuldig er :

littene Unterjudungshaft .

1 28 4 27 f.

433 ff.

31. Strafgeſetbuch.

28 121 223 308

29 122 240 308

42 329 f . 241 308

49 23, 24 242 408

49a 436 263 171 f. , 304 f.

60 145, 253 264 a 297 f.

67 452 267 253, 304

73 1 , 233, 304, 274 Nr. 1 408

284 24, 233

74 24 288 301, 361 ff .

79 253, 376 ff . 305 342

92 337 352 172

113 434 ff. 359 361

136 356 360 Nr. 1 353

184 Abſ. 1 Nr. 3 360 Nr. 8 430

233, 275, 447 360 Nr. 11 174

185 6, 308 361 Nr. 4 449

186 6 367 Nr. 15 28,213,

193 6 451

169 355, 447 370 Nr. 5 408

200 355

44. Reichsbeamtengeſek .

118 218

45. Geſek vom 22. Mai 1910 über die Waftung des

Reiches für ſeine Beamten.

1 9

46. Dffizierspenſionsgeſetz.

38 10, 115 10

47. Mannſchaftsverſorgungsgeſek .

3 10 41 10, 11

32. Einführungsgeſek zum Strafgeſetzbuch.

2 319 48. Reichsmilitärgeſek .

38 415

2 76

3 76

33. Nahrungsmittelgeſet.

4 76

11 70 f . 3 12

6 12

49. Kriegsleiſtungsgeſek .

14 12

35 12

34. Fleiſchbeſchaugeſet .

2 309 24 309

20 75 f., 193 f ., 309 29 75 f.

75 F. ,
50. Naturalleiſtungsgeſet .

14 11

2 104

4 104

9 104

35. Weingeſet .

10 104

26 104

105

1

27

51. Gefeß gegen den Berrat militäriſder Geheimniſie.

1 337 9 352

2 338, 352 10 352, 364

3 337 f. 11 352

4 338, 352 12 353

5 351 13 353

364 14 353

7 351, 364 16 353

352 18 353

36. Süßſtoffgefct .
6 351,

7 24

8 337 f . ,

37. Geſek betr. die Wetten bei öffentlich veranſtalteten

Pferderennen .

1 233 6 233

3 233

52. Militärſtrafgerichtsordnung .

2 434 3 433 f .

38. Prehgeſet .

15 353

53. Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz.

2 122 18 122

7 122 19 122
11 382 f.

1 212

3 212

4 212

39. 3mpfgejes .

12 213

14 213
1 151 f .

2 151 f.

5 288

54. Boitgejet .

6 287

14 287

27 151 f .

40. Bogelidutgeſet .

7 131
55 , Boſtichedgeſet .

1 286 7 288

2 286 f.
8 286

3 289

4 286 f. , 289 10 288

5 286

40 128 f.
9 287, 289

41. Biehſeuchengeſek.

74 105, 128

42. Strafprozeſordnung.

202 228

207 228,442 f.

208 40, 308, 433,

434

99 288

100 288

101 288

111 27

56. Reichspoſtîchedordnung.

1 286

2 287 f .

3 288

4 288
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5 286

6 286 ff.

7 286 ff .

8 286, 288

9 286 f.

61. Wertzuwachsſteuergeſek.

29 1531 153

24 153

57. Internationales Uebereinkommen über den Eiſen

bahnfradhtverkehr in der Faſſung vom 19.September1906 .

41 281 f.

58. Reide duldbuchgeſet .

3 288 9 288

62. Bereinszollgeſet.

134 327 137 Abſ. 2 449 f.

135 449 f . 152 449 f.

136 Ziff. 10 449 f .

63. Handels- und Zollvertrag mit Deſterreich vom

6. Dezember 1891.

10 27559. Reichsſtempel geſet .

7 419 88 123

Tarif 11 lit. a und d 123 – Spalte 2 letter Abſak 122 64. Zollkartell mit Deſterreich vom 6. Dezember 1891.

17 275

60. Novelle zum Reichsſtempelgeſek vom 3. Juli 1913.

Tarif A 1 a b 419 Tarif A 4 a 3 419

A 1d 419 419

A 1 0 2 419 Ale 1 420

3 A a

65. Gejek betr. die Ausführung des mit Deſterreich:

Ingarn abgeſchloſſenen Zolltartells vom 9. Juni 1896.

2 24

B. Landesgeſeke .
1

I

.

1. Ausführungsgeſeß zum Bürgerlichen Geſeßbuche.

60 9 70 238, 260, 262,

61 11 290, 292

68 180, 184, 224, 77 290

238,260,2621., 78 291

165 9

69 238, 260, 262,

290, 292

.

12. Forſtgeſet .

9 329

92 Ziff. 1 317 ff . ,

329

93 329

94 329

95 329

96 329

23 318

24 319 F.

25 319 f .

41 319, 321

42 319, 321

77 319, 321

88 329

89 329

290 ff .

24 328

28 387

62 328

79 387

2. Itebergangegejet .

83 73 5.

84 73 f.

94 328

13. Forſtſtrafgeſetbud für die Bialz.

9 277 ff. 19 277 f .

3. Zwangeerziehungøgeiets.

8 196

2 52 f .

3 52 f.

4 52

14. Jagdgefet .

5 Abſ. 2 53

6 53, 186

23 329 f.4 254

4. Ausführungsgeſek zum Gerichtsverfaſſungøgeſek .

26 11 73 364

35 364 80 339

71 364

15. Verordnung vom 6. Juni 1909 die Ausübung und

Behandlung der Jagd betr.

8 329 f . 10 329 f .

9 329 f . 18 329 f.

5. Bayer. Geſek vom 21.Auguſt 1914, betr. die Abänderung

des Ausführungsgeſeķes zum Gerichtsverfaſſungsgeſet.

364

16. Güterzertrümmerunggeſets .

197, 248 ff.
4 97

2 97, 173
5 97

6. Ausführungsgeſet zur Grundbuchordnung.

17 72 f . 57 328

7. Ausführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung.

2 11 8 268

4 268 127 323

7 268 128 323

17. Polizeiſtrafgeſekbud).

14 309 74 757., 1931., 309

18 329 f. 75 389

32 97 f . S3 107

33 97 101 28, 451

56 79 125 329 f .

58 79 143 Ziff. 1 448 f .

67 Abſ. 2 154 144 449

8. Grundbuchanlegungsgeſex .

10 725.

9. Münchener Stadtrechtsbuch .

351 237

18. Bayeriſches Strafgeſekbuch von 1813.

110 Abſ. 2 435 142 Nr. 1 438

19. Kriegszuſtandogeje .

4 364 , 436 6 Nr. 3 364

6 Nr.2 u . 8 434

349 237

350 237

16 248

17 248

10. Notariatogeje .

35 345.

126 447 1 .

20. Verwaltungegerichtshofogcies.

117 8, 9 ,

11. Waſergejets. 91. Ausführugogeiets zur Strafprozchordnung .

23 . 421202 21378 213
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16 410 1 .

18 410 f.

19 410

25 411

35 411

36 410 f.

38 410

41 410 f.

45 411

22. Beamtengeſex.

10 202 115 201

13 11 116 201

28 220 117 222

30 220 176 280

31 280 178 280

57 221 192 10

110 201.,217,2199. 211 280 f .

114 201 f.

31. Beſchluß der deutſchen Bundesverſammlung vom

26. Januar 1854 wegen gegenſeitiger Auslieferung von

Perſonen, welche wegen gemeiner Verbrechen oder Ber

gehen zur Ünterſuchung gezogen ſind .

I Abſ.1 34323. Gewerbegeſex vou 1868.

9 lit. b 49

32. Landratsgeſex .

15 18

1 214

112 214

24. Gemeindeordnung .

159 214

173 Ziff. 4 415 33. Geſek vom 11. Auguſt 1914 betr. die Dienſtaufſicht

über die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte.

1 364 2 36425. Bfälziſche Gemeindeordnung .

103 Ziff. 3 415.

34. Bauordnung.

65 Abſ. 2 2834 Abſ.3 2826. Geſek vom 8. Mai 1851 über das Einſchreiten

der bewaffneten Macht.

3 10 5 10

4 10

35. Hauſierſteuergeſek.

16 497 49

27. Gejek über die Haftung des Staates für Angehörige

des bayeriſchen Heeres.

1 11 2 9, 11

36. þundeabgabengeſetz vom 14. Auguſt 1910,

12 107 13 107

28. Berfaſſungsurkunde.

V. Beil. 8 430 Titel VIII 4 218,221

29. Fideikommißeditt.

84 395 ff.

37. Gebührengeſek.

7 227 48 187

9 Abſ. 1 Ziff. 2 111 73 f.

227 146 64

14 Saß 2 Abſ. 3 147 48

344 186 153

22 227 258 63

44 187 258a 420

46 187

1 399 f.

77 398 ff.

30. Berordnung vom 25. Auguſt 1868 betr. eine

allgemeine Schüßenordnung.

1 410 5 410

2410 13 410

38. Breuß. Gefes über den Belagerungszuſtand.

9 436 10 434, 436

C. Anhang.

1. Deſterr. Jurisdiktionsnorm .

104 4576 45

100 45

2. Deſterr. Hofdekret vom 17. Juli 1835 .

313

3. Deſterr. Allgemeines Bürgerliches Geekbuch .

4 313 ff. 63 314

62 314 64 314
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(Hier ſind nur die Mitarbeiter berückſichtigt, die Abhandlungen und kleine Mitteilungen eingeſendet haben ).

442

1

Seite Seite

Bedall , Landgerichtsrat, München 365 Leybold , Strafanſtaltsdirektor, Landsberg 66

Berlin , Dr., Rechtsanwalt, Nürnberg 204, 424 Lieberido , Landgerichtsrat, München 237, 260, 290

Berolzheimer , Rechtsanwalt, Münhen 79 lint , Rechtsanwalt,Würzburg
, 395

Bittinger , Dr. , Landgerichtsrat, München 203
Mahler , Oberſtlandesgerichtsrat, München 33

Buhmann , Dr., Juſtizrat, Rechtsanwalt, Mün
Mansfeld , Reichsgerichtsrat, Leipzig 333, 319

den 197, 223
Mayer, Dr. Auguſt, Landgerichtsrat,Memmingen 317

Buſ , Reidsgericht &rat, Leipzig 157

Cammerer , rechtst. Hilføarbeiter im Staats
Mayer , Dr. Morib, Juſtizrat, Rechtsanwalt,

Franlenthal 414

miniſterium der Juſtiz, München
298

Diemayr , Amtsrichter, München 227
Mayr Matthias, Amtsrichter, München 35

Dittrid , Amtsrichter, München 37, 167, 242, 264, 321
Meyer , Dr. Karl, Miniſterialrat, München 177

Doerr , Dr., II . Staatsanwalt und Privatdozent,
Neumiller , Oberlandesgerichtsrat, München 393

Minden 228 Niggl , Dr. , Poſtrat, München 285

Eßlinger , Dr., Rechtsanwalt, München 61
Nüßel , Dr., Rechtsanwalt, München 179

Flierl , Dr. , Rechtsanwalt, Nürnberg
Detter , Dr., Profeſſor, Würzburg 1

Fürnrohr , Dr., Rechteanwalt, München 251 Pfeiffer , Dr., Rechtsanwalt. Hirſchberg i . Schl. 166

Full , Dr., Hofrat, Geh . Juſtizrat, Rechtsanwalt, Pfordten von der, Regierungsrat im Staats

Würzburg 17, 166 , 403 miniſterium der Juſtiz, München 7

Fumian , Amtsrichter, Straubing 114 , 143 Rehm , Dr., Profeſſor, Straßburg i. E. 413

Gechter , Oberlandesgerichtsrat, Bamberg 248 Reindl , Dr., Miniſterialrat, München 217

Grimm , Reidsgerichtsrat, Leipzig 258 ReuB , II. Staatsanwalt, Augsburg 40

Haager, Dr., Rechtsanwalt, Aſchaffenburg 18 Riß , Amtsgerichtsrat, München 188

Habel , Landgerichtsrat (ießt Staateanwalt am Rod ſtrob , Dr., Rechtsanwalt, Berlin 118

Oberlandesgerichte ), München 12 Shiebermair , Landgerichtsrat, München 353

Hagen , Landgerichtsrat, Kempten 297 Somitt Auguſt, Amtsrichter, München 58

Habmann , Amterichter, München 404 Schmitt Georg, Oberamtsrichter, Klingenberg 268

Hahn , I. Staatsanwalt, München 336 , 350 Sh mitt Gottfried, Reichêgerichtsrat, Leipzig 34

Hellwig , Dr., Gerichtsaſſeſſor ,Berlin - Friedenau 97 Schmitt Hermann, Miniſterialrat, München 94

Sipb , Dr., Rechtsanwalt, München Seuffert v . , Dr., Geheimer Rat, Profeſſor,

Höchſtädter, Dr. , Amtsrichter, München 92 München 57

Hümmer , Landgerichtsrat, München 206 Siegel , Dr., Rechtsanwalt, München 382

Joſef , Rechtsanwalt, Freiburg i . B. 294 Silberſchmidt, Dr., Oberlandesgerichtsrat,

stäb Dr. , Amtsrichter, Neumarkt i . . 421 Zweibrüden 133, 160

Rann , Dr., Rechtsanwalt, Berlin 113
Simon , Oberamtsrichter, Augsburg 137, 164, 185

Steßler , Dr., Landgerichterat, München 376
Stepp , Dr., Amtsrichter, Nürnberg 19, 401

Klein , Dr., Privatdozent, Königsberg 313 Tiſd , Amtsgerichtsdirektor, Neuſtadt a H. 121 , 355

Kolb v . , Senatspräſident des Reichsgerichts, Leipzig 257 Valta v. , II . Staatsanwalt, Paliau 356, 442

Rolb , Dr., Direltor der Heil- u . Pflegeanſtalt
Volthardt , Dr. , Leiter des ſtädt. Nachrichten

Erlangen 82
amtes, Nürnberg 339

Korzendorfer , Oberpoſtinſpektor, Regensburg 201

Arafft , Landgerichtspräſident, Landshut ( ießt
Weber , I. Staatsanwalt, Landshut

417

Senatspräſident, München )
81

Wein , Dr., Notariatspraktilant, München

Ariener , Dr., Amtsrichter, Landshut 439 Werner , Dr., Rechteanwalt, Bamberg 340

Landau , Rechtsanwalt, Nürnberg 381 Werner , Rechtepraktikant, München 122

Leiſer , Dr. , Redteanwalt, Poſen 269 Beiler , I. Staatanwalt, weibrüden 433

Levinger , Rechtsanwalt, Münden 41 Beitler , Dr. , Amterichter, München 96

1

96



V. Beſprochene Bücher und Zeitſchriften.

.

1

Allfeld , Dr. Ph., Strafgeſeßgebung des Deutſchen

Reichs. 2. Aufl.
54

Alsberg , Dr. M., Juſtizirrtum u . Wiederaufnahme 30

Arnheim , Dr. H., Grundbuchordnung 55

A usführungsbeſtimmungen
v. 15. Sept. 1913

zum RStempG. ( Bed ) 176

Wehrbeitraggeſek (Bect) 176

Bendix , Dr. Ludwig, Das Problem der Rechts
ficherheit 283

Birkmeyer, Dr. Karl v., Schuld und Gefährlichkeit

in ihrer Bedeutung für die Strafbemeſſung 235

Bleyer , I., Sammlung bayer. Juſtiz- u . Ver

waltungsgeſeße. 1. Bd. 32

Bürgerliches Geſeß b uch , mit beſonderer Berück

ſichtigung der Rechtſprechung des Reichsgerichts.

Bearbeitet von Reichsgerichtsräten. 2. Aufl. 53

Caspari, I., Strafgeſezbuch für das Deutſche Reich
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Konkurrenz von Breßdelikten. Medtstraſt: lungseinheit oder der Mehrheit ſelbſtändiger Hand
lungen zuſammen mit der Frage, ob eine einheit

fragen. Zur Auslegung der SS 73 StGB. lidhe oder eine Mehrheitſelbſtändiger Gedanken

und 415 StPO .
äußerungen anzunehmen iſt.

Einheitskriterium für Gedankenäußerungen kann
Bon Profeſſor Dr. Friedrich Detter in Würzburg .

nicht ſein die Identität, Gemeinſamkeit des Körper:

Tatbeſtand. In einer Zeitung erſchien ein lichen Gegenſtande , auf den ſie geſchrieben, gedruct

Artikel mit ſcharfen perſönlichen Angriffen gegen ſind, der Wand, Tafel , des Papiers, des Zeitungs

X , Y und andere. Der Verfaſſer des Artikels blatts, derZeitungsnummer. Ein ſolcher Zuſammen

und verantwortliche Redakteur der Seitung , Z , hang im Mittel iſt rein äußerlich und mit der

wurde auf Privatflage des Y hin rechtskräftig zu Mehrheits- , der Selbſtändigkeitsannahme durch

einer Gefängnisſtrafe von 8 Tagen verurteilt ; die aus vereinbar.

Strafe iſt verbüßt. Unabhängig von Y hat auch Das Delikt durch Gedankenäußerung iſt Delikt

X wegen der ihn beleidigenden Stellen des Ar: durch Gedanken entäußerung; ein Monolog, den A

titels Privatklage gegen Z erhoben und , nachdem nur fich ſelbſt gehalten , ein Schriftſtück, das er nicht

jenes Urteil bereits rechtsträftig geworden war, abgeſandt, ſondern im Tiſchlaften belaſſen hat,

Verurteilung des Angeklagten zu einer Gefängnis: können nicht deliktiſche Tatbeſtände ergeben. Die
ſtrafe von 3 Wochen erwirkt. Dieſes Urteil hat

Gedankenäußerung muß dem Deſtinatár, der Per

der Angeklagte mit Berufung angefochten, weil die fon , den Perſonen, für die ſie beſtimmt iſt,

Strafe zu hoch ſei . Detker in Goltd Arch. Bd. 26 S. 277 ff .; Dorſch,

Gutachten. Der Sachverhalt ergibt drei Angegriffene, Deſtinatare , Gedankenträger bei der

Rechtsfragen : Beleidigung (1904) S. 36 ff. – zugänglich ge=

I. In welchem rechtlichen Verhältnis macht, die Zeitungsnummer insbeſondere , in der

ſtehen die in dem Artikel enthalte: beleidigende Angriffe uc. 2c . enthalten ſind, muß2.

nen Beleidigungen des X und Y zu : ausgegeben worden ſein . Dieſer eine Art der

einander ? Ausgabe hindert aber nicht, in der Drudſchrift

II. Welchen Einfluß hat die rechtsfråf: mehrere ſelbſtändige deliktiſche Gedankenäußerungen

tige Verurteilung des Angeklagten zu finden , ſo wenig als die Beförderung zweier

im Privatklagverfahren Y - Z auf beleidigender Briefe an B und C in demſelben an

den ſchwebenden Prozeß X - Z ? fie beide adreſſierten Umſchlag die gleiche Auf

III . Rann der Grundja ne bis in idem faſſung auojchließen würde. Ein hochverräteriſcher

in Betracht kommen gegenüber einer und ein beleidigender Artikel in derſelben Zeitungs

auf das Strafmaß beichränkten Bes nummer begründen nicht wegen des einen Aus

rufung ? gabeakts Idealkonkurrenz.

Die Ausgabe als ſolche bringt nicht den Be
I.

leidigungstatbeſtand zum Abſchluß, ſie iſt nur die
Beſteht zwiſchen den im Artikel ent: Bedingung, unter der allein die gedruckten Beleidi :

haltenen Beleidigungen des Y ind X gungen zur Wirkung kommen, von den Deſtinatären ,

ideale Ronkurrenz oder iſt Verbrecheng
alſo von den Perſonen, auf welche der Wille der

mehrheit anzunehmen ? Gedankenmitteilung geht , geleſen werden können.

Bei Wortdelikten fällt die Frage der Hand: Dieſe Wirkung kann, wenn mehrere Gedanken
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äußerungen ob untereinander ſelbſtändig oder andern , den vom Angegriffenen verſchiedenen Deſti

nicht – vorliegen , da ſie doch nur ſukzeſſiv von natăr, die Aeußerung perzipieren läßt. Das iſt

derſelben Perſon geleſen werden können, getrennt im Rechtsſinne ganz jeine Handlung.

von der einen , der andern Perſon geleſen werden , Im Falle der einfachen Beleidigung können An

nie in einem Alte ſich vermitteln . gegriffener und Deſtinatår verſchieden oder dieſelbe

DieAusgabe der Zeitung kann als Urſache gedacht Perſon ſein : A richtet eine beſchimpfende Aeußerung

werden für das Leſen ihres Inhalte als Wirkung. im Hinblick auf den B (er ſei ein ,,Schuſt" 2. 2.)

Aber es iſt das Leſen nicht der Verbrechen 8 erfolg , an dieſen ſelbſt oder tut es dem C gegenüber. Unter

ſondern ein Stück der Verbrechenshandlung ihr der leşteren Vorausſeßung kommt die Beleidigung

Schlußglied —, das vom Täter nicht eigenhändig , des B , ebenſo wie üble Nachrede, Verleumdung

ſondern fremdhändig, durch das Medium des De- gegen ihn , dadurch zuſtande, daß fich A der Mit

ſtinatárs, geſekt wird. Wenn 20 Perſonen den wirkung des C, der als Deſtinatår die Neußerung

beleidigenden Artikel geleſen haben , ſo hat die Tat perzipiert , bedient. Identität des Angegriffenen

nicht 20 Erfolge, ſondern nur den einen Erfolg , und des Deſtinatärs iſt als Perſonalunion zu

Verleßung fremder Ehre, gehabt . Das Gedanken denten : A verleßt die Ehre des B , indem er ihn

äußerung delitt iſt Gedankenmitteilungsdelikt, es ſelbſt mithandeln, die Aeußerung perzipieren läßt .

kann nicht zuſtande tommen, wenn die Rezeption Immer wird durch Mehrheit der Perzeptionsatte

der Gedankenäußerung ausbleibt ; Detter a. a . D. gegenüber einer Mehrheit von Gedankenäußerungen

S. 279, Lorſch a . a . D. S.37 ff. Inſofern iſt der in derſelben Zeitungsnummer die Einheit der Aug:

Täter eines Wortdelikts ſtets auf fremde Mit- gabe dergeſtalt aufgewogen, daß die Annahme der

wirkung angewieſen . Die mehreren Gedanken : Deliktseinheit nicht auf ſie gebaut werden kann .

äußerungen einer Zeitungsnummer, zuſammen: 3ft demnach nicht die Einheit der Ausgabe Ein

hängend in dem einen Ausgabeakt, gehen als heitsmerkmal , ſo natürlich auch nicht die Anord:

Gedankenmitteilungen durch die Mehrheit der Per- nung des Erſcheinens durch den verantwortlichen

zeptionsatte wieder auseinander. Unddieſe ſind Redakteur,der, wenn er nicht ſelbſt der Verfaſſer iſt,

Teile, nicht Erfolge des deliktiſchen Handelns . als deffen Werkzeug handelt , ſo daß inſofern wieder

Zwei Handlungsweiſen ergeben nicht deshalb eine ein zum Teil fremdhändiges Handeln vorliegt .

Handlung im Sinne des 8 73 StGB. , weil ihnen Dieſe Anordnung iſt ein Geſamtalt, der ſich auf

ein Att gemeinſam iſt. alle einzelnen Artikel der Zeitungsnummer bezieht .

Die gegenteilige, von Binding, Handbuch des Daß das Imprimatur für die verſchiedenen Artikel

Strafrechts IS.581 ; Olshauſen zu 873 Bem .19c; geſondert erteilt wird , fällt nicht ins Gewicht.

Merkel in von Holgendorffs Handbuch IV S.227; Denn dieſe Verfügungen haben nur vorbereitende

Klöppel , Reich &preßrecht S. 323 ; v. Bar , Geſek und Bedeutung für die Anordnung des Erſcheinend der

Schuld im Strafrecht III S. 530 ; Meyer Ailjeld, Nummer. Aus der Einheit des Imprimatur für

Lehrbuch des Strafrechts S. 365 Anm . 15 ; Frant zu einen Artikel fann – ſowenig wie aus der Einheit

$ 73 Bem . III 3b; Höpfner, Einheit und Mehrheit der Geſamtanordnungder Geſamtanordnung — gefolgert werden , daß die

der Verbrechen I Š . 198 ff. vertretene Anſicht, daß | in dem betreffenden Tertein dem betreffenden Terte - hier dem Artikel -

mehrere in einem Preßerzeugnis begangene Delikte, enthaltenen deliktiſchen Neußerungen als Delikts

einerlei ob ſie ſich in einem Artikel oder in der: einheit zu betrachten ſeien .

ſchiedenen Artikeln derſelben Nummer bejänden , Verſagt ſomit für die Beurteilung der Einheits

weil durch das eine Mittel und die eine Handlung Frage der äußerliche Geſichtspunkt der einheitlichen

der Ausgabe des Preßerzeugniſſes begangen , ſtets Ausgabe, des einheitlichen Imprimatur , ſo bleibt nur

ideal fonkurrierten, wird der Tatſache nicht gerecht, übrig , nach einem materiellen Kriterium zu ſuchen .

daß erſt die Rezeption ſeitens der Deſtinatare den Dieſes bietet ſich in der Beſchaffenheit der deliktiſchen

deliktiſchen Tatbeſtand abſchließt. Hingegen nehmen Neußerungen. Verbinden ſie ſich für eine verſtändige

John , Fortgeſettes Verbrechen S. 135; d . Liſzt , Geſamtbetrachtung zu einem zuſammenhängenden

Deſtereich. Preßrecht S. 264 , 265 , Reichspreßrecht Gedankeninhalt oder ſind verſchiedene ſelbſtändige

S. 148 Realkonkurrenz an, wenn die deliktiſchen Gedanken in ihnen enthalten ? Das eine wie das

Neußerungen ſelbſtändige Bedeutung haben ; ebenſo andere kann zutreffen, mag die Verlegung einer

RGSt . III, 3 , 436 ff .; I, 21, 276 ff.; II, 33, 47 ff. oder mehrerer Perſonen gegeben ſein . Wirft A

Bei übler Nachrede und Verleumdung ſind die dem B und dem C ein gemeinſames anſtößiges

Deſtinatare der Gedankenäußerung ſtets von den Verhalten vor , ſo iſt das eine Gedankenäußerung,

Angegriffenen verſchieden ; Lorich S. 48 ff., vgl . einerlei , ob es in einem Saße beiden gegenüber.

auch Olshauſen zu § 186 Bem . 3b ; a . A. Binding, oder getrennt erſt im Hinblick auf den einen, dann

Lehrbuch I S. 158. Die Behauptung dem einen den andern geſchieht. Wird dem D erſt ein Sitt

gegenüber geſchieht in bezug auf einen andern , lichkeitsdelitt zur Laſt gelegt , dann an anderer

deſjen Ehre dadurch angegriffen wird . Der Täter Stelle ſein Geſchäftsgebaren als unredlich bezeichnet,

erreicht den delittiſchen Erfolg , die Verleßung ſo liegen zwei ſelbſtändige Aeußerungen und folglich .

fremder Ehre , indem er den Gedanken – mündlich, die Erforderniſſe der Straſbarkeit unterſtellt , zwei

geſchrieben, gedrudt – äußert , entäußert und einen beleidigende Handlungen vor. Die Verteilung delik:

. 1
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tiſcher, beleidigender 20. 20. Aeußerungen auf der: ſeits, Y andererſeits nicht zu einem fortgeſekten Ver

ſchiedene Artikel" einer Zeitungsnummer ſchließt brechen verbinden , ſind vielmehr völlig ſelbſtändige

nicht notwendig die Einheitsannahme aus. Es Delikte.

können zwei Artikel desſelben Verfaffers in der:
II .

ſelben Nummer troß dieſer äußeren Gliederung

ein einheitliches Ganzes ſein , ſo daß demgemäß Welchen Einfluß hat die rechtskräf

auch die Möglichkeit beſteht, in ihnen enthaltene tige Verurteilung des Angeklagten im

Wortdelikte als eine Einheit zu erachten. Privatklagverfahren Y - Z aufdas Pri :

Nicht ausſchlaggebend iſt die Gleichheit des vatklagverfahren X-Z ?

Motivs, des Zweds; vgl. auch RO St. II, 33 , 49 1. Die Selbſtändigkeit der in dem Artikel ent

und 34, 134 ff. Es kann ſehr wohl aus demſelben haltenen Delikte wider Y und X findet in Selb

Beweggrunde heraus, aus Rachſucht z. B. , ſtändigkeit der Rechtsverfolgung durch die Ver

A mehrere ſelbftändige Beleidigungen gegen meh lekten ihren prozeſſualen Ausdruc. Die von Y

rere oder dieſelbe Perſon derüben . Nur unter: und X erhobenen Privatklagen waren daher nicht

ftüßend, als ein Indiz der auch ſonſt angezeigten dem § 415 StPO.dem 8 415 StPO. - Mehrheit der Klagrechte

Zuſammengehörigkeit deliktiſcher Aeußerungen mag infolge von Idealkonkurrenz oder von Mit An:

Gleichheit des Motivs 2c. 2c . in Betracht kommen; tragsrecht neben dem Antragsrecht des Verlegten

entſprechend wird Verſchiedenheit der Motive ein unterworfen. Für die ſpätere Klage galt nicht

Gegenindiz gegen Annahme des Zuſammenhanges die Form der Beitrittsklage, $ 415 Abſ. 2, und

zu liefern vermögen .
das erſtergangene rechtskräftige Urteil beeinflußt

„ jede in der Sache ſelbſtDer ſprachlichen Verbindunggleichartiger An- nicht, wie nach Abſ.3

griffe gegen mehrere — A, B , C , D ſind Schufte
ergangene Entſcheidung äußert zugunſten des Be :

iteht die fachliche Zuſammengehörigkeit entſprechen- ſchuldigten ihre Wirkung auch gegenüber ſolchen

der getrennter Vorwürfe -A iſt ein Schuft, B iſt
A iſtein Schuft, B iſt Berechtigten, welche die Privatflage nicht erhoben

ein Schuft uſw. — völlig gleich . Es wäre ein rein
haben " zutreffen würde , die noch ſchwebende

formaler Unterſchied, in jenem Falle einen ,in dieſem Sache. Rechtskräftige Abweiſung der einen Klage

mehrere beleidigende Atte anzunehmen.
ſchadet nicht dem andern Kläger . Die Anerkennung

Mehrheit delittiſcher Leußerungsakte beiEinheit des Angeklagten. Somit hat das Schöffengericht
beider Strafanſprüche führt zuzwiefacher Beſtrafung

des Verleßten ergibt , jenachdem ſie auf einen ver

brecheriſchenWillenodereine Mehrheit ſelbſtändiger des Xhin ergangenenUrteil dieſes weitere Delikt
mit Recht in ſeinem zweiten , auf die Privatklage

Entſchließungen zurüdführen, fortgeſeßtes Verbrechen trokder vorausgegangenen Beſtrafungder widerY

oder Verbrechensmehrheit.
verübten Injurie mit beſonderer Strafe belegt .

Nach alledem iſt die Frage der Handlungs- Wird angenommen , daß zur Zeit des zweiten Ur

Einheit, -Mehrheit für geſchriebene, gedruckte Wort- teils die früher erkannte Strafe bereits verbüßt

delikte, Injurien insbeſondere, nach den gleichen war, ſo erfordert jedes Delikt eine völlig ſelb

Grundſägen zu beurteilen , wie ſie beim Mittel i ſtändige Beſtrafung. Denn nach § 79 StGB.

des geſprochenen Wortes gelten . Daß Schrift und kommen die Grundſäße über reale Konkurrenz

Drud die Sandlung dauernd zu verkörpern der- dann nicht zur Anwendung, wenn Verurteilung

mögen, Verbreitung in gedruckter Geſtalt die In: wegen einer vor der früheren Verurteilung be

tenſität des Angriffes außerordentlich ſteigert, hat gangenen ſtrafbaren Handlung erſt erfolgt, nach:

für das Maß der Strafbarkeit, nicht für die dem die erſterkannte Strafe bereits verbüßt war.

Prüfung des Tatbeſtandes auf Einheit, Zuſammen- Unter der gegenteiligen Vorausſeßung hingegen

geſektſein Bedeutung. treffen die mehreren Delikte, obwohl in verſchie

Die Anwendung der ſo gewonnenen Kriterien denen Urteilen erfaßt, doch zu einheitlicher Straf:

auf den intriminierten Artikel lehrt : Die Vorwürfe , anwendung nach den Regeln der realen Konkur:

die darin gegen den Privatkläger X erhoben wurden , renz zuſammen , § 79 StGB. Es hätten daher

ſind völlig ſelbſtändige Gedankenäußerungen gegen- in dieſem Falle im zweiten Urteile die jeßt und

über dem nachfolgenden Angriff auf Y. Es beſteht die früher ausgeſprochene Gefängnisſtrafe zu einer

zwiſchen dieſen Aeußerungen weder ſprachliche Ver- Geſamtſtrafe vereinigt werden müſſen, ſo daß auf

bindung, noch ſachliche Zuſammengehörigkeit. Wird eine Zuſaßſtrafe erkannt worden wäre. Da der

ausder Verſchiedenheit der Behauptungen, die ſich auf Angeklagte das Urteil mit Berufung wegen der

zeitlich, örtlich ,jachlich getrennte, durchaus ſelbſtändige Strafhöhe angefochten hat , ſo wäre nunmehr

Vorgänge beziehen ,näher dargelegt . Weilverſchiedene vom Berufungsgericht die Strafe entſprechend zu

Perſonen angegriffen ſind und dieſe Mehrheit der mindern. Die Geſamtſtrafe hat hinter der Summe

Ängegriffenen bei allen Delikten gegen die Perſön- der Einzelſtrafen mindeſtens um eine Strafeinheit

lichkeit, insbeſondere gegen die Ehre, die Annahme – hier einen Tag Gefängnis zurüdzubleiben.

der Einheit des verbrecheriſchen Willens ausſchließt, Folglich müßten , auch wenn das Berufungsgericht

Binding, Handbuch I S. 532,v. Liſzt , Lehrbuch die vom erſten Richter verhängte Einzelſtrafe bei

S. 239, laſſen ſich die Angriffe gegen X einer: behielte , doch die Geſamt- und folgeweiſe die Zuſaß=
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ſtrafe dieſe Ermäßigung um mindeſtens einen wirken ſollen ; der Beklagte iſt nicht gehalten, den

Tag Gefängnis erfahren . Hätte hingegen auch gleichen Anſpruch wiederholt von ſich abzuwehren .

der Privatkläger das zweite Urteil angefochten – Nach rechtsträftiger Bejahung des Anſpruchs könnte
ſchlechthin oder im Strafmaß -, ſo könnte das die weitere Klage nicht zu weiterer Beſtrafung,

Berufungsgericht die von der Vorinſtanz ausge= ſondernnur zur Unerkennungeines konkurrierenden
ſprochene Strafe auch erhöhen . Denn das Verbot | Klagrechts führen ; das Strafverfahren aber kennt

der reformatio in pejus beſteht nur, wenn ledig: nicht Feſtſtellungsurteile und es würde hier für

lich der Angeklagte 2c. 2. Berufung eingelegt hat, ein ſolches Begehren auch an jedem erkennbaren

8 372 StPO . Folglich könnte es in dieſen Falle Rechtsſchußintereſſe fehlen .

nicht nur zur Beibehaltung der früheri. Einzel- Weſentlich anderer Beurteilung unterliegt die

ſtrafe als Zuſakſtrafe, ſondern auch zu einer jene Konkurrenz der Mitverlegten . Deffentliche Klage
überſteigenden Zuſaßſtrafe kommen. würde die ideal- konkurrierenden Delifte, Strafantrag

2. Die Auffaſſung, daß zwiſchen Wortdelitten für ſie alle vorausgeſekt , als ungetrennte Tateinheit

derſelben Zeitungsnummer wegen der Einheitlich: (im Sinne des Geſekes, 8 73 StGB .) erfaſſen . Das(

keit des Ausgabeakts ſtets ideale Konkurrenz be- gegen kann von den mehreren Privatklägern jeber

ſtehe, ergibt , ſofern es ſich um Privatklagdelikte nur das ihn betreffende Delikt verfolgen . Die Straf

handelt, die Anwendung des §415 StPO. Uin anſprüche, die in öffentlicher Klage verbunden ſein

der Rechtslage unter jedem Geſichtspunkte gerecht würden, werden von den Privatklägern geſondert

zu werden, ſoll hypothetiſch angenommen werden, geltend gemacht. Auf die zuerſt zur Aburteilung

daß zwiſchen den beiden von Y und von X in: | tommende Klage hin iſt nur Beſtrafung wegen des

triminierten Beleidigungen das Verhältnis idealer von ihr erfaßten Delikts, nicht Feſtſtellung idealer

Konkurrenz beſtände, und unter dieſer Voraus- Konkurrenz und Beſtrafung des Beſchuldigten unter

feßung die Wirkſamkeit des § 415 geprüft werden . dieſem Geſichtspunkte erreichbar. Könnte nun nicht

Die Auslegung dieſes Geſekes iſt ſtart umſtritten . noch nachher infolge der weitern Klage das weitere

Die beiden in Literatur und Praxis vertretenen Delift feſtgeſtellt und der idealen Konkurrenz Rech

Auffaſſungen , der Paragraph beziehe fich nur auf nung getragen werden, ſo ließe ſich der Klagen

Konkurrenz des Verlegten unddes Mitantragsberech- trennung halber ein der materiellen Rechtslage ent-:

tigten, er jei gleichmäßig hierauf und auf das ſprechendes Ergebnis überhaupt nicht erzielen. Ein

Vorhandenſein von Mitverleşten infolge von idealer ſolcher durchaus unbefriedigender Ausgang tann

Ronkurrenz von Verlegungen anzuwenden, ſind nicht im Willen des Geſeggebers gelegen ſein . Der

unhaltbar ; vgl. Detfer , Konkurrenz von Privat Privatkläger A hat vielleicht nur eine unbedeu:

klagrechten (1910) S. 12 ff. Vielmehr fallen fon : tende formale Beleidigung erlitten, die zur Ver

turrierende Klagrechte der einen und der andern hängung geringfügiger Geldſtrafe geführt hat . Es

Art unter die Beſtimmungen des Geſeķes, doch wäre ſchlimme Rechtsverweigerung, wenn deshalb

nehmen dieſe für beide weſentlich verſchiedene Ge: dem in dem gleichen Artikel ſchwer verleumdeten B

ſtalt an . Der Mitantragsberechtigte und der Mit: die Klage verjagt ſein ſollte.

verleşte werden , wenn einer der Berechtigten die Jſtein Offizialdelikt mit öffentlicher Klageverfolgt

Privatflage bereits erhoben hat , auf Beitritt zu worden , während für ein ideell konkurrierendes An

dem ſchwebenden Verfahren beſchränkt, Abſ. 2. tragsdelitt der Antrag noch fehlte , ſo bildete nur jenes

Natur und Wirkungen dieſes Rechtsakts ſind für Delikt den Entſcheidungsgegenſtand und es tritt auch

beide vom Geſek umfaßte Konkurrenzen verſchieden nur inſofern die Rechtskraftswirkung ein ; vgl. Detter

zu bemeſſen (Deffer a . a. D. S. 14 ff., 23 ff .), aber a . a. D. S. 40 Unm . 1 , (wo die weitere Literatur

es erübrigt ſich die Darlegung, da ja im ge- und die Juditatur angegeben ſind ). Die Klage

gebenen Falle die beiden Privatfläger , Y und X, wegen eines Anſpruchs, deſſen Mitberückſichtigung

unabhängig voneinander geklagt haben und in im Urteil durch ein rechtliches Hindernis, den

beiden Sachen Urteile bereits ergangen ſind . Hin: Antragsmangel, ausgeſchloſſen war, kann nicht

gegen bedarf Abſ . 3 des 8 415 der Unterſuchung . konſumiert ſein. Folglich iſt trop der ſchon vor:§

Es muß geprüft werden , ob infolge der hier an: liegenden rechtskräftigen Entſcheidung auf neue

erkannten Rechtskraftswirkung das in der Sache Y öffentliche (oder Privat :) Klage hin – rechtzeitige

wider Z ergangene rechtskräftige Urteil abermaliger nachträgliche Antragsſtellung vorausgeſett - über—

Verurteilung und Beſtrafung des Beſchuldigten auf dieſen weitern Anſpruch zu entſcheiden . Åber unter

die Klage des X hin entgegenſtehen würde . Wahrung der Grundſäße über ideale Konkurrenz!

Da der Verleşte und der Mitantragsberechtigte Es darf nicht zu Doppelbeſtrafung tommen. Lautete

ganz den gleichen Strafanſpruch geltend machen, ſo das erſte Urteil auf Freiſprechung , ſo hat ſich die

beſteht injofern volle Rechtskraftswirtung des auf Konkurrenz erledigt und es iſt das mit der zweiten

Rlage des einen hin ergangenen Sachurteils gegen: Klage verfolgte Delikt wie eine iſolierte Begehung

über dem andern Kläger ; Detker a . a . O. S. 7 ,30. zu würdigen . Hatte der erſte Richter verurteilt

Die Verneinung des Anſpruchs trifft auch den und der zweite erachtet das weiter infriminierte

Mitklagberechtigten ; er hätte dem andern Ver: Delitt ebenfalls für feſtſtehend, ſo werden folgende

fahren beitreten , auf günſtiges Urteil darin hin : Unterſcheidungen notwendig :

.

.
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a) Es beſteht ungleichartige Ideal : daß auf die anderweite Strafart doch bereits rechts

konkurrenz mit ungleichen gefeßlichen kräftig erkannt ſei. Denn die Rechtskraftswirkung

Strafrahmen. beſteht nur unter Vorbehalt einer bei ſpäterer

a) Das erſte Urteil war mit dem Feſtſtellung idealer Konkurrenz infolge des § 73

Delitt befaßt , das die Anwendung des StGB. zu vollziehenden Strafumwandelung.") 3 ſtIft

ich wereren Strafgefeßes bedingte (8 73 im gleichen Falle das frühere Urteil bereits voll

StGB.). ftredt, ſo hat der zweite Richter die verbüßte

Das Hinzukommen des weiteren leichteren De
Strafe nach entſprechender Umwandelung in Abzug

likts hätte einen Straferhöhungsgrund geliefert.
zu bringen und nur auf den Reſt zu erkennen.3)

Aber der erſte Richter konnte ihn nicht berück
Es kommt dann allerdings entgegen dem § 73

ſichtigen , weil für óas weitere Delikt die Klage
StGB. zur Anwendung zweier Strafgeſeße. Aber

fehlte, und der zweite Richter kann es nicht, weil
an der einmal geſchehenen Vouſtredung iſt eben

die rechtskräftig gewordene Straſbemeſſung ſich der
nichts zu ändern . Der zweite Richter bleibt deg:

Verſchärfung entzieht. Sonach muß das zweite halb doch ſeinerſeits an die Vorſchrift des § 73

Urteil dahin lauten , daß der Angeklagte des
gebunden, kann nicht zum milderen Geſeß greifen .

weiteren Delikts ſchuldig ſei und auch hierfür mit
Durch Umwandelung und Abzug iſt ein der vollen

der vom erſten Richter ausgeſprochenen Strafe ausſchließlichen Anwendung des § 73 materiell

belegt werde ; Detker a. a. D. S. 33. Das iſt gleichwertiger Effekt herbeizuführen.

feineswegs ein bloßes Feſtſtellungsurteil. Denn b) Die Idealkonkurrenz iſt gleich :

die eine Strafe im Falle idealer Konkurrenz trifft artig .

beide Delikte, und es iſt daher die Erſtreckung der Gleichzeitige Aburteilung bringt das eine

früher erkannten Strafe auf das weitere Delitt
Strafgeſeß auf beide Delikte einheitlich zur An

Verurteilung wegen dieſer Straftat. Rommt es wendung; Binding, Handbuch I S. 577 ff.; DI8

ſomit auch nicht zu einem Strafzuſaß , ſo ent- hauſen zu $ 73 Bem . 16 ; RGŠt. I , 2 , 255 ff . Von

ſpricht doch die Erwirkung des richterlichen Aus- feinem der Delikte fann geſagt werden , es

ſpruchs dem Intereffe des zweiten Klägers an ſei Strafzumeſſungsgrund für die Beſtrafung

Genugtuung und Rufreparation. Das iſt beſonders des andern . Immer hat hier der zweite Richter

einleuchtend im Hinblid auf das nach $ 200 SIOB. die Aufgabe zu erfüllen, die ſich dem erſten , nur

dem Beleidigten zuzuſprechende Publikationsrecht. mit dem einen Delift befaßten Richter nicht

Auch geltend gemachter Bußanſpruch würde ab: darbot . Feſtſeßung der Strafe für den Delikts

fällig, wenn nicht Verurteilung wegen des nun- kompler. Im übrigen iſt zu unterſcheiden :

mehr eingeklagten Delikts zu der früheren Strafe
a ) Der zweite Richter greift zu derſelben Straf

in Erweiterung des Beſtrafungsobjektes erfolgte
art wie der erſte, ſei es, daß nur eine Strafart

( 8 188 StGB.: Bußzuerkennung neben der
im Geſeß angedroht iſt, ſei es, daß eine Alter:

Strafe " ) .
native von Strafarten im zweiten Urteil ebenſo

B ) Auf das erſt abgeurteilte Delikt entſchieden wird, wie im erſten. Die Rechtskraft

war das leichtere Strafgeſeß anzu :
des erſten Urteils bringt init fich, daß deſſen

menden. Strafe jedenfalls bleiben muß. Aber ſie iſt vom

Rommt auch der zweite Richter zur Verur
zweiten Richter zu erhöhen , mindeſtens um eine

teilung , ſo hat er an der Hand des ſchwereren
Strafeinheit , weil ſonſt die Konkurrenz unberüd

Strafgeſekes die Strafe für das weitere Delikt ſichtigt bliebe.“) Auf das Plus iſt zuſäßlich zu

unter weſentlicher Rückſichtnahme auf den Straf:
erkennen . Dieſe Strafbeſtimmung geſchieht gleich

erhöhungsgrund der ideglen Konkurrenz zu be:

ſtimmen ; Binding,Handbuch I S.634,635, Detter Konturrenz : HatdaserſteUrteil die leichtere Strafart
» Der gleiche Vorbehalt gilt für den Fall realer

a. a. D. ' S. 33, 34. Sind die Strafarten gleich verhängt,fo muß der zweite Richter dieſe Strafe indie,

ſo wird von der ſo gefundenen Strafe die früher für das weitere Delitt und damit für die Geſamtſtrafe

erkannte , mag ſie bereits vollſtreckt ſein oder nicht, (8 74 Abſ . 2 StGB.) maßgebende ſchwerere Strafart

abgezogen und zuſäßlich auf den Reſt erkannt.
umwandeln ; Olshauſen zu ğ 79 Bem. 12c.

3) Die Reduktion geſchieht durch Entſcheidung in

Iſt im zweiten Urteil auf ſchwerere Strafart der Vollſtredungsinſtanz ($ 490 STPO .), wenn der zweite

zu erkennen ,) ſo muß. da gleichzeitige Anwendung Richter die Vodſtredung, weil ihm unbekannt, nicht' ,

beider Gefeße nach § 73 StGB. unzuläſſig wäre, berüdſichtigt hatte .

unter Verwandelung der früher ausgeſprochenen,
“) Nicht richtig Detter a. a. D. S. 32, 33 : das

zweite Urteil habe nur das weitere Delift feſtzuſtellen

noch nicht vollſtreďten Strafe in die nun maß und die Strafe des erſten Urteils darauf mitzubeziehen .

gebende Strafart die Strafe einheitlich beſtimmt Das trifft nur zu für den Fall a a . Nur dort hat das

werden, wobei der Wegfall der früheren Strafe weitere Delift die Bedeutung eines Straferhöhungs

auszuſprechen iſt. Es darf nicht eingewandt werden ,
grundes , den nachträglich, nach ſchon rechtsträftig ge

wordener Strafbemeſjung zu berüdſichtigen der zweite

Richter außerſtande iſt Unter der Vorausſeßung sub b

1) Dieſe Eventualität iſt bei Detfer S. 33 nicht hingegen ſtehen die beiden Delitte gleichwertig neben:
mitberüdſichtigt. einander.

1

1
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mäßig, mag das erſte Urteil bereits volſtredt S. 32 ff. Die Zubilligung des einen Anſpruchs

ſein oder nicht. iſt doch ebenſowenig Verneinung des andern gar

B) Droht das Geſet alternativ Geld- oder nicht mit eingeklagten als in ihr deſſen Bejahung

Freiheitsſtrafe (88 185, 186 StGV.), ſo würde gefunden werden könnte . Der erſte” Richter war

bei gleichzeitiger Aburteilung beider Delikte immer ja nur mit dem einen Anſpruch befaßt . Die

nur auf die eine oder andere Strafe erkannt Prüfung, ob ein weiterer Anſpruch wegen ideell

werden können . Sufzejfive Aburteilung aber führt konkurrierenden Delikts beſteht, iſt ganz unbeſchränkt.

unter Umſtänden dazu, daß der zweite Richter auf Nur volles Mißverſtändnis des Geſekes könnte zu

den Deliktatompler die andere ſchwerere Strafart gegenteiliger Annahme führen . Ja auch der klare

jekt, gegenüber der Verhängung der leichteren Wortlaut ſteht entgegen, denn als die „ Sache ”,

durch den erſten Richter. Erachtet der zweite Richter in der die erſte Entſcheidung ergangen iſt, erſcheint

das hinzukommende Delikt für ſo ſchwer, daß es doch nur die Klage wegen des erhobenen Anſpruchs.

nur durch Freiheitsſtrafe geſühnt werden könne, Die Klage wegen eines weiteren Anſpruchs fann

ſo hindert ihn die vom erſten Richter erkannte nur inſofern berührt ſein , als auch ihr durch das

Geldſtrafe nicht daran ,daran , für denfür den Komplex erſte – verneinende – Urteil die Grundlage ent

Freiheitsſtrafe zu beftimmen . Es tritt dann die zogen worden iſt.

gleiche Sachbehandlung wie unter aß ein . Hiernach iſt vom Standpunkte idealerKonkurrenz

c) Beſtehen für ungleichartige Idealkonkurrenz zwiſchen den in dem inkriminierten Artikel enthaltenen

die gleichen Strafrahmen (z. B. bei 88 185 und Beleidigungen wider Y und wider X die konkreteSS

186 StGB.). ſo iſt zu verfahren wie bei gleich: Rechtslage dahin zu beſtimmen. Die Privatklage des

artiger Ideallonkurrenz. X findet an der vorgängigen von Y ermirkten rechts

Ganz die nämlichen Grundſäge, wie ſie hiernach träftigen Verurteilung des Beſchuldigten fein Hinder:

auf die Folge zweier öffentlicher oder einer öffentlichen nis . Ein Einwand der Rechtskraft wäre inſofern völlig

undeinerPrivatflage in Anwendung kommen ,würden verfehlt. Es iſt in keiner Weiſe rechtlich zu beanſtan:

an ſich wegen Gleichheit des Grundes auch für ſukzeſſid den, daß das Schöffengericht den Beſchuldigten auch

erhobene Privatklagen wegen ideell konkurrierender wegen der weiteren , von dem früheren Straf

Delitte Geltung beanſpruchen. Es kann ſich nur verfahren nicht erfaßten Beleidigung des X ver

fragen, ob die poſitive Beſtimmung in Abſ. 3 desurteilt hat. Nur durften nicht, wie geſchehen , in

§ 415 modifizierend einwirft. Dem Sachurteil auf beiden Urteilen unabhängig voneinander Strafen

die Erſtklage wird hier zugunſten des Beſchuldigten ausgeſprochen werden , als ob es ſich um tatſächlich

Wirkung gegeben auch gegenüber ſolchen Berech- und rechtlich völlig getrennte Begehungen handelte.

tigten , welche die Privatklage nicht erhoben haben . Die Verurteilung iſt in beiden Sachen auf Grund

Abweiſende Sachentſcheidung iſt dem weiteren des $ 186 StGB . erfolgt und beide Male hielt

Klåger inſofern und nur inſofern prăjudiziell,als ſie das Gericht wegen der Schwere derBeleidigungen

das den beiden Anſprüchen— des Erſt- und desZweit: Gefängnisſtrafen für geboten : alſo gleichartige

klägers gemeinſame Fundament verneint, Deifer Idealkonkurrenz unter gleichmäßiger Löſung der

a . a . D. S.31 ff. Iſt die Klage des A wegen ſtrafgeſeßlichen Alternative – Geldſtrafe, Baft ,.

Preßbeleidigung abgewieſen worden , weil die be- BefängnisGefängnis — für jedes Einzeldelikt. Der zweite

leidigenden Wendungen des Artikels nicht auf ihn , Richter hätte für den Deliftskompler einheitlich

ſondern den B zu beziehen ſeien , ſo kann darin eine Gefängnisſtrafe beſtimmen müſſen, unter ent

unmöglich ein Hindernis für die Klage des leß: ſprechender Erhöhung der ſchon rechtskräftig auf

teren liegen . Nicht anders , wenn dem Beſchul- das eine Teildelikt geſeßten Strafe, wobei dieſes

digten im Hinblick auf den Erſtkläger der Recht: Plus als Zuſakſtrafe auszuſprechen war (vgl . oben

fertigungsgrund des 8 193 StGB . Wahrneh: | ba). Die Schwere der weiter feſtgeſtellten Belei:

mung berechtigter Intereſſen — zugebilligt wordenzugebilligtworden digung rechtfertigte eine erhebliche Straſverſchårs

war. Daraus folgt nicht, daß die gleiche Voraus: fung. Es bleibt zu prüfen , ob in der Berufungs:

feßung auch gegenüber dem mitverleşten B gegeben inſtanz der volle Betrag der im zweiten Urteil

ſei ; dieſe Frage wäre vielmehr vom zweiten Richter verhängten Strafe als Zuſakſtrafe beibehalten werden

zu entſcheiden. Iſt hingegen Freiſprechung erfolgt , kann. Erhöhung wäre wegen des Verbots der

weil die Autorſchaft des Beſchuldigten an dem reformatio in pejus , 8 372 SIPO . , zweifellos

Artikel verneint wurde, ſo ſteht allerdings jeder unzuläſſig. Aber wie bei realer Konkurrenz die

weiteren auf den Artikel geſtüßten Beleidigungs: Geſamtſtrafe mindeſtens um eine Strafeinheit ge

klage gegen ihn die Rechtskraft des Urteils entgegen. ringer ſein muß als die Summe der Einzelſtrafen,

Inſofern enthält § 415 Abſ . 3 allerdings eine die Zuſaßſtrafe daher nicht der vom zweiten Richter

Sondernorm für ideale Konkurrenz; gegenüber beſtimmten Einzelſtrafe gleichtommen kann und

einer weiteren Klage aus real konkurriendem Delikt der Berufungsrichter durch ſo bemeſſene Zuſatſtrafe

beſteht nicht entſprechende Rechtskraftswirkung . das Verbot der reformatio in pejus verlegen

Die Bejahung des Anſpruchs im erſten Urteil würde, ſo würde gleiche Bindung des Berufungs

läßt die ferneren auf Feſtſtellung weiterer Anſprüche urteils auch unter Vorausſekung idealer Ron:

gerichteten Klagrechte ganz unberührt, Detfer a . a . D. | kurrenz der ſukzeſſiv abgeurteilten Vergehungen

-
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anzunehmen ſein , zumal in den Augen des Geſekes | richter auch nicht zuſteht, von Amts wegen einen

dieſe Ronkurrenz den leichteren Fall bildet (S$ 73, ſolchen Defekt bei derart beſchränkter Berufung zu

74 StGB.). Vorliegend würde der zweite Richter berückſichtigen ; Detker a. a . D. S. 447.6) Annahme

bei Kenntnis des ſchon ergangenen Urteils nicht des Gegenteils aus 369 Abſ. 2 StPD. herzu

in iſolierter Würdigung das weitere Delikt mit leiten , enthielte ein völliges Mißverſtändnis dieſes

Strafe belegt haben ; da es aber geſchehen iſt, ſo Geſeķes .

muß die Situation in der Berufungsinſtanz im

Hinblick auf reformatio in pejus nun auch analog

dem Falle realer Konkurrenz bemeffen werden .

Ebenſo wäre unter Vorausſeßung der Berufung

Die Gaftung des Staates für Angehörige
auch des Privatklāgers das für reale Ronkurrenz
gewonnene Ergebnis anwendbar. des bayeriſchen Beeres.

III. Bon Theodor von der Pfordten.

Rann der Grundſa ne bis in idem Das GVBI. veröffentlicht in Nr. 70 das Ge

in Betracht kommen gegenüber einer ſeg vom 6. Dezember 1913 über die Haftung

auf das Strafmaß beſchränkten Be : des Staates für Angehörige des bayeriſchen Heereg .

rufung ? Auf den erſten Blid ſieht es mit ſeinen zwei Ar

Der Angeklagte hat Berufung nur wegen des tifeln ſehr einfach aus. Aber ſchon die dem Re:.

Strafmaßes eingelegt. In dieſer BeſchränkungIn dieſer Beſchránkung gierungsentwurfe beigegebene Begründung zeigt,

liegt ein teilweiſer Verzicht auf das Rechtsmittel, daß es ſich hier um einen ziemlich vermicelten

d. 5. auf die Anfechtung des Schuldenticheids ; es Stoff handelt. Noch deutlicher tritt dag hervor,
. h

kann fich daher die Rognition des Berufungs wenn man die Vorgeſchichte des Gefeßes genauer

richters nur auf den Strafentſcheið beziehen . Eine ins Auge faßt : es ergibt ſich dann , daß es eine

Strafverſchärfung iſt durch das Verbot der ref. an Unklarheiten reiche Entwickelung ſchließt. Ein

in pejus ausgeſchloſſen. Nur Aufrechterhaltung kurzer geſchichtlicher Rüdblick wird auch das Ver

oder Minderung der Strafe kann in Frage kommen. | ſtändnis für die Tragweite der Neuregelung fördern.

Die vorgängigen Ausführungen haben gelehrt, daß

unter der doppelten Vorausſeßung einer Mehrheit
I.

ſelbſtändiger Delikte und des Wegfalls realer Ron: 1. Vor dem 1. Januar 1900 gab es in Bayern

kurrenz wegen ſchon geſchehener Verbüßung der keine geſegliche Beſtimmung, die die Baftung des
früher erkannten Strafe die volle in erſter in

Staats für Amtshandlungen der Beamten al

ftanz ausgeſprochene Strafe beibehalten werden gemein geregelt hätte. Die Rechtslehre verſuchte

kann, während für den Fall realer und bei An
zuin Teil, die bürgerlich -rechtliche Schadenserſak:

nahme idealer Konkurrenz Reduktion dieſer Strafe pflicht des Staates für widerrechtliche Sandlungen

mindeſtens um eine Einheit erfolgen muß. ſeiner Beamten und Bedienſteten in Ausübung

Infolge Beſchränkung der Berufung anf den der Staatsgemalt aus den „ verfaſſung &mäßigen

Strafentſcheid iſt der Schuldentſcheid rechtskräftig Garantien“ der Verfaſſungsurkunde abzuleiten, ')

geworden. Sonach kann die Berufung nicht auf zum Teil wollte ſie mit der „ Fiktion “ nachhelfen,

einen prozeſſualen Verſtoß geſtüßt werden, der auch daß die Handlungen der Beamten den Staats

dem Schuldentſcheid anhaften würde . “) Denn durch angehörigen gegenüber als Handlungen des Staates

Nichtanfechtung des präjudizierenden rechtskräftig ſelbſt zu gelten hätten, die er als ſeine eigenen

gewordenen Schuldentſcheids würde der Mangel vertreten müſſe,?) zum Teil lehnte ſie die Haftung

auch für den präjudizierten Strafenticheid geheilt wegen des Mangels einer ausdrücklichen Vorſchrift

ſein ; Detfer, GerichtsſaalBd. 65S. 446 ff. Da- ab.) Die Rechtſprechung erkannte zwar die Haftung

her iſt es ein innerer Widerſpruch, wenn der An

geklagte zur Rechtfertigung ſeiner auf den Straf 5) Es möchte geltend gemacht werden, daß ein unter

entſcheid beſchränkten Berufung den Einwand rechts- Verlegung des ne bis in idem ergangenes Strafurteil

fräftig entſchiedener Sache geltend macht, der die abſolut nichtig wäre (Detter im „,Rechtegang" Bd . 1S. 17 ) .

Unzuläſſigkeit abermaliger Verurteilung überhaupt handlungeines abiolut nichtigen Urteils im RechtsAber es braucht hier auf die ſchwierige Frage der Be

ergeben würde . Kann aber eine Berufung nur mittelverfahren nicht eingegangen zu werden , da der

gegen den Strafentſcheid nicht geſtüßt werden auf abſolut nichtige Entſcheid"ale ſolcher mit dem Rechts

einen auch den Schuldentſcheid affizierenden pro- mittel nicht angefochten iſt, die aufdie Straffrage be

zeſſualen Mangel, ſo folgt , daß dem Berufungs
ſchräntte Berufung vielmehr die Anerkennung der Gültig

keit des Schuldenticheide begrifflich vorausießt. Dom

Standpuntte dieſes Gutachtens aus erledigt ſich die Frage

5) Wohl wäre zuläſſig . einen prozeſſualen Verſtoß ſchon durch die Verneinung der Rechtstraſtverleßung.

geltend zu machen, der lediglich den Strafenticheid be: 1) Becher , Rechtsrh LZR. BD. I S. 286 .

rührte : es iſt . B. ein Zeuge zu Unrecht vereidigt , nicht *) Roth , Bayer. ZR II. Aufl . BD. I S. 252 .

vereidigt worden , der nur über einen Strafzumeſſungs- 9) Seydel, Bayer. STR . II . Aufl . Bd . II S. 609

grund (vorgängige Reizung 2c . 2c .) vernommen wurde . Anm. 88.
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des Staates grundſäßlich an , war aber nicht einig über ſtehe, wie das Zivilgericht.“ 8) Wie wenig

darüber, ob der Staat unmittelbar oder nur nach durchſchlagend dieſer Grund iſt, ergibt ſich daraus,

dem Beamten haſte.“) daß das Reichsgeſeß vom 22. Mai 1910 über die

War ſo die Rechtsgrundlage für die Haftung Haftung des Reichs für ſeine Beamten überhaupt

des Staates an ſich ſchon unſicher, ſo ergaben ſich keine Vorentſcheidung für nötig hielt und daß jekt

noch beſondere Schwierigkeiten bei der Frage, ob das bayeriſche Geſek vom 6. Dezember 1913 dem

und inwieweit der bayeriſche Staat auch für die Verwaltungsgerichtshof die Entſcheidung der Vor:

Amtshandlungen von Perſonen des Soldatenſtandes frage überträgt, zu deren Löſung er nach der früheren

ſchadenserſaßpflichtig ſei. Denn es war von jeher Rechtslehre nicht befähigt wäre.

zweifelhaft, ob ſolche Perſonen unter den viel: 2. Das Inkrafttreten des BOB. hätte die

deutigen , in verſchiedenen Geſeßen verſchieden um: Gelegenheit geboten , die Unklarheiten zu beſeitigen.

grenzten Begriff des Beamten fallen . Die Zweifel Das BGB. regelte klar und erſchöpfend die

mochten vielleicht nicht berechtigt ſein , ſoweit der Haftung des Staates für ſeine Angeſtellten im

Heeresdienſt auf Grund öffentlich-rechtlichen Ver- | wirtſchaftlichen Verkehr (S$ 31 , 89 , 278, 831 ) und

trags geleiſtet wird . Denn dieſer Dienſt weiſt, ſchied ſie ſcharf von der Haftung für Verlegungen

wie Seydel mit Recht hervorhebt, alle ent- der Amtspflicht bei Ausübung ſtaatlicher Hoheits

icheidenden Merkmale des gleichartigen bürgerlichen rechte. Nur für deren Ausgeſtaltung blieb den

Staatsdienſtverhältniſſes auf . “ 5 ) Mehr GrundMehr Grund Landesrechten noch ein Spielraum . $ 839 BGB .

hatten die Bedenken bei den Perſonen , die nur überbürdet dem Beamten ſelbſt die Haftung , wenn

zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen . Gleich : er vorſäßlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten

wohl bildete fich nach der herrſchenden Meinung gegenüber obliegende Amtspflichtverleşt; Art. 77

ein Gewohnheitsrecht richtiger würde man viel: EGBGB. gibt den Landesrechten die Möglichkeit,

leicht ſagen : ein Gerichtsgebrauch aus, der den dieſe Haftung auf den Staat zu übernehmen und

Staat für Rechtsverleßungen bei Ausübung öffent- unmittelbare Anſprüche des Geſchädigten gegen den

licher Gewalt durch Militārperſonen haftbarmachen Beamten auszuſchließen. Die Vieldeutigkeit des

wollte. Die Gerichte konnten ſich aber nicht ent- Begriffs „ Beamter “ brachte es wieder mit ſich ,

ſchließen , auch die volle Zuſtändigkeit für ſich zu daß auch damals die Haftung des bayeriſchen

beanſpruchen , behielten vielmehr den vorgeſegten Staates für Amtshandlungen von Militärperſonen

Militärbehörden die Entſcheidung der Frage vor, nicht befriedigend und in einer jeden Zweifel aus:

ob die Militärperſon geſez: oder dienſtwidrig ge- ſchließenden Weiſe geordnet wurde.

handelt habe. “) Das war inſoferne folgerichtig, Die Verſuche der Rechtslehre, den Beamten:

als die Gerichte in dieſem Punkte vor den An: begriff im $ 839 zu erfaſſen, führten alsbald zu

ſprüchen der Verwaltungsbehörden ſtändig zurück neuen Streitfragen , insbeſondere konnte man ſich
gewichen waren, auch da, wo es ſich um die Haf- nicht darüber einigen, ob und inwieweit Perſonen

tung des Staates für Zivilbeamte handelte, und des Soldatenſtandes darunter fallen .) Ein Teil

ſo ohne eine äußere Rechtsgrundlage und ohne der Ausleger ſuchte allgemeine innere Merkmale

zwingenden inneren Anlaß die Einrichtung der aufzuſtellen , 10) andere wollten für Reichsbeamte

„Vorentſcheidung“ hatten entſtehen laſſen .?) Schwerer das Reichsſtaatsrecht, für Landesbeamte das Landes:

begreiflich iſt es , daß Rechtslehre und Rechtſprechung ſtaatsrecht entſcheiden laſſen ."1) Erblickt man das
das auf ſchwankendem Boden ruhende Recht der entſcheidende Merkmal in der Anſtellung fraft

Militärbehörden zur Vorentſcheidung auch dann öffentlich -rechtlichen Dienſtvertrags und in der Ueber
noch anerkannten , als § 11 Abſ. 2 EGGVG. und

tragung ſtaatlicher Gewalt , ſo wird man ſich kaum

Art . 7 Abſ . 2 VOHG. vom 8. Auguſt 1878 das

Recht der Vorentſcheidung geſeßlich feſtlegten. Ab:

geſehen von der Unſicherheit des Beamtenbegriffes
8 ) Seydel a.a . D.BO . I S. 604. Krai8,B1AdmÞr.

XXXIII S. 120 wollte wenigſtens eine Ausnahme für
ſpielte dabei die Erwägung eine Rolle, daß der Difiziere und Soldaten machen, die unter beſonderen

durch Art . 7 Abſ . 2 VGHG. zur Vorentſcheidung Berhältniſſen der Zivilbevöiterung gegenüber mit ,polizeis

berufene Verwaltungsgerichtshof „ der Würdigung licher Zwangsgewalt“ belleidet ſein ſollten . Damit wäre

militäriſcher Dienſthandlungen ebenſo fremd gegen :
wohl nichts gebeſjert, ſondern nur eine neue Quelle von

Zweifelsfragen eröffnet worden .

) Eine eingebende Unterſuchung findet ſich in dem

Vortrage von Rehm , Hirths Annalen 1900 S. 369 ff.

“) Vgl. die Nachweiſungen bei Becher, Materialien 10) Kommentarvon Reichsgerichtsräten II . Aufl. Bem . 2
Abt IV , V BD. I S. 78.

zu § 839 : „ Das Merlmal der Beamteneigenſchaft im
5) Bayer. StR . II . Aufl. BD . III S. 725 .

allgemeinen iſt das auf Anſtellung gegründete öffentlich
6 ) S. das Erfenntnis des OGö . vom 7. Februar 1878, rechtliche Dienſtverhältnis und die Unterſtellung des

Beil . IV 3. OVBI . 1878, S. 17 des Anhangs. Dienſtverpflichteten unter eine beſondere Dienſtgewalt."

?) Vgl. über die Entwidelung Seydel a . a. D. Der Kommentar meint dann weiter, „ einer Aufzählung

BD. I S. 597 ff.; der Verſuch Seydels , eine innere Bes der Beamtentlaſjen , die für 8 839 in Betracht kommen,

rechtigung dieſer Entwidelung nachzuweiſen, iſt m . E. bedürfe es nicht. “ Ridtiger wäre es wohl zuzugeben ,

nicht geglüdt. Denn ſie lief im Grunde genommen doch daß die erſchöpfende Aufzählung unmöglich iſt .

darauf binaus, daß die Verwaltung zum Richter in 11 ) Pland , III . Aufl., Bem . 2 zu § 839, Stau :

eigener Sache beſtellt wurde. dinger 5./6 . Aufl . Bem . 36 zu § 839.

!
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der Folgerung entziehen können, daß wenigſtens feften Grundlage entbehrende Vorentſcheidungsrecht

die Offiziere — vielleicht auch die Rapitulanten – der Militärbehörden (d. h. des Kriegsminiſteriums)

unter § 839 fallen.'9) Das Reichsgericht hat denn nicht aus der Welt geſchafft.16)

auch dieſen Schritt getan und die Offiziere, ſoweit Das Reichsgeſez vom 22. Mai 1910 (ROBI.

fie öffentliche Dienſtverrichtungen ausüben, unter S. 798), das die Haftung der Reichsbeamten nach

die Staatsbeamten in dem „weiteren Sinne " des S 839 BGB. dem Reiche auferlegte, ſtellte in gi$ 1

9839 BOB. und des Art. 77 EGBGB. gerechnet.13) Abſ.3 die Perſonen des Soldatenſtandes den Reichs

Art. 60 AGBGB. machte von dem Vorbehalt beamten gleich und ſchnitt damit die Zweifel ab,

in Art . 77 EGBGB. Gebrauch ; Art . 165 AGBOB. die ſich bei der Auslegung des Begriffs eines Reichs

brachte den Art. 7 Abſ . 2 V656. , der von der beamten hätten ergeben können . Die dem baye:

Vorentſcheidung handelt , mit dem neuen Recht in riſchen Kontingent angehörenden Perſonen des

Uebereinſtimmung. Die Landesgeſeßgebung hätte Soldatenſtandes blieben ausgeſchloſſen , weil die

den Kreis der Beamten, für die der Staathaften bayeriſche Geeresverwaltung nicht auf Rechnung

ſollte, gegenüber dem $ 839 BOB. einſchränken des Reichs geführt wird. Das Reichsgeſeg kennt

können ; ausdrüdlich hat ſie das jedenfalls nicht keine Vorentſcheidung." )

getan . Dagegen tauchte ſofort wieder der Zweifel Durch das bayeriſche Geſeß vom 6. Dezember

auf, ob die Perſonen des Soldatenſtandes zu den 1913 wird jeßt auch für Bayern ein klarer und ein

Beamten i. S. des Art. 60 AGBGB. und des facher Rechtszuſtand geſchaffen, der dem im Reiche

Art. 7 Abſ. 2 VGHG. zu zählen ſeien . In der geltenden nahezu voữſtändig angeglichen iſt und

Ausſchußverhandlungder Rammer derReichsräte im Weſentlichen auchgleiches Rechtfür Zivilbeamte
ſtellte der Berichterſtatter Dr. v . Schmitt den Sak und für Perſonen des Soldatenſtandes bringt.

auf : „ Die Soldaten und die Difiziere ſind keine

Beamten ". Dieſe Aeußerung war in folcher Ad
II .

gemeinheit und Beſtimmtheit nicht gerechtfertigt. 1. Das Geſek befaßt fich nur mit den Erſaß=

Denn der Regierungsentwurf zum AG . (Art.53) anſprüchen, die infolge einer Amtspflichtverlegung

bot feinen Anhaltspunkt dafür , daß das Landes- bei Ausübung anvertrauter öffentlicher Gemalt

recht vom Beamtenbegriff des 8 839 BOB. ab:
entſtehen , nicht mit der Haftung aus Handlungen

weichen wollte, und dieſer Begriff war damals im wirtſchaftlichen Verkehr.18) Die Grenze iſt

noch teineswegs in dem Sinne geklärt , wie Reichs nicht immer ganz leicht zu ziehen. Bei den Be.
rat v. Schmitt annahm. Aber - wie es ſo häufig ratungen im Ausſchuſſe der Rammer der Reichs

geſchieht – die für die Auslegung des fertigen räte wurde als Beiſpiel für die Ausübung der

Geſeßes unverbindliche Anſicht wurde von einem
Militärhoheit insbeſondere die Tätigkeit hervor

Teile der Rechtslehrer ſofort aufgegriffen und ohne gehoben, die unmittelbar auf die militäriſche Aus

weitere Prüfung angenommen ."1) So blieb die bildung der Truppe gerichtet iſt, z . B. Schieß=

Rechtslage nach wie vor unſicher und da man doch
übungen , Gefechtsübungen, Uebungen der Pioniere

wohl nicht annehmen konnte, daß der Begriff des im Brückenbau, Sprengübungen u. dgl. Es find

Beamten im Art . 60 AGBOB. ein anderer jei
aber noch andere Fälle denkbar. Zwei Haupt

als im Art . 7 Abſ . 2 VGHG. , 15 ) ſo wurde auch gebiete der Ausübung öffentlicher Gewalt, nämlich

das früher durch Gerichtsgebrauch anerkannte, jeder die Handhabung der Dienſtgewalt und die Fürſorge,

für Lebenund Geſundheit der Untergebenen , ſcheiden
13 ) Vgl. Dertmann , Recht der Schuldverhältniſſe,

Bem. 2 a zu § 839, der ſogar die Militärperſonen ſchlecht
allerdings nahezu ganz aus. Denn nach årt. 2

hin einbeziehen will, ſoweit ſie öffentliche Funttionen
des Geſebes vom 6. Dezember 1913 bleiben die Vor

ausüben ; ähnlich Delius , Haftpflicht der Beamten, ichriſten anderer Geſeke unberührt, ſoweit ſie für

II. Aufl. S. 169. beſtimmte Fälle die Haftung des Staates über
18) JW . 1912 S. 638/9 Nr. 10. Die früheren Ents

einen gewiſſen Umfang hinaus ausſchließen . Eine
icheidungen des Reichsgerichts , auf die dort verwieſen

wird , beſchäftigen ſich mit der Frage nicht ausdrüdlich,

ſondern ſcheinen ſie als gar nicht zweifelhaft ftillidweigend iſt ; er tann wohl nur für die richterlichen Militärbeamten

zu bejahen. anerlannt werden (davon ſpäter ) .

14 ) Krais , BIAdmPr. 50 S. 312 ; Stengel in 18 ) S.DLG .Nürnberg, SeuffBI. Bd. 75 S. 721 ;

Hirths Annalen 1901S.487 ; a . M. anſcheinend penle : Erhard,BayZFR . 1912 S. 101 ff. Erhard nimmtübri

Schneider, II . Aufl. Bem . 1 zu Art. 60 UGBGB., wo gens m . E. mit Ünrecht an , daß das DLG . das Vorentſchei

der Beamtenbegriff nach inneren Merkmalen beſtimmt wird. dungsrecht des Kriegsminiſteriums ausdrüdlich anerkannt

15) Eine andere Unſchauung vertritt Piloty in der habe. Das Gericht ſcheint vielmehr offen gelaſſen zu

neuen Bearbeitung des Bayeriſchen Staatsrechts von haben, ob die Vorentſcheidung dem VGH. oder den

Seydel Bd . I S. 441 . Er nimmt an , daß für die Militärbehörden zuſteht.

Militärperſonen wohl auch das materielle Haftungs- 12 ) Vgl. über das Geſeß vom 22. Mai 1910 auch

recht gilt, nicht aber das Recht der Vorentſcheidung.“ Jahrg. 1910 dieſer Zeitſchrift S. 240.

Er rechnet die Militärperſonen , die Offiziere und die 18) Um den Umfang der Abhandlung nicht allzuſehr

richterlichen Militärbeamten nicht unter die Beamten zu vergrößern, wurden die allgemeinen Fragen hter

i. Si des Art. 7 Abſ . 2 VGHS., weil „ ihr Dienſt nicht nicht behandelt, die ſich bei der Auslegung des 8839 BGB . ,

geeignet ſei, einer Würdigung durch den VGH. unter- des Art . 60 AGBGB . und des Art. 7 Abj . 2 VGVG .

zogen zu werden.“ Ich habe ſchon früher darauf hin- ergeben . Sie ſind in den Kommentaren zur Genüge

gewieſen, daß dieſer Beweisgrund nicht jehr überzeugend erörtert .

.

.
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ſolche Vorſchrift iſt § 41 MannſchV6 ., der den behörde verkündet. Die Verantwortung fällt alſo

nach dieſem Geſeße verſorgungsberechtigten Per- inſoweit der Zivilbehörde zur Laft. Dagegen hat

ſonen aus dem Grunde einer Dienſtbeſchädigung der militäriſche Befehlshaber Art und Dauer des

gegen die Militärverwaltung beſtimmt umgrenzte Waffengebrauchs zu beſtimmen (Art. 4 A6. 2) ;4 Abſ

Anſprüche gewährt. Als „ Dienſtbeſchädigung“ in beſtimmten Fällen (Art. 5) hat die bewaffnete

(8 3 Mannſch VG.) werden u. a . auch die Folgen Macht auch ohne Signal und Aufforderung ein

aus einer Mißhandlung Untergebener angeſehen ,'9) zuſchreiten . Sie hat ferner auch nach der Wieder

ſo daß alſo die Haftung wegen einer Ueberſchrei: herſtellung derOrdnung zu den notwendigen Ver

tung der Dienſtgewalt gegenüber einem Unter- haftungen ſowie zur Ablieferung der Gefangenen

gebenen außerhalb des Bereiches des Gefeßes vom mitzuwirken. Hiernach kann ein Anſpruch auf

6. Dezember 1913 fällt. Das gleiche gilt von Grund des Geſekes vom 6. Dezember 1913 entſtehen ,

Dienftbeſchädigungen, die eintreten, weil der Vor- wenn Perſonen des Soldatenſtandes bei der ihnen

geſegte bei einer militäriſchen Uebung die ihm zugewieſenen ſelbſtändigen Tätigkeit ihre Amts:

gegenüber ſeinen Untergebenen obliegende Sorg- pflicht ſchuldhaft verlegen oder überſchreiten .

faltspflicht verlegt.29) Unter das Geſek vom 6. Dezember 1913 kann

Eine Verlegung der Amtspflicht bei Ausübung ichließlich auch die Leiſtung militäriſcher Hilfe bei der

militäriſcher Gemalt fönnte unter Umſtänden an : 3wang&vollſtreckung fallen . Die Verantwortung für

genommen werden , wenn ein militäriſcher Vor:
ihre Inanſpruchnahme trägt freilich auch hier die

geſegter ſchuldhaft von ſeiner Dienſtgewalt da keinen Zivilbehörde . 24)

Gebrauch macht, wo ſein Eingreifen möglich und

geboten iſt, wenn er z . B. dorjäßlich oder fahr
In einer Entſcheidung vom 29. Juni 191325)

läſſig Ausſchreitungen ſeiner Untergebenen gegen
bemerkt das Reichsgericht beiläufig , daß auch der

die Zivilbevölkerung nicht hindert.
Betrieb der militäriſchen Einrichtungen (z.B. der

Zur Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte gehören
Artilleriewerkſtätten ) als ein Ausfluß des Militär:

der Waffengebrauch des Militärs (insbeſondere der
hoheitsrechts angeſehen werden könne , ſoweit dieſer

Wachen und Poſten ),- 1) ſeine Mitwirkung bei Feſt
Betrieb „ an ſich “ - im Gegenſaße zu Anord

nahmen "? ) und in Bayern insbeſondere das Ein- nungen und Handlungen der Militärbehörden

ſchreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung der
„ aus Anlaß“ eines ſolchen Betriebe – in Be

geſeßlichen Ordnung.93) Was den leşteren Fall
tracht kommt. Aber eine Verlegung der Amts

betrifft, ſo hat bei Störungen der öffentlichen
pflicht durch die Einrichtung eines Betriebs „ an

Sicherheit die Zivilbehörde das militäriſche Auf
fich “ iſt wohl nicht denkbar ; das Reichsgericht hat

gebot zu veranlaffen ; auch die im Art. 3 des
ja auch anerkannt , daß der Richter in militär

Geſeķes vom 8. Mai 1851 vorgeſchriebene drei
techniſche Betriebe durch ganze oder teilweiſe Unter

malige Aufforderung zum Auseinandergehen wird
gung oder auch nur durch Anordnung einer

in der Regel durch einen Abgeordneten der Zivil- Bejchränkung nicht eingreifen dürfe.26)

2. Das Geſetz beſtimmt , daß die Perſonen des

19 ) Vgl . Romen , Militärpenſionsgeſeße, S. 46 Soldatenſtandes im Sinne einzelner geſeglicher

Bem. 4 zu § 3 MannichVG . Vorſchriften den Staatsbeamten gleichſtehen. Damit
30) Wegen der Offiziere uſw. i 838 i . V. m .85 CHPG ,;

drückt es aus , daß es ſich hier im Grunde ge
hiernach gelten im allgemeinen die nämlichen Vorſchriften

wie für die Mannſchaften . Wegen eines Unfalls, den nommen um eine geſeßliche Auslegung des Be

ein Difizier z. B. bei einer Schießübung erleidet, weil amtenbegriffes handelt.

ſie unzweckmäßig angelegt war oder weil die erforder:
Wer Perſon des Soldatenſtandes iſt, crgibt

lichen Sicherungsmaßregeln nicht getroffen waren , fann

der Staat nicht auf Grund des bayeriſchen Geſeßes bom
fich aus Abſchnitt A der Anlage zum MilStGB.

6. Dezember 1913 haſtbar gemacht werden . (RGBI. 1872 S. 204). Die Militärbeamten (Ab

1) Garniſonsdienſtvorſchrift $$ 133 , 134 ff.; vgl . ſchnitt B dieſer Anlage) gehören zwar zu den
auch § 111 MilStGB .

2 ) Garniſonsdienſtvorſchrift 85 117 ff.
Militārperſonen , aber nicht zu den Perſonen des

23) Geſeß vom 8. Mai 1851 , GVBl. 1851/52 S.9ff., Soldatenſtandes (vgl . § 4 MilStGB .). Die ſog.

vgl. auch § 113 Abſ.3 StGB. Die Rechtsgrundlage für ,, Zivilbeamten der Militärverwaltung “ gehören

den Waffengebrauch und das Feſtnahmerecht iſt unſicher, auch nicht zu den Militärperſonen. Militärbeamte

ſoweit nicht das Geſeß vom 8. Mai 1851 und die all
und Zivilbeamte der Militärverwaltung fallen mit

gemeinen Vorſchriften des StGB. , der SIPO . und der

MilSIGO. über Notwehr, Nothilfe, Notſtand, Verbaf gewiſjen Einſchränkungen unter das bayeriſche

tung und vorläufige Feſtnahme eingreifen (vgl . Dieß , Beamtengeſetz ( Art. 192 ff . ) . Es war und iſt un

Handwörterbuch des Militärrechte S.862 ff.,und Endres, beſtritten , daß ſie bayeriſche Landesbeamte find

Der militäriſche Waffengebrauch. Berlin 1903 ) . Es wird
und daß deshalb für ſie ſowohl Art. 60, 61

angenommen , daß es einer beſonderen gejeßlichen Re:

gelung des Rechts zum Waffengebrauche nicht bedürfe,
AGBGB. als Art . 7 26.2 VGHG. gelten . Auch

weil es ſich aus der Beſtimmung des Heeres von ſelbſt die bayeriſchen richterlichen Militärjuſtizbeamten

ergebe ; die in den militäriſchen Dienſtvorſchriften auf:

geſtellten Regeln ſeien ſozuſagen nur Selbſtbeſchrän: 1

lungen , die allerdings auch von den Berichten beachtet 94 ) 8 758 Abſ. 3, § 789 3PO .

werden müßten. Ýier iſt nicht der Ort, die ziemlich 25) ROZ. 55, 174.

heille Frage genauer zu unterſuchen . 28) RGZ. 44, 225 .
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find Militärbeamte (ogl. Art. 202 BO.) . 27) 28 ) in Art . 13 Abſ. 1 und Abſ. 3 Saß 2 BG. Rein

Für fie gilt jedoch die Ausnahme in Art. 7 Rüdgriffsrecht beſteht dann , wenn der Staat haftet ,

46. 2 Sak 4 VOHG. , wonach eine Vorentſchei- obwohl der Offizier oder Soldat ſelbſt gemäß § 827

dung nicht erforderlich iſt; ſie ſind zu den „ Beamten BOB . für die Handlung nicht verantwortlich wäre.

der ſtreitigen Gerichtsbarkeit“ zu rechnen . Das entſpricht dem, was bisher ſchon für die Ge

Die Gendarmen ſind nicht Militārperſonen.29) meinde- und anderen Kommunalbeamten nach

3. Art. 61 Abſ. 1 AGBGB. , der jeßt auch Art. 61 AGBGB. galt , (Art . 61 Abſ . 3 erklärt

für die Perſonen des Soldatenſtandes gilt, dehnt den Art . 60 46. # nicht für entſprechend an

die Haftung des Staates auf den Fall aus, daß wendbar) , und was nach Art . 13 46. 2 BG .

fich der Beamte bei der Verlegung ſeiner Amts: i . V. mit § 827 BGB. für die Staatsbeamten

pflicht im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in rechtens iſt. Hat ſich die Perſon des Soldaten

einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden ſtandes durch den Genuß geiſtiger Getränke u. dgl .

Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit ſchuldhaft in einen vorübergehenden Zuſtand der

befunden hat und deshalb gemäß § 827 BGB. Unzurechnungsfähigkeit verſekt, ſo iſt das Rüd

für den Schaden nicht verantwortlich iſt. Doch griffsrecht des Staates nicht ausgeſchloſſen, weil

tritt die Haftung gemäß Art . 61 Abſ. 3 AGBGB. die Haftung des Staates in dieſem Falle eben

i . V. mit g 839 Abſ. 1 Saß 2 BGB. nur ein, nicht auf Art. 61 AGBGB. , ſondern auf Art . 60

wenn der Geſchädigte nicht auf andere Weiſe Erſak beruht ( ſiehe oben unter 3 ) .

erlangen kann. Das RO. vom 22. Mai 1910 5. Auch prozeßrechtlich wird jeßt für die Per

geht noch etwas weniger weit ; es erklärt das Reich fonen des Soldatenſtandes das gleiche Recht ge

für haftbar , „ wie wenn dem Beamten Fahrläſſig- ſchaffen, wie es für die Beamten gilt. Die Vor

feit zur Laſt fiele, jedoch nur inſoweit, als die Billig entſcheidung fällt in jedem Falle der Verwaltungs

keit die Schadloshaltung fordert " . Hat ſich der gerichtshof . Gemäß Art. 26 AGGVG ." ) find

Beamte ſchuldhaft durch den Genuß geiſtiger 6e- die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des

tränke oder durch ähnliche Mittel in einen vorüber- Streitgegenſtandes zuſtändig für die Anſprüche gegen

gehenden Zuſtand der Bewußtloſigkeit uſw. verſekt , den Staat wegen Verſchuldens von Staatsbeamten

jo haftet er, wie wenn ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt und für die Anſprüche gegen öffentliche Beamte

fiele ($ 827 Saß 2 BOB. ) ; in dieſem Falle geht wegen Ueberſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe

die Erſaßpflicht auf den Staat ſchon nach Art . 60 oder wegen pflichtwidriger Unterlaſſung einer

AGBOB. über, nicht nach Art. 61 AVBOB. Amtshandlung (9. dazu wegen der Zuläſſigkeit der

Art. 61 Abſ . 2 AGBGB. chränkt die Aus: Reviſion 8 547 Nr . 2 3PO . ) . Das Geſetz voin

dehnung im Abſ. 1 wieder ein für den Fall, daß 6. Dezember 1913 beſeitigt jetzt den Zweifel, welche

bei einem Urteil in einer Rechtsſache die Amts: Perſonen des Soldatenſtandes von dieſer Vorſchrift

pflicht verlegt wurde ; das iſt von Bedeutung für die betroffen werden .

richterlichen Handlungen der Militärjuſtizbeamten. Unberührt geblieben iſt die Vorſchrift des Art. 2

4. Nach Art. 80 EGBGB. können die Bandes: AGZPO . , wonach Anſprüche gegen den Fiskus

rechte die dermögensrechtlichen Verbindlichkeiten erſt dann gerichtlich verfolgt werden können ,wenn

der Beamten aus dem Amts- und Dienſtverhält ſich der Beteiligte an die zunächſt zuſtändige höhere:

niffe regeln. Auf Grund dieſer Ermächtigung Verwaltungsſtelle um Abhilfe gewendet und eine

hatte Art. 60 Abſ. 4 AGBGB. beſtimmt, daß abſchlägige oder innerhalb ſechs Wochen gar keine

der Beamte dem Staate den Schaden zu erſeken Entſchließung erhalten hat.31)

hat , der ihm aus der Verlegung der Amtspflicht 6. Art . 2 des Geſekes vom 6. Dezember 1913

entſteht. Dieſes Rüdgriffsrecht des Staates iſt hält die Vorſchriften anderer Geſeke aufrecht , ſo

dann durch Art. 13 BG. neu geregelt worden ; weit ſie für beſtimmte Fälle die Haftung des

Art. 60 Abſ. 4 AGBGB. trifft jeßt nur noch Staates über einen gewiſſen Umfang hinaus aus

Rüdgriffsanſprüche der Gemeinden und anderer ſchließen. Er entſpricht dem § 5 des Reichsgeſebes

Kommunalverbände gegen ihre Beamten ( ſiehe vom 22. Mai 1910. Schon unter II 1 wurden

Art. 226 BG.) . Es war deshalb notwendig , in zwei Vorſchriften erwähnt, fitr die diejer Vorbe

dem Gefeß vom 6. Dezember 1913 Vorſchriften halt von Bedeutung iſt : $ 38 OffPenſ6 . und $ 41

über die Erfaßpflicht der Perſonen des Soldaten : MannſchVG. Dazu kommen noch, wie in der

ſtandes gegenüber dem Staate zu treffen (Art. 1 Ausſchußverhandlung der Rammer der Reichsräte

Sak2) . Sie entſprechen der Sache nachden Vorſdhriften hervorgehoben wurde , Vorſchriften des Natural

leiſtungsgeſekes,"?) das allerdings in der Begrün :
21) Obertriegegerichtsräte und Kriegsgerichtsräte ;

dung des Regierungsentwurfs zum Reichsgeſeke
darüber, ob auch die juriſtiſchen Mitglieder des baye :

riſchen Senats beim ReichsmilitärgerichtbayeriſcheStaats vom 22. Mai 1910 nicht aufgeführt iſt. Nach

beamte ſind, ſiehe Reindl, Bem . 1 zu Art. 202 BV.

S 807 . 30) Die Vorſchrift beruht auf dein Vorbehalte in

9 ) Darüber, daß die Militärgerichte freiber nicht zur $ 70 Abſ. 3 GVG .

Ausübung öffentlicher Gewalt berufen ſind, ſiehe Er- 31 ) Vgl . dieſe Zeitſchrift 1911 S.472 und 1912 S. 82.

hard in dieſer Zeitſchrift 1912 S. 81 . 32) In der Faſſung des Geſeßes vom 24. Mai 1898

2 ) Erhard a . a . D. ( ROBI . S. 361 ) .

1
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§ 14 dieſes Geſekes wird unter Ausſchluß des Rechts: ſchöffengerichtlichen Strafſachen im allgemeinen

wegs durch eine Schäßungskommiſſion der Schaden : unberührt bleiben. Soweit das neue Geſeß Aus

feſtgeſtellt, der durch die Benüßung von Grund führungsvorſchriften notwendig macht, wird eine

ſtüden zu Truppenübungen und durch die Mit eigene Bekanntmachung alle auf die Jugendge:

benuşung von Brunnen und Tränken (SS 11 , 12) richtsbarkeit bezüglichen Beſtimmungen der Juſtiz

entſtanden und aus Militárſonds zu vergüten iſt. , verwaltung zuſammenfaſſen müſſen. Dieſer Um:

Nach der herrſchenden Auslegung des Geſekes iſt ſtand konnte alſo der Neubearbeitung der alten

aud, der Umfang der Erſaßanſprüche beſchränkt: Schöſſengerichtsinſtruktion nicht im Wege ſtehen.

vergütet werden nur Schäden, die das Grundſtück Dagegen war dieſe Neubearbeitung gerade im

jelbſt betroffen haben oder doch mit dem Grund- jeßigen Zeitpunkt erforderlich, weil ſie Hand in

ſtüde zuſammenhängen, dagegen insbeſondere nicht Hand geht mit der Erlaſſung endgültiger Dienſt

der Schaden durch Beeinträchtigung der Jagd oder vorſchriften für die Amtsanwälte. Vor mehr als

Fiſcherei. 33) Uebrigens wird auch das Krieg 8: einem Jahre wurde die Amtsanwaltſchaft, die in

leiſtungsgeſez vom 13. Juni 1873 (ROBI . S. 162) den Landesteilen rechts des Rheins den Händen

zu den Gefeßen zu rechnen ſein , die unter Art . 2 der inneren Verwaltung gelegen war, in den

jallen ( . die ss 3 , 6 , 14, 35 dieſes Geſeķes) . Geſchäftsbereich der Juſtizverwaltung übernommen .

Den neuen Amtsanwälten wurde die Führung

der Geſchäfte durch eine vorläufige, richt veröffent

lichte Geſchäftsanweiſung erleichtert. An ihre Stelle

treten jeßt die neuen Dienſtvorſchriften, die ſich im

Die neuen Vorſgriften für die Behandlung weſentlichenmit der vorläufigenGejääftsanweiſung
decken . Demzufolge war auch die Neubearbeitung

der amts- und ſchöffengerichtlichen Straf: der Shöffengerichtsinſtruktion nicht mehr zuum
ſtellteſachen und die neuen Dienſtvorſchriften für geben;fie fielte fich nur noch als ein Torſodar,

weil die für die Amtsanwälte allein maßgebenden

die Amtsanwälte. Vorſchriften zum größten Teil in die Dienſtvor:

ſchriften für die Amtsanwälte aufgenommen werden
Bon Emanuel Habel, Landgerichtsrat in München .

mußten und weil die Inſtruktion auch ſonſt im

Die bayeriſchen Vorſchriften für die Geſchäfts: Laufe der Jahre durch Einzelvorſchriften vielfach

behandlung der amts- und ſchöffengerichtlichen durchbrochen worden war. Die neuen Vorſchriften

Strafſachen, die durch die Bekanntmachung vom für die Behandlung der amts- und ſchöffengericht:

20. Auguſt 1879 (IMBI. S. 377) veröffentlicht lichen Straſſachen und die neuen Dienſtvorſchriften

ſind, haben ſich in mehr als einem Menſchenalter für die Amtsanwälte treten am 1. Januar 1914

bewährt , ſie waren nicht nur für die Zeit der in Kraft. Sie ſind durch die Betanntmachung

Einführung der StPO.ein unentbehrliches Hilfs : vom 29. November 1913 (IMBI. S. 419) ver:

mittel, ſondern die Grundzüge , auf denen ſie die öffentlicht. Die gleiche Nummerdes Juſtizminiſterial

Behandlung der amtsgerichtlichen Strafſachen auf- blatts enthält zwei weitere Bekanntmachungen

bauen, entſprechen auch heute noch dem Bedürfniſje von demſelben Tage über die Mitteilung von

der Praxis. Es mag deshalb auf den erſten Blick Strafnachrichten an das Ausland ( IMBI. S. 691 )

auffallend erſcheinen, daß die bayeriſche Juſtiz- und über die Mitteilungen der Staatsanwälte,

verwaltung noch vor der Umgeſtaltung der StPó . Amtsanwälte und Gerichte (IMBI. S. 694) .

mit einer Neubearbeitung der Vorſchriften hervor: Erſtere faßt die Vorſchriften zuſammen, die bisher

tritt, die für den Amtsrichter in Strajjachen und für die Strafnachrichten an das Ausland im

für den Amtsanwalt das Handwerkszeug bilden , einzelnen erlaſſen worden waren , und regelt zu

mit dem ſie täglich zu arbeiten haben . Allein gleich neu die Strafnachrichten für Frankreich und

die Reform des Strafprozeſſes iſt leider wieder Rußland, die andere Bekanntmachung faßtdie bisher

in weitere Ferne gerüdt ; vor der Umgeſtaltung veröffentlichten Vorſchriften über die Mitteilungen

des materiellen Strafrechts, die auch noch eine zuſammen und gliedert ſie in vier ſachlich ge

Reihe von Jahren in Anſpruch nehmen wird , iſt trennte Abteilungen (Mitteilungen in Straſſachen

an eine umfaſſende Neuregelung des Straſprozejjes mit Rüdjicht aufdie Perſon des Beſchuldigten , Mit

nicht mehr zu denken . Dieſe Hinausſchiebung wird teilungen in Strafjachen wegen des Gegenſtandes der

ſogar dazu führen, einen Teil der Strafprozeß : Unterſuchung, ſonſtige Mitteilungen in Strafſachen

reform , nämlich die geſebliche Regelung der Jugend- undMitteilungen der Staatsanwälte in nichtſtraf:

gerichtsbarkeit vorweg zu nehmen. Obgleich die rechtlichen Sachen ) . Dieje drei Bekanntmachungen

in naher Ausſicht ſtehende Verabſchiedung des · bilden im Zuſammenhalte mit derBekanntmachung

Gefeßentwurfs über das Strafverfahren gegen
vom 12. Juli 1913 ( 3MBI. S. 91 ) , worin die für

Jugendliche in erſter Linie die Amtsgerichte mit: Bayern geltenden Vorſchriften über das Strafregiſter

betrijſt , ſo wird doch das Verfahren in amts- und vereinigt ſind, und init der Bekanntmachung vom

23. Auguſt 1913 , die Bildung der Schöffengerichte

**) Dieß , gandwörterbud; des Militärrechts S. 359. und der Schwurgerichte und die Vorbereitung der
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Schwurgerichtsſikungen betr. , (IMBI. S. 193) einen eine ſolche Vermehrung hätte es bedeutet, wenn

beträchtlichen Fortſchritt auf dem Wege zur Ver- der Amtsanwalt für jeden Strafbefehlsantrag ein

einfachung und Bereinigung des IMBI. einerſeits eigenes Formblatt mit Datum und Unterſchrift

und zur Erleichterung der Geſchäftsführung in hätte ausfüllen müſſen. Auch dem Richter bietet

Strafſachen andererſeits. Die fünf Betannt: die Zuſammenfaſſung mehrerer Anträge auf einem

machungen haben es durch Einarbeitung und Er- Blatte manchen Vorteil. Daß der Straßbefehl

ſeßung früherer Vorſchriften ermöglicht, mehr als nach dem Antrag noch in Ur- und Abſchrift her

100 áltere Bekanntmachungen und Entſchließungen zuſtellen iſt, bildet jeßt für die Gerichtsſchreiberei

aufzuheben . feine Mehrbelaſtung, weil beide Schriftſtücke durch

Im folgenden ſoll auf einige Neuerungen und die Schreibmaſchine mittels Durchſchlags gleich

auf Vorſchriften hingewieſen werden, die von be- zeitig hergeſtellt werden können . Iſt der Straf

ſonderer Bedeutung find. befehl erlaſſen, ſo braucht der auf dem ſogenannten

Mantel (Formbl. 7) ſtehende Antrag des Amts

1. Die Vorſchriften für die Behandlung anwalts nicht mehr zu den Akten abgeſchrieben

der amts- und ſchöffengerichtlichen zu werden ; denn der Strafbefehl muß mit ihm

Strafſachen. übereinſtimmen . Nur wenn kein Strafbefehl er.

Man kann darüber ſtreiten , ob es heute , laſſen wird und die Sache noch zu weiteren,

wo die Strafprozeßordnung ſeit mehrmehr als Amtshandlungen und damit zur Aftenbildung

30 Jahren in Geltung iſt, noch notwendig war, Anlaß gibt, müſſen die Alten auch eine Abſchrift

in Dienſtvorſchriften auf die geſeblichen Vorſchriften des Strafbefehlsantrage enthalten , damit ein voll

ſelbſt ſo einzugehen , wie es auch in der neuen ſtändiges Bild des Prozeßganges vorhanden iſt.

Bearbeitung geſchehen iſt, allein für die Bejahung Allein dieſe Fälle ſpielen keine große Rolle gegen
dieſer Frage ſpricht vor allem der Umſtand, daß über der weit überwiegenden Zahl von An

es ſich um Vorſchriften handelt , die nicht nur für den tragen , die auf dem gewöhnlichen Wege erledigt

erfahrenen Richter ſondern auch für junge Beamte, werden . Selbſtverſtändlich bedarf es einer Abſchrift

namentlich für die Amtsanwälte gelten, die ſich des Antrags zu den Akten nicht, wenn der ,, Mantel"

erſt in die Praris einarbeiten müſſen. Dazu nur dieſen einen Antrag enthält . Dann wird

kommt, daß eine zuſammenhängende Anweiſung die Urſchrift des Antragszu den Akten genommen.

ohne Heranziehung der geſeßlichen Vorſchriften Das gilt z . B. auch im Falle des § 27 Abſ. 3z

kaum durchführbar geweſen wäre . für den Fall der Beſchwerde des Amtsanwalts

In dem Abſchnitt über Bildung und Auf- gegen die Zurückweiſung ſeines Antrag8.

bewahrung der Alten , der im weſentlichen die Dem in der Praxis da und dort aufgetauchten

beſtehende Uebung billigt, ſind nunmehr auch aus: Zweifel, welcher Tag als Tag der Erlaſſung des

reichende Vorſchriften über die Ausſcheidung der Strafbefehls zu gelten hat , der Tag, an dem der

Aften getroffen . Richter auf den Antrag die Abfaſſung des Straf

Der Abſchnitt über das vorbereitende Ver: befehls verfügt oder der Tag, an dem er die

fahren iſt neu eingefügt . Dadurch wird die Voll- hiernach vom Gerichtsſchreiber entworfene Urſchrift

ftändigkeit der Vorſchriften nicht unweſentlich des Strafbefehls unterzeichnet, treten die neuen

erhöht. Von Wichtigkeit ſind insbeſondere die Vorſchriften dadurch entgegen, daß nach $ 29 der

Hinweiſe auf die Bek. vom 16. Juli 1907 Gerichtsſchreiber bei der Herſtellung des Entwurfes

(JMBI. S. 201) über die Einſchränkung der der Urſchrift den Tag der richterlichen Verfügung

Unterſuchungshaft und aufdie Bek . voin 8. Ja: des Straßbefehls einzuſeßen hat, ſo daß der Tag,

nuar 1908 (IMBI. S. 1 ) über die Zeugnis : an dem der Richter die Strafbefehlsurſchrift unter:

zwangshaft. Bemerkenswert iſt die Einführung zeichnet, nicht mehr hervortritt.

eines Haftverzeichniſſes des Amtsrichters ($ 14 In dem Abſchnitt über das ordentliche Ver

Abf . 3 ). Dadurch wird die ſehr wichtige Ueber: fahren trägt § 35 den vielfachen Klagen Rechnung,

wachung des Vollzuges von Haftbefehlen erleichtert daß die Beteiligten häufig übermäßig lang bei

und dazu beigetragen werden, daß Ueberſehen Bericht warten müſſen , bis ihre Sache zum Auf

vermieden werden, die auf dieſem Gebiete von den ruf kommt. Der Richter hat bei der Anſeßung

unangenehmſten Folgen begleitet ſein können . der Termine, insbeſondere auch bei der Be

Für die Anträge auf Erlaſſung von richterlichen ſtimmung der Stunde ihres Beginnes, auf den

Straſbefehlen iſt das ſogenannte Sammelverfahren Umfang und die ſonſtigen Umſtände des einzelnen

beibehalten , nämlich die Möglichkeit der Zuſammen: Falles Rückſicht zu nehmen. Die Termine ſollen

faſſung mehrerer Anträge auf einem Formblatte. in der Regel nicht alle auf die gleiche Stunde an

Dieſes Verfahren hat ſich in Bayern gut bewährt . geſegt werden . Sie ſind unter Beachtung der

Bei der großen Menge von Straſbefehlsan- Eiſenbahn-, Poſt- und ſonſtigen Verkehrsver:

trägen (nach der Juſtizſtatiſtik wurden 1912 im bindungen tunlichſt ſo zu beſtimmen , daß Be

Königreich 229 529 Strafbefehle erlaſſen ) iſt teiligten , die von auswärts kommen müſſen, die

darauf Bedacht genommen worden , jede Ver: Hin: und Zurückreiſe am gleichen Tage ermöglicht
mehrung des Schreibwertes zu vermeiden, und wird . Allen Klagen werden freilich auch dieſe
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Vorſchriften nicht abzuhelfen vermögen ; denn die war oder abgeurteilt wurde und ob er etwa eine

Dauer der einzelnen Termine iſt von ſo vielen frühere Strafe noch zu verbüßen habe, iſt in § 51

Zufällen abhängig , daß ſelbſt der gewandteſte Abſ. 3 dahin gemildert, daß der Angeklagte

Richter die Dauer nicht immer genau vorherſehen hierüber zu befragen iſt, wenn Anhaltspunkte für

und die feſtgeſetten Stunden nicht immer ein- die Bejahung dieſer Frage vorliegen . Damit iſt

halten kann . Die Sache hat auch ihre Kehrſeite. dem vernünftigen und pflichtmäßigen Ermeſſen

Wenn die Termine noch ſo zweckmäßig verteilt zu des Richters der erforderliche Spielraum gewährt .

ſein ſcheinen, kann es vorkommen , daß die eine Es gibt gerade bei den Schöffengerichten eine

oder andere Sache in letter Stunde wegfällt und große Zahl von Fällen , wo es ohne weiteres

daß das Gericht warten und vielleicht die Sizung zweifellos iſt , daß dieſe Frage zu verneinen iſt.

nachmittags fortjeßen muß , weil die anderenBe- üm in ſolchen Fällen den Angeklagten nicht un:

teiligten noch nicht erſchienen ſind. nötig bloßzuſtellen, kann alſo von der Stellung

Bei den Vorſchriften über das Privatklage der Frage abgeſehen werden . Durch die Vor

verfahren (SS 46-48) iſt hervorzuheben, daß die ſchriften in § 55 Abſ. 2–6 wird die Vollſtändig

Beſtimmungen der Bek . vom 4. März 1912 keit des Protokolls über einige wichtige Punkte

(JMBI. S. 54) übernommen ſind , wonach die (Militärverhältniſſe, Haftfrage uſw.) gewährleiſtet.

Privatklageabſchrift dem Staateanwalt oder Amts- Abſ. 7 läßt gebräuchliche, jedes Mißverſtändnis

anwalt zu überſenden iſt, der nach ihrem Inhalt ausſchließende Abkürzungen zu . Nach dieſer Faſſung

zur etwaigen Erhebung der öffentlichen Klage in wird die Abkürzung von Eigennamen in der Regel

erſter Linie zuſtändig erſcheint (über die Gründe als unzuläſſig zu erachten ſein .

dieſer Anordnung ſiehe Bay3jR . 1912 S. 184 , Ueber die Zuſtellung des Urteils verbreitet ſich

vgl . auch Löwe, SIPO. Bem . 4b zu § 422). Als § 59. Er gibt aber keine erſchöpfende Darſtellung

Amtsanwalt, dem die Abſchrift der Privatklage darüber, in welchen Fällen und wem das Urteil

nach § 422 der SIPO. mitzuteilen iſt, kann auch zuzuſtellen iſt . Es ſind nur die wichtigſten Fälle

ein anderer Amtsanwalt in Frage kommen , als hervorgehoben. Der zweite Saß des Abſ. 4 tritt

derjenige, der bei dem mit der Privatklage be- der vielfach beſtehenden Uebung entgegen , daß auch

faßten Gericht aufgeſtellt iſt, z . B. wenn die Privat- dann dem Vertretenen zugeſtellt wird, wenn die3

klage zum Gerichte des Wohnorts des Beſchuldigten Zuſtellung an den zuſtellungsbevollmächtigten Ver

erhoben iſt, der Gerichteſtand der begangenen Tat treter oder Verteidiger zuläſſig iſt, alſo nicht nach

aber in einem anderen Gerichtsbezirke begründet den Vorſchriften der StPO. an den Vertretenen

iſt. Selbſtverſtändlich hat die auf die Privat : 1 ſelbſt erfolgen muß .

klage bezüglichen Eintragungen im Anzeigever- Im Abſchnitt über Strafvollſtreckung iſt wie

zeichnis ( S 46 Abſ . 4 , § 47 Abſ. 4 a . E.) ſtets bisher (8 64 der alten Vorſchriften) auf Grund

der Amteanwalt zu machen , der bei dem mit der i der Ermächtigung des § 483 Ab . 3 der StPO .

Privatklage befaßten Gericht aufgeſtellt iſt. In den Amtsrichtern die Vollſtredung übertragen . Der

übrigen entſprechen die SS 46 , 47 im weſentlichen Einklang mit den in der Zwiſchenzeit erlaſſenen

den Vorſchriften , die ſchon bisher durch die Ent: Vorſchriften, insbeſondere mit der Hausordnung

ſchließung des Staatsminiſteriums der Juſtiz vom für die Gerichtsgefängniſſe iſt hergeſtellt. Dabei

1. März 1900 Nr . 9341 für das Verfahren auf iſt der Grundſaß durchgeführt, daß in der Regel

Privatklage erlaſſen waren . alle in Gerichtsgefängniſſen zu vollſtreckenden Stra

Für die Hauptverhandlungen ſchreibt $ 51 fen in dem Gefängnis zu verbüßen find, in deſſen

vor, daß ſie in der Regel nach der Reihenfolge Bezirke ſich der Verurteilte aufhält ($ 73), und

der Sißungsliſte ſtattfinden. Dadurch wird den daß die Vollſtreckung von Straſen , die in einem

namentlich an größeren Gerichten nicht ſeltenen Gerichtsgefängnis am Size des aburteilenden Amts

und unerfreulichen Auseinanderſebungen zwiſchen gerichts zu erſtehen ſind , vom Amt& richter unmittela

Richter und Verteidiger über die Reihenfolge der bar , alſo ohne Erſuchen des Staatsanwaltes, ein

Verhandlungen einigermaßen vorgebeugt werden geleitet und durchgeführt wird (874) . Das gilt

können . Beachtenswert iſt in Abſ. 3 dieſes Para: auch für die Strafvollſtreckungsgefängniſſe
(SS 1, 6

graphen der Hinweis auf die Bet. vom 25. Juni der Hausordnung f. d . Ger . - Gefängniſſe). Die

1908 über die Ermittelung früherer Beſtrafungen bis her vorgeſchriebene, aber häufig nicht beigegebene

der Angeklagten und Zeugen (JMVI. S. 131 ). Perſonalbeſchreibung bei Vollſtreckungserſuchen
an

Immer wieder werden Klagen laut, daß die Vor: Strajanſtalten iſt ausdrüdlich erlaſſen, ſie war ſo ,

ſchriften dieſer außerordentlich zweckmäßigen Be- wie ſie erfolgte , zu Zwecken der Identitätsfeſtſtellung
kanntmachung nicht genügend beachtet werden und ganz wertlos.

daß die zuläſſige und gebotene Rüdjicht auf die Durch die Faſſung des 8 78 Abſ . 3 ( früher

Privatverhältniſſe der Beſchuldigten und nament: $ 73 Abſ. 3 ) iſt dem Umſtand Rechnung

lich der Zeugen manchmal vernachläſſigt wird . Die getragen , daß jeßt auch Strafen, die in Landge :

frühere Vorſchrift, daß im Protokoll jedesmal feſt= | richtsgefängniſſen zu verbüßen ſind, in der Regel

zuſtellen iſt, ob der Angeklagte vor oder nach der in dem für den Aufenthaltsort des Verurteilten

in Rede ſtehenden Straftat ſchon in linterſuchung maßgebenden Gefängnis zu vollſtrecken ſind . Abſ. 5
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fieht die Erlaſſung von Stedbriefen (8 489 Veröffentlichung hat zunächſt der Privatkläger zu

Abſ. 2 , 3 der StPO.) vor, die wohl nur für den ſorgen . Daß der Amtsrichter den Vollzug der von

mit der Vollſtreckung betrauten Amtsrichter des ihm angeordneten Veröffentlichung überwacht, iſt

aburteilenden Gerichts in Frage kommen wird, wichtig wegen der Frage der Verjährung der Straf

weil es ſich um Fälle handelt, in denen der Aufent: vollſtreckung aus 10 des Preßgeſeßes, wenn die

halt des Verurteilten unbekannt iſt und deshalb Veröffentlichung in der Zeitung nicht rechtzeitig

nach Abſ. 4 die Ermittelung und weitere Ver- erfolgt .

folgung des Verurteilten dem erſuchenden Richter Neu bearbeitet ſind auch die Formblätter für

zu überlaſſen iſt. die amts- und ſchöffengerichtlichen Strafſachen. Im

Die $$ 79, 80 befaſſen ſich mit der Voll- großen und ganzen ſind ſie zwar die gleichen ge

ſtredung von Strafen gegen Verurteilte , die ſich blieben wie bisher, doch ſind einige neue hinzu:

in einem anderen Bundesſtaat aufhalten , 8 79 gekommen und mehrere Neuerungen eingeführt.

betrifft Strafen mit einer Vollſtreckungsdauer bis Üeberall iſt auf eine gemeinverſtändliche. dem

zu 6 Wochen , § 80 Strafen mit einer Vollſtreckungs- jebigen Sprachgebrauch angepaßte Ausdrudsweiſe

dauer von mehr als 6 Wochen . Legtere find in geachtet. Die für die Ausfüllung beſtimmten

Bayern zu vollſtreden, wenn nicht die Vorſchriften Zwiſchenräume der Vordrucke entſprechen natürlich

über die Vollſtreckung von Geſamtſtrafen bei der wegen des Formats des IMBI. nicht überall dem

Beteiligung mehrerer Bundesſtaaten oder eine be wirklichen Bedürfnis, dieſem wird deshalb bei der

ſondere Vereinbarung( vgl. Löwe, StPO . Bem. 4 Herſtellung der Formblätter Rechnung getragen

zu § 163 des GVG. ) in Frage kommt. Das kann werden müſſen.

Ž. B. der Fall ſein, wenn der Verurteilte in einem Im Formblatt 9 (Strafbefehl bei Geldſtrafen )

von der bayeriſchen Grenze weit entfernten Gefäng iſt neben der Einzahlung durch Poſtanweiſung auch

nis eine längere Freiheitsſtrafe verbüßt und im die Einzahlung durch Poſticheck erwähnt. Einer ſchon

Anſchluß daran eine von einem bayeriſchen Gericht jegt viel verbreiteten, ſehr zweckmäßigen Uebung

ausgeſprochene Freiheitsſtrafe in einem Gerichts- tommt das Formblatt 10 entgegen. Es vereinigt

gefängnis zu verbüßen hat. Es kommt vor , daß für den Fall, daß der Eröffnungsbeſchluß der An

der andere Bundesſtaat gegen Sicherung des Koſten klageſchrift völlig entſpricht,dieſe und die Urſchrift:

erſaßes die Vollſtreckung der Anſchlußſtrafe über: des Eröffnungsbeſchluſſes . In anderen Fällen iſt

nimmt. So kann auch im umgekehrten Falle von das Formblatt 11 für den Eröffnungsbeſchluß

den bayeriſchen Strafvollſtreckungsbehörden ver- zu benüßen . Die Zeugen- und Sachverſtändigen:

fahren werden . Bei Freiheitsſtrafen, die in einer ladungen geben jeßt auf der Rüdſeite die maß:

Strafanſtalt zu vollſtrecken ſind , wird eine ſolche gebenden geſeßlichen Vorſchriften über die Folgen

Vereinbarung nicht in Frage kommen können . Wenn des Ausbleibens und der Verweigerung des Gut:

§$ 80 beſagt, daß die Vollſtreckung in Bayern nach achtens wieder . Auf der Vorderſeite iſt darauf

den SS 75—77 im Zuſammenhalt mit § 10 Abſ . 2 beſonders hingewieſen. Das Formblatt 16 für die

der Hausordnung für die Gerichtsgefängniſſe erfolgt Ladung des Angeklagten zur Hauptverhandlung

(Voúſtredung in dem dem Aufenthaltsorte nächſt- enthält nicht den Vordruck über die Zuſtellung einer

gelegenen Gefängnis), ſo ſind damit die Fälle ge: Abſchrift der Anklageſchrift. Damit iſt zum Aus

meint, in denen ein Amtsgericht oder ein Staats- drucke gebracht, daß von der Mitteilung einer ſolchen

anwalt um die vollſtredung zu erſuchen iſt. Für Abſchrift in der Regel abgeſehen werden kann.

den Fall, daß das Gefängnis des aburteilenden (Vgl. Löwe, StPO. Bem. 2 zu $ 214.) Dagegen§

Gerichts ſelbſt das dem Aufenthaltsort des Ver- muß das auf der Rückſeite der Ladung enthaltene

urteilten nächſtgelegene iſt, bedurfte es keiner be: Beweismittelverzeichnis ſorgfältig ausgefüllt werden ,

ſonderen Vorſchrift, weil dann nach § 74 der damit der Angeklagte in dieſer Hinſicht genau unter:

Amtsrichter des aburteilenden Gerichts ſelbſt die richtet iſt.

Vollſtređung einzuleiten und durchzuführen hat.

Nicht unwichtig iſt die an ſich allerdings eigent 2. Die Dienſtvorſchriften für die Amts

lich ſelbſtverſtändliche Vorſchrift des 8 87 A6. 2 ,
anwälte

wonach der Amtsrichter für die Vollſtreckung der Wie ſchon erwähnt , decken ſich die neuen

richterlichen Anordnung , daß ein Urteil oder ein Dienſtvorſchriften im weſentlichen mit der vor

Straſbefehl öffentlich bekannt zu machen ſei , zu läufigen Geſchäftsanweiſung für die Amtsanwälte,

ſorgen und den Vollzug zu überwachen hat . Solche die im Jahrgang 1912 dieſer Zeitſchrift (S. 387 )

Anordnungen kommen häufig auch im Privatflage kurz beſprochen wurde. Sie ſchließen ſich , ſoweit
verfahren vor; es iſt dann nicht Sache des Privat- es möglich war, an die Dienftvorſchriften für die

klågers für die richterlich angeordnete Veröffent= Staatsanwälte vom 29. Oktober 1910 an und ge

lichung zu ſorgen, ſondern Sache der Vollſtreckungs- währleiſten ſo eine einheitliche Handhabung des

behörde. Änders iſt es, wenn die Veröffentlichung ſtaatsanwaltſchaftlichen Dienſtes in ganz Bayern.
nicht angeordnet iſt, ſondern z . B. nach 8 200 Abf.i Ausgenommen von der Uebernahme der Amtsan

des StGB. dem Privatkläger nur die Befugnis waltſchaft in den Geſchäftsbereich der Juſtizver :

zur Veröffentlichung zugeſprochen iſt. Für dieſe waltung iſt nur die Amtsanwaltſchaft beim Amts
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gerichte München , die bis auf weiteres mit der ſind, wird jede Art (ſchriftlich,mündlich,telephoniſch)

Polizeidirektion München vereint bleibt . Mit den genügen . Eine Abſchrift der Anzeige zu überſenden ,

beſonderen Verhältniſſen dieſer Amtsanwaltſchaft wird in der Regel nicht notwendig ſein. Die Mit

befaßt ſich der lebte Paragraph der Dienſtvor: teilungspflicht findet ihre Ergänzung in 8 59 Abſ.5 ,

ſchriften. Im übrigen gelten die Vorſchriften auch wonach der Diſtriktsverwaltungsbehörde die Ein

für dieſe Amtsanwaltſchaft mit einigen wenigen Aus- ſtellung eines Verfahrens bekannt zu geben iſt,

nahmen , die ſich aus deren Sonderſtellung ergeben . wenn ihr die Anzeige von der Gendarmerie vor

Den zahlreichen und wichtigen Beziehungen gelegt oder durch den Amtsanwalt zur Kenntnis

zwiſchen der Ämteanwaltſchaft und der inneren Ver- zu bringen war oder wenn ſie ſelbſt die Anzeige

waltung iſt durch eine Reihe von Vorſchriften erſtattet hat.

Rechnung getragen. Der Geſchäftskreis des Amts: Die SS 92 , 93 gewährleiſten den Verwaltungs

anwalts umfaßt vor allem diejenigen Strafſachen , behörden den erforderlichen Einfluß auf die Ein

die für die Diſtrikt& verwaltungsbehörden von be: legung von Rechtsmitteln durch den Amtsanwalt.

ſonderem Intereſſe find, wenn ſie den nötigen Maßgebend bleibt jedoch ſtets die Entſchließung

Ueberblick über den Sicherheitszuſtand in ihrem des Erſten Staatsanwalts , wenn der Amtsanwalt

Bezirke und den erforderlichen Einfluß in polizei- glaubt , dem Erſuchen der Verwaltungsbehörde nicht

lichen Angelegenheiten behalten ſollen. Deshalb entſprechen zu können .

wird namentlich auf die ſorgfältige Einhaltung der Neu eingeführt ſind durch die SS 26 und 27

hierüber gegebenen Vorſchriften durch die Amtsan- die Haftverzeichniſſe und die Verzeichniſſe der zur

wälte und auf die Pflege guter Beziehungen zwiſchen Verhaftung ausgeſchriebenen Perſonen. Aehnliche

beiden Behörden großes Gewicht zu legen ſein . Verzeichniſſe ſind in der Praxis mehrfach ſchon in

Die für die Verwaltung belangreichen Beſtim : Benüßung. Daß ihre Führung nun allgemein vor

mungen finden ſich in den 88 14, 36 , 48 , 59 , 92 geſchrieben iſt, iſt angeſichts der wichtigen hier inSS ,

und 93. Nach § 14 Abſ . 2 hat der Erſte Staats- Betracht kommenden Intereſſen der Beteiligten nur

anwalt bei den Beſichtigungen der Amtsanwalt- zu begrüßen ; die Möglichkeit eines Verſehens oder

ſchaften , ſoweit es tunlich iſt, mit dem Vorſtand Irrtums, die hier leicht von weittragenden Folgen

der Diſtriktsverwaltungsbehörde ins Benehmen zu ſein kann, wird durch die ſorgfältige Führung der

treten . Auch der Amtsanwalt wird nicht ſelten Verzeichniſſe weſentlich vermindert werden. Das

Veranlaſſung haben , mit dem Bezirksamtmann oder Verzeichnis der ausgeſchriebenen Perſonen ſoll ing :

ſeinem Vertreter wichtigere Angelegenheiten münd- beſondere auch zur Kontrolle des rechtzeitigen Wider

lich zu beſprechen ; dazu wird ſich für die nicht am rufs von Ausſchreibungen und zur raſchen Orien:

Siße des Bezirksamts befindlichen Amtsanwälte tierung dienen , wenn bei dem Eingang der Feſt

namentlich Gelegenheit bieten , wenn ſie zu Schöffen : nahmeanzeige die Akten ſelbſt augenblicklich nicht

gerichtsſißungen dorthin kommen . Nach S 36 Abſ . 4 zur Hand find.

iſt den Erſuchen der Diſtriktsverwaltungsbehörde Beſonderer Wert iſt auch in den Dienſtvor

und der ihr vorgefekten Stellen um Geſtattung der ſchriften für die Amtsanwälte darauf gelegt, daß

Einſicht in Ermittelungsaften ſtattzugeben, ſoweit jede unnötige Bloßſtellung Beteiligter vermieden

die Atten entbehrlich find. Eine Anrufung der Ent- wird (8 44 Ab . 3) . Das kann namentlich bei der

ſchließung des Staatsanwalts durch den Amtsan- Ladung von Beſchuldigten, Beugen und Sachver

walt findet alſo hier nicht ſtatt. ſtändigen, wo es angängig erſcheint, durch die Ver

Von beſonderer Wichtigkeit für die Diſtrikts- meidung förmlicher Zuſtellungen und durch die

verwaltungsbehörden iſt es, von den Anzeigen ſtraf- Unterlaſſung der Nennung des Namens Beſchul:

barer Handlungen , die die Polizeiverwaltung be- digter oder ſogar des Betreffs geſchehen (863 A6.3).

rühren, Kenntnis zu erhalten . Deshalb ſindnach In ähnlicher Weiſe trägt 8 61 den Intereſſen Be

854 der Dienſtvorſchrift für die Gendarmeriemann- teiligter bei der Einſtellung des Ermittlungaver:

ſchaft die Anzeigen von Uebertretungen zunächſt dem fahrens Rechnung .

Bezirksamt vorzulegen, das für die Weitergabe an Die Anträge auf Verhängung der Unterſuchungs

den Amtsanwalt ſorgt . Dazu iſt nun in $ 48 der haft ſollen nach 8 45 Abſ. 2 und nach der Bet .

Dienſtvorſchriften für die Amtsanwälte beſtimmt, vom 16. Juli 1907 (IMBI. S. 201 ) ſchon im

daß der Amtsanwalt alle Anzeigen ſtrafbarer Hand: allgemeinen foweit eingeſchränkt werden , als es mit

lungen , an deren Verfolgung für die Diſtriktsver: dem Intereſſe der Strafverfolgung vereinbar iſt;

waltungsbehörde ein Verwaltungsintereſſe beſtehen ganz beſonders wichtig iſt es aber , daß Jugend

kann , dieſer Behörde zur Kenntnis zu bringen hat , liche von der Unterſuchungshaft möglichſt verſchont

ſofern er nicht weiß , daß ſie ſchon Kenntnis hat . bleiben . Das hebt $ 69 Abſ. 2 ausdrüdlich her:

Ferner ſoll den Erſuchen der Diſtriktsverwaltungs : vor . Er weiſt auch darauf hin , wie allenfalls bei

behörde wegen der Behandlung von Strafſachen Jugendlichen der Zweck der Unterſuchung&haft durch

entſprochen werden . Beide Anordnungen ſind noch) andere Mittel erreicht werden kann, nämlich durch

näher erläutert. Da beſondere Vorſchriften darüber , Unterbringung in einer Anſtalt oder einer Familie.

in welcher Weiſe die Benachrichtigung der Diſtrikts : Dieſe Unterbringung zur Abwendung der Unter

verwaltungsbehörde zu erfolgen hat, nicht gegeben : ſuchungshaft bildet eine der Hauptaufgaben der ſo

1
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M

ſegengreich wirkenden , zahlreichen Jugendfürſorge daß das bürgerliche Gericht auf militäriſche Ehren

verbände und -organe . Das Bedürfnis nach ſolcher ftrafen nur gegen Militārperſonen des aftiven

Unterbringung tritt vor allem in größeren Städten Heeres oder der aktiven Marine ($ 38 A des
hervor und es darf erfreulicherweiſe geſagt werden , Reich &militărgelekes vom 2. Mai 1874, 8 162 des

daß dort faſt überall heute ſchon Gelegenheit dazu MilStGB .) erkennen kann, nicht aber gegen Per

in ausreichendem Maße beſteht. Der Amtsanwalt ſonen des Beurlaubtenſtandes (Reſerviſten, Land

wird ſichunſchwer mit den maßgebenden Vereinen wehrleute) während der Beurlaubung. Die mili

und Perſönlichkeiten in Verbindung ſeben können täriſchen Ehrenſtrafen und ihr Eintritt für Perſonen

und ſicher das bereitwilligſte Entgegenkommen des Beurlaubtenſtandes während der Beurlaubung

finden. Gerade eine Unterbringung, die unter dem ſind vielmehr in 42 des MilStGB. beſonders

Druđe eines ſchwebenden Strafverfahrens erfolgt , und erſchöpfend geregelt. (Vgl. Weigel, Zuſtändig

kann unter Umſtänden auf das fünftige Leben des keitsgrenzen S. 229, Roppmann-Weigel, MiISIOB.

Jugendlichen einen entſcheidenden , günſtigen Einfluß Bem . 6 zu $ 30) .

ausüben. Auch im übrigen mußauf ein verſtånd: Den Dienſtvorſchriften ſind auch einige neue

nisvolles Zuſammenwirken der Strafverfolgung - Formblätter beigegeben , insbeſondere für das Haft

behörden und der Jugendfürſorgeorgane der größte verzeichnis und für die Ausſchreibungen im Zentral

Wert gelegt werden . Raum eine andere Behörde polizeiblatt.

iſt ſo ſehr wie der Staatsanwalt und der Amts :

anwalt in der Lage , Jugendliche, die ſich gegen

das Strafgeſek verfehlt haben , durch Heranziehung

der geeigneten Kräfte auf den richtigen Weg zu:

rückzuführen oder Kindern, die unter ſtrafbaren Kleine Mitteilungen.

Handlungen (Mißhandlungen , Sittlichkeitsvergehen Zur Ausführung der Verträge der Kreiſe Uuter:
u . dgl .) zu leiden hatten , den erforderlichen Schutz

franten und Oberfrauten mit den Weberland8:Glektrizitäte:

zu verſchaffen . Auf dieſe doppelte Aufgabe weiſt Zentral:Attiengeſellſchaften. In der „ Deutſchen Jus.

$ 70 noch beſonders hin . riſtenzeitung“ Nr. 18 von 1911 iſt eine Abhandlung

Eine überſichtliche Zuſammenſtellung der zahl: unter der Ueberſchrift die „ gemiſchte wirtſchaftliche

reichen , auf den Verkehr mit dem Ausland bezüg: Unternehmung, eine neue Geſellſchaftsform “ vom Wirkl.

lichen Vorſchriften gibt $ 71 .
Seh . Oberregierungsrat, Dr. Friedrich Freund, Minis

ſterialdirektor in Berlin , veröffentlicht. In dieſer iſt

Einige wichtige Grundſäße für die Schlußvor:
nad verſchiedenen Vorſchlägen zur Wahrung öffentlicher

träge des Amtsanwalts in der Hauptverhandlung Intereſſen (Staat, Gemeinde, Provinz, Kreis, Zweds

enthält § 89. In Abſ. 5 dieſes Paragraphen iſt berband) auf Seite 1119 folgendes geſagt : ,, Dieſe Vor

darauf hingewieſen , daß bei der Verurteilung von ſchläge würden eines Aftes der Heichegelebgebung be

Militärperſonen zu prüfen iſt, ob nicht auf i dürfen, da die beſtehenden Reichsgefeße eine ſo aus

eine militäriſche Ehrenſtrafe zu erkennen iſt. geſtaltete Sonderſtellung der öffentlichen Korporation

Neben der Verurteilung zur Hauptſtrafe ſind teils ausſchließen, teilsteils ausichließen , teils – wie bei der G. m. 6. H. -

durch das MilStGB . (SS 30 – 41) militäriſche nur auf Umwegen ermöglichen.“

Ehrenſtrafen teils vorgeſchrieben, teils zugelaſſen.
Die vorbeſchriebene Abhandlung mit der ausge

Beim Schöffengericht werden allerdings die Fälle
hobenen Schlußfolgerung kam mir in Erinnerung, als

ihmich vor einigen Tagen die Verhandlungen der Lands
ziemlich ſelten ſein. Es wäre z. B. denkbar, daß ratsverſammlungen von Unterfranken und von Ober

eine Militärperſon wegen Suppelei dem bürger: franken über den Abſchluß von Verträgen mit der

lichen Gericht gemäß § 4 der Militärſtrafgerichts- Elektrizitäts - Aktiengeſellſchaft vorm . Schuckert & Co.

ordnung zur Aburteilung überlaſſen wird , daß die in Nürnberg und der Brown-Boweri & Co., Aktien
Sache dem Schöffengericht überwieſen wird und geſellſchaft in Mannheim , betreffend elektriſche Uebers

das dieſes neben einer Gefängnisſtrafe von mehr landzentralen geleſen habe.

als drei Monaten die Aberkennung der bürgerlichen
Die Vertrags -Entwürfe ſind zwar nicht veröffent

Ehrenrechte auf mehr als drei Jahre ausſpricht.
licht und ſind mir auch nicht zugänglich, aber nach

In dieſem Falle müßte nach $ 31 des MilSIOB.
allem , was man aus den Landratsverhandlungen ent

nehmen kann, ſollen für die von den Kreiſen Unters

das Schöffengericht auch auf Entfernung aus dem und Oberfranken zu beſchaffenden Millionen -Rapitalien

Heere oder der Marine erkennen . In Fällen , wo dieſe Kreisgemeinden Aktien der vorgenannten Attien

auf eine militäriſche Ehrenſtrafe nicht erkannt werden geſellſchaften übernehmen und zur Vertretung und

muß, ſondern nur erkannt werden kann , wird Wahrung der Intereſſen der Kreisgemeinden und ihrer

allerdings der Amtsanwalt zu einem ſolchen An: Angehörigen Siße und Stimmen im Aufſichtsrat und

trag zumeiſt nur kommen , wenn die Ehrenſtrafe gewiſſe Kontrollrechte vertraglich zugeſichert und ge

durch die Militärbehörde dem Amtsanwalt gegen:
ſichert erhalten.

über ausdrücklich angeregt worden iſt. Zu prüfen
Da erſcheint es angezeigt, zu prüfen, ob denn die

oben angeführte Aeuferung in der Freundichen Abs
iſt vor allem immer, ob es ſich überhaupt um eine

handlung richtig iſt, zumal da ſie im Hinblick ſowohl

ſolche Militārperſon handelt , bei der für das bürger: auf die vom Verfaſſer eingenommene Stellung als

liche Gericht militäriſche Ehrenſtrafen in Frage auch auf ſein ſonſtiges wiſſenſchafiliches Anſehen An

kommen können . Beſonders zu beachten iſt nämlich, ' ſpruch auf Beachtung erheben lann .
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Das veranlaßte mich, diedeußerungdes inzwiſchen , ein Landesgeſeb zu beſchaffen, ſondern in dieſes auch

ſoviel mir bekannt geworden, in Penſion gegangenen die ausdrüdliche Zwedbeſtimmung aufnehmen zu laſſen

Berliner Miniſterialdirektors nachzuprüfen und zu ſehen, ,,behufe Anlage der Kapitalien in Aktien der genannten

ob ſich die zwiſchen den genannten Kreisgemeinden Geſellſchaft und Eintritts der Kreisgemeinden in die

mit den zwei Aktiengeſellſchaften geplanten Verträge Geſellſchaften als Aktionär ".

mit reſtloſer Sicherung der Stellung der Erſterenauf Hofrat Dr. Full , Rechtsanwalt in Würzburg.

Grund der beſtehenden Geieße verwirklichen laſſen.
Ich tam bei dieſer Nachprüfung zu folgendem

Ergebnis :

Wenn, wie es wahrideinlich iſt, in den geplanten

Berträgen beſtimmt werden ſoll, daß den beiden Streiss
Der ſogenannte 1500 Mart:Vertrag. Ueber die

regierungen von Unterfranken und von Oberfranken Frage, ob die ſog. 1500 Mart Verträge gegen die guten

das Recht zuſtehen ſoll, je ein Mitglied in den Aufs Sitten verſtoßen , hat das LG. Äſchaffenburg am

ſichtsrat zu ſenden, ſo dürfte allerdings die Rechts
18. November 1913 als Berufungsinſtanz entſchieden .

wirkung einer ſolchen Vertragsbeſtimmung nach den
Ein Redakteur, der 4000 M Gehalt bezog, hatte 2500 M

dermaligen geſeblichen Beſtimmungen über die Aktien
hievon durch einen Nachtragsvertrag ſeiner Ehefrau

geſellſchaft recht fraglich ſein .
von ſeinem Arbeitgeber zuſichern laſſen und hiebei

Nach § 243 HGB. beſteht der Aufſichtsrat aus
offen in ſeiner Zeitung erklärt, daß er dies getan habe,

den von der Generalverſammlung zu wählenden Mit
damit ſeine Gläubiger aus zahlreichen , mitunter recht koſt

gliedern. Die Beſtimmung von Mitgliedern des Ver
ſpieligen Privatllagen teine Befriedigung finden könnten.

waltungsrates durch Dritte tennt das Geſeß nicht.
Die Entſcheidung ſtellt ſich auf den Standpunkt des

Durd Vertrag mit Dritten kann auch an dieſen geſet
Heichsgerichts. Eine Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen

lichen Verfaſſungsbeſtimmungen nichts geändert werden.
die guten Sitten ſei nur gegeben, ſoweit der Geſamt

betrag der Vergütung das Maß beſſen überſteigt,

Soll nun der Einfluß der Kreisregierung oder was zum Unterhalte des Dienſtverpflichteten und ſeiner

Kreisvertretung (Landrat) durch Abordnung eines oder Familie bei einer beſcheidenen, dem Stande des Dienſt

mehrerer Mitglieder in den Aufſichtsrat der genannten verpflichteten entſprechenden Lebensführung erforders

Aktiengeſellſchaften rechtlich geſichert werden , ſo dürfte lich iſt. Bei den gegebenen Verhältniſſen werden 3000 M

es zutreffend ſein, daß ohne Eingreifen der Reichs- als mäßiger ſtandesgemäßer Unterhalt angenommen ,

geſebgebung dieſer Zweck nicht erreicht werden kann. ſo daß 1000 M dem Zugriff der Gläubiger offen bleiben.

In dem Verwaltungsrat der auf Grund des beſtehen Hiebei iſt auch berückſichtigt, daß der Redakteur nicht

den Gefeßes gebildeten Altiengeſellſchaft haben nur durd mißliche Verhältniſſe, ſondern durch ſtrafbare

von der Generalverſammlung gewählte Mitglieder von Handlungen in die Schulden geriet. Es verſtoße gegen

Rechts wegen Siß und Stimme. Die beabſichtigte Ab das Anſtandegefühl aller billig und gerecht denkenden

ordnung von Aufſichtsmitgliedern ſeßt eine neue Geſell Menſchen, nicht nur in dem Standes- und Lebens

ſchaftsform für die gemiſchte wirtſchaftliche Unter : treiſe des Schuldners, ſondern des ganzen Volkes,
nehmung – der Kreisgemeinden und der Attiengeſells wenn er mit ſeiner Familie zum ſtandesgemäßen
ſchaften – voraus, für welche die rechtliche Unterlage

Lebensunterhalt mehr als unumgänglich notwendig iſt,

nach der dermaligen Geſebgebung nicht zu beſchaffen iſt. verbraucht und ſeine Gläubiger leer ausgehen laſſe.

Aber noch in einer anderen Richtung dürfte es Es wird dann weiter geſagt, daß der Vertrag, ſoweit
an der geſeblichen Grundlage für die Durchführung er über 3000 M abgeſchloſſen ſei, Gültigkeit habe und

des zwiſchen den genannten Kreisgemeinden und den nur bezüglich 1000 M nichtig ſei , weil nach dem Willen

genannten Aktiengeſellſchaften geplanten Vertragsver- und dem Intereſſe der Vertragichließenden gemäß

hältniſſes für die elektriſchen Ueberlandzentralen der
§ 139 BGB. anzunehmen ſei, daß ſie den Vertrag

Letteren mangeln. auch dann geſchloſſen hätten, wenn ſie von vorneherein

Wenn die Krei@gemeinden die nach Art . 15 lit. f
den über das zuläſſige Maß der Zuwendung hinaus

des Landratsgeſebes aufzunehmenden Kapitalien in gebenden Teil der Vergütung den Gläubigern hätten

Aftien der genannten Geſellſchaften anlegen wollten , überlaſſen müſien .

um auf dem Wege als Großaktionäre in der organiſchen Dieſer Anſicht iſt entgegenzuhalten, daß es ſich

und wirtſchaftlichen Betätigung der Geſellſchaften zur bei der Zuwendung der 2500 M an die Ehefrau um

Vertretung und Sicherung der öffentlichen Kreiss ein einheitliches und nicht um ein zuſammengeſeptes

intereſen einen gebührenden Einflus audituziben,die Rechtsgejältbandelt.Die geieblideMoricbrift pricht
geſeblichen Zuläſſigkeit ausdrüdlich von Teilen Rechtsgeſchäfts . Die

Anlage von Kreiskapitalien in Altien der Geſellſchaften Gehaltsbeſtimmung in einem Dienſtvertrage und die

und ihres Eintritts in leptere ſelbſt als Aktionär Gegenleiſtung biefür werden als einheitliches Rechts

wohlberechtigten Bedenken . geſchäft zu erachten ſein und wenn die Gehaltszus

Das Landratsgeſeß vom 28. Mai 1852 zählt in wendung an eine dritte Perſon zum Teil nichtig iſt,

Art. 15 auf, was zum Wirfungsfreiſe des Landrates ſo dürfte die ganze Zuwendung nichtig ſein . Es kann

gehört . Unter den von a . bis n . aufgeführten Beſtim- auch nicht einfach als Parteiwille unterſtellt werden,

mungen iſt keine, welche es dem Kreiſe und deſſen Vers , daß der Vertrag wenigſtens teilweiſe zugunſten der

tretung, dem Landrate, ermöglichte, Kapitalien in Ehefrau geſchloſſen worden wäre. Es läßt ſich nicht

Anteilſcheinen einer Aktiengeſellſchaft anzulegen und ermitteln , welche Maßnahmen der Schuldner getroffen

als Aktionäre an ſolchen ſich zu beteiligen . Soll ſolches hätte, wenn er die teilweiſe Nichtigkeit des Vertrags

gleichwohl nach den mit den genannten Aktiengeiell- gekannt hätte . Im übrigen beweiſt die Entſcheidung,
ſchaften abzuſchließenden Verträgen geſchehen, ſo würde daß es dringend nötig iſt, durch eine Novelle zur

nur übrig bleiben, nicht nur die in Art. 15 f vorge- Zivilprozeßordnung Abhilfe zu ſchaffen und der Recht

ſchriebene Genehmigung zur Schuldaufnahme durch i ſprechung eine ſichere Grundlage zu geben, ſei es durch
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eine Erhöhung des unpfändbaren Einkommens, ſei es bollſtreden iſt. In einem ſolchen Fall müßte der Ges

durch eine Regelung, die den Vordriften für Bes richtschreiber des außerbayeriſchenGerichts den Vor

amtengehälter ähnlich wäre, oder durch ſonſtige Abs duß an den Berichtsſchreiber des Amtsgerichts über

ſtufung der Pfändungsgrenze ie nach der Höhe des jenden , in deſſen Bezirk die Haft vollſtredt werden

Einkommens. So wie die Dinge zurzeit liegen, dürfte ſoll, da die Verpflegungsloſten mit dem bayeriſchen

die Auslegung der Gehaltsverträge im Sinne der Fiskus zu verrechnen ſind, er aber dieſe Verrechnung

Schuldner einer Geſebesumgehung gleichkommen . Die ſelbſt nicht vornehmen könnte. Die Einzahlung des

Rechtſprechung eilt der Geſeßgebung voraus. Vorſcuſſes bei dem die Haft anordnenden Amtsgericht

Rechtsanwalt Dr. Baager in Aſchaffenburg.
würde alſo in einem ſolchen Falle dennoch ſtets dazu

führen, daß der Vorſchuß an den Gerichtsſchreiber des

Amtsgerichts gelangte, bei welchem die Haft vollſtreckt

wird, und zwar auf einem recht unnötigen Umweg.

Weldher Gerichtſchreiber iſt zuſtändig zur Gut : Hierzu kommt noch folgendes : Der Betrag des

gegennahme der nach § 911 ZPD .vorzuſchießendeu Valt: Haftkoſtenvorſchuſſes kann in verſchiedenen Bundes

und Verpflegungstoften ? Der Gläubiger E. erwirfte ſtaaten verſchieden ſein, da ſich ſeine Höhe nach den

gegen den in Strelik (Medlenburg) wohnenden Schulds für die Strafhaft geltenden landesgeſeblichen Vors

ner M. beim Amtsgericht Nürnberg Verſäumniðurteil ichriften bemißt (GNG. $ 79 Nr. 8) . Muß es nun als

auf Zahlung von 90 M. Da die beim Schuldner in ſelbſtverſtändlich gelten, daß der Gerichtsſchreiber nur

Streliß verſuchte Pfändung erfolglos war, beantragte einen Vorſchuß von ſolcher Höhe anzunehmen braucht,

der Gläubiger beim Amtsgericht Streliß die Anbes der den landesrechtlichen Vorſchriften entſpricht, ſo

raumung einesTermins zur Leiſtungdes Offenbarungs- unverſtändlich wäre es, wenn ein Gläubiger genötigt

eides durch den Schuldner und erwirfte im Termin fein ſollte, zum Zwecke einer Haftvollſtreckung in Nürn

gegen ihn Haftbefehl. Inzwiſchen verzog der Schuldner berg, für die monatlich 30 M Verpflegungskoſten er

bon Streliß nach Nürnberg, und der Gläubiger beswachſen, in Streliß 54 M , alſo nahezu den doppelten

ichloß, hier den Haftbefehl zu volſtreden . Um dem Betrag vorzuſchießen . Dies würde dem Zweck der

Gerichtsvollzieher den nach § 911 BPO. erforderlichen Vorſchrift des $ 911 BPO . widerſprechen, die die Vor

Nachweis liefern zu können, überſandte er an die ſchußleiſtung für einen Monat anordnet .

Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts Nürnberg den Schließlich braucht ſich aber der Gläubiger wegen

Betrag von 30 M als Haftkoſtenvorſchuß, die Gerichts- der Einzahlung des Vorſchuſſes gar nicht an den Ge

ſchreiberei lehnte jedoch die Annahme ab, weil die richtsſchreiber des Amtsgerichts zu wenden, ſondern

Moſten beim Amtsgericht Streliß einzuzahlen feien . er fann den erforderlichen Betrag an den von ihm

Die ſodann an die Serichtschreiberei des Amtsgerichts mit der Vornahme der Verhaftung beauftragten

Streliß übermittelte Summe von 30 M wurde auch Gerichtsvollzieher bezahlen, welch leßterer nach der

dort nicht angenommen, da der Schuldner in Nürn- bayeriſchen Dienſtanweiſung ( $ 179 daſelbſt) - ſo auch

berg wohne, übrigens der Haftkoſtenvorſchuß in Streliß in Preußen, Württemberg und Baden – zur Empfang

54 M betrage. Erſt nach längeren Verhandlungen ers nahme ermächtigt iſt. Der Gerichtsvollzieher wird ſich

klärte ſich auf nochmaliges Erbieten des Gläubigers ſelbſtverſtändlich ſtets mit dem Betrage begnügen, der

die Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts Streliß bereit, nach dem Seſebe ſeines Staates erforderlich iſt, und

einen Vorſchuß von 54 M anzunehmen, worauf der den Betrag nach Vollziehung des Haftbefehls an den

Gläubiger ihn einſandte. Der Haftbefehl wurde aber Gerichtsſchreiber abliefern. Angenommen nun, daß

nicht mehr vollſtreckt, da nun der Schuldner freiwillig / auf Grund einer im vorliegenden Fall an den Gerichts

zahlte, nachdem ihm der vorerwähnte Zuſtändigkeits- vollzieher in Nürnberg geleiſteten Vorſchußzahlung von

ſtreit gegen den Willen des Gläubigers zu einer Stun- 30 M die Verhaftung erfolgte, ſo kann dieſe Haft nach :

dung von ungefähr 3 Monaten verholfen hatte. träglich nicht aus dem Grunde wieder aufgehoben

Dieſer Fall regt die Frage an, welches Gericht, werden, weil etwa das Amtsgericht Streliß den ihm

d . h. welche Gerichtsſchreiberei zur Annahme des Haft. vom Gerichtsvollzieher überſandten Betrag wegen uns

foſtenvorſcuſſes zuſtändig iſt. genügender Höhe anzunehmen ſich weigerte. Der er

Soweit Gerichte innerhalb Bayerns in Frage | richtsvollzieher wird den einmal verhafteten Schuldner

kommen, iſt die Zuſtändigkeit zur Annahme des Hafts ohne Genehmigung des Gläubigers nicht auf ſeine

toſtenvorſchuſſes geregelt durch & 24 der MinBek. vom Gefahr aus der Haft entlaſjen, anderſeits fann er aber

23. April 1883 (FMBI. S. 194 ). Dieſer beſtimmt: „ Die auch den an ihn gezahlten Vorſchuß nicht behalten, da

Erhebung der Koſten der Zwangs- und der Sicher- er nicht der zur Verrechnung mit dem Fiskus oder der

heitshaft, welche in einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit Gefängnisbehörde zuſtändige Beamte iſt. Vielmehr

oder im Konkurêverfahren angeordnet iſt, obliegt dem wird er den Betrag alsdann dem Gerichtsſchreiber des

Gerichtsſchreiber des Gerichts, welches die Haft ange : Amtsgerichts Nürnberg übergeben müſſen, an den, wie

ordnet hat, auch wenn die Haft in dem Gefängnis oben gezeigt, der Vorſchuß auf jeden Fall gelangen

eines andern Gerichts vollzogen wird“. würde.

Dieſe Beſtimmung iſt ſelbſtverſtändlich nur für Soll alſo die von dem Amtegericht eines andern

innerbayeriſche Verhältniſſe maßgebend, ſie iſt in dieſem deutſchen Bundesſtaates angeordnete Haft am Siße

Rahmen auch durchaus zweckentſprechend, da der Ges eines bayeriſchen Amtsgerichts vollſtredt werden , jo

richtsſchreiber des die Haft anordnenden Gerichts nicht wird ſich der Gerichtsſchreiber des lepteren Geridots

nur die Offenbarungseidsakten zur Hand hat, ſondern nicht weigern können , den ihm vom Gläubiger anges

auch unmittelbar mit dem Fistus die fraglichen Koſten botenen nach $ 911 ZPD. zu leiſtenden Vorſchuß an
derrechnen kann . Die leßtere Vorausſeßung trifft aber zunehmen .

nicht zu, wenn der Vorſchuß bei dem Gerichtsſchreiber
Amtsrichter Dr. Stepp in Nürnberg

eines außerbayeriſchen Gerichts einbezahlt wird, die

Haft dagegen am Siße eines bayeriſchen Gerichts zu



20 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr . 1 .

.

Aus der Mechtſprechung.

Reichsgericht.

A. Zivilſachen.

I.

Anerkennung des Anſpruchs i. S. des 8 208 BGB.

Aus den Gründen : Der Kläger ſieht eine Uners

kennung ſeines Anſpruchs durch F. darin , daß dieſer

ihm ſofort nach dem Unfall und einige Tage ſpäter

erklärt habe, er komme für allen Schaden auf, Kläger

könne fich ruhig an ihn halten, er ſei durch Verſicherung

gedeđt. Eine ähnliche Erflärung follen F. und der

Beklagte 2 auch noch nach dem 8. Dezember 1908, alſo

innerhalb der dreijährigen Verjährungsfriſt, abgegeben

haben. Der Kläger behauptet nicht, daß F. ihm , etwa

ſchenkungshalber, Erſak des Schadens verſprochen habe,

gleichviel ob er dazu verpflichtet ſei oder nicht. Das

Berufungsgericht vermißt daher mit Recht in jenen

deußerungen eine Anerkennung der Schadenserſa

pflicht. Zur Anerkennung i . S. des § 208 BGB iſt

erforderlich, daß die Erklärung oder das Verhalten

des Schuldners das Bewußtſein von dem Beſtehen der

Schuld deutlich ergibt. Daran fehlt es hier . Die

Aeußerungen des F.waren zur Beruhigung des Klägers

beſtimmt. Sie hatten , wie ihre Faſſung zeigt, den

Inhalt, daß er zur Entſchädigung des Klägers bereit

ſei, weil und ſoweit er verſichert ſei . Sollte F. die

Worte, er tomme für den Schaden des Klägers auf,

wiederholt haben, auch ohne den Zuſaß, er ſei verſichert,

ſo iſt ihr Sinn, daß der Kläger ſich an ihn halten

könne, weil erverſichert ſei , doch der gleiche geblieben.

Derartige Verſprechungen von Berſicherten, ſie fämen

für den Schaden auf, werden in der Regel nicht un

bedingt, ſondern unter dem Vorbehalt gegeben, daß

die Verſprechenden ſchadenserſappflichtig und durch die

Verſicherung gedeďt ſeien . Darin iſt aber feine An

erkennung des Anſpruchs zu finden, wie ſie § 208 vorauss

ſeßt . Eine andere Beurteilung könnte insbeſondere

dann Plaß greifen, wenn für den Erſaßpflichtigen ſein

Verſchuldenan dem Schaden außer Zweifel ſtände und

er dieſes und ſeine Haftpflicht zugeben wollte. In

folchen Fällen werden aber gemeinhin andere Wen

dungen gewählt, als F. ſie gebraucht haben ſoll.

( Urt. d . VI . ZS. vom 9. Oktober 1913, VI 292/13).
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die Verſteigerung zu verlieren , übte der Kläger das

Ablöſungsrecht gemäß $$ 268, 1150 BGB . aus und

befriedigte die Beklagte wegen der Anſprüche, die ſeinem

Hechte vorgingen . Die Beklagte nahm darauf den

Zwangsverſteigerungsantrag wegen der auf die Hypo

theken Nr. 22, 23, 25/28 und 35 treffenden Beträge

zurüđ. Wegender weiteren Beträge wurde das Ver

fahren fortgeſeßt. Um 16. Februar 1912 wurde das

Grundſtüc verſteigert . Die auf den Aläger überge

gangenen þypotheken Nr. 22, 23, 25/29, 35 fielen in

das geringſte Gebot, ebenſo ſein Durchgangsrecht.

Aus den Gründen : Wenn ein Hypotheken

gläubiger Befriedigung wegen ſeiner Øypothet aus dem

belaſteten Grundſtüd verlangt, ſo iſt nach $8 1150, 268

Abſ. 1 Sat 1, Abſ. 3 BGB. jeder, der Gefahr läuft,

durch die Zwangsvollſtreďung ein Recht an dem Grund

ſtück zu verlieren , berechtigt, den Gläubiger zu be

friedigen ; ſoweit er den Gläubiger befriedigt , geht die

Hypothet auf ihn über, jedoch kann derUebergang

nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht

werden . Der erf. Senat hat bereits in dem zum Ab

drude beſtimmten Urteil vom 2. April 1913 V 504/12

(vgl. JW . 1913 S. 643 Nr. 8) ausgeſprochen, daß bei

der Frage, ob der Uebergang einer Hypothek auf den

Ablöſenden zum Nachteil des bisherigen Hypothefen .

gläubigers geltend gemacht werde, die Rechte des

leßteren lediglich als Inhaber der von der Ablöſung

betroffenen Hypothet in Betracht zu ziehen ſeien, und

eine andere dem nämlichen Gläubiger etwa noch zu

ſtehende Hypothet an dem Grundſtück nicht zu berüt:

ſichtigen ſei . Gegründet iſt dieſe Rechtsanſicht haupt

fächlich darauf, daß das dingliche Hypothekenrecht durch

die Befriedigung des Hypothekengläubigers nicht er

liſcht, vielmehr auch dann fortbeſteht, wenn der Schuld

ner ſelbſt den Gläubiger befriedigt, und ein Aufrüden

der nachfolgenden pypothefen , ſei es auch desjelben

Gläubigers, verhindert ; nach den geſeßgeberiſchen Vor

arbeiten hätten die auf die Verhütung der Benach

teiligung des Hypothekengläubigers bezüglichen Bes

ſtimmungen nur den Fall der Ablöſung eines Teiles

der øypothetforderung betreffen ſollen ; hier naments

lich ſolle der dem Gläubiger verbleibende Reſt der

Hypothet den Vorrang haben . Daran iſt feſtzuhalten.

Danach aber macht der eine Hypothek Ablöſende den

Uebergang der øypothel nicht zum Nachteil des Hy

pothefengläubigers geltend “, wenn er nach zwangs

weiſer Verſteigerung des belaſteten Grundſtücks bei

der Verteilung des bar zu zahlenden Verſteigerungs
erlöſes den auf die abgelöſte øypothet entfallenden

Erlösteil für ſich in Anſpruch nimmt, wiewohl der

Gläubiger wegen einer anderen ihm an dem nämlichen

Grundſtüđ zuſtehenden Hypothet nicht volle Befriedi

gung erlangt. Mit Mecht hat daher der Berufungs

richter dem Kläger die 15 293.86 M zugeſprochen, die

dieſer an Zinſen und Koſten aus den auf ihn über

gegangenen Hypotheken Nr. 22, 23 , 25/29 und 35 an :

gemeldet hat, wiewohl die Beflagte mit der Hypothek

Nr . 36 teilweiſe ausgefallen iſt. Unzutreffend iſt die

Ausführung der Reviſion, die Beklagte ſei durch die
Ablöſung, ſoweit ſie ſich auf die rückſtändigen Zinſen

und Koſten erſtreckt habe, benachteiligt, weil gemäß

§ 1178 BOB . die Hypothef für dieſe Zinſen und Koſten

erloſchen wäre, wenn der Schuldner ſelbſt ſie befriedigt

hätte. Die Beflagte iſt wegen der aus ihren Hypo

thefen Nr. 22, 23 , 25/29 und 35 ſich ergebenden An

ſprüche vom Kläger voll befriedigt worden. Deshalb

war es für ſie als Gläubigerin dieſer øypothefen von

feiner Bedeutung, daß die vypothef für die Rüdſtände

von Zinſen und Stuſten nicht erloſch ,wie es im Falle
ihrer Befriedigung durch den Schuldner geſchehen wäre,

ſondern in der Hand des Klägers ebenſo wie die Øy

pothef für das Stapital fortbeſtand. An ihrer weiteren

Ølpothef Nr. 36 erlitt die Bellagte infolge Fortbes

ſtehens der Hypothet allerdings einen Uusjall; aber

dieſer Umſtand hatte für die Frage außer Betracht zu

n .

II .

Zu 88 1150, 268 Abſ. 1 und 880 Abſ. 5 BGB.;

Ausübung des üblöſungsrechts durch den Juhaber eincs

Rechte, das im Hange zwiſchen mehreren bybotheten

des Befriedigung verlangenden Gläubiger8 fteht; der

Auslöſende hat bei der Verteilung des bar zu zahlenden

Berſteigerungeerlöſes für die Beträge an Zinſen und

Koſten , die er alë nunmehriger Gläubiger der ſeinem

Rechte vorgehenden Gupothefen zu fordern hat, Anſpruch

aufBefriedigung imHange vor der dem urſprünglichen

Gläubiger verbliebenen Hypothef, mögen die Bypotheten

auch für die gleicheForderung beſtellt und ihnen unter

fich gleicher Rang eingeräumt geweſen ſein . Am 4. Of

tober 1897 wurde in Abt . II eines Grundbuchblatts

für den Kläger ein Durchgangsrecht eingetragen. Das

malswar das Grundſtüdmit den Hypotheken Nr. 22,

23, 25/29 und 35 von zuſammen 410 000 M belaſtet.

Am 22. Juni 1898 wurde unter Nr. 36 eine zu 59 %

verzinsliche ýypothef von 340 000 M für die Beflagte

eingetragen . Am 11. Auguſt 1899 wurden dann auch

die zuerſt genannten Hypothefen auf die Beflagte uma

geſchrieben und zugleich im Grundbuche vermerft, daß

die ganzen 750 000 M fortan mit 5 % verzinſt werden

und unter fich gleichen Rang haben ſollen . Im Nos

vember 1911 wurde die Zwangsverſteigerung einge

leitet. Alleinige betreibende Gläubigerin war die Be

klagte . In der Beſorgnis, das Durchgangsrecht durch
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bleiben, ob ſie durch Geltendmachung des Ueberganges Sache betreibt, ſchuldig iſt, gegen vollſtändige Befrie

jener Hypothef auf den Kläger benachteiligt wurde ; digung ſein Pfandrecht einem jeden abzutreten, der

denn nach dem Borerörterten iſt hiefür nur die Rechts- ein dingliches Recht auf die Sache hat. Danach konnte

ſtellung der Beklagten als Gläubigerin der abgelöſten vor der Rangänderung der Kläger als Inhaber des

ypothefen maßgebend. - Unrichtig iſt ferner die Durchgangsrechts die dieſem vorgehenden Hypotheten

Meinung der Reviſion, die sypothefen Nr.22, 23, 25/29 Nr. 22, 23, 25/29 und 35 durch Befriedigung der

und 35 hätten mit der Hypothef Nr. 36 eine einheit: ' Beflagten mit dem Vorrange vor der ſeinem Durch

liche Hypothet gebildet und deshalb ſei ihre Ablöſung gangsrecht nachſtehenden øypothet Nr. 36 erwerben,

nur die Ablöſung eines Teiles der ganzen einheitlichen wenn die Beflagte für jene Befriedigung aus dem

Hypothek der Beilagten. Die Hypothef Nr. 36 war ein Grundſtück ſuchte. Hätte er nun nach der Rangänderung

ſelbſtändiges dingliches Recht an dem belaſteten Grunds jene øypotheken nur mit der Wirkung einlöſen können,

ſtüc. Sie iſt mit den anderen Hypotheken der Be- daß die Bypotheken als im gleichen Mange mit der

tlagten nicht zu einem dinglichen Hecht vereinigt ges HypothetNr. 36 ſtehend auf ihn übergingen, ſo wäre

weſen , mag auch die Forderung, zu deren Sicherung, er tatſächlich infolge der Hangänderung ichlechter ge

die Gypothefen dienten , eine einheitliche geweſen ſein . ſtellt. Dies würde aber der Vorſchrift des § 35 Eigerwo.

Bar leßteres der Fall, ſo beſtanden die Hypotheken widerſprechen , wonach dadurch, daß ein voreinges

je für einen Teil der Forderung als mehrere im Ver- tragener Gläubiger ſein Vorrecht einem nachſtehenden

hältnis zueinander ſelbſtändige Bypothefen (RG. 75, einräumt, die Vorrechte der Zwiſchenpoſten nicht ges

249 ). Auch ſonſt iſt es ohne Belang, ob den øypos ändert werden . Hieraus ergibt ſich, daß dem Kläger

theken eine einheitliche Forderung oder mehrere ver- wegen aller Anſprüche aus den auf ihn übergegangenen

chiedene Forderungen zugrunde lagen . Für die Zu- Hypothefen Nr. 22, 23, 25/29 und 35 das Vorrecht vor

läſſigkeit und die Wirkung der Ausübung des Ub- der øypothet Nr. 36 zuſteht und er daher aus dem

löſungsrechts aus § 1150BGB. kommen allein die baren Verſteigerungserlös Befriedigung vor den Be

dinglichen Øypothekenrechte in Betracht, nicht die ges trägen beanſpruchen kann, die die Beflagte aus ihrer

ſicherten perſönlichen Forderungen. Ferner iſt die Hypothef Nr. 36 angemeldet hat. ( Urt. des V. ZS.

Selbſtändigkeit der Hypothet Nr. 36 auch nicht durch vom 20. Sept. 1913, V 158/1913) .

die Kangänderung im Jahre 1899 berührt worden,

wodurch die Hypothet Nr. 36 gleichen Mang mit den

Hypotheken Nr. 22, 23, 25/29 und 35 erhielt. Den
III.

vypotheken iſt dadurch nur ein anderer Jnhalt gegeben Wanu beginnt im Falle des $ 2306 BGB. die Aus

worden . Die øypothet Nr. 36 fonnte auch mit den idlagungsfriſt, wenn Zweifel über die Gültigteit der

anderen øypothefen nicht vereinigt werden , wenigſtens lettwilligen Verfügung beſtehen ? Aus den Gründen :

nicht ohne Zuſtimmung des Klägers , da das Durch, Das OLð. geht zutreffend davon aus, daß der Kläger, da

gangsrecht des Klägers den Rang zwiſchen den øypo- der ihm im Teſtamente ſeiner Mutter hinterlaſſene Erbteil

thefen hatte. Die Reviſion macht weiter geltend, der größer als ſein Pflichtteil iſt, den Pflichtteil nur verlangen

Kläger fönne jedenfalls Befriedigung wegen der ab- könnte, wenn er den Erbteil rechtzeitig ausgeſchlagen

gelöſten Hypothefen Nr. 22, 23, 25/29 und 35 nur in hätte (8 2306 Abſ. 1 Saß 2) . Zu rechtlichen Bedenken

gleichem Hange mit der Hypothet Nr. 36 verlangen. Unlaß gibt jedoch die Annahme, die am 7. Oftober 1912

Wäre die leßtere Hypothet in andere Hände überge- vom Kläger dem Nachlaßgerichte gegenüber erflärte

gangen, ſo würde er wegen jener Hypothefen Befrie- Ausſchlagung der Erbſchaft aus dem Teſtamente ſei

digung auch nur in gleichem Range mit ihr erlangen verſpätet und ſomit nicht zu beachten . Das DLO. ver

fönnen . Mindeſtens ſei daher inſoweit der Anſpruch weiſt zur Rechtfertigung ſeiner Annahme darauf, daß

des Klägers unbegründet. Das Einlöſungsrecht ſei kein die ſechswöchige Ausſchlagungsfriſt des § 1944 BOB.

der Øypothet anhaftendes bedingtes Recht, ſondern nach § 2306 mit dem Zeitpunkte beginne, in dem der

eine Befugnis, die erſt im Augenblic der Zwangs: Pflichtteilsberechtigte von der Beſchränkung oder der

vollſtredung entſtehe. Es ſei alſo nicht richtig , daß der Beſchwerung Kenntnis erlangt habe, beim Kläger ſei

Mläger ſchon vor Eintragung der Hypothef Nr. 36 die das aber ſpäteſtens zur Zeit der Klageerhebung im April

rechtliche Möglichkeit erlangt gehabt habe, die ihm 1911 der Fallgeweſen. DieſeBegründungiſt mindeſtens

vorgehenden Bypotheken durch Åbloſung an ſich zu nicht ausreichend. Nach § 2306 Abſ. 1 Sat 2 Halbſ. 2

bringen. Er müſſe vielmehr bis zu dem Augenblic, beginnt zwar die Ausſchlagungsfriſt erſt, wenn der

in dem die Befriedigung aus dem Grundſtüc gefordert Pflichtteilsberechtigte von der Beſchränkung oder Bes

werde, alles dulden, was nicht die Rangſtellung ſeines ſchwerung Kenntnis erlangt “ . Damit ſoll aber, worauf

dinglichen Rechtes verſchlechtere. Dieſe aber bleibe auch ſchon das Wort „ erſt“ hinweiſt, nicht beſtimmt ſein,

im vorliegenden Falle unberührt . Jedoch auch dieſer daß die Ausſchlagungsfriſt mit dem bezeichneten Zeit

Angriff der Reviſion kann nicht für begründet erachtet punkt unter allen Umſtänden wirklich beginne, ſondern

werden. Allerdings war der Kläger nach SS 268 Abj.1, nur, daß ſie keinesfalls vor dieſem Zeitpunkte beginnen

1150 BOB. erſt, als die Betlagte Befriedigung wegen kann . Neben der beſonderen Vorausſeßung der hier

ihrer Hypotheken Nr. 22, 23, 25/29 und 35 aus dem in Nede ſtehenden Beſtimmung müſſen vielmehr auch

belaſteten Grundſtück verlangte, wegen der Gefahr des die in § 1944 Abſ. 2angeordneten allgemeinen Voraus

Berluſtes ſeines Durchgangsrechts berechtigt, die Be- ſeßungen für den Beginn der Ausſchlagungsfriſt ge

klagte zu befriedigen. Der Kläger braucht aber nicht geben ſein . Darüber herrſcht in der Rechtslehre volle

gegen fich gelten zu laſſen, daß der erſt nach ſeinem Meinungsübereinſtimmung, und auch der Senat hat

Durchgangsrecht eingetragenen Hypothef Nr. 36 durch ſich in dieſem Sinne ausgeſprochen (RGZ. Bd.59 S.341 ).

die ohne ſeine Zuſtimmung erfolgte Rangänderung im Für den durch Teſtament als Erbe berufenen Pflicht

Jahre 1899 der gleiche Rang mit den gemäß $S 268 teilsberechtigten beginnt daher die Ausſchlagungsfriſt

Abſ. 3, 1150 DOH. auf ihn übergehenden Vypotheken nicht vor dem Zeitpunkt, in dem er von dem Anfall

Nr. 22, 23, 25/29 und 35 eingeräumt worden iſt . Dies und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt. Die

iſt zwar nicht aus dem vom OLG. angeführten § 880 „ Kenntnis “, von der Š 1914 Abſ. 2 ſpricht, fält nicht

Abf. 5 BOB. zu entnehmen, da die Rangänderung vor ſchlechthin mit der Stenntnis der Tatſachen zuſammen,

dem Infrafttreten des BGB. ſtattgefunden hat ; wohl auf die ſich die Berufung gründet. Vor allem muß der

aber aus dem damals geltenden , übrigens im weſent- Erbe wiſſen ( vgl . auch § 1949 Abſ. 1 ) , ob ihm die Erb

lichen mit g 880 Abſ. 5 BOB. übereinſtimmenden g 35 ſhaft als geſeblichem oder als Teſtamentserben ange

Sap 3 Preuß. EigErw . vom 5. Mai 1872 in Ver- fallen iſt. vält daher ein durch Teſtament berufener

bindung mit § 37 Pr. APR. I, 20, wonach der Pjand- Erbe, der auch zu den geſeglichen Erben gehören würde,

gläubiger, der die Befriedigung aus der verpfändeten das Teſtament aus irgendwelchem Grunde für nichtig ,
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wenn auch irrig, ſo iſt der Beginn der Ausſchlagungs

er

wenigſtens durch das Teſtament im Falle ſeiner Gültig- es ſei fraglich, ob er je wieder zu einergewinnbringenden

keit das geſeßliche Erbrecht geſchmälert werden würde. Tätigkeit imſtande ſein werde. Wenn er nun ſpäter

Nun hatte der Kläger ausdrüưlich behauptet, er habe zu einem bezifferten Antrage vorbehaltslos überging ,

ſich bei der Annahme der Erbſchaft in einem Jrrtume ſo läßt ſich das nur dahin verſtehen, daß der neue

über den Berufungsgrund befunden, indem er damals Antrag den früheren erſeßen ſollte, dieſer alſo fallen

der auch jeßt noch geteilten Anſicht geweſen ſei, das gelaſſen werde, ſoweit er etwa umfaſſender war. Es

Teſtament ſei wegen Geſchäftsunfähigkeit der Erblaſſerin kommt hinzu ,daß der im Januar 1911 erhobene Renten

nichtig, er ſei deshalb gefeßlicher Erbe und habe zur anſpruch nach der Feſtſtellung des DIÓ. auf die Bes

Ausſchlagung keinen Anlaß. Auf dieſe Behauptung hätte hauptung völliger Erwerbsunfähigkeit gegründet wurde,

das DlG. eingehen müſſen. Sie bezieht ſich zwar ihrem ein Feſtſtellungsantrag neben ihm fonach zweďlos ge

Wortlaute nach auf einen Jrrtum über den Berufungs- weſen wäre. Mit dem Urteile des Senats in Bd . 66

grund „ bei der Annahme der Erbſchaft“. Aber da der S. 12, auf das ſich die Reviſion bezieht, ſteht die ge

Äläger offenbar nicht eine durch ausdrüdliche Erklärung billigte Auffaſſung nicht im Widerſpruche, denn auch

oder ſchlüſſigeHandlungenerfolgte eigentliche Annahme dort iſt nur geſagt, die Einſchränkung eines Antrags

der Erbſchaft (i.S. der erſten der beiden in § 1943 er- könne zwar eine teilweiſe Zurüđnahme der Klage be

wähnten Möglichkeiten ) hat behaupten wollen, die eine deuten , wenn ſich ein entſprechender Wille feſtſtellen

nachträgliche Ausſchlagung ausgeſchloſſen hätte, ſo tann laſſe, ſie brauche aber dieſe Bedeutungnicht zu haben

ſeine Behauptung nach ihrem Zuſammenhange nur ſo (vgl . ROZ. 65 , 36 ). Die Reviſion will darauf Wert

verſtanden werden, daß geſagt ſein ſollte, er habe ſich legen, daßman im Januar 1911 noch über den Grund

bei der Unterlaſſung derAusſchlagung aus dem Deſta- des Anſpruchs verhandelt habe und daß nur hierüber

ment in einem Jrrtum über die angenommene Gültig Beweis erhoben fei, es ſei nicht einzuſehen , weswegen

keit des Teſtaments und damit über den wahren Bes ſich der Aläger in dieſer Prozeßlage in bezug auf die

rufungsgrund befunden. Die Unrichtigkeit dieſer Bes Böhe der Mente habe feſtlegen ſollen . DieſeErwägung
hauptung des Alägers hat das DLG, nicht feſtgeſtellt. würde es rechtfertigen, wenn der Aläger bei der Feſt

Ebenſowenig iſt feſtgeſtellt, daß der Kläger, überhaupt ſtellungsklage verblieben wäre ; ging er aber troßdem
oder früher als 6 Wochen vor dem 7. Oktober 1912, zu der Leiſtungsklage über, jo läßt ſich das mit dem

von der Geſchäftsfähigkeit der Erblaſſerin und damit Vorderrichter nur dahin verſtehen, daß er glaubte,

von der Gültigkeit ihres Teſtaments Kenntnis erlangt nunmehr ſeinen Schaden überſehen zu können, daß er

hätte. Endlich iſt nicht feſtgeſtellt, daß der Kläger vor dieſen ganzen Schaden geltendmachen wollte und daß

dem 7. Oktober 1912 die Erbſchaft durch ausdrücliche die Leiſtungsklage an die Stelle der Feſtſtellungstlage
oder ſtillſchweigende Erklärungangenommen und ſich treten ſollte.

dadurch, wenigſtens vorbehaltlich des Einfluſſes der Die Heviſion wendet ſich weiter gegen die An
$8 1949 und 1954 BGB., der Möglichkeit wirkſamer nahme des DUO. , die Beflagte habe ſich mit einer teil

Ausſchlagung beraubt hätte. (Urt. v. 18. September weifen Zurücnahme der Klage einverſtanden erklärt,
1913, IV 179/1913 ).

indem ſie ihr nicht widerſprach. Daß dieſe von dem

Borderrichter gegebene Begründung nicht ganz ohne

Bedenken iſt, mußzugegeben werden . Zwar tann die

IV. Einwilligung zur Zurücknahme einer Klage auch durch

ſchlüſſige Handlungen erklärt werden , die bloßeUns

Teilweiſe Zurüdnahme der klage durch Ueber: tätigkeit reicht aber noch nicht aus (RO3. 75, 290).

gang von der Feſtſtellunge: zur Leiſtungsklage. Still: Troßdem war die Entſcheidung des DLG .aufrecht zu
ſchweigende Zuſtimmung des Betlagten zu dieſer Zurüd: erhalten , weil die Einwilligung der Beflagten ſich auch
nahme. Aus den Gründen : Die Reviſion bean- aus ihrem poſitiven Verhalten ergibt . In dem von

ſtandet, daß die Vorgerichte einen Teil der Anſprüche der angeführten Entſcheidung betroffenen Falle hatte

des Klägers wegen Verjährung abgewieſen haben . der damalige Beklagte ſich mit der teilweiſen Zurüt
Sie verkennt nicht, daß die Klageſchrift nur eine auf i nahme der Klage ausdrücklich nicht einverſtanden er

den Erwerbsſchaden beſchränkte Feſtſtellungsklage ent- klärt und die Abweiſung des zurüdgenommenen An

hielt , meint aber, daß inſoweit eine Unterbrechung der trags beantragt, auch in einem ſpäteren Antrage auf Be

Verjährung ſtattgefunden habe und daß daher die im richtigung des Tatbeſtandes betont, daß er die Zurü «
Juni 1912 erhobenen erweiterten Anſprüche in dieſem nahme der Klage nicht genehmigt habe . Bei dieſer Sach

Ümfange nicht verjährt ſeien . Auch der Vorderrichter lage fonnte nicht ſeine Zuſtimmung zu der teilweiſen
erkennt an, daß durch die Erhebung der Feſtſtellungs- Zurücnahme der Klage darin erblidt werden, daß er

flage die Verjährung der vom Kläger auf die Scha- bei Einlegung der Berufung nicht auf ſeinen An

digung ſeiner Erwerbsfähigkeit geſtüßten Anſprüche trag zurückgefommen war, den Kläger beſonders

gemäß § 209 Abſ. 1 BGB. unterbrochen wurde, dieſe mit dem zurückgenommenen Teilanſpruch abzuweiſen.
Wirkung ſei aber dadurch beſeitigt, daß der Kläger in Ganz anders ſteht es hier. Gegenüber dem geänderten

der mündlichen Verhandlung vom 7. Januar 1911 den Antrage beantragte die Beklagte am 7. Januar 1911

Feſtſtellungsantrag nicht mehr geſtellt und ihn inners die Klageabweiſung, ohne gegen die Aenderung und

halb der durch § 212 BGB. beſtimmten Friſt von ſechs die hierin liegende Zurücnahme der Feſtſtellungstlage
Monaten nicht erneuert habe . Darin , daß der Kläger von Einwendungen zu erheben und ohne in bezug auf die

der Feſtſtellungsklage zur Leiſtungsklage übergegangen Feſtſtellungsflage beſondere Anträge zu ſtellen . Das
ſei , liege eine Einſchränkung und eine teilweiſe Zurüc- konnte nach Lage der Sache nicht anders verſtanden

nahme der urſprünglichen Klage, mit der ſich die Be- werden , als daß ſie mit der Umwandlung der Feſts

flagte einverſtanden erklärt habe. Daß der Vorder- ſtellungsklage in eineLeiſtungsklage einverſtanden war.
richter bei ſeinen Erwägungen die $$ 211 , 212 BOB. , Da nun die giffermäßig beſtimmte Leiſtungsflage not
$ 271 ZPO. verlegt habe, fann nicht zugegeben werden. wendig enger war als der urſprüngliche Feſtſtellungs:

Zutreſſend iſt zunächſt, daß in dem Nichtverleſen eines anipruch, ſo hätte es beſonders nahe gelegen, daß die

Antrags oder in dem Verleſen eines beſchränkten An- Beklagte, wenn ſie in dem anhängigen Hechtsſtreite

trags eine vollſtändige oder teilweiſe Zurücknahme der eine Entſcheidung über die Feſtſtellungsklage gewollt

Klage liegen fann. Welche Bedeutung dieſen Vorgängen hätte, dies irgendwie ausdrückt hätte. Darin , daß ſie

in Zweifel zukommt, kann unerörtert bleiben , denn dies nicht tat und ferner der geänderten Klage nur

der Vorderrichter hat ſeine Auffaſſung aus den be- einen Abweiſungsantrag entgegenſekte, muß ihre Zu

ſonderen 11mſtänden zutreffend begründet. Der Kläger ſtimmung zu dem Musicheiden des Feſtſtellungsanſpruchs
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ausdem Prozeſſe, d. h . zu der teilweiſen Zurücnahme

der Klage, gefunden werden. Hiernach mußangenommen

werden , daß der Kläger die Feſtſtellungsklage am7. Ja

nuar 1911 wirkſam zurüdgenommen hat. (Urt. d.

VI. ZS. vom 2. Dktober 1913, VI 255/13) .

3166 n .

V.

Klage auf Dienſtlohn im Urfundenprozeſſe. Die Bes

klagte hat dem Kläger (einem Detektiv ) folgende Ur

funde ausgeſtellt: „ Nach meiner Eheſcheidung bekommt

Þerr A. G. ein Honorar von 4500 M. Ihre Ehe iſt

geſchieden worden. Im Urkundenprozeſſe verlangt der

Kläger nunmehr Zahlung von 4500 M. Das 16. hat

ſtattgegeben und der Beklagten die Ausführung ihrer

Hechte im ordentlichen Verfahren vorbehalten . Die

Berufung der Beklagten wurde zurüdgewieſen . Die

Reviſion hatte Erfolg.

Gründe : Das DLG. findet in dem Scheine fein

abſtraktes Schuldverſprechen i . S. des § 780 BGB.,

ſondern die Zuſage einer Vergütung für Dienſte bei

einer Eheſcheidung. Es nimmtauch an,daß der Kläger

nach § 614 BOB. dieſe Dienſte vorzuleiſten hatte. Dieſe

Auffaſſung, die den Schein unter das Recht des Dienſt

vertrags ſtellt, iſt frei von Rechtsirrtum . Das OLG.

hält nun dieſen Schein , obwohl er nicht ergebe, welche

Dienſte der Kläger zu leiſten hatte und welche er tat

ſächlich geleiſtet hat, gleichwohl für ausreichend, um

die Alage zu begründen ; denn er habe die Vermutung

der Bodſtändigkeit für ſich, und es ſei die einzige Cats

ſache eingetreten, an die die Fälligkeit des Dienſtlohnes
getnüpft worden ſei, die Eheſcheidung.

Die Reviſion iſt begründet. Der Urkundenprozeß

der 3PD . ſchafft nicht ein beſonderes Klagerecht aus

der Urkunde als ſolcher, ſondern gibt nur den Urkunden

als Beweismitteln einen Vorzug. Daher bleibt es auch

im Urkundenprozeſſe bei der allgemeinen Regel, daß

der Kläger ſeinenAnſpruch vollſtändig zu beweiſen

hat und zwar muß er nach § 592 ZBO. ſämtliche zur

Begründung des Anſpruchs erforderlichen Tatſachen

durchUrkunden beweiſen. Alſo muß eine im Urkunden:

prozeſſe verfolgte Klage auf Dienſtlohn auch die nach

§ 614 BOB. klagebegründende Tatſache unter Ur

fundenbeweis ſtellen, daß der Kläger die Dienſte wirt

lich verrichtet hat, für deren Leiſtung er die Vergütung

beanſpruchen kann ( § 253 Abſ. 2 Nr. 2, § 592 ZPO .).

Der Schein enthält nach der Annahme des DLG. nur

die Zuſage einer Dienſtvergütung, aber nichts darüber,

daß der Kläger die vertraglich übernommenen Dienſte

tatſächlich verrichtet hat. Auch das OLG. gelangt nicht

zu der nach § 614 BOB. erforderlichen Feſtſtellung,

daß durch den Schein , dem es ausdrücklich die Ver
mutung der Vollſtändigkeit zuſpricht, auch die Bors

leiſtung der zu vergütenden Dienſte bewieſen werde .

Daraus, daß die Fälligkeit des Sonorars an die Tats

fache der Eheſcheidung geknüpft worden iſt, kann rechtlich

höchſtens entnommen werden, es habe die Beklagte bei

Niederſchrift des Scheines vorausgeſeßt, daß der Kläger

im Zeitpunkt ihrer Eheſcheidung ſeine Dienſte geleiſtet

haben werde. Dagegen bietet der Schein feine Hand

habe auch für die weitere Auslegung, daß der Kläger

die Dienſte wirklich bis zu jenem Zeitpunkte geleiſtet

hat. Da der Kläger ſohin über die flagebegründende

Tatſache der Dienſtleiſtung keinen Beweis mit den im

Urkundenprozeſſe zuläſſigen Beweismitteln angetreten

hat, iſt die Klage auf Zahlung von Dienſtlohn im

Urkundenprozeſſe unſtatthaft und daher nach § 597

Abſ. 2 ZBO. in dieſer Prozeßart abzuweiſen. (Urt.

0. VI. ZS . vom 13. Oktober 1913, VI 351/13).

B. Strafſachen .

I.

Urtundenfälichung durch Fälidung des Blanto:

indoñaments des Bezogenen auf einem Wechſel, der

weder in blanco atzeptiert iſt noch einen Ausſtellunge:

verwert und das Giro des Ausſteller8 aufweiſt ? Wann

hat die Namendunterſchrift dieBedeutung einer rechte:
und beweißerheblichen Urtunde ? Feſtſtellung des Ge:

hilfenvorjapes bei der Beihilfe zur Urkundeufälſchung.

Äus den Gründen : Nach den Urteilsgründen hat

der Angeklagte A. unter Beihilfe der Beſchwerdeführerin

eine Urkunde fälſchlich angefertigt, die eine Wechſels

verbindlichkeit eines Atzeptanten ausdrückte und als

folche zum Nachweiſe einer Berbindlichteit des angeb:

lichen Atzeptanten und Wechſelſchuldners oder zum

mindeſtenals Schuldſchein über irgendeine Berbindlich

keit eines Sebaſtian St. erheblich war“ . Dieſe Be

urteilung der Rechts- und Beweiserheblichkeit des von

dem Angeklagtenu . und der Beſchwerdeführerin her:

geſtellten Schriftſtücs iſt mit dem Inhalt der darauf

bezüglichen tatſächlichen Feſtſtellungen nicht vereinbar.

Danach hat der Angeklagteein Wechſelformular ſoweit

ausgefüllt, daß darin Sebaſtian St. für eine an die

Drdre von A. an einem beſtimmten Fälligkeitstag zu

entrichtende Wechſelſumme bezogen erſchien ; ein Uus

ſtellungsvermert fehlte, namentlich hatte auch . das

unter Benüßung des Formulars gefertigte Schriftſtück

ſelbſt dann nicht mit einem auf ihn ſelbſt lautenden

Ausſtellungsvermerk verſehen, als eres an einen Dritten

weitergab, um ſich Geld zu verſchaffen . „Auf der Rück

ſeite “des Wechſelformulars hatte die Beſchwerdeführerin

den Namen „ St.“ geſchrieben. Wenn das LG. in dieſer

Namensſchrift die fälſchliche Anfertigung eines ,Atzepts "

erkennt, ſo iſt dies rechtsirrig; denn die Niederſchrift

des Namens des Bezogenen , die nicht mit einem die

Annahmeerklärung enthaltenden Zuſaß verbunden iſt,

gilt nur dann als wechſelmäßige Annahme, wenn ſie

auf die Vorderſeite des Wechſels geſchrieben wird (Art. 21

WO.). Die Niederſchrift eines Namens auf der Rüd

feite eines Wechſels kann die Bedeutung eines Blanko

indoſſaments haben, das auch vom Bezogenen wirtſam

abgegeben werden kann, ſofern er dabei als Nachmann

des Remittenten erſcheint, der ſich zuerſt des Wechſels

mittels Indoſſaments zu begeben hat (Art. 12,36 WD. ) .

Das Blantoindoſiament des Bezogenenauf einemWechſel,

der weder in blanco akzeptiert iſt noch insbeſondere

einen Ausſtellungsvermerk aufweiſt, iſt allerdings eben

fals ohne gegenwärtige wechſelrechtliche Bedeutung und

regelmäßig überhaupt rechtlich unerheblich; denn fo

lange der Wechſelauftrag aus der Tratte nicht zu ent

nehmen iſt, haftet wechſelrechtlich niemand für die Er

füllung des in dem gezogenen Wechſel beurkundeten

Zahlungsauftrags und das Indoſſament vermag daher

Wechſelrechte nicht zu übertragen , zumales die Wieder

holung des Auftrags in ſich ſchließt. Ueberdies kann

ein Jndoſſament des Bezogenen, als welcher hier der

auf der Rüdſeite durch ſeine angebliche Namensunter

ſchrift girierende Seb. Št . auf der Vorderſeite in der

Adreſſe bezeichnetwar, wie bereits hervorgehoben ,wirt

ſam erſt erfolgen , nachdem der Remittent den Wechſel

durch 3ndoſjament übertragen hat . Ein ſolches In

doſſament des Remittenten trug aber der Wechſel nicht.

Als ,Schuldſchein über irgendeine Verbindlichkeit“ kann

die Namensſchrift auf der Müdſeite eines Papiers , deſſen

Vorderſeite nur einen unvollſtändigen Zahlungsauftrag

ohne Angabe des Schuldgrundes und Benennung des

Auftraggebers aufweiſt,nicht gelten . Die Namensſchrift

für ſich allein hat nicht die Bedeutung einer rechts- und

beweiserheblichen Urfunde, ſolange ſie nicht als Unters

ſchrift eines ſog . abſtrakten Schuldverſprechens (S$ 780,

126 BOB. ) anzuſehen iſt, oder die Beziehung der Namens

(chrift zu dem Gedankeninhalt der auf der Vorderſeite

befindlichen Erklärungen erkennbar iſt und durch dieſe

in Verbindung mit der Namensſchrift die Uebernahme
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oder Anerkennung etwaiger in dieſen Erklärungen zum Borſages es unternahmen, verbotswidrig Süßſtoff über

Ausdruđ gelangter Verbindlichkeiten durch den Urheber die Schweizer Grenze nach Deutſchland einzuführen,

der Namensſchrift bezeugtwird. Aus dem Zuſammen- und daß ſie die eingeſchmuggelten Waren teils durch

hang zwiſchen dem unvollſtändigen Inhalt der unter Verkauf im Inland teils durch Weitertransport nach

Benüßung des Wechſelformulars vorbereiteten Erklä: Böhmen, alſo nach öſterreichiſchem Gebiete, verwerteten .

rung einerſeits und der Namensſchrift andererſeits kann Hiernach iſt allerdings anzunehmen, daß der Angeklagte

aber, wie ſich aus den Feſtſiellungen ergibt, eine ver- denſelben Süßſtoff, wegen deſſen unerlaubter Einfuhr

pflichtende oder ſonſt rechiserheblicheErklärung ſich nicht nach Deſterreich er rechtskräftig verurteilt war, durch

ergeben . Freilich iſt, wie in der Entſcheidung Bd. 24 eine der ſtrafbaren Teilhandlungen an ſich gebracht

S. 192 nachgewieſen, ebenſo wie das Blantoafzept auf hatte, deren Begehung ihm das angefochtene Urteil zur

einem in allen ſonſtigen Teilen noch offenen Wechſel- Baſt legt. Nachdem Zuſammenhang der Urteilsgründe

formular, auch das Blanfoindoſſament auf einer Tratte fann jedoch unbedenklich unterſtellt werden , daß die

jugunſten eigener Ordre, die nicht an erſter Stelle mit verbotswidrige Einfuhr des Süßſtoffes in Deutſchland

dem Giro des Ausſtellers und Remittenten verſehen iſt, beendigt war, ehe der Angeklagte und ſeine Genoſſen

doch zum Beweis von Rechten undRechtsverhältniſſen zur Wiederausfuhr nach Deſterreich ſchritten , und daß

erheblich, weil und ſoweit dem fälſchlich angefertigten der Süßſtoff hier zuvor einige Zeit gelagert, alſo im

3ndoſjament Rechtswirkjamkeit und Bollwertigkeit das Jnland zur Ruhe gelangt geweſen iſt (ROSt. Bd . 39

durch verſchafft werden kann, daß der Memittentnach: S.66 [71]) ; es beſtand deshalb kein rechtliches Hindernis,

träglich durch Vorausſtellung ſeines Giros die fälſchlich die Einfuhr des Süßſtoffes nach Deutſchland und ſeine

angefertigten Blanfoindoſſamente zu wechſelrechtlich Einfuhr nach Deſterreich, mochte es auf dieſe auch ſchon

verpflichtenden Erklärungen geſtaltet, ſobald der Wechſel vor jener abgeſehen geweſen ſein, nicht als eine Hand

wieder in ſeine Hände kommt. Zunächſt hatte der Tats lung im natürlichen Sinne, ſondern als zweiſelbſtändige

richter darüber zu entſcheiden, ob hier der Angeklagte A. Handlungen nach § 74 StOB. aufzufaſſen, richtete ſich

ſowohl den Ausſtellungsvermert nachholen wie nament- doch die erſte gegen die Finanzhoheit des Deutſchen

lich auf der Müdſeite des Wechſels ein der Namensſchrift Reiches, während die andere widerrechtlich in die Zoll :

St. vorauszuſtellendes Nemittentengiro noch anbringen rechte des öſterreichiſch -ungariſchen Staates eingriff. Der

konnte, ob alſo die Namensſchrift St: bei dem Gebrauch gemeinſame Zwed, der beide Handlungen verband , die

ſchon beweis-und rechtserheblich war, weil ſie in dieſem Erlangung von Gewinn aus der unerlaubten Einfuhr

Zeitpunkt ſchon geeignet war, zu einem vollgültigen der Ware nach Deutſchland und Deſterreich , ſteht dem

Indoſſament durch nachträglichen Zuſaß des A.ſchen nicht entgegen . Die Willensakte, durch die der Tatbeſtand

Giros an einer Stelle des Papiers oberhalb der fälſch- der verſchiedenen ſtrafbaren Handlungen hergeſtellt

lich angebrachten Namensſchrift um- und ausgeſtaltet wurde, ſind auch nicht zu einem Teile dergeſtalt zu :

zu werden. Zurzeit iſt in dem angefochtenen Urteil ſammengejallen, daß ein Teil der geſamten Tätigkeit

der äußere Tatbeſtand einer vollendeten Urkunden: des Ein- und Ausführens zur Herſtellung des Tatbe

fälſchung nicht nachgewieſen ; die Annahme, es handle ſtandes beider Delifte mitgewirft hat (NOSt. Bd . 32

ſich um die fälſchliche Anfertigung eines Afzepts, iſt S. 137). ( Urt. des I. Sts. vom 6. Ditober 1913, 1 D

rechtsirrig, im übrigen aber die Berüdſichtigung der 628/1913 ). E.

vorſtehenden Geſichtspunkte unterblieben. Bei der

wiederholten Verhandlung der Sache wird bei Erınitte
III .

lung des Verſchuldens der Beſchwerdeführerin zu be
rüdſichtigen ſein , daß es nicht genügt, wenn ſie durch Der Tatbeſtand der Beihilfe zu dem Bergehen des

die Kenntnis der betrügeriſchen Gewohnheiten des An- 8 284 StGB. wird nicht ſchon dadurch erfüllt, daß jemand

geflagten A.“ davon unterrichtet war, daß die von ihr die Wetten dritter Perſonen an einen Buchmacher weiter:

hergeſtellte Unterſchrift zur Begehung ſolcher Betrü- gibt. Aus den Gründen : Nach der Feſtſtellung

gereien beſtimmt war. Es iſt erforderlich, daß die des Lo. hat der Angeklagte als Kellner in einem Café,

Ungeklagte diejenigen Umſtände fannte, auf Grund das als Treffpunft für Wettluſtige bei Pferde -Wett

deren rechtlich der von ihr hergeſtellten Namensſchrift rennen befannt iſt, in zwei Fällen Wettzettel nebſt

die Bedeutung einer beweiserheblichen Urkunde, ſei es den Wettbeträgen von einem Heiſenden erhalten und

für ſich allein , ſei es in Verbindung mit den von A. an einen unbefannten Dritten weitergegeben, der vor

vorbereiteten ſchriftlichen Erklärungen beizumeſſen iſt. der Tür des Lokals wartete . Er habe hierbei gewußt,

Weiter muß ſie gewußt haben, daß der Täter das unter daß der Dritte wegen der vorgeſchrittenen Stunde die

ihrer Mitwirkung hergeſtellte Schriftſtüd zur Täuſchung Wettzettel nicht mehr an die Rennbureaus weitergeben

Dritter durch urkundlicheBeweisjührung benußen wollte. konnte, ſondern die Wetten ſelbſt halten mußte und

(Urt. des I. SIS. vom 16. Oktober 1913, 1 D 658/1913) . daß er hieraus einen Erwerb machte, alſo gewerbs

E. mäßiger Buchmacher war. Der Angeflagte habe für

II .
die Weitergabe der Wettzettel erhebliche Vorteile außer

dem ihm als Kellner zufließenden Trinkgelde nicht

Die berbotene Ginfuhr von Süßſtoff aus der Schweiz empfangen; er habe die Zeitel im weſentlichen nur

nachDeutſchlandund vou hier nach Deſterreid tann zwei aus dem Grunde weitergegeben, weil er ſich den Caje :

felbftändige ftrafbare Handlungen i. S. des 74SIGH. gäſten habe gefällig erweiſen wollen . Auf Grund

enthalten, auch wenn die Wiederausfuhr nach Defterreich | diejes Sachverhalts hat das 16. den Angeklagten

von vornherein geplant geweſen iſt. Ausden Gründen : wegen Beihilfe zum gewerbsmäßigen Glüdjpiel ver

Der Angeklagte wurde am 22. Februar 1912 gemäß urteilt in der Annahme, es genüge zum Tatbeſtand

§ 2 Gej. betr. die Ausführung des mit Deſterreich der Beihilje, daß der Angeklagte durch Zuweiſungvon

Ungarn abgeſchloſſenen Zollfartells vom 9. Juni 1895 Wetten dritter Perſonen an den unbekannten Buch

zu Strafe verurteilt, weil er in Gemeinſchaft mit an- macher das ihm befannte ſtrajbare Treiben des lepteren

deren am 25. Mai 1910 es unternommen hatte, Süßſtofi, unterſtützt habe. Das iſt rechtsirrig . Das Vergehen

deſſen Einfuhr in Deſterreich verboten iſt, dem Verbote des § 281 StGB . ſeßt ſeiner ſtrafrechtlichen Natur nach

zuwider dorthin einzuführen ; das Urteil wurde am eine Beteiligung noch anderer Perſonen voraus. Glüd

3. Auguſt 1912 rechtskräftig. In dem angefochtenen ſpiele fann nur treiben, wer mitſpielende Genoſſen

Urteil vom 15. Mai 1913 iſt der Angeklagte für über- findet. Die letteren ſind aber nicht ſchon um deswillen

führt erachtet, ſich gemeinſchaftlich mit den früheren ſtrajbar , weil ſie ſich an dem Spiel in dem Bewußt

Mitangeklagten dadurch gegen § 7 Süßſtoffo. mit § 134 ; lein beteiligen, daß dadurch dem gewerbsmäßigen

BZolo . vom 1. Juli 1869 vergangen zu haben , daß Spieler der Betrieb ſeines verbotenen Gewerbes er

ſie feit mehreren Jahren auf Grund eines und desſelben möglicht wird . Bielmehr iſt für die Strajbarfeit der
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Leilnahme oder ſonſtigen Mitwirkung beim Spiel zu Widerſpruche mit der in § 19 mit § 18 Abs. 2 BOB.

unterſcheiden zwiſchen den Fällen, in denen jemand zu ausgeſprochenen Lebensvermutung.Der 8 19 erweitert

dem gewerbsmäßigen Spieler in gar keiner Beziehung die Lebensvermutung auch für ſolche Fälle, in denen

ſteht, daher es auch nicht auf eine Förderung des feine Todesertlärung erfolgt iſt. Die Fortdauer des

Spielers in ſeiner ſtrafbaren Erwerbstätigteit abges Lebens fol bis zu dem Zeitpunkte vermutet werden ,

fehen hat, ſondern ſich dieſe Tätigkeit in eigenem oder der nach § 18 Abs. 2 in Ermangelung eines anderen

dritter Perſonen Intereſſe zunuße machen will, und Ergebniſſes der Ermittlungen als Zeitpunkt des Todes

den anderen Fällen , in denen der Teilnehmer mit der anzunehmen iſt. Die Lebensvermutung hat dieſelbe

Zuführung von Spielenden (oder Wettenden) den Zwed Bedeutung wie die durch die Lodeserklärung begründete

unddie Abſicht verfolgt, das verbotene Spielgewerbe Todesvermutung, deren sehrſeite ſie bildet (Kreßſchmar

zu fördern, alſo die Begehung der ſtrafbaren Hand

lung zu erleichtern , ſei es, weil er von dem gewerbs- hier am 25. Februar 1911 eintrat, die leßte Nachricht

mäßigen Spieler für ſein Mitwirten Entgelt erhält, von dem Verſchollenen aber vom 1. März 1902 ſtammt,

oder aus einem ſonſtigen in ſeinen Beziehungen zum ſo iſt hier anzunehmen, daß der Verſchollene den Erb

gewerbsmäßigen Spieler liegenden Grunde. Dieſen fall noch erlebte. Iſt die Verneinung der Bebensver

Standpunft hat der ert. Senat ſchon wiederholt ver- mutung nicht zutreffend,ſo iſt auch die weitere An

treten, ſo beſonders in den Urt. vom 11. März 1912 nahme des 16. nicht haltbar , daß der Nachlaß noch

ID 1187/11, vom 3. Juni 1912 I D 252/12 und vom nicht geteilt werden Tönne, da zunächſt nicht feſtgeſtellt

10. Ditober 1912 I D 686/12. Hier nun iſt dem An- werden könne, ob 3. Erbe wurde. Freilich iſt 3. gegen

geklagten aus der Weitergabe der ihm übergebenen wärtig ſchon ſo lange verſchollen, daß die Bebensver

Wettzettel und Wettbeträge an den unbekannten Buch- mutung des § 19 jeßt nicht mehr Plat greift. Allein

macher von dieſem irgendein Vermögensvorteil an- daraus folgt nur, daß ießt feine geſeßliche Bermutung

ſcheinend nicht zugefloſſen . Seine Tätigkeit ſcheint viel- für ſein Leben mehr beſteht. Dagegen darf hieraus

mehr durch die Trintgelder, die er von den Cafégäſten nicht geſchloſſen werden, daß nunmehr der Verſchollene

als Kellner erhielt, mitabgegolten worden zu ſein . Bes als tot zu gelten hat. Es bewendet vielmehr bei den

abſichtigte er hiernach durchſein Tun lediglich die ſtraf- allgemeinen Grundſäßen, nach welchen Leben und Cod

loſe Spielbeteiligung der Cafégäſte zu fördern, ohne ungewiß ſind; das Leben hat alſo zu beweiſen , wer

dadurch zugleich im Intereſſe des unbekannten Buchs ſich aufdas Leben, und den Tod hat zu beweiſen , wer

mahers wirten zu wollen, ſo iſt es belanglos, wenn ſich auf den Tod beruft. Fieraus ergibt ſich auch, daß

er das bloße Bewußtſein hatte, durch ſein Tun werde die Frage zu bejahen iſt, ob noch eine Übweſenheits

das Buchmachergewerbe desunbekannten Dritten ges pflegichaft zuläſſig iſt, wenn die Bebensvermutung für

fördert . Hierdurch allein ohne hinzukommende Förs den Verſchollenen zu der Zeit nicht mehr begründet

derungsabſicht wird der Tatbeſtand der ſtrafbaren iſt, zu welcher die Anordnung der Bflegſchaft beantragt

Beihilfe zum gewerbsmäßigen Glüdſpiel nicht erfüllt. wird (vgl. BayNot3. 1910 S. 327 ; 1911 S. 17, 21 ).

(Urt. des 1. SIS . dom 20. Oktober 1913, 1 D 594/1913) . Die in der Sammlung Bd . 4 S. 80 und Bd. 5 S. 677

E. veröffentlichten Entſcheidungen vertreten keine ab

weichende Anſicht; es handelte ſich damals um Nach

läſſe, die dem Verſchollenen erſt nach dem Ablaufe der

Lebensvermutung angefallen waren, ein Abweſenheits

pfleger aber kann für den Verſchollenen die Erbſchaft

Oberſte8 Landesgericht.
nur annehmen , wenn feſtſteht, daß der Verſchollene den

Erbfall erlebt hat. Nun kann allerdings nicht der

A. Zivilſachen. Umſtand allein die Anordnung einer Abweſenheits

pflegſchaft erforderlich machen, daß Ungewißheit beſteht,
I.

ob einAbweſender, der unbekannten Aufenthalts iſt,

einen Erbfall erlebt hat. Entſcheidend iſt nach § 1911
Rotwendigteit der Aufftellung eines Abweſenheite:

BOB., deſſen ſonſtige Erforderniſſe vorausgeſeßt, viel
pflegerő für einen Verſchollenen, der nach der Lebens: mehr, ob eine Vermögensangelegenheit des Übweſenden

bermutung der Anfall einer Erbſchaft erlebt hat, aber der Fürſorge bedarf. Die Borgerichte verneinen dies,

zur Zeit des Antrage auf Beſtellung eines Abweſenheite: weil ja die Sicherung des Naglaſſes i. S. des 8 1960
pflegers al8 tot ju betrachten iſt. (8 $ 1911, 18, 19,

BOB. mit der Beſtellung eines Nachlaßpflegers ges
1960 B.) . Am 25. Februar 1911 ſtarb in B. Thekla

von 6.Als Erbeiſt der am15. April 1870 geborene dadurch genügend geſchüßt ſein , daß einNachlaßpfleger
ſchehen ſei . Nun kann zwar ein Abweſender ſchon

G.

Zahntechniker Richard 3. neben 24 Miterben berufen.
ſeine Intereſſen wahrnimmt (BGB ., Komm. v. Reichs.

Šein Aufenthalt iſt ſeit 1. März 1902 unbekannt. Das

Nadlaßgericht hat einen Nachlaßpfleger nach § 1960
gerichtsräten Bem . 3 zu § 1911) ; aber durch das Vor

handenſein eines Nachlaßpflegers allein iſt nicht jedes
BGB . beſtellt. Deſſen Antrag, für Richard 3. eine Ab

Bedürfnis einer Fürſorge durch einen Abweſenheits
weſenheitspflegſchaft einzuleiten, hat das Amtsgericht

pfleger ausgeſchloſſen. Auch wenn der Nachlaß durch
M. abgelehnt. Der Nachlaßpfleger legte Beſchwerde

die Beſtellung eines Nachlaßpflegers geſichert iſt, kann
ein und machte geltend, es könne nicht nachgewieſen

um des Abweſenden ſelbſt willen die raſche Nachlaß
werden , daß Michard 8. zur Zeit des Erbſchaftsanfalls

auseinanderſeßung wünſchenswert ſein. Zur Ausein
noch gelebt habe ; es müſſe Todeserllärung beantragt

anderſeßung iſt aber der Nachlaßpfleger nicht berufen.
werden. Da die leßte Nachricht über 3. auf den

Gleiches gilt nach der herrſchenden Anſicht von der
1. März 1902 falle, ſo ſei zu vermuten, daß 3. am Ausſtellung eines Erbſcheins. Gerade um die Aus
1. März 1912 geſtorben ſei, alſo den Anfal der einanderſezung und die Ausſtellung eines Erbſcheins

Erbſchaft noch erlebt habe. Die Beſtellung des Ab
zu ermöglichen, will der Beſchwerdeführer die Ab

weſenheitspflegers bezweđe, die Erbſchaft für den Ab weſenheitspflegichaft angeordnet haben und er begründet
weſenden anzunehmen , damit das Nachlaßgericht den

die Notwendigkeit der Auseinanderſeßung damit, daß
beantragten gemeinſchaftlichen Erbſchein erteilen fönne .

durch ſie die Gefahr ferngehalten werden ſoll, die ſich
Das 1o . wies die Beſchwerde zurücf. Auf die weitere

aus dem längeren Ungeteiltſein des Nachlaſſes zumal

Beſchwerde wurden die Beſchlüſſe aufgehoben und das im Hinblick auf die durch ein Aufgebotsverfahren nach
Bormundſchaftsgericht angewieſen, erneut zu verfügen .

$ 965 ZPO. notwendige Verzögerung ergibt. ( Beſchl.

Gründe : Die Anſchauung des LG . , daß vor Er: d . I. ZS . vom 14. November 1913, Reg. III 82/1913).

laſſung des Ausſchlußurteils keine Vermutung dafür W

beſtehe, daß 3. den Erbfall noch erlebt habe, ſteht im
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II . piere des Stomplementars, in denen die Verhältniſſe

des Geſchäftes verzeichnet ſind. Dhne Einſicht der vor
kann der ſtille Geſellſchafter der Zweigniederlaſſung

enthaltenen Schriftſtüđe iſt es ihm aber nicht möglich, ſich
eines Bautgeſchäfte das ihm zuſtehende Prüfungerecht über die Geſchäftsverhältniſſe ſeines Komplementars

durch einen bevollmächtigten beeidigten Bücherrediſor genügende Aufflärung zu verſchaffen. Die Weigerung

ausüben laſſen ? Erftredt fich das Mecht auch auf die
fommt ſohin in ihrer Wirkung der Verweigerung der

zwiſchen der Haupt- und Zweigniederlaffung gewechielten Prüfung überhaupt gleich und iſt daher ein „wichtiger

Schriftſtüde ? (88 338, 118 HOB. ; § 716 BOB .). Grund“ i. S. des § 338 Abſ.3 BGB. (Staub Anm. 6

Gründe : Dem 26. iſt darin beizutreten, daß der zu § 166 HGB.) . Als ſolcher könnte auch die ungünſtige

Antrag auf Zulaſſung eines Bevollmächtigten nicht Geſchäftslage im Zuſammenhalte mit den bedentlichen
gerechtfertigt iſt . Das dem ſtillen Geſellſchafter im Kreditgewährungen gelten , ſie würde aber für ſich allein
$ 338 A6.3 GOB. eingeräumte Prüfungsrecht iſt wie die Anwendung des § 338 Abſ. 3 nicht rechtfertigen,

in den Fällen des § 716 BGB. und des § 118 HOB . da in dieſer Richtung die Intereſſen des Antrags

dem Geſellſchafter nur perſönlich gegeben . Seine Aus ſtellers durch die Äusübung des imAbſ. 1 gewährten
übung durch einen rechtsgeſchäftlid Bevollmächtigten ordentlichen Prüfungsrechts genügend gewahrt werden

iſt daher nur ausnahmsweiſe, zur Vermeidung grober fönnen. (Beſchl. des I. ZS. vom 31. Oftober 1913,

Härten, dann zuläſſig, wenn es der Geſellſchafter nicht Reg . III 54/1913). W.

ſelbſt ausüben kann ( Pland,3. Aufl. Anm .2 zu §716

BOB., Staub, 9. Aufl. Anm . 3 zu § 118 BOB.). Dieſe

Vorausſeßung liegt hier nicht vor. Weder die vor:

ausſichtliche Dauer der Prüfung noch die Entfernung
III .

laſſen es unbillig erſcheinen , wenn dem Antragſteller

die perſönliche Ausübung zugemutet wird . Es kann Grbrecht des mit beſtimmten einzelnen Gegenftanden

auch unbedentlich angenommen werden, daß der Ans
Bedachten. Zuläſſigfeit des gegenſtändlich beſdräntten

tragſteller vermöge ſeines Berufs die zur Vornahme Grbiceins. Prüfungerecht des GBA . hinſichtlich eines
der Prüfung erforderlichen Geſchäftsfenntniſſe beſikt, Erbſcheins.(BGB.ŞS 1922 ,2032, 2087,2369; GBO. 836 ).
zumal es ſich für ihn hauptſächlich nur um die Frage Der Graf B. hat in einem eigenhändigen Teſtamente
handelt, ob die Gegnerin bei Gewährung der be- ſeinen Nachlaß erſchöpfend unter ſeine Gattin und ſeine

anſtandeten Kredite die im Verkehr erforderliche Sorg Kinder ſo verteilt, daß er jedem beſtimmte Bermögens

falt angewendet hat. Ueberdies wäre es ihm unbes ſtüđe zuwendete. Das ÁG. betrachtete die einzelnen

nommen, im Bedarfsfalle die Zuziehung eines Sach Bedachten hinſichtlich der ihnen zugewendeten Gegen

verſtändigen anzuregen (NJA. B8. 6 S.124). ſtände als ádeinerben und ſtellte ihnen beſondere auf

Anders verhält es ſich mit dem weiteren Verlangen
die zugewendeten Gegenſtände beſchränkte Erbſcheine aus .

des Antragſtellers. Die Untragsgegnerin will von der
In dem der Witwe erteilten Erbſchein iſt bezeugt, daß

Vorlage allgemein alle Schriftſtüde ausſcheiden, die
das Anweſen $ 8.-Nr. 11 auf ſie übergegangen iſt . Die

zwiſchen ihr und der Zentraldirektion gewechſelt wurden,
Witwe beantragte, fie als Eigentümerin einzutragen ,

weil ſie innere, vertrauliche Angelegenheiten beträfen
und legte den Erbſchein vor. Das GBA. wies den

undausſchließlich unter der Verfügung der Zentral
Antrag zurüd ,weil ein beſchränkter Erbſchein nur in

direktion ſtänden. Dieſe Ausſcheidung iſt mit dem
dem Sonderfalle des § 2369 BOB. zuläſſig ſei . Die

Weſen der Zweigniederlaſſung nicht vereinbar. Die
Beſchwerde wurde zurüdgewieſen. Auch die weitere

Zweigniederlaſſung iſt dem þauptgeſchäfte gegenüber
Beſchwerde blieb erfolglos.

wirtſchaftlich und rechneriſch ſelbſtändig. Sie kann Gründe : $ 36 Abſ. 1 Sa 1 OVD. iſt nicht vers

mit dem Hauptgeſchäft in Geſchäftsverkehr treten und leßt. Dieſe Vorſchrift ſoll demGBA. die Prüfung des

es in ihren Büchern als Gläubiger oder Schuldner Erbrechts erleichtern. Deshalb ſchreibt ſie vor, daß der

buchen (vgl . Brendel in Gruch . Beitr . Bd . 33 S. 224) . Nachweis der Erbfolge durch den Erbſchein nicht bloß

Wenn daher die Antragsgegnerin von dem þaupts geführt werden kann, ſondern bei geſeßlicher Erb

geſchäfte Gelder vorgeſtredt erhält und hiefür Zinſen folge – geführt werden muß . Sie ſagt aber nicht,

zahlt, ſo hat ſie dieſe Geſchäfte zu buchen und die hier: daß der Erbſchein für das GBA. bindend iſt. Eine

über zwiſchen ihr und dem Hauptgeſchäfte gewechſelten ſolche Beſtimmung iſt zur Erreichung des Zwedes

Schriftſtüđe bilden einen Beſtandteil ihrer eigenen nicht erforderlich und widerſpricht auch demWeſen

Buchführung. Anderſeits iſt die Zweigniederlaſſung des Erbſcheins, der nicht ein Erbrecht ſchafft, ſondern

troß ihrer wirtſchaftlichen und rechneriſchen Selbſtändig
es nur nachweiſt. Gibt der Inhalt des Erbſcheins zu

feit auch dann von dem Geſchäftsherrn abhängig , wenn Bedenken Anlaß oder liegen Tatſachen vor, die ihn

ſie, wie hier, nicht durch den Geſchäftsherrn ſelbſt, als unrichtig erſcheinen laſſen , ſo hat das GBA. die

ſondern durch einen Geſchäftsführer betrieben wird, Pflicht, ſich über die Rechtslage zu vergewiſſern . Die

ſei es daß ſich der Geſchäftsherr allgemein Geſchäfte Entſcheidungen des Kammergerichts (RJÅ . BD. 10 S. 64,

beſtimmter Art vorbehält oder daß er einzelne Oes Bd. 12 S. 63) ſtehen nicht entgegen ; denn dorthandelte

ſchäfte der Zweigniederlaſſung ſelbſt erledigt (Brendel es ſich um die zwiſchen dem GBA. und dem Nachlaß

a . a . D. S. 222, Staub Anm . 5 zu § 13 HOB.) . In gericht ſtreitig gewordene Auslegung eines Teſtaments,

dieſen Fällen handelt der Geſchäftsherr nicht als Leiter während hier die Erteilung eines ſeinem Inhalte nach

des Hauptgeſchäfts ſondern als Leiter der Zweignieder- unzuläſſigen Erbſcheins in Frage ſteht.

laſſung und die hiebei zwiſchen ihm und der Zweig- Allerdings fann der Anſicht des GBA. nicht beis

niederlaſſung gewechſelten Schriftſtüde bilden wieder getreten werden, daß ein beſchränkter Erbſchein nur

Beſtandteile der Buchführung der Zweigniederlaſſung. in dem Sonderfalle des § 2369 BGB. zuläſſig ſei (vgl .

Wenn daher der Vorſtand der D. Bank ſelbſt und ſogar den Beſchluß vom 11. Februar 1913, Nr. 9/10 dieſes

gegen den Willen des Betriebsleiters der Zweignieder: Jahrg. der Zeitſchrift S. 200 ). Mit Recht wurde aber

laſſung deren Stunden Kredit gewährt hat, ſo handelte das Verfahren des Nachlaßgerichts beanſtandet, weil

er hiebei nicht für das Þauptgeſchäft, ſondern für die es trop der Annahme einer Mehrheit von Erben die

Zweigniederlaſſung ; die hierüber zwiſchen ihm und einzelnen Bedachten für die ihnen zugewendeten Gegen

dieſer gewechſelten Schriftſtüde zählen zu den Papieren ſtände als allein erbberechtigt behandelt und ſo gegen

der Zweigniederlaſſung. Die von der Antragsgegnerin den Begriff der Geſamtrechtsnachfolge i . S. der SS 1922,

vorgeſchüßte Ausſcheidung iſt ſohin ſachlich unhaltbar. 2032 BOB. verſtoßen hat . § 2087 Abſ. 2 BOB. ents

Sie ſteht aber auch im Widerſpruch mit dem Sinne hält keine Ausnahme. Zwar kann der Beſchwerde zu:

des Geſekes. Der ſtille Oeſellſchafter hat nach § 338 gegeben werden , daß nach dieſer Vorſchrift auch ein

ÞOB. das Recht auf Einſicht aller Bücher und Pa- Bedachter Erbe jein kann , dem nur einzelne Gegen
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ſtånde zugewendet ſind. Trifft dies aber zu, dann iſt er B. an die Beſtohlenen als die Verlegten hinausgegeben

nicht Sondernachfolger in dieihm zugewendeten Gegen- werden . In dem Antrage des B. auf Hinausgabe des

ſtände, ſondern Geſamtrechtsnachfolger i . S. der Kupfers an ihn iſt ſein Widerſpruch gegen die þinaus

$$ 1922, 2032. (Beſchl. des I. ZS. v . 17. Okt. 1913, gabe an die Beſtohlenen enthalten ; das Kupfer iſt mit

Heg. III 88/1913 ). W. hin an B. hinauszugeben, weil bei ihm alsBeſitzer

das Kupfer beſchlagnahmt worden war. Schließt ſich

das 16. dieſen Erwägungen an, ſo wird es demgemäß

beſchließen ; es wird dann dafür zu ſorgen ſein, daß

der Beſchluß den Beteiligten, wozu außer den Ver
B. Strafſachen.

urteilten und dem B. auch die Beſtohlenen gehören

werden, auf dem Wege des § 36 StPO , zugeſtellt und
I.

vollſtreďtwird ; der Straftammer bleibt unbenommen ,

Wie iſt in dem Falle del 8 111 StB. zu verfahren ? den beteiligten Beſtohlenen eine Friſt zur Beibringung

Wer iſt der Verlette ? Einige bei mehreren Bauern des Nachweiſes der die Müdgabe an B.hindernden

geſtohlene Stupferkeſſel wurden von den Dieben zu Verfügung des Zivilrichters beizubringen (Löwe, Note 3

Blatten geſchlagen , an den Alteiſenhändler B. vers zu § 111 StPO .). Durch einen ſolchen Beſchluß bleiben

fauft, von der Gendarmerie beſchlagnahmt und auf nach dem Abſ. 2 des 8 111 die Anſprüche der Beſtohlenen

Beranlaſſung des Staatsanwalts beim Landgerichte auf das Kupfer unberührt ; hierüber haben ſie ſich mit

verwahrt. Die Diebe wurden verurteilt, der als Helfer B. auseinanderzuſeßen ; der Straffammer iſt ein Ein

angeklagte B. freigeſprochen. Weder die Urteilsformel griff in die Befikrechte des B. nicht geſtattet. (Beſchl.

noch das Prototot über die Hauptverhandlung enthält 0.6. Oktober 1913, Beſchw.Reg . Nr. 824/1913) . Ed .

eine Entſcheidung über die Hinausgabe des Kupfers

(S $ 273, 274 StPO.) ; nur in den Gründen iſt aus

geführt: „ Bezüglich des beſchlagnahmten Kupfers hat
II .

der Staatsanwalt die Einziehung, der Angeklagte B. Uuter welchen Borausſegungen und zuwelchem Zeit:

die Hinausgabe an ihn verlangt. Beides iſt nicht an- puult iſt der Beſchluß über Entſchädigung für unſchuldig
gemeſſen. § 40 StGB. trifft nicht zu ; dagegen iſt ge- erlittene Uuterſuchuugdhaft zu faſſen ? Gegen den ver
mäß § 111 SIRD . dieſes geſtohlene Kupfer, an welchem hafteten Angeklagten war das Sauptverfahren wegen

B. gemäß 88 932, 935 BOB. fein Eigentum erlangt eines Verbrechens des Diebſtahls eröffnet.Die Straf

hat , den Beſtohlenen von Amts wegen hinauszugeben, tammer nahm nur ein Vergehen nach § 248 a Stob.

ohne daß es einer Verfügung bedarf.“ Der Staats- an, ſtellte mangels Strafantrags das Verfahren ein

anwalt ließ das Stupfer an die Gendarmerie zur Hinaus- und hob den Haftbefehl auf. Der Staatsanwalt legte

gabe an die Beſtohlenen ſchiđen . Auf deren Bericht, die Reviſion ein; er ſtellte an den Vorſißenden der
daß das zur Untenntlichkeit zerſchlagene Kupfer von Straffammer den Antrag, daß über die Verpflichtung

den Beſtohlenen wohl nicht wieder erkannt werden der Staatskaſſe zur Entſchädigung des Angeklagten für

würde, ſtellte der Staatsanwalt an die Strafkammer unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft Beſchluß gefaßt

den Antrag, daß über das Kupfer Verfügung getroffen werde. Der Vorſißende lehnte ab,weil das Urteil

werde, und ſchlug vor,das Kupfer als Fundgegenſtand noch nicht rechtsfräftig ſei. Die Straftammer, der der

zu behandeln (JMBI. 1899 S. 585 ). Die Straffammer Staatsanwalt ſeinen Antrag zur Verbeſcheidung vor

lehnte ab, weil nicht ſie, ſondern der Staatsanwalt legte, erließ folgenden Beſchluß: Die Berfügung des
zuſtändig fet, abgeſehen hievon die Meinung der Gen- Vorſißenden wird beſtätigt, weil auf die Reviſion des

darmerie unbegründet ſei. Der Beſchluß der Straf- Staatsanwalts gegen das Urteil vom 13. September

lammer wurde auf die Beſchwerde des Staatsanwalts 1913 dieſes Erfenntnis aufgehoben werden und eine
aufgehoben ; ſie wurde angewieſen, über die Sinausgabe andere Entſcheidung in der Sache ergehen könnte und

des Kupfers nach § 111 StPO. beſchlußmäßig zu ents damit ein Beſchluß über Entſchädigung für erlittene
ſcheiden und den Beſchluß den davon betroffenen Per - Unterſuchungshaftgegenſtandslos wäre.“ Der Staats

jonen (8 111 Abſ. 2 und § 35 Abſ. 2 StPO.) durch anwalt legte gegen den Beſchluß die Beſchwerde ein .

Zuſtellung (8 36 SUPO.) bekannt machen zu laſſen. Sie wurde zurüdgewieſen.

A us den Gründen : Die Straftammer hatte Aus den Gründen : Nach dem klaren Wort

und hat über die Binausgabe des in ihre Verfügungs- laute des § 4 Abſ. 1 des Geſ. vom 14. Juli 1904, betr.
gewalt gekommenen Aupfers durch förmlichen Beſchluß die Entſchädigung für unſchuldig erlitteneUnterſuchungs

zu entſcheiden ( Löwe, Note 6 zu § 111 StPO .; JMBI. haft, wornach über die Verpflichtung der Staatskaſſe
1880 S. 473 ; ObLOSt. Bd . 3 S. 141, Bd . 5 S. 405) . zur Entſchädigung von dem Gerichte gleichzeitig mit

Ein ſolcher Beſchluß liegt nicht vor, es entbehren des- ſeinem den Verhafteten freiſprechenden Urteile durch

halb die nach der Vertündung des Urteils von dem beſonderen Beſchluß Beſtimmung zu treffen iſt“, war
Staatsanwalt getroffenen Berfügungen, ſeine Anträge einerſeits der Vorſißende zur Berbeſcheidung nicht zu
und die hierauf ergangenen Beſchlüſſe der Strajkammer ſtändig, anderſeits die Anſchauung der Straftammer

der rechtlichen Grundlage; die Beſchlüſſe waren als unzutreffend. Sind die Vorausſeßungen zur Erlaſſung

nichtig aufzuheben (§ 351 StPO. ). Bei der Beſchluß- eines Beſchluſſes nach § 4 gegeben, ſo hat das Gericht,
faſſung wird die Straftammer folgendes zu erwägen das den Verhafteten freigeſprochen oder außer Ver

haben : Die nach § 111 StřD. zuläſſige, richterliche folgung geſegt hat, gleichzeitig mit dem Urteil oder
Verfügung, „ iſt eine vorläufig den Beſijſtand regelnde

Entſcheidung“. Die endgültige
Regelung der Eigentums- das Urteil oder den Beſchluß bei dem Urteile noch

oder ſonſtigen Rechte an den verwahrten Gegenſtänden vor deſſen Verkündigung durch beſonderen Beſchluß

bleibt bei dem Mangel einer gütlichen Einigung dem darüber Beſtimmung zu treffen , ob die Staatstaſie

Zivilverfahren überlaſſen. Die bei einem Dritten in zur Entſchädigung verpflichtet iſt oder nicht. Der Zweck

Beſchlag genommenen Gegenſtände können nur mit der geſeßlichen Vorſchrift ſpringt in die Augen. Das

deſſen ausdrüdlicher Einwilligung dem Verletzten aus- Gericht, das über die Straftat des Verhafteten ſei es

geantwortet werden, andernfalls müſſen ſie dem Dritten durch Urteil, ſei es durch Beſchluß , entſchieden hat,

zurüdgegeben werden . B. hat durch die Freiſprechung kann allein auf Grund des unmittelbaren Eindrucks

aufgehört, Beſchuldigter zu ſein; er iſt von da ab der der Þauptverhandlung oder des vorgetragenen Prozeß

Dritte, bei dem das Kupfer beſchlagnahmt worden iſt. ſtoſſes ſachgemäß entſcheiden ; durch die geſeßliche Vor

Als Aäufer des wenn auch geſtohlenen Hupfers ſchrift wird auch verhütet, daß in einem ſpäteren Zeit

iſt er defien Befißer geworden (88 854 , 1006 BOB. ) . punkte das Gericht nicht mehr mit den Richtern beſept

Das Kupfer könnte demnach nur mit Zuſtimmung des werden kann, die den Berhafteten freigeſprochen oder

M
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außer Verfolgung geſetzt haben . Daraus folgt auch, eigenmächtige Abweichung von dem genehmigten Bau

daß in unzuläſſiger Weiſe der Beſchluß der Straf- plane vorliegt, iſt nicht eine Uebertretung nach § 367

tammer nicht von den fünf Richtern erlaſſen worden Nr . 15 Stob., ſondern der Tatbeſtand des Art. 101

iſt, die das Urteil gefällt haben , ſondern von drei PStGB. gegeben, weil eine Verfehlung gegen § 34

Richtern, unter denen ſich zwei Richter befinden, die Abſ.3 der BauD. vorliegt.

bei dem Urteile nicht mitgewirkt haben (Burlage, Die Was unter einem heizbaren Raume zu verſtehen

Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs- ſei , erläutert die BauD . nicht. Die Auffaſſung, daß

haft, Anm . 11 zu § 4 Abſ.1 und 4 des Geſ. S. 81) . ein heizbarer Kaum nur ein wirklich mit Heizvor

Abgeſehen davon kann die Straftammer vor und bei richtungen verſehener Maum lei, iſt zu enge und wird

der Verkündung des Urteils in der Regel gar nicht den Verhältniſſen nicht gerecht. Es muß vielmehr ge

wiſſen , ob die Reviſion eingelegt wird . nügen , wenn der Berechtigte einen Raum daju bes

Der Antrag des Staatsanwalts muß aber aus einem ſtimmt, geheizt zu werden , und wenn er gleichzeitig

anderen von der Straftammer nicht beachteten Grunde bauliche Veranſtaltungen trifft, die den Raum zu dieſem

zurüdgewieſen werden. Nach § 1 Ábſ. 1 des Geſ. kann Zweď geeignet machen . In dieſer Ginſicht iſt feſt

der Verhaftete Entſchädigung aus der Staatstaſſe ver- geſtellt, daß der Angeklagte das Dachzimmerin Schwemm .

langen , wenn er freigeſprochen oder durch Beſchluß ſteinmauerwert einbauen und in dem durch das Zimmer

außer Verfolgung geſetzt iſt und das Strafverfahren aufwärts führenden Kamin eine Deffnung für einen

ſeine Unſchuld ergeben oder dargetan hat, daß gegen ſpäter anzuſchließenden Dien anbringen ließ, ſo daß

ihn kein begründeter Verdacht vorliegt. Nach der Be- alſo die Heizungsanlage jederzeit hergeſtellt und in

gründung des Entwurfs (Verh . des Meichstags 1903/04 Betrieb geſeßt werden konnte. Dieſe Feſtſtellung rechts

2. Anlageband, aftenſtüđ 202) entſteht in den Fällen fertigt den Schluß, daß ein heizbarer Maum hergeſtellt

des § 259 Abſ. 2 StPO., in denen zwar eine ſtraf- wurde. (Urt. v . 4. Nov. 1913, Rev.-Reg . Nr. 468/1913 ).

würdige Tat feſtgeſtellt, die Strafverfolgung aber wegen
Ed

mangelnden Strafantrags ausgeſchloſſen oder mit an

deren Worten : der Verhaftete nicht freigeſprochen oder

nicht außer Verfolgung geſegt iſt, überhaupt kein Ent

ſchädigungsanſpruch. Fehlt demnach ein freiſprechendes Dandgericht Eichſtätt.

Urteil oder ein den Verhafteten außer Berfolgung

ſeßender Beſchluß, ſo eht auch kein Anlaß zu einem
Kann im Mahnverfahren der Anſpruch auf Duldung

Beſchluſie nach § 4 Abſ. 1 und 4 (Burlage, Anm. 19
der Zwangevollſtredung in das eingebrachte Gut geltend

S. 36 und Anm.2 S. 78) . Die Straffammer hätte des
gemacht werden ? Ein Geſuch um Zahlungsbefehl, ges

halb den Antrag des Staatsanwalts zurüdweiſen ſollen,
richtet gegen einen Ehemann auf Duldung der Zwangs

weil der Angeklagte nicht freigeſprochen worden war.
vollſtreckung in das eingebrachte Gut ($ 739 3 PO .),

( Beſchl. v . 4. Nov. 1913, Beſchw .-Meg. Nr. 833/1913) .
wurde toſtenfällig zurücgewieſen, weil ein ſolcher Ans

Ed.
ſpruch nicht im Mahnverfahren verfolgt werden könne.

Da die Entſcheidung in der Hauptſache gemäß § 691

III . Abſ. III ZPO. nicht angefochten werden konnte, ſo blieb

Unterſchied zwiſchen & 367 Nr. 15 StGB. and
nur die Möglichkeit, den Koſtenausſpruch der Verfügung

Art. 101 PSGB.;was verſteht man unter heizbarem
wegen unrichtiger Entſcheidung in der Hauptſache

Zimmer i. S. der Bauordnung? Der Angellagte ließ
(8 6 GKG.) zu beſeitigen . Eine Erinnerung mit dem

in G. ein einſtödiges Wohnhaus erbauen. Das Be
Antrage auf Niederſchlagung der Koſten (§ 4 Abſ. I

zirksamt genehmigte das Baugeſuch unter Hinweis auf
GKG .) blieb erfolglos. Auf Beſchwerde gemäß § 4

die im Plane vermerkte Reviſionserinnerung: „Ueber
Abſ. II GAG . wurden die Koſten wegen unrichtiger Bes

dem Kehlgebält im Speicherraum ſind heizbare Lokale
handlung der Sache (8 6 ORO. ) niedergeſchlagen und

unterſagt (8 34 Abſ. III BauO .).“ Der Angeklagte
hiebei über die Zuläſſigkeit des Mahnverfahrens aus

geführt :

wurde wegen einer Uebertretung nach § 367 Nr. 15

StGB. verurteilt, weil er im Speicherraum ſeines
„ Nach dem Wortlaute des § 688 ZPO. muß aller

Wohnhauſes ein heizbares Lokal ohne baupolizeiliche
dings an ſich der den Gegenſtand des Zahlungsbefehls

Genehmigung und mit eigenmächtiger Abweichung vom
bildende Anſpruch wie beim Urkundenprozeſſe auf

Bauplan habe herſtellen laſſen . Seine Reviſion wurde
Zahlung einer beſtimmten Geldſumme oder auf die

verworfen .
Leiſtung einer beſtimmten Menge anderer vertretbarer

Aus den Gründen : BeiGenehmigung der Bau
Sachen gerichtet ſein ; Anſprüche auf Leiſtung anderer

geſuche ſollen die beſonderen Anordnungen nach 8 71
Gegenſtände oder auf ein Tun oder Nichttun irgend

BauD. deutlich in die Pläne eingezeichnet und durch
welcher Art eignen ſich nicht für das Mahnverfahren.

ausdrüdliche Aufnahme in die Ausfertigung der Ges
Hievon macht jedoch das Geſeß in dem durch die Nos

nehmigung dem Bauunternehmer fundgegeben werden .
velle von 1898 eingefügten Saß 2 eine Ausnahme zu

Unzuläſſig ſind Einzelanordnungen, die in feiner geſetz
gunſten der Anſprüche auf Kapital, Zinſen und Neben

lichen Beſtimmung ihre Grundlage haben . Hierüber
leiſtungen aus einer bypothet, Grundſchuld oder Renten

ſteht dem Strafrichter ein Prüfungsrecht zu, wie ſich
ſchuld i . S. der 88 1113, 1147, 1191 und 1199 BGB.

aus Art. 15 PStGB . und aus allgemeinen Rechts
Die Gründe, die zu dieſer Ausnahme führten , treffen

grundſäßen ergibt (vgl. ObloSt. Bd. 10 S. 333 und
auch zu, wenn nur die Duldung der Zwangsvoll

Bd . 11 S. 99). Die in der BauD. ſelbſt enthaltenen
ſtredung in das eingebrachte Gut der Ehefrau begehrt

Vorſchriften ſind ohne beſondere Aundgabe verbindlich
wird. Denn dieſer Anſpruch iſt nur eine Ergänzung

und bei Strafe zu befolgen. Gewiſſe Beſtimmungen
des gegen die Ehefrau erhobenen þauptanſpruchs ;

der BauQ. enthalten zwingendes Recht und zu dieſen
ohne ihn fönnte der Hauptanſpruch ſelbſt keinen volen

gehört 8 34 Abſ. 3 , nach dem die Herſtellung von Dach
Erfolg haben. Daraus ergibt ſich die Zuläſſigkeit des

wohnungen oder einzelnen heizbaren Räumen über dem
Mahnverfahrens, wie auch des Urkunden- und Wechſels

Kehlgebält unterſagt iſt. Von der Einhaltung dieſer
projeſjes für den Anſpruch gegen den Mann auf Dul

Vorſchrift fann nur die Kreisregierung bei ganz be
dung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Out

ſonderen Verhältniſſen nach § 65 Abſ. 2 Bano. be
der Ehefrau, ſofern ſich nur der Hauptanſpruch zum

freien . Deshalb iſt der Bauunternehmer an ſich ver
Mahnverfahren eignet.“ 1) (Beſchl. v . 26. Sept. 1913 ).

pflichtet, die Vorſchrift des § 34 Abſ. 3 Bauo. zu be
Mitgeteilt von Rechiganwalt Dr. Buff in Münden .

folgen ; inſoweit hat ihm alſo die Diſtriktspolizeibehörde
1 ) llebereinſtinmend : Seuffert, ZPO. 11. Aufl. Bem. 26 4 311

nur eine ſich aus der Bauo. ſelbſt ergebende recht- $ 739 3PO .

lich bedeutungsloſe Verpflichtung auferlegt. Da keine
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ſtellern aus dem von ihnen behaupteten bürgerlich

rechtlichen Rechtsverhältnis abgeleitet werden, ſo find

des Gerichtshofe für Kompetenzkonflikte. fie eben inſoweit als unbegründet abzuweiſen . Uebrigens

geht das 16. ſchon deshalb fehl, weil es nicht das
Rechtliche Eigenſchaft einer Fährgerechtigteit und gange Forderungsverhältnis ſondern nur die Seite des

der dem Berechtigten gebührenden Weichniſſe . guftändig: Schuldners betrachtet. Die öffentlich -rechtliche Pflicht

feit der Gerichte,wenn über die Reichnispflicht geſtritten des Schuldners jeßt aber die öffentlich -rechtliche Bes

wird. Die Ortſchaft und die Kirchenſtiftung B. üben rechtigung des Gläubigers voraus. Zwiſchen der

gemeinſchaftlich das Recht der Ueberfahrt über den Stirchenſtiftung und der Ortſchaft B. einerſeits und der

Main aus; die Ortſchaft hat einen Anteil von 9/8 , die
Ortſchaft S. anderſeits beſteht aber kein öffentlich

Kirchenſtiftung einen Anteil von 8. Nach der Bes
rechtlicher Verband, der das Schulds und Forderungs

hauptung der Fahrtunternehmer habendie Bewohner verhältnis herſtellen könnte. Die Klaganſprüche könnten

der Ortſchaften B., U., S.und T. das Recht auf freie ſohin in keinem Falle aus dem Gemeindeverbande her:

Ueberfahrt, aber als Entgelt ein jährliches nachden geleitet werden ( Urt. vom 26. November 1913) .

Defißverhältniſſen abgeſtuftes forn- oder Geldreichnis

zu entrichten. Die Verpflichtung ruhe als deutſchrechts

liche Reallaſt auf der Ortsmartung der einzelnen Drt

ichaften und erſtrede ſich auf alle Ortsbewohner mit

oder ohne Grundbeſiß. Als einige Einwohner von S.

die Reichniſſe nicht mehr entrichteten, wurde beiihnen Bücheranzeigen.
auf Grund eines von der Gemeindeverwaltung B. für

vollſtredbar erkarten Ausſtandsverzeichniſſes gepfändet. Güthe, Dr. Georg, Kammergerichtsrat. Die Grund :

Die Schuldner erhoben Einwendungenzum Bezirksamt. bu chordnung fürdas Deutſche Reich und die

Dieſes erklärte ſich für unzuſtändig. Später erhoben preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. 1./2. Band.

die Ortſchaft und die Kirchenſtiftung B. gegen die XLV, 2012 Seiten . Berlin 1913, Franz Bahlen. Geh .

ſäumigen Schuldner Klage auf Leiſtung der rüdſtändigen MI. 46. — ; geb. Mt. 52. –
Meichniſſe. Das Ag. gab ihr ſtatt, das 16. wies ſie ab, Wie es Menſchen gibt, die beim Eintritt in das
weil das zugrundeliegende Rechtsverhältnis öffentlich

ſchaffende Leben l'einer Führung und keiner Empfehlung

rechtlich ſeiund über die Abgabenpflichtdie Berwaltungs bedürfen, ohne Stüße ſich einen Platz an der Sonne
behörden zu entſcheiden hätten. Der Gerichtshof für

verſchaffen und hier von Stufe zu Stufe ſteigen, ſo
Kompetenzkonflikte, den die Ortſchaft und die Kirchene

gibt es auch Bücher, die nach dem erſten Erſcheinen alls

ſtiftung B. angingen, erklärte die Gerichte für zuſtändig. gemein ohne weiteres als vollwertig erkannt und ge

Aus den Gründen: Die Anſprüche gehören würdigt werden und den Markt beherrſchen . Zu dieſen

dem bürgerlichen Rechte an, wenn der Tatbeſtand, aus Büchern zählt Güthe's Kommentar, der ſchon in ſeiner

dem fie abgeleitet werden, nach der Darlegung der 1. Auflage im Jahre 1905 die Führung in der grund

Kläger geeignet iſt, ein bürgerlich-rechtliches Verhält- buchrechtlichen Literatur übernommenund in nicht

nis zu bilden . Das trifft hier zu . Die Antragſteller ganz acht Jahren die 3. Auflage erlebt hat. Das Buch

behaupten nicht, daß ſie den Fährbetrieb in ihrer Eigens ruht auf einer gediegenen wiſſenſchaftlichen Unterlage,

ſchaft als Kirchenſtiftung und als Ortſchaft auf Grund iſt aber auch auf einem reichen Schaße praktiſchen Er

eines öffentlichen Rechts ausüben : das wäre auch bei fahrungen aufgebaut und läßt feinen Zweifel darüber,

der Kirchenſtiftung nach dem bayeriſchen Verwaltunges daß ſein Verfaſſer, der inzwiſchen vom Amtsrichter

rechte geradezu ausgeſchloſſen . Sie ſtüßen ſich auf ein zum Kammergerichtsrat und von hier zum vor

Recht, das ſie als Träger bürgerlich -rechtlicher Bers tragenden Rat im Preußiſchen Juſtizminiſterium vor

mögensrechte von Privatperſonen erworben haben gerückt iſt, ein ausgezeichneter Kenner des Grundbuch

wollen, das alſo ichon vor dem Erwerb Gegenſtand rechts iſt, aber auch ein ausgezeichneter Grundbuch:

des bürgerlichen Rechtsverkehrs geweſen ſein ſoll . Hier- richter war, der gerade dieſem Zweige ſeiner dienſt

nach behauptendie Antragſteller den Tatbeſtand eines lichen Tätigkeit nicht nur mit pflichtgemäßem Intereſſe,

bürgerlichen Rechtsverhältniſjes. Dieſer Annahme ſtehen ſondern mit einem warm empfindenden Herzen gegen

rechtliche Bedenken nicht entgegen . Zwar iſt der Main überſtand.

ein öffentlicher Fluß und gehörennach gemeinem deutſchen Das Buch berüdſichtigt zunächſt nur preußiſche Ber

Rechte die Fährgerechtigkeiten auf den öffentlichen Flüſſen hältniſſe, iſt jedoch ſchon längſt im ganzen Reichsge

zu den niederen Regalien . Dieſe wurden aber nicht gebiet " im Gebrauch und erfreut ſich namentlich auch

als unveräußerliche ſtaatliche Hoheitsrechte ſondern als bei uns in Bayern außergewöhnlicher Beliebtheit. Un

fiskaliſche Rechte angeſehen, die durch Uebertragung den eigentlichen Kommentar zur Grundbuchordnung

an Private Gegenſtand einesbürgerlichen Rechtes werden ſchließt ſich ein vortrefflicher Kommentar zum preuß.

konnten (vgl. JW . 1910S.616 Nr. 7, VGH. Bd . 13 S. 65, Ausführungsgeſek 2. ODD. an , darauf folgen miniſte

SeuffBI. Bd. 59 S. 409, Bd . 64 S. 453) . rielle Vorſchriften und ſchließlich ein alphabetiſches

Hat johin das von den Antragſtellern behauptete Verzeichnis der Legitimationsfragen nebſt einerUeber

Rechtsverhältnis nach ihrer Darlegung als ein bürger- ſicht über die dinglichen Rechte“. Jn dieſem Schluß

lich-rechtliches Verhältnis zu gelten , ſo erfaßt dieſes abſchnitte ſind die dem Grundbuchrichter häufig ents

begriffsmäßig auch die Regelung der Rechtsbeziehungen gegentretenden Fragen nach der Rechtsfähigkeit, der

der Beteiligten zueinander und die ſich daraus ergeben- Geſchäftsfähigkeit, der Bertretungsbefugnis und der Bers

den Rechtsfolgen. Ob dieKläger auf Grund der nach fügungsberechtigung alphabetiſch umfaſſend und ers

ihrem Vorbringen auf der Ortsmarkung ruhenden Real- idöpfend dargeſtellt. Außerdem ſind kleinere oder größere

laſt das Recht haben, von ſämtlichen Ortsbewohnern Abhandlungen über die einzelnen dinglichen Rechte

mit oder ohne Grundbeſiß die Fährabgabe zu ver- eingefügt, die über den neueſten Stand der Rechtſpre

langen, iſt eine Frage, die zum Grunde der Sache gehört chung und der Literatur zuverläſſig Aufſchluß geben

und für den Erfolg , nicht aber für die Zuläſſigkeit der und nach Inhalt und Form geradezu Meiſterſtüce ſind.

Alage von Bedeutung iſt. Zu Unrecht folgert daher Es fann ſelbſtverſtändlich im Rahmen dieſer Be

das 26. aus der Tatſache, daß die Kläger die Abgabe ſprechung aufden Inhalt des Buches in ſachlicher Þinſicht

auch von Perſonen forderten, die keinen Grundbeſit nicht näher eingegangen werden ; nur über eine Frage

haben, die Pflicht zur Leiſtung der Reichniſſe beruhte fann ich nicht mit Stillſchweigen hinweggehen. In

auf dem Gemeindeverbande. Kommt das 16. zu der Nr. 13 Š. 117 des laufenden Jahrgangs dieſer Zeit

Uuffaſſung, daß die Anſprüche ganz oder teilweiſe ſchrift habe ich die von (Güthe in der 2. Auflage ſeines

rechtlich nicht begründet ſind, die von den Antrags Kommentars zu 8 3 GBO . vertretene, nun in der 3. Auf
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lage in Anmerkung 21 wiederkehrende Anſicht bekämpft, Im übrigen verweiſe ich auf meine Beſprechung

daß für Miteigentumsanteile ein Grundbuchblatt nicht des Buches in der Zeitſchr. f. stolonialrecht 1913 S. 292 f.

angelegt werden dürfe und daß es auchunzuläſſig ſei, und die Tatſache, daß im stolonialprozeß manche der

Miteigentumsanteile einem Grundſtüd als Beſtandteile Alsbergſchen Forderungen längſt verwirklicht ' find.

zuzuſchreiben. Zu meinem lebhaften Bedauern konnte Minden . Dr. Dverr.

Güthe meine Gründe in der neuen Auflage ſeines

Kommentarø nicht mehrwürdigen ; meine Ausführungen
Baaß, Dr. Fr., Weltpoſtverein und Einheits

ſind nur in dem Nachtrag erwähnt. Ich will aber porto (Welt-Pennyporto ). VIII, 174 S. mit 4 Da
die Boffnung nicht aufgeben, daß Güthe in der nächſten bellen und 1 Titelbild . Stuttgart 1913, W. Hohl

Auflage ſeine Anſicht revidiert und ſchließlich der von hammer. Mt. 3.- ; geb. Me...
uns in Bayern allgemein, insbeſondere auch in unſerer

Dienſtanweiſung vertretenen Anſicht, der fich notges
Der Verfaſſer behandelt in den erſten zwei Teilen

drungen nun auch die Württembergiſche Juſtizverwal:
die Geſchichte und die Aufgaben des Weltpoſtvereins

tung angeſchloſſen hat, endgültig zum Siege derhilft .
und die Entwidlung des Briefpoſtportos in Deutſchland .

Im dritten Teil verſucht er die Notwendigkeitund Nüße
Miniſterialrat H. Schmitt im Juſtizminiſterium zu Münden.

lichkeit des Weltpennyportos darzulegen, alſo der Er

mäßigung des Auslandsbriefportos auf 10 Pfennig.

aldberg, Dr. Mar, Rechtsanwalt in Berlin, 3 uſtiz- Dieſe Frage hat ſchonvor Jahren in erſchöpfender Weiſe

irrtum und Wiederaufnah me. Berlin 1913, Arved Jürgenſohn behandelt ( Weltportoreform , das

Dr. Þ. Langenſcheidt. Broſch. Mt. 9.—. nahende Weltpennyporto in neuer Beleuchtung, Berlin

Alsberg iſt nicht der erſte, der dieJrrtumsgefahren
1909/10). Saaß führt als Gründe für die Ermäßigung

und Fehlerquellen ſtrafrichterlicher Urteilsfindung bes
an ,daßdie Finanzen faſt aller Weltpoſtvereinsländer

leuchtet. Vor zweiJahren hat Juſtizrat Sello,feine länder) glänzend“ ſeien und daß die hohen Einnahmen
( ſoll heißen : aller Verwaltungen der Weltpoſtvereins

„Zrrtümer der Strafjuſtig und ihre Urſachen “ ver

öffentlicht. Beide Werte unterſcheiden ſich aber in der
der Poſtverwaltungen hauptſächlich von der Briefpoſt

Hauptſache darin, daß Sello vornehmlich den kriminals
herrührten, alſo auch wieder teilweiſe für die Brief

pinterlogiſchen und Alsberg den projektechniſchen set boorteberemoet werden, folliten Zu gleicher Zeit
Fehlerquellen nachgeht. Was ,

befürwortet Verfaſſer , Württembergiſcher

beamter, zum Ausgleich für etwaige Abmängel“ eine
gewiß nicht neu ; aber in ſo überzeugender Anſchaulich

feit iſt bisher die Ueberſpannung an ſich berechtigter
Erhöhung des Patetpoſttarifes, ſowie der Gebühren

Prozeßgrundfäße nicht dargetan worden. Das gilt
für Telegramme und Zeitungen . Denn dieſe Geſchäfts

vor allem für den Grundſaßder Mündlichkeit des Ver
zweige ſeien unrentabel. Der Verfaſſer überſieht da vor

fahrens mit der Konzentration der Þauptverhandlung
allem , daß das Briefpoſtporto doch nur zum geringſten

und ihren nur beſchränkt nachprüfbarenZufallsergeb
Teil für Briefe ins Ausland gezahlt wird, daß alſo

niſſen . Allerdings hält ſich Verfaſſer nicht immer von
die Leute, die durch die Erhöhung der Tarife für Paket

der Einſeitigkeit und Uebertreibung frei, in die Ber
poſtuſw. geſchädigt werden , nur zum kleinſten Teil

teidiger vermöge ihrer Bartelſtellungnahme gewöhnlich
durch die Auslandsportoermäßigung ſchadlos gehalten

verfallen ; das iſt namentlich inſofern nicht unbedent
werden . Im übrigen wird eine derartigeErmäßigung

lich, als Laien , an die er ſich ebenfalls wendet, leicht
des Auslandsportos für längere Zeit bei allen Poſt

zu falſchen Schlüſſen gelangen . Beiſeinen Ausführungen
verwaltungen Mehrausgaben und Mindereinnahmen

fönnte man 3. B.faſtmeinen, alsobbei unsTagfür ſoforteinſekendeSteigerung des Verkehrswirdzunächſt
von Millionen zur Folge haben . Denn die zweifellos

Tag ſo und ſo viele Unſchuldige der Juſtiz zum Opfer

fallen . Die Berurteilung eines einzigen wirklich Un
erhebliche Ausgaben für Berſonal, fürTranſitgebühren

ſchuldigen iſt freilich ſchon ein überaus bedauerns
erfordern , während ſich ein Ausgleich durch erhöhte

wertes Ereignis ; eine ſolche Verurteilung iſt aber doch
Einnahmen erſt im Laufe der Jahre einſtellt. So hat

glüdlicherweiſe bei uns eine Seltenheit, am eheſten
die engliſche Poſtverwaltung infolge des im Jahre

noch bei den fog. Volksrichtern , insbeſ. beim Schwur
1908/9 eingeführten Pennyportos im Verkehre mit

gericht in ſeiner dermaligen Verfaſſung, möglich. Die
Nordamerika heute noch einen jährlichen Ausfall von

Vorwürfe des Verfaſſers gegen die Strafverfolgungs
123000 Bfd . Sterl. Die Meichspoſtverwaltung wird

behörden halte ich in ihrer Allgemeinheit nicht für
daher ſchwerlich auf dem nächſten Weltpoſtkongreß die

berechtigt, jo tadelnswert auch das Berhalten vieler
Einführung des Weltpennyportos beantragen oder be:

Staatsanwälte iſt, die im Beſchuldigten ſchon den
gutachten, wie der Berfaſſerhofft. Dabei ſollnicht bes

Schuldigen erbliden, tunlichſt den für den Beſchuldigten
ſtritten werden, daß die Gebühren der deutſchen Poſt

ungünſtigſten Standpunft einnehmen und alle zweifels
verwaltungen in verſchiedener Richtung einer Nach,

haften Fälle lieber vor den Richter bringen, ſtatt das
prüfung bedürfen und daß das 10 Pfennig-Weltporto

Verfahren (nach dem auch für den Staatsanwalt gels
im Laufe der Zeiten kommen wird.

tenden Saß in dubio pro reo ) unter eigener Verant
In der Anmerkung auf Seite 68/69 iſt geſagt, daß

wortung pflichtgemäß einzuſtellen . Auf dieſe Weiſe hat
in Frankreich nach dem Gefeße vom 5. nivôse an. V die

die Rechtſprechung manchen ſtrafgeſeblichen Beſtim
Haftpflicht der Poſtverwaltung für einen gewöhnlichen

mungen allmählich eine vom Geſeßgeber nicht gewollte
Brief nur in dem Falle ausgeſchloſſen ſei, daß der Verluſt

Wirkung beigelegt . Schließlich darf ich nicht vers
oder die Beſchädigung ohne Äbſicht“ erfolgt ſei. Dies

ſchweigen, daß ich bezüglich der von den damit befaßt
iſt unrichtig. Keine Poſtverwaltung des Weltpoſtvereins

geweſenen Verteidigern ausführlich mitgeteilten Fälle
haftet für Verluſt oder Beſchädigung eines gewöhnlichen

von Verurteilung Unſchuldiger den Eindruck habe, als
Briefes .

ob die Schilderung bisweilen nicht ganz ſachlich und
Regeneburg. Oberpoſtinſpektor Korzendorfer.

aftenmäßig ſei . Au das hindert mich aber nicht, die

Vorzüge des Alsbergichen Buches und ſeines Strebens Helmolts Weltgeſchichte. Zweite, neu bearbeitete und

nach Befreiung der Wiederaufnahme von den ihr auf- vermehrte Auflage, herausgegeben von Dr. Armin

erlegten Feſſeln anzuerfennen (vgl. auch Recht 1913 Tille. Mit etwa 1000 Abbildungen im Tert, 400 Ta

S. 306 ); wer etwas erreichen und durchießen will, muß feln in Farbendruđ, Aeßung und Holzſchnitt ſowie

unter Umſtänden gelegentlich übertreiben . Der Ver 100 Karten . Verlag des Bibliographiſchen Inſtitutes

teidiger Ulsberg iſt hier zum Ankläger unſeres heutigen Leipzig . 10 Bände in Halbleder gebunden zu je

Strafprozeſjes geworden, und Anfläger halten ſich
MI. 12.50.

auch nicht immer von Uebertreibungen und Einſeitig- Wenn auch heute dem Juriſten mit Hecht die wirts

feiten frei . ſchaftlichen Vorgänge der Gegenwart das Wichtigſte

1
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find, ſo darf er doch ſich dadurch nicht abhalten laſſen, machen . Seine Grundanſchauungen hat er in ſeinem

allenthalben die geſchichtliche Entwidlung feſtzuſtellen. Buche Schuld und Sühne (vgl. Jahrg.1911 S.490 f.

Es iſt nötig, das zu betonen . Darum darf auch dem dieſer Zeitſchrift) dargelegt. Der Bortrag iſt jedoch

Juriſten, der auf der Höhe bleiben und ſich den Üeber- feine bloße Wiederholung jener Darlegungen , ſondern

blid bewahren will, das Studium deroben angeführten enthält eine Reihe neuer Argumente, insbeſondere

neuen Auflage von Belmolts Weltgeſchichte empfohlen gegen das moderne Schlagwort: „ Erziehung ſtatt

werden . Denn die Beſonderheit dieſer, nebenbei bes Strafe“, gegen die grundſäßliche Bewilligung einer

merkt, auch in einer engliſchen Ausgabe und ruſſiſchen Bewährungsfriſt nach dem erſten Delikt und für die
Ueberſegung verbreiteten Weltgeſchichte beſteht darin , Einrichtung beſonderer Jugendgefängniſſe und einer

daß ſie ſich nicht mit der ſonſt üblichen hiſtoriſchen ernſthaften Arbeitstherapie 2c. Dienachſichtige, lare

Darlegung von Geſchehniſſen vom europäozentriſchen Behandlung des erſten Straffalles hat das charaktes

Standpunkt aus begnügt, ſondern auf den Spuren von riſtiſche Wort geprägt, daß ein Delift ſtraffrei ſei ,

3. G. Eichhorn, Karl Ritter und vor allem Friedrich und die Scheu vor dem erſten Delikt, den wirtſamſten

Rakel die geographiſche Anordnungund die ethno- prophylaktiſchen Faktor, vielfach zerſtört (S. 16 f.) .

geographiſche Betrachtungsweiſe wählt. Selmolt ver: Mit Recht wendet ſich Verfaſſer auch gegen die ges

wertete die geographiſche Anordnung nicht bloß in danfenloſe Idee des unbeſtimmten Strafurteils " als

der Schilderung von Boltsgeſchichten, ſondern auch Beiſpiel verwirrender Vermiſchung von Straf: und

in der Kennzeichnung von Kulturkreiſen und überhaupt Erziehungsprinzip (S. 23 ff.). „Der Jugend imponiert

von wechſelſeitiger Beeinfluſſung der Völker. Darum nur die ſtrenge und präziſe Gerechtigkeit – im unbes

beſchräntt fich feine Weltgeſchichte nicht auf die ſog. ſtimmten Strafurteil würde ſich ihr ethiſches Empfinden

Kulturvöller; ſie ergreift auch die auf relativ niedriger gar nicht zu orientieren wiſſen “ (S. 26 ). S. 39 ff. find

Stufe ſtehen gebliebenen Völfer, die untergegangenen die zu dem Vortrag aufgeſtellten Beitfäße abgedrudt,

wie die heute noch vorhandenen . So iſt die Welt- die einen raſchen Ueberblid über ſeinen in einer kurzen

geſchichte eine auf Geographie und Ethnographie auf- Beſprechung taum anzudeutenden Gedankenreichtum

gebaute Kulturgeſchichte. gewähren .

Danach genügt es wohl, noch zu erwähnen : der Münden. Dr. Doerr.

1. Band der neuen Auflage bietet nach einem Ueber

blid über die Geſchichte der Weltgeſchichtsſchreibung Simon, Dr. F., Die Schadenserſaßanſprüche

von dem neuen Herausgeber Dr. Armin Tille eine mit
bei Störperverleßung und Tötung im

Freuden zu begrüßende Urgeſchichte der Menſchheit von 3weitampf. Beft IV der von Kilch herausge

dem Münchener Geheimrat Dr. Johannes Hanfe und gebenen Zivilrechtlichen und prozeßrechtlichen Ab
ſodann aus der Feder der berufenſten Sachfenner, handlungen. XIu. 73 S. Straßburg 1913 , Berlag
jedoch aus dem oben entwidelten einheitlichen Geiſte von Karl J. Trübner. Mr. 2.-.

nach annähernd gleichen , formed beſtimmten Grund

fäßen, eine bis zur Neuzeit fortgeführte Geſchichte der
Die Schrift, eine Straßburger Doktorarbeit, bes

oſtaſiatiſchen Reiche, einſchließlich Hochaſiens und Si
handelt dasſelbe Thema, das vor ihr Gröber zum

biriens und Jndoaſiens, und endlich einen Ueberblick
Gegenſtande feiner gleichnamigen Diſſertation ( Ern

über die geſchichtliche Bedeutung des indiſchen Djeans .
langen 1907) gemacht hat, dringt aber mehr als dieſe

in die Tiefe.
Jena. Rechtbanwalt Dr. Dödel.

Dr.

Reichel, Gand, Profeſſor an der Univerſität Zürich ,

Schaefer, Dr. 5. , Allgemeine gerichtliche Biy- Die Mätierproviſion. X u. 279 Š. München

chiatrie für Juriſten,Mediziner, Pädagogen. Zweite, 1913, C. $. Beciche Verlagsbuchhandlung. Mr.8.-.

vermehrte Auflage. 271 S. Berlin 1914, Ernſt Sof- Berfaſſer behandelt in überaus gründlicher Weiſe

mann & Co. Mf. 3.- .
die Vorausſeßungen für den Anſpruch des Mällers

Von dem im Jahrgang 1910 S. 222 f. dieſer Zeit: auf Proviſion und damit, über das im Titel des Buches

ſchrift undin KritVJSchr. für Geſekgebung und Rechts
bezeichnete eigentliche Thema hinausgehend, den Mats

wiſſenſchaft Bd. 50 S. 170 f. beſprochenen Buch iſt lervertrag überhaupt. Das deutſche Hecht ſteht zwar

ſoeben die in der Şauptſache, auch in der Anordnung
im Mittelpunkte der Betrachtung; aber auch das öſter

und Behandlung des Stoffes unverändert gebliebene reichiſche und ſchweizeriſche iſt berüđſichtigt. Theorie

Neuauflage erſchienen . Hinzugekommen ſind bloß die
und Praris fommen gleichmäßig auf ihre Rechnung.

Abſchnitte über $ albwachzuſtand und pathologiſche Münden . Dr. Doerr.

Mauſchzuſtände (S. 151 ff., 167 ff .), wodurch derUms

fang des Buches, das leider immer noch des Sacre- Reger, A., Mat des K. Verwaltungsgerichtshofs. Hand

giſters entbehrt, um 15 Seiten gewachſen iſt. Einer ausgabe des bayeriſchen Geſekes über die öffent
dritten Auflage wäre eine ſorgfältigere Durchſicht zu liche Armen- und Krankenpflegevom 29.April

wünſchen. S. 265 iſt das Datum 28. Juli 1908 richtig 1869 in der Faſſung der Bet. vom 30. Juli 1899.
zu ſtellen.

Siebente durchgeſehene und ergänzte Auflage. Ans
München . Dr. Doerr. bach 1913, C. Brügel & Sohn. Geb. Mt. 3.60.

Ueber den Wert und die Bedeutung dieſes Werk

Foerſter, Fr. W., Profeſſor der Pädagogik an der Uni :
chens iſt kein Wort zu verlieren ; dafür ſprechen der

verſität Wien (fünftig in München ), Strafe und
Name des Herausgebers und die Tatſache, daß es ſchon

Erziehung. Vortrag, gehalten auf dem Dritten
in ſiebter Auflage erſcheint. Wenn auch dem bayeriſchen

deutſchen Jugendgerichtstag in Franffurt a. M.
Armengeſeße vorausſichtlich nur noch eine kurze Bebens

Zweiter, unveränderter Abdruc. 41 S.München 1913, dauer beſchieden ſeinwird,ſo iſt es doch zu begrüßen,

C. Ø. Bedſche Verlagsbuchhandlung.
daß der Verlag noch eine zuſammenfaſſende Bearbeitung

des geltenden Armengeſeßes veranlaßt hat. Das Aus

Die Schrift iſt der im weſentlichen unveränderte führungsgeſeß zum Unterſtüßungswohnſikgeſetz muß

Abdruď des vom Verfaſſer auf dem Jugendgerichts- und wirdan das geltende Armengeſek anknüpfen. Für

tage zu Frankfurt a.M.im Oktober 1912 gehaltenen jeden, der ſich mit dem Armenrecht zu befaſſen hat,

Referats . Da das pädagogiſch - juriſtiſche Thema weite wird es dann angenehm ſein , ein Werkchen zu beſißen,

Areiſe beſchäftigt, will fie Verfaſſer auf gefährliche Ein- das eine vollſtändige und verläſſige Ueberſicht über

ſeitigkeiten undUnzulänglichkeiten in der neueren Praris das vergangene, aber trotzdem noch weiter wirfende

gegenüber jugendlichen Delinquenten aufmerkſam Recht bietet . W.

1
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Gefeßgebung und Verwaltung.

Heinsheimer, Dr. A.,Profeſſor. Praktiſche Uebungen | Reinhard, Baul, Landgerichtspräſident in Leipzig. Ge
imbürgerlichen Recht. 2. vermehrte Auflage. ſeg über die 3 wang sv e r ſteigerung und

89. VIII, 166 S. Berlin 1913, Otto Liebmann. die 3 w angsverwaltung vom 24. März 1897

tart. Mt. 3.50. nebſt dem Einführungsgeſeße (Faſſung vom 20. Mai

Eine Sammlung kleiner, teils der gerichtlichen 1898 ). Vierte Auflage. IX , 481 S. Leipzig 1913,

Praxis, teils dem wirklichen Rechtsleben entnommener Roßbergſche Verlagsbuchhandlung (Arthur Roßberg).

Fälle, die zunächſt für den Studierenden beſtimmt auch
Geb. MI. 7.50.

dem jungen Rechtspraktikanten für ſeine Weiterbildung Der Verfaſſer, der durch ſeinen großen, ſehr klar

auf dem Gebiet der Rechtsanwendung gute Dienſte leiſtet. geſchriebenen Kommentar zum ZwV6 . bekannt iſt, hat

S. ſeine kleinere, gedrängte Ausgabe wieder auf den

Wendler, Ernſt, Referendar. Die ſtrafrechtliche
neueſten Stand gebrachtund dadurch den Gerichten ein

Behandlung der Beteiligung Mehrerer
vortreffliches Hilfsmittel gegeben.

am Verbrechen undder Begriff der „Teil

nah me" . XII , 95 Seiten . Borna-Leipzig 1913,

Buchdruđerei Robert Noste.

Eine gwar gute, aber kaumNeues bietende Diſſer

tation, die zu denTeilnahmetheorien, insbeſondere gegen

die afgeſſoriſche Natur der Teilnahme, tritiſch Stellung

nimmt undangeſichts der Strafrechtsreform das Haupts Die Beſchäftigung von Hilføridhtern beim Reiche:
gewicht auf Erwägungen de lege ferenda legt. D.

gerichte. Nach § 134 GVG. dürfen an ſich Hilfsrichter

beim Reichsgerichte nicht zugezogen werden . Dieſer
Siebert, Dr. Theodor, Staatsanwalt in Danzig . Ben

Grundſaß wurde durch úrt . XII des Gef.betreffend die
dingte Strafausſekung nach der Allgem . Zuſtändigkeit des Reichsgerichts vom 22. Mai 1910
Verfügung vom 11. November 1912. Berlin 1913,

(RGB. Š . 767) durchbrochen . Der Reichskanzler wurde
A. v. Deders Verlag, G. Schend. 44 S. Gebd . Mt. 1.80. damals ermächtigt, bis zum 31. Dezember 1913 Hilfs

Die Schrift enthält die für die bedingte Straf- richter zur Erledigung der Geſchäfte der Zivilſenate

ausſegung oder die Bewilligung einer Bewährungs- einzuberufen . Dieſe Hilfsrichter dürfen nach dem in

friſt in Preußen geltenden Beſtimmungen mit kurzen Nr. 71 des ROBI. 1913 S. 779 verkündeten Gefeße

Erläuterungen zum praftiſchen Gebrauche . D. vom 8. Dezember 1913 noch bis zum 1. Juni 1914 be

ſchäftigt werden. Bemerkenswerter als das Gefeß ſelbſt

Unger, Dr. Mar, Der Selbſtmord in der Beur- iſt die dem Entwurfe (Bundesrats- Drucjache 82/1913)

teilung des geltenden Deutſchen Bürger- beigegebene Begründung. Sie zeigt, daß immer noch

lichen Rechts. VIII, 295 Seiten. Berlin 1913, feine durchgreifende Entlaſtung des Reichegerichts er

Carl þeymanns Verlag . Mt. 6.- . zielt worden iſt . Zwar ſind die Müdſtände in den

Das Buch behandelt nach einem furzen hiſtoriſch: Bivilſenaten im großen und ganzen beſeitigt. Auch

philoſophiſchen Abſchnitt, einer ethiſchen und rechtlichen find infolge der Entlaſtungsmaßregeln in Zivilſachen

Wertung des Selbſtmords im deutſchen Zivilrecht aus: die Reviſionen in der Zeit von 1909 bis 1911 von

führlich den privatrechtlichen Einfluß der Selbſttötung 4344 bis auf 3531 zurücgegangen, aber im Jahre 1912

j. B. auf beſtehende Schuldverhältniſſe oder im Familiens ſeßte ſchon wieder eine ſteigende Bewegung ein . Ferner

recht, ſowie das – dem Willen des Selbſtmorders ents macht ſich jeßt erneut eine übergroße Anſpannung der

ſprechende oder zuwiderlaufende Eingreifen Dritter, Straffenate bemerklich, die zu einer Vermehrung der
die Förderung oder Verhinderung eines Selbſtmords. Richterzahl führen wird. Zu der Beſeßung der neuen

Die ſich an dieſen knüpfenden Probleme des öffent- Stellen ſollen vor allem die am 1. Juni 1914 noch
lichen Mechts ( insbeſondere Verſicherungsrechts) werden vorhandenen Hilfsrichter verwendet werden.

zum Schluſſe dem Rahmen des Themas entſprechend
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nur kurz geſtreift.

Die Strafregifter. (Bekanntmachung vom 25. No,

Bleyer, J. , Sandgerichtsrat in München . Sammlung
vember 1913, JMBI.S.725). Indie Strafregiſter find auch

bayeriſcher Juſtiz- und Verwaltungs die militärgerichtlichen Berurteilungen aufzunehmen.

gefeße. 1. Bändchen : Juſtizgeſeße. Textausgabe Für ihre Mitteilung an die Strafregiſterbehörden gelten

mit Sachregiſter. VII, 512 Seiten . München 1913, aber beſondere Beſtimmungen (Bundesratsverordnung

C. 5. Dediche Berlagsbuchhandlung (Ostar Bed). $ 6 ). Hierzu hat dasKriegsminiſterium neueVollzugs:

Gebd . Mi. 2.80. vorſchriften mit der Bekanntmachung vom 12. Septem

Dieſe dankenswerte, geſchickt angelegte Sammlung
ber v.Jrs. ( StrVBI. S. 586 ) erlaſſen , in der die Belannts

gibt die gegenwärtige Faſſung der Geſeke genau wieder
machung der Staatsminiſterien der Juſtiz und des

und gewährt in Anmerkungen Aufſchluß über die Ent
Znnern über die Strafregiſter vom 12. Juli v . Jrs.

widlung . Bei dem zerfahrenen Stande der Geſeßgebung
(3MBI. S. 91 ) zur entſprechenden Darnatachtung bes

ſind ſolche Sammlungen ein ſehr brauchbarer Behelf.
kanntgegeben wurde. Die Befanntmachung des Ariegss

miniſteriums enthält außerdem die nötigen Anords

Noeſt, Dr. B. , Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Amtsgericht
nungen wegen der durch den Bundesratsbeſchluß vom

in Solingen , und 6. Plum, Rechtsanwalt beim Ober
17. April v. 3rs. eröffneten Möglichkeit der Löſchung

landesgericht in Köln . Die Reichsgerichts
von Strafen im Strafregiſter.

Die wichtigſten Vorſchriften dieſer Belanntmachung,

entſcheidungen in Zivilſachen. 80. Band.

XXIII , 190 Seiten . Berlin 1913, Karl Heymanns
die für die Juſtizbehörden nicht unmittelbar von Bes

Berlag . Broſch. Mt. 2.-, gebd . Mt. 2.50 .
deutung iſt, werden durch die Bekanntmachung des

Staatsminiſteriumsder Juſtiz vom 25. Novemberv. Jrs.
Wir verweiſen aufdie früheren Beſprechungen dieſer im Juſtizminiſterialblatt veröffentlicht.

müſſen insbeſondere wieder die gedrängten aber ſehr

lehrreichen Anmerkungen zu einzelnen Entſcheidungen Verantwortl . Herausgeber : Th . von der Pfordten,

gerühmt werden . K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum don J. So weißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin .

Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Inh . Arthur Sellier) München und Freiſing .

D.

***
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Senatspräſident von Bayr.

Ein Nachruf.

Von Georg Mahler, Rat am Oberſten Landesgerichte in München .

In der Nacht zum 8. Januar 1914 iſt der Senatspräſident des Oberſten Landesgerichts, Joſeph

von Payr, nach kurzem Leiden unerwartet aus einem arbeitsreichen Leben geſchieden .

Joſeph von Payr wurde am 7. Oktober 1814 in Pfaffenhofen a. d. Ilm geboren . Im Jahre

1869 legte er die Staatậprüfung ab. 1875 erhielt er ſeine erſte Anſtellung als funktionierender

Staatsanwalts-Subſtitut bei dem Bezirksgerichte in Straubing. Als Erſter landgerichtlicher Staats

anwalt wurde er im Jahre 1891 zur Dienſtleiſtung in das Staatsminiſterium der Juſtiz berufen,

wo er im Jahre 1893 zum Regierungsrat, 1896 zum Oberregierungsrat und 1898 zum Miniſterial:

rat befördert wurde. In dieſer Stellung oblag ihm insbeſondere die umfangreiche Geſchäftsaufgabe

der allgemeinen Dienſtaufſicht über die Strafrechtspflege. Zugleich führte er lange Jahre den Vorſik

in der Begnadigungskommiſſion. 1901 wurde er zum Generalſtaatsanwalt bei dem Oberſten Landes

gerichte befördert und 1906 zum Senatspräſidenten bei dieſem Gerichte ernannt.

Joſeph von Payr vereinigte mit einem klaren und ruhig abwägenden Verſtand einen Scharf

finn von eindringender Kraft. Er beherrſchte die verſchiedenen Zweige der Rechtswiſſenſchaft und

weite Gebiete des allgemeinen Wiſſens waren ihm vertraut. Offenen Auges verfolgte er die Er

ſcheinungen des Lebens, um ſie in ihrem Zuſammenhange zu erfaſſen und die unerläßliche Grund

lage eines ſicheren Urteils zu gewinnen. Nie ermüdete ſeine Schaffenskraft und Schaffensfreude.

Seine Pflichttreue iſt kaum zu übertreffen , ſie ließ ihn nicht raſten, als das todbringende Leiden ihn

bereits befallen hatte. Seiner reichen Lebenserfahrung entſprechend offenbarte von Payr als Richter

eine abgeklärte Denkweiſe. Nichts ſchien ihm mit den Aufgaben des Richters weniger vereinbar, als

das Haften an dem Buchſtaben des Geſeges. Alle Beſtrebungen, die Rechtſprechung in Ueberein

ſtimmung mit dem allgemeinen menſchlichen Empfinden und den Forderungen des Lebens zu bringen,

fanden ſeinen Beifall. Seine Bemühungen um die Förderung der Kriminaliſtit ſind weiteren Kretien

bekannt. Unter ſeinem Vorſiße wurde nicht eine Sache entſchieden , die er nicht zuvor aufs ſorgfältigſte

nach der tatſächlichen wie nach der rechtlichen Seite geprüft hatte. Manche die Adgemeinheit berührende

Frage, insbeſondere auf dem Gebiete des Polizeiſtrafrechis, verdankt in erſter Linie ſeiner umfaſſenden

Geſekeskenntnis und ſeinem Scharfſinn eine befriedigende Löſung . Nicht wenige Urteile gerade in

ſchwierigen und verwickelten Fällen ſind mit ſeltener Gründlichkeit und ſicherer Beweisführung von

ihm ſelbſt verfaßt . Sein fördernder Einfluß auf die Rechtſprechung des Straſſenats kann nicht von

bloß vorübergehender Bedeutung ſein .

Wie von Payr in der Erfüllung ſeiner Berufspflichten gegen ſich ſelbſt unerbittlich ſtreng war, ſo er:

wartete er auch von anderen, daß ſie die volle Kraft für die Aufgaben des Berufs einjeßen . Er war aber

ein Vorgeſekter von unangreifbarer Gerechtigkeit und vornehmer Geſinnung und erwarb ſich durch ſeine

Offenheit und natürliche Liebenswürdigkeit auch im dienſtlichen Verkehr allgemeine Hochſchäßung.

Als Schriftſteller iſt er u . a . wiederholt mit gelegentlichen Abhandlungen in dieſer Zeitſchrift hervorge

treten. In allen ſeinen Schriftwerken war er auf eine jorgfältige Behandlung der Sprache beſonders bedacht.

Die bayeriſche Rechtspflege hat durch den Tod Joſeph von Payrs einen ſchweren Verluſt erlitten .
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Zur Frage der Unterſchriftsbeglaubigung oder Anerkennenden zu verſchaffen. In dieſem
Punft iſt alſo nach dem maßgebenden Reichsrecht

nach bayeriſchem Notariatsredte. kein Unterſchied zwiſchen den Pflichten des Urkund :

Bon Reichsgerichtsrat Gottfried Schmitt in Leipzig.
beamten bei der Beurkundung und bei der Be

glaubigung der Unterſchrift. Dagegen iſt bemerkens:

In der leßten Nummer des Jahrgangs 1913 der wert die Betonung der Pflicht zur Bezeichnungdeſſen ,

Blätterfür Rechtsanwendung unterzieht HerrRechts- der unterſchrieben oder anerkannt hat, im Beglau:

anwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburgi. B. die Frage bigungsvermerk. In dem Säßchen : „Der Vermerk:

der „ Beglaubigung der Unterſchrift unbekannter muß die Bezeichnung... enthalten “ liegtmehr, als

Beteiligter, insbeſondere in Bayern “, einer kriti: im erſten Augenblice hervortritt. Es liegtdarin
dhen Erörterung . Er beanſtandet, daß im Art. 35 der Gedanke, daß gerade dieſe Bezeichnung das

des bayeriſchen Notariatsgeſekes der § 176 Abſ. 3 Weſentliche an der Beglaubigung iſt, daß ohne

Saß 2 des Reichsgeſeßes über die Angelegenheiten ſie eine Unterſchriftsbeglaubigung im eigentlichen

der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf das Verfahren Sinne des Wortes und im Sinne des § 183 FGG.

bei der Beglaubigung von Unterſchriften für ent= | unmöglich iſt und nicht vorliegen kann . Die ſach

ſprechend anwendbar erklärt ift. Nach ſeiner Mei- liche Richtigkeit deffen iſt einleuchtend . Denn die

nung iſt dieſe landesrechtliche Vorſchrift nicht nur Beglaubigung einer Unterſchrift durch einen Richter

ſachlich ungerechtfertigt, ſondern auch im Wider- oder Notar iſt nichts anderes als die amtliche Feſt

ſpruch mit dem Reichsrecht und daher unverbindlich . ſtellung des Richters oder Notars , daß dieſe Unter

Ich bin entgegengeſekter Meinung und jebe ſchrift von der Perſon berrührt , als deren Unter:

mich mit Rückſicht auf meine Beteiligung an dem ſchrift fie abgegeben iſt und ſich darſtellt. In dieſer

Zuſtandekommen der Vorſchrift des Art. 35 zur amtlichen Feſtſtellung erſchöpft ſich die Beglaubi

Gegenäußerung veranlaßt , nicht wegen der prat- gung der Unterſchrift. Hiernach wird deutlich, warum

tiſchen Bedeutung der Frage , die in Wirklichkeit das Geſek über die Angelegenheiten der freiwilligen

nur ſehr geringfügig iſt und Joſefs Angriff wohl Gerichtsbarkeit, das in ſeinem zehnten Abſchnitt

nicht deranlaßt hat, ſondern aus dem Grunde, lediglich die gerichtliche und notarielle Beurkundung

weil es nicht den Anſchein haben darf, als halte von Rechtsgeſchäften und die gerichtliche und notarielle

ſich die bayeriſche Geſekgebung nicht innerhalb der Beglaubigung von Unterſchriften und Handzeichen

Grenzen, die ihr durch das Reichsrecht gezogen ſind, reichsrechtlich regelt, zwar für die Beurkundung im

und weil es nicht dazu kommen ſoll, daß das Ver- $ 176 Abſ. 3 Šaß 2 vorſchreibt:

trauen der Beteiligten in die Gültigkeit der Ge- „Kann der Richter oder der Notar ſich über

ſeße geſchwächt wird . Eine Gegenäußerung ſcheint die Perſönlichkeit der Beteiligten Gewißheit nicht

mir auch um deswillen um ſo nötiger, weil die verſchaffen , wird aber gleichwohl die Aufnahme

bayeriſche Juſtizverwaltung erſt in allerjüngſter der Verhandlung verlangt, ſo ſollen der Sach

Zeit die Geſchäftsordnung für die Notariate er: verhalt und dasjenige, was zur Feſtſtellung der

neuert und dabei die dem Art . 35 des Notariats: Perſönlichkeit beigebracht worden iſt, in das

geſeßes entſprechende Vorſchrift des 8 206 Abſ . 3 Protokoll aufgenommen werden“

der alten Geſchäftsordnung ſachlich unverändert aber im 8 183 davon abſieht, eine ähnliche Vor

in den § 233 der neuen Geſchäftsordnung über ſchrift für den Fall der Beglaubigung einer Unter

nommen, ſich alſo neuerlich zu derſelben Rechts : ſchrift oder eines Handzeichens zu geben . In

anſchauung bekannt hat, die Joſef als irrig und deder Feſtſtellung des Notars oder des Richters,

dem Heichsrecht zuwiderlaufend anficht. Und nun daß jemand, von deſſen Perſönlichkeit er ſich keine

zur Sache! Gewißheit habe verſchaffen können, vor ihm die

Nach § 176 Abſ. 3 FGC.ſoll das gericht- | Unterſchrift abgegeben oder anerkannt habe, würde

liche oder notarielle Protokoll über die Beurkun : eben keine Beglaubigung der Unterſchrift im

dung eines Rechtsgeſdhäfts eine Angabe darüber eigentlichen Sinne des Wortes, ſondern eine Ab:

enthalten, ob der Richter oder der Notar die Beslehnung der Beglaubigung unter Vornahme einer

teiligten fennt, oder,ſofern dies nicht der Fall iſt, anderen Feſtſtellung liegen und , da das Reichs

in welcher Weiſe er ſich Gewißheit über ihre Per- geſeß nur die Beglaubigung der Unterſchriften im

ſönlichkeit verſchafft hat . Hieraus ergibt ſich der eigentlichen Sinne des Wortes zum Gegenſtande

Saß : „ Der Richter oder Notar iſt verpflichtet, ſich ſeiner Regelung gemacht hat, 10 hatte es hierſo

vor der Beurkundung Gewißheit über die Perſön: keinerlei Veranlaſſung zu einer Vorſchrift im Sinne

lichkeit der Beteiligten zu verſchaffen .“ Bezüglich der des § 176 Abj . 3 Sat 2 .

Beglaubigungvon Unterſtrijtenjdhreibts 153 FGG. In all dem ſtimmt Herr Rechtsanwalt Dr. Jojeſ

vor, daß der Beglaubigungsvermert die Bezeichnung mit mir wohl überein. Unſere Wege trennen ſich

desjenigen enthalten muß, der die Unterſdıriſt erſt von nun an . Er ſcheint zu meinen , daß es

vollzogen oder anerkannt hat . Hieraus ergibt ſich im Sinne des Art . 35 des bayer. NotG . liege, zu

ebenjalls ohne weiteres die Verpflichtung des Rich) beſtimmen :

ters oder Notars, fich vor der Beglaubigung Ge- ,, Der Notar fann in Bayern die Echtheit

wißheit über die Perſönlichkeit des Unterſdreibenden einer Unterſchrift im Sinne des § 183 FGG.
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auch dann beglaubigen , wenn er ſich von der laſſen . Dies ſoll ihn aber nicht hindern, unter

Perſönlichkeit deffen , der ſie vor ihm abgibt Abſtandnehmen von ſolcher Beglaubigung auf

oder anerkennt, keine Gewißheit verſchaffen kann. Wunſch der Beteiligten den Hergang ſo feſtzu:

Er hat in folchem Falle, wenn auf der Be- ſtellen, wie es $ 176 FOG. für den ähnlichen

glaubigung beſtanden wird , im Sinne des § 176 Fall bei der Beurkundung vorſieht!“

Abſ. 3 Saß 2 FGG. zu verfahren . Die Be: So verſtanden verſtößt die Vorſchriftweder gegen

glaubigung hat dann alle Wirkungen einer ge- den Begriff der Unterſchriftsbeglaubigung noch gegen

richtlichen oder notariellen Beglaubigung im das Reichsrecht. Fraglich kann nur ſein , ob für

Sinne des § 183 FOG . fie ein Bedürfnis beſteht. Die bayeriſche Staats

Sofern Herr Dr. Joſef den Art. 35 dahin regierung hat dieſes Bedürfnis jederzeit ſehr ge

auslegt , tauſcht er ſich über Sinn und Tragweite ring eingeſchäßt, ſie ſeßt im § 233 (206) der Ge

des bayeriſchen Geſeßes . Das bayeriſche Notariats: ſchäftsordnung ausdrüdlich voraus, daß der Notar

geſetz iſt keineswegs nur Ausführungsgeſeß zum eine ſolche Feſtſtellung in der Regel als nuklos

FO3., ſondern darüber hinaus beſtimmt, auf den ablehnen werde, ſieht aber andrerſeits bei der Not:

nicht unmittelbar vom Reichsrecht erfaßten Gebieten wendigkeit der Wahl zwiſchen Zulaffen, Zweifel

die geſamte Amtstätigkeit der bayeriſchen Notare haftlaffen und Verbieten auch keinen hinreichenden

zu regeln. Die Vorſchriften des Notariatsgeſeßes Anlaß zu einem Verbot .

dürfen darum nicht ohne weiteres als Ausführungs- Daß mit Art. 35 des Notariatsgefeßes endlich

und Ergänzungsvorſchriften zum FGG. beurteilt nicht beabſichtigt ſein kann, wie HerrRechtsanwalt

werden , ſondern es iſt ſtets auch zu erwägen , ob ſie Dr. Joſef argwöhnt, den Perſonen, die Anſpruch

nicht ein Gebiet zum Gegenſtand haben, das außer auf eine öffentlich beglaubigte ſchriftliche Erklärung

halb des Rahmens des Reichsrechte liegt . Um ein haben , zuzumuten, daß fie ſich mit einer ſo be:

ſolches Gebiet aber handelt es ſich gerade hier. Das glaubigten, d . h . in Wirklichkeit nicht beglaubigten

FOG. erfaßt von den notariellen Geſchäften nur Unterſchrift begnügen , ergibt fich aus dem Vor

die Beurkundung von Rechtsgeſchäften und die Beſtehenden wohl von ſelbſt. Auch in dieſer Beziehung

glaubigung von Unterſchriften und Handzeichen. / find alſo die erhobenen Bedenken unbegründet.

Es läßt die Beurkundung von Rechtsgeſchäften zu ,

auch wenn der Notar nicht imſtande iſt, ſich über

die Perſönlichkeit der BeteiligtenGewißheitzu ver: Bayeriſche Eigenarten im Vormundſchafts.
ſchaffen , es läßt die Beglaubigung d. h . die Bes

ſtätigung der Echtheit der Unterſchrift, nicht zu , weſen.

wenn der Notar fich über die Perſönlichkeit des
Bon Amtsrichter Matthias Mayr in München.

Unterzeichnenden oder Anerkennenden keine Gewiß

heit verſchafft hat. Darüber aber, ob ein Notar, der Das BGB. hat dem Deutſchen Reiche auch auf

pflichtgemäß die Beſtätigung der Echtheit der Unter: dem Gebiete des Vormundſchaftsweſens die Rechts:

ſchrift verweigert, berechtigt iſt, den Hergang bei einheit gebracht. Abgeſehen von rein formellen

dieſer Verweigerung feſtzuſtellen , enthält dag Reicha: Verſchiedenheiten in der Aktenführung ſollten ſonach

recht keinerlei Beſtimmung. Es kann nicht aner- im ganzen Deutſchen Reiche die Vormundſchafts:

kannt werden , daß das FGG. ſtillſchweigend ſachen völlig gleich behandelt werden. Von dieſer

nämlich durch ſein Stillſchweigen bei g 183 im idealen Rechtseinheit ſind wir aber in Wirklichkeit

Gegenſaße zu ſeinem Reden bei 8 176 — die Feſt: noch recht weit entfernt. Wenn man öfter Vor

ſtellung verbiete. Denn alle notarielle Tätigkeit, mundſchaftsakten verſchiedener deutſcher Bundes

die nicht Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts, nicht ſtaaten in die Hand bekommt, kann man die größte

wirkliche Beglaubigung einer Unterſchrift oder eines Mannigfaltigkeit nicht bloß in nebenſächlichen Punt:

Handzeichens iſt, liegt jenſeits des Gebiete, das ſich ten , ſondern auch in grundlegenden Fragen des

das FGG. gewählt hat, liegt in dem Gebiete, daß Vormundſchaftsweſens beobachten. So habe ich.

das Reichsrecht dem Landesrecht überlaſſen hat. In um hier nur ein Beiſpiel herauszugreifen, aus

dieſem Rahmen iſt dann auch die Vorſchrift des württembergiſchen Vormundſchaftsakten erſehen ,daß

Landesrechts berechtigt und in dieſem iſt ſie zu ver- dort beim Tode eines Vaters oder einer Mutter

ſtehen . Art. 35 des Notariatsgeſeķes enthält, ſoweit immer ſogleich eine Pflegſchaft für die minder

er den § 176 Abſ.3 Saß 2 für anwendbar erklärt , in jährigen Kinder angeordnet wird, um zu prüfen ,

Wirklichkeit nichts anderes als folgende Gedanken : ob nicht die Auseinanderſeßung mit dem überleben:

„ Rann der Notar, der um Beglaubigung einer den Elternteil zu begehren ſei. Bei unswird be

Unterſchrift angegangen wird , ſich von der Per- kanntlich keine Pflegſchaft eingeleitet, wenn der Vater

ſönlichkeit deffen, der die Unterſchrift abgibt oder oder die Mutter erklärt, in Erbengemeinſchaft mit

anerkennt, keine Gewißheit verſchaffen , ſo kann den Kindern bleiben zu wollen .

er nach der Naturder Sache und nach § 183. Auch die Praxis der bayeriſchen Vormund
FGG. die Echtheit der Unterſchrift nicht feſtſtellen, ſchaftsgerichte zeigt viele Eigenarten , die in anderen

die Beglaubigung nach § 183 FGG. nicht vor : deutſchen Bundesſtaaten unbelannt ſind . Zum Teil

nehmen, ſondern muß dieſe Beglaubigung unter: beruhen dieſe Eigenarten auf Vorſchriften unſerer

-
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Vormundſchaftsordnung vom 19. Januar 1900 Berechtigung durch die Tatſache, daß die Aufſichts

(FMBI. S. 181 ff.), die fich ziemlich weit in das tätigkeit des Gerichts bei uns um nichts geringer

Gebiet desmateriellen Rechts begeben hat, zum iſt ſelbſt in den Fällen, wo wirklich ein Gegen:

Teil find fie auf das Feſthalten an dem früheren vormund beſtellt iſt.

Rechtszuſtande zurüdzuführen, dem gegenüber ſich Gleichwohl iſt die bayeriſche Praxis mit dem

oft das neue Recht nicht einleben konnte. Gefeß (8 1792 BGB.) nicht in Einklang zu bringen.

Die folgenden Ausführungen wollen nur einige | Allerdings läßt § 1792 BOB. dem Ermeſſen des

der wichtigſten und auffälligſten bayeriſchen Eigen : Vormundſchaftsgerichts einen weiten Spielraum ;

arten auf dem Gebiete des Vormundſchaftsrechts er ermächtigt ihn aber nicht, die geſebliche Regel

darſtellen und ihre Berechtigung prüfen . in das Gegenteil umzuwandeln. Der Mündel hat

1. Der Gegenvormund.
ein geſeßliches Recht auf den verſtärkten Schuß,

den der Gegenvormund nach 8 1799 BOB. bieten

Nach 8 1792 BOB . kann neben dem Vormund foll. Im Hinblic auf § 1818 BOB. wäre dem

ein Gegenvormund beſtellt werden. Ein Gegen: bayeriſchen Vormundſchaftsrichter daher anzuraten,

vormund ſoll beſtellt werden , wenn mit der Vor: zum Mindeſten bei neu anfallenden Vormund:

mundſchaft eine Vermögensverwaltung verbunden ſchaften immer gewiſſenhaft die Frage zu prüfen ,

iſt, es ſei denn , daß die Verwaltung nicht erheblich ob nicht ein Gegenvormund zu beſtellen ſei .

oder daß die Vormundſchaft von mehreren Vor

mündern gemeinſchaftlich zu führen iſt.
2. Fürſorge und Aufſicht des Vormund

Beſikt ein Mündel Vermögen , ſo ſollte hier:
ichaftsgerichts.

nach die Beigabe eines Gegenvormunds die Regel Das Vormundſchaftsgericht hat über die ge

ſein ; nur bei einfachen Vermögensverwaltungen ſamte Tätigkeit des Vormunds und des Gegen

dürfte davon abgeſehen werden . In Bayern da: vormunds die Aufſicht zu führen und gegen Pflicht:

gegen bildet die Beſtellung eines Gegenvormunds widrigkeiten durch geeignete Gebote und Verbote

eine ſelteneAußnahme. ) Auch beiganz erheblichen einzuſchreiteneinzuſchreiten — 8 1837 BOB. Es hat insbeſondere

Vermögensverwaltungen vermißt man meiſtens den die Rechnung des Vormunds zu prüfen - 8 1843

Gegenvormund . Die Gründe , warum ſich dieſe Ein- BOB. Zum eigenen Sandeln für den Mündel

richtung bei uns nicht einbürgern konnte, dürften iſt es nur in den Fällen des § 1846 BGB. befugt .

im weſentlichen folgende ſein : Das BOB. beruht hiernach auf dem Grundlage

Die umfangreichen Ueberleitungsarbeiten beim der Selbſtändigkeit des Vormunds. Diejer iſt

Intrafttreten desBOB. mögen eine genaue Prüfung der geſeßliche Vertreter des Mündels ; er hat alles

der einzelnen Akten unter dem Geſichtspunkte des zu tun , was im Intereſſe des Mündels zu tun iſt.

8 1792 BOB. beeinträchtigt haben . Damals hätte Und wenn er etwas tut , was nicht pflichtwidrig

den Vormündern unter Hinweis auf das neue Recht iſt, muß ihn das Vormundſchaftsgericht gewähren

die Notwendigkeit der Beſtellung von Gegenvor: laſſen und darf ihm keine gegenteiligen Anweiſungen
mündern begreiflich gemacht werden können . War geben , mag auch die Handlungsweiſe des Vormunds

aber dieſe Gelegenheit einmal verpaßt, jo wurde vielleicht nach Anſicht des Vormundſchaftsgerichts

und wird die Beigabe eines Gegenvormunds meiſt nicht zweckmäßig ſein. Das ſchließt ſelbſtverſtändlich

als Mißtrauen, häufig ſogar als Kränkung emp- nicht aus , daß der Vormundſchaftsrichter dem Vor:

funden. Dieſe Verkennung des Weſens der Gegen : mund an die Hand zu gehen und ihn nach beſtem
vormundſchaft beſteht auch heute noch und jeder Wiſſen und Gewiſſen zu unterſtüßen hat (8 12 der

Vormundichaftsrichter wird beſtätigen, mit welchen bayeriſchen Vormundſchaftsordnung ).

Schwierigkeiten in dieſer Hinſicht gekämpft werden Aber die bayeriſche Praris geht m. E. hierin

muß. Meiſt wird der Gegenvormund als ein über: viel zu weit . Der bayeriſche Vormundichaftsrichter

flüſſiger Ballaſt betrachtet, der die Verwaltung nur „ regiert “ zu viel . Er jest nicht ſelten ſeine Meinung3

hemmt und erſchwert. Der tiefere Grund hierfür gegen die Anſicht des Vormunds durch und erteilt

liegt in einer anderen bayeriſchen Eigenart, die dem Vormund bindende Aufträge in Fällen ,

unter 2 erörtert werden ſoll, nämlich in der In: wo er ihm höchſtens einen Rat geben ſollte. Die

tenſität der Aufſicht und Tätigkeit der bayeriſchen protokollariſchen Erklärungen der Vormünder in

Vormundichaft&gerichte, die über den Rahmen des den Atten ſind in vielen Fällen nicht Willens:

Reichsrechts weſentlich hinausgeht. Man kann eben erklärungen der Vormünder , ſondern des Richters,

nicht recht einſehen , warum zwiſchen Vormund und der den Vormund das und das erklären läßt “.

Vormundſchaftsgericht noch eine Zwiſchenperſon ein : Weitverbreitet in Bayern iſt auch das eigene

geſchoben werden ſoll, wo doch ſchon das Vormunda Handeln des Vormundſchaftsgerichts an Stelle des

ſchaftsgericht ſich um jede Kleinigkeit kümmert und Vormunds. Alles macht der Vormundſchaft&richter .

alle einzelnen Maßnahmen des Vormunds über : Er erkundigt ſich nicht nur nach dem Aufenthalt

wacht. Dieſe Empfindung gewinnt eine gewiſſe Zahlungsjäumiger Kindsväter, ſondern ſchreibt

ihnen auch Mahnbriefe, er wendet ſich an die
1) Nach der Bayeriſchen Juſtizītatiſtik für 1912 wurden

nur in 29 von 33 978 angefallenen Vormundichaften Armenpflege um Unterſtüßung, wenn der Mündel

Gegenvormünder beſtellt. hilfsbedürftig iſt, fündet im Namen des Vor:!!
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munds" Forderungen uſw. Und nun gar, wenn jeweiligen Bedarf beſtimmt, ſo daß Streit hierüber

dem Mündel irgendwo eine Erbſchaft anfällt oder unter den Beteiligten abgeſchnitten iſt. Endlich

ſonſtiger Vermögenserwerb in Ausſicht ſteht. Da bildet das Unterhaltsübereinkommen in der Regel
lieft man nicht ſelten , daß der Vormund gleich einen ſofort vollſtreckbaren Titel .

von vorneherein dem Vormundſchaftsgericht Voll: Anderſeits hat aber die bayeriſche Behandlung

macht erteilt, alle „ geeignet erſcheinenden “ Schritte der Unterhaltsfrage in der Praxis bedenkliche Nach:

in dieſer Sache zu unternehmen. Und der Vor- | teile gezeitigt. Die vertragsmäßig feſtgelegte Unter

mundſchaftsrichter unternimmt alle ihm geeignet haltsrente iſt 16 Jahre lang unabänderlich. Auch

erſcheinenden Schritte, ohne zu bedenken , daß er bei einer noch ſo einſchneidenden Veränderung der

damit gegen den oberſten Grundſatz des Vormunds Verhältniſſe find Kind und Vater an die verein

ſchaftsrechts verſtößt, und ohne zu bedenken , daß barte Rente gebunden (vgl. im Gegenſaß hierzu die

er damit den Vormund ſeiner Verantwortlichkeit durch Urteil feſtgelegte Rente, § 323 3PO .). Zahl

(8 1833 BGB .) entbindet und ſeine eigene Haftung reich ſind hierüber die Klagen von Kindsmüttern

ins Ungemeſſene ſteigert. und Vormündern. In München insbeſondere , wo

Die Gründe für dieſe bayeriſche, dem Reichs ſich die Lebensverhältniſſe in den lezten Jahren ſo

recht fremde Praxis dürften auch überwiegend in verteuert haben , ſind die Klagen ſehr lebhaft. Hier

dem Feſthalten an dem früheren Rechtszuſtande zu wurden noch vor 8 und 10Jahren häufig Unter

ſuchen ſein . Es darf nicht wundernehmen, wenn haltsrenten von 8 und 10 Mt. monatlich mit

dabei die Vormünder ſich nie an Selbſtändigkeit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verein

gewöhnt haben und es als ganz natürlich betrachten, bart, und mit dieſen Beträgen ſollen jeßt Kinder

wenn der Obervormund" alles macht. - Und im Alter von 8 und 10 Jahren erzogen werden ;

es wird allerdings eine ſaure Arbeit ſein, die Vor- dies iſt geradezu unmöglich. Noch geringere Unter:

münder zur Selbſtändigkeit zu erziehen. DieſeDieſe haltsbeträge wurden und werden heute noch vielfach

Arbeit muß aber geleiſtet werden, ſoll nicht noch bei ländlichen Amtsgerichten vereinbart. Der Zug

in hundert Jahren unſere alte Obervormundichaft nach der Großſtadt bringt aber mit ſich, daß viele

beſtehen. — Sorgfältige Auswahl der Vormünder der ländlichen Kindsmütter ſich in den Städten

bei ſchwierigen Sachen , Beigabe von Rechtsanwälten verheiraten und ihre vorehelichen Kinder mitnehmen.

als Vertreter bei verwickelten Angelegenheiten dürfte Auch in dieſen Fällen ſtellen ſich dann bald die

zunächſt das wirkſamſte Mittel zur Beſſerung ſein . Klagen über die niedrigen Alimente ein.

Die Angſt davor, dem Mündel durch Aufſtellung Dieſen Mißſtänden kann nur dadurch abgeholfen

von Rechtsanwälten Koſten zu verurſachen, verſtehe werden , daß bei jedem Unterhaltsübereinkommen

ich nicht. Warum ſollte ein Mündel hierin beſſer der Vorbehalt der Erhöhung der Unterhaltsrente

geſtellt ſein als ein Volljähriger, der eine ſchwierige gemacht wird. Das iſt früher faſt nie geſchehen und

Rechtsangelegenheit zu beſorgen hat ? geſchieht auch auf dem Lande heute noch ſelten .

Häufig ſind allerdings die Rindsväter nicht zu

3. Das Unterhaltsübereinkommen.
bewegen, ihr Einverſtändnis mit einem ſolchen

Die Unterhaltspflicht des Vaters eines unehe: Vorbehalt zu erklären . In dieſen Fällen halte ich

lichen Rindes beruht auf Gefeß. Die Leiſtungen e$ für beſſer, überhaupt kein Unterhaltsüberein:

des Rindspaters haben ſich nach dem jeweiligen kommen zu treffen , ſondern nur das Vaterſchafts

Bedarf zu richten. Eine Abmachung des Rinde bekenntnis zu beurkunden und im übrigen abzu

vaters und des Vormunds über den Unterhalt iſt warten , wie der Kindsvater ſeine Unterhaltspflicht

Sache freier Vereinbarung und bedarf der Ge: erfüllt.

nehmigung des Vormundſchaftsgerichts – $ 1714
BOB . Ein Zwang, einen ſolchen Vertrag zu

ſchließen , kann nicht geübt werden .
Gind verkündete amtsgerichtliche Beſchlüſſe

Nach der Bayeriſchen Vormundſchaftsordnung

hat das Vormundſchaftsgericht entiprechend dein im Parteibetrieb oder von Amts wegen
früheren bayeriſchen Rechtszuſtande darauf hinzu: zuzuſtellen ? ')
wirken , daß ein Unterhaltsübereinkommen abge

ſchloſſen wird. Zu dieſem Zwed iſt die Kindsmutter
Von Amt&richter Hans Dittrich in Münden.

und der Kindsvater vorzuladen . In den meiſten Die Beantwortung dieſer Frage iſt beſonders

anderen deutſchen Bundesſtaaten iſt dieſes Verfahren im Offenbarungeeideverfahren von Be

nicht üblich. deutung , weil nach § 900 A6.3 BPD. die Eides :

Die vertragsmäßige Regelung des Unterhalts leiſtung erſt nach Rechtskraft der Entſcheidung über

hat zweifellos gewiſſe Vorteile. Zunächſt pflegt bei den vom Schuldner gegen ſeine Verpflichtung zur

dieſer Gelegenheit die Vaterſchaft in einer öffent- Eidesleiſtung erhobenen Widerſpruch erzwungen

lichen Urkunde feſtgeſtellt zu werden , ſo daß die werden kann ; ſie ſpielt in dieſer Hinſicht um ſo

exceptio plurium nicht mehr erhoben werden kann

($ 1718 BGB.) . Außerdem iſt die Höhe der Unter- 1 ) Unter bejonderer Berüdſichtigung der Stellung

haltsrente ein für allemal ohne Rüdſicht auf den der Münchener Gerichte.
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mehreine ziemilich bedeutendeRolle,weil dieEr / ſtimmte undbeiNichterſcheinendesSchuldnersin
hebung von Widerſprüchen durchaus nichts ſeltenes dieſem Termin den etwa beantragten Haftbefehl

iſt und faſt ſtets aus offenſichtlich haltloſen Gründen zur Erzwingung der Eidesleiſtung erließ.

und nur zu dem Zweck erfolgt, dadurch die Eides: Neuerdings hatte ſich nun auch das Ober

leiſtung möglichſt hinauszuſchieben. Das Anſehen landesgerichtMünchen mit dieſer Streitfrage

des Gerichts und das berechtigte Intereſſe des zu befaſſen. Mit Beſchluß vom 27. Ottober 1913,

Gläubigers erfordern es in dieſen Fällen , daß der Beſchw .-Reg. 692 , hat es ausgeſprochen , daß die

den Widerſpruch zurüdweiſende Beſchluß möglichſt Zuſtellung verkündeter amtsgerichtlicher Beſchlüſſe

ſchnell und ſicher der Rechtskraft zugeführt wird. im Parteibetrieb zu erfolgen habe. Die Akten

Es iſt deshalb bedauerlich, daß in der Frage, lage iſt aber leider derart, daß man von einer

wie dies zu geſchehen hat, ob durch Zuſtellung im grundläßlichen Stellung des Oberlandes

Parteibetrieb oder von Amts wegen, eine ziemliche gerichts nicht gut ſprechen kann ; der Hergang iſt

Rechtsunſicherheit beſteht. folgender : Der Gläubiger B. begehrte von ſeinem

Vor Einführung der Zivilprozeßnovelle vom Schuldner H. die Leiſtung des Offenbarungseides;

1. Juni 1909 war die Rechtslage klar : die Zu: im Termin vom 18. September 1913 beſtritt $.

ſtellung hatte im Parteibetrieb zu erfolgen. Die ſeine Verpflichtung zur Eidesleiſtung; der Wider

Streitfrage entſtand erſt durch den neuen § 496 ſpruch wurde durch ſofort verkündeten Beſchluß

Abſ. 1 , der für das amtsgerichtliche Verfahren be- zurückgewieſen; dieſer Beſchluß wurde am 27. Sep:

ſtimmt, daß die Zuſtellungen unbeſchadet der Vor- tember von Amts wegen und am 1. Oktober im

ſchrift des 8 317 Abſ . 1 von Amts wegen zu er: Parteibetrieb zugeſtellt; am 15. Ditober erhob H.

folgen haben ; ſie wird hervorgerufen durch den gegen den Beſchluß ſofortige Beſchwerde zum Land:

Umſtand, daß § 496 Abſ.1 den von der Zuſtellung gericht München I , das am 16. Oktober entſprechend

der Beſchlüſſe handelnden 329 nicht unbe ſeiner langjährigen Rechtsanſchauung die Beſchwerde

rührt läßt , während andererſeits in § 329 Abſ. 2 mit einem Saß als verſpätet und ohne weiteres

auf den in § 496 Abſ. 1 vorbehaltenen § 317 | Eingehen auf ihren Inhalt zurüdwies ; auf weitere

Abſ. 1 Bezug genommen iſt. Beſchwerde hat dann das Oberlandesgericht, das

Schon kurz nach Einführung der Novelle hatte von der feſtſtehenden gegenteiligen Rechtſprechung

das Landgericht München I Gelegenheit , zu feiner beiden unteren Inſtanzen und den hiefür

der Frage Stellung zu nehmen ; im Beſchluß vom
maßgebenden Gründen anſcheinend teine Renntnis

25. April 1910, Beſchw .-Reg. 202 , führte es aus : hatte, den landgerichtlichen Beſchluß aufgehoben ,

Von dem Amtebetrieb in amtsgerichtlichen Zu
wobei es ohne jede nähere Begründung

ſtellungen ſind gem . § 496 Abſ. 1 der Novelle mit (nur unter Bezugnahme auf SS 496 I, 317, 329

$ 317 Abſ.1 ZPO. nur die Urteile ausgenommen. 3PO. und aufdie Kommentare von Gaupp-Stein

Die Motive zu dieſer Ausnahme und der Umſtand, und Förſter-Kann und die bei Gaupp- Stein an:

daß in § 496 Abſ. 1 der § 329 Abſ. 2 ZPO. teine
geführten Entſcheidungen und Schriftſteller) aus:

Erwähnung gefunden hat, laſſen teinen Zweifel dar

über, daß der Geſepgeber die (verfündeten ) Be
ſprach, daß „ die Friſt für die Einlegung der ſo

ichlüſie nicht von der Difizialzuſtellungaufnehmen fortigen Beſchwerde erſtmit der am 1. Oktober 1913

wollte. Es iſt daher nicht angängig zu folgern : weil auf Parteibetreiben erfolgten Zuſtellung“ begann .

nath $ 329Abi.2 3 PO.die Zuſtellung der (verkündeten) Hiezu möchte ich folgendes bemerken :

Beſchlüite wie die der Urteile nach § 317 Abſ. 1 dem

Betreiben der Parteien überlaſſen iſt, deshalb muß ſich
8 496 Abſ.1 ZPO. lautet : „ Die Zuſtellungen

die Ausnahme des § 496 Abſ. 1 auch auf die in § 329 erfolgen unbeſchadet der Vorſchrift des $ 317 Abſ.1

Abſ. 2 erwahnten Bejalüſje beziehen . Vielmehr erfordert von Amte wegen" . Davon, daß auch 8 329 46.2

die Anwendung des § 496 abi 1 die Zuſtellung des
unberührt bleibt , iſt im Geſeß nichts enthalten ;

amtsgerichtlichen Beichluſjes im Wege des Amtsbes

triebe . Die Beſtimmung des § 329 Abſ. 3, wonach wer dies trozdem behaupten will, muß für ſeine

nur die nichts verkündeten beſchlüſſe von Amts wegen Anſicht Gründe anführen ; der bloße Hinweis auf

zugeſtellt werden muſſen , bildet fein Hindernis. Die Gaupp - Stein und Förſter-Kann kann als

Bejrimmungen des § 329 finden nach § 495 auf das
ausreichende Begründung nicht betrachtet werden ;

Berfahren vor dem Amtsgericht nur Anwendung , ſoweit

nicht in den beſonderen für das amtsgerichtliche Ver denn durch die bloße Tatſache, daß eine Rechts

fahren getroffenen Beſtimmungen Abweichungen enthalten anſicht von verſchiedenen Seiten aufgeſtellt iſt, wird

ſind. Leßteres iſt aber nach der Novelle vom 1. Juni 1909 die Richtigkeit dieſer Anſicht noch nicht bewieſen ;

in 8 496 Abſ . 1 der Fall.
und leider laſſen es eben auch Gaupp-Stein und

Das Amtsgericht München (Vollſtredungs- Förſter-Kann an einer Begründung ihrer

gericht) hat ſich dieſe Rechtsanſchauung in feſtſtehen: Meinung fehlen. Freilich ſind in beiden Kom:

der Rechtſprechung und Praris zu eigen gemacht, mentaren für die Richtigkeit ihrer Rechtsanſchauung

indem es ſeitdem, alio 3/2 Jahre lang , alle auf verſchiedene Literaturnachweiſe gebracht, auf die das

Widerſpruch des Offenbarungseidsſchuldners er: Oberlandesgericht ja mittelbar ebenfalls Bezug

gehenden Beſchlüſſe von Amis wegen zuſtellen nimmt ; mit dieſen Literaturnachweiſen hat es aber

ließ, nach Ablauf der von dieſer Zuſtellung ab folgende Bewandtnis :

berechneten Beſchwerdefriſt auf Antrag des Gläu: a) bei Gaupp: Stein und Förſter -Kann iſt Be:

bigers neuen Termin zur Abnahme des Eides be: zug genoinmen auf einen Aufſaß von Craiemann
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(DIZ. 16 , 255) ; der hier einſchlägige Inhalt dieſes d) Stonießli - Gelpde, zu § 496 Abſ. 1 :

Aufſages, der übrigens unſere Frage nur nebenher ,, Der Parteibetrieb bei der Urteilszuſtellung
berührt, läßt ſich kurz folgendermaßen zuſammen- gilt für alle der Zuſtellung bedürftigen IIrteile“.

faffen : Gaupp- Stein wurde nach Erſcheinen des Bei g 900 Abſ . 3 kommen nur Neukamp und

anläßlich der Novelle von 1909 zur 9. Auflage Seuffert ) einigermaßen auf die Frage zurück; fie

herausgegebenen Anhangbandes irrtümlich die tun dies aber in etwas unklarer Weiſe, indem ſie

Meinung unterſchoben , daß er auß § 497 3 PO. ausſprechen , daß nichtverkündete Beſchlüſſe von
folgere, daß auch das Verfahren über den Wider- Amts wegen zuzuſtellen ſind, während ſie ſich über

ſpruch des Offenbarungscidsſchuldners dem Amts: die Zuſtellung der verkündeten Beſchlüſſe nicht

betrieb unterſtellt ſei ; Traſemann weiſt dieſe ver: äußern . Im übrigen ſind auch bei 496 Abſ . 1 bei

meintliche Anſicht von Gaupp-Stein zurück und feinem der vier Kommentare nähere Ausführungen

führt dann weiter aus : „ Ueber die Art der Zu: enthalten ; jedoch dürfte aus der Tatſache, daß fie

ſtellung von Entſcheidungen, die im Offenbarunga- in dem gegebenen Zuſammenhang nicht auch von

eidesverfahren, insbeſondere in Gemäßheit des 8900 der Zuſtellung der Beſchlüſſe reden, zu folgern

Abſ. 3 D. ergehen , ſind keine Vorſchriften durch ſein , daß fie die in § 496 Abſ. 1 beſtimmte Aus

die Novelle getroffen ; es müſſen daher die allge: nahme von der Regel des Amtsbetriebs nicht auch

meinen Beſtimmungen der 3PO. über Zuſtellung auf Beſchlüſſe ausgedehnt wiſſen wollen. In nicht

von Beſchlüſſen zur Anwendung kommen . Nad) mißzuverſtehender Weiſe drüdt ſich in dieſer Hinſicht

dem Grundſaß des $ 329 3PD. muß ein ſolcher e ) Strudmann : Rod aus , der zu § 496

Beſchluß, welcher in der Regel auf Grund einer Abſ . 1 ausführt : „Nur für die Urteilszu

mündlichen Verhandlung ergeht und daher ver: ſtellung iſt zur Vermeidung überflüſſiger
kündet wird, durch die Partei, nicht Zuſtellungen der Parteibetrieb beibehalten

von Amts wegen zugeſtellt werden .“ Von einer worden ; dies gilt auch für Vergleiche" und

Auseinanderſeßung mit dem Inhalt des zu § 900 Abſ. 3 : „ Gegen die (von Amts

hier einſchlägigen § 496 Abſ. 1 iſt in wegen zuzuſtellende) Entſcheidung ſteht beiden

dem ganzen Aufſaß keine Rede. Teilen die ſofortige Beſchwerde zu “ .
ab) Bei Gaupp: Stein iſt ferner hingewieſen auf

Dieſe Ausführungen von Strudmann - Koch

eine Entſcheidung des DLG. Kolmar und auf entſprechen dem klaren Wortlaut des Geſekes und

einen Aufſaß von Weigl; erſtere iſt abgedrudt im
der allgemein anerkannten Regel, daß eine aus :

Jahrgang 1903 der Juriſtiſchen Zeitſdrift für das

ReichslandElſaß-Lothringen,leşterer im Jahrgang lajſigiſt; denngegenüber der Beſtimmung, daß
dehnende Auslegung von Sondervorſchriften unju:

1899 der Juriſtiſchen Wochenſchrift; beide ſtammen
im amtsgerichtlichen Verfahren alle Zuſtellungen

alſo aus einer Zeit , wo ſicher noch niemand an die

Novelle von 1909 und deren § 496 Abſ. 1 ge:
von Amts wegen zu erfolgen haben , bilden die

Worte „ unbeſchadet der Vorſchrift des 8 317 Abſ.1"
dacht hat.

c) Bei -

veröffentlichte Entſcheidung des LG. famburg Gefeßes weiſt darauf hin , daß dieſe Vorſchrift
Auch die Entſtehungsgeſchichte des

angeführt, die mir nicht zugänglich war, aber als

Entſcheidung eines Gerichts mittlerer Inſtanz getroffen werden ſollte.
bewußt nur für Urteile , nicht auch für Beſchlüſſe

jedenfalls nicht von ausſchlaggebender Bedeutung
Die Begründung der Novelle (Reichstagsver

ſein kann , zumal ia das Landgericht München I ,

wie oben ausführlich dargelegt, in gegenteiligem ichildert bei 8 496 Abſ. 1 zunächſt die Vorzüge
handlungen 1908, Anlagenband 246 S. 4568)

§
Sinn entſchieden hat.

der dem Gewerbegerichtsgeſek nachgebildeten Zu:
Für die Zuſtellung im Parteibetrieb, jedoch

ſtellung von Amts wegen und fährt dann fort :
ebenfalls ohne Anführung von Gründen, ſpricht

„Nur für die Zuſtellung der Urteile jol es bei dem
ſich bei 8 496 Abſ. 1 auch Neumiller aus .

Parteibetrieb verbleiben . Dies beſtimmt der Abſ. 1 , in

Die geſamte übrige Literatur ſcheint der An- dem er die Vorſchrift des 8 317 Abſ. 1 auch für das

ſicht zuzuneigen , daß auch verkündete amtsgericht amtsgerichtliche Verfahren unbeſchräntt aufrecht erhält.

liche Beſchlüſſe von Amts wegen zuzuſtellen ſind; Obwohl darin eine Abweichung von dem Verfahren vor
den Gewerbe und Kaufmannsgerichten liegt, jo empfiehlt

ich möchte hier anführen :
ſie ſich doch, um den Parteien die Möglichkeit zu erhalten ,

a) Delius , zu § 496 Abſ.1 : ,, Die Zuſtellung die Zwangsvollſtreckung gleichzeitig mit den nach 88 750,

der Urteile und gerichtlichen Vergleiche erfolgt 751 erforderlichen Zupielungen vornehmen zu laſſen ;

nicht von Amts wegen, ſondern auf Partei
bei der Zuſtellung von Amis wegen würde das aus

betrieb “ .
geſchloſjen ſein . Uuch werden durch eine ſolthe Regelung

überflüſſige Zuſtellungen vermieden .... Wie im Geſep

b) N e uła mp , zu § 496 Abſ . 1 : „ Die Zu- einer beſonderen øervorhebung nicht bedarf, ſind auch

ſtellung der Urteile erfolgt ausnahmsweiſe Vergleiche, welche vor dem Ämtsgericht abgeſchloſſen

im Partei betrieb " . werden, nicht von Amts wegen zuzuſtellen . Die Zuſtellung

eines Vergleichs iſt nur erforderlich, wenn aus ihm eine

c ) Seuffert , zu § 496 Abſ. 1 : „ Für die Zwangsvollſtreckung ſtattfinden joll ; die Zuſtellung iſt

Zuſtellung der Urteile verbleibt es bei dem

Parteibetrieb (8 317 Abſ. 1 )“ . 2) Von Stoniegli liegt der zweite Band noch nicht vor.

file name aupp:Steinwird endlich eine 1910 unzweifelhabite eine Ausnahmevoridrijt.

1
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daher gegebenenfalls ebenſo wie die anderer volſtred Stleine Mitteilungen.
barer Ürfunden von der Partei zu betreiben . “

Die Gründe, die hier für die durch Hinweis Die vorläufige Einſtellung nach § 208 StPO. Nach

auf § 317 Abſ . 1 gemachte Ausnahme angeführt 8 208 StOP. kann das Gericht, wenn ein Verfahren

find, treffen im allgemeinen nur für Urteile zu , mehrere derſelben Perſon zur Laſt gelegte Handlungen

nicht aber für Beſchlüſſe und insbeſondere nicht für betraf und für die Strafzumeſſung die Feſtſtellung des

Beſchlüſſe, durch die der Widerſpruch des Schuldners einen oder andern Straffalls unweſentlich erſcheint,

gegen ſeine Verpflichtung zur Leiſtung des Offen = auf Antrag der Staatsanwaltſchaft beſchließen , daß

barungseides zurückgewieſen wird ;denn aus dieſen
das Verfahren wegen der Straffälle, deren Feſtſtellung

für die Strafe unweſentlich iſt, vorläufig eingeſtellt
Beſchlüſſen findet weder eine Zwangsvollſtredung

ftatt, noch wird ihre Zuſtellung im allgemeinen
werde. Dieſe Vorſchrift, von der um der Vereinfachung

des Verfahrens und der Koſtenerſparnis willen mög

überflüſſig ſein, weil ſie im Gegenſaß zu den Ur i lichſt häufig Gebrauch gemacht werden ſollte, ſcheint

teilen nicht die Inſtanz beendigen, ſondern nur ihrem Wortlaut nach nicht den Fall zu treffen ,

ein Hindernis aus dem Wege răumen, das vom daß die weiteren Straffälle nach der Urteilsfällung

Schuldner der Durchführung des Verfahrens ent- zur Kenntnis des Gerichts gebracht werden. So hat

gegengeſeßt wird. Der Umſtand, daß es die Be- auch das bayeriſche DbLG. in ſeinem Beſchluß vom

gründung für nötig hielt, neben den Urteilen auch 27. Dezember 1905 (BD. VI S. 253) entſchieden , und

die Vergleiche zu erwähnen , während der Beſchlüſſe es hat auch in einer Entſcheidung vom 13. Dezember

mit feinem Wort Erwähnung geſchah, läßt eben
1913 ſeinen Standpunkt nicht verlaſſen . Die Begrün:

dung beruht im weſentlichen darauf, daß das Seſet

falls darauf ſchließen, daß von der Ausnahme nur
nur eine vorläufige Einſtellung zulaſſen wollte, daß

die Urteile, nicht auch die Beſchlüſſe betroffen
aber dieſe Einſtellung natürlich endgültig ſein müßte,

werden ſollten .
wenn ſie nach dem Urteil erfolgen würde.

DerReichstagskommiſſion (Anlagenband 254 Dieſe Auslegung des Geſebes fann unmöglich

S. 8038) lag der Antrag vor, dem 496 Abſ. 1 richtig ſein . Denn ſie würde entweder dazu führen ,

3PO. folgende Faffung zu geben : „ Die Zuſtel- daß ein Unrecht an dem Angeklagten begangen wird

lungen , auch der Urteile, erfolgen unbeſchadet der i oder daß eine leere Form erfülltwird. Beides kann

Vorſchrift des § 198 von Amts wegen " . Der aber nicht der Wille des Geſebgebers geweſen ſein.

Regierungsvertreter trat dem Antrag mit folgenden Man denke nur an den Regelfall: Eine Perſon wurde

Ausführungen entgegen :
wegen 10 Verbrechen und Vergeben des Diebſtahls

„Würden die Urteile von Amts wegen zugeſtellt, jo
zu etwa 4 Jahren Geſamtgefängnisſtrafe verurteilt

würden ſich zunächſt die Zuſtellungen mindenens ver
und befindet ſich zur Verbüßung der Strafe im Ge

doppeln , weil beiden Parteien zugeſtellt werden müßte.
fängnis. Hinterher wird noch ein geringes Vergehen

Es würden auch abgeſehen davon viele unnüße Zus angezeigt. Es iſt ohne weiteres klar, daß die Geſamt

ſtellungen erfolgen , weil zahlreiche Streitigteiten ſich nach ſtrafe nicht höher ausgefallen wäre, wenn die neue Tat

Bertündung des Urteilsdurd Zahlung, Bergleich uſw. dem Gerichte ſchon zur Zeit des Urteils bekannt ges

erledigen, ohne daß das Urteil zugeſtellt wird. Der weſen wäre. Nun ſoll der Staatsanwalt trofdem
Regierungsentwurf beſtrebe ſich, überflüifige Zuſtellungen gezwungen ſein ,Anklage zu erheben. Was iſt die Folge ?

zu vermeiden ; außerdem bringe der Antrag den Nachteil

mit ſich , daß die Parteien nicht mehr überden Lauf der
Entweder der Angeklagte erhält in der neuen Vers

Rechtsmittelfriſt des Urteils verfügen tönnten, zum min .
handlung eine Zuſapſtrafe, wenn auch nur von 1 Tage :

deſten genötigt ſeien, bei Gericht ausdrüdlich zu bean:: dann geſchieht ihm ſicher Unrecht, denn es geht doch

tragen , daß das Urteil nicht zugeſtellt wird . “ nicht an, ihn ſchlechter zu ſtellen, weil aus irgend

Der Antrag wurde hierauf abgelehnt; ſein einem Grunde, den er nicht zu vertreten hat, die Sache

Inhalt und die Ausführungen des Regierung : erſt nachträglich abgeurteiltwerden konnte. Oderdas

vertreters zeigen aber, daß auch die Kommiſſion
Gericht ſtellt ſich auf den allein richtigen Standpunkt

und verurteilt ihn zwar zur Strafe, beläßt es aber
bei der in 496 Abſ. 1 beſtimmten Ausnahme bei der früheren Geſamtſtrafe: dann iſt doch die neue

nur die Urteile im Auge hatte und eher zu einer Verhandlung, zu der vielleicht die Padung einer Reibe

Einſchränkung als zu einer Ausdehnung dieſer Aus- von Zeugen und die Verſchubung des Angeklagten

nahme geneigt war. | nötig war, wirklich nichts als eine Farce, wie ſie ſchon

Angeſichts dieſer Verhältniſſe erſcheint es nicht um des Anſehens der Gerichte willen vermieden werden

ausgeſchloſſen, daß das Oberlandesgericht München
müßte.

in einem fünftigen Fall ſeine Rechtsanſchauung
Das ObLG, hält ſich bei ſeinen Entſcheidungen zu

ändert , wenn auch leider kaum zu erwarten iſt,
ſehr an den Buchſtaben und überſieht dabei den Sinn

daß es ſich in abſehbarer Zeit wieder mit dieſer
des Geſeßes. Der Geſepgeber hat nicht etwa nur eine

Frage zu befaſſen hat . Einſtweilen haben ſich die
vorläufige Einſtellung zugelaſſen und eine endgültige

Vollſtredungsrichter des Amtsgerichte München aus
Einſtellung verboten , ſondern er hat eben nur an den

erſten Fall gedacht, den zweiten aber nicht in den Kreis
praktiſchen Gründen dahin geeinigt, es bis auf feiner Erwägungen gezogen . Ih wüßte nicht, was im

weiteres bei der bisherigen Uebung zu belaſſen , Wege ſtehen ſollte, die Anwendung des § 208 SIPO.

d . h . die Beſchlüſſe von Amts wegen zuzuſtellen im Wege der Analogie auch auf Fälle der zweiten Art

und die Rechismittelfriſt vom Tag der Amtszu : auszudehnen . Man hält ſich ja auch ſonſt nicht an

ſtellung an zu berechnen . den genauen Wortlaut der Beſtimmung; denn ſonſt

dürfte auch nicht wegen Uebertretungen neben Vers

brechen oder Vergeben vorläufig eingeſtellt werden,



Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr . 2. 41

Aus der Rechtſpregung.

weil ja da immer neben der Buchthauss oder Gefängniss zeichnis zu löſchen iſt, wird die Karte ausgehoben und

ſtrafe auf Haft oder Seldſtrafe erkannt werden müßte, vernichtet.

und ebenſowenig bei mehreren Verbrechen des Bes Noch zweckmäßiger wäre es freilich, das Schuldnere

trug: i . R., weil da ſtets neben der Zuchthausſtrafe verzeichnis felbſt mit den in Anl. 33 GAGSchr. dor

auch Geldſtrafen au & geſprochen werden müßten , und geſehenen Angaben als Martenregiſter anzulegen, dann

inſoweit alſo die weiteren Fälle nicht als für die iſt ein eigenes Namensverzeichnis überflüſſig und es

Strafzumejiung unweſentlich erſcheinen können . genügt ein Griff ins Hartenregiſter, um die Angaben

Meines Wiſſens ſtellen ſich auch die meiſten Strafs über die zu verſchiedenen Seiten erlaſſenen Haftbefehle,

kammern auf den hier vertretenen Standpunkt und Konkursanträge und die ſchließliche Eidesleiſtung auf

weichen ſomit bewußt von dem des DILG. ab. einer starte bereint vorzufinden.

Schwieriger iſt die Frage, wie es zu halten ſei, Die Einrichtungen der Kartenregiſter (mit Sperrs

wenn die weitere Tat in einem anderen Gerichtsbezirk vorrichtungen u. dgl.) find ſo vervollfommnet, daß

begangen worden iſt wie in dem des Urteils. M.E. Verwirrung der Reihenfolge oder Verluſt einzelner

ſoŰte dann der Staatsanwalt, der die früheren Sachen Blätter nicht zu beſorgen iſt : werden doch auch die

angeklagt hat, die neue Sache in analoger Anwendung nicht minder wichtigen Strafregiſter in Form von

des § 13 StPO. übernehmen und Antrag nach § 208 Blattſammlungen geführt.

ſtellen . Wenn das Gerichthierauf nicht eingehen würde, Rechtsanwalt Bevinger in München.

bliebe nichts übrig, als daß der Staatsanwalt troß

der Beſtimmung in $ 152 ' StPO . ſelbſt die Einſtellung

in analoger Anwendung des § 208 verfügte. Ich vers

tenne nicht, daß das eine etwas gewaltſame Ausdehnung

dieſer Beſtimmung wäre ; aber es wäre immer noch

weit beſſer als die Herbeiführung einer ſinn- und

zwedwidrigen neuen Verhandlung. Reichsgericht.

II. Staatsanwalt Neuß in Augsburg .
gtvilſachen .

1.

Anwendung des 8 104 Nr. 2 BGB. auf einen Geiſtes:

Form des Schulduerverzeichniſſe8 nach § 915 ZPO.
tranten mit „ lidhten Zwiſchenräumen ". Aus den

Das Verzeichnis der Schuldner, die den offenbarungs
Gründen : Das OLG. ſtellt feſt, daß die Erblaſſerin

zur Zeit der Errichtung des Teſtaments oder, wie es

eid geleiſtet haben oder gegen die wegen Eidesver an einer anderen Stelle des Urteils heißt, bei der Er
weigerung die Haft verhängt wurde, wird auf Grund des richtung des Teſtaments dauernd“ an einer frankhaften

8915ZPD. und der $8 156 ff. der Geſchäftsanweiſung für Störung der Geiſtestätigkeit gelitten habe, durch die ihre

die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte in Zivilſachen freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen geweſen ſei.
in einer Form geführt, die den Bedürfniſſen des Ver- Gegen dieſe Feſtſtellung und die darauf gegründete An

kehrs kaum entſpricht. Hundertmal am Tag wird bei
nahme, daß das Teſtamentwegen Geſchäftsunfähigfeit der

größeren Gerichten angefragt, ob der oder jener im
Erblaſſerin nichtig ſei (§ 104 Nr.2 , § 105 Abſ. 1BOB.)

Schuldnerverzeichnis eingetragen ſei, hundertmal muß
wendet ſich die Reviſion . Nach dem Ergebniſſe der Be

weisaufnahme könne darüber kein Zweifel beſtehen, daß
dann der Beamte nicht ein , ſondern fünf Verzeichniſſe

dieErblaſſerin , wennſie geiſtestrant geweſen ſein ſollte,
nadichlagen , weil zu jedem Fahresheſt der in % 915 nicht etwa an einer ſolchen Erkrankung gelitten habe,

Abſ. 2 SPD. vorgeſchriebenen Löſchung wegen ein die ' fie dauernd und ununterbrochen geſchäftsunfähig

geſondertes Namensverzeichnis geführt wird ; dieſe gemacht habe, ſondern nur an einer ſolchen Störung,

Namensverzeichnifie ſelbſt ſind zwar nach den 25 Buch
die ſog . lichte Zwiſchenräume von erheblicher Zeit

ſtaben des Alphabets eingeteilt, innerhalb des eins dauer zugelaſſen habe, in denen volleGeſchäftsfähigkeit

zelnen Buchſtabens aber ſtehen die Namen ungeordnet
beſtanden habe. Allein mit der Annahmedes DiG ., daß

der Reihenfolge des Eintrages nach , ſo daß der nach
die Erblaſſerin , dauernd “ an Verfolgungswahnſinn ges

litten habe,iſtdem , was die Reviſion von , lichten Zwiſchen
iblagende Beamte mit geſpannter Aufmerkſamkeit

räumen “ in dem Zuſtande der Erblaſſerin ſagt, der Boden

Beile für Seile leſen muß, um den geſuchten Namen entzogen (8 561 Abſ.2ZPO.). Aus den Feſtſtellungen des

nicht in den vielen Seiten zu überſehen, die ein häufiger D80 . iſt nichts dafür zu entnehmen, daß die Erblaſſerin

Anfangsbuchſtabe wie E uder M füllt. in der erwähnten Zeit jemals geiſtig geſund oder doch

Privatunternehmer haben längſt die Vorteile der nicht mehr in ihrer freien Willensbeſtimmung beein

Kartenverzeichniſſe (sog. Martotheken) erkannt; auch trächtigt geweſen wäre; auch unter den Parteien war

unſere Behörden ſollten ſolche Hilfsmittel fich zunuße
in den früheren Rechtszügen von „ lichten Zwiſchen

maden, ſo gut wie ſie allenthalben Schreibmaſchinen
räumen“nie die Nede. Das DLG. erklärt ausdrüdlich,

die krankhaften Wahnvorſtellungen hätten die Erb
und Vervielfältigungsmittel verwenden. Das Geſeß laſſerin nicht nur dauernd , ſondern auch derart be

ſteht nicht im Weg, da es über die Geſtaltung des herrſcht, daß ſie ihre Angelegenheiten in ihrer Geſamts

Verzeichniſſes teine näheren Vorſchriften macht; aber heit “ nicht zu beſorgen vermocht habe. Wenn es bei

auch die Geſchäftsanweiſung läßt das Kartenverzeichnis dieſem Ausſpruch auf § 6 BOB.hinweiſt, ſo iſt das
zu ; denn das Schuldnerverzeichnis ſelbſt (Anl. 33) könnte zwar inſofern ungenau, als die Tatbeſtandsmerkmale

beibehalten werden, nur das in § 156 Abſ.3 für den
des § 104 Nr. 2 aus dieſer Geſebesbeſtimmung ſelbſt

Bedürfnisfall angeordnete Namensverzeichnis wäre als
und nicht im Anſchluß an § 6 Nr. 1 zu gewinnen ſind,

wie das No. wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. die
Kartenregiſter anzulegen ; die Form dieſes Namens

Urt . vom 4. Juni 1909, IV 391/08 JW. 411 Nr. 2 und
verzeichniſſes iſt aber nicht vorgeſchrieben. Es können

vom 10. Dez. 1910, V 377/10 JW. 179 Nr. 1 ), ſachlich

alſo ohne weiteres die Namensverzeichniſſe zu den aber iſt es einwandfrei. Das DLG. will zweifellos

fünf Jahresheften zuſammengelegt werden ; wenn der ſagen, die freie Willensbeſtimmung der Erblaſſerin ſei

Schuldner nach Ablauf der fünf Jahre aus dem Vers infolge der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit,

.
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an der fie mindeſtens ſeit 1900 dauernd gelitten habe, nichtig gemäß § 476 BGB.; denn wer betrügliche Zu

allgemein ausgeſchloſſen geweſen. Auf dieſer Grunds ſicherungen einer Eigenſchaft gemacht hat und ſeine

lage aber konnte es die Geſchäftsunfähigkeit der Erb- darauf bezüglichen Ängaben bei dem Vertragsſchluß

laſſerin i. S. des $ 104 Nr. 2 unbedenklich feſtſtellen. nichtrichtig ſtellt, der verſchweigt argliſtig einen Mangel

Die Geſchäftsunfähigkeit i . S. des $ 104 Nr . 2 ſchließt der Sache (JW . 1911 S. 808 Nr. 13). Zur Berbei

nicht aus, daß der Geiſtestranke vollkommen ordnungs- führung dieſer Nichtigkeit bedarf es nicht, wiedie Res

mäßig einzelne Geſchäfte erledigt, die feine franthaften viſion meint , einer Anfechtung i . S. des § 123 BOB.

Vorſtellungen oder Triebe nicht berühren . Es bedarf Dieſe Wirkung trittvielmehr ohne weiteres ein, wie

aber feines beſonderen Nachweiſes dafür, daß der ge- ſich aus § 476 BGB ergibt; ſie ergreift aber nicht

ſchäftsunfähige Geiſtestrante auch gerade bei dem ein- etwa, wie die Reviſion unter Berufung auf 8 139 BOB.

zelnen Geſchäft, um das es ſich handelt, unter dem Eins darzutun verſucht, auch den übrigen Vertragsinhalt,

fluſie ſeiner frankhaften Vorſtellungen oder Triebe ge- da § 139 BOB. auf die Sondervorſchrift des § 476 BOB.

ſtanden habe und von ihnen beherrſcht geweſen ſei . keine Anwendung findet (NG. Bd . 62 S. 125). Der

Beweis dafür, daß die Erblaſſerin gerade bei der Er- Gewährleiſtungsausſchluß und nur er allein

richtung ihres Teſtaments nicht unter dem Einfluß ihrer würde daher nichtig ſein,und der Beklagte aus § 463

Wahnvorſtellungen geſtanden habe, hatten die Betlag- BUB. aufdas Erfüllungsintereſſe haften , falls die Ber:

ten nicht angetreten . Es braucht daher nicht erörtert käuferin ,wenn auchnicht in vertraglich bindender Weiſe,

zu werden, wie ein derartiger Beweisantrag zu beur- die Größe mit 100 Morgen angegeben hätte, ſei es,

teilen geweſen wäre. (Urt. des IV. ZS. vom 22. Sept. daß ſie die Unrichtigkeit dieſer Angabe fannte, ſei es ,

1913, IV 161/1913 ). E. daß ſie mit der Möglichkeit rechnete, daß es auch ers

heblich weniger ſein tönnte, ſie aber die deußerung

getan hätte, um den Aläger zum Staufe, oder doch zum
II.

Kaufe zu dem vereinbarten Preiſe zu beſtimmen (Wars

Bei dem Verlauf eines Grundftüd : tann der Ver:
neger Erg.-Bd. 1913 Nr. 42) . Dann aber könnte der

fäufer aus der Zuficherung eine beſtimmten Flächen: Klåger, wie geſagt, das Erfüllungsintereſſe beanſpruchen,

inhalte unter Umſtänden auch dann in Auſpruch ge: ſo daß es nicht, wie die Meviſion meint, darauf ans

nommen werden , wenn die Zuficherung uur mündlich fäme, ob die Verkäuferin geneigt geweſen wäre, zu

erfolgt und in dem notariellen Vertrag die Gewähr:
dem darnach ſich ergebenden niedrigeren Preiſe zu ver

leiftung für einen beſtimmten Flächeninhalt au &geſchloſſen
fauſen . Aber die Argliſt der Verkäuferin muß nach der

ift. Aus den Gründen : Das DLG. geht davon einen oder der anderen oben erwähnten Nichtung

aus, daß die Vertäuferin die Größe der Beſikung wieder nachgewieſen werden. (Urt. des V. ZS. v . 20. Oft.

holt auf 100 Morgen angegeben habe, während fie 1913, V 41/1913) .
E.

tatſächlich nur 88 Morgen beträgt. Es hat in dieſer

Angabe eine vertragsmäßige Suſicherung geſehen, die III .

zwar, weil in den notariellen Vertrag nicht aufges

nommen, der in § 313 BOB. vorgeſchriebenen Form Haftung der Wirtsfrau, die eine Regelbahn der :

entbehre, aber doch wirkſam ſei, weil dieſer Mangel mietet, für Unfälle infolge eines Mangels des Bretter:

durch die Auflaſſung und die Eintragung in das Grunds belage. Mitbericulden des tegelnden Gaftes. Mithaf:

buch geheiltworden ſei. Die Reviſion macht hiergegen tung des Ehemaung der Bermieterin . Dem Mläger,

geltend, dieſe Begründung würde nur haltbar ſein, einem Mitglied des nicht rechtsfähigen Vereins Frei

wenn feſtgeſtellt wäre, daß die Bertragsparteien bei tagsfegelklub“, iſt auf der zur Wirtſchaft gehörigen

der Auſlaſſung an dieſer in den notariellen Vertrag Kegelbahn beim Auflegen der Kugel ein längerer Splitter

nicht aufgenommenen Zuſicherung feſtgehalten hätten. unter den Nagel des Mittelfingers der rechten Hand

Dieſe Müge wäre an ſich zu beachten ; denn das DLG . gedrungen, wodurch der Finger ſteif geworden iſt. Mit

hat eine dahin gehende begründete Feſtſtellung nicht der gegen die Wirtsleute gerichteten Klage verlangt

getroffen , eine Vermutung aber für eine derartige An- er die Entrichtung einer Jahresrente uſw. Das 16.

nahme beſteht nicht (Warneyer Erg.-Bd. 1909 Nr. 350 ) , hat die Klage abgewieſen. Das DIG. hat den Mentens

und dies um ſo weniger, wenn, wie hier, in den nota- ánſpruch gegenüber beiden Beklagten zu s dem Grunde

riellen Vertrag ein Ausſchluß der Gewähr für be- nach für gerechtfertigt erklärt . Die Reviſion blieb er

ſtimmte Flächengrößen aufgenommen worden iſt. Das folglos.

LG. hat dieſen Ausſchluß zwar dahin gedeutet, daß Aus den Gründen : Die Annahme des DLG.,

nur der gutgläubige Veräußerer gegen Einwendungen daß die beklagte Ehefrau dem Kläger aus dem über

aus etwaigen Unſtimmigkeiten zwiſchen den kataſter- die Benußung der Kegelbahn geſchloſſenen Mietvers

mäßigen Größenbezeichnungen und dem wirklichen trage für die Folgen des Unfalls hafte, läßt feinen

Flächeninhalt geſchüßt werden ſolle. Das DLG. hat Rechtsirrtum erkennen. Sie war die Vermieterin der

es aber dahingeſtellt gelaſſen, ob dieſe Deutung zu- Kegelbahn; der Kläger war als Mitglied des nicht

treffe oder die andere, nach der auch die Haftung aus rechtsfähigen Vereins Mieter. Als ſolcher fann er

mündlichen Angaben über den Flächeninhalt dadurch gemäß den Grundſägen des § 538 BGB. Schadenserſat

abgelehnt werden ſolle. Der leßieren Deutung gegen- beanſpruchen, wenn er durch eine mangelhafte Be

über wäre aber der Reviſion darin beizupflichten , daß ſchaffenheit der Mietſache körperlich verleßt worden

damit die Annahme einer vertragsmäßig bindenden iſt. Die beſlagte Ehefrau war auf Grund des Miets

Zuſicherung einer beſtimmten Flächengröße unverein- vertrags verpflichtet, ihren Mietern die Kegelbahn in

bar wäre. Es fann dies aber hier dahingeſtellt bleiben, einem ſolchen Zuſtande zu überlaſſen , daß ſie bei ſach

denn, wenn das DLG , die Argliſt der Beflagten ein- gemäßer Ausübung des Segelſports nicht Gefahr liefen ,

wandfrei feſtgeſtellt hätte , fönnte entgegen der An: ſich förperlich zu verleßen . Dies gilt auch für die Be:

nahme der Reviſion der Anſpruch auf das Erfüllungs- ſchaffenheit des Auflegebretts, mit dem der Kegler beim

intereſſe geltend gemacht werden . Es würde ſich dann Auflegen der Kugel leicht in Berührung kommen kann .

um die betrügliche Zuſicherung einer Eigenſchafthandeln , Das auf der Kegelbahn befindliche Auflegebrett hatte

da nach § 468 BGB. bei Zujicherung einer beſtimmten zur Zeit des Unfalls einen Fehler, der ſeine Taug

Größe eines Grundſtücks ebenſo wie für eine zuges lichkeit zum vertragsmäßigen Gebrauche hinderte. Es

ſicherte Eigenſchaft zu haften iſt, ſo daß nach der feſt- war ausgefegelt und infolgedeſjen riſſig und mürbe.

ſtehenden Rechtiprechung des MG. $ 463 BGB. ſinn- Für den aus dem Mangel fich ergebenden Schaden

gemäß anwendbar wäre. Liegt aber eine derartige hatte die beflagte Ehefrau auſzukommen . Wie das

betrügliche Zuſicherung vor, dann wäreeininden | OLG . zutreffendausgeführt hat ,mußte ſie,nachdem

notariellen Vertrag aufgenommener Gewährausſchluß ihr der früher vorgekommene Unfall des 3. mitgeteilt
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zunehmen. Allein ausſchlaggebend wäre das nur, wenn

etwa das Grundbuchamt einen Fehler begangen hätte

und hierwegen in Anſpruch genommen werden ſollte.

Hier aber, wo es ſich um die Pflichtwidrigkeit des

Notars handelt, iſt zuberückſichtigen, daß die Ertlärung,

auf Grund deren die Eintragung im Grundbuch erfolgte,

unter Suziehung des Notars zuſtande gekommen war,

und daß er, der Hechtskundige, nach der Behauptung

der Kläger das Fortbeſtehen der Sicherheiten auf den

anderen Grundſtüden noch ausdrüdlich beſtätigt hatte.

Wenn das richtig iſt, dann durften ſich die Kläger

darauf verlaſſen , daß alles in Ordnung ſei, und wenn

ſie im Bertrauen auf die Erklärung des Betlagten es

unterließen , die Benachrichtigung des Grundbuchamtes

zu prüfen , ſo kann ihnen jedenfalls der Beklagte daraus

feinen Borwurf machen. Auch der Umſtand, daß dem

B. drei Benachrichtigungen zugeſandt wurden, mußte

bei dieſer Sachlage nicht notwendig den Verdacht her

vorrufen, daß die Eintragung im Grundbuch der Abſicht

der Beteiligten nicht entſpräche. Die Unterlaſſung des

2. iſt daher hier, wo die Baftung des Notars in Frage

ſteht, entweder überhauptkein Verſchulden oder gegen

über dem groben, die erſte grundlegende Urſache des

Schadens bildenden Verſchulden des Notars ſo gering

fügig , daß es nicht gerechtfertigt iſt, den Alågern auch

nur einen Teil des Schadens aufzuerlegen. (Urt. des

III . ZS. vom 14. Olt. 1913, III 209/13) . -D .

wendung dieſer Vorſichtmußte der Kläger daraufBes 33198

worden war, dem für ſie erkennbaren Mangel ab

helfen, ſei es ,daß ſie das Brett ausbeſſern oder es durch

ein neues erſeßen ließ. Sie wußte aus der Mitteis

lung, daß das Brett bei dem Unfall des J. erheblich

geſplittert hatte, und mußte fich bei Anwendung von

nur einiger Sorgfalt ſagen, daß die Weiterbenupung

ihren Mietern gefährlich werden könne. Sie hat jedoch

jegliche Verbeſſerung unterlaſſen. Darauf, daß ihre

Þaftung durch die Kenntnis des Klägers von dem

mangelhaften Zuſtande des Brettes ausgeſchloſſen werde

($ 539 BOB.), fann ſie ſich nicht berufen ; denn der

Kläger hat von dem Splittern des Bretts nichts be

merkt, was ſich ausder Dürftigkeit der Beleuchtung

und dem Orte ihrer Anbringung erklärt, der bewirkte,

daß die Stegler in ihrem eigenen Schatten gefegelt

haben ; von dem Unfall des F. hat er vor ſeiner Pers

lekung nichts gewußt.

Auch die weitere Annahme des DiG., daß den

Aläger ein mitwirfendes Verſchulden an dem Unfall

treffe, läßt feinen Rechtsirrtum erkennen. Zutreffend

hat das Dio. darauf hingewieſen, daß er von dem

abgenußten Zuſtand des Brettes Kenntnis gehabt habe,

und daß er deshalb die Möglichkeit des Splitterns habe

in Erwägung ziehen müſſen ; beſondere Vorſicht ſei für

ihn insbeſondere deshalb geboten geweſen, weil er die

Gewohnheit gehabt habe, die Augel mit ſehr tiefer

auf dem Brette .

dacht nehmen, eine Berührung der Þand mit dem

Brette zu vermeiden. Wenn das OLG. bei der Schadens

zumeſſung der Vermieterin die Tragung des größeren

Teils des Schadens auferlegt hat, ſo iſt auch dies

rechtlich nicht zu beanſtanden ; auf die Berlegung ihrer

Bermieterpflichten iſt in erſter Linie der Unfall zurüd

zuführen und ihr Berſchulden iſt das überwiegende.

Unbegründet iſt endlich die Reviſion des beklagten

Ehemanns. Das DLG. hat zwar bei dieſem zutreffend

teine Haftung aus dem Mietvertrag angenommen, da

er den Mietvertrag nicht in eigenem Namen , ſondern

in dem ſeiner Frau abgeſchloſſen hat. Dagegen hat

es ſeine Haftung aus unerlaubter Handlung gemäß

§ 823 Abſ . 1 bejaht, weil er die Wirtſchaft für ſeine

Ehefrau geleitet habe und als Leiter ebenſo wie die

Inhaberin ſelbſt den Gäſten gegenüber verpflichtet ge

weſen ſei, für die Jnſtandhaltung der Geräte und Ein- .

richtungen Sorge zu tragen. Dieſe Auffaſſung iſt nicht

zu beanſtanden. Wer esgegenüber einem andern übers

nommen hat, an deſſen Stelle Obliegenheiten zu er

füllen, deren Vernachläſſigung geeignet iſt, das Beben,

denKörper oder die Geſundheit Dritter zu verleßen,

macht ſich, wie das Reichsgericht ſchon in ſeiner Ents

icheidung vom 7. Dezember 1905 (JW . 1906 S. 55)

ausgeſprochen hat, einer unerlaubten Handlung im

Sinne von § 823 ſchuldig , wenn er die Sorge für die

Erfüllung jener Obliegenheiten vorſäßlich oder fahr

läſſig verlegt. Für die Widerrechtlichkeit der Unters

laſſung iſt es unerheblich, ob die Hechtspflicht zur

Bornahme der Handlung auf Geſeß oderVertrag be

ruht. (Urt. des III . ZS. v . 17. Okt. 1913, III 229/1913 ).

V.

Liegt eine Verlegung der Umtopflicht „ bei einem

Urteil in einer Rechtsſache“ vor, wenn der Midter die

Vorausſekungen des Verſäumniðurteile nicht mit der

erforderlichen Sorgfalt präft ? A us den Gründen :

Der dritte Klagegrund geht dahin : Der Richter habe

das Verſäumnisurteil gefällt, obwohl er aus den Ge

richtsałten hätte feſtſtellen können und müſſen , daß die

Terminsſtunde noch nicht herangelommen ſei, der Fall

der Berſäumnis alio noch nicht vorgelegen habe. Diejen

Klagegrund verwirft das DLG.: Allerdings ſei es die

Amtspflicht des Richters geweſen , vor Erlaß des Urs

teils durch Einſicht der in den Atten befindlichen Ter

minsbenachrichtigung zu prüfen und feſtzuſtellen, ob

die nicht erſchienene Bartei ordnungsmäßig und recht

zeitig geladen, ob die Terminsſtunde herangekommen

und der Fall der Verſäumnis gegeben ſei. Jndem er

ſich ſtatt deſſen auf das ihm vorliegende Terminsvers

zeichnis verlaſſen habe, habe er gegen ſeine Amtspflicht

verſtoßen. Nun treffe den Staatwegen der Amtspflicht

vecleßungen der Beamten keine weitere Haftung, als

fie der § 839 BOB. für dieſe ſelbſt feſtſeße. Es frage

ſich aber, ob die dem Richter zur Laſt fallende Verleßung

ſeiner Amtspflicht bei dem Urteile in einer Rechts

jache“ begangen ſei, ein Fall, für den der 8 839 Abſ. 2

Saß 1 die hier unſtreitig nicht erfüllte Vorausſeßung

fürdie Haftung aufſtelle,daß die Pflichtverlegung mit

einer im Wegedes gerichtlichen Strafverfahrens zu ver

hängenden öffentlichen Strafe bedroht" ſei. Der Kläger

verneine die Frage, indem er ausführe, daß das Ver

ſehen des Richters vorErlaß des Urteils, und zwar

in dem IInterlaſſen der Prüfung liege, ob zur Zeit der

Verhandlung der Sache die dafür beſtimmte Termins

ſtunde herangekommen geweſen ſei . Jn der Tat ſeien

Stimmen laut geworden ,welche die Sonderſtellung des

Richters nach §839 A67.2 auf die eigentlich urteilende,

entſcheidende Tätigkeit beſchränken und ſie bei der prozeßs

leitenden Tätigkeit nicht anerkennen wollten . Jnsbes

ſondere nehme Hachenburg, Vorträge über das BOB.

2. Aufl . S. 434, indem er ſich auf eine Aeußerung des

Abgeordneten Lenzmann bei der Beratung des Ent

wurfs im Reichstage (Sten . Ber. 1895/97 Bd. 4 S. 2861)

beruft, an , daß die Prüfung der Vorausſeßungen

für den Erlaß eines Verſäumnisurteils eine prozeß

leitende und feine urteilende Tätigkeit enthalte und daß

deshalb der Richter ein hierbei vorgekommenes Ver.

3197 ---n.

IV.

Nann fide der wegen uurichtiger Austunft über

Grundbuchverhältniſſe haftbar gemachte Notar auf ein

Mitverſdulden des Berlegten berufen, wenn dieſer eine

Benachrichtigung des Grundbuchamts nicht geprüft hat ?

Aus den Gründen : Nicht zu billigen iſt die Entſchei

dung in der Frage eines mitwirkenden Verſchuldens nach

8 254 BGB. Das DIG . findet ein ſolches Verſchulden

darin , daß L. es unterlaſſen hat, die Benachrichtigungen

des Grundbuchamtes durchzuleſen und zu prüfen . Nun iſt

zuzugeben, daß ſolche Mitteilungen den Zwect haben , die

Nachprüfung zu ermöglichen ,ob die Eintragung den Ab

Fichten der Beteiligten entſpricht. Es liegt daher auch

im Intereſſe des Benachrichtigten , die Prüfung vor
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ſehen vertreten müſſe. Allein das Geſep ſpreche ganz Berzeichnis angegebenen Nachlaßbeſtandes zu be

allgemein von einer „bei einem Urteil“ begangenen ichwören. Die den Erben gegenüber beſtehende Ber

Berleßung der Amtspflicht, und zur Urteilsfällung ges pflichtung des Teſtamentsvollſtreders zur Mechnungs

höre nicht nur die eigentliche Entſcheidung und Bes legung über die Verwaltung folgt aus § 2218 in Ber

gründung, ſondern auch dieFeſtſtellungdes Tatbeſtandes bindung mit $8 666, 667. Vermöge dieſer Pflicht hat

und der ſonſtigen geſeßlichen Vorausſeßungen, bei einem der Teſtamentsvollſtreder auf Berlangen des Erben

Verſäumnisurteile alſo auch die Prüfung und Ents unter den Vorausſeßungen des 8 259 Abſ. 2 auch den

ſcheidung der Frage, ob der Fall der Berſäumnis über- Offenbarungseid zu leiſten .

haupt gegeben ſei. Derſelben Meinung ſeien auch nams Die Reviſion erachtet den Teſtamentsvollſtreder

hafte Vertreter der Wiſſenſchaft. Bei einer ſolchen Aus- zur Eidesleiſtung nicht für verbunden , weil die Ber

dehnung des Begriffes „, bei dem Urteil“ ſei aber an- pflichtung hierzu erſt nach völliger Beendigung ſeiner

zunehmen , daß der Nichter das ihm zur laſt fallende Berwaltungstätigkeit erwachſe, welche Borausſeßung

Berſehen bei Erlaß des Verſäumnisurteils begangen hier nicht vorliege, da unſtreitig noch nicht der geſamte

habe. Nachlaß verteilt ſei. Unforgfältige Berwaltung oder

Die Reviſion macht auch jeßt wieder geltend, es das Verſchweigen beſtimmter Tatſachen könnten zwar

handele fich hier nicht um ein Verſehen „bei dem Ur- Schadenserſaßanſprüche der Berechtigten auslöſen,nicht

teil “ , ſondern das Urteil ſei die notwendige Folge aber den Zeitpunkt der Verpflichtung zur Eidesleiſtung

eines vorherliegenden Verſehens im Verfahren , eine ändern. Auch daraus ſei für eine frühere Eidesleiſtung

Folge davon, daß die Verhandlung vor dem Richter nichts herzuleiten, daß der Erbe nach § 2218 Abſ.2

zu einer Zeit aufgerufen und durchgeführt wordenſei, bei einer länger dauernden Verwaltung jährlich Mech

zu der er in eine Verhandlung noch nicht habe ein- nung fordern fönne. Damit ſei dem Deſtaments .

treten dürfen . Es iſt zuzugeben, daß der Nichter vers vollſtreder nicht die Pflicht zu wiederholter, jährlicher

pflichtet war, auch ſchon vor Eintritt in die Verhands Eidesleiſtung auferlegt. Dieſer Angriff erſcheint nicht

lung und vor Zulaſſung der erſchienenen Partei zu begründet. Der § 2218 erklärt allerdings auf das

dem Antrageauf Erlaß des Verſäumnisurteils zu prüfen, Hechtsverhältnis zwiſchen dem Teftamentsvollſtreder

ob die geſeßlichen Vorausſeßungen für das Berſäums und den Erben die Vorſchrift des § 666 für entſprechend

nisverfahren überhaupt erfüllt ſeien, wozu vorallem anwendbar und in $ 666 iſt beſtimmt, daß der Beauf

nach § 220 SPD. gehörte, daß die Sache nach Eintritt tragte nach der Ausführung des Auftrags Mechenſchaft

der Terminsſtunde aufgerufen worden war (vgl. JW. abzulegen hat. DiePflicht zur Rechnungslegung, die

1907 S. 392 Nr. 12) . Wenn ihm daher auch daraus tein in der zur Rechenſchaftsablegung nach § 259Abſ. 1

Borwurf gemacht werden kann, daß er ſich bei der Ans inbegriffen iſt, trifft hiernach den Teſtamentsvollſtrecer

ordnung des Aufrufs der einzelnen Sachen zunächſt grundfäßlich erſt, wenn er die ihm als Teſtaments

an das ihm von der Gerichtsſchreiberei vorgelegte Ters vollſtreder obliegende Aufgabe erfüllt hat. Dies darf

minsverzeichnis hielt, ſo hätte er doch, ehe er im Ber: aber nicht dahin verſtanden werden, daß er ausnahmss

ſäumnisverfahren dieeinſeitige mündliche Verhand- los ſämtliche aus ſeiner Aufgabe ſich ergebenden Ver

lung der erſchienenen Partei gemäß § 331 ZPO. ſtatt- richtungen beendet haben muß und daß ausnahmslos

finden ließ , prüfen müſſen , ob der nicht erſchienene ein jedes Stüc des Nachlaſſes verteilt ſein muß . Zu

Beflagte auch für die angenommene Terminszeit geladen den Pflichten des Teſtamentsvollſtreders , der die Aus

worden ſei . Allein das hierbei von ihm begangene einanderſeßung unter den Erben zu bewirken hat

Verſehen iſt nicht urſächlich geworden für den Schaden. ($ 2204 Abſ. 1 ), gehört es, daß er ſich über die Ver:

Denn auch unmittelbar ehe der Richter das Berſäum- wertung der ſämtlichen Nachlaßgegenſtände den Erben

nisurteil ſelbſt erließ, hätte er auch hiefür noch das gegenüber ausweiſt, wenn er zur endgültigen Aus

Borliegen der gefeßlichen Vorausſeßungen feſtſtellen einanderſebung ſchreitet, da nur auf dieser Grundlage

müſſen , wie denn der § 335 Abſ. 1 Nr. 2 BPO. aus- die Verteilung vorgenommen werden kann . Es ergibt

drüdlich vorſchreibt, daß der Antrag auf Erlaß eines ſich hieraus eine Pflicht der Rechnungslegung, deren

Berſäumnisurteils zurüd zuweiſen iſt, wenn die nicht i Erfüllung ſpäteſtens zur Zeit der Auseinanderſeßung

erſchienene Bartet nicht ordnungsmäßig geladen war. zu erfolgen hat und nicht etwa deshalb aufgeſchoben

Denn daraus ergibt ſich, daß das Geſetz ſelbſt davon werden darf, weil der Teſtamentsvollſtreder noch nach

ausgeht, der Richter habe vor der Entſcheidung über der Auseinanderſeßung gewiſſe mit der Ausführung

jenen Antrag ſelbſt nochmals zu prüfen, ob der Fall des Teilungsplans zuſammenhängende Geſchäfte zu

der Verſäumnis gegeben ſeiund er müſſe, idenn ſich ergebe, erledigen hat. . . . . Der Umſtand, daß 3. B. zur

daß dies nicht der Fall ſei, den Antrag zurüdweiſen, Deđung von Prozeßkoſten ein beſtimmter Betrag zurüd

obwohl er zunächſt das Verſäumnisverfahren zuge- behalten iſt, ſteht der Rechnungslegungspflicht ebenſos

laſſen habe . Hieraus folgt aber, daß das wirklich urs wenig entgegen, wie im Konkursverfahren die Schluß:

ſächliche Verſehen bei Erlaß eines zu Unrecht erganges rechnung des Verwalters nicht dadurch aufgehalten

nen Verſäumnisurteils dem Bereiche der urteilenden wird , daß bei dem Vollzuge der Schlußverteilung

Tätigkeit des Richters angehört und deshalb unter Beträge zurüdzubehalten und zu hinterlegen find

$ 839 Abſ. 2 Saß1 des BOB. fält . ( Urt. des III. ZS. ( S $ 162 11. AD . ) . Der Teſtanientsvollſtreder hat denn

vom 24. Okt. 1913, III 254/13). auch in Erfüllung ſeiner geſeßlichen Pflicht tatſächlich

Rechnung gelegt und er fann ſich demgemäß, da die

Vorausſeßungen des § 259 Abſ. 2 bedenfenfrei feſt
VI.

geſtellt ſind, nicht der nach § 259 begründeten Ber

Pflicht des Teſtamentsvollftreders, Rechnung zu legen pflichtung entziehen, die Rechnung durch Offenbarungs

und den offenbarungseid zu leiſten. Jawieweit erſtredt eid zu befräſtigen . Ohne Einfluß auf die Pflicht zur

fich der Offenbarungseid auch auf Ausgaben ? A usden Leiſtung dieſes Eides iſt es, daß gegen den Teſtaments

Gründen : Dem DLG . iſt darin beizutreten, daß die vollſtrecker, der ſeine Pflichten verleßt, insbeſondere

Klägerin als Miterbin gemäß § 259 Abſ. 2 und § 260 Nachlaßgegenſtände ſchuldhaft verſchweigt, zugleich

Abſ. 2 BOB. von dem Teſtamentsvollſtrecer die Be- Schadenserſaħanſprüche erhoben werden können.Ebenſo

eidigung des vonihm aufgenommenen Nachlaßverzeicht wenig kann die Beeidigung des Nachlaßverzeichniſſes

niſſes und der Rechnung über die Verwaltung des verweigert werden . Es bildet zuſammen mit der an

Nachlaſſes fordern kann . Nach § 2215 BOB. iſt der das Verzeichnis ſich anlehnenden Verwaltungsrechnung

Teſtamentsvollſtreder den Erben gegenüber zur Auf- die Grundlage der Verteilung , deren Richtigkeit feſt:

nahme des ihnen mitzuteilenden Nachlaßverzeichniſſes ſtehen muß, wenn geprüft werden ſoll, ob die Erben

verpflichtet und hat demgemäß unter den Voraus- aus dem Nachlaſſe nicht noch weitere Beträge zu

ſegungen des § 260 Abſ. 2 die Vollſtändigkeit des im empfangen haben .

n .
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Die Reviſion hält die Ausdehnung des Offen- beſchwören ſoll, die von ihm als geleiſtet bezeichneten

barungseides auf die Ausgaben für unzuläſſig. Der Nachlaßausgaben auch wirklich für Nachlaßywede ges

Offenbarungseid des § 259 erſtrede ſich nur auf die leiſtetzu haben . (Urt. des IV . ŽŠ. vom 20. Sept. 1913,

Einnahmen ,weil eine unvollſtändigkeit derAusgaben IV243/13 )..

nur dem Hechnungslegungspflichtigen nachteilig ſei .

Auch in dem Offenbarungseide aus 88 260, 2028 lei

für die eidliche Erhärtung der Angaben über die ge
VII.

leiſteten Ausgaben tein Haum . Dieſe Ausführungen Können öſterreichiſche Ghegatten die Zuſtändigteit

ſind im allgemeinen richtig. Dem Rechnungslegungs- der deutſchen Gerichte für eine Slage auf Cheidheidung

berechtigten kann nur daran liegen, daß ihm die Ein- vereinbaren ? Kann eine ſolche Bereinbarung wegen Jrr:

nahmenvollſtändig mitgeteilt werden, nicht auch daran , tamé angelochten werden ? DieParteien haben vor dem

daß er die jämtlichen Ausgaben erfährt. Soweit die Standesbeamten in N. die Ehe geſchloſſen. Die Frau

Ausgaben nicht mitgeteilt werden, gereicht dies nur erhob gegen den Mann beim lo. in N. Klage auf Ehes

dem Rechnungslegungspflichtigen zum Schaden, der fcheidung. Unter Berufung darauf, daß er öſterreichi

dieſe Ausgaben nichterfekt erhält. Dem entſpricht es, icher Staatsangehöriger ſei, wandte der Mann die ün
daß der nach 8 259 Abſ. 2 von dem Rechnungslegungs- zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts ein. Das LG. tam

pflichtigen zu leiſtende offenbarungseid nur darauf zu dem Ergebniſſe , daß der Mann und infolge der Ver

geſtellt iſt, daß er nach beſtem Wiſſen die Einnahmen heiratung auch dieFrau öſterreichiſcheStaatsangehörige

ſo vollſtändig angegeben habe, als er dazu imſtande ſeien, und wies auf Grund des § 606 Abſ. 4 ZPD. die

ſei. Jn ähnlicher Weiſe iſt der bei Vorlegung eines Klage ab. Die Klägerin legte Berufung ein und be

Berzeichniffes über einen Bermögensinbegriff nach rief ſich für die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte

8 260 Áb . 2 zu leiſtende offenbarungseid dahin feſta nunmehr auch auf eine ſpätere ſchriftliche Erklärung des

gefeßt, daß der Vorlegungspflichtige nach beſtem Wiſſen Beklagten, in der dieſer die deutſchen Gerichte ausdrüd:

den Beſtand (Attivbeſtand) ſo vollſtändig angegeben lich als für den Scheidungsſtreit zuſtändig anerkannt

habe, als er dazu imſtandeſei. In Einklang hiermit hat. Das DIG . ſtellte gleichfals feſt, daß die Parteien

iſt in § 2027 nur von dem Beſtande der Erbſchaft und Öſterreichiſche Staatsangehörige ſeien, kam aber mit

in § 2028 von den Erbſchaftsgegenſtänden die Rede, Rüdſichtaufdie Erklärung des Bellagten zueinem

ohne daß die Schulden oder Äusgaben erwähntſind. anderen Ergebnis als das 16. und erklärte die Einrede

Gleichwohl tann die Entſcheidung des DLG. nicht ge- der Unguſtändigkeit des Gerichts für unbegründet. Sus

mißbilligt werden . Der Vorderrichter verkennt nicht, gleich verwies es die Sache zurüc. Die Reviſion blieb

daß der Offenbarungseid aus 88 259, 260 nur die erfolglos.

Einnahmenund den Vermögensbeſtandzum Gegenſtand Gründe: 1. Entſcheidend für die Frage, ob das

hat. Er führt aber aus : Wenn in den Auskünften nach § 606 Abſ. 1 ZPD . an ſich für den Rechtsſtreit

Nachlaßausgaben aufgeführt ſind, die nicht gemacht zweifellos zuſtändige LG . in N. auch nach öſterreichi

ſind, ſo ſet damit in gleicher Höhe der tatſächlich ſchem Recht zuſtändig iſt (8 606 Abſ. 4 ), ſind die $8 76,

vorhandeneNachlaßbeſtand zu niedrig angegeben. Das 100 und 104 der öſterreichiſchen Jurisdictionsnorm

iſt zutreffend und iſt geeignet, die in dem Berufungs- (JN.) vom 1. Auguſt 1895. Das Dio. iſt der Anſicht,

urteile dem Offenbarungseide gegebene Ausdehnung zu daß nach den 88 76 und 100 JN. das 16. in N. nicht

rechtfertigen . Die Auskunfts- und Mechnungslegungs- zuſtändig ſei . Es erklärt daher ausdrüdlich, daß das

pflicht des Teſtament&vodſtreders hat nach 88 2218, die Alage wegen Unzuſtändigkeit abweiſende landge

666,677, 259, 260 weſentlich die Bedeutung, daß er in richtliche Urteil nach der damaligen Sachlage zu Recht

Anſchluß an das von ihm aufzuſtellende Nachlaßver- ergangen ſei. Eine Aenderung iſt aber ſeiner Meinung

zeichnisden Beſtand des Nachlaſſes nachzuweiſen hat, nach durch die Erklärung des Beklagten eingetreten,

wie er ſich durch die Verwaltung des Nachlaſſes ge- in der zwar das LG. in N. nicht ausdrüdlich genannt,

ſtaltet hat und an die Erben abzuliefern iſt. Es ſondernnur das DIG. erwähnt ſei , die aber unzweifel

entſpricht dies der in § 667 beſtimmten Verpflichtung haft ſo zu verſtehen ſei, daß fich der Beklagte der Zu

des Beauftragten, alles, was er zur Ausführung des ſtändigkeit des Dlo. für den zweiten Rechtszug und

Auftrages erhalten hat und was er aus der Geſchäfts- der des 1. in N. für den erſten Rechtszug habe unters

führungerlangt hat, dem Auftraggeber herauszugeben . werfen wollen . Der Erklärung mißt das DLG . auf

Die gleiche Verpflichtung hat nach 8 2218 derTeſtaments- Grund des § 104 Abſ. 1 JN. entſcheidende Bedeutung

volſtreder zu erfüden. Mit dieſer Herausgabepflicht bei . Es verkennt nicht das Bedenken , das daraus ent

iſt zugleich , da ſie ſich auf einen Inbegriff von Gegen- nommen werden könnte, daßdie Erklärung erſt nach

ſtänden , auf die Erbſchaft, erſtredt, nach § 260 die dem Erlaſſe des landgerichtlichen Urteils abgegeben

Berpflichtung verbunden, den Erben ein Verzeichnis iſt, während nach § 104 Abſ. 1 Saß 2 JN. die Verein

des ihnen herauszugebenden (unter ſie zu verteilenden) barung dem Gerichte ſchon in der Klage “ urkundlich

Nachlaßbeſtandes vorzulegen und die vollſtändigkeit nachgewieſen werden muß. Weſentlich erſcheint ihm

dieſes Verzeichniſſes zu beſchwören . Der Teſtaments- jedoch nur, daß das öſterreichiſche Recht die Zuſtändig

polſtreder genügt daher ſeiner Auskunftspflicht nicht teitsvereinbarung zuläßt. Die Vorſchrift in 8 104 Abſ. 1

ſchon dadurch , daß er die Einnahmen vollſtändig in Saj 2 ZN . ſei eine für das öſterreichiſche Prozeßvers

Rechnung ſteût, er hat auch den verbliebenen Nachlaß- fahren gegebene Ordnungsvorſchrift ohne ſachliche Be

beſiand vollſtändig anzugeben. Zu dieſem Zweđe hat deutung, ſie könne alſo für die deutſchen Gerichte nicht

er ſorgfältig zu prüfen, ob die von ihm in Rechnung bindend ſein , wenn die Vereinbarung in Deutſchland

geſtellten Nachlaßausgaben auch wirklich gemacht ſind, geſchloſſen ſei . Nach deutſchem Nechte könne aber die

da andernfalls der herauszugebende Beſtand ein höherer Vereinbarung auch noch im Laufe des Rechtsſtreits ge

ſein müßte. Die Verpflichtung, nach beſtem Wiſſen die ſchloſſen werden , da die Einrede der Unzuſtändigkeit

Bollſtändigkeit des Nachlaßbeſtandes zu beſchwören, zu den verzichtbaren Einreden gehöre und ſich eine der

ſchließt die Verpflichtung in ſich, den Nachlaßbeſtand, Vorſchrift in § 104 Abſ. 1 Satz 2 JN. gleiche Vorſchrift

(woju auch etwaige Erſakforderungen gehören ), nicht im deutſchen Rechte nicht finde. Jn der Zuſtändigkeits

der Wirklichkeit zuwider dadurch als niedriger hin- vereinbarung ſeien allerdings die Parteien inſofern

zuſtellen , daß Ausgaben berüđſichtigt werden , die gar beſchränkt geweſen, als ſie nur die Zuſtändigkeit des

nicht zu Zweden des Nachlaſſes gemacht ſind. Es iſt nach den deutſchen Geſeßen zuſtändigen deutſchen Ge

daher nicht zu beanſtanden, daß das OLG. , um dieſe richts hätten vereinbaren können. Das ſei aber ge

Verpflichtung dem Teſtamentsvollſtreder deutlich vor ſchehen . Auch die Vorſchrift des § 40 Abſ. 2 3PO.

Augen zu führen , einen hierauf bezüglichen Zuſat in könne deshalb der Vereinbarung nid )t entgegenſtehen ,

den Eidesjaß aufgenommen hat, wonach der Beflagte da es ſich hier nicht um Vereinbarung der Zuſtändiga
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feit eine nach deutſchem Recht ſonſt unjuſtändigen Se.
Oberſtes Landesgericht.

richts handele, ſondern nur um die Beſeitigung des
A. Zivilſachen.

Binderniſſes, das das ausländiſche Mecht der Zuſtändig.
I.

feit des nach den deutſchen Geſekes an ſich zuſtändigen

Gerichis bereiten würde. Mehrere Firmen eines Kaufmanns (HGB. 88 13,

Die ſich an die Beſtimmung in § 104 Abſ.1 Saz 2 ZN. 17, 18, 30, 50 Übf. 3) . Der Staufmann und Orthopäd

anlehnenden Ausführungenbekämpft die Reviſion , in- Franz M. betreibt in D. fabrikmäßig die Herſtellung

dem ſie dem Diờ. unzuläſſige Berquidung deutſcher von Körper- Geradehaltern und iſt für dieſen Geſchäfts

und öſterreichiſcher Rechtsfäße vorwirft unddie Anſicht betrieb ſeit 16. Mai 1913 im Handelsregiſter des Amts

vertritt, die Frage, ob das LG. in N. auch nach öſter- gerichts D. mit der Firma „ Zentrale Franz M. ein

reichiſchem Rechte zuſtändig iſt, ſei einzig und allein getragen. Am 19. Juni 1913meldete M. zur Eintra

nach den öſterreichiſchen Geſeßen zu beurteilen . Bei gungin das Bandelsregiſter des Amtsgerichts N. an,
ihrer Müge geht die Reviſion erſichtlich davon aus, daß daß er in N. eine gandelsniederlaſſung errichtet habe,

auf eine Verleßung öſterreichiſchen Rechts das Rechts- deren Gegenſtand die Bertretung der Firma Zentrale

mittel nicht geſtüßt werden könne ( 549 ZPO .), daß Franz M. in D. bilde und die die Firma „Franz M. “

vielmehr die Auslegung, die das DLG . der öſterreichi: führe . Nach dem Ergebniſſe der Ermittelungen wies

iden Jurisdittionsnorm gegeben hat, auch für das das Amtsgericht die Eintragung zurüd, da der Ges

Reviſionsgericht maßgebend ſei (8 562 3PD.). Dieſer ſchäftsbetrieb des Franz M. in N. weder eine zweite
Ausgangspunkt der Neviſion iſt, obwohl es ſich im felbſtändige Bauptniederlaſſung noch eine eintragsfähige

Streitfad um die Frage nach der Zuſtändigkeit des an- Zweigniederlaſſung noch ein Ägenturgeſchäft ſei. Die

gerufenen Gerichts, alſo um einen Punft handelt, den Beſchwerde des M.hatte keinen Erfolg. Auf die weitere

das Olg. von Ämts wegen zuprüfen hatte, zutreffend | Beſchwerde wurden die Entſcheidungen aufgehoben und
und entſpricht dem, was der Senat in anderen Fällen das Amtsgericht angewieſen erneut zu verfügen.

als richtig anerkannt hat (vgl. JW. 127 Nr. 4 Schluß). A us den Gründen : Der Beſchwerdeführer will

Infolgedeſſen iſt auch die Annahme des DLG. nicht feine Niederlaſſung in N. nicht als Zweigniederlaſſung

nachjuprüfen, daß die Vorſchrift in 8 104 Abs. 1 Sat 2 des Geſchäfts in D., ſondern als ſelbſtändige Firma

JN ., wonach die in Saß 1 geſtattete Vereinbarung der eintragen laſſen . Nach der überwiegenden Anſicht kann

Parteien über die Zuſtändigkeit eines an ſich unzu- jeder Kaufmann, der mehrere Niederlaſſungen hat, ver
ſtändigen Gerichts dieſem ſchon in der Klage“ urs ſchiedene Firmen führen, vorausgeſetzt, daß die Geſchäfte

tundlich nachgewieſen werden muß, nur eine den deuts getrennt und ſelbſtändig betrieben werden (Staub,

ſchen Richter nicht bindende Ordnungsvorſchrift iſt. HOB., 9 Aufl ., Bem. 3 zu 8 17 ; Brand, HGB. Bem. I, 6

Bon dieſer Grundlageaus läßt es ſich aber nicht be- Ábſ. 2 zu § 17, Bem . 2 , b zu §50 u. a .). Der Senat

anſtanden, wenn das OLG . in 8 104 Abſ. 1Sa 2 JN. ſchließt ſich dieſer Anſicht an, für die auch der Wort
fein şindernis findet, die Zuſtändigkeit des LG . in N. laut des $ 50 Abſ. 3 HOB. ſpricht. Betreibt der nämliche

auch nach öſterreichiſchem Rechte für gegeben zu er- Kaufmann in verſchiedenen Niederlaſſungen die Her
achten. Seine Ausführungen , denen auch die Bor. ſtellung und den Verkaufder gleichen Ware, ſo hängt

ſchrift in § 263 Abſ. 2'Nr. 2 ZPD. nicht entgegenſteht es von ſeinem Willen ab, ob der Betrieb einheitlich

(vgl. ROŽ. Bd. 52 S. 136 und Warneyer Ergänzung oder in jedem Geſchäft ſelbſtändig geführt wird. Keine
1913 Nr. 37 S. 48), ſind vielmehr im Ergebniſſe ein- Vorſchrift hindert ihn, am Orte ſeines Wohnſißes oder

wandfrei, mag auch nicht jeder einzelnen Wendung zu- an einem anderen Orte ein Handelsgeſchäft – ſei es

zuſtimmen ſein. Dies umſomehr, als der deutſche Pro- das gleiche, das er an ſeinem Wohnſiße betreibt, oder
zeßrichter, ſoweit ihm nicht Schranken gezogen ſind, ein anderes unter der gleichen oder unter einer

grundfäßlich ſtets von der Maßgeblichteit des deutſchen anderen Firma zu betreiben, ſofern er nur den &$ 18

Prozeßrechts auszugehen hat . und 30 HOB Rechnung trägt. Es kommt alſo nur

2. Der Bellagte hat ſeine Erklärung, auf die ſich darauf an, ob die Niederlaſſung in N. gegenüber dem

die Anwendung des § 104 JN. aufbaut, wegen Jrrs Geſchäfte in D. ſelbſtändig iſt.

tums angefochten, weil er bei der Abgabe ein Schreiben Der Beſchwerdeführerhat den Vertrieb ſeiner ortho

der Klägerin und ihr aus dieſem Schreiben hervor: pädiſchen Geradehalter ſo eingerichtet, daß er an der:

gehendes übles Verhalten noch nicht gekannt habe . ſchiedenen Orten Mittelpunkte geſchaffen hat, von denen

Demgegenüber führt das DLG. aus, eine Zurüđnahme aus ſie in einem beſtimmten Umkreis verkauft werden.

der Erklärung ſei nicht zuläſſig, weil die einmal ge- Einer dieſer Mittelpunkte iſt N. Dort hat er eine Ges

ſchloſſene Vereinbarung für die Parteien bindend ſei, hilfin auſgeſtellt, die in ſeinem Namen die Beſtellungen

ebenſowenig fönne aber eine Anfechtung wegen Jrr- aufſucht und entgegennimmt, die Maße nimmt und

tums erfolgen ( 8 119 BGB.), weil der vom Beflagten zur Ausführung des Auftrags an die Fabrit abgibt,

behauptete Jrrtum nur ein Jrrtum im Beweggrunde die die fertigen Waren zugeſchidt erhält , an den Bes

ſei . Die Reviſion bemängelt auch das, indem ſie be- ſteller ausliefert, etwaige Aenderungen beſorgt und die

merft, die Frage, ob der Beklagte die Erllärung mit Kaufpreiſe empfängt. Dort werden durch eine eigene

Recht angefochten habe, ſei ebenfalls nicht nach deut- Buchhalterin die Beſtellungen und die Ablieferungen

ſchem , ſondern nach öſterreichiſchem Rechte zu entſcheiden. der Waren ſowie die Zahlungen verbucht. Dorthin

Auch dieſer Angriſi geht fehl . Bei der Erklärung handelt begibt ſich der Geſchäftsherr von Zeit zu Zeit, um die

es ſich um eine Willensfundgebung des Beklagten in Führung der Geſchäfte zu überwachen. Der Betrieb

einem vor einem deutſchen Gerichte ſchwebenden Rechts- iſt alſo von dem in D. äußerlich wahrnehmbar getrennt.

ſtreite, die die Zuſtändigkeit eines deutſchen Gerichts Würde allerdings die Niederlaſſung in N. bloße Vorbes

zum Gegenſtande hatte. Solche Erflärungen können reitungs- oder Vermittelungs- oder Hilfsgeſchäfte ſeines

in ihrer Wirtſamkeit nur nach deutſchem Rechte beurs Geſchäfts in D. beſorgen , ſo würde ihr die Selbſtändig

teilt werden . Nach deutſchem Recht aber ſind rein pro- feit fehlen . Denn die Feſtſtehende Rechtſprechung ſpricht

seſſuale Willenserklärungen, die eine Verfügung über bei einem ſolchen Abhängigfeitsverhältnis einer Nieder

die Geſtaltung der Beziehungen der Parteien zueinander laſſung mit Recht die Eigenſchaft einer firmenjähigen

im Prozeß enthalten , wegen Irrtums überhaupt nicht Zweigniederlaſſung ab. In einem ſolchen Falle fönnen

anfechtbar. Das hat das Reichsgericht für die Zurüc- um ſo weniger mehrere Firmenfähige Hauptniederlaſs

nahme von Rechtsmitteln ausgeſprochen (RGZ. 81 ſungen vorliegen. Allein in der Niederlaſſung in N.

S. 177) , es muß aber auch für Zuſtändigkeitsverein : werden ſelbſtändig Geſchäfte gemacht und zwar nicht

barungen gelten . ( Urt . des IV. ZS . vom 22. Sept. 1913, bloß nebenſächliche oder nach genau gegebenen Ali

IV 333/13). weiſungen ſchematiſch zu erledigende, ſondern auch für

das Geſchäft weſentliche mit einer gewiſſen Freiheit

n .
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der Entſchließung für die Beiterin . Dadurch, daß die gegen bar kauft und verkauft, ſo macht er doch auch

Waren in D. hergeſtellt und von dort verſendet und erhebliche Verkäufe an Þotels und Wirtſchaften auf

daß dorthin die Gelder abgeliefert werden, wird die kurzen Kredit. Der ordnungsmäßige Betrieb erfordert

Selbſtändigkeit der Niederlaſſung in 9. nicht beein- hiernach faufmänniſche Einrichtungen, insbeſondere

trächtigt, auch nicht dadurch, daß von einem Bager eine geordnete Buchführung; A. führt auch Bücher ;

fertiger Waren in der Niederlaſſung zu N. nicht ge ob dieſe den taufmänniſchen Anforderungen genügen,

ſprochen werden kann , da die Waren erſt nach Maß iſt gleichgültig. Denn entſcheidend iſt nicht, ob die

und auf Beſtellung geliefert werden können, ein Vor- Führung des Geſchäfts durch den gegenwärtigen In

rat alſo gar nicht möglich iſt. Die Niederlaſſung in haber, Fondern ob der ſachliche Befund eine faufs

N. hat auch ein beſonderes Geſchäftsvermögen. Ein männiſche Betriebsweiſe erforderlich macht.

ſolches ſind mindeſtens die ausſtehenden Forderungen A. darf hiernach eine Firma führen. Es fragt ſich

und die von der Handlungsgehilfin vereinnahmten noch noch , ob er die eingetragene Firma , Beinrich M. “

nicht abgelieferten Kaufpreiſe, andrerſeits die Schulden führen darf. Das trifft zu, wenn es die Vorgänger

für Löhne und Miete. Die Höhe dieſes Vermögens des A., Simon M.und Heinrich M. durften und Hein

iſt nicht von Belang. (Beſchl. des I. ZS . v . 8. Nov. rich M. beim Geſchäftsübergang aufSimonM. und

1913, Reg . III 87/1913 ). W. dieſer beim Geſchäftsübergang auf Michael A. in die

Fortführung der Firma ausdrüclich wiligten . Das

II . 16. verneint auch dieſe Fragen, weil Heinrich M. und

Simon M. gleichfalls nicht firmenberechtigt geweſen

Begriff des Kleingewerbe8. Boranbjekungen für die ſeien. Jedod mit Unrecht.' Hezüglich des Heinrich M.,.

Annahme eines taufmänniſchen Betriebe bei einem Fiſch : der das Geſchäft bis zum Jahre 1890 unter der Firma

handelsgeſchäfte. (HGB. SS 2, 4; ADHOB. Art. 4 , 10 ). Heinrich M.“ geführt hat, iſt das ADHOB. anzu

U us den Gründen : Das 16. meint, daß die Vors wenden. Nach deſſen Art. 10 waren die Vorſchriften

ſchriften des HOB. über die Firma auf M. A. nicht an . über die Firmen, die Handelsbücher und die Prokura

zuwenden ſeien, weil ſein Gewerbebetrieb nicht über auf Söker, Trödler, Fauſierer u . dgl. Þandelsleute von

den Umfang des Kleingewerbes hinausgehe ( 8 4 BOB.). geringem Gewerbebetriebe nicht anzuwenden. Die Aus

Als Maßſtab dafür, ob ein Gewerbebetrieb den Um- legungder Worte: „u . dgl. Þandelsleute von geringem

fang des Aleingewerbes überſchreite, gelte nicht nur Gewerbebetrieb “ war nicht unbeſtritten . Nach der

der Umfang des Geſchäfts und die Höhe des Umſages, einen Meinung war jeder Minderkaufmann i. S. des

ſondern auch die Art des Geſchäftes . Der Senat teilt Art. 10 , deſſen Gewerbebetrieb einen geringen Ums

die Meinung, daß zum Begriffe des Kleingewerbes ein fang hatte; die andere Meinung verlangte auch noch

Gewerbebetrieb gehört, der ſowohl wegen ſeines Ums eine Aehnlichkeit mitden Geſchäften der Höter, Trödler

fanges als auch wegen ſeiner Art teine kaufmänniſche und Hauſierer. Nicht ganz zutreffend iſt die Annahme

Einrichtung erfordert; der Begriff ,Meingewerbe" in in der Dentichrift zum BOB.vom 10. Mai 1897 (S. 15),

§ 4 BGB. iſt im engſten Zuſammenhange mit dem 2 daß ſich die Worte: „u . dgl. Handelsleute von ge

KOB. auszulegen, dieſer aber ſpricht von einem Ge- ringem Gewerbebetrieb “, nach übereinſtimmender Ans

werbebetrieb, der nach Art und Umfang einen in kauf- ficht der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung nur auf Ber:

männiſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb er- jonen beziehen, deren Gewerbebetrieb ſeinem Gegen

fordert. Dieſe Anſicht iſt herrſchend (vgl. Štaub 9. Aufl . ſtand nach mit den Betrieben der Höfer, Trödler und

BD.IS.67 ; Ritter S. 14 ;Düringer - achenburg S. 154 ; Kauſierer verwandt ſei ; für die andere Anſicht haben

Brand S. 20, 29 u. a .) . rich Dhöl Bd . I § 39, Anſchüß und BölderndorffBd. I

Das Geſchäft des K. iſt eines der größten dieſer S. 679 ausgeſprochen. Zu dieſer Frage braucht aber

Art in N., weiſt einen jährlichen Umſatz von ungefähr keine Stellung genommen zu werden, da Heinrich M.

90 000 M auf und verwendet ſtändig 4 Hilfskräfte. Es weder nach der einen noch nach der anderen Nichtung

iſt alſo nach ſeinem Umfang erheblich. Das 16. meint unter die Minderkaufleute fallen würde Er vertaufte

aber, die einfache Art, wie der große Umſaß erzielt 18 ſeiner Fliche inſeinem Anweſen und nur an einem

werde, mache kaufmänniſche Einrichtung unnötig. Es Tage der Woche ließ er ſeine Waren auch auf dem

beruft ſich darauf, daß A. Peinen eigentlichen Baden Martte feilbieten ; es fann deshalb nicht davon ge

mit Schaufenſtern und den bei großen Lebensmittel- ſprochen werden , daß ſein Geſchäft Aehnlichkeit mit

geſchäften üblichen geſundheitlichen Einrichtungen habe, dem eines Höfers hatte. Es handelte ſich aber auch bei

daß er ſeine Fiſche in einer Art kleinen, offenen Altane einem Umſaße von jährlich 10000-12000 M nicht um

verkaufe, die hinter ſeinem, abſeits von allem Geſchäfts- einen geringen Gewerbebetrieb. Heinrich M. war hier

verkehr in einer Nebengaſſe liegenden Bauſe über das nach Vollkaufmann, er durfte eine Firma führen und

vorbeifließende Gewäffer hinausrage und einen äußerſt wäre berechtigt und verpflichtet geweſen , ſie in das

beſchränkten Eindruď mache. Allerdings können unter Handelsregiſter eintragen zu laſſen. Semäß Art . 22

Umſtänden auch Betriebs-, Lager- und Geſchäftsräume ÁDHOB. fonnte er dieſes Firmenrecht aufden Erwerber

Anhaltspunkte für die Notwendigkeit faufmänniſcher des Geſchäfts übertragen ohne Mütſicht darauf, ob

Betriebsweiſe geben . Es kommt aber darauf an , um die Firma im Handelsregiſter eingetragen war oder

welche Waren es ſich handelt ; für das Geſchäft des nicht. (Beſchl. des I. ZS. vom 10. Ditober 1913, Reg. III

K. iſt ein am Waſſer liegendes Haus am geeignetſten; 65/1913).
W.

er braucht bei ſeinem befannten Geſchäfte keinen Baden

mit Schaufenſtern ; die Lagerung der Fiſche in folchen
III .

Fenſtern iſt ganz unzweckmäßig; der Verkaufin einem
offenen Kaume undin der Art, daß jeder Fiſch friſch Beſchwerdegegenſtand bei Beſchwerden wegen Gr:

aus dem Waſſer geholt wird, iſt die beſte geſundheit- teilung eines Erbjcheins, weun Grundſtüde zum Nach:

liche Einrichtung. K. hat das Haus um 45 000 M er- lane gehören . Sophie A. hat ihre 5 Kinder zu Erben

worben, alſo ein bedeutendes Stapital verwendet ; das eingeſeßt jedem beſtimmte Nachlaßgegenſtände, ins

ſpricht aber für die Notwendigkeit kaufmänniſcher Besbeſondere dem Sohne Paul vorweg die Villa in S.

triebsweiſe. Das LG . ſtüßt ſich vor allem darauf, mit Nebengebäuden und ſämtlichen hiezu gehörigen

daß A. ſeine Ware im weſentlichen gegen bar faufe Grundſtüđen zugewendet. Nachdem die Beteiligten

und verkaufe, nur die Hotels rechneten monatlich ab ; die Erbſchaft angenommen hatten , beantragte Paul A.

Forderungen und Schulden ſeien ſo gut wie nicht vors die Ausſtellung eines Erbſcheins darüber, daß er Erbe

handen. Dies ſpricht nicht gegen die Notwendigkeit des geſamten Grundbeſikes in S. geworden ſei , und

taufmänniſcher Betriebsweiſe. S. hat einen großen gab den Wert auf 1000 000 M an . Das Amtsgericht

Kreis von Lieferanten ; wenn er auch im weſentlichen ſtellte den Erbſchein in dieſem Sinne für Paul A. aus ;
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der Grundbeſit wurde im Grundbuch umgeſchrieben. ! B. Strafſaden.

Später beſchloß das Amtsgericht, daß der dem PaulA.
I.

bezüglich des Grundbeſißes ausgeſtellte Erbſchein ein

gezogen werde, weil er unrichtig ſei . Die Beſchwerde Luftbarteitsfteuer. Was verſteht man unter Ber :
wurde vom Landgerichte zurückgewieſen . Den Wert anſtaltung einer öffentlichen Luftbarteit ? Der Schant

des Beſchwerdegegenſtandes ſeßte das 10.auf 1000000M wirt Sch . in $ . ſpielte abends in ſeiner Wirtſchaft mit

feſt. Auf die Beſchwerde gegen die Wertsfeſtſeßung zwei Gäſten A und B Stat ; ſie machten um 10 Uhr

feßte das DbLG. den Wertauf 12000 M feſt. eine Eſſenspauſe; bis A und B ihren Jmbiß einge

Gründe : Der Wert des Beſchwerdegegenſtandes nommen hatten , ſpielte Sch. auf der Violine drei kleine

iſt hier nicht der Wert der Grundſtüde, ſondern maß- volkstümliche Stüđe und wurde auf ſein Anſuchen von

gebend iſt das Intereſſe, das der Beſchwerdeführer an dem Gaſte W. , einem Berufsmuſiker, unentgeltlich bes

dem Erfolge der Beſchwerde hat, und dieſes Intereſſe gleitet. An einem anderen Diſche hatte ein Gaſt ſeinen
beſteht in der Erſparung der Koſten , die durch einen Tiſchgenoſſen ein Fäßchen Bier zum beſten gegeben ; gegen

Auseinanderſeßungsvertrag über den Grundbeſiß in S. 12 Uhr kam zu dieſen ein weiterer Gaſt č , der, aus Ge

entſtehen . Nach Art. 147 Gebo . wird für Verträge fälligkeit von W. auf dem Klavier begleitet, auf der

über die Auseinanderſeßung in Anſehung eines Nach Violine des Sch . ein Stüd ſpielte . Um 12/2 Uhr ent

laſſes, ſoweit ſie Grundſtüde zum Gegenſtand haben, fernten ſich alle Gäſte. Sch. wurde angetlagt, daß er

die Gebührvon 1 % der Gegenſtandsſumme, alſo aus abends in ſeiner Wirtſchaft eine muſitaliſche Unter:

1 000 000 M 10000 M erhoben . Im þinblid hierauf haltung ohne Anzeige und Entrichtung der Armen:
und auf die Notariatsloſten iſt es angemeſſen, den abgabe veranſtaltet und ſich dadurch gegen § 1 der

Wert des Streitgegenſtandes auf 12 000 M feſtzuſeßen. ortsp. Vorſchrift der Stadt $ . verfehlt habe. Sch .
( Beſchl. des I. 38. v . 5. Dez. 1913, Heg . III 104/1913). wurde freigeſprochen . Die Reviſion des Staatsanwalts

W. wurde verworfen.

Aus den Gründen : Maßgebend für die Pflicht

IV. zur Entrichtung örtlicher Abgaben und zur Anzeiges

Für die Rüdſendung der bei der Neviſiondeinlegung
erſtattung iſt § 1 der Gemeindeſaßung und g i der

vorzulegenden Ausfertigung der angefochtenen Urteil:
ortsp. Vorſchrift,wonach für die „ Veranſtaltung öffent

dürfen Poftgebühren nicht erhoben werden (GKG. 8 80b) .
licher Buſtbarfeiten " örtliche Abgaben zu entrichten und

In einer Streitſache hat der Rechtsanwalt T. für
von dieſen Veranſtaltungen Anzeige zu erſtatten iſt.

die Beklagten Reviſion eingelegt und eine Aus
Die Begriffe Beranſtaltung und öffentliche Suſtbarkeit

fertigung des angefochtenen ürteils vorgelegt. Das
dürfen nicht voneinander losgelöſt, ſondern nur in

OblG.erklärte ſich für zuſtändig. Dem von den Mes
ihrem inneren Zuſammenhange betrachtet werden . Der

viſionstlägern für die Reviſionsinſtanz beſtellten Rechts:
Áusdrud „ Veranſtalten “ findet ſich in Strafgeſeßen

anwalt wurde auf Antrag die vorgelegte Ausfertigung
(3. B. & 286 StGB.,Art. 32 ” Stob.), in der GewO .

des Berufungsurteils von der Gerichtsſchreiberei des
SS33a, 55 Abſ. 1 Ziff. 4 , 105 i Abſ. 1 und 154 Abſ. 1

DbLG. als portopflichtige Dienſtſache zurüdgeſandt.
Ziff. 3 ; ebendaſelbſt und in § 33 b GewO. außer in

Auf Erinnerung des Rechtsanwalts hin erflärte das
$ 286 SIOB . findet ſich auch der Ausdruď Luſtbarkeit.

Nirgends ſind dieſe Begriffe umſchrieben ; auch die Ge
Oblo. die Erhebung von Poſtgebühren für die Mütt

ſendung als nicht gerechtfertigt.
meindeſaßung und die ortsp . Vorſchrift enthalten keine

Gründe: Nach § 1 GAG.werden in den vor die
Begriffsbeſtimmung. Die Saßung zählt zwar Bei

ordentlichen Gerichte gehörenden Mechtsſachen, auf ſpiele auf, dieſe können aber nur dann Geltung be

welche die ZPD., die StPO. oder die AO. anzuwenden
anſpruchen, wenn die Ausdrücke „ öffentlich “ , „ Ver

ſind, Gebühren und Auslagen der Gerichte nur nach
anſtaltung “ und „ Luſtbarkeit“ auf den Einzelfall zus

dem GKG. erhoben. Jm $ 79 Nr. 1 und 8 i.d F. der
treffen. „ Deffentlichkeit “ iſt gegeben, wenn die Vers

Nov. v . 1. Juni 1909 find die zu erhebenden baren Aus
anſtaltung nicht auf beſtimmte Perſonen beſchränkt,

lagen aufgeführt. Die in § 79 Nr. 2 a . F. aufgeführten
ſondern jedermann zugänglich iſt (0628St. 12 S.

Poſtgebühren werden nicht mehr erhoben ; dagegen
245 ff.). Als weſentliches Merkmal des Begriffs , Bers

werden nach § 80 b n . F. zur Deđung der von den
anſtaltung “ darf nach der ſprachlichen und rechtlichen

Parteien nicht zu erſeßenden baren Auslagen Pauſch
Bedeutung angenommen werden , daß jemand dritten

fäße erhoben, die Poſtgebühren werden alſo durch die
Perſonen aufirgendeine Weiſe die Abſicht fundgibt,

eine beſtimmte, das Publikum berührende Handlung

Pauſchſäge mitabgegolten (Sydow ,GKG. , 9 Aufl.Anm.1

und 2 zu § 80 b ). Dieſe Beſtimmungen ſind in bürger
herbeizuführen oder ins Wert zu ſehen . Von einer

lichen Streitigkeiten auf alle von dem Gerichte oder
Veranſtaltung kann ſomit dann nicht die Rede ſein ,

der Gerichtsſchreiberei ausgehenden Poſtſendungen an
wenn jemand etwas unternimmt ohne die Abſicht,

zuwenden, ſoferne dieſe mit der anhängigen Streit durch das Unternehmen in Beziehungen zum Publikum

ſache zuſammenhängen Dies iſt bei der Müdjendung
zu treten .

der mit der Reviſionsſchrift vorgelegten Ausfertigung
Jn der Entſcheidung des VGH . vom 16. Dez. 1911

des Urteils der Fall. Nach § 553 a ZPO. ſoll mit der
(Samml. Bd. 33 S. 62) iſt ausgeführt, daß von den

Reviſionsſchrift eine Ausfertigung oder beglaubigte Ab
preußiſchen, ſächſiſchen und heſſiſchen oberſten verwal

ſchrift des Urteils, ſowie der Nachweis der Zuſtellung
tungsrichterlichen Inſtanzen aus dein Sprachgebrauch

vorgelegt werden . Dieſe Vorſchrift ſoll dem Gerichte
und der Verkehrsſitte in Uebereinſtimmung mit der

die Prüfung ermöglichen, ob die Reviſion in der ge
Rechtslehre unter „ luſtbarkeiten “ ſolche Veranſtal

ſeßlichen Form und Friſt eingelegt iſt (8 554 a ) ; die
tungen, Darbietungen und Vorführungen zu verſtehen

Abſchrift iſt dem Reviſionskläger zurückzugeben ( 1. a .
ſind, die nach der Abſicht der Veranſtaltenden dazu

§ 11 Abſ. IV der GeſchA . f. d. Gerichtsſchreibereien der
beſtimmt undgeeignet ſind zu ergößen und zu unters

26. in ZS. vom 2. März 1910 bezüglich der Rückgabe
halten. Der Senat erachtet dieſe Begriffsbeſtimmung

der gemäß § 518 Abſ. 3 ZPO. vorgelegten Ausfertigung
für erſchöpfend und zutreffend. Demnach kann von

oder beglaubigten Abichriſt; § 1 der Geſch a F. d. Ge
der „ Veranſtaltung einer Luſtbarkeit “ nicht geſprochen

richtsſchreibereien der Olo . in 25.vom 2. März 1910,
werden , wenn eine oder mehrere Perſonen einer augen

JMBI. S. 480,547). (Beſchl. des II . ZS. v . 3. Dez. 1913,
blidlichen Eingebung oder Baune folgend zur Befriedis

Reg . I 119/113) . W. gung ihres eigenen Empfindens ohne die Abſicht,hiedurch

andere Perſonen zu ergößen und zu unterhalten, eine

Handlung unternehmen, z . B. ſingen oder muſizieren .

In dieſem Sinne hat ſich auch dasHammergericht aus

geſprochen (Recht Bd . 16 S. 212, D33 . Bd. 17 S. 349).

N
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Die von Sch. und W. einerſeits, dann die von W. und wirtſchaftlichen Erzeugniſſe abzielt. Denn erſt hiedurch

C anderſeits geſpielten Muſikſtüce lagen ſchon zeit- wird der Endzweck der berufsmäßig ausgeübten land

lich ſo weit auseinander, daß von einem inneren Zu- wirtſchaft erreicht, nämlich Gewinn durch die Bewirt

ſammenhange, von einer einheitlichen Muſifaufführung ſchaftungdes Bodens zu erzielen. Dem landwirtſchaft

nicht die Rede ſein kann . Darnach ſind beide Muſit- lichen Geſchäftsbetriebe muß daher zugerechnet werden

porträge geſondert zu prüfen. Sch. benüßte die durch 3. B. die limwandlung von Milch in Butter, Butters

ſein raſcheres Eſſen geſchaffene turze Pauſe zwiſchen ichmalz und Käſe, die Erzeugung von Fruchtbranntwein

dem Abendimbiß unddem Wiederbeginne des Karten- oder Spiritus aus den im Betriebe der Landwirtſchaft

ſpiels, um ſich mit Hilfe des W. durch Spielen auf der gewonnenen Früchten, das Erhalten von Obſt durch

Bioline ein muſikaliſches Vergnügen zu bereiten ; es Dörren, kurz jede Tätigkeit, die den landwirtſchaftlichen

lag nicht in ſeiner Åbſicht, die Gäſte zu unterhalten Betrieb für den Inhaber zu einem nußbringenderen

und zu ergößen . Die gleichen Gedanken und Abſichten geſtalten ſoll. Deshalb kann auch das Baden von Brot

herrſchtenbei W. und C, als ſie miteinander einStüđ aus Getreide, das der Landwirt gewonnen hat, eine

ſpielten . Aus dem gleichen Grunde wie Sch. griff auch zum landwirtſchaftlichen Betriebe gehörige Tätigkeit

© zur Bioline und W. begleitete ihn auf dem Klavier, ſein. Denn auch dieſe Tätigkeit ſoll unmittelbar den

umdeſſen Freude am Spiel voll zu machen. Fehlte Betrieb der Landwirtſchaft nubringender machen.

mithin beiSh. die Abſicht, eine ſeine Gäſte berührende Wenn ſelbſtgewonnenes Getreide zum Baden von Brot

Mufitaufführung ins Wert zu legen und durch ſein verwendet wird, ſo wird nach den Erfahrungen des

Spiel die Gäſte zu unterhalten und zu ergößen, ſo Lebens eine größere Menge Brot hergeſtellt, als mit

iſt die Annahme einer durch Sch. erfolgten Veran- dem durch den Verkauf der gleichen Menge Getreide

ſtaltung einer Luſibarkeit ausgeſchloſſen . Wäre die erzielten Preiſe gekauft werden kann. Daran wird

vom Staatsanwalt vertretene Auffaſſung von der Be- nichts dadurch geändert, daß das Baden von Brot

deutung und Tragweite des § 1 der Gemeindefaßung im eigenen Badofen nicht gerade der Landwirtſchaft

richtig , ſo müßte im Stadtbezirfe 8. für jeden Aus- eigen, ſondern auch bei anderen Berufsklaſſen gebräuchs

bruch einer heiteren Wein- oder Bierlaune, die ſich in lich iſt. Das Baden von Brot ausſelbſtgewonnenem

einem Gaſthaus oder in einem ſonſtigen öffentlichen Getreide fällt alſo in den Rahmen des landwirtſchaft

Vergnügungsraume durch Geſang oder Spiel funds lichen Geſchäftsbetriebs. Es kann nicht darauf an

gibt, die Anzeige erſtattet und die Abgabe entrichtet kommen, ob die Landwirte, die der Angeklagte beſucht

werden . Daß der Gefeßgeber nicht ſolche Ergebniſſe hat, alle wirklich ihr Brot aus ſelbſt gewonnenem Oe

herbeiführen wollte, liegt auf derHand.(Urt. v . 21. Oft. treide baden. § 44 GewD. geſtattet das Aufſuchenvon

1913, Med.-Meg . Nr. 444/1913 ).“) Ed . Warenbeſtellungen bei Perſonen, in deren Geſchäfts

betriebe Waren der angebotenen Art verwendet werden .

Dieſe Vorſchrift iſt dahin auszulegen, daß es genügt,
II.

wenn Waren der angebotenen Art im allgemeinen in

Wandergewerbeftenergeſetz . Bedeutung und Trag: dem Geſchäftsbetriebe der Perſon verwendet werden,

weite des Begriffe : landwirtſchaftliche Sätigteit". Der die zum Aufſuchen einer Beſtellung beſucht wird ; es

in B. wohnhafte Angeklagte hat als Heiſender der fommt nicht darauf an, daß fie in einzelnen Fällen

Firma W. in 3. in mehreren Jahren in verſchiedenen in dem Geſchäftsbetrieb ausnahmsweiſe nicht verwendet .

Orten des Amtsgerichtsbezirts M. ohne Begründung werden. Es genügt, daß es im allgemeinen in getreides

einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne Beſtellung bauenden Gegenden bei den landwirten gebräuchlich

bei Landwirten Beſtellungen auf eiſerne, von der Firma iſt, das für den Haushalt und für die Dienſtleute

W. gefertigte und in den Bandel gebrachte Bađöfen nötige Brot aus ſelbſtgewonnenem Getreide ſelbſt zu

aufgeſucht. Er befaß eine Gewerbelegitimationstarte, bađen. Darnach iſt der Gewerbebetrieb des Angeklagten

aber keinen Beſteuerungsnachweis nachArt. 7 BaufSto. der Steuer vom Gewerbebetriebim Umherziehen nicht

Das Schöffengericht ſprach frei . Das 16. verurteilte unterworfen. (Urt. vom 25. Oktober 1913, Med .-Heg.

auf Grund des Árt. 16 des Gefeßes. Die Reviſion Nr. 488/1913). Ed.

des Angeklagten drang durch.

Aus den Gründen : Das Aufſuchen von Bes III.

ſtellungen auf die von der FimaW. in den Handel gebrach- Das Schautrecht der Bierbrauer nach Urt. 9 lit. b

ten eiſernen Bacöfen war nach Art. 2 Biff. 1 Hauſste. | Ziff.1 des bayer. GewG.v. 30. Januar 1868. (Siehe dieſe
und § 44 Abſ. 3 GewO. der Steuer vomGewerbebetrieb Zeitſchrift 1912 Nr. 16/17 S.322 und Nr. 19 S. 377).

im Umherziehen nicht unterworfen, weil die zum Kauf Die Angeklagte wurde in III . Znſtanz freigeſprochen.

angebotenen Bađöfen Waren ſind, die in dem Geſchäfts- Aus den Gründen : Die Entſtehungsgeſchichte

betriebe der Landwirte verwendet werden. Unter den des Art. 9 lit. b Ziff. 1 des Geſ. v. 30. Januar 1868

Begriff des Geſchäftsbetriebs i . S. des § 44 Abſ.3 GewO. zeigt einerſeits die Abſicht, die Schantbefugnis der Brauer

fädt auch die auf Érzielung von Gewinn gerichtete land, eher zu erweitern als einzuſchränken (ogl . OblGSt. 2

wirtſchaftliche Tätigkeit (Šlg . XI S. 264). An der von S. 72; Bd. 5 S. 135; Bd. 9 S. 187 ), anderſeits führt

der Straffammer undvon dem Senat in dem bezeichneten fie dazu, daß bei der Beurteilung der Ausſchantberechti

Urteile vertretenen Auffaſſung, daß landwirtſchaftliche gung der Brauer von dem Grundſaße der Gewerbes

Tätigkeiten nur ſolche" ſind, die unmittelbar der Er- freiheit ausgegangen werden muß und nicht auf den

zeugung von Früchten, von Vieh und von Milch uſw. früheren Rechtszuſtand oder die geſchichtlicheEntwidlung

dienen , kann bei erneuter Prüfung nicht ohne eine ge- eines Brauereiunternehmens zurücgegriffen werden

wiſſe Einſchränkung feſtgehalten werden. Die auf Er- darf. Bei der Entſcheidung der Frage, ob die Anges

zielung von Gewinn gerichtete landwirtſchaftliche Bes flagte das von ihr gebraute Bier auf ihrem Anweſen

triebstätigkeit iſt mit der Erzeugung von Früchten, Vieh ausſchenken darf, iſt nicht davonauszugehen, ob das

und Milch nicht abgeſchloſſen , zu ihr muß vielmehr ausgeſchenkte Bier ein eigenes Erzeugnis der Anges

auch jede Tätigkeit gezähltwerden , die auf Erhaltung, klagten iſt , ſondern davon, ob die Angeklagte Brauer

Veredelung und nußbringende Verwertung der lands im geſeklichen Sinn iſt. Nur der Brauer hat die kon

zeſſionsfreie Ausſchantbefugnis und dieſe Befugnis iſt

auf ſein eigenes Erzeugnis beſchränkt. Die Angeklagte
1) Anmertung de & Herausgeber 8. Der Entidheidung iſt

durchaus beizuſtimmen. Sie iſt aber aud um desmillen lehrreich,
iſt Brauer i.S. des Geſebes. Die Generalſtaatsan

weil ſie zeigt, mit welchen Nidrigkeiten oft die Gericle bis hinauf waltſchaft hält der Reviſion entgegen , daß Brauer iſt,
zur bö diten Inſtanz beläſtigt werden . Auch um eines angeblicen wer das Brauereigewerbe ſelbſtändig mit eigens für

Verwaltungsintereſſes" willen ſollte ein ſolcher Fall nid)t bis an

das Oberſte Landesgericht binaufgetrieben werden , am wenigſten in
ihn “ beſtimmten Einrichtungen und Vorrichtungen be

einer Zeit, in der alles nad Geſchäftovereinfadung ruft ! treibt . Dieſer Sap gilt zweifellos für die Fälle, in
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denen eine phyſiſche Perſon als Afeineigentümerin jur Entſcheidung ſtehende Fall von dieſem Hegelfall

der Einrichtungen und Vorrichtungen die Brauerei auf in manchem Stüd abweicht und einer gewiſſen Eigen

eigene Rechnung betreibt ; es iſt nur ein Brauer i . S. art nicht entbehrt. Aber der Nichter wird zu prüfen

des bürgerlichen Rechtes und i. S. des Gewerbeweſens haben, ob einer beſtimmten Erſcheinung des wirtſchaft

vorhanden. Stirbt der Alleineigentümer und ſeßen lichen Lebens, auch wenn ſie von den Erſcheinungen des

mehrere Erben als ſeine Rechtsnachfolger den Betrieb Regelfalls abweicht, nicht doch ein Haum und eine Da

auf gemeinſchaftliche Rechnung fort, ſo ſteht ihnen nur ſeinsberechtigung innerhalb der Mechtsordnung zuge

ein Recht i. S. des Gewerbeweſens aber in ihrer wieſen werden kann .

Geſamtheit zu. Wird eine Brauerei von einer Geſells Das Geſek wil, die Gewerbebehörde fann nicht vers

ſchaft oder juriſtiſchen Perſon aufgemeinſameNechnung hindern, daß der Brauer ſein ſelbſterzeugtes Bier aus

betrieben, ſo liegt nur ein Betrieb für eine wirtſchaft ſchenkt; es ſind alſo inſoweit Schankſtellen zuläſſig, als

liche Rechnung vor, daher auch nur ein Brauer i . S. es Brauer gibt, die je im bezeichneten Haume das eigene

des Gewerbeweſens. Für die eine Berbandsperſönlich- Erzeugnis ausſchenten . Man kann alſo nicht wohl davon

keit gelten die Vorſchriften des öffentlichen Rechtes, reden , daß die Ausnahmevorſchrift des Art . 9 ſtreng

ſoweit nicht durch die beſondere Natur der Perſönlichkeit auszulegen ſei. Darüber ſoweigt das Gefeß, daß das

Uusnahmen notwendig ſind; ſolche Ausnahmen gelten Bier von dem „ Erzeuger“ nur ausgeſchenft werden

ſelbſtverſtändlich nicht für den Betrieb und für die bei dürfe, wenn esauf einer ihm gehörenden Brauſtätte

dem Betriebe beſchäftigten Perſonen. erzeugt iſt ; der Saß, daß Brauer iſt, wer das Brauereis

Die Geſeße des bürgerlichen Rechtes geſtatten, daß gewerbe ſelbſtändig mit „eigens für ihn “ beſtimmten Ein:

ſich mehrere phyſiſche Perſonen zum Betrieb eines wirt- richtungen und Vorrichtungen betreibt, trägt in das

ſchaftlichen Unternehmens und zur Erzielung von Ge- Geſetz mit den Worten Feigens für ihn “ etwas hinein,

winn aus ihm vergeſellſchaften . Im Falle der Auf: was wohl dem Regelfalle entſpricht, aber als geſeks

löſung geht zumeiſt die bisherige Verbandsperſönlich liches Erfordernis des Ausſchanfrechts doch erſt zu er

feit unter. Seßt ein Teil der Genoſſen das Unters weiſen iſt. Wie ſchon oft, hat auch hier das Leben zu

nehmen auf ſeine Rechnung fort , ſo entſteht in der Ausnahmen geführt, deren Berechtigung auch die Ge:

Regel eine neue Verbandsperſönlichkeit; die neue Form werbepolizeibehörden anerkennen mußten. War ein

des Unternehmens iſt maßgebend, wie für das bürgerlich- Brauer aus irgendeinem Grunde (Brandfal u . dgl.)

rechtliche Verhältnis der Genoſſen nach innen und verhindert, auf ſeiner Brauſtätte Bier zu erzeugen, ſo

außen , ſo auch für die gewerberechtliche Seite. Nach kam es vor, daß ein anderer Brauer ihm geſtattete,

bürgerlichem Rechte iſt es zuläſſig, daß die Teilnehmer in ſeiner Brauſtätte (mit eigenem Perſonal, aus eigens

(Genoſſen, Geſellſchafter) einer „Sozietätsbrauerei“ eine von ihm beigeſchafften Stoffen ) Bier zu erzeugen , das

nur teilweiſe Auflöſung der bisherigen Betriebs- und dann der Erzeuger, nachdem es in ſeinen Atelern der

Erwerbsform vereinbaren. Die Teilnehmer können Reife zugeführt worden war, in ſeinem Lokal aus

nur ein Stüd der bisherigen Gemeinſchaft aufheben ſchenkte, ohne von der Behörde beanſtandet zu werden .

und die Gemeinſchaft bezüglich eines anderen Stüdes Würdigt man den vorliegenden Fall an der Hand

fortſeßen. Eine ſolche Auseinanderſebung findet ihren der Feſtſtellungen und der Verhältniſſe, wonach ein

ſchärfſten Ausdrud dann, wenn der bisher gemein- Teil der vorhandenen Einrichtungen und Vorrichtungen

ſchaftliche Betrieb durch Sonderbetriebe und Sonder- dem P. und der Angeklagten gemeinſam iſt i . S. des

erwerbe erſeßt wird und nur eine Art Betriebsmittel- bürgerlichen Rechts, aber im betriebstechniſchen Sinne

gemeinſchaft inſofern übrig bleibt, als gewiſſe Ein : doch wieder für den Sonderbetrieb beider eigens be.

richtungen und Vorrichtungen, die bisher dem gemein- ſteht, ein anderer Teil der Einrichtungen und Vor

famen Betrieb dienten , nunmehr dem Sonderbetrieb richtungen , der für die Erzeugung des Bieres unent

und Sondererwerb unter Fortdauer des gemein- behrlich iſt, im geſonderten Eigentume ſteht, ieder der

ſamen Eigentums dienſtbar gemacht werden . Jit Beteiligten einen Sonderbetrieb zu Zweden des Sonders

eine ſolche Betriebs- und Erwerbsform nach bürger- erwerbs unternimmt, ſo iſt nicht einzuſehen , warum

lichem Rechte zuläſſig, ſo kann auch nicht daran ge- nicht jeder als Brauer i . S. des Geſekes gelten tönnte .

zweifelt werden , daß ſie unter Umſtänden eine wirt: Gegen dieſe Auffaſſung ſpricht nicht: 1. das Urteil des

ſchaftlich gerechtfertigte Maßregel iſt. 3a , es iſt dents DLG . München vom 31. Juli 1884 (3 S. 175, 1. a . 6

bar, daß die bisherigen Geſellſchafter zu einer beſchränt- S. 433, 7 S.365 ); hier hat ein „Konſortium“ ein Kom

ten Aufteilung und Auseinanderſeßung unter demDru & munbrauhaus gekauft ; die Mitglieder der Genoſſens

einerwirtſchaftlichen Zwangslagegelommen ſind und daß ſchaft werden im Urteile als „ Geſellſchafter“ bezeichnet;

ſie ohne dieſe eine reſtloſe Auflöjung vorgezogen hätten . 2. die Entſcheidung des VOH. vom 30. Januar 1889

Es wird zuzugeben ſein , daß Beteiligte unter Um- (XI S. 49 ), die von einer Mehrheit von Perſonen ſpricht,

ſtänden eine ſolche Aenderung der bisherigen Verhält- die ein gemeinſames Brauereianweſen zum Zwede der

nifie vorgenommen haben , um rechtswidrige Ziele zu Biererzeugung erworben hat . Hier iſt nur ein Teil

erreichen. Sollte dies die Abſicht geweſen ſein, z. B. gemeinſam und ſteht zur Entſcheidung, ob das, was

die Abſicht vorgelegen haben, unter der Form der gemeinſam iſt, den Sondererwerb und Sonderbetrieb

„ Auflöſung“ und der Schaffung neuer ſelbſtändiger trop alledem zu einem gemeinſchaftlichen ſtempeln kann.

Betriebe“ vermehrte Rechte zum Betriebe neuer Vier- Die Annahme, daß der Angeklagten und dem P. nur

ſchankſtellen zu begründen, ſo wird einem ſolchen Treiben ein „ ungeteiltes Braurecht “ zuſiehe, kann auch nicht

leicht begegnet werden fönnen . Wo aber Anhaltspunkte auf das Reſfript vom 8. Juli 1803 oder auf den Be

dafür fehlen, daß eine Aufteilung mit dem Ziele rechts: ſchluß des Landgerichts K. vom 17. Oftober 1861 ges

widriger Erfolge geſchah, wo vielmehr alle Anzeichen ſtüßt werden. Mochte auch durch jenes Reſfript den

dafür vorhanden ſind, daß die Beteiligten aus guten drei Anſteigerern der Kloſterbrauerei nur ein Brau

wirtſchaftlichen Erwägungen einen Gemeinſchaftsbetrieb recht verliehen worden ſein und vom Landgerichte A.

durch Sonderbetriebe erſeßt und nur die Einrichtungen die im Beſchluſſe vom 17. Oftober 1861 ausgeſprochene

und Vorrichtungen zu gemeinſamem Eigentume zu : Anſchauung auf dieſes Reſtript geſtüßt worden ſein; ſo

rüđbehalten haben, da iſt die Frage gerechtfertigt, ob hängt doch ſeit der Geltung des Geſ. v . 30. Januar

einem ſolchen Unternehmen , das nach bürgerlichem Mlechte 1868 und der GewO . (8 1 ) die Berechtigung, Bier zu

zuläſſig und wirtſchaftlich mit guten Gründen unter: brauen , nicht mehr von einer gewerbepolizeilichen Ers

ſtüßt iſt,nichtauch die gewerberechtlichen Vorſchriften zu- laubnis ab. Seit der Geltung dieſer gewerberechtlichen

ſtatten kommen ſollen. Bei der Prüfung dieſer Frage Vorſchriften fönnen die Angeflagte und B. die Biers

iſt zuzugeben, daß alg Brauer im Regelfalle zu gelten brauerei ohne die Erlaubnis der Gewerbepolizeibehörde

hat, wer die Brauerei mit eigens für ihn beſtimmten betreiben . ( Urt. v . 11. Nov. 1913, Hev.-Reg. Nr.459/1913).

Einrichtungen und Vorrichtungen betreibt und daß der Ed.3187
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ſind auch ſachlich begründet. Es kann derzeit dahin

geſtellt bleiben, ob die Koſtenaufhebung im Vergleich
vom 26. April 1913 etwa nach Vernehmung der damals

anweſenden Beteiligten wirklich mit der Einſchränkung
ausgelegt werden kann, die ihr das Erſtgerichtgeben wil

(nämlich auf die Koſten ſeit Beſtellung der Nachlaßver:

waltung ) und wie dieſe Uuslegung mit § 98 BPO. und

$$ 86, 89 GKG., ſowie mit dem Begriff der Rechts,

nachfolge vereinbar iſt. Jedenfalls können die vor der

Aufnahme durch den Nachlaßverwalter entſtandenen,dem

verſtorbenen Kläger geſtundeten Koſten von dem Nach

laßverwalter nur fraft ausdrüdlichen Nachzahlungs
beſchluſſes (8 125 SBD. ) angefordert werden. Ein

folcher Beſchluß iſt formed geboten, obwohl dem Nach

laßverwalter als ſolchem aus Rechtsgründen das Armen

recht überhaupt nicht bewilligt werden kann ; der Ents

ziehungsbeſchluß I. Jnſtanz ſteht dem nichtgleich, be

deutet vielmehrnach der Sachlage nur die Feſtſtellung

des Erlöſchens des Úrmenrechts I. Jnſtanz für die Zus

kunft . Solange ein ſolcher Nachzahlungsbeſchluß, für den

die I. Inſtanz allein zuſtändigiſt , mangelt, iſtder be:

anſtandete Stoftenanja auch für die II.Inſtanz unzuläſſig.

( Beſchl. vom 22. Auguſt 1913, L 450/08). N.

3102

Oberlandesgericht München.

I.

Unzuläffigteit der Rechtshilfe ($ 8159GBG .,2FGG .).

Nachdem Ableben des Schmiedmeiſters B. in N. wurden

die Äften nach Anhörungder Erben mangels Rüđlaſſes

weggelegt. Als aber ein Bollſtređungsgläubiger

auſtrat und einen Erbſchein verlangte, erkannten die

am Siße des Nachlaßgerichts anweſenden Erben an, daß
die Erbſchaft wegen Friſtablaufs als ungenommen gelte

und beantragten Jnventarerrichtung. Die auswärtigen

Erben ſollten hierzu im Rechtshilfewege einvernommen

werden. Der Miterbe Franz B. ſchloß ſich beim AG. M.

auch den Erklärungen der früher Vernommenen an ; der

weitere MiterbeFriedrich B. in St. erſchien troß wieder

holter Aufforderung des dortigen Amtsgerichts nicht.
Nunmehr erſuchte das Nachlaßgericht um deffen Badung

als Zeugen „ über den Akteninhalt“ unter Strafandro

hung . Das AG. St. lehnte dies ab und die Beſchwerde
des AG. N. blieb erfolglos.

Aus den Gründen : Die Verweigerung der

Mechtshilfe iſt zutreffend begründet. Allerdings hat

das erſuchte Gericht die Notwendigkeit des Erſuchens

nicht nachjuprüfen. Unzuläſſig iſt es aber auch im

Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einen Be

teiligten als Zeugen zu vernehmen und als beteiligt

iſt jeder Miterbe anzuſehen, auch wenn ein Gläubiger

den Antrag auf Erbſchein geſtellt hat (Joſef. Komm.3.

FOG. zu § 15 ; vgl. AGJ. Bd. 29 S. 78 ). Auf dein

gleichen Standpunft ſteht auch Saberſtumpf, Nachlaß

behandlung S. 40, welche Stelle das Amtsgericht N.

für ſich anführt; denn dort heißt es ausdrüdlich, daß

dritte Perſonen “ als Zeugen vernommen werden
können und dem Gerichtszwang unterliegen. Um

etwas anderes als die Erbſcheinserteilung handelt es

ſich offenſichtlich bei der Vernehmung nicht, da die Aften

bereits weggelegt waren und das Verfahren nur wegen

des Erbſcheinsantrags wieder in Lauf gefommen iſt.

Soweit aber allenfalls die Nachlaßbehandlung als ſolche,

insbeſondere das Inventar in Frage kommt, fann B.

erſt recht nicht Zeuge ſein (8 2063 BGB .). Dies ergibt

ſich insbeſondere aus der Erklärung, die der Miterbe

Franz B. vor dem Amtsgericht M. abgegeben hat ;

über die gleichen Punkte will offenbar das Ämtsgericht

N. auch eine Erflärung des Friedrich B. haben . Dies

ſind aber lauter Parteierklärungen. Die Gebühren
freiheit dieſes Beſchluſſes folgt aus § 47 GKG . mit

Art. 39 Gebo . (vgl. SeuffBI. Bd. 77 S. 293 ). ( Beſchl.

vom 19. Auguſt 1913, Beſchw .-Reg. Nr. 516/13) .

III .

kein Urmenrecht zweds Unertenntnie (8 114 3PO.) .

Der Dienſtknecht Michael St. vertlagte ſeinen Großvater

auf Zahlung von 1000 M Entgelt für langjährige

Hausdienſte, zahlbar laut ausdrücklichen Verſprechens

bei Anweſensverlauf. Der Vater des Klägers beſtätigte

unbeeidigt das Verſprechen ; gleichwohl wies das Band :

gericht mangels genügenden Beweiſes die Klage ab .

Während des Laufes der Berufungsinſtanz ſtarb der

Verklagte und wurde von ſeinen drei Söhnen, darunter

dem Vater des Klägers, beerbt. Dieſer ſuchte um das

Arinenrecht nach , weil er den Anſpruch ſeines Sohnes

im Gegenſaß zu den anderen Miterben zur Vermei

dung weiterer Koſten anerkennen wolle, dies aber ohne

Anwalt nicht könne. Das Geſuch wurde abgewieſen.

Aus den Gründen : Das Armenrecht ſekt nach

$ 114 ZPO. eine nicht ausſichtsloſe „ Rechtsverteidigung “

voraus. Der Geſuchſteller will ſich aber nicht ver

teidigen, ſondern den Anſpruch vorbehaltslos aner

kennen und mittels des nachgeſuchten Armenrechts nur

den Unterſchied zwiſchen den Koſten eines Verſäumnis

und eines Anerkenntnisurteils erſparen . Dazu bedürfte

er allerdings eines Anwalts (8 78 3PD.) ; allein ein

ſolches Anerkenntnis fällt nicht unter den Begriff der

Hechtsverteidigung, mag man ihn auch noch ſo weit

ausdehnen und es kann ihm hiezu ein Anwalt nicht

beigeordnet werden. Der Geſuchſteller hat übrigens

in der volſtredbaren Urkunde des § 794 Nr. 5 3PO.

in Verbindung mit dem Urkundenarmenrecht (Art. 53

Noto. mit Art. 4 Geb6 .) einen Ausweg, der das Pro

zeßarmenrecht entbehrlich macht. (Beſchl. vom 3. Nov.

1913, Armen-Reg . 338/13 1 ) . N.

3101 N.
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IT.

Koftenhaftung des Rachlaßverwalter& einer armen

Partei (88 114 11. 3PO. ) . Der Malermeiſter St. ſtarb

während eines im Ärmenrecht geführten Rechtsſtreits

auf Entſchädigung gegen das Eiſenbahnärar, nachdem

er Zwiſchenurteil auf Bejahung des Anſpruchsgrunds

erlangt hatte. Der über ſeinen Nachlaß beſtellte Ver

walter ſchloß ſodann vor dem Gericht I. Jnſtanz einen

Vergleich auf 21 000 M Abfindung und gegenſeitige

Stoſtenaufhebung. Alsbald erließ das Landgericht einen

Beſchluß, wonach dem Nachlaßverwalter das Armen

recht entzogen “ wurde, weil ihm dieſes Recht geſeßlich

nicht zukomme. Nunmehr berechnete der Gerichtsſchreiber

II . Jnſtanz die Hälfte der geſamten Gerichtskoſten auf

die Klagepartei und forderte den Nachlaßverwalter zur

Zahlung auf. Dieſer erhob Erinnerungen, denen auch

inſofern ſtattgegeben wurde, als das DLG, den Koſten

anſaß zu Baſten des Nachlaßverwalters „ dermalen “

inſoweit für unzuläſſig erflärte, als es ſich um Koſten

für Prozeßakte handelte, die bereits vor der Streitauf

nahme durch den Nachlaßverwalter lagen .

Ausdén Gründen : Die Behandlung als Ferien

jache erſchien zur Beſchleunigung der Nachlaßabwidt

lung angemeſſen (8$ 202 jj. OVG.) ; die Erinnerungen

IV .

Begriff der Vollſtreduugøfoften ( S$ 788, 106 GPO .).

Dem Möbelfabrikanten W.wardurch einſtweilige Ver

fügung eine Anzahl unlauterer Reklamemittel bei Meis

dung einer Geldſtrafe von 1500 M verboten worden . Da

er gleichwohl dieſe Reklame weiter trieb , erging gegen

ihn Strafbeſchluß in Höhe von 1500 M. Žnzwiſchen

wurde auf Berufung das Verbot teilweiſe aufgehoben

und auf Beſchwerde die Strafe entſprechend herabgeſeßt ;

in beiden Entſcheidungen wurden die Koſten entſprechend

verteilt . Bei der Koſtenfeſtſeßung beanſpruchte der Be :

flagte auch ſolche Auslagen, die ihm durch Befolgung

nicht aufgehobener Verbote entſtanden waren , insbes

ſondere durch Ueberfleben einzelner Worte in ſeinen

Plakaten und Statalogen . Dieſe Koſten blieben unbes

rüdſichtigt und die Beſchwerde war erfolglos .
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Aus den Gründen : Es iſt laum verſtändlich, Verfahrens bekannt und nur das iſt weſentlich . Db

wie die Klagepartei den Berſuch machen kann , als Prozeß- der Aläger die Bedeutung der Tatſache ſofort gekannt,

toſten im Quotenverfahren Papierauslagen feſtfeßen zu oder erſt ſpäter erfahren hat, iſt gleichgültig. Der Bor

laſſen, die nur durch ihre ftrafbare Zuwiderhandlung fall bei der Ortsbeſichtigung bildet feinen Ablehnungs

gegen das Urteil erforderlich wurden und weder unter grund ; der Schiedsrichter B. hat nur in etwas heftiger

die Quotenteilung des Urteils noch die des Beſchwerde- Weiſe ſeine Anſchauung über den Fall fundgegeben .

beſchluſſes fallen . Die Grundloſigkeit dieſes Berlangens Das rechtfertigt die Beſorgnis der Befangenheit eben

tritt beſonders klar hervor, wenn man erwägt, daß ſowenig, wie es Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit

nicht einmal die durch ungerechtfertigte Vollſtreďung eines ſtaatlichen Richters rechtfertigen würde, wenn

entſtandenen Schäden imWege der Koſtenfeſtſeßung dieſer in der Verhandlung ſeine Anſicht über den wahr

gegen den Gläubiger beitreibbar ſind (8788 Abſ.2ZPO.). ſcheinlichen Ausgang eines Prozeſſes äußern würde .

(Beſchl. v . 21. Nov. 1913, Beſchw .-Meg. Nr. 743/13) . Die Ablehnung des Schiedsrichters B. iſt ſohin unbe

N. gründet ; ein unfähiger Schiedsrichter hat demnach bei

V.
dem Schiedsgerichte nicht mitgewirkt, eine Unzuläſſig

teit des Verfahrens (§ 1041Nr. 1 ZPO.) liegt inſos

Auslagenfür Lichtbilder und Ortsbeſichtigung als weit nicht vor (JW . 1909, 5524).

Prozeßtoſteu (8 91 BPO.) . In einem Mechtsſtreit be- DasGeſet enthält keine Vorſchriftendarüber, in

zichtigten ſich beide Parteien gegenſeitig unlauterer Re- welcher Weiſe die Schiedsrichter die Verpflichtung, den

flame und legten Photographien der Geſchäftsräume Parteien rechtlichesGehör zu gewähren, zu erfüllen haben ;

und beanſtandeten Platate vor. Auch beſichtigte der in Ermanglung einer Parteivereinbarung iſtdasErmeſſen

Prokuriſt des Beklagten eine als Möbelfabrit bezeich- der Schiedsrichter maßgebend. Der Vorſchriftdes § 1034

netes Geſchäft des Klägersin Württemberg . Die Feſt- BPD. iſt Genüge geleiſtet,wenn den Parteien die Gelegen

feßung der dadurch verurſachten Koſten (rund 60 + 50M) heit geboten wird, alles vorzubringen, was ſie zur Wah

wurde vom LG. und DIG. gebilligt. rung ihrer Rechte für erforderlicherachten. Jmſchieds

Aus den Gründen : Die Beſchaffung der be: richterlichen Verfahren iſt das Erfordernis des recht

anſtandeten Bichtbilder hat die Erledigung des Hechte lichen Gehörs weniger ſtreng zu nehmen als im ordent

ſtreits weſentlich und zwar in einer Weiſe gefördert, lichen Prozeßverfahren. Außerdem iſt es Sache der

wie ſie z. B. hinſichtlich der Ausdehnung, Naumver- Barteien im ichiedsrichterlichen Verfahren , in ihren Ers

teilung undFenſterzahl auch nicht annähernd durch tlärungen, zu denen ſie im Beginné des Verfahrens

koſtſpielige Bernehmungen zu erreichen geweſen wäre ; oder ſpäter Gelegenheit haben , das geſamte Sach- und

ähnliches gilt hinſichtlich der Möbelfabrit in Št. (Würts Rechtsverhältnis zu berüđſichtigen und auch auf vors

temberg) . Auch die perſönlicheEinſicht in dieſe Fabrit ſorgliche Geſichtspunkte einzugehen. Die Parteien

durch einen Beauftragten des Beklagten war zur Er- fönnen nicht beanſpruchen , über eine jede von dem

(parung weitwendiger ſonſtiger Maßnahmen durchaus Schiedsgerichte ermittelte oder von Anfang an bekannte

ſachgemäß ; am allerwenigſten brauchte ſich der Gegner Tatſache eine Mitteilung zu erhalten und ſich hierüber

davon durch die Erwägung abhalten laſſen, der Klage. in tatſächlicher oder rechtlicher Hinſicht zu äußern. Wenn

teil werde dieſe Verhältniſſe ohnehin wahrheitsgetreu eine Partei von dem Schiedsgerichte gehört war, ſo

angeben. Mit der Vorlegung von Lichtbildern in braucht ſie zur Beweisaufnahme nicht zugezogen und

größerem Maßſtab iſt übrigens die Slagepartei fogar auch darnach nichtnochmalsgehört zu werden (RG . 47,

vorangegangen. Die Zugehörigkeit dieſer Auslagen 427; BayOblG. 6 , 382 ; JW . 1905,5431 und 15746 ;

zu denProzeßkoſten iſt nicht zu beanſtanden und ihre 1910, 7025 ; Rechtſpr. 20G .21, 125) . Der Schiedsſpruch

Höhe glaubhaft. (Beſchl. v. 21. Nov. 1913, Beſchw .-Meg. kann hiernach auch nicht auf Grund des § 1041 Nr. 4

Nr. 741/13). N. ZPO. aufgehoben werden. (Úrt. des II . ZŠ. v. 3. Juni

1913, L. 39/13) .

.
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Oberlandesgericht Nürnberg.

Ablehnung eines Schiedsrichter8, rechtliches Gehör Aus der Rechtſprechung des Verwaltungs

der Parteien vor dem Schiedägerichte (S$ 1032, 42 ff. , gerichtshofs.
1034, 1041 SPD. ) . A us den Gründen : Wie ein

Michter kannnach § 1032 I auch ein Schiedsrichter wegen Ausübung der Jagd auf auðmärtiſchen Bezirlen.
Beſorgnis der Befangenheit gemäß § 42 8BO. abge: Die „ ausmärkiſchen Bezirke" i . S. des Art. 3 Ábj. 2

lehnt werden, d . h. wenn ein Grund vorliegt, der ge: Gemo . gaben von jeher zu Streitfragen darüber An

eignet iſt, Mißtrauen gegen ſeine Unparteilichkeit zu laß, wem auf ihnen das Jagdausübungsrecht zuſteht.

rechtfertigen . Der Kläger gab als ſolchen Grund an , Als zweifellos wurde ſtets anerkannt, daß auf ſolchen

daß der Schiedsrichter B. ihm am Tage vor der Er- ausmärkiſchen Bezirken , welche den Erforderniſſen des

laſſung des Schiedsſpruchs bei einer ſchiedegerichtlichen Art. 2 JagdG . entſprechen , dem Eigentümer des aus.

Ortbeſichtigung vorgeworfen habe, „ er ſei ein Pfuſcher, märkiſchen Bezirks die Befugnis zur Ausübung des

der nichts verſtehe , er ſolle das Bauen gehen laſſen , Jagdrechts zukommt (vgl. Pollwein, Das Geſetz, die

wenn er es nicht verſtehe“, jerner daß B. in einem Ausübung der Jagd betr . , Anm . I 1 zu Art. 4) . Ebenſo

früheren Rechtsſtreite des Klägers gegen einen Ver- war man darüber einig , daß auf ausmärkiſchen Bes

wandten des B. Sachverſtändiger geweſen und auch girten , welche die Eigenſchaft eines Einſchlußgebietes

dort mit ihm hintereinandergekommen ſei. Deştere i . S. des Art. 3 Jagdo . an ſich tragen, der Eigentümer

Tatſache fann nach 8 43 3 PO . als Ablehnungsgrund des umſchließenden Gutskompleres das Jagdrecht aus

nicht mehr geltend gemacht werden ; denn der Kläger übt. Die Streitfrage, wem aui ausmårfiſchen Bes

hat ſchon vor dem Schiedsrichter B. verhandelt, ohne zirken, die weder unter Art. 2 noch unter Art. 3 Jagdo

dieſe ihm bekannt geweſene Tatſache als Ablehnungs: ' fallen, das Jagdausübungsrechtzuſteht (vgl. Pollwein
grund geltend zu machen. Darauf, daß der Kläger : a . a . D. , Anm . I 1 zu Art. 4) wurde in dem Beſchluß

erſt durch ſeinen Vertreter im ſchiedsrichterlichen Ver- des VOH . Bd . 28 S. 200 endgültig dahin entſchieden,

fahren darüber aufgeklärt wurde, es bilde das frühere daß auf ihnen der Eigentümer zur Ausübung befugt

Verhalten des Schiedsrichters B. einen Ablehnungs- iſt , weil das Geſeß ein Ruhen des Jagdrechts nicht

grund, kommt es nicht an ; denn die Tatſache, in welcher kennt und die politiſche Gemeinde nach Art. 4 Jagdo.

der Ablehnungsgrund gefunden werden ſoll , war dem nicht in Frage fommen kann .

Klåger längſt vor dem Beginne des ſciedsrichterlichen Dieſen Grundſaß eignet ſich auch eine neue Ents
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ſcheidung des I. Senatsvom 1. Ottober 1913 an (Samml. amtlichen Sammlung, der Juriſtiſchen Wochenſchrift,

BS . 34 Nr . 49 S. 246), indem ſie zugleich an der in Warneyers „ Ergänzungsband“, Seufferts Archiv und

Bd. 22 S. 210, Bd. 28 S. 201, Bd. 7 S. 48 , Bd. 24 Gruchots Beiträgen entnommen. Dieſe Erweiterung

S. 394 ausgeſprochenen Anſchauung feſthält, daß auf gegenüber der 1. Auflage iſt begrüßenswert . Aber es

ſolchen Gebieten eine Gemeinde das Jagdausübungs- dürfte vielleicht hier noch weiter gegangen werden .

recht auch nicht dadurch erwerben kann, daß fie ent- Die Abgrenzung unter den vorhandenen Zeitſchriften

gegen den geſeblichen Beſtimmungen das Jagdrecht und Sammlungen iſt etwas widfürlich und führt mit

durch Verpachtung ausübt. Andrerſeits aber betont unter dazu, daß der Beſer gerade das Wert nicht zur

die Entſcheidung, daß dem Eigentümer eines ausmärs Hand hat, auf das verwieſen iſt. Auch beſteht die

fiſchen Bezirts, ſelbſt wenn dieſer den Erforderniſſen Möglichleit, daß eine Entſcheidung als ungedrudt be

des Art. 2 Jagdo. nicht gerecht wird, zwar auf dieſem zeichnet und nur mit Aftenzeichen und Datum ange

Gebiete , eben mangels eines anderen berechtigten führt wird, die doch in einer der größeren oder kleineren

Subjekts , die Jagdausübung zuſteht, daß aber der aus. Zeitſchriftenſamt derBegründung abgedrudt iſt. Welche

märkiſche Bezirk,deſſen Eigentümer auch auf dem von Gefahren aber die Benüßung einer Entſcheidung mit

ſeinem Eigentum umſchloſſenen Gebiet ( Inklaven i . S. ſich bringt, deren Gründe man nicht geleſen hat, brauche

des Art. 3 Jagdc .) die Ausübung des Jagdrechts be- ich wohl nicht näher auseinanderzuſeßen .

anſprucht, den Erforderniſſen des Art. 2Jagdo. ents er Pfordten .

ſprechen muß. Hier gilt es nicht, eine Lüde des Ge

leges auszufüllen, hier iſt ein auf dem eingeſchloſſenen Hojader, Dr. W., Erläuterungen zum Wein

Grundſtüd zurJagdausübung berechtigtes Subjekt vor- gefeß vom 7. April 1909. XI, 218 Seiten. Ber:

handen, dem ſein Recht nach der flaren und unzwei- lag von W. Kohlhammer in Stuttgart,Berlin, Leipzig .

deutigen Faſſung des Gefeßes nur geraubt wird , wenn Broſch. Mf . 3.-, gebd. Mf. 4.

die in Betracht kommende Grundfläche von einem Der Verfaſſer vermirft die bisherige hauptſächlich

ſolchen Gutskomplere“ , alſo einem in Art. 2 beſchries auf die ſog . Geſekesmaterialien geſtüßte Gefeßesauss

benen Gutskomplexe umſchloſſen iſt. Eine entſprechende legung, die in ihrem Ergebniſſe die Behörden nicht
Anwendung desGeſeßesiſt nicht angängig, woder Wort- befriedige und auch für das Publikum keine Klarheit ge

laut des Geſekes flar iſt und eine entſprechende An ſchaffen habe. Ausgehend von dem Gedanken des Zweđes
wendung durch Schaffung neuer Rechtsnormen dem im Mecht ſtellt der Verfaſſer den Grundſaß auf, die
Gefeßgeber vorgreifen würde (Samml . Bd . 20 S. 84) .

Bereitung von Wein an ſich ſei eine freie an kein Ge
Daß durch eine ſolche zwingend gebotene Auslegung ſeß gebundene Arbeitstätigkeit und das Weing. beziehe

des Art. 3 Jagdo. ſehr kleine, jerſtreut liegende Jagd- jich nur auf den für den Verkehr beſtimmten Wein.

gebiete geſchaffen werden können, iſt eine unvermeidbare Auf dieſer Grundlage aufbauend kommt der Verfaſſer

Folge (Polwein a . a . D.S. 55, 59, 7. Auflage, Art. 5 zu Ergebniſſen , die dem klaren Wortlaut des Geſeßes

Žagðs., Samml.Bd . 28 S. 200) ; für dieſen Punft widerſprechen , deren einzelne Beſprechung hier jedoch

kann Abhilfe nach Art. 5 II und 6 Jagd & . getroffen
zu weit führen würde. Der erwähnte Grundſaß er

werden. B.
gibt fich nach der Meinung des Verfaſſersohne weiteres
aus & 903BGB., § 1 GewO. und § 1 NMS. Allein

für den Sas: „Keine Strafe ohne Strafgeſeß “ , der

überdies zur Auslegung des Strafgeſeges felbſt nichts

bietet, bedarf es desEinweiſes auf die erwähnten Para:

graphen des BGB., des NMG. und der GewO.nicht. Deren

ħeranziehung iſt aber nicht nur überflüſſig , ſondern
Das Bürgerliche Geſetzbuch mit beſonderer Berüdſichtis

auch juriſtiſch verfehlt. Ő 903 BGB. hebt nur die
gung der Rechtſprechung des Reichsgerichts. Erläutert zivilrechtlichen Befugniſſe des Eigentümers anderen

vonGeorg Hoffmann,Grler,Burlage,Buſa, Dr. Ebbede, zivilrechtlich Beteiligten gegenüber hervor und will und

Kiehl, Schaffeld und Schmitt, Meichsgerichtsräten. tann feinen ändernden Einfluß auf Beſtimmungen des

2. vermehrte Auflage. 3 Bände (862, 543 und 853
öffentlichen Rechtes üben (Staudinger zu § 903 BGB.Ig);

Seiten) . Berlin 1913, 3. Guttentag . Geb. Mt. 60.-, das Weing . aber hat es mit öffentlich -rechtlichen Vors

Die 1. Auflage dieſes Kommentars war ſehr ver- ſchriften zu tun ,auch iſtihm ganz gleichgültig ,ob ein Wein

(chieden beurteilt worden : auf der einen Seite wurden fälſcher Eigentümer oder etwa nur Pächter oder Ver

übertriebene Lobeshymnen laut, als ſei hier etwas walter iſt. Die GewO. bezieht ſich auf den hier haupt

noch nie Dageweſenes,Unübertreffliches geliefertworden , ſächlich in Betracht kommenden Weinbau, der kein

auf der anderen waren Stimmen der Enttäuſchung zu ,,Gewerbe “ iſt, überhaupt nicht (Pandmann zu § 1 GewO .

hören. Das Erſcheinen der 2. Auflage wird wohlden Note 1 a) , und außer den in § 1 GewO. erwähnten Be

Streit verſtummen laſſen. Es muß anerkannt werden, ſchränkungen ergeben ſich noch weitere aus ſpäteren

daß die Nerfaſſer jeßt etwas Burzügliches geſchaffen Reichsgeſeßen, insbeſondere eben aus dem WeinG . (Lands

haben und nicht geblendetdurch den äußeren Er- mann ebenda Anm. 3) . Ferner iſt das Weing. keine

folg der 1. Auflage ernſtlich bemüht waren, die Ausführungsvorſchrift zum NMG. mehr, daher nicht

berechtigten Wünſche nach einer Bervollfommnung des gehindert, nicht bloß den Berkehr mit Wein , ſondern

Werkes zu erfüllen . Schon dem Umfange nach wird auch ſchon die Herſtellung von Wein zu überwachen

mehr geboten und dieſe Vergrößerung iſt nicht allein und zu regeln . Endlich läßt ſich mit der Zweckbeſtimmung

auf das natürliche Anwachſen des Stoffes zurüdju- des Geſeßes ebenſogut das Gegenteil der pofaderſchen

führen , ſondern auch auf ein ergiebigeres Durcharbeiten Behauptungen beweiſen. Das Weing. bezwedt aller

der Teile, die in der 1. Auflage etwas zu dürftig ge- dings die Geſundung des Verkehrs mit Wein herbeis

ſtaltet worden waren. Damit iſt auch die Art der zuführen . Da aber die Beſtimmung eines Faſſes Wein

Erläuterung einheitlicher und geſchloſſener geworden. für den Verkehr im allgemeinen etwas nicht Sicht

Auf die ſyſtematiſche Gliederung undwiſſenſchaftliche bares iſt und vom Beſiber des Weines jederzeit ge

Vertiefung iſt mehr als früher Gewicht gelegt. Auch ändert werden kann, läßt das WeinG . eben um ſeinen

die Literatur iſt jest berüđſichtigt; daß dabei ſparſam Zwed – die Geſundung des Verfehrs ſicher zu er

perjahren wurde, erklärt ſich aus der Geſamtanlage reichen, ſchon die Herſtellung des Weines überwachen

des Werkes, das nicht eine Fundgrube für die wiſſen- und regeln , ohne Unterſchied, ob der Wein ſpäter in

ſchaftliche Gingelforſchung ſein ſoll . Es ſind insbeſondere den Verkehr kommen ſoll oder nicht . Keinesfalls

die großen Kommentare da angeführt, wo ſie eine ab- laſſen ſich mit ſolchen Lehren geſeßliche Vorſchriften

weichende Anſicht vertreten. für einen großen Teil ihres Geltungsbereiches ohne

Die Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt aus der weiteres für ungültig erklären . Ob die Weinkontrolleure ,

Bücheranzeigen.

-
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denen bei Beanſtandungen dann ſtets entgegenges noch auf den reichen bildlichen Schmud an Zafeln

halten werden kann, das betr. Faß Wein ſei nicht und Textilluſtrationen hinweiſen, mitdem auch dieſer

für den Verkehr beſtimmt, von der Sofaderſchen Aus- Schlußband des „Großen Meyer“ ausgeſtattet iſt.

legung beſonders befriedigt ſind, ob dem Publikum nun

mehr die bisher vermiſte Alarheit geſchaffen iſt, und
Kollmann, Ottmann, Regierungsafgeffiſt. Die Mes

ob die Gerichte, insbeſondere das Meichsgericht, ihre

in vielen Punkten abweichende Meinung aufgeben
ligionsverhältnifie der Kinder in Bayern.

Bandausgabe mit Erläuterungen zu den SS 12-23
und ſich nunmehr dem neuen Propheten anſchließen,

des Meligionseditts. 65 Seiten . Ansbach 1913,
darf wohl in Zweifel gezogen werden . Geſchieht dies aber

C. Brügel & Sohn. Me. 1.20.
nicht, dann iſt nicht nur keine Klarheit geſchaffen, ſondern

die zahlreichen Streitfragen des Weing. ſind noch um Der Verfaſſer gibt in Form von Erläuterungen

eine anſehnliche Zahl weiterer vermehrt.
zu den 88 12—23 Reled. eine gedrängte, doch übers

Mag man aber auch in vielem mit dem Verfaſſer ſichtlicheDarſtellung des Hechtes der religiöſen Kinder

nicht übereinſtimmen, das muß doch rüdhaltlos an
erziehung in Bayern. Die Aechtſprechung des BGH.

erkannt werden, daß er ſeinen Stoff völlig beherrſcht, und namentlich die einſchlägigen Rechtsfäße des BGB.

überall ein durchaus ſelbſtändiges Urteil zeigt und
find erſchöpfend gewürdigt. Das Wertchen wird daher

ſeine Erläuterungen in einer Weiſe durchgeführt hat, der Praris gute Dienſte leiſten. Zu bedauern iſt, daß

daß ſie auch für den wiſſenſchaftlichen Gegner lehr
der Verfaſſer der Arbeit nicht weitere Grenzen geſtedt

reich ſind und viel Stoff zum Nachdenken bieten.
und nicht auch die beträchtliche Literatur zum Bergleich

Jedenfalls hat eine Reihe von Punkten eine neue und
herangezogenhat. Bei der großen Zahl der auf dem

dankenswerte Beleuchtung erfahren . behandelten Gebiete beſtehenden Streitfragen hätte die

Zum Schluß noch eine Bemerkung,die mehr Aeußer Arbeit dadurch an praftiſcher Brauchbarkeitweſent

liches betrifft. Die Ausgabe enthält als Beilagen das lich gewonnen. § 16 Anm. 2 II Saz 1 bedarf wohl

Nahrungsmittelo. , das WettbewerbsG. , das Warenbe.
der Berichtigung.

Millingen .
zeichnungsG. und einige Paragraphen des BGB., auch die

Bezirksamtsaſſeſſor Dr. Sangbeinrich.

Bet. des Reichskanzlers vom 1. Auguſt 1910 und die Bun

desratsbek. vom 9. Juli 1909, es fehlen aber die zur leßts aufeld, Dr. phil., ordentlicher Profeſſor an der Uni

genannten Bet. gehörigen Muſterformulare, ferner die verſität Erlangen . Die Strafgeſe gebung des

landesgeſeblichen Ausführungsvorſchriften, Mängel, die Deutſchen Reichs. Sammlung aller Reichsgeſege

von jenen, die ſich nur eineAusgabedes Weing . an- ſtrafrechtlichen und ſtrafprozeſſualen Inhalte mit

ſchaffen wollen , wohl ſchmerzlich empfunden werden. einem Geſamtregiſter. 2. Auflage. XI, 1315 Seiten.

München. Landgerichtsrot Zoeller. München und Berlin , J. Schweiger Berlag (Arthur

Sellier ). Geb. Mt. 13. -

Drittes Jahres:Supplement 1911/1912 (Band XXIV) zu
Dieſe Sammlung, die vornehmlich zu Prüfungs

Meyers Großem Ronverſations: Leriton , ſechſte, gänglich zweden und für das Rechtsſtudium beſtimmt iſt, aber

neubearbeitete und vermehrte Auflage. 1020 Seiten
wegen ihrer Zuverläſſigkeit und Reichhaltigkeit auch

Tert mit über 1150 Abbildungen ,Karten undPlänen
von den Praktikern gerne benüßt wird, iſt wieder auf

im Tert und auf 110 Bildertafeln (darunter 7 Farben den neueſten Stand gebracht. Beſonders wertvoll iſt

drudtafeln und 14 ſelbſtändige farten beilagen ) ſos der ausgiebige Abdrud ſtrafrechtlicher Nebengeſeße .

wie 8 Lertbeilagen . (Berlag des Bibliographiſchen

Inſtituts in Leipzig und Wien) . Jn Halbleder ge- Shulefius, Die Stonlurrenzflauſel. München und

bunden Mt. 10.- oder in Prachtband Mt. 12.-. Berlin 1913, 3. Schweißer Verlag (Arthur Sellier ).

Ein Führer durch die Fragen der Gegenwart darf
Mt. 3. -

das ſoeben erſchienene neueſte Jahres -Supplement zu Der Gefeßentwurf betr . Aenderung der $8 74 bis

Meyers Großem Konverſations -Leriton (des Geſamt- 76 HOB. wird demnächſt das Plenum des Reichstags

wertes Band 24) genannt werden. Alle die Zeitfragen, beſchäftigen. Die betroffenen Kreiſe haben es an einer

die in den leßten 2-3 Jahren die Gemüter bewegten , zum Teil recht kräftigen Aritit des Entwurfes nicht

haben in dem neuen Bande des „ Großen Meyer “ fehlen laſſen . Ueber das Ergebnis und die Reform

in ſachlichen Artiteln ihren Niederſchlag gefunden . Je beſtrebungen bietet die Schrift von Thuleſius einen

länger wir in dem ſchön ausgeſtatteten Bande blättern , erſchöpfenden Ueberblick. Der Verfaſſer prüft von wirt

um ſo mehr erkennen wir, welche unerſchöpfliche Fund: ſchaftlichen Geſichtspunkten aus, ob die Konkurrenz

grube der Belehrung hier dem Gebildeten wiederum flauſel erlaubt oder zu verbieten iſt, ob eine Berbeſſe

geboten wird. Es wäre ein leichtes, dies durch Hunderte rung des geltenden Rechtes notwendig und wie ſie aus.

von Beiſpielen zu erhärten , doch beſchränken wir uns zugeſtalten iſt. Eine Ueberſicht der allmählichen Ent

darauf, einige wenige Fragen herauszugreifen . Der widlung der Konturrenzbeſchränkungen wird durch den

Artikel „ Börſe“ berichtet über die neueſten einſchlägigen Vergleich mit der einſchlägigen ausländiſchen Geſetz

Gefeße, Verordnungen , uſanceänderungen uſw., der gebung geſchaffen (S. 12 ff. ), über Zweck der Beſchräns

Artitel , Ausverkauj“ beſchäftigt ſich mit den auf dicſem fungen S. 30 ff. Aufſchluß gegeben , der Beweis für die

Gebiet eingeriſſenen Mißbräuchen und den geiet : Berechtigung S. 41 ff. angetreten. Der Verfaſſer iſt

geberiſchen Gegenmaßregeln . Unter „ Stonfurſe “ wird gerecht genug, umauf den mit der Anwendung der Ston

eine intereſſante Statiſtik über dieſe Symptome unſeres furrenzflauſel geübten Mißbrauch hinzuweiſen (S.487. )

Wirtſchaftslebens aufgemacht. Mit der Arbeiterfrage und kommt zu dem von jedem fachlich Urteilenden auch

befaſſen ſich zahlreiche Artifel, wie z . B. „ Arbeiterver- geteilten Ergebnis, daß das geltende Recht den Schuß

ſicherung“, „ Arbeitsmarkt“ , „ Arbeitsnachweis“, „Reichs- des wirtſchaftlich Schwächeren nicht hinreichend wahrt

arbeitsblatt“ , „ Schieds- und Einigungsämter“, „ Vers ( S. 58 ) .

ficherung im Deutichen Reich " , .Sozialpolitiſche Geſeks Die Schrift erachtet die Klauſel auch unter Bes

gebung“ u . a . Auch andere ſoziale Fragen werden in tonung des „ Sozialen “ für zuläſſig (S. 20, 67), gibt

zahlreichen Artikeln beſprochen . Daß die Redaftion die eineſtatiſtiſche lleberſicht über ihre Anwendung (S.4971.),

Zeitereigniſſe bis zum lezten Tage verfolgt hat , bes und weiſt auf ihre Unzuläſſigkeit bei zeitlicher und

weiſenunter anderem die unter Lürliſches Reich“ örtlicher Ausdehnunggemäß § 138 Bob. hin (S.56 ).
behandelte Geſchichte des Balkanfrieges und die Bios Es werden auch die entgegenſtehenden Bedenken hers

graphie des am 5. November 1912 erwählten amerika : vorgehoben , hergeleitet aus der perſönlichen Freiheit

niſchen Präſidenten Woodrow Wilſon, die Artikel ( S. 24), aus dem bloßen Verhältnis von Angebot und

„ Stamerun “ und „ Maroffo “. Schließlich möchten wir Nachfrage (S. 26) ; es wird der Anſpruch auf den Schuß
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der perſönlichen Freiheit (S. 30) betont und aus dieſen

Gründen eine Einſchränkung alserſtrebenswert bezeich

net. Die Ergebniſſe der Rechtſprechung werdendurchLeits

jäße hervorgehoben (S.61, 77). Die Bemühungen um

Aenderung des beſtehenden Rechtes werden eingehend

geſchildert (S. 65 ff.) und hiebei des Zuſammenhangs

wegen an die Beratung des ießt noch geltenden Mechtes

in der Reichstagskommiſſion angeknüpft. Hieran reiht

ſich die Aufzählung der leitenden Gedanken des vor

liegenden Geſetzentwurfes (S. 74 71,90 ff., 94, 102). Bes

achtenswerte Vorſchläge zur Berhütnng fünftiger Miß

bräuche ſind S.85 ff., 98 , 107 aufgeführt. Mit Recht

bezeichnet der Verfaſſer S. 99 den Wortlaut des Ges

ſebentwurfes als zu verwidelt. Auf S. 100 nimmt er

Stellung zu verſchiedenen Anregungen aus beteiligten

Areiſen . Wem angründlicher Prüfung der vorliegenden

Fragen liegt, dem iſt die Monographie ebenſo zu emp

fehlen, wie dem mit der Rechtsanwendung befaßten
Laien und Berufsjuriſten .

Münden . Juſtizrat Dr. Frankenburger.

Arnheim , Dr. Qugo, Juſtigrat, Hechtsanwalt amHammer

gericht. Grundbuchordnung. Stommentar zur

Grundbuchordnung für das Deutiche Reich nebſt den
für Preußen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen .

Zweite, völlig neu bearbeitete Auflage. 959 Seiten.

Berlin 1913 , 3. Guttentag, Berlagsbuchhandlung,

6. m. b. $. Mi. 23.- .

Faſt gleichzeitig mit den großen Kommentaren von

Güthe und Predari iſt auch ürnheims Kommentar in

neuer Auflage erſchienen ; er zeigt eine vielfach ver

änderte Geſtalt und verwertet die Ergebniſſe der Recht:

ſprechung und der Rechtslehre in umfaſſender Weiſe.

Die ganze Art der Bearbeitung zeigt uns den Ver

faller nicht nur als einen hervorragenden Kenner des

Grundbuchrechts, ſondern auch als einen bewährten

Praktifer, der in ſeiner früheren Tätigkeit als Grund

buchrichter in Berlin reiche Erfahrungen geſammelt hat.

Wie Güthes Kommentar iſt Urnheims Buch in

erſter Linie für die preußiſche Praxis beſtimmt; es

enthält in einem Anhang nicht nurdie preußiſchen Aus

führungsvorſchriften und eine Ueberſicht über die Ver

tretung juriſtiſcher Perſonen im Grundbuchverkehre für

Preußen, ſondern auch zu jeder einzelnen Geſekesſtelle

beſondere Bemerkungen vom Standpunfte der preußi

den Geſeßgebung aus. Für Preußen iſt dieſe Bes

handlung jedenfalls ein beſonderer Vorzug, für die

übrigen Gebiete des Reichs aber bedeutet die eingehende

und ausſchließliche Berückſichtigung der preußiſchen Ges

ſebgebung vielfach eine nicht unerhebliche Belaſtung

und Berteuerung des Buches . Vielleicht trägt der Ver

jaſſer bei der nächſten Auflage auch den Intereſſen

der nicht preußiſchen Gebietsteile Rechnung, indem er

eine beſondere Ausgabe für das Reich veranſtaltet, in

welcher die lediglich auf Preußen ſich beziehenden Aus

führungen , die ickt ihon von den auf Reichsrecht be

ruhenden Ausführungen getrennt ſind, ausgeſchieden
werden.

In fachlicher Hinſicht will ich nur zwei Punkte

hervorheben . Mit Güthe und allen anderen nord

deutſchen Grundbuchkommentatoren teilt auch Arn

heim im Anſchluſſe an die vom Kammergericht ver

tretene, aber unzulänglich begründete Auffaſſung bei

§ 3 (Anm. 3) die Meinung, daß Bruchteile fein Grunds

bugblatt erhalten dürfen, da ſie feine Bodenfläche ſind .

Dieſe Begründung reicht jedenfalls nicht aus, um die

gegenteilige bageriſche Praxis, die auf 8 220 der Dienſt

anweiſung für Grundbuchamter (nicht, wie Arnheim

meint, auf dem AusfG. 7. OBD.) beruht, als unhalt

bar erſcheinen zu laſſen ; bei 8 5 (Anm . 4) kommtürn

heim zwar in etwas eingehenderer Weiſe auf die Sache

zurüđ, verweiſt aber auch hier ſchließlich nur wieder

auf g 3. Wie bei der Beſprechung des Gütheſchen

Kommentar: (vgl. S. 29) möchte ich auch hier der Hoff

nung Ausdruck geben, daß Arnheim in der nächſten

Auflage zu meinen Ausführungen auf S. 117 des vor

jährigen Jahrgangs dieſer Zeitſchrift in entgegenkom

mender Weiſe Stellung nimmt, wenn er die Frage

wieder im reichsrechtlichen Teile erörtert.

Bei 8 45 beſpricht Urnheim die Frage, ob die Unters

ſchrift des Grundbucbeamten nachgeholt werdenkönne.

Während er in Anm . 5 ſagt, daß an Stelle der Grund

buchbeamten, welche die Eintragung angeordnet oder

vorgenommen haben, deren Amtsnachfolger und Ver

treter in Erledigung der ihnen für den Vorgänger oder

Vertretenen obliegenden Geſchäfte die Eintragung unters

zeichnen können, führter in ünm .6 aus,daß die Unter

ichrift nur von denjenigen Beamten nachgeholt werden

dürfe, welche die Eintragung von vornherein hätten

unterzeichnen müſſen . Ich weiſe auf dieſe beiden Stellen

nur um deswillen hin , weil die Gefahr beſteht, daß

diejenigen, welche fich über die auch für unſerePraxis

überaus wichtige Frage unterrichten wollen, ſich mit

den Ausführungen in Anm . 5 für befriedigt ertlären

und jene in Anm . 6 überſehen. Auf die Frage ſelbſt

hoffe ich an einem anderen Orte zurüđkommen zu können .

Miniſterialrat $. Somitt im Juſtizminiſterium zu München .

Rikinger, Dr. Friedrich, a . o . Profeſſor an der Univerſis

tät München . Die Berhinderung ſtrafbarer

andlungen durch Polizeigewalt. Grund

züge der Rechtspolizeiund Beiträge zur Konſtruk

tion des Strafrechts. München 1913, Č . 8. Bettiche

Berlagsbuchhandlung. Me. 8.50.

Die feſſelnde Schrift ſucht auf Grund theoretiſcher

Unterſuchungen denſyſtematiſchen Grundriß eines Hand

buchs der Hechtspolizei zu geben und vom Strafrecht

aus zu einer Grundanſchauung über den Begriff und

das Weſen der Polizei zu gelangen. Sie geht nach fritiſcher

Würdigung der verſchiedenenAnſichten davon aus, daß

die Verhinderung ſtrafbarer odernur verbotener Hand

lungen durch Polizeigewalt dem juriſtiſchen Weſen

nach nichts anderes als Selbſthilfe iſt, wodurch der

Staat ſeinen bedrohten Anſpruch auf normgemäßes

Verhalten der Einzelnen verwirtlicht oder ſichert. Die

theoretiſchen Ausführungen werden ergänzt durch die

Beibringung reichen Materials aus der Geſeßgebung,

der Praxis und der Literatur ; namentlich iſt die Ueber

ſicht über die Gelebgebung in Deutſchland zu begrüßen ,

die ſich mit der Verhinderung ſtrafbarer Handlungen

durch Polizeigewalt befaßt (S. 31 ff.). Bemerkenswert

ſind die Uusjührungen über die Tragweite der rechts

lichen Grundlagen der Polizeigewalt (S. 97 ff.) und

über ihre Anwendung in der Braris, beſonders in

Breußen (S. 108 ff .). Der Hinweis auf den Abſ. III

des § 134 GewD. ( S. 98) iſt nicht mehr zeitgemäß, weil

ſeine Vorſchrift, die zulegt durch die Novelle vom 27. De

zember 1911 (ROBI. S. 139) geändert wurde, nunmehr

als Abſ. II des § 134 unter dem Strafichuße des § 150

Abf. I Nr. 2 GewO.ſteht. Das Werf enthält eine Reihe

von wertvollen Anregungen für die Geſeßgebung, die

Wiſſenſchaft und die Praxis. H.

Kohler, Rudolf, St. Regierungsaſſeſſor. Die Reichs

verſicherungsordnung vom 19. Juli 1911

nebſt Einführungsgeſeß. 4. Band Big. 172. Ans

bach 1913, C. Brügel & Sohn . Mf. 2.40.

Die neu ausgegebenen Lieferungen bringen die

Neben- und Ausführungsgeſepe, ſowie zahlreiche Voll

jugsvorſchriften .

Juriſtenkalender, Deutſcher, bearbeitet von Dr. U. Kall:

mauu, Rechtsanwalt in Berlin Berlin 1914, Otto

Liebmann, Verlagsbuchhandlung. Mf. 3.20.

Der hübſch mit guten Bildern ausgeſtattete Kalender

iſt hier ſchon mehrmals angezeigt worden . Er erſcheint

heuer wieder in der alten Form .
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Gefeßgebung und Verwaltung.
Notadreſſe oder Ehrenakzept werden jedoch nur dem
Bezogenen vorgezeigt .

3195

Die Azetylenberordnung. Ueber die Herſtellung,

die Aufbewahrung und dieVerwendung von Ázetylen
Die Belauntmachungen vom 30. Dezember 1913, den

ſowie über die Lagerung von Kalziumkarbid erging
Bollzug des § 169 der Heideverſicherungeordnung betr.,

unter Aufhebung der VO.vom 15. Oktober 1905 (GBBI. und vom 31. Dezember 1913, die Krantenverſicherung8:

S. 611) eine neue Verordnung unterm 14. Dezember
pflicht derim Juſtizdienſt beſchäftigten Perſonen betr.,

1913 (GVBI. S. 919 ), zu der das Miniſterium des Innern (3MBI. 1914 Š. 1 und 2) regeln die Frage der Ver

unterm 18. Dezember 1913 (GBBI. S. 941) eine volls
ficherungspflicht nach dem zweiten Buche der MBO .

zugsbekanntmachung erließ . Wie die DD . vom 15. Ofs (Krankenverſicherung), wie dies bezüglich der Invalidens

tober 1905 (vgl. wegen dieſer Landmann, GewO. 8 16 verſicherung und der Angeſtelltenverſicherung durch die

Anm . 17), ſo beruht auch die neue BO. auf einem Bes
Bekanntmachung vom 23. Dezember 1912 geſchehen iſt

ſchluſſe des Bundesrats (f 1003 der Prot. vom 28. No- (IMBI. S. 354 ; vgl. Bay3R. 1913 S. 56 ). Von den

vember 1912 ), über dieſen Gegenſtand übereinſtimmende
im Juſtizdienſt beſchäftigten Perſonen ſind hiernach die

Vorſchriften zu erlaſſen . Die Berordnung ichafft zu
jämtlichen etatsmäßigen Beamten, ſoweit ſie überhaupt

nächſt für den, der Azetylen herſtellen und verwenden unter § 165 RVO. fallen würden, ferner die nichtetats

oder Kalziumkarbid lagern will , eine Anzeigepflicht;
mäßigen Aſſiſtenten und die Gerichtsſchreibergehilfen

der Genehmigung nach § 16 GewO. unterliegen die
durch zuſicherung der in § 169 AVÓ. und Art. 49 UG.

Azetylenanlagen bekanntlich nicht, da zu den dort er
hiezu vorgeſehenen Leiſtungen (anderthalbfacher Betrag

wähnten Gasbereitungs- und Gasbewahrungsanſtalten des Arankengeldes) von der Krankenverſicherungspflicht

folche Anſtalten nicht gerechnet werden, bei welchen
befreit. Die Fortzahlung des Gehaltes für die Dauer

die Erzeugung nicht auf dem Wege der trodenen De
der Regelleiſtungen der Strankenkaſſen wird in der Megel

ſtillation organiſcher Stoffe, ſondern auf andere Weiſe
den Anforderungen des 8 169 RBD. genügen . Soweit

erfolgt (Landmann a. a . D. Anm . 7), und die Azetylen
dies ausnahmsweiſe bei einem Gerichtsſchreibergehilfen

anlagen auch unter die ebenfalls in § 16 GewD. er
nicht der Fall iſt, wird der Gehalt bis zum 14/2 fachen

wähnten chemiſchen Fabriken wohl nur in Ausnahme Betrag des Arankengeldes ergänzt. Die juriſtiſch vors

fällen gerechnet werden können. An die Hegelung der
gebildeten bezahlten Hilfsarbeiter und Grundbuchkoms

Unzeigepflicht ſchließen ſich ſehr ins Einzelne gehende Be
miſſäre unterliegen der Berſicherungspflicht überhaupt

ſtimmungen über die Ausführung von Agetylenanlagen nicht, weil es ſich bei ihnen um eine höhere, mehr

und Kalziumkarbidlagern, ferner über den Betrieb der
geiſtige Tätigkeit handelt. Verſicherungsfrei find nach

Azetylenapparate und die Lagerung von Stalziumkarbid.
§ 172 Nr. 1 RVO. die aus dem Militärdienſt ſchon aus

Die Laterne des Radfahrers wird durch die VO. nicht
geſchiedenen , probeweiſe angeſtellten Militäranwärter

berührt, denn dieſe will keine Anwendung finden auf
und dieInzipienten, weil ſie lediglich für ihren Beruf auss

die Borrichtungen zur Beleuchtung von Fahrzeugen , auf
gebildetwerden ,und nach § 172 Nr. 2 die bei einer Ju

tragbare Lampen und tragbare Laternen ſowie auf die
ſtizbehörde probeweiſe verwendeten Perſonen des Sols

Lagerung der hierzu erforderlichen Mengestalziumkarbid,
datenſtandes. Die übrigen im Juſtizdienſt Beſchäftigten ,

wenn gewiſſen Vorſichtsmaßregeln genügt iſt, insbeſon
die zu den in g 165 RVO. bezeichneten Perſonen ge

dere die Füllung 2 kg nicht überſteigt und nicht mehr als hören, unterliegen der Strankenverſicherungspflicht; dies

10 kg Kalziumkarbid aufVorrat gelagert werden. Als
gilt namentlich für die in Ziff. III der Bekanntmachung

ihre rechtlichen Grundlagen führt die VO. an den § 367 vom 31. Dezember 1913 aufgeführten aushilfsweiſe

Nr. 5 und den § 368 Nr. 8 ŠIOB. und den Art. 131 beſchäftigten Perſonen, ferner auch für die Nota

PSIOB .; die Beſtimmungen über die Pflicht zur Tra
riatsgehilfen, die bisher ſchon frantenverſicherungs

gung der Koſten der vorgeſchriebenen Prüfungen und
pflichtig waren. Die Beiträge für die zuleßt Genannten

Nachprüfungen ſowie aller Bollzugsmaßnahmen "
ſind wie bisher ganz von den Notaren zu entrichten .

dieſe Koſten ſoll der Anzeigepflichtige tragen – werden
įm Uebrigen verbleibt es, ſoweit nicht in einzelnen

ihre Stüße in den allgemeinen Grundſägen des Poli
Fällen bisher ſchon anders verfügt iſt oder fünftig anders

geirechts " ſuchen .
verfügt wird, bei der geſeblichen Regelung, wonach

der Verſicherte ſelbſt /8 der Beiträge zu entrichten hat.

Die durch die Zuſicherung nach § 169 RVD befreiten

Die Poſtordnungen . Die beiden ſchon vielfach ge
Perſonen (etatsmäßige Beamte, nichtetatsmäßige Aſſi

änderten Poſtordnungen , nämlich die für den Verkehr

ſtenten und Gerichtsſchreibergehil,en ) können der Aran:

zwiſchen dem Reichspoſtgebiet, Wurttemberg undBayern
kenverſicherung freiwillig beitreten . ' Die Krankenkaſſe

fann das Recht des Beitritts aber von einer beſtimmten

geltende Poſtordnung vom 20. März 1900 und die ledig

lich für den inneren Verkehr Bayerns geltende baye

Altersgrenze und von der Vorlage eines ärztlichen Ges

riſche Poſtordnung vom 27. März1900, wurden neuers
ſundheitszeugnijſjes abhängig machen ($ 176 Abſ. 1 u . III

dings durch Bekanntmachungen vom 10. und vom 15. De
RVO .). Auch kann die Sagung eine Wartezeit be

zember 1913 (OVBI. S. 913 und 916) geändert. Ers
ſtimmen ($ 207 KVO. ) . Ferner fönnen die Leiſtungen

heblich iſt die nachſtehende beiden gemeinſame Aenderung
auf Krankenpflege ohne Stranfengeld oder auf Kranten :

der bisherigen Vorſchriften über den Poſtproteſt. Die
hauspflege ohne Hausgeld oder deren Erſak (S 185 )

ohne Krankengeld oder auf das Krankengeld ohne Kran
Poſtverwaltung will ſich nunmehr mit einigen Wechiels

fenhilfe beſchränkt werden ($ 215 HVÕ.) .
arten, die ſie bisher von der Proteſterhebung durch

die Poſt ausſchloß, teilweiſe befaſſen ; ſie will Wechſel Die neuen Beſtimmungen über die Beurlaubung der

in franzöſiſcher Sprache, Wechſel mit Notadreſſe oder Militäranwärter vom 1. Januar 1914 (GVBl. S. 975 )

Ehrenakzept, endlich Wechſel, die unter Vorlegung ſind für die äußeren Juſiijverwaltungsbehörden nicht

mehrerer Eremplare desſelben Wechſels oder unter Vor
unmittelbar von Bedeutung. Es genügt, wenn hier

legung des Originals und einer Kopie zu proteſtieren auf die Vorſchrift in Ziff. 9 und die dazu gehörende

ſind, erſt nach der erſten vergeblichen Vorzeigung oder Fußnote 4 hingewieſen wird .

nach dem erſten vergeblichen Verſuch der Vorzeigung

an einen Gerichtsvollzieher, Notar uſw. weitergehn,

während bisher die Weitergabe erfolgte , ohne daß Verantwortl . Herausgeber: Th . von der Pfordten,

„ poſtſeitig “ eine Vorzeigung ſtattfand. Wedſel mit K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier ) München und Berlin.

Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie. ( Inb. Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Gind in dem Serfahren vor den Amtsgerichten tündete Beſchlüffe des Gerichts und nicht verkündete
verkündete Beſchlüſſe des Berichts von Amts Verfügungen des Vorſigenden und eines beauftragten

oder erſuchten Richters den Parteien von Amts wegen

wegen zuzuſtellen ? zuzuſtellen find. Alſo findet die Vorſchrift des

$ 317 Abſ. 1 auf die verkündeten Beſchlüſſe

BonProfeſſor Dr. £.0. Seuffert, Kgl. Geh . Rat, in München .
und Verfügungen Anwendung. Wenn nun in § 496

In dem gegenwärtigen Jahrgange dieſerZeitſchrift Abſ. 1 beiAnordnung der Zuſtellung von Amts

Nr.2 S.37 ff.berichtet Herr AmtsrichterDittrich, wegen die Vorſchrift des 8 317 Abſ.1 vorbehalten

das Landgericht München I habe in einem Beſchlufſe iſt , ſo erſtrect ſich logiſcherweiſe dieſer Vorbehalt

von 1910 geſagt,nur die Urteile, nicht auch die verkün: auch auf die Fälle, für welche in § 329 die Än

deten Beſchlüſſe der Amtsgerichte ſeien von der Zu: wendung des § 317 Abſ. 1 geboten iſt, alſo auf

ſtellung von Amts wegen ausgenommen . Ferner : das verkündete Beſchlüſſe des Amtsgerichts und der

Amtsgericht München habe ſich dieſe Rechtsan- kündete Verfügungen des Vorſißenden und eines

ſchauung in feſtſtehender Rechtſprechung und Praxis erſuchlen Richters, der ja immer ein Amtsrichter

zu eigen gemacht.Das Oberlandesgericht München iſt (GVG. 8. 158) . In der von Herrn Ditt

habe in einem Beſchluſſe vom 27. Oktober 1913 ausge: rich S. 39 zitierten Begründung des Entwurfs

ſprochen, daß die Zuſtellung verfündeteramtsgericht zur Novelle von 1909 (S.31) iſt allerdings geſagt :

licher Beſchlüſſe im Parteibetrieb zu erfolgen habe. „ Nur für die Zuſtellung der Urteile ſoll es bei

Herr Dittrich bemüht ſich, den Standpunkt des dem Parteibetriebe verbleiben ." Daraus ergibt

Amtsgerichts ausſührlich zu verteidigen. ſich aber nichts anderes , als daß der Verfaſſer der

Da ich in meinem Rommentare zur 3PD.Nr . 1 Begründung zunächſt an die Urteile gedacht hat.

zu § 496 geſagt habe: „ Für die Buſtellung der Davon, daß ſich der Vorbehalt des § 317 Abſ. 1

Urteile verbleibt es bei dem Parteibetriebe (8 317 auf die Zuſtellung der Urteile beſchränken ſolle,

Abſ. 1 ) “ , glaubt Herr Dittrich, daß ich mich ſeiner iſt aus der Begründung nichts zu entnehmen . Das

Anſicht zuneige. Ich möchte das verneinen und die Wort „ nur “ beweiſt durchaus nicht, daß der Ver

Gründe anführen , aus welchen ſich ergibt , daß die faſſer der Begründung den Vorbehalt der Zu

Zuſtellung der verkündeten amtsgerichtlichen Be- ſtellung im Parteibetrieb auf die Urteile beſchränken

ſchlüſſe nicht von Amts wegen, ſondern auf Be- wollte; denn das Wort , nur“ betont lediglich den

treiben der Parteien zu erfolgen hat . Gegenſaß der Zuſtellung der Entſcheidungen zu dem

In dem $ 496 Abſ. 1 3PO. iſt ſeit der No Prinzip der Zuſtellung von Amts wegen . Aber

velle vom 1. Juni 1909 angeordnet, daß im Ver- auch , wenn der Verfaſſer der Begründung die Bez

fahren vor den Amtsgerichten die Zuſtellungen von ſchränkung auf Urteile gewollt hätte, ſo wäre das

Amts wegen erfolgen unbeſchadet der Vor : bedeutungslos für die Anwendbarkeit des § 317

ichrift des § 317 Abſ.1. In dem § 317 Abſ . 1 Abſ. 1 auf die verkündeten Beſchlüſſe und Ver

iſt beſtimmt, daß die Zuſtellung der Urteile auf fügungen, weil die Beſchränkung im Geſeke nicht

Betreiben der Parteien erfolgt. Nun finden nach enthalten und der Text des § 329, wonach der

§ 329 Abſ. 2 BPO. die Vorſchriften des § 317 § 317 Abſ. 1 auf verkündete Beſchlüſſe und Ver

auf Beſhlüſſe des Gerichts und auf Verfügungen fügungen entſprechende Anwendung findet, durch

des Vorſigenden, ſowie eines beauftragten oder er:
die Novelle von 1909 nicht geändert worden iſt.

ſuchten Richters entiprechende Anwendung. In In der Begründung des Entwurfs zur Novelle

8 329 Abſ . 2 iſt dann angeordnet , daß nicht ver- von 1909 S. 31 iſt zu § 496 Abſ . 1 bemerkt :

.
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.

„ Auch werden durch eine ſolche Regelung (sc . kündet es den Beſchluß, daß derEinwendung ſtatt

durch den Vorbehalt des § 317 Abſ. 1für das gegeben wird und daher die Pjandung unzuläſſig iſt.

Verfahren vor den Amtsgerichten) überflüſſige Zu: Jeßt kann der Gläubiger die Zwangsvollſtreďung

ſtellungen vermiiden .“ nicht mehr betreiben , alſo die gepfändeten Sachen

Würde man den in § 496 Abſ. 1 angeordneten nicht verſteigern laſſen, ſondern er muß die Sachen
Vorbehalt des 8 317 Abſ. 1 nicht auf die ver: dem Schuldner herausgeben, oder die Pfändungs

kündeten Beſchlüſſe u . erſtrecken , ſo müßten im marken beſeitigen laſſen (arg. SS 775 Nr. 1 , 776) .

Verfahren vor den Amtsgerichten ſehr viele ganz Der Gläubiger fann natürlich ſofortige Beſchwerde

überflüſſige Zuſtellungen von Amts wegen beſorgt einlegen (arg. 3 793) ; aber ſchon vor Ablauf der
werden. Beſchwerdefriſt kann der Schuldner den Fortbetrieb

Beiſpiele : Es müßten die auf Grund der der Zwangsvollſtreckung oder die Unterlaſſung der

SS 142 , 143, 144, 145, 146 , 147 BPD. er: Herausgabe auf Grund der SS 775 Abſ. 1, 776

gehenden Beſchlüſſe, welche nur auf Grund einer wieder nach 8 766 bekämpfen . Was hätte es für
mündlichen Verhandlung erlaſſen werden können einen Zwed, den beiden Parteien den verkündeten

und daher verkündet werden müſſen (arg. 8 329 Beſchluß von Amts wegen zuzuſtellen ? Auch wenn

Abſ. 1) von Amts wegen zugeſtellt werden , obwohl das Gericht in einem ſolchen Falle die Ein

deren Zuſtellung, gar keine praktiſche Bedeutung wendung des Schuldners ablehnt, wäre die Zu
hat , da dieſe Beſchlüſſe nicht durch Beſchwerde an ſtellung des verkündeten Beſchluſſes an die Par:
fechtbar ſind. teien nicht von praktiſchem Wert ; denn , da der

Auch die auf Grund der SS 145, 149, 150 , Beſchluß ohne Rüdſicht auf Beſchwerde vollziehbar

151 , 152, 153, 154 ZPO. ergehenden Ausſegungs- iſt ( arg. & 572 Abſ. 1 ), kann der Gläubiger auf

beſchlüſſe können nur auf Grund einer mündlichen Grund des Beſchluſſes die Vollſtreckung fortſeßen,

Verhandlung ergehen und müſſen alſo verkündet ſoweit nicht nach Einlegung der Beſchwerde des

werden. Sie ſind zwar mit einfacher Beſchwerde Schuldners die Vollziehung nach beſonderer An:

anfechtbar (arg. $ 252) , aber die Zuſtellung hat ordnung (8 572 Abſ. 2 ) ausgeſeßt wird.

auch in dieſen Fällen gar keine praitiſche Bedeu- In dem von Herrn Dittrich ſpeziell behandelten

tung, da die Beſchwerde ohne die Zuſtellung ein: Falle, daß in dem die Leiſtung des Offenbarungs

gelegt werden kann . eides betreffenden Verfahren (S 900) die Ein

Der Beſchluß, durch welchen der Antrag auf wendungen , welche der zur Leiſtung des Offen :

Erlaſſung des Verſäumnisurteils auf Grund des barungseides (8 807) geladene Schuldner zur Be:

8 335 3PO. zurüdgewieſen wird, muß natürlich ſtreitung der Verpflichtung zur Leiſtung des Eides

verkündet werden. Die Zujiellung dieſes Beſchluſſes geltend gemacht hat, durch verkündeten Beſchluß

iſt ganz überflüſſig ; denn die Friſt der nach § 336 verworfen worden ſind, iſt meines Erachtens der

zuläſſigen ſofortigen Beſchwerde beginntin dieſem Beſchluß nicht von Amts wegen den Parteien zu
, :

Falle mit der Vertündung des Beſchluſſes (8 577 | zuſtellen . Zwar hat in dieſem Falle der Gläu

Abſ. 2 Saß 1 ) . biger ein Intereſſe an der Rechtöfraft des Be

Ganz unnötig wäre es, einen auf Grund münd ſchluſſes, weil er die Leiſtung des Offenbarungs

licher Verhandlung ergangenen Beweisbeſchluß den eides und alſo auch den Haftbefehl zur Erzwingung

Parteien zuzuſtellen. der Eidesleiſtung (8 901) nicht vor Eintritt der

Auch die Zuſtellung eines auf Grund des § 505 , Rechtskraft des Beſchluſſes verlangen kann , wenn

des § 506 oder des § 697 nach mündlicher Ver: nicht bereits ein früherer Widerſpruch rechtskräftig

handlung ergangenen Verweiſungsbeſchluſſes wäre verworfen iſt (8 900 Abſ. 3) ; aber dadurch, daß er

ganz zweclos. den Beſchluß zuſtellen läßt , kann er die Beſchwerdefriſt

Nach § 764 Abj. 3 können die Entſcheidungen eröffnen . Dazu kann er nach § 166 Abſ. 2 die Ver

des Vollſtreďungsgerichts ohne mündliche Verhand mittelung des Gerichtsſchreibers verlangen und der

lung erjolgen . Erfolgt die Entſcheidung des Voll: Gerichtsſchreiber hatdahernach $ 168 einen Gerichts:

ſtreďungsgerichte auf Grund einer hiernach zuläſ: vollzieher mit der Zuſtellung zu beauftragen, ſofern

ſigen mündlichen Verhandlung , ſo iſt die Entſchei: nicht der Gläubiger erklärt hat , daß er ſelbſt einen

dung zu verkünden . Einen ſolchen Beſchluß den Gerichtsvollzieher beauftragen wolle.

Parteien von Amts wegen zuzuſtellen, hätte gar

keine praktiſche Bedeutung. Man betrachte folgen :

den Fall: Gegen die Pfändung beweglicher Sachen

erhebt der Schuldner Einwendung nach § 766 mit
Eigentum am Ueberbau.

der Behauptung, daß die tatjächlich gepfändeten Bon Amt& richter Auguſt Schmitt in München.

Sachen zu den nach § 811 Nr. 4 der Pfändung

nicht unterworfenen Sachen gehören . Das Gericht
I.

ordnet mündliche Verhandlung an , weil über dieſe Wenn der Eigentümer eines Grundſtüds bei der

Einwendung nicht leidyt ohne nähere Erörterung Errichtung eines Gebäudes – alſo nicht eines Bau-:
zu entſcheiden iſt, und ladet beide Parteien zu der werks ſchlecithin - über die Grenze baut , ſpricht

Verhandlung. Auf Grund der Verhandlung ver- man von einem Ueberbau (8 912 BOB .) . Uebers

1
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um

bau iſt hiernach der auf einem fremden Grundſtück zu der Löſung gelangt, daß der überbauende Eigen

befindliche Teil eines einheitlichen Gebäudes. Dieſer tümer auch das Eigentum am Ueberbau erwirbt.

Gebäudeteil muß nicht in dem fremden Grund- Im übrigen gehen die Meinungen auseinander,

ftude wurzeln ; ein hoch über dem Boden in das und zwar laſſen ſich in der Hauptſache zwei Rich

Nachbargrundſtück vorſpringender Balkon oder Erker tungen unterſcheiden .

iſt ebenſogut ein Ueberbau, wie ein mit Grund: 1. Pland (4. Aufl., Erl. 4 zu § 91) folgert

mauern in fremdem Boden ruhender Gebäudeteil . aus dem Grundſaße des § 94 I (superficies solo

Der Ueberbau beeinträchtigt das Nachbargrund: cedit). daß ein auf zwei Nachbargrundſtücken

ſtüd. Der Nachbar, der kraft ſeines Eigentums einerlei von wem - errichtetes Gebäude regelmäßig

andere von jeder Einwirkung auf ſein Grundſtück weſentlicher Beſtandteil eines jeden Grundſtüds zu

ausſchließen kann, iſt an ſich berechtigt, die Be: dem entſprechenden reellen Teile iſt und daher im

ſeitigung des Ueberbaus zu verlangen . Das Recht Adeineigentum jedes Nachbar: bis zur Grenze ſteht.

hat jedoch aus wirtſchaftlichen Gründen , Das Gebäude iſt aber nur weſentlicher Beſtandteil

nußloſer Zerſtörung von Werten vorzubeugen und eines der Grundſtüde, wenn bezüglich der Ueber

beſonders den Fortbeſtand eines einmal errichteten bauung des anderen Grundſtücs g 95 I Satz 2

Gebäudes nach Möglichkeit zu ſichern , - dem maßgebend iſt, wenn alſo der Gebäudeteil auf dieſem

Nachbar die Pflicht auferlegt, den Ueberbau unter Grundſtücke in Ausübung eines Rechtes an dieſem

gewiſſen Vorausſegungen zu dulden . Dieſe Vor: Grundſtüde durch den Berechtigten errichtet worden

ausſeßungen liegen vor, wenn ſich der Eigentümer iſt. Zu den im § 95 genannten Rechten rechnet

in gutem Glauben befunden, und der Nachbar Planc auch die dem Grundſtüdseigentümer nach

nicht vor oder ſofort nach der Grenzüberſchreitung § 912 zuſtehende Berechtigung, von dem Nachbar

Widerſpruch erhoben hat. Der Nachbar tann dann die Duldung des Ueberbaus zu verlangen .

nur Entſchädigung durch eine Beldrente , ſomie Die gleiche Anſicht vertritt der Kommentar von

jederzeit Kapitalabfindung gegen Abtretung der Reichsgerichtsräten (Erl. 1 zu § 94), ferner Wolff

überbauten Fläche verlangen. (Grenzüberbau S. 134). Äuch die Motive (III

Das Recht des Eigentümers iſt zwar einer Š . 287, VII) ſtehen auf dem gleichen Standpunkte .

Grunddienſtbarkeit ähnlich,aber kein eigentliches 2. Im Gegenſaß zu dieſer herrſchenden Lehre

Recht an einem fremden Grundſtücke im Sinne befindet ſich Staudinger ( 7./8 . Aufl., Erl. 7 zu 3 94).

des Bürgerlichen Geſeßbuchs. Einer ſolchen Kon : Staudinger führt aus, daß es für die Eigentums:

ſtruktion widerſpricht ſchon rein äußerlich die frage am Ueberbau auf den guten oder böſen

Stellung des § 912 in dem Abſchnitt über den Glauben des Ueberbauenden nichtankomme. Man

Inhalt des Eigentums, ſowie der Umſtand, daß müſſe vielmehr davon ausgehen , daß der Ueberbau

die Eintragung der Berechtigung im Grundbuch weſentlicher Beſtandteil des einheitlichen Gebäudes
ausgeſchloſſen iſt. ſei (893 ) und daher nicht Gegenſtand beſonderer

§ 912 enthält nur eine geſegliche Eigentums: Rechte ſein könne.

beſchränkung. Bezeichnet § 903 den Inhalt des Die Regel des § 94 I müſſe inſoweit zurück

Eigentums als unbeſchränkte ausſchließliche Herr: treten , weil die Zuſammengehörigkeit der einzelnen

ſchaft über die Sache, ſoweit nicht Gefeß oder Gebäudebeſtandteile unter fich enger ſei als die

Rechte Dritter entgegenſtehen, ſo bildet 8'912 ein einzelner Gebäudebeſtandteile mit dem Grundſtüđe.

Beiſpiel, in den das Gefeß dem Eigentümer eine Der Unterſchied zwiſchen den beiden eben ent

Schranke auferlegt. Prozeßrechtlich betrachtet gibt wickelten Auffaſſungen ſpringt ſofort in die Augen .

die Vorſchrift des g 912 dem gutgläubig über- Die Löſung, welche die von Pland vertretene

bauenden Eigentümer zum Schuße gegen den Be: Meinung durch eine juriſtiſche Konſtruktion auf

ſeitigungsanſpruch des Nachbars eine Einrede. dem Umwege über die S3 912, 95 findet, gewinnt

Staudinger lediglich auf Grund objektiver Betrach

II. tung und zwar durch einen Schluß aus der Natur

der Sache.

Durch den Ueberbau wird an dem Eigentum

der überbauten Fläche nichts geändert ; dies iſt
III.

ohne weiteres klar . Das Reichsgericht hat vor kurzem in einem

Mehr Schwierigkeiten verurſacht die Beant: Urteile vom 1. Oktober 1913, 157 / 13 / V , zu der

wortung der Frage nach dem Eigentum am Ueber : Frage Stellung genommen (3W. 1914 S. 38 ff.).

bau ſelbſt. Dieſe Frage muß mangels einer be- Seiner Entſcheidung lag folgender Fall zugrunde :

ſonderen geſeßlichen Beſtimmung aus den Vorſchriften Der Eigentümer eines Grundſtücks hatte ein Ge

über die Beſtandteile der Sachen und über die bäude mit einer Grundfläche von 316 qm errichtet;

Verbindung von Sachen (88 93 , 94 , 95 , 946) 194 qm ſtanden auf ſeinem Grundſtücke a , der

entſchieden werden. Für den Fall, daß der über: Reſt bedeckte das Nachbargrundſtück b . Der Nachbar

bauende Eigentümer die Duldung des Ueberbaus hatte den Ueberbau zu dulden. Nachdem der Eigen

verlangen kann, iſt man in der Literatur überein- tümer ſpäter auch das Grundſtück b erworben hatte,

ſtimmend - wenn auch auf verſchiedenen Wegen -- kamen die beiden , verſchieden mit Hypotheken be

.

-



60 Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 3.

laſteten Grundſtüđe zur Zwangsverſteigerung. Der lehnung oder beim Verkauf eines ſolchen Gebäudes

Zuſchlag erfolgte auf Grund eines Geſamtausgebots. will ich gar nicht eingehen . Iſt es nicht eine nie

Der Vollſtredungsrichter hatte nach § 112 ZVG. verſiegende Quelle von Reibungen und Streitig

den aus dem Erlös verbleibenden Ueberſchuß auf keiten, wenn die beiden Nachbarn und zwar jeder

die beiden Grundſtücke nach dem Verhältnis ihres in ſeinem Eigentum nach freiem Belieben ohne

Wertes zu verteilen und legte den Wert des Grund: Rüdſicht auf den andern ſchalten und walten bis

ſtüds a unter Berückſichtigung des ganzen Gebäudes zu jener Grenze, die in Wirklichkeit gar nicht vor:

feſt, während er den Wert des Grundſtüds b nur handen , ſondern nur gedacht iſt? Der Nachbar,

nach der Bodenfläche bemaß. Gläubiger des Eigen: deſſen Grundſtück überbaut iſt , hat wohl den Be

tümers , welche deſjen Anſpruch auf den Ueberſchuß ſeitigungsanſpruch; allein dieſer Anſpruch wird ſehr

des Erlöſes aus dem Grundſtüď b gepfändet hatten, oft nicht zur erwünſchten Klärung führen. Denn

erhoben gegen den Verteilungsplan Widerſpruch und der Nachbar, der Eigentum an dem Ueberbau

verlangten , daß dem Bodenwert des Grundſtücs b hat , hat eben deswegen an der Beſeitigung viel

der Wert des auf ihm ſtehenden Gebäudeteiles zu: fach kein Intereſſe.

gerechnet werden müſſe. Einfach iſt hiegegen auch in dieſem Falle Stau:

Das Reichsgericht entſchied auf die Widerſpruchs- dingers Löſung . Auch hier iſt der Ueberbau weſent:

klage hin , daß der Ueberbau , weil er zu dulden licher Beſtandteil des Gebäudes . Der Nachbar hat

war, ähnlich wie im Falle des 8 95 I Saß 2 nicht kein Eigentum am Ueberbau , ſondern nur den

Beſtandteil des Grundſtücs b geworden ſei. Er ſei Beſeitigungsanſpruch. Leşterer bringt aber keine

jedoch nach 8 93 weſentlicher Beſtandteil des ein: Verwirrung; im Gegenteil, der Nachbar, den der,

heitlichen Gebäudes . Sei nun aber der auf dem Ueberbau nur beläſtigt, wird viel eher mit Ver

Grundſtück à ſtehende Hauptteil des Gebäudes wirklichung des Beſeitigungsanſpruchs drohen, und

weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücs a und der der Eigentümer des Gebäudes hat daher alle Ur:

Ueberbau weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes , ſache, fich ſchleunigſt mit dem Nachbar zu vertragen .

jo jei auch der Ueberbau Beſtandteil des Grunds

ſtüds a . Ob die Sache nicht ebenſo zu beurteilen
V.

geweſen wäre, wenn der kleinere Teil des Gebäudes
Wie ſteht es nun , wenn der Hauptteil eines

auf dem Grundſtück a geſtanden wäre, ließ das
einheitlichen Gebäudes auf das Nachbargrundſtüd

Reichsgericht dahingeſtellt. hinübergebaut worden iſt ? Wer mit der herrſchen :

den Meinung geht , muß die Vorfrage entſcheiden ,
IV .

ob in einem ſolchen Falle von einem Ueberbau ge

Die Entſcheidung des Reichsgerichts iſt zu be- / ſprochen werden kann . Meisner (Nachbarrecht,

grüßen . Das Ergebnis entſpricht nicht nur dem II . Aufl. S. 165) bejaht dieſe Frage und auch das

Rechtsempfinden , ſondern auch dem praktiſchen Be: ! Reichsgericht ſcheintReichsgericht ſcheint — nach der Schlußbemerkung

dürfniſſe, welches die einheitliche Behandlung eines in der Urteilsbegründung dieſer Anſicht zuzu=

einheitlichen Gebäudes fordert . Allein ſo erfreu : neigen .neigen . Man kommt alſo, wenn der Ueberbau

lich das Ergebnis iſt, man hätte gewünſcht, daß nicht geduldet werden muß , zu dem Ergebniſſe wie

das Reichsgericht in der Begründung nicht einfach unter IV ; muß er aber geduldet werden , dann

die von ihm ſchon früher vertretene Meinung wieder- wäre der Grundſtückseigentümer Eigentümer des

holt , ſondern zu den von Staudinger im Gegen: ganzen Gebäudes, obwohl die Hauptſache hievon

jak zur herrſchenden Lehre aufgeſtellten Grundjägen auf dem Eigentum des Nachbars fteht.

ausdrüdlich Stellung genommen hätte. Reines der beiden Ergebniſſe fann befriedigen .

Hiezu hätte um ſo mehr Anlaß beſtanden , als Hier kann es fich übrigens meines Erachtens nicht

Staudinger nicht nur für den engumgrenzten Tat: mehr um einen Ueberbau handeln ; es liegt kein

beſtand des S 912 , ſondern für ſämtliche Fälle der „ Hinüberbauen “, ſondern eher ein „ Herüber:

einheitlichen Ueberbauung mehrerer Grundſtücke ein bauen “ vor. Nach dem Sprachgebrauch iſt ein
praktiſch befriedigendes Ergebnis findet . Anders Ueberbau nur dann anzunehmen , wenn das Gebäude

bei der herrſchenden Lehre, wie im Folgenden dar: der Hauptſache nach auf dem Grundſtücke des bauen
geſtellt werden ſoll. den Eigentümers ſteht und nur mit einem ver:

Muß der Ueberbau nicht geduldet werden , ſo hältnismäßig geringeren Teile die Grenze über:

kommt man mit Plands ſtrenger Durchführung ſchritten worden iſt.

des in $ 941 ausgeſprochenen Grundſates zu dem

, h
Mit den Leitſäßen Staudinger'8 gelangt man

Ergebniſſe, daß jeder der beiden Grundſtückseigens auch hier zu einer befriedigenden Löſung, ohne daß
tümer Alleineigentümer des auf ſeinem Grundſtücke auf 8 912 zurückgegriffen zu werden braucht. Eigen:

ſtehenden Gebäudeteils iſt. Die Eigentumsgrenze tümer des Gebäudes iſt der Nachbar,weil der Haupt:

im Gebäude wird durch eine ſentrecht zur Grund: teil des Gebäudes weſentlicher Beſtandteil ſeines

ſtücksgrenze gedachte Schnittfläche gebildet. Dies Grundſtücke und der auf dem Grundſtüd des Bauen:

führt in der Wirtlichkeit zu unerträglichen Folgen . ' den ſtehende Gebäudeteil weſentlicher Beſtandteil

Auf die Schwierigkeiten bei der Vermietung, Be= des Gebäudes iſt.
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Die Frage, ob der Hauptteil eines Gebäudes klar zum Ausdrucke, daß das Grundſtück dem Ge

auf dem einen oder anderen Grundſtücke fteht, iſt bäude gegenüber ſtets als die Hauptſache zu behandeln

übrigens keineswegs nach der Größe der überbauten iſt. Allein gegen dieſen Grundjag verſtößt Stau:

Flächen ausſchließlich, ſondern unter Berüdſichtigung dinger nicht, er beſchränkt ihn nur aus prattiſchen,

der geſamten Umſtände zu entſcheiden. Gründen in unweſentlicher, jedoch aus dem Grund:

jak des 3 93 leicht zu rechtfertigender Weiſe. Es

VI. hat alſo auch die Staudingerſche Anſicht einen

geſeßlichen Boden .

Der Grundſaß superficies solo cedit gilt kraft

ausdrüdlicher geſeglicher Vorſchrift (8 95 i Saß 2) der Richterdiejenige anzuwenden, welche der Natur
Läßt das Geſeß mehrere Löſungen zu , ſo hat

nicht, wenn jemand in Ausübung eines Rechtes an
der Sache und dem praktiſchen Bedürfniſſe ent

einem fremden Grundſtüce ein Gebäude mit dieſem
ſpricht. So richtig es einerſeits iſt, daß eine ge

Grundſtücke verbunden hat. Es handelt ſich hier
ſeşlidie Vorſchrift nicht deshalb umgangen werden

um Dienſtbarkeiten , Nießbrauch und Erbbaurecht.
:

In dieſenFällen wird das Gebäudeüberhaupt darf, weil ſie Härten ergibt, ſo richtig iſt es ander:

ſeits, daß in Zweifelsfällen die Entſcheidung mit
nicht Grundſtücsbeſtandteil, ſondern bleibt als ſelb

Rüdſicht auf die Vermeidung von unbefriedigen:

ſtändige Sache Eigentum des Berechtigten und kann
den Ergebniſſen zu treffen iſt. Fehlt es in einem

Gegenſtand beſonderer Rechte ſein .
Falle an einer ausdrücklichen geſeblichen Vorſchrift,

Auch in dieſen Fällen iſt ein Ueberbau möglich,
ſo ift nach der Natur der Sache zu entſcheiden, und

wenn nåmlich der Berechtigte über die Grenze des
es beſteht kein Anlaß zur analogen Anwendung

ihm dienenden Grundſtüds in das Nachbargrund:
anderer Vorſchriften, am wenigſten aber von ſolchen ,

ſtück hineingebaut hat.
die ſich einer flaren Böſung entgegenſtellen .

Wurde das Gebäude von einem Erbbauberech
Ich komme daher zu dem Schluſſe, daß in der

tigten errichtet, ſo hat der Nachbar unter den
Praxis die Staudingerſchen Leitfäße den Vorzug

Vorausſeßungen des § 912 den Ueberbau zu dulden
vor der konſtruktiven Löſung Plands verdienen .

(8 1017 BGB.); in allen übrigen Fällen befteht
Denn Staudinger kommt in jämtlichen Ueberbau

keine Duldungspflicht. Im erſteren Fall iſt nach
fällen zu einem praktiſch verwertbaren Ergebniſſe.

Pland das ganze Gebäude Eigentum des Berechtigten, Seine Löſung trägt in jedem Falle der in der Pra:

in legteren wird es nur zum Teil ſein Eigentum ,
ris unabweisbaren Forderung Rechnung, daß eine

der Reſt gehört nach 8 94 I dem Eigentümer des
Gebäude Einheit auch rechtlich als Einheit behan

Nachbargrundſtüds. delt werden muß.

Nach Staudinger bleibt auch hier die Einheit

des Gebäudes gewahrt; es gehört entweder dem

Berechtigten oder wenn es in der Hauptſache

auf dem Nachbargrundſtücke ruht, dem Eigentümer

dieſes Grundſtücks. Gebührenberechnung beim Erwerb eines

VII. Geſellſchaftsgrundſtüdes durch einen

Angeſichts dieſer Ergebniſſe drängt ſich die Frage Geſellſchafter.
auf, ob denn die Regel des § 94 I in ihrer ganzen

Strenge auch auf die Ueberbaufälle angewendet
Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Eßlinger in München.

werden muß. Ich gebe zu , daß dieje Anwendung I.

juriſtiſch möglich, nicht aber, daß ſie zwingend iſt.

Die 58 94 , 95 , 946 behandeln expressis verbis
Eine offene Handelsgeſellſchaft verkauft ein zum

nur den Regelfall der Verbindung eines Gebäudes
Geſellſchaftsvermögen gehörendes Grundſtück an

mit einem Grundſtüde. Es läßt ſich daher eben:
einen ihrer beiden Geſellſchafter. Oder der eine

ſo gut auch denken , daß § 94 nur den Regelfall,
der beiden Geſellſchafter ſcheidet aus der Geſell

nichtaber auch den immerhin verwickelten Fac ſhaft aus, ſo daß das ganze Geſellſchaftsvermögen,

der Verbindung eines einheitlichen Gebäudes mit einſchließlich des Geſellſchaftsgrundſtückes, nunmehr

mehreren Grundſtücken treffen , ſondern dieſen
dem andern Geſelljdaſter zuſteht.

Fall der Praxis zur Entſcheidung nach den beſonderen
Wie iſt in ſolchen Fällen die Gebühr für die

Umſtänden des Falles vorbehalten wollte . Mert Beſißveränderung zu berechnen ? Aus dem vollen

würdig iſt es doch gewiß, daß man bei der ſtrengen Werte des Grundſtüdes oder nur aus dem Teile,

Durchführung des Grundjakes ſchon in den Fällen , welchen der Geſellichajter zu ſeiner bisherigen Be

wo der Ueberbau geduldet werden muß, zu der teiligung hinzu erwirbt ?

mindeſtens fünftlichen Konſtruktion eines Rechtes Das bayer. Oberſte Landesgericht hält ſeit

aus § 912 ſeine Zuflucht nehmen muß, um dann Jahren daran feſt, daß die Gebühr aus dem

wenigſtens durch § 95 I Saz 2 zu einem annehm: ganzen Werte des Grundſtüdes zu berechnen

baren Ergebniſſe zu gelangen. ſei. Eine Prüfung dieſer Rechtſprechung dürfte aus

Freilich bringt § 94 in Verbindung mit § 946 zwei Gründen von Wert ſein.
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Zunächſt vom Standpunkt der Steuergerechtig- zivilrechtlichen Konſtruktion mußte naturgemäß die

keit aus . Die Gebühren werden erhoben zurBe- Rechtsfolge gezogen werden, daß beim Üebergang
ſteuerung von Umſäßen. Inſoweit aber der Se: eines Anweſens von der Geſellſchaft auf einen ein :

ſellſchafter bisher ſchon an dem Geſellſchaftsvermögen zelnen Geſellſchafter dieſer das ganze Eigentum

beteiligt war, zu dem das Grundſtück gehört , liegt neu erwerbe, an dem er vorher keinen Teil gehabt

wirtſchaftlich kein Umſaß vor . Die Erhebung der habe, alſo auch die volle Gebühr bezahlen müſſe.

Gebühr aus dem ganzen Werte iſt daher eine Un: Nun konnte allerdings die Konſtruktion, daß

billigkeit. die offene Handelsgeſellſchaft nach den Beſtimmun :
Der Grundſtüdsverkehr iſt von der neueren gen des HOB. eine ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit

Geſeßgebung außerordentlich ſtark belaſtet worden . fei , nicht lange aufrecht erhalten werden . Schon

Jede Unbilligkeit in der Anwendung der Geſeke im Beſchluß vom 3. November 1900 (n . S. Bd. 1

wird daher doppelt bitter empfunden . Enthält S. 523) wird ſie fallen gelaſſen.

fonach die vom Oberſten Landesgericht feſtgehaltene

Rechtſprechung in der erwähnten ſehr häufig vor:
Nun wird aber ausgeführt, die Auffaſſung der

menden Frage eine Unbilligkeit, ſo beſteht An offenen Handelsgeſellſchaft als juriſtiſche Perſon

laß , nachzuprüfen , ob dieſe Härte wirklich eine

ſei zwar nicht richtig, ſie habe aber früher viele An:

hänger gehabt und liege auch den Beſtimmungne
zwingende Folge des Geſeßes und von ihm ge
wollt ift.

des Bayer. Gebo. zugrunde, wie ſich aus der Vor:

Ein weiterer Grund, aus dem es fich lohnen Auffaſſung des Gefeßgebers müſſe daher für die
ſchrift über das Gebührenåquivalent ergebe. Dieſe

dürfte, jene Entſcheidungen zu beſprechen , liegt in

den dabei zu erörternden zivilrechtlichen Fragen Fürdie Änwendung des Gebührengejekes
Anwendung des Gebührengeſeķes maßgebend ſein.

von grundſäßlicher Bedeutung. Denn es kommt

hier darauf an , welcher Natur die Beteiligung des
ſei alſo die als unrichtig erkannte Konſtruktion der

einzelnen Teilnehmers einer Gemeinſchaft zur jon beizubehalten .Demgemäß ſei die volle Ge:
offenen Handelsgeſellſchaft als juriſtiſche Per :

:
geſamten Hand an den gemeinſchaftlichen Gegen

bühr zu erheben .

ſtänden iſt, eine Frage , die noch wenig geklärt iſt.
An dieſer Rechtsauffaſſung hat dad bayer. Oberſte

II . Landesgericht ſtändig bis jeßt feſtgehalten. Nur

Das bayer . Oberſte Landesgericht hat nicht hat es in lekter Zeit mit dieſer Begründung eine

von Anfang an ſeinen derzeitigen Standpunkt ein:
weitere verbunden , welche ſich der neueren Recht:

ſprechung des Reichsgerichtes (BD. 65 S. 231 ,
genommen .

Im Beſchluſſe vom 11. Mai 1882 (BD. 9
Bd . 68 S. 412) über das Weſen der Geſamthand:

S. 603) wird die Gebühr bei der Uebernahme berechtigung anſchließen und auch hieraus die Rich:

eines Anweſens durch einen von zwei bisher gleich: | tigkeit des eingenommenen Standpunktes ableiten

berechtigten Geſellſchaftern einer offenen Handels- i will..

geſellſchaft aus der Hälfte des Anweſenswertes
Die Praxis hat ſich, troß der gleichmäßigen

berechnet, „weil nach dem Allgemeinen Deutſchen
Entſcheidungen des Ob86. , nicht bei ihnen beruhigt .

Handelsgeſeķbuch eine offene Handelsgeſellſchaft
Wiederholt haben landgerichtliche Zivilkammern

keineswegs als juriſtiſche Perſon zu betrachten ,
als Beſchwerdeinſtanzen entweder die Gebühren:

vielmehr lediglich als Sozietätanzuſehen iſt, welche pflicht ganz verneint, weil bei dem Eigentum zur
freilich von der römiſchen Sozietät in mehrfacher geſamten Hand der Geſellſchafter ſchon vorher auf

Beziehung, namentlich in bezug auf deren Stellung Recht der andereneingeſchränkt geweſen ſei,weil
das Ganze berechtigt und nur durch das gleiche

nach außen , mehrfach ſich unterſcheidet“.
,

So richtig dieſe Entſcheidung im Ergebnis war,
alſo ein Eigentumswechſel überhaupt nicht ſtatt:

wie unten näher darzulegen ſein wird, ſo angreifbar gefunden habe, oderden Standpunkt einer an:
iſt die Begründung, welche dem Verdadt Raumteiligen Gebührenſchuld eingenommen. Der lekteren

gibt , als werde die völlige Weſensverſchiedenheit Auffaſſung haben ſogar häufig die Rentämter jelbſt,

zwiſchen der römiſchen Sozietät und der offenen
bis zur Korrektur durch die vorgeſeßte Stelle, ge :

Handelsgeſellſchaft überſehen und die Verſchieden : huldigt ; ſo ſehr entſprach fie dem natürlichen Ge

heit nur in Einzelheiten erblickt . Dieſe angreifbare fühl. Auch der bayeriſche Verwaltungsgerichtshof

Begründung hatte leider zur Folge , daß, auf
hat dieſen leşteren Standpunkt vertreten (vgl. 3. B.

Grund einer vermeintlich beſſeren Einſicht in das
die Entſcheidung vom 26. November 1911 in

Weſen der offenen Handelsgeſellſchaft, auch das
Sachen Gießel , abgedrudt in der Augsburger

Ergebnis fallen gelaſſen und die Gebühr nunmehr
Abendzeitung vom 30. November 1911).

aus dem ganzen Werte berechnet wurde. Seit Be:

ginn der 90er Jahre wird in einer Reihe von
III .

Entſcheidungen immer wieder der Saß aufgeſtellt, Es iſt nun die juriſtiſche Begründung , welche

die offene Handelsgeſellſchaft ſei ein von der Perſon das bayeriſche Oberſte Landesgericht für ſeine Stel

der einzelnen Gejellſchafter verſchiedenes Rechts: lungnahme gibt , im einzelnen näher zu unter:

ſubjekt, aljo juriſtiſche Perſon. Aus dieſer ſuchen.

1
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Urſprünglich beruhte, wie ſchon ausgeführt , die Beweisführung iſt nicht überzeugend. Die offene

Berechnung der vollen Gebühr durch das Oberſte Handelsgeſellſchaft kann unter ihrer Firma Rechte

Landesgericht darauf, daß es die offene Handels: aller Art erwerben , auch Eigentum an Grundſtücken.

geſellſchaft als juriſtiſche Perſon auffaßte. Äls dieſe Es iſt daher zuläſſig und üblich, von dem Eigentum

Ronſtruktion fallen gelaſſen werden mußte, wurde der offenen Handelsgeſellſchaft zu ſprechen, ohne daß

ſie für das Gebührenrecht aufrecht erhalten mit der damit etwas anderes gemeint wäre, als das den

Behauptung, daß ſie dieſem zugrunde liege und Geſellſchaftern in ihrer geſellſchaftlichen Verbunden :

deshalb bei ſeiner Anwendung weiter zu gelten heit zur geſamten Hand zuſtehende Eigentum . Wenn

habe . alſo Art. 258 Geb@. von Eigentum der offenen

Rein Fortſchritt der Rechtswiſſenſchaft wäre Handelsgeſellſchaft ſpricht, ſo drückt er damit noch

mehr möglich , wenn jedes Gefeß die unrichtigen nicht einmal die Rechtsanſchauung aus , daß die

rechtlichen Konſtruktionen ſeiner Zeit als gewiſſer- offene Handelsgeſellſchaft juriſtiſche Perſon ſei . Noch

maßen kriſtalliſierten Jrrtum unwandelbar in ſich viel weniger aber liegt in dieſer Ausdrudsweiſe die

bergen würde . Die Verfaſſer des bayeriſchen Vorſchrift enthalten , daß die offene Handelsgeſell

GebG. (oder der hier einſchlägigen Beſtimmungen) ſchaft in allen gebührenrechtlichen Beziehungen und

mögen ſich die offene Handelsgeſellſchaft als Fragen gleich einer juriſtiſchen Perſon behandelt

juriſtiſche Perſon vorgeſtellt haben ; das Geſeß werden ſolle .

ſelbſt enthält dieſe unrichtige Ronſtruktion nicht und Genau Entſprechendes gilt von dem Inhalt und

bindet nirgends an ſie. Wohl hat das Oberſte der Ausdrucksweiſe des gelegentlich auch zur Be

Landesgericht Recht, wenn es zur Verteidigung gründung herangezogenen Art. 41 AG . UDHGB.

Ängrift, baß die Konſtruktion der offenen Handels- 1.Juni 18223"beſtimmtwird, das wenn „eine
wo Eränzung des

geſeljchaft als juriſtiſche Perſon im Widerſpruch Handelsgeſellſchaft“ der Beſitzer der unbeweglichen

mit dem Reichsrecht ſtehe, darauf hinweiſt, daß das Šache ſei, deren Firma, nicht aber die Namen der

GebG. in das bürgerliche Recht nicht eingreife und Geſellſchafter einzutragen ſei .

daß es zwar nicht beſtimmen tönne, daß die offene
In einer der neueſten Entſcheidungen des

Handelsgeſellſchaft juriſtiſche Perſon ſei,wohl aber, Oberſten Landgerichtes (vom 31.März 1913, Slg.

daß ſie auf ſeinem Gebiete wie eine juriſtiſche Per:
n. F. 14 S. 192) wird noch ausgeführt, der beſte

ſon behandelt werden ſolle (Slg . n . F. 4 , 798) .

Gewiß ; das bayeriſche Recht könnte eine ſolche Dberſten Landesgerichtes ſei der Umſtand, daß„ der
Beweis für die Richtigkeit der Auslegung des

Beſtimmung treffen , die für das Gebiet des e

Gefeßgeber“ , obgleich ihm deſſen Rechtſprechung
bührenrechtes eine geſebliche Fittion ſchaffen würde.

habe bekannt ſein müſſen, bei den ſpäteren Aen
Jedoch müßte der Nachweis erbracht werden, daß
eseine ſolche Beſtimmung tatſächlich getroffen hat. Derungen des GebG. keinen Anlaß genommen habe,

ihr entgegenzutreten . Die Vorſtellung eines „per
Das Oberſte Bandesgericht wil den Beweis in der

Beſtimmung des Art. 258 (früher 218, dann 254) die Unterlaſſungeiner Geſekesänderung zur
ſönlichen Geſeßgebers “ verführt hier alſo dazu , auch

des Gebo . finden . Dort iſt aber nur geſagt, daß Auslegung heranzuziehen. Nur das Geſeß gilt,

juriſtiſche Perſonen, Handels- und Verſicherungs: nicht die Meinungen ,die ,,der Geſeßgeber“ angeb

geſellſchaften, Genoſſenſchaften, Vereine ſowie andere

Geſellſchaften und Anſtalten unter gewiſſen Voraus: joll, oder gar die vielleicht auseinandergehenden
lich bei der Erlaſſung des Geſekes gehabt haben

ſeßungen ein Gebührenäquivalent zu bezahlen haben . Anſchauungen, die das Zuſtandekommen eines Ge

Man könntedaraus, daß die Handelsgeſellſchaften, fekes verhindert haben mögen.
unter die doch auch die offeneHandelsgeſellichaft lekes verhindert haben mögen.

fällt, neben den juriſtiſchen Perſonen eigens genannt Aus dem bayeriſchen GebG . aber läßt ſich, wie

wurden, eher den Schluß ziehen , daß ihre Unter: gezeigt, nicht der Saz ableiten , daß dieoffene

ſtellung unter die juriſtiſchenPerſonen dochnicht Handelsgeſellſchaft gebührenrechtlich als juriſtiſche

Perſon zu behandeln ſei.
als etwas ſo ganz Feſtſtehendes betrachtet wurde .

Keinesfalls aber folgt aus der Gleichſtellung der
Daraus ergibt ſich, daß die offene Handels:

offenen Handelsgeſellſchaft mit der juriſtiſchen Per geſelljchaft auch auf dem Gebiete des Gebo . als

ſon in einem einzigen Punkt durch eine beſondere das zu behandeln iſt, was ſie iſt. Sie iſt aber

geſeßliche Beſtimmung, daß nun auch in allen kraft des HGB. und des dieſes ergänzenden BGB .

anderen Beziehungen die offene Handelsgeſellſchaft eine Gemeinſchaft zur geſamten ßand.

als juriſtiſche Perſon behandelt werden ſolle. Demnach iſt ſie auch gebühren rechtlich als

Auch in der Ausdrufsweiſe des Art. 258 will folche zu behandeln.

das Oberſte Landesgericht die Rechtsperſönlichkeit Dazu tommt noch, daß der Erwerb von Ge

der offenen Handelsgeſellſchaft ausgeſprochen finden : feliſchaſisgrundſtücken durch einen Geſellſchafter bei

„ Das Geſet ſpricht in Art. 258 von einem Eigen- der offenen Handelsgeſellſchaft gebührenrechtlich doch

tum der offenen Handelsgeſellſchaft an den Grund nicht wohl anders beurteilt werden kann, als bei

ſtüden ; das Eigentum des Geſellſchafters iſt da : der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes, und daß

von verſchieden “ (Slg. n . F. 12 , 261 ) . Auch dieſe es doch gewiß nicht anginge zu behaupten , die

H
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Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes ſei im Sinne unter dem Begriff des Eigentum im Sinne

des GebG. als juriſtiſche Perſon zu behandeln .") des BGB. unterzubringen . Allerdings ſei bei der

In neuerer Zeit hat denn auch das Oberſte geſamten Band grundſäßlich jeder Gemeinſchafter
Landesgericht ſeine Entſcheidungen auf dieſem Ge- auf das Ganze berechtigt; dieſe eingeſchränkte Be

biete in erſter Linie mit Ausführungen begründet, rechtigung auf das Ganze ſei aber eben wegen der

die von der Natur des Geſamthandøverhältniſſes Einſchränkung nicht Eigentum . Einer näheren

ausgehen ; nur unterſtüßend wird dann beigefügt, poſitiven Beſtimmung über die Art dieſer Berech

daß auch daran feſtgehalten werde, daß auf dem tigung des Einzelnen bedürfe es für die Zwede der

Gebiete des GebG . die offene Handelsgeſedjchaft Gebührenbewertung nicht.

juriſtiſche Perſon ſei (vgl . insbeſondere den Beſchluß In der Tat : Wenn das Recht des einzelnen

vom 4. April 1911, Slg. 12 S. 250 ff., hier Geſellſchafters an der zum Gejellſchaftsvermögen

S. 259-261) . Es iſt nicht recht folgerichtig, wenn gehörenden Sache nicht Eigentum iſt, ſo iſt ohne

die Ronſtruktionen der offenen Handelsgeſellſchaft weiteres klar, daß der Geſellſchafter, welcher eine

als juriſtiſche Perſon und als Geſamthand, und bisher zum Geſellſchaftsvermögen gehörige Sache

zwar die leßtere offenbar auch mit Geltung für das zum Adeineigentum erwirbt, das ganze Eigentum

Gebiet des Gebührenweſens, nebeneinandergeſtellt daran neu erwirbt und daher auch die Gebühr aus

werden , und zwar nicht etwa in einem Eventual: dem vollen Werte zu bezahlen hat. Aber die Frage

verhältniſſe, ſondern wenigſtens der Wortfaſſung nach der Art der Berechtigung des Geſellſchafters

des angeführten Beſchluſſes nach , als gleichwertig. an den Gegenſtänden des Geſellſchaftsvermögens

Allein in dieſem Verſuch, die Konſtruktion als läßt ſich doch nicht ſo leicht beiſeite ſchieben ; ſie

juriſtiſche Perſon nicht ganz aufzugeben , zeigt ſich drängt ſich gebieteriſch auf und verlangt eine Ant

wohl nur das Beſtreben , mit der bisherigen Recht: wort, wenn ſich die BehauptungAnerkennung er

ſprechung in einem gewiſſen Zuſammenhang zu ringen ſoll , daß dieſe Berechtigung des Geſellſchafters

bleiben ; das Ergebnis ſoll nunmehr offenbar in an der Geſellſchaftsſache nicht Eigentum ſei . Wer

erſter Linie aus der Konſtruktion als Geſamthand iſt Eigentümer einer zum Geſellſchaftsvermögen ge
gewonnen werden . hörenden Sache ? Das Oberſte Landesgericht ſpricht

Das Oberſte Landesgericht führt hier ungefähr von einem „ Eigentum der Geſamthand", leugnet

folgendes aus (Slg. 12 Š. 259/60, 276, 300/01 ) : das Eigentum der einzelnen Geſellſchafter und will

Die offene Handelsgeſellſchaft ſei eine Rechts: dieſen nur eine andere Berechtigung an der Sache

gemeinſchaft zur geſamten Hand. Der einzelne (alſo ein anders geartetes dingliches Recht) zu

Geſellſchafter ſei an den einzelnen Beſtandteilen des ſprechen . Allein die Geſamthand iſt nicht juriſtiſche

Geſellſchaftsvermögens unmittelbar berechtigt. Unter Perſon, nicht Rechtsſubjekt (weshalb auch der irre:

Miteigentum verſtehe das BGB. nur das Mit führende Ausdruck ,die Geſamthand “ an Stelle von

eigentum nach Bruchteilen ; der ſachenrechtliche In: „die Geſellſchafter zur geſamten Band “ beſſer unter:

halt des Eigentums „ der Geſamthand" und der bliebe). Demgemäß können nur die Geſellſchafter

Berechtigung ihrer einzelnen Mitglieder ſei im die Eigentümer der Sache ſein . Und ferner: welcher

BGB. nicht geregelt. Es ſtehe alſo nichts entgegen , Art ſollte denn das dingliche Recht der Geſellſchafter

dieſe legtere Berechtigung nicht als Eigentum zu ſein , wenn es nicht Eigentum iſt ? Unſer Recht hat

behandeln , und da andererſeits gerade die Geſamt: einen geſchloſſenen Kreis dinglicher Rechte. Es iſt

hand die Befugniſſe des Eigentümers ausübe, eine klar, daß aus Eigentum kein anderes dingliches

Mehrheit von Eigentumsrechten an einer Sache als Recht dadurch werden kann , daß das Eigentum ,

Ganzem jedoch ausgeſchloſſen ſei , erſcheine es ent : das bisher einem Einzelnen zuſtand, etwa durch

ſprechend, die Berechtigung der einzelnen Erbgang oder durch Einlegung in eine Geſellſchaft

Teilhaber an der einzelnen Sache nicht an eine Gemeinſchaft zur gejamten Hand gerät .

Das Recht der einzelnen Geſellſchafter
1) Die Konſtruktion der offenen Handeld geſellſchaft iſt alſo Eigentum. Dieſes Eigentum ſteht den

als einer jurijníchen Perſon auf dem Gebiete des Ge
bübrenrechies fübit in einigen häufig vorlommenden mehreren Geſellſchaftern gemeinſchaftlich, oder, was

Fällen zu Ergebniſſen von beſonders großer Unbilligteit. genau dasſelbe iſt, jedem einzelnen zu einem An:

Nach Ait. 116 GbG . beträgt die Gebühr bei Verträgen teile zu , (der aber fein Bruchteil iſt). Das Recht

zwiichen nahen Ungehörigen 1 % . während ſie ſonſt 20%
felbſt ändert ſeinen Inhalt grundſäßlich keineswegs

ausmacht. Erwirbt alio jemand von jeinem Bruder ein

Grundſtüd, ſo hat er dafür 1 % des Wertes Gebühr zu
danach , ob es einem Einzelnen oder mehreren zu :

eniridien. War er aber mit ſeinem Bruder in offener ſteht, noch auch im leşteren Fall danach, in welchem

yandeløgeſellichaft und dadurch ſchon zuvor an dem Rechtsverhältnis die mehreren zueinander ſtehen

Grundſtücke beteiligt , jo hat er nach der Rechtiprechung
und nach welchem Rechtsverhältniſſe die Verteilung

des Oberſten Landesgerichtes nicht etwa entiprechend

weniger Gebühr zu bezahlen, ſondern 2 % vom vollen
der aus dem Rechte fließenden Befugniſſe und die

Wert des Grundiiiides ;denn er erwirbt ja das Grund- Ordnung ihrer Ausübung geſchieht.

ſtüd von der Bejellſchaft ( nicht etwa den fehlenden Anteil

von jeinem Bruder ! ) , und mit der Geiellichaft iſt er ja IV.

nicht verwandt. Ein Ergebnis, das für ſich allein ſchon

das Oberſte Landesgericht zu einer Reviſion ſeiner The Wir gelangen demnach zunächſt zu folgenden

orie veranlaſſen ſollte. Ergebniſſen :

M

1
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1. Die offene Handelsgeſellſchaft iſt auch im ſcheidung des Oberſten Landesgerichtes vom 11. Mai
Bayeriſchen Gebührenrechte nicht als juriſtiſche Per- 1882 , in der die offene Handelsgeſellſchaft als

ſon, ſondern als Gemeinſchaft zur geſamten Band Sozietät aufgefaßt und darum die Gebühr nach

zu behandeln . Bruchteilen berechnet war, nur darin fehl ging , daß

2. Beim Erwerb eines Geſellſchaftsgrundſtückes fie die Berechnung nach Vruchteilen unmittelbar an

durch einen einzelnen Geſellſchafter iſt davon aus: wandte ; hiebei wurde das Weſen der Geſamthands

zugehen , daß der erwerbende Geſellſchafter ſchon berechtigung verkannt. Aber die Anwendung jenerBe

bisher anteilig an dem Grundſtücke berechtigt war. rechnung im Wege der Analogie und damit das

Was folgt nun hieraus ?
Ergebnis jener früheren Entſcheidung erweiſt ſich

Zunächſt keineswegs, daß der Rechtsvorgang
als richtig, da das Eigentum des Geſellſchafter8

gebührenfrei zu belaffen ſei . Denn ein Erwerb zwar nicht Bruchteilseigentum ift, aber immerhin

einem ſolchen näher ſteht, wie einer Allein berechti
von Eigentum liegt ja vor. Daran darf auch die

Tatſache nicht irre machen, daß das Eigentum zur

gung . Ganz beſonders gilt dies im wirtichaftlichen

Sinne. Ob ein Grundſtück vier Geſellſchaftern

geſamten Hand gewiſſermaßen elaſtiſch iſt, ſo daß
einer römiſch - rechtlichen Sozietät oder einer Ge

das Recht des Einzelnen beim Wegfallen eines

Mitberechtigten ſich ohneweiteres ausdehnt. Dieſe Sandelsgeſellſchaft gehört, bedeutet für das wirt
fellſchaft des bürgerlichen Rechtes oder einer offenen

:
Ausdehnungsfähigkeit einer Mitberechtigung iſt

ſchaftliche Intereſſe des einzelnen Geſellſchafters
nichts, was dem Geſamthandseigentum allein eigen :

an dem Grundſtück feinen beſonders tiefgreifenden
tümlich wäre ; ſie tann vielmehr auch bei der Tei

Unterſchied. Jeder von vier gleich berechtigten Ge
lung von Rechten nach Bruchteilen vorkommen

ſellſchaftern wird, auch wenn es ſich nichtum eine

(vgl. 3. B. die Anwachſung im römiſchen Erbrecht).

Die Behauptung, daß der einzelne Teilhaber ſchon
Geſellſchaft nach Bruchteilen handelt , ſein Intereſſe

dorher auf das Ganze berechtigt und nur durch die
an dem Grundſtücke in dem vierten Teil ſeines

Wertes erbliden , und er wird erſtaunt ſein , wenn
gleiche Berechtigung der anderen beſchränkt ſei, iſt

ihm beim Erwerb des Grundſtüdes für ſich allein

nichts als ein anderer (und in mancher Beziehung
aus der Gemeinſchaft die Bezahlung der vollen

irreführender) Ausdruck für die von vorneherein be
Gebühr zugemutet wird, wie wenn er an dem

ſtehende Möglichkeit der Ausdehnung des Rechtes.
Grundſtück noch gar kein Recht gehabt hätte.

Wird dieſe Möglichkeit zur Tatſache, ſo bedeutet

das einen Rechtserwerb, ſowohl zivilrechtlich, als
Die vorſtehenden Ausführungen beſchränkten

auch vom Standpunkte des Gebührenrechtes.
ſich auf die offene Handelsgeſellſchaft; ſie gelten

aber ebenſo für die Geſellſchaft des bürger:

Aber dieſer Rechtserwerb bezieht ſich nicht auf
lichen Rechtes. Bei dieſer fehlt von vornherein

das ganze Eigentum . Es darf der Umſtand
die Möglichkeit, zu behaupten , daß fie im Sinne

nicht unberücfichtigt bleiben , daß der Erwerbende

des Gebührengeſekes als juriſtiſche Perſon zu gelten
ichon vorher anteilig berechtigt war. Er erwirbt

habe . Daß auch das, tatſächlich beſtehende, Ge
nur den anderen Anteil oder die anderen Anteile.

ſamthandsverhältnis bei richtiger Auffaſſung der
Wie iſt nun dieſer Vorgang gebührenrechtlich darin wurzelnden Anteilsberechtigungen einer Be

zu behandeln ? Das bayeriſche Gebührenrecht ent- rechnung der Gebühr nach Bruchteilen nicht ent :

hält, wie gezeigt , keine unmittelbar anwendbare gegenſteht, wurde bereits oben gezeigt. Uebrigens

Vorſchrift. Die Löſung der Frage iſt daher auf hat das Oberſte Landesgericht ſelbſt keinen Anſtand

dem Wege der Analogie und unter Berückſichti genommen , die Anteilsrechte an Grundſtüden bei

gung der Erforderniſſe der Billigkeit zu ſuchen.
einer ehelichen Gütergemeinſchaft entſprechend den

Die Berechnung der Gebühr nach dem ganzen

Werte des Grundſtückes ſept den Fall anteiligen einanderſekung einmal ergeben werden (vgl. Slg .
Bruchteilen anzunehmen , die ſich bei der Aus

feßt

Erwerbes demjenigen des Erwerbes der ganzen 13 S. 637).

Sache gleich. Dies iſt weder vom Standpunkt der
Es darf daher die Hoffnung ausgeſprochen

Analogie noch von demjenigen der Billigkeit und
werden , daß die in der Anwendung der vollen

der wirtſchaftlichen Würdigung des Vorganges als
Beſißveränderungsgebühr beim Uebergange geſell

richtig anzuerkennen. Vielmehr weiſen alle dieſe

Geſichtspunkte auf die Behandlung entſprechend liegende unbillige Geſekesauslegung wieder auf:
ſchaftlichen Eigentums auf einen Geſellſchafter

demFađeanderer Rechtsanteile,nämlichderjenigen gegeben werde,um ſo mehr, als dieneuereGefeß.nach Bruchteilen , hin . Der Erwerb einer Sache,an der der Erwerber ſchon einen Anteil zur geſamten gebungdes Reichsund der meiſten Bundesſtaaten
dieſe Härte vermeidet.9)

Hand hat , ſteht nicht dem Falle am nächſten , in

welchem der Erwerber der Sache noch fremd gegen 3) Vgl. 8 25 WertZuw StG .; Tarifſt. 1e des neuen

überſteht, ſondern demjenigen , in welchem er idon und ilc des bisherigen RStempStØ .; Tarifſt. 25 dec

durch einen Bruchteil daran beteiligt iſt. In Er- PrStempStG .; Art. 12 des WürttUmjafStG .

mangelung beſonderer geſeklicher Vorſchriften iſt

er daher entſprechend dieſem Falle zu behandeln .

Es ſtellt ſich heraus, daß jene urſprüngliche Ent:
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Kleine Mitteilungen.
Abteilungen zu errichten für Erwachſene, welche

als geminbert Surechnungsfähige berurteilt worden

Vorſchläge zu einem Reichdacjeke über den Bollzug
find, natürlich ſtets unterTrennung der Geſchlechter

der Freiheitaftrafen und fichernden Maßnahmen . Mits
und der Zuchthaug- und der anderen Sträflinge. Dazu

glieder des Ausſchuſſes des Vereins der deutſchen
würden in den Arbeitshäuſern räumlich auszuſondern

Strafanſtalt& beamten (E. V.) haben nad wiederholter
ſein :

a ) die Zuhälter,
Beratung in einer engeren und erweiterten Kommiſſion

b) die Diebe, Fehler und Betrüger,
Vorſchläge ſamt Begründung zu dem Entwurf eines

Reichsgelebes über den Vollzug der Freiheitsſtrafen
c ) die übrigen , hauptſächlich alſo die Bettler, Land :

und ſichernden Maßnahmen ausgearbeitet, und der
ſtreicherund Dirnen, wieder unter Trennung der

Geſchlechter.
Vereinsausiduß hat nun den Mitgliedern des Vereins

die Vorſchläge nebſt Begründung geſendet, um ihnen
Bei den in Ausſicht genommenen Sonderanſtalten

Gelegenheit zur Nachprüfung und Aeußerung zu geben .
oder -abteilungen für die ſichernde Verwahrung ges

meingefährlicher Rechtsbrecher iſt neben der Aus
Die Vorſchläge ſtellen, wie der Name iagt, nicht

einanderhaltung der Geſchlechter wohl auch wieder
den Entwurf eines Strafvollzugsgeſeßes dar, ſondern

wollen nur die Grundlage für die fünftige Aus:
eine Trennung der geiſtig Minderwertigen, der Trinker

und der anderen Perſonen, die gewerbs- und gewohn
arbeitung eines Entwurfes ſchaffen . In den Tagen

heitsmäßig Verbrechen begehen, durchzuführen, wenn
vom 26.- 28. Mai ds. Is. wird in Hamburg eine all

nidit trop begreiflicher Abneigung vorgezogen wird, die

gemeine Mitgliederverſammlung des Vereins abges

halten werden . Bei der Verſammlung wird den Baupts
Minderwertigen und Trinker öffentlichen Jrrenanſtalten

gegenſtand der Tagesordnung die Beratung und Bes
zuzuweiſen.

ſchlußfaſſung über die bekanntgegebenen Kommiſſions
So viele Sonderanſtalten und -abteilungen dürften

vorſchläge bilden . Dabei ſoll der Vereinsausiduß
kaum veranlaßt ſein und ein Uebermaß von Schwierig

Vollmacht erhalten, namens des Vereins die Vorſchläge
keiten bieten ; beſonders dann, wenn die Trennung der

(mit den etwa von der Vereinsverſammlung zu bes
Anſtaltebevölkerung nach dem Glaubensbekenntnis in

ſchließenden Aenderungen )dem Reichsjuſtizamt vorzus
größerem Umfang feſtgehalten oder eingeführt werden

legen . Man wird im Verein und außerhalb des
müßte. In zeitgemäßeingerichteten Zellenſtrafanſtalten ,

Vereine die Aufſtellung der Vorſchläge lebhaft begrüßen
welche die Möglichkeit der Durchführung ſtrenger und

können, weil ſie, wenn nicht den erſten, ſo doch einen
gemildeter Einzelhaft, voller und eingeſchränkter Ge

ſehr wichtigen und großen Schritt auf dem Wege be meinſchaftshaft bieten, kann vieles von dem, was die

beuten, den Strafvollzug im ganzen Reich in weiterem
Vorichläge durch Sonderanſtalten und Sonderabtei

Umfange als bisher einheitlich zu geſtalten . Es muß
lungen erreichen wollen , auch ohne ſolche Abteilungen

erreicht werden , daß Perſonen, denen auf Grund der
und Anſtalten erzielt werden .

Reichsgelebe die Freiheit entzogen iſt, im weſentlichen Manches in den Vorſchlägen bedarf noch dringend

einheitlichen Vorſchriften unterliegen, mag die Freiheits einer Klarſtellung : z. B.: Die Frage, wie weit der

ſtrafe oder ſichernde Maßnahme in Bayern, Preußen, Vollzug der ſtrengen Einzelhaft ohne die Zuſtimmung

Sachſen oder einem anderen Bundesſtaat vollzogen des Gefangenen die Dauer von 3 Jahren überſteigen

werden. Manches Rüdſtändige, was ſich in den ein- darf oder muß ; ferner, ob man wirklich auf die Dig

zelnen Bundesſtaaten noch finden mag, würde beſeitigt ziplinarſtrafe des Ausſchluſſes von der Bewegung im

werden, wenn die Vorſchläge bindende Geltung erlangen Freien verzichten und ſogar Arreſtgefangene obligas

würden . Die beabſidtigte ſchärfere Betonung des toriſch zur Bewegung im Freien zulaſſen ſoll, was
Unterſchieds im Vollzug der Zuchthaus- und der m . E. gegen Begriff und med der Arreſtſtrafe bers

Gefängnisſtrafe würde einen erheblichen Fortſchritt ſtoßen würde auch dann, wenn, wie vorgeſchlagen ,

bedeuten . Auch enthalten die Vorſchläge einige, allers ſolche Gefangene von anderen Gefangenen im Hof

dings dürftige Beſtimmungen über die in den Rahmen getrennt gehalten werden würden.

des fünftigen Strafgeſebuches gedachten Anſtalten zum Wenn das Ziel, den Strafvollzug in den deutſchen

Vollzuge der Sicherungshaft mit einer begrenzten Un: Bundesſtaaten weitgehend zu vereinbeitlichen, erreicht

beſtimmtheit der Verwahrungsdauer für gemeingefähr- | werden ſoll, werden die in den Vorſchlägen allzu oft

liche Perſonen , die kriminell geworden ſind. Anderſeits gewählten Ausdrücke: „können, dürfen, ſollen, tunlichſt,

iſt nicht zu verkennen, daß die Vorſchläge in bezug möglichſt, wenn, ſoferne, wenn angängig, ſoweit ans

auf Schaffung von Sonderanſtalten und Sonderab- gemeſſen “ uſw. ſehr erheblich eingeſchränkt werden

teilungen zu weitgehende Anſprüche machen ; denn wenn müſſen ; ſonſt bleibt eben die Verſchiedenheit beſtehen .

nach den Vorſchlägen verfahren werden würde, würden Im allgemeinen wird in den bayeriſchen Strafs

wir Sonderanſtalten und Sonderabteilungen erhalten anſtalten kein Bedürfnis beſtehen , bald wieder ab

nicht nur für den Vollzug der Zuchthausſtrafe, der ändernde Vorſchriften zu erhalten . Denn die ſeit 1907

Gefängnisſtrafe, der Strafe der Einſchließung und der in Kraft getretene, hohen Anſprüchen an einen zeits

Haftſtrafe, je mit Trennung der männlichen, weiblichen, gemäßen Strafvollzug genügende Hausordnung ſamt

jugendlichen und erwachſenen Gefangenen , ſondern den dazu ergangenen Ausführungsvorſchriften ers

es ſollten auch ausgeſondert werden die Gefangenen, möglicht eine weitgehende Individualiſierung. Lebs

welche nicht im Beſibe der bürgerlichen Ehrenrechte hafter wird der Wunſch ſein, in den Anſtalten, in

ſind,und in den Anſtalten oder Abteilungen für Jugend- welchen wegen baulichir Unzulänglichkeiten die Durch

liche die erheblich Vorbeſtraften und die vermindert führung der Hausordnung noch nicht vollſtändig mögs

Zurechnungsfähigen . Ferner wären neben Anſtalten lich iſt, dieſe llnzulänglichkeiten zu beſeitigen . Auch

oder Abteilungen für erwachſene förperlich Gebrechliche bedarf die Abgrenzung der Stoffe, welche reichs

(Invalide) und für Gefangene, die im Strafvollzug in geſeßlich feſtgelegt, und derjenigen, welche durch An
Geiſtestrankheit verfallen ſind, noc Anſtalten oder ordnung des Kundesrats geregelt werden ſollen , noch
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reiflicher Erwägung. Es wird recht viele geben, die gelangen müſſen , aber nicht gelangt iſt : ein ſolches

der Meinung find, daß zunächſt weitere bundess fahrläſſiges Verhalten (§ 276 BOB.) iſtnicht wie jenes

rätliche Anordnungen einer reichegeſeblichen Feſts
einer reichsgeſeblichen Feſt- erſtangeführte als Argliſt zu fennzeichnen und nur

legung vorzuziehen ſeien. Der lebhafte Wunſch, an
unter beſonderen Umſtänden ein Verſtoß gegen die

der fünftigen Ausgeſtaltung des Strafvollzuges mits
guten Sitten, wie unten noch näher darzulegen ſein

wird . Das DIG. läßt die Möglichkeit offen, daß der

zuwirken, beſteht bei allen Beteiligten.
Beklagte bei Erteilung ſeiner Austunft nicht gewußt

Strafanſtaltsdirektor Beybold in Landsberg . hat, ſondern nur ,bei gewöhnlicher Ueberlegung hätte

wiſſen müſſen “, daß ihm genügende Anhaltspunkte für

die Anzweifelung der Nedlichkeit des Klägers fehlen ;

damit legt es dem Beklagten zur Laſt, er habe ein

leichtfertig gewonnenes ůrteil ausgeſprochen. Die

Aus der Hechtſprechung.
Frage iſt nun, ob unter den beſonderen Umſtändendes

Falles in einemſolchen Verhalten mit ausreichendem

Reichsgericht.
Grunde ein Verſtoß gegen die guten Sitten gefunden

worden iſt. Das iſt nicht anzuerkennen . Daß jene

givilja e n.
Beurteilung auch für bloß fahrläſſig falſche Auskunfts

erteilung am Blake ſein kann, iſtin der Rechtſprechung
I.

beſonders des erk. Senats ſchon wiederholt ausgeſprochen

Unſprüche wegen Erteilung einer unrichtigen Nue: worden. Hervorgehoben ſeien die Fälle RG. 72, 175,

tunft : 1. Die Alage auf unterlaſſung jetzt die Gefahr, wo es ſich um die Begutachtung des Geiſteszuſtandes

nicht nur die Möglichteit einer Wiederholung voraus. durch einen Arzt, JW. 1911, 584 27, wo es ſich um Aus

2. Anwendung des § 826BGB. in einem Falle, wo kunft über die Areditwürdigkeit durch einen Banfier

die Uudtunft aus Fahrläſſigteit falich erteilt worden handelte; erwähnt ſei dazu auch die Entſcheidung JW.

ift. Aus den Gründen : 1. Nach feſtſtehender Recht- 1912, 749 14, wo die fahrläſſige Verbreitung unwahrer

ſprechung (vgl. NONNomm. [ Borbem . 6 vor § 823 unter Behauptungen im lohnkampfe beurteilt wird, anderers

IIund III S. 774) feßt die Unterlaſſungsklage die ernſt- ſeits auch das Urteil vom 20. Mai 1912 VI 416/1911 ,

liche und durch Tatſachen begründete Beſorgnis vor- wo für die Auskunft eines Rechtsanwalts über Vers

aus, daß die zu unterlaſſende Handlung wiederholt mögensverhältniſſe eines Dritten eine Sittenwidrig

werden fönne. Die Wiederholungsgefahr iſt Voraus- feit verneintworden iſt. Im Einklang mit dieſer Rechts

feßung für die Verurteilung. Sie muß alſo nicht nur ſprechung iſt grundfäßlich davon auszugehen, daß in

zur Zeit der Mlagerhebung beſtanden haben, ſondern der fahrläſſig falſchen Auskunfterteilung nur unter bes

fortbeſtehen auch in demjenigen Zeitpunkte, wo die ſonderen Umſtänden ein Verſtoß gegen die guten Sitten,

Berurteilung ausgeſprochen werden ſoll. Fått fie im gegen das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denten

Baufe des Hechtsſtreits weg, ſo wird damit auch die Bes den zu finden iſt, ſo beſonders dann, wenn der Aus

rechtigung zur Unterlaſſungsklage beſeitigt. (Vgl. dieſe funft um der Berufsſtellung des Erteilenden willen

Zeitſdrift 1913S. 229 ). Der Beklagte hatte das Vorliegen ein beſonderes Anſehen beigemeſſen wird, und nur bei

einer ſolchen Wiederholungsgefahr ausdrüdlich beſtrits einerbeſonders zu beurteilenden Fahrläſſigkeit. Daß bei

ten ; er habe ſein Geſchäft mit Firma, Attiven und der Austunfterteilung des vormaligen Prinzipals über

Paſſiven auf eine Geſellſchaft mit beſchränkter Baftung den Angeſtellten die Umſtände regelmäßig von der hier

übertragen, mit deren Geſchäftsführung er nichts zu in Frage kommenden beſonderen Art ſein werden, iſt

tun habe; ſeitdem lebe erals Privatmann und werde nicht zu verkennen : das Urteil des Prinzipals über

alſo Auskünfte über den Klåger nie mehr erteilen. Das den Angeſtellten beanſprucht der Stellung des Dienſts

DRG. weiſt demgegenüber darauf hin, daß der Beklagte herrn entſprechend beſonderes Gewicht. Die Hedlich

ihon in erſter Inſtanz fich auf den Standpunkt geſtellt feit des Angeſtellten anzweifeln heißt ihm das Fort

habe, zu ſolchen Auskünften an etwa anfragende Fir- tommen abſchneiden. Butreffend hebt das DLG. hier

men geradezu verpflichtet zu ſein ; auch nachdem er auch noch beſonders hervor, daß der Kläger lange Zeit

kein Geſchäft mehr betreibe, bleibe doch eine Anfrage in einer Vertrauensſtellung ſich bewährt hatte , daß

bei ihm möglich . Hier iſt verkannt , daß eine folche ihm bei ſeiner Entlaſſung ein Mißtrauen in ſeine Ehr

bloße Möglichkeit - ohneweitere die Wahrſcheinlich lichkeit nicht zu erkennen gegeben worden war und daß

feit ihrer Verwirklichung begründende tatſächliche Unter- die von der Auskunft für den Kläger zu gewärtigen

lagen – nicht genügt. Nachdem der Beklagte ſchon den ſchädlichen Folgen dem Beklagten unmittelbarvor

im Mai 1911 ſein Geſchäft aufgegeben hat nach der Augen lagen. Würden hiernach einerſeits die vom

im März gl. 38. erfolgten Erhebung der Klage -, iſt DLG . hervorgehobenen Umſtände im allgemeinen die

die Ausſicht, er werde noch einmal in die Lage kommen , Annahme eines Sittenverſtoßes zulaſſen, ſo muß doch

über den Kläger eine Auskunft des mit derKlage be- andererſeits für eine ſolche weiter ein erhöhter Grad

tämpften Inhalts zu erteilen , ſchon zur Zeit der Er- von Fahrläſſigkeit verlangt werden. Würde der Vor

laſſung des Berufungsurteils (21. Februar 1913) ſo wurf der Sittenwidrigkeit immer für begründet er

fernliegend und unwahrſcheinlich geweſen, daß ſchon achtet, wenn jemand bei reiflicher Ueberlegung, bei

aus dieſem Grunde das Unterlaſſungsbegehren abzu- Anwendung der im Vertehr erforderlichen Sorgfalt

weiſen geweſen wäre. ( 276 BOB.) zu der Ueberzeugung von der Unrich

2. Nichtig iſt, daß ein Verſtoß gegen die guten tigkeit der vonihm erteilten Auskunft hätte gelangen

Sitten dann vorläge, wenn feſtſtünde , daß der Bea müſſen, ſo würde damit der Vorſchrift des § 826 BOB.

flagte ſich bewußt geweſen iſt, keine genügenden An- ein Anwendungsgebiet eröffnet, das über den Rechts

haltspuntte für die Anzweifelung der Medlichkeit des begriff der guten Sitten und das vom Geſeß Gewollte

Klägers zu haben : die mit Bewußtſein vom Nicht- erheblich hinausginge. Gegen das Anſtandsgefühl aller

wiſſen oder mit Bewußtſein ohne Ueberzeugung auf- billig und gerecht Denkenden verſtößt nicht jedes der

geſtellte Behauptung beſtimmter Tatſachen iſt eine erforderlichen Sorgfalt entbehrende, leichtfertige Ur

argliſtige und deshalb ſittenwidrige Handlung i. S. teil ; regelmäßig dann erſt, wenn es gewiſſenlos ge

deš g 826 (vgl. beſ . RG. 76, 313ff. , 320; Urt. desert. Senats vom 4. Nov. 1912VI178/1912 und vom aftenente mohliden verdient, wird manvon einem Ver
ſtoß gegen die guten Sitten ſprechen können . Dieſen

10. Februar 1913 VI 476/1912 ). Hiervon wohl zu Vorwurf wird derjenige verdienen , der, ohne ſachlich

ſcheiden aber iſt der Fall, wo der Auskunft Erteilende eindringende Prüfung , aber auch ohne ausreichendes

lediglich dadurch fehlt, daß er bei gehöriger Sorgfalt Verantwortlichkeitsgefühl und ohne billig denkendes

zur Ertenntnis der Unwahrheit ſeiner Mitteilung hätte Mitempfinden für die Geſchide anderer urteilt und ſein
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Urteil äußert, wo er berufen iſt, ein für das Das Nichtbewohnbarkeit der Kellerräume als auch auf den

ſein eines anderen entſcheidendes Urteil abzugeben. Anſpruch wegen falſcher Angabe der Verwaltungskoſten

Daß das DLG. ſich dieſer ſittlich zu fennzeichnen : gegründet und der entſcheidende Teil des Urteils ents

den Grenze nicht bewußt iſt, ergibt der Sag : ,wer hält keinen Zuſaß, aus dem zu entnehmen wäre, daß

das nicht tut, verſtößt gegen die im Verkehr gewöhn- die Entſcheidung nur einen der beiden Anſprüche bes

liche Sorgfalt“ . Ein Verſtoß gegen die gewöhnliche treffe ; der Urteilsausſpruch umfaßt deshalb beide An

Sorgfalt iſt keinesfalls ſchon ein Berſtoß gegen die ſprüche und beide ſind damit dem Grunde nach für

guten Sitten. Zur Entlaſtung des Beflagten in dieſer gerechtfertigt erklärt. Allerdings erörtern die Ent

inſicht würde es nach dem Ausgeführten allerdings ſcheidungsgründe nur den Anſpruch wegen der Keller

nicht ohne weiteres ausreichen , daß er an die Wahrs räume, nicht auch den Anſpruch wegen der Ber:

heit des über die Hedlichkeit des Klägers Geſagten waltungskoſten. Soweit jedoch hinſichtlich des letz

ſelbſt geglaubt hat: er tann gewiſſenlos gehandelt teren Anſpruchs eine Begründung der Entſcheidung

haben, indem er bei dieſem Glauben verharrte und fehlt, liegt nur ein Mangel des Urteils i . S. des § 551

Mittel und Wege verſchmähte, ſein Urteil zu prüfen Nr. 7 ZPO . vor. Nach dem maßgebenden entſcheidenden

und zu berichtigen. (Urt. des VI. ZS. vom 20. Ott. Teil des Urteils iſt auch der Anſpruch wegen der Vers

1913, VI 228/1913) . E. waltungstoſten dem Grunde nach für gerechtfertigt er:

flärt. Die Meviſion macht daher mit Recht geltend,

II.
daß auf die Berufung des Betlagten auch dieſer An

ſpruch in die Berufungsinſtanz gekommen ſei und der

1. Zurüdberweiſung in die erſte 3nftarz, wenn deren Berufungsrichter ſich einerEntſcheidung hierüber hätte

Urteil die Klage“ demGrunde nach für aeredatfertigt unterziehen müſſen. Der Kläger iſt auch durch die Unters

ertlärt, die Bearündung aber fich nur mit dem einen laſſung dieſer Entſcheidung beſchwert, denn infolge der

der beiden eingetlagten Anſprüche befaßt ? 2. Auslegung vom Berufungsrichter ausgeſprochenen Zurüdverwei:

eines nachträglichen Berzichtes ant Anſprüche wegen der fung der Sache muß über den Anſpruch wegen der

Mängel eines durd Kauf oder Tauſch erworbenen Grund: Verwaltungskoſten noch in erſter Inſtanz weiter ver

ftüdo; Wirlſamfeit eine ſolchen Verzichte im Falle arg: handelt und entſchieden werden und hiedurch können

liſtigen Verhaltens des Beräußerere. A us den Grün- größere Koſten entſtehen. Daher iſt die Meviſion be

den: 1. Nach dem Tatbeſtande des Urteils erſter In- züglich des Anſpruchs wegen der Verwaltungskoſten

ſtanz hat der Kläger geltend gemacht, daß ihm zwei begründet.

Anſprüche gegen den Beklagten zuſtänden, ein Anſpruch 2. Aber auch die Entſcheidung des DlG. über den

auf Zahlung von 16 000 M , weil zwei Kellerräume Anſpruch wegen der Nichtbewohnbarkeit der Kellerräume

vom Beflagten fälſchlich als zu Wohnungszweden bes wird von der Reviſion mit Hecht angefochten . Das

nußbar bezeichnet worden ſeien, und einer aufZahlung DLG. weiſt den Anſpruch nur deswegen ab, weil der

von 3000 M wegen falſcher Angabe der Höhe der Ver- Aläger durch ein Ablommen vom 20. Sept. 1911 ſich

waltungskoſten. Dieſe dem Grunde und dem Betrage des Anſpruchs begeben habe ; es findet in dem Schrifts

nach von einander verſchiedenen Anſprüche wurden nicht ſtüd einen allgemeinen Verzicht des Klägers auf alle

dadurch zu einem einzigen Anſpruch, daß im Nechts- Anſprüche, die ihm aus dem Lauſchvertrage mit dem Bes

ſtreite der Kläger, wiewohl er die Klage auf beide Än- klagten vom 4./16. Sept. 1911 zuſtänden . Dabei unter

ſprüche ſtüßte, den Bellagten nur zur Zahlung von ſtellt es die Behauptung des Klägers als richtig, daß

8000 M ju verurteilen beantragte ;er hätte nach§ 268 ihm der Beklagte beim Vertragsſchluſſe die Unbenuß

Nr 2 3PO.den Alagantrag ohne Aenderung der Klage barkeit der beiden Kellerräume zu Wohnungsweden

auf Verurteilung zur Zahlung von 19000 M erweitern argliſtig verſchwiegen und ſogar erklärt habe, die Steller :

können (RG. in JW. 1911 S. 658 Nr. 34) . Das DLG. räume hätten zwar ießt eine Zeitlang leer geſtanden ,

nimmt an, der erſte Richter habe durch ſein nach $ 304 fie ſeien aber nunmehr vermietet und würdendemnächſt

ZPO. erlaſſenes Zwiſchenurteil nur über den zuerſt bezogen werden , und ferner, daß der Kläger erſt im

genannten Anſpruch entſchieden, der entſcheidende Teil November 1911 davon erfahren habe, daß die Kellers

des Urteils ſei dahin aufzufaſſen : Die Klage iſt dem räume für Wohnungszwecke nicht freigegeben geweſen

Grunde nach gerechtfertigt, ſoweit ſie auf die Nichts ſeien ; man fönne jedoch auch auf Anſprüche verzichten,

bewohnbarkeit der Stellerwohnungen geſtüßt iſt. Es von deren Daſein man nichts wiſſe, wenn nur der

hat deshalb über den zweiten Anſpruch nicht entſchieden, Wille auf einen derartig umfaſſenden Verzicht gerichtet

ſondern die Sache zur weiteren Verhandlung und Ent- ſei . Dies iſt allerdings richtig ; jedoch nur unter der

ſcheidung hierüber an die erſte Inſtanz zurüdverwieſen . Vorausſeßung, daß der Wille, einen Verzicht in folchem

Dies Verfahren wäre richtig und die von der Reviſion Umfange zu leiſten, auch deutlich ausgedrüđt wird.

gerüg : e Verleßung des § 537 ZPO. läge nicht vor, Jn dem Schriftſtüď vum 20. Sept. 1911 hat zunächſt

wenn die Auslegung zutreffend wäre, die das DLG. der Bellagte in Abänderung des Tauſchvertrages

dem Urteil erſter Inſtanz gibt. Im $ 537 ZPO. iſt gewiſſe Leiſtungen übernommen ; dann haben die

nur vorgeſchrieben , daß vom Berufungsrichter alle Parteien ſich einander zur Vorlegung der Zinsquit
Streitigkeiten zu berüđſichtigen ſind, die den aberkannten tungen über bezahlte Hypothefenzinſen und der Bes

oder zuerfannten Anſpruch betreffen , ſelbſt wenn über flagte ſich ferner dazu verpflichtet, die Auflaſſung

fie in erſter Inſtanz nicht verhandelt oder nicht ent- feines Grundſtücks in P. zu erteilen . Die nun folgenden

ſchieden worden iſt; wenn aber der Klagantrag auf Erklärungen lauten: „Damit ſind jämtliche Anſprüche

mehrere ſelbſtändige Anſprüche gegründet iſt und der er'edigt, die zwiſchen den Vertragsteilen aus den be

erſte Michter nur über einen der Anſprüche erfannt zeichneten Verträgen einander zuſtanden . $ err von 3.

hat, gelangt auf die gegen dieſes Urteil eingelegte Be- (Hläger) insbeſondere erfennt an , das Grundſtüc in

rufung nur dieſer Anſpruch in die Berufungsinſtanz P. heute eingehend beſichtigt zu haben und erklärtinfolge

und der Berufungsrichter hat ſich einer Entſcheidung dellen , feinerlei Anſprüche aus dem baulichen Zuſtande

über die anderen Aniprüche zu enthalten (N.Bd. 18 des Grundſtüds noch ſonſtwie aus dem Vertrage er

S. 387, Bd . 59 S. 399, Bd. 77 S. 123) . Es fann jedoch heben zu können . “ Dieſe Erklärungen enthalten den

der Auslegung des Berufungsrichters nicht beigetreten Willen des Klägers, auf Anſprüche jeder Art, auch auf

werden, und da es ſich um Auslegung eines Urteils ihm noch nicht bekannte zu verzichten , nicht ſo zweifels.

handelt, iſt das Reviſionsgericht nicht an ſie gebunden frei, daß eine andere Auslegung, insbeſondere die An

(RGE. Bd. 13 S. 404 , Warneyer Erg . 1911 Nr. 11 ) . nahme eines beſchränkieren Verzichtwillens, ausge:

Der erſte Richter hat „ die Klage“ dem Grunde nach ſchloſſen wäre. Namentlich laſſen die Worte : „ zuſtanden,

für gerechtfertigt erklärt . Nach dem Tatbeſtande des erledigt, infolgedeſſen , erheben zu können “ die Mög:

Urteils iſt die Alage ſowohl auf den Anſpruch wegen lichkeit einer Auslegung dahin offen, daß der Kläger
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nur ſolche Anſprüche für erledigt hat erklären wollen Feft ftellungstlage ; tein Anſpruch auf ein Feftftellunge:

und erklärt hat, über die vorher unter den Parteien urteil, das, ohre einen beftimmten Rechteftreitzu idlichten,

verhandelt worden war oder die mit der vomKläger auf die Entſcheidung einer reinen Rechtsfrage hinaus:

an dem nämlichen Tage vorgenommenen Beſichtigung laufen würde. Aus den Gründen : Der Kläger und

des Grundſtüđs im Zuſammenhange ſtanden. Daher der Bellagte ſind Nachbarn : dieſer iſt Eigentümer des

durfte das OLG. das Schriftſtüď nicht dahin deuten, Gutes Ra., jener hatte das Gut so . gepachtet und es

daß ' der Kläger darin auf ſämtliche Anſprüche gegen nachmals eigentümlich erworben . In einem zu dem

den Beklagten, auch auf die ihm noch unbekannten , Gute No. gehörigen Wäldchen befinden ſich wilde Kas

verzichtet habe,ohnezuvor den vom Kläger angetretenen ninchen. Wegen des durch dieſe ſeinem Gute im Herbſt

Zeugenbeweisdarüber zu erheben, daß die Erklärungen und Winter 1908, 09 angeblich zugefügten Schadens hat

des Klägers über feine Anſprüche gegen den Beklagten der Beklagte, geſtüßt auf$ 823 Abſ. 1 BOB , Klage auf Ers

ſich nur auf die zwiſchen den Parteien vorher ents ſaß eines Betrags von 2600 M gegen den Kläger erhoben ;

ſtandenen Streitigkeiten,namentlich wegen des baulichen dieſer Anſpruch iſt durch Urteil vom 31. Oftober 1911

Zuſtandes des Hauſes, bezogen hätten. – Das Dio., DIG dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden .

erörtert im Anſchluß an ſeine Ausführung, daß ein Megen weiterer gleicher Schäden, die ihm im Jahre

Berzicht auch Anſprüche umfaſſen könne, die dem Ver- 1910/11 entſtanden ſeien, hat auf Antrag des Bellagten

zichtenden unbekannt ſeien, weiter, ob der Wirkſam- im April und im Auguſt 1911 je ein Beweisſicherungs

teit eines ſolchen umfaſſenden Berzichts hier etwa die verfahren ſtattgefunden. Der Kläger behauptet, die

Vorſchrift des § 476BGB. entgegenſtehe, und verneint Haninchen, die auf dem Gute des Bellagten Schaden

dies. Nach dieſer Vorſchrift, die gemäß § 515 BOB. angerichtet hätten, ſtammten nicht aus dem zum Gute

auf Tuuſchverträge entſprechende Anwendung findet, des Klägers gehörigen Wäldchen ; in dieſem fänden

iſt eine Bereinbarung nichtig, durch welche die Ver- ſich Kaninchen nur in durchaus normaler Menge; um

pflichtung des Verkäufers zur Gewährleiſtung wegen eine das normale Maß überſteigende Vermehrung zu

Mängel der Sache erlaſſen oder beſchränkt wird, wenn verhindern , habe der Kläger dieverſchiedenſten Maß

der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchweigt. Eine regeln getroffen. Die Beweisſicherungsverfahren be:

ſolche zugunſten des Berkäufers getroffene Vereinbarung zwedten offenbar, dieſen auch wegen des Schadens in

iſt verſchieden von einem Verzicht des Käufers, der alle Anſpruch zu nehmen, der dabei von den Sachverſtän

Anſprüche wegen Mängel der Sache umfaßt. þat der digen feſtgeſtellt worden ſei und der ſpäter noch ents

Käufer eine derartig umfaſſende Verzichtserklärung ab- ſtehen werde. Der Klagantrag geht dahin , feſtzuſtellen ,

gegeben , ſo tann er auch wegen argliſtig verſchwiegener daß der Kläger und die ſpäteren Befißer des Gutes to.

Mängel einen Anſpruchgegen denBerkäufer nicht geltend dem Beklagten für Kaninchenſchaden auf dem Gute Sta . –

machen , ſofern nicht die Berzichtserklärung nach den abgeſehen von dem im Urteile vom 31. Dltober 1911

allgemeinen für Rechtsgeſchäfte geltenden Vorſchriften behandelten Schaden – nicht erſaßpflichtig ſeien , weder

nichtig iſt oder durch Anfechtung nichtig wird . Hier für die Vergangenheit noch für die Zukunft,zum min

täme daher § 476 BOB. nur dann in Betracht, wenn deſten jedenfalls dann nicht, wenn ſie im bisherigen

in dem Schriftſtüď vom 20. Sept. 1911 ein alle An- Umfang für die Bertilgung der Kaninchen forgten.

ſprüche wegen Mängeldes Grundſtücs in P. umfaſſender Die Vorgerichte habendie Klage abgewieſen. Das

Verzicht des Klägers nicht enthalten , aber daraus eine DIG. bezeichnet die Anſprüche, deren Nichtbeſtehen die

Bereinbarung zwiſchen den Parteien i . S. des § 476 Kläger feſtaeſtellt wiſſen wollen , als Schadenserſah

BGB. zu entnehmen wäre. Das hat das DLG . nicht anſprüche auf Grund des § 823 Abſ.1 BOB Es legt, was

feſtgeſtellt. Es iſt daher ein näheres Eingehen auf die Anſprüche für die Vergangenheit - D. h . bis zur lepa

die Frage der Vereinbarung unnötig . Bemerkt mag ten mündlichen Verhandlung – anlangt, dar, daß den

nur werden, daß eine ſolche Vereinbarung nicht nur Klägern an der begehrten Feſtſtellung jegliches Inter

im Kaufvertrage, ſondern auch in einer ſpäterenAb- eſſe abgehe, weil tein Zeitraum beſtehe, für welchen

machung getroffen werden kann (vgl . Mot. 3. I. Entw . Bd . 2 der Beklagte nicht entweder ſchon die Leiſtungsflage

S. 238 ), insbeſondere in einem Abkommen, in dem, erhoben oder durch ſein Verhalten den Mangel einer

wie hier, vor der Auſlaſſung des verkauften Grund- Gefahr der Inanſpruchnahme des Klägers flargelegt

ſtüds die Beſtimmungen des Kaufvertrages geändert hätte Was aber die Feſtſtellung der Anſprüche für

werden. Hat der Verkäufer einen Mangel argliſtig die Zukunft anlange, ſo ſei ein Schadenserſaßanſpruch

verſchwiegen, ſo iſt auch eine ſolche nachträgliche Ver- aus einer noch nicht geſchehenen unerlaubten bands

einbarung nach § 476 BGB. nichtig, da ſie der im Kauf- lung fein Rechtsverhältnis, über deſſen Beſtehen oder

vertrage getroffenen gleichſteht; eine Anfechtung der Nichtbeſtehen i . S. des § 256 GPO. das Gericht ſchon

Bereinbarung oder des ganzen Abkommens durch den jeßt zu entſcheiden gezwungen werden fönne. Dieſe

Häufer wegen argliſtiger Täuſchung iſt zur Herbei- Ausführungen ſind zutreffend und laſſen feinen Rechts.

führung der Unwirkſamkeit nach dem Wortlaute des irrtum erfennen . Was den ſchon entſtandenen Schaden

§ 476 BOB. nicht erforderlich. Unzutreffend iſt die anlangt, ſo hat die Reviſion das Urteil nurangegriffen ,

Meinung des Déc ., das argliſtige Verſchweigen des ſoweit es den Schaden betrifft, den der Beklagte im

Mangels müſſe in dieſelbe Gegenwart fallen , in welcher April 1911 durch Beweisſicherung hat feſtſtellen laſſen

die Bereinbarung ſtattfinde, ein argliſtiges Berichweigen und im Laufe des gegenwärtigen Rechtsſtreits einge

in der Bergangenheit genüge nicht. Hat der Verkäufer flagt hat. Sie macht geltend, das Feſtſtellungsintereſie

beim Vertragsſchluß einenMangel argliſtig verſchwiegen, des Klägers fönne nicht dadurch beſeitigt werden, daß

ſo muß er bei einer ſpäteren Vereinbarung, wodurch der Beflagte eine beſondere Alage auf die Leiſtung er

ihm die Verpflichtung zur Gewährleiſtung erlaſſen wird, hebe ; es fomme vielmehr darauf an , ob bei der Alages

das Beſtehen des Mangels nunmehr aufdeđen, widrigen- erhebung das Feſtſtellungsintereſſe vorhanden geweſen

fals er als den Mangel auch gegenwärtig argliſtig ſei . Dieſe Anſicht iſt unzutreffend. Jn ſtändiger Mecht

verſchweigend i . S. des § 476BOB. anzuſehen iſt. (Urt. ſprechung (vgl. Entſch . ZS . Bd. 71 S.68 ff , Warneger ,

des V. ZŠ. vom 20. Dit. 1913, V 204/1913 ). E. Erg.-Bd. V Nr . 453 , VI Nr 69) hat das RG, ausges

führt, daß der Kläger den Anſpruch auf Feſtſtellung

III .
nicht aufrecht erhalten kann, wenn nachträglich der

Gegner die Leiſtungstlage erhoben hat und nicht mehr

3ft eine Alage zuläſſig,die auf die Feſtſtellung des befugt iſt, ſie zurüdtzunehmen, und daß jene Klage ab

Nichtbeſtehend von Schadenserſa kanſprüchen aus § 823 gewieſen werden muß, wenn der Feſtſtellungskläger

BGB. für die Vergangenheit und die Zukunft gerichtet ſeinen Anſpruch aufrecht erhält .

ift ? Einfluß der nachträglichen Grhebung der Schaden : Was den in Zukunft entſtehenden Schaden anlangt,

erjaktlage durch den Betlagten auf die Zuläſſigkeit der ſo mag dem Reviſionstläger zugegeben werden , daß er
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felagers niet als hihaurbhafti becuefacherlangefehen haben: a Biernach inte beneWerteidiger gugugeben,var

ein Intereſſe an der Feſtſtellung hat, daß ein Erſaß für daß das 16. die Ablehnung des Sachverſtändigen des

Kaninchenſchaden überhaupt nicht gewährt zu werden halb zurüdweiſt, weil Dr. Sch. nicht als Hilfsbeamter

brauche, gleichviel wie fich der Grundeigentümer den auf der Staatsanwaltſchaft, ſondern als Inſpektor der A.

ſeinem Grundſtüđhauſenden Tieren gegenüber verhalte. Unterſuchungsanſtalt für Nahrungsmittel und zwar

Es fehlt aber hier an der weiteren Vorausießung des § 256 in ſeiner Eigenſchaft als ſachverſtändiger Beamter dieſer

ZPD ., daß das Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes Anſtalt das Gutachten abgegeben habe, in dem der

feſtgeſtellt werden ſoll Das Rechtsverhältnis muß Beſchwerdeführer eine ſtaatsanwaltliche Handlung er :

ſchon beſtehen ; die Hoffnung auf ein fünftig entſtehendes blidt. Denn durch die MinBel. vom 19. Juli 1909

oder die Befürchtung eines ſolchen gewährt noch fein find für den Bollzugdes Weingeſebes die fachverſtändigen

Recht auf richterlichen Schuß, ſofern nicht der fünftige Beamten der öffentlichen Unterſuchungsanſtalten für

Anſpruch die Folge eines beſtehenden Mechtsverhält- Nahrungs- undGenußmittel als Hilfsbeamteder Staats

niſſes iſt (Gaupp-Stein ,ZPO . (10) zu 256 unter II, 4 ). anwaltſchaft beſtellt worden. War alſo die Abgabe

Das iſt hier nicht der Fall. Der Reviſionstläger glaubt dieſes Guchachtens eine ſtaatsanwaltliche Sandlung

in den nachbarlichen Beziehungen ein Rechtsverhälts des Dr. Sch ., ſo war ſeine Ablehnung als Sachvers

nis finden zu können ; allein das nachbarliche Berhält- ſtändiger in der Hauptverhandlung berechtigt. Das

nis gibt nur den äußeren Anlaß zur Entſtehung des Gutachten iſt nun zwar äußerlich vonder Unterſuchungs

Schadens, für den der Beklagte unter gewiſſenVorauss anſtalt erſtattet und von deren II. Direktor unterzeichnet,

feßungen vom Kläger Erſaß zu verlangen ſich für bes allein es beginnt mit den Worten : „Zu den beiden

rechtigt hält. Daß er defien Nachbar iſt, iſt rechtlich Antlagepunkten hat auf Grund des Ergebniſſes der

von nebenſächlicher Bedeutung ; erheblich iſt nur, daß | Vorunterſuchung Inſpektor Dr. Sch. Folgendes zu be

infolge eines vom Beklagten für ſchuldhaft gehaltenen merken:" Der Unterſuchungsrichter hat die Anſtalt um

Verhaltens des Klägers das Grundeigentum des Be- „Mitteilung über den Stand der Sache“ undum Aus

klagten — nach deſſen Annahme widerrechtlich
per kunft erſucht, bis wann der Eingangdeszu erſtattenden

left werden wird . Ein Feſtſtellungsurteil, wie es der Gutachtens“ zu erwarten ſei . DasSchreiben des Unter

Kläger in erſter Linie begehrt, würde eine reine rechts- ſuchungsamtes bezeichnet ſich nicht als Gutachten und

frage entſcheiden. Er überſieht aber auch – und das es iſt auch, insbeſondere ſoweit es ſich auf den Be

gilt beſonders für den beſchränkten Klagantrag -, ſchwerdeführer bezieht, tein techniſches Gutachten ,ſondern

daß der Beklagte ſich nur im Falle des Verſchuldens ein Zuſammenfaſſen des Ergebniſſes der Borunters

des Klägers oder einer Perſon, für die er einzuſtehen ſuchung mit der Schlußäußerung : „Aus all dem An

hat, zu einer Forderung auf Schadenserſaß für be- geführten dürfte es wohl kaum einem Zweifel unter

rechtigt erachtet. Es iſt ausgeſchloſſen, ſchon jeßt aus- liegen, daß ſowohl M., als auch St. an dem Bezug

zuſprechen, daß ein dem Beklagten fünftig etwa ent- der Birnweine, an dem Verſchnitte der Birnweine mit

ſtehender Schaden im Hinblid auf ein fünftiges, in Traubenweinen und dem Verkauf des Obſttraubens

ſeinen Grundzügen näher beſchriebenes des weines als Traubenwein gemeinſam

werden könne und deshalb vom Kläger nicht zu er- Dr. Sch. als Verfaſſer des Schreibens anzuſehen iſt

ſeßen ſei. Denn erſt ein neues Verſchulden bringt – und daß dieſes eine Art von Altenauszug war, der

nach der Auffaſſung des Beklagten den Erfaßan- dazu dienen konnte, dem Staatsanwalt das Studium

ſpruch zur Entſtehung und ein Feſtſtellungsurteil würde der Aften und die Anfertigung der Anklageſchrift zu

teinen Rechtsſtreit ſchlichten , ſondern ebenfalls auf die erleichtern. Dr. Sch. iſt daher in dieſer Sache als

Entſcheidung einer reinen Rechtsfrage hinauslaufen , Hilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft tätig geweſen ,

wenn es ausſpräche, daß der Kläger wegen eines dem und ſeine Ablehnung war gerechtfertigt, da es ſich um

Beflagten an ſeinem Grundeigentum durch Staninchen einen Grund handelt, der die Mitwirkung eines Hichters

fünftig zugefügten Schadens dann nicht erfaspflichtig nach dem Geſeß ausſchließt, einerlei ob die Beſorgnis

ſein würde, wenn er gewiſie Maßnahmen zur Vertil- einer Befangenheit anzuerkennen war oder nicht. (Urt.

gung oderzur Verhütung der Vermehrung der Kanin- des I. Sts. vom 20.Nov. 1913,1 D 689/13) .

chen getroffen haben ſollte. Daß der Kläger ein recht

liches Intereſſe daran hat, ſchon jeßt feſtgeſtellt zu II.

ſehen, daß er dem Beklagten gegenüber überhaupt Wann darf ein Getränte ale Seidelbeerwein" be:

nicht verpflichtet ſei, irgendwelcheMaßregeln zur Ver- zeichnet werden ? Berfälſchung eines ſolchen Geträntes.

tilgung oder gegen die Vermehrung der wilden Ka
Bandelt der Herſteller fahrläſſig i. S. des $ 11 NMG. ,

ninchen zu treffen, mag keinem Zweifel unterliegen, wenn er die ihm von anderen gelieferten Stoffe nicht

ebenſo, daß es ſich inſoweit um die Feſtſtellung eines prüft ? Aus den Gründen : Heidelbeerwein iſt
Rechisverhältniſſes handeln würde. Nach den zu- kein Wein i . S. des Weingeſeßes . Welche Anfordes

treffenden , von der Reviſion auch nicht beanſtandeten
rungen an ein Getränke zu ſtellen ſind, um es als Heidel

Ausführungen des DIG. wollte jedoch der Kläger nur beerwein erklären zu können, iſt eine tatſächliche Frage.

feſtgeſtellt wiſſen, daß dem Beklagten Schadens Eine geſeßlich feſtgelegte Begriffsbeſtimmung hierfür
erſaßanſprüche auf Grund von § 823 BGB. nicht ent gibt es nicht und es kann insbeſondere dazu die ge
ſtehen können ; das Begehren einer Feſtſtellung jenes

jegliche Begriffsbeſtimmung für Wein ( Traubenwein)
Jnhalts kann im Alagantrag nicht gefunden werden . nicht von rechtlichem Belang ſein . Die Straftammer
Ob es nicht Pflicht des DLO. geweſen wäre, auf eine

hat feſtgeſtellt, daß das Publikum bisher die beiden

Abänderung des Klagantrags hinzuwirken, kann dahin . Arten der Berſtellung von Heidelbeerwein , nämlich die

geſtellt bleiben, da die Reviſion das nicht gerügt hat.
durch alkoholiſche Gärung und die „auf kaltem Wege “,

( Urt. des VI . ZS. v . 23. Oft . 1913, VI 266/1913). E. „ in Üebereinſtimmung mit einem großen Teile der Pro

duzenten “ für normal gehalten und ſich bei der Aus

wahl von Heidelbeerwein für das eine oder andere

B. Strafſachen. Erzeugnis nur nach dem Preiſe beſtimmen ließ . Gegen

1 . dieſe Feſtſtellung verſucht die Neviſion vergebens unter

Beamte der bayeriſchen Unterſuchungeanſtalten für Berufung auf den Begriff „Wein “ geltend zu machen ,

Nahrung8: und Genußmittel als Hilfsbeamte der Staats :
daß als Heidelbeerwein nur ein ſolches Getränke ju

anwaltſchaft . Ablehnung dieſer Beamten als Sachver :
bezeichnen ſei, das eine alkoholiſche Gärung durchge

ſtändige.') Aus den Gründen : Unrichtig iſt es,
macht habe. Erfolglos muß auch der Angriff bleiben ,

daß die Straffammer bei der Frage, welche Anforde

1 ) S. dazu das lrtell de Reidsgerichts im Jahrg . 1913 Steſer rungen vom Publikum im Verfehr an ein als Heidel.

Zeitſdrift S. 23 und die Mitteilung von Distmann , ebenda S. 106 , beerwein zu bezeichnendes Getränk zu ſtellen ſind, von

-n.
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rechtlich verfehltem Geſichtspunkt ausgegangen ſei. Die ITI.

Straftammer hat ihren Ausführungen die Anſchaus Borausſegungen der erlaubteu Zuderung des Weine.

ungen des „ konſumierenden Publikums“ zugrunde ge Welchen Zwed muß der Zuderudeim Auge haben ? A us

legt. Wenn ſie ſagt, dieſes Publikum befinde ſich dabei den Gründen : Das Urteil iſt dem Geſeß nicht ge

„in Uebereinſtimmung mit einem großen Teile der Pro- recht geworden, weil es das Berfahren des Angeklagten

duzenten" , ſo iſt es zwar auffallend, daß die ſtrengeren auch inſoweit nicht beanſtandet, als er mit der Zuderung

Anſchauungen des anderen, offenbar größeren Teiles anſcheinend die im Geſet allein zugelaſſene Verbeſſerung

der Produzenten auf dieAnforderungen des kaufenden des Weins nicht einmal gewollt hat ; jedenfalls bes

und verbrauchenden Publikums ohne Einfluß geblieben gründet der Mangel ausreichender Feſtſtellungen in

ſein ſollten , aber das iſt eine Frage tatſächlicher Natur dieſer Richtung den Verdacht,daß irrig tein Gewicht auf

und rechtlich iſt nicht ausgeſchloſſen, daß in Fällen die

Zuderung verfolgte. Die nur ,

Bublifum ſeiner Allgemeinheit Anforderungen wenn ſienach der Abſicht desZuđernden dazudienen ſoll,

ſtellt, als die Produzenten und ſeine Anforderungen als natürlichen Mängeln des Weins vonganz beſtimmter Art
maßgebend erachtet werden müſſen. abzuhelfen ; ſie muß ſich alſo in der Richtung dieſes Zweds

Dagegen wird mit Mecht die Begründung beans bewegen und andererſeits in den dadurch gezogenen

ſtandet, mit welcher die Straftammer die Annahme Grenzen bleiben . Der Zweď der Zuđerung muß darin

einer Verfälſchung verneint hat. Wohl wird zunächſt beſtehen, einen verhältnismäßig alfoholärmeren und

auf Grund der Ausſagen eines Zeugen über die im fäurereicheren Wein durch Bermehrung des Altohol.

Betriebe der Angeklagten übliche Herſtellung ausge und Zuđergehalts- oder durch Verminderung der über

betragen habe, alſo unter der vom Sachverſtändigen zuſtellen oder wenigſtens anzunähern, der aus Trauben

als zuläffig bezeichneten Grenze geblieben ſei. Zweifels gleicher Art und gleicher Herkunft in guten Zahrgängen

haft iſt, ob die Straftammer das Gutachten der Sach ohne Zuſäße erzielt werden kann . Dem Zudernden

verſtändigen über den zuläſſigen Waſſergehalt richtig muß als Vorbild ein Wein der erwähnten Art vor

verſtanden und nicht vielmehr Gehalt und Zuſaß ver- ſchweben, dem er den zu zuđernden Wein im Geſchmad

wechſelt hat. Jedenfalls aber hat ſie nicht gegenſtänd- ganz oder wenigſtens teilweiſe gleichſtellen will, ſoweit

lich feſtgeſtellt , welchen Waſſerzufak (zu den ſonſtigen dabeiAlfohol-,guder- undSäuregehaltinFrage fommen .

Herſtellungsſtoffen ) das im Betriebe der Angeklagten Dieſem Zwed muß er deshalb auch ſeine Zuđerungs

hergeſtellte Getränt tatſächlich enthalten hat, ſondern maßnahmen in überlegter und vernünftiger Weiſe an

fie hat nur dargelegt, welchen Waſſerpuſatz die Ange paſſen. Für den , der die Zuſammenſeßung vorbild

tlagten bei der Herſtellung des Getränts dem von andes lichen Weins, der in gleichen Dagen wie der zu zuternde

ren Firmen gelieferten Mohbeerenſaft und den ſonſt in guten Jahrgängen erzielt wird, überhaupt nicht

verwendeten Stoffen geben ließen. Aus den weiteren kennt, der über das Moſtgewicht und über den natür

Ausführungen des Urteils geht hervor, daß icon der lichen Säurerüďgang der als Normalwein in Frage

den Angeklagten gelieferte und von ihnen verwendete tommenden gleichartigen Weine guter Jahrgänge nicht

Rohſaft „überſtređt“ war, das hergeſtellte Getränk dems unterrichtet iſt, noch mehr aber für den , der die Bers

zufolge einen die zuläffige Ørenje überſchreitenden beſſerungsbedürftigkeit nach ihren Urſachen oder nach

Wafferzuſaß enthielt und daher gegenſtändlich verfälſcht ihrem Maße nicht überſteht, wird eine Zuckerung, wie

war. Ein Verſchulden der Angeklagten und insbeſondere ſie das Geſe zuläßt, kaum ausführbar, wenn nicht

die Anwendbarkeit des § 11 NMG. verneint die Straf unmöglich ſein . Das entſpricht aber durchaus der Ab

tammer bloß deshalb, weil die Angeklagten die Ueber ſicht des Geſekes, das den Begriff der Verbeſſerung

ſtredung des ihnen gelieferten Mohjafts nicht gelannt genau begrenzen und beſtimmen wolte und davon aus.

und bei dem Umſtand, daß ſie nur von ſoliden Firmen ging, daß es ſich dabei nur um eine Ergänzung oder

bezogen , teinen Grund gehabt hätten, die gelieferten Berminderung ganz beſtimmter Beſtandteile in der Zu

Fruchtſäfte nachzuprüfen . Damit hat die Straftammer ſammenfeßung handeln dürfe, über deren Umfang und

den Begriff der Fahrläffigfeit verkannt. Fahrläffig Bedeutung der Zuđernde unterrichtet ſein müſſe. Des

handelt, wer durch Nichtanwendung der nach den ge halb hat auch das Gefeß offenbar die Zuđerung vor

gebenen Umſtänden gebotenen Sorgfalt einen rechts . zugsweiſe in die Hände des erſten Erzeugers und nicht

widrigen Erfolg herbeiführt. Die gebotene Sorg in die ſpäterer Erwerber legen wollen und die ur

falt muß der øandelnde ſelbſt üben ; er darf ſich nicht ſprünglich vorgeſehene örtliche Beſchränkung der Zudes

falechthin auf die Sorgfalt anderer verlaſſen , deren rung verfolgte ausgeſprochen den Zweď, zu verhindern,

er ſich zu oder bei ſeinem Handeln bedient, ſondern daßaußerhalb des engeren Ernteweinbaugebiets ges

er hat, ſoweit ihm das nach den Umſtänden möglich zuđert werde, weil nur innerhalb dieſes beſchränkten

iſt, die Tätigkeit ſolcher Perſonen nachzuprüfen oder Gebiets Sicherheit dafür gegeben war, daß die bei der

zu überwachen . Den Angeklagten war es möglich, die Zuđerung notwendige Kenntnis von der Beſchaffen

Lätigkeit der Firmen, die ihnen zu ihren Zweden liefer- heit des Weins in bezug auf Zuders, Alkohol- und

ten, naozuprüfen und ſie waren in ihrem Betriebe dazu Säuregehalt in dem Sinne vorhanden war, daß der

auch verpflichtet. Jeder , der ſich gewerbsmäßig mit Zuđernde wußte, wie Weine des Weinbaugebiets be

der Ferſtellung uud dem Verkaufe von Nahrungs- oder ſchaffen ſind, die in guten Jahrgängen erzielt werden .

Genußmittelnbefaßt, hat ſich bei der Herſtellung über Die Verbeſſerungsbedürftigkeit eines Weins iſt deshalb

die Beſchaffenheit ſeines Erzeugniſſes zu unterrichten nicht nach dem perſönlichen Geſchmať und ſonſtigen

und zu vergewiſſern und dazu iſt ſelbſtverſtändlich auch Anſchauungen und Zwectvorſtellungen des Budernden

eine Prüfung der von anderen gelieferten Stoffe ers zu beurteilen, ſondern danach, wie ein Wein gleicher

forderlich. Haben die Angeklagten ſich in dieſer Be Art und Herkunft in guten Jahrgängen beſchaffen wäre.

ziehung auf die Medlichkeit derer verlaſſen , von denen Nur dann, wenn dieſe Durchſchnittsbeſchaffenheit des

ſie dieſe Stoffe bezogen hatten, ſo haben ſie die ihnen guten Jahrgangs in bezug auf Zuđer-, Alkohol- oder

ſelbſt obliegende Sorgfalt nicht geübt und den hier Säuregehalt nicht vorhanden iſt, kann von einem natür:

durch herbeigeführten Erfolg zu verantworten . So lichen , alſo durch Witterungseinflüſſe oder ſonſtige

weit Feilhalten und Verkauf in Frage kommt, haben Naturverhältniſſe begründeten Mangel“ oder einem

die Angellagten weiterhin auch die ihnen obliegende natürlichen „ Uebermaß “, die Rede ſein . Die Begriffe

Pflicht verleßt, ſich fortdauernd über die Beſchaffenheit zwingen für ſich ſchon zu einem Vergleich mit einer

der den Gegenſtand ihres Geſchäftsbetriebs bildenden anderen Sache und wer einem „ Mangel" oder einem

Erzeugniſſe unterrichtet zu halten . ( Urt. des I. Stš . „ Uebermaß “ abzuhelfen beabſichtigt, der muß not

vom 20. Nov. 1913, 1 D 797/13). wendigerweiſe ein beſtimmtes Normalverhältnis in Be
n.
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tracht ziehen . Wenn das Geſetz nur das ergången läßt, tat erachtet worden ſind. War nun aber eine einheits

was dem Wein infolge der Ungunſt des Jahres, nament- liche Straftat zum Gegenſtande der Anklage und danach

lich infolge ungenügender Reife der Trauben fehlt, der Aburteilung gemacht, ſo hatte neben der Berur

dann muß die Abſicht, die auf Abſtellung der Mängel teilung eine Freiſprechung nicht zu erfolgen, auch wenn

gerichtet ſein muß. auch lediglich auf eine ſolche Ers fich einzelne Teile der Anklage als unhaltbar erwieſen,

gänzung gerichtet ſein , die ſich begrifflich und demMaße alſo insbeſondere nicht hinſichtlich ſolcher Einzelhand

nach durch die fehlenden Beſtandteile beſtimmt. Das lungen, die zwar nach der Anklage einen Beſtandteil

iſt nicht der Fall, wenn Weine, die nach Art und Her- der angenommenen Einheitstat bilden ſollten , in denen

kunft als Naturweine auch im beſten Fall zuđerarm aber nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung ein

und ſäurereich ſind, ohne jede Müdřicht hierauf gezudert ſtrafrechtlicher Tatbeſtand nichtnachzuweiſen war (NOSt.

werden, nurum ſie ſüß. alkoholhaltig, haltbar oder Bd.39 S. 146 ). Weiterhin war dann auch der § 499

voll zu machen. Der Zuderer mag das unter Um- StPD. nicht anzuwenden und ebenſowenig der § 849

ſtänden für Vorzüge und den hierauf berechneten Zuđer- Abſ. 1 StPO. ( Entſch. Bd . 29 S.106), ſondern der Uns

zuſatz für eine Verbeſſerung halten , im Sinne des Oe- geklagte war gemäß § 497 StPO. ſchlechthin zur Koſten

feßes iſt es eine ſolche nicht; nicht ſolche Veränderungen, tragung zu verurteilen. Fraglich könnte ſein , ob

mögen ſie vom Standpunkt des Geſchmacks oder wirt- nicht etwa zu beanſtanden iſt, daß die Straftammer

ſchaftlich nicht zu beanſtanden ſein , hat das Weingeſe bei das feſtgeſtellte Bergehen aus § 3 Abs. 1 Saß 1,§ 13

Freigabe der Zuderung im Auge gehabt, ſondern auß- Weing. mit dem Vergehen aus §5 Abſ. 1 Weing. ju

ſchließlich eine genau begrenzte Abſtellung natürlicher einer einheitlichen Straftat vereinigt hat, obſchon nicht

Mängel, die der Wein nach Berkunftund Art nicht zu haben nachzuweiſen war, daß auch der als Naturwein ver

brauchte, wenner inſoweit nicht abhängig wäre von den taufte gezuderte Wein zu den überſtreďten Weinen ge

Einflüſſen der Witterung und ſonſtigen natürlichen Vers hörte. Es kann dies aber unerörtert bleiben , da der

hältniſſen . Solchen Mängeln “ abzuhelfen , muß die Angeklagte durch dieſe Vereinigung keinesfalls beſchwert

Abſicht des Zuternden ſein . Das iſt aber in bezug iſt. Selbſt wenn die Straftammer in den Þandlungen ,

auf den Angellagten nicht nachgewieſen . Nur weil die für eine Verurteilung ſchließlich noch in Betracht

ihm der ſchon gejuderte Wein immer noch „ zu ſauer tamen, ſtatt einer fortgeſeßten Tat zwei ſelbſtändige

vorkam “ und „ ſeine Kirchweihgäſte füßen Wein trinken Straftaten gefunden haben würde, hätte eine Frei

wollten “, hat der Angeklagte nochmals Zuđer zugeſeßt . (prechung und eine Anwendung des § 499 StPO. nicht

Ob der Pfälzer Wein aus gleicher Lage und von einzutreten gehabt. ( Urt. des I. Sts . vom 1. Dez. 1913,

gleicher Art nicht eben ſo ſauer ſchmedte, ob nicht die 1 D 833/13) .

Säure durch die frühere Zuđerung ( chon ſo herabge- 3212

feßt war, daß ſie die der gleichartigen Weine nicht

mehr überſtieg, ob alſo nicht inſoweit und in bezug

aufBudergehalt der Wein von einer ſolchen Beſchaffen
Oberſte8 Landesgericht.

heit war, wie es ſeiner Eigenart als Pfälzer Wein A. Zivilſachen.

aus beſtimmter Bage oder als Verſchnittwein Pfälzer

Weine entſprach, oder was ihm umgekehrt daran fehlte,
I.

darüber ſagt das Urteil nichts. Wenn dem Angeklagten Welche Vorſchriften gelten in Bayern für die An:

etwa Pfälzer Wein gleicher Art aus beſten Jahrgången legung eines Grundbuchblattes für realeGewerbeberech:
auch noch zu ſauer wäre, und nicht ſüß genug für ſeine tigungen ? (EG. BOB. Art. 74 ; AG. GBO . Art. 17 ;

Gäſte, ſo würde er dadurch gewiß nicht das Recht er- GBD. & 83 ; DA. GrBAe . SS 510 ff. , Art. 10 GrAnlb .) .

langen, dieſen Wein, deſſen Säure ſeine Eigenart iſt, Jn dem beim StadtmagiſtratW. um 1826 angelegten Sta:

zu verändern und daraus einen Wein von einer Süße taſter der realen Gewerbe iſt der Beſiber des pauſes

oder ſonſtigen Eigenſchaften herzuſtellen, wie ſie dem Nr. 334 in W. Georg M. als Inhaber der Bäckerei

Pfälzer Wein nicht zukommen . Gerade dazu ſoll eben und des Bierſchantrechts vorgetragen, im Stataſter der

die Zuderung nicht mißbraucht werden , um durch Er: radizierten Gewerbe iſt er als Inhaber einer Bier

höhung des Zucer- und Alloholgehalts des Weins brauerei- und Taferngerechtigkeit verzeichnet. Das Bier:

oder durch Minderung der Säure, die gerade für den ichanfrecht und die Laferngerechtigteit gingen 1832 durch

Naturgeichmad des Weins beſtimmend iſt, einen Wein Kaufvertrag mit dem ħauſe , auf dem fie ausgeübt wurden ,

anderer Art oder anderer Herkunft vorzutäuſchen . (Urt . auf den Bäter Andreas H. in W. über. 1848 vers

des I. SIS. vom 6. Nov. 1913, D 568/13) . faufte Andreas R. dieſes reale Bierſchant- und Tafern

recht an den Bierbrauer Michael D. in W. Der Stadt

IV .
magiſtrat W. genehmigte, daß O. das Bierſchant- und

Tafernrecht auf ſeinen Garten , das jeßige Anweſen zum

Ueberſtredung des Weines und Bertauf als eine ein: Nußbaum , übertrug. Die Uebertragung wurde in den

heitliche ſtrafbare Handlung. Aus den Gründen : Kataſtern eingetragen. Durch notarielle Verträge über

Für die Herſtellung und den Verkauf von nachgemachten gab 1877 Michael D. das Gartenanweſen an Julius

oder verfälſchten Nahrungs- oder Genußmitteln iſt in St.; von dieſem ging es durch Kaufvertrag 1878 an

ſtändiger Rechtiprechung des Reichsgerichts anerkannt, die Eheleute 6. und im Erbwege ſodann auf Frau H.

daß regelmäßig Øerſtellung und Verkauf beim Vor- allein über. Dieſe übergab es 1903 ihrem Sohne Au

liegen des erforderlichen Voriages eine einheitliche Straf- guſt $ . , der es 1905 an die Eheleute S. verkaufte. Deta

tat darſtellen. Die Herſtellung bildet nur den erſten, tere verkauften das Anweſen notariell am 11.September

nicht ſelbſtändigen Teil der beabſichtigten einheitlichen 1911 an einen Verein in N. , der am 18. Dezember 1911

Handlung, die ſich aus der Herſtellung und dem Ver- als Eigentümer eingetragen wurde. In den Verträgen

kaufe zuſammenſetzt und, als ſolche erſt mit dem Ver- ſind die Wirtſchaftsgerechtſamen nicht erwähnt. Jedoch

faufe vollendet wird (RGSt. Bd. 25 S. 101 ; GoltdA. iſt in den Verträgen von 1911 , 1903 und 1905 vereins

Bd. 53 S. 289) . Gleiches hat auch für die geſekwidrige bart, daß das Wirtſchaftsanweſen mit allen ſeinen Mechten

Herſtellung von Wein und deſſen Verlauf zu gelten übergehen ſoll. In den Stataſtern iſt die Reihe der

und die Heviſion geht fehl, wenn ſie meint, die lieber- Inhaber des realen Bierſchanfrechts von Georg M.

ſtreďung von Wein und der Verkauf dieſes Weines bis zum Verein fortgeſetzt. Mit notarieller Urkunde

könnten nicht zu einer einheitlichen Straftat zuſammen- vom 2. November 1912 verkaufte der Verein an die

gefaßt werden . Weder aus dieſem Geſichtspunft noch Eheleute F. in W. und an die Eheleute St. ebendort

ſonſt unterliegt es einem rechtlichen Bedenfen , daß die das bisher zu dem Wirtſchaftsanweſen gehörige, im

im Eröffnungsbeſchluſſe angeführten Einzelhandlungen Grundbuch nicht eingetragene reale Bierſchanfrecht. Auf

als eine in Fortjegung begangene einheitliche Straf: laſſung und Eintragungsbewilligung wurden erklärt

n .
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und die Eintragung beantragt. Das GBA. lehnte ab, Fali liegt nicht anders, als wenn ein Grundſtüd nach

weil der Verein ſein Eigentum an dem Nealrechte nicht träglich eingetragen werden ſoll, das bis zur Grund

nachgewieſen habe . Die Beſchwerde wurde zurüdge. buchanlegung nicht eingetragen worden iſt. Die Vor

wieſen, weil zwar nachgewieſen ſein möge, daß der ſchriften , durch welche die DA. GBAe. das Verfahren

Bierbrauer Michael D. Inhaber eines realen Bier- bei der Ünlegúng von Grundbuchblättern für nicht ein

ſchantrechts war, derUebergang dieſes Rechtes auf die getragene Grundſtüde regelt (88510 ff .), find alſo ents

Beſiknachfolger des O. aber nicht erwieſen ſei. Auf ſprechend anzuwenden . Hiernach ſteht das GBU. der

die weitere Beſchwerde hob dasOblo. die Entſchei: Frage, ob das Gewerberecht beſteht, anders gegenüber,

dungen auf und wies das GBA. an, erneut zu prüfen als wenn die OBD. gelten würde. Es hat alle zus

und zu entſcheiden . läſſigen Beweismittelzu benüßen und entſcheidet nach

Øründe: 1. Nach Art. 74 EG. BOB. bleiben die freiem Ermeſſen. Es kann deshalb insbeſondere nach

landesrechtlichen Vorſchriften über die Gewerbeberech freiem Ermeſſen prüfen, welche Bedeutung dem Ums

tigungen unberührt ; der Erwerb, die Aufhebung, ſtande zukommt, daß das Gewerberecht ſowie die fort

Uebertragung und Belaſtung dieſer Rechte iſt fonach laufenden Uebertragungen von D. bis zu dem Be

auch jeßt dem Landesrecht unterſtellt. Die Vorbehalte ichwerdeführer indemKataſter eingetragen ſind ſowie
zugunjien derLandesgeſeke gelten auch fürdas Grund- daß es ſtändig ausgeübt worden iſt. Die Borgerichte

buchweſen (8 83 GBD .). Nach bayeriſchem Rechte ſtehen haben nur geprüft, ob durch die Urfunden der Uebers

die realen Gewerbeberechtigungen den Grundſtüden gang nachgewieſen iſt, während doch der das Anle

gleich, ſofern ſie frei veräußerlich ſind. Dieſer Grund- gungsverfahren beherrſchende Grundlaß der Ermitte

ſag war früher anerkannt(vgl . Hoth, Bayer. ŽR. 1.Aufl. lung des Eigentümers von Amts wegen (§ 2 BD. vom

Bd . 2 g 118 Note 42, Rehm , Bayer. NotG . 1893 zu 23. Juli 1898, DA. 88 510 ff. ) auch in dem Berfahren

Art. 14 Note 9, DblGZ. Bd. 9 S.638 ). Jn der Geſel- der Unlegung eines Grundbuchblattes für eineGewerbes

gebung zur Ausführung des BGB. iſt er zwar nicht berechtigung entſprechend gilt. Der Grundbuchrichter

ausdrüdlichausgeſprochen worden ;im ÄG.GBO.hat jes iſt nicht auf die ihm von den Antragſtellera vorgeleg

doch Art. 17 die Üeberſchrift „ Rechte, die den Grunds ten Nachweiſe beſchränkt, ſondern er hat alle Schritte

ſtüden gleichſtehen “ und hieraus ergibt ſich, daß auch zu tun , die zur Entſcheidung über das Vorhandenſein

dieſes Geſetz davon ausgeht, daß auf reale nicht radi- des Rechtes und die Perſon des Berechtigten erforder

gierte Gewerbeberechtigungen die ſich auf Grundſtüđe lich und geeignet ſind. Er hätte deshalb prüfen ſollen,

beziehenden Borſchriften Anwendung finden . Für die ob nicht neben der Uebertragung des Eigentums an

rechtsgeſchäftliche uebertragung von realen Gewerbe- den Grundſtüden auch die Uebertragung der dort aus

berechtigungen iſt mithin für die Zeit vor dem Jnfraft- geübten Gewerberechte gewollt und nur aus Verſehen oder

treten des Liegenſchaftsrechts des BOB. nach Art. 14 Hechtsuntenntnis nicht ausdrüdlich beurkundet worden

NotG . vom10.November 1861 ein notarieller Vertrag, iſt. Bejahenden Falles hätte ihm Art. 10 GrBANIG . vom

ſeitdem die Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch 18. Juni 1898 den Weg geboten , um dem wegen Nicht

(89 873, 925 BOB. ) erforderlich. Bei der Grundbuch einhaltung der geſeblichen Fornvorſchriften bisher nur

anlegung mußten reale Gewerbeberechtigungen in das tatſächlich beſtehenden Zuſtande nachträglich auch die

Grundbuch nicht eingetragen werden . Es iſt zwar in rechtliche Grundlage zu geben. (Beſchl. des 1. SS. vom

$ 195 DU. GBde. vorgeſchrieben , daß reale nicht radi: 28. Nov. 1913, Reg. III 55/1913). W.

gierte Gewerberechte, die, wie Wirtſchaftsgerechtſamen,

auch ießt noch von Bedeutung ſind, in einem Anhange

zum Sachregiſter zu verzeichnen ſind. Allein damit II.

gilt das reale Gewerberecht noch nicht als eingetragen.

Wird es nach der Grundbuchanlegung veräußert oder Auslegung der Art. 83 und 84 UeG . in bezug auf

belaſtet, ſo muß für das Recht nach Art. 17 Abſ. 2 AG. eine durch den Tod der Frau aufgelöſte Gemeinidhaft

OBO. ein Grundbuchblatt angelegt werden . Das kann des Zugewinſtes nach Bayer. LR. Beregnung der

ſo geſchehen , daß das Recht auf ein beſonderes Grunds Gegenſtandsſumme eines Teftamento uach Art. 111 SebG.

buchblatt eingetragen oder daß es im Titel des Blattes Am26. Januar 1911 ſtarb Fanny B., die Gattin des

angeführt wird, das für das Grundſtück beſteht, mit Kaufmanns B. Die Ehegatten B. hatten 1861 im Ge

dem das Recht verbunden iſt; in leßterem Falle liegt biete des Bager. DR . geheiratet und dort ihren erſten

ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt für das Grund- ehelichen Wohnſitz genommen. EinenEhevertrag haben

ſtüd und das Gewerberecht vor. ſie nicht geſchloſſen. Am 11. Juli 1898 errichteten ſie

şier iſt die reale Gewerbeberechtigung nicht ein- ein gemeinſames Teſtament. Darin iſt für den Fall,

getragen . Für den Bezirk des Amtsgerichts W. gilt daß die Frau vor dem Manne ſtirbt, beſtimmt, daß

das Grundbuch ſeit dem 1. Mai 1909 als angelegt. Erben der Frau ihre vier Kinder ſein ſollen , daß aber

Seitdem konnte das Realrecht nurmehr durch Auf- | ihr damals aus ihrem Eheeinbringen von 20 000 Gulden

laſſung und Eintragung rechtsgeſchäftlich übertragen und den von ihr erſparten Wertpapieren beſtehendes

werden . Der Beſchwerdeführer behauptet, es am 11. Seps Vermögen ausſchließlich ihrer Tochter Emma 1. zus

tember 1911, alſo nach der Grundbuchanlegung, er: fallen ſoll. Des weiteren iſt (im $ 17 ) erwähnt, daß

ob die Frau feinen Anſpruch auf die eheliche Errungen

eine realen Gewerberechis ſtattgefunden

hat. Jedenfalls iſt ſie nicht eingetragen worden. Der trofdem nach meinem Tode gegen meinen überlebenden

Beſchwerdeführer iſt mithin gegenwärtig nicht der 3n- Gatten Anſprüche hiewegen erheben , ſo ſoll der über

haber des realen Gewerberechts . Er kann es alſo auch lebende Ehegatte Haupterbe ſein und die Kinder nur

nicht weiterveräußern. Žieraus folgt jedoch noch nicht, den Pflichtteil erhalten .“ Das Teſtament wurde er

daß ſein Antrag an das GBA . unbegründet iſt. Denn öffnet; die Kinder erklärten ihrem Vater gegenüber,

dieſer bezwedt ein zweifaches : er will, daß für das daß ſie die Ausgleichung des Ehegewinns nicht ver

Gewerberecht ein Grundbuchblatt angelegt und daß auf langen , der Vater nahm dieſe Erklärung an . Der reine

dieſem Blatte die zwiſchen dem Beſchwerdeführer und Rüdlaß wurde auf rund 45000 M angegeben . Der

den Käufern vereinbarte Uebertragung eingetragen wird. Gerichtschreiber berechnete die Teſtamentsgebühr nach

Auf den erſten Teil des Antrags, die Anlegung eines einem Werte von 45 000 M. Die Neviſion beanſtandete

Grundbuchblattes, iſtnicht die GBO.anzuwenden . Dafür dieſe Berechnung, weil zum Nachlaſſe auch der Anſpruch

gelten vielmehr die Vorſchriften über die Grundbuch- auf Ausgleichung des Ehegewinns gehöre; dieſer An

anlegung, ſoweit ſie nicht eine Ausnahme enthalten ſpruch ſei in die Gegenſtandsſumme einzurechnen, über

oder eine ſolche ſich aus der Natur der Sache ergibt die im Teſtament verfügt iſt,es werde deshalb die Wert

(vgl. Senle-Shmitt, Grundbuchweſen S. 273). Der feſtſeßung nach Art. 43 Gebo . angeregt. Der Gerichts
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ſchreiberbeantragte die Feſtfeßung des Nachlaßwerts. Bayer. DR. (Teil I Sap . 6 8 37 ), weil dieſe erbrechtlichen

Das Nachlaßgericht ſegte den Wert für die Berechnung Folgen nur für die geſegliche Erbfolge maßgebend ſind,

der Teſtamentseröffnungsgebühr auf 45 000 M feſt. während es ſich hier um teſtamentariſche Beerbung

Es nahm an, nach Art. 111 Cebo. bemeſſe ſich die handelt. Der Únſpruch des Ehegatten auf die Auss

Gebühr nach der Gegenſtandsſumme, über die in dem gleichung des Ehegewinns iſt ſo, wie er in Art. 83 UeG.

Teſtamente verfügt iſt. Nach dem Bayer. DM . ſei der geordnet iſt, ein weſentlicher Beſtandteil des umges

überlebende Ehemann nicht ſchuldig , ſeinen Kindern wandelten Güterſtandes, er entſteht kraft Geſekes, er iſt

aus dem Errungenſchaftsvermögen einen Anteil als ein perſönlicher Anſpruch des einen Ehegatten gegen

Muttergut zuzuweiſen , er behalte die ganze Errungens den andern, gehört zu dem Vermögen des Ehegatten,

ſchaft. Nach dem zur Zeit derTeſtamentserrichtung gel- infolgedeſſen zu ſeinem Nachlaß und iſt vererblich

tenden Rechte hätten daher die Erben gar feinen Un- (Ob283.4 S. 170). Daß er, um verwirtlicht zu werden,

ſpruch gegen den Witwer auf Ausgleichung des Ehe- geltend gemacht werden muß, hat er mit allen Fordes

gewinns gehabt. Der § 17des Teſtaments ſei nur vor- rungsanſprüchen gemein . Daß er vermögensrechtlich

ſorglich aufgenommen ,um Streitigkeiten auszuſchließen . und geldwertig iſt, bedarf keiner Darlegung. Das LG .

Das Ueo . gewähre allerdings in Art. 83 dem über- nimmt an, der Anſpruch auf Ausgleichung des Ehe

lebenden Ehegatten und den Erben des vorverſtorbe- gewinns nach Art. 83 Ueo . werde erſt dann ein geld

nen Gatten einen Anſpruch auf Ausgleichung des Ehe- wertes Necht,wenn er geſeßlich zuläſſig ſei und wenn

gewinns ; dieſe Vorſchrift fönne aber nicht heranges ihn der berechtigte Ehegatte oder ſeineRechtsnachfolger

zogen werden, weil ſie bei der Teſtamentserrichtung geltend machen . Es unterſcheidet alſo zwei Anſprüche,

noch nicht galt. Uebrigens gehöre dieſer Anſpruch nicht den Anſpruch auf Ausgleichung an ſich und den durch

zum Nachlaſſe. Die Beſchwerde der Regierungsfinanz- die Erhebung dieſes Anſpruchs erſt geborenen , geld

tammer wurde zurücgewieſen. Auch ihre weitere Bes werten Anſpruch auf Ausgleichung ſelbſt; es mißt der

idwerde hatte keinen Erfolg . Erhebung des Anſpruchs eine beſondere Bedeutung,

Gründe : Nach gemeinem Rechte gab es zwei eine rechtſchaffende Wirkung zu, damit verkennt es die

Arten von Errungenſchaftsgemeinſchaft: die reine Ers rechtliche Bedeutung des Anſpruchs nach Art. 83 UeG.

rungenſchaftsgemeinſchaft und die Gemeinſchaft des ehe- Allein die Entſcheidung iſt aus anderen Gründen

lichen Zugewinſtes. Bei der reinen Errungenſchafts, aufrecht zu erhalten. Die Gebühr des Art. 111 Gebo.,

gemeinſchaft bildete die Errungenſchaft eine beſondere, um die es ſich hier handelt, iſt zu berechnen nach der

ausgeſchiedeneVermögensmaſſe, es gab bei ihr drei Gegenſtandsſumme, über die in dem Teſtamente vers

Vermögensmaſſen, Vermögen des Mannes, Vermögen fügt iſt. Der Erblaſſer braucht in ſeinem Teſtamente

der Frau und das gemeinſchaftliche Vermögen ; bei der nicht über ſein ganzes Vermögen zu verfügen, er tann

Gemeinſchaft des Zugewinſtes warwährend der Dauer auch nur über einen Teil verfügen. Dann wird die

der Gemeinſchaft das gemeinſchaftliche Vermögen nicht Gebühr des Art. 111 nur nach dem Werte dieſes

ausgeſchieden, es gab nur zwei Vermögensmajſen : Ber: Teiles berechnet. Gleichgültig iſt, welches dann das

mögen des Mannes und Vermögen der Frau ; die Ers erbrechtliche Schidial des anderen Teils iſt. Eine Zus

rungenſchaft wurde erſt nach der Beendigung des Güter- weiſung des ganzen Ehegewinns an den Mann, die

ſtandes feſtgeſtellt ; abgeſehen von dem Borbehaltsgute die Finanztammer in denTeſtaments - Beſtimmungen der

wurde das geſamte Vermögen der Ehegatten vereinigt, Frau B. erbliden will, iſt jedenfalls nicht erfolgt . Die

hievon die der Gemeinſchaft zur Laſt fallenden Ver- Erblaſſerin hat ausdrüdlich ertlärt, daß fie feinen Ans

bindlichkeiten abgezogen und die eingebrachten Güter ſpruch auf Ausgleichung desEhegewinns erhebe. Darin

der Ehegatten zurüdgegeben, der Heſt bildete die Er- liegt ein Verzicht auf den Anſpruch ihrerſeits mindes

rungenſchaft. Nach den meiſten Landesrechten gebührte ſtens von Todes wegen , der Verzicht iſt zuläſſig (õenle .

von der jo feſtgeſtellten Errungenſchaft jedem Ehe- Schneider, AG. Anm . 11 zu Art. 83 UeG . ) . Dabei han

gatten die Hälfte,das UeG. nimmt an, daß es auch delt es ſich um einen Verzicht im weiteren Sinn , um

nach dem Bayer. IR. ſo war ( Bayer. DR . Teil I Kap . 6 die Erflärung , von einem Rechte keinen Gebrauch machen

§ 38). Der übergeleitete Güterſtand des Bayer.LR . zu wollen, ohne daß damit die Uebertragung auf einen

iſt in Art. 83, 84 Ueg. geregelt. Art. 83 beſtimmt, daß, andern verbunden wäre. Es kann aber feinem Zweifel

wenn zur Zeit des Intrafttretens des BOB. die Ers unterliegen, daß die Gebühr des Art. 111 für die in

rungenſchaftsgemeinſchaft nach dem Bayer . LR. beſteht, dem Teſtament enthaltene Uebertragung von Vermögen

an ihre Stelle der Güterſtand der Verwaltung und erhoben werden ſoll, daß das Gebo. unter Berfügung

Nußnießung nach den Vorſchriften des BGB. triit, daß Uebertragung verſteht. Da es ſich aber hier nur um

aber, wenn die Verwaltung und Nußnießung des Mannes die Auſgabe eines Rechtes handelt, kann die Gebühr

auf andere Weiſe als durch Ehevertrag endigt, jeder des Art. 111 nicht erhoben werden . In dem Teſtament

Ehegatte von dem andern die Ausgleichung des Ehe- iſt weiter beſtimmt, daß der überlebende Ehemann

gewinns nach den bisherigen Vorſchriften verlangen Þaupterbe ſein und die Kinder nur den Pflichtteil er:

kann, wie wenn keine Aenderung des Güterſtandes ein- halten ſollen, wenn troß des von der Erblaſſerin er:

getreten wäre, daß der Anſpruch nicht übertragbar iſt klärten Verzichts eines der Kinder gegen den überleben

und in einem Jahre verjährt. Damit iſt der Inhalt den Ehemann Anſpruch wegen des Ehegewinns erheben

des aus dem Bayer. LR . übergeleiteten Güterſtandes ſollte. Darin liegt eine Verfüguug“ über den Ans

feſtgelegt. Obwohl aljo der Güterſtand der Verwals ſpruch auf Ausgleichung des Ehegewinns i. S. des

tung und Nußnießung des BOB . , in den der geſebliche Art. 111 GebG. Das LG . ſpricht von einem Anſpruche,

Güterſtand des Bayer . LR. übergeleitet wurde, keinen der „ alsdann “ der Erblaſſerin oder an ihrer Stelle

Anſpruch der Frau auf den Ehegewinn fennt und der ihren Erben hinſichtlich der ehelichen Errungenſchaft

geſeßliche Güterſtand des Bayer. DR . aufgehoben iſt, „ allenfalls “ zuſtehen würde. Ein ſolcher Anſpruch be:

ſoll dennoch nach dem übergeleiteten Güterſtande ſteht nicht. Die Erblaſſerin hat auf den Anſpruch in

jeder Ehegatte, alſo auch die Frau, einen ſolchen dem § 17 des Teſtaments rechtsverbindlich verzichtet,

Anſpruch haben, „wie wenn feine Aenderung des ſie hatte alſo den Anſpruch nicht mehr. Die Kinder

Güterſtandes eingetreten wäre “ ; der Ehegewinn ſol hatten ihn von ſich aus überhaupt nicht, denn er ſteht

in der bisherigen, oben angeführten Weije feſtgeſtellt nur den Ehegatten gegeneinander zu , die Stinder hätten

und verteilt werden. Mit dem geſeblichen Güterſtande den Anſpruch nur von der Mutter erben können . Weil

des Bayer.LR.waren auch erbrechtliche Folgen ver- aber die Mutter den Anſpruch auſgegeben hatte, er

bunden ; ſolche ſind auch für den übergeleiteten Güter- alio zur Zeit des Erbjalls nicht mehr zu ihrem Vermögen

ſtand in Art. 84 Ueo . geordnet. Allein dieſe kommen gehörte, haben ihn die Kinder nicht geerbt, fie tonnten

hier ebenſowenig in Frage als die aufgehobenen erb- ihn daher mit Ausſicht aufErfolg gegen ihren Vater

rechtlichen Folgen des geſeßlichen Güterſtandes des auch nicht geltend machen. Wollte man die Beſtimmung
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des Teſtaments, daß unter Umſtänden der Ehemann Borſchriften des Gefeßes, wobei nach dem & 4 als Fleiſch

þaupterbe und die Kinder auf den Pflichtteil gefeßt Teile von warmblütigen Lieren , friſch oder zubereitet

ſein ſollen, als teſtamentariſche Verfügung auch über zu verſtehen ſind, ſoferne ſie ſich zum Genuſſe für

den Anteil der Frau an dem Ehegewinn auffaſſen , ſo Menſchen eignen , und als Teile auch die aus warm

wäre ſie ungültig und tönnte teine Gebührenpflicht bes blütigen Tieren hergeſtellten Fette und Würſte, andere

gründen (Obl63. Bd. 7 S. 594), weil dann die Erb- Erzeugniſſe nur inſoweit gelten, als der Bundesrat

laſferin über einen vermeintlichen Vermögensbeſtands dies anordnet. a) Das für den menſchlichen Genuß

teil verfügt hätte, der ihr nicht zuſtand. Allein die beſtimmte Fleiſch muß nach der Schlachtung des Tieres

Beſtimmung iſt gar keine teſtamentariſche Verfügung. bei Bermeidung der im Gefeße ſelbſt angedrohten Strafe

Die finder hätten ihrem Vater, wenn auch nicht mit einer amtlichen Unterſuchung unterzogen werden. b) Die

Ausſicht auf rechtlichen Erfolg, fo doch tatſächlich durch einmalige Unterſuchung genügt und gilt für das ganze

die Erhebung des vermeintlichen Anſpruchs Schwierigs Reichsgebiet. c) Verboten iſt die allgemeine Anordnung

teiten bereiten können. Um ſie davon abzuhalten, alſo einer nochmaligen Unterſuchung von Fleiſch, welches

gewiſſermaßen als Abſchredungsmittel wurde offenſicht- der amtlichen Beſchau ſchon unterlegen hat. d) Ausa

lich die Beſtimmung in das Teſtament aufgenommen , nahmsweiſe darf das einmal amtlich unterſuchte Fleiſch

nicht um über den Ausgleichungsanſpruch zu verfügen. einer nochmaligen Beſchau nur in den vom Gejeße vor

( Beſchl. des II. ZS. vom 10.Dez. 1913, Neg. V 26/1913). geſehenen Fällenunterworfen werden (§ 20 Abſ. 1 und 2

W. und § 24). e ) Die Fleiſchbeſchau iſt einheitlich für das

geſamte Reichsgebiet geregelt. Die Bundesſtaaten dürfen

nicht abweichende Beſtimmungen treffen . Sie können

dagegen weitergehende Vorſchriften über die Fleiſch

beſchau in den Fällen des § 20 Abſ. 2 und des § 24
erlajien.

Der 8 20 Abſ.1 enthält den dasGefeß beherrſchenden

B. Strafſachen. Grundſaß, daß einmal amtlich unterſuchtes Fleiſo nicht

mehr amtlich unterſucht werden darf und läßt eine

Darf allgemein angeordnet werden , daß anch anderes Uusnahme nur für den Fall der Feſtſtellung darüber

Fleiſdale friſche Fleiſch einer abermaligen amtlichen Be: zu, ob das Fleiſch inzwiſchen verdorben iſt oder ſonſt

dan unterworfen werde Der Magiſtrat der StadtA.,a eine geſundheitsſchädliche Veränderung erlitten hat.

einen Schlacht- und Viehhof beſikt, hat am
Daß das Geſeß in dem leßten Saß nur einen Aus

10. Februar 1905 nahmefall im Uuge hatte, ergibt ſich aus der Faſſung

unter Bezugnahme auf die Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 1,74 , 75 des Abſ. 1 einerſeits , aus der Beſtimmung desübſ. 2

und 145Ziff. 2 PSIOB.und den 820 Abſ. 2 FleiſchBG. anderſeits . Wäre nämlich die Anſchauung richtig, daß

vom3. Juni 1900 ortspolizeiliche Vorſchriften über die auf Grund des § 20 Abſ. 1 die allgemeine Nachbeſchau

Fleiſchbeſchau beſchloſſen. Der § 9 lautet : Fleiſch von eines bereits amilich unterſuchten Fleiſches zulaffig ſei,

Minddieh, Schweinen uſw., welches zum Zwede der ſo hätte die Beſtimmung in Abſ. 1 feinen Sinn ; der

Berwendung zum menſchlichen Genuſie eingeführt wird , Gefeßgeber hätte bei ſolcher Auffaſſung die abermalige

iſt unmittelbar nach der Einfuhr dem Fleiſchbeſchauer
Beſchau nicht grundjäßlich verbieten dürfen, ſondern

zur Beſichtigung im Schlachtviehhofe vorzulegen und die Sachbeſchau im allgemeinen für zuläſſig erklären

darf zuvor nicht in die Wohnungen der Empfänger, müſſen. Wäre ſchon nach dem Ábſ. 1 die allgemeine

auf den Markt oder in die Verkaufsläden verbracht Anordnung der Nachbeſchau des Fleiſches i. S. des § 4,

werden . Fleiſch i. S. diefer Borſdrift iſt nicht bloß
mithin des friſchen oder zubereiteten Fleiſches zuläſſig,

das friſche, ſondern auch das zubereitete Fleiſch von - ju leterem gehören vornehmlich Shinten, auch

Schlachttieren, alſo insbeſondere auch Fette und Würſte, fleiſch und Würſte ſo iſt nicht einzuſehen , wozu es

Schinken und überhaupt geräuchertes Fleiſch, Speď. noch des Abſ. 2 des g 20 bedurft hätte, wornach friſches

Würſte und Schinken fallen unter dieſe Beſtimmungen
Fleiſch innerhalb der Gemeinde dem Beſchauzwang

nicht, wenn ſie nicht zum Wiedervertauf eingebracht unterworfen werden kann . Was ſchon durch Abſ. 1
werden . Die Gebühr für jede im Schlachtviehhofe

erlaubt ſein ſoll, bräuchte nicht erſt durch Abſ. 2 ge

vorzunehmende Beſchau des von auswärts in rohem ſtattet zu werden. Es iſt deshalb unzuläſſig, auf Grund

Zuſtande eingeführten Fleiſches oder Fleiſchbeſtands des § 20 Abſ. 1 oder 2 bereits amtlich unterſuchtes

teiles und Fleiſchfabrikates wurde auf zwei Pfennige zubereitetes Fleiſch allgemein einer nochmaligen Bes

für 1/2kg feſtgeſeßt. Der Angeklagte W. bezog als Thau zu unterwerfen ; durch eine ſolche Anordnung

Beſchäftsführer des Allgemeinen Stonſumsvereins für würde die Ausnahme zur Kegel. Die in dem § 20

die Stadt á. wiederholt von einer bayeriſchen Firma Abſ. 1 ausnahmsweiſe zugelaſſene abermalige amtliche
Mauchfleiſch und Wurſtwaren zum Weiterverfauf an Unterſuchung iſt nur zuläſſig, wenn die Polizeibehörde

die Mitglieder; er legte die bezogenen Waren dem Fleiſch Grund zu der Annahme hat, daß das unterſuchte Fleiſch

beſchauerzur Beſichtigung im Schlachtvieh hofe nicht verdorben iſt oder ſonſt eine geſundheitsſchädliche Ver

vor und zahlte die Beſchaugebühr nicht. Er wurde änderung erlitten hat.
von derAnflage wegeneiner Zuwiderhandluug gegen Durch § 20 Abſ. 1 fou den Polizeibehörden das

Art. 74 Abſ. 1 Ziff. 1 PSIOB.und gegen den § 9 der Recht der Kontrolle geſichert bleiben . Die Polizeibe

ortsp. Vorſchrift freigeſprochen, weil die ortsp. Vor hörde darf mithin an den Drten, wo das bereits amt

ſchrift in s'9 inſoweit unwirkſam ſei, als hierdurch die lich unterſuchte Fleiſch feilgeboten oder verkauft wird,

Beſdau des in die Stadt eingeführten zubereiteten nachſchauen , ob ſolches Fleiſch ſeit der amtlichen Unter

Fleiſches von Schlachttieren angeordnet wird . Die ſuchung nicht eine geſundheitsſchädigende Veränderung

Berujung und die Reviſion des Staatsanwalts wurden erlitten hat. Ergibt ſich dabei der Verdacht einer
derworfen.

folchen Beränderung,dann iſt der Verfügungsberechtigte

Aus den Gründen des Urteils des Reviſions- auf Auffordern verpflichtet, das beanſtandete Fleiſch

gerichts : DerGrund zur Erlaſſung des FleiſchBG. vom neu amtlich unterſuchen zu laſſen . Unzuläſſig aber iſt

3. Juni 1900, ſein Zwed unddie Bedeutungund Tragweite es, allgemein zu verlangen, daß das amtlich unterſuchte

der für die Entſcheidung maßgebenden Gejegesſtellen Fleiſch an einen beſtimmten Ort und zur nochmaligen

( 8 $ 20,24,29)erhellen am deutlichſten aus der „Begründung Unterſuchung gebracht werde . Der Geſebgeber wollte der

des Geſezentwurfs “ und den Verhandlungen des Reichs- einmal vorgenommenen amtlichen Unterſuchung grund

tags ( Verh. d .Meichst. S. 1079, 1081 , 1082, 1089, 1090, ſäßlich Gültigkeit für das ganze Reichsgebiet verſchaffen

1091, 1898/1900 ; II . Anl.-Bd. Äftenſtüc Nr. 138 und V. und eine nochmalige Beſchau ausſchließen. Deshalb

Anl.-Bd. S. 3789, 3792) . Grundlegend ſind folgende fann auf Grund des § 20 Abſ. 1 feine allgemeine An
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ordnung einer nochmaligen Unterſuchung von Fleiſch ſtigen Mäumen des Verfügungsberechtigten an einen

erlaſſen werden . anderen Ort, etwa in den Schlatviehhof, zur Vornahme

3n 8 20 Abſ. 2 und in § 24 find erſchöpfend die der Kontrolle gebracht werden.

Fälle aufgezählt, in welchen die Bundesſtaaten weiter- Nach den SS 2 und 3 dürfen die Beamten der Pos

gehende Borſchriften erlaſſen dürfen ; eine finngemäße lizei von den Gegenſtänden, welche ſich in den anges

Anwendung auf andere Fälle iſt ausgeſchloſſen. Mithin gebenen Räumlichkeiten befinden oder welche an öffents

dürfen auch aufOrunddieſer Beſtimmung nicht landes- lichen Orten, auf Märkten, Pläßen, Straßen oder im

rechtliche Vorſchriften dahin erlaſſen werden, daß all- Umherziehen verkauft oder feilgehalten werden, Broben

gemein ohne Müdſicht auf die in den SS 24 und 20 zum Zwede der Unterſuchung gegen Empfangsbeſcheis

Abſ. 2 genannten Äusnahmefälle amtlich unterſuchtes nigung entnehmen. § 4 Abſ. 2hat mithin nur die

Fleiſch nochmals zu unterſuchen ſei. Bedeutung, daß den Beamten der Polizei bei der Vors

Nach der Meinung des Staatsanwalts iſt der ſtraf- nahme der Lebensmittelkontrolle in den bezeichneten

rechtliche Schuß für Zuwiderhandlungen gegen die all- Räumen , Orten uſw. landesrechtlich weitergehende Bes

gemeine Anordnungder Nachbeſchau in Urt. 74 Abſ. 1 fugniſſe eingeräumt werden können ; auch auf Grund

Ziff. 2 PStGB. zu ſuchen . Jſi es an ſich ſchon eine des § 4 darf nicht angeordnet werden, daß die Bebens

nicht unbedenkliche Auffaſſung, daß zur Sicherung des mittel von den Räumen und Drten, Pläßen, wo ſie

Bollzugs eines Reichsgeſeßes ohne weiteres das Straf- verkauft oder feilgehalten werden, ohne Zuſtimmung

recht der Bundesſtaaten in die Breſchetreten ſoll, ſo des Berfügungsberechtigten zum Zwede der kontrolle

iſt ſie nach dem Grundſaße, daß Reichsrecht vor Bandess an einen von der Polizei beſtimmten Ort gebracht

recht geht, unzutreffend, wenn eine Sache durch ein werden . Nach dem NMO. iſt es geradezu verboten

Reichsgefes erſchöpfend geregelt iſt; bedroht in folchen anzuordnen, daß Fleiſch oder Fleiſchwaren zum Zwede

Fällen das Reichsgeſeß ein Tun oder Unterlaſſen nicht der Unterſuchung in den Schlachtviehhof oder einen

mit Strafe, ſo tann das gleiche Tun oder Unterlaſſen ſonſtigen von der Polizei beſtimmten Ort gebracht

nicht nach Bandesrechtmit Strafe bedroht werden , es werden . (Urt. vom 22. Nov. 1913, Rev.-Reg. 539/1913 ).

müßte denn durch das Reichsgeſef die Erlaſſung landes Ed .

rechtlicher Vorſchriften vorbehalten ſein. Das FleiſchBG.

enthält nur Borbehalte nach dieſer Richtung in den

88 24 und 20 Abſ. 2 , aber nicht in dem § 20 Abſ.1.

Übgeſehen hievon geht die Bezugnahme auf Art. 74

Abj. i Ziff. 2 PSOB. überhauptfehl. Nur auf Grund

der Ziff. 1 des Art. 74 fönnen Vorſchriften über die Oberlandesgericht München.

Beſchau des Fleiſches erlaſſen werden, Ziff. 2 betrifft

Vorſchriften über die Beſchau anderer verkäuflicher
Streitwert eine Kündigung @prozefie8 (83PO.) . Die

Nahrungsmittel, Eßwaren, d. h . ſolcher, die nicht von Kommanditgeſellſchaft Sch . & Cie. beſtand aus dem Kläger

Fleiſch ſtammen. Die Ziff. 2 bezieht ſich gar nicht auf Dr. Sch. als perſönlich haftendem Geſellſchafter und der

die Fleiſchbeſchau. Jn der Meviſionsbegründung iſt zu : Beflagten als Kommanditiſtin ; deren Einlage betrug

treffend ausgeführt, daß das durch die Ziff. 1 des Art. 74 30 000M, wovon 20 000 M nach dem Eintritt in die Ge

ſeinerzeit geichaffene Hecht zur Regelung der Fleiſch ſellſchaft (September 1912) bezahltwurden und 10000M

beſchau feit dem Infraftſein des Fleiſch. im weſent: in der erſten Hälfte des Jahres 1913 entrichtet werden

lichen ſeine Bedeutung verloren hat ; die auf Grund ſollten . Um 25. April 1913 ließ die Kommanditiſtin

des Art. 74 Abſ. 1 Ziff. 1 erlaſſenen oder noch zu er- durch ihren Anwalt den Geſellſchaftsvertrag außer

laſſenden Vorſchriften fönnen nur inſoweit eine rechts ordentlich fündigen und Dr. Sch. zur Herauszahlung

liche Wirkſamkeit beanſpruchen, als ſie ihre Grundlage
der 20 000 M aufzufordern. Daraufhin erhob dieſer

in den SS 24 und 20 Abſ. 2 haben . (S. Beſchluß des gegen die Kommanditiſtin Klage mit dem Antrage feſt

Staatsminiſteriums des Innern vom 3. Nov. 1902, ab- zuſtellen , daß der zwiſchen den Parteien beſtehende Oes

gedr. bei uſchold, Kommentar zum FleiſchBG. S. 227) . ſellſchaftsvertrag zu Recht beſteht und die von der Bes

Die Zuläſſigkeit der allgemeinen Anordnung der flagten erklärte außerordentliche Stündigung dieſes Bers

Fleiſchnachbeſchau wird in der Reviſionsbegründung tragsverhältniſſes unwirtſam iſt. Dieſer Rechtsſtreit

ſchließlich durch den Hinweis auf § 29 FleiſchBG. und wurde durch außergerichtlichen Vergleich erledigt und

den § 4 Abſ. 2 NMG. zu retten verſucht. Nach § 29 die Klage zurückgenommen . Das LG. ſeßte den Streits

FleiſchBG . bleiben die Vorſchriften des NMG. unbe- wert auf 30 000 M feſt, da dieſer Betrag dem Jntereſſe

rührt; nach dem 8 4 Abſ. 2 NDG. bleiben landesrecht- des Klägers an der Feſtſtellung des Fortbeſtandes des

liche Beſtimmungen unberührt, welche der Polizei weiter- Bertrages mit der Beflagten entſpreche. Siergegen

gehende Befugniſſe als die in 88 2 und 3 bezeichneten erhob der Kläger Beſchwerde, weil der Štreitwert viel

geben. Nach dem § 2 darf der Beamte nur die Räume zu hoch feſtgeſeßt ſei ; denn es ſollte ja nur die Frage

betreten, in denen die Gegenſtände jur ſofortigen Vers entſchieden werden , ob beieiner Kommanditgeſellſchaft

äußerung bereit liegen ; den Eintritt in die Aufbes
eine außerordentliche Kündigung des Geſellſchaftsvets

wahrungsräume, die nicht zugleich dem Verkehre dienen hältniſſes möglich iſt. Die Beſchwerde blieb erfolglos.

(Magazin, Keller, Speicher ) , geſtattet der § 2 nicht. Aus den Gründen : Jndem der Kläger den

Unter den Vorausſeßungen des § 3 darf der Beamte Rechtsbeſtand des Geſellſchaftsvertrages und die uns

nicht nur in die Verfaufsräume, ſondern auch in die zur wirfjamfeit der außerordentlichen Kündigung der Bes

Herſtellung und Aufbewahrung der Waren beſtimmten flagten feſtgeſtellt wiſſen wollte, beabſichtigte er nicht

Mäume (Magazine, Keller, Speicher, Arbeitsräume) ein- einen theoretiſchen Ausſpruch darüber zu erwirten, ob

treten , aber nur während der im § 2 bezeichneten Zeit , bei einer Kommanditgeſellichaft eine außerordentliche

alſo wie nach § 2 nur während der üblichen Geſchäftss Kündigung zuläſſig iſt, ſondern er begehrte eine Feſt

ſtunden oder ſolange die Räume dem Verfehre geöffnet ſtellung dahin , daß die Beflagte nicht berechtigt iſt,

ſind (von der Piordten, Erl . 3. NMG. Anm . 2 und 3 die Müđzahlung der Einlage zu 20 000 M zu fordern

zu § 2, Anm . 2 zu § 3 ). Darnach müſſen behuis Aus- und die Einzahlung der fälligen 10 000 M zu verweigern .

übung der nach dem NMG.dem zuſtändigen Beamten ein- Das 18. hat deshalb den Streitwert mit Recht auf

geräumten Befugniſſe die Verkaufs- oder anderen Häume 30000 M feſtgelegt. (Beſchl. vom 20. Oft. 1913, Beſchw .

von dem Beamten aufgeſucht werden und es kann auf Reg . Nr. 659/13) . N.

Grund dieſer geſeßlichen Beſtimmungen feine allgemeine

Anordnung dahin erlaſſen werden, daß die Nahrungs-,

Genußmittel- und Gebrauchsgegenſtände, mithin auch

Fleiſch oder Fleiſchwaren , aus den Verkaufs- oder ſon
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Oberlandesgericht Nürnberg.

Erfüllungdort für den Wandelungsanſpruch des Räu:

fer8 ; Vereinbarung des Gerichteftande für den Kaufver:

trag (S$ 462 ff., 346 ff., 269 BOB., § 29 3PO .) . Der

Kläger verlangte bei dem Landgericht 4. ſeines Wohn

fißes die Wandelung des mit N. in . (Weſtfalen ) ab

geſchloſſenen Kaufvertrags über eine Maſchine und die

Berurteilung des Bellagten X., Zug um Zug gegen

Müđnahme der Maſchine an den Kläger die erhaltene

Zahlung ſamt Sinſen und Auslagen zurüđzugewähren .

Die vom Beklagten vorgeſchüßte Einrede der üngu

ſtändigkeit wurde zurüdgewieſen .

Aus den Gründen : Die Einwilligung in die

Bandelung und die Rüdgabe der geleiſteten Zahlung

bildet den Hauptanſpruch , neben dem noch die Rücks

nahme der Maſchine und der Erſaß von Auslagen als

Nebenforderung verlangt wird . Die ſtreitige Verpflich

tung iſt an ſich da zu erfüllen, wo ſich die Handelsnieder

laſſung des Betlagten befindet ($ 269 BOB.) . Da aber
die Verpflichtungen aus der Wandelung Zug um Zug

zu erfüllen ſind, hat der Kläger dem Beklagten die

Maſchinen zurüđzugeben und iſt dieſer nur gegen gleich

zeitige Uebergabe der Maſchine zur Rüderſtattung der

geleiſteten Zahlung und zur Befriedigung der Neben

forderungen (Zinſen und Auslagen ) des Klägers ver

pflichtet, andrerſeits aber auch der Kläger nicht vers
pflichtet, die Maſchine herauszugeben, wenn er nicht

Zug um Zug dagegen Zahlung erhält (S$ 467, 346,

348 BGB .; Rechtſpr. DiG. 6 , 380 ff.). Da aber der
Käufer dem Berkäufer die Sache nicht zurüđzuſchiden

braucht, die Auswechſelung gegen den Kaufpreis viel
mehr am Wohnſiße des Käufers ſtattzufinden hat, wo

ſich die Sache infolge des Kaufvertrags befindet, ſo iſt

an dieſem Orte zu erfüllen (SeuffU. 64 Nr. 55 ). Nach

$ 29 3PD.wäre alſo das angegangene Gericht zuſtändig.

Es fragt ſich aber, ob nicht ein anderer Gerichtsſtand
durch Vereinbarung zwiſchen den Parteien begründet

wurde. Jn dem Beſtellſchein, der die Grundlage für

die Ausführung des Vertrags zu bilden hat, befindet

ſich der vorgedrudte Vermerf : „ Es ſoll als Erfüllungs
ort Gerichtsſtand $. gelten. “ Ob der Kläger

dieſe Bertragsbedingung anzuerkennen hat oder nicht,

kann dahingeſtellt bleiben. Denn es folgt daraus noch

nicht, daß das Gericht in $ . nunmehr an die Stelle

des an ſich zuſtändigen Bandgerichts U. zu treten hat;
der Beklagte hat keinen Beweis dafür gebracht, daß

bei dem Vertragsſchluß der Wille vorhanden war und

ausgedrüđt wurde, das geſeßlich zuſtändige Gericht

auszuſchließen . Das Intereſie des Beklagten, feine

Stunden auf Erfüllung ihrer Verpflichtungen am Ge

richte ſeiner Niederlaſſung verklagen zu können , iſt offen .

ſichtlich ; dieſe Möglichkeit erhielt der Beklagte jedoch

auch durch die nur wahlweiſe Zuſtändigkeit jenes Ge:

richts. Jedenfalls aber bezog ſich die Vereinbarung

naturgemäß nur auf die Erfüllung der im Beſtellſchein

geregelten Vertragspflichten. Bier handelt es ſich jedoch

gar nicht um die urſprüngliche Verpflichtung aus dem

Bertrage; denn ſtreitig iſt nicht die vertragsmäßige

Leiſtungspflicht des Verkäufers, ſondern deſſen Ver

pflichtung zur Einwilligung in die Wandelung und

jur Nudgabe des Empfangenen (SeuffA . 47 Nr. 55) .

Hätten die Vertragsteile für alle Klagen eine ausſchließ

liche Zuſtändigkeit in $ . ſchaffen wollen, fo hätten ſie

dies als Abweichung von dem geſeßlichen Gerichtsſtand

unzweideutig ausdrüden müſſen ( SeuffA. 52 Nr. 193 ;

54Nr. 248). Da dies nicht geſchehen iſt, muß ſich der

Bellagte im geſeklichen Gerichtsſtande verklagen laſſen .

( Urt. des II. ZS . vom 27. Mai 1913, L 722713).

B-r.

Bücheranzeigen.

Spiegel, Dr. Ludwig, o. . Profeſſoran der deutſchen

Univerſität in Prag. Gefeß und Recht, Vorträge

und Auffäße zur Hechtsquellentheorie. 139 Seiten.

München und leipzig 1913. Dunđer & Humblot.

MI. 4.-

Der alten Schule, die das Recht im weſentlichen

in Geſeß und Gewohnheit zu finden glaubte, ſind Gegner

erſtanden, die untereinander zwar mannigfach im Streite,

ſich doch wohl in zwei Gruppen ſammeln laſſen : in

voluntariſtiſche Gefühlsjuriſten und in fociologiſche

Juriſten . Den Gefühlsjuriſten iſt Hechtsquelle der
Rechtswille oder das Hechtegefühl, das Recht erſchließt

fich nach ihnen demjenigen , der ſich in es einzufühlen

verſteht. Bei den Soziologen ſind zwei Richtungen

erkennbar. Die Angehörigen der einen halten das

Recht für gleichbedeutend mit geſellſchaftlicher Zwed

mäßigkeit, die freilich nur neben dem klaren Gefeße

Beachtung finden tönne. Die anderen ſehen eine mit

dem Gefeße mindeſtens gleichberechtigte Rechtsquelle in

der Geſellſchaft, inſoferne die Anſchauungen der maß

gebenden Geſellſchaftsſchicht Recht ſein ſollen. Gemein
ſam iſt ihnen allen mit ihrem Gegner, der hiſtoriſchen

Schule, die Grundlage: die Rechtsquellenlehre. Die

Neuerer ſuchen andere Quellen und verlangen etwa,

daß die Rechtswiſſenſchaft fich nicht auf die Quellen

kunde beſchränken dürfe , aber ſie ſagen ſich von den
Quellen nicht los . Es iſt merkwürdig, daß ein für

die Rechtsfrage demgegenüber theoretiſchziemlich gleich

gültiger, wenn auch praktiſch bedeutſamer Umſtand die

Aufmerkſamkeit der Kritiker beſonders auf ſich gezogen

hat, der Umſtand nämlich, daß die Neuerer zum Teil

ihre Anſchauungen auch auf Koſten der bisherigen bevor

zugten Rechtsquellen gelten laſſen wollen, d. h. daß fie
zum Teil „ Freirechtler “ ſind. Nun kann aber auch der

gelegestreueſte Juriſt den wichtigſten Saß, mit dem er

arbeitet, aus feinem Geſet herleiten, den Saß nämlich :

das Geſetz iſt Rechtsquelle. Dieſer Saß mag fich in

Geſeßen finden, ſeine Geltung kann er nicht aufdas
Geſep ſtüßen ; ſtüßt ſich doch umgekehrt die Anerkennung

des Geſekes als Rechtsquelle auf ihn. Er iſt ein Er

fenntnisſatz und daher nur beachtlich, wenn er richtig

iſt. Das Gefeß iſt etwas Wirkliches ; es bleibt wirklich,

auch wenn es grrtümer enthält. Wenn der Saf von

der Rechtsquellennatur des Geſebes als falſch dargetan

wird, wird daher dem Geſeke fein Schaden zugefügt,

ſondern ihm nur eine Eigenſchaft abgeſprochen , die

ihm zu Unrecht zugeſchrieben wurde. Wichtiger als

die Berſchiedenheit in den Anſchauungen über die zu

bevorzugenden Quellen iſt es , daß auch die Neuerer

am Rechtsquellengedanken feſthalten ; auch ihnen iſt

„ Mecht mehr eine Berfunfts: als eine Eigenſchafts

bezeichnung . Jede Mechtsquellenlehre, die freirechtliche

wie die der hiſtoriſchen Schule und die der Naturrechtler,

ſucht im Recht etwas ſelbſtändig vorhandenes, wie

etwa in der Sitte . Die Erfenntnis des geltenden, des

beſtehenden Rechts iſt das Ziel der Arbeit. Wenn man

die Wiſſenſchaften, die das Beſtehende ermitteln wollen ,

Beſtandswiſſenſchaften nennt, ſo iſt auch die Rechts

wiſſenſchaft eine Beſtandswiſſenſchaft. Freilich iſt das

Beſtehende, womit ſie ſich befaßt, etwas Eigenartiges.
Man kann es mit dem hergebrachten Ausdrud „Norm“

bezeichnen. Darunter wäre der allgemeine oder doch

für einen Einzelfall entſcheidende Rechtsſas zu ver
ſtehen . Dieſe Norm hat die Eigenart, gleichzeitig als

eine Nichtſchnur für das Handeln des Einzelnen und

als ein Erkenntnisſaß für den beurteilenden Richter

angeſehen zu werden. Die Rechtsquellenwiſſenſchaft

unterſcheidet ſich alſo von anderen Beſtandwiſſenſchaften
dadurch, daß der Beſtand, den ſie feſtſtellen will, nicht

nur in Tatſachen beſteht, ſondern daß der Erfenntnis

ſaß ſelbſt, mit dem dann gearbeitet wird, wie etwas

Beſtehendes zu ermitteln verſucht wird ; fie ſcheidet

N
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jedoch dadurch nicht etwa aus dem Kreiſe der Beſtands felten findet: es läßt den Leſer, der einmal das Ganze

wiſſenſchaften aus. Nun gibt es außer den Beſtandss aufgenommen hat, nicht mehr loder. Wie eine glänzende

wiſſenſchaften aber noch eine andere Art von Wiſſen- zuſammenhängende Darſtellung fordert es immer wieder

ſchaften . Als Beiſpiel kann man die Swedwiſſen- dazu heraus, mit dem Deſen von neuem zu beginnen .

ſchaften anführen, d. h . die Wiſſenſchaften, die nicht Münden. Amt& ricoter Sauerländer.

nur etwas Beſtehendes ermitteln, ſondern die Bes

deutung eines Tatbeſtandes von einem beſtimmten

Geſichtspunft aus, hier dem der Zweđmäßigkeit, ers
Marbe, Dr. £ ., 0.ö . Profeſſor und Vorſtand des Pigohos

kennen wollen. Man kann derartige Wiſſenſchaften
logiſchen Inſtituts der UniverſitätWürzburg.Grunds

Bedeutungswiſſenſchaften nennen. Es beſteht ziemlich
züge der Forenſiſchen Piychologie. 120 Seiten .

München 1913, C. H. Bediche Verlagsbuchhandlung
unabhängig von den Schulgegenfäßen eine ſtarke Strö

mung unter den Juriſten, die Rechtswiſſenſchaft als
(Ostar Beđ ). Geb. Mt. 4.- .

eine Bedeutungswiſſenſchaft zur Anerkennung zu bringen Das Buch gibt die Vorleſungen wieder, die Pro

und ihr damit einen Dienſt zu erweiſen , wie er größer feſſor Marbe während des erſten bayeriſchen Fortbil.

kaum gedacht werden kann. Alle Verſuche in dieſer dungskurſes für Juſtizbeamte im Mai 1913 in Müns

Richtung müſſen aber ſcheitern, ſolange an der Rechts chen gehalten hat. Wir begrüßen freudig das Erſcheinen

quellenlehre feſtgehalten wird . Denn dieſe Lehre iſt dieſer intereſſanten, lehrreichen Vorträge und zwar nicht

immer gleich bedeutend mit beſtandswiſſenſchaftlichen bloß im Jntereſſe derer, die ſie nicht gehört haben,

Gedankengängen und führt daher ſtets von Neuem zur ſondern gerade auch im Intereſſe der ſeinerzeitigen

Vermengung des Rechtlichen (der Bedeutungsfrage) Förer. Jhnen bietet das Buch die wünſchenswerte

mit dem Tatbeſtandlichen (dem rechtserheblichen Ber: Möglichkeit zur Auffriſchung des Gedächtniſſes. Nichts

halten der Geſamtheit). Ein weiteres Bindernis für wäre bedauerlicher, als wenn einer z . B. aus der Bor

die Anerfennung der Rechtswiſſenſchaft als ſelbſtändige leſung über die Pſychologie der Zeugenausſage nichts

Bedeutungswiſſenſchaft beſteht darin, daß man nicht behalten hätte als den allgemeinen Eindrud, daß man

danach ſtrebt, die Selbſtändigteit des Rechte herauss den Zeugenausſagen mit Vorſicht oder gar mit Miß

zuarbeiten, ſondern ſich darauf beſchränkt, Zweđmäßig trauen gegenüberſtehen müſſe, ohne noch zu wiſſen ,

welcher Ärt denn die Frrtümer ſind, die man beiZeugen

überhaupt in Wohlgefallen aufzulöſen . beobachtet hat, nach welcher Richtung z. B. bei der

An dieſe Schidjalsfragen des Rechts und ſeiner Schägung räumlicher und zeitlicher Entfernungen die

Wiſſenſchaft rühren auch die Auffäße und Vorträge Angaben von der Wirklichkeit abzuweichen pflegen.

Spiegels, und darin wird man , ungeachtet aller Eingel
E.

feinheiten, ihr Berdienſt zu finden haben . Spiegel

arbeitet mit gefühlsmäßigen und ſoziologiſchen Ers Langheinrich, Dr. Gruft, A. Bezirksamtsaſſeſſor in Bad

wägungen . Freirechtler iſt er wohl ebenſowenig wie Kiſſingen . Airchengemeindeordnung für das

Gegner der Rechtsquellenlehre, die er nicht abſchaffen Königreich Bayern vom 24. September 1912 mit den

ſondern ergänzen will. Aber er ſteht der herrſchenden Vollzugsvorſchriften. Lief . 4 (Schluß). XII , 337–585

Behre ſehr fritiſch gegenüber und hat den wichtigen
Seiten. München ,Berlin und Beipzig 1914,3.Schweiger

Schritt von der rein genetiſchen Auffaſſung zur Bes Berlag (Arthur Sellier ). Me . 5.80 (vollſtändig geb.

ſchreibung getan, der den Uebergang zur Bedeutungs
Mr. 11.-) .

wiſſenſchaft vorbereitet, wenn auch noch nicht vollzieht. Die Ausgabe iſt jeßt durch das Erſcheinen der
Und von ſeinem Standpunkt aus trägt er ſoviele be- 4. Lieferung abgeſchloſſen. Der Verfaſſer hat ſchon

gründete Bedenken gegen die herrſchenden Anſchauungen durch ſeine tief eindringende Abhandlung über die

zuſammen, daß man aus dem Buche, über ſeinen eigenen givilrechtliche Bedeutung der AGO. in dieſer Zeitſchrift

Inhalt hinausgehend, den dringenden Rat zu vernehmen ( Jahrg. 1913) dargetan, daß er das Geſeß nicht aus
glaubt, fich endlich nach einem Erſaß für die Rechtsſchließlich vom Standpunkte des Verwaltungsbeamten
quellenlehre umzuſehen . aus betrachtet, ſondern daß er auch im bürgerlichen

Gleich der erſte Vortrag über das Erbe des ab- Rechte gut zuhauſe iſt. Seinen Erläuterungen darf

ſolutiſtiſchen Staates führt mitten in die intereſſanteſten gleichfalls nachgerühmtwerden, daß ſie dem Zuſammen :

Probleme. War früher das Geſet als Willensäußerung hang des Geſebes mit dem Reichsrecht und dem übrigen

des abſoluten Herrſchers Rechtsquelle, ſo iſt es heute bayeriſchen Landesrechte überall gründlich nachgehen.

das Gleiche als Willensäußerung des Geſeßgebers. Langheinrich beſchränkt ſich nirgends auf den bei Aus :

Der Willensträger hat gewechſelt, der Wide wird nach gaben neuer Geſeke gebräuchlichen Abdruď von Auss

wie vor als Recht angeſehen . Der Staat iſt konſtitutioned ſchnitten aus den Vorarbeiten , vermeidet es anderers

geworden , das Recht iſt abſolut geblieben. Derzweite ſeits aber auch , ſich in langatmige Streitfragen ein

Vortrag (Jurisprudenz und Sozialwiſſenſchaft) ver- zulaſſen , ſondern gibt knapp und beſtimmt das zum

langt in lehrreichen Ausführungen die Befruchtung der Verſtändniſſe des ſchwierigen Geſeßes und zu ſeiner

Rechts durch die Geſellſchaftswiſſenſchaft, der dritte Anwendung im Leben Erforderliche.

( Entwürfe und Geſeße) behandelt aufichlußreich das von der Pfordten.

Gebiet der Geſeßestechnit. An zwei kritiſche Aufſäße

( Savignys „ Beruf“ und Gönners (Gegenſchrift, und : Feuchtwanger Ludwig, Der Eintritt Bayerns in

Hatſchets Betrachtungen über das kontinentale Rechts- das Neich s armen recht . 43 S. München -Deipzig ,

quellenſyſtem ) ſchließt ſich ſodann eine Abhandlung Verlag von Dunder & Ďumblot, Preis : geheftet

über den référé législatif oder die Anfrage bei Hof
Mt. 1.20 .

( zur Ausfüllung von Geſekeslüđen und Klärung von Der Auſſaß iſt aus einem Vortrag entſtanden , den

Zweifeln ). Den Beſchluß macht ein bedeutender Beis der Verfaſſer am 26. Februar 1913 in der Münchner

trag zur Lüdenlehre“ . Nicht das Recht, nurdas Geſet Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft gehalten hat; er bietet

fann Büden haben . Worauf ſich das Recht nicht er- einen kurzen geſchichtlich fritiſchen Abriß über die Ents

ſtreďt, das fält nicht in eine Rechtslücke, ſondern aus wicelung der ſtaatlichen Armenpflege ſeit der Refor :

dem Recht heraus. Von dieſem Standpunft aus wird mationszeit, behandelt dann in gleicher Weiſe das

dann ZitelmannsLückenlehre äußerſt feſſelnd beſprochen . Armenrecht des Deutſchen Meiches von 1871 bis 1908,

Eine kurze Inhaltsangabe fann der Bedeutung wobei insbeſondere die deutſche Sozialgeſeßgebung in

des kleinen Buches nicht gerecht werden . Es enthält | intereſſante Beziehungen zur öffentlichen Armenpflege
in jedem Teil eine Fülle geiſtvoller Bemerkungen und gebracht wird und ſchließt mit einer Würdigung des

ſcharfſinniger Beobachtungen, und hat eine Eigenſchaft, bayeriſchen Armenweſens für die Zeit vom Jahre 1869

die man bei einer Sammlung kleinerer Abhandlungen bis zum Erlaſſe des Geſeßes, welches den Eintritt
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Bayerns in das Recht des Unterſtüßungswohnſiße8 ſehr gediegene und recht ausführliche Erläuterung des

anbahnt. Dem Politiker und Boltswirtſchaftler gibt ſchwierigen Gefeßes ; fie beſchränken ſich nicht etwa,wie

das Büchlein einen guten geſchichtlichen Ueberblick über dies manchmal bei den raſch nach dem Erſcheinen eines

die Kräfteund Urſachen, die zur kommenden Entwide- neuen Geſeke $ auftauchenden Kommentaren“ der Fall

lung des Armenweſens geführt haben . iſt, auf eine Wiedergabe der Geſepgebungsmaterialien.

Lehrreich iſt es, den bekannten Kommentar von Dr.

Kauffmann, Dr. Mag, Privatdozent für Medizin an der A. Hoffmann, dem wegen der Stellung ſeines Verfaſſers

Univerſität Balle . Das Verſchuldungsprin :
im Reichscapamte eine beſondere Bedeutung zufommt,

gip im Strafrecht. 70 S. alle 1912, Berlag über einige Streitfragen mit der vorliegenden Auss

der Buchhandlung des Waiſenhauſes. gabe zu vergleichen. Nach Hoffmann ſollen die Er

Der Verfaſſer ſucht nach einem allgemeinen , Bor
mäßigungsvorſchriften des § 33 nur anwendbar ſein,

jag und Fahrläſſigkeit umfaſſenden Schuldbegriff und
wenn die beiden Borausſeßungen hinſichtlich des Ber

findet ihn in dem „Wiſſen um die Verantwortlichkeit
mögens und des Einkommens nebeneinander vorliegen ;

eines Verhaltens“. Dieſes Ergebnis der Abhandlung
na, ihm ſoll der Generalpardon möglichſt eng aus

bedeutet faum einen Fortſchritt in der Lehre von der
zulegen ſein . In beiden Punften vertreten Aahn und

ſtrafrechtlichen Schuld. Auch die Darſtellung befries
Obermeyer meiner Anſicht nach mit Recht – die

digtwenig. Einen breiten Haum nehmen Stellen aus
gegenteilige Meinung . Nach den Ausführungen desbayes

rechtswiſſenſchaftlichen und philoſophiſchen Werfen ein .
riſchen Finanzminiſters im Landtage dürfte allerdings

der Generalpardon in Bayern in noch weitergehendem
Sie ſtören öftersden Gedankengang. Die eigenen An

fichten des Verfaſſers ſind nicht immer mitder wün
Maße durchgeführt werden, als es nach der Anſicht

idenswerten logiſchen Schärfe entwidelt.
der beiden Verfaſſer anzunehmen iſt. Insbeſondere

dürfte auch einem Erben entgegengeſeßt der S. 123
München . II. Staatsanwalt Dr. Dürr.

ausgeſprochenen Meinung – die befreiende Wirkung

6. Giriſd , Dr. jur. et rer. pol., H. Hellmuth und $.
des Generalpardons zugute kommen, wenn er inner

halb der vom Geſeke beſtimmten Zeit berichtigende
Bachelbel. Bandwörterbuch'd es bayer. Štaats

lirchenrechts. Zweite, volljtändig durchgearbeitete
Ungaben über die Vermögens- und Einkommensver

und vermehrte Auflage . 527 Seiten. München 1914,
hältniſſe des Verſtorbenen freiwillig bei der zuſtän

J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier).
digen Stelle abgibt. Da auch die Ausſtattung, den

weitverbreiteten blauen“ Textausgaben entſprechend,
Die 1. Auflage dieſes Buches erſchien im Jahre recht gut iſt, kann das Buch allen Beitragspflichtigen ,

1911, alſo zu einer Zeit, da das bayer. Staatsfirchen- die in Bayern ihren Wohnſiß haben, für die Abgabe

recht noch der Bäuterung durch die Stirchengemeinde- ihrer Vermögenserklärung empfohlen werden.

ordnung entbehrte und in ſeiner übergroßen Zahl von Münden . Finanzaſſeſſor Dr. Süß.

Quellen faum zu überſehen war. Die 2. Auflage iſt

jeft, nachdem die Kirchengemeindeordnung Gejefge

worden, nicht minder lebhaft zu begrüßen. Das Wert

gibt in Geſtalt eines Wörterbuchs eine vollſtändige,

kurz und überſichtlich gefaßte Darſtellung des geſamten

bayer. Staatsfirchenrechts. Einer ſeiner Hauptvorzüge

iſt, daß es die Quellen erſchöpfend und zuverläſſig, Sculpflichtverordnnngen. Die bayeriſchen Bors

nicht nur zuſammenfaſſend an der Spiße jeder Åb ſchriften über die Schulpflicht (f. Art. 58 Úbſ. 3 PSOB.)

handlung, ſondern auch nach den einſchlägigen Säßen ſind durch die Verordnungen vom 22. Dezember 1913

der Darſtellung beſonders angibt. Der Theoretiker über die Schulpflicht und über die Berufsfortbildungs

wie der Praktifer iſt dadurch in die Lage geſeßt, ſich ſchulen (GVBI. 1913 S. 957, 966) mit Wirkung vom

im einzelnen Fall über Geſek, Rechtſprechung und 1. Januar 1914 nicht unerheblich geändert worden.

Literatur ichnell und ſicher zu unterrichten. Beſonders Der ſachliche Inhalt der Reform bedarf hier feiner

ſchäßbare Dienſte wird das Buch für den unmittelbaren näheren Darſtellung. Es ſind zwei Arten von Fort
Bollzug der Kirchengemeindeordnung leiſten ; die ge- bildungsſchulen vorgeſehen, die Boltsfortbildungs
meinverſtändliche Darſtellungsweiſe macht es auch zur ſchulen und die Berufsfortbildungsſchulen. Die Sonn

Beratung von Nichtjuriſten, namentlich der Kirchen- tagsſchule iſt der Boitsfortbildungs , chule gewichen .

verwaltungsvorſtände, ſehr geeignet. Den noch inder Dieſe iſt ein Teil der öffentlichen Volksſchule. Die

Borbereitung ſtehendenjungen Juriſten wird das Buch Werftagsſchule heißt jeßt Boltshauptſchule. Di Be

längſt unentbehrlich ſein . rufsfortbildungsſchulen ſind gegenüber den öffentlichen

Bad Kiſſingen. Bezirksamtsaſſeſſor Dr. Bangheinrich. Boltsidulen ſelbſtändige Unterrichtsanſtalten ; öffent

lich “ i . S. der Verordnung ſind ſie, wenn ſie von einer

Raha -Obermeyer, Wehrbeitragsgeſe mit den baye: Gemeinde errichtet ſind. Der Eintritt in eine Berufs
riſchenBollzugsvorſchriften. 250 Seiten . München 1914, fortbildungsidule iſt an ſich freiwillig; weitgehende

J. Schweißer (Urthur Sellier ). Preis geb. Mf. 3.- Ausnahmen geſtatten aber, ihren Beſuch zur Pflicht

Die Eigenart dieſes in Schweigers blauen Terts zu machen .

ausgaben “ erſchienenen Kommentars liegt darin, daß Für die Rechtspflege kommt zunächſt das Vers

er zurzeit der einzige iſt, der beſonders für bayeriſche hältnis der neuen Vorſtriften zu Art. 56 und Art. 58
Verhältniſſe berechnet iſt. Deshalb ſind nicht nur neben PSOB. in Betracht. Eine Angleichung des Wort

den Ausjührungsbeſtimmungen des Bundesrates die lautes der geſeßlichen Vorſchriften an die neuen Vera

bayeriſchen Vollzugsvorſchriften, die bekanntlich ſehr hältniſſe war im Rahmen der Verordnungen ſelbſt

wichtige Baragraphen , z. B. über die Veranlagung der verſtändlich nicht möglich. Damit hat aberdas Gefeß
fortgeſeßten Gütergemeinſchaft und der Erbengemein- ſeinen Inhalt nicht verloren. Bei ſachgemäßer Aus

ichajt, über die Einſchäßung des Ertragswertes uſw., legung können vielmehr Schwierigleiten nichtentſtehen.

enthalten, vollſtändig mit allen Formularen abgedrudt, Der Richter hat im Einzel alle und nach den örtlichen

ſondern es iſt auch bereits in den Anmerkungen auf Verhältniſſen zu prüfen, ob nach dem Sinne und Zwede

fie verwieſen und es iſt überall an den zahlreichen des Geſekes der ſtraſbare Tatbeſtand erfüllt iſt. Selbſt

Stellen , an denen das Landesſteuerrecht maßgebend verſtändlich iſt z . B. ein Fortbildungsſchüler nicht des

iſt, alſo vor allem bei der Feſtießung des Einfommens, halb bei dem Beſuche einer öffentlichen Tanzunter

bei dem Beranlagungsverjahren und bei der Durch- haltung ſtraflos, weil Art. 56 übſ. 2 ur von „Sonns

führung des Generalpardons, die bayeriſche Mechtslage taysidhulpflichtigen“ ſpricht, die Sonntagsſchule als
eingehend berüdjichtigt. Die Anmerkungen geben eine ſolche aber beſeitigt iſt. Aehnliche Abweichungen

Gefeßgebung und Verwaltung.
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zwiſchen dem Wortlaute des Gefeßes und den tats der Schuldner ſeinen Wohnft hat, die Beitreibung

jächlichen Berhältniſſen kommen auch ſonſt vor und der Koſten des Strafverfahrens dem Hentamt, in deſſen

ſind gerade auf dem Gebiete der Schule, wo das Fort- Bezirk das Gericht liegt, von dem das Urteil erſter

bildungsſchulweſen eine örtlich verſchiedene Entwidlung Inſtanz erlaſſen wurde. Beide Rentämter waren uns

genommen hat, nichts Neues. Die Praxis war ſich abhängig voneinander tätig ; beide hatten die Ber:

nie im Zweifel, daß an die Stelle der Sonntagsſchule mögensverhältniſſe des Verurteilten zu erforichen , beide

auch ſtrafrechtlich die Schulgattung zu treten hat, durch ſelbſtändig das Beitreibungsverfahren innerhalb ihrer

die ſie auf dem Wege der Verwaltungsorganiſation Zuſtändigkeit durchzuführen . Dieſes überflüſſige, ſchwers

erſeßt iſt. fällige und zeitraubende Nebeneinanderarbeiten zweier

Behörden in einem Berfahren, das die Beitreibung

Das Rechnungsweſen bei den Strafanſtalten. Die
der durch eine gerichtliche Entſcheidung einem Schulds

Bekanntmachung vom 24. Dezember 1913, die Kaſſens,
ner überbürdeten Koſten bezwedt, iſt durch § 4 der Bes

Buchführungs- und Rechnungsgeſchäfte der Strafans kanntmachung beſeitigt. Das Hentamt, in deſſen Be:

ſtalten betr. (JMBI. S. 755 ) bedeutet auf dem Wege girt das Gericht erſter Jnſtanz liegt und dem die Bei

zu der Neuordnung des Strafanſtaltsweſens, die be
treibung der Koſten des Strafverfahrens obliegt, hat

reits in der Dentſchrift zum Juſtizetat für die Finanz fünftig auch die Koſten derStrafvollſtreďung beizutreiben .

periode 1914/1915 angelündigt iſt, einen weſentlichen

Schritt vorwärts . Bisher beſtand die Tätigkeit der

ſog . Nebenbeamten beiden Strafanſtalten (zweiten Diref- Die Betämpfung der übertragbaren krantheiten .

toren, Inſpektoren, Aſſeſſoren) hauptſächlich in der Füh- Die Bef. vom 9. Mai 1911 (OVBI. 426) über die Be

rung der Kaſſen- uno Rechnungsgeſchäfte. Zur Unter. fämpfung übertragbarer Krankheiten , die auf der Grund

ſtüßung der Anſtaltsvorſtände bei ihren vielſeitigen lage des Art. 67 Äbſ. 2 RSIOB. für Bayern die rechts

Dienſtgeſchäften und zu den eigentlichen Aufgaben liche Handhabe zur Bekämpfung der übertragbaren

eines höheren Strafanſtaltsbeamten fonnten ſie nur in nicht im Heichsſeuchengeſeß vom 30. Juni 1900 behans

ganz beſchränktem Maße herangezogen werden ; und delten Krankheiten bildet, wurde ergänzt durch die Bet.

je mehr ſich dieſe Aufgaben mit der Einführung der des Staatsminiſteriums des Jnnern über die Bekämps

neuen Hausordnung, mit dem Uebergang von der be- fung der übertragbaren Kinderlähmung (Poliomyelitis

quemen Schablone in der Behandlung der Gefangenen anterior acuta ) vom 5 Januar 1914 (OBBI. 2 ), die

zu der Zeit, Geduld, Ausdauer und Menſchenfenntnis auch für dieſe Krankheit eine ähnliche Anzeigepflicht

erfordernden Individualiſierung und mit der Uusnüßung ſchafft, wie ſie auf Grund der Bef. vom 9. Mai 1911

der Arbeitskräfte der Gefangenen für öffentliche Zwede, ſchon für eine Reihe von Arantheiten beſteht. Jm Zus

beſondersfürKulturunternehmungen aller Art ſteigerten , ſammenhang damit ſteht eine mit Bef. des Staatsmini
deſto fühlbarer machte ſich das Bedürfnis, die Neben- ſteriums des Innern vom 4. Januar 1914 (OBBI . 2)

beamten von ihrer formalen, ihrer Vorbildung nicht erfolgte Ergänzung der Dienſtanweiſung für die Beichen :

entſprechenden Tätigkeit zu entlaſten und ihre Mit . idhauer, die dieſen die Anzeige von jedem Todesfall

wirtung bei den Kaſſen- und Rechnungsgeſchäften auf an dieſer Krankheit zur Pflicht macht.

das unbedingtnotwendige Maß zurüczuführen. Dieſem

Bedürfniſſe trägt die Befanntmachung Rechnung. Sie

überträgt die Beſorgung der eigentlichen Staſſens, Ducha

führungs- und Mechnungsgeſchäfte ben Buchhaltern,

deren jede Strafanſtalt fünftig zwei erhalten ſoll (8 3 ).

Einer der Buchhalter führt die Handtaſſe, die Auſſe
Sprachede

tagebücher und die Banf- und Poſtichedfontogegen: des allgemeinen Deutſchen Sprachvereins.

bücher, enpfängt und leiſtet die Zahlungen und ſtellt

die Jahresrechnung, der andere Buchhalter führt die
oder aber. Eine neue Sprachdummheit iſt jüngſt

Staſjehauptbücher unter Beiſchaffung, Prüfung und Fertis aufgefommen und macht natürlich glänzend Schule.

gung der Belege und beſorgt die Sollſtellung der Eins „ Die Frauen und Mädchen werden gebeten , entweder

nahmen (8 4 ). Die Tätigkeit des Nebenbeamten er- Hüte ohne Rand aufzuſeßen oder aber den But in der

ſtreďt ſich fünftig nur noch auf die Leitung und Ueber Kirchenbant abzunehmen .“ - - ... Unterſchied, ob

wachung der Kaſſen-, Buchführungs- und Rechnungs
man für ſich arbeitet oder aber für andere Beute um

geſchäfte und der Rechnungsſtellung, auf die Führung
Lohn .“ - „Eine Ausfahrt oder ein Spaziergang oder

der Hauptfaſſe und auf die Bearbeitung aller wichtigeren
aber ein Mitt durch den Tiergarten . „ Jr:

Berichte, Anträge und Aufſtellungen (S1).
gendein altes, kleines Gaſthaus, oder aber die Wirt

Die Bekanntmachung enthält ferner"eine Reihe ſchaft, die du gewöhnlich beſuchſt.“ den Störer

formeller Vorſchriften über die Führung der Bücher
der parlamentariſchen Ordnung vornehm zu ignorieren

und Nebenrechnungen, die das Buchführungs- und Rech
oder aber Gewalt anwenden zu laſſen .“ . : . ob

nungsweſen auf möglichſt zweđmäßige, einfache, flare
er nur eine Mark oder aber mehr zu bezahlen habe. “

und überſichtliche Formen zurüdjühren, allen veralteten - „ in Hypothefen oder aber in Staatspapieren ans

Wuſt und alles überflüſſige Schreibwert zu beſeitigen zulegen ." - vwo das nadte Felsgeſtein offen am Tage

trachten und dabei auch manches Ertrazöpfchen ab- liegt oder aber in mächtigen Blöden die Erde bede & t.“

ſchneiden, das der einen oder anderen Strajanſtalt im
Uuch neue Säße fängt man ſhon ſo an : Oder

Laufe der Jahre gewachſen war. aber wir gehen einer allgemeinen Zerſebung entgegen .“

Die Befanntmachung vom 24. Dezember 1913, die Und ſo oderabert es ſich heute allenthalben ;ein

Koſten der Unterbringung und Verpflegung in den
alleinſtehendes oder “ findet man faum mehr. Was

Strajanſtalten betr. (JMBI. S. 751 ) enthält Ausfüh das „ aber “ bezwecken ſoll, iſt nicht flar ; überflüſſig

rungsvorſchriften zu der Verordnung vom 26. Juli 1913 iſt es überall, ebenſo wie „ auch“ , das man ebenjaus

(GVBl. S. 433) . Als für weitere Kreiſe bemerkensa immer häufiger neben oder“ findet. Alſo weg mit

wert mag daraus hervorgehoben werden, daß jeft dem Aber und dem Auch! „ oder“ allein genügt voll

endlich die Beitreibung der Koſten des Strafverfahrens
fommen .

und der Strafvollſtreďung dem nämlichen Mentamt

übertragen iſt. Bisher lag die Beitreibung der Straf Verantwortl. Herausgeber : Th . von der Pfordten,

vollſtredungskoſten dem Hentamt ob, in deſſen Bezirt R. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von 3. So weißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin .

Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Jnh . Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Zu S 22 Abſ.2 der Grundbuchordnung. macht
, beim Grundbuchamtfür die Frau zu be

alſo nur eine Voll

Bon Gugen frafft, Landgerichtspräſident in Landshut.
antragen, daß die Frau als Miteigentümerin eines

dom Manne zu erwerbenden Grundſtücs oder un

AufS.381des vorigen Jahrganges dieſer Zeit- beſtimmter vom Mannezu erwerbender Grundſtücke

ſchrift iſt eine Entſcheidung des Oberſten Landes- eingetragen werde. Aber die Annahme einer ſolchen

gerichts abgedrudt , die ſich mit der Frage befaßt, ob tatſächlich , wenn auch ftillſchweigend erteilten

der Ehemann, der mit ſeiner Frau in vertragsmäßiger Vollmacht ſeßt doch vor allem anderen voraus ,

allgemeiner Gütergemeinſchaft nach BGB. lebt, für daß die Frau von der Abſicht des Mannes, be

ſeine Frau wirkſam den Antrag ſtellen kann , daß ſie ſtimmte Grundſtücke oder irgendwelche Grundſtücke

als Miteigentümerin eines Grundſtücks eingetragen zu erwerben , Kenntnis habe , oder ſich dieſe

werde, ehe er noch ſelbſt als Eigentümer eingetragen Abſicht mindeſtens als möglich vorſtelle. Wenn die

iſt, und ob $ 22 Abſ. 2 OBD. ein Hindernis bildet . Frau keine Ahnung davon hat, daß der Mann

Die Entſcheidung ſpricht ſich für die Wirkſamkeit Grundſtüde erwerben wolle, wie ſollte ihr tatſäch

des Antrags aus . Es ſoll hier nicht unterſucht licher Wille darauf gerichtet ſein , ihren Mann zum

werden, ob das Ergebnis richtig iſt , ſondern nur, ob Antrag auf Eintragung ihres Miteigentums zu

die Begründung der Entſcheidung zutrifft. Meines bevollmächtigen ? Keine Erfahrung des täglichen

Erachtens erheben ſich dagegen nicht allzuleicht zu Lebens ſpricht nun aber dafür, daß die Frau, deren

beſeitigende Bedenken . Mann Grundſtüde erwirbt, ſolche Kenntnis immer

Die Entſcheidung ſagt , die Zuſtimmung der oder auch nur regelmäßig habe.

Frau ſelbſt zur Eintragung ſei allerdings notwen = Unterſtellt man indeffen, daß fie davon Rennt:

dig, weil 8 22 Abſ . 2 GBO. entſprechend anzu- nis habe, woraus iſt zu ſchließen , daß ſie in dieſem

wenden ſei und nicht eine Verwaltungshandlung Falle den Vollmachtswillen habe ? Das Oberſte

des Mannes hinſichtlich des Geſamtguts in Frage Bandesgericht ſagt , weil das ganze Intereffe der

ſtehe; aber die Zuſtimmung ſei als durliegend zu Frau auf Eintragung ihres Miteigentums gehe.

erachten, weil mit Rüdſicht auf die Sachlage als Aber entſcheidend iſt doch nicht die objektive

offenkundig anzunehmen ſei, daß die Frau den Sachlage, ſondern die Kenntnis der Frau

Mann zur Erklärung ihrer Zuſtimmung ſtillſchwei- hievon . Erſt wenn dieſe zu bejahen iſt, kann man

gend bevollmächtigt habe. Und dies wird wieder allenfalls ſagen, daß die Frau den Vollmachts

daraus geſchloffen, daß das ganze Intereſſe der willen habe . Wer aber möchte behaupten , daß jede

Frau darauf gehe, daß fie als Miteigentümerin Frau ohne weiteres einen richtigen Einblick in die

eingetragen werde. Rechtslage habe , die durch die Eintragung ihres

Die Frage iſt nun nicht , was die Frau bei Miteigentums im Grundbuch geſchaffen wird ? Um

verſtändiger Würdigung der Sachlage tun würde, dieſe Rechtslage überblicken zu können, dazu gehört

ſondern was ſie wirklich getan hat, nicht alſo , ſchon ein tüchtiger Juriſt; ſelbſt der Verfaſſer der

ob ſie unter jener Vorausſeßung Vollmacht erteilen Motive zum BGB. hat ſielaut der hier beſprochenen

würde, ſondern ob ſie dem Manne jene tatſächlich | Entſcheidung nicht völlig überſchaut wie ſollte

erteilt hat. Welchen Inhalt foll nun dieſe unter : man das von einer Frau ohne weiteres voraus

ſtellte Vollmacht haben ? Gewiß kann ſie nicht eine leken dürfen ? Und ſelbſt wenn man dieſe Einſicht

Generalvolmacht ſein , denn zur Annahme einer unterſtellen wollte, ſo lehrt doch die Erfahrung des1
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täglichen Lebens und insbeſondere das Rechtsleben, Vorhaben ihres Mannes gehabt und daß ſie dars

daß ſich die Menſchen ſehr häufig keineswegs von aufhin ihrem Willen , daß er ſie in der fraglichen

Gründen der Zwedmäßigkeit und Vernunft be- Richtung vertrete, in irgendeiner Weiſe ſchlüſſigen

ſtimmen laſſen, ſondern daß fie vielfach viel: Ausdruck gegeben hat . Für das eine wie für das

leicht ſogar öfter — unzweđmäßig und unvernünftig andere dürfte der Anhalt fehlen .
handeln. Und ſodann lehrt die Erfahrung, daß

fich die Menſchen auch dann , wenn ſie der lektere

Vorwurf durchaus nicht trifft, nicht ausſchließlich

durch Gründe beſtimmen laſſen, die der Rechtslage

entnommen ſind, ſondern vielmehr auch durch Rechtspflege und Jrrenfürſorge.
rechtsfremde Beweggründe. Beiſpielsweiſe iſt es in

einem Falle wie dem hier in Frage ſtehenden ſehr Von Dr. Guſtav Kolb, Direktor der Heil- und Pflege

wohl möglich, daß eine Frau, obwohl ſie einen anſtalt Erlangen .

durchaus richtigen Einblick in die Rechtsfolgen der
Die Pſychiatrie iſt eine junge Wiſſenſchaft.

Eintragung ihres Miteigentums im Grundbuch
Weit länger als die übrigen mediziniſchen Dis:

hat, dieſe doch aus durchaus vernünftigen Gründen
ziplinen hat ſie unter dem Druce philoſophiſch

nicht will, z . B. weil ſie nicht wiſſen laſſen will , ipekulativer Betrachtungsweiſe zu leiden gehabt;

daß fie mit ihrem Manne in Gütergemeinſchaft erſtſeitwenigen Jahrzehnten hat die erakte pſy
:

lebe, und befürchtet, daß das durch die Eintragung chologiſche Forſchung, hat die pathologiſche Ana:,

ihres Miteigentums im Grundbuch bekannt werde. tomie und haben die Fortſchritte der Serologie
Man kann ſelbſtverſtändlich hiegegen nicht einwen:

wirklich wiſſenſchaftliches Arbeiten ermöglicht.
den , daß derartige rechtsfremde Intereſſen nicht Die Pſychiatrie hat die Fehler und die Vor

ſchußwürdig ſind; denn ſelbſt zugegeben , daß das
züge dieſer Jugend: ein raſches Fortſchreiten , eine

der Fall wäre, obwohl es ſich allgemein und im
ſtarke Schaffenskraft ſind die Vorzüge, aus ihnen

vorhinein ſicher nicht ſagen läßt , ſo kommtes nicht
ergeben ſich die Nachteile eines raſchen Wechſels

auf die Schußwürdigkeit der von der Frau ins
der Anſchauungen und einer gewiſſen Unüber

Auge gefaßten Intereſſen, ſondern ausſchließlich ſichtlichkeit ; wer außerhalb der Wiſſenſchaft ſteht

darauf an , ob die Frau den Willen der Bevoll:
beſonders der Richter — , wird dieſe Nachteile

mächtigung hat oder nicht; die Frage des Beweg
um ſo mehr empfinden , als naturgemäß die ein:

grundes ſpielt hier gar keine Rolle .
zelnen Pſychiater dieſen Fortſchritten nicht gleich

Richtig und durch die Erfahrung des täglichen
mäßig folgen , ſondern der eine langſamer, der

Lebens beſtätigt iſt nun allerdings, daß die Frauen
andere raſcher. Er wird ſie um ſo ſchwerer emp

in der erdrüdenden Mehrzahl der Fälle ihrer Ein
finden , als faſt jede pſychiatriſche Schule ihre eigene

tragung als Miteigentümerin im Grundbuch nach:
verwickelte Namengebung hat , ja zuweilen mit

träglich zuſtimmen. Aber aus dieſer feſtſtehender gleichen Namen Vorgänge bezeichnet, die von den

maßen nach erlangter Kenntnis der
verſchiedenen Schulen als_weſensverſchieden auf

Rechtsånderung erfolgten Zuſtimmung folgt
gefaßt werden . Unter Paranoia verſteht die

doch nicht die Vollmachtserteilung für eine Hand:
Münchner Schule z . B. etwas ganz anderes als

lung , die erſt in der Zukunft vorgenommen werden
die frühere Göttinger und Berliner Schule.

ſoll und von der gar nicht feſtſteht, daß der Frau

ihr Bevorſtehen bekannt war. Auch läßt ſich ſehr fortſchreitende Entwicklung der Irrenfürſorge, eine
In praktiſcher Hinſicht bemerken wir eine raſch

wohl denken , daß die Frau gegen den Erwerb ge
raſche, in weiten Kreiſen als beängſtigend emp:

weſen iſt und deshalb durchaus nicht gewillt war,
jundene Zunahme der Zahl der in Jrrenanſtalten

ihre Zuſtimmung zur Eintragung ihres Miteigen
verpflegten Kranken , eine Zunahme , die weſentlich

tums zu erteilen und daß ſie erſt nach dem Erwerb rajcher erfolgt, als die Zunahme der Bevölkerung. ")
dahin belehrt worden iſt, daß ihr Widerſtand

Dieſes raſche Anwachſen der Krankenziffer hat
nutlos ſci . Es tann alſo daraus, daß die Frauen im weſentlichen 4 Gründe :

nachträglich, wenn perſönlich gehört, ganz regel
1. Die Geiſteskrankheiten nehmen etwas zu .

mäßig zuſtinmen , für die vorliegende Frage nichts
Dieſe Zunahme iſt im weſentlichen bedingt durch

geſdiloſjen werden.
das zunehmende Zuſammenſtröinen der Bevölkerung

Endlidh noch eins: Es iſt ein Grundſak des
in Großſtädten (Lues, Alkohol, Wohnungsnot,

Recta, daß der Wille für ſich allein nichts bedeutet ,
Erwerbstätigkeit der Frau) ?) , durch den zunehmenden

jondern nur der nach außen fund gegebene

Wille. Aus welchen Tatſachen oder Erfahrungs- wirtſchaftlichen Tätigteit zur Induſtrie.
Uebergang von der pſychiatriſch geſunden land

.
jäßen will man nun aber für Fälle der vorliegenden

Art allgemein ableiten , daß die Frau den etwa

vorhandenen inneren Willen in einer für das Rechts
4) Siehe dazu die Tafel I ( Bayern ) undjdie Tafel II

(Mittelfranken ) Seite 83 .

leben ausreichenden Weiſe kundgegeben habe ?
2) Der Prozentjaß der Erwerbetätigen iſt von 1882

Auch zu dieſer Annahme wird wiederum gehören ,
bis 1907 von 35 % auf 39.7 % geſtiegen – im weſents

daß die Frau wenigſtens eine Vorſtellung von dem lichen durch die zunehmende Erwerbstätigteit der Frau .
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Safel I. Zunahme der in bayeriſchen Zrrenanſtalten teren Daſeinsbedingungen, die erhöhten Anforde

verpflegten Geiſtestranken (auf je 1000 Einw . der

Geſamtbevölkerung ).
rungen an die geiſtigen Fähigkeiten, der erſchwerte

Kampfums Daſein auch jene geiſtig nicht nor

malen Menſchen immer häufiger den Anſtalten zu
% ol 1852 1874 1881 1890 1898 1906 1911

führen, die früher außerhalb der Anſtalten ge

20
halten werden konnten .

19 4. Der vierte Grund iſt darin zu ſuchen, daß der

zunehmende Wohlſtand geſtattet, die erforderliche

Anzahl von Anſtaltspläken bereit zu ſtellen .
17

Daß dieſe Gründe die maßgebenden ſind, lehrt

ein Blick auf die gegenwärtige Entwidlung der

Irrenfürſorge in den verſchiedenen Bändern – die

Entwidlung der Frrenfürſorge geht im weſent
lichen parallel mit jenen oben angegebenen Er

13
ſcheinungen .)

Ein Blick auf die Tafel III macht klar , daß12

ſich aus dieſen Verhältniſſen wichtige Folgen für

die Rechtspflege ergeben müſſen : Nehmen wir an ,
10

die Pſychiater in Galizien , wo auf etwa 2000
109 Einwohner ein Anſtalt&plaß trifft, wollten nach

denſelben Geſichtspunkten erkulpieren, wie ein Arzt08

in London, wo auf 186 Einwohner ein Anſtalts

plaß vorhanden iſt. Die Folge wäre , daß in einem

106 Jahre ebenſoviele Rechtsbrecher erkulpiert würden,

als es in Galizien Pläße in 3rrenanſtalten gibt.

Entweder müßte man alle Erkulpierten laufen

laſſen - oderman müßte nur ihretwegen neue

163 Anſtalten bauen. Dann aber würde ſich die uns

102 natürliche, allem Rechtsempfinden Kohn ſprechende

Folge ergeben , daß der Verbrecher Jrrenanſtalt8

Tafel II. Die Zunahme der in den mittelfränkiſchen behandlung erhält , deren Segnungen vielen Tauſenden
Kreisirrenanſtalten verpflegten Geiſtestranten . ebenſo der Behandlung bedürftigen , aber nicht ver

brecheriſchen Geiſteskranken vorenthalten werden,
Ende 1846 1850 1855 1860 1865 1870 1875 1880 1885 1890 1895 1900 1905 1910

d . h . der verbrecheriſche Geiſtestranke oder Minder

wertige würde nur aufGrund ſeines ungeſetzlichen

Handelns eine Vorzugsſtellung gegenüberdem nicht

derbrecheriſchen Leidensgenoſſen erhalten.

Wir haben damit ein wichtiges Geſek erkannt :

Die forenſiſch - pſychiatriſche Beurtei :

lung der Rechtsbrecher iſt bis zu einem

gewiſſen Grade abhängig von dem

Štande der Irren fürſorge des Landes.

Daß ben Anſtalten in zunehmendein Maße

auch leichtere Fälle zugehen , lehrt die Durchſicht

der Grundbücher unſerer Anſtalten ; in der 1846

eröffneten Anſtalt Erlangen findet ſich

1884 zum 1. Male Neuraſthenie,

1891 zum 1. Male Syſteriſches Jrreſein ,

1898 zum 1. Male Degeneratives Irreſein ,

1900 zum 1. Male Alkoholismus chronicus

ale Diagnoſe.

Die gleiche Folgerung ergibt ſich aus der Tat
2. Die Lebensdauer der Geifteskranken und fache, daß die durchſchnittliche Dauer des Auf

Minderwertigen wird durch die neuzeitliche Irren: enthaltes eines in unſere Anſtalten aufgenommenen

fürſorge, durch die neuzeitliche ſoziale Geſetgebung Kranten langſam abnimmt - die in größerer
verlängert.

Anzahl zugehenden leichter Aranken können im
3. Der Hauptgrund iſt, daß in zunehmendem Durchſchnitt nach einer kürzeren Behandlungsdauer

Maße auch leichtere Fälle unſeren Anſtalten zu- entlaſſen werden.

geführt werden, da der neuzeitliche Verkehr, die

zunehmende Bevölkerungsdichtigkeit, die verwickel- :) S. Tafel III (Seite 84 ).
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Tafel III . Auf je 1000 Einwohner treffen Geiſtestrante in 3rrenanſtalten

Duutsches Reich
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0,2 13.23
0.233 0,2
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Zur Tafel III : In den Nabriten , Deutſches Reich “, „ Schweiz ", „ Deſterreich " ſtellt die erſte Spalte die Durchſchnittsziffer für das ganze Gebiet dar.

Dieſer Zugang auch von leichteren Kranken, Bewegungsfreiheit - an Stelle des mechaniſchen

ebenſo wie die allmählich fortſchreitende Anjamm : Zwanges iſt Arbeit, individuelle Behandlung, Be

lung von gebeſſerten , beruhigten, aber lebens- wegungsfreiheit, Gewöhnung an Recht und Sitte

untüchtig gewordenen Kranken mußte allmählich getreten.

eine Hebung des durchſchnittlichen geiſtigen Standes In Eglfing und Haar haben Vođe und Neit :

der Kranken zur Folge haben . Das mußte zu: hardt techniſch, äſthetiſch undin ihren Einzelanlagen

nächſt die bauliche Entwidlung unſerer Jrren: pſychiatriſch vorbildliche Anſtalten geſchaffen ; unter
anſtalten beeinfluſſen — an Stelle der alten , durchan Steüe der alten , durch der Leitung von Kundt und Haug iſt eine ſchöne

Mauern und Gitter verwahrten , gefängnisähnlichen Anſtalt in Mainkofen entſtanden, unter der Leitung

Anſtalt trat faſt überall die moderne Irrenanſtalt: Prinzings in Günzburg im Entſtehen begriffen,

freundliche Einzelgebäude, meiſt ohne Gitter, mit Komburg, Lohr, Wölleršhof, Außenberg, Ansbach.

großem Arbeitsbetrieb, mit der Möglichkeit großer Gaberſeeſindin dieſem Sinne erbaut. Dank einer ziel:

-
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bewußten Führung hat fich unſere bayriſche Frren- Es lag nahe , daß ſich damit auch eine ver

fürſorge in den lezten Jahren in erfreulichſter Weiſe feinerte Auffaſſung des juriſtiſchen Begriffes der

entwickelt. Ausſchließung der freien Willensbeſtimmung, der

Für unſer Verhältnis zur Rechtspflege mußten geiſtigen Gemeinſchaft, der Unfähigkeit zur Be

ſich aus alledem weſentliche Veränderungen ergeben : ſorgung der Angelegenheiten uſw. anbahnen mußte.

Während früher nur ein verſchwindend kleiner Dieſe verfeinerte Auffaſſung kam zum Ausdruckin

Bruchteil der Inſaſſen einen Geiſteszuſtand auf: der Gefeßgebungo) , in der Rechtſprechung®), in der

wies, der ſie nochfähig der freien Willensbeſtimmung Zunahme der Fälle, in denen das Vorliegen eines

erſcheinen ließ , iſt der Prozentſaß dieſer Kranken zweifelhaften Geiſteszuſtandes erkannt und die pſy

in raſch fortſchreitender Zunahme begriffen ; wäh: chiatriſche Begutachtung angeordnet wurde.")

rend die Krankenfrüher peinlich hinter Schloß Dieſe verfeinerte Auffaſſung entſpricht einer fort

und Riegel verwahrt wurden , tratein zunehmend ſchreitenden Entwiďlungunſeres ganzen Voltslebens

großerProzentſaß in Berührung mit der Außenwelt. und iſt von uns allen , beſonders von den Pſychiatern

Es gibt Anſtalten, die 50bis 60 % ihrer Aranken aufs Freudigſte begrüßt und gefördert worden.

vollkommene Bewegungsfreiheit in dem ja meiſt Auch unſere Wiſſenſchaft hat aus der Beobach

mehrere 100 Tagwerk großen Anſtaltsgebiet, 10 tung der unſeren Anſtalten allmählich zugehenden

bis 20 % der Inſafſen auch außerhalb des Anſtalts- leichteren Störungen eine Fülle von Erfahrungen

gebietes mit oder ohne Begleitung geſtatten .“) und Fortſchritten geſchöpft – neben den ſchon lange

Während früher unſere Rechtspflege an der bekannten , wenn auch meiſt anders benannten

Schwelle der Jrrenanſtalt gewiffermaßen Halt ſchweren Geiſteskrankheiten gelang es, weſensgleiche

machen konnte, iſt dieſe Schranke gefallen. Jedem Büge auch unter den leichten Störungen zu finden

Kranken , der nicht vollſtändig der freien Willens- und ſie zu kliniſchen Krankheitsgruppen zuſammen

beſtimmung beraubt iſt, ſteht der Weg zum Richter, zufaffen . Die verfeinerten Unterſuchungsmethoden

zum Rechtsanwalt offen . geſtatteten uns den Nachweis auch leichterer Stö

Die Vorteile, die unſeren Anſtalten aus dieſem rungen ; ſie geſtatteten den ſtrengen Nachweis, daß

Verkehre erwachſen, können gar nicht hoch genug der Rauſch, wiſſenſchaftlich geſprochen , eine vorüber

eingeſchäßt werden. Unſer Perſonal, an deffen gehende Geiſteskrankheit iſt, die in der Regel er

Geduld und Fingebung ja oft faſt unerträgliche hebliche Störungen mit fich bringt; ſie geſtatteten

Anforderungen geſtellt werden , fühlt ſich ſtets unter den Nachweis der pathologiſchen Erſcheinungen bei

der Aufſicht des Gefeßes, unſere Kranken werden dauerndem Alkoholgenuß.

daran gewöhnt, nicht den Weg roher Gewalt , ſon- Und darin , daß etwa zu gleicher Zeit das Volks:

dern den des Rechtes zu gehen ; ſie fühlen , daß bewußtſein eine verfeinerte Auslegung der richter

fie nicht mehr außerhalb des Kreiſes der Gefeße, lichen Vorausſeßung des Begriffes der freien

ſondern daß ſie unter dem Schuße des Gefeßes Willensbeſtimmung und die Wiſſenſchaft eine be:

ſtehen , dafür aber auch der ſtrafenden Hand des trächtliche Erweiterung des wiſſenſchaftlichen

Gefeßes nicht unter allen Umſtänden entzogen ſind. Begriffes der Geifteskrankheit brachten, lag eine ge

Dieſer wachſende Zugang auch von leichten wiffe Gefahr ; die Gefahr , daß nicht nur der Richter

Kranken war ebenſo die Urſache als der Ausdruck den Begriff des Ausſchluſſes der freien Willens

einer Erſcheinung, die für das Verhältnis zwiſchen beſtimmung, ſondern auch der Pſychiater den Be=

Rechtspflege und Pſychiatrie von größter Bedeu: griff der Geifteskrankheit, der krankhaften Störung

tung war. Die Auffaſſung des Begriffes „ Geiſteg- der Geiſtestätigkeit weſentlich weiter faßt , ſo daß der

trankheit“ iſt in den legten Jahrzehnten im Volks- gleiche Gedanke doppelt zur Wirkung gelangt.

bewußtſein eineverfeinerte geworden; breite Schichten Es lag für den Pſychiater ja nahe, die leichteren ,

wiſſen, daß man nicht tobſüchtig zu ſein braucht, kliniſch als Krankheit gut abgegrenzten Zuſtände

um in eine Errenanſtalt zu kommen , wiſſen , daß auch forenſiſch als Geiſteskrankheiten zu bezeichnen,
unſinniges Benehmen nicht in allen Fällen von ja ſogar ſchließlich aus der bloßen Tatſache des

Geifteskrankheit dauernd ſofort erkennbar in die Nachweiſes pathologiſcher Züge den Ausſchluß der

Erſcheinung tritt. Bis in breite Schichten iſt die freien Willensbeſtimmung zu folgern .

Erkenntnis gedrungen , daß es geiſtige Störungen

gibt, welche die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen Ehe- hat die darin liegende Gefahr raſch erkannt und
Die überwältigende Mehrzahl der Pſychiater

gatten mehr trennen als der geiſtige und leib
bald vermieden .

liche Tob .

*) Ich habe türzlich einen Herrn , der ſeit über 4 Jahren

in der Anſtalt iſt, in Begleitung eines Pflegers nach

München reiſen laſſen , um eine fleine, von ihm in der Ans

ſtalt gemachte Erfindung auszunüßen. — An einem Gartens

feft in dem 1/2 Stunde von der Anſtalt Erlangen entfernten

Sieglißhoflonnten 300Krante = über "/3 ( 36 % ) der Geiſtes
tranten der Anſtalt Erlangen teilnehmen . 16 ° , der

Verpflegten dürfen Spaziergänge außerhalb der Anſtalt

unternehmen .

5) Ich erinnere an die Einführung der Entmün

digung wegen Geiſtesſchwäche.

*) Ich erinnere an die erweiterte Ausdehnung des

Begriffes der Uufhebung der ehelichen Gemeinſchaft.

*) Ich erinnere daran, daß in Preußen in den

Jahren 1904 und 1905 durchichnittlich 457, in den

Jahren 1906 mit 1908 dagegen durchſchnittlich 576 Fälle

zweifelhaften Geiſteszuſtandes zur Beobachtung einer

Jurenanſtalt zugewieſen wurden.
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Wir wurden dabei von folgenden Erwägungen Sichere Angaben über die Prozentzahl der

geleitet : Minderwertigen , gewonnen durch eine gleichmäßige

1. Gefeßgeber und Rechtſprechung haben den Durchmuſterung der Bevölkerung, beſißen wir nicht,

Kreis der Zuſtände begrenzt, die wir als frank= immerhin konnte Cramer nachweiſen , daß ſich in

hafte Störung der Geiſtestätigkeit bezeichnen dürfen . Göttingen unter 1000 Studierenden 80 geiſtig

2. Die Zahl der Geiſteskranken und pſychopa: Minderwertige befanden, d. h.auf 13 Studierende
thiſch minderwertigen Perſonen iſt ſehr groß ; wir 1 geiſtig Minderwertiger. Dieſe Prozentziffer gibt

dürfen annehmen, daß in unſeren Kulturländern nur die Minderwertigen wieder, die ſelbſt die

auf mindeſtens 200 Menſchen ein Geiſteskranker Sprechſtunde Cramers aufſuchten , vernachläſſigt die

im engeren Sinne des Wortes, auf mindeſtens Zahl derer, welche andere Aerzte zu Rate zogen

20 Perſonen eine geiſteskranke oder pſychopathiſch oder nicht zum Arzt gingen.

minderwertige Perſönlichkeit trifft. London hatte Bei der Würdigung dieſer Ziffer iſt zu be

1906 auf 185 Einwohner, Irland 1906 auf 188 rüdſichtigen , daß die leichten Schwachſinnszuſtände

Einwohner je einen anſtaltsverpflegten Geifteskranken. wohl ſchon ausgeſchaltet ſind. Nach Büttner erreichen

Der Kanton Zürich hatte 1911 je einen anſtalte: durchſchnittlich nur 20 % der ins Gymnaſium Ein

verpflegten Geiſtestranken auf 233, Hamburg 1911 getretenen ihr Ziel. Es iſtferner zu berückſichtigen ,

je einen auf 276, England 1906 ie einen auf daß es ſich bei den Studenten überwiegend um

287 Einwohner. ) Elemente handelt , die einer Anzahl von Schädlich:

Zu dieſen Geiſtestranten kommen die geiſtig ab- keiten weniger ausgeſeßt ſind, als der Durchſchnitt

normen Minderwertigen ; wir werden uns ihreZahl der Bevölkerung. Andererſeits iſt die Nachwirkung

am beſten klar machen , wenn wir von der Kind- der Geſchlechtsreife und die Gefahr der vorwiegend

heit ausgehen : Wir haben da einſeitig geiſtigen Betätigung zu würdigen .

a) die leicht Schwachſinnigen, die in den Städ- Gegen eine zu weit gehende Ausdehnung der

ten unſere Hilféklaſſen bevölkern . Ihre Zahl iſt Erkulpierung ſprach ferner der Umſtand, daß

mindeſtens auf 1 zu 100 zu ſchäßen . Sie bilden 3. die Kriminalität der geiſtig abnormen Per
einen Teil der

ſönlichkeiten ganz weſentlich höher iſt, als dem

b) geiſtig nicht normalen Kinder, deren Roller Durchſchnitte der Bevölkerung entſprechen würde.

im Kanton Äppenzell auf je 23 Kinder eines nach: Nach Mönckemöller litten von 200 noch nicht

weiſen konnte. Bu dieſen geiſtig nicht normalen 25 Jahre alten Zöglingen der Erziehungsanſtalt

Kindern kommen im ſpäteren Lebensalter hinzu Lichtenberg bei Berlin mehr als die Hälfte an

)c) die Epileptiker, ſoweit die Krankheit nach angeborenem Schwachſinn ."")

dem Kindesalter beginnt oder offenbar wird und Cramer konnte unter 286 Zöglingen von 4 han:

nicht zur Anſtaltsbehandlung führt ; noverſchen Fürſorgeerziehungsanſtalten 63°/ o geiſtig

d) die zahlreichen, nicht in Anſtalten befind- Abnorme ; Rizor unter 789 Fürſorgezöglingen Weſt

lichen Trinker,9) Berauſchten und die Menſchen mit falen: 69 % Schwachſinnige ; Knecht unter 172

pathologiſcher Alkoholreaktion ; männlichen Fürſorgezöglingen in Pommern 43 % ,

e ) die große Zahl der aus den Anſtalten mit unter 73 weiblichen 66 % geiſtig Minderwertige ;

leichtem Defekt Entlaſſenen und derer, die früher Kluge 45—50 % defekte und abnorme Zöglinge;

leichte Störungen ohne Anſtaltsbehandlung durch: Thoma bei 620 badiſchen Zöglingen 51,99% geiſtig

machten ; 19) Abnorme nachweiſen .

f) die große Zahl der durch Greiſenalter oder Von 1793 entlaſſenen Fürſorgezöglingen der

Gefäßveränderungen (Schlaganfall) pſychiſch Ge- Provinz Sachſen haben ſich nur 58 % der männ :

ſchwächten, die nicht in Frrenanſtalten gelangen ; lichen , 79,4 % der weiblichen ſeit 2 Jahren ſtraf:

g ) die pſychopathiſch Minderwertigen , ſoweit frei gehalten . Ende 1908 befanden ſich von den

deren Störung im weſentlichen erſt nach Abſchluß in Fürſorgeerziehung befindlichen Jugendlichen in

der Schulzeit hervortritt; Preußen 9,3 ° / 00 im Strafvollzug; von der Be

h) die in Anſtalten untergebrachten Geiſtes- völkerung durchſchnittlich 1,3 °/00= D. h . Fürſorge=

kranken, Epileptiker, Schwachſinnigen, Trinker. zöglinge etwa 7 mal mehr als dem Bevölkerungs

Dabei iſt allerdings zu berüdſichtigen, daß die Durchſchnitt entſpricht .

Mehrzahl der ſpäter Hinzukommenden aus den Von 8008 i . J. 1909 der Fürſorgeerziehung

Kreijen der nicht normalen Kinder hervorgehen in Preußen überwieſenen Zöglingen waren 28,9 %

wird und daß bei den älteren Schulkindern (unter beſtraft, 21,1 % mit Gefängnis beſtraft. Für Ber:

dem Einfluffe der Geſchlechtsreife) eine möglicher: lin entfällt auf 296 Minderjährige zwiſchen 14 und

weije ſpäter in einzelnen Fällen zurüdtretende pſy- 18 Jahren bereits ein Fürſorgezögling.

chopathiſche Minderwertigkeit hervortreten kann . Bonhoeffer konnte unter 404 Vagabunden

ein Drittel und unter ca. 190 Proſtituierten

8) Siehe dazu die Tafel III (S. 84) .
faſt ein Drittel allein an Schwachſinnigen nachweiſen.

“) 3n Deutſchland mindeſtens 400 000, darunter
20000 weibliche; auf etwa 40 Männer 1 Trinler .

Unter den 190 von Bonhoeffer unterſuchten Proſti:

19) Joo erinnere an die Fieberdelirien, Altohol:

delirien , leichte Störungen im Wochenbett. 11 ) Siehe zum Folgenden Tafel IV (Seite 87) .
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Lajel IV. Prozente der Abnormenunter der Bevölkerung, pſychopathiſch minderwertige, insgeſamt
den Fürſorgezöglingen, den Proſtituierten und in

Anſtalten.
59,2 % geiſtig defekte Häftlinge.

Nach Siemerling finden fich unter den ver

brecheriſchen Perſonen Geiſteskranke 10 mal ſo

% Argen Fürſorgezöglinge häufig als im Bevölkerungsdurchſchnitt.

Getig Nehmen wir das gleiche Verhältnis auch für die

Corrigenden geiſtig Minderwertigen an , ſo würde auf 20 Rechts

Hannover Weltfalen Pominern Bader somhóffer Müller Sichel

brecher ein Geiſtestranker, auf 2 ein geiſtig Minder
Brandenburg

wertiger treffen.

Bonhoeffer und Aſchaffenburg nehmen an , daß

ſich unter den Rüdfälligen 75 % Minderwertige

befinden – nach unſeren Ausführungen iſt dieſe

Ziffer ſicher nicht zu hoch, ſie iſt vielleicht noch zu

nieder gegriffen .

Wir ſehen alſo , daß in den Kreiſen, aus denen

erfahrungsgemäß die meiſten Rechtsbrecher hervor

gehen, diegeiſtigen Defektzuſtände auffallend ſtark

vertreten ſind und wir ſehen , daß ſich unter den

Beſtraften ein ſehr hoher Prozentſaß mit Defett:

zuſtänden befindet.

Die große Kriminalität der Berauſchten

iſt ja allgemein bekannt, ich darf vielleicht nur
50 %

daran erinnern , daß in Bayern über 11 aller

Verurteilungen wegen Verbrechen und Vergehen

auf Grund von ſtrafbaren Handlungen erfolgen,
35

die im Zuſtande der Trunkenheit begangen wurden ;

30 ich darf erinnern , daß in Bayern von den Verur:

teilungen wegen ſchwerer Körperverlegung und

Rörperverlegung mit Todesfolge 8/3, von den

Verurteilungen wegen Religionsvergehen und wegen

Widerſtand die Hälfte, wegen Sachbeſchädigung und

gefährlicher Körperverlegung etwa 3 wegen Hand

lungen im Zuſtande der Trunkenheit erfolgte.12)

Ichdarſ daran erinnern,daßvon 249 Gefangenen ,

die 1906 im pommerſchen Zentralgefängnis Gollnow

tuierten waren 68 % geiſtig nicht normal; Müller: untergebracht waren , 170 = 68,39% ihre Tat in der

Köln fand 80 % Minderwertige ; Sichel- Frankfurt Trunkenheit oder infolge der Trunkſucht verübten.

fand unter 152 Proſtituierten 71,7 %. Perſonen ano- Alle die oben erwähnten Zuſtande, insbeſondere

malen Geiſteszuſtandes . Andererſeits fand Thomſen auch den Rauſch kann man als Geiſtestrankheit

in England unter 943 Gefangenen nicht weniger

als 218 = 23,1 % Fälle allein von angeborenem 12) Aus den Veröffentlichungen der bayeriſchen Juſtiz

Schwachſinn.
ſtatiſtiť für 1911 und 1912 ergibt ſich folgende Ueberſicht:

Unter den 3134 Büßern , welche in den Von den ſtrafbaren

Jahren 1902 mit 1905 durchſchnittlich in preu
Berurteilungen

Zahl
Handlungen waren

im Jahre 1911
Folge des Altobol:

Biſchen Buchthäuſern untergebracht waren, befanden gerluſſes

ſich allein durchſchnittlich 768 = 24,7 % Gewohn

überhaupt 76062 8571

heitstrinker und zwar bemerkenswerterweiſe bei den

Männern 24,4 % , bei den Frauen 24,5ºo, während

im Bevölkerungsdurchſchnitt der Prozentſaß der
wegen gefährlicher Störpers

14123 3303

berlebung

weiblichen Trinker weit hinter dem der Männer

zurüdbleibt . wegen Religionsbergehen 71
32

Nach Sichard fanden ſich unter ſeinen Zucht

hausſträflingen allein 29,5 % Gewohnheitstrinker wegen Widerſtands u. dgl . 1491
609

und zwar unter den Brandſtiftern 34 % , unter

den Sittlichkeitsverbrechern 36 % . Eine Durch- ivegen Sachbeſchädigung
2269 651

muſterung der Häftlinge der 3 brandenburgiſchen Dabei iſt zu berüdlichtigen , daß dieſe Statiſtil ſich

landesarmen und korrigenden anſtalten auf die Fälle beſchräntt, in denen der Einfluß des Alfo

ergab unter 658 Häftlingen 42 Imbezille, 225
holgenufjes auf die ſtrafbare Sandlung im Urteil feſt

geſtellt wurde. Daneben tommen natürlich zahlreiche
Trinker, 140 Geiſteskranke, 189 = 28,7 % a us :

Fälle vor, bei denen dieſer Einfluß nicht mit Sicher

geſprochen geiſtesfranke , 201 = 30,5 %30,5 % heit ermittelt werden fonnte .

15

10

5

0
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im weiteſten wiſſenſchaftlichen Sinn des Wortes Größe unſerer 3rrenanſtalten eine individuelle Be

bezeichnen ; wiſſenſchaftlich geſprochen kann man bei handlung erſchwert. Uneingeſchränkt zuzugeben iſt,

ihnen faſt durchgehends die Fähigkeit zur freien daß ein rückſichtslos und nur unter dem Geſichts

Willensbeſtimmung im weiteſten Sinnedes Wortes winkel des Vergeltungsgrundſages geleiteter Straf

unter den Umſtänden, unter denen ſtrafbare Hand- vollzug für viele pſychopathiſch Minderwertige er

lungen vor fich gehen , zum mindeſten nicht beweiſen . hebliche Gefahren in ſich bergen würde.

Würden wir dieſen wiſſenſchaftlichen Standpunkt Andererſeits birgt auch die Irrenanſtaltsbehand

für die Rechtſprechung annehmen, ſo würden die lung für viele pſychopathiſch Minderwertige Gefahren

gewohnheitsmäßigen Rechtsbrecher bald faſt aus: und Nachteile in fich. So , wie die Kranten unſerer

nahmslos, die übrigen zu einem erheblichen Prozent- Jrrenanſtalten jeßt beſchaffen ſind und auch auf

ſaß zu erkulpieren ſein . Praktiſch würde eine ſolche Jahrzehnte hinaus noch ſein werden, ſtehen die

allgemeine Erkulpierung kaum andere Folgen haben, anomalen Verbrecher ſehr häufig geiſtig weit über

als daß an Stelle der Strafe eine ſichernde Ver- unſeren übrigen Anſtaltsinſaſſen ; dadurch erlangen
wahrung treten müßte, die Strafanſtalten vielleicht ſie - die im Leben ſich aus eigener Kraft in der

einen anderen Namen erhalten würden, im übrigen Regel kaum zu halten vermögen - in der Anſtalt,

aber nach wie vor die Recht&brecher aufnehmen eine gewiſſe beherrſchende Stellung, da unter.Blinden
müßten. der Einäugige König iſt. Der Krankenhauscharakter

Wir modernen Pſychiater wünſchen naturgemäß unſerer Anſtalten bringt es mit ſich, daß Beleidi

auch den zahlreichen anomalen Rechtsbrechern zu gungen , Angriffe durch Jrrenanſtaltsinſaſſengegen

helfen, wir ſehen aber den einzig möglichen Weg Behörden, Äerzte, Angeſtellte meiſt ohne Gegen :

zu dieſerHilfe nicht in derallgemeinen Erkulpierung, wehr ingenommen, vorgebrachte Beſchwerden

ſondern in der beſonderen Berückſichtigung im Straf: | ſtets verfolgt, die Wünſche, ſchon um des lieben

vollzug. Und damit glauben wir der Allgemein Friedens willen, nach Möglichkeit erfüllt und die,

heit wie den pathologiſchen Verbrechern zu dienen : Rechtsbrecher ſo in bezug auf Unterkunft, Ver:

der Allgemeinheit, indem wir den tief im Volks- köſtigung. Vergnügungen , Behandlung, Erfüllung

bewußtſein wurzelnden Sühnegedanken nichtantaſten , ihrer Wünſche, geſellſchaftliche Stellung, an An

den Rechtsbrechern, indem wir ihnen in der Regel ſprüche gewöhnt werden, die ſie zum Kampfe ums

die zeitlich begrenzte Strafe an Stelle der ſonſt Daſein vollends untüchtig machen ; ihr meiſt gea

zu erwartenden unabſehbaren Verwahrung erhalten . hobenes Selbſtgefühl, ihre vielfach vorhandenen

Wir meinen , man muß ſich doch ſtets fragen : querulatoriſchen Neigungen ſteigern fich, das Be

Würden denn unſere pſychiatriſch geleiteten Anſtalten wußtſein der ſicheren Strafloſigkeit läßt die Hem =

genügen ,um in ihnen allen in jenem Umfange erkul- mungen gegen verbrecheriſche Antriebe ſchwinden.

pierten Rechtsbrechern eine Heilerziehung , eine Heil- Dazu kommt: Da die Pſychopathen ihre aſo:

behandlung zuteil werden zu laſſen ? zialen Neigungen auch in der Anſtalt betätigen ,

Und damüſſen wir ſagen : Unſere Jrrenfürſorge zu Heßereien, Komplotten , Fluchtverſuchen neigen ,

iſt im Vergleich zu England,Schottland, Irlandnoch können ſie nicht alle dauernd entſprechend ihrem

quantitativ ſo wenig entwickelt, daß wir auf Jahr: geiſtigen Zuſtand in den Abteilungen für leicht

zehnte hinaus nicht daran denken können , in großem Erkrankte gehalten werden , die Verpflegung in den

Umfange erkulpierte Rechtsbrecher aufzunehmen. Abteilungen für ſchwer Kranke aber iſt in der Regel ,

Wenn wir in Deutſchland die quantitative beſonders in alten und überfüllten Anſtalten , für

Anſtaltsfürſorge Englands von 1906 erreichen Pſychopathen weit ſchlechter als der Aufenthalt in

wollen, müſſen wir in Deutſchland 80 000 neue einer nach neuzeitlichen Grundſägen geleiteten Straf:

Anſtaltspläße zu den vorhandenen 133000 hinzu vollzugsanſtalt. Zugegeben, daß der Pſychopath

bereitſtellen ; das bedeutet , 1 Krankenbett zu 6000 M im Strafvollzug manches ſieht und hört, was nicht

angenommen , rund 500 Millionen Mark für Bau gut für ihn iſt - in der Jrrenanſtalt wird das

allein , die nur allmählich, im Laufe längerer Jahre noch öfter der Fall ſein . Endlich ſcheint es, daß

bereitgeſtellt werden können . gerade die unabſehbare und auch durch Wohlver

Man muß ſich weiter fragen , ob wir von einer halten nicht ſicher abkürzbare Dauer des Aufent:

Irrenanſtalt&behandlung aller anomalen Rechts: haltes in der Jrrenanſtalt für die pſychopathiſchen

brecher eine weſentlich größere Beſſerungswahr: Perſönlichkeiten vielfach etwas ſtart Aufregendes

ſcheinlichkeit in krimineller, eine erheblich beſſere hat und ſchlechter vertragen und ſchwerer emp
Heilungsmöglichkeit in mediziniſcher Hinſicht zu er- funden wird , als eine zeitlich begrenzte Strafe.

warten haben würden, als durch den Strafvollzug ? Nur andeutungsweiſe will ich davon reden , daß

Auch dieſe Frage iſt – abgeſehen von den in einzelnen Fällen der Wunſch nach Erkulpierung

Jugendlichen – im allgemeinen zu verneinen . einen gewiſſen Willen zur Krankheit auslöſen und

In dem Alter, in dem die anomalen Verbrecher ſo zur Entſtehung von ſog . Situationspſychoſen

gewöhnlich ſtehen, kann die Anſtaltsbehandlung mitwirken, d. h .einen eine echte Geiſtesfrankheit
verhältnismäßig ſelten mehr leiſten als der neu- auslöſenden Umſtand bilden kann.

zeitliche, ärztlich beratene Strafvollzug , zumal Schließlich darf ich nicht unerwähnt laſſen , daß

die trop aller Mahnungen immer zunehmende es für einen entlaſſenen Gefangenen zwar oft nicht

-
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leicht, für einen aus der Jrrenanſtalt entlaſſenen Bei der Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen gegen

Rechtsbrecher in der Regel aber noch ſehr viel ſchwerer gemindert Zurechnungsfähige iſt deren Geiſteszuſtand

ift Arbeit zu finden , zumal da bei uns in Bayern zu berücfichtigen. Wenn dieſer es erfordert, ſind

wohl für entlaſſene Gefangene, nicht aber für ent- die Gefangenen in beſonderen Anſtalten oder Ab

laſſene Geifteskranke Fürſorgeeinrichtungen beſtehen , teilungen unterzubringen .

zumal da wohl der Gefangene für ſeine Tätigkeit Es iſt demnach die Beſtrafung der geiſtig

Lohn erhält und ſich beim Uustritt im Beſike einer Minderwertigen beibehalten , aber esſind alle Vor

wenn auch kleinen Summe ſieht, nicht aber der An: kehrungen getroffen, die Möglichkeit einer Schädi

ſtaltsinſaſſe. gung des Minderwertigen durch die Strafe aus

Alles in allem müſſen wir ſagen : Für einen zuſchließen.

nicht kleinen Prozentſaßder minderwertigen Rechts- Der großen und überaus unheilvollen Bedeu

brecher iſt der Strafvollzug gut und heilſam . tung, welche die Irunthucht und der Rauſch

Die Mehrzahl der Minderwertigen erträgt den für die Kriminalität haben, iſt in einer Anzahl von

Strafvollzug ohne Schaden. Ein Reſt von Minder: Beſtimmungen Rechnung getragen.

wertigen erträgt den Strafvollzug, wenn der patho: Selbſtverſchuldete Trunkenheit iſt kein Straf

logiſchen Veranlagung bei der Durchführung des milderungsgrund. Damit iſt die Möglichkeit abge

Strafvollzuges Rechnung getragen wird. ſchnitten , ſich mildernde Umſtände anzutrinken. Iſt

Vereinzelte Piychopathen ſind im Straſnollzuge die Trunkenheit ſo ſtark, daß wegen Bewußtloſigkeit

nicht zu halten. die Zurechnungsfähigkeit ausgeſchloſſen werden muß,

To entgeht der Täter trozdem nicht einer Strafe.

Wer ſich durch eigenes Verſchulden in Trunfen:
Der Entwurf zum StGB. hat den beit verſekt, wird mitGefängnis bis zu zwei

einzigen Weg eingeſchlagen, der allen dieſen Ver- Jahren beſtraft, wenn er in der Trunkenheit ein

hältniſſen Rechnung trägt :Er behält unter genauerer Faſſung die bis: Verbrechen begeht, wegen deſſen er nicht be
ſtraft werden kann .

herigen Vorausſeßungen fürdie Unzurechnungs
Wer ſich durch eigenes Verſchulden in Trunken :

få higkeit im weſentlichen bei, d. h. er erweitert heit verjeßt, wird mit Haftoder Geldſtrafe bis zu
den Kreis der zu Erkulpierenden im weſentlichen

500 M beſtraft, wenn er in dieſem Zuſtand ein
nicht unmittelbar, er erwähnt nur neben der frant:

Vergeben begeht .
haften Störung der Geiſtestätigkeit ausdrücklich die

Gegen den Täter kann , wenn er auch ſonſt

Geiſtesſchwäche, deren höhere Grade ſchon jeßtja Neigung zu Ausſchweifungen im Trinken gezeigt

allgemein alskrankhafte Störungder Geiſtestätigkeit hat, neben Verweis , Geldſtrafe und Freiheits

aufgefaßt werden ; er verlangt Einſicht oder freie ftrafe von nicht mehr als 6 Monaten Wirts

Widensbeſtimmung als Vorausſegungen des ſchuld- hausverbot für die Dauer von 3 Monaten bis

haften Sandeln . Damit aber, daß er die untere
zu einem Jahre erlaffen werden. Gegen einen

Altersgrenze für ſchuldhaftes Handeln auf 14 Jahre truntſüchtigen Täter,der die Tat in der Trunken

erhöht,geſtattet er dem Richter unddem Pſychiater heit begangen hat, tann das Gerichtneben einer

den Begriff beſonders der Geiſtesſchwäche weiter zu Freiheitsſtrafe auf Unterbringung in einerTrinker:

faſſen und er geſtattet nach den Motiven zum Ent: heilanſtalt erkennen, wenn die Strafe erforderlich

wurf auch angeborene pathologiſche Veranlagung in
erſcheint, um ihn an ein geſeßmäßiges und ge:

größerem Umfange zu berückſichtigen .
ordnetes Leben zu gewöhnen .

„ Nicht ſchuldhaft handelt , wer zur Zeit der
Mit dem Wirtshausverbot, das ja auf dem

Tat wegen Bewußtloſigkeit, wegen krankhafter lande immer eine gewiſſeWirtſamkeit haben wird,

Störung der Geiſtestätigkeit oder wegen Geiſtes:
vor allem aber mit der Möglichkeit der Unter

ichwäche unfähig iſt, das Ungeſeßliche der Tat ein: bringung in einer Trinker heilanſtalt neben einer

zuſehen, oder ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß Freiheitsſtrafe iſt das Uebel an der Wurzel gefaßt

zu beſtimmen ."
zur Strafe tritt die beſſernde und heilende

Als wichtigſte Neuerung aber bringt der Ent
Maßnahme ergänzend hinzu .

wurf die Anerkennung der geminderten 3 u

rechnungsfähigkeit als obligatoriſchen Straf: im Durchſchnitt ein Erfolg nach einjähriger Heil
Nach unſeren Erfahrungen iſt bei Trinkern

milderungsgrund , wenn die Fähigkeit aus einem
ſtättenbehandlung zu hoffen ; iſt nach zweijähriger

der mediziniſchen Gründe in hohem Maße ver:
Behandlung ein Erfolg noch nicht eingetreten , ſo

mindertwar, außer bei ſelbſtverſchuldeter Trunkenheit. iſt er in der Regel nicht mehr zuerwarten.

Todesſtrafe iſt beim gemindert Zurechnungs- Dieſen Tatſachen trägt der Entwurf durch Be

fähigen auêgeſchloſſen. An ihre Stelle tritt Zuchthaus. ſchränkung des Aufenthaltes in der Heilanſtalt bis zur

An Stelle des Zuchthauſes kann Gefängnis Erreichung des Zwedes der Maßnahme, höchſtens

treten . Es kann auf das geſeßliche Mindeſtmaß der aber auf die Dauer von 2 Jahren Rechnung .

Strafart herabgegangen werden . In beſonders Die Erfahrung hat gelehrt, daß der Trinker

leichten Fällen kann von Strafe abgeſehen werden . auch nach der Heilſtättenbehandlung häufig rüdt

Strafverſchärfungen ſind unzuläſſig. fällig wird , wenn er nicht an ſeiner Umgebung

11
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einen Rüdhalt hat , wenn ihm nicht in der Furcht Die Erfüllung dieſer zweiten , in ihrem Kerne

vor erneutem Einſchreiten längere Zeit hindurch durchaus berechtigten Forderung ſcheint kinderleicht,

wirtjame Hemmungen gelegt werden . Dieſer Tat: ſie iſt aber unendlich ſchwer.

ſache trägt die Beſtimmung Rechnung, daß bei Sie iſt verhältnismäßig leicht bei den ausge:

einer Entlaſſung vor Ablauf von 2 Jahren be: ſprochenen Geiſteskrankheiten,wenngleich auch hier

ſondere Verpflichtungen auferlegt, die Stellung aus der häufig vorhandenen Neigung zu Rüdjällen

unter Schußaufſicht angeordnet , die Entlaſſung fich Schwierigkeiten ergeben ; ſie iſt unendlich ſchwer
widerrufen werden kann , bis die 2 Jahre um find. bei den Grenzzuſtänden . Hier lernten wir Fälle

Statt Heilſtättenbehandlung kann auch nur Schuß: kennen, von denen wir ſagen mußten : für gewiſſe
aufſicht verfügt werden . Gruppen von ſtrafbaren Handlungen iſt der Mann

Gehören die Jugendlichen auch ſtreng ge: verantwortlich, für andere wieder ganz unzurech

nommen nicht zur Pſychiatrie,ſo mögen doch hier nungsfähig. Wir lernten Fälle kennen, in denen

die vorgeſehenen Beſtimmungen kurz erwähnt werden, der Täter, der ſonſt nur das Bild einer dauern

da gerade unter den jugendlichen Rechtsbrechern den Minderwertigkeit zeigte , nach Entdedung der

ſich viele Piychopathen finden und da gerade die Für- Tat oder in der Unterſuchungshaft, oder ein anderer

ſorge für ſie die größten Beſſerungsausſichten bietet. während der Verhandlung vorübergehend ausge:

Die untere Grenze für das ſchuldhafte Handeln ſprochene geiſtige Störungen zeigte; wir lernten

iſt auf 14 Jahre hinaufgeſeßt. Fälle kennen , in denen ein ſelbſt geringer Altohol

Nicht ſchuldhaft handelt der Jugendliche, wenn genuß , eine gemütliche Erregung hinreichten, die

erwegen zurüdgebliebener Entwicklung oder mangels ſonſt gegebene Zurechnungsfähigkeit auszuſchließen .

geiſtiger oder ſittlicher Reife unfähig iſt, das Un= Rurz,wir lernten Fälle tennen , deren Zurechnungs:

geſekliche der Tat einzuſehen oder eine ſehr fähigkeit zu verſchiedenen Zeiten , unter verſchiede:

danker swerte Erweiterung ! — ſeinen Willen dieſer nen Umſtänden , für verſchiedene ſtrafbare Hand

Einſicht gemäß zu beſtimmen . Die Strafe für lungen ganz verſchieden beurteilt werden mußte.

Jugendliche iſt in der gleichen Weiſe wie für Wann kann man da von Heilung ſprechen ?

Minderwertige zu mildern. Dem Richter iſt ein Wie kann man bei einem ſolchen Pſychopathen

abſoluter Erjaß der Strafe durch Erziehungsmaß= für längere Zeiträume verſprechen , daß er ſich nicht

regeln ermöglicht, wenn er dieſe nach der Beſchaffen: mehr gegen das Gefeß verfehlen wird ?Und anderer:?

heit der Tat und nach dem Charakter und der bisheri- ſeits – dürfen wir dieſe Menſchen, die vielleicht

gen Führung des Jugendlichen für ausreichend erachtet. bisher nur fleine Verfehlungen begangen haben ,

Jugendliche Gefangene ſind von Erwachſenen deren Minderwertigkeit in ſehr vielen Fällen

vollſtändig getrennt zu halten ; ſie ſind, wenn ſie unheilbar und dauernd iſt, lebenslänglich ver:

eine Freiheitsſtrafe von 1 Monat und darüber zu wahren ? Dürfen wir ſie vor allem dauernd ver

verbüßen haben , in beſonderen , ausſchließlich für wahren, wenn ſie durch den Aufenthalt in der

fie beſtimmten Anſtalten oder Abteilungen unter: Jrrenanſtalt geſchädigt werden , wenn ſie der An

zubringen , in denen ſie bis zur Volljährigkeit be- ſtaltsverwahrung mit Nachdruck widerſtreben ?

laſſen werden können . Der Entwurf zum Strafgeſezbuch bringt eine

Gegen den für unzurechnungsfähig oder ge- Löſung, welche die Intereſſen der Allgemeinheit

mindert zurechnungsfähig erklärten Jugendlichen wahrt, ohne dem Pſychiater die Erfüllung der Pflich :

können Erziehungsmaßregeln eintreten , wenn dieſe ten , die wir auch dem pathologiſchen Rechtsbrecher

erforderlich ſind, um den Jugendlichen an ein geſet: gegenüber haben , unmöglich zu machen .

mäßiges Leben zu gewöhnen . Auch tann er ge: Der Schuß der Allgemeinheit iſt ge

gebenenfalls nach der Strafe bis zur Dauer von fichert durch die Beſtimmung, daß das Gericht die

3 Jahren und nicht über das 21. Lebensjahr hin: Verwahrung des wegen fehlender Zurechnungs
aus unter Schußaufſicht geſtellt werden . fähigkeit Freigeſprochenen oder außer Verfolgung

Der Umſtand, daß in den letten Dezennien urteilten nach Abbüßung der Strafe in einer öffent
Geſeiten oder als gemindert zurechnungsjähig Ver:

recht häufig Erkulpierte einer Jrrenanſtalt entweder lichen Heil- undPflegeanſtalt anordnenkann.

gar nicht zugeführt oder aus ihr nach kurzer Zeit
Die Intereſſen des Kranken ſind gewahrt

entlaſſen wurden, um ſofort wieder ſtrafbare Hand dadurch, daß dieſe Maßnahme nicht obligatoriſch

lungen zu begehen, erneut erkulpiert,erneut auf: iſt, dadurch, daß ihre Anordnung an die Voraus:

genommen und wieder entlaſſen zu werden , hat

in weiten Kreiſen Beunruhigung hervorgerufen .
18) Dieje Forderung iſt nichts anderes als die vom

Unter dem Eindrucke ſolcher ſich vorübergehend Volte unbewußt gefundene Folge der wiſſenſchaftlichen Er

hier oder dort häufender, durch Ertulpierte begange Entwidlung der Anſtalte fürjorge. Da, wo die Ertul
fenntnis, daß die Erlulpierung paralel gehen muß der

ner Delikte iſt die Forderung aufgeſtellt worden : pierung der Entwidlung der Anſtaltsfürſorge voraneilt,

Der geſunde Rechtsbrecher gehört in die Straf- gelangen Perjonen in unjere Anſtalten, die ſo weit über

anſtalt , der geiſtestranke aber ſo lange in die Jrren
dem durchidhnittlichen geiſtigen Niveau der anderen Ans

ſtalt&injaſjen ſtehen , daß ihre länger dauernde Verwah:

anſtalt , bis er geheilt iſt oder nicht mehr zu ver rung in der Anſtalt unmöglich iſt und das widers

brecheriſcher Betätigung neigt . 13) ſtrebt dem Rechtsempfinden des Volfes.
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ſeßung gebunden iſt, daß die öffentliche Sicherheit Geiſteskranken, mit den Hilfsſchulen, mit der Für:

dieſe Verwahrung erfordert, dadurch, daß die Ver- forgeerziehung, mit der Trinterfürſorge, mit der

wahrung nur durch Gerichtsbeſchluß über 2 Jahre Antialkoholorganiſation .

ausgedehnt werden und zunächſt nur für eine Die Schußaufſicht wird uns geſtatten , die Bila

räumlich begrenzte Zeit verfügt werden darf, nach dung von Unterſtüßungsvereinen für entlaſſene

deren Ablauf neuer Gerichtsbeſchluß herbeizuführen Kranke zu fördern und mit ihnen wie mit unſeren

iſt, und endlich dadurch, daß die Verwahrung durch verdienten Amtsårzten Hand in Hand zu arbeiten .

Shußaufſicht erlebt werden kann. Von der Schußaufſicht des Entwurfes zum

Mit der Schußaufſicht hat der Entwurf SIOB. wird ſie ſich ſtets dadurch unterſcheiden ,

zum Strafgeſezbuch eine Einrichtung vorgeſchlagen, daß ſie eine freiwillige Leiſtung iſt , die nie ohne
die - mutatis mutandis -- auch für unſere Jrrena oder gar gegen den Willen der Beteiligten durch

fürſorge nicht eine Forderung , ſondern ich möchte geführt werden darf, und dadurch, daß bei ihr der

ſagen , geradezu dieForderung des Tages darſtellt. Schuß des Kranken die erſte, der Schuß der All

Wie lagen bisher die Verhältniſſe ? Der in der gemeinheit erſt die zweite, wenn auch nicht weniger

Jrrenanſtalt ſorgfältigſt vor allen Schädlichkeiten wichtige Aufgabe iſt.

Behütetewarmit dem Augenblicke der Entlaſſung Sicher aber wird die irrenärztliche Schußauf

vollſtändig auf ſich, auf die eigeneKraftangewieſen - ſicht wertvolle Fingerzeige geben für die ſeinerzeitige

ein gewaltiger Sprung, etwa wie von einem Gym= | Durchführung der geſeßlichen Schußaufſicht und viel

naſium , das jeden Wirtshausbeſuch verbietet , zur leicht wird ſie einmal einen Beſtandteil der geſetz=

ata demiſchen Freiheit . Zugegeben, daß es in vielen lichen Schußaufſicht über geiſtig Anomale bilden.

Gegenden Deutſchlands Hilfsvereine für entlaſſene Ich habe als erſter in Deutſchland dieſe Schuß:

Geiſteskranke gibt , die z. B. in Heſſen, Baden, aufſicht über entlaffene Geiſtestranke im organi:

Rheinprovinz vorzügliches leiſten – in Heſſen ſatoriſchen Anſchluſſe an die Frrenanſtalt einge

verteilte der Verein 1911/12 36870 M Unter: führt, übe ſie nunmehr ſeit über 6 Jahren und

ſtüßungen – die genaue Kenntnis des Kranken , freue mich, daß die Forderung der Schußaufſicht

die ſich die Irrenanſtalt erwirbt, die Machtfülle, in unſeren Kreiſen raſch Boden gewinnt (Moeli,

die ſich in der Jrrenanſtalt dem Kranken gegen: Leppmann, Binswanger, Fiſcher), wenn auch über

über verkörpert, kann ein Verein nie befißen - die zwedmäßigſte Art der Ausführung noch nicht

und uns in Bayern fehlen ſolche Vereine gänzlich. Einigkeit beſteht.

Sie zu erſeßen und zu ergänzen , bedürfen wir In großzügiger und weitblickender Weiſe hat

einer von unſeren Anſtalten ausgehenden freiwilligen unſerer Anſtalt der mittelfränkiſche Landrat für

irrenärztlichen Schußaufſicht; dieſe ermöglicht uns, 1914 faſt 3000 M zur probeweiſen Durchführung

Krante, die wir nicht in der Anſtalt zurüchalten der Schußaufſicht nach dem Antrage des Herrn

können , weil ſie nicht gemeingefährlich oder nicht Oberbürgermeiſters Rußer zur Verfügung geſtellt

entmündigt ſind, zu entlaſſen und trojdem unter und die Armenpflegen Nürnberg, Fürth und Er

einer Aufſicht zu behalten, die eine Gefährdung langen haben uns im Bedarfsfalle zu weiteren

der Außenwelt wie des Kranken ausſchließt. Sie Aufwendungen ermächtigt.

geſtattet auch dem unbemittelten Kranten nach der Neben der ſpezialärztlichen Fürſorge für die

Entlaſſung ärztlichen Rat , ärztliche Hilje, ärztlichen nicht in Jrrenanſtalten untergebrachten Kranken

Rüdhalt zu gewähren ; ſie geſtattet dem Entlaſſenen und Minderwertigen ſind die midytigſten Ziele

durch finanzielle Unterſtüßung, durch Nachweis von unſerer Piychiatrie die Entwidlung der Trinker

Arbeitsgelegenheit über die erſten ſchweren Monate fürſorge insbeſondere durch denBau von Trinker

nach der Entlaſſung hinwegzuhelfen ; ſie ſichert im heilſtätten und die pſychiatriſche Beratung der Für

Falle erneuter Erkrankung, im Falle der Nicht: ſorge für die Kinder und Jugendlichen .

einhaltung der vorgeſchriebenen Bedingungen , im Daß das modernſte Wert der juriſtiſchen Geſetz:

FaŰe der Rückkehr zum Alkohol die ſofortige Zurüc: gebung die Anwendung der Schußaufſicht in jo

verbringung in die Anſtalt. Sie ermöglicht es,dem weitgehendem Maße vorſieht, daß es die Not:

Gerichte den ſicheren Nachweis an die Hand zu wendigkeit der Trinker- und der Jugendfürſorge

geben , ob der Entlaſſene eine nach der Entlaſſung jo kräftig betont, daß es mit Nachdruck eine Be

begangene Tat in willensunfreiem Zuſtande be: rüđjichtigung der Grenzfälle fordert, daß es pſy

gangen hat ; fie ermöglicht es, Dritte vor der chiatriſche Geſichtspunkte auch im Strafvollzug mit

Schädigung durch nicht ohne weiteres erkennbare Nachdruck da in den Vordergrund rüdt, wo es

Geiſteskranke oder Geiſtesſchwache zu bewahren ; ſie notwendig iſt, bringt auch uns Pſychiater unſeren

ermöglicht, rechtzeitig die Entmündigung anzuregen ; Zielen näher.

ſie wird vielfach die Verehelichung jolcher Perſonen Richter und Arzt , Rechtspflege und Piychiatrie

verhindern , bei denen ärztliche Bedenken beſtehen ; unter ähnlichen Geſichtspunkten gleichen Zielen 311

ſie wird uns allnählich einen Einblick geben in ſtrebend – das iſt das erfreuliche Bild , das uns

die Häufigkeit pſychopathiſcher Erſcheinungen in der der Entwurf zum Strafgeſetzbuch zeigt .

Bevölkerung ; ſie wird uns erleichtern, Fühlung zu

gewinnen mit anderen nicht in Anſtalten verpflegten
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jſt die Hypothek auf einem im Miteigentume Beurteilung der Hypothekrechte nicht die mindeſten
Beziehungen hatte.

nac Bruchteilen ſtehenden Grundſtüde eine Dies war der Stand der bayeriſchen Geſek:

Geſamthypothek ?
gebung , Rechtſprechung und Literatur in ſeinem

weſentlichen Ergebniſſe, wie ihn das BGB. und die

Von Dr. Emil Göchſtädter, Amtsrichter in München . GBD. bei ihrem Infrafttreten vorfanden . Eine

Entſcheidung in der Frage der Totalhypothet hat
Die Frage hat J.-R. Stillſchweig-Berlin in

Nr. 1 der JW . 1914 S.7 ff. klar und erſchöpfend der Meinungen ſeşte fich vielmehr fort und zwar
das neue Recht nicht zur Folge gehabt, der Streit

behandelt. Da fie in der Praxis derGrundbuch im weſentlichen indenſelben Richtungen, die oben

ämterund der Vollſtređungsgerichte nicht ſelten zu für dasbayeriſche Recht angedeutet wurden , und

entſcheiden iſt,empfiehlt ſich ihre Beſprechungauch die ſich,
die ſich — vgl. den Aufſaß von Stillſchweig

an dieſer Stelle unter Berückſichtigung der Ein
im weſentlichen auch für das Gebiet des preußi

richtungen des bayeriſchen Grundbuchweſens.
chen Rechtes herausgebildet hatten .

Die rechtliche Natur der Hypothet an einem Xus der reichen Literatur ſeien hier nur die

im Bruchteilseigentume ftehenden Grundſtüde hat Hauptrichtungen in Kürze angeführt.

ſchon unter der Herrſchaft des bayeriſchen Bypo- Büthe (CBO. 3. Aufl. BS. I Ś. 983 Anm. 3) ,

thekenrechte8 Erörterungen in der Literatur und
der die ganze Literatur über die Totalhypothekfrage

Rechtſprechung veranlaßt . Daß ideelle Anteile an zuſammenſtellt, läßt die Totalhypothet vorbehalts
Grundſtücken Gegenſtand geſonderterBelaſtung ſein los als Geſamthypothet gelten ; er iſt , ſoviel ich

können , war troß des Fehlens ausdrüdlicher Befehe,der einzige Vertreter dieſer Anſicht.

ſtimmungen darüber im Hypothekengeſeke und in Staudinger – zu § 1132 Anm . 4 – vertritt§

der Inſtruktion dazu allgemein anerkannt;-) vgl. die herrſchende Meinung, indem er die Totalhypothek

Regelsberger, Bayer. HypRecht, zu 8 44 Anm.4 nur dann als Geſamthypothet behandelt , wenn die

bis 6 ; Entſch. d. Oberſten LG . å. S. IX, 103; Anteile geſondert verpjándet worden ſind. Mit

XVI, 342. Dieſer Anſchauung entſprach auch ihm geht neben anderen Pland zu § 1132 1a,

Art. 158 Subbo. , der in den ideellen Anteil des ferner von den für bayeriſches Recht ſchreibenden

Schuldners an einem Grundſtücke die Zwangsvoll: Schriftſtellern Henle Schmitt zu § 59 Anm . 2 und

ſtreďung zuließ . Nur bis hieher aber reicht die Meikel, GBO. zu § 49 Anm. 2 a .

Einigkeit in Literatur und Rechtſprechung; die Der ſoeben kurz umſchriebenen herrſchenden An

Meinungsverſchiedenheiten beginnen, ſobald die ſchauung vermag ich mich nicht anzuſchließen , da

Frage nach dem Weſen der Hypothet zu ergründen ſie, ganz wie die Literatur zum bayeriſchen Hypo

iſt, die auf dem ganzen Grundſtücke oder auf thekengeſeß, ein rein äußerliches Merkmal zum

mehreren Anteilen ruht. Vorbehaltslos wird von entſcheidenden Gefichtspunkte der Frage macht.
feinem Schriftſteller dieſe Hypothet als Geſamt: 30 faſſe vielmehr mit Güthe und Stillſchweig

hypothet (Korreal , Verband:, Solidarhypothek) die Totalhypothet als Geſamthypothel auf und

anerkannt. Becher, Landeszivilrecht (1896) gibt betrachte dieſe Auffaſſung als die notwendige logiſche

im Bd. I S. 802 Anm . 13 eine Zuſammenſtellung Folge aus der Regelung, die das Recht an ideellen

der Literatur über die Frage der Totalhypothet ?) Grundſtücksteilen im Gefeße gefunden hat .

und fährt dann , im weſentlichen mit Ortenau 8 1008 BOB. ſpricht vom „ Eigentum nach

a . a . D. & 156 Anm. 6 übereinſtimmend, fort : Bruchteilen “. Das Geſek will, wie dieſe Faſſung

„ Sind für die Anteile geſonderte Folien errichtet andeutet und wie ſich auch aus den Mot.III, 438

und dann noch Hypotheken auf ſämtlichen Anteilen ergibt, das Eigentum am Bruchteil nicht als eine

beſtellt worden , ſo liegen Verbandhypothefen vor. "
Abart des Eigentumsrechts, als etwas vom Eigen

Es wird damit die Beurteilung der Totalhypothel tume Abgeleitetes, ſondern als volles Eigen:

für den einzelnen Fall abhängig gemacht von ihrer tum im eigentlichen Sinne betrachtet wiſſen. Auf

äußeren Erſcheinungsform im Hypothekenbuche,(die das Miteigentum müſſen darum uneingeſchränkt

Einſchreibung erfolgte dort entweder auf den Sonder und ohne irgendwelche Umdeutung die ſämtlichen

blättern der Anteile oder auf dem für das ganze für das Eigentum an Grundſtücken geltenden Vor:

Grundſtück angelegten Blatte) , mithin von einer ſchriften Anwendung finden . Aus dieſem Saße

reinen Zufälligkeit , die zu der materiellrechtlichen in Verbindung mit § 1114 BGB. iſt zu folgern,

daß, wenn die Miteigentümer, ſei es jeder für

4) Geſondert belaſten tonnte aber – ebenſo wie ſich ſeinen Anteil, ſei es gemeinſchaftlich das ganze

nach jeßigem Rechte den ideellen Teil nur deſien Grundſtück mit einer Hypotheť belaſten, die Hypo:

Eigentümer, nicht der Eigentümer des ganzen Grund

ſtūdes ( 8 33 øypG. und die oben zit. Literatur). thet jeden Anteil ſelbſtändig ergreift , eben weil

3) Der Ausorud „ Totalhypothet" jei im folgenden jeder Anteil einen völlig ſelbſtändigen Belaſtungs
der Kürze halber für die Hypothel auf dem ganzen gegenſtand darſtellt. Soweit befinde ich mich in

Grundſtüde oder auf mehreren ideellen Teilen beibehalten ;
völliger Uebereinſtimmung mit dem Reichsgerichte,

er findet ſich auch bei Ortenau zu Art. 158 Subbo.

ſowie im früheren Preuß. HypRecht; vgl. den Aufjaş
das in ſeiner Enſcheidung vom 16. März 1910

von 3.-R. Stillſchweig. (SeuffArch).65235 ; 3W . S.4731) ganz,die gleichen

1
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Säße ausſpricht. Nun macht aber das RG. eine allen ideellen Teilen beſtellte Hypothek wird entweder

völlig unerwartete, m. E. nur aus vorgefaßter auf dem Blatte des ganzen Grundſtückes oder auf

Scheu gegen die unmittelbareAnwendungber Ge den fürdie einzelnen Anteile befonders angelegten
ſamthypothelfäße auf die Totalhypothet erklärbare Blättern vorgetragen , im lekteren Falle unterBe

Schwenkung, indem es fortfährt : aller: obachtung des § 49 GBO.; vgl. für das Formelle die

dings nicht in dem Sinne, daß eine Geſamthypothet Vorſchriften der Dienſtanweiſung f . d . G. SS 433 ;

an den Anteilen entſtünde, denn die Hypothet iſtin 220; 190 , 172, 173 ; 346. Da bei Belaſtung

dieſem Falle, wenn auch der Anteil für ſich einem einzelner Anteile dieſe genau in ihrer Größe um :

Grundſtüđe gleichzuſtellen iſt, doch nicht gemäß ſchrieben ſein müſſen, wird die beantragte Ein

$ 1132 an mehreren Grundſtüden ſondern als tragung einer Hypothek aufälteren Blättern häufig

Einzelhypothel an dem einen Grundſtücke beſtellt.“ zu einer vorherigen Berichtigung des Grundbuches

Der daran unmittelbaranſchließende Saß : „Aber durch Einſchreibung des Anteilsverhältniſſes führen.

jeder Anteil haftet für die ganze Forderung und im GBO. § 48 ; Meikel zu § 48 Anm . 5 (S 742

Falle der Zwangsvollſtreckung kann der Gläubiger BGB.).

in voller Höhe Befriedigung aus dieſem Anteile Zu unterſuchen iſt nun noch, ob auf dem Ge

verlangen “ läßt die Ablehnung der Geſamthypothet biete des materiellen Rechtes die Behandlung der

durch das Reichsgericht3) vollends als durchaus Totalhypothet als Geſamthypothet zu befriedigenden

geſucht und darum wenig überzeugend erſcheinen. Ergebniſſen führt. Den klaren und erſchöpfenden

Meine Auffaſſung von der Totalhypothet als Ausführungen Stillſchweigs in ſeinem mehrfach

Geſamthypothok geſtattet, wie ſchon ihre Begrün: zitierten Aufſaße iſt in dieſer Richtung nicht viel

dung ergibt, keine Unterſcheidung nach der Ent: hinzuzufügen.
ſtehung8weiſe. Es liegt vielmehr in allen Fällen Der Haupteinwand der Gegner der Geſamt

der Totalhypothet eine Geſamthypothek vor, mag hypothef ſtüßt ſich in der Regel auf die Behaup

die Hypothet von ſämtlichen Miteigentümern in tung: es ſei unbillig, daß dem Gläubiger einer

einem einheitlichen Rechtsgeſchäfte auf das ganze Einheitshypotheť bei Verwandlung des Allein

Grundſtück oder mag ſie von den einzelnen Mit- eigentums am Grundſtücke in Bruchteilseigentum

eigentümern gleichzeitig oder nach und nach auf durch die hier vertretene Anſchauung die Hypothek

die einzelnen Anteile gelegt worden ſein , 4) oder gegen ſeinen Willen in eine Geſamthypothef ver

mag endlich die Totalhypothek fich erſt nach: wandelt werde, und es bringe dieſe Verwandlung

träglich durch Umwandlung des zur Zeit der auch den Nachhypothekgläubigern ſowie den Mit

Hypothekeintragung beſtehenden Alleineigentumes eigentümern ſelbſt vielfach unerwartete Nachteile.

am Grundſtüde in ein Bruchteilseigentum er- (Den Nachweis ſolcher Hårten ſucht_u. a ., auf

geben haben.5) viele Beiſpiele geſtüzt, ein Aufſatz von Dr. M. Leo

Für die Grundbuchführung ergeben ſich aus der im Gruchota Beitr. Bd. 54 S.257 ff. zu erbringen .)

Behandlung der Totalhypothef als Geſamthypothet Die Gegner überſehen jedoch bei ihrer Beweis

keinerleiSchwierigkeiten . Die auf mehreren oder auf führung, daß es dem Eigentümer (und den Mit

eigentümern ) eines Grundſtücs jederzeit freiſteht,
8) Ueber die Frage, ob die Vorichriften über die Ges

im Wege der amtlichen Vermeſſung mit anſchlie
ſamthypothet auf die Totalhypothel nicht wenigſtensana

log anzuwenden ſeien, gehen in der Literatur und Recht Bender Rataſtrierung und Grundbuchberichtigung

ſprechung die Anſichten ebenfalls auðeinander ; ich verweiſe ohne Zuſtimmung derHypothekgläubiger das Grund

vor allem auf die Entich. Des AG. vom 3. Oltober 1911 , ſtück in mehrere ſelbſtändige Grundſtücke zu zer:

RJA. 11 480,ſowieauf den Kommentarder Reichsgerichts- | legen , daß in dieſem Falle die Einheitshypotheken

räte zu § 1132 Anm. 4 (2. Aufl.).

) Ich verweiſe hier nochmals auf die ſchon oben
auf dem alten Grundſtücke zu Geſamthypotheken

angeführte Entſcheidung des AG. voin 3. Oktober 1911, auf den neugebildeten Grundſtücken werden (un

in der das Ableiten von Unterſcheidungsmerkmalen aus beſtritten !), daß alſo ihr Widerſtand gegen die

der Faſſung der Belaſtungserklärungen als durchaus
Auffaſſung der Totalhypothek als Geſamthypothek

unhaltbar zurüdgewieſen wird.

5) Dem leßtgenannten Entſtehungsgrunde der Ges die von ihnen für die Beteiligten gefürchteten Nach:

iamthypothet entſpricht in der Umtehrung deren En- teile nur dann abwendet , wenn mit der Teilung

digung durch Wiedervereinigung der Grundſtücksanteile des Eigentumes nicht auch eine geometriſche Teilung

in einer Sand . Ueber die umſtrittene Frage, ob bei der

Einſteigerung eines Miteigentum &anteiles durch den
des Grundſtückes erfolgt, ein Vorgang , der von

Eigentümer des anderen Unteiles, der damit Allein dem Willen der zu Schüßenden , wie oben dar

eigentümer wird, die Sicherungshypothel nach § 128 gelegt, in keiner Weiſe abhängig, mithin rein zu

ZwBG. auf dem Anteile oder aufdem ganzen Grunds fälliger Natur iſt.

ſtüde einzutragen iſt, vergleiche Komm . der RGR. zu § 1114 Daß die Vorſchrift des § 1132 BGB. über

Anm . 4. Zu der weiteren hier auftauchenden Frage ,

ob nach Vereinigung aller Grundſtücksanteile in der
die Geſamthaft, die das Weſen der Geſamthypothek

Hand eines Eigentümers dieſer eine auf Anteilen laſtende außmacht, auch für die Totalhypothet gilt , wird

Hypothet auf den noch hypothetfreien Grundſtücksteil vom RG . ſelbſt — troß ſeiner Gegnerſchaft gegen

auédehnen fann, vgl. die Ausführungen bei Staudinger

zu § 1114 Anm . 2 , c, d und die dort aufgeführte
die hier vertretene Anſchauung – in der mehrfach

Literatur. Ich halte die bejahende Entſcheidung des RG.
angeführten Entſcheidung vom 16. März 1910

für rechtlich wohl begründbar und für durchaus zweckmäßig. anerkannt. Vorausſeßung des Rechtes des Gläu
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bigers, in den Bruchteil geſondert zu vollſtređen, geringſten Gebotes noch bei der Regelung des Aus::

iſt naturgemäß, von der hier nicht in Betracht gebotes ( Einzelausgebot und Geſamtausgebot ) noch

kommenden zweiten Alternative des § 864 Abſ . 2 bei der Verteilung des Erlöſes führt die Heran:

3PO. abgeſehen, das Beſtehen der Geſamthypothet ziehung der die Verſteigerung geſamtverhafteter

als ſolcher, m . a . W. das Beſtehen von Bruch: Grundſtücke betreffenden Vorſchriften zu irgend

teilseigentum ; in dieſem Umfange wird dieſes Recht welchen weſentlichen Schwierigkeiten oder zu Har:

von SPD . 8 864 Abſ . 2 (erſte Alternative) aus : ten für die Beteiligten . Es wird deshalb auch faſt

drücklich anerkannt. Ueber die Anwendung des ausnahmslos in der Literatur des Zwangsverſteige

$ 112 ZmVG. und der SS 63 , 64 dieſcs Geſekes rungsrechtes die mindeſtens analoge Anwendung

vgl . Jädel-Güthe, ZwVG. 4. Aufl. zu den ge- der Geſamthypothekvorſchriften auf die Totalhypo :

nannten Gejekesſtellen . thet vertreten .

Daß dem formellen Vollſtreckungsrecht das Ebenſowenig wie im Zwangsverſteigerungsrechte

materielle Verteilungsrecht des Totalhypothekgläu- führt die von mir vertretene Auffaſſung der Lo

bigers entſpricht, - BOB. $ 1132 A6.2 — hat talhypothet auf dem Gebiete des in der SPD.

Stillſchweig überzeugend dargelegt. geregelten Immobiliarvollſtreckungsrechtes (3PO.

Die Anwendung der übrigen im BOB. ent- SS $64 - 871 ) zu Erſchwerungen oder Unbillig

haltenen Vorſchriften (SS 1172-1176 . 1182) feiten. Dies gilt inſonderheit für die Anwen:

auf die Totalhypothek führt zu durchaus befriedi: dung des § 867 Ab . 2 3PO. Beſteht Bruchteil

genden Ergebniſſen ; auf die durch Beiſpiele er: eigentum und begehrt der Gläubiger auf Grund

läuterten Ausführungen Stilſchweigs, die keinerlei eines gegen alle oder mehrere Miteigentümer ge

Ergänzung bedürfen , fann hier Bezug genommen richteten Vollſtreďungstitels eine Zwang&hypothet

werden . Als für die Grundbuchpraris wichtig ſei auf allen oder auf mehreren Anteilen , ſo wird die

nur der Fall der Anwendung des § 1173 BGB. ſeinem Antrage entſprechende Hypothet allerdings

in der Form , in der er häufig verkomint , an einem eine Geſamthypothek ; allein in dieſer Form , d . h .

Beiſpiele erläutert . A und B ſind zu gleichen als Hypothek am Grundbeſiß mehrerer Schuldner,

Bruchteilen Eigentümer eines Grundſtüdes und iſt die Zwangshypothef als Geſamthypothek zuläſſig

zugleich perſönliche Schuldner und Geſamtſchuldner (herrſchende Meinung, vgl. Gaupp-Stein zu § 867

einer dieſes belaſtenden øypothetforderung zu 1000 Anm. V , 3 ) ; beſteht Alleineigentum am Grund

Mark; A zahlt von dieſer Hypothek 400 M an ftüde, ſo wird die Zwangshypothek Einheitshypo

den Gläubiger C , der in der Form des 8 29 thet auch dann , wenn die Bruchteile eines ehe

GBO. Quittung über die Zahlung erteilt und maligen Miteigentumes infolge geſonderter Be:

Berichtigung des Grundbuches bewilligt; den Be: laſtung noch eine gewiſſe Selbſtändigkeit haben , es

richtigungsantrag ſtellt A. kommt alſo in dieſem Falle $ 867 Abſ. 2 über :

Die Anwendung des § 1173 Abſ. 1 und 2 haupt nicht in Frage.

mit $ 426 BGB., nach welch lekterer Vorſchrift

der Schuldner A vom Schuldner B in der halben

Höhe des von ihm an den Gläubiger gezahlten

Betrages Erſatz verlangen fann , “) ergibt folgende

künftige Belaſtung des Grundſtüdes : Kleine Mitteilungen.

Anteil des A Anteil des B
Die Berhältnifie der bayeriſchen Notariatêgehilfen .

I. 600 M 600 M
Die Verhältniſſe des Kanzleiperſonals unſerer Notas

II . 200 M 200 M
riate ſind in den lepten Jahren fortgeſeßt Gegenſtand

III . 200 M öffentlicher Erörterungen geweſen . Zwar hat die Staats.

I. Iſt die Rejorderung des Gläubiger8 C regierung ſchon im Jahre 1902 und in der Folgezeit

(vgl . § 1176 ), II . iſt Eigentümerhypothet des A ,
eingebende Vorſchriften über die Beſchäftigungszeit,

III. iſt Eigentümergrundſchuld des A ; I. und II .
Beurlaubung und die ſonſtigen Verhältniſſe der Se

hilfen erlaſſen, insbeſondere auch für minderjährige
ſind Total - ( Geſamt-)Hypotheken . Als unbefrie

ein Mindeſtgehalt von 600 M , für volljährige ein ſolches
digend kann dieſes Ergebnis ſicher nicht bezeichnet

von 900 M vorgeſchrieben . Aus der Behördeneigen
werden ; zuzugeben iſt den Gegnern nur, daß es ſchaft des Notariats leiteten die Gehilfen jedoch den

ſehr unüberſichtliche und ſchwer zu faſſende Ein : Anſpruch ab, als Beamte in den Staatsdienſt übers

träge im Grundbuche notwendig macht. nommen und vom Staate beſoldet zu werden, einen

Der Anwendung der Säße des BGB. über Anſpruch, der natürlich unbefriedigt bleiben muß. ſo

die Geſamthypothet auf die Totallypothef entipricht lange nicht die Notariate ſelbſt verſtaatlicht ſind. Den

die Behandlung der Totalhypothet als Geſamthypo:
Höhegrad erreichte die Agitation im Jahre 1909, als

thek auch im Zwangsverſteigerungsverfahren ; über
mit dem Infrafttreten des Beamtengeſeßes die Ges

hälter der Staatsbeamten eine zum Teil nicht uner
den Stand der Literatur zu dieſer Frage berichtet hebliche Erhöhung erfuhren . Aus der weiteren Ent=

die Einleitung des oben angeführten Aufſages bei widlung mag folgendes von Intereſſe ſein.
Gruchot 54 257 Weder bei der Feſtießung des I. Um den fortgelegten Klagen über unzureichende

Gehälter den Boden zu entziehen, wurden die Nota:

) Bgl . hierzu 3DR. BD . 10 S. 395 f. riatskammern erſucht, ſelbſt die Gehaltsverbälts
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niſſe zu regeln und ſie tunlichſt den Gehalteverhälts 6. Nach oben iſt der Notar bei der Gehaltsregc

niſſen der Gerichtsbeamten anzugleichen . Dieſer Ans lung nicht gebunden ; nach wie vor fönnen ſich die Ges

regung haben die Notariatskammern im Sommer v. I. hilfen durch beſonderen Fleiß und beſondere Tüchtig

in durchaus befriedigender Weiſe entſprochen. Unter leit einen höheren Gehalt verdienen.

ihrer Leitung haben ſich die Notare auf folgende Grunds Einzelne Mängel und Unbolltommenheiten, die

ſäße geeinigt . dem großzügig aufgebauten Werkenoch anhaften, werden

1. Den volljährigen Gehilfen wird fünftig grunds lid in nicht zu ferner Zeit beſeitigen laſſen, ſobald

ſäßlich ein Mindeſtanfangsgehalt von 1200 m, nach weitere Erfahrungen geſammelt ſind. Jedenfalls kann

15 Dienſtjahren ein Mindeſtgehalt von 2250 M gewährt. man ſchon heute ſagen, daß die Notare mit dieſer Reges

Der Gehalt wird alle 3 Jahre um 150M erhöht, bis lung in der Hauptſache alles getan haben, was von

ein Endgehalt von 3150M erreicht wird. ihnen unter den obwaltenden Verhältniſſen billigers

2. Die Bahlung eines Gehalts in dieſer Höhe ſeßt weiſe verlangt werden kann. Ich habe dieſe auf tolle

voraus, daß die Erträgniſſe des Notariats es giſtatten gialer Vereinbarung beruhendeOrdnung der Verhält

alle Vorrüdungen zu zahlen und daß überdies auch niſſe, die auch von den Gehilfen dankbar anerkannt
die Leiſtungen der Gehilfen derart ſind, daß ſie alle wird, an anderer Stelle als eine ſoziale Tat bes

Vorrüdungsbeträge beanſpruchen können. zeichnet ; ich kann dieſes Wort nicht laut und deutlich

3. Die Leiſtungsfähigkeit des Notars wird in der genug wiederholen.

Weiſe begrenzt, daß jeder Notar für Gehilfengehälter IT. Mit den Gehaltsverhältniſſen haben auch die

als Höchſtbetrag nur einen beſtimmten Prozentſab Penſionsverhältniſſe der Gehilfen eine weſents

feines Roheintommens aufsumenden braucht und zwar liche Verbeſſerung erfahren. Bisher haben die Notas

bei einem Roheintommen von
riatêgehilfen von ihrem Benſionsverein Penſionen bcs

7000-10 000 M bis zu höchſtens 18 % zogen, die einem Drittel der Beamtenpenſion gleich

10 001-13 000 M kommen. Die Penſionen wurden aus der Staatsfaſſe
13 001-16 000 M durch fortlaufende Unterhaltebeträge in der Höhe von

16 001–22 000 M / der entſprechenden Beamtenpenſion ergänzt, ſo daß

22 001—25 000 M die Geſamtverſorgung eines Gehilfen tatſächlich einer

25 001-30 000 M vollen Beamtenpenſion gleichkam . Die vom Penſions

30 001–45 000 M 30%. verein bezogene Penſion durfte jedoch den Betrag von

Notare mit einem Roheinkommen von weniger als 525 M, der aus der Staatakaſſe gewährte lInterhalts

7000 M werden durch die Regelung überhaupt nicht betrag den Betrag von 1050 M nicht überſchreiten, ſo

betroffen ; für Notare mit einem Roheinkommen von daß der Höchſtbetrag der Geſamtverſorgung ſich nur

mehr als 45000 M iſt ein Höchſtaufwandsbetrag nicht auf 1575 M berechnete.
feſtgefeßt, fie gewähren in jedem Falle ihren Gehilfen Der Penſionsverein wurde nun in der Weiſe aus

wenigſtens die Gehälter, die ſie nach ihrem Dienſt: geſtaltet, daß die Gehilfen fünftig von ihm die ganze

alter beanſpruden können . Verſorgung als Penſion beziehen, die nach Maßgabe

Soweit die Erträgniſſe eines Notariats es nicht des Beamtengeſebes berechnet wird. Der Höchſtbetrag

geſtatten, die dem Gehilfen zukommenden Vorrüfungen der Geſamtverſorgung wurde von 1575 M auf 1800 M

zu gewähren ,wird aufzweifacheWeiſe Abhilfe geſchaffen: erhöht. Auch die Witwen und Waiſen der Gehilfen,

a) Durch ein von den Notariatskammern einge- die bisher nur geringfügige Penſionen vom Penſions:
richtetes Stellenamt, deſſen Führung dem Notariat verein erhielten, haben fünftig Anſpruch auf Penſionen

Dettingen übertragen iſt, ſoll es jedem Gehilfen er- in der Höhe der Beamten-Witwen- und Waiſenpen

möglicht werden, eine Stelle zu erhalten, auf welcher ſionen . Doch darf die Witwenpenſion zunächſt den Bes

ihm weitere Vorrückungen gewährt werden können. trag von 600 M nicht überſchreiten , während die Waiſen

b) Wenn einem Gehilfen die Erreichung einer penſion nur bis zum 18. Lebensjahre gewährt wird .

Stelle mit weiteren Vorrüdungen im Gehalte nicht Daß die Hauptlaſt des Penſionsvereins von den

rechtzeitig oder überhaupt nicht gelingt, wird ihm wenig- Notaren getragen wird, ſei nur nebenbei erwähnt.

itens die Hälfte des Unterſchieds zwiſchen dem ihm III . Damit zu all dem auch der äußere Glanz

nach ſeinem Dienſtalter zukommenden Gehalt und ſeinem nicht fehle, wurde einem lange gehegten Wunſche der

wirklichen Gehalt aus einer von den Notariatskammern Gehilfen entſprechend auch die Titelführung ges
gegründeten Maſſe als Bulage gewährt .

regelt. Auf Grund allerhöchſter Entſchließung vom

4. Bezüglich der Leiſtungsfähigkeit der Gehilfen 24. Dezember 1913 wurde geſtattet, daß die Notariats

wird unterſchieden zwiſchen Gehilfen, die ſelbſtändig gehilfen vom vollendeten 23. Lebensjahre an den Titel

zu arbeiten vermögen und ſolchen, die im weſentlichen eines Notariatsaſſiſtenten und, wenn ſie nach Vollen

nur mit mechaniſchen Arbeiten ,reinen Schreibarbeiten, dung des 21. Lebensjahres 15 Jahre als Gehilfen tätig

Botengängen uſw. betrautſind. Während die ſelbſtän- geweſen ſind und ſelbſtändig zu arbeiten vermögen, den

digen Gehilfen nach 15 Dienſtjahren von 1800 M ſofort | Titel eines Notariatsbuchhalters führen . Die Führung

auf 2250M vorrüden, ſteigen die unſelbſtändigen Ge: des Titels iſt grundſäßlich nur mit Genehmigung des

hilfen von 1800 M zunächſt auf 1950 M und erreichen Notars zuläſſig. Die Genehmigung darf nur erteilt
mit 2100 M ihren Höchſtgehalt. werden, wenn das dienſtliche oder außerdienſtliche Ver

5. Um den Uebergang zu erleichtern und den Vers halten des Gehilfen tadelfrei iſt.

hältniſſen der Gerichtsſchreibereibeamten Rechnung zu Ausnahmsweiſe dürfen den Titel Notariatsbuch

tragen , wurde der derzeitige Höchſtgehalt für einen halter aber auch diejenigen Notariatsgehilfen führen ,
ſelbſtändigen Gehilfen zunächſt auf 2550 M , der böchſt- die nach der Vollendung des 21. Lebensjahres wenig

gehalt für einen unſelbſtändigen Gehilfen auf 1800 M ſtens 12 Jahre Gehilfen ſind, tatſächlich die Stelle

und der nächite Vorrüdungstermin auf 1. Juli 1916 eines erſten Gehilfen verſehen und vorzügliche Dienſt

feſtgeſctt. | leiſtungen aufzuweiſen haben. Die Genehmigung zur
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Führung des Titels in dieſem Falle hat ſich das Juſtiz- | Auslegung des § 490 StPO, geeignet iſt, ein dringendes

miniſterium vorbehalten. Bedürfnis der Rechtspflege zu befriedigen. Es iſt klar,

Nicht unerwähnt darf ichließlich bleiben, daß die daß eine erlaſſene Strafe nicht vollzogen werden darf,

Notariatsgehilfen ſeit dem vorigen Jahre auch an den auch wenn fie mit einer anderen Strafe zu einer

allerhöchſten Ordensauszeichnungen teilnehmen . Geſamtſtrafe verbunden iſt. Keine Strafvollſtreckungs

Damit hat auch das Dienſtverhältnis der Gehilfen behörde würde dies tun. Die Frage iſt nur, auf welche

nach außen und ihre ſoziale Stellung an Anſehen und Weiſe abgeholfen werden kann . Die Vorausſeßungen

Feſtigkeit gewonnen. So können die Behilfen mit derWiederaufnahme des Verfahrens ſind nicht gegeben.

Befriedigung auf das zurückblicken, was ſie für ſich Daß die Begnadigung in den Fällen der Sachlage

und ihren Stand erreicht haben. Mit Befriedigung nicht entſpricht, in denen der Verurteilte ein gutes

dürfen aber auch die Notare ihr Wert betrachten, das Recht auf Schuß gegen ein offenbares Verſehen und

in ehrender Weiſe Zeugnis ablegt für ihr ſoziales eine fachlich ungeſebliche Strafvollſtredung hat, iſt

Empfinden und ihr Standesbewußtſein und das be- bereits früher in dieſer Zeitſchrift bemerkt worden .

weiſt, daß die Notare die Zeichen der Zeit verſtanden In den vorliegenden Fällen hätte ſogar eine im Gnadens

haben und gempillt ſind, das Notariat in ſeinen Grunds weg erlaffene Strafe nochmals aus Gnade erlaſſen

feſten zu ſichern. werden müſſen. Dagegen eröffnet die neue Auslegung

Miniſterialrat 6. Schmitt in München . des 8 490 SPD. einen klaren , einfachen , zwemäßigen

Weg, auf dem dem Recht in allſeits befriedigender

Weiſe Genüge geſchehen kann. Dieſe Auslegung lommt

dem Verurteilten, dem beteiligten Gerichte, das zu ſeiner

Hinderung des Bollzugë ungeſeklicher Strafen durch Genugtuung ein Verſehen ſelbſt verbeſſern kann, und

richterliche Gntideidung. Dieſer Grundſaß (vgl. dieſe dadurch der Rechtspflege im allgemeinen durch Ers

Zeitſchrift 1913 S. 296 ) iſt jüngſt wieder in zwei richter : höhung ihres Anſehens zu gute.

lichen Entſcheidungen vertreten worden . I. Staatsanwalt Weber in Landshut.

1. Der Angeklagte E. wurde am 23. September

1913 vom Schöffengericht bei dem Amtégericht u.

wegen Körperverleßung zu einem Monat Gefängnis Die Zertrümmerung der im Zwaugdwege erworbenen

verurteilt. Die Strafe wurde durch die Amneſtie vom Landanweſen durch Güterhändler. Gegenüber den Aug

5. November 1913 erlaſſen . Am 6. November 1913 führungen von R. A. Dr. Theilheimer in Nr. 23/1913

hatte fich E. vor dem Schöffengericht bei dem Amtss dieſer Zeitſchrift, wonach das Güterzertrümmerungs

gericht E. wegen Körperverleßung zu verantworten geſeß vom 13.Auguſt 1910 auf die im Zwangsweg erwors

und er wurde hiewegen zu acht Monaten Gefängnis benen Anweſen keine Anwendung finden ſolle, erlaube

verurteilt. Da dem Gericht bei Erlaſſung des Urteils ich mir, darauf hinzuweiſen, daß ich in Nr. 6/1913 der

der Gnadenerlaß vom 5. November1913 noch nicht Zeitſchrift für das Notariat in Bayern die gegenteilige

bekannt war, wurde nach § 79 SIGB. unter Eins Anſicht vertreten und zu begründen verſucht habe.

rechnung der am 23. September 1913 berhängten Meine Begründung ſtüßte fich hauptſächlich auf die

Strafe von einem Monat eine Geſamtſtrafe von acht folgende Erwägung:

Monaten vierzehn Tagen Gefängnis ausgeſprochen . Der Güterhändler hat das im Zwangswege ein

Das Urteil wurde rechtskräftig. geſteigerte Anweſen wenn auch nicht unmittelbar, ſo

Nach dem Antrag des Amtsanwalts erließ das doch mittelbar durch ein Rechtsgeſchäft unter Les

Amtsgericht E. auf Grund des § 490 StPO. Beſchluß benden erworben, nämlich durch ſein Gebot, das den

dahin , daß die Strafvollſtredung aus dem Urteil vom Zuſchlag an ihn ausgelöſt hat . ') Ein Geſeß, das ans

6. November 1913 nur bezüglich der Gefängnisſtrafe erkannterinaßen die Abſicht hat, die Süterzertrüm

von acht Monaten zu geſchehen habe, weil die ein- merungen einzuſchränken , darf nicht ſo ausgelegt werden,

gerechnete Strafe von einem Monat Gefängnis bereits daß in einernicht geringen Anzahl von Fällen ſeine

erlaſſen war, als das auf die Geſamtſtrafe lautende Anwendung an einer, übrigens nicht einmal unbe
Urteil gefällt wurde. ſtrittenen Begriffsbeſtimmung ſcheitert, und daß für

2. Am 11. November 1913 wurde vom Lands die Beteiligten ein Weg geöffnet wird, auf dem ſie

gerichte 2. der Angeklagte S. wegen Betrugs i . R. ohne beſondere Schwierigkeiten die Vorſchriften des

zu drei Monaten Gefängnis verurteilt und unter Zu- | Beſepes umgehen können.

ſammenfaſſung mit einer Gefängnisſtrafe von acht Man kann in der Tat auch nicht einſehen, warum

Tagen , die am 23. April 1913 vom Schöffengericht bei der den Güterzertrümmerungen ſo abgeneigte Geſeps

dem Amtsgerichte R. ausgeſprochen worden war, wurde geber gerade dieſe Art des Erwerbes hätte privilegieren

auf eine Geſamtſtrafe von drei Monaten zwei Tagen wollen. Höchſtens das könnte man allenfalls, wenn

erkannt. Die Gefängnisſtrafe von acht Tagen war auch nicht aus dem Geſebestert, ſo doch aus den amts

aber durch die Amneſtie vom 5. November 1913 er- lichen Motiven zum Entwurf (PeilBd . IX Nr. 852 der

laſſen geweſen . Als es zur Vollſtredung des Urteils Vhdl. d. A. d . Abg . i . I. 1909/1910 ) herausleſen, daß

vom 11. November 1913 fam, erhob der Staatsanwalt der Erwerb im Zwangsverſteigerungsverfahren dann

Einwendungen nach 8 490 SPD . und auf ſeinen Antrag

ſprach das Landgericht aus, daß die Strafvollſtredung 1 ) Anm. des Herausgebers : Ich halte dieſe

aus dem Urteil nur bezüglich des Betrages von drei
Begründung nicht für zutreffend. Es iſt ſchon zweifel

Monaten ſtatthaft ſei , da wegen Erlaſſes der acht
haft, ob das Gebot in der Zwangsverſteigerung übers

tägigen Gefängnieſtrafe die Bildung einer Geſamtſtrafe
haupt ein Rechtsgeſchäft iſt. Jedenfalls iſt es aber

nicht der Rechtsgrund für den Eigentumserwerb des

unzuläſſig war und jede Strafvollſtreckung, die ſich Erſtehers. Der Rechtsgrund iſt der im Zuſchlags

unmittelbar oder mittelbar auf die Verurteilung vom beſchluſſe verförperte Prozeßvorgang. Jſt der Zu

23. April 1913 gründet, ungeſeblich und unzuläſſig ſei . ſchlag rechtsfräftig, ſo kommt es auf die Gültigkeit

Dieſe Fälle zeigen aufs neue, daß die ausdehnende des Gebots nicht mehr an.
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nicht unter das Geſeß fällt, wenn ihn der Güter- oder fittenpolizeilicher Art von dem Kinobeſiber nicht

händler außerhalb eines Geſchäftebetriebe betätigt beachtet werden. Daß ſolche Beſchränkungen der Auss

hat. Doch auch mit dieſer Einſchränkung iſt die Brivis übung des Gewerbes zuläſſig ſind, iſt auch für die

legierung nicht zu halten ; denn es wäre dann nicht übrigen Bundesſtaaten unſtreitig.

erklärlich, warum die Privilegierung nicht auch Plas Daß entgegen dieſer Auffaſſung manche Ver

greifen ſollte in den Fällen, in welchen der Güters waltungsbehörden in Bayern noch immer glauben,

händler ein Anweſen unmittelbar durch ein Rechtss auf Grund des Art. 32 PtGB. die Zulaſſung zum

geſchäft unter Rebenden außerhalb eines Geſchäfte Gewerbebetriebe verſagen zu können, zeigt ein Vers

betriebs (z. B. durch Annahme an Zahlungsſtatt für waltungsſtreitverfahren, das die Kinobeſißer L. und R.

ein außerhalb des Geſchäftsbetriebs gewährtes Dar- in N. gegen den Stadtmagiſtrat N. angeſtrengt hatten.

leben) erworben hat. L. und R. beabſichtigten in N. ein ſtehendes his

I komme demgemäß zu dem Schluß : Sowohl nematographentheater zu eröffnen ; ein angeſtellter Re

beim Erwerb eines Anweſens im Zwangsverſteigerungs- zitator ſollte während der Vorſtellungen des beſſeren

verfahren, wie bei der Bertrümmerung des jo er- Verſtändniſſes halber kurze Erläuterungen zu den

worbenen Anweſens finden die Vorſchriften des Güter- Bildern geben, dagegen war nicht in Ausſicht genommen ,

zertrümmerungsgeſeßes Anwendung mit der aus dieſem die Vorführungen durch Gejang oder beklamatoriſche

Geſet ſelbſt fich ergebenden Einſchrenkung, daß das Vorträge zu begleiten .

Vorkaufsrecht nach Art. 1 mit der A'zeigepflicht nach Mit Polizeiſenatsbeſchluß hat der Stadtmagiſtrat

Art. 2 und das Rücktrittsrecht nach Art. 5 ' wegfallen, N. ihnen die polizeiliche Erlaubnis zur öffentlichen

und zwar das Vorkaufsrecht auf Grund des gemäß Veranſtaltung von Lichtſpielvorführungen verſagt. In

Art. 411 anzuwendenden & 512 BGB., und das Rüds den Enticheidungegrünben wurde auf § 33 a Gerp .

trittsrecht deshalb, weil das Geſeß ſeinem unzwei- und Art. 32 PSGB. Bezug genommen ; § 33 a GewO.

deutigen Wortlaut nach einen Vertrag zwiſchen dem ſchreibe in Diff. 3 die Prüfung der Bedürfnisfrage vor ;

Subhaſtaten und dem Güterhändler auf Uebertragung auch nach Art. 32 PStGB. ſei der Stadtmagiſtrat zur

des Eigentums als Kauſalgeſchäft vorausſeßen würde, Würdigung der Bedürfnisfrage berechtigt. Werde dieſe

und weil ein ſolcher Vertrag als Rauſalgeſchäft beim Frage aufgeworfen, ſo könne fie bei der Lage und

Erwerbe des Eigentums durch Zuſchlag im Zwangs - Zahl der ſchon vorhandenen und genehmigten Betriebe

verſteigerungsverfahren begrifflich nicht in Betracht nur verneint werden.

kommen kann. Segen dieſen Beſchluß wurde Beſchwerde an die

Amtsrichter Dr. Zeitler in München . Regierung, Stammer des Innern, eingereicht, in der bes

ftritten wurde, daß es zuläſſig ſei, die Bedürfnisfrage

bei der Eröffnung ſtehender Kinematographentheater

Ueber die Polizeiliche Genehmigung ftehender Licht:
zu prüfen .

ſpieltheater in Bayern. In meiner Abhandlung über Die Regierung erteilte den Beſcheid , daß der Bes

die Ronseffionspflicht der Kinematographentheater nach idluß des Polizeifenats außer Wirkſamkeit geſeßt und

bayeriſchem Landesrecht) hatte ich ausgeführt, daß die die Sache zur neuen Behandlung und Entſcheidung

Verwaltungsbehörden in Bayern von den Inhabern
an die erſte Inſtanz zurücverwieſen werde.

ſtehender Kinematographentheater vielfach eine ges In den Entſcheidungsgründen wurde im weſent

werbepolizeiliche Erlaubnis zur Eröffnung des Betriebe
lidhen folgendes ausgeführt: Bei der in Ausſicht ges

verlangen, daß ſie insbeſondere auch die Erlaubnis zur
nommenen Art des Betriebes könne 8 33 a SewD.

Eröffnung neuer Kinematographentheater verſagen , nicht angewendet werden , da die Lichtſpielbilder nur

wenn ihrer Meinung nach ein Bedürfnis zur Eröffnung
durch eine redende Perſon kurz erläutert werden ſollten.

eines neuen Rinos nicht vorhanden iſt. Ich ſuchte ferner
Ebenſowenig fönne die Würdigung der Bedürfnisfrage

naczuweiſen , daß dieſe Braris der Verwaltungs
auf Art. 32 ÞStGB. geſtüßt werden, da auf Grund

behörden unzuläſſig ſei, da reichsrechtlich keine Kon dieſer Vorſchrift nur Anordnungen hinſichtlich der Art

jeſfionspflicht der ſtehenden tinotheater beſtebe und und Weiſe der Ausübung der kinematographiſchen Vor

die Beſtimmungen des bayeriſchen Landesrechtes, fo
führungen getroffen werden könnten, ihre Zulaſſung

weit ſie etwa an ſich eine derartige Konzeſſionspflicht aber nicht in Widerſpruch mit den Beſtimmungen der

aufſtellen, ſeit Inkrafttreten der Gewerbeordnung in Serp. von der Prüfung und Bejabung der Bedürf

dieſer Beziehung nicht mehr angewendetwerden könnten . nisfrage abhängig gemacht werden tönne. Der Be
.

ImErgebnis, wenn auch nicht in der Begründung,
ſcheid fährt fort : 9)

iſt mir Staatsminiſter a. D. Ritter von Landmann
„Sollte die Art des Betriebes ſich in Zukunft

in ſeiner Abhandlung über die polizeiliche Genehmigung
felbſtverſtändlich vorausgeſeßt, daß derſelbe nach der

ſtehender Lichtſpieltheater in Bayern ") beigetreten. Er in eigener Buſtändigkeit, namentlich auch in bau-, feuers,

weiſt vor allem nach, daß die Art. 32 und 33 des ſicherheits- und geſundheitspolizeilicher Hinſicht vors

bayeriſchen PStGB., auf welche die Verwaltungs- zunehmenden Würdigung durch den Stadtmagiſtrat N.
behörden ihre Befugnis ſtüßen, die Zulaſſung ſtehender genehmigt worden ſollte ſo geſtalten, daß die Vor

Lichtſpieltheater zu verſagen,in Wirklichkeit nur die ausſeßungen des § 33 a GewD. erfüllt ſein werden,

Ausübung des Gewerbes beſchränken ; die Polizei darf ſo hätte der Stadtmagiſtrat Veranlaſſung, auf dieſer

danach die Genehmigung zur Eröffnung eines ſtehen Rechtsgrundlage ein neues Verfahren einzuleiten . Dies

den Minotheaters nicht etwa mangels Bedürfniſſes ver- wäre insbeſondere dann der Fall, wenn durch die

ſagen, ſondern nur dann, wenn aus allgemeinen poli= kinematographiſchen Darſtellungen von Handlungen

zeilichen Gründen auferlegte Bedingungen ſicherheits und Ereigniſſen die optiſche Täuſchung hervorgerufen

würde, als ob ſich der im bewegten Bilde wieder

1) þeil wig in der Zeitſchrift für Rechtspflege

in Bayern “ 1913 S. 213 ff . 8) In unerträglichem Juriſtendeutich. Der Beraus

*) v . Landmann , ebendort S. 237 ff. geber.

1
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gegebene Vorgang vor den Augen des Buſdauer8 ab In den Entſcheidungegründen wurde im weſents

ſpielte (Reger, 4. ErgBd. S. 197, Bd. 31 S. 278 ).“ lichen folgendes ausgeführt:

Dem hier vertretenen Standpunkt kann man voll- „ Die Borinſtanzen ſtüßen ihre Anſicht, daß eine

ſtändig beitreten , forpeit es ſich um Aufhebung des Erlaubnis notwendig ſei, und die Verweigerung dieſer

Beſchluſſes des Stadtmagiſtrats handelt. Dagegen iſt Erlaubnis nicht auf eine Beſtimmung der GewO. –die

es mir zweifelhaft, ob die Auffaſſung haltbar iſt, die gweite Jnſtanz hebt ausdrüdlich hervor, daß die Vers

am Schluß des Beſcheide3 ausgedrückt iſt. Zwar iſt
anſtaltung nicht unter § 33 a GewO. falle und ein

richtig erkannt, daß die Erklärungen, die der ſogenannte freies Gewerbe ſei -, ſondern auf Art. 32 Abſ. I Ziff.2

Rezitator in den Kinotheatern zu den einzelnen vor
PSOB. Die Regierung führt dazu unter Hinweis

geführten Bildern zu geben pflegt, nicht ein deklama:
auf die in Regers Entſch . (Erg.Bd. 3 S. 389 und 4

S. 197) abgedrudten Urteile des Oberſten Landesgerichts
toriſcher Vortrag i . S. des § 33 a GewO. find; auch des näheren aus, daß dies den Beſtimmungen der GewD.

muß zugegeben werden, daß unter Umſtänden aller- nicht widerſpreche. Der Grundſaß der Gewerbefreiheit

dings die Mitwirkung von Perſonen bei der Vorführung ſei dort nur in dem Sinne aufgeſtellt, daß die Zu

von Films als die Veranſtaltung von geſanglichen oder laſſung“ zum Betriebe eines Gewerbes nicht in weiterem

deflamatoriſchen Vorträgen aufgefaßt werden kann,
Umfangebeſchränkt werden dürfe, als die GewO . vor:

nämlich dann, wenn der Geſang oder der Vortrag die
ſchreibt oder zuläßt . Þinſichtlich der „ Ausübung“ des

Hauptſache iſt, die kinematographiſche Vorführung alſo
Gewerbes unterlägen jedoch auch die zum Betriebe

nur die nebenſächlicheBegleitung des Vortrages!azon angelaffenen Gewerbeberechtigten den allgemeinen Ge
legen und den auf Grund dieſer Geſekeim öffentlichen

der großen Mehrzahl der Fälle wird das Verhältnis Intereſſe getroffenen Anordnungen . Die Ausübung
zwiſchen geſanglichem oder deklamatoriſchem Vortrag des Gewerbes ſei in Bayern auf Grund jener landes

einerſeits, den finematographiſchen Vorführungen ans geſeblichen Beſtimmung im Zuſammenhalt mit $ 15

dererſeits aber gerade umgekehrt ſein . Sind aber die der Zuſtändigkeit&verordnung vom 4. Januar 1872

kinematographiſchen Vorführungen die Hauptſade, ſo
von orispolizeilicher Erlaubnis abhängig. Die Er

iſt es meines Erachtens unzuläſſig, für die mit den
laubnis fönne nach Ermeſſen der Behörde unter Bes

kinematographiſchen Vorführungen ein einheitliches
dingungen erteilt oder ganz verweigert werden und

der Magiſtrat habe ſie hier in zutreffender Weiſe

Ganzes bildenden geſanglichen oder deklamatoriſchen mangels eines Bedürfniſſes verweigert. Der über.
Vorträge eine Konzeſſion zu verlangen ; die geſang- mäßigen Vermehrung fraglicher Unternehmungen und
liden und dellamatorijden Vorträge haben nämlich damit einer das öffentliche Wohl gefährdenden Zu

durch ihre Verſchmelzung mit den finematographiſchen nahme ihrer unerwünſchten Begleiterſcheinungen und

Vorführungen ihre Selbſtändigteit verloren . Es gibt Folgen müſſe rechtzeitig durch Verſagung der Erlaubnis

dann nicht mehr beſondere Vorträge und davon ver
entgegengetreten werden .

ſchiedene kinematographiſche Vorführungen , vielmehr
Die Beſchwerde widerſpricht dem . Eine Erlaubnis

iſt aus beiden eine höhere Einheit geworden, ein or
ſei nicht, auch nicht auf Grund des Art. 32 PSGB .

erforderlich. Die in der GewO. begründete Zulaſſung
ganiſches Ganzes, nämlich die von mir ſogenannte

zum Betriebe des Gewerbes dürfe nicht nach freiem

„kombinierte kinematographiſche Vorführung" . Eben- Ermeſſen der Polizeibehörden beſchränkt oder verhindert

fowenig wie die einfache kinematographiſche Vorführung werden , es ſeien nur allgemeine polizeiliche Beſtims

zurzeit noch einer Konzeſſionspflicht unterliegt, iſt dies mungen, alſo ficherheits-, geſundheits-, feuerpolizei

aber auch bei den tombinierten kinematographiſchen liche Maßregeln, zuläſſig ."

Vorführungen der Fall .) Den § 33 a Gem . erachtete der Verwaltungs

Dabei ſoll keineswegs berlannt werden , daß die gerichtshof gleichfalls nicht für anwendbar.

Frage ſtreitig iſt, doch mag darauf hingewieſen werden, In Serverbejachen ſei nach Art. 8 Ziff. 8 VEHS.

daß die Rechtſprechung überwiegend ſich in ähnlicher der Verwaltungsgerichtshof zur Entſcheidung nur in

Weiſe geäußert hat . ") den Fällen berufen, in denen das nach $$ 20 und 21

Daß nicht alle Kreisregierungen in Bayern die Gew . vorgeſehene Verfahren nach den jeweils geltens

richtige Auffaſſung teilen, daß bei gewöhnlichen fine den Beſtimmungen der GewO. einzutreten habe.

matographiſchen Vorführungen die Einführung einer Es fehle ſomit eine Vorſchrift, durch welche die

Konzeſſionspflicht nicht zuläſſig ſei, ergibt ſich aus einer gewerberechtliche Zuſtändigkeit des Verwaltungêge

Entſcheidung des zweiten Senates des bayeriſchen Ver- richtshofes begründet wäre. Auch ſonſt feble es an

waltungsgerichtshofes (Nr. 15 II / 13) vom 11. April 1913. , einer geſeßlichen Beſtimmung, die den Verwaltungs

E. hatte in L. ein ſtehendes Kino eröffnen wollen ; gerichtshof für zuſtändig erkläre, darüber zu entſcheiden ,

der Stadtmagiſtrat hatte ihm aber die Genehmigung : ob die Vorinſtanzen die Verweigerung der Erlaubnis

zur Eröffnung eines Kinos verſagt . Gegen den Ma , auf die landesgeſeblichen Vorſchriften des Art. 32

giſtratsbeſchluß legte E.Beſchwerde bei der Regierung PStGB. ſtüßen fönnten.

ein, die aber verworfen wurde . Gegen dieſen Beſcheid Da mithin die Möglichkeit fehlt, daß im Vers

beſchwerte ſich E. bei dem Verwaltungêgerichtshof. I waltungsſtreitverfahren für Bayern einheitlich feſts

Durch die erwähnte Entſcheidung vom 11. April 1913 geſtellt wird , daß die von einem Teil der bayeriſchen

wies auch der Verwaltungsgerichtshof die Beſchwerde Verwaltungsbehörden bis auf den heutigen Tag vers
zurück, aber nicht etwa. weil er die irrige Auffaſſung der vertretene irrige Geſeßauslegung beſeitigt wird, bleibt

Vorinſtanz billigte, ſondern nur, weil er ſich zur Entſchei- nur übrig, daß das Staatsminiſterium bei Beſchwerden

dung über dieſe Beſchwerde nicht für zuſtändig erachtete. der Geſuchſteller ſich mit der Frage befaßt und durch

- ) ellwig , cffentliches Stinematographenrecht"

Verwaltungsanordningen dafür ſorgt, daß ſämtlide

(Preußiſches Verwaltungsblatt bd. 34 S. 200 ).
Verwaltungsbehörden Bayerns den Art. 32 PStGB.

5) Das Oberlandesgericht Breslau, das Hammer.
ſo auslegen , wie es der Rechtſprechung und der Li

gericht und das bamburger Schöffengericht vertreten teratur entſpricht.

die richtige Theorie. 9. A. das Oberlandesgericht Gerichtsaileſor Dr.bellwig in Berlin Friedenau.

Dresden . Die ganze Frage hoffe ich an anderer Stelle

eingehender behandeln zu können .
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Aus der Rechtſprechung.
dung beſtimmten Gegenſtände betroffen werden. Aber

zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügt iſt ein

Gegenſtand, abgeſehen von der erforderlichen Art

Reichsgericht. der Einbringung zwiſchen andere Gebäudeteile, nur
dann, wenn ſeine Einbringung dazu mitgewirkt

A. Zivilſachen . hat, daß das ihn als Gebäudeſtüd in ſich ſchließende

Gebäude als Baulichkeit hergeſtellt wurde. Dieſe
I.

Vorausſeßung iſt hier für die Tanks und Bottiche

Sind Lants and Bottiche Beſtandteile eines Brauerei: im Verhältnis zu dem Gebäude, in dem ſie ſich be

grunditüdo ? Aus den Gründen : Das DLG. hat finden , nicht gegeben. Sie ſind im Jnnern des Ge

dem Eigentumsvorbehaltedie Wirkſamkeit abgeſprochen , bäudes aufgeſtellt und dieſe Aufſtellung hat nicht dazu

weil die Tanks und Bottiche weſentliche Beſtandteile des mitgewirkt, daß das Gebäude als Baulichkeit herges

Grundſtüđsoder des Brauereigebäudes geworden ſeien, ſtellt worden iſt. Das DIG. meint augenſcheinlich,

ſo daß ein Sondereigentum an ihnen nicht mehr be- der Begriff des Gebäudes im § 94 Abſ. 2 BOB. um

ſtehenkönne. Das Urteil ſtügt ſich auf folgenden Sach- faſſe auch ein für einen gewerblichen Betrieb dauernd

derhalt : Die Gegenſtände befanden ſich in Häumen, eingerichtetes Gebäude i . S. des § 98 BGB., die Tants

die aus einem früheren Eisfeller zu Lager- und Gär- und Bottiche feien hier Einrichtungsgegenſtände hin

räumen hergerichtet waren . Um die Aufnahme der ſichtlich des zum Betriebe der Brauerei eingerichteten

Gegenſtände zu ermöglichen , mußten umfangreiche baus Gcbäudes, des Brauhauſes, und daher ſeien fie zur

liche Beränderungen vorgenommen werden , namentlich Herſtellung des Brauhauſes eingefügt. Dieſe Auf

mußte die Dede des früheren Eistellers höher gelegt faſſung iſt unzutreffend. Ein eingerichtetes Gebäude

und mit Eiſenſchienen verſehen werden . Außerdem i . S. des § 98 BGB. fann allerdings zuſammen mit

wurden Zwiſchenräume eingeriſſen und neue Wände den Einrichtungsgegenſtänden eine einzige Sache bilden

aufgeführt, ſo daß Lants und Bottiche in den Räumen, und es können auch die Einrichtungsgegenſtände we

wo ſie untergebracht ſind, ringsum mit Mauern um- ſentliche Beſtandteile des Ganzen ſein , nämlich in

geben ſind. Die Tanks ſtehen auf 1/2 m hohen Eiſen- erſterer Hinſicht, wenn die Einrichtungsgegenſtände mit

füßen und find mit dieſen durch eine Zementſchicht ver: der Baulichkeit derart vereinigt ſind, daß das Ganze

bunden. Die Bottiche ſiten auf eiſernen Schienen und ein einziger Körper (§ 90 BGB.) iſt, und in lekterer

find mit dieſen ebenfalls durch Zement verbunden . Hinſicht, wenn die Vorausſeßungen des $ 93 BGB.

Die Tants und Bottiche aus den Räumen zu entfernen, vorliegen. Aber auch in dieſem Falle find die Ein

iſt nur bei teilweiſem Niederreißen der Mauern mög= | richtungsgegenſtände nicht i . S. des § 94 Abſ. 2 BOB.

li . Tants und Bottiche ſind zum Betriebe der zur þerſtellung des Gebäudes, der Baulichkeit als

Brauerei unbedingt notwendig, und die Einrichtung folcher, eingefügt. Das eingerichtete Gebäude iſt viels

hat nach dem Willen des Herſtellers dauernd ſein mehr, auch wenn es eine einzige Sache bildet, hin

ſollen . Sodann führt das bio . aus : Nach der Ver- ſichtlich des Umfangs der Beſtandteile und hinſichtlich

tehrsanſchauung feien die Tants und die Bottiche zu- der Erforderniſſe für die Eigenſchaft der Beſtandteile

ſammen mit den Häumen, in denen ſie ſich befinden, als weſentlicher eine anders geartete Sache wie das

Beſtandteile des Brauereigebäudes, fie bildeten mit im $ 94 Abſ. 2 BOB. gemeinte Gebäude, das nur die

ihm ein einheitlich körperliches Ganges. Deshalb ſeien zu ſeiner Herſtellung eingefügten Gegenſtände als

jämtliche Vorausſeßungen des § 93 BOB. gegeben ; weſentliche Beſtandteile in ſich ſchließt (RO. in JW.

durch die Entfernung der Gegenſtände würde das 1911 S. 574 Nr. 4 , Warneyer Rſpr. 1913 Nr. 80 ) .

Brauereigebäude in ſeinem Bejen geändert . Denn Ferner ſind die Tanks und Bottiche nicht Einrichtungs

durch die Wegnahme würde das bisherige Ganze gegenſtände in dem Sinne, daß ſie wegen dieſer Eigen

die Brauerei aufgehoben, die Gär- und Lagerräume fchaft ohne weiteres als Teile des zum Brauereibe

würden für den Brauereibetrieb unbrauchbar werden triebe dauernd eingerichteten Gebäudes zu gelten hätten .

und in ihrem wirtſchaftlichen Werte Einbuße erleiden. Sie ſind zum Betriebe der Brauerei beſtimmte Gerät

Die Fortnahme der Gegenſtände würde ferner auch ſchaften . Stehen ſolche Gerätſchaften zu dem Brauerei

ſolche Eingriffe in das Gebäude crfordern , daß die gebäude in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden

Beſchädigung einer Zerſtörung gleichkommen würde. räumlichen Verhältniſſe, ſo ſind ſie nach $$ 97,98 BGB.

Außerdem hätten die Tants und Bottiche aber auch Zubehör, wenn ſie nicht Beſtandteile des Brauerei

als zur Herſtellung des Gebäudes eingefügte Sachen betriebes ſind. Beſtandteile aber ſind ſolche Gerät

zu gelten ( § 94 Abſ. 2 BGB .) . ſchaften nur dann, wenn ſie mit dem Brauereigebäude

Dieſe Ausführungen ergeben, daß das DlG. die derart vereinigt ſind, daß das Ganze ein einziger förs

Begriffe der Sache, der Beſtandteile überhaupt und der perlicher Gegenſtand iſt und ſie Teile, Stüđe dieſes

weſentlichen Beſtandteile insbeſondere verkennt und Körpers ſind. Hiervon geht auch der Berufungsrichter

die Borſchriften der $$ 93, 94 Abſ. 2, 97, 98 BGB. bei Darlegung eines erſten Entſcheidungsgrundes aus ,

irrig auffaßt. Zunächſt iſt nach der tatſächlichen Feſt- der ſich nicht auf § 94 Abſ. 2 BGB. ſtüßt. Nicht bei

ſtellung über die Lage und die Aufſtellung der Tanks zuſtimmen aber iſt ſeiner Anſicht, daß hier die Tanks

und Bottiche ſowie nach dem Weſen dieſer Gegenſtände und Bottiche nach ihrem Zweď und nach der Art ihrer

überhaupt die Annahme unrichtig, daß die Gegenſtände Einbringung in das Brauereigebäude mit dieſem zu.

i. S. des § 94 A6.2 BOB. zur Herſtellung des zum ſammen eine einzige Sache bildeten und daher Be

Betriebe der Brauerei errichteten Gebäudes eingefügt ſtandteile dieſer Sache ſeien . Die Swedbeſtimmung

ſeien . Unter Gegenſtänden , die zur Herſtellung eines ergibt nicht, daß die Tanfs und Bottiche Beſtandteile,

Gebäudes eingefügt werden, ſind allerdings nicht aus- nicht Zubehör der Brauereiſache ſind . Denn auch als

ſchließlich Baumaterialien zu verſtehen . Nach den Zubehör ſind ſie zum Betriebe der Brauerei beſtimmt.

Mot. zu § 783 Entw. I ( $ 94 Abſ. 2 d . Geb. ) Bd . 3 Ebenſowenig folgt die Beſtandteilseigenſchaft daraus ,

S. 44 wurde es abgelehnt, wie im $ 286 des ſächſ. daß die Tants und Bottiche ſich im Innern des Brauerei

GB. als Beſtandteile eines Gebäudes nur die Bau- gebäudes befinden, da ſie gerade auch zufolge dieſer

materialien zu bezeichnen, alſo die zur Herſtellung des Einbringing in einem ſolchen räumlichen Verhältniſſe

Gebäudes als ſolchen notwendigen Gegenſtände, weil zu der Brauereiſache ſtehen, wie es Vorausſeßung für

der Begriff der Baumaterialien ſchwer zu begrenzen die Annahme ihrer Zubehöreigenſchaft iſt. Für die

fei, unter Umſtänden recht zweifelhaft ſein könne, ob Frage, ob hinſichtlich eines für einen gewerblichen Be

Türen, Fenſterflügel u. dgl . unter ihn fielen ; durch trieb dauernd eingerichteten Gebäudes die zu dem Be

die gegebene Vorſchrift ſollten alle zur Herſtellung des triebe beſtimmten Gerätſchaften Zubehör oder Beſtandteile

Gebäudes verwendeten und zu ſeiner dauernden Bil- ſind, iſt vielmehr, wie in zahlreichen Entſcheidungen
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ausgeſprochen wurde (vgl. JW. 1911 S. 532 Nr. 2, § 138 Abſ. 1 BOB. verſtoßenden Umſtand erblidt,

1912 S. 128 Nr. 1 ; Warneyer Mſpr. 1909 Nr. 58, 59 ; ſondern bereits in der Beſtimmung, daß die hohe

1910 Nr. 97 , 190 ; 1913 Nr. 80 ), entſcheidend, ob ſie Strafe bei jeder Uebertretung der in dem damaligen

ſelbſtändige bewegliche Gegenſtände geblieben find, Vertrage gegebenen höchſt umfaſſenden und ins ein

auch nachdem fie zu dem eingerichteten Gebäude hingus zelne gehenden Verpflichtungen verwirkt ſein ſolle.

gebracht wurden, oder ob ſie ihre körperliche Selb- Ganz abgeſehen davon läßt aber ſchon die bloße

ſtändigkeit derart verloren haben, daß ſie nur noch als Möglichteit der Strafenhäufung für jeden einzelnen

Sachteile, als Stüde des etwa einen einzigen törpers Fall der Zuwiderhandlung die Bindung durch Vertrags

lichen Gegenſtand bildenden eingerichteten Gebäudes in ſtrafe als unſittlich erſcheinen mit Rüdſicht darauf,

Betracht kommen . Hier ſind die Tants und Bottiche daß das Jahreseinkommen des Beklagten ſich auf etwa

nicht unſelbſtändige Stüde des Brauereigebäudes, fons 15000 M belief. Denn dieſe Möglichkeit hätte dahin

dern ſelbſtändige bewegliche Gegenſtande. Sie ſtehen führen können , daß der Beklagte der Klägerin in kurzer

frei in Näumen des Gebäudes auf eiſernen Füßen und Zeit einen Betrag ſchuldig geworden wäre, der ſein

eiſernen Schienen , die mit dem Boden nicht verbunden Jahreseintommen gan ; außerordentlich überſtiegen und

find. Daß ſie, um ihnen eine größere Standhaftigkeit ihn wirtſchaftlich zugrunde gerichtet hätte. Das wider

zu geben , durch eine 2 cm ſtarke Zementſchicht mit ſpricht aber dem Gefühle aller gerecht und billig

den Unterlagen verbunden worden ſind, nimmt ihnen Denfenden . (Urt. d . III. ZS . vom 12. Dezember 1913 ,

die körperliche Selbſtändigkeit ebenſowenig , wie daß III 420/13 ).

bei ihrer Entfernung aus den Mäumen, in denen ſie

fich befinden, Deffnungen in den Wänden hergeſtellt und
III.

einige Veränderungen in der Einrichtung der Räume
vorgenommen werden müßten, weil ſie wegen ihres 68 tann vereinbart werden, daß der Borbehalt des

großen Umfange durch die Eingangstüren nicht hins Rechts auf die Bertrageftrafe bei der Erfüllungeannahme

ausgeſchafft werden könnten und weil der Art ihrer nicht erforderlich ſein ſoll. Aus den Gründen :
Aufſtellung die Einrichtung der Mäume entſpricht. Nach § 341 Abf. 3 BOB. tann der die Erfüllung an

Sie ſind auch nach der Einbringung für ſich beſtehende nehmende Gläubiger die Vertragsſtrafe nur verlangen ,

bewegliche Sachen, eben Tants und Bottiche, geblieben. wenn er ſich das Recht dazu bei der Annahme vors

Das Brauereigebäude und ſie bilden nicht einen ein behält. Ein folcher Vorbehalt iſt von der Beklagten
zigen körperlichen Gegenſtand, ſondern eine Mehrheit bei der Erfüllungsannahme nicht gemacht, er war

ſelbſtändiger, nur für den Zweddes Brauereibetriebes aber auch nach § 5 des Werkvertrags nicht erforderlich.

zuſammengebrachter Sachen , alſo m . a M. nicht eine
Die Beſtimmung des § 341 Abſ. 3 muß der Verein

einzige Sache, ſondern nur eine wirtſchaftliche Einheit, barung weichen , ſie iſt nicht zwingendes ſondern nach

und zwar in der Weiſe, daß die Tants und Bottiche giebiges Hecht. Sie dient dem Zwede, Streitigteiten

Zubehör der Brauhausſache ſind. Der Berufungs
darüber abzuſchneiden , ob in vorbehaltloſer Annahme

richter betont zwar wiederholt, nach der Verkehrs ein Verzicht auf die Bertragsſtrafe gefunden werden

auffaſſung ſei das Ganze eine einzige Sache. Jedoch muß. Solchen Streitigkeiten iſt aber von vornherein

iſt, da das DLG. über das Beſtehen einer Verkehrs- der Boden entzogen, wenn vertragsmäßig feſtſteht,

auffaſſung keine Ermittelungen angeſtellt hat, unter
daß dem Mangel des Vorbehalts die Bedeutung eines

der genannten Berkehrsauffaſſung nichts anderes zu Verzichts nicht zufommen tann. Die Bertragsbeſtims

verſtehen als die Anſchauung des DLG . Dieſe aber mung läuft alſo dem Geſekeszwede nicht zuwider.

iſt vor allem deswegen irrig, weil eine Mehrheit von Jn der Begründung zu § 421 des Entwurfs eines

Sachen nur aus dem Grunde als eine einzige Sache BOB. iſt auch ausdrüdlich geſagt, daß die Gefeßes
erachtet wird, daß ſie gemeinſam dem Zwede eines vorſchrift nur inſoweit Anwendung finde, als nicht
gewerblichen Betriebes dienen und die eine Sache ſich

Vertragsvereinbarungen entgegenſtehen. ( Für die Zu
im Jnnern der anderen befindet. (Urt. des V. ZS . läſſigkeit ſolcher Vereinbarungen vgl. auch Pland Erl. 2

vom 3. Dezember 1913, V 180/13) . Abſ. 2, Dertmann Anm. 3 d zu § 341 BGB. , Staub

Könige Anm. 33 zu § 348 HOB.). (Urt. des III. ZS.

II . vom 20. Januar 1914, III 418/13).

Schou die Möglichleit der Käufung der Vertrages

ſtrafen tanu den Vertrag als fittenwidrig erſcheinen IV.

laſſen. Aus den Gründen : Nach der einwand

freien Auslegung des Berufungsgerichts trifft $ 7 des Umfang der Weberwachung & pflicht des Hauseigen

Vertrags, wonach der Beflagte bei Nichterfüllung der tümerë, der ſein Haus im ganzen vermietet hat. Die

im Bertrage von ihm übernommenen Verpflichtungen Bellagte hatte ihr Haus im ganzen vermietet, bei den

für jeden einzelnen Fall der Zuwiderhandlung eine ihr vertragsmäßig obliegenden gerſtellungsarbeiten

fofort fällige Vertragsſtrafe von 20 000 M zu entrichten war ein loſe auf dem Flur ſtehender Heizkörper vom

hat, ohne daß die Klägerin einen Schaden nach ju- | Plage bewegt worden, war umgefallen und hatte den

weijen braucht, ſämtliche in den SS 1-6 genannten Mläger, ein dort ſpielendes Kind, verleßt . Aus den

Verpflichtungen. Die Unſittlich leit der Strafberedung Gründen : Die Annahme des Berufungsgerichts, daß

wird nicht etwa nur in der ungewöhnlichen Höhe der die Sorge für die Verkehrsſicherheit des Flurs vom

Strafe erblidt, die das Jahreseinfommen des Be- Beginn des Mietverhältniſſes an auf den Mieter aus -

klagten erheblich überſtieg. Es kommt noch etwas ſchließlich übergegangen ſei, trifft nicht zu . Aler

Weiteres hinzu, nämlich der Umſtand, daß die Strafe dings geht regelmäßig beim Mieten eines ganzen

für jeden einzelnen Uebertretungsfall nicht nur des Hauſes auch der Beſiß an den Treppen und Fluren

Wettbewerbsverbots, ſondern aller einzelnen Vertrags- und damit die Sorge für ihre Verkehrsſicherheit auf

verpflichtungen vereinbart worden iſt. Das genügt den Mieter über, da nur ihm die Verfügungsbefugnis

nach der Rechtſprechung des Senats (vgl . RG . 68, 229 ; über die Mäume und die Beſtimmung über den Ver

JW. 13, 3195). Daß in dem erſten dieſer beiden Fälle fehr im Hauſe zuſteht. Ob jedoch daneben noch dem

zu der außerordentlich hohen Vertragsſtrafe noch die Vermieter mit Rüdſicht auf ſeine Verpflichtung, den

Verpflichtung des damaligen Beklagten mittels Ehren- Mietsgegenſtand dauernd in einem zu dem vertragss

worts zum Schuße der bloßen Vermögensintereſſen mäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu erhalten,

des damaligen Klägers hinzufam , ändert an der Sache eine gewiſſe Pilicht zur Ueberwachung des Zuſtandes

nichts. Denn nicht erſt in dem Hinzukommen der von Treppen und Fluren verbleibt und ob nicht ſchon

ehrenwörtlichen . Berpflichtung hat der Senat den gegen aus dieſem Grunde der Flur im Mitbeſige der Be
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3239

a

3221



Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 4 u.5. 101

klagten geblieben iſt, kann hier auf ſich beruhen . Denn

einMitbeſitz der Beklagten und eine Pflicht zur Ueber

wachung des Flurs folgt ſchon aus der Tatſache, daß

die Beflagte die Vornahme der Anſtreicher- und

Tapeziererarbeiten im Flur dem Mieter gegenüber

vertraglich übernommen hatte und zur Zeit des un :

falls noch ausführen ließ (wird näher dargelegt).

( Urt. des III. ZS. vom 5. Dezember 1913, III 373/13 ).

innerhalb des Sauſes tein das Gehen gefährdendes

Eis bilde. Eine Eisbildung auf den Treppen eines

Þauſes, namentlich auf einem ohnedies glatten lino

leum , iſt für den Beſucher gefährlicher als eine ſolche

auf dem Bürgerſteige. Bei Anwendung einiger Sorg

falt konnte die Beflagte auch erkennen , daß die von

ihr gebilligte Behandlung des Linoleums bei ſtrenger

Kälte mangelhaft ſei und die Gefahr der Eisbildung

und damit der Verleßung von Hausbeſuchern in fich

ſchließe. Die bei folcher Sachlage gebotenen Maßregeln

hatte ſie von ſich aus in Ausübung ihrer Sorgepflicht

zu treffen. Sie durfte ſich nicht darauf verlaſſen , daß

ihre Magd der Kälte Rechnung tragen und in Abände

rung der gewohnten Sandhabung das Richtige vor

nehmen werde. (Urt. des III. ZS .vom 3. Januar 1914 ;

III 410/13 ).
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Anforderungen an die Beleuchtung bei einer fleins

ſtädtijden Gaſtwirtſchaft. Aus den Gründen : Der

Wirt hat zwar für die hinreichende Beleuchtung

der Gaſtwirtſchaftsräume und ihrer Zugänge zu ſorgen

und haftet bei ſchuldhaftem Verſtoß gegen dieſe Pflicht

allen dort Berkehrenden nach den Grundfäßen über

unerlaubte Handlungen und ſeinen Gäſten gegenüber

auch aus dem Gaſtaufnahmevertrage. In welchem

Maße die Beleuchtung ſtattfinden muß, darüber laſſen

ſich nicht allgemein geltende Grundfäße aufſtellen.

Insbeſondere iſt der vom DLG. aufgeſtellte Grundſaß

zu beanſtanden , dieBeleuchtung müſſe jo hell ſein, daß

alle im Wege befindlichen Hinderniſſe ohne Anſtrengung

vom Gaſt erkannt werden könnten. Für das Maß der

Beleuchtung bildet die Anſchauung des Verkehrs die

Nichtſchnur. Hiernach ſind bei kleineren , insbeſondere

auch bei ländlichen und kleinſtädtiſchen Wirtſchaften

im allgemeinen geringere Anforderungen an die Bes

Leuchtung der Zugänge zu den Wirtſchaftsräumen zu

ſtellen , weil ſichdie an geringere Beleuchtung gewöhnte

Bevölkerung mit größerer Sicherheit und Geſchidlich

keit im Dunkeln fortzubewegen verſteht, als der an

ein helles Licht gewöhnte Großſtädter. Die Beleuchtung

der Wirtshauseingänge ſoll dazu dienen, den Wirts

hausbeſuchern einen ſicheren und gefahrloſen Berkehr

zur Wirtſchaft und aus der Wirtſchaft zu ermöglichen.

Ze größer die Bertehrshinderniſſe im Flur find, wie

3. B. unverſchloſſene Türen, durch die man in den

Keller ſtürzen kann, Stufen, die man nicht vermutet,

Läufer, über die man ſtolpern tann, oder im Flur

aufgeſtellte Gegenſtände, deſto heller muß die Beleuch

tung ſein . Şier kommt in Betracht, daß B. ein kleiner

Drt von 7000 Einwohnern iſt, daß es ſich um eine

fleine Wirtſchaft handelt. – Dazu kommt, daß der die

Wirtſchaft verlaſſende Kläger beim Deffnen der Gaſt

zimmertür zunächſt durch das Bicht des Gaſtzimmers

feinen Weg beleuchtet fand, und daß er ſich über den

Hausausgang und die einzuſchlagende Richtung nicht

im Unklaren befinden konnte, weil durch die geöffnete

Haustür das Licht der Straßenlaterne zum Flur

hereinſchien. Da ſich Bertehrshinderniſſe im kleinen

flur nicht befanden und mit dem Vorhandenſein weg

geworfener Fruchtreſte im Bausflur auch bei Anwens

dung der imBerkehr erforderlichen Sorgfalt nicht ge

rechnet werden konnte, genügte unter den gegebenen

Berhältniſſen die vorhandene Beleuchtung (Caſtzimmers

licht, Straßenlaterne), um gefahrlos den Ausgang zur

Haustür zu gewinnen . (Urt. des III. ZS. vom 22. De

zember 1913 , III 361/13).

VII.

Beamtenhaftung des Notarë, der die Erfüllung ihm

perfönlid obliegender Pflichten ſeinem Setretår über

laſſen hat. Aus den Gründen : Die Verantwortung

des beflagten Notars folgt hier aus § 839 BOB. un

mittelbar und hängt nicht davon ab, daß der Verleşte

nicht auf andere Weiſe Erſaß erlangen kann. Der

Notar hat die ihm frajt ſeines Amtes obliegenden

Pflichten in eigener Perſon zu erfüllen. Zu dieſen

Pflichten aber gehört, daß er ſich bei der Beurkun

dung eines Rechtsgeſchäfts vergewiſſert, daß der Inhalt

der Urkunde dem wahren Willen des Erklärenden ents

ſpricht, daß dieſer ſich der Bedeutung der beurkundeten

Erklärung voll bewußt iſt. Dieſe Üeberzeugung muß

ſich der Notar perſönlich verſchaffen . Wenn er ſich

auch zur Vorbereitung der Verhandlung ſeiner Ges

hilfen bedienen darf, ſo bleibt er doch verpflichtet,

perſönlich feſtzuſtellen , daß ſeine Gehilfen fachgemäß

und erſchöpfend den Willen der Erſchienenen erfundet

und fie belehrt haben. Nur ausnahmsweiſe, bei eins

facher Sachlage, oder wenn die Erklärenden rechts

und geſchäftstundige Perſonen find, wird hierzu die

einfache Verleſung der von dem Gehilfen entworfenen

Urkunde genügen. Hier war das Verfahren des Notars

unzuläſſig. Es handelte fich um die Beurkundung von

drei miteinander zuſammenhängenden Rechtsgeſchäften

teineswegs einfacher Art, und die Kläger waren Dand

leute, bei denen er feine beſondere Rechts- und Ge

ſchäftsfenntnis vorausſeßen konnte. Gleichwohl hat

der Beklagte die ganze Vorbereitung der Berhandlung,

die Erkundung des Willens der Bertragichließenden

und die Erteilung der gebotenen Auskunft ſeinem

Sekretär überlaſſen , ſelbſt mit den Alägern überhaupt

nicht verhandelt und ſich darauf beſchränkt, das vor

bereitete Prototoll zu verleſen . Er hat es unterlaſſen,

ſich davon zu überzeugen, ob die Kläger wußten, welche

Bedeutung ein anhängiger Rechtsſtreit für die ihnen

abgetretene Hypothet haben könne, und ob ſie Kenntnis

hatten von dem bei der Hypothek eingetragenen Sperr

vermerk. Dieſes Verhalten mag dadurch veranlaßt

ſein, daß er meinte, ſich auf ſeinen Sekretär verlaſſen

zu können. Aber es verſtieß gegen die Pflicht, die ihm

ſein Amt auferlegte, und es kann auch feinemZweifel

unterliegen, daß er dieſe ſeine Pflicht, perſönlich den

wahren willen der Bertragſchließenden feſtzuſtellen,

kannte, daß er ſich alſo bewußt war, nicht den Pflichten

ſeines Amtes gemäß zu handeln. Es fällt ihm alſo

nicht nur Fahrläſſigkeit zur Baſt. Ein bewußtes Zu

widerhandeln des Beamten gegen die ihm Dritten

gegenüber obliegende Amtspflicht genügt, um ſeine

unmittelbare nicht bloß ſubſidiäre Verantwortung zu

begründen. Es iſt hierzu nicht etwa das Bewußtſein

erforderlich, daß durch dieſe Pflichtverleßung ein Schaden

für den Dritten entſtehen könne. Es iſt auch eine un

abweisbare Forderung, daß der zum perſönlichen

Handeln verpflichtete Beamte unbeſchränkt für allen

Schaden einſtehen muß, der dadurch entſteht, daß er
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VI.

Haftung des Bermieters für einen Unfall des Mie:

ter & infolge Gisbildung auf dem bei ſtarter Kälte naß

aufgewijdten Treppeulinoleum . Aus den Gründen:

Die Beflagte hatte ... die Verpflichtung, durch geeig

nete Maßregeln der in der Eisbildung liegenden Ge

fahr vorzubeugen . Die Sorgepflicht des Bauseigen

tümers und Vermieters für den verkehrsſicheren Zu

ſtand der dem Verkehr, insbeſondere der Mieter, zur

Benußung freigegebenen Zugänge richtet ſich nach den

einzelnen Umſtänden, auch nach den Zeitverhältniſſen .

Wie er außerhalb des pauſes bei Glatteis zu ſtreuen

verbunden iſt, ebenſo hat er dafür zu ſorgen, daß ſich
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anderen zu tunüberläßt, was er ſelbſt zu tun ver- / Rechte aus einer für ſie beſtehenden øypothetvorwertung.

pflichtet war. Der Notar, der ſich zur Erfüllung der Qafiung des Rechtsanwalts, der als Vertreter des Gläu:

ihm obliegenden Amtspflicht eines Gehilfen bedient, bigers einem ſolchen Zwangåvergleiche zuſtimmt. Au $

tut dies auf ſeine Gefahr und Verantwortung, ohne den Gründen : Die beklagten Rechtsanwälte, denen

den Verlegten auf die Möglichkeit eines anderweiten die Bertretung eines Gläubigers im Konkurs übertragen

Erſaßes verweiſen zu fönnen. (Urt. des III . ZS. vom war, werden aus dem Dienſtvertrage, der eine Geſchäftss

19. Dezember 1913 ; III 419/13 ). beſorgung zum Gegenſtande hat, nach SS 675, 276 BOB.

auf Erſatz des durch ſchuldhafte Pflichtverleßung verur:

ſachten Schadens in Anſpruch genommen; für etwaiges
VIII .

Verſchulden des von ihnen mit der Vertretung im

Abänderungeince durch Beweisbeſchluk feſtgeſtellten Zwangsvergleichstermine betrauten Referendars haften

Gides ohue mündliche Verhandlung. Wirkung des ge- ſie nach § 278 BOB. Es kommt lediglich darauf an ,

leiſteten Gides. Aus den Oründen : Das BG , durfte ob die vorbehaltloſe Zuſtimmung zu dem Zwangs

für die Beklagten durch Beweisbeſchluß folgenden Eid vergleichsvorſchlage ſie zum Schadenserſaß verpflichtet.

feſtſtellen : , es iſt nicht wahr, daß ich dem Kläger eine Der Schaden beſteht darin , daß der Kläger ſich für den

Proviſion für den Nachweis eines Käufers oder eines durch die Vergleichsſumme nicht gedeckten Betrag ſeiner

Verwertungsintereſſenten hinſichtlich des .. Geländes .. Forderung nicht mehr auf Grund der Vormerkung aus

verſprochen habe,“ da die Parteien ausweislich der dem Grundſtücke befriedigen kann . Nach dem Meichs

Eideszuſchiebung und der Eidesannahme über Norm gerichtsurteile vom 15. November 1911 – abgedrudt

und Erheblichkeit des Eides einig waren und der Eid in Entſch. 77, 403 – iſt dieſer Schaden durch jene Zu

ein ſelbſtändiges Angriffsmittel des Klägers enthielt. ſtimmung verurſacht. Dieſes im Döſchungsrechisſtreit

Es unterliegt auch keinem Bedenken, daß das BG . ergangene Urteil des V. ZS . ſchafft nicht Nechtstraft

auf Antrag der Beklagten aus der Eidesnorm die gegenüber den Beklagten , ſeinen Ausführungen iſt aber

Worte „ eines Käufers oder “ ſtrich. Abgeſehen davon , durchweg beizutreten . Sie gehen, der herrſchenden

daß ſich hierdurch die Lage des Klägers nicht ver- Meinung folgend (vgl. Jaeger, KO . [4] § 173 Anm . 8 ),

ſchlechterte, war die Abänderung nach g 469 ZPO . 3u- von der Vertragsnatur des Zwangsvergleichs aus. Der

läſſig. Denn da die Beklagten für den Fall des Nach- Zwangsvergleichsvertrag, ſo wird dargelegt, fönne die

weiſes eines Käufers durch den Kläger dieſem einen Ausnahmevorſchrift des § 193 Saß 2 KO . ändern . Hier

Proviſionsanſpruch ohne weiteres zubilligen wollten , habe er den Inhalt gehabt, daß die Gläubiger 20 v. H.

handelte es ſich bei der Streichung der dreiWorte um ihrer Forderungen erhalten und auf den Reſt verzichten

die Berichtigung eines nach der derzeitigen Brogelage ſollten. Der (ießige) Kläger habe innerhalb des Zwangs

unerheblichen Umſtandes. Zuzugeben iſt dem Kläger, vergleichsverfahrens feinen Vorbehalt gegenüber den

daß die Veränderung der Eidesnorm ohne vorherige anderen Stonfursgläubigern, dem Gläubigerausſchuß

mündliche Berhandlung einen Verſtoß des BG. gegen oder dem Konkursgerichte gemacht. Der Inhalt des

SS 360, 128 3BD . enthielt. Deshalb ſind zunächſt durch Bertrags, der die Vermutung der Bollſtändigteit für

die Eidesleiſtung der Beflagten die im $ 463 3PO. ſich habe, entſcheide, vorherige Beredungen mit dem

angegebenen Wirkungen nichteingetreten, da die Vorauss Gemeinſchuldner ſeien ohne Bedeutung. Zudem ſei der

ſeßung für die Leiſtung des veränderten Eides, nämlich Gemeinſchuldner nicht der einzige Vertragsbeteiligte

ein ordnungsmäßiger Beweisbeſchluß, nicht vorlag. neben dem ( ießigen) Kläger geweſen , vielmehr hätten

Dieſe Grundlage wurde aber vom BG. nachträglich daran auch die übrigen Stonfursgläubiger teilgenommen .

geſchaffen , indem es auf die Prozeßrüge des Klägers Sie hätten von einem ſtillſchweigenden Vorbehalt des

nach mündlicher Verhandlung die durch den früheren Abſonderungsrechts feine Stenntnis gehabt, der Bor

Beſchluß angeordnete Aenderung billigte. Hierin iſt behalt hätte aber, um wirkſam zu werden, ihnen funds

nicht der vom BO. begangene Verſtoß nachträglich gegebenwerden müſſen . Durch den beſtätigten Zwangs.

gutgeheißen, vielmehr iſt damit ein den Erforderniſſen vergleich habe der ( iepige) Kläger endgültig und vor:

des 461 3 PO . entſprechender Beſchluß unter Wah- behaltlos auf den Reſt ſeiner Forderung verzichtet,

rung der Vorſchriften über die mündliche Verhandlung für eine nicht beſtehende Forderung fönne auch keine

gefaßt worden . Das BG. hat aber auch richtig damit Vormerkung in Straft bleiben . Die Richtigkeit dieſer

gehandelt, daß es nicht nochmals die Eidesleiſtung Begründung unterliegt keinem Zweifel. Durch die Vor

anordnete. Es müſſen hier ähnliche Grundſäße Play merkung hatte der Kläger ein durch das Beſtehen

greifen, wiewenn zunächſt ein in unzuläſſiger Weiſe des geſicherten Anſpruchs bedingtes Recht auf Bes

durch Beweisbeſchluß normierter Eid abgeleiſtet iſt friedigung aus dem Grundſtüde, alſo ein Abſonderungs

und ſich ſchließlich herausſtellt, daß die Norm des recht erlangt (RG. 78, 71 ) . Es kommt nicht ein Vers

bereits geleiſteten Eides für die Endentſcheidung maß- zicht auf das Recht aus der Vormerkung in Frage

gebend ſein muß. Für dieſen Fall hat ſich eine ſtän- (dieſer hätte der Form des § 1168 Abſ. 2 bedurft),

dige Rechtſprechung mit Hecht gegen die nochmalige ſondern ein Verzicht auf die Forderung, der den Weg .

Leiſtung des Eides ausgeſprochen. Dieſe würde auf fall der Forderung und damit der zu ihrer Sicherung

einen mit der Heiligkeit des Eides unvereinbaren eingetragenen , mit ihr ſtehenden oder falenden, Vors

Formalismus hinauslaufen . Für den Gegner des merfung zur Folge hatte . Wie zu entſcheiden wäre,

Schwurpflichtigen fehlt es auch ſchon deshalb an einem wenn der Kläger nicht durch vorbehaltloſe Zu

vernünftigen Grunde für die Wiederholung des Eides , ſtimmung – ausdrücklich auf ſeinen Forderungsreſt

weil die Vorſchriften des Strafgeſeßbuchs über die Ber- verzichtet hätte , läßt der V. Senat mit Abſicht uner

leßung der Eidespflicht und die Beſtimmungen der | örtert , es braucht auch hier nicht unterſucht zu werden.

ZPO. über die Anfechtung eines Urteils wegen einer Jin Regelfalle läßt ja der die Zahlungspflicht auf einen

ſolchen Verlegung auch auf einen Parteieid Anwendung Teil der Forderung beſchränkende Zwangsvergleich ein

finden, deſſen Auferlegung nach den ſachlichen oder | unvollſtändiges Recht , eine natürliche Verbindlichkeit

prozeſſualen Beſtimmungen nicht zuläſſig war. (Urt. übrig, die eine genügende Grundlage bildet für die

des III . 38. vom 22. Dezember 1913, III 362 13) . | Fortdauervon Pfandrechten ,øypothefen ,Vormerkungen

JW . 1910 S.29 58 und Urt. 1 496/03 vom 8. Februar

IX. 1904, Jaeger Anm 5 zu § 193 MD .); doch kann ſelbſt

verſtändlich der Gläubiger auch ſeine Rechte aus der

Wenn in einem Zwangovergleich der Gläubiger auð : natürlichen Verbindlichfeit aufgeben, und das geſchieht

drüdlig auf deu Teil ſeiner Forderung verzichtet, für durch den ausdrücklichen Verzicht auf den Forderungs

diu er in dem Zwangevergleiche feiue Dedung erhält, reſt. Das angefochtene Urteil nimmt an, daß die

ſo verliert er damit für diciou Teil der Forderung die chadenverurſachende vorbehaltloſe Zuſtimmungser:

3227 a
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flärung den Beklagten nicht zum Verſchulden gereiche; Wirkung des ausdrüđlichen Verzichts beſtehen keine

der dagegen gerichtete Reviſionsangriff iſt begründet. verſchiedenen Anſichten ; die Beflagten haben darin

Der Rechtsanwalt hat bei Wahrnehmung der Rechte gefehlt, daß ſie ſeine Bedeutung nicht beachtet oder

des Dienſtberechtigten die im Verkehr erforderliche rechtlich unzutreffend bewertet haben. Ob ihr urſäch

Sorgfalt anzuwenden. Dazu gehört, daß er die vom liches Verſchulden mehr oder weniger ſchwer wiegt,

Auftraggeber oder für ihn zur Wahrung dieſer Rechte kommt für die Frage nach ihrer Haftung nicht in Be

abzugebenden Willenserklärungen ſorgfältig auf ihre tracht. Der Umſtand, daß im Löſchungsrechtsſtreit das

Tragweite prüft, ihre möglichen Folgen durchdenkt DLG. das Abſonderungsrecht als fortbeſtehend ange

und ſorgſam auf Grund der Rechtsfenntnis abwägt, nommen und dem ausdrüdlichen Berzichte nicht die ihm

die der Auftraggeber befugt war bei ihm vorauszu- Jukommende Bedeutung beigemeſſen hat, mag für den

jeben . Das LG . begründet nun die Klagabweiſung Grad des Bericuldens der Beflagten bezeichnend ſein ,

damit, es ſei immer Frage des Einzelfaus, wieweit beſeitigt aber ſelbſtverſtändlich ihr Verſchulden nicht.

die Teilnahme eines Ábſonderungsgläubigers an der Unter dieſen Umſtänden fann unerörtert bleiben, ob

Schließung des Zwangsvergleichs als ein Berzicht auf die Beklagten als vorſichtige Rechtsanwälte nicht ſchon,

das dingliche Hecht anzuſehen ſei. Die Beklagten hätten um dem Kläger nicht die Gefahr einer ungünſtigen

ſo wenig wie der Kläger einen Verzichtswillen gehabt Entſcheidung aufzubürden (Urt. III 231/98, III 651/1909),

und hätten ohne Verſchulden annehmen können, daß der Möglichkeit einer anderen Meinung als der ihrigen

alle Beteiligten mit dem Vorbehalt des Abſonderungs: Nechnung tragen und den Vorbehalt hätten ausſprechen

rechts einverſtanden ſeien. Das DLO . fügt hinzu, daß laſſen inüſſen.(Urt. des III . ZS . vom 4. November 1913,

nach einer früheren Rechtſprechung des RO.S es Sache tat. TIL 266/1913). E.

ſächlicher Würdigung des Einzelfalls ſei, ob ein Vers

jicht auf das Abſonderungsrecht angenommen werden
X.

fönne. In den einſchlägigen Entſcheidungen iſt jedoch

unterſucht, ob beſtimmte Handlungen der Gläubiger Sit der $ 406 BGB. anwendbar, wenn im Ver:

(Geltendmachung der ganzen Forderung – nicht bloßnicht bloß teilungsverfahren der Zwangoverſteigerung die Forderang

des Ausfalls als Stonfursforderung , Abſtimmung gegen den Erfteher auf die Gläubiger übertragen wird ?

mit der ganzen Forderung, Empfangnahme des auf Àus den Gründen : Dem DLO . muß zugegeben

die ganze Forderung fallenden Vergleichsbetrages)als werden, daß die Regel des S 406 BOB. , wonach der

Verzicht auſzufaſſen ſind ( io in RG. 37 ,17 VI 205/1907 ; Schuldner eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger

16,70 ; JW . 1896,35 26 ; 1900, 344 s, 11311/04,V 6/1900 ; | zuſtehende Forderung auch dem neuen Gläubiger gegen

RO.64 , 425 ). Jn der Begründung zum Geſetz vom über aufrechnen kann, auf den Fall der Uebertragung

17. Mai 1898 betr. Aenderung der AD . heißt es auf der Forderung gegen den Erſteher nicht unmittelbar

Seite 45 : Der Frage, wiefern die Teilnahme des angewendet werden kann, und daß es ſich bei dieſer

Gläubigers an der Schließung des Zwangsvergleichs Uebertragung auch nicht um einen Fall der Üebertragung

als Berzicht aufdas dingliche Necht anzuſehen iſt, wird einer Forderung fraft Gefeßes i . S. des § 412 BGB.

durch die Beſtimmung ießt § 193 S. 2 nicht handelt. Allein dem § 406 liegt, wie dem $ 404 BOB.,

vorgegriffen.“ Alles dies kommt hier nicht in Betracht, der allgemeinere Rechtsgedanke zugrunde, daß die Nechts

es handelt ſich nicht darum, ob durch ſchlüſſige õand- lage des Schuldners durch die Abtretung nicht ver

lungen die Beflagten auf das Abſonderungsrecht, rich ſchlechtert werden darf, insbeſondere auch nicht mit

tiger : auf den gangen Forderungsreſt, verzichtet haben ; Bezug auf die Möglichkeit, mit ſeinen Forderungen an

ſie haben vielmehr darauf ausdrüdlich verzichtet . Beim den bisherigen Gläubiger gegendie abgetretene Forde

ausdrüdlichen Verzicht iſt fein Raum für die beim rung aufzurechnen. Und dieſer Rechtsgedanke darf und

Berzicht durch ihlüſſige Sandlungen notwendige tat- muß auf den Fall einer Uebertragung der Forderung

ſächliche Würdigungdes Einzelfalls ; die vom DLG . gegen den Erſteher zur Vermeidung einer unbilligen

angeführte Rechtſprechung des Ro . , die ſich mit dem Rechtsverkürzung wenigſtens dahin angewendet werden ,

ausdrüdlichen Berzichte nicht beſchäftigt, fann feinen daß dem Erſteher eine Aufrechnungsmöglichleit nicht

Anhalt bieten für die Meinung der Beklagten , daß das dadurch entzogen werden kann, daß die Forderung

Abſonderungsrecht fortbeſtehe. Sie konnten bei forga anſtatt auf den eigentlich Berechtigten auf Grund einer

jältiger Prüfung der geſetlichen Vorſchriften , ' ins. unwirkſamen Abtretung an den Abtretungsempfänger

beſondere der SS 64, 193 MD. und der SS 648, 883 BOB., übertragen wird . Hier insbeſondere iſt Folgendes zu

unter Beachtung aŭgemeiner Hechtsgrundſäße nicht ver- erwägen :

kennen, daß durch den ausdrüdlichen Verzicht die For- Åderdings tonnte der Kläger (der Erſteher), ſo

derung und durch die Vernichtung der Forderung das lange und ſoweit der Beflagte U. über die Forderung

Recht aus der Vormerkung erliſcht, und mußten die gegen ihn nicht durch Uebertragung gemäß 8 118 ZVG.

Frage, ob dasAbſonderungsrecht vorbehalten ſei, vers die Verfügungsmacht erlangt hatte, auch dieſem Bes

neinen . Die Ausführungen des V. ZS. geben nicht flagten gegenüber nicht aufrechnen, dies auch dann nicht,

etwa neueRechtsgrundſäße. Daß der Zwangsvergleich wenn man in dem an die Stelle der Eigentümer

ein Vertrag iſt, entſpricht, wie bemerkt, der herrſchen- grundſchuld getretenen Recht auf Befriedigung aus dem

den Meinung. Daß Bertragichließende nicht der Gemeins Berſteigerungserlöſe ein Pfandrecht an der Erlösfordes

Guldner und der einzelne Gläubiger, ſondern der Oes rung gegen den Kläger als Erſteher erkennt und mit

meinſchuldner und alle Konkursgläubiger ſind, ergibt ſich dem VII. ZS. des Reichsgerichts (ROZ. 57, 108 ) an

aus dem Weſen des Zwangsvergleichs und der Not nimmt, daß der Schuldner einer verpfändeten Forde

wendigteit grundſäßlicher Gleichſtellung aller Stonfurs . rung an ſich berechtigt iſt, dagegen mit Forderungen

gläubiger ( 8 181 AD .). Endlich iſt die entſcheidende aufzurechnen, die ihm gegen den Pfandgläubiger zu

Bedeutung der ſchließlichen Vertragsgeſtaltung gegen- ſtehen . Immerhin aber hatte er die rechtlich begründete

über vorherigen Beredungen durch die Rechtſprechung Ausſicht, demnächſt A. gegenüber aufrechnen zu fönnen,

längſt geklärt (RG. 52, 26 ). Nach alledem haben die weil die Forderung in der vollen Höhe der Eigentümer

Beflagten fahrläſſig gehandelt, wenn ſie bei der zu . grundſchuld) nach § 118 an dieſen als den Berechtigten

ſtimmung zum Zwangsvergleiche von der Meinung zu übertragen war. Durch die zu Unrecht erfolgte

ausgegangenſind, das Abſonderungsrechtſei dem Kläger itebertragung auf den Beflagten W. als vermeintlichen

in rechtswirkſamer Weiſe vorbehalten. Bei der den Rechtsnachfolger des A. würde ihm dieſe Aufrechnungs

Beflagten obliegenden Prüfung handelt es ſich nicht möglichkeit entzogen ſein . Darf aber durch die Ueber

um rechtlich gwiifelhafte Fragen, denen gegenüber die tragung einer Forderung die Rechtslage des Schuldners

Bellagten ohne Verſchulden ſowohl der einen als der nach dem dem $ 406 zugrunde liegenden Rechtsgedanken ,

anderen Meinung hätten folgen können . Ueber die insbeſondere hinſichtlich der Aufrechnungsmöglichkeit
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nicht verſchlechtert werden , ſo muß dem Kläger die Beſtandteile der Traubenmaiſche bezeichnet, während

Möglichfeit offengelaſſen ſein , mit feinen Forderungen der zweitätigen Lagerung chemiſchen Veränderungen

an Ü . gegen die übertragene Forderung auch dem Be- durch den Buftzutritt ausgeſeßt waren, worauf in der

flagten W. gegenüber aufzurechnen . – Die Ausnahmen, Reviſionsbegründung des Staatsanwalts hingewieſen

die der § 406 in ſeinem zweiten Teile von der Regel wird, ſo ſteht dieſe Tatſache für ſich allein ihrer Ber:

in ſeinem erſten Teile macht, begründen nach dem wendbarkeit nicht entgegen. Solche natürliche Berände

vorliegenden Sachverhalt feine Einſchränkung. (Urt . rungen der Treſter“ würden deren Berwendbar

des V. ZS . vom 20. Dez. 1913, V 201/13) . teit als friſche, ſafthaltige Treſter im vorſtehenden Sinne

ſtets vorausgeſet nur dann von Bedeutung ſein,

wenn ſie ſo durchgreifend und umgeſtaltend geweſen

wären, daß aus dieſem Grunde die „ Treſter“ als vers

B. Strafſachen.
dorben oder ſonſt in ihrer Weſensart verändert und

umgewandelt und deshalb als ein dem Wein fremder
I.

Beſtandteil angeſehen werden müßten . (Urt. des I. Sts .

Berichnitt vou Traubermaiſche mit Wein oder Moft. vom 6. Nov. 1913, I D 592/13) . ---n.

Aus den Gründen : Die Vermiſchung der vollen

Traubenmaiſche mit Weinoder Moſt iſt nach der Entſch.

Bd. 45 S. 215 ein nach § 2 WeinG . erlaubter Verſchnitt
II.

und nicht ein nach § 4 Weing . verbotener Zuſaß von Begriff des weinähnlichen Geträntes . Verwendung

Stoffen . Auch ſolche Traubenmaiſche, die bereits einen von Lamariudeamusbei der Herſtellung eines weinähu:

Teil der Brühe abgegeben hat, ſonach aus teilweiſe lidhen Geträntes. Aus den Gründen : Das LG .

entmoſteten Trauben beſteht, iſt zum Verſchnitt mit hat die Frage, ob das aus dem Moſterfaßſtoff herges

Wein oder Moſt verwendbar. Dffengelaſſen wurde ſtellte Getränk dem Wein derart ähnlich iſt, daß es

bisher, ob und bis zu welcher Grenze der Entmoſtung im Verkehr mit Wein verwechſelt werden kann, offen

den Beſtandteilen der friſchen Traube die Eigenſchaft gelaſſen , weil der Angeklagte auf Grund eines Gut

erhalten bleibt, als natürliches Erzeugnis des Wein- achtens angenommen hat, daß der nach ſeinem Rezept
ſtods innerhalb der Kellerbehandlung zurWeinbereitung hergeſtellte Moſterſaß nicht mit Wein verwechſelt werde,

noch weiter ausgenüßt zu werden. Für die Entmoſtung und ihm deshalb das Bewußtſein gefehlt hat, daß ſein
der friſchen Traube ſind an ſich keine Grenzen gezogen ; Moſterſakſtoff zur ħerſtellung eines Getränkes ver

wie ſie grundfäßlich mit allen ihren ſafthaltigen Bes wendet werden könne, das Nachahmung von Wein ſei.

ſtandteilen den Ausgangsſtoff zur Weinbereitung bildet, Dieſe Feſtſtellung ſchließt die Beſtrafung aus 26

ſo müſſen dieſe Beſtandteile ſämtlich zur Gewinnung Abſ. 1 Nr. 3 WeinG . aus, ſoweit der Vertrieb des

des Safts grundſätzlich bis zur äußerſten Grenze bei Moſterſaßſtoffes in Betracht kommt. Das LG. hat ſich
der Moſtgewinnung herangezogen werden können . Die allerdings auf den Nachweis beſchränkt, daß dem An

Rüdſicht auf die Beſchaffenheit des zu erzeugenden Weins geklagten derzu einem Vergehen gegen dieſes Geſek
mag zu Einſchränkungen nötigen, das Geſep fordert erforderliche Vorſak inſofern gefehlt hat, als er fid

dieſe nicht. Bom Standpunkt des Geſekes aus iſt die in Unkenntnis darüber befunden hat, daß das aus dem

Maiſche, die einen Teil des Safts ohne Preſſung ab- Moſterſakſtoff hergeſtellte Getränt Eigenſchaften auf:

gegeben hat, nicht weniger tauglich zur Moſtgewinnung, weiſt, die es als nachgemachten Wein erſcheinen laſſen,

als die volle Maiſche; und auch bei den folgenden und nicht geprüft, ob dieſes Getränt weinähnlich iſt

Preſſungen , deren Zwed es iſt, den Saft aus allen und ob in der zu ſeiner Herſtellung beſtimmten Miſchung

Beſtandteilen der Traube auszuſcheiden , begründet es Stoffe enthalten ſind, die nach den Beſtimmungen des

an und für ſich keinen Unterſchied, ob die Entmoſtung WeinG . und der Ausführungsbeſtimmungen des BR.

durch die vorausgehenden Preſſungen ſchon mehr oder zur Herſtellung weinähnlicher Getränke unzuläſſig ſind.

weniger fortgeſchritten iſt; auch die ausgepreßte Maſle, Dazu bot indes der Sachverhalt keinen Anlaß. Allers

die nur nach vorgängiger Aufloderung von neuem dings ſchließt der Umſtand, daß der Moſterſag " ,

Saft auf Drud hergibt, ſteht grundſäßlich der vollen wenigſtens nach der Vorſtellung des Angeklagten, feine
Maiſche gleich, ſoweit ihre Eigenſchaft als zur Wein- Nachahmung von Wein iſt, nicht aus, daß er doch weins

bereitung taugliches und verwendbares Erzeugnis des ähnlich war, da nicht jedes weinähnliche Getränt eine
Weinſtods in Frage kommt. Solange alſo die Ge- Nachahmung von Wein zu ſein braucht, wie ſich aus

winnung von Saft durch die in der üblichen Keller- § 10 Weing. ergibt. Nach den Feſtſtellungen hat der

behandlung eingeführten Mittel möglich bleibt , handelt Ängeklagte den Moſterſat als Erſaß für Obſtmoſt oder

es ſich um die Bearbeitung der friſchen Traube zur Apfelwein angeprieſen und der Sachverſtändige B.

Gewinnung von Moſt . Die bearbeitete Maſſe iſt, minde- ihn als Nachahmung von Apfel- und Birnenwein bes

ſtens ſolange dies zutrifft, fein dem Wein oder Moſt zeichnet, und deshalb liegt die Annahme ſogar ſehr
weſensjremder Stoff, ſie iſt namentlich noch kein Hüd- nahe, daß er ein weinähnliches Getränt iſt und der

ſtand der Weinbereitung. Wielange das der Fall iſt, Angeklagte dieſe Eigenſchaft gefannt hat. Aber ſelbſt
ob namentlich die Maſſe ſolange nicht als völlig ents wenn dem ſo wäre, würde der Vertrieb des Moſterſag

ſajtet zu gelten hat, als mittels der in der Kellerwirts ſtoſſes nicht nach § 26 Abſ. 1 Nr. 3 WeinG. ſtrafbar

ſchaft eingeführten Hilfsmittel Traubenſaft in ſolcher ſein . Denn dadurch ſollen beſtimmte Verfehlungen
Menge, wie ſie überhaupt praftiſch noch in Betracht gegen das Wein . verhütet werden und zu den Zweck

kommt, aus der Treſtermaſſe zu holen iſt, das braucht iſt der Vertrieb gewiſſer Stoffe verboten, die bei der

auch hier nicht erörtert zu werden. Denn die Urteils- im Weing . geregelten Herſtellung von Getränken vers
gründe führen mehrfach an , daß die von dem Ange- wendet werden ſollen. Das WeinG. befaßt ſich aber

klagten verwendeten „ Treſter“ , nämlich die von den nur mit der Herſtellung ganz beſtimmter weinähnlicher

„ Nämmen “ befreiten Beeren , Schalen und Sterne, ſonach Getränfe, nämlich der in § 10 auſgeführten weinähn
ſajthaltige Teile der friſchen Traube, noch feucht ge- lichen Getränke aus Fruchtjäften, Pflanzenſäften oder

weſen ſeien , und es iſt betont, daß ihnen noch Trauben. Malzauszügen, andere weinähnliche Getränke, insbes
ſaft angehaftet habe. Hiernach iſt es nicht aus § 4 ſondere auch Nachahmungen der in g 10 bezeichneten ,

Wein . zu beanſtanden , vielmehr vom Standpunkt des fallen abgeſehen von § 9, der hier nicht in Betracht

Geſeges aus erlaubt, wenn der Angeklagte die er- fommt, nicht unter das Weing. und deshalb iſt der

wähnten noch ſafthaltigen Beſtandteile friſcher Trauben Vertrieb der zu ihrer Verſtellung dienenden Stoffe
dem aus dieſen bereits zuvor gewonnenen Moſt zu. auch nicht nach dem Weing. ſtrajbar. Dem entſpricht
geſeßt hat. Wenn die „ Treſter “, wie das Urteil die es , daß in den Ausführungsbeſtimmungen des BR.

angeführten, in dem feſtgeſtellten Zuſtand befindlichen zu SS 10, 16 die Verwendung gewiſſer Stoffe nur bei
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der Herſtellung der in 8 10 Weing . bezeichneten wein : gemeſſen wird. Dieſe Gefahr iſt gegeben, mag der

ähnlichen Getränke verboten iſt. (Vgl. HØSt. Bd. 46 Händler im eigenen Namen und für eigene Rechnung

S. 256 ). Zu dieſen Getränken gehört das aus dem oder im Auftrag eines andern Alauenvieh „ auftaufen “.

Moſterfaßſtoff des Angeklagten hergeſtellte Getränt Auch die GewD. macht in dieſer Hinſicht keine Unters

nicht, da zu ſeiner Herſtellung Fruchtſäfte, Pflangen- ſcheidung. 3n 8 55 daſelbſt gebraucht fie die Worte :

ſäfte und Malgauszüge nicht verwendet werden. Daß in eigener Berjon " und in 60 d Abſ. 2 wird geſagt :

Tamarindenmus kein Saft, alſo auch kein Fruchts oder „ Wer für einen andern ein Gewerbe im Umherziehen

Pflanzenſaft i . S. des § 70 Weing. iſt, wurde bereits zu betreiben beabſichtigt, unterliegt für ſeine Perſon

früher ausgeſprochen . Die Herſtellung von weinähn- den Beſtimmungen dieſes Geſekes “. (Urt. des I. SIS.

lichen Getränken aus Tamarindenmus fällt alſo nicht vom 8. Dez. 1913, I D 771/13).

unter das WeinG., ſolange ſie nicht Nachahmung von

Wein iſt. Daraus ergibt ſich, daß der Angeklagte auch

dann nicht aus 8 27 Abſ. 1 Nr. 3 Weing. zu beſtrafen

iſt, wenn das aus ſeinem Moſterſajſtoff hergeſtellte

Geträntweinähnlich iſt. (Urt. d. I. SIS . vom 11. Dez.

1913, ID 819/13 ).
Oberſtes Bandesgericht.

A. Zivilſachen.

III. I.

Begriff des „ Auftaufeug“ von Lieren im Sinne der Zuſtändigteit zur Berbeſcheidung der Beſchwerde

Vorſchriften zur Verhütung von Viehleuchen . Aus den und der weiteren Beſchwerde des Landesverficherunge:

Gründen : Mit Recht iſt der Angeklagte für übers amtes gegen ein Amtsgericht wegen Verweigerungder

führt erachtet worden, daß er ſich als Händler „mit Rechtshilfe in einer älteren Sache" (MVO. $$ 115 , 1571 ;

Auſkaufen von Dieren “ entgegen dem Verbot der Be- GVG. $$ 157–160 ; Art. 85 EG . RVD.) . Das bager.

hörde befaßt habe, und gemäß § 74 Abſ. 1 Nr. 3 LVer A.erſuchte ein Amtsgericht, den Bauunternehmer

Biehso . beſtraft worden , weil er in einer Ortſchaft K. über die Beteiligung einiger Perſonen an einem

innerhalb des Sperrbezirks dem Landwirt W. eine Kuh Neubau als Zeugen zu vernehmen. Das AG . lehnte

ohne vorgängige Beſtellung und außerhalb einer ges ab . Das LVerſA . legte Beſchwerde zum DUG. ein.

werblichen Niederlaſſung und zwar im Auftrag des Das OLG. verwarf ſie, weil es unzuſtändig ſei. Auf

Landwirts S. abgefauft hat. Jn ſeinem zum Drud die weitere Beſchwerde hob das Oblo. die Beſchlüſſe

beſtimmten Urteil vom 30. Oktober 1913, 1 D 718; 13, auf und wies das AG. an, dem Erſuchen zu entſprechen.

hai der Senat ſchon ausgeſprochen , daß demGebrauch Gründe : Nach § 144 GewuVerfG . vom 30. Juni

des Worts : „ Auftaufen “ in § 168 der Ausführungs- 1900 haben die öffentlichen Behörden den im Bollzuge

vorſchriften des BR. gegenüber dem in g 55 GewO. dieſes Gefeßes an ſie ergehenden Erſuchen des Reichs

gewählten Ausdruc : „Ankaufen “ feine fachliche Be- verſicherungsamtes, der Bandesverſicherungsämter, der

deutung zukommt, und daß der $ 55 Gewo. deshalb Schiedsgerichte ſowie der Genoſſenſchafts- und Seftions

zur Auslegung der Ausführungsvorſchriften heran- vorſtände zu entſprechen . Bei der Auslegung dieſer

gezogen werden darf, weil die GewO. als aushilfsweiſe Vorſchrift entſtanden Zweifel, ob auch die Genoſſen

Rechtsquelle zu gelten hat, ſoweit der Begriff des ſchafts- und Sektionsvorſtände in Unfallverſicherungs

Handels im Umherziehen einer Erklärung bedarf, den fachen Zeugen und Sachverſtändige durch die Amts

die Borſchriften des Biehso. und die Ausführungs- gerichte eidlich vernehmen laſſen können (Handb. der

vorſchriften des BR . als gegeben aus der GewO. UVerſ. , 3. Aufl ., Bd. 1 S. 640 Anm. 9) . Daß aber

herübergenommen haben . Bon dieſem Standpunkte dieſe Berechtigung den Gerichten der Verſicherungs

aus iſt zwar zuzugeben, daß für das Verbot des inſtanzen zuſteht, blieb unbeſtritten und iſt auch in der

Handels im Umherziehen nur ſolche Kaufverträge hin- Begr. zu § 172 JnvVerſo ., dem Vorbilde des § 144,

ſichtlich Klauenvieh in Betracht kommen, die der Händler anerkannt" (Verh. des Reichst. , 1. Seff. 1898/1900

zu Zweden des Wiederverkaufs eingeht, wie ja auch AnlBd . 1 S. 747). Streit beſteht ferner über die Frage,

in dem für den Begriff des Hauſierhandels grunds welche Mechtsmittel den Verſicherungsbehörden und

legenden § 55 Abſ. 1 Nr. 2 GewO.'nur das Ankaufen -trägern gegen Beſchlüſſe der Amtsgerichte zuſtehen,

zum Wiederverkauf“ als Erſcheinungsmerkmal dieſer durch die das Rechtshilfeverfahren abgelehnt wird

Art von Handel hervorgehoben wird. Allein in dem (Handbuch a. a . D.) . Das Reichsgericht hat in den Be

hier vor allem ins Auge zu faſſenden wirtſchaftlichen ſchlüſſen vom 7. Februar 1896 und 28. Februar 1912

Šinne kann nicht zweifelhaft ſein , daß auch der Kauf (JW 1896 S. 145 ' , LZ . 1913 Sp . 85) hinſichtlich der

ein Auflaufen bedeutet, den der Händler innerhalb Reichsverſicherungsgeſeße die entſprechende Anwendung

ſeines Gewerbebetriebes im Auftrag eines andern, ſei der $8 157 ff. GVG. verneint, während es in den Bes

es auf ſeinen Namen, ſei es als offener Stellvertreter, ſchlüſſen vom 19. September 1894 und 11. Oktober

abſchließt. þat der Angeklagte aber auch bei dieſem 1906 (ROZ. 33, 423 ; 64, 179) bei ähnlicher Rechtslage

Geſchäft den üblichen Gewinn zu erzielen geſucht, ſo hinſichtlich des § 32 PatG . vom 7. April 1891 die

fann angeſichts des Zweds des Verbotes und des ihm SS 157 ff. GVG . für entſprechend anwendbar erklärte.

unterliegenden Gefeßes fein Unterſchied ſein , ob der Dagegen hat ſich das Obl6. in dem Beſchluſſe vom

Angeklagte rechtlich Käufer der Kuh iſt, der ſich nur 2. Mai 1910 (n . Samml. Bd. 11 S. 316) für die ents

zum Voraus eines Wiederabnehmers verſichert hat, ſprechende Anwendung des GVG. ausgeſprochen. Auch

oder ob S. als Käufer zu gelten hat, und ob der Ges die erneute Prüfung gibt feinen Anlaß , davon abzu

winn des Angeklagten in dem Unterſchied zwiſchen gehen. Mit Recht hat ſich die Entſcheidung in ihrer

Ankaufs- und Verkaufspreis oder einer von ihm geltend Begründung auf den Entwurf zur RVD. geſtüßt.

zu machenden Ankaufsgebühr beſtand. Der Grund, Zwar enthält der Entwurf teine ausdrückliche Beſtim

weshalb Geſez und Ausführungsvorſchrift unter be- mung über das Beſchwerderecht. Die Begründung zu

ſtimmten Vorausſeßungen das Verbot des Hauſier- § 128 (S. 68) läßt aber unbedenklich annehmen, daß

handels mit Vieh für zuläſſig erklären , kann, wenn ebenſo wie die bisher beſtrittene Berechtigung der

beachtet wird, daß das Aufſuchen von Beſtellungen Verſicherungsträger, die Amtsgerichte um eidliche Ver

durch §ändler ohne Mitführen von Tieren dem Auf- nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen anzugehen ,

laufen von ſolchen gleichgeſtellt iſt, nur der ſein, daß ausdrüđlich anerkannt wurde, auch die bisher beſtrittene

nicht bloß den für die Seuche empfänglichen Lieren, Geltung der $8157 ff. GVG . als ſelbſtverſtändlich

ſondern auch der Perſon der mit ihnen umgehenden vorausgeſeßt wurde . Die Annahme des DLO ., daß

Händler die Fähigkeit der Seuchenverſchleppung bei- der Geſeßgeber im § 1571 RVO. dieſen Standpunkt
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verlaſſen habe, trifft nicht zu. Zunächſt wird überſehen,

daß die Beſtimmung im Abſ. 4 nicht bloß für das

Feſtſtellungsverfahren gilt, ſondern nach 88 1652, 1701 ,

1789 auf das Spruch- und das Beſchlußverfahren an

zuwenden iſt. Die Annahme läßt aber auch den Zwed

außer Betracht, den der Gefeßgeber verfolgte. Hier

nach ſollte das den Verſicherungsträgern und -behörden

in $ 128 (8 115 d . Gej. ) gewährte Recht auf gerichtliche

Nechtshilfe nicht erweitert, ſondern beſchränkt werden

(MeichstVerh. Bd . 279 S. 5051 , 5052) . Zu einer Be

ſchränkung des Beſchwerderechts wäre aber kein Anlaß

gegeben geweſen , wenn der Geſeßgeber in § 128 (8 115

d. Geſ.) überhaupt kein Beſchwerderecht hätte einräumen

wollen . Nur weil der Geſengeber davon ausging, daß

nach § 128 den Verſicherungsträgern und behörden

das Beſchwerderecht nach dem GVG. zuſtehen ſollte,

nahm er, wie ſich auch aus der Faſſung des Abſ. 4

des § 1571 ergibt, Anlaß, dieſes Recht zu beſchränken .

3īt johin auf das vorliegende Beſchwerdeverfahren

160 GBG. anzuwenden, ſo iſt die Zuſtändigkeit des

Beſchwerdegerichts und, da in den Unfallverſicherungs

geſepen vom 30. Juni 1900 die Entſcheidung in legter

Inſtanz nicht dem Reichsgerichte zugewieſen iſt, auch

die Zuſtändigkeit des Oblo . gegeben. (Beſchl . des

I. ZŠ. vom 9. Januar 1914, Reg. II 1/1913). W.
3231

II .

Andlegung eines Ghe: und Erbvertrage, in dem

Brautleute die allgemeine Gütergemeinſdaft verein

barten und für den Fall ihres beiderſeitigen finderlojen

Toder die Schweſter der Frau zur Erbin einſehten, fär

den Fall des Borablebend des Mannes aber feine aus

drüdliche Beftimmung trafen . Wert des Beſchwerde

gegenſtands im Erbſcheinsverfahren. (BGB. 98 2084,

133). D. errichtete 1901 mit ſeiner Braut Margarete

Sch. einen notariellen Ehe- und Erbvertrag. Jn Ziff. 1

erklärten die Vertragichließenden, daß ſie die all

gemeine Gütergemeinſchaft einführen und durch Erba

vertrag für den Fall finderloſen Abſterbens des legt

verſterbenden Eheteils die Schweſter der Margarete
Sch ., die Marie Ø . und nach ihr deren Kinder als

Erben einſeßen “. 1912 ſtarb D. finderlos . Das Amts

gericht erteilte der Margarete D. einen Erbſchein, durch

den bezeugt wurde, daß Andreas D. auf Grund des

Erbvertrags von ſeiner Ehefrau ausſchließlich beerbt

worden iſt und daß als Nacherben die drei Kinder der

verſtorbenen Marie H. berujen ſind. Gegen die Er

teilung des Erbſcheins legten die nächſten Verwandten

des Andreas D.Beſchwerde ein. Das Landgericht wies

die Beſchwerde zurück und ſeşte den Wert des Be

ſchwerdegegenſtandes auf 1000 M feſt. Das OblG .
wies auch die weitere Beſchwerde zurüct ; nur ſeßte es

den Wert des Beſchwerdegegenſtandes auf 60 M bis
120 M feſt.

Gründe : Das LG. hat angenommen, daß bei

Errichtung des Ehe- und Erbvertrags beide Teile

willens waren, es ſolle beim Ableben des einen von

ihnen der Ueberlebende Alleinerbe werden . Dieſe An

nahme unterliegt keinem Bedenken . Die Beſchwerdes

führer machen aber geltend: Der Wille der Erbeins

ſepung genüge allein nicht, er müſſe vielmehr im Teſta

ment oder Erbvertrag auch ausgedrüđt ſein ; denn

außerdem liege feine Erbeinſepung vor. Dies iſt zu

zugeben. Wie aber im allgemeinen bei der Auslegung
einer Willenserklärung nicht deren buchſtäblicher Wort:

laut entſcheidet, ſondern nach dem wahren Willen zu

forſchen iſt, ſo auch bei einer leftwilligen Verfügung.

Die Auslegung findet nur darin ihre Grenze, daß ſie

in der Willenserklärung einen, wenn auch geringen

Anhalt finden muß und daß ſie einem völlig unzwei

deutig erklärten Willen nicht geradezu zuwiderlaufen

darf. Zur Feſtſtellung des Willens iſt es zuläſſig und

nicht ſelten notwendig , auch die begleitenden Umſtände

zu berüdſichtigen , ja es iſt nicht ausgeſchloſſen , daß

eine leftwillige Verfügung bezüglich eines weſentlichen

Punktes inſoferne ſtillſchweigend erfolgt, als der Wille

des Erblaſſers nur aus dem übrigen Teſtamentsinhalte

entnommen wird. Bei der Auslegung iſt nicht bloß

zu berüdſichtigen , was ausgeſprochen iſt, ſondern auch,
was ohne ausgeſprochen zu ſein , die Borausſetung

des Ausgeſprochenen bildet (vgl. Komm . v .NOR. §2081

Anm., Planđ,BOB., Erbrecht III. Abſdn., Lit. 1 ,

Vorbem . 4, Hecht 1905 S. 77) . Prüft man an der Þand

dieſer Grundſäße den Ehe- und Erbvertrag, ſo iſt es

zwar richtig, daß darin eine ausdrüdliche Erbeinſegung

der Witwe fehlt, allein aus den übrigen Verfügungen
im Zuſammenhalt mit den ſonſt belannten Zatjacen

muß entnommen werden, daß der Wille auf dieſe Erbs

einſepung gerichtet war und daß der Wille auch kund

gegeben wurde. Die Vertragichließenden haben bes

ſtimmt, daß fie für den Fall tinderloſen Ábſterbens

des lestverſterbenden Eheteils die Schweſter der Mars

garete D. oder bei deren Vorableben ihre Kinder zu

&rben einſeßen . Es wäre zwar denkbar und rechtlich

möglich, daß damit nur die Erbeinſeßung in den Nach

laß des leftverſterbenden allein angeordnet und daß

im übrigen keine leßtwillige Verfügung getroffen wurde ;

allein für eine Verfügung von ſolch beſchränktem nm

fang iſt nicht der mindeſte Anlaß erſichtlich ; auch

würde ſie dazu führen, daß für den Fall des ſpäteren

Ablebens deš Åndreas D. zwar deſſen Nachlaß von

der Schweſter ſeiner Ehefrau geerbt worden wäre,

derNachlaß der leßteren aber nicht der Marie H. allein ,

ſondern den geſeblichen Erben der Margarete D. über

haupt zugefallen wäre . Der Auslegung des Lo. , daß

die Erbfolge der Schweſter der Margarete D. in das

Vermögen der Eheleute D. als eine Geſamtheit geht,

muß daher beigepflichtet werden. Legt man dieſe Aus

legung zugrunde, ſo iſt die notwendige Borausſegung,

daß ſich das Vermögen in der Hand des Ueberleben

den vereint ; denn nur dadurch kann der erbweiſe

Uebergang des Vermögens beider Ehegatten auf den

Erben des Beßtverſterbenden herbeigeführt werden.

Der Schluß, daß durch die Beſtimmung bezüglich der

Beerbung des Leptverſterbenden zugleich auch bezüg

lich der Beerbung des Erſtverſterbenden Anordnung

getroffen ſei, muß daher gebilligt werden . Dieſer

Schluß ſtimmt auch mit den Umſtänden des Falles

überein. Das LG . hát mit Recht aufden großen Alters

unterſchied zwiſchen den Vertragichließenden hinge

wieſen , der es nahelegte, für den Fall des Vorablebens

des Ehemanns zugunſten der Witwe zu ſorgen. Dieſer

Zweď wäre nur unvollfommen erreicht worden, wenn

Margarete D. auf den ihr als Ehefrau geſeßlich zus

kommenden Erbteil beſchränkt geblieben wäre, ander

ſeits beſtand für Andreas D. zur Herbeiführung der

geſeßlichen Erbfolge um ſo weniger ein Anlaß, als er

nähere Verwandte (Eltern oder Geſchwiſter) nicht

hinterließ. Die Erbeinſeßung der Witwe entſprach

aber auch dem bis zum 1. Januar 1900 in $ . gelten

den Fuldaer Recht. Nach dieſem ging, wenn zwiſchen

den Ehegatten Gütergemeinſchaft beſtand, im Falle

des Todes des einen Ehegatten , wenn Abfömmlinge

dieſes Ehegatten nicht vorhanden waren, deſſen Anteil

an dem Geſamtgutauf den überlebenden Ehegatten

über ( Thomas, Syſtem aller Fuldaſchen Privatrechte

8 316, vgl . auch Ueo . Art. 67). Es lag daher nahe,

daß die Ehegatten D. das , was bis zum Jahre 1900

Gefes war, durch Erbvertrag feſtſekten. Durch den

Hinblid auf den bisherigen Rechtszuſtand erklärt es

ſich auch, daß der überlebende Eheteil nicht ausdrüd

lich eingeſeßt wurde ; denn dieſe Erbeinfeßung galt

als ſelbſtverſtändlich ; ihren Willen , daß der über

lebende Ehegatte Alleinerbe ſein ſolle , haben die Ehe

gatten aber im Erbvertrage genügend deutlich dadurch

zu erkennen gegeben, daß ſie auf den Fall des Ablebens

des Zulettverſterbenden die Schweſter der Margarete

D. zur Erbin des geſamten Vermögens beſtimmten .
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Zu beanſtanden iſt die Feſtſeßung des Wertes des

Beſchwerdegegenſtandes ; nicht der Wert des hinter:

laſſenen Bermögens bildet hier den Maßſtab ; maß=

gebend iſt vielmehr nur das Intereſſe, das die Witwe

daran hat, daß ihr bezüglich ihrer Anſprüche auf den

Nachlaß ein Erbſchein erteilt werde ; dieſes iſt weſent

lich geringer, da durch den Erbſchein nur eine Ver

mutung für das Erbrecht begründet wird (§ 2365

BOB.). (Beſchl. des I. 38.vom 2. Januar 1914, Reg. III,

106/1913 ). W.

3230

B. Strafſachen .

I.

Gandeabgabengejet. Die von den Gemeindeverwal:

tungen für die Anmeldung der øunde befannt gegebenen
Amtsſtunden ſind von den Hundebeſikern bei Vermeidung

der Beſtrafung einzuhalten. Der Stadtmagiftrat A.

hat im Amtsblatte die Amtsſtunden zur Anmeldung

der øundebekanntgegeben . Sie wurden für die Stadt

bezirke auf verſchiedene Tage und Stunden feſtgeſeßt.

Weiter wurde bekannt gegeben, daß Anmeldungen aus

anderen Bezirken nur angenommen werden , wenn

Zeit verfügbar iſt , daß bei der Anmeldung die Abgabe

zu entrichten ſet und gleichzeitig die tierärztliche Unter

ſuoung ſtattfinde. Für den Stadtbezirk D, in dem der
Angetlagte A. wohnt, wurde der 10. Januar 1913 zur

Anmeldung beſtimmt. A. hat an dieſem Tage ſeinen

þund nicht angemeldet. Er wurde vom Scho . wegen
einer Uebertretung nach § 8 Abſ. 1 oberp. Vorſchr.

zur Sicherung und lieberwachung der Sundeabgabe

dom 13. Juni 1911 verurteilt . Das Neviſionsgericht
hob das freiſprechende Urteil des Berufungsgerichts

auf und verwarf die Berufung gegen das Urteil des

Schöffengerichts .

Aus den Gründen : Auf Grund der in Art. 13

HAbgG. enthaltenen Ermächtigung hat das Miniſterium

des Jnnern am 13. Juni 1911 zur Sicherung und

Ueberwachung der Abgabe oberp . Vorſchriften erlaſſen

(GVBI. 1911 S. 907 ff.). Jm § 9 dieſer Vorſchriften

werden die Regierungen und die Gemeindeverwal

tungen ermächtigt, zur Sicherung und Ueberwachung

der Hundeabgabe weitergehende ober- und ortspolizei

liche Porſchriften zu erlaſſen. In § 40 Ziff. 2 der

Bollzugsanweiſung des Stº. d . Innern vom 13. Juni

1911 (ØBBI. Š . 909 ff.) iſt beſtimmt : „Als Zeitpunkt

der Abgabenentrichtung beſtimmt die Gemeindever

waltung den Zeitpunkt, in dem die Anmeldepflicht

ſpäteſtens zu erfüllen iſt“ (f. die Erl. in § 43 a . a .D.) .

Nach Art. 83 Abſ. 1 Ziff. 1' PStGB. iſt zu beſtrafen,

wer Hunde der durch ober- oder ortspolizeiliche Vor:

ſchrift angeordneten und öffentlich bekannt gemachten

Bifitation entzieht oder nicht rechtzeitig unterſtellt.

Hierzu hat dieRegierung von Schwaben am 21. Auguſt

1911 oberp. Vorſchr. erlaſſen, in denen u. a . beſtimmt

iſt : : . Soweit Abgabenpflicht beſteht, tann die

Unterſuchung mit der abgabenrechtlichen Vorführung

des Hundes verbunden werden . Alljährlich im Januar

und Februar find die regelmäßigen Bundeunter

ſuchungen vorzunehmen. Die Termine und Orte , an

welchen fie ſtattfinden , werden von den Diſtriktspolizei

behörden im Benehmen mit den Tierärzten feſtgelegt.

Die Hundeunterſuchungen werden durch den zuſtändigen

Tierarzt gemeindeweiſe an dem hierfür feſtgeſekten Orte

und im Beiſein eines Vertreters der Orispolizeibehörde

vorgenommen . þundebeſißer, welche die rechtzeitige

Borführung ihrer Kunde verſäumt oder unterlaſſen

haben, ſind der Diſtriktspolizeibehörde anzuzeigen ".

Das ÞAbg0 . vom 14. Auguſt 1910 beſtimmt nur

den Tag der Fälligkeit der Abgabe und überläßt es

der Gemeindeverwaltung, den Zeitpunkt – nicht den

Zeitraum für die Entrichtung der Abgabe feſtzu

ſeen . Eine Beſchränkung der Gemeindeverwaltungen

enthält das Gefeß nur inſofern, als im Art. 12 Abſ. 3

die Staatsregierung ermächtigtwird, den Gemeinden

nähere Anweiſungen über die Erhebung zu erteilen.

Soweit ſolche Anweiſungen nicht ergangen ſind , iſt die

Gemeindeverwaltung in der Beſtimmung des Zeit

punkts für die Entrichtung der Abgabe unbeſchränkt.

Wurde nun die Beſtimmung des Zeitpunkts für die
Entrichtung der Abgabe aus Zwedmäßigkeitsgründen

den mit ihrer Erhebung befaßten Gemeindeverwal

tungen überlaſſen, ſo wäre es unverſtändlich, wenn

das Gefeß ihnen gerade eine Hegelung der Anmeldung

und Abgabenentrichtung verwehren wollte, die für eine

ſichereund raſche Erledigung der Geſchäfte unerläßlich

iſt. Ebenſowenig kann aus den oberp. Vorſchr. des

StM. des Innern vom 13. Juni 1911 eine Beſchränkung

dieſer Befugnis entnommen werden. Abgeſehen davon,

daß im § 9 Abſ. 2 die Gemeindeverwaltungen ermächs

tigt werden, noch weitergehende ortspolizeiliche Vor

ſchriften zu erlaſſen , ſo wird in § 3 die Anmeldepflicht

mit der nach Art. 83 Abſ. 1 Ziff. 1 PStGB. vorzu

nehmenden Hundeunterſuchung in Verbindung gebracht,

und im 8 40 Abf. 1 Ziff. 2 BollzA. wird auf dieſen

§ 3 verwieſen. Dadurch wird bekräftigt, was ſich ſchon

aus der Natur der Sache ergibt, daß ſowohl bei der

Erlaſſung des Geſekes wie bei der der oberp . Vorſchr.

davon ausgegangen wurde, daß mitder Anmeldung

der øunde und der Entrichtung der Abgabe ſtets auch

die Unterſuchung verbunden wird. Erwägt man ,welchen

Aufwand an Perſonal die Vornahme der Hundeunter

ſuchung erfordert, ſo kann man unmöglich annehmen ,

daß das Geſetz den Gemeinden die Maßnahmen ver

mehren wollte, die einer nußloſen Bereithaltung des

Perſonals vorbeugen. Dazu tommt, daß ein zu bes

achtendes Intereſſe der anmeldepflichtigen Hundehalter

an der Beſtimmung einer längeren Friſt für die An

meldung nicht anerkannt werden kann. Eine ſolche

Regelung enthielte nur eine ungerechtfertigte Bevor

zugung der Orte mit größerer Einwohnerzahl, in denen

die Anmeldungen nicht an einem Tage erledigt werden

fönnen, gegenüber den treineren Orten, in denen die

Entgegennahme der Anmeldungen und die Unter

ſuchungen der Bunde an einem Tage erledigt werden

fönnen .

In der Bet. des Stadtmagiſtrats A. iſt llar aus

geſprochen, daß die im Bezirke wohnenden Hundehalter

an einem beſtimmten Tage ihrer Anmeldepflicht zu

genügen haben. Es iſt verfehlt, wenn das lo. im

Widerſpruche mit dem Wortlaute der Vorſchrift an

nimmt, daß für jeden þundehalter eine wirkſame An

meldung an jedem der für die ſämtlichen Stadtbezirke

beſtimmten Tage zugelaſſen werden ſollte. Dieſe An

nahme fann auch nicht mit der Beſtimmung gerecht

fertigt werden, nach der die Anmeldung von Hunden

aus anderen Bezirken nur dann angenommen wird,

wenn Zeit verfügbar iſt. Denn einmal iſt die Bedeutung

dieſer Beſtimmung mit ihrer Anwendung auf nach

trägliche Anmeldungen nicht erſchöpft. Die Beſtimmung

gilt vielmehr auch für Anmeldungen, die vor dem

geſeklichen Termine vorgenommen werden und kommt

ſomit den Hundehaltern entgegen , für die die Anmel

dung an dem für ſie feſtgeſegten Tage mit Unbequem

lichkeiten verbunden wäre . Ferner kommt in Betracht,

daß die Anmeldung und Unterſuchung unter allen

Umſtänden nachgeholt werden muß, auch wenn die

Anmeldung ohne Verſchulden des õundehalters unter

blieb . Die Beſtimmung dient alſo weſentlich dazu,

die freie Zeit der mit dem Geſchäfte befaßten Perſonen

auszunüßen und die auf die nachträglichen Anmel

dungen und Unterſuchungen noch zu verwendende Zeit

möglichſt abzukürzen. Endlich ſpricht gegen die Aus

legung des 20. , daß ein Recht auf die Annahme der

Anmeldung aus einem anderen Bezirfe nicht beſteht .

Die Auslegung würde dazu führen , daß es dem Zufall

überlaſſen bleibt, ob eine Anmeldung als rechtzeitig

oder verſpätet anzuſehen iſt. Der Angeklagte mußte
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demnach dafür ſorgen, daß ſein Hund am 10. Januar

1913 angemeldet wurde. Dieſer Pflicht iſt er nach den

Feſtſtellungen des LG. nicht nachgekommen. Er hat

alſo den zur Sicherung der Abgabe erlaſſenen Bes

ſtimmungen in $8 1 und 3 der oberp . Vorſchr. vom

13. Juni1911 zuwidergehandelt. Er kann die Verants

wortung nicht deshalb ablehnen, weil er den pausmeiſter

P.mit der Anmeldung beauftragte. Denn es war ſeine

Pflicht, die Ausführung des Auftrags zu überwachen.

Er hat ſich aber um die Ausführung nicht gekümmert.

Ein Jrrtum darüber, daß die Anmeldung ſpäteſtens

an dem für ſeinen Bezirt feſtgeſepten Tag vorgenommen

werden müſſe, wäre ſelbſt verſchuldet, denn er konnte

ſich bei der Behörde Aufſchluß erholen . (Urt. vom

22. Nov. 1913, Nev.- Reg. 536/1913 ). Ed .

Bem . 7 zu § 431 StPO .). Die Wirkung hat aber die

Zurüđnahme nur für den Privatklåger, dieſer fann

die zurücgenommene Alage nicht von neuem erheben

($ 432 SIPO.) ; das Recht eines andern Privatklage

berechtigten ſteht dagegen unter der Vorſchrift des

§ 415 Åbf. 3 ( Löwe Bem. 2 zu § 432), ihn bindet die

Zurücnahme nicht. Daß die Zurüđnahme auch ohne

förmlichen Einſtellungsbeſchluß das Verfahren – ins

beſondere i . S. des § 415 Abſ. 2 – erledigt, folgt aus

der nur formalen Natur dieſes Beſchluſſes (RGSt.

46, 129). Berfehlt iſt auch die Aufſtellung, der Ber

gleich bilde eine „Sühne“ der Straftat und § 415

wolle die Verdoppelung der Sühne im Wege eines

zweiten Berfahrens verhüten . Abgeſehen davon, daß

Sühne im ſtrafrechtlichen Sinne nur die Berurteilung

iſt – als „Uusſöhnung“ iſt Sühne ein prozeßrecht

licher Begriff, 1. 8 420StPO. – ſpricht § 415 Abſ. 3 ,

der allein von der Rechtskraftwirkung handelt, dieſe

Wirkung nur einer zugunſten des Beſchuldigten ers

gangenen Entſcheidung zu . ' (Urt . vom 15. Mai 1913,

Rep.-reg. Nr. 528/1913 ). Ed .

3219

II.

3218

Die Redifion fann auf Berlegung des § 415 StPO.

geftüßt werden. Ein Bergleich im Brivattlageverfahren

verbraucht nicht die Straftlagezuunguuften andererzur

Privatllage Berechtigter. Die Ehefrau K. erhob Privat

tlage gegen die X. , weil ſie behauptet hatte, das Kind

der Privatklägerin ſtamme nicht von dem Ehemann.

Vor dem Eintritt in die Hauptverhandlung tam ein

Bergleich zuſtande, wornach die Beflagte die Beleidi

gungen widerrief und die Koſten übernahm. Das Ges

richt erließ keinen Einſtellungsbeſchluß. – Ø . , den die

Beklagte als den Vater des Kindes bezeichnet hatte,

erhob ſpäter gegen die X. wegen der Behauptung

gleichfalls Privatklage. Das Scho. erklärte durch Ur

teil unter Bezugnahme auf § 415StPO. die Straf

verfolgung für unzuläſſig . Das LG. verurteilte die

Angetlagte. Die Reviſion der Angellagten wurde ver

worfen.

Aus den Gründen : Die Reviſion verſtößt, in

ſofern ſie fich auf den § 415 StPO. gründet, nicht

gegen den § 380 SIPO. & 415 gehört nicht ausſchließ

lich dem Prozeßrecht an ; er ergänzt, ſoweit er den

Grundiatz der Fachlichen Rechtskraft betont und er

weitert, das Strafgeſeß, insbeſondere deſſen Vorſchriften

über Antragsvergehen. Daß die Reviſion auf § 415

geſtüßt werdenkann, iſt überwiegendanerkannt. Sach

lich iſt ſie unbegründet. Der Abſ. 2 des § 415, der

nie gleichzeitig mit dem Abſ. 3 anwendbar iſt, läßt die

Verfolgung des Privatklagerechts durch einen neben

dem erſten Privatfläger Verlegten nur im Wege des

Beitritts zu dem zuerſt anhängig gemachten Verfahren

zu . Dieſe Beſchränkung dauert jedoch nur, ſolange jenes

Verfahren anhängig iſt ; die ſelbſtändige Verfolgung

durch den anderen Verlegten wird wieder zuläſſig, ſobald

das erſte Verfahren beendet iſt, nur darf es nicht durch

eineEntſcheidung in der Sache ſelbſt beendet worden ſein

(Abſ. 3). Dahingeſtellt kann hiernach bleiben, ob 8 415

Abſ. 2, der nach der hier feſtgehaltenen Auslegung nur

eine Wirkung der Rechtshängigkeit betrifft, eine reine

Verfahrensnorm iſt oder nicht. Der Vorbehalt bezüglich

einer in der Sache ergangenen Entſcheidung betrifft

grundſäßlich nur einen Ausſpruch, der ſich mit der

Schuldfrage ( im weiteren Sinne, unter Einbeziehung

der Antragsfragen ; vgl. indeſſen ROSt . 41 S. 155)

befaßt ; dieſer muß weſentlich Recht ſchaffen , nicht bloß

von anerkennender Art ſein. Eine rechtſchaffende Wir

kung kommt aber nur dem Urteil zu . Als Entſcheidung

kann weder ein Vergleich im Privatflageverfahren ,

noch die als Beſtandteil eines ſolchen erklärte Zurüc:

nahme der Privatllage gelten (vgl.RGSt. 27, 216 ,

217 ); beide beruhen auf dem Parteiwillen und erfolgen,

wenn auch oft mit äußerlicher, ſo doch nie unter ent

ſcheidender Mitwirlung des Gerichts. Die Zurücknahme

der Alage (nicht der „ Vergleich “, ein der StPO . fremder

Ausdruct ) erledigt das Verfahren ohne weiteres , die

ihr regelmäßig folgende beſchlußmäßige „ Einſtellung

des Verfahrens “ hat nur formelle Bedeutung (Vöwe

III.

Buſtändigkeit für die Feſtlegung der Koften im

Privatflageverfahren
. Weder der Privatlläger noch der

Ungeklagte hat in dieſem Berfahren das Recht der wei

teren Beſchwerde. In einem Privatflageverfahren

wurde der Angeklagte vom Berufungsgerichte
zu den

Koſten der beiden Inſtanzen verurteilt. Auf den Ans

trag des Privatklägers ſetzte der Gerichtsſchreiber des

Amtsgerichts die Koſten feſt. Auf die „ Beſchwerde“

des Privattlägers wies das Amtsgericht die Erinnes

rungen nach § 104 ZPO. zurüđ. Auf die Beſchwerde

des Privatflägers änderte die Straflammer den

Koſtenfeſtſeßungsbeſchluß
I. Inſtanz ab ; gegen dieſen

Beſchluß legte der Privatkläger neuerdingsBeſchwerde,

der Angellagte die weitere Beſchwerde ein. Beide Bes

ſchwerden wurden als unzuläſſig verworfen.

Aus den Gründen : Die StPO. enthält keine

Vorſchriften über die Feſtſeßung der Koſten und Auss

lagen des Privatllageverfahrens. Nach SS 495, 496

Abf. 2, 503 StPO. ſind die Vorſchriften der 3PO .

(88 104 ff.) heranzuziehen, aber die Vorſchriften der

StPO. bleiben im aðgemeinen maßgebend . Die Koſten

und Auslagen des Privatklageverfahrenswerden durch

das Gericht (nicht durch den Gerichtsſchreiber) der

I. Inſtanz feſtgeſetzt. Gegen dieſen Beſchluß ſteht die

einfache unbefriſtete Beſchwerde nach § 346 StPO.

offen . Der von dem lo. als Beſchwerdegericht er

laſſene Beſchluß kann nach § 352 SIPO. nicht mit der

weiteren Beſchwerde angefochten werden. Dies gilt

für den Privatkläger und den Angellagten (8 352

Abſ. 2 SIPO . ). Zwar enthält die Entſcheidung des

16. für dieſen einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde

grund, ſo daß ihm ein Beſchwerderecht zuſtehen würde,

wenn $ 568 ZPO. entſprechend anzuwenden wäre.

Allein die Vorſchriften der ZPO. werden nur auf das

Verfahren über die Koſtenerſtattung in Privatklages

ſachen entſprechend angewendet, das in der StPO.

nicht geregelt iſt. Hinſichtlich der Zuläſſigkeit der

weiteren Beſchwerde ſteht die ausdrüdliche Vorſchrift

des § 352 Abſ. 2 StPO . entgegen , ſelbſt dann, wenn

der Gegner erſt durch die Entſcheidung des LG. bes

ſchwert iſt . ( Beſchl. vom 20. Nov. 1913, Beſchw .-Meg.

Nr. / 1913 ).
892

Ed.
901

3217
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Oberlandesgericht München. Haftung des Malermeiſters angenommen, weil einnaher

und innerer Zuſammenhang mit der Arbeit ſelbſt be
I.

ſtehe . Mit Necht weiſt ferner der Kläger darauf hin ,

Mißbräuchliche Benukung eines Kraftwagens gele: daß ſchon die vom Beklagten gegebene zuſagende Unt

gentlich der Ausbeſſerung; chilfenhaftung ( 278 BOB.). wort (er ſolle den Wagen nur ſchiđen ) den Abſchluß

Der Beſiger eines Kraftwagens verbrachte dieſen auf des Ausbeſſerungs- und Verwahrungsvertrags enthielt

Grund vorangegangener Beſprechung zu einem Autos und ſich daher derKläger nicht mehr darum zu kümmern

mobilreparateur in deſſen Wertſtätte zur Ausbeſſerung; brauchte, ob der Beklagte auch bei der Entgegennahme

die Gehilfen benußten die Abweſenheit des Meiſters des Wagens in der Wertſtätte perſönlich mitwirkte

auf einer furzen Reiſe dazu, mit dem Wagen nach Feiers oder überhaupt anweſend war. Es wäre Sache des

abend eine Spazierfahrt zu machen ; dabei wurde der Beklagten geweſen, wenn er bei der Zuſage bereits

Wagen ſchwer beſchädigt. Der Geſchäftsherr lehnte ſeine Reiſe vorhatte, die Ablieferung während ſeiner

jeden Schadenserſaß ab, weil die Beſchädigung nichtin vorausſichtlichen Abweſenheit auszuſchließen oder, wenn

Ausübung der Ausbeſſerung, ſondern nur gelegentlich die Notwendigkeit der Meiſe unvermutet eintrat, den

erfolgt ſei, ſeine Reiſe auch kein eigenes Verſchulden Kläger noch einmal telephoniſch zu benachrichtigen, daß

darſtelle; andererſeits habe auch der Kläger von einer der Wagen jeßt nicht gebracht werden ſolle . Mangels

früheren Eigenmächtigkeit der Gehilfen Kenntnis ges ſolcher beſonderen Ábmachungen aber hätte der Kläger

habt. Er wurde in zwei Jnſtanzen verurteilt. auch dann den Anſpruch auf ordnungsmäßige Berwah

Aus den Gründen : Unbeſtreitbar übernimmt rung und Schadenserſaß wegen Verleßung dieſer Pflicht

der Werkunternehmer bei Ausbeſſerungsarbeiten, deren gehabt, wenn er den Wagen ohne jede vorherige Vers

Gegenſtand vom Beſteller in die Werkſtätte gebracht abredung in das offene Geſchäft des Beklagten vers

wird, fraft Vertrags auch die Pflicht zur ordnungsa bracht hätte; denn die dort mit dem Willen des Werk

mäßigen Berwahrung und insbeſondere zur Behütung unternehmers anweſenden Gehilfen gelten als ermächs

vor mißbräuchlicher Benüßung (ſog. „ſekundäre“ Unter- tigt, ſolche Ausbeſſerungen auch in Abweſenheit des

laſſungspflichten ; vgl. Staudinger BGB. Bem. I 2 b Meiſters anzunehmen (vgl. RO3. Bd. 65 S. 295 ). ES

zu " 8 278, Vorbem . zu § 688 ). Ebenſoweit er- tann deshalb auch von einem Mitverſchulden des Klägers

ſtredt fich auch die Haftung des Meiſters für die Ers keine Nede ſein ; denn er durfte glauben, daß der Be

füllungsgehilfen, alſo insbeſondere für die techniſchen tlagte entſprechende Borſorge gegen Wiederholung einer

Bertſtättegehilfen nach 8 278 BOB. Jn den Kommen- mißbräuchlichen Benüßung bereits getroffen haben

taren ſind im Anſchluſſe an Staub BOB. Erk. zu werde. Er hatte ja auch in der Tat eine wirkſame

8 58 (Bd . 1 S. 284) und GoldſchmidtsZ. Bd. 10 S.287 Abhilfe nämlich durch Wegnahme der Zündmagnete

allerdings meiſt nur ſolche Beiſpieleaufgeführt, bei gefunden ; daß er ſie damals wegen ſeiner Abweſens

denen ſich der Gehilfe indie Räume des Beſtellers be- heit nicht ſelber ausüben konnte und auch nicht ander

gibt und dort gelegentlich der Ausbeſſerung etwas bes weitig Vorſorge traf, tonnte der Kläger weder vorher

ichädigt. Die mißbräuchliche Benüßung von auszu- ſehen , noch fädt es ihm zur Laſt, zumal da der Bellagte

beſſernden und zu dieſem Zwede in die Werkſtätte des gar nicht behaupten kann, daß der Kläger oder deſſen

Wertmeiſters gebrachten Sachen iſt aber viel häufiger mit der Ablieferung des Wagens beauftragter Bedienſte

und wichtiger, als es hiernach ſcheinen könnte. Dies ter von derReiſe des Beflagten überhauptetwas wußte.

gilt nicht nur für Kraftwagen wegen der hier beſon- | Da hiernach § 278 BGB. zutrifft, bedarf es keiner wei
ders ſtrengen Delittshaftung bei Beſchädigungen , ſondern teren Erörterung, ob den Beklagten ſelbſt ein Ver

auch für Schmud, Kleider, Wäſche, Uhren und ähn- ſchulden zur Baſt fällt. Nurmag bemerkt werden, daß

liche vor oder nach der Ausbeſſerung leicht auf kurze der Kläger mit Recht auf die allbekannte Gefährlich

Zeit benügbare Burusjachen , zumal ſtrafrechtlich dieſer keit des Mißbrauchs gerade von Kraftwagen durch

Gebrauchsdiebſtahl nicht geahndet wird. Da dieſe Fälle Dritte hinweiſt, die ſogur zu Erörterungen über ge

ſelbſtverſtändlich niemals mit der eigentlichen Äus- ſeßliche Maßnahmen im Streiſe der Straftwagenbeſißer

beſſerungsarbeit in notwendigem Zuſammenhang ſtehen , geführt hat. Es wäre hiernach überhaupt zweifelhaft,

ſo tritt bei ihnen immerwieder die Grenzfrage zwiſchen obder Beklagte den Entlaſtungsbeweis nach § 831

Beſchädigung „in Erfüllung " oder , bei Gelegenheit der BOB. hinſichtlich ſeiner Gehilfen noch führen könnte,

Erfüllung“ auf. Hält man aber feſt, daß dieBertrags. wenn es — wie nicht – darauf ankäme. Insbeſondere

haftung für Gehilfen überal da eintritt, wo der Werk- iſt unklar geblieben, wem denn eigentlich der Schlüſſel

meiſter ſelbſt aus dem Vertrage haften würde, wenn der Werkſtätte nach Feierabend anvertraut war und

er die ſtreitige Handlung perſönlich vorgenommen hätte, ob nicht die Ablieferung des Schlüſſels an eine dritte

und weiter , daß der Vertrag nicht nur die Berpflich verläſſige Perſon außerhalb des Kreiſes der Gehilfen

tung zur ſachgemäßenAusbeſſerung als ſolcher,ſondern anzuordnen geweſen wäre. (Urt. vom 13. Juni 1913,

aud zur wirtſamen Obhut und Verwahrung ſowie zur L 282/131). N.

Sicherung gegen mißbräuchliche Benüßung enthält, ſo

tann kein Zweifel ſein, daßſolche Fälle wiehier unter
II .

die abſolute und durch keinerlei eigenes Verſchulden

bedingte Gehilfenhaftung aus § 278 fallen. Gerade Erheblichteit del Bertagungegrunde (SS 227 , 224

der Schuß vor den Folgen ſolchen Mißbrauchs iſt einer BPO.). Gründe: Der Anwalt des Klägers begründet

der Zwede des § 278. Wie der Geſchäftsherr ſich da- ſeinen ſchriftlichen Antrag auf Terminsverlegung das

gegen ſchüßen wil, iſt ſeine Sache und äußerſtenfalls mit, er habe noch nicht genügende Information von

eben ein Beſtandteil ſeiner Geſchäftsgefahr; jedenfalls ſeiner auswärtigen Partei erhalten ; der Gegner hat

wäre es weitaus unbilliger, den Werkbeſtellermit dieſer der Berlegung widerſprochen. Ein erheblicher Grund

Gefahr zu belaſten. Auch daß die mißbräuchliche Fahrt | dafür iſt auch tatſächlich nicht zu erſehen . Das Urteil

- wie natürlich – erſt nach Feierabend vorgenommen wurde am 20. November 1913 verkündet ; am 26. gl . M.

wurde, kann den Beflagten nicht entlaſten ; denn ſeine erhielt der Kläger die Ausfertigung ; am 29. gl. M.

Berwahrerpflichten beſtanden ja auch nach Geſchäfts- erfolgte die Zuſtellung; am 24. Dezember 1913 wurde

ſchluß fort. Der jeßt ſtreitige Fall liegt inſoweit ganz die Berufung eingelegt und Termin auf 13. Februar

ähnlich wie der in ROZ. Bd. 63 S. 343, wo ſich die 1914 angeſeßt. Der Kläger hatte alſo ſeit Ende No

Malergehilfen nach Feierabend in einem Neubau an vember Zeit, ſich die Berufungsbegründung zurecht zu

der Waſſerleitung die Hände reinigten und die Farb- legen und den Schriftſaß ſo zeitig abzugeben, daß auch

fübel ausſpülten, dabei aber den Waſſerhahn offen dem Gegner und dem Gericht noch genügend Zeit zur

ließen, ſo daß überNachtDeđen und Fußböden im großem Vorbereitung bleibt . Zudem handelt es ſich um eine

Umfang beſchädigt wurden ; das Reichsgericht hat die einfache Sache ohne Beweisaufnahme in erſter Inſtanz
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mit den nämlichen Anwälten wie in der Vorinſtanz. Es vor Schritte zur Einberufung der Bauptverſammlung

mäßigen Geſchäftsbetrieb der Oberlandesgerichte wich- ließe, ſo hätte doch jene Auslegung Blaß zu greifen,

tigenRegel abzuweichen , daß die Sache für den erſten die den Rechten des von der Ausſchließung bedrohten

Termin verhandlungsreif gemacht werden ſoll ( vgl. Mitglieds Rechnung trägt, ſobald der Wortlautder

$8 518 Abſ. 3, 519 Åbf. 2, 520, 523, 272 ZPO.), wenn Vorſchrift nach ihrem Sinn und Zwede dieſe Aus

er wie hier, mit einem Zwiſchenraum von zehn Wochen legung zuläßt und der gegenteilige Wille des Vereins,

feit der Urteilszuſtellung anberaumt iſt . ') ( Beſchl. vom des Verfaſſers der Sapungen, feine ungweideutige

28. Januar 1914, L 946/13) . N. Faſſung gefunden hat oder hätte finden können.

şiernach hat der beklagte Verein gegen die Sagungen

verſtoßen ; denn der Ausſchließungsantrag des Aus

ſchuſſes vom 18. Dezember 1912 wurde ſchon am 24 .

gleichen Monats auf die Tagesordnung der Faupt

verſammlung vom 24. Januar 1913 gefeßt, allen Mit

Oberlandesgericht Nürnberg. gliedern ſofort angezeigt, aber dem Kläger erſt am

2. Januar 1913 bekannt gegeben und trozdem ſchon

Uusjhließung des Mitgliede eines eingetragenen in der genannten Hauptverſammlung entſchieden . Dess

Vereins. Zuſtändigteit der Hauptverſammlung oder des halb iſt es bedeutungslos, daß der Klägernoch rechts

Schiedøgeridhte. Rechtungültigteit des Ausſchließunge: Jeitig vor jener pauptverſammlung die Einberufung

beſchluſſes wegen eines Mangels des Verfahrens (8 $ 133 , eines Schiedsgerichts hätte verlangen können ; denn

157, 32 11., 55 11. BGB. ) . Aus den Gründen : Nach der Kläger brauchte ſeine Maßnahmen nicht auf das

den Saßungen des beklagten Vereins haben ſich mit hon vorher unrichtig geſtalteteBerfahren des beflagten

der Ausſchließung eines Mitglieds zwei Organe zu be- Vereins oder ſeines Ausſchuſſes zu gründen. Es kann

faſſen. Zunächſt muß ein Äusſchußbeſchluß darüber ihm auch ein Verſtoß gegen Treu und Glauben nicht

vorliegen , daß die Ausſchließung des Mitglieds bei deshalb zur Laſt gelegt werden, weil er in zuläſſiger

der Hauptverſammlung zu beantragen iſt, ſodann iſt Weiſe das mit Mängeln behaftete Ausſchließungsvers

über dieſen Ausſchließungsantrag zu entſcheiden . Dies fahren durch die ordentlichen Gerichte nachprüfen ließ.

iſt in zweifacher Weiſe möglich ; entweder entſcheidet Die ſachliche Prüfung der Richtigkeit oder Zwedmäßig

das nach den Sagungen zu berufende Schiedsgericht keit des Vereinsbeſchluſſes durch das Gericht iſt ohnehin

ohne Berufung an die Hauptverſammlung oder es ent- nicht mehr verlangt worden und könnte auch nach der

ſcheidet die Vauptverſammlung ſofort endgültig . Das vorherrſchenden Anſicht nicht erfolgen, weil hierin ein

Schiedsgericht iſt zuſtändig , wenn das vom Ausſchuß= | Eingriff in das Selbſtverwaltungsrecht des Vereins

antrag verſtändigte, auszuſchließende Mitglied die Ein- liegen würde. Mit Recht hat ſohin das Landgericht

berufung des Schiedsgerichts innerhalb 14 Tagen ver- beim Borhandenſein der Vorausſeßungen des § 256

langt; die þauptverſammlung iſt zuſtändig, wenn das 3BO. für den Feſtſtellungsanſpruch des Klägers die

Mitglied die Einberufung des Schiedsgerichts nicht ver- Mechtsungültigkeit des Ausſchließungsbeſchluſſes der

langt. Welches Organ zu entſcheiden hat, ſteht hier- Hauptverſammlung vom 24. Januar 1913 wegen der

nach erſt feſt, wenn die Friſt für die Anrufung des dargelegten Mängel des Verfahrens ausgeſprochen.

Schiedsgerichts unbenüßt verſtrichen iſt; erſt dann tann (Urt. des II . ZS . vom 1. Dezember 1913, L 322/13 ) .

das Verfahren zur Einberufung der Hauptverſammlung B-I.

eingeleitet werden, das nach den Saßungen mit der

rechtzeitigen ſchriftlichen Einladung der Mitglieder unter

Befanntgabe der Tagesordnung beginnt. Vor Ablauf

der Friſt beſteht ein für die Bauptverſammlung ge

eigneter Ausſchußantrag überhaupt noch nicht und kann Landgericht München I.

daher den Mitgliedern als Gegenſtand der Tagesordnung

einer Hauptverſammlung auch noch nicht bekannt ge
$$ 906 , 1004 BGB.; $ 26 GewD. Haftung des

geben werden. Nach dem Zweckeder Saßungsvorſchrift Eiſenbahnfiofus für Brandſchäden infolge Funtenwurſs.

ſoll das ſchiedsgerichtliche Verfahren der Entſcheidung Aus den Gründen : (Das Urteil ſtellt feſt, daß ein

durch die Hauptverſammlung nebſt deren Vorbereitung ſtarter Funkenwurf ſtattgefunden hat und daß dadurch

ſchlechthin vorgehen ; beide Verfahren ſollen nicht neben ein Brand entſtehen konnte) . Der Beflagte hat für den

einander laufen ,was auch in den entſprechenden Fällen
Brandichaden auf Grund eines allgemeinen Rechtsſages

des ſtaatlichen Prozeßrechts gilt . Nach dem Sinne der zu haften , der die Bahnverwaltung in ſolchen Fällen

Sakungen iſt die Angelegenheit, ſobald es das bes auch ohne eigenes Verſchulden für haftpflichtig erklärt.

treffende Mitglied verlangt, in dem engen Kreiſe des Von der Regel , daß die Schadenserſaßpflichtgrundſäßlich

nur aus 5 Perſonen beſtehenden Schiedsgerichts zu ent ein Verſchulden vorausſekt , läßt die feſtſtehende Recht

icheiden , ſtatt die mehr oder weniger breite Deffent- ſprechung, insbeſondere die des Reichsgerichts, u . a .

lichkeit der Hauptverſammlung zu beſchäftigen ; ſchon eine Ausnahme zu in den Fällen , wo dem Verlegten

in der Bekanntgabe der Tagesordnung läge der erſte durch Sondervorſchriften die Befugnis entzogen iſt,

Teil der Anrufung der Hauptverſammlung zur Ents widerrechtliche Eingriffe in fein Eigentum abzuwehren

ſcheidung über den Ausſchußantrag. Mit gutem Grunde und dadurch dem Schaden vorzubeugen ; dies trifft

ordnen daher die Sagungen an, daß dieſer Antrag namentlich bei dem im öffentlichen Intereſſe geregelten ,

vorher“ dem Mitgliede befannt zu geben iſt , alſo be- behördlich genehmigten Eiſenbahnbetrieb zu , weil dem

Grundeigentümer durch die landespolizeiliche Genehmis

gung der Bahnanlage die Möglichfeit entzogen iſt, auf

1) Anberaumung des erſten Verbandlungetermine alsbald nad Einſtellung des Betriebs oder auf lInterlaſſung der

Ablaufder zweiwödentlichen Einlaſſungsfriſt ( 59-61 Abſ. 2,523 ZPO.) das Maß des § 906 BGB. überſchreitenden Einwir

bat bei den DVG . wenig Wert, weil bier ja nur in den ſelteniten

Füllen der Steger I. Intanz Verſäumnisurteil gegen ſid ergeben
fungen zu klagen. ( RORKomm . 8 906 N. 13 , Vorbem . 2

lagt und auc Vergleichsanreglingen verfrübt wären . Die ZPO . jest vor $ 219; Vorbem . 1 vor $ 823 ; Staudinger § 906

als Regel die Verbindung der Begründung mit der Berufungseins IV 2 f. ) . Dieſer Rechtsgrundjak wird aus den Grunds

legung voraus (5 520 avi. 2)und hatte bis zum Jabre1900 awt eine gedanken der $$ 90311. , 1004 BOB.undaus derfrüheren

jadgemäße Vorioritt für rechtzeitige Beantwortung ( 8 484 ä . F. ) ; leß:

tere wurde aber durch die Novelle von 1898 aufgeboben und ſeitdem Praris gefolgert ; er hat auch in 8 26 GewD. Ausdrud

die Begründung durd geſonderten Sdriftjag und damit deren Ver- gefunden, iſt aber durch die Rechtſprechung erweitert

zögerung immer bäufiger, ſo daß entweder obne Beantwortungs

drift verbandelt oder bierwegen der erſte Termin vertagt werden
worden . Er beanſprucht allgemeine Geltung auf dem

muß. Gebiete des bürgerlichen Rechts, ohne Rüđjicht darauf,
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Bücherauzeigen.
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-

ob ineinzelnen Staaten von der Befugnis des Art. 125

EG. BGB., den § 26 GewD. auch auf die Eiſenbahnen

uſw. zu erſtređen, Gebrauch gemacht worden iſt oder
nicht. Es gilt alſo auch für die bayeriſchen Eiſens Zweites Jahres:Supplement 1910/1911 (Band XXIII ) zu

bahnen und zwar neben dem durch Art. 80 ÚG. BGB.
Megerd Großem Konverſations Periton,ſechſte,gänglich

für anwendbar erklärten § 26 GewO.
neubearbeitete und vermehrte Auflage. 1005 Seiten

Nicht ſtichhaltig iſt der Einwand des Beklagten,
Tert mit 994 Abbildungen, Karten und Plänen im

es müſſe ein Berſchulden der Eiſenbahn nachgewieſen
Text und auf 90 Bildertafeln (darunter 9 Farben:

drudtafeln und 7 ſelbſtändige Startenbeilagen ) ſowie
werden , weil für einen in der Vergangenheit liegenden,

d . h . ſchon vor der Klageerhebung eingetretenen Schaden
3 Tertbeilagen. ( Verlag des Bibliographiſchen 3n
ſtituts in Beipzig und Wien ). 3n Qalbleder gebunden

Erfaş verlangt werde. Allerdings wird in der Mecht Mf. 10.- oderin Prachtband Mf. 12.— .
ſprechung ſolches behauptet (vgl. NORHomm. § 906

N. 13; Landmann GewD. [6] I § 247 ; Recht 1909,
Das Beſtreben des Verlags von Meyers Großem

1938 ; 1910, 431; Warnr. 12 , 343 ; abw . Gruch. 51, Konverſations- Lexikon, dieſes bedeutende Wert auch

154 1.) . Die Behauptung gilt aber nur für 8 26 GewO.;
weiter mit der unaufhaltſam vorwärts drängenden

auf Grunddieſer Vorſchrift kann nach der herrſchenden Zeit Schritt halten zu laſſen , kommt durchdieHeraus
Meinung allerdings ohne Nachweis eines Berſchuldens gabe eines zweiten Jahres-Supplements (BandXXIII)

nur fürdie Zukunft, d. i . für die Zeit nach der lage zum Ausdrud, deſſen vielſeitiger Jnhalt einmal vieles

erhebung, auf Schadenserſas (8. B. für die erhöhte
inzwiſchen Veraltete ergänzt, berichtigt und fortführt,

Gefährdung und dadurch hervorgerufene Entwertung uns ſodann aber auch durch eine beträchtliche Heihe

des anliegenden Grundſtücks) geklagt werden. Jm
völlig neuer Artikel überraſcht. Ein enzyklopädiſches

Gegenſaß dazu gewährt aber der obenerwähnte all- Jahrbuch für den Zeitraum 1910/1911 könnte der

gemeine Rechtsſaß eine weitere Schadenserſaßpflicht
XXIII. Band mit Recht genannt werden. Zeitgemäß

ohne Nachweis des Verſchuldens auch für den der Ver
wie die Tertgeſtaltung iſt auch das umfangreiche und

gangenheit angehörigen Schaden. Der tiefere Grund anſchauliche Bildermaterial, das entweder in den Text

liegt darin, daß der Grundeigentümer wegen der ſtaat- eingefügt oderauf beſonderen Tafeln in ein- und mehr

lichen Genehmigung rechtswidrige Eingriffe in ſein farbiger Ausführung beigegeben iſt. Von ſchwarzen

Eigentum nicht abwehren fann ; durch die Gewährung Tafeln ſeien herausgegriffen die Jlluſtrationen zu den Úrs

einer vom Nachweiſe des Verſchuldens unabhängigen titeln : , Ballonphotographie“, „ Unterſeeboote“ , - Feuer

Schadenserſakklage Tolu ihm eine Gegenleiſtung ver
meldeanlagen ", Reklamebeleuchtung" , „ Waſſerbau “,

ſhafft werden . Dieſer Grund trifft gerade bei Schädi
„ Kirchenbauten “, „Univerſitätsbauten“, „Moderne Grabs

gungen durch Funtenflug zu . Funfenflug iſt eine alltäg mäler“ , „ Elektrochemiſche Apparate “, „ Konſervierungs

liche, dem Eiſenbahnverkehr anhaftende Erſcheinung, apparate“ . Eine ſehr intereſſante Zuſammenſtellung

die die Technik bisher nicht vollſtändig beſeitigen fonnte.
bieten die 4 Tafeln , Selbſtbildniſſe von Künſtlern des

Erbildet ſtets eine unzuläſſige Einwirkung i. S. des
15. - 20. Jahrhunderts ", nicht minder die Gruppentafeln

$ 906 BOB .und iſt bei geringen Entfernungen wie mit Porträten hervorragender Geologen , Botaniker,

hier auch ſtets gefährlich (Bay3fN . 1911, 244 ; Zoologen, Chemiter, engliſcher und franzöſiſcher Dichter

Égers E. 28, 292 ; 30. 10, 619). Der Beklagte gibt
der Gegenwart. Ganz hervorragend gelungen ſind die

ſelbſt zu, daß die Herſtellung von Einrichtungen un farbigen Tafeln und die 7 neuen starten. Stein Beſiber

möglich iſt, welche den Funkenflug und ſeine ſchädlichen
des Hauptwertes ſollte ſich die Anſchaffung auch des

Folgen ausſchließen. Der Grundeigentümer hat alſo wohlgelungenenzweiten Jahres -Supplements entgehen

kein Mittel, ſich im Voraus dagegen zu wehren. Es
laſſen, deſſen Nußen und praktiſche Bedeutung auch

bleibt ihm nichtsübrig,als zu warten ,bis ein Schaden als ſelbſtändiges Buch ohne weiteres einleuchtet.

entſtanden iſt. Regelmäßig wird er erſt dann mit der

Erſakllage hervortreten . Die Rechtſprechung hat denn

auch ſtets ſolche Klagen zugelaſſen, ohne den Nachweis Staub's kommentar zum Handeløgeſetzbuch. Neunte Auf

eines Verſchuldens zu fordern (vgl. RORKomm . lage bearbeitet von Geinrich Rönige, Meichsgerichts

$ 906 18 und Staudinger a. a . D.; RG3.58, 130 ; 3W.10, rat in Leipzig, Albert Pinner, Juſtizrat in Berlin,

619 18 ; 04, 360 10; Recht 04, 617; WarnR . 13, 226 ). Dr. Felix Bondi, Juſtizrat in Dresden. Zweiter Band .

Inſofern geht der Schutz des Grundeigentümers gegen VII, 1416 Seiten. Berlin 1913, J. Guttentag, Ver

Funfenflug nach jenem allgemeinen Rechtsgrundia lagsbuchhandlung. Mt. 22.50.

weiter als der Schuß des § 26 GewD . Es iſt nicht Im Jahrgang 1912 S. 244 iſt der 1. Band der

anzunehmen, daßdurch Art. 80 AG. BOB. in Bayern 9. Auflage angezeigt worden . Dem uneingeſchränkt an

der bisherige Rechtszuſtand zum Nachteil der Grunds erkennenden Urteile, das durch den 2. Band nach jeder

eigentümer geändertwerden ſollte. Schon nach früherem Richtung beſtätigt wird, muß noch beigefügt werden,

Necht war auch in Bayern als Erſatz für die ausge- daß ein mit peinlicher Sorgfalt bearbeitetes Berzeich:

ichloſſene Klage auf Betriebseinſtellung eine an den nis der Geſebesſtellen und ein gründliches Verzeichnis

Nachweis eines Verſchuldens nicht geknüpfte Entſchädis nach der Wortfolge die Brauchbarkeit des Buches er

gungsklage, nicht aber die in § 26GewO. zugelaſſene höhen.

Klage auf Herſtellung von Schußvorrichtungen zuläſſig;

nur dieſer verſchiedenen Behandlung der Anlagen der

Verkehrsunternehmen vor anderen gewerblichen An
Schweiger8 Bayeriſcher Finanztalender 1914. Heraus

lagen ſollte der Art. 80 ein Ende machen (Henle
gegeben von Dr. Anton Schlecht, A. Mentamtmann

Schneider zu Art. 80) . Die Eiſenbahn kann ſich gegen
in Garmiſch . München und Berlin 1914 , 3. Schweiger

die Gefahren des Funkenflugs wohl nur durch die Be
Verlag (Arthur Sellier ). ME. 2,50.

gründung von Dienſtbarkeiten ſchüßen, in denen die Der Kalender ähnelt in der Einteilung und Aus

Grundeigentümer auf künftige Erſaßanſprüche ver
ſtattung dem Termin-Kalender für bayeriſche Juriſten.

zichten (EgersE. 26, 208) . (ürt. der I. Zt. vom 26. Nov.
Er enthält Aemterverzeichniſſe, Tabellen , wichtige

1913, À 2729/12). Vorſchriften u. dgl. Von praktiſchem Wert iſt neben

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hipp in Münden . der Ueberſicht über die Beſeßung der Hentämter ſeine

Rentämterbeſchreibung. Sie gibt einen Ueberblick über

die politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe, ins

beſondere über die Lebensmittel- und Mietpreiſe, an

jedem einzelnen Amtsſige und erwähnt die örtlichen

Sehenswürdigkeiten und Naturſchönheiten .
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Snitidhty, weil. Dr. jur. W. G. Die Gefeßgebung vom 21. September 1912 und in § 28 der Dienſtvor

des Deutſchen Reich e s . Fünfte vermehrte und ſchriften für die Amtsanwälte vom 29.November 1913

verbeſſerte Auflage von Otto Rudorfi, Oberlandes- übernommen wurde . Allein bei der Fülle und Uns

gerichtsrat in Hamburg . XXIV, 1024 Seiten. Berlin überſichtlichkeit des Stoffes werden die Berzeichniſſe,

1913, 3. Øuttentag , Berlagsbuchhandlung, 6. m . b.. die hiernach von den einzelnen Staatsanwälten und

Die Ausgabe ſammelt die in zahlloſen Geſeßen Amtsanwälten angelegt werden mußten, manche lüten

und Verordnungen verſtreuten Vorſchriften des öffent
aufgewieſen haben .

lichen und des privaten Seerechts, erläutert ſie durch Nun hat das StMin. der Juſtiz die Mitteilungen zu

furze Berweiſungen und Anmerkungen und führt die ſammengefaßt, die in Strafſachen den Staatsanwälten bei

Ergebniſſe der Rechtſprechung, ſowie die ſeerechtliche den Landgerichten, den Amtsanwälten und den Gerichten

Literatur an. Sie kann wegen der ſorgfältigen und und in nicht ſtrafrechtlichen Sachen den Staatsanwälten

erſchöpfenden Behandlung des Stoffes nur empfohlen bei den Landgerichten obliegen. Zunächſt geſchah dies

werden. in ſyſtematiſcher Weiſe durch die Bekanntmachung vom

29. November 1913 JMBI. S. 694. Dabei wurden

verſchiedene Mitteilungen erlaſſen , darunter einige, die

ſehr häufig zu machen waren . Auch wurden viele ältere

Gefeßgebung und Verwaltung. Vorſchriften unter Uebernahme ihres Inhalts in die

Delanntmachung aufgehoben . Die Befanntmachung

Das Bayeriſche Zentralpolizeiblatt erſcheint jeßt brachte ſo eineweſentlicheVereinfachung desMitteilungs

unter dem Namen „ Bayeriſches Polizeiblatt“. Der
weſens und eine bedeutende Geſchäftserleichterung. Šie

Name wurde gleichzeitig mit dem Plane für das Blatt fündigte aber noch an, daß den Staatsanwälten und

geändert. Der neue Plan vom 16. Januar 1914, der Amtsanwälten alphabetiſch geordnete Berzeichniſſe der

im Juſtizminiſterialblatt mit Bekanntmachung vom Mitteilungen überſandt werden würden. Dies iſt in

23. Januar 1914 (S. 6) veröffentlicht wurde, bringt
zwiſchen geſchehen . Die Berzeichniſſe ſind nach dem

neben weſentlichen Verbeſſerungen der Stoffanordnung Muſter angelegt, das den Staatsanwälten und Umts

und der Sprache, insbeſondere der Ausmerzung der
anwälten für ihre Verzeichniſſe vorgeſchrieben war

zahlreichen Fremdwörter, die der alte Plan enthielt, ( 1. JMBI. 1910 S. 971 ) . Der Inhalt der maßgebenden

einige nicht unwichtige fachliche Neuerungen . Fünftig Vorſchriften iſt möglichſt erſchöpfend wiedergegeben.

fönnen auch Ausſchreiben von Armenpflegſchaftsräten
Zahlreiche Verweiſungen erleichtern die Benübung des

zur Ermittelung des Aufenthalts von Perſonen, die Verzeichniſſes. Sie können natürlich nach den Bes

ſich der geſeblichen Unterhaltspflicht entziehen , im dürfniſſen der Praxis noch vermehrt werden. Øierfür

Bayeriſchen Polizeiblatt veröffentlicht werden. Ferner und für Nachträge iſt genügend Raum vorgeſehen . Es

wurden im Hauptblatt zweineue Abteilungen geſchaffen,
iſt immer nur die rechte Seite bedrudt, die linke iſt

die Abteilung 6 zur Bekanntgabe der von der Polizei
aber mit dem Vordruck verſehen.

direktion München beanſtandeten Bildſtreifen für Licht

ſpiele und die Abteilung 5 für Ausſchreiben gegen
Die Leumund & zeugniſſe und die polizeilichen Berfonal:

Jugendliche. Sie iſt beſtimmt
atten. Eine Bet. des Staatsminiſteriums des Innern

a ) für Ausſchreiben gegen Jugendliche, die aus einer

Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt entlaufen ſind,
vom 23. Januar 1914 ( Bayeriſche StaatszeitungNr.29

vom 5. Februar 1914, MABI. S. 33) trifftAnordnungen
in der ſie auf Anordnung einer Behörde unter:

darüber, wie bei der Führung der polizeilichen Perſonal
gebracht waren , oder die nach Anordnung einer

Behörde in einer ſolchen Anſtalt unterzubringen ſind,
aften und bei der Ausſtellung von Leumundszeugniſſen

b) für Ausſchreiben gegen entlaufene Jugendliche, wenn
Strafen behandelt werden ſollen, deren Löſchung im

Strafregiſter durch einen allerhöchſten Gnadenerweis
befürchtet wird, daß ſie ſtrafbare pandlungen be

angeordnet iſt (vgl. JMBI. 1913 S. 91 ). Solche Strafen
gehen .

ſind in den Perſonalaften der Ortspolizeibehörden
Die Schaffung dieſer Abteilung 5 iſt beſonders zu

begrüßen. Früher mußten Ausſchreiben gegen Jugend
gleichfalls zu löſchen. Sie ſind ferner in Deumunds:

liche, wenn der Jugendliche nicht gegen Einrüdungs
zeugniſſen nicht mehr zu erwähnen, außer wenn das

Zeugnis von einer Behörde gewünſcht wird, die auch
gebühr als vermißt ausgeſchrieben werden konnte,

Auskunft über gelöſchte Vorſtrafen verlangen kann
in Abteilung 1 (Haftbefehle ) oder in Abteilung 3c

(Bemerkenswerte Notizen über Gaunerweſen) veröffent
und um deren Angabe ausdrüclich erſucht hat .

licht werden .
Zweckmäßig iſt auch , daß nach dem neuen Plane Die Behandlung der Aften in Beguadigungsjachen.

die halbjährigen Jnhaltsverzeichniſſe durch viertel- und Eine Bet. vom 27. Januar 1914 (JMBI. S. 15) löſt

ganzjährige erſegt werden und im Auguſt jeden Jahres den Zweifel, ob die Vorſchriften der Bel. vom 6. Mai

ein Rüđſtandsverzeichnis ausgegeben wird, das die noch 1911 über die Aftenführung in Begnadigungs- und

nicht widerrufenen Haftbefehle und Steďbriefe der lekten Strafaufſchubsjachen (§ 7 und § 25 Abſ. 2) auch für

5 Jahre in Berbrechens- und Vergehensfällen enthält .
die Aftenſtücke gelten, welche die bedingte Begnadigung

betreffen . Sie ordnet aus Gründen der Zweckmäßigkeit

Die Mitteilungen der Staatsanwälte, Amteanwälte an , daß auch dieſe von den Gerichtsaften abgeſondert

und Gerichte. Den Staatsanwälten , Amtsanwälten und gemeinſam mit den übrigen auf Begnadigungs

und Gerichten ſind im Laufe der Jahre ſo viele Mit und Strafaufſchubsgeſuche erwachſenen Aftenſtüden in

teilungen vorgeſchrieben worden, daß es dem einzelnen einem Hefte verwahrt werden . Die Bef. vom 14. Des

Beamten kaum mehr möglich war, alle in Betracht
zember 1908, die bedingte Begnadigung betr. (JMBI.

kommenden Vorſchriften zu überſehen . Eine Beſſerung S. 285), erleidet dadurch einige Aenderungen. Im & 10

trat dadurch ein, daß § 20 der Dienſtvorſchriften für
Nr. 11 fällt der 2. Halbſatz „ und nimmt ju

die Staatsanwaltſchaft vom 29. Oktober 1910 den den Aften“ weg (1. a . 8 11 Abſ. 2, § 12 Nr. 7, § 13

Staatsanwälten bei den Landgerichten zur Pflicht machte,
Nr. 7, wo die Vorſchriften des § 10 für anwendbar

ein Verzeichnis der Mitteilungen zu führen , die im
erklärt ſind ) .

Strafverfahren und in nicht ſtrafrechtlichen Sachen ge

macht werden müſſen , und dieſe Vorſchrift in § 28 der
Verantwortl. Herausgeber : Th. von der Pfordten,

vorläufigen Geſchäftsanweiſung für die Amtsanwälte K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin.

Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie . ( Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Die Zuſtellung von Beſchlüffen im amts- § 496 I angewieſen. Iſt nun daraus, daß in$ I

§ 496 I nur Urteile von der Zuſtellung von

gerichtlichen Verfahren. Amts wegen ausgenommen worden ſind, zu ent:

Bon Dr. Richard Rann, Hechtsanwalt am Stammergericht
nehmen , daß für Beſchlüſſe das Gegenteil gelten

zu Berlin. joll , daß mithin alle amtsgerichtlichen Be:

ſchlüſſe von Amts wegen zuzuſtellen ſind ?

Die Frage , ob der über den Widerſpruch des Sehen wir näher zu . Mit den Worten : Die

Schuldners gemäß § 900 III ZPD. ergehende Be- Zuſtellung erfolgt von Amt wegen “ gibt

hluß, auch wenn er verkündet worden iſt, von $ 496 eine Vorſchrift über die Form der Zu

Amts wegen zugeſtellt werden muß oder ob der
ſtellung. Darüber, in welchen Fällen die in

Zuſtellungsbetrieb in dieſem Falle dem Partei- § 496 angeordnete Zuſtellungsform angewendet

betriebe überlaſſen bleibt, iſt von Dittrich ) im
werden ſoll, fehlt es dagegen an einem Ausſpruch.

erſteren, von Seuffertº) im leşteren Sinne beant: Das wird ganz deutlich, wennman die entſprechen:

wortet worden. Ich ſelbſt habe in meinem Rom- den Vorſchriften des § 32 Gem66. daneben hält, der

mentar die lektere Anſicht vertreten . ) Ich will ja bekanntlich dem § 496 als Vorbild gedient hat :

verſuchen , fie näher zu begründen .
Die Zuſtellungen in dem Verfahren vor den

Den Ausgangspunkt der Unterſuchung muß die

Frage bilden , ob und inwieweit die Novelle von
Gewerbegerichten erfolgen von Amts wegen .

Urteile und Beſchlüſſe, gegen welche ein Rechts .
1909 denn überhaupt in die Vorſchriften über die

mittel ſtattfindet, find den Parteien zuzuſtellen,

Zuſtellung der Beſchlüſſe eingegriffen hat. Dabei ſoweit dieſe nicht auf die Zuſtellung verzichten.

ſcheint mir nun ſoviel ficher zu ſein , daß eine auf
Sonſtige Urteile und Beſchlüſſe ſind einer Partei

die Zuſtellung von Beſchlüſſen bezügliche ausdrück:
nur zuzuſtellen, wenn ſie nicht in Anweſenheit

liche Vorſchrift in den Beſtimmungen der Novelle
derſelben verkündet ſind ..

nicht enthalten iſt. Wenn Seuffert eine ſolche in

der in 496 I enthaltenen Verweiſung auf den
Während alſo das Gewerbegerichtsgeſek außer

8 317 I erblidt , ſo kann ich ihm inſoweit nicht
der dem § 496 I entſprechenden Vorſchrift über

folgen . § 317 I handelt nur von der Zuſtellung
| die Form der Zuſtellungen auch eine Beſtimmung

von Urteilen . Allerdings wird auch in dem die Zu
darüber gibt, welche ürteile und Beſchlüſſe

ſtellung der Beſchlüſſe regelnden 8 329 auf 8 317 I
in dieſer Form zuzuſtellen ſind, enthält ſich die

verwieſen. Daraus folgt aber nicht, daß die in Amtsgerichtsnovelle einer ſolchen Anordnung.

§ 496 I enthaltene Verweiſung den § 329 II mit
Dieſe Betrachtungführt ſomitzu dem Ergebnis,

umfaßt .
daß die Novelle von 1909, da ſie für das amts

Mangels einer ausdrücklichen Beſtimmung find gerichtliche Verfahren zwar eine Vorſchrift über

wir alſo für unſere Frage auf die Auslegung des
die Form der Zuſtellung gegeben , es aber unter

laſſen hat , vorzuſchreiben, daß dieſe Form, ſei es

1) Im laufenden Jahrgang dieſer Zeitſchrift S. 37. auf alle, ſei es auf gewiſſe amtsgerichtliche Be

3) Ebenda S. 57 . ſchlüſſe anzuwenden iſt, hinſichtlich der Zuſtellung

3) Die gleiche Anſicht vertritt außer den vonDittrich der amtsgerichtlichen Beſchlüſſe alles

angeführten Autoren auch Neukamp zu $ 900. Dagegen

lehren Stonießli-Gelpde, Note 5 zu § 329, daß alle
beim alten gelaſſen hat . Alſo:

vertündeten Beſchlüſſe des Amtsgerichts von Amts
1. Nicht verkündete Beſchlüſje des Amts:

wegen zuzuſtellen ſeien . gerichts waren ſchon nach dem Recht vor der Novelle
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(8 329 III) in der Regel beiden Parteien von Amts 2. Was die verkündeten Beſchlüſſe be

wegen zuzuſtellen. In den Fällen aber, in welchen bis: trifft, ſo gilt mangels einer entgegenſtehenden

her ein Beſchluß, ſei es traſt ausdrüdlicher Beſtim : Vorſchrift der Novelle – auch im Amtsgerichts

mung, ſei es nach dem Sinn des Geſekes von Amts verfahren der in den 88 329 II, 312 II 3PD. aus :

wegen nur dem Antragſteller, nicht auch dem geſprochene Grundſatz der Nichtzuſtellung. Den

Antragsgegner zuzuſtellen war, findet auch nach 8 496 I mit Stonießli- Gelpce dahin auszulegen ,

dem Recht der Novelle keine Zuſtellung von Amts daßnunmehr alle verkündeten Amtsgerichts

wegen an den Antragsgegner ſtatt. So iſt un- beſchlüſſe zuzuſtellen ſeien , derbietet ſich ſchon

zweifelhaft der Beſchluß, durch welchen das Amts: durch die Erwägung, daß dann das Amt&gericht

gericht ein Arreſtgeſuch zurüdweiſt oder vor: mit einem Wuft von überflüſſigen und geradezu ſadi

gångige Sicherheitsleiſtung für erforderlich erklärt, widrigen Amtszuſtellungen belaſtet werden würde.

„ dem Gegner nicht mitzuteilen “ ( 922 III). Das Ich kann mich in dieſer Beziehung auf die von

iſt auch, wenn ich recht ſehe, bisher von keiner Seite Seuffert gegebenen Beiſpiele berufen. Die Frage

bezweifelt worden . Ebenſo iſt der Beſchluß des kann ſomit überhaupt nur für Beſchlüſſe aufgeworfen

Amtsgerid ;ts, durch welchen ein Arreſt ange : werden , bei welchen die Zuſtellung nötig iſt, um die

ordnet wird (8 922 II), dem Antragsgegner nicht Friſt zur ſofortigen Beſchwerde in Lauf zu ſeßen .

zuzuſtellen. Es iſt klar, daß der Arreſtgläubiger Siemuß aber auch für dieſe verneinend ausfallen.

das höchſte Intereſſe daran hat . Zuſtellung und Da es an einer ausdrücklichen Vorſchrift fehlt, ſo

Vollziehung des Arreſtes in einem Akt vornehmen könnten für die Amtszuſtellung nur innere Gründe

zu können. Um ihm dieſe Möglichkeit im amts: in Betracht kommen. Ein Ämt& intereſſe an der

gerichtlichen Verfahren nach der Novelle zu ſichern, Herbeiführung der Rechtskraft eines Beſchluſſes be:

Þedarf es nun aber keineswegs, wie Flechtheim ) ſteht aber ebenſowenig wie abgeſehen vom Fall

meint , des Hinweiſes auf die beſondere Natur des des § 625 3PO. – bei Urteilen . Es iſtvielmehr

Arreſtprozeſſes oder gar der Annahme, daß der in der Mehrzahl der Fälle für das Gericht ganz

Novellengeſeßgeber den § 922 II überſehen habe. gleichgültig , ob die Friſt zur ſofortigen Beſchwerde

Vielmehr ergibt fich das gewünſchte Ergebnis ein- in Lauf gefeßt worden iſt oder nicht. So ing :

fach daraus, daß die Novelle in die beſtehende beſondere im Fall des 8 900 III , wenn derWider:

Ordnung der Zuſtellung der Beſchlüſſe überhaupt ipruch des Schuldners für begründet erachtet

nicht eingegriffen hat . Desgleichen iſt der nicht worden iſt. Hier iſt für das Gericht die Angelegen :

verkündete amtsgerichtliche Beweisſicherung8 heit zunächſt erledigt : 68 iſt Sache des Gläubigers,

beſchluß dem Antragsgegner nicht zuzuſtellen .") ob er weitere Schritte unternehmen und allenfalls

Dieſe Zuſtellung kann nach dem Sinne des § 491 Sache des Schuldners, ob er , ſelbſt wenn der Gläu

nicht wohl von Amts wegen , ſondern nur von der biger ſich nicht rührt, die formelle Rechtskraft des

Partei betrieben werden : Der Beweisführer iſt Beſchluſſes herbeiführen wil . Was nun ſchließlich

verpflichtet, ſofern es nach den Umſtänden des Falles den Fall der Zurüdweiſung des Wider:

geſchehen kann ... Der Richter hat die Beſpruchs gemäß § 900 III betrifft, ſo iſt hier

weisaufnahme zu veranſtalten , ohne prüfen zu freilich die Zuſtellung des Beſchluſſes nötig, damit
dürfen , ob der Dritte, den der Beweisführer ge- das Verfahren ſeinen Fortgangnehmen kann. Daraus

laden hat , der richtige Gegner iſt, ja ob überhaupt folgt aber ebenfalls nichts dafür,daß die Zuſtellung

eine Ladung erfolgt iſt. Unter Umſtänden tann von Amts wegen zu bewirken iſt. Vielmehr führt auch

der Antragſteller auch ein Intereſſe daran haben , hier wieder die Vergleichung mit der Urteilszuſtellung
auf die bereits angeordnete Beweisſicherung zu ver: zum gegenteiligen Ergebnis : auch zwiſchenurteile

zichten , ohne daß der Gegner etwas davon erfährt, und bedingte Endurteile, von deren Rechtskraft die

daß ein ſolches Verfahren eingeleitet worden iſt, i Fortſeßung des Verfahrens abhängt, ſind nichts

ſo wenn das Gericht nur einem für den An- deſtoweniger im Parteibetriebe zuzuſtellen . Irgend

tragſteller wertlojen – Teil des Antrags ſtatt:– Teil des Antrags ſtatt: ein Grund , die Zuſtellung verkündeter Beſchlüſſe

geben will und dieſer es unter ſolchen Umſtänden anders zu behandeln , ſcheint mir bei dem Schweigen

vorzieht , die ganze Angelegenheit nicht erſt auf: des Geſekes nicht gegeben zu ſein .

zurühren .

Desgleichen iſt in den Fällen, in welchen nicht

verkündete Beſchlüſſe überhaupt nicht zuzu :

ſtellen , ſondern in einfacherer Form bekannt zu

machen waren , z . B. durch Aushändigung der Ur: lleber Strafvollitredung.

ichriſt an den Antragſteller ( jo gemäß § 829 3PO . ) ,

durch formloſe Mitteilung uſw. , durch die Novelle
Von Edmund Fumian, Amtsrichter in Straubing.

nichts geändert worden. Der Strafvollzug, beſonders die vollſtret:

kung von Freiheitsſtrafen , iſt von einſchneiden :

, JW. 10, 171 .
den Folgen für den Betroffenen begleitet. Pein:

5) Ebenſo Słonietti-Oelpife Note 1 , Struđmann :

Hoch Note 1 , Förſter - Stann Note 1 ; a. M. Hellwig
liche Genauigkeit iſt darum geboten und nirgende

Syſtem 1 , 741 , Stein Note I, Seuffert Note 1 . treten die Wirkungen von Verſehen für deren Ur:



Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr . 6. 115

heber jo ſtart in die Erſcheinung wie hier. Irrtümer d) im Privatklageverfahren der Privatkläger

find aber umſo leichter denkbar, als nicht nur in und der Widerkläger --- hier ſei neben SS 414 ff .,

den meiſten Fällen ein raſcher Entſchluß nötig wird 430 StPO. beſonders auf die Fälle verwieſen ,

und nicht Zeit zur gemütlichen Erwägung bleibt , wo nach Nebengeſeßen die Privatklage zuläſſig iſt

ſondern auch das ganze Gebiet mit ſtreitigen oder ( 9. Löwe Vorbem . zum V. Buch) –,

doch recht figligen Fragen überſät ift. e) wer als Nebenkläger zugelaſſen wurde oder

Wenn ich im folgenden einige Leitfäße der werden kann (SS_435 , 441 StPO.).

Strafvollſtreckung hervorhebe, ſo geſchieht dies in Außer dem Falle des 8 435 II a . a . D. tann

der Hoffnung, daß damit manchem die Bahn ge= ſich als Nebenkläger anſchließen :

ebnet wird, der ſich in den Stoff erſt einarbeiten a) wer als Privatkläger auftreten kann (1. oben) ;

muß. Zur eingehenden Behandlung der Streit- b) wer Buße beanſpruchen kann (5 443 a. a . D.) ;

fragen, zur Erörterung bekannter Begriffe oder hierüber ſ . d. Zitate " bei Löwe zu § 443. Die

zur Entwicklung einer förmlichen Lehre über die häufigſten Fälleſind die der 88 188 und 231 StGB .

Vollſtreckung fehlt hier der Raum.
In ſolchen Fällen müſſen daher die Voraus

I. Der grundlegende Saß iſt der, daß die ſeßungen der Volſtredbarkeit auch hinſichtlich dieſer

Vollſtreďung von Straſurteilen von deren Rechts : Perſonen vorliegen ; dabei ſind beſonders auch die

traft abhängt (8 481 StPO.). Dagegen bedarf SS 195 , 196, 232 Abſ . 3 StGB. zu beachten.

das rechtskräftige Urteil keiner Beſtätigung (anders
II. Je nach dem Umfange der Rechtskraft iſt

MSIOD. 416 ). Nur der Vollzug von Todes:
das Urteil unter Umſtänden nur teilweiſe voli

urteilen iſt an gewiſſe weitere Vorausſegungen ſtredbar. Wenn von einem Urteil, das einen zu

gebunden (8 485 StPO.) .
ſammengeſeşten Ausſpruch enthält, nur der eine

Rechtskräftig iſt ein Urteil, gegen das über- Teil angefochten iſt , kann es im übrigen vollſtredt

haupt kein (ordentliches) Rechtsmittel zugelaſſen werden , ſo ž. B. wenn neben einer Strafe eine

(z. B. erſtinſtanzielles Urteil des

§ 136 GVG .) oder das nicht mehr mit einem ziehung, Ueberweiſung uſw. Dasſelbe iſt der Fall,
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wenn mehrere Strafen geſondert nebeneinander er
bar die bereits erwähnten Urteile, ſowie die Ur- kannt ſind. Anders bei Geſamtſtrafen ; hievon

teile des RG.8 und des Oberſten Landesgerichts wird unten noch die Rede ſein.

als Reviſionsinſtanz.") Daraus ergibt ſich, daß Umfaßt das Urteil mehrere Angeklagte, jo iſt
eine Vodftredung nicht zuläſſig iſt, ſolange ein für die Vollſtreckung maßgebend, wem gegenüber

Rechtsmittel läuft ; eine Ausnahme hievon bilden
das Urteil rechtskräftig iſt. Gegen ihn iſt die

die Beſtimmungen der $8 386 und 360 StPO. Vollſtreckung zuläſſig, auch wenn von Mitverurteilten

Die Strafvollſtreckung ſeßt alſo voraus, daß ein Rechtsmittel eingelegt wurde und dieſes zu einer

entwederein Rechtsmittel nicht zuläſſig oder die Aenderung oder Aufhebung des Urteils auch gegen
Rechtsmittelfriſt fruchtlos verſtrichen oder der Rechts- über den übrigen führen kann, die kein Rechts

mittelzug erſchöpft, das ergriffene Rechtsmittel zurüd | mittel einlegten. Dies iſt freilich beſtritten ( 1. Löwe

genommen oder endlich auf Einlegung verzichtet $ 481 ) . Die Vollſtreckung hängt hier nicht etwa

worden iſt. Wo eine Umwandelung in Frage davon ab, daß der Verurteilte damit einverſtanden

ſteht, iſt zu prüfen, ob die Vorausſeßung hiefür iſt ; denn das Einverſtändnis iſt kein Erfordernis

( Uneinbringlichkeit der Geldſtrafe) gegeben iſt. des Strafvollzugs , eine unzuläſſige Vollſtreckung

Berechtigt zur Einlegung von Rechtsmitteln ſind aber würde auch nicht durch die Zuſtimmung des

in erſter Linie der Staatsanwalt und der Be Verurteilten zuläſſig.
ſchuldigte. An Stelle der Staatsanwalts tritt

Der häufigſte Fall wird die Aburteilung mehrerer
mitunter eine andere Behörde (jo in Forſtrüge Beſchuldigter wegen einer gemeinſchaftlich verübten

ſachen nach Art. 114 Forſt6 . das Forſtamt) ; in Tat ſein . 3. B. A und B find bezichtigt, gemein:

beſtimmten Verfahren genießen andere Behörden ſchaftlich (aber ohne ſonſtige Erſchwerungsgründe)

ähnliche Rechte (vgl. SS 459 ff. insbeſ. $ 468 StPO . , i den C körperlich mißhandelt zu haben . Sie werden

8 13 GVG.) . aus SS 223 a , 47 StGB . verurteilt. Gegen A

Ein Rechtsmittel können ferner ergreifen : wird das Urteil rechtskräftig, B ergreift Berufung

a) der Verteidiger , allerdings nicht gegen den und wird freigeſprochen . Damit iſt auch der An

ausdrücklichen Willen des Beſchuldigten (8 339 klage gegen A wegen eines Vergehens aus S 223 a

SIPD.) , a . a . D. der Boden entzogen . Es bleibt allenfalls

b ) der geſeßliche Vertreter des Beſchuldigten noch § 223 a .a . O., wenn Strafantrag geſtellt iſt.

( 9 340 a . a . D. ) ,
Nach dem früher Geſagten könnte aber die Strafe

c ) der Ehemann der Beſchuldigten (8 340 gegen A inzwiſchen vollzogen werden . Trotz den hier :

a . a. D.), aus ſich ergebenden Bedenken wird man doch an der

Möglichkeit des Strafvollzugs gegen Mitverurteilte

*) Şinſichtlich der Erſchöpfung des Rechtszugs feſthalten müſſen. Sonſt dürfte man auch nicht

f . 88 338 11., 354 ff ., 374 ff. StPO . dollſtrecken , wenn einer der Mitangeklagten unbe
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fannten Aufenthalts und das Verfahren gegen die 6. Mai 1911 über das Verfahren in Begnadigungs

übrigen durchgeführt iſt. Solche Verzögerungen und Strafaufſchubajadien (JMBI. S. 155 7.) den

wären mit dem Zwede der Strafvollſtreckung un: Begriff der Strafhaft auf als der Haft ſeit der

vereinbar. Aufnahme in die Strafanſtalt oder das Gefängnis ,

In der Praris wird nicht ſelten ein Straf: wo der Verurteilte die Strafe zu verbüßen hat

aufichub über den ungewiſſen Zwiſchenzuſtand hin : ( 1. 8 11 A. III und Bay3 R. 1911 S. 293 ) .§

weghelfen. 8 79 der bayeriſchen Dienſttorſchriften Damit iſt aber auch der Uebergang zum Begriff

für dieStaatsanwaltſchaftbeſtimmt:„ Hatvonmehre der Strafhaft i. e. S. , der Strafverbüßung gegeben.:

ren Verurteilten nur ein Teil Reviſion eingelegt , ſo Der Unterſchied zwiſchen beiden liegt darin, daß

kann der Staatsanwalt gegen die anderen die Straf: bei erſterem Begriffe nur der Zuſtand, bei legterem

vollſtređung einleiten . Iſt aber mit der Möglich : neben dieſer auch die Wirkung ausgedrüdt wird.

keit zu rechnen, daß $ 397 StPO. zur Anwendung Die Strafverbüßung ſeßt aber vorauß , daß

kommen wird , ſo ſoll der Staatsanwalt die Voll: a) ſich die Freiheitsentziehung auf ein berur:

ſtredung in der Regel aufſchieben, es müßte denn teilendes Erkenntnis ſtüßt,

ſein , daß fie infolge beſonderer Umſtände, z . B. b) daß ſie dem Willen der Strafvollſtreckungs:

wegen Fluchtgefahr, geboten iſt .“ behörde entſpricht.

III . Der Vollzug der Freiheitsſtrafe ge : Zu a . Fehlt das Erkenntnis, jo tann man
ichieht durch eine beſonders geſtaltete Freiheit& ent

nicht vom Vollzug einer Strafe ſprechen . Das

ziehung . Die Geſamtheit aller Maßregeln , wo

durch dieſes Ergebnis herbeigeführt wird , iſt die Fälle den Ausdruď„ Vodſtreďung einer Strafe“.
StGB. gebraucht allerdings in 8345 auch für ſolche

Strafvollſtreďung ( RGRſpr. 4 , 26 , Entſch.
Dort iſt aber der Begriff anders auszulegen wie

30, 135) .
in 3 483 SPD . Es iſt erforderlich . daß das,

Strafvollſtredungsbehörde im Sinne des § 483
Erkenntnis (im Rahmen dieſer Abhandlung : das

SIPD. ſind der Staatsanwalt und der Amtsrichter ,
Urteil ) noch zurecht beſteht, alſo nicht etwa aufge

denen die Herbeiführung und Ueberwachung des
hoben oder abgeändert iſt (vgl. § 399 ff. StPO.),

Vollzugs obliegt . Weiterhin werden noch der
daß weiterhin die Wirkungen noch fortdauern, nicht

Gerichtsſchreiber und insbeſondere die Beamten der
etwa die Strafe erlaſſen oder der Strafanſpruch

Gefängniſſe und Strafanſtalten tätig . Legtere haben
des Staats durch Verjährung der Vollſtredung er:

die Ausführung der Freiheitsentziehung ſelbſt zu
loſchen iſt . " )

bewirken .

Ueber die Geſtaltung dieſer enthält das Reichs:
Wie betont , iſt die erſte Vorausſeßung des

recht nur einzelne Richtlinien. Die Erlaffung der
Strafvollzug die Rechtskraft der Enticheidung.

eigentlichen Vorſchriften iſt der Landesgeſekgebung Trokdem iſt eine Freiheitsentziehung, die dieſem

vorbehalten, die an den Bundesratsbeſchluß vom
Grundſaße zuwider vor dem Eintritte der Rechts:

28. Oktober 1897 gebunden iſt (Abdrud 1. Nr . 45
traft erfolgt , Strafhaft i . e. S. Das gleiche gilt ,

des Zentralbl. ſ. d. Deutſche Reich
von1897). In wenn eine für den Uneinbringlichkeitsfall erkannte

Bayern gelten zurzeit für die Gerichtsgefängniſſe Freiheitsſtrafe vollſtređt wird, obwohl dieUnein:

die Hausordnung vom 3. Januar 1910 (IMBI .
bringlichkeit gar nicht gegeben, ja vielleicht die Bei :

S. 25) und für die Strafanſtalten die Hausordnung treibung gar nicht verſud twordeniſt(SS28 ff.

vom 20. September 1907 ( JMBI. S.309). Die StGB.; $S 491 SIPO.; JMBet. vom 24.Sep :

künftige Geſeßgebung wird wohl dem Bedürfniſſe
tember 1879 SS 21 ff., IMBI. 1436).

nach einem Reichs - Strafvollzugégeſeke Rechnung
Eine beſondere Gefahr in lepterer Richtung liegt

tragen . Die Verquidung ſolcher Vorſchriften mit nicht vor, da ſich der . Verurteilte jederzeit durch

dem materiellen Strafrechte, wie ſie der Vorent: Erlegung des Geldbetrags befreien kann.

wurf und der Gegenentwurf zu einem neuen Straf : Nicht anders , wenn Hinderniſſe nicht beachtet

geſekbuch vorſehen , oder auch mit dem Prozeß: wurden , die dem Strafvollzuge zeitweiſe oder auch

rechte iſt unangebracht. dauernd entgegenſtehen , z . B. Strafaufſchub , Ge

Aus dem Geſagten ergibt ſich der Begriff der währung einer Bewährungsfriſtuif. ( vgl . BayOblo.

Strafhaft i . w . S. Sie iſt eine beſonders geſtaltete 5 , 247 ; 7 , 343; BIRA. Bd. 67 S. 189) .

Freiheitsentziehung an hiefür beſtimmten Orten . Man braucht alſo in ſolchen Fällen nicht auf

Daraus ergibt ſich, daß eine andere Verwahrung eine fingierte Strafvollſtreckung oder anzurechnende

nicht als Strafhaft gelten kann, 3. B. die irr: Haft uſw. zurüdzugreifen oder gar an eine noch:

tümliche Aufnahme eines Strafgefangenen in malige Vollſtreckung zu denken . Ebenſowenig iſt

Polizeigewahrſam . es zuläſſig, die an erſter Stelle erkannte Geldſtraje

In dieſem Sinne ſtellt auch die JM Bet . vom noch beizutreiben . Die Strafe iſt verbüßt.

Allerdings wird dieſer Saß auf eine Probe ge

?) Erläutert von Degen und Dr. Slimmer (.Die ſtellt, wenn nämlich eine Strafe verſehentlich auf
„

Strafvollſtrecung in den bayeriſchen Gerichtsgefäng

niſſen undStrafanſtalten “ ,J. Schweißer Verlag Arthur 3) Weber die Vollſtreďbarkeit bei Wiederaufnahme

Sellier), München und Berlin 1911 ). und Wiedereinſegung P. SS 400 und 47 StPC .

!
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Grund eines anfechtbaren Urteils vollſtreckt, das die nur zur Herbeiführung des Vollzugs dienen

Erkenntnis aber im Rechtsmittelwege aufgehoben und ihn ſichern ; umgekehrt wird aber der Lauf der

oder gemindert wird. Dieſer Fall iſt an ſich Strafzeit, ſofern ſie nicht durch eine Verfügung

weſentlich von dem verſchieden, wo der Erfolg durch unterbrochen wird, nicht dadurch geſtört, daß der

Wiederaufnahme eines rechtskräftig geſchloſſenen Gefangene vom Straforte anderswohin verbracht

Verfahrens erreicht wird . Die Behandlung iſt aber wird.

in beiden Fällen gleich. Hier wie dort entfallen
V. Eine große Anzahl von Verurteilten kann

die Wirkungen der Strafverbüßung mit der Auf
ſich nicht bequemen, freiwillig die Strafe anzutreten

hebung des Erkenntniffes .
oder zieht es vor, ſich unſichtbar zu machen, ſo

Zu b. Erforderlich iſt ferner eine Anordnung daß nur der Verſuch bleibt, mit einem Vorführungs

der Strafvollſtreďungsbehörde (§483 StPO .), gleich- oder Haftbefehl ihrer habhaft zu werden . Hier

diel in welcher Form ſie vorliegt. ſoll der Kürze halber nur vom Haftbefehl nach

Eine Volſtredung ohne dieſe oder gar gegen 8 489 StPO. geſprochen werden . Dieſe Haft

den Willen der Strafvollſtreckungsbehörde iſt keine iſt keine Unterſuchungshaft i. S. der SS 482, 112 ff.

Strafverbüßung (RORjpr. 4 , 26 ). Sie wird es StPO. , die anrechnungsfähig wäre. Aber auch

aber durch eine hierauf gerichtete Willensäußerung von einer Straſhaft iſt nicht die Rede. Deshalb

der Strafvollſtredungsbehörde. Dieſe iſt auch noch findet in der Regel keine Anrechnung ſtatt (OLG .

möglich, wenn die Freiheitsentziehung ſchon beendet München 10 , 66) .

iſt. Der Strafanſpruch des Staates iſt dann aller- 1. So wird als Strafhaft nicht angerechnet

dings ſchon getilgt ; es bedarf deshalb keiner Vor
die Zeit von der Verhaftung nach §489 a. a . D.

ladung zum Strafantritt mehr, Eine Verſtändi:
bis zur Einlieferung an den Strafort, gleichviel

gungdes Verurteilten vom Sachverhalt und den a) ob ſie auf den Transport allein entfällt

getroffenen Verfügungen iſt dagegen nicht zu um: oder aber auch inzwiſchen eine Verwahrung

gehen . Wenn alles nach der Regel läuft , ſind in einem anderen Gefängniſſe oder etwa einem
jolche Fälle ja nicht denkbar. Das Verſehen findet

für kranke Gefangene beſtimmten Gefängniſſe erfolgt

aber namentlich durch verſtümmelte Telegramme ( DLB. München 3 , 596 ; 10 , 146) ,

und Förfehler am Telephon überallhin den Weg . b) ob der Verhaftete ſich vorher auf freiem Fuße

IV. Die Strafzeit deckt ſich in der Regel befand, ſich zum Strafantritt meldete , aber mangels

mit der Strafhaft. Doch begegnet ihre Berechnung eigener Barmittel in die Strafanſtalt verſchubt

und Feſtſtellung öfters Schwierigkeiten. Im Regel
werden mußte (desgl . 3 , 446 ; 2 , 137) , oder

falle find die Grenzpunkte Aufnahme und Entlaſſung.
c) von einem Strafort an den anderen über:

Iſt aber die Aufnahme der tatſächliche Eintritt ſtelltwurde (desgl. 4 ,280 , 463 ; BayóbLG.3 , 407) ,

in das Gefängnis oder die Erklärung der Auf
oder endlich

nahme durch den dienſthabenden Beamten ? Das d ) vom Arbeitshaus in eine Strafanſtalt der :

Leştere iſt richtig. Gewöhnlich werden ja der Ein: bracht wurde (DLG. München ( = OLG .M.]4,464).

laß und die Aufnahme zeitlich zuſammenfallen . 2. Angerechnet wird dagegen u. a .

Mitunter kann aber ziemlich viel Zeit dazwiſchen: a ) die Zeit , die – ohne daß ein Hajt :

liegen , ſo wenn die Perſönlichkeit erſt feſtgeſtellt befehl nach § 489 StPO. vorliegt -- ein

werden muß oder wenn zweifelhaft iſt, ob die Ver- Verurteilter auf dem Transporte aus einer Straf

fügung der Strafvollſtreckungsbehörde noch wirkjam anſtalt in eine andere zur Verbüßung einer weiteren

iſt uff. Da dieſe Prüfung der Aufnahme vorausgeht Freiheitsſtrafe zubringt ; es wird ſo angeſehen , als
25

(1.8 * Hau&o. 1. . Seriøtsgefängniſſe), jällt dief ,
1

ob die zweite Strafe ſich unmittelbar an die erſte

angeſchloſſen hätte.
Zeit der vorläufigen Verwahrung nicht unter die

Dieſer Fall und der unter 1 c berühren ſich ;

Strafzeit (dagegen Degen - Dr. Klimmer ). Der vor:
der weſentliche Unterſchied liegt darin , daß dort

läufig Verwahrte iſt nicht Strafgefangener und wird
ein Haftbefehl nach § 489 StPO. erlaſſen wurde

auch nicht als ſolcher behandelt. Sonſt müßte man
(DLG . M. 3 , 431 ; BayD626. 1 , 112) .

auch dann , wenn z. B. jemand wegen mangelnder
Angerechnet wird ferner

Belege vorläufig verwahrt und zurüdgewieſen wurde,
b ) regelmäßig die Zeit , die darauf verwendet

ſpäter aber nach Ergänzung des Mangels Aufnahme

fand , die erſte vorläufige Verwahrung auf die Straf
wird , den Strafgefangenen , deſſen Strafhaft nicht

unterbrochen wird, zur Erledigung eines anderen
zeit anrechnen. Das geſchieht wohl nirgends..

Verfahrens in ein anderes Gerichtsgefängnis zu

Die Aufnahme muß nicht ausdrücklich erklärt
verbringen und dort zeitweilig zu verwahren (OLG .

werden. Sie iſt erklärt , wenn die Zurückweiſung M. 1 , 268) .

nicht unverzüglich erfolgt. Die Beurkundung der c) Die Dauer des Aufenthalts des Verurteilten

Aufnahme iſt tein weſentliches Erfordernis, wenn in einer Krankenanſtalt (Heilanſtalt uſw.) , wohin

auch vorgeſchrieben und ein Beweismittel.
er nach Straſantritt und ohne Unterbrechung der

Das nämliche gilt für die Entlaſſung. Zur Strajhaft verbracht wurde ; ausgenommen iſt der

Strafvollſtreckung gehören daher nicht Maßregeln, Fall, daß ein Verurteilter die Krankheit abſichtlich
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herbeiführte, umfortzukommen (§ 493 StPD. , Die zwangsweiſe Verwaltung auf Grund8 ,

BayO6LG. 2 , 158) .

des S 1134 BOB.Wenn der Verurteilte nur in die Kranken

abteilung des Gefängniſſes verbracht wird, verſteht Von Nechtsanwalt Dr. Fritz Rodftroh

es ſich von ſelbſt, daß die Strafhaft fortläuft. Das
in Berlin -Niederſchönhauſen.

OblG. ſcheint die Anwendung des § 493 StPO. In der Rechtslehre herrſcht allgemein grund:

auch auf andere Fälle ausdehnen zu wollen, z . B. i jäßliche Uebereinſtimmung darüber , daß es zuläſſig

wenn ein Strafgefangener ſich einer fingierten Tat iſt, dem Eigentümer unter den Vorausſezungen des

an einem weit entfernten Orte bezichtigt, um bei § 1134 BGB. die Verwaltung ſeines Grundſtücs

der Verſchubung die Flucht verſuchen zu können . zu nehmen und einen Verwalter einzuſeßen. Streit
Dies wäre nicht richtig. Hier kann allein die beſteht aber darüber, ob der Prozeßrichter den Ver

Strafunterbrechung Wandel ſchaffen . walter zu beſtellen und deſſen Stellung abzugrenzen

d) Die Zeit , die ein Strafgefangener aus einem hat, oder obſeine Verfügung die Grundlage einer

ihm nicht anzurechnenden Grunde in einem zur
vom Vollſtreckungsrichter nach den Vorſchriften des

Verbüßung ſeiner Strafe nicht beſtimmten Ver: 3wangsverſteigerungsgeſekes einzuleitenden und fort

wahrungsorte verbringt, z. B. bei Ueberfüllung zuführenden Zwangsverwaltung bildet. Da es im

des zuſtändigen Straforts (OLG. M. 4,450) . freien Ermeſſen des die Anordnungerlaffenden Rich:

ters ſteht, die Maßregeln anzuordnen , die er zur
Ein Geſeß mit mathematiſchen Formeln gibt

tötetden Geiſt der Vorſchrift
, bringt Härte ſtatt Benennt undſeineStellung abgrenzt. Er kann auch

es nicht. Die Berufung auf den toten Buchſtaben Erreichung des Zweds für erforderlichhält, ſo ift

es zuläſſig, daß er in der Verfügung den Verwalter

Gerechtigkeit, Unrecht ſtattStrenge.Somußauch die Herausgabe des Grundſtüdsan den Verwalter

und namentlich in der Strafvollſtreckung die Aug

legung fich mitunter vom Buchſtaben loslöſen .
anordnen , kann ſagen, in welcher Weiſedie Heraus

So kann es ſein , daß die Aufnahme des Ver- die der Verwalter führen ſoll. Es fragt ſich nur,
gabe geſchehen ſoll, und kann die Geſchäfte aufzählen,

urteilten am Straforte ohne ſein Verſchulden ver
ob er dies tun muß , und wie zu verfahren iſt,

zögert wird, der Transport fich unnötig in die
wenn er es unterlaſſen hat .

Länge zieht uſw. n dieſen Fällen iſt die Ver
Es muß unterſchieden werden zwiſchen dem

wahrung von dem Zeitpunkte an auf die Strafe Erlaß des Urteils oder der einſtweiligen Verfügung

anzurechnen, in dem die Aufnahme unter gewöhn- und dem Vollzuge. Der Erlaß liegt dem Prozeß :

lichen Verhältniſſen hätte erfolgen können: Vor: gericht ob, der Vollzug dem Vollſtredungsgericht.

ausſeßung iſt, daß die Verzögerung nicht durch | Bindemann (Recht 1903 S. 204 ff. ) meint nun,

den Berurteilten ſelbſt, etwa durch einen Flucht- eine Verfügung, die ſich auf die Anordnung einer

verſuch, herbeigeführt wurde .
Verwaltung beſchränke, ſei eine bloße Form ; einen

Das DUG. München hat einen engherzigen greifbaren Inhalt erhalte ſie erſt durch die Be

Standpunkt eingenommen ; dieſe Anſchauung iſt ſtimmung des Verwalters und die Bezeichnung ſeiner

indes zumeiſt abgelehntworden (BayOblG . 9 , 157 ; Befugniſſe; ohne dieſe Bezeichnung ſei die Rechts

13, 233 und die dort . Sit.).“) ſtellung des Verwalters völlig unbeſtimmt; falls

Stellung muß gegen den Saßgenommen werden , das Amtsgericht als Vollſtreckungsgericht über dieſe

daß der Haftbefehl des § 489 ŠIPO. auch ſtill: Befugniſſe befinden wollte, würde es ſich in unzu:

ſchweigend erlaſſen werden könne , insbeſondere dann läſſiger Weiſe an die Stelle des Gerichts der einſt

als erlaſſen zu gelten habe , wenn die Straſvoll- weiligen Verfügung ſeßen , das allein zu ermeſſen

ſtreckungsbehörde den Verurteilten nach Eintritt der habe , welche Maßregeln nach Lage des Falls er

Rechtskraft des Urteils im Gefängniſſe zurückbehält forderlich ſeien . Derartige Maßnahmen des Amts:

(BIFRA. Bd . 64 S. 433). Es gibt keine ftill: gerichts würden nicht einen Vollzug, ſondern eine

ſchweigend erlaſſenen Haftbefehle , ebenſowenig wie Ergänzung der unvollſtändigen richterlichen An:

es eine ſtillſchweigend betätigte Strafvollſtredung ordnung darſtellen. Man müſſe deshalb von dem

gibt . Es beſteht auch kein Bedürfnis nach einer Prozeßgericht auch die Ernennung des Verwalters

Erleichterung in dieſer Richtung. Die einſchneidende und die Begrenzung ſeiner Befugniſſe verlangen.

Maßregel iſt der paar Zeilen wert . Wenn jemand Dieſe Ausführungen gehen fehl. Wenn das

nach Rechtskraft des Urteils – ohne Erlaß einesohne Erlaß eines Prozeßgericht beſtimmt: die Verwaltung des Grund

Haftbefehls nach § 489 StPO. — im Gefängniſje ſtüds wird auf Grund von § 1134 Abſ. 2 BGB.

zurückbehalten wird, ſo gilt dies als Strafverbüßung angeordnet, ſo darf ſich der Vollfiredungsrichter

(1. oben) . ( Shluß folgt). nicht damit begnügen , zu ſagen, dies ſei ihm nicht

beſtimmt genug, er lehne deshalb ein Einſchreiten

“) In BD.3n dieſem Sinne iſt auch die in BIFRA. DO . 67 , ab , laſje alſo den Antragſteller wenigſtens für

S. 189 angeſchnittene Frage zu beantworten . eine gewiſſe Zeit – ſchußlos, ſondern er muß aus

dem Sinn der Worte und dem Zuſammenhang der

Gefeßesbeſtimmungen ergründen , was der Prozeß=

richter mit ſeiner Anordnung hat jagen wollen.
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Da ſich im Geſetz feine Vorſchriften über eine Hypothet gefährdenden Weiſe verſchlechtert werden ,

auf Grund des § 1134 Abſ. 2 BGB. angeordnete und daß deshalb zur Erhaltung des Grundſtücks

zwangsweiſe Verwaltung finden, ſo muß verſucht in ſeinem bisherigen Beſtande eine Verwaltung ein

werden, ihr Weſen und die für ſie anzuwendenden zuleiten iſt, die fich durch entſprechende Anwendung

Vorſchriften durch Heranziehung ähnlicher Fälle feft= der Vorſchriften des Zwangsverſteigerungsgefees

zulegen. Wenn man erwägt, daß die Beſtellung regelt. Er kann dann ſeine Maßnahmen viel beſſer

eines Verwalters auf Grund des § 1134 Abſ. 2 treffen, als das vielleicht weit entfernte Landgericht.

BOB. die Verhütung einer infolge der Einwirkung Er weiß, wer ſich für eine Verwaltung der be

des Eigentümers zu beſorgenden Verſchlechterung zeichneten Art am beſten eignet. Er kennt

des Grundſtüds bezwedt, ſo kann man nicht um- vorausgeſeßt, daß es ſich um ein kleines Amtsgericht

hin , § 1134 Ab . 2 BGB. auf eine Linie zu ſtellen handelt — wahrſcheinlich das Grundſtück, den Eigen:

mit den SS 1052 , 1054 , 1070, 2128 BOB. , tümer und den Hypothekengläubiger. Er iſt alſo

94 ZVG. Bei allen dieſen Vorſchriften handelt in der Lage, viel zweckentſprechender den Verwalter

es ſich um die Sicherung der an einem Grundſtück zu beſtimmen und zu unterweiſen , den er zu be

berechtigten Perſonen , und in allen Fällen iſt geſagt, auffichtigen und mit dem zuſammen er zu arbeiten

daß die Verwaltung nach den Vorſchriften des hat als das Landgericht. In8 Einzelne gehende An

Zwangsverſteigerungsgeſeßes zu führen iſt. Die An: ordnungen des Prozeßgerichts würden dieſen nur

ordnung des Verfahrens und die Beſtellung des bei der Durchführung der Verwaltung behindern .

Verwalters erfolgt in allen dieſen Fällen nach
Zu all dem kommt noch hinzu , daß Lindemann

Lage der Sache immer durch das Volftređungs: überſehen hat, was geſchehen ſoll, wenn der in der

gericht. Ich ſehe deshalb keinen Anlaß, weshalb Verfügung des Prozeßgerichtsbenannte Verwalter
bei der Beſtellung eines Verwalters auf Grund
des $ 1134 Abſ.2BGB. andersverfahren werden wegfäŭt,ſei es, daß er ſtirbt oder daß er ſein Amt

joll. Das Prozeßgericht ordnet an, daßdie Ver- fügung, aber vor Ántritt ſeines Amtes feine Er
niederlegt oder nach Erlaß der einſtweiligen Ver

waltung zuläſſig iſt und daß ſie einzutreten hat . klårung zurüdzieht, durch die er ſich zur Ueber

Der Vollſtređungsrichter vollzieht dieſe Anordnung, nahme des Amtes bereit erklärt hat.
. Soll jekt

indem er das Verfahren einleitet und den Verwalter

benennt. Die Befugniſſe des Verwalters ergeben beſtellen oder ſoữ die einſtweilige Verfügung hin:
das Vollſtreckungsgericht einen neuen Verwalter

ſich aus einerentſprechenden Anwendung des Zwangs- fällig ſein und derAntragſteller bis zum Erlaß

verſteigerungsgeſeges.

Die Anſicht Lindemanns iſt auch aus prat; kann die Frage nur in erſterem Sinne beantwortet
einer neuen ohne Schuß gelaſſen werden ? M. E.

tiſchen Rüdrichten nicht haltbar. In der Regel werden . Daraus ergibt ſich aber, daß die Bes

wird die zwangsweiſe Verwaltung durch einſtweilige ſtellung desVerwalters durch das Vollſtreckungs
Verfügung angeordnet. Die einſtweilige Verfügung gericht auch von vornherein zuläſſig iſt.

foll dem Äntragſteller auf möglichſt ſchnellem Wege

Schuß gewähren. Falls nun das Landgericht den
Belanglos erſcheint mir auch der Einwurf

Verwalter in ſeiner Verfügung zu benennenhätte, Lindemanns(Recht 1908 S. 635) , daß es fraglich

müßte es erſt durch Nachfrage bei dem Amtsgericht ſei ,ob das Vollſtređungsgericht das auf einer einſt

des Ortes, in dem das Grundſtück liegt, feſtſtellen, weiligen Verfügung beruhende Verfahren auf

wer zur Uebernahmeder Verwaltung befähigt unð heben dürfe, faus der zur Fortſegung erforderliche

bereit iſt
. Selbſt wenn der Antragſtelſer bereits Geldbetrag nicht vorgeſchoſſen werde oder ob és

eine Perſon als Verwalter benennen ſollte, müßte
an das Gericht der einſtweiligen Verfügung be

erſt feſtgeſtellt werden, ob dieſe geeignet iſt. Vor richten müſſe,daß das Verfahren mangels des er:

allen Dingen würde ſich die Prüfung auch darauf forderlichen Koſtenvorſchuſſes nicht durchgeführt

zu erſtreden haben , ob nicht zu befürchten iſt, daß werden könne. Auch wenn man ſich der Unſicht

der vom Antragſteller benannte Verwalter einſeitig Lindemanns anſchließt, bleibt die hier angeregte

nur die Intereſſen des ihn benennenden Hypotheken : Frage beſtehen . Sie erledigt ſich aber dadurch,

gläubigers vertreten wird . Seine Beſtellung wäre daß das Vollſtredungsgericht über den Vollzug

dann verfehlt. Auch der Grund, daß das Amts: jelbſtändig zu beſchließen hat . Vorausſeßung für

gericht als Vollſtreckungsgericht keinen Ueberblick ein Tätigwerden des Vollſtreckungsgerichts und ſeines

über die Sachlage habe, iſt m . E. nicht durch :
Gehilfen – des Verwalters - iſt, daß die Koſten

ſchlagend. Gerade das Gegenteil iſt der Fall . Das vorhanden ſind. Iſt dies nicht der Fall, ſo ſtellt

Volſtredungsgericht ſoll nicht entſcheiden , ſon: das Vollſtreďungsgericht ſeine Tätigkeit ein . (Vgl.

dern die bereits erlaſſene Verfügung vollziehen. auch § 934 3PO.) .

Der Antragſteller legt ihm eine Entſcheidung vor, Puſch (in Gruchot Bd. 45 S. 314 ff.), der der

nach der auf Grund von § 1134 Abſ. 2 BGB. ſelben Anſicht iſt wie Lindemann, geht davon aus,

die Verwaltung des Grundſtücks angeordnet wird. daß der Arreſt die Befriedigung des Gläubigers

Der Volſtredungsrichter entnimmt hieraus, daß wegen einer Geldforderung im Wege der Zwangs

die Beſorgnis beſteht, durch die Einwirkung des vollſtreckung in bewegliches und unbewegliches Ver

Eigentümers könne das Grundſtück in einer die mögen nicht herbeiführen , ſondern nur ſichern will,
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und daß ebenſo die einſtweilige Verfügung die in der von Puſch vorgeſchlagenen Weiſe verfahren

ſpätere Zwangsherbeiführung einer geſchuldeten , In- kann . Er muß es aber nicht tun . Nach Puſch

dividualleiſtung“ nur vorbereiten will. Er kommt wäre eine nur die zwangsweiſe Verwaltung an:

zu dem Schluß, daß auf den Vollzug der einſt- ordnende Verfügung nicht vollſtredbar. Sie muß

weiligen Verfügung entſprechend anzuwenden ſind vielmehr nähere Angaben über die Art der Vous

die Vorſchriften über die Zwangsvollſtredung und ſtreckung enthalten. Puſch will nun aber ſelbſt

die über den Arreſtdollzug, daß aber von der An: auf die Stellung des Sequeſters das Zwangåver

wendung die Vorſchriften auszuſchließen ſind, die ſteigerungsgeſeß angewendet wiſſen. Es ſpricht

nur für den Arreſtvollzug beſtimmt und in dem nichts Erhebliches dagegen , daß dies nicht auch für

dem Arreſt eigentümlichen Sicherungszwede be: ſeine Beſtellung zuläſſig iſt. Die Beſtellung des

gründet ſind. Er ſagt : die Sequeſtration nach den Verwalters iſt doch im Hinblick auf die verant

88 848, 855 3PO. ſei als ein Zwiſchenabſchnitt wortliche Tätigkeit , die er ſpäter auszuüben hat ,

des Zwangsvollſtreďungsverfahrens geregelt, dazu und in der ihn das Vollſtredungsgericht be

beſtimmt, die Zwangsvollſtredung in die heraug- aufſichtigt, nicht ļo beſonders wichtig, daß es

zugebende Sache nach den fürdieZwangåvolſtredung erforderlich wäre , noch eine Trennung vorzu

in unbewegliche Sachen geltenden Vorſchriften zu nehmen .

ermöglichen, ſie ſei aber keine Zwangsverwaltung Die Anwendung des 3. Abſchnitte des 8. Buches

im Sinne des Zwangsverſteigerungsgeſekes. Auch der Zivilprozeßordnung paßt auch nicht für Fälle

die nach $ 857 3PO. zuläſſige Verwaltung ſei nicht der vorliegenden Art . Es handelt ſich dort um

nach den Sondervorſchriften für die Zwangsverwal- die Vollſtređung zur Erwirkung der Herausgabe

tungder unbeweglichen Sachen zu führen. DieVor- einer Sache und zur Erwirkung von Handlungen

ſchriften über die Zwangsvollſtreďung ſeien daher und Unterlaſſungen. Das Urteil oder die einft

zwar entſprechend anzuwenden, die Beſtimmungen weilige Verfügung muß alſo dahin lauten, daß

aber, welche nur die Zwangsvollſtreckung wegen
der Beklagte eine Sache herausgeben oder eine

Geldforderungen bewirken ſollten, inſonderheit die Handlung vornehmen oder eine ſolche unterlaffen

Sondervorſchriften über die Zwangsverwaltung von ſoll. Hier aber geht der Schuldtitel auf Anord

Grundſtüden ſeien auszuſcheiden . Die Volſtredung nung der zwangsweiſen Verwaltung. Der Verwalter,
habe nach dem 3. Abichnitte des 8. Buches der

an den das Grundſtück herauszugeben iſt, iſt nicht

Zivilprozeßordnung ſtattzufinden, da es ſich bei der

eine Sequeſtration anordnenden einſtweiligen Ver- der Anordnung des Gerichts.
Gläubiger“, ſondern wird amtlich tätig infolge

fügung nicht um einen Schuldtitel handle , der vomi

Schuldner die Zahlung eines Geldbetrages erheiſche.
Auf einem Trugſchluß beruht auch die Folgerung,

Da indeſſen die Vorſchriften über die Zwangsvoll daß das Zwangsverſteigerungsgeſeß deshalb nicht

ſtreďung entſprechend anwendbar ſeien , ſei es ſtatt: angewendet werden könne , weil es die Voúſtredun

haft , ſoweit der 3. Abſchnitt nicht genügenden An: wegen einer Geldforderung bezwecke, hier es fich

halt über die Art der Vollſtreckung im einzelnen
aber darum handle, die Zwangsvollſtreckung in die

gebe, die maßgebenden Beſtimmungen der Abſchnitte 1 herauszugebende Sache nach den für die Zwangs

und 2 inſoweit heranzuziehen , als ſie nicht aus: vollſtreckung in unbewegliche Sachen gegebenen Vor

ichließlich für die Zwangsvollſtreďung wegen Geld ſchriften zu ermöglichen . Die gemäß § 1134 Abſ. 2

forderungen beſtimmt ſeien . BGB. angeordnete zwangsweiſe Verwaltung dient

Demzufolge iſt er der Anſicht, daß der Richter gar nicht dazu , die Zwangsvollſtredung in die

nicht nur die Sequeſtration anordnen dürfe , da herauszugebende Sache zu ermöglichen . Die Zwangs

die Verfügung mit ſolchem Inhalte nicht voll- vollſtreckung als ſolche iſt möglich . Der Eigentümer

ſtredungsjähig ſei. Er müſſe vielmehr den Inhalt ſchafft ja nicht das Grundſtüd beiſeite. Die zwangs

ſeiner Verfügung ſo geſtalten, daß er vollſtrecbar weiſe Verwaltung dient vielmehrnur dazu, das

ſei . Die Richtichnur gebe ihm der 3. Abſchnitt Grundſtück in ſeinem Beſtande zu erhalten . Der

des 8. Buches. In Betracht tämen beſonders die Gläubiger ſoll nicht davor geſchüft werden, daß

SS 883 , 385 3PO. , wonach der Gerichtsvollzieher,
das Grundſtück ihm entzogen wird, ſondern davor,

wenn der Schuldner eine Sache herauszugeben , zu
daß ſein Anſpruch möglicherweiſe nicht ganz be

überlaſſen oder zu räumen habe , die Sache weg :
friedigt wird . Es handelt ſich alſo nichtum die

nehme, den Schuldner aus dem Beſite ſebe und Sicherung der Zwangsvollſtreckung wegen Heraus:

den Gläubiger in den Beſitz einweijë. (Ebenſo gabe des Grundſtüds, ſondern um die Sicherung

auch Heinze im ZBIFG. Bd. 4 S. 204, 402 fi ..
der Zwangsvollſtredung zur Befriedigung wegen

der jedoch nicht näher ſagt , worin die Beſtimmung
eines einer Geldforderung gleichſtehenden Hypo :

des Inhalts der einſtweiligen Verfügung liegen ſoll.) ! thekenanſpruchs . Die Vorſchriften der Zwangs

Infolgedeljen will Puſch, weil in derZivilprozeb: vollſtreďung wegen Geldforderungen und damit die

ordnung über die Stellung des Sequeſters nichts
des Zwangsverſteigerungsgeſekes ſind alſo ſehr

geſagt iſt, in dieſer Beziehung das Zwangsver: wohl anwendbar.

ſteigerungsgeſek anwenden . $ 857 SPD. fann außer Betracht bleiben . Er

Es iſt ohne weiteres zuzugeben, daß der Richter bezieht ſich ausdrüdlich auf die Zwangsvollſtreckung



Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 6. 121

in Vermögensrechte, die nicht Gegenſtand der
Kleine Mitteilungen.

Zwangsvollſtredung in das unbewegliche Ver:

mögen ſind. Die Vollſtreďung von Freiheitsſtrafen an der Stelle

Dieſelben Gründe , die gegen Puſch ſprechen, uneinbringlicher Reſtbeträge von Geldſtrafen . Aufdieſen

treffen auch auf die Ausführungen von Heinze Gegenſtand und die damit verknüpfte bekannte Streit

(a . a . D. ) zu. frage iſt neuerdings durch die Mitteilungen von weis

Staudinger (BD.III S. 770), Pland (Bd . III land Amtsgerichtsrat Aradhardt in Nr. 13 dieſer Zeit

S. 574), Seuffert (Bd. II S. 685) und der Rom:
drift vom Jahre 1913 und von Landgerichtsdirektor

mentar " der Reichsgerichtsräte (BD. I S. 1061) Aufmerkſamkeit insbeſondere der StrafvollſtredungsDr. Goebel in Nr. 18 des gleichen Jahrgangs die

3. B.wollen die Vorſchriften desZwangsverſteige: beamtengelenkt worden. Die Fälle, wo die Streit

rungsgeſekes nur dann entſprechend angewendet frage auftritt,ſind häufig, daher mögen bei der Wichs

wiſſen , wenn dies vom Prozeßgericht beſtimmtiſt. tigkeit der Sache noch folgende Bemerkungen unter

Sie ſprechen ſich aber nicht darüber aus, wie das ausdrüdlicher Beziehung auf den Inhalt der beiden

Verfahren gehandhabt werden ſoll, wenn das Mitteilungen geſtattet ſein. Es iſt den Ausführungen

Prozeßgericht keine Vorſchriften gegeben hat. Da 1.8 durchweg zuzuſtimmen bis auf die, daß der Staat

dann überhaupt nichts vorhanden wäre, wonach nicht den unzureichenden Teilbetrag der Geldſtrafe ver

der Vollſtreckungsrichter fich richten könnte , wäre einnahmen und zugleich einen Tag Freiheitsſtrafe voll

das Urteil oder dieeinſtweilige Verfügung hin: Vollſtredung der Freiheitsſtrafe den eingezahlten Beskönne, der

fällig und nicht vollſtredbar – gewiß ein uner:
trag zurüdzuerſtatten habe. Mit gutem Grund bat

wünſchtes Ergebnis. Geſeßt aber den Fall, daß Dr. G. die Zurückerſtattung als unzuläſſig bezeichnet.

der Prozeßrichter allgemeine mit denen des Zwangs- Aber noch ein weiterer Grund ſpricht für die Unzu:

verſteigerungsgeſeķes nicht übereinſtimmende ån: läſſigkeit. Nach § 28 Abſ.IV StGB. tann ſich der Vers

weiſungen gegeben hat,ſo können doch Fälle während urteilte durch die Erlegung des Strafbetrags,ſoweit

der Verwaltung eintreten, an die der Prozeßrichter dieſer durch die erſtandene Freiheitsſtrafe noch nicht

nicht gedacht hat, und auf die die gegebenen Än: getilgt iſt, von der letteren frei machen . Es müßte

weiſungen nicht paſſen ? Was ſoll dann geſchehen ?
nun ein Verurteilter, wenn er z . B. einen aus 6 M

Soll eine Ergänzung der einſtweiligenVerfügung umgewandelten Tag Haftzu % verbüßt hatte und den

beantragt werden oder ſoll die Verwaltung auf
Reſt der Verbüßung durch Erlegung des noch nicht

getilgten Reſtbetrags abipenden wollte, nicht 1.50 M,
gehoben oder ſollen ießt die Beſtimmungen des

ſondern nach der gerade von A. vertretenen Anſicht
Zwangsverſteigerungsgeſeßes entſprechend angewen- volle 6 Merlegen. Ebenſowenig aber als hier die

det werden ? teilweiſe geſchehene Verbüßung der Freiheitsſtrafe rüd

Hieraus ergibt ſich ſchon , daß man in der gängig gemacht werden kann , darf umgekehrt im Falle

Praxis nur zu einem befriedigenden Ergebnis der Vollſtredung der eintägigen Haftitrafe ein Teil

tommen könnte , wenn der Prozeßrichter ein für betrag zurüderſtattet werden, der etwa mit 4.50M

alle Mal bei einer derartigen Entſcheidung hinzu:
ſchon einbezahlt geweſen wäre. Wenn hierin eine Uns

feßte : „ Auf die Einleitung und die Durchführung
billigteit liegt, ſo gibt es dagegen tein geſebliche Mittel.

der Verwaltung ſind die Vorſchriften des Zwangs
Im übrigen fann den Ausführungen Dr. G.$ nicht

verſteigerungsgeſekes entſprechend anzuwenden .“ Dies
zugeſtimmt werden. Er ſagt zu dem von K. mitges

teilten Beiſpiel : „Die 4 M bilden eine Einheit und
würde ſchließlich ſo felbſtverſtändlich werden , daß

ſovielmal dieſe Einheit nicht bezahlt wird, ſoviel

man auch, wenn die Formel weggelaſſen wäre, zu Tage find an der Freiheit zu entgelten . Geleß und

der Annahme gelangen müßte , der Prozeßrichter Urteil beſtimmen nicht, wie die Gegner meinen, wann

habe ſtillſchweigend die Vorſchriften des Zwangs- ein Tag Freiheitsſtrafe wegfallen, ſondern wann er

verſteigerungsgeſekes angewendet wiſſen wollen. eintreten ſoll , nämlich nur dann, wann ein Einheits

Ich komme mithin zu dem Ergebnis , daß im betrag ausfällt .“ Alein wenn es richtig wäre, daß

Zweifel die Vorſchriften des Zwangsverſteigerungs: die 4 M eine Einheit bildeten, ſo wäre dies doch in

geſeķes auf die zwangsweiſe Verwaltung entſprechend,
dem Sinne zu verſtehen , daß ſie ein unteilbares Ganze

d. h. inſoweit anzuwenden ſind, als ſich nicht Ab
wären, daß daher die Bezahlung von 1 M den Ein

beitsbetrag unberührt ließe, und der Verurteilte hätte
weichungen daraus ergeben , daß die Zwangsver- noch einen Tag zu verbüßen, eben weil der Einheits

waltung zur Befriedigung , die zwangsweiſe Ver: betrag als unteilbares Ganze noch nicht bezahlt wäre .

waltung aber nur zur Sicherung dient . Aus prat: Der Einheitsbetrag iſt nun aber eine Fiktion , die das

tiſchen Gründen halte ich es ſogar für empfehlens- Strafgeſebbuch nicht kennt. es kennt nach § 29 nur

mert , daß der Prozeßrichter, wenn nicht etwa im einen Maßſtab von 1-15 M und von 3-15 M für die

Einzelfall beſondere Gründe für eine andere Re: Umwandlung von Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen von

gelung vorliegen , nur die Verwaltung anordnet einem Tag . Dr. G. meint weiter, „ die Rechtslage in dem

und fich enthält, Einzelheiten für den Vollzug Beiſpiel K.s ſei keine andere,als wenn ſchonim Urteile

zu geben .
erkannt wäre : 50 M oder für 3 M ein Tag Gefängnis, es

könne keinen Unterſchied machen, ob die nicht reſtlos

teilbare Geldſtrafe durch Urteil feſtgeſeßt oder ob ſie

durch Teilzahlung auf dieſen krummen Betrag gelangt

ſei. Die Gegner würden Bedenken tragen, in dieſem

Falle 17 Tage zu vollſtrecken ". Sicherlich würden ſie
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that they

nicht 17 Tage vollſtrecken. Denn es beſteht zwiſchen Zuſtäudigkeit zur Behandlung des Nachlafíes eines

den beiden von Dr. G. angeführten Fällen in der Tat in Deutſchland verſtorbenen , aber im Gebiete eines Ge:

ein großer Unterſchied. Im erſten Falle muß 8 29 richtëtonſul& wohnhaften Deutſchen. In München ver:

StGB. angewendet werden, der vorſchreibt, was bei ſtarb der deutſche Kaufmann X, der zur Zeit ſeines

der Umwandlung in Geldſtrafe zu beobachten iſt. Hier- Todes ſeinen Wohnſiß in Saloniki hatte. Saloniki

nach dürfen die 50 M nur in 16 Tage Gefängnis um- iſt der Sit eines deutſchen Ronſuls mit Konſularge

gewandelt werden, weil, was doch ganz unbeſtritten richtsbarkeit. X war in die Matrikel dieſes Konſuls
iſt, der Reſtbetrag, der nur 2 M beträgt, außer Bes eingetragen. Es entſtand die Frage, welche Behörde

tracht bleiben muß. Im zweiten Fall iſt aber § 29 für die Verrichtungen des Nachlaßgerichts zuſtändig ſei .

StGB. nicht anwendbar, weil hier eine durch den Willen Gemäß § 731 FGG. beſtimmt ſich die örtliche Zu
des Verurteilten nach der Umwandlung geſchaffene ſtändigkeit der Nachlaßgerichte grundfäßlich nach dem

Rechtslage gegeben iſt. Wenn Dr. G. in einer An- Wohnſiß, den der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls hatte .

merkung beifügt, er habe einmal den erſten Fall in der In Ermangelung eines inländiſchen Wohnſißes

Weiſe erledigt, daß er dem Verurteilten, als er die aber iſt nach dieſer Vorſchrift das Gericht des Sterbes

Erſabfreiheitsſtrafe habe antreten wollen, „ins Ge- ortes zuſtändig . Nach dem Wortlaut des § 731 FGG.
wiſſen geredet “ habe, ob er nicht wenigſtens 2 V zahlen ſcheint alſo das Amtsgericht München das zuſtändige

wolle, und er habe dann nach der Bezahlung von 2 M Nachlaßgericht zu ſein . Dieſem Ergebnis ſteht aber

nun die 16 Tage Gefängnis vollſtredt, ſo war ange- Folgendes entgegen : Durch § 21 Nr. 1 Konigg. war

ſichts des § 29 StGB. kein Grund geweſen, dieſe Bes X als Deutſcher der Konſulargerichtsbarkeit unters

zahlung zu veranlaſſen, ſondern es hätten ohne weiteres worfen . $ 7 Nr. 2 KonſGG. verleiht dem Konſul die

nur die 16 Tage vollſtreckt werden können. Falls das Zuſtändigkeit für die durch Reichegeſeße den Amts

Urteil aber auf 51 M oder für 3 M 1 Tag Gefängnis gerichten übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen
gelautet hätte und der Verurteilte hätte 1 M gezahlt, Berichtsbarkeit. Der Ronſul iſt daher in ſeinem Amts

dann hätte er wegen des aus 3 M verbleibenben Reſt- bezirke für Nachlaßiaden ebenſo zuſtändig wie inner

betrags nicht 16, ſondern 17 Tage verbüßen müſſen. halb des Reichs die Amtsgerichte (vgl. Bay3fR.

Dr. G. kann ſich auch nicht, wie er tut, für die von 1905, 429 = ZBIFG. 6 , 376). Ebenſo wie dieſe hat

ihm vertretene Anſicht auf ein Urteil des OLG. er als Nachlaßrichter BGB. und FGG. anzuwenden

München (E. VII S.24) berufen, es trifft den ſtreitigen ( 19 Nr. 1 KonſGG.). Dieſe Vorſchriften rechtfer

Punkt nicht. Denn es hat aus Anlaß der Umwand- tigen eine ausdehnende Auslegung des Begriffes „Ins

lung einer nach Art . 16 des bayer . Gefeßes vom 10. März land“ im Sinne des § 73 ' FGG. Das Gericht des

1879, betr. die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Sterbeortes kann nur dann zuſtändig ſein, wenn der

Umherziehen ausgeſprochenen Geldſtrafe von 108.30 M Gerichtsſtand des Wohnſißes die Zuſtändigkeit eines

nur, und zwar gelegentlich, bemerkt, daß Bruchteile deutſchen Nachlaßgerichts nicht ergeben würde. Hatte
bei der Umwandlung nicht anzurechnen ſind. Und dies der Erblaſſer zur Zeit des Erbiaus ſeinen Wohnſib

iſt ja unbeſtritten. im Bezirke eines Gerichtskonſuls, ſo ergibt aber auch

Der Meinung Dr. G.s, daß es ſich bei der von die Regel , daß der Wohnſiß des Erblaſſers zur Zeit

ihm vertretenen Anſicht nicht beſtreiten laſſe, daß der des Todes enticeidet, die Zuſtändigkeit eines deutſchen

Verurteilte zuweilen einen Vorteil habe, aber er ſei Nachlaßrichters, nämlich des Konſula. Es iſt deshalb

klein, da es ſich immer nur um einen Tag handele , anzunehmen, daß der Begriff Inland " im Sinne des

iſt entgegenzuhalten, daß es ſich zunächſt nicht um § 731 FGG. den Bezirk eines deutſchen Gerichtston

die Freiheitsſtrafe handelt, ſondern um den Geldbetrag ſuls dann umfaßt, wenn der Erblaſſer der deutſchen

und dieſer kann unter Umſtänden verhältnismäßig be: Konſulargerichtsbarkeit unterworfen iſt. Ebenſo, wie

deutend ſein . Wenn, um keinen beſonders kraſſen Fall der Nachlaß eines im Reich wohnenden Erblaſſers

zu wählen, eine Geldſtrafe von 10 M in 1 Tag Haft auch dann von dem Amtsgericht des Wohnſißes zu

umgewandelt iſt und der Verurteilte zahlt davon 1 m, behandeln iſt , wenn der Erblaſſer außerhalb des Wohn
ſo handelt es ſich um 9 M , die er ſich zu bezahlen er- fißes verſtirbt, ſo kann auch der Nachlaß eines im

ſpart, und die der Staatskaſſe verloren gehen ; da Konſulargerichte bezirk wohnenden und der Konſulars

gegen nichtzahlungswillige Verurteilte in den meiſten gerichtsbarkeit unterworfenen Erblaſſers der Zuſtäns

Fällen die Geldſtrafen nicht beigetrieben werden können. digkeit des Konſuls nicht dadurch entzogen werden,

Der Fall, wo die Geldſtrafe überhaupt nicht in Frei- , daß der Erblaſſer außerhalb des Konſulargerichtsbe

heitsſtrafe umgewandelt werden kann, darf nicht , wie zirkes ſtirbt. Denn der Konſul ſteht ja als Nachlaß=

Dr. G. tut, herangezogen werden , denn hier will eben richter den Amtsgerichten durchaus gleich . (Vgl. auch

das Geſeß nicht haben, daß der Verurteilte, wenn er $ 18 NoniDG., der aber nur von der Sicherung
zahlungsunfähig iſt, eine Freibeitsſtrafe verbüße und des Nachlaſies handelt .) Somit war in dem erör :

der Vorteil für den Verurteilten iſt daher vom Ges terten Falle der deutſche Konſul in Saloniki der auss

jepe gewollt. ſchließlich zuſtändige Nachlaßrichter.

Der Anregung, die Dr. G. im Schlußabiat gibt,
Rechtspraktifant Werner in München .

fann wohl keine Folge gegeben werden . Wenn nach

dem Bejeß nur auf volle Tage erkannt werden kann,

ſo folgt daraus, daß volle Tage auch für die Voll

ſtreckung gelten , wenn ſich feine entgegengejeften Bes Feſtitellnng des Wertes von Auweſeu, die teilweiſe

ſtimmungen finden laſſen . Nicht darauf kommt es an , bebaut und teilweiſe unbebaut find, im Hinblid auf die

daß feine beſonderen Vorſchriften bekannt ſind, die zur Stempelbefreiung nach Tarif 11 letter Abiap der Spalte 2

Vollſtredung nach vollen Tagen nötigen , ſondern daß des Heidsſtempelgeietes. Nach dem lepten Abſaße der

ſolche nicht bekannt ſind, die die Vollſtreckung nach Spalte 2 des Tarifs 11 zum Reichsſtempelgeſeße vom

Teilen von Tagen zulaſſen . 15. Juli 1909 ſind Grundſtüdsübertragungen auf An
Amtsgerichtsdireftor Tiſch in Neuſtadt a . d . H. i trag von der Stempelpflicht dann befreit, wenn der
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ſtempelpflichtige Betrag bei bebauten Grundſtücken der øypothet, und beantragte die Eintragung der Ber:

20000 m, bei unbebauten Grundſtüden 5000 M nicht pfändung. Das GBA. lehnte ab, das 26. wies die

über dreitet und der Erwerber weder den Grunds Beſchwerde zurüd . Die weitere Beſchwerde hat das

ſtüdshandel gewerbsmäßig betreibt noch ein Jahres- Bayeriſche Obl6. dem Meichsgerichte vorgelegt. Es

einkommen von mehr als 2000 M hat. Bei dem Vers führt aus, daß es die weitere Beſchwerde zurücweiſen

lauf von ländlichen Anweſen kommt es ſehr häufig
würde, hieran jedoch durch den Beſchluß des Kammer

gerichts vom 4. März 1912 (abgedr. im Jahrb .Bd. 42
vor, daß das Anweſen nur teilweiſe überbaut iſt, daß | Š . 228ff.) gehindert ſei. Das Kammergericht

habe dort
es nicht aus einer zuſammenhängenden Grundfläche nämlich das durch Pfändung begründete Pfandrecht

beſteht und daß die bebaute Fläche weniger wert iſt an dem Nacherbenrechte für eintragbar erklärt. Das

als 20000 M, während der unbebaute Teil des An- 0626. ſtellt feſt, daß der Gläubiger die Verpfändung

weens die im Sejet hinſichtlich der Steuerbefreiung angenommen und ebenfalls die Eintragung ſeines

für unbebaute Grundſtücke feſtgeſeßte Wertsgrenze von Pfandrechts beantragt hat. Das RG . hob den Beſchluß

5000 M überſteigt. In ſolchen Fällen entſteht die Frage,
des LG . auf und wies das OBA . an anders zu

verfügen .

ob der Strafrichter bei der behufs der Strafbemeſſung
Gründe : Die Vorausſeßungen des § 79 GBD.

vorzunehmenden Feftſeßung der vorenthaltenen Ab
liegen vor. Denn die Antwort auf die Frage läßt

gabe ( 8 88 RStempG. Tarif 11 lit. a und d) den bes ſich nur aus den reichsgeſeklichen Vorſchriften überdas

bauten und den unbebauten Teil des Anweſens aus. Grundbuchrecht entnehmen, und es iſt unzweifelhaft,

einanderhalten und zugunſten des Angeklagten den daß die Rechtsauffaſſung, der das 2626. folgen möchte,

Bert dieſer Fläche abziehen muß. falls bezüglich des von der ebenfalls auf weitere Beſchwerde ergangenen

bebauten Teils auch die ſonſtigen geſeblichen Vorauss Entſcheidung des stammergerichts abweicht. Deſſen

feßungen der Steuerbefreiung vorliegen .
Entſcheidung betraf zwar nur den Fall, daß die Ein

tragung eines durch Pfändung begründeten Pfand
Das Reichsgericht hat in einem Urteile vom

18. September rechts an einem eingetragenen Nacherbenrechte begehrt

1913 in der Sache
30. Ottober VIII. 2454 ausgeſprochen, war, während hier das Pfandrecht rechtsgeſchäftlich

daß es keinemBedenkenunterliegt, wenn der Richter entſtanden iſt.-Indeſſen die Abweichung bleibt ohne
Tragweite hinſichtlich der Frage, ob einem Antrag auf

in folchen Fällen den Verkaufsgegenſtand als eine
Eintragung eines Pfandrechts am eingetragenen Rechte

wirtſchaftliche Einheit anſieht, der als Ganzes
eines Nacherben ſtattzugeben iſt. Im Ergebniſſe war

dem landwirtſchaftlichen Betriebe dient, und wenn er dem Hammergerichte beizutreten, wenn auch nicht ſeiner

deshalb das Anweſen, mag es auch tatſächlich und recht- Begründung gefolgt werden konnte .

lich eine Mehrheit von einzelnen bebauten und unbe- Beide Gerichte nehmen an , daß das Nacherbens

bauten Grundſtücken ſein, einheitlich betrachtet und recht zwar ein bereits vorhandenes, veräußerliches und

dem bebauten Beſiß zuweiſt, deſſen wirtſchaftlichen Mits daher auch pfändbares oder verpfändbares Vermögens

telpunkt die Gebäude bilden. Dabei hob das Reichs
recht iſt, daß es jedoch bis zum eintretenden Falle nur

gericht hervor, daß die in Frage ſtehende Befreiungs
erbrechtliche, dagegen nicht auch ſachenrechtliche Wir

fungen äußert. Demgemäß verneinen beide, daß die
vorſchrift in der Abſicht geſchaffen ſei, die kleineren

Eintragung des Rechtes des Nacherben gemäß § 52

Grundſtüdsumſäße zu begünſtigen ; bei einem Geſamt- GBO. ein Recht am Grundſtück oder an der zur Erb

werte von 25300 M, der für den zu entſcheidenden Fall ſchaft gehörenden Hypothet begründet. Beide haben

in Betracht kam, laſſe ſich aber nicht mehr von einer auch zur Beantwortung der zu entſcheidenden Frage

unbedeutenden Grundſtücksübertragung ſprecen (vgl . einen gleichen Weg eingeſchlagen. Sie gehen nämlich

RGZ. 78, 291). von § 40 der GBO. aus. Sie ſind jedoch bei Berück

In Uebereinſtimmung mit dieſer Geſebesauslegung fichtigung dieſer Vorſchrift zu verſchiedenen Endzielen

hat die bayeriſche Regierung entgegen der früheren
gelangt. Das Kammergericht meint, von der Ein

tragung eines Pfandrechts am Nacherbenrechte werde
Brazis angeordnet, daß die Finanzbehörden ländliche

nicht der Nacherbe betroffen , ſondern das eingetragene
Anweſen, die teilweiſe bebaut, teilweiſe unbebautſind, Recht des Borerben , und die Eintragung des Pfand

auch dann als ein Ganzes behandeln und Stempelfreiheit rechts ſeidaher zuläſſig, weil jenes Recht desVorerben

gewähren ſollen, weun der unbebaute Teil zwar mehr jedenfalls ein eingetragenes Recht i . S. des § 40 ſei.

als 5000 M, das Ganze aber nicht 20000 M wert iſt. Das DbLG, dagegen iſt der Anſicht, daß von der Eins

Der Bundesrat hat die bayeriſche Finanzverwaltung tragung des Pfandrechts nicht das Recht des Vorerben

ermächtigt, aufAntrag die Stempelabgaben , die bisher ſondern das Recht des Nacherben betroffen werden

würde, und daß aus dieſem Grunde die Eintragung
zuviel entrichtet wurden, wieder zurüdzuerſtatten. Bis.

nicht erfolgen fönne, weil das Recht des Nacherben
her wurde nämlich in ſolchen Fällen der Stempelaus „nicht eingetragen “, ſondern nach § 52 „ nur vermerkt

dem Werte des unbebauten Teiles erhoben. KI .
ſei “ und dieſer Vermert nicht die Bedeutung habe,

eine dingliche Berechtigung des Nacherben buchmäßig

erkennbar zu machen . Dem OblG. iſt darin beizu

treten, daß von der Eintragung des Pfandrechts nicht

Aus der Rechtſprechung.
das Recht des Vorerben, ſondern das Recht des Nach

erben betroffen wird ; nicht zuzugeben iſt aber, daß

dieſe Annahme auch zu dem angenommenen Ergeb
Reichsgericht. niſſe führt .

A. Grundbuch ſachen .
Bei der Prüfung der Frage, ob das Pfandrecht

an einem gemäß § 52 GBO. eingetragenen Nacherben

Rann die Berpfändung des Nacherbenrechts in das rechte eintragbar iſt, darf man überhaupt nicht von

Grundbuch eingetragen werden ? (GBO. S$ 19, 22,40,52). $ 40 Abſ.1 GBO . ausgehen . Vielmehr ſteht im Vorder

Jm Grundbuche iſt für zda D. eine Buchhypothef von grunde die Frage der Eintragungsfähigkeit des Brand

50 000 M als mütterliches Erbgut eingetragen . Die rechtes, und über die Eintragungsfähigkeit gibt § 40

Beſchwerdeführerin W. iſt hinſichtlich dieſer 50 000 M niemals Auskunft. Denn er ſoll überhaupt nicht die

Nacherbin . Deßteres iſt im Grundbuche vermerkt. Die Vorausſegungen der Eintragbarkeit an ſich beſtimmen ;

Beſchwerdeführerin verpfändete zur Sicherung eines er ſeßt vielmehr die Eintragbarkeit voraus und will

Darlehns ihre Anſprüche als Nacherbin, auch die an nur ſagen, (und auch dies nur als Ordnungsvorſchrift ),
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daß die an ſich zuläſſige Eintragung „nur erfolgen lage nicht im Einklang ſtände ; der unveränderte Buch

ſoll, wenn derjenige, deſſen Recht durch ſie betroffen inhalt würde vielmehr den Anſchein erweden, als gälte

wird , als der Berechtigte eingetragen iſt . Demnach die Berfügungsbeſchränkung noch ausſchließlich zus

foll § 40 Abſ. 1 nur hindern , daß Eintragungen vor- gunſten des Nacherben, was nicht mehr zuträfe ; dieſer

genommen werden, ohne daß das Recht des Betroffenen irreleitende Inhalt des Grundbuchs tönnte gerade zu

bereits eingetragen wurde. Und ſomit würde auch den Unzuträglichkeiten führen , denen gegenüber den

hier $ 40 nur inſoweit angewendet werden können , Grundſägen vom gutgläubigen Erwerbe die Eintragung

als die Frage auftauchte, ob der Eintragung des Pfand- vorbeugen ſol ( $ 892 BOB . ) . Alſo kann es nur dem

rechts, ſeine Eintragungsfähigkeit vorausgeſeßt, der Willen des Gefeßes entſprechen, wenn der Grundbuchs :

Hinderungsgrund des $ 40 entgegenſtünde. Die Frage inhalt der veränderten Rechtslage wieder angepaßt

nun, ob das Pfandrecht an ſich eintragbar iſt, muß und dazu eine neue Eintragung geſtattet wird. Denn

aus folgenden Gründen bejaht werden . Beiden Ges darüber läßt ſich nicht ſtreiten , daß das Geſells den

richten iſt darin zuzuſtimmen, daß durch die Eintragung Grundbuchinhalt' mit der wirklichen Rechtslage in

des Rechtes des Nacherben für dieſen tein Recht am Uebereinſtimmung halten will, und daß es zu dem

Grundſtüde oder an der zur Erbſchaft gehörenden Ende auch einen beſonderen Rechtsbehelf, den der

Hypothet entſteht. Demgemäß wäre es auch unzu: Grundbuch berichtigung gewährt. Sofern eine Unrichtig .

Täſſig, das Nacherbenrecht ſelbſtändig und unabhängig feit im dinglichen Rechtszuſtande in Frage ſteht, gibt

von der Eintragung des Vorerben einzutragen. Daß das Geſeß den Rechtsbehelf in der Vorſchrift des § 894

ihm eine ſolche Eintragungsjähigkeit fehlt, iſt auch BOB.; ſoweit es ſich um ſonſtige Unrichtigkeiten handelt ,

ſchon nebenher in dem Beſchluſſe des Senate ROZ. 61 ſei es, daß ein Rechtsverhältnis von vornherein uns

S. 379 ausgeſprochen worden. Der § 52 OBD. ſieht richtig beurkundet worden, ſei es, daß das richtig be

auch nur vor, daß „ bei der Eintragung des Vorerben urfundete Rechisverhältnis durch nachträgliche rechts

zugleich das Recht des Nacherben von Amts wegen geſchäftliche Vorgänge geändert wurde, namentlich alſo

einzutragen iſt“. Anderſeits aber läßt ſich angeſichts durch Uebertragungen oder Verpfändungen , geſtattet

dieſer Vorſchrift nicht leugnen, daß, wenn die Eins das Geſetz die Berichtigung nach den formalen Regeln

tragung erfolgt, es ſich um eine gewöhnliche Eintragung der GBO ., wie der § 22 der Berichtigung auch aus

handelt. Von einem bloßen „ Vermerke“ zu reden, wie drüdlich gedenft . Demgemäß würde auch die Eintragung

das ObLG . will, gibt § 52 feinen Anlaß, zumal dem der Abtretung oder der Verpfändung des Rechtes des

Geſeß eine Unterſcheidung zwiſchen „ Eintragungen“ Nacherben nur eine nach der GBD. zugelaſſene Be

und „Vermerten “ fremd iſt. Sollte auch im Einzelfalle richiigung des Buchinhaltes ſein . Das Geſetz bietet

der Ausdruď „vermerkt gebraucht ſein, ſo läge doch feinen Anhalt dafür, daß ſolche Berichtigungen aus

eine Eintragung im geſeßlichen Sinne vor . Weiter ſchließlich bei Eintragungen zuläſſig wären, durch die

läßt ſich aber gemäß § 52 auch nicht beſtreiten, daß ein Recht am Grundſtücke begründet worden iſt. § 19,

bei der Eintragung des Rechtes des Nacherben Gegen- der die Eintragung von der Bewilligung des Betroffenen

ſtand der Eintragung „ das Recht des Nacherben iſt “ , abhängig macht, enthält keine ſolche Einſchränkung ,

mithin das Recht, welches das Gefeß dem Nacherben ebenſowenig der $ 22, der gegenüber dem § 19 eine

überhaupt beilegt, wie es insbeſondere gemäß § 2113 Ausnahme vorſieht. Auch hier iſt zum Vergleich ar:

BOB. nach außen wirkt . Endlich aber iſt unzweifelhaft, die Vormerkung zu denken . Wird der durch eine Vor

daß das Geſet die Eintragung des Rechtes des Nach- merkung geſicherte Anſpruch abgetreten , dann geht jene

erben gerade vorſchreibt, um das Vorhandenſein ſeines als Nebenrecht des Anſpruchs (RGZ. 52, 11) auf den

Nechtes öffentlich kund zu tun, als Gegenmittel gegen Rechtsnachfolger über, und die Eintragung des Wechſels

die Gefahren, die dem Nacherben ohne die Eintragung in der Perſon des Berechtigten iſt unbedenklich ſtatt

infolge der Grundſäße vom gutgläubigen Erwerbe haft. So wird man auch den Eintrag des Rechtes

entſtehen würden . Freilich äußert ſich hiernach das des Nacherben als ein Nebenrecht dieſes Rechtes auf

eingetragene Recht des Nacherben nach außen hin nur faſſen können und die grundbuchmäßige Kundbar

in Geſtalt einer Verfügungsbeſchränkung zu Laſten des machung der Veränderung in der Perſon des Berech

Vorerben ; er kann das Recht des Nacherben nicht tigten für ſtatthaft halten dürfen.

durch Verfügungen beeinträchtigen , die gemäß § 2113 Bei dieſer auffaſſung könnte es ſich nur noch

dem Nacherben gegenüber unwirkſam ſein würden . In- fragen , ob die Eintragungsbewilligung der Beſchwerde:

deſſen trop dieſes eingeſchränkten Zweces der Ein- führerin, die dem GVA. und dem 18. allein vorlag ,

tragung iſt nach dem Geſeße Gegenſtand der Eintragung ausreichend war. Auch das iſt zu bejahen . Denn hier

das Recht des Nacherben als ſolches. Auch die Vor- fält der Umſtand ins Gewicht, daß nach richtiger Ans

mertung begründet nach der Anſicht des Reichsgerichts ficht die Beſchwerdeführerin und nur dieſe i . S.des $ 19

fein Recht am Grundſtücfe (R03. 65 , 261 ; 81 , 288 ) , GBO . von der Eintragung betroffen iſt . Nach der

ſichert vielmehr nur einen Anſpruch, und trozdem iſt Anſchauung des Geſekes wird von einer Eintragung

ſie eine buchmäßige Eintragung. Behält man im Auge, ſtets ( S $ 13 , 19, 49 OBO .) nur das Recht betroffen,

daß Gegenſtand einer Eintragung nach § 52 GBO. das durch ſie rechtlich verändert wird, mithin – ſieht

„ das Recht des Nacherben “ iſt , und hält man zugleich man auf die Perſon des Berechtigten ſtets nur,

daran feſt, daß dieſes Recht wirfjam veräußert und wer der Inhaber des Rechtes war (ROZ. 61, 379 ).

verpfändet werden kann (ROZ. 80, 377 ff.; Gruch. 52, Sind nun ſowohl das Recht des Nacherben wie das

630), dann entſteht auch im Falle einer Veräußerung des Vorerben eingetragen , dann wird infolge einer

oder Verpfändung cine dergeſtalt veränderte Rechts- Abtretung oder einer Verpfändung des erſteren immer

lage : Das Recht ſteht nun überhaupt nicht mehr dem nur dieſes rechtlich verändert; der Vorerbe kann auch

Nacherben zu , ſondern ſeinem Rechtsnachfolger, oder nicht hinſichtlich des Rechts des Nacherben als der

es fann doch, bei einer bloßen Verpfändung, von dem Berechtigte oder Mitberechtigte angeſehen werden . Nur

Nacherben nicht mehr für ſich ausgeübt werden, ſo- mittelbar und tatſächlid fann der Vorerbe von der

lange das Pjandrecht beſteht. Insbeſondere fünnte Aenderung betroffen werden , inſofern als es für ihn

fortan nicht mehr der Nacherbe , ſondern nur noch ſein , wirtichaftlich einen Unterſchied machen mag, ob er forts

Rechtsnachfolger oder ſein Piandgläubiger von den Be: an bei Verfügungen an die Zuſtimmungdes Rechts :

fugniſſen aus § 2113 VOV . Gebrauch machen (ROZ..nachfolgers des Nacherben gebunden iſt (§ 2113 BGB . ) ,

SO, 377 ff.); demgemäß wären nur noch die Leptge- oder ob er noch mit dem Nacherben ſelbſt zu tun hat .

nannten ithutzbedürftig, nicht der Nacherbe, wenigſtens Eine ſolche nur tatſächliche Veränderung der Sachlage

nicht allein . Endlich aber ergäbe ſich, daß jekt der macht ihn aber nicht zum „ Betroffenen “. Mit Unrecht

Buchinhalt, falls man der Veränderung nicht durch hält das Kammergericht den vorliegenden Fall für

eine Eintragung Rechnung trüge, mit der neuen Rechts- anders geartet, als den einer Uebertragung oder einer

1
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Berpjándung des Hypothekenrechis . Allerdings iſt die es müſſe ſein Umfang ermittelt und der Beklagte zur

øypothet ein Recht am Grundſtüđe, während das eins Leiſtung gegen Befriedigung des feſtgeſtellten Gegen

getragene Mecht des Nacherben dem Vorerben gegen- anſpruchs verurteilt werden (JW. 1885 S. 77 Nr.39,

über nur eineVerfügungsbeſchränkung bedeutet. Aber vgl. 1893 S. 317 Nr. 43) . Aehnlich hat ſich der Senat

es iſt nicht einzuſehen, wie dieſer Unterſchied zu einer am 20. Mai 1895 ausgeſprochen (JW . 1895 S. 327

verſchiedenen Beurteilung der Frage führen fönnte, Nr. 14) . Das BGB. enthält in § 274 die ausdrüdliche

welches Recht betroffen wird. Wenn ein Wechſel in Vorſchrift : Gegenüber der Slage des Gläubigers hat

der Perſon des Hypothekengläubigers, wie auch das die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts nur

Kammergericht annimmt, i. S. des Geſekes nur den die Wirkung, daß der Schuldner zur Leiſtung gegen

alten Hypothekengläubiger und nicht den Eigentümer Empfang der ihm gebührenden Leiſtung zu verurteilen

und nicht auch dieſen “ trifft, ſo liegt das auch hier iſt. Welche Leiſtung dem Schuldner gebührt, hat der

allein daran, daß leidender Teil rechtlich nur der alte Schuldner darzutun . Das ergibt ſich aus allgemeinen

øypothefengläubiger iſt, und daß die tatſächlichen oder Regeln und aus der Faſſung des § 273. Auf Grund

wirtſchaftlichen Folgen des Wechſels für den Eigen- der Zurüdbehaltungseinrede darf demnach nicht der

tümerauch hier zur Erfüllung der Vorausſeßung in Antrag auf Klagabweiſung geſtellt werden, vielmehr

den $S 13, 19, 40 GBD. nicht ausreichen. Wird das hat der Beflagte in ſeinem Antrage auszudrüđen,

Recht des Nacherben abgetreten oder verpfändet, dann welche Leiſtung er ſelbſt begehrt, und den Antrag das

wird der Beſtand der darin enthaltenen Verfügungs- hin zu ſtellen , daß er zu der von dem Kläger bean

beſchränfung rechtlich nicht verändert ; die Mechtelage ſpruchten Leiſtung nur gegen Empfang der von ihm

des Vorerben bleibt nach wie vor die nämliche; daher ſelbſt verlangten Leiſtung verurteilt werde. Da das

fann auch bei ihm feine Befugnis zur Einwilligung DLG . an mehreren Stellen von „ liquidſtellung“ ſpricht,

in die Grundbuchberichtigung in Frage kommen . Diel: ſcheint es auf den Saß, liquidität“ des Anſpruchs des

mehr ſtand dieſe Befugnis gemäß § 19 GBD. der Schuldners ſei nicht erforderlich, Gewicht gelegt zu

Beſchwerdeführerin und ihr allein zuſtand. haben. Allein dieſer Saß hat nur die Bedeutung , daß

Das einzige Bedenken gegen die Anwendbarkeit Liquidität“ feine fachliche Vorausſeßungfür das Zurü«

des § 19 könnte in der Frage liegen, ob das Gefeß behaltungsrecht iſt, nicht den Sinn, daß bei Geltend

unter dem Worte „Mecht“ nicht dennoch – der früheren machungim Prozeß die „ Liquidſtellung“ nicht zu er

Ausführung entgegen nur ein dingliches Recht ver- folgen hätte oder daß es Sache des Gegners wäre,

ſteht, und ob es demgemäß nicht auch die Befugnis ſie zu betreiben. Auch bei der Aufrechnung iſt „ Liquis

zur Einwilligung i. S. des § 19 ſtets allein dem zu : dität“ der aufzurechnenden Forderung fein ſachliches

be:

troffene iſt. Auch dieſes Bedenken iſt jedoch nicht rechnen will, hat ſeine Forderung „ liquid “ zu ſtellen.

ſtichhaltig . Mag das Geſeß auch regelmäßig bei dem (Vgl. SS 145 Åbſ. 3, 302, 322 Abſ. 2, 529 Abſ.3 ZPO .).

Ausdruť Recht“ im Gebiete des Liegenſchaftsrechtes Die proseſſualen Vorſchriften über die Behandlung des

nur ein Recht dinglicher Art im Auge haben , ſo ſchreibt Aufrechnungseinwands gelten übrigens nichtfür die

es doch in § 52 GBD. ausdrüdlich die Eintragung Zurückbehaltungseinre
de, insbeſondere iſt die Entſchei

des Rechtes “ des Nacherben vor und legt mithin dung über einen zur Verweigerung einer Leiſtung ver

auch dieſem Rechte mittelbar die Eigenſchaft eines ein- wendeten Gegenanſpruch nicht der Rechtskraft fähig

getragenen Rechtes bei . Daher iſt es nicht folgewidrig, (ROZ 8, 364 ; 15, 421 ). Auch in dieſem Punkte ſcheint

wenn man dem eingetragenen Nacherben die Befugnis das OLG. von einer irrigen Auffaſſung auszugehen,

zugeſteht, die ſonſt gemäß § 19 den betroffenen da es auf die von der Beklagten erhobeneKlage hin

Berechtigten gebührt. Jedenfalls aber muß die ans weiſt. Der von der Beklagten zur Beitreibung ihrer

geführte Vorſchrift hier entſprechend angewendet Forderung eingeleitete Prozeß wird durch die Geltend

werden . Es läßt ſich ſchwerlich annehmen , daß das machung des Zurüdbehaltungsrech
tes

in dem gegen

Geſep ausſchließlich bei dinglichen Rechten die Befugnis wärtigen Rechtsſtreite nicht berührt. Wenn in dem

hätte gewähren wollen, die Eintragung von Rechts- gegenwärtigen Rechtsſtreit die Zurüdbehaltungseinred
e

änderungen zu bewilligen und herbeizuführen . Das verworfen würde, weil die Beklagte einen zur Zurüd

entſpräche nicht ſeiner Abſicht, eine ſtete Uebereinſtim- haltung der Leiſtung berechtigenden Gegenanſpruch

mung zwiſchen dem Buchinhalt und der wirklichen nicht erwieſen habe, oder wenn die Beklagte verurteilt

Rechislage zu ſchaffen . Auch dem Vormertungsberech würde, gegen Empfang einer geringern als der von

tigten wird, wer in der Vormerkung kein dingliches ihr eingeklagten Summen die Zuſtimmung zur Grund

Recht erbli &t, das Recht nicht abſprechen wollen , im buchberichtigung und zur Auszahlung der hinterlegten

Falle der Abtretung des geſchüßten Anſpruchs die Beträge zu erteilen , ſo ſtünde dies der Fortführung

Eintragung des Perſonenwechſels zu bewilligen. (Beſchl. des von ihr angeſtrengten Prozeſſes nicht im Wege.

des V. ZS . vom 14. Januar 1914, Reg . V B 9/1913). (Urt . d . IV . ZS. vom 29. November 1913, IV 571/13) .

W.3248 3244 n .

II.

Scheufung von Lodes wegen an die Ehefrau. Was

iſt Gegenſtand der Schenkung, wenn der Mann ein Grund:
B. Sivilſachen.

ſtüd für ſich kauft, es aberunmittelbar der Frau auf:

I. gelaſſen wird ? Widerruf der Scheutung wegen, groben
Undante. Wie geſtaltet fich im Falle des Widerrufs

Wie iſt das Zurüdbehaltung @ recht im Prozene zu be: der Rüdgabeanſpruch des Manned ? Die Streitsteile

handeln ? Aus den Gründen: Die Entſcheidung des verheirateten ſich im Oktober 1905. Im Oktober 1907

OLG. beruht auf Oeſegesverleßung , weil es auf die Gel- hat st. der beklagten Ehefrau ein Grundjiücf aufge

tendmachung des Zurüđbehaltungsrechts dieKlage abge- laſſen , wobei ſie die eingetragene Hypothek von 2500 M

wieſen und angenommen hat, es ſei Sache des Klägers, übernahm und 5500 M als Øypothef für den Reſtfauſ

die „ Liquidſtellung “ der Anſprüche der Beflagten zu preis eintragen ließ . Der Kaufpreis wurde mit 10000 M

betreiben. Schon vor Einführung des BOB. beſtand angegeben. Im Januar 1911 verließ die Beflagte den

die Wirkung der „ Retentionseinrede “ darin, daß zur Kläger und lebt ſeitdem von ihm getrennt. Der Kläger

Erfüllung Zugum Zug zu verurteilen , nicht aber die behauptet, er ſei der Käufer des Grundſtücks geweſen

Klage abzuweiſen war. In dem Urteile des NG , vom und habe die Anzahlung von 2000 M aus eigenen

17. Dezember 1884, V 34/84, heißt es, das Retentions- Mitteln geleiſtet. Er habe das Grundſtück auf den

recht ſchüße nur gegen eine unbedingte Verurteilung, i Namen ſeiner Frau eintragen laſſen, weil er befürchtet
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habe, vor ihr zu ſterben, und weil er ihr deswegen und kann nicht als ſchwere Verfehlung i . S. des § 530

den Beſif des Grundſtücs gegenüber ſeinen Kindern Abſ. 1 BOB . angeſehen werden.

erſter Ehe habe ſichern wollen. Er behauptet deshalb in Für alle Fäde greift die Reviſion - und zum Teil

erſter Reihe Scheingeſchäft, in zweiter Reihe Schenkung, mit Recht – auch den Alagantrag und den urteilsjak

die er wegen groben Undants der Beklagten widers des DIG . an . Der Klagantrag entſpricht mehr einer

rufe . Sie habe ihn ohne Grund verlaſſen und in ſeiner hier nicht in Frage kommenden Grundbuchberichtigungs

Abweſenheit ſeine geſamte Wohnungseinrichtung mit- flage aus8 894BGB. Er hätte einfach auf Auflaſſung

genommen . Der Klagantrag geht auf Verurteilung des Grundſtüđes gerichtet werden ſollen . Jndeſſen iſt

der Beklagten, darein zu willigen , daß im Grundbuch auf dieſen Mangel fein ausſchlaggebendes Gewicht

des Grundſtücs der Kläger an Stelle der Beklagten als zu legen (NOZ. 54, 378 ; JW . 1905 S. 290/16 ). Das

Eigentümer eingetragen werde. Das LG . hat die Klage gegen iſt es ein Rechtsverſtoß gegen SS 812 11., daßder

abgewieſen . Auf die Berufung des Klägers wurde Kläger die Einwilligung der Beklagten in die Ueber

die Beklagte nach dem Klagantrag verurteilt . Das RG. eignung des Grundſtücks verlangt und das DIG. ſie

hob auf. puſpricht, ohne daß dabei die Belaſtung der angeblich

Ausden Gründen : Zutreffend ſtellt das DLG. geſchenften Kaufsrechte mit der Hypothekübernahme

feſt, daß bei dem beſtrittenen Geſchäft der Kläger ſeine von 2500 M und mit der øypothekbeſtellungvon 5500 M

Abſicht zu ſchenken verwirklicht habe, daß daher jeden- durch die Beklagte berücſichtigt wird. Dieſe Laſten

falls eine Schenkung vorliege . Eine ſofort vollzogene muß der Kläger auf ſich nehmen und die Beklagte

Schenkung von Todes wegen unterliegt nach § 2301 davon befreien, falls ihm das Grundſtüd aufgelaſſen

Abſ. 2 BOB. auch hinſichtlich des Widerrufs den Bor- werden muß . Einer beſonderen Zurückbehaltungsein

ſchriften über Schenkungen unterLebenden. Die bes rede der Beklagten bedurfte es nicht (vgl. RGZ. 54 ,

ftrittene Schenkung iſt auch jedenfalls vollzogen worden 137 ; JW . 1911 S. 583/24 ). (Urt. des V. ZS . vom

und was die hiezu und zur Grundſtüdsübereignung 13. Dezember 1913, V 399/13 ).

notwendigen Formen anlangt, ſo ſind dieſe nach 88 518,

313 Sak 2BGB. unzweifelhaft gewahrt. Zweifel tann

aber darüber beſtehen, was Gegenſtand der Schenkung
III.

geweſen iſt. Unhaltbar iſt die Anſicht des Dlo ., daß 3ft $ 2094 BGB. anwendbar, wenn der Erblaſſer

das Grundſtüd ſelbſt der Beklagten vom Kläger ge- ſeine Frau und einerwartetes find je zur Gälfte zu

ſchenkt worden ſei. Der Aläger iſt niemals Eigentümer Erben einjekt, dasKindaber tot geboren wird ? Hann

dieſes Grundſtücs geweſen, es iſt durch Auflaſſung eine ſolche leftwillige Berfügung wegen 3rrtume an:
unmittelbar von A. auf die Beflagte übergegangen. gefochten werden und was iſt die Folge der Anfechtung ?

Es wäre denkbar, daß der Kläger das Grundſtüc ſofort Die Klägerin iſt die Witwe, der Beflagte ein Bruder

formlos für die Bellagte als Dritte nach § 328 BOB. des verſtorbenen B. B. hat ein Teſtament errichtet

gekauft, als beauftragter oder unbeauftragter Geſchäfts- und darin verfügt: „Zu Erben meines Nachlaſſes ſeke

führer für ſie 2000 M Anzahlung geleiſtet und ſchen- ich ein meine Ehefrauzu einer Hälfte unddas zu er :

fungsweiſe auf Rüderſtattung dieſer Auslage verzichtet wartende Kind zur andern Hälfte.“ Das Kind wurde

hat. In dieſem Schulderlaß wäre dann die Schenkung nach dem Ableben des Erblaſſers tot geboren. Der

zu finden, auf die zwar der Schenkung bei Verzichten Beklagte hat das Teſtament angefochten . Die Witwe

auf fünftige Rechte verneinende 8 517BGB. nicht ans hat gegen ihn auf Feſtſtellung geflagt, daß ſie alleinige

gewendet werden fönnte, die aber ſelbſt bei gültigem Erbin geworden ſei . Das 20. gab der Klage ſtatt.

Schenkungswiderruf nicht zu einer Klage auf Rückgabe Das Dir. dagegen ſtellte feſt, daß Erben ſeien die

des Grundſtücks berechtigen würde. Nach dem Beweiss Klägerin zu 8/4, der Beklagte und ſeine Schweſtern zu:

ergebniſſe liegt aber die Auffaſſung näher, daß der ſammen zu ' / . Das RG. hob auf.

Kläger das Grundſtück zunächſt formlos für ſich gekauft, Aus den Gründen : Das OLG. hat ausgeführt:

die Änzahlung von 2000 M ſelbſt geleiſtet, ſeine Kaufs- Der Erblaſſer habe, indem er ſeine Frau und das zu

rechte, beſchwert mitden übrigen Käuferverpflichtungen , erwartende Kind zu je 1/2 als Erben eingeſegt habe ,

formlos an ſeine Ehefrau abgetreten hat und daß dies mehrere Perſonen in der Weiſe eingeſeßt, daß ſie die

alles durch unmittelbare Auflaſſung an die Beklagte geſeßliche Erbfolge ausſchlöſſen . Demgemäß wäre, da

und durch Eigentumsüberſchreibung auf ſie geheilt das Kind totgeboren, alſo als Erbe weggefallen ſei,

worden iſt. In dieſem Falle wären die von der Ver: der Erbteil des Kindes der Klägerin angewachſen

pflichtung , 2000 M anzuzahlen , befreiten Kaufsrechte ( $ 2094 BGB.) . Die Anfechtung des Teſtaments auf

der Gegenſtand der Schenfung und — gültigen Wider- Grund des § 2078 ſei teilweiſe begründet. Der Erb

ruf vorausgeſeßt – fönnten ſie und könnte nach ihrer laſſer habe wiederholt die Abſicht geäußert, bei finder:

Verwirflichung durch Grundſtücsübereignung das loſer Ehe ſeine Geſchwiſter einzuſeßen . Þabe er nicht

Grundſtüď ſelbſt gemäß § 818 Abſ. 1 BGV. mit der beabſichtigt, bei kinderloſer Ehe ſeine Geſchwiſter gang

Klage aus grundloſer Bereicherung zurücgefordert zu übergehen, ſo ſei der in dem Teſtament ausgedrüdte
werden (8 531 Abſ. 2 BGB . ) . Wille nur ſo zu verſtehen , wenn der Erblaſſer damit

Mit Recht wird auch die Begründung bekämpft, gerechnet habe, das Kind werde lebend geboren . Daß

womit der Borderrichter den Widerruf der Schenkung eine Totgeburt nicht ausgeſchloſſen ſei, möge er ge

zugelaſſen hat. Er läßt dahingeſtellt, ob grober Uns wußt haben ; der Ausgang der erſten Entbindung habe
dant der Beflagten ſchon in ihrem Wegzuge vom Kläger genügend Anlaß dazu gegeben . Dennoch ſei für ihn

zu finden ſei , erblidt ihn aber darin , daß ſie dabei eine ſolche Möglichkeit nicht beſtimmend geweſen; er

faſt die geſamte Wohnungseinrichtung , darunter viele hätte ſich ſonſt mit dem Notar beraten und dieſer hätte
Sachen des Klägers, mit ſich fortgenommen hat. Dieſe vorausſichtlich nicht unterlaſſen, für den Fall der Tot.
Begründung verſtößt gegen § 530 Abſ. 1 BOB . Hier- geburt eine Verfügung zu entwerfen. Von dem An

nach kann eine Schenkung widerrufen werden, wenn wachjungsrecht ſei nicht die Rede geweſen. Habe der
ſich der Beſchenkte durch eine ſchwere Verfehlung Erblaſſer auch die Möglichkeit einer Totgeburt bedacht

gegen den Schenfer groben Undanfes ſchuldig macht . und das Teſtament auch hierfür vorgeſehen, ſo müſſe
Die Mitnahme von Hauseinrichtungsgegenſtänden des er ſich in der irrigen Annahme befunden haben, die

Klägers für ſich allein iſt nicht ohne weiteres eine geſetzliche Erbfolge trete wegen der Hälfte des Kindes
ſchwere Verfehlung, wie ſie das Geſetz verlangt . Sie l ein. In jedem Falle habe eine nach § 2078 maßs

iſt im Zuſammenhangemitdem Wegzuge der Beklagten gebliche irrige Annahme des Eintritts eines Ilmſtandes
zu beurteilen. Hatte die Beflagte, wie ſie behauptet, den Erblaſſer geleitet. Bei Kenntnis der Sachlage hätte

wichtigen Anlaß, ihren Mann zu verlaſſen , ſo muß die er für den Fall der Totgeburt zugunſtender Geſchwiſter

Mitfortnahme ſeiner Sachen in mildem Lichte erſcheinen , Vorſorge getroffen. Die Anfechtung beſeitige im Zweifel
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nur die einzelne vom Jrrtum betroffene Verfügung . des Erblaſſers die Erbeinſeßung der Alägerin nach

Die Alägerin hätte der Erblaſſer ohnehin auf die Fälfte § 2078 Abſ. 2 anzufechten. Daher war zu prüfen , ob

eingeſeßt. Daraus, daß er ſie über die geſeßliche Ver- der Erblaſſer nicht durch die irrige Annahme oder Er

teilung hinaus gegenüber dem Ainde bevorzugt habe, wartung, das Kind werde lebend geboren werden, bes

ſei zu ſchließen , daß er dies um ſo mehr getan hätte, ſtimmt worden ſei, die Klägerin als Erbin zur Hälfte

wenn ſie neben Geſchwiſtern erbte. Möglicherweiſe einzuſeßen . Dieſe Frage hat das OLG. nicht entſchieden.

habe er die freie Hälfte der Klägerin und ſeinen Ge- Zwar führt das Dlo. aus, der Erblaſſer hätte die

ſchwiſtern zugedacht. Jedenfalls fomme dieſes Ergebnis | Alägerin ohnehin auf die Hälfte eingeſebt; daraus,

ſeinem vermutlichen Willen am nächſten. Würde auch daß er ſie dem Kinde gegenüber bevorzugt habe, ſei

die Einſebung der Klägerin beſeitigt, ſo erbte fie nur zu ſchließen, daß er ſieum ſo mehr bevorzugt hätte,

die Hälfte. Die Folge der Anfechtung ſei , daß der wenn ſie neben Geſchwiſtern erbte. Allein dieſe Er:

Erblaſſer nur über die Hälfte wirtſam verfügt habe. wägungen haben das Dio . nicht dazu geführt, aus

Die Umſtände ergäben, daß die zweite Hälfte der zuſprechen, daß der Erblaſſer durch die bezeichnete irrige

Klägerin nicht ganz zugedacht geweſen ſei. Für 8 2089 Annahme zu der Erbeinſeßung der Klägerin nicht be

BGB. ſei kein Kaum . Auch § 2094 greife nicht Plas. ſtimmt worden ſei . Bei ſeinen Erwägungen hat das

Es ſei erſichtlich, daß die geſebliche Erbfolge nicht habe DLG. auch die 88 1931, 1932 nicht beachtet. Wenn

ausgeſchloſſen ſein ſollen und daß der Klägerin nicht der Erblaſſer ſeine Ehefrau bevorzugen wollte, ſo hatte

der ganze Nachlaß zugedacht geweſen ſei. er nur dann einen Anlaß, ſie als Erbin zur Bälfte

Dieſe Ausführungen geben zu Bedenten Anlaß . desNachlaſſes einzuſeßen, wenn er die Erbfolge eines

Der Reviſion des Beklagten läßt ſich allerdings nicht Ablömmlings ins Auge faßte. Wurde die Erbin auch

beitreten,wenngeltend gemacht wird , die Anwendung gegenüber miterbenden Geſchwiſtern des Erblaſſers zur

des § 2094 BOB. tomme nicht in Frage ; der Erb- Hälfte des Nachlaſſes als Erbin eingeſeßt, ſo wurde

laſſer habe nicht mehrere Erben in der Weiſe einges ſie nicht bevorzugt, ſondern benachteiligt (vgl. § 1932).

legt, daß ſie die geſeßliche Erbfolge ausſchlöſſen ; die Daß der Erblaſſer gedacht hätte, die Klägerin erhalte,

Einſeßung des Ungeborenen ſei unwirkſam. Dieſe Müge wenn ſie mit ſeinen Geſchwiſtern erbe, zu der ihr teſta

fann der Reviſion des Beklagten keinen Erfolg ver- mentariſch zugewendeten Hälfte des Nachlaſſes noch

ſchaffen ; denn wenn die Ausführungen der Heviſion einen Teil als geſeßliche Erbin, ſie werde alſo unter

richtig wären , ſo wäre die Entſcheidung des OLG . nach allen Umſtänden durch die Erbeinſeßung bevorzugt, hat

§ 2088 Abſ.1 zutreffend. Es iſt aber dem D36. darin das OLG. nicht angenommen . Denn nach ſeiner Auf

beizutreten, daß die Erbeinfeßung eines Ingeborenen faſſung dachte der Erblaſſer nicht an den Eintritt einer

zur Anwendung des §2094 führen kann. B. hat Totgeburt und an den Eintritt einer geſeßlichen Erb

mehrere Erben in der Weiſe eingeſeßt, daß ſie die ges folge, falls für ihn die Annahme beſtimmend war, das

jeßliche Erbfolge ausſchloſſen. Der zu der zweiten Kind werde lebend geboren .

Hälfte Eingeſepte iſt nicht Erbe geworden, iſt alſo als Für die Anfechtung der Erbeinſegung der Klägerin

Erbe weggefallen . Die in § 2094 Abſ. 1 Sağ 1 be- läßt ſich die Annahme des DLG. nicht verwerten , daß

ſtimmten Vorausſegungen ſind damit gegeben. Es die Anfechtung eines Teile der leftwilligen Verfügung

liegt kein Grund vor, dieſen Fall anders zu behandeln auch begründet ſei, wenn der Erblaſſer die Möglichkeit

als den Fall, daß ein Erblaſſer jemand als Erben einer Totgeburt bedacht habe, weil er ſich in dieſem

einſekt, der zur Zeit des Erbfalls nicht am Leben iſt. Falle in einem grrtum über den Eintritt der geſet

Bei der Erbeinſepung eines Üngeborenen kommt nur lichen Erbfolge befunden habe . Dagegen wendet ſich

die Beſonderheit in Betracht, daß die nach dem Erb- gegen dieſen Teil des Berufungsurteils mit Recht die

fall eintretende Geburt eines lebenden Kindes als vor Anſchlußreviſion der Klägerin . Wenn der Erblaſſer

dem Erbfal erfolgt gilt, wenn es vor dem Erbfall er- die Möglichkeit einer Totgeburt bedacht hat, ſo war

zeugt wurde (§ 1923). Dagegen iſt zu beanſtanden, er in dieſem Punkte nicht in Jrrtum , iſt alſo nicht

daß das OLG. ſich nicht darüber ausgeſprochen hat, durch die irrige Annahme oder Erwartung, das Kind

ob der Erblaſſer die Anwachſung ausgeſchloſſen habe, werde lebend geboren , zu ſeiner Verfügung beſtimmt

(ş 2094 Abſ. 3 ), obwohlder Beklagte dies geltend worden. Der Jrrtum beſtand alsdann nach der Auf

gemacht hatte. Zwar heißt es an einer Steve, die faſſung des DLG . nur darin, daß der Erblaſſer an

Umſtände ergäben , daß die zweite Hälfte der Klägerin nahm , es werde die geſeßliche Erbfolge hinſichtlich der

nicht ganz zugedacht geweſen ſei , und an einer andern, einen Hälfte des Nachlaſſes eintreten, wenn das Kind

es ſei erſichtlich , daß die geſebliche Erbfolge nicht habe tot geboren werde. Dieſer Jrrtum fönnte wohl den

ausgeſchloſſenwerden ſollen . Aber es iſt nicht geprüft, Erblaſſer beſtimmt haben , eine Verfügungfür den Fall

ob der Erblaſſer die Anwachſung ausgeſchloffen hat , zu unterlaſſen, daß es zu einer Totgeburt komme,

wenn nicht ausdrücklich ſo doch ſtillſchweigend. es iſt aber unmöglich anzunehmen , daß der Erblaſſer

Die beiden in 1 des Teſtamentes enthaltenen durch einen ſolchen Jrrtum zu der von ihm getrof

Berfügungen ſind angefochten worden ; ſowohl die fenen Verfügung beſtimmt worden ſei , alſo beſtimmt

Erbeinſeßung des Kindes als auch die Erbeinſeßung worden ſei, die Erbeinſeßung des Kindes anzuordnen.

der Klägerin ſoll nach derMeinung des Beklagten als Jnſoweit hat das DLG . den § 2078 Abſ. 2 unrichtig

nichtig anzuſehen ſein. Die Anfechtung der Erbein- angewendet. Aber auch inſoweit iſt die Anwendung

ſegung der Klägerin hat das DLO. nicht für begründet des § 2078 Abſ. 2 zu beanſtanden, als das DIG . die

erklärt. Inſoweit hat der Beflagte das Berufungs- Unnahme des Erblaſſers, das Kind werde lebend ge

urteil angegriffen. Seinem Angriff iſt Erfolg zu ge- boren werden, in Verbindung mit der Tatſache, daß

währen . Die Anfechtung iſt auf § 2078 geſtüßt. Das das Kind nicht lebend geboren wurde , für genügend

DBG. hat angenommen, daß der Erblaſſer bei der Er- erachtete, den Tatbeſtand des § 2078 Abſ. 2 hinſichtlich

richtung des Teſtaments im Jrrtum geweſen ſei ; der der Erbeinſeßung des Kindes feſtzuſtellen. Wer jemand

Erblaſſer habe entweder angenommen, das Kind werde zum Erben einſeßt, geht in der Regel davon aus oder

lebend geboren, oder erhabe, wenn er die Möglichkeit rechnet damit, daß der Eingeſepte wirklich Erbe werde.

einer Totgeburt bedacht habe, angenommen, in dieſem Fäät der Eingeſefte als Erbe weg, ſo läßt ſich nicht

Fale trete in Anſehung der dem Kind ausgeſekten darauf allein , daß der Erblaſſer angenommen habe,

Bälfte des Nachlaſſes die geſeßliche Erbfolge ein . Für der Eingeſepte werde Erbe werden, die Feſtſtellung

die Beurteilung der Reviſionsangriffe des Beflagten gründen, der Erblaſſer ſei durch die irrige Annahme

iſt von der dem Beklagten günſtigen Auffaſſung des des Nichteintritts des den Wegfall des Erben begrün

DLG. auszugehen, daß der Erblaſſer irrig angenommen denden Ereigniſſes zu derErbeinſeßung beſtimmt worden.

oder erwartet habe, das Kind werde lebend geboren Bei der neuen Verhandlung wird auch die An

werden . Es iſt möglich, wegen eines ſolchen Jrrtums wendung des § 2078 Abſ. 1 BGB. in Betracht zu ziehen



123
Zeitſchrift für Fechtspflege in Bayern . 1914. Nr . 6 .

D.

3243

-

3254

ſein, falls das OLG. etwa die Ueberzeugung gewinnen klagte für die Richtigkeit der Poſten beweispflichtig.
ſollte, der Erblaſſer habe die leftwilige Verfügung Aber ein Intereſſe des Klägers an der alsbaldigen

nur für den Fall treffen wollen , daß das Kind lebend Aufklärung läßt ſich nicht etwa aus dieſem Grunde
geboren werde, ſeinen Willen aber nicht richtig aus- verneinen , zumal ſich nicht überſehen läßt, ob nicht

gedrüdt. ( Urt. des IV . ZS. vom 10. November 1913, bei der Erörterung über die Poſten Umſtände in Be .
IV 351/13) . tracht fommen, für die der Kläger beweispflichtig

iſt. Der Kläger hat auch darauf hingewieſen , daß

durch weiteren Zeitablauf die Klarſtellung des Sach
IV.

verhalts inſofern erſchwert werde, als ihm dadurch

Reine Giurede der Recht & hängigfeit wegen eines beim
das Beweismittel der Ausſagen zweier Zeugen ver

ausländiſchen Gerichte ichwebenden Rechtsſtreit , wenn
loren gehen fönne, von denen der eine in hohem Alter

ausſchließlicher inländiſcher Gerichteſtand vereinbart ſtehe, während das Erinnerungsvermögen des anderen

war. Aus den Gründen : Der Wortlaut des ſchrift imLaufe der Jahre ſicherlich nachlaſſen werde . Auch

lichen Vertrages läßt ſehr wohl die oberlandesgericht
dieſer Geſichtspunkt iſt beachtlich. Allerdings kann

nicht alleiniger Zwedt der Feſtſtellungsflage die Siches
liche Auslegung zu, daß die vereinbarte Zuſtändig

feit der Gerichte in M. ausſchließlich ſei. Der Zu
rung des Beweiſes ſein , und die Feſtſtellungsklage iſt

nicht der regelmäßige Erſat für die Beweisſicherung,ſammenhang mit der Vereinbarung des Erfüllungs

orts, der nur als ausſchließlicher gemeint ſein kann ,
aber die Gefaģr des Verluſts von Beweismitteln fann

und der Unterwerfung der Rechtsbeziehungen der
zur Begründung des Feſtſtellungsintereſſes mit vers

Parteien unter das deutſche Mecht legen eine ſolche
wendet werden. (Es wird weiter ausgeführt, daß die

fachliche Entſcheidung dieſes Hechtsſtreits zur Erſparung
Auslegung ſogar nahe. JW . 1912, 79 28 ſteht nicht ent

von Koſten diene, und daß ſie auch inſofern im Jngegen , denn dort war lediglich eine Vereinbarung

über den Erfüllungsort getroffen. Hatten aber die
tereſſe des Klägers liege) . ( lirt . d . III . ZS. vom 7. Za :

Streitteile die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Gerichte
nuar 1914, III 316/1913) .

in M. vereinbart, ſo war nach § 328 Nr. 1 ZPO .

dem etwa in Mailand ergehenden Urteile die Aner

fennung zu verſagen . Die Tatſache des Schwebens
C. Strafſachen.

des Rechtsſtreits vor dem Gerichte in Mailand konnte

alſo , wie das BG. in Uebereinſtimmung mit der Recht I,

ſprechung des RG. zutreffend ausführt, die Einrede

der Rettshängigkeit nicht begründen . Nicht begründet Liebebriefe als rechte und beweiderhebliche Urtunden.

iſt der Zweifel, ob die Vorausſeßungen des § 328 I
Aus den Gründen : Der verheiratete Angeklagte

ZPO. nicht nur dann gegeben ſeien , wenn die Unzuſtän hat ſich einem Mädchen unter falſchem Namen mit der

digkeit der ausländiſchen Gerichte aus den deutſchen Vorſpiegelung genähert, ſie heiraten zu wollen . Er

Ocjeßen ſich unmittelbar ergebe, eine lediglich hat dies nur „der Zerſtreuung halber“ getan und hat

auf Parteivereinbarung beruhende ausſchließliche Zu
vor und nach dem Eheverſprechen zur Aufrechterhaltung

ſtändigkeit eines inländiſchen Gerichts alſo nicht in Bes
der Täuſchung über ſeine Perſon mit dem Mädchen

tracht komme . Þaben die Parteien die nach deutſchem unter dem falſchen Namen Briefe gewechſelt, worin er

Prozeßrechte zuläſſige Vereinbarung eines beſtimmten
ſeine Liebe beteuert und den Wunſch nach baldiger

inländiſchen Gerichtsſtandes als eines ausſchließlichen
Heirat ausſpricht. Der Angeklagte behauptet, eine Ür

getroffen , ſo iſt damit die Unzuſtändigkeit der aus .
kundenfälſchung liege nicht vor, weil er ſich von vorn

ländiſchen Gerichte „nach den deutſchen Geſeßen “ ge
herein unter jenem falſchen Namen vorgeſtellt und durch

geben . Das RG. hat für den der Nr. 1 $ 328 3PO .
die Führung des Namens in den Briefen nur das ans

entſprechenden § 661 Nr. 3 der älteren Faſſung der genommene „Inkognito “ gewahrt habe. Der Tatbeſtand

3PO. angenommen , daß auch eine durch Parteiver
der Urkundenfälſchung wird aber dadurch nicht aus

einbarung begründete Zuſtändigfeit der auslän
geſchloſſen, daß ſich der Täter ſchon vorher einen falſchen

diſchen Gerichte zu berüđſichiigen ſei (NG . 7 , 407, 408 ;
Namen beigelegt hat und nur die Täuſchung über den

37, 373 ; 65, 329, 331). Es liegt tein Grund vor, die
Namen des wahren Ausſtellers unterhalten will. Fehl

Parteivereinbarung anders zu behandeln , welche die geht ferner die Ausführung, daß die Briefe nicht beweis :

Zuſtändig feit der ausländiſchen Gerichte a usichließt. erheblich für Rechtsverhältniſſe ſeien , weil ſie nur eins

(Urt. des III . ZS . vom 7. Januar 1914, II 383/13) .
feitige und nicht ernſtgemeinte ungültige Eheverſprechen

des verheirateten Angeklagten enthielten . Da ein einz

ſeitiges Eheverſprechen durch die Erklärung des anderen

V. Teils zum Verlöbnis werden kann , ſo kommt auch der

durch das einſeitige Eheverſprechen geſchaffenen Lage
Feſtſtellungsinterenie bei der negativen Feſtſtellunge:

die Bedeutung eines Rechtsverhältniſſes zu. Darauf
flage. Aus den Gründen : Die Frage, ob die An

aber, ob das vorliegende Eheverſprechen ernſtgemeint
maßung eines Forderungsrechts für denjenigen , dem

und ob ſeine Erfüllung möglich war, tommt es nicht
gegenüber ſie erfolgt, das rechtliche Intereſſe an der

an für die abſtrakt zu prüfende Frage, ob eine Urs
alsbaldigen Feſtſtellung des Nichtbeſtehens dieſes For: funde, die ein Eheverſprechen enthält, für Rechtsvers

derungsrechts begründet ( S 256 GPO . ) , läßt ſich nur
hältniſle beweiserheblich iſt. (Urt. d . V. SIS. vom

unter Berüdſichtigung der Lage des einzelnen Falles
20. Januar 1914, 5 D 840/1913 ).

entſcheiden . Es iſt davon auszugehen , daß bei der zur

negativen Feſtſtellungsflage herausfordernden ernſt

lichen Rechtsberühmung allemal die Wahrſcheinlichfeit II .

eher für als gegen die Annahme eines Intereſſes des Feſtlegung der unde auf Grund des Biehieuchen :

Klägers an der alsbaldigen Feſtſtellung iſt. Þier fann gejeges. A us den Gründen : Soweit es rich um

das Vorhandenſein dieſes Intereſſes aber auch nicht die Verurteilung aus $$ 74, 40 Viehso . handelt, geht

zweifelhaft ſein . Die beiden Poſten , die die Forderung der Beſchwerdeführer davon aus, Zwed des Geſeges

ergeben ſollen , und die nach Behauptung des Klägers ſei , die Hunde wegen der Anſteckungsgefahr mit fremden

unrichtig ſind , werden ſich von Jahr zu Jahr durch Hunden nicht in Berührung fommen zu laſſen. Dieſer

die Bilan ;fonto -Aufſtellungen foriſchleppen . Daß das Ausgangspunft iſt unrichtig. Das Viehso. ſchügt

durch die Möglichieit einer Aufflärung der Richtigkeit Mechtsgüter und zwar in erſter Linie die wichtigſten :

dieſer Poſten nicht erleichtert ſondern erſchwert wird, Leben und Geſundheit der Menſchen . Das Feſtlegen

leuchtet ohne weiteres ein . Allerdings iſt ja der De : der vunde, das unter den Vorausſeßungen des § 40

3256
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3260
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nach geſeßlicher Vorſchrift polizeilich angeordnet werden mildernden Umſtänden bejaht. Das Gericht führt aus,

muß, ſon daher vor allem verhindern, daß Menſchen es habe aus der Art der Antworten die Ueberzeugung

durch frei ſich bewegende Hunde gebiſſen werden. Hier- gewonnen , daß die Geſchworenen die Fragen 4 und 7

bei iſt von der Erfahrung ausgegangen, daß Hunde, die nicht verſtanden und deshalb die an ſie geſtellten

von der Seuche befallen ſind, einen unbezwinglichen Fragen unbeantwortet gelaſſen haben . Der Reviſions

Freiheitsdrang und eine große Beißwut haben und angriff muß Erfolg haben. Das Gericht durfte es nicht
daß fie daher, wenn ſie nicht rechtzeitig feſtgelegt werden , als einen Widerſpruch auffaſſen , wenn die das Vor

Menſchen beißen fönnen, bevor der Ausbruch der Seuche handenſein mildernder Umſtände betreffenden Neben
bei ihnen erkannt iſt. Dieſer Gefahr ſoll die Feſtlegung fragen bejaht wurden. Zwar waren dieGeſchworenen

vorbeugen. Als eine Verſchärfung der Maßregel des durch die Art der Frageſtellung daraufhingewieſen, daß
Feſtlegens tritt die Anordnung hinzu, die in § 114 dieſe Nebenfrage nur zu beantworten ſei, wenn ſowohl

Abſ. 3 der BRV. vom 7. Dezember 1911 vorgeſehen die Hauptfrage als auch die auf die Einſicht gerichtete
iſt (RGBI. 1912 S. 8 (AugVO. ]) . Danach fann an . erſte Nebenfrage bejaht wurden, und da dieie Vorauss

geordnet werden, daß die angefetteten oder eingeſperrten ſeßung nicht oder doch nur hinſichtlich der Hauptfrage

õunde ſo abgeſondert werden, daß fremde Hunde mit gegeben war, ſo bedurfte die zweite Nebenfrage feiner

ihnen nicht in Berührung kommen können . Während Äntwort. Allein es begründete weder einen Wider

die Feſtlegung ſchlechthin angeordnet werden muß und fpruch , noch eine Undeutlichkeit und unvollſtändigteit,

Fich die Verpflichtung zu dieſer Anordnung unmittelbar wenn die Geſchworenen gleichwohl auch die zweite
auf das Gefeß, nämlich auf § 40 Abſ.1 Viehso. gründet, Nebenfrage prüften und bejahten . Dies hat in einem

iſt die dem § 114 Abſ. 3 a. a . D. entſprechende An- ähnlichen Falle der III . Straffenat dargelegt ( MOSt.
ordnung dem pflichtmäßigen Ermeſſen der ausführen- 21 S. 392 ). Auf dieſes Urteil wird verwieſen. Die

den Polizeibehörde überlaſſen ; auch beruht ſie nicht i Bejahung der mildernden Umſtände läßt nicht auf eine
auf § 40 Viehso., ſondern auf der in § 19 Abſ. 1 , 4 Undeutlichkeit oder unvollſtändigkeit ſchließen. Das

daſelbſt erteilten geſeklichen Ermächtigung, wie in § 114 Schwurgericht hält allerdings die Bejahungder Frage
Abſ. 3 Adgvo. beſonders hervorgehoben iſt. Der für rechtlich und tatſächlich zutreffend. Daraus würde

Geſichtspunkt, den der Beſchwerdeführer als den für höchſtens folgen , daß die Geſchworenen zu einer ans

$ 40 Viehso. allein maßgebenden anſieht, hat m. a . W. deren Auffaſſung gelangt ſind, als das Schwurgericht.

unmittelbare Bedeutungund Geltung erſt für die An- Sie würden ſich dabei aber vollſtändig im Rahmen

ordnung aus 8 114 AUgVO. Dadurch wird nicht aus- der ihnen allein zuſtehenden Befugniſſe zur Beurteilung
geſchloſſen, daß auch ſchon die Feſtlegung bis zu einem der Schuldfrage gehalten haben . Sie mögen in deren

gewiſſenGrade die Berührung von Hunden mit anderen Beurteilung tatſächlich oder rechtlich geirrt haben, haben

õunden hindern und inſoweit bereits demſelben Zwede aber nicht die Fragen mißverſtanden und die wirklich

dienen wird, wie die Anordnung aus § 114 AlgvO. geſtellten Fragen unbeantwortet gelaſſen . Die Nach

Der Bundesrat hat in den Ausfv. den geſeblichen prüfung der Frage, aus welchem Grunde die Ge

Begriff der Feſtlegung durch die Hinzufügung : „ (Ån. ſchworenen zur Verneinung der Fragen 4 und 7 ge :

tettung oder Einſperrung)“ erläutert. Damit hat er langt find, ſtand dem Gericht nicht zu, am wenigſten

den Begriff der Feſtlegung demSinne und Zwede des in der Weiſe, daß es ſelbſt die Beweisfrage prüfte und

Gefeßes und vernünftiger Berüdſichtigung der gegebenen annahm , die Oeſchworenen hätten die Fragen 4 und 7

Lebensverhältniſſe entſprechend beſtimmt. Der Angc- nicht verſtanden und ſie deshalb unbeantwortet ge

flagte hat danach das Gegenteil von dem getan, was laſſen oder unrichtig beantwortet. Durch die Verkün

er nach denmaßgebenden Rechtsvorſchriften zu tun hatte . dung des erſten Spruches, der weder widerſpruchsvoll

Er ließ ſeinen Hund in ſeinem Hauſe und dem an- noch undeutlich oder unvollſtändig war, hatte der Be

ſtoßenden Garten frei umherlaufen, ſo daß der Hund ſchwerdeführer das Recht erlangt, dieſem Spruche ge

nicht nur mit den Hausbewohnern, ſondern auch mit mäß abgeurteilt zu werden . Die Verneinung der Ein

allen den Perſonen in Berührung fommen konnte, die jicht mußte nach § 56 Abſ. 1 SIOB. zur Freiſprechung

Haus oder Garten betraten . Nicht ein übriges hat der führen. (Urt. des V. Sts . vom 5. Dezember 1913, V

Angeklagte getan , wenn er ſtrenge Anweiſung gab, D 773/13) .

den õund anzufetten, bevor die Haustüre geöffnet wurde,

ſondern unzulängliches. Denn das Geſet fordert in

den ſich aus „Anfettungund Einſperrung“ ergebenden
IV.

natürlichen Grenzen fortdauernde und tatſächliche Ver- jít cô zuläſſig, daß ein Verteidiger einen Zeugen ,

hinderung ungewollter Berührungen von Menſchen der nach Belehrung durch den Borfigenden fich des Zeug :

mit Hunden. Davon iſt nicht die Rede, wenn der uiſles catſchlagen hat, noch darüber belehrt, was er als

þundebeſiker die Ankettung nur vorübergehend bei Zeuge befunden joll ? Muß der Borſigende dem Ver :

Eintritt beſonderer Umſtände vornehmen läßt, ihre tat- teidiger eine ſolche Belehrung geſtatten ? Aus den

jägliche Vornahme auch jedesmal von der Gewiſſen- Oründen : Nachdem die Zeugin , eine Schweſter des

haftigkeit und Aufmerkſamkeit abhängig macht und Angeklagten, mit dem Gegenſtande der Unterſuchung

fich im übrigen mit der Erwartung begnügt, daß die und der Perſon des Angeklagten bekannt gemachtund

Dinge ſtets den Verlauf nehmen werden, den er wünſcht über ihr Zeugnisverweigerungsrecht
belehrt, erklärt

und vorausſeßt. Auch der Hinweis, daß Haus und hatte, daß ſie ſich nicht vernehmen laſſe, bat der Ver

Garten von außen nicht ohne weiteres geöffnet werden teidiger, die Zeugin darüber belehren zu dürfen , was

konnten, iſt bedeutungslos . (Urt. d . V. Sts . vom ſie eigentlich befunden ſolle. Dieſer Bitte gab der Vor

11. November 1913, VD 503/1913 ) . ſißende nicht ſtatt, weil er ein ſolches Verfahren für

prozeßordnungswidrig halte ; auf ſeine Anregung be

ſchloß das Gericht, das Verfahren des Vorſigenden ſei
III .

nicht zu beanſtanden . Mit dieſem Beſchluß hat das

Rein Berichtigungåverfahren, wenn die Geſchworenen Gericht die auf die Sachleitung bezügliche Anordnung

die Frage nach der Strafbarteitseinricht verneinen und des Vorſitzenden , daß der Verteidiger die Zeugin nicht

zugleich die Frage nachmildernden Umſtänden bejahen. ſeinem Wunſche gemäß belehren dürfe, gebilligt. Ein

Aus den Gründen : Das Gericht hat die Berichtigung Anlaß zu dieſer Entſcheidung des Gerichts lag nach

des Spruches angeordnet, da es ihn für undeutlich und $ 237 Abſ. 2 StPO . nicht vor, weil die Anordnung

unvollſtändig erachtete. Die Geſchworenen hatten die des Vorſitzenden noch nicht beanſtandet war. Wenn

Fragen 4 und 7 verneint, in denen gefragt war, ob ſie gleichwohl auf Anregung des Vorſißenden erlaſſen

die Angeklagten Br. und E. die Strafbarſeitseinſicht wurde, offenbar weil eine Beanſtandung durch den

beſeſſen haben, und zugleich die Fragen 5 und 8 nach Verteidiger erwartet wurde, ſo iſt dadurch der An

n .
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---- n .
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geklagte nicht beſchwert. Nach § 237 Abſ. 1 StPO.

ſteht dem Vorſißenden die Leitung der Verhandlung

und die Aufnahme des Beweiſes zu. Dazu gehört auch

die in 51 Abſ. 2 StPO. vorgeſchriebene Belehrung

der Zeugen über ein Zeugnisverweigerungsrecht. Eben

ſo iſt es Sache desVorſißenden, dem Zeugen gemäß

§ 68 StPO . vor ſeiner Vernehmung den Gegenſtand

der Unterſuchung und die Perſon des Beſchuldigten zu

bezeichnen . Nach beiden Richtungen iſt die Zeugin

vom Vorſißenden aufgeklärt worden . Damit iſt dem

Gefeß genügt. Eine Belehrung des Zeugen darüber,

„ was er eigentlich belunden ſolle“, iſt mit gutem Grund

vom Geſeß nicht vorgeſchrieben . Der Angeklagte und

der Verteidiger haben kein Recht, eine ſolche Belehrung

zu verlangen, und der Verteidiger hat fein Recht darauf,

daß der Vorſigende ihm geſtattet, fie ſelbſt dem Zeugen

zu erteilen . Allerdings iſt es nicht etwa nach dem

Befet unzuläffig, daß der Vorſigende dem Verteidiger

eine ſolche Erlaubnis erteilt, und wenn die Strafkammer

fich darüber im Jrrtum befunden und deshalb den

Antrag des Verteidigers abgelehnt hätte, wäre ihr

Beſchluß nicht zu billigen. Für einen ſolchen rrtum

liegt aber fein genügender Anhalt vor. Der Ausdruck

„ prozeßordnungswidrig “ nötigt dazu nicht. Er kann auch

in demSinne gebraucht ſein , daß im gegebenen Fall das

Verlangen des Verteidigers projeßordnungswidrig ſei,

nämlich weil die gewünſchte Belehrung Sache des Vor

ſißenden und bereits von dieſemſachgemäß erteilt ſei ,

ſo daß das Verlangen des Verteidigers als unange

meſſene und deshalb unzuläffige Einmiſchung in die

nach § 237 SIPD. dem Vorſißenden zuſtehende Sach

leitung erſcheine. So verſtanden wäre der Ausdruck

„ prozeßordnungswidrig “ nicht zu beanſtanden , und ob

in dieſem Sinne das Berlangen des Berteidigers prozeß

ordnungswidrig war, iſt eine Ermeſſensfrage, die in

der Reviſionsinſtanz nicht nachgeprüft werden tann .

( Urt. d . I. SIS . vom 8. Dezember 1913, 1D 699/1913) .

E.3247

6000M einſchließlich der Auslagen feſtgeſeptes Honorar

gebühre, daß aber von den 5451.61 M betragenden

Koſten und Auslagen für den Prozeß mit den Pappen :

fabriken $ . nur ein Betrag von 900 M als die Nach

laßmaſſe treffend anerkanntwerde,während die übrigen

Auslagen und insbeſondere 700 M , die der Nachlaß

verwalter auf Grund des Vergleichs bezahlte, nicht die

Nachlaßmaſſe treffen , weil der Bergleich durch das

Nachlaßgericht nicht genehmigtwurde. Gegen die Ber

fügung vom 8. November 1913 legte der Nachlaßver

walter Beſchwerde ein . Das 16. verwarf ſie als uns

zuläſſig . Auf die weitere Beſchwerde hob das OblG .

den Beſchluß des LG. und die Verfügungen des Nach

laßgerichts auf und verwies die Sache zurüd .

Gründe: Die Nachlaßverwaltung iſt nach § 1975
WOW. eine Pflegſchaft zum Zwede der Befriedigung

der Nachlaßgläubiger. Auf eine Pflegichaft ſind nach

$ 1915 BGB. und§ 75 GFG. vorbehaltlich beſonderer

Borſchriften die Borſchriften für die Bormundichaft ents

(prechend anzuwenden. Bormundſchaftsgericht iit nach

§ 1962 BOB. das Nachlaßgericht. Nach dem hiernach

anwendbaren § 1837 BOB. hat das Nachlaßgericht die

geſamte Tätigkeit des Nachlaßverwalters zu beauf

fichtigen. Ohne feine Genehmigung kann der Nachlaß=

verwalter nach § 1821 Nr. 1 BOB. über ein zum Nach

laſſe gehöriges Grundſtüď nicht verfügen und nach
$ 1822 Nr. 12 BOB. keinen Vergleich in einem Rechts

ſtreite ſchließen , deſſen Gegenſtand den Nachlaß betrifft

und den Wert von 300 M überſteigt. Der Nachlaß

verwalter hat dem Nachlaßgerichtnach § 1840 bis1843

BOB. jährlich und nach § 1892 BOB. am Schluſſe

ſeiner Verwaltung Rechnung zu legen . Das Nachlaß

gericht hat die Rechnung zu prüfen und ſie, ſoweiter:

forderlich, ergänzen und berichtigen zu laſſen . Die Ab

nahme der Schlußrechnung hat es durch Verhandlung

mit den Beteiligten zu vermitteln und, ſoweit die Rech

nung als richtig anerkannt wird, das Anerkenntnis zu

beurfunden . Der Nachlaßverwalter kann nach § 1987

BGB. eine angemeſſene Bergütung verlangen. Die

Vergütung wird unter Ausſchluß des Prozeßwegs durch

das Nachlaßgericht feſtgeſeßt ( 1836 BOB.; Nachlo .

§ 85 Abſ. 2 ; vgl. Pland, BOB. 3. Aufl. Bem . 8 zu

Š 1987, n . Samml. 4 S. 474 und 6 S. 749). Macht

der Nachlaßverwalter Aufwendungen, ſo kann er deren

Erſaß nach § 1835 BOB. verlangen . Ueber die Erſaga

anſprüche des Nachlaßverwalters kann das Nachlaßs

gericht nicht entſcheiden ; über die zu erſtattenden Auf

wendungen entſcheidet im Streitfalle das Projeßgericht.

( Vgl. n.Samml. 3 S. 182, DLORſpr. 8 Š. 361.) Das

Nachlaßgericht kann zu dem Erſaße von Aufwendungen

nur in dem Sinne Stellung nehmen, daß es die Aufs

nahmeeiner Auslage in die Nechnung billigt oder be

anſtandet und gegebenenfalls zwiſchen dem Nachlaß

verwalter und den Erben zu vermitteln ſucht. Es

empfiehlt ſich deshalb nicht, den Beſcheid über die

Auslagen mit dem Beſcheid über die Vergütung für

die Führung ſeines Amtes zu verbinden (vgl. Pland,

Bem . 10 zu§ 1836 und KOJahrb. 29 A 23).

Das LG . hat dieſe rechtlichen Grundlagen der An

ſprüche des Nachlaßverwalters richtig erkannt, hat aber

die Entſcheidung des Nachlaßgerichts nicht richtig bes

urteilt. Es iſt nicht richtig, daß das Nachlaßgericht

die Vergütung des Nachlaßverwalters geſondert feſt:

geſetzt hat . Es hat „ das Honorar des Nachlaßver

walters einſchließlich aller Auslagen “ auf 6000 M feſt:

geſeßt. In der angefochtenen Verfügung hat es die

frühere Verfügung zwar teilweiſe geändert. Aber es

hat bemerkt, daß der Aktivreſtbetrag von 4792.41 M

dem Nachlaßverwalter für ſein auf 6000 M einſchließlich

der Auslagen feſtgeſeftes vonorar gebühre, daß jedoch

von den 5451.61 M betragenden Koſten und Auslagen

des Verwalters auf den Prozeß mit den Pappenfabriken

nur 900 M anerkannt werden, die übrigen Auslagen

und insbeſondere die Vergleichsſumme von 700 M das

gegen nicht. Øieniit iſt keine Scheidung zwiſchen der

Oberſtes Bandesgericht.

A. Zivilſache n.

Bedeutuug der Nachlaßverwaltung. Rechnung über

die Auslagen und die Bergütung des Nachlaßverwalters,

Zuſtändigteit zu ihrer Berbeſcheidung und Verfahren

hiebei. (BOB. SS 1975, 1915, 1962, 1835, 1836, 1837,

1810–1813, 1892, 1987 ; GFG. SS 20, 75 ). Ein Nach

laßverwalter veräußerte Grundſtücke an die Pappen

fabriken ø . Der Käufer focht den Kaufvertrag an. In

der Berufungsinſtanz ſchloß der Nachlaßverwalter mit

dem Käufer einen Vergleich. Das Nachlaßgericht lehnte

am 26. Juni 1908 die Genehmigung des Vergleichs

ab , weil er dem Wohle der Gläubiger zuwiderlauje.

In einer Gegenvorſtellung vom 27. Juni 1908 erklärte

der Nachlaßverwalter : „Wenn das Gericht den Ver:

gleich nicht genehmigen fönne, ſo bitteer die Aften

der höheren Jnſtanz vorzulegen “. Das Nachlaßgericht

hat hierauf keine Verfügung getroffen . Am 29. Oftober

1908 erneuerten der Nachlaßverwalter und der Prozeß

gegner den Vergleich mit einigen Aenderungen. Als der

Nachlaßverwalter die Abrechnung über die Einnahmen

und Ausgaben vorlegte und damit einen Anſpruch auf

Vergütung für die Führung ſeines Amtes in Betrage

von 1 bis 2 % der Nachlaßmaſſe verband, ſezte das Nach

laßgericht das bonorar des Nachlaßverwalters „ein

ſchließlich aller Auslagen “ auf 6000 M feſt. In einer

weiteren Verfügung führte das Nachlaßgericht aus,

daß der dem Nachlaßverwalter nach Abzug der Ge

richtskoſten verbleibende Reſt 4792.41 M betrage und

daß. dieſer Reſt dem Nachlaßverwalter für ſein auf
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II .

Bergütung und den Auslagen des Nachlaßverwalters es ſteht deshalb auch die überwiegende Mehrzahl der

getroffen, endgültig über den Erſaß einiger Auslagen Rechtslehrer aufdem Standpunkte, daß die Verjährung

des Berwalters entſchieden und doch die Untlarheit der Strafverfolgung der Einziehung nicht im Wege ſteht.

nicht behoben worden, welcheVergütung dem Nach Auf dieſem Standpunkt ſteht einmütig die Rechtſprechung

laßverwalter gebühre. Die Mängel der zuſammens (vgl. AGRechtſpr. 8 ,617 ;9, 15 ; NØSt. 14, 382; DIG .

hängenden našlaßgerichtlichen Verfügungen ſind hiers München St. 5 S. 369). Şievon abzugehen beſteht

nach folgende :Eine geſonderte Berfügung über die Ber- tein Anlaß.

gütung des iſt nicht erlaſſen worden, 1 . vom 19. Oktober

untlar bleibt, auf metden Betrag die Bergütung des 1908 nurvon demUntaufe, dem Berpaut unddem
Nachlaßverwalters für ſich allein feſtgeſeßt iſt, unklar Feilbieten von Bögeln ; aus dem Zwede der BD., der

bleibt ferner, ob das Nachlaßgericht die Rechnung des offenſichtlich dahin geht, der Bernichtung der einhei

Nachlaßverwalters vorſchriftsmäßig geprüft hat. Sicher miſchen Vogelweltvorzubeugen, geht aber hervor, daß

iſt, daß es die Borſchrift nicht befolgt hat, zur Abnahme nicht nur aufgeſchäfte in dem engeren bürgerlich

der Mechnung die Beteiligten , d. h . die Erben, zur Bers rechtlichen Sinne verboten, daß vielmehr entgeltliche

handlung mit dem Verwalter vorzuladen, zwiſchen Verträge jeder Art getroffen werden ſollten. Wollte

ihnen zu vermitteln und ein etwaiges Anerkenntnis der man das Berbot aufKaufgeſchäfte beſchränken, ſo wäre

Beteiligten zu beurfunden . Es hat vielmehrüber wenige es nahezu wirkungslos, da gerade auf dieſem Gebiet

ſtens einen Teil der Auslagen des Nachlaßverwalters andere Erwerbsarten, insbeſondere der Tauſch , eine

endgültig entſchieden, ohne die Beteiligten zu hören. ſehr große Rolle ſpielen. Es iſt daher dem 16. darin

Dazu kommt noch, daß das Naglaßgericht den Erſa beizupflichten , daß es die von ihm feſtgeſtellte Erwerbs

eines Teiles der Auslagen ausſchließen wollte, weiles art Annahme an Zahlungs Statt für gelieferte

den vom Nachlaßverwalter mit den Pappenfabriten Schneiderarbeiten als unter das Verbot fallend er

geſchloſſenen Bergleich nicht genehmigte; dabei berüd : achtet hat. (Urt. vom 8. November 1913, Rev.-Reg.

richtigte es aber nicht , daßdie Erklärung des Nach- 480/1913) .
Ed.

laßverwalters vom 27. Juni 1908 als Beſchwerde

gegen die Berfügung vom 26. Juni 1908 aufzufaſſen

iſt, durch welche die Genehmigung des Bergleichs abs

gelehnt wurde, und daß eine Entſcheidung über dieſe
Beſchwerde bis ießt nicht herbeigeführt wurde.

Der Vormund iſt uach $ 153 BewD. ftrafbar,

wenn er ſein Mündel durch Nuwendung der in dieſem
Das LG. hat die Beſchwerde des Nachlaßver

walters als unzuläſſig verworfen. Die vom Nachlaß
Paragraphen genannten Mittel zur Teilnahme an einem

Štreit zu beſtimmen verſucht. Der Angeklagte hat als
verwalter angefochtenen Verfügungen haben den Ans Vormund ſeine Mündel durch ehrverleßende Aeußes

ſpruch des Nachlaßverwalters auf Erſaß der Aufwen:

dungen verneint, die ihm durch den Vergleich mit den

rungenzu beſtimmen verſucht, ſicham einem Ausſtande

zu beteiligen ; er wurde wegen eines Vergehens nach

Bappenfabriten erwachſen find. Auf den Grjag der § 153 Gew . verurteilt ; ſeine Berufung und Reviſion

Aufwendungen hat der Nadlaßverwalter nach § 1835 wurden verworfen.

ein Recht. Eine Entſcheidung, die ihm den Ecſaß abs Aus den Gründen des Neviſionsurteils :

ſpricht, beeinträchtigt daher das Recht des Nachlaßver Es iſt zu prüfen , ob der Angeklagte innerhalb der

walters, er iſt deshalb nach § 20OFC. Jur Beſchwerde Grenzen gehandelt hat, die ihm das Geſeß bezüglich
berechtigt. Dieſes Recht iſt auch nicht deshalb aus- der Sorge für die Perſon und das Vermögen der

geſchloſſen , weil das Nachlaßgericht nicht zu einer end- Mündel geſteckt hat. Das 10. iſt davon ausgegangen,

gültigen Entſcheidung über den Erſatz der Auslagen daß der Vormund auf die Erziehung nicht ſo einwirken

zuſtändig war. Denn ſoweit ihm die Zuſtändigkeit darf, daß er dadurch gegen ein geſeßliches Verbot vers

fehlte, durfte es feinen Ausſpruch über die Berechtis ſtößt: dieſe Anſchauung entſpricht dem Geſebe . Der

gung oder Nichtberechtigung des Anſpruchs des Nach Angeklagte hatte als Vormund das Recht, den Mündel

laßverwalters erlaſſen . Die Beſchwerde des Nachlaß zu ermächtigen , in Dienſt oder Arbeit zu treten ; dieſes

verwalters war alſo nicht unzuläſſig. (Beſchl. des Recyt tonnte ausdrüdlich oder ſtifchweigend ausgeübt

I. ZS. vom 9. Januar 1914, Reg. III 115/1913). werden . Die Ermächtigung konnte der Angeklagte aller

3250 W.
dings zurüđnehmen oder einſchränlen . Wollte er ſie

zurüđnehmen , ſo ſtandes ihm frei, den Vertrag zwiſchen

ſeinem Mündelund deſſen Arbeitgeberin ordnungsgemäß

zu kündigen, aber er durfte nicht durch ein nach dem

B. Strafſachen .
Gefeße verbotenes Mittel § 153 GewD. den

Mündel beſtimmen , ſich an dem Streit zu beteiligen,

I. zu dieſem Zwede das Bertragsverhältnis zu löſen ,

und ſo durch unzuläſſige Mittel auf den Mündel zwecks

Bogelſchuhgeſet : Die Berjährung hindert nicht die Aufgabedes Arbeits-oderDienſtverhältniſſes einwirken .
Cinziehung der geſchükten Bögel; $ 1 der BD. vom
19. Ottober 1908 trifft entgeltliche Berträge jeder Art.

Hierin liegt ein Mißbrauch des Rechts des Angellagten.

Nach der Feſtſtellung des 16. iſt der Angeklagte bei

Das Berufungsgericht hat die Einziehung geſchükter, ſeinem Vorgehen überhaupt nicht als Vormund, ſondern

von dem Angellagten teils ſelbſt gefangener, teils durch unter Mißbrauch ſeiner vormundſchaftlichen Stellung

Tauſch erworbener Vögel und der Fangwerkzeuge ver- nur als Agitator für den Ausſtand aufgetreten ; er wollte

verfügt . Die Straftat ſelbſt war verjährt. Die Res nicht in Erfüllung ſeiner Fürſorgepflicht als Vormund

viſion wurde verworfen. das von ſeinen Mündeln eingegangene Arbeitsverhältnis
Aus den Gründen : Die Verjährung ſteht der beendigen, ſondern deren Teilnahme am Streit veran

Einziehung nicht im Wege . Der $ 7 Abſ. 2 DogSho. anlaſſen ; er wollte die Mädchen ſeinen agitatoriſchen

vom 30. Mai 1908 iſt dem $ 42 StGB. nachgebildet; Zwecken dienſtbar machen . Gegen dieſe Feſtſiellung

es iſt daher die Annahme gerechtfertigt, daß für ihn beſtehen keine Bedenken . (Wird näher ausgeführt.)

die gleichen rechtlichen Grundſäge gelten . Für $ 42 (Urt. vom 15. November 1913, Mev . - Reg. 526/1913 ).
StØB . findet ſich zwar mehrfach die Anſchauung ver Ed .

treten, daß er nur Plaß zu greifen hat, wenn die

Strafverfolgung tatſächlich unausführbar iſt, nicht auch

dann, wenn Strafausſchließungsgründe vorliegen oder

Verjährung eingetreten iſt. Dieſe Anſchauung findet
aber in dem Wortlaute des Geſetzes feinen Anhalt;

3252
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Oberlandesgericht München.
438 Seiten. Berlin 1913, J. Guttentag, Verlags

buchhandlung, 6. m. b . 6. Geb. Mr. 6.

Wiedereinlegung in den vorigen Stand ; Bericul:

den eines ſonſt als zuverläſſig erprobten Rangleiange:
Bekanntlich iſt eine überreichliche Zahl von Aus

ſtellten fällt dem Rechtsanwalt nicht zur Laft; der mit
gaben des Gefeßes über den Verſicherungsvertrag er

der Behandlung des Gerichtseinlauf beauftragte Bes
ſchienen. Die „grüne Ausgabe“ iſt eine von den wenigen,

amte ift verpflichtet, einen bei ihm eingelaufenen Schrift:
die ſich gehalten und durchgeſeft hat. Dieſer Erfolg

jak auf Beſtimmung und Juhalt zu prüfen (88 233
ſpricht für ihren Wert. Er iſt wohlverdient, weil ſich

die Áusgabe nicht mit einer bloßen Stoffſammlung
Übj. I,232 Ubi. II, 238 ubí. II ZBO. ). Aus den

Gründen : Es iſt glaubhaft gemacht, daß der ein

begnügt, ſondern fich durch ſyſtematiſchen Aufbau der

-F.

geſchriebene Brief, in dem Rechtsanwalt A dem Hechts
Erläuterungen dem Kommentar nähert.

anwalt B den Auftrag gab, Berufung einzulegen , in

der Stanzlei des Rechtsanwalts B am 3. Februar mit

der Mittagspoſt zugeſtellt wurde, daß die Berufungs.

einlegung ſofort gefertigt wurde und daß nachs

mittags etwas nach 4 Uhr der Kanzliſt D mit dem Gefeßgebung und Verwaltung.
Austragen dieſes Schriftſaßes und des übrigen Gerichts

auslaufes beauftragtwurde. Der Buchhalter C hatte Der Rechtshilfe- und Auslieferungsverkehr mit

den D noch ausdrüdlich darauf hingewieſen, daß am Bulgarien iſt durch die Verträge vom 29. September

3. Februar die Berufungsfriſt ablief. und ihm einge- 1911 auf eine neue Grundlage geſtellt worden. Die

ſchärft, daß er den Schriftfaß beim DLG. einreichen Bet. vom 14. Februar 1914 (JMBI.S. 21 ) bringt die

müſſe ; er ließ fich von ihm beſtätigen, daß er das Vorſchriften der Bet. vom 28. Dezember1908 (JMBI.

Einlaufzimmer des DLG. genau fenne. D hat am 1909 S.2) undvom 8. April 1911 (JMBI. S. 113)
3. Februar gegen %25 Uhr irrtümlich den Berufungs- auf den neuen Stand . S.

ſchriftſaß in das auf dem gleichen Stodwerk wie das

Einlaufzimmer des DIG. liegende Einlaufaimmer des Der Auslieferungavertehr mit Panama (vgl. dieſe

16. getragen und dort in das Einlauffach gelegt. Der Zeitſchrift 1913 S. 96 ) kann ſich nun auf eine allgemeine

Sekretär des lG. hat den Schriftſaß aus dem Ein Gegenſeitigtettserklärung ſtüßen . Das nähereenthält

lauffach an ſich genommen und den Eingangsvermerk die Bet. vom 14. Februar 1914 (3MBI. S. 21) . S.
und ſein Gandzeichen daraufgelegt. Es iſtferner glaubs

haft gemacht, daß der Stanzliſt D ſonſt ſtets zuver

läſſig war. Unter dieſen Umſtänden trifft den Rechts

anwalt B tein Verſchulden an der Verſäumung der

Friſt; er hat vielmehr die von ihm zu erwartende

Sorgfalt angewandt. Er durfte annehmen, daß der Sprachede

als zuverläſſig erprobte D den Schriftſaß auftrags- des udgemeinen Deutſchen Sprachvereins.

gemäß in das Einlaufzimmer des DIG. bringen werde

und konnte nicht an einen Jrrtum denfen, nachdem Gin gemeingefährliches Wort. Niemand tut heuts

der Aangliſt ausdrüdlich verſichert hatte, daß er dieſes zutage noch etwas, ſondern ſeitens jemandes wird

Zimmer genau fenne. etwas getan ſo wil's der Modeſtil. Sier ein paar

Der Sekretär des lo . war verpflichtet, den in Beiſpiele aus neueſten Zeitungen : „ Der Antrag wurde

fein Einlauffach gelangten Schriftſaß auf ſeine Bes
ſeitens der Verſammlung einſtimmig angenommen .

ſtimmung und ſeinen Inhalt zu prüfen. Dabei mußte Hierin kann nur ſeitens der Schule dauernde Abhilfe

er bemerken , das der Schriftſaß nicht für das LG ., geſchaffen werden .... Eintrittskarten gelangen koſten

ſondern für das DUG . beſtimmt war, daß er eine Be- frei zur Verſendungſeitens der Geſchäftsſtelle in der

tufungseinlegungenthielt unddaß die Berufungsfriſt Taubenſtraße....Seitens der Polizeiwurdenſofort
am gleichen Tage ablief. Unter dieſen Umſtänden die nötigen Maßnahmen getroffen . Hierauf wird

mußte er den Rechtsanwalt ſofort von dem unrichtigen ſeitens der Verwaltungsſtellen wie ſeitens des Bundes

Einlauf benachrichtigen. Es wäre dann noch möglich rats hingearbeitet werden“ uff. Allgemein erkennt man

geweſen , den Schriftſaß rechtzeitig beim Dio . einzus an, daß der häufige Gebrauch der beideform der

reichen. Der Rechtsanwalt durfte erwarten, daß der Sprache alles Reben, alle Friſche und Anſchaulichkeit

Beamte, zu deſſen Aufgabe die Entgegennahme des raube . Und in den gegebenen Beiſpielen iſt der Näuber

Einlaufs gehört, einen etwaigen Fehler alsbald be- überall nur das böſe Wort ſeitens. Wie einfach,

merfen und ihn davon Kenntnis geben würde . Hier- wie anſchaulich und lebendig lauten dieſelben Säge

nach muß angenommen werden, daß der Beklagte durch in der Tätigkeitsform : Die Berſammlung nahm

unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, die Not den Antrag einſtimmig an .... Nur die Schule fann

friſt einzuhalten . Sein Wiedereinſeßungsantrag iſt hierin dauernde Abhilfe ſchaffen .... Eintrittskarten

daher begründet. (8 233 Abſ. 1 , § 232 Abſ. 2 ZPO.) . verſendet foſtenfrei die Geſchäftsſtelle in der Tauben

Gemäß § 238 Abſ.3 ZPO. fallen die Koſten der Wieder ſtraße .... Die Polizei traf ſofort die nötigen Maßs

einſeßung dem Beklagten zur Laſt. Hierüber wird nahmen Die Verwaltungsſtellen wie der Bundes

jedoch nicht in dieſem Zwiſchenurteil, ſondern in dem rat werden hierauf hinarbeiten ". Uebrigens ſtehen für

Endurteil entſchieden. (Vgl. Stonießli, Komm . 7. ZPO. einzelne nicht hierhergehörige Fälle anderer Art für

Anm. 6 zu § 238 Anm. 4 zu § 91 ) . ( Urt . d . IV . ZS . ſeitens befanntlich auch noch die Wörtchen von und
vom 21. Mai 1913, L 104/13) . H.

durch zur Verfügung . Deshalb gelte die einfache

Regel: Schreibe niemal8 vſeitens“ – „werft

das Scheuſal in die Wolfsſchlucht !“ Und das neuer

dings ebenſo beliebte greuliche Modewort 3weds"

werft hinterdrein ! Als ob es in der deutſchen Sprache

kein zu , ur und zum mehr gäbe. D. Sarrazin ( Berlin).

Hager, Dr.P.und Dr. G.Brud ,Regierungsräte,Reichs

gere ß über den Verſicherungsvertrag nebſt Verantwortl. Herausgeber : Th. von der Pfordten,
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lluwirkſamkeit und Nichtigkeit des Rechts- bedeutſamen Willenserklärung, in welchem Falle
überhaupt kein Rechtsgeſchäft, alſo auch kein un

geſchäfts. gültiges oder unwirkſames, vorliegt. So bleibt als

Bon Oberlandesgerichtsrat Dr. Wilhelm Silberſchmidt Hauptgegenſatz der Mangel der Geltungsvoraus

in Zweibrücken.
ſeßungen gegenüber dem Mangel der Wirkungs

vorausſeßungen oder die Ungültigkeit und als ihr

Das Rechtsgeſchäft, die von der Rechtsordnung Gegenſaß die Unwirkſamkeit , hier im engeren oder

zugelaſſene und geordnete Willenserklärung, mittels eigentlichen Sinne verſtanden .

deren der Parteiwillen eine rechtliche Wirkung zu Dieſer Gegenſatz hat ſchon im gemeinen Rechte

erreichen ſucht (vgl . Motive z. Entw. eines BGB ., beſtanden und Windſcheid z . B. führt in § 82

Guttentag 1, 126 ), hat manchmal überhaupt keinen Anm . 1 ſeines Lehrbuchs aus, daß der Sprach

Erfolg in der Außenwelt , dann ſpricht man von gebrauch mit ungültig vorzugsweiſe dasjenige

Wirkungsloſigkeit (vgl . Schachian , Die relative bezeichnet, was nicht anerkannt wird, obgleich es

Unwirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte, Berliner Diff. anerkannt ſein möchte. Eine erhöhte Bedeutung

1910, 179) oder wenigſtens nicht die beabſichtigte hat der Gegenſaß aber erlangt, als der Begriff der

Wirkung, die Geſchäftswirkung, dann ſpricht man Unwirkſamkeit in das BGB. und ſeineNebengeſeße,

von der Ünwirtſamkeit des Rechtsgeſchäfts. In beiden insbeſondere das HGB. , die KD. und das Anfo.

Fällen wird lediglich die Tatſache der mangelnden Eingang fand und es fich darum handelte, ſeinen

Wirkung feſtgeſtedt. Fragt man nach dem Grunde Sinn im Einzelfalle feſtzuhalten.

des Wirkungsausfalls,ſo kann er in den die Wirkung Darüber hat ſich dann eine ganze Literatur

verneinenden Vorſchriften der das Rechtsgeſchäft be- gebildet. Die Ableitung der Unwirtſamkeit aus

herrſchenden Rechtsordnung liegen oder in dem die den „Wirkſamkeitsvorausſegungen“ ging zunächſt

Wirkung tatſächlich beſchränkenden oder verneinen- von Zitelmann aus . Vgl. ,, Die Rechtsgeſchäfte

den Inhalt der Willenserklärung. Im erſteren im Entw. eines BOB.“ 1 (1889), 30 und „ Das

Falle handelt es ſich um Mängel der Geltungs- Recht des BGB. Algemeiner Teil“ (1900 ), 92

vorausſeßungen , durch welche die Ungültigkeit des und 101. Die weitere Ausführung erfolgte in

Rechtsgeſchäfts herbeigeführt wird und zwar ent- mehreren Diſſertationen über den Begriff der Un

weder ſofort und unter allen Umſtänden, bei Nichtig wirkſamkeit , von Figge (Roſtock 1902), Mart

keit des Rechtsgeſchäfts, oder erſt ſpäter, auf die wald (Roſtod 1903), Alexander (Berlin 1903 ),

Anfechtung einer beſtimmten Perſon hin . Im Dettinger (Berlin 1904) und Schachian a .a . D.

zweiten Falle handelt es ſich um Mängel der Wirk- Zitelmann und insbeſondere Strohal, „ Ueber

ſamkeitsvorausſeßungen, die zur völligen , zeitweiſen relative Unwirtſamfeit“, Sonderabdruck aus der

oder teilweiſen Ünwirkſamkeit führen können und Feſtſchrift zur Jahrhundertfeier des DeſtABOB.

zwar auch wieder jedermann gegenüber oder nur 1911 , die lekte und bedeutendſte Arbeit über dieſen

gegenüber beſtimmten Perſonen . Iſt endlich ein Gegenſtand (vgl. inzwiſchen Fiſcher, „ Konverſion

Rechtsgeſchäft, wie es die Rechtsordnung vorgeſehen unwirkſamer Rechtsgeſchäfte “ aus der Feſtſchrift für

und geordnet hat , im Einzelfalle nicht zuiſtande ad. Wach 1913 , 183 ff . , und André , Einfache,

gekommen, dann kann es ſich nur um einen Fall zuſammengeſeşte, verbundene Rechtsgeſchäfte, in den

der Ungültigkeit handeln , wenn z . B. eine mündliche Feſtgaben der Marburger Juriſtiſchen Fakultät für

Willenserklärung vorliegt , ſtatt der vorgeſchriebenen Enneccerus 1913), knüpfen die urſprüngliche

gerichtlichen , oder um den Mangel jeder rechtlich ' Nichtigkeit unmittelbar an einen Mangel in der

1 1
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rechtsgeſchäftlichen Errichtungsvorausſegung, Zitel der Unwirtſamkeit ſtelle, wurde auch bisher ſchon:

mann daneben die ſpäter eintretende Nichtigkeit erörtert und verſchieden beantwortet. Alexander

an den Ausfall einer nachholbaren Wirkſamkeits- ſieht einen „ ſcharfſinnigen, bis in die Einzelheiten

vorausſeßung und an den Eintritt einer vernichtenden durchgeführten Unterſchied zwiſchen nichtig und un

Tatſache. Schachian (S.181 ) und früher ſchon wirtſam , deſſen Behandlung eine bewußte Syſte:

Figge (S. 37) laffen die Nichtigkeit aus dem matit erkennen läßt“ (S. 63), Dettinger findet

Mangel in den „ Geltungsvorausſegungen“ folgen, die Begriffe der Unwirkſamkeit im w . unð im e. S.. .

Alexander aus dem Mangel in den auch von „ ſcharf umgrenzt “ und „ llar und folgerichtig bis

Zitelmann benannten „ Begriffserforderniſſen “ in die legten Ausläufer und Einzelheiten hinein “

(S.8). Diejenigen Fälle der Unwirkſamkeit i. w . s . , durchgeführt, nur ſei es nicht geglüdt, „ die Begriffe

bei denen es an Erforderniſſen zum Zuſtandekommen in die entſprechenden Ausdruđsformen zu gießen “

des Geſchäfts nicht fehlte und die ſchon Gradenwiß , (S. 49) . Gegen die Behauptung, daß das der

„ Ungültigkeit obligatoriſcher Rechtsgeſchäfte “ 1887 deutſchen Sprache nicht möglich ſei (Mitteis ,

(S. 301 ), unterdem Begriff der Ungültigkeit i.e. S. Zur Behre von der Ungültigkeit in Iherings

zuſammengefaßt hatte, vereinigten, an den Mangel Jahrb. 28, 87, und Bähr in der ArVISchr. 30,

in den „ Wirkungsvorausſeßungen " anknüpfend 323) , wendet er ſich mit Jakobi (Die fehlerhaften

Alexander (S.14 ), Schachian (S. 186), früher Rechtsgeſchäfte im Ärch ZivPray.86 , 109) in ſcharfen

ſchon Martwald (S. 34) und Figge (S. 37) Ausdrücken und mit Recht wird von Alexander

unter i. ., 66) auf
während Oettinger (S. 23) eigentlich unwirkſam Ihering (Zweď im Recht 2, XX) dem Tiefſinn

diejenigen Rechtsgeſchäfte nennt , die unwirkſam find, der deutſchen Sprache widmet. Dagegen erklärt

ohne daß ſie nichtig und trofdem ſie nicht nichtig Schachian (S. 187), daß in unſerer Frage „ die

ſind. Und ebenſo bildet Strohal (S. 5) die ichwankende Terminologie des Geſeßes von einem

Gruppe der Unwirkſamkeit i. e. S., indem er von einheitlichen Leitgedanken nicht durchbrungen iſt

den Fällen der Unwirkſamkeit i. w . S. die der | und daß die ſyſtematiſche Behandlung der mangel

Nichtigkeit und Anfechtung abzieht. haften Rechtsgeſchäfte abſeits von der Ausdrucs

Mit vollem Rechte haben aber Leonhard , weiſe des BGB. ihren eigenen Weg gehen “ muß.

BOB. 1 (1900), 440 und nach ihm Alexander Das kann für die Rechtsanwendung ſicher nicht

(S. 65) dieſe Begriffsbildungen ſolange als be- das Richtige ſein , umgekehrt muß die Sprache und

deutungslos erklärt, „ als ſie nicht von einem Rechts: der Sinn des Gefeßeß im Vergleiche mit der Dent

anwendungsbedürfniſſe hervorgetrieben ſind“. Dieſes und Ausdrudsweiſe ſeiner Vorgänger unterſucht und

Bedürfnis beſteht nunmehr und es erfordert vor danach der Aufbau der Begriffe verſucht werden.

allem zu prüfen, nicht allein , wie nach den Regeln 1. Dabei findet ſich ziemlich übereinſtimmend

der Denkkunſt die Begriffe: Gültigkeit, Ungültigkeit, und insbeſondere auch noch bei Štrohal (S. 17.)

Wirkſamkeit und Unwirtſamkeit gebildet, ſondern und Fiſcher (S. 205) die Behauptung, der von

ob und wie ſie in den einzelnen Gefeßen angewendet den Römern überlieferte Rechtsſtoff ſei zur Heraus

werden. Dabei wird im Auge zu behalten ſein , arbeitung einer abgerundeten und durchſichtigen

ob denn der Gegenſaß in den Geltungs- und Wirt: Unwirkſamkeitslehre wenig geeignet geweſen. Das

ſamkeitsvorausſeßungen der einzige mögliche Gegen- mag richtig ſein , ſoweit eine Darſtellung nach den

ſaß iſt. Es wird darauf zu achten ſein, ob nicht heutigen Begriffen erſtrebt wird. Fragen wir

auch im Bereiche der Geltungsvorausſeßungen der aber,welche Stellung das römiſche Recht dem mangel

Begriff der bloßen Unwirkſamkeit und im Bereiche haften Rechtsgeſchäft gegenüber eingenommen hat,

der Wirkſamkeitsvorausſeßungen auch der Begriff dann muß geſagt werden : Wie das Rechtsgeſchäft

der Ungültigkeit denkbar und üblich iſt . Leşteres des alten römiſchen Rechts „ den Charakter ſchärfſt

wird allerdings auszuſchließen ſein, weil der Begriff ausgeprägter Individualität ſich trägt“

„ Unwirkſamkeit “ nach ſeiner Bildung die tatſächliche (Ihering, Geiſt des römiſchen Rechts 31 (1888),

Geltung vorausſeßt. Umſo mehr wird aber die 177) , ſo auch die Gegenwirkung gegen das fehler

erſtere Frage der Beantwortung bedürfen . Dabei hafte Rechtsgeſchäft. Wie dort Begründung und

wird auszugehen ſein von dem römiſch-rechtlichen gerichtliche Geltendmachung des Rechts engſtens

Ungültigkeitsbegriff, der Nichtigkeit, und wird zu zuſammenhängen (ebenda Š. 137) , wie bei leşterer

prüfen ſein , wie er ſich unter der Einwirkung der alles ſich um die litiscontestatio dreht , bei dem

neueren Geſepgebung und der Wiſſenſchaft geſtaltet Rechtsgeſchäft aber der Augenblick der Vornahme

hat, ob nicht Veränderungen und insbeſondere über den Tatbeſtand und die Wirkſamkeit des

Abſchwächungen des Begriffs eingetreten ſind und Rechtsgeſchäfts (ebenda S. 152) , das an ſich Ein:

ob nicht Veranlaſſung beſtand, manchmal vor den heit der Handlung, der Zeit und des Raumes er:

ſtrengen Folgen der Nichtigkeit die Augen zu ver- fordert , entſcheidet, wie in dieſem Augenblic die

ſchließen und nur die Frage der Wirtſamkeit des Rechts- und Handlungsfähigkeit der Parteien, z. B.

Rechtsgeſchäfts im Auge zu behalten . auch die Genehmigung des Vormunds, die Eig.

I. Der Hauptſitz der Streitfrage iſt für uns nung der Sache, die rechtliche Möglichkeit des Ge

natürlich das BGB. Wie es ſich zu dem Begriff ſchäftsinhalts vorhanden ſein müſſen undBedingung

an
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und Befriſtung nur beſchränkt zugelaſſen ſind, ſo | Rechtsgeſchäft ohne die beabſichtigten rechtlichen

einfach geſtaltet fich die Wirkung, wenn dieſe Vor- Wirkungen iſt, ſei es, wie bei der Nichtigkeit von

ausſeßungen nicht gegeben ſind. Sind die Er: vornherein, ſei es dein Willen der Parteien gemäß

richtungserforderniſſe, um die es ſich allein handeln beim Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes. Hier

kann, im Augenblic des Rechtsgeſchäfts nicht vor- aber ſoll die Unwirtjamfeit auch von vornherein

handen, dann iſt es unheilbar nichtig. Aehnlich eintreten, aber, im Gegenſaß zur Nichtigkeit, nicht

wie die litiscontestatio das bisherige Rechts: für iminer, ſondern bis zum Eintritt eines be

verhältnis zerſtört und nur das aus dem Rechts- ſtimmten Ereigniſſes.

ſtreit fich ergebende Urteil an die Stelle feßt , Ber: Die Auffaſſung der Motive lehnt ſich offen

urteilung oder Abweiſung , ſo tritt beim Mangel ſichtlich an die Aufhebung des Konzentrations

der Errichtungsvorausſeßungen des Rechtsgeſchäfte grundſaßes im ſpäteren römiſchen Recht an. Nicht

an die Stelle der durch dieſes beabſichtigten Wir: zu vergeſſen iſt dabei auch, daß Windſcheid ,

kung die Nichtigkeit. Dieſe römiſch-rechtliche Nichtig- das maßgebende Mitglied der Kommiſſion, durch

keit hat auch heute noch ihre ganz beſonderen Renn- das franzöſiſche Recht durchgegangen war und im

zeichen. Das Recht verweigert dem Geſchäft die Jahre 1847 ein Buch „Zur Lehre des Code Na

Anerkennung; dieſes iſt für das Recht nicht vor- poleon von der Ungültigkeit der Rechtsgeſchäfte “

handen , ohne daß dies erſt ausgeſprochen werden geſchrieben hatte. In ihm ſpricht er ſich in weit

müßte ; jedermann kann ſich darauf berufen, daß gehender Weiſe für eine gemilderte Nichtigkeit aus .

es nicht vorhanden iſt ; mit dem Hauptgeſchäft ent- Er unterſcheidet (S. 69 f. ) mit der Geſeßgebungs

fallen alle Beſtärkungen und Nebengeſchäfte. Wie ſektion des Tribunats actes radicalement nuls,

die Parteien für gewiffe Fälle die Strafe der insbeſondere die der Kinder und die auf einer

Nichtigkeit vereinbaren, ſo iſt ſie tatſächlich eine cause illicite beruhenden , und auf der anderen

Strafe der verlegten Rechtsordnung, auch wenn Seite die nicht unbedingt rechtsunverbindlichen, die

fie von Umts wegen und wenn ſie auf Anfechtung infolge Zwangs, BetrugsundIrrtums eingegangenen

eines Berechtigten eintritt . Alte und die ohne Genehmigung abgeſchloſſenen

2. Im ſpäteren römiſchen Recht und im ge- Rechtsgeſchäfte der Jugendlichen, Ehefrauen uſw.,

meinen Recht iſt der Grundſaß der Konzentration welch lektere Akte durch eine innerhalb 10 Jahren

verlaſſen worden (vgl. Ihering a. a . D. 3 , 166) ; zu erhebende action en nullité ou en rescision ,

an den Vorſchriften über die Nichtigkeit ſelbſt hat die der restitutio in integrum entſprechen ſollte,

ſich aber wenig geändert. für nichtig erklärt werden mußten ; die Verjährung

3. An dieſe Beſtimmungen, insbeſondere wie und nachträgliche Genehmigung ſchließen die Er

fie Windſcheid damals vertrat, ſchloß fich eng hebung dieſer Klage aus. Im Gegenſaß zu dieſen

der I. Entwurf des BOB. an . Der 6. Titel des unbedingt ungültigen oder in gewiſſen Fällen für

4. Abſchnitts im I. Buche trug die Aufſchrift „ Un- ungültig zu erklärenden Rechtsgeſchäften ſtellt

erlaubte Rechtsgeſchäfte“. Der 7 .: ,,Ungültigkeit Windicheid (S. 140) die vom Rechte in keiner

der Rechtsgeſchäfte“. In lekterem ſprach § 108 aus : Weiſe mißbilligten Rechtsgeſchäfte, die von Anfang

Einnichtiges Rechtsgeſchäftwird in Anſehung an gültig durch eine Selbſtbeſchränkung des Willens

der gewollten rechtlichen Wirkungen ſo an- oder durch ein ſpäter eintretendes , ein weſentliches

geſehen, als ob es nicht vorgenommen wäre ; Erfordernis des Beſtandes nicht hinwegnehmendes

$ 109 : Ereignis ihre Kraft verlieren und er macht

Ein nichtigesRechtsgeſchäft wirdnicht dadurch (S.52) daraufaufmerkjam ,daß Ungültigkeit häufig

gültig, daß die Gründe der Nichtigkeit ſpäter unbeſtimmt läßt, ob Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit

wegfallen vorliege. So werden die unter Windicheid 8 Mit:

und die Motive bemerkten ( 1 , 117) hiezu, daß, wirkung und Einfluß entſtandenen Beſtimmungen
ſoweit in den ſog. Konvaleszenzfällen ein Nachlaß des I. Entwurfs BOB. verſtändlicher werden.

von dem Vorhandenſein des Tatbeſtandes zur Zeit Troß der Milderungen fand man den Begriff
der Vornahme des äußeren Aftes zugeſtanden iſt, der Nichtigkeit im I. Entwurf überſpannt ( Fiſcher

zur Wahrung jenes Grundſaßes das Rechtsgeſchäft, in Iherings J. 29 , 329f., vgl. auch Zuſammen:

dem es an dem nachholbaren Erfordernis gebricht, ſtellung der gutachtlichen Aeußerungen durch das

nicht als nichtig, ſondern als unwirkſam be: RJA. 6 , 128f.), die SS 108 und109 des Ent

handelt wird. wurfs teils überflüſſig teils in der Faſſung mangel

Für dieſe Fälle ging man alſo davon aus, haft und ſo fielen ſie und zugleich die Ueberſchriften

daß eine Milderung der ſtrengen Nichtigkeits- der Titel. Damit wurde auf jede Begriffsbeſtim

vorſchriften geboten ſei und da man deshalb nach mung der Nichtigkeit im BOB. verzichtet. Dieſes

Heilung desFehlers das Rechtsgeſchäft anerkennen hat dann in noch weit höherem Maße, als es

wollte, behandelte man , zur Wahrung des Grund ſchon im Entwurf geſchehen war, der wiederholt

{akes, das Rechtsgeſchäft vorher nicht als nichtig, vorgeſchlagenen „ praktiſchen Behandlung“ folgend,
ſondern nur als unwirkſam . Zur Aufſchrift des von dem farbloſen Begriff der Unwirkſamkeit Ge

7. Titels war in den Motiven ( 1 , 216) die Un = brauch gemacht und es der Auslegung überlaſſen ,

wirkſamkeit als der Fall dargeſtellt, in dem das im einzelnen Falle den Sinn zu ermitteln.
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II. Bei dieſer Unterſuchung über den Sinn S. 2 , 1947, 2180 Abſ. 2 S. 2, 2202 Abſ. 2

und die Tragweite der Beſtimmungen des geltenden S. 2 , bei denen es zum Teil heißt , daß die An

Rechts inuß der gleiche Weg eingeſchlagen werden , nahme unter einer Bedingung unwirkſam iſt.

den Windſcheid bei ſeiner Abhandlung „ über Dieſe Unwirkſamkeit führt ebenſo zurNichtigkeit wie

die Ungültigkeit der Rechtsgeſchäfte im C. c.“ ge- die Tatſache, daß eine Bedingung, die nicht bei :

gangen iſt: es muß die Ausdrudsweiſe und der geſegt werden „ kann “, doch beigeſeßt wird. Denn

Sprachgebrauch des Geſeßes geprüft und danach die Beiſeßung einer Bedingung zu einem „ be

der Wille des Geſekes erforſcht werden. Dabei dingungsfeindlichen Rechtsgeſchäft“ verſtößt gegen

wird ſich dann ergeben, welche Bedeutung dem ein geſeßliches Verbot (vgl. Schachian S. 186

Begriff der Nichtigkeit innerhalb des Rahmens der Anm . 14 gegen Figge S. 32) und iſt deshalb

Unwirtſamkeit zukommt. Ausſcheiden können dabei gemäß § 134 BOB. nichtig, wobei dann die

die für die Rechtsanwendung völlig klarliegenden Nichtigkeit die ganze Erklärung , der die Bedingung

und dem Gebiete der Gültigkeit überhaupt nicht beigelegt wurde, umfaſſen würde, ſei es, weil es

angehörenden Fälle, in denen eine Wirkung des eine einheitliche Erklärung iſt, ſei es gemäß § 139

Rechtsgeſchäfte entfällt, weil es an einer Willens: BGB. (André S. 24) . Freilich hat das Geſetz

erklärung fehlt oder weil dieſe ſelbſt überhaupt in dieſen Fällen , in denen es mehr darauf ankam ,

keine oder wenigſtens keine rechtsgeſchäftliche Wir den Inhalt beſtimmter Erklärungen zu begrenzen ,

kung (vgl. RG3. 68 , 324 und 79 , 305) herbei: den Ausdruck , Nichtigkeit“ abſichtlich derinieden

führen wollte. Leşterer Fall liegt insbeſondere und man wird auch dem ausgeſprochenen Verlangen ,

dann vor, wenn die Beteiligten die von der Rechts: dieſe Fälle ausdrücklich unter die Nichtigkeit ein:

ordnung an ſich gewährleiſtete Rechtswirkung aus: zureihen (Ennie ccerus, Lehrbuch 6. Aufl. 1 ,

drüdlich ausſchließen oder wenn einer Willens- 497, Fiſcher a . a . O. S. 8) nicht beipflichten

äußerung die Rechtsordnung den bezwedten Rechts- können. Jedenfalls ſteht aber das feſt, daß , wenn

erfolg verſagt und dies den Beteiligten bekannt iſt. das Geſeß ausſpricht, daß ein beſtimmtes Handeln

Sieht man von dieſen Fällen ab, dann tritt nicht erfolgen kann, die trozdem vorgenommene

die Bedeutung der Nichtigkeit innerhalb der Un- Handlung regelmäßig nichtig iſt (Crome, Syſtem
wirkſamkeit immer mehr hervor. 1 , 347) und daß die in dieſen Fällen und in

1. Selbſtverſtändlich beruht die Unwirtſamkeit ähnlichen (vgl. SS 111 , 174, 344, 1253 , 1398,

auf Nichtigkeit immer dann, wenn dasGefeßdieſe 1831, 1950) ausgeſprochene Unwirkſamkeit der

Nichtigkeit ausdrüdlich ausſpricht; vgl . die Zuſammen- Nichtigkeit ſehr nahe ſteht oder ſie mitumfaßt.

ſtellung bei Crome, Syſtem des deutſchen bürger: So erklärt § 344 , wenn das Geſeß das Verſprechen

lichen Rechts 1 , 346. Es ſind das jämtlich Tat:Es ſind das ſämtlich Tat: einer Leiſtung für unwirkſam anſehe, auch die für

beſtände, die vom Geſek als fehlerhaft erachtet und den Fall der Nichterfüllung vereinbarte Vertrags

mißbilligt, deshalb aber auch jeder Rechtswirkung ſtrafe für unwirkſam ; hier kommen die Fälle der

beraubt werden . Nichtigkeit in erſter Linie in Betracht, im I. Ent:

Eine beſondere Art der Nichtigkeit iſt die Ehe- wurf lautete der entſprechende $ 424 : für unwirkſam

nichtigkeit. Nur ihre ſchwerſte Art,wenn die Form oder für anfechtbar. Ob aber eine Erklärung ,

des $ 1317 BGB. nicht gewahrt und dieEhe 3. B.daß ein Erbſchaftsteil angenommen werde,
nicht in das Heiratsregiſter eingetragen wurde , nach § 1950 mit allen Beifügungen als nichtig

wenn alſo eine Eheſchließung überhaupt nicht vor- zu betrachten iſt oder nur als unwirkjam , mag

liegt , enthält unbedingte und unheilbare Nichtigkeit. dahingeſtellt bleiben . Noch weniger kann ſchlechthin

Sonſt muß, ſolange nicht die Ehe durch Tododer Nichtigkeit in den Fällen angenommen werden , in

Richterſpruch auſgelöſt iſt , die Nichtigkeit erſt auf denen eine mit „ darf nicht“ aufgeſtellte Anordnung

Klage, wie im franzöſiſchen Recht, ausgeſprochen übertreten wird ; hier handelt es ſich meiſt um die

und ſie kann in gewiſſen Fällen geheilt werden . Uebertretung von „ Soll“-Vorſchriften , die zum

Vgl. SS 1323—1329 BGB. und auch Wind- Schadenserſaß verpflichtet, vgl . SS 52 Abſ . 2 , 627

ſcheid a . a . D. S. 80. Abſ . 2 , 671 Abſ. 2 . So wird jeder Einzelfall

2. Wie letzterer dann weiter (S. 4 f . ) feſtſtellt, geprüft werden müſſen ; dabei werden ſich zahlreiche

welche Fälle im C. c . denen der ausdrücklich er : Fälle finden, in denen das Geſeß Nichtigkeit an :

klärten Nichtigkeit gleichſtehen und insbeſondere die drohen will, ohne es ausdrücklich auszuſprechen .

Faſſung : „ ne peut“ hervorhebt , jo iſt auch im Am meiſten tritt dies hervor in $ 2298, wonach.

deutſchen Rechte Nichtigkeit ſtets dann anzunehmen , i wenn in einem Erbvertrage von beiden Teilen ver- .

wenn ein dahingehender Wille des Geſetzes feſtzu: tragsmäßige Verfügungen getroffen wurden , die

ſtellen iſt. Wenn dieſes insbeſondere 3. B. in Nichtigkeit einer dieſer Verfügungen die Un

$ 1317 ausſpricht, daß die Ertlärung nicht unter wirkſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge hat,

einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung ab : verglichen mit dem ähnlichen $ 139, nach dem der

gegeben werden kann , ſo iſt die Folge der Ueber- nichtige Teil eines Rechtageſchäfts unter Umſtänden

tretung nach $ 1321 (heilbare ) Nichtigkeit . Aehn- das ganze Rechtsgeſchäft nichtig macht, und mit

lich verhält es ſich bei den SS 388 S. 2 , 925 SS 2085, 2195 jomie 2161 . (Schluß folgt ) .

Ab . 2 , 1598 Abſ . 2 , 1724 , 1742, 1768 Abſ . 1
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Brüfungspflicht des Regiſterridhters in Das Regiſtergericht hat weiter zu beachten ,

wer die Anmeldung entgegenzunehmen hat, ob ſie

Gejdmadsmuſterſachen. bei mündlicher Vornahme vom Regiſterrichter allein

Bon Oberamtsrichter Franz Simon in Augsburg.
oder auch vom Gerichtsſchreiber des Regiſtergerichts

zu Protokoll genommen werden kann.

Die Vorſchrift im § 10 RG. vom 11. Ja: Deşteres iſt der Fall, da das Muſterregiſter

nuar 1876 betr. das Urheberrecht an Muſtern von den mit der Führung des Handelsregiſters

und Modellen (Muft6 .) beſtimmt manchen , der beauftragten Gerichtsbehörden geführt wird (8 9

Brüfungspflicht des Regiſterrichters in Geſchmads: Muſto ., 31 d. ReichatBet . vom 29. Februar

muſterſachen einen geringeren Ümfang beizumeſſen, 1876 über die Führung des Muſterregiſters), für

als ihr in Wahrheitzukommt. Bei näherer Unter- das Muſterregiſter, ſoweit beſondere Beſtimmungen

ſuchung zeigt ſich, daß der Regiſterrichter eine nicht getroffen ſind, die für das Handelsregiſter

Reihe von formellen und ſachlichen Umſtänden zu erlaſſenen Beſtimmungen über Anmeldung uſw.

prüfen hat , ehe er die Anmeldung und Muſter- entſprechende Anwendung finden (1. auch § 8 der

niederlegung oder ſpätere auf den Muſterſchuß be- oben erwähnten Bayer. JMBet. vom 14. De

zügliche Anträge als zuläſſig erachten und die zember 1899) und die Anmeldungen zum Handels:

Eintragung in das Muſterregiſter vornehmen darf. regiſter zu Protokoll des Gerichtsſchreibers erfolgen

Läuft beim Amtsgericht, welches das Fandels- können (§ 128 FGG. , § 51 der Bayer. MBek.

regiſter führt (8 9 MuftG ., § 125 FOG ., Bayer. vom 24. Dezember 1899, die Führung des Handels

JMBek. v. 14. Dezember 1899, die Führung des regiſters betr.). 9))

Muſterregiſters betr. § 1 ) , ein Antrag ein , ſo iſt 2. Hinſichtlich der Perſon des Antragſtellers

Folgendes zu berückſichtigen . hat der Regiſterrichter zu prüfen

I. Bei Neuanmeldungen.
a ) ob der Antragſteller geſchäftsfähig iſt;

die Anmeldung eines Muſters iſt ein Rechts

1. Die örtliche Zuſtändigkeit des angegangenen geſchäft, das einer Behörde gegenüber vorzunehmen

Regiſtergerichte iſt zu prüfen. Zuſtändig ift zur iſt. Geſchäftsunfähige können daher nicht an

Entgegennahme derAnmeldung und des Muſters, melden (88 104, 105 BOB. ) , in der Geſchäfts

des Modells oder der Abbildung fähigkeit Beſchränkte nur nach SS 106 , 107, 111 ,

a) wenn der Anmeldende eine im Inland 114 BOB.;

eingetragene Firma beſikt, das Regiſtergericht ſeiner b ) die Perſönlichkeit des Antragſtellers; fie iſt

Hauptniederlaſſung, allenfalls einzigen Nieder: nachzuweiſen

laſſung (§ 9 Abſ. 2 MuſtG .); beſigt er im In- a) bei mündlicher Anmeldung : wenn der An

lande nur eine Zweigniederlaſſung, das Regiſter tragſteller nicht dem Gerichte bekannt iſt, durch:

gericht der Zweigniederlaſſung (8 9 Abſ.3 Muſt6 .; einen bekannten und glaubhaften Zeugen (§ 5 der

RG3. 41 , 82 ; JW. 1909 S. 396) ; ReichakBek. vom 29. Februar 1876) ;

b) wenn der Anmeldende feine im Inlande B ) bei ſchriftlicher Anmeldung : durch amtliche

eingetragene Firma beſißt, das Regiſtergericht Beglaubigung der Echtheit der Unterſchrift des

ſeines Wohnſikes (8 9 Abſ. 2 und 3 Muſto.) ; ") Antragſtellers ") durch eine zur Führung eines

c ) wenn der Antragſteller Niederlaſſung oder öffentlichen Siegels berechtigte Perſon unter Bei

Wohnſiß im Inlande nicht hat , das Handelsgericht drückung dieſes Siegels (8 5 wie vor ). Solche

(Amtsgericht) Leipzig (8 9 Ab . 3 Muft.). Perſonen ſind z. B. die Notare, die Gerichts

Erfolgt beim örtlich unzuſtändigen Regiſter: chreiber, wenn ſie nach Bandesrecht zur Beur:

gerichte die Anmeldung , ſo iſt ſie zurüdzuweiſen. tundung und Beglaubigung zuſtändig ſind, die

Eine Anmeldung und Muſterniederlegung beim

örtlich unzuſtändigen Gerichte iſt wirkungslos, da FOG. 8 7 Anm . 1, 3W . 1909 S. 396 ;NO3. 71, 107).

die Zuſtändigkeit des § 9 MuſtG .ausſchließlich iſt.1a) Anmeldung und Niederlegung ſind die weſentlichen
Erforderniſſe zur Erlangung des Muſterſchußes. Die

Eintragung in das Muſterregiſter iſt ein an ſich bes

') Auf ausländiſche Urheber, welche im Deut- deutungsloſer Vorgang ( 8 7 MuſtO.; NOSt. Entſch .

ſchen Reiche ihre gewerbliche Niederlaſſung nicht haben, vom 30. Ditober 1906 ; Bay3fH BD. 3 S. 66 ; Dam

findet das Muſto . keine Anwendung, ſoweit nicht bach, Muſterſchußgeſe & 7 Anm. 4 ; die Motive zu 8 7

Staatsverträge anderes beſtimmen (8 16 Abſ. 2 und 3 Muſto . ſprechen zwar von der Eintragung als Be

MuſtG .). dingung des Schußes. Das Geſep verlangt aber nur

1a) Dambach, Muſterſchußgefes 89 Anm . 2 ; All- Anmeldung und Niederlegung). Durch die Eintragung

feld, Komm .zuden Gefeßen über das gewerbliche Urs in das Muſterregiſter des unzuſtändigen Gerichts fönnen

heberrecht, S. 342 9 Anm. 2 Muſto. 88 7 und 32 daher Anmeldung und Niederlegung bei ihm nicht

FOG. lönnen hier nicht herangezogen werden . Das rechtswirlſam werden .

Muſterregiſter und deſſen Führung gehören zwar zu 2) S. Schneider FOG. § 128 Anm . 2; Birkenbihl,

den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. FGG. § 128 Anm. 4 ; anders Rausniß FOG. $ 128

Anmeldung und Niederlegung des Muſters find aber Anm. 5 .

nach 88 7 und 9 Muſto . einem beſtimmten Gerichte 5) Erfolgt die Anmeldung mit Firmenunter

gegenüber vorzunehmen . Auf Handlungen und Er- ſchrift, dann wird die Beglaubigung fich darüber aus

klärungen, die einem Gerichte gegenüber vorzunehmen zuſprechen haben , wer die Firmenunterſchrift abge

ſind, bezieht fich 8 7 FO6. nicht (1. auch Schneider geben hat.
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Gemeindebehörden (die Bürgermeiſter und deren ReichskBek. vom 29. Februar 1876) eingehalten

Vertreter) , die Polizeikommiffäre ; ſind,

c) die Vertretungsbefugnis der erſchienenen a) ob es ſich um offene oder verſiegelte Nieder:

Perſon , wenn ſie nicht in eigenem Namen An- legung handelt,

trag ſtellt. Wird für eine Firma 4) oder Geſell- b) ob die Muſter und Modelle einzeln oder in

ſchaft angemeldet, ſo iſt zu unterſuchen , ob der größerer Zahl in Paketen , offenen oder verſiegelten ,6a)

Anmeldende der Firmeninhaber oder vertretungs- niedergelegt werden ,

berechtigter Geſellſchafter, Geſchäft& führer, Vorſtand c)ob bei derſiegelter Niederlegung auf dem Paket

ift. Sind mehrere Vertreter vorhanden , ſo brauchen die Zahl der Muſter, die es enthält, angegeben iſt

nur ſo viele die Anmeldung vorzunehmen, als zur und dieſe Angabe beim einzelnen Paket 50 Mufter

Vertretung der Geſellſchaft nach Geſellſchaftsver: oder Modelle oder Abbildungen ſolcher nicht über:

trag oder Gefeß ausreichen. ſteigt,

Da die Prokura zu allen Arten von gericht- d) ob das einzelne Paket mit Muſtern nicht

lichen und außergerichtlichen Geſchäften und Rechts mehr als 10 kg wiegt,

handlungen ermächtigt, die der Betrieb eines e) ob die begehrte Dauer der Schußfriſt nach

Handelsgewerbes mit ſich bringt , und Schöpfung dem Gefeße verlangt werden kann. Zuläſſig iſt

von Muſtern und Schußerwerb für ſie in einem einſchließlich Ausdehnung jeder Zeitraum von i bis

Geſchäfte hierunter fallen , ſo werden auch der Ein- zu 15 Jahren , auch Bruchteile über ein Jahr. Bei

zelprokuriſt, die Geſamtprokuriſten, Vorſtand und Bruchteilen über ein Jahr wird jedoch die Gebühr

Prokuriſt (je nachdem ſie vertretungsberechtigt ſind) für jedes angefangene Jahr voll berechnet (S 12

Mufteranmeldungen für die Firma vornehmen MuſtG .),

können. -- Der Handlungsbevollmächtigte wird f ) ob die Anmeldung die Angabe enthält, ob

in der Regel beſonderer Vollmacht bedürfen , da das Muſter oder Modell für Flächenerzeugniſſe oder

Muſteranmeldung in den meiſten Fällen nicht eine für plaſtiſche Erzeugniſſe beſtimmt iſt. Die An:

Rechtshandlung ſein wird, die der Betrieb eines meldung einesunddesſelben Muſters uſw. für Flächen:

Handelsgewerbes gewöhnlich mit ſich bringt. erzeugniſſe und für plaſtiſche Erzeugniſſe iſt un:

Meldet ein Bevollmächtigter an - wag nach § 13 zuläſſig (s 6 Abſ. 2 MuftG .,8 6 der ReichskBet.

FGG., § 8 der Bayer . JMBek. vom 14. Dezember vom 29. Februar 1876) . Enthält ein Muſter

1899, die Führung des Muſterregiſters betr., g 50 plaſtiſche und Flächenornamente (z. B. eine eigen :

der Bayer . 3MBet. vom 24. Dezember 1899 , die tümlich geformte Schachtel und ein Bild auf ihr)

Führung des Handelsregiſters betr., § 12 HOB. und ſollen beide geſchüßt werden , dann iſt jeder

zuläſſig iſt— , ſo wird eine Einzelvollmacht oder eine Teil für fich, alſo die Schachtel als plaſtiſches Er:

allgemeine Vollmacht vorzulegen ſein , die erkennen zeugnis , das Bild als Flächenerzeugnis, ie unter

läßt, daß ſie ſich auch auf Geſchmadsmuſter-An: der betreffenden Niederlegung, anzumelden, 6b)

meldungen erſtredt. Die Vollmacht wird mindeſtens g) ob an den einzelnen Muſtern uſw. oder auf

die gleiche Form haben müſſen wie die ſchriftliche jedem Ruvert oder Paket , das die Muſter oder

Anmeldung - Unterſchriftsbeglaubigung in der in Abbildungen enthält, die Fabriknummern oder die

$ 5 der ReichstBef. ( ſiehe I 2 b 3 ) angegebenen Geſchäftsnummern angegeben ſind, unter welchen

Form . 6) die Muſter in den Geſchäftsbüchern des Urhebers

Liegt ein Mangel bei einem der unter a, b, c oder ſeines Rechtsnachfolgers eingetragen ſind

angegebenen Nachweiſe vor, iſt die Anmeldung zu : ( ReichatBet. vom 29. Februar 1876 § 7 Abſ . 2) .

rückzuweiſen und die Annahme des Muſters zu ver- Jeder Gegenſtand, der ſich als einzelnes Muſter

weigern, weil dann keine „ Anmeldung “ i . S. des darſtellt, muß eine eigene Nummer haben . Wenn

Geſeßes vorliegt. für ein Mufter mehrere Bilder (z . B. Aufnahmen
3. Zu unterſuchen iſt weiter , ob die Vorſchriften

von verſchiedenen Seiten ) übergeben werden , werden

über Inhalt und Form der Anmeldung und Muſter: fie alle mit der gleichen Geſchäftsnummer zu ver :

Niederlegung (8 9 Abſ . 4 MuſtG. , 88 6 ff. der ſehen ſein ,

h) ob das Muſter (Modell) oder eine Abbildung
4) Nach dem der ReichstBet. pom 29. Februar niedergelegt wird.

1876 beigegebenen Formular des Muſterregiſters als

zuläfig behandelt . In allen den genannten Fällen iſt die Anmel

9) Auchungewöhnlichen und ſelten vorkommenden, i dung zurüczuweiſen , wenn es an den vorgeſchrie:

Staub, Komm . 7. HOB. § 49 Anm . 1 . benen Erforderniſſen fehlt (3. B. wenn ein nicht

*) Nachträgliche Vorlegung der vor der Anmeldung

erteilten Vollmacht iſt ſtatthaft . Nachträglich erteilte
verſiegeltes Paket als verſchloſſen niedergelegt werden

Vollmacht macht die Anmeldung nicht wirkſam (§ 180

BGB .), tann aber, wenn den übrigen Erforderniſſen 6a) Offene Pakete zuläſſig, Jahrbuch des Sammers

entſprochen iſt, erneute Vornahme der Anmeldung ſein gerichts Bd. 32 Abt. B Nr. 1 (Entſch. vom 5. April 1906 ).

( ſiehe auch Kohler, Muſterrecht S. 94 ). Erflärt der Die Zuſammenfaſſung in Pakete fann auch noch vor

Anmeldende, daß mehrere die Urheber ſeien , dann dem Regiſtergericht erfolgen. Hinſichtlich der Ges

müſſen ſämtliche Miturheber anmelden oder der An- bührenbewertung: Niederlegung als Paket nur auf

meldende von den übrigen Miturhebern Vollmacht 3 Jahre, dann nur als einzelne Muſter.

beſigen . 6b) Siehe Alfeld a . a . D. $ 6 Anm. 3e S. 333.

.
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ſoll, die Zahl der Muſter oder die Nummern nicht 887 ff. MuſtG ., wonach eben nur ein Muſter oder

angegeben ſind, Zahl undGewicht überſchritten Modell angemeldet , niedergelegt und eingetragen

wird , eine nicht zuläſſige Schußfriſt, Schuß als werden ſoll.

plaſtiſches und Flächenerzeugnis verlangt wird, 8 10 Muft6 . ſteht nicht entgegen . Er ſchließt

nicht das Muſter oder eine Abbildung ſondern nur nur die Prüfung der Berechtigung des Antrag

eine Beſchreibung des zu ſchüßenden Muſters hinter- ftellers als UrheberoderRechtsnachfolger von ſolchen

legt werden foli (1. RO3. 49, 181 ) . und die Prüfung der Richtigkeit der angemeldeten

Hat der Anmeldende nicht angegeben , ob das Tatſachen aus. Solche Tatſachen ſind Neuheit und

Muſter für Flächenerzeugniſſe oder für plaſtiſche Eigentümlichkeit des Muſters (8 1 Abſ. 2 Muſto .)

Erzeugniſſe beſtimmt iſt, ſo iſt er zur nachträglichen und Nichtverbreitung eines nach dem Muſter ge

Beibringung der Erklärung mit dem Bemerken fertigten Erzeugniſſes. 19) Schlechthin alle Umſtände,

aufzufordern, daß das Muſter vor Abgabe dieſer welche bei der Anmeldung vorzubringen ſind, hat

Erklärung nicht eingetragen werden könne (8 6 der $ 10 Muſto . nicht im Auge. Die Motive zu § 10

ReichatBet. vom 29. Februar 1876 ).6 ) Rommt er MuſtG. (Bd. III S. 79 der Stenogr. Berichte über

innerhalb angemeſſener Friſt der Aufforderung nicht die Verhandlungen des Reichstags 1875/76) er:

nach, dann wird auch hier unter Rüdſendung des wähnen als Grund dafür, daß keine causae co

Muſters der Antrag mangels ordnungsmäßiger gnitio ftattfinde, nur, daß das Regiſtergerichtnicht

Anmeldung abzuweiſen ſein. mit Privatſtreitigkeiten zu behelligen ſei. Für Be

4. Daneben iſt die Eigenſchaft des Angemeldeten achtung eines offenſichtlichen Nichtmuſters und ſeine

als Geſchmadsmuſter zu prüfen . Der eingereichte Zurüdweiſung trifft dieſer Grund nicht zu .

Gegenſtand muß ſo geartet ſein , daß er den Be Schließlich kann es nicht Abſicht des Geſekes

griff des Geſchmadmuſters erfüllen kann . Beſteht ſein , daßder Regiſterrichterwie eine Maſchine alles ,

die Möglichkeit, daß das Angemeldete und Nieder- was derAntragſteller daherbringt, ohne jede Prüfung

gelegte eine gewerbliche Formgeſtaltung iſt, Muſter- als Muſter entgegennimmt und einträgt .

eigenſchaft6d) hat und einen äſthetiſchen Zweck verfolgt,
5. Endlich hat der Regiſterrichter zu prüfen ,

beſtimmt und geeignet iſt den Geſchmad , den For: ob das Muſter nicht nach ſeiner Árt oder Form,

menſinn anzuregen, dann kann die Anmeldung nicht durch den dargeſtellten Gedanken oder in ſeiner Ver

zurüdgewieſen werden. 3) Ergibt ſich aber aus der
wertung die guten Sitten , das Geſet oder das Recht

Aufſchrift des verſchloſſen eingereichten Muſterpakets, berlebt . DasMuſtG .enthält zwar keineähnliche Be
aus der Bezeichnung der darin enthaltenen Gegen- ſtimmung wie § 1 Abſ. 2 Nr. 1 Pato .") oder
ftände oder bei Beſichtigung der als Geſchmađe: wie 8 4 Nr.3 Waren 36." ), trokdem ſind für den
muſter eingereichten Gegenſtände ſofort klar , daß der

Gegenſtand der Anmeldung kein Geſchmadsmuſter muſter die gleichen Grundſäke maßgebend. ' 9) Die
Schuß der Muſter und Modelle ſowie der Gebrauchs

iſt, ſoiſt die Entgegennahme der Anmeldung ab Aehnlichkeit der Rechtsgebieteverlangt die gleiche

zulehnen. Das iſt z. B. der Fall, wenn für reine Behandlung. Auch Geſchmacksmuſter,die Geſeş

Naturerzeugniſſe, Nahrungs- oder Genußmittel,) oder guteSittenverlegen ,tönnenRechtsſchuß nichi
ein Verfahren der Geſchmadsmuſterſchuß begehrt

erlangen.

wird, oder wenn für ein Zeichen durch Anmeldung
Während bei den übrigen Urheberrechtsgeſeßen

zum Muſterregiſter Martenſchuß angeſtrebt wird.
der Schuß regelmäßig mit der Vollendung des

Begründet iſt dieſe Prüfungspflicht über Wefen Schöpfungsvorgangs gegeben iſt und ohne Rüd

und Eigenſchaft des angemeldeten Gegenſtandes in
ſicht auf Geſeß und Sittenwidrigkeit beſtehen kann,

iſt bei den Gefeßen über das gewerbliche Urheber

6c ) Auch in dieſem Falle wird als Zeitpunkt (Tag recht mit der Schöpfung des Muſters zwar ein

und Stunde) der Anmeldung erſt der Augenblid an
übertragbares Recht vorhanden, der geſeßliche

zunehmen ſein, in dem die geforderte Ergänzung beim

zuſtändigen Amtsgericht einläuft. Erſt, wenn dem Ge

feße und der auf Grund des § 9 Muſto . erlaſſenen 10) Auch dieſe Frage wird der Regiſterrichter na

MeichstBet. vom 29. Februar 1876 entſprochen iſt, türlich dann nicht unbeachtet laſſen können , wenn der

tann die Anmeldung als geſeßlich zuläſſig entgegens Anmeldende ſelbſt ſagt, ein nach dem Muſter gefertigtes

genommen werden. Das Gleiche wird gelten, wenn Erzeugnis ſei ſchon verbreitet oder das Muſter ſei nicht

der Regiſterrichter bei ſonſtigen Mängeln der An- neu oder er ſei nicht der Urheber oder deſſen Rechts

meldung nachträgliche Beibringung des Fehlenden ver- nachfolger.

langt und nicht ſofort die mangelhafte Anmeldung 11) Erfindungen , deren Verwertung den Gefeßen

abweiſt. oder den guten Sitten zuwiderlaufen würde, ſind von
60) Borbild für die Form von Induſtrieerzeugs der Patenterteilung ausgenommen.

niſſen iſt . ia) Die Eintragung in die Zeichenrolle iſt zu vers

?) Auch wenn es naheliegt, daß das Muſter eher ſagen für Warenzeichen, die Aergernis erregende Dar

Gebrauchszweden dient. ſtellungen oder ſolche Angaben enthalten, die den

8) Siehe Kohler Muſterrecht S. 78 ; RØ. 46, 1 ; tatſächlichen Verhältniſſen nicht entſprechen und die

Alfeld a. a . D. S. 374. Gefahr einer Täuſchung begründen.

°) NGEntſch. vom 27.Mai1905, DIZ. 1905 S.813, 18) Für Gebrauchsmuſter ähnlich Allfeld , Homm . zu

Kohler a. a . D. Š . 48 u. 114, oder für etwas, was nicht den Gefeßen über das gewerbliche Ürheberrecht S. 377

Gegenſtand des Sehens iſt. ( Jahrbuch von Neumann (8 1 Anm. 6e GebrMuſto .), für Gebrauchs- und Ge

BO. 7 S. 1155) . ſchmademuſter: Stohler, Muſterrecht S. 77 ff.

1
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Schuß, die Ausübung des Rechts nach dem Ge- anderen Fällen von Sittenwidrigkeit, die im Ge

ſeße iſt aber von der mitwirkenden Tätigkeit einer ſchmadsmuſter oder deffen Verwertung zum Aug

Behörde abhängig : Anmeldung und Eintragung druck kommen , wird die Anmeldung zurüczuweiſen

in die Rolle des Patentamts, Anmeldung und ſein. Dasſelbe Schidſal wird Geſchmadsmuſtern

Niederlegung des Muſters bei Gericht. Dieſtaat- zuteil werden müſſen, welche offenſichtlich in das

liche Behörde kann und darf aber eine Geſekeg- Perſönlichkeitsrecht eines anderen eingreifen, z. B.

verlegung und Sittenwidrigkeit, die durch Erfin : deffen Recht am eigenen Bilde, das Namenrecht

dungen oder Muſter verübt werden , durch Ein- und das Firmenrecht verletzen . 16)

tragung oder Entgegennahme der Anmeldung nicht II. Bei Anträgen auf Verlängerung

unterſtüßen und darf Gegenſtänden nicht den Anſchein der Schußfrift iſt zu prüfen :

eines Schußes verſchaffen, den ſie nicht genießen ; 1. Die örtliche Zuſtändigkeit des angegangenen

am wenigſten dürfen das die Gerichte, die zum Gerichts . Hat der urſprüngliche Anmelder in:

Schuße des Rechtes und zur Ausübung der Rechts- zwiſchen ſeinen Wohnſiß, ſeine Hauptniederlaſſung

pflege berufen find. Es iſt daher die Anmeldung oder ſeine Zweigniederlaſſung (wenn nur eine ſolche

von Muſtern zurüdzuweiſen, die Gefeß- und Sitten im Inlande beſtand ) geändert, ſo bleibt das Re

widrigkeiten in fich bergen und bei denen dieſe giſtergericht, deſſen Zuſtändigkeit bei der Anmel

Eigenſchaft infolge offener Uebergabe oder ſonſt dung gegeben war, auch für die Entgegennahme
wie vom Regiſtergericht erkannt werden kann . und Eintragung des Antrags auf Schußfriſtver:

Hierher gehören z. B. Muſter, welche eine Gottes- längerung zuſtändig. Der in der freiwilligen Ge
läſterung, eine Beleidigung des Kaiſers, des Landes- richtsbarkeit in anderen Fällen geltende Grund

herrn, unzüchtige nach § 184 StGB. ſtrafbare ſaß , daß die einmal begründete Zuſtändigkeit nicht{
Darſtellungen uſw. enthalten, dann ſolche, durch durch die ſpätere Veränderung der Umſtände be

welche unlauterer Wettbewerb , ſtrafbare Reklame rührt wird, auf denen ſie beruht , wird auch hier an

verübt wird. zuwenden ſein, da das Muſto . teine abweichende

Häufig kommt es vor, daß Etiketten, Muſter Beſtimmung hält. Wurde die Neuanmeldung und

für Padungen angemeldet werden, auf denen die Niederlegung vom unzuſtändigen Gerichte entgegen-:

Worte Marte„ geſeklich geſchüßt“ oder genommen und wird dann eine Verlängerung der

„ Unter Nr....geſeßlich geſchüßt“ in einer Weiſe Shußfriſt bei dieſem beantragt, ſo iſtderUntragab:

angebracht ſind, daß niemand an den Schuß der zuweiſen . Da kein Dufterſchuß beſteht (1. oben 11),

Etikette oder Padung denkt, daß vielmehr ange kann auch keine Verlängerung verlangt werden .

nommen wird , eine Marke, ein Warenzeichen oder 2. Die Geſchäftsfähigkeit, Perſönlichkeit und

ein Herſtellungsverfahren ſei geſchüßt; das geſeges- Vertretungsbefugnis des Antragſtellers. Hierfür

unkundige Publikum wird ſogar glauben, die mit gilt das oben I 2 Geſagte. Hervorgehoben werden

der Etikette verſehene, in der Padung enthaltene ſoll nur das Folgende :

Ware genieße wegen beſonderer Güte, Reinheit Auch der Antrag auf Ausdehnung der Schuß

oder Brauchbarkeit geſeßlichen Schuß. "4) 15)
friſt ſowie jede andere Anmeldung , auf welche eine

In den meiſten Fällen dieſer Art läßt Inhalt Eintragung oder ein Vermerk im Regiſter zu er:

und Anordnung der Aufſchrift teinen Zweifel, daß folgen hat, bedarf bei ſchriftlicher Einreichung der

der Antragſteller beabſichtigt, beim Publikum den
im § 5 der ReichskBef. vom 29. Februar 1876

vorerwähnten Glauben zuerweden und den An: vorgeſchriebenen Beglaubigung. " ) Sie find , An1 „

ſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor: träge auf Eintragung in das Muſterregiſter “ i. S.

zurufen. Solche Etikettenund Padungen ſindfür
des genannten § 5. 5 iſt allgemein voraus

einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmte Mit
geſchidt und bezieht ſich ſowohl auf 8 6 wie auf

teilungen. Sie werden – wenn, was regelmäßig
89 der ReichstBef. vom 29. Februar 1876. Es

der Fall, Zeichen- oder Patentſchuß nicht beſteht
kann nicht angeführt werden, die Eintragung der

– als unrichtige Angaben über geſchäftliche Ver:
Verlängerung brauche nicht beantragt zu werden .

hältniſſe im Sinne des § 4 UnlWG. vom 7. Juni
Bei der Neuanmeldung braucht die Eintragung

1909 zu erachten ſein . Wenn der Tatbeſtand auch nicht beantragt zu werden . Der Eintrag

dieſer Vorſchrift nicht vollſtändig erfüllt iſt, wird erfolgt auch hier von Amts wegen. Es genügt

doch häufig eine gegen die guten Sitten verſtoßende
die Anmeldung und Niederlegung des Muſters 18)

Irreführung des Publikums vorliegen . Auch bei
16) Vgl. hierzu SeuffA.Bd . 66 Nr. 110 ; Recht 1907

S. 500 ; Bay3fR. 1909 S. 79 und 99ff.; 12 BOB.;
1 ) 3. B. .Eiernudeln , Marke Auguſta, geſetzlich $ 29, 37 II NOB.; § 16 UniWG .

geſchüßt", darunter oder um die Worte ein bildlicher 1 ) Anderer Anſicht KG.Entſch. vom 3. Mai 1912

Schmuď und vielleicht eine Anpreiſung der Nudeln, ( 1. RZA. Bd . XII S. 122 ff. ).

oder „ Weineſlig, reines Gärungsprodukt, Marfe Aſta 18) Wenn daneben die ſachlichen Vorausſegungen

unter Nr. ... geſetzlich geſchüßt“ und daran anſchließend vorliegen, daß das Muſter neu und eigentümlich, ein

eine Anpreiſung des Weineffigs unter Hinweis auf das hiernach gefertigtes Erzeugnis noch nicht verbreitet

Gutachten eines Chemikers . iſt, daß der Anmeldende der Urheber oder deſſen Rechtss

15) S. Beſchl . des LG. Augsburg vom 17. Oktober nachfolger iſt, und das Regiſtergericht die Anmeldung

1912 ( A. 5/1912 ). und Niederlegung für zuläſſig erachtet. Zur Erhaltung

1
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zur Erlangung des Schußes . Der Schuß tritt Da die Bekanntmachung der Wahrheit ent

ebenſo wie die Ausdehnung der Schußfriſt ein , ſprechen muß, ſo iſt die Perſon des Erwerbers, der

auch wenn die Eintragung nicht ſtattfande. 19) anmeldet, und hiermit die Uebertragung des Muſter

Wegen der Deffentlichteit des Muſterregiſters hat rechts zu veröffentlichen. Weil grundſäßlich nur

der Anmeldende an der Eintragung in beiden Eingetragenes zu veröffentlichen iſt, ſo wird auch

Fällen das gleiche Intereffe. - Die Beglaubigung im Regiſter ein Vermert über die Uebertragung

hat den Zweck, die Perſon des Antragſtellers außer des Muſterrechts zu machen ſein. Im Antrag des

Zweifel zu ſtellen. Das Bedürfnis hiernach bes Rechtsnachfolger8 auf Verlängerung der Schuß

fteht auch bei dem Antrage auf Schußfriſtaug: friſt wird der Antrag auf Vermerk des Rechts

dehnung. Es iſt nicht einzuſehen , warum nur bei übergangs im Mufterregiſter liegen . Die Spalte

der Neuanmeldung , nicht aber bei anderen An- „ Bemerkungen " iſt die geeignete Stelle des Re:

trågen Beglaubigung notwendig ſein ſoll. Auch giſters, in die der Vermert aufzunehmen iſt .

ſonſt bedürfen alle Anmeldungen zum Regiſter: Verhalten des Regiſtergerichts gegenüber An:

gericht (3. Handelsregiſter, Genoſſenſchaftsregiſter, tragen von Pfandglå ubigern auf Ausdehnung

Vereinsregiſter, Güterrechtsregiſter) der Beglaubi: der Schußfriſt ſiehe unten VI und VII.

gung. Dieſer immer wieder ausgedrüdte Grund- 3. Die Frage , ob die begehrte Ausdehnung der

ſaß ſpricht ebenfalls für meine Auslegung des 5 Schußfriſt zuläſſig iſt. Nach § 8 MuſtG . wird der
der ReichstBet. vom 29. Februar 1876.

Schuß 1 bis 3 Jahre vom Tage der Anmeldung

Ein nicht beglaubigter Antrag auf Ausdehnung an gewährt. Ausdehnung auf höchſtens 15 Jahre

der Schußfriſt iſt daher abzuweiſen, auch wenn kann ſtattfinden. Die Ausdehnung der Schußfrift

dadurch das Recht verloren gehen ſollte, Ver- kann bei der Anmeldung , bei Ablauf der drei :

längerung zu verlangen. Hat Uebergang des Rechts jährigen und bei Ablauf der zehnjährigen Schußfriſt

des Urhebers ſtattgefunden und beantragt der verlangt werden .verlangt werden . Nach dem Wortlaute des 8

Rechtsnachfolger die Ausdehnung der Schußfriſt, MuftG . können daherzweifellos folgende Ver

ſo hat ſich der Antragſteller durch Erbſchein, Vor- längerungen begehrt werden :

legung einer in öffentlicher Urkunde enthaltenen Ver
a ) bei Anmeldung : Jede Ausdehnung über die

fügung oder durch Nachweis des Vertrags betreffend regelmäßige dreijährige Friſt bis zu einer Geſamt:

die Uebertragung des űrheberrechts als Berechtigter ſchußfriſt (einſchließlich der dreijährigen ) von 15

auszuweiſen , denn Veränderungen in der Perſon
Jahren ;

des Rechtsinhabers brauchen nicht zum Muſter- b ) bei Ablauf der bei der Anmeldung verlangten

regiſter angemeldet und eingetragen zu werden. dreijährigen Schußfriſt: Verlängerung umjeden

Für das Regiſtergericht gilt zunächſt der einge- Beitraum bis um höchſtens 12 Jahre, alſo bis auf

tragene urſprünglich Anmeldende als Berechtigter eine Geſamtſchußfriſt von höchſtens 15 Jahren;

( . außerdem unter III 3 ).
c) bei Ablauf der bei der Anmeldung über die

Iſt das Muſter für eine Firma eingetragen, regelmäßige dreijährige Schußfriſt hinaus auf zu

ſo wird man zwar bei Veräußerung des Geſchäfts jammen 10 Jahre gewährten Schußfriſt: Ver

mit der Firma annehmen müſſen, daß das Muſters längerung um jeden Zeitraum bis um höchſtens

recht mit veräußert iſt; doch iſt es ratſam den:
5 Jahre, alſo bis auf eine Geſamtſchußfriſt von

jenigen , der zur Zeit der Anmeldung und Nieder
höchſtens 15 Jahren ;

legung Firmeninhaber war, über den Rechtsüber
d ) bei Ablauf der Schußfriſt, die bei Ablauf

gang einzuvernehmen .
der dreijährigen Friſt bereits auf 10 Jahre ver

Die Verlängerung der Schußfriſt iſt bekannt
längert worden iſt : Ausdehnung um jeden Zeitraum

zu machen (§ 9 Abf. 6 Muſto ., 8 9 Åbſ. 2 der
bis um höchſtens 5 Jahre, alſo auf eine Geſamt

ReichstBet. vom 29. Februar 1876) .

ſchußfriſtDer Regiſterrichtermuß fich dabei ſchlüſfig idupfriſt von höchſtens 15 Jahren.
Die genannten Fälle finden im Geſeße ohne

tragenen oder den anmeldenden Rechtsnachfolger weiteres ihre Rechtfertigung. Die zweimalige Ver:
bekannt zu machen hat. Nach demMuſterbeiſpiel längerung (d) iftnach dem Geſeke zuläſſig,weil

der ReichstBet. vom 29. Februar 1876 iſt aus:
fie im Einklang ſteht mit den für die Gebühren

zuſchreiben :
abſtufung beſtehenden Zeiträumen und weil das

„ In das Muſterregiſter iſt eingetragen : bei Gefeß nicht ſagt , daß die urſprünglichbegehrte

Nr. . . . N. N. hatfürdas unter Nr.... ein: Schußfriſt nur einmalverlängert werdendürfe.

getragene . :

Das Reichsgericht (RG3. 46 S.93 ff.) erachtet
muſter die Verlängerung der

mit Rückſicht auf die Entſtehungsgeſchichte der Ver
Schußfriſt bis auf ... Jahre angemeldet . “

längerungszeitpunkte 29) die Ausdehnung zu anderen

des Schußes gehört noch Verfertigung der nach den

Muſtern hergeſtellten Erzeugniſſe im Jnlande (§ 16

Abſ.3 Muſto .).

19) S. auch Allfeld, Komm . zu d . Oef. über das

gewerblicheUrheberrechtAnm. 2 zu § 13 Muſto. S. 348

und oben Anm. 1a .

40) Genannte Entſcheidung erwähnt hier den Antrag

zu dem Bericht der X. Kommiſſion über den Entwurf

(Nr. 98 und 106 der Drudſachen des Reichstags II . Legis

laturperiode 3. Seſſion 1875) . Die Beſtimmung über

die Verlängerungszeitpunkte iſt auf Initiative des
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Zeitpunkten , z . B. bei Ablauf einer urſprünglich falls ſind die Gründe nebenſächlich, die für die im

auf 6 Jahre verlangten Schußfriſt für unzuläſſig. Geſeke hervorgehobenen Verlängerungszeitpunkte

Durch das Geſeß ſeien in völlig abſchließender Weiſe angeführt werden. Die Bedürfniſſe des Handels

die Zeitpunktebeſtimmt,zu welchen eineAusdehnung und Verkehrs drängen zu kurzen Friſten und zur

und eine weitere Ausdehnung der Schußfriſt nach Möglichkeit der Verlängerung bei Ablauf, weil ſich

geſucht werden könnten . Der Annahme, daß bei nicht vorausſehen läßt, wie lange ein Muſter zug:

Erlaß der Beſtimmung niemand an abweichende kräftig bleibt. Eine Abänderung des Geſeßes oder

Fälle gedacht habe, mangele jeder Anhalt. ausdehnende Auslegung in der Rechtſprechung foll

Ob dies richtig iſt, iſt fraglich . Es ſcheint ten dieſen Bedürfniſſen Rechnung tragen.

vielmehr im Reichstage nichtan alle Fälle gedacht Solange aber die oberen Gerichte 83) am Wort:

worden zu ſein , welche der Wortlaut des Geſeķes laute des Geſekes feſthalten , wird der Regiſterrichter

zuläßt und welche er ausſchließt. Der Beiſaß über ihrer Geſekesauslegung folgen müſſen. Die Ent

die Verlängerungszeitpunkte iſt im Verhältnis zu gegennahme des Antrags und die Eintragung der

den übrigen Beſtimmungen über die Ausdehnung Verlängerung haben keine rechtſchaffende Wirkung.

der Schußfriſt zu eng gefaßt und dürfte dem Willen
Die Verlängerung der Schußfriſt tritt , wenn die

des Geſeßgebers nicht gerecht werden . Iſt doch z. B. geſeklichen Vorausſeßungen gegeben ſind, kraft Ge

kein Zeitpunkt zur Verlängerung für den Fall ſekes , nicht infolge richterlicher Verfügung ein. 24 )

vorgeſehen, daß bei der Anmeldung eine Schuß: Das erkennende Gericht enticheidet erſt, ob im ein :

frift von ein oder zwei Jahren begehrt wurde. Die zelnen Fal Muſterſchuß beſteht, wenn er beſtritten

Worte des 8 Abſ. 1 Muſt ., daß der Schuß wird . Es iſt daher dem Antragſteller nicht gedient,

ein bis drei Jahre nach Wahl des Urhebers gewährt wenn der Regiſterrichter den Beſtimmungen über

werden kann, ſagen nicht, daß, wenn der Urheber Ausdehnung der Schußfriſt eine weitergehende Aug

die Wahl auf ein Jahr ausgeübt hat, er noch legung gibtals die Obergerichte und Verlängerungs

Verlängerung auf drei Jahre verlangen kann. anträge zuläßt , deren Zuläſſigkeit dieſe Gerichte

Gleichwohl iſt anzunehmen, daß auch bei Ablauf verneinen.

dieſer kürzeren Friſt eine Verlängerung nach dem
Anträge auf Ausdehnung der Schußfriſt, die

Gefeße nicht ausgeſchloſſen ſein ſollte, denn die nach den geſeßlichen Verlängerungszeitpunkten ge

Gründe, die den Beiſaß über die Verlängerungs- ſtellt werden, find abzuweiſen . Rechtzeitig geſtellt

zeitpunkte veranlaßt haben, treffen bei dieſem Fall iſt der Antrag, wenn er bei dem Amtsgerichte, das

nicht zu. 91) In der Praxis wurde auch zugelaſſen, Regiſtergericht iſt, an dem Tage einläuft, mit deffen
daß eine urſprünglich dreijährige Friſt mehrmals, Ausgang die Schußfriſt endigt . 25)

immer wieder bei Ablauf einer weiteren dreijährigen
4. Die Zahlung der Gebühr für die Ausdehnung

Friſt um drei Jahre verlängert wurde. " ) Jeden: der Schußfriſt.
der Schußfriſt. Zur Erlangung desSchußes iſt

nach 8 7 Muft. nur Anmeldung und Niederlegung
Reichstags in das Gefeß aufgenommen worden. Die verlangt, aber nicht bloß die Tatſache des Schuß
Aufnahme erfolgte, um die Schußfriſtin organiſche begehrens und die tatſächliche Niederlegung des
Verbindung mit den Gebühren zu bringen und damit
nicht jemand die zuerſt beantragte Friſtzu häufig,etwa Muſters, ſondern auch die Entgegennahme der An

14mal, verlängern laſſen könne. Deşteres ſeiungebühr- meldung und Niederlegung durch das Regiſtergericht.
lich und mache auch das Muſterregiſter unüberſichtlich. Das Regiſtergericht muß von der Anmeldung Rennt:
(Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Reichs

nis nehmen, ſie auf die Erfüllung der vom Regiſter
tags 1875—1876 Bd . 1 S. 611, Bd . 3 S.386) .

* ) In der Literatur ( Dambach, Muſterſchußgeſek

§ 8 Anm. 3, Alfeld a. a . D. 8 8 Anm. 3 S. 341) wird ganzen gehn Jahre verlangt wird . Aehnlich wird bei

auch in dieſem Falle die Ausdehnung zugelaſſen . Die Ablauf der zehnjährigen Friſt Verlängerung einer vors

Berlängerung bis zu drei Jahren, wenn zunächſt nur her über zehn Jahre hinaus erlangten Schupfriſt bis

eine kürzere Friſt begehrt wurde, kann nach Dambach jur geſeklichen Höhevon fünfzehn Jahren begehrt

und Allfeld bis zu deren Ablauf in jedem Augenblic werden können .

verlangt werden . Der Abgeordnete, welcher den Abf. 3 * 5) NO3. 46S.93 ., DLG. Karlsruhe Entſch.vom

des § 8 beantragt hat, hat ſelbſt die Verlängerung in 10. März 1903, ſ. Recht 1903 S. 459 Nr. 240.

den erſten drei Jahren im Auge gehabt. Denn er ſagt, 24) Der Grundſaß der ss 1 , 7 , 10 MuſtG. iſt nach

wenn ſein Antrag angenommen werde, fönne die Geiſt und Anlage des Geſefes auf die Verlängerung

Friſt fünfmal verlängert werden , nämlich in den erſten der Schußfriſt analog anzuwenden ; ſiehe auch R$3.46

drei Jahren jedes Jahr, dann beim Ablaufe des dritten ẽ. 93 ft.

Jahres und dann beim Ablaufe des zehnten Jahres . 25). Die Schupfriſt endigt mit Ablauf des Tages

(Stenogr. Bericht 1875/76 Bd . I S. 611 ) . Daß dies des letzten Monats, welcher ſeiner Zahl nach dem Tage

nur eine viermalige Verlängerung bedeutet, hat er der Anmeldung entſpricht (88 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2

überſehen . Daß das Geſeß mit § 8 Abſ. 1 eine Friſt BGB .) . Gegebenenfalls finden $S 188 Abſ. 3 und 189

auf Bruchteile über ein Jahr nicht ausſchließt, hat er BOB. Anwendung. Iſt der lekte Tag ein Sonntag

dabei auch nicht berückſichtigt (1. a . Dambach a . a. D. oder Feiertag, dann wird dem Verlängerungsantrag

§ 8 Note 4 , Alfeld a . a . D. 8 8 Note 2 ) . auch die Beſtimmung des 8 193BOB. zugute kommen. -

") Dem Wortlaute des Geſekes dürfte es nicht Erheblich früher einlaufendeAnträge werden als vers

widerſtreiten, wenn eine urſprünglich auf länger als früht zurückzugeben ſein. Sonſtige vorzeitig eingelaufene

drei Jahre, 3. B. ſechs Jahre begehrte und eingetragene Anträge werden (abgeſehen von der Zahlung der Oes

Schupfriſt bei Ablauf von drei Jahren nach der Ans bühr ſiehe II 4 ) wirkſam ſein , wenn ſie bei Ablauf der

meldung über die ſechs Jahre hinaus etwa bis auf im Schupfriſt noch beſtehen.

1
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gericht zu beobachtenden Erforderniſſe (ſiehe oben I) Ueber Strafvollſtredung.
prüfen und ſich ſchlüſſig machen, ob die Anmeldung

zuläſſig oder abzuweiſen iſt. 26)
Von Edmund Fumian, Amtsrichter in Straubing.

Ebenſo iſt es bei dem Antrage auf Ver (Schluß .)

längerung der Schußfriſt. Auch hier gehört zur VI . Strafzeitberechnung. Gewöhnlich iſt

Wirtſamkeit des Antrags, daß dasRegiſtergericht die Berechnung nur eine Addition. Einfach iſt auch
nach Prüfung der geſeßlichen Erforderniſie den die Berechnung bei Strafunterbrechungen , wo für

Antrag für zuläſſig erachtet.
den Reſt der Zeitpunkt des urſprünglichen Beginns ,

Gefeßliches Erfordernis für den Verlängerungs: D. h. die Geſamtdauer maßgebend bleibt , welche

antrag iſt – außer ordnungsmäßiger urſprüng: fich bei ununterbrochener Vollſtreďung vom Tag

licher Anmeldung und Niederlegung (1. am Schlufſe des urſprünglichen Beginns an berechnet hätte

bei „ Deffnung der Muſterpakete“ ),und Einhaltung (DLG. M.2 ,561). In dem hier behandelten Fall

des geſeßlichen Zeitpunkts zur Antragſtellung ſowie hatte A 1 Mt. Gefängnis und 10 Lg. Haft zu er:

Ordnungsmäßigkeit des Ausdehnungsantrags ſelbſt ſtehen ; er trat die Strafe am 9. Februar 1883

( II 1 und 2) – bie Zahlung der Gebühr. Wenn) vorm. 64/2 Uhr an ; am 27. Februar 1883 nachm .

die Gebühr auch nicht als Entgelt für den Schuß, 21/2 Uhr erfolgte die Strafunterbrechung und am

ſondern für die mit der Einregiſtrierung und Auf- 19. Auguſt 1883 vorm . 84/2 Uhr der Antritt des

bewahrung verknüpfte Mühemaltung entrichtet Reſtes. Die Gefängnisſtrafe wäre verbüßt geweſen

wird (Motive zu § 11 des Entw .; Sten. Ber. am 9. März 1883 dorm. 64/2 Uhr . Die Zeit bis

über die Verhandlungen des Reichstags 1875 bis dorthin beträgt kalendermäßig 28 Tg. Davon

1876 Bd. 1 S. 610 und Bd. 3 S. 79) , ſo ift waren verbüßt 18 Tg. und 8 Std. , ſo daß die

in § 8 des Geſeßes doch vorgeſehen , daß gegen noch zu verbüßende Dauer 9 Tg. 16 Std. aug:

Zahlung der geſeßlich beſtimmten Gebühr die Xus: machte. Das Strafende fiel ſonach auf 29. Auguſt

dehnung der Schußfriſt verlangt werden kann. 1883 morgens 12/2 Uhr (nicht 28. Auguſt, mie

Dieſer Geſekesſtelle läßt ſich auch unter Beran- die Entſcheidung verſehentlich angibt).

ziehung des § 12 Muft6. kein anderer Sinn geben, Das Schreckendgeſpenſt iſt die Berechnung der

als daß die Verlängerung der Friſt eben nur be Strafzeit bei Geſamtſtrafen . Ueberein

anſprucht werden kann, wenn gleichzeitig die Ge- ſtimmend wird anerkannt, daß die Einzelſtrafen

bühr bezahlt wird. ??) Wer nicht zahlt, iſt nicht in einem Urteile, das mehrere Straftaten behandelt

berechtigt zu verlangen . Die Wirkſamkeit des und gemäß § 74 StOB. eineGeſamtſtrafe ausſpricht,

Ausdehnungsantrags iſt alſo von der Zahlung der für fich nicht vollſtreckt werden können , weil fie

Gebühr abhängig . Die Rehrſeite dieſer Einſchrän- keine Selbſtändigkeit beſißen . Wird daher ein ſolches

tung iſt die Befugnis des Regiſtergerichte die Zu: Urteil auch nur teilweiſe angefochten , ſo iſt eine

laſſung des Antrags von der Zahlung der Gebühr Vollſtredung im übrigen nichtmöglich , das gleiche

abhängig zu machen ."8) Wird die Gebühr dann gilt bei teilweiſer Unterwerfung (BayO606.3, 51 ;

nicht alsbald bezahlt, ſo iſt der Verlängerungs- 5,213 ; 10,70; RGRſpr. 2,187; Entſch.25,309).")

antrag abzuweiſen . Dagegen iſt unrichtig, anzunehmen , daß eine

Bei Änmeldung und Niederlegung mehrerer früher erkannte Strafe (Einzel- oder Geſamtſtrafe),

Muſter in Paketen kann ſelbſtverſtåndlich die Ver- die nach 8 79 StGB. oder $ 492 StPO. zur Bil

längerung der Schußfriſt auch nur für einzelne der dung einer Geſamtſtrafe verwendet wurde, bis zur

niedergelegten Muſter begehrt werden . Der An- Rechtskraft des ſpäteren Urteils oder Beſchluſſes

trag auf Beſchränkung der Schußfriſt kommit dem
nicht vollſtreckt werden dürfe. Die Ueberſchrift, unter

Verzicht auf das Schußrecht gleich. Lekteres fiehe der die Entſcheidung des ObLG. vom 12. Januar

unter IV. (Schluß folgt). 1905 (Amtl. Sammlung 5 , 213) in Bay3|R. 1905

S. 109 mitgeteilt wird , ſagt zuviel. In jener Ent:

30) Der geſeßliche Schuß wird nichterlangt, wenn ſcheidung iſt die Rede nur von Einzelſtrafen eines

das Regiſtergericht die mitwirkende Tätigkeitverweigert, Urteils , die in dieſem ſelbſt gebildet wurden . Steht
weil es die Erforderniſſe der Anmeldung und Nieder

legung nicht erfüllt erachtet. Der Antragſteller muß
die Bildung einer Geſamtſtrafe in Ausſicht, ſo kann

ihn ſich imWege der Beſchwerde erſt erwirken ( ſiehe es unter Umſtänden angezeigt ſein , die Vollſtredung

unten VIII 5 ) . der Einzelſtrafe aufzuſchieben ; dagegen muß eine

. )S.hiefür KG Entſch. vom 19. Juli 1905(Recht begonnene Strafvollſtređung nicht unterbrochen
1906 S. 76 Nr. 140; NJA. Bd. VI S. 122); D6103.

vom 16. Oktober 1901 (Samml. Bd . II S. 625) ; dagegen
werden (RGRſpr. 5, 133 , Autogr. JME. vom

HOZ. 46, 93 ff. amSchluſſe.
25. Januar 1907 Nr. 46 369) . Schwierigkeiten

15) Die Bayer. MBet. vom 23. März 1900 (JMBI. können entſtehen , wenn gegen einen Strafgefangenen

1900 S. 613) ordnet an : Wird eine Verlängerung der eine Geſamtſtrafe zu bilden iſt, das Ürteil aber

Schußfriſt beantragt, ſo iſt die Eintragung in das

Muſterregiſter vonder vorherigen Einzahlung der Ge
erſt nach Verbüßung der Einzelſtrafe rechtskräftig

bühr abhängig zu machen . Aehnlich PreußMVO. wird . Gegen A wurden z . B. rechtskräftig 3 Wochen

vom 21. Februar 1900 .

5) Vgl . jedoch auch KG . in GoltdArch. 56, 339 und

die Begründung zu RG. 39, 275 f. (Anm . des Heraus.

gebers) .

.



144 Reitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 7 .

.

Gefängnis erkannt , die er ſeit 1. Januar 1913 tritte der Rechtskraft verbüßte, gemäß § 21 SIOB.

vorm . 8 Uhr verbüßt. Am 18. Januar 1913 wird in Zuchthaus umzuwandelnde Gefängnisſtrafe iſt

er wegen einer anderen Straftat unter Einbeziehung abzurechnen “ (RORſpr. 5, 132). Enthält das

jener erſten Strafe zur Geſamtgefängnisſtrafe von Urteil einen ſolchen Ausſpruch nicht, ſo darf der

4 Wochen verurteilt. Der Amtsanwalt verzichtet Vollſtreckungsbeamte ſelbſtverſtändlich nicht darüber

auf ein Rechtsmittel, der Angeklagte unterwirft ſich hinweggehen (BayOblo . 2 , 186 ; 1 , 114 ; RG.

iſt aber minderjährig ; das Urteil wird erſt mit Entſch . 2 , 198 ; 8 , 63 ; Rſpr. 5, 130 ; 8 , 4 ) .

dem Ablaufe des 25. Januar 1913 rechtskräftig. Die Berechnung der Strafzeit ſelbſt iſt ſehr

Die 3 Wochen Gefängnis endeten aber bereits am umſtritten .

22. Januar 1913 vorm. 8 Uhr. Beſteht Flucht: 1. Das bayer. Oberſte Landesgericht geht

verdacht, ſo iſt mit einem Haftbefehl abgeholfen , davon aus, daß die Strafvollſtreďungnur aufGrund

der fich an die Vollſtreďung der erſten Strafe eines rechtsträftigen Entſcheids ſtattfinden könne ,

anſchließt. Die Unterſuchungshaft wird nach § 482 daher der Beginn des Vollzugs der Geſamtſtrafe

StPO. angerechnet. Das Ergebnis entſpricht alſo auf einen anderen Zeitpunkt als den der Rechtskraft

der regelmäßigen Abwidelung.
des legten Urteils nicht verlegt werden dürfe.

Beträgt die Geſamtſtrafe weniger als der Zeit: Darnach iſt

raum vom Antritt der erſten Strafe bis zum Ein:

tritt der Rechtsfraſt des ſpäteren Urteils, ſo iſt der kraft des l'eßten Urteils ab feſtzuſeßen,
a ) die geſamte Strafzeit vom Eintritt der Rechts

Verurteilte freizulaſſen. Angenommen z. B. das
b) die bisher verbüßte Strafe nach Tagen und

Urteil vom 18. Januar 1913 ſpräche eine Ge
Tagesbruchteilen zu berechnen ,

ſamtſtrafe von 23 Tagen aus ; das Strafende

fiele dann auf den 24. Januar 1913. pormittags neten Strafende zurüđzurechnen, allenfalls nach
c) der nach b gewonnene Betrag vom berech:

8 Uhr, während das zweite Urteil erſt am
Umwandlung gemäß § 21 StGB.

25. Januar 1913 nachts 12 rechtskräftig wird.

Hier müßte A am 24. Januar 1913 vorm . 8 Uhr 2, 415 ; Bay BLS . 2, 186; 3 , 91 ; 4, 4 und
Daraus ergibt ſich das Strafende . (OLG. M.

freigelaſſen werden. Liegen die Vorausſeßungen die dort. Zit .; 7, 200; 9 , 267 , 273).

für die Verhaftung nicht vor , lo muß in Fällen

ſolcher Art die Entlaſſung mit Ende der erſten
2. Nach dem Reichsgerichte iſt die Strafe

Straſe erfolgen und der noch nicht verbüßte Teil
als einheitlich zu betrachten und ſoll deshalb auch

der Geſamtſtrafe nachträglich vollſtredt werden .
der Vollzug ſo in die Erſcheinung treten ; wie die

Das die Geſamtſtrafe ausſprechende Urteil wird
Einzelſtrafe in die Geſamtſtrafe, ſo geht der Vollzug

durch die inzwiſchen erfolgte Verbüßung der erſten
der Einzelſtrafe in die Vollſtredung der Geſamt:

ftrafe über.
Strafe nicht berührt , weil für die Anwendung des

8 79 StGB. der Tag der Verkündung des leßten
Hiernach wird der Beginn der Geſamtſtrafe

Urteils, nicht aber deffen Rechtstraft maßgibt aufden Strafantritt verlegt (1. Gerichtsſaal 65, 32 ;

(RGE. 32 , 8) .
BIFRA. 70 , 471 ; Bay3TR. 1906 , 80 ; 1905, 304).

Für den Strafort kommt es nicht darauf an ,
Die Berechnung des BayOblG. iſt umſtänd

zu welcher Strafe jemandverurteiltwird,ſondern licherund bringtunerfreuliche Ueberraſchungenmit

welche Strafe er noch zuerſtehen hat. A hat z. B. ſich, ſo daß der Praktiker fie nicht ungern ſcheiden

2 Monat Gefängnis erhalten,dieer ſeit 1. Ja: jähe. Sie iſt aber logiſch und imGefeße begründet

nuar 1913 vorm . 8 Uhr verbüßt. Mit Urteil (8 481 StPO.).

vom 20. Februar wird unter Einbeziehung dieſer
Auch bei der Strafzeitberechnung nach den

Strafe auf eine Geſamtgefängnisſtrafe von4Mo: Grundſägendes RG.8 ſind Schwierigkeiten nicht zu
naten erkannt, die an ſich in einer Strafanſtalt vermeiden ; ſo wenn der Ueberleitung des Straf:

zu vollziehen wäre
. Infolge Rechtmittelverzicht iſt pollzugs“ derUmſtand entgegenſteht, daß die Einzel

das Urteil ſogleich rechtskräftig. Nun iſt aber nur
ſtrafe verbüßt iſt, ehe das legte Urteil rechtskräftig

mehr ein Strafreſt zu vollſtreden , der weniger als
wird , oder wenn dies eine höhere Strafart ausſpricht.

3 Monate beträgt , daher in einem Gerichtsgefängnis VII. Unterſuchungshaft. Als Unter-:

zu verbüßen iſt (vgl.Art. 23 ff. AG . StPO .,I. a . ſuchungshaft ( = UH.) im weiteſten Sinn wird be:

die Bek. v . 28. Januar 1903 , JMBI. S. 42) . zeichnet die Freiheitsentziehung, die aus Anlaß

Die bis zur Rechtskraft des legten Urteils einer präſumptiv verübten ſtrafbaren Handlung

verbüßte Strafe iſt abzuziehen , allenfals nach Um- gegen den Urheber derſelben zum Zwede und während

wandlung (S 21 SIGB . ) , wenn das ſpätere Urteil der Unterſuchung von der dazu berufenen Behörde

eine höhere Strafart ausipricht. Dieſe Anordnung ins Wert gelegt iſt", gleichviel ob ein Haftbefehl

ſoll das Urteil bereits enthalten, ob im verfügenden vorliegt oder nicht (Oppenhoff Note 1 zu § 60

Teile oder in den Gründen , iſt gleichgültig ( beſtritten ) . StGB . , BayOblG. 2 , 193) .

Die Anordnung wird ſich indes nicht darauf er : Den Kern bildet die UH . nach SS 112-126

ſtreden , daß die bis dorthin verbüßte Strafe tat: StPO. Aber auch fie intereſſiert hier nur ſoweit,

ſächlich umgewandelt und abgerechnet wird , ſondern, als ſie mit Fragen der Strafvollſtredung zu:

daß z. B. ausgeſprochen wird , die bis zum Ein- jammenhängt.

11
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Für dieſe Haft iſt Vorausſeßung ein Haftbefehl; fichtlich eines Teils eine teilweiſe Aufhebung nicht

er wird auch bei Leberweiſung an die Landespolizei: nötig; ſiewird in der Praxis auch nicht geübt.6)
behörde nicht überflüſſig (DLG.M. 7 , 424 ; Bay SiR . Daß UH. und Strafhaft nicht nebeneinander

1907 S. 365). vollzogen werden können , ergibt ſich aus der Ver

Der Haftbefehl wird entweder in Abweſenheit ſchiedenheit beider. Die Abgrenzung beider gegen:

des Beſchuldigten erlaſſen und iſt dann zuzuſtellen einander richtet ſich nach der Willensäußerung der

(§ 35 Abſ. 2 StPO.) oder in ſeiner Anweſenheit beteiligten Behörden und den auf Grund dieſer

und iſt dann zu verkünden (§ 35 Abſ . 1 StPD. ) . getroffenen Anordnungen. Solange eine Willeng

Auf Bekanntgabe kann verzichtet werden , da die kundgebung der zuſtändigen Behörde nicht vorliegt ,

Gründe, welche für den Ausſchluß eines ſolchen bleibt der bisherige Zuſtand. Auf die Form der

Verzichts in anderen Fällen ſprechen – vgl. 3. B. Kundgabe kommt es nicht an (DLO. M. 7 , 426 ;

RG. Rſpr. 1 , 118 ; Entich. 31 , 398 –, hier nicht 3, 142 ; 2 , 403) .3

zutreffen . Ein Verzicht auf Verkündung iſt aller- Jedoch iſt eine zweifelhafte Erklärung zur Unter

dings nicht recht denkbar. brechung nicht zureichend; es genügt auch nicht die

Die Wirkſamkeit der Verhaftung hängt von bloße Erklärung, daß von einem gewiſſen Zeitpunkt

ordnungsmäßiger Bekanntmachung nicht ab (RG. an die ug. als Strafhaft zu gelten habe und

Rſpr. 8 , 424). umgekehrt (DLG. M. 1 , 135 ).

Die Vollſtreckung beſteht in einer Freiheits- Die Entſcheidung in Rſpr. 2 , 456 , der auch

entziehung beſonderer Art (8 116 StPO .). Der Löwe folgt , iſt nicht annehmbar. Nicht darauf

Beginn der UH . richtet ſich nach der behördlichen kommt es an , daß der Wille der zuſtändigen Be

Verfügung ( Invollzugſeßung) in Verbindung mit hörde auf Aufrechterhaltung des Zuſtandes bewieſen

der tatſächlichen Verwahrung als Unterſuchung8= werden müſſe. Vielmehr muß er angenommen
gefangener. Bei Ergreifung auf Grund eines bereits werden , ſolange ſich nicht das Gegenteil ergibt

erlaffenen Haftbefehls ( Stedbriefe) beginnt die UH. (DLG. M. 1 , 268 ; 2 , 392) . Die von Löwe an:
mit dieſem Zeitpunkt. geführten Entſcheidungen des DLG. M. 3, 142 ,

Vielfach beſteht die Uebung, andere Gerichte 579 ; 7 , 424 ſprechen nicht für die dort vertretene

um „ Vollſtredung“ eines Haftbefehls zu erſuchen . Anſchauung. Die Entſch . 3, 579 trifft überhaupt

Dies iſt nicht richtig. Die Vodſtreďung kann ohne nicht zu . Die beiden anderen nehmen aber zur

weiteres unmittelbar veranlaßt werden (S$ 36, 159, Grundlage, daß der Wille der zuſtändigen Behörde

187 StPO.) . Die Bekanntgabe aber iſt nicht auf Unterbrechung der bisherigen Haft gehe. Das:

Gegenſtand gerichtlicher Rechtshilfe (RG. 26 , 338). ſelbe gilt für die Abgrenzung mehrerer Haftbefehle

Grundfäßlich iſt nicht ausgeſchloſſen, daß meh: gegeneinander. Daraus ergibt ſich, daß dann,

rere Haftbefehle nebeneinander vollſtredt werden . wenn eine Strafe vollſtreckt werden ſoll, die laufende

Dies widerſpricht aber dem Sinne des Geſekes. UH. unterbrochen werden muß, außer es handelt

Findet eine Verwahrung bereits ſtatt, ſo iſt keine ſich um die in derſelben Sache verhängte Haft

Flucht oder Rolluſionsgefahr mehr gegeben . Prat: (BayO6LG. 7 , 352 ). Wird die Strafe ohne dieſe

tiſch führt dies auch zu Unzuträglichkeiten. An: Anordnung vollſtredt, ſo gilt dies trozdem als

genommen , es ſeien die in mehreren Strafverfahren Strafverbüßung (BayObLG. 5 , 248) ; im Zweifels

erlaſſenen Haftbefehle gleichzeitig vollſtreckt und der fall iſt die dem Ungeklagten günſtigſte Auslegung

Angeklagte in jedem dieſer Verfahren verurteilt zu wählen .

worden ; wie ſteht es nun mit der Reihenfolge des VIII. ZurAnwendung des § 60 SIGB.

Strafvollzugs ? Es liegt die Gefahr doppelter An: Der Begriff der UH. iſt im vorigen Abſchnitt be

rechnung der UH. nach $ 60 StGB. nahe . DieDie ſprochen worden ; darnach iſt anrechnungsfähig die

Praxis hat ſich daher meiſt für den Anſchluß: Freiheitsentziehung, welche gegen den Beſchuldigten

haftbefehl entſchieden . durch eine zur Strafverfolgung berufene Behörde

Bei Verbindung von Strafverfahren iſt wegen zweds Förderung der Unterſuchung verhängt wird

der einzelnen Handlungen nur ein (gemeinſamer) (OLG. M.10 , 153).

Haftbefehl zuläſſig. Er muß ſich aber nicht auf Sonach iſt nicht nur anrechnungsfähig die UH.

alle Handlungen erſtrecken ; ſo können bei einzelnen der 89 112-126, 128 StPO . , ſondern auch die der

die Vorausſegungen fehlen (vgl. § 113 SIPO. ) . $S 229, 235, 370 a . a.D. und die Zeit der Gefangen

Die gegenteilige Anſchauung würde z. B. im Falle haltung auf Grund vorläufiger Feſtnahme nach.

des § 126 StPO. zur unmittelbaren Geſekes: $ 127 a . a . O., ſowie die Zeit, während derer

umgehung führen ; man dürfte nur wegen der ein aus dem Arbeitshaus zur Aburteilung in ein

einzelnen Sandlungen geſonderte, im Anſchluß an: Gerichtsgefängnis Ueberſtellter in dieſem verwahrt

einander vollziehbare Haftbefehle erlaſſen. Anders, wird , oder die Zeit einer Verwahrung nach SS 135,

wenn erſt ſpäter die Anſchuldigung wegen einer 230 StPO.

weiteren Tat hinzutritt und die Verfahren ver: Nicht angerechnet fann werden (a . M. Dlshauſen )

bunden werden . Ümfaßt ein ſolcher gemeinſamer

Haftbefehl Straftaten verſchiedener Qualifikation, 6) Hinſichtlich der Aufhebung überhaupt vgl . SS 123,

ſo iſt bei Ablauf der Friſt des § 126 StPO. hin- 126, 130 StPO.

1

.

.
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die Zeit der Vorführung nach 88 133, 134 , 229 % , a ) Es liegt eine vorweggenommene Strafhaft vor.

235 , 370 , 427 SIPO. Hier liegt keine Freiheits- Es wird zunächſt berechnet , wieviel die anzurechnende

entziehung vor , die man bei weiteſter Ausdehnung UH . ausmacht und dies von der Strafe abgezogen ;

des Begriffes UH. als ſolche bezeichnen könnte. der Reſt iſt zu vollſtrecken . Bei Anrechnung der

Die Freiheitsbeſchränkung iſt auch nicht das Ziel vollen Haft wird als Strafbeginn der Anfang der

der Handlung, vielmehr eine Begleiterſcheinung. up. betrachtet (f . Bay3fR. 1907 S. 167).

Denndie Vorführung läßt ſich ohne die Beſchränkung b ) Die Strafzeit iſt von dem Eintritt der Rechts:

der Freiheit des Vorzuführenden nicht bewirken. kraft des Urteils zu berechnen und von dem hier :

Hier beſteht auch kein Anlaß zur Anrechnung, da nach ſich ergebenden Strafende die Dauer der an :

der Beſchuldigte ohne Zwangsmaßregeln dieſelbe zurechnenden UH. zurüđzurechnen (RG . 29 , 76 ;

Zeit hätte aufwenden müſſen.
DIG. M. 2, 415; 3 , 136 ; BIRA. 72, 377) .

Erfolgt eine Vorführung im Anſchluß an eine Die erſte Meinung bringt die einfachere Be:

vorläufige Feſtnahme oder während der Dauer rechnung, die legtere iſt überzeugender begründet.

einer Up. , ſo iſt die Zeit anzurechnen, da die Die Anrechnung geſchieht zum vollen Werte

Verwahrung noch fortdauert . Ebenſo dann , wenn ohne Umwandlung nach § 21 StGB. (BayD616 .

ſich an die Vorführung eine Verwahrung anſchließt 6 , 170).

und eine Abgrenzung nicht möglich iſt; 3. B.im Auch gibtes keine Ausſcheidung auf die Einzel

Falle des § 135 StPO . (vgl. hiezu das RG. vom ſtrafen einer Geſamtſtrafe (8 74 SIGB.). jft aber

14. Juli 1904 , die Entſchädigung für unſchuldig eine Strafe, auf welche nach dem Urteil UH. an

erlittene UH. betr., wo als UH. dieHaft der SS 112, zurechnen iſt, in einem ſpäteren Urteile aufgegangen,

114, 125, 128 , 129 , 131 , 229 , 235 , 370 STPD . das eine höhere Strafart ausſpricht, ſo muß

angeſehen wird , dagegen nicht die Vorführung , die Umwandlung der (durch die u . ganz oder

allerdings auch nicht die vorläufige Feſtnahme, teilweiſe verbüßten) Strafe und damit die nur ver

außer es ſchließt ſich die Verhaftung daran ). Anrech: hältnismäßige Anrechnung der UH . eintreten. Da

nungsfähig iſt ſelbſtverſtändlich nur die UH. dor bei wird die ug. nicht in der vollen Höhe berüd

der Urteilsverkündung (OLG . M. 2, 415) ſowie fichtigt, in der ſie auf die Einzelſtrafe anzurechnen

die Saft , welche der Verurteilte in dem Straf : wäre, ſondern nur nach dem Verhältniſſe der Einzel:

verfahren erlitt, das zur Verurteilung führte (DIG. ftrafe zur Geſamtſtrafe. Angenommen es iſt auf

M. 2, 111; 3 , 579 ; 10 , 236 ; RG. 31, 245). 2 Mt. Gefängnis erkannt . Ein ſpäteres Urteil

Dieſe Vorausſeßung iſt bei Verbindung von erkennt, unter Einſaß von 1 Mt. 10 Tg. Gefängnis

Strafverfahren auch dann gegeben , wenn die Ver- für die neue Tat, auf eine Geſamtgefängnisſtrafe
urteilung wegen einer anderen Handlung erfolgt, von 3 Monaten. Auf die neuerkannte Strafe

als der, wegen derer die Haft verhängt iſt, und ſoll die in dieſer Sache erlittene UH. (von 2 Mt. )

bezüglich dieſer das Verfahren eingeſtellt wird (RG. angerechnet werden. Selbſtverſtändlich ſind nicht

Entich. 30 , 182 ; Rſpr. 3 , 126 ; 4 , 850) . 2 Mt. für derbüßt zu erachten , auch nicht 1 Mt.

Unter allen Umſtänden muß aber ein gemein- 10 Tg. , ſondern nur der entſprechende Teil (RG.

ſchaftliches Verfahren vorliegen; dieſes wird nicht in Bay3fR. 1905 S. 513).

ſchon dadurch geſchaffen, daß nach 8 79 StGB. IX . Die Nach haft des § 482 SIPO.

eine früher erkannte Strafe zur Bildung der Ge- 8 482 StPO. beſtimmt, daß auf die zu vollſtreckende

jamtſtrafe verwendet wird. Eine im früheren Ur: Freiheitsſtrafe unverkürzt diejenige uş. anzurechnen

teile angeordnete Anrechnung iſt natürlich zu be- fei, welche der Angeklagte erlitten hat , ſeit er auf

achten (Bay3iR . 1905 S. 513 ; RG. 31 , 244 ). Einlegung des Rechtsmittels verzichtete oder das

Die Anrechnung iſt an ſich auch bei der Ver: eingelegte Rechtsmittel zurücknahm oder ſeitdem

urteilung wegen einer Straftat möglich. wegen die Rechtsmittelfriſt verſtrich, ohne daß er eine Er:

derer doppelte Haft vorliegt, d . h. in einem klärung abgab .

Falle, in dem die ÜH. gleichzeitig in zwei Unter- Der Begriff der uñ. iſt oben unter VII er:
ſuchungen verhängt iſt. Hier iſt bei dem ſpå : örtert . Deshalb iſt auch das dort Geſagte ent

teren Urteilsipruch zu beachten , ob und wieweit ſprechend anzuwenden . Hieher gehört auch der Fall ,

etwa ſchon im vorangehenden Erkenntniſſe von der daß ein aus dem Arbeitshaus zur Aburteilung in

Befugnis des 860 a . a . D. Gebrauch gemacht wurde ein Gefängnis überſtellter Angeklagter in dieſem ver:

(RGRſpr . 4 , 850) . wahrt wird ( BayObLG. 2 , 192 ; DLG. M. 3,442) .

Der Ausſpruch über Anwendung des 8 60 a . a . D. In $ 482 StPO. iſt nicht die Rechtskraft des Ur:

muß ſich im Urteile findent; eine nachträgliche Er: teils ins Auge gejaßt , ſo daß die Beſtimmung auch

gänzung iſt ausgeſchloſſen. Der rechtsträftige Aus Anwendung findet , wenn der Staatsanwalt ein erfolga

ſpruch iſt aber auch dann zu beachten, wenn er , loſes Rechtsmittel einlegte oder ein Rechtsmittel

von Schreibfehlern abgeſehen , unrichtig iſt. einlegte und dann zurüdnahm (BayOblG. 4 , 70) .

Durch die angerechnete UH.gilt der entſprechende
Der Saß gilt auch für die Berufungsinſtanz und

Strafteil als verbüßt . im Falle der Zurücverweiſung der Sache ans Erft

Ueber die Art der Anrechnung beſtehen zwei gericht.

Anſichten : Der Zweck der Vorſchrift ergibt , daß fie un:
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anwendbar wird , wenn der Angeklagte ſelbſt die Daß nach § 482 StPO. Anrechnung erfolgt und

Verzögerung der VollſtredbarkeitHerbeiführte, z. B. erfolgen muß. ſteht ſchon vor dem Eintritte der.

ſich zuerſt dem Urteile unterwarf , dann aber die Er: Rechtskraft feſt. Es läßt fich Tag für Tag und

klärung (erfolglos) widerrief und eine Entſcheidung Stunde für Stunde verfolgen, in welchem Verhältnis

des Obergerichts veranlaßte(BayObLG.4,370; 70 ). die erkannte Strafe zu der erlittenen Haft ſteht.

Eine Lüde des Geſeßes iſt es , daß die An: Und ſind ſich beide gleich gekommen, ſo iſt eben

wendung des § 482 a . a. D. verſagt, wenn vom die Strafe derbüßt.

Angeklagten ein erfolgreiches Rechtsmittel eingelegt Nun ſpielt alerdings die Frage herein, ob daß
wurde. Urteil nicht zuungunſten des Angeklagten abge

Im übrigen iſt das zu 8 60 StGB. ( Ziff. VIII) ändert werden wird. Allein dieſe Möglichkeit iſt

Geſagte entſprechend anzuwenden. Eine Anrechnung nicht zu beachten . Es liegt ein richterlicher Macht

findet daher z. B. dann nicht ſtatt, wenn ein Ur- ſpruch vor. Dieſer ſchafft zunächſt Recht und iſt

teil, das eine Geſamtſtrafe ausſpricht, auch nur teil: demgemäß zu achten (S 123 SIPO.) . Er gibt

weiſe angefochten wird (BayOblG. 3 , 51 ; 5 , 214) Maß für die Zuläſſigkeit einer weiteren Ver

oder die Uh. in einem anderen Strafverfahren der wahrung. Iſt die (zunächſt maßgebende) Strafe

büßt wurde (OLG . M. 2 , 111). Dagegen iſt die verbüßt, ſo beſteht kein Grund mehr zur Fortdauer

Anrechnung auch bei Doppelhaft möglich. Sie der Haft.) Wollte man der hier abgelehnten An

erfolgt ganz, nicht erſt nach Umwandlung (BayOblo. ſchauung folgen, ſo käme man dazu , den Landſtreicher,
6, 172). Auch in den Fällen des § 79 StGB. der 6 Tage zuerkannt erhielt und ſich dem Urteil

gilt das Geſagte . Die rechtliche Natur der Ver: ſofort unterwarf, lange über dieſe Zeit hinaus in

wahrung von dem Eintritte der Rechtskraft des Saft zu behalten, weil der Amtsanwalt die Strafe,
Urteils an bis zur Einlieferung am Strafort iſt nicht für genügend erachtete, ein Rechtsmittel ein

beſtritten (Bay3FR. 1906 S. 411). Um eine legte und wirklich auch erreichte, daß gegen den

Strafhaft handelt es ſich nicht (vgl. oben Ziff. III) ; Häftling ſtatt 6 Tage 14 TageHaft erkannt wurden ;

jedoch iſt die Verwahrung als Strafe anzurechnen. wenn nicht die Berufung erfolglos war , was auch

Von hervorragender Bedeutung iſt die Streit möglich wäre.

frage nicht.

Erwähnt ſei ſchließlich noch die in BIFRA. 64,

433 beſprochene Frage, ob nämlich dann, wenn

vom Staatsanwalt ein Rechtsmittel gegen ein Ur
Aus der Rechtſprechung.

teil eingelegt wurde, dem der Beſchuldigte ſich

untermarf, der Verurteilte weiter in Haft behalten
Reichsgericht.

werden darf, obwohl die nach § 482 StPO. an:

zurechnende Haft die erkannte Strafe erreicht hat . A. Zivilſachen.

Folgt man dem Sinne des Geſekes , wornach die I.

Verlängerung der UH. , die ohne Zutun des An Beſtehen des Bertragoverhältniſſe8 trok verweigerter

geklagten eintritt, ihm nicht zum Nachteil gereichen Bollziehung des Vertragsentwurfs.AusdenGründen:
ſolle ( 1. Materialien z. StPO . Bd.3 A6.1 S. 292 ), Die Reviſion macht geltend, es habe zwiſchen den Par

1o wird dieEuticheidungnicht ſchwer fallen.Der flere ting higheterhältnica bentanden, da der Kläger
teien überhaupt kein Vertragsverhältnis nur

ein tatſächliches ,
Praktiker wird ſich auch nie befinnen , in ſolchen die Unterzeichnung des ſchriftlichen Vertragsentwurfs

Fällen die Freilaſſung zu verfügen . Der in 123 verweigert habe, weil er die von dem Geſchäftsführer

StPO. fich ſpiegelnde Grundſaß findet aufdas ganze
der Beklagten als unerläßlich aufgeſtellte Bedingung

Strafvollzugsſyſtem Anwendung. Wie durch ein
des Verzichts auf Nebengeſchäfte nicht habe eingehen

wollen . Dieſer Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Das
Rechtsmittel die ſofortige Entlaſſung bei Freiſpre: 08G .ſtelt feſt, daß die Parteientrop der Unterſchrifts

chung nicht verzögert werden darf, ſo iſt auch im Falle verweigerung des Klägers den Inhalt des Vertrags
der Verurteilung die Verwahrung unhaltbar, ſo: entwurfs als maßgebend ihren Leiſtungen zugrunde

bald die anrechnungsfähige UH. die Strafdauer er:
gelegt haben, daß der Geſchäftsführer dem Kläger er

klärt hat, wenn er nicht unterſchriebe, bleibe ihmnichts

reicht. Ein Unterſchied in der Anrechnungsfähig: anderes übrig, als daß er ſich vorläufig an ſeinen

keit der UH. nach § 60 StGB. und § 482 StPO. Vertragsentwurf halte, und daß der Kläger im weſent

befteht überhaupt nicht. In beiden Fällen handelt lichen die ihm nachdem Entwurfe obliegende Tätig

es ſich um eine gleichgeartete Haft (9. oben). Zur
keit entfaltet hat. Wenn das DIG. auf Grund dieſer

Feſtſtellungen annimmt, daß trop der Berweigerung

Anrechnung geeignet iſt ſowohl die Haft bis zum des Abſchluſſes eines förmlichen ſchriftlichen Vertrags

Urteil (nach § 60) als von dem Augenblice, da ein vorläufiger Vertrag zwiſchen den Parteien unter

das Urteil für den Beſchuldigten unanfechtbar ge
den vom Geſchäftsführer geſtellten Bedingungen zu

worden iſt ( nach § 482) . Ob eine Anrechnung ſtandegekommen iſt , und daß alſo nicht etwa die ganze

erfolgt , beſtimmt ſich in erſterem Falle nach dem
auf richterliches Ermeſſen geſtüßten Urteilsſpruch . ) Die Wiederverhaftung iſt möglich , wenn das

in legterem nach einem beſtimmten Tun oder Laſſen
Urteil umgeſtoßen wird. Unzuläſſig iſt es aber, daß

das Berujungsgericht ohne weitere Grundlage die

des Verurteilten .
Wiederverĝaftung anordnet, als weil die Abänderung

Die Wirkung ſelbſt iſt in beiden Fällen gleich . I des Urteils in Ausſicht ſteht.
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3297 &

3301

Zeit von mehr als zwei Jahren hindurch nur ein tats Schadens, ſondern nur die zeitliche Begrenzung des

ſächliches Verhältnis beſtanden hat, ſo iſt dasnicht Schadenserſaßanſpruchs des Alägers bis zu dem Zeit

irrig . (Urt. d . III . ZS . d . 10. Februar 1914, III 458/13) . punft folge, wo die polizeiliche Unterſagung in Kraft

getreten ſein würde. Dieſer Angriff iſt unbegründet.

Die Polizeibehörde ging davon aus, daß der Alåger

II . einer Erlaubnis bedürfe, um in $. als Schauſpiel

unternehmer auftreten zu können . Sie hätte den Kläger

Berwandlung einer projefualen Sicherheit in eine am Weiterſpielen gehindert,wenn er nicht alsbald eine
þinterlegung nach § 372 BGB. Aus den Oründen :

Spielerlaubnis erwirkt hätte. Das war aber nicht ſo

Die Bodſtredungsgegenklage ( 767 ZPO .) iſt darauf ſchnell möglich, wie es zur ununterbrochenen Fortjeßung
gegründet, daß der Kläger von ſeiner Urteilschuld

der vom Kläger vertraglich zugeſagten Leiſtungen hätte

derentwegender Beklagte gepfändet hat, durch Hinter- geſchehen müſſen. Hierin findet das Dio. einen von

legung des Schuldbetrags gemäß § 378 BGB. befreit beiden Vertragsteilen zu vertretenden Umſtand , der

worden ſei . Daß die Einwendung der Hinterlegung die die Unmöglichkeit der dem Aläger obliegenden Beiſtung

Bollſtredungsgegenflage begründen kann, iſt nicht herbeiführte. Es wendet daher auf den Klageanſpruch

gweifelhaft. Borausſegung iſt, daß der Schuldner zur die Grundſäße der Schadensteilungan ($ 254 BOB.).

Hinterlegung nach § 372 BOB. befugt war, und daß er Das iſt nicht irrtümlich. In der Mechtſprechung des

mit ſchuldbefreiender Wirkung hinterlegt hat. Die erſte NG. iſt bereits angenommenworden, daß dieſe Grund

Borausſegung iſt gegeben . (Wird ausgeführt). Die fäße auch imFalle der teils von der einen teils von
þinterlegung erblidt der Kläger darin, daß er hin- der anderen Partei zu vertretenden Unmöglichteit der

ſichtlich der zur Abwendung der Zwangsvollſtredung der einen Partei obliegenden Leiſtung anzuwenden
geleiſteten Sicherheit nachträglich gegenüber der inter

ſind. Bei Beantwortung der Frage, weſſen Ver

legungsſtelle auf das Recht der Rüđnahme verzichtet ſchulden als das die Gefeßesanwendung beſtimmende

habe (S $ 378, 376 BOB.) . Demgegenüber hat das DLG. anzuſehen iſt, und ob ſich hiernach eine vollſtändige

ausgeführt, daß eine Hinterlegung zum Zwede einer
oder teilweiſe Anwendung der Vorſchriften des § 325

prozeſſualen Sicherheitsleiſtung durch nachträglichen
oder der des § 324 BOB. rechtfertigt, ſind die aus

Berzicht auf das Recht der Müdnahme nicht die Eigen- $ 254 ſich ergebenden allgemeinen Rechtsgrundſäße ent

ſchaft einer ħinterlegung i. S. der $ 8 372 ff. BOB. ſcheidend. (RG. 71, 191 f.). (Urt. des III. ZS. vom

annehmen könne. Ein Schuldner, der eine prozeſſuale 6. Februar 1914, III 291/13 ).

Sicherheit geleiſtet habe, müſſe vielmehr zunächſt von

neuem hinterlegen , ehe er die geleiſtete Sicherheit

zurüdfordern tönne. Durch Verweiſung des Gläubigers
IV.

auf die geleiſtete Sicherheit könne er ſich nicht befreien. Verſtößt gegen die guten Sitteu ,wer einem anderen

Dieſe Ausführungen geben zu Bedenken Anlaß. Sieht Mittel zumSpiel gewährt ? Die Schuld des Beklagten

man zunächſt davon ab , daß urſprünglich zur Leiſtung an den Kläger iſt dadurch entſtanden, daß lepterer dem

einer prozeſſualen Sicherheit hinterlegt wurde, ſo wurde Beklagten Spielmarten zu 5500 M ausgehändigt hat.

der Kläger durch den Verzicht auf Rücknahme des Das 16. nahm an , daß die Aushändigung der Marken

Hinterlegten in þöhe des hinterlegten Betrages von zu Zweden des Spiels und nicht zur Bezahlung von

ſeiner Verbindlichteit befreit, auch wenn der Verzicht Speiſen und Getränken in den Klubräumen erfolgt

der Sinterlegung nachgefolgt iſt. Daß die Sicherheit
ſei, es erachtete eine ſolche Handlung als gegen die guten

urſprünglich zur Abwendung derZwangsvollſtreďung Sitten verſtoßend und hat daher die Klage abgewieſen .

geleiſtet iſt, könnte nur dann die ſchuldbefreiende Wir- Dagegen führte das BG. aus, Darlehen zu Spiel

kung des Verzichts hindern, wenn die prozeſſuale Sicher zweđen ſeien im allgemeinen ſelbſt dann gültig, wenn
heitsleiſtung eine andere Forderung des Betlagten ſie von einem Spieler dem anderen gewährt würden,

ſicherte. Nun hat der Kläger die Sicherheit geleiſtet hier habe aber der Kläger weder als Mitſpieler noch
auf Grund eines nach § 769 ZPO. erlaſſenen amts- áls Banthalter Teil genommen, auch habe er nicht

gerichtlichen Beſchluſſes, der die Einſtellung der gegen die Spielleidenſchaft des Beflagten in einer gegen die
den Kläger vom Beklagten eingeleiteten Zwangsvoll guten Sitten verſtoßenden Weiſe ausgenußt, ſeine An

ſtreďung gegen eine Sicherheit angeordnet hatte. Die ſprüche ſeien daher klagbar . Das No. hob auf.

Sicherheit haftete alſo dem Beklagten für das Intereſſe, Aus den Gründen : Daß durch Spiel keine Ber

das er an einer ſofortigen Durchführung der eingeſtellten bindlichkeit begründet wird, iſt in 8 762 BOB. beſtimmt.

Zwangsvollſtreckung hatte . (Gaup - Stein Š 769 II, Auf Darlehen, die jemand zu Spielzweden gibt, iſt

$ 707 II, 1 ) . Der Beflagte erwarb zugunſten ſeiner die Vorſchrift nicht auszudehnen , ein ſolches Darlehen

möglichen Intereſſeforderung gemäß § 233 BGB. ein kann aber gegen die guten Sitten verſtoßen und; daher
geſetliches Pfandrecht an der Forderung auf Rüct: gemäß § 138 BOB . nichtig ſein . Ein anderes Rechts
erſtattung, die der Empfangsberechtigte gegen die ýinter geſchäft, durch das ſich der Spieler die nötigen Mittel

legungsſtelle hatte. Allein der Beklagte hat nicht bes zum Spiele verſchafft, iſt ebenſo wie ein Darlehen zu

haupten können, daß ihm durch die Einſtellung der behandeln, es fann daher auf ſich beruhen , ob in der

Zwangsvollſtreckung ein Schaden erwachſen ſei, deſſen Auslieferung der Spielmarfenohne unmittelbare Gegen
Erſaß er aus dem Pjandgegenſtand deden müſſe. War leiſtung ein Darlehen oder ein Kauf mit Stundung

aber keine ſolche Forderung gegeben , ſo ſtand auch der des Preiſes zu finden iſt. ImAnſchluſſe an die bisa
Umwandlung der urſprünglich prozeſſualen Sicherheit

herige Rechtſprechung (ROZ.67, 355) iſt anzunehmen ,

in eine Hinterlegung gemäß § 372 BOB. kein Hinder
daß ein an dem Spiele nicht Beteiligter ſich nicht ſchon

nis entgegen. (Urt. d. III . ZS . vom 30. Januar 1914, dadurch gegen die guten Sitten vergeht, daß er es

III 421/13) . einem anderen durch Gewährung von Vermögenswerten
3299 ermöglicht, an einer Spielbant weiter zu ſpielen , um

III .
einen Verluſt wett zu machen , beſondere Umſtände

können aber auch ein ſolches Geſchäft als unſittlich

Schadensteilung bei beiderſeits verſchuldeter Unmög: erſcheinen laſſen. Ob ſolche 11mſtände gegeben ſind,
lidhteit. A us den Gründen : Die Heviſion macht iſt nicht hinreichend geklärt, insbeſondere iſt es zweifels

geltend, daß ſelbſt wenn man mit dem OLG. annehme, haft, ob der Kläger überhaupt einem linbeteiligten

die Inmöglichkeit der Erfüllung des Vertrags ſei durch gleichgeſtellt werden darf. Unterſtellt man, daß er
den Mangel der polizeilichen Spielerlaubnis hervor: bei der Aushändigung der Spielmarken nicht für den

gerufen worden und dieſe Unmöglichkeit ſei von beiden Klub ſondern auf ſeine Rechnung gehandelt hat, ſo

Teilen zu vertreten, daraus doch nicht die Teilung des wird wieder ſeine Stellung als Haſſierer von Bedeutung,

-à
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es beſteht die Möglichkeit, daß er dem Beklagten die dienten an Stelle der für die Dauer des Umbaues der

Marken überließ, um dem Klub Vorteile zu ver- Straße weggenommenen Gaslaternen Petroleumlater

ſchaffen . Wie derSenat in einem Urteile vom31. Ja- nen, die in80 mEntfernung voneinander angebracht

nuar 1910, Rep. VI 131/08, ausgeſprochenhat, verſtößt waren und die Straße nur ungenügend beleuchteten ,

es gegen die guten Sitten, wenn ein Klub, der haupts deren verkehrsgefährlicher Zuſtand gerade eine Ver

ſächlich zu dem Zwede gegründet iſt, ſeinen Mitgliedern beſſerung der Beleuchtung anſtatt einer Verminderung

ein Glüdſpiel mit hohen Einſäßen zu ermöglichen, erfordert hätte. Dieſer Zuſtand hatte ſchon vor dem

dieſen Darlehen aus der Klublaſſe während des Spieles Unfal eine Reihe von Wochen gedauert und war in

gibt, um ihre Spielluſt anzuregen oder ſie zur Fort- den Tagesblättern wiederholt beſprochen worden ;

feßung des Spiels bei Verluſt in den Stand zu ſeken . das mußte den Vertretern der Stadtgemeinde bei

Gewährt nun an Stelle des Klubs deſſen Aaſſierer der- ordnungsmäßigen Verwaltungseinrichtungen zur Kennt

artige Darlehen , ſo wird die Sachlage der Regel nach nis gelangen. Es fann fraglich ſein, ob der Stadt

nicht anderszu beurteilen ſein . Daß der Kläger von bauinſpektor, der mit der Bauleitung und der Auf

dem Weiterſpielen des Bellagten für ſich einen unmittel- ſicht über die Straßenbauarbeiten betraut war, ein

baren Vermögensvorteil erwartete, iſt zur Anwendung verfaſſungsmäßiger Vertreter der Bellagten im all

des § 138 BOB . nicht unbedingt erforderlich . gemeinen nach § 36 BOB . oder ein beſonderer Ver

Anders wäre zu urteilen, wenn die Angabendes treter nach § 30 BOB. war. Das DIG. begründet

Klägers über den tatſächlichen Bergang richtig ſind. ſeine Annahme damit, daß er durch die Verwaltungs

Danach hätte der Beklagte den Alubdiener zu dem beſtimmungen der Stadt zu ſeiner Tätigkeit berufen

Kläger mit dem Erſuchen geſchidt, ihm für 3600 M und innerhalb eines Geſchäftstreifes zu felbſtändi

Spielmarten zu verabfolgen . Der Kläger habe die gem andeln befugt geweſen ſei ; es hat aber nicht

Marken dem Diener in der Annahme übergeben, Be- auf beſtimmte Šaßungen oder Verwaltungsbeſtims

klagter werde dieſem ſofort das Geld einhändigen, mungen verwieſen (vgl. HOE. 74, 21 und 250) . Es

was Bellagter aber nicht getan habe. Als Beklagter kommt hierauf jedoch nicht an. Wenn ein ordnungs

dann fernere Marken verlangt habe, habe Aläger das widriger und verkehrsgefährlicher Zuſtand einer öffent

abgelehnt, weil er grundſäßlich keine Marken auf lichenStraße längere Zeit hindurch beſtand und in den

Sredit abgebe, auch habe er die weiteren Marken erſt Tagesblättern des Ortes über ihn Beſchwerde geführt

gegeben , nachdem ihm Beklagter drei Anweiſungen auf | wurde, dann kann das Fortbeſtehen des Zuſtandes

die Bant für Handel und Induſtrie über zuſammen ſeine Erflärung nur in einer Verſäumung der Auf

1900 M eingehändigthabe, die Kläger für gut gehalten ſichtspflichten durch die Vertreter der beklagten Stadt

haben wil. Beklagter habe aber bei der genannten gemeinde finden , und dieſe Verſäumung begründet die

Bant fein Guthaben gehabt. Sollten dieſe Behaup- Baftung der lekteren für den durch den ordnungs

tungen zutreffen, fo hätte der Beklagte ohne Zweifel widrigen Zuſtand hervorgerufenen Unfall nach SS 823,

die legten 1900 M durch argliſtige Täuſchung erlangt, 31 , 89, 276 BOB., ohne daß es noch der Feſtſtellung

möglicherweiſe aber auch die 3600 M , insbeſondere der Einzelperſon des ſchuldhaft handelnden Bertreters

dann, wenn in der Entſendung des Dieners die Vors bedarf, weil eben nach der Sachlage das Verſchulden

ſpiegelung zu finden wäre, Bellagter werde dem Diener irgendeines Vertreters vorliegenmuß. (Urt. d . VÍ. ZS.

ſofort Geld gegen die Marken geben . Alsdann hätte vom 19. Januar 1914, VI 523/13 ) .

Aläger gegen den Beklagten einen Anſpruch aus un

erlaubter Bandlung, $ 826 BGB., der nicht dadurch

beeinflußt wird, daß Bellagter das ſo Erlangte zu VI.

Spielzweden verwenden wollte und dem Kläger dieſer

Umſtand befannt war. (Urt. d . VI. ZS. vom 11. Des Wann geht auf den Bauherrn das Eigentum an

jember 1913, VI 441/13 ) . Bauteilen über, die der Hauhandwerter in einen Neu:

3289 bau liefert ? Aus den Gründen : Der Rechtsbegriff

der Uebergabe i . S. des § 929 BOB. iſt nicht verfannt,
V.

und ob die Klägerin und G.einig waren, daß das

faftung der Gemeinde für Bertehráficherheit bei Eigentum an den gelieferten Türen und Fenſtern auf

Straßenarbeiten. Aus den Gründen : Die Ge- ihn übergehe, iſt reine Catfrage. Bergeblich berufi

meinden fönnen, wenn ſie auf den Verkehrsſtraßen ſich die Reviſion auf das Urteil des 7. ZS . vom 6. April

ihres Ortsbezirks Straßenarbeiten vornehmen laſſen, 1911 , VJI 513/1910. Auch dieſes Urteil fußt nur auf

die den Verkehr hindern oder gefährden, die Sorge den tatſächlichen Feſtſtellungen des Untergerichte, die

für die Verkehrsſicherheit nicht auf die Unternehmer mit denen im gegenwärtigen Fall zwar Aehnlichkeit

abwälzen, denen ſie die Ausführung übertragen haben ; haben, ſich aber nicht deđen. Der 7. ZS . ſpricht feines

auch wenn die Unternehmer die Sicherheitsvorlehrungen wegs aus, daß, falls nichts Gegenteiliges bedungen

vertragsmäßig übernommen haben, bleibt den Ge- ſei , das Eigentum an den von dem Unternehmer zu

meinden die Verpflichtung, ſich ſelbſt darum zu kümmern, einem Neubau gelieferten Türen und Fenſtern erſt

ob die Unternehmer genügende Einrichtungen treffen ; dann auf den Bauherrn übergehe, wenn ſie eingehängt

die Regelung des Verfehrs auf den öffentlichen Straßen und vodſtändig eingepaßt ſeien , ſondern nur: daß

und die Anordnung der für die Sicherheit des Ver- darin, daß die Türen auf das Baugrundſtück geſchafft

tehrs erforderlichen Maßregeln iſt eigenſte Pflicht der wurden, noch keine Beſikübertragung auf den Bau

Gemeinden, deren ſie ſich nicht entſchlagen können. herrn und in der Aufforderung des Tiſchlers an den

Wenn demnach die Beflagte ſelbſt tüchtige und zu- Bauherrn zur Reſtzahlung nach Lage des Falls nicht

verläſſige Unternehmer für die Vornahme der Straßen: notwendig eine Einigung über den Eigentumsübergang

arbeiten ausgewählt hat, denen ſie im allgemeinen der Lüren gefunden werden mußte . Der 7. ZS . ſteht

zutrauen durfte, daß fie die Verpflichtung gewiſſenhaft alſo ebenfads auf dem hier vertretenen Standpunkt,

erfüllen würden, für die Verkehrsſicherung, insbeſondere daß die Frage weſentlich tatſächlicher Natur ſei, in

für die Beleuchtung zu ſorgen, mußte ſie doch durch welchem Zeitpunkt das Eigentum an Bauteilen, die

ihre eigenen Organe einezweđmäßige Aufſicht üben . Das der Bauhandwerker in einen Neubau liefere, auf den

iſt nicht ausreichend geſchehen. Wie das OLG . feſtſtellt, Bauherrn übergehe, und ihre Beantwortung von dem

waren der weſtliche wie der öſtliche Bürgerſteig der Straße ausdrücklich erklärten oder aus ſchlüſſigen ñandlungen

aufgeriſſen , auch der weſtliche Teil des Straßendammes ermittelten Vertragswillen der Parteien abhänge. Es

noch unfertig und unbegehbar. Auf dem weſtlichen iſt auch nicht etwa behauptet worden, daß in den be

Bürgerſteige lagerten, zumal an der Unfallſtelle, Pflaſter- teiligten Geſchäftskreiſen oder in B. eine beſtimmte

ſtoffe, die den Verkehr hinderten. Zur Beleuchtung Uebung in dieſer Hinſicht herrſche, die zur Auslegung

n .

3294

n.



150 Zeitſchrift für Rechtspftege in Bayern . 1914. Nr. 7.

.

-n.

3290

,

3291 n.

oder Ergänzung des Parteiwillens herangezogen werden gerichtliche Urteil die Klage rechtskräftig abgewieſen ;

tönnte. er iſt damit endgültig zur Sache aus dem Hechtsſtreit

zu Unrecht rügt die Reviſion Verleßung der SS 631, ausgeſchieden .Nur dieKoſtenentſcheidungiſt vorbehalten
641, 644 BOB., weil das Eigentum an dem Wert vor worden. Dieſes Landgerichtliche Verfahren unterliegt

ſeiner Abnahmeauf den Beſteller nicht übergehen könne, allerdings begründeten Bedenken . Mit der Abweiſung

hier aber die Abnahme durch O. nicht feſtgeſtellt ſei. der Klage gegen N. war nämlich der Rechtsſtreit

Der dingliche Eigentumsübergang der von dem Unter, zwiſchendem Mläger und ihm vöülig ſpruchreif und

nehmer hergeſtellten Sache fällt mit der Abnahme des nach § 91 ZPD. wäre in einerder Saglage angepaßten

Werts nicht zuſammen. Wenn auch nach Umſtänden Faſſung auszuſprechen geweſen , daß der Klåger als

die Abnahme ein Anzeichen für den Eigentumsübers die gegen N. völlig unterliegende Partei die durch

gang, der leßtere ein Anzeichen für die Abnahme ſein den Rechtsſtreit wider ihn verurſachten Stoften zu tragen

tann , ſo iſt anderſeits möglich, daß das Wert abge- habe. Anſtatt alſo bloß in der Sache die Klage gegen

nommen wird, bevor das Eigentum übergeht, das N. durch Deilurteil abzuweiſen, hätte das lo ., wie

Eigentum vor der Abnahme auf den Beſteller über- 8 300 Abſ. 1 , 2 3BD. Dorfchreibt, als Endentſcheidung

gehen kann. Grundſäßlich haben daher Abnahme und ein zugleich auch den ſpruchreifen Koſtenpuntt mits

Eigentumsübergang nichts miteinander zu tun , und erledigendes Endurteil erlaſſen ſollen. Jedoch kann

das Bo., das nur unterſuchte, ob das Eigentum übers dieſer Verſtoß gegen § 300 ZPO., der übrigens auch

gegangen ſei , brauchte fich nicht mit der Erörterung durch den Beſchluß des DLG . rechtskräftig beſtätigt

zu befaſſen ,ob 6. die Türenund Fenſter auch abge- worden iſt, in der Meviſionsinſtanz nicht behoben

nommen habe. (Urt. d . VI . ZS . vom 19. Januar 1914, werden. Daher muß hier davon ausgegangen werden,

VI 570/1913) . daß R. am Verfahren über die Koſten i . Jnſtanz noch

beteiligt iſt. Die Entſcheidung hängt ſomit von der

Frageab, ob N. bei dieſer Sachlage auch noch im Be
VII.

rufungsverfahren zwiſchen dem Kläger und W. Partei

Bormertung für einen Anſpruch auf Gypothet:
iſt und daher als Entlaſtungszeuge ſeines Streit

beſtellung aus einem Vertrage zugunſteu Dritter. Aus
genoſſen W. nicht zu vernehmen war. Dieſe Frage

den Gründen : Eine Vereinbarung zwiſchen dem
muß bejaht werden. Geht man davon aus, daß die

Bürgen und dem Hauptſchuldner, durch die ſich dieſer
Parteieigenſchaft prozeßrechtlich grundſäßlich erſt im

jenem zur Beſtellung einer Hypothet zugunſten des
Zeitpunit endigt, in dem der Rechtsſtreit ganz rechts

Gläubigers verpflichtet, kann nach den Vorſchriften
kräftig entſchieden iſt, ſo kann ein Streitgenoſſe als

über die Verträge zugunſten Dritter (S $ 328 ff.) nicht
Partei nicht ausſcheiden , ſolange auch nur ein Teil

nur für den Bürgen , ſondern auch für den Gläubiger
des Rechtsſtreits noch rechtshängig iſt. Dies gilt auch

einen Anſpruch auf Beſtellung der Hypothef zugunſten
hier, wo der Rechtsſtreit gegen Å. noch zum Koſten

des Gläubigers erzeugen, wenn der Bürge nicht als
puntt in 1. Inſtanz unentſchieden und rechtshängig iſt.

Vertreter des Gläubigers ſondern im eigenen Namen
(Urt. 8. VI. ZS . vom 27. Nov. 1913, VI 410/1913 ).

gehandelt hat. Dieſer Anſpruch des Gläubigers tann

auch gemäß SS 883 ff. durch eine Bormerkung geſichert

werden, da er auf Einräumung eines Rechts an einem
IX.

Grundſtüđe gerichtet iſt . Denn der § 883 ſeßt nur

einen Anſpruch auf eine der angeführten dinglichen
Ob die Unordnung einer Pflegſchaft ſadlich begrün:

Rechtsänderungen voraus und überläßt den ſonſtigen,
det war, hat der Prozeßrichter nicht zu prüfen. Ä us

in erſter Reihe den ſchuldrechtlichen Beſtimmungen
den Gründen : Der die Pflegſchaft als Vormunds

die Entſcheidung der Frage, wann ein Anſpruch ge
ſchaftsrichter behandelnde Beklagte hat dem Pfleger

geben iſt. § 873 Abſ. 2 , der nur den dinglichen Ver
eine Bergütung von 5000 M für die Pflegſchaftsführung

trag, die fog . Einigung , regelt, iſt nicht anwendbar
aus dem vom Pfleger ſelbſt für die Pflegſchaft erſt er

auf einen ſchuldrechtlichen Bertrag, durch den die Ver
worbenen Vermögen bewilligt. Der Pfleger hatte dieſe

pflichtung zu einer dinglichen Rechtsänderung begründet Summe daraufhin aus dem Vermögen entnommen .

wird. (NO3. 48, 133 ; 50, 77 ; Gruchot 46 S. 901).
(Die Vorausſeßung für die durch ein Teſtament vers

(Urt. d . III. ZS. vom 23. Januar 1914, III 465/1913).
anlaßte Pflegichaft war, wie ſich ergab, ſchon bei Eins

leitung der Pflegichaft weggefallen geweſen ). Darauf

hob der Beklagte die Pflegſchaft auf. Die abgewieſene

VIII. Klage fordert von Vormundſchaftsrichterund Pfleger

als Geſamtſchuldnern die 5000 M. Die Heviſion tann

Bernehmung von Streitgenoſſen als Zeugen. Aus keinen Erfolg haben . Ob die Pflegſchaft von Anfang

den Gründen : Nur der fann Zeuge ſein , der im an ſachlich begründet oder ungerechtfertigt war, iſt von

Rechtsſtreite nicht ſelbſt Partei iſt, wer alſo weder für einer vormundſchaftlichen Inſtanz nicht entſchieden.

ſich noch als geſeßlicher Vertreter für einen anderen Der Beklagte hat nur die Vormundſchaft aufgehoben.

ein Recht verfolgen und dazu Parteihandlungen vor- Der BroseBrichter aber hat über die Geſetzmäßigfeit

nehmen kann . Wo Streitgenoſſen die Partei bilden, einer Vormundſchafts- oder Pflegſchaftseinleitung über

iſt aber jeder Streitgenoſie nicht nur der Gegenpartei , haupt nicht zu entſcheiden . Dazu ſind allein die vor:

ſondern auch den Mitgenoſſen gegenüber Partei. Des- mundſchaftlichen Znſtanzen zuſtändig . (ZW. 1891, 434;

halb kann ein Streitgenoſſe auch dann nicht als Zeuge 1903 Beil. 64 Nr. 147 ; NOZ. 33, 414 ; 34, 416) . Maß

vernommen werden , wenn die beweisdürftige Tatſache gebend iſt allein der rechtliche Beſtand der Pflegſchaft.

bloß das Recht des anderen Streitgenoſſen angeht (vgl . Dieſer berechtigte und verpflichtete den Bellagten , dem

ROZ. 29, 370) . Infolgedeſſen fann ein Streitgenoſſe, Pileger eine angemeſſene Vergütung zu bewidigen. Die

gegen den durch zwiſchenurteil der 1. Jnſtanz nach Klägerin bemängelt die Höhe der Vergütung . Darüber

$ 304 SPO. der Klagegrund rechtskräftig für gerecht- zu befinden, ſteht jedoch allein den Vormundſchafts

fertigt erflärt worden iſt, ſelbſt dann nicht als Zeuge i behörden , nicht dem Prozeßrichter zu. Eine Beſchwerde

in der Berufungsinſtanz vernommen werden , wenn er gegen die Höhe hat die Klägerin bei den vormundſchaft

an dem gegen ſeinen Mitgenoſſen weiterbetriebenen lichen Jnſtanzen bisher nicht erhoben . Eine ſolche Bes

Berfahren über den Grund des Anſpruchs ſelber nicht ſchwerde ſteht ihr immer noch offen , es iſt ohne Belang,

mehr beteiligt iſt. Denn er hat noch am Verfahren daß die Pflegſchaft inzwiſchen auſgehoben worden iſt.

über den Betrag teilzunehmen, iſt alſo noch Partei (Urt. des III. ZS . vom 3. Februar 1914, III 202/13 ).

geblieben. Hier liegt der Fall allerdings umgekehrt .

Denn gegen den Streitgenoſſen N. iſt durch das land- 1
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X. Nummern der „ F. V.“, die im Wege des Poſtzeitungs

Strafaudrohung zur Erzwingung poſitiven Duns.
vertriebs zu verſchiden waren, durchſchnittlich nur 50

Aus den Gründen : Das Dlc. hat der Beklagten
bis 70 Stüd täglich , wurden nach dem Druck von der

bei Meidung einer Geldſtrafe bis zu 100 M für jeden
Erpedition der „ S. D.“ unmittelbar an das Poſtamt

Tag geboten, eine beſtimmte Maſchine nicht durch eine
Nr. 1 in St. abgeliefert, bei dem durch die Geſellſchaft

„F. V.“ die dieſe Zeitung als „ in St. erſcheinend “ an
Firma P. verwenden zu laſſen. Das ausgeſprochene

Berbot gilt nach Alagantrag und Urteil einer ver
gemeldet worden war.Auch das nach § 55der württemb.

meintlichen Unterlaſſung nach § 241 Sa 2 BGB. In
Boſto. vom 21. Mai 1900 erforderliche Pflichteremplar"

Wahrheit handelt es fich jedoch um teine Unterlaſſung
tam dieſem Poſtamt unmittelbar von der Erpedition

ſondern um eine Leiſtung i. S. des § 241 Sa 1 BGB.
der „S. T.“ zu , deren Vorſtand der Angeklagte Sch.

Denn die Berurteilung iſt angeſtrebt und auch erfolgt,
Dieſer beſorgte auch als Bevollmächtigter der

weildie Betlagte ihrerVertragspflicht zuwidergehandelt
F. B.“ die Abrechnung mit der Poſt. Ein weiterer

und dadurch die Entſtehung eines vertragswidrigen Zu
Teil der in St. gedrudten Nummer der „F. V. “ wurde

ſtandes (nämlich das Arbeiten der Maſchine bei P.)
von der Expedition der „ S. T.“ für zwei Städte

fchuldhaft ermöglicht hat. Durch die Strafandrohung
und nebſt ihrer Umgebung durch expreſſen Boten

ſoll die Beklagte gezwungen werden, die Weiterbenußung
unmittelbar verſandt. Auch hier handelt es ſich um

der Maſchine bei B. zu verhindern. Das iſt der Sinn
eine unweſentliche Zahl von Blättern. Der größte Teil

der Strafdrohung. Es wird der Bellagten alſo ein
der Leſer der „ F.V.“ aber befand ſichin G. und neun

Lun, eine Einwirkung auf die Firma p ., angefonnen .
zehn dieſer Stadt benachbarten Ortſchaften , die alle

Auf einen ſolchen Fal findet § 890 SPD. feine An
innerhalb des zweinteiligen Umtreiſes von G. liegen .

wendung. Er gilt nur, wennder Schuldner einer Ver
Die für ſie beſtimmten Zeitungsnummern nahm $

pflichtung zuwiderhandelt, eine Handlung zu unters
täglich nach Beendigung ſeiner ſchriftleitenden Tätigkeit

laſſen oder die Vornahme einer Handlung zu dulden.
inSt. in Bunde und Patete verſchnürt von dort als

Soll nicht eine Unterlaſſung oder Duldung erzwungen,
Handgepäd auf der Eiſenbahn mit nach G. , wo ſie 2.

ſondern der Schuldner zum Tun angehalten werden,
zur Weiterbeförderung an die Bezieher entgegennahm .

jo kommen die SS 887, 888 BPO. in Betracht. Dieſe
1. Das is. nahm an , daß die Verſchidung und

beiden Vorſchriften erklären jedoch das Projeßgericht
Beförderung der „ F. V.“ von St. nach 6. durch $ .

1. Inſtanz für zuſtändig , wenn ein Urteil vorliegt,
der Vorſchriftder 88 1und 2 PoſtG.nicht entſprochen habe,

weil St. und nicht der Urſprungsort der Zeitung ge
wodurch dem Schuldner die Verpflichtung zur Vor

weſen ſei und $ . nicht als erpreſſer Bote gelten könne,
nahme einer Þandlungauferlegt iſt, und wenn es ſich

um die Vollſtreďung dieſes Urteils handelt. In dem
und verurteilte die Ängeflagten 2., Sch. und $ . aus

Urteil ſelbſt fann die Strafe nicht angedroht werden
8 27 Nr. 1 Poſt. Dies begegnet nach jeder Richtung

(RGZ. 34, 173, JW. 1909, 24, 23) . Hieraus folgt die
rechtlichen Bedenken. Nichtzu beanſtanden iſt die An

Abweiſung des Anſpruchs auf die Strafandrohung.
nahme des Gerichts, daß B. kein expreſſer Bote i . S.

(Urt . D. III. ZS. vom 10. Februar 1914, III 462/13 ).
des 8 2 PoſtG. und damit kein zugelaſſener Beförderer

poſtzwangspflichtiger Gegenſtände geweſen ſei, weiler

die Blätter nur gelegentlich ſeiner Mütreiſe von St.

in anderer als in einer ausſchließlichen Botentätigkeit

mitgenommen habe, und weil er neben den Nummern

der „ F.V. “ auch ſolche der „ S. T.“ bei ſich führte.
B. Strafſacen.

Vondieſem der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs

I.
gerichts entſprechenden Standpunkt abzugehen , beſteht

fein Anlaß. Wenn aber

Poſtzwang (88 1 , 2 und 27Nr. 1 PoſtG .). 1. Zum 2. das 16. meint, $ . habe ſich dieſer ſeiner Bes

Begriff erpreſſer Bote“. 2. Die Beförderung poſtzwange: förderungstätigkeit gegen Bezahlung " durch ſeine„

pflichtiger Gegenſtände, die ein bezahlter Angeſtellter für Dienſtherrin , die Geſellſchaft F. B. unterzogen , ſo

jeinen Geſchäftsherru bewirkt, iſt nicht notwendig eine fehlt hiefür die erforderliche tatſächliche Grundlage.

Beförderung gegen Bezahlung“ i. S. deo 8 1 Poſto . $ . bezog für ſeine ſchriftleitende Tätigkeit einen be

3. Welder Ort gilt alsUrſprungdort einer Zeitung ? ſtimmten Gehalt, der nicht erhöht wurde, als $ . be

Rögliditeit eines doppelten Urſprungsorted ; tann der gann, die Nummern der F. V.“ von St. nach 6. als

Berleger beſtimmen, welcher Ort als Urſprungeort gelten Žandgepäť mit fich zu führen . Erſichtlich hat er auch
foll ? 4. Liegt eine Berlegung des Poſtzwango darin, weitere Anſprüche an die Geſellſchaft nicht gemacht.

daß einem Boten, der gegen Bezahlung poſtzwangos Daraus iſt aber noch nicht zu folgern, daß er für ſeine

pflichtige Gegenſtände befördert, ſolche unentgeltlich auch geſamte Tätigkeit für die „F. V.“, wozu auch die Bes

noch von einem anderen Abſender mitgegeben werden ? förderung der Zeitung von St.nach 8. gehört habe,

Aus den Gründen : Die politiſche, wöchentlich bezahlt worden ſei. Freilich liegt bei einem Ange

ſechsmal erſcheinende Zeitung „ F. V. “, die von der in ſtellten, der für den Dienſtherrn neben anderen Dienſt

G. anſäſſigen 6. m . b. 6. „ Vereinsdruđerei für G. und leiſtungen poſtzwangspflichtige Gegenſtände befördert,

Umgebung“ herausgegeben wird , wurde in St. drud eine Bezahlung derBeförderung auch dann vor, wenn

fertig gemacht in der Druderei der „ S. T. “ , G. m. b. B., ſein lohn oder Gehalt ſich zugleich auf die anderen

von der die politiſche, gleichfalls ſechsmal wöchentlich Dienſte bezieht, die er ſeinem Auftraggeber zu leiſten

erſcheinende Zeitung , S. q .“ verlegt wird. Die Schrifts hat, und der auf die befördernde Tätigkeit entfallende

leitung der „F. B.“ lag in den Händen des Anges Anteil am lohne fich jahlenmäßig nicht nachweiſen

klagten 8., der damals ſeinen Wohnſiß in G. hatte läßt. Vorauszuſeßen iſt hierbei aber ſtets, daß der

und die Redaktionsgeſchäfte teils vorbereitend dort, Angeſtellte durch ſeinen Dienſtvertrag, ſei es von vorn

teils endgültig vor dem Druc in St. in den Geſchäfts- herein oder infolge ſpäteren Uebereinkommens vers

räumen der Geſellſchaft „S. T.“ beſorgte . Der Uns pflichtet iſt, ſich der Beförderung poſtzwangspflichtiger

geklagte 2. war bei der Geſellſchaft „ F. V. “ mit der Gegenſtände zu unterziehen . Verſteht er ſich hierzu

Buchführung und Erpedition betraut, hatte ſeinen Wohn- freiwillig in einer den Dienſtvertrag nicht berührenden

fit gleichfalls in G. und wurde in der maßgebenden Weiſe, ſo daß er das Recht hat, jederzeit zu wider

Zeit ſogar in den einzelnen Zeitungsnummern als rufen und dieſe Tätigkeit wieder einzuſtellen , ſo kann

„Verleger“ bezeichnet. Zwiſchen den beiden Geſell- von einer entgeltlichen Leiſtung nicht die Rede ſein .

ſchaften F. V.“ und „ S. T. “ war vereinbart, daß Das 16. mußte daher umſomehr auf die Frage ein

leßtere Geſellſchaft gegen Vergütung den Drud der gehen , ob $. zur Beförderung der Nummern der „ F.

F. B.“ und ihre Expedition zu beſorgen hatte. Die B.“ von St. nach G. durch Bertrag fich verpflichten

»
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wollte und verpflichtet war, als dieſe Tätigkeit auch als Verſchider ſtrafrechtlich haftbar gemacht. Auch

nicht die entfernteſte Beziehung zu ſeiner Tätigkeit als hier aber macht ich ein Mechtsirrtum geltend. Das

Schriftleiter der Zeitung atte, und teine Hechtsver- Gericht ſagt, es ſei bedeutungslos, daß $ . von der

mutung dafür beſteht, daß jede Tätigkeit eines Anges Geſellſchaft.S . T. für die Mitnahme ihrer Zeitungs

ſtellten im Intereſſedes Dienſtherrn eine nach Vertrag nummern teine beſondere Vergütung erhalten habe,

zu fordernde und bezahlte iſt. weil ein expreſſer Bote von anderen poſtzwangspflichtige

3. Allein abgeſehen hiervon iſt rechtlich unhaltbar Sendungen auch nicht unentgeltlich mitnehmen dürfe.

auch der Ausgangspunkt des Urteils, daß St. aus- Dieſer Sap iſt für die hier zu entſcheidende Frage ohne

ſchließlich der Urſprungsort der V. B. " geweſen ſei. Belang. Er iſt überhaupt nur ſoweit als richtig an

Wäre, wenigſtens was die von 8. aus Št. nach G. zuerkennen , als ein bezahlter Bote, der auch poſt

verbrachten Zeitungsblätter anlangt, St. nur Druđort, zwangspflichtige Gegenſtände anderer aus Gefälligkeit

G. aber Urſprungsort i . S. des erſten Abſ. des § 1 mitbefördert, die Eigenſchaft eines erpreſſen Boten

Poſto ., dann läge inſoweit eine verbotene Verſchidung nach § 2 Poſto . verliert, da er zwei Abſendern dient.

und Beförderung poſtzwangspflichtiger Gegenſtände Dadurch werden die Berſchidung und die Beförderung

nicht vor . Wie der erk. Senat in ſeinem Urteil vom der poſtzwangspflichtigen Gegenſtände zu unerlaubten

19. April 1894 (RO. 25, 279) ausgeſprochen hat, find und nach g 27 Nr. 1 Boſto . ſtrafbaren Handlungen ,

die gedructen Bogen ſtrafrechtlich und vom Standpunkt aber doch nur, ſoweit fie gegen Bezahlung " erfolgen .

des Poſtgeſeßes aus noch nicht den Beſtimmungen über Unentgeltliches Befördern oder Verſdicen verſchloſſener

die Beförderung von Zeitungen unterworfen, bevor Briefe und politiſcher Zeitungen verſtößt nicht gegen

fie der Verleger zur Verbreitung entläßt. Legteres den Poſtzwang. Hat alſo von zwei Abſendern poſt

trifft aber für die von 5. nach G. verbrachten Zeitungs- zwangspflichtiger Gegenſtände nurder eine Abſender

nummern unbedingt zu. Bis dahin waren ſie aus den Boten bezahlt, dieſer aber die Sachen des anderen

dem Dunkel der Herſtellungsſtätte Nedaktion, Abſenders unentgeltlich mitgenommen, ſo iſt der zweite

Druderei und Erpedition noch keineswegs in die Abſender und der Bote hinſichtlich dieſer Gegenſtände

Welt zu den Leſern herausgetreten. 8. nahm die Blätter aus 8 27 Nr. 1 Poſto. nicht ſtrafrechtlich verantwortlich,

in G. als Vertreter des Verlags entgegen und ſeine da inſoweit fein Verſchiđen und kein Befördern gegen

Aufgabe war es nun, fie den Beziehern zugänglich zu Bezahlung“ vorliegt. Die Tatſache, daß der erſte Ab

machen. Solange ſie in ſeiner Hand waren, befanden ſender den Boten bezahlt, ändert hieran nichts. Die

ſie ſich noch in einer der Herſtellungsſtätten und es Bezahlung ſowie das Verſchiden und Befördern müſſen

beſtand die Möglichkeit, die hier allerdings nie zur in einem unmittelbaren Zuſammenhang ſtehen. $ .

Wirflichteit wurde, die Herausgabe der Zeitung wenige hat für die Mitnahme der Nummern der , S . T. “ nach

ſtens in dem hier in Rede ſtehenden Umfange noch zu 6. von der Geſellſchaft „S. £ .“ feine Bezahlung er

unterbinden, die Blätter gar nicht oder in verändertem halten ; weder er noch ſeine Mitangeklagten 2. und

Zuſtande in die Beſerfreiſe hinausgelangen zu laſſen . Sch. haben ſich inſoweit gegen § 27 Nr. 1 Poſto . ver

Der Siß des Verlags und der Mittelpunkt ſeines Ge- fehlt, gleichgültig, welche ſtrafrechtliche Folgen etwa

ſchäftsfreiſes war 6. Und alle die Nummern der „F. aus der Beförderung der Nummern der „ F. B." von

V." , die von St. als dem Drudort und in gewiſſem St. nach o ., die wenigſtens nach der Annahme des

Sinne dem Redaktionsorte nach G. in den Gewahrſam LG. gegen Bezahlung erfolgt iſt, für ſie erwachſen

des Verlags gelangt ſind, waren noch innerhalb der konnten . Daß übrigens auch dieſe Beförderung zu :

Verfügungsgewalt des Verlags ; ſolange die weitere läſſig war, iſt bereits dargetan. (Urt. des I. ZS. vom

Beförderungstätigkeit durch L. nicht begonnen hatte, 15. Dezember 1913, 1D 776/13). E.

waren ſie noch nicht indie Deffentlichkeit der Geſchäfts

welt getreten und für den Beſerkreis erſchienen“ . St.
II.

mag neben G. auch ein Urſprungsort der Zeitung ge
weſen ſein und zwar für die Nummern, die im Auf- 3u8 200 686 .: Die Rebifion tann nicht auf

trag und nach dem Willen des Verlags von dort un- die Mitteilung von Geldworenen über den Vergang
mittelbar den Beziehern im Wege des Zeitungspoſt- bei der Beratung und Abſtimmung geftübt werden .

betriebs oder auf andere Weiſe zugeführt wurden. Das Aus den Gründen : Nachdem bereits der Spruch

LG. hat jedoch überſehen, daß eine Zeitung mehrere der Geſóworenen nach § 308 SIPO. fundgegeben und

Urſprungsorte nach § 1 Abſ. 1 Poſto . haben tann, nach dem Schlußworte zur Straffrage das Urteil vom
wie es der ert. Senat in ſeiner ſchon erwähnten Entſch . Gerichte beraten worden war, beantragte der Berteis

vom 19. April 1894 dar elegt hat . Auch dem vom diger nach § 309 STPD. zu verfahren, da ihm mitges

LG. aufgeſtellten Saß, daß der Wille des Verlegers teilt worden ſei , daß die Geſchworenen während ihrer

beſtimmend ſei, ob und wo die Zeitung erſcheinen ſolle, Beratung das Strafgeſebuch verlangt hätten , ihnen

fann in dieſer Allgemeinheit und in dem ihm beige- darauf bedeutet worden ſei, daß fie rich hierwegen in
legten Sinn nicht beigetreten werden . Freilich hängen das Sigungszimmer zurückzubegeben und entſprechenden

die Umſtände,unter denen die Zeitung hergeſtellt werden Antrag an den Vorſißenden zu ſtellen hätten, und

und an die leſer gelangen ſoll, von ſeinem Willen daraufhin mit verneinendem Ergebniſſe von den Ge

ausſchließlich ab . Über nur dieſe Umſtände ſind für ſchworenen darüber abgeſtimmt worden ſei, ob das

die vom Richter zu treffende rechtliche Schlußfolgerung geſchehen ſolle. Während das Gericht über dieſen An
maßgebend, welcher Ort als Urſprungsort zu gelten trag des Verteidigers beriet, wendete ſich der Obmann

hat, nicht auch der etwa vorhandene , dieſe Umſtände der Geſchworenen an den Staatsanwalt mit der Bitte,

mißachtende Wille des Verlegers, daß ein anderer als zu vermitteln , daß er das Wort erhalte, um bezüglich

der aus den Begleitumſtänden ſich ergebende Ort als der Abſtimmung über das Verlangen nach einem Straf

Urſprungsort ſeiner Zeitung gelten ſolle. Hierin geſeßbuch Aufklärung zu geben . Nach Wiedereintritt
würde ſich nur ein nicht zu beachtender Rechtsirrtum des Gerichts trug der Staatsanwalt dieſem die Bitte

verbergen . des Obmanns vor und der Verteidiger beantragte, ihr

4. V. hat nun allerdings neben den Nummern der zu entſprechen. Nach weiterer Beratung verkündete

„ F. V.“ auch ſolche der „ S. T. für deren Bezieher das Gericht Beſchluß dahin : „ Der Antrag des Vers

in 0. und Umgebung von St. nach G. als Hundgepäck teidigers wird zurücgewieſen, da teiner der Fälle des

auf der Eiſenbahn mitgeführt. Auch dieſe Beförderung 8 309 StPO . vorliegt.“ Die Reviſion bezeichnet nun

wird von dem 16. als ein Eingriff in die Rechte der den 8 306 StPO. als verleßt, weil mehrere Geſchworene

Poſtverwaltung angeſehen, und ſie hat H. als Be- bei ihrer Beratung erklärt hätten , einer nochmaligen

förderer, 1. und Sch ., die vom 1. Januar 1911 ab die Rechtsbelehrung zu bedürfen , und hierüber abgeſtimmt

Mitnahme der Blätter der S. T.“ veranlaßt haben, worden ſet , während nach § 306 StPO. eine weitere
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Belehrung ſchon dann zu beantragen geweſen wäre, trage von 2 % des Veräußerungspreiſes (Abſ. 2 des

wenn auch nur einer der Geſchworenen eine ſolche für § 29 ); der Erwerber iſt aber ſelbſtverſtändlich dem

erforderlich gehalten habe. Ferner wird als verlegt Beräußerer gegenüber erſazberechtigt. Gegenſtand der

bezeichnet der § 243 Ábſ. 2 StPD ., weil der Antrag Zuwachsſteuer iſt der bei demlebergange des Eigen

des Verteidigers, den Obmann zu hören, nicht be- tums feſtzuſtellende Wertzuwachs, der ohne Zutun des

ichieden worden ſei. Dieſe Angriffe der Reviſion Eigentümers entſtanden iſt ($ 1 ) . Schuldner iſt der

können keinen Erfolg haben. Gemäß § 200 OVG. ſind Veräußerer. Verpflichtet ſich der Erwerber, dem Ver

die Geſchworenen verpflichtet, über den Bergang bei äußerer den Steuerbetrag ganz oder teilweiſe zu er

der Beratung und Abſtimmung Stillſchweigen zu bes ſeßen oder für ihn zu zahlen, ſo iſt dies eine weitere

obachten . Wenn der Berteidiger fich gleichwohl hierüber Gegenleiſtung für die Ueberlaſſung des Grundſtücks.

von einem Geſchworenen eine Mitteilung machen ließ, Der Erwerber übernimmt eine dem Veräußerer ob:

ſo war das geſegwidrig und es iſt jede Nachprüfung liegende Leiſtungund um den Wert dieſer Leiſtung

ausgeſchloſſen, ob die Mitteilung richtig iſt, da der erhöht ſich das Maß ſeiner Aufwendungen auf den

$ 200 . es unmöglich macht, die maßgebenden Erwerb des Grundſtücs. Unrichtig iſt die Annahme

Perſonen darüber zu vernehmen . Aus dieſem Grunde der Beſchwerdeführerin, die Verpflichtung zur Zahlung

tonnte auch der Obmann der Geſchworenen mit ſeiner der Zuwachsſteuer entſtehe erſt durch und infolge des

beabſichtigten Erklärung nicht gehört werden . Sie Veräußerungsvertrags und dieUebernahme einer ſolchen

ſollte ſich nicht etwa aufden Inhalt des kundgegebenen Verpflichtung, insbeſondere einem Dritten, hier dem

Spruches beziehen , ſondern ausſchließlich auf den Her- Staate, gegenüber fönne nicht Teil der Kaufpreisvers

gang bei der Beratung und Abſtimmung und hierüber einbarung ſein. Die Berpflichtung zur Zahlung der

durfte der Obmann nach $ 200 006. feinen Aufſchluß Zuwachsſteuer entſteht nicht durch und infolge des Ber:

geben. Danach iſt aber auch der Antrag des Vertei- äußerungsvertrags, die Zuwachsſteuer wird nur bei

digers, den Dómann zu hören, geefwidrig geweſen dem Eigentumswechſel für den ſeit dem leßten Eigen

und durch die Nichtberüdſichtigung dieſes Antrages tumsübergang ohne Zutun des Eigentümers ents

das Gefeß nicht verleft; feinesfalls konnte von einer ſtandenen Wertzuwachs fällig. Zahlen muß fie der

Berleßung des § 243 Abſ. 2 StPO. die Rede ſein, da Beräußerer. Der Erwerber hat nicht dem Fiskus gegen

der Antrag kein Beweisantrag i . S. dieſer Geſeßes: über, ſondern dem Veräußerer gegenüber die Ver

ſtelle war. Mittelbar iſt übrigens dieſer Antrag mit pflichtung zur teilweiſen Zahlung der Steuer übers

dem Beſchluß aufZurüdweiſung des Antrags auf An- nommen . Unzutreffend iſt auch die Behauptung , der

wendung des § 309 StPO. abgelehnt, wenn das auch von dem Erwerber zu leiſtende Betrag tomme nicht

nicht wörtlich zum Ausdrud fam . (Urt. des I. Sts . in das Vermögen des Verkäufers, ſondern in das Ver

vom 4. Dezember 1913, 1 D 760/13) .
E. mögen des Staates. Denn durch die Leiſtung des

3274 Erwerbers an den Staat wird das Vermögen des

Veräußerers um den von dem Erwerber gezahlten

Betrag der Steuer vermehrt.

Wenn der Käufer dem Verkäufer gegenüber eine

dieſem obliegende Berpflichtung zur Zahlung eines

Oberſtes bandesgericht. Unterhändlerlohns oder einer Vertragsſtrafe über

nimmt, ſo ſind dieſe Leiſtungen bei der Bewertung dem

A. Zivilſachen. Kaufpreis ebenſo zuzurechnen (vgl. JW. 1892 S. 344 88),

wie die von dem Erwerber übernommene Zuwachs
I.

| ſteuer. Die Annahme, folche Leiſtungen könnten keinen
Hebernimmt bei einem Raufvertrage der Käufer die Kaufpreisbeſtandteil bilden, kann auch nicht daraus

Zuwachaftener ganz oder zum Teile, ſo erhöht fich der gefolgert werden, daß der Staufpreis nicht ermäßigt

Šaufpreis, aus dem Gebühren und Zuwachsſteuer zu wird, wenn umgekehrt der Verkäufer dem Käufer ob

entrichten ſind, um die übernommene Zuwachsſteuer liegende Leiſtungen übernimmt. Denn in dieſen Fällen

(Zuw Sto . SS 1 , 24, 29 ; BGB. § 449 ; GebG. Art. 186 bildet eben, wenn nichts anderes vereinbart iſt, der

Abſ. 2 ). Laut notariellerUrkunde verkaufte die Aktien- vereinbarte Kaufpreis die Gegenleiſtung für die Lei

geſellſchaft J. M. einen Bauplatz an B. um 22 070 M. ſtungen des Verkäufers. Verfehlt iſt deshalb auch der

Die Koſten ſowie die Gebühren und Steuern einſchließ- Hinweis darauf, daß, wenn der Verkäufer die Ver

lich der Reichswertzuwachsſteuer übernahmen die Ver- pflichtungen übernimmt, die nach § 449 BGB. an ſich

tragsteile je zu " /2. Der Notar ſeßte die Gebühren denKäufer treffen – nämlich die Koſten der Auflaſſung,

aus 22 070 M an . Nach der Vermeſſung wurde eine derEintragungund der Beurkundung - dieſe Leiſtungen

Erhöhung des Kaufpreiſes um 225.60 M vereinbart. nicht eine Ermäßigung des Kaufpreiſes feien . Dazu

Auch aus dieſem Betrage wurden die Gebühren be- kommt, daß die im 8 449 BGB. erwähnten Koſten und

rechnet. Die Regierungsfinanzłammer ordnete die Nach- die Zuwachsſteuer verſchieden ſind. Erſtere entſtehen

holung von 38,40 M Gebühren an (20.90 M nach durch die Veräußerung, an ihnen ſind der Käufer und

Úrt. 146 Gebo ., 10.40 M örtliche Beſißveränderungs- der Verkäufer gleichmäßig beteiligt; übernimmt der

abgabe und 7.10 M Reichsſtempelabgabe), weil der von Verkäufer einen Teil derKoſten des Verkaufs, ſo handelt

dem Käufer übernommene Betrag der Zuwachsſteuer er auch in ſeinem eigenen Intereſſe. Die Zuwachs

als eine weitere Leiſtung für die Ueberlaſſung des ſteuer ſoll aber gerade den bisherigen Eigentümer, den

Grundſtüds dem Kaufpreis zuzurechnen ſei. Die Bes Veräußerer, mit Rüdſicht auf den unverdienten Wert

ſchwerde wurde vom 16. zurückgewieſen. Auch die zuwachs treffen . Der Erwerber wird durch dieſen

weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg . Wertzuwachs nicht berührt ; die Uebernahme der Zu

Gründe : Das LG. hat zutreffend angenommen : wachsſteuer durch ihn kann daher nur als eine Gegen

Darin , daß der Käufer die Zuwachsſteuer oder einen leiſtung für das Grundſtück aufgefaßt werden . Wenn

Teil dem Verkäufer gegenüber übernimmt, liege eine die Zahlung der Zuwachsſteuer von dem Erwerber

Gegenleiſtung, die der Käufer an den Verkäufer zu übernommen wird , iſt nach § 24 Zuw Sto . ein nach

bewirken hat; dieſe Leiſtung bilde alſo einen Teil des den ſonſtigen Vorſchriften des Geſekes berechneter

Kaufpreiſes und damit der Gegenſtandsſumme i . S. des Steuerbetrag dem Veräußerungspreiſe hinzuzuzählen

Art. 145 Gebo . Nach § 29 Zuw Sto , hat die Zuwachs- und hiernach die Steuer feſtzuſeßen . Der Geſebgeber

ſteuer zu entrichten , wem das Eigentum vor dem die iſt alſo auch hier von der Erwägung ausgegangen ,

Steuerpflicht begründenden Vorgange zuſtand. Nur das die Uebernahme der Zuwachsſteuer durch den Er

wenn die Steuer von dem Verăußerer nicht beigetrieben werber den Veräußerungspreis erhöht und daß die

werden kann, haftet der Erwerber für ſie bis zum Be- übernommene Zuwachsſteuer und der angegebene Ver
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äußerungspreis den Wert des Grundſtüds darſtellen. B. Strafſachen.

Dieſe Erwägungen treffen aber auch für die Bewertung
I.

nach Art. 146 Gebo . zu . Es handelt fich ſomit hier

nicht um eine Verbindlichkeit, welche nur Bedingung Borausſegungen fürdie Rechtågültigteit einer nach

(Nebenbeſtimmung) des Bauptvertrags iſt (Art. 186 dem Art. 67 Åbſ. 2 PStGB. angeordnetenMaßregel. Ein

Åbf. 2 GebG .), ſondern um eine den Kaufpreis erhöhende Bezirksamt erließ folgende Berfügung: Die durch

weitere Leiſtung. (Beſchl. des II. ZS. vom 29. Des die landwirtſchaftliche Berſuchsſtationvorgenommene
zember 1913, Reg. V 45/1913) . W. Unterſuchung der Brunnen folgender Perſonen hat ers

3302 geben, daß ſämtliche Waſſer Beimengungen zeigen, die

nur von Berunreinigungen durch menſchliche oder
II .

tieriſche Ausſcheidungen herrühren können und daher

Gaftet der Bater eines minderjährigen vermögens- geſundheitsſchädlich find. Es wird deshalb im Eins

loſen Kindes für die Gebühren und Auslagen in einem vernehmen mit dem Bezirksarzte gemäß Art. 67 Abſ. 2

Nechtsſtreite des Kindes ? (BOB. 8 1654, GAG. 8 92) . PStob. jede weitere Benüßung des Waſſers dieſer

Aus den Gründen : Ueber die Auslegung des Brunnen als Trinkwaſſer und als Gebrauchswaſſer im

8 1654 BGB. herrſcht Streit. Noch indemBeſchluſſe Haushalt und im Gewerbebetriebe verboten .“ Das

des DLG . Hamburg v . 11. Juni 1912 (Seuffd. Bd. 68 wurde den Brunnenbeſigern mit dem Bemerken ers

Nr. 17, DLORſpr. Wo. 25 S. 287) wird die Auffaſſung öffnet, daß fie im Falle einer Uebertretung StrafansBd

bekämpft, nach dem § 1654 habe der Bater die Koſten zeige und Unbrauchbarmachung der Brunnen zu ge

eines für das Kind geführten Rechtsſtreits nur zu wärtigen haben. Die Angellagten benüßten trosdem

tragen , wenn er Vermögen des Kindes in Händen hat. das Waſſer nach wie vor. Die Angeklagten wurden

Der Streit iſt nicht neu . Schon unter der Herrſchaft von dem BG. freigeſprochen , weil der Vorſchrift des

des Preußen, wurde der Saß aufgeſtellt, der Vater Art. 67 Abſ. 2 PSOB. zuwider in dem Verbote die

habe die Koſten eines für das Kind geführten Rechts- Krankheiten nicht benannt ſind. Die Reviſion des

ſtreits aus eigenen Mitteln zu tragen, ſoweit das von Staatsanwalts wurde verworfen.

ihm vertretene Kind Vermögen nicht beſißt (vgl. Dern- Aus den Gründen : Art. 67 Abſ. 2 RStGB.

burgs Behrbuch des PreußBrR . IL § 55 9. 21 ) . ſpricht allgemein von Sicherheitsmaßregeln und nicht

Sydow (DOerz. 1860 S. 107) ſprach dagegen die An- bloß von ſolchen, die durch Polizeivorſchriften im engeren

ficht aus, daß der Vater zwar als Nießbraucher des Sinne – Art. 1 Abſ. 1 PStGB. angeordnet werden .

unfreien Vermögens die Koſten eines Rechtsſtreits über Es fallen alſo darunter auch polizeiliche Anordnungen ,

die Subſtanz des Bermögens aus dieſem vorſchießen Gebote oder Berbote an einzelne Perſonen oder in

müſſe, daß er im übrigen aber nicht perſönlich haftbar beſtimmten Fällen (Art. 1 Abſ. 3 PSOB.) . Auch für

werde, ſofern er für das Kind prozeſſiert. Dernburg ſolche Anordnungen gilt § 21 Abſ. 2 VO. v . 4. Januar

a. a . D. billigt die leßtere Meinung hauptſächlich des- 1872. Die Verfügung des BezA.iſt nicht eine diſtritts

halb, weil eine der Vorſchrift des LR. Teil II Tit. I polizeiliche Vorſdrift i . S. des Art . 1 úbj. 1 BŠIOB.,

§ 187 (Verpflichtung des Mannes in Anſehung der ſondern ein Verbot an einzelne Perſonen in einem

die Frau treffenden Prozeßkoſten ) entſprechende Be- beſtimmten Falle, für das teine beſondere Art der Bes

ſtimmung für die Kinder nicht getroffen ſei . kanntmachungvorgeſchrieben iſt (OblGSt. 7 S. 326 ).

Auch in dem § 1654 BGB. , der in Saß 2 die Nach Art. 15 PStov. iſt zu prüfen, ob ſich die An

Haftung des Vaters nach den für den Güterſtand der ordnung innerhalb des Rahmens des Art. 67 Abſ. 2

Verwaltung und Nußnießung geltenden Vorſchriften PStGB. bewegt. Daß die Anordnung des Bezu.

der $$ 1384—1386, 1388 beſtimmt, iſt gerade der dazu beſtimmt war, der drohenden Gefahr des Eins

$ 1387 nicht erwähnt, der die unbedingte Verpflichtung tritts oder der Verbreitung einer anſtedenden oder

des Mannes zur Tragung der Koſten eines Rechts- epidemiſch auftretenden Krankheit zu begegnen , kann

ſtreits der Frau aufſtedt. Dies rechtfertigt den Schluß, aus ihrem Jnhalte nicht entnommen werden. Denn

daß der Geſellgeber keine von dem Vorhandenſein eines die Anordnung hebt nur hervor, daß das Waſſer ges

der Nußnießung des Vaters unterliegenden Vermögens ſundheitsſchädlich ſei. Dieſer Umſtand allein würde

unabhängige Berpflichtung zu begründen gedachte. aber das Verbot nicht rechtfertigen . Selbſt wenn es

Aber auch in dem ſonſtigen Inhalte des § 1654 tritt eine ausgemachte Sache wäre, daß Waſſer, dasſo ver:

der Wille des Geſepgebers erfennbar zutage. Weil unreinigt iſt, wie das in den Brunnen der Angeklagten,

dem Vater fraft der elterlichen Gewalt die Nußnießung eine anſteckende Arantheit erzeugen kann, und daß die

an dem Vermögen des Kindes zuſteht, hat er auch die Kenntnis dieſer Tatſache allgemein verbreitet iſt, ſo

Laſten zu tragen (Saß 1 ). Dazu gehören die Koſten zwänge das nicht zu der Annahme, daß die Borſchrift

eines Rechtsſtreits für das Kind, ſofern ſie nicht dem nur zu dem in Ort. 67 Abſ. 2 PSGB. bezeichneten

freien Vermögen zur Laſt fallen (Saß 3 ). Jmmer iſt Zweď erlaſſen ſein kann . Es wird eben im Hinblic

is alſo die Nußnießung, die wie von Vorteilen , ſo auf den tiefen Eingriff in die Verhältniſſe der Be

auch von Nachteilen für den Vater begleitet iſt. Den troffenen davon ausgegangen werden müſſen, daß auch

Vater trifft die Verpflichtung zur Tragung von Pro- die Erheblichkeit der Gefahr für die Erlaſſung eines

zeßkoſten für das Kind nicht, wenn es an einem ſeiner ſolchen Verbots maßgebend iſt. Das StM. des Znnern

Nugnießung unterworfenen Vermögen fehlt. So hat und das StM. f. va . haben im Einverſtändniſſe mit

auch das Reichsgericht in dem Beſchluſſe vom 22. Ja- den übrigen Staatsminiſterien am 9. Mai 1911 Vor:

nuar 1912 entſchieden , wobei es den aus der Ents ſchriften zur Befämpfung weiterer als der im NO. v.

ſtehungsgeſchichte für eine andere Auslegung des 30. Juni 1900 über die Bekämpfung gemeingefährlicher

$ 1654 entnommenen Schlußfolgerungen angeſichts des Krankheiten bezeichneten gemeingefährlichen Aranf:

klaren Wortlauts jede Bedeutung verſagt (ROSt. 45, heiten erlaſſen und zwar das StM . des Jnnern auf

407 ; BayZFR . 1912 S. 194 ). Der Anſicht des Reichs- Grund des Art. 67 Abſ. 2 PSGB. und des § 21 Abſ. 2

gerichts und ihrer Begründung hat ſich auch das OLG . der VO . vom 4. Januar 1872. In den SS 8-23 ſind

München in dem Beſchluſſe vom 12. Dezember 1912 die Schußmaßregeln aufgeführt, die zur Verhütung der

1912 ( SeuffA. Bd. 68 Nr. 101) angeſchloſſen und Weiterverbreitung gemeingefährlicher Krankheiten ges

ſeine frühere gegenteilige Meinung auſgegeben . Auf troſſen werden können . Nach § 7 Abſ. 2 fönnen im

den gleichen Standpunkt hat ſich das Stammergericht einzelnen Falle von den Diſtriktspolizeibehörden nach

in ſeinem Gutachten vom 20. Juni 1913 geſtellt ( vgl. Antrag des Bezirfsarztes auf Grund des Art. 67

PreußJMBI. S. 451 ff.). ( Beſchl. des II . ZS . vom Abſ. 2 PStGB. weitergehende Maßregeln erlaſſen

9. Februar 1914, Meg . I , 88/1912 ). W. werden . Nach Abſ. 4 haben jedoch der Bezirksarzt bei

3277 ſeinen vorläufigen Anordnungen und bei ſeinen An
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trägen, die Diſtriktspolizeibehörden bei ihren Anord- 1903 heißt es weiter : „ Sollten Gendarmen aus bes

nungen ſich auf unbedingt notwendige Maßregeln zu fonderen Gründen genötigt ſein , einen Schnellzug zu

beſöränken, um eine Weiterverbreitung der Krankheit benüßen, der nur 1. und II . Wagenklaſſe führt und

zu verhindern ; unter keinen Umſtänden darf durch Än- demnach die Kilometergebühr zur Deckung der Fahrts

wendung zu weit gehender Maßregeln unnötig in die ausgabe nicht hinreichen, ſo ſtünde tein Hindernis im

perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe einge- Wege, daß das Gendarmerie- Storps-Kommando in

griffen werden. Es wird daher erwartet werden Polohen Fällen behufs Erwirtung einer höheren Ver

dürfen, daß der Amtsarzt zur Begründung ſeines An- gütung an das SIM . des Innern berichtet.“

trags mindeſtens die Tatſachen ausreichend und zweifels- Die in der Entſchl. vom 11. Nov. 1903 vertretene

frei feſtſtellt, mit denen er nach dem Geſeke gerecht- Auffaſſung ſteht im Einklange mit dem Wortlaut und

fertigt werden fann, und daß andererſeits die Diſtritts- Zwede der bezeichneten Entſchl.vom 10. Juni 1897 und

polizeibehörde nicht unterlaſſen wird, den Grund und der Bet. vom 21. Juli 1899; ſie wird getragen durch

den Zwed ihrer Ánordnungen den hievon Betroffenen die auch für die Gendarmen noch geltende Vorſchrift

ſo vollſtändig und beſtimmt bekannt zu machen , daß des § 16 BO. vom 11. Februar 1875, die Aufrechnung

fein Zweifel hierüber möglich iſt. Wird trofdem derTagegelderund Reiſekoſten bei auswärtigen Dienſt

weder in dem Antrage des Arztes noch in der An- geſchäften der Beamten und Bedienſteten des Zivil

ordnung der Behörde erwähnt, daß die Anordnung ſtaatsdienſtes betreffend (OVBI. S. 105 ), wornach alle

gerade zum Schuße gegen den Eintritt einer ans auswärtigen Dienſtgeſchäfte raſch und mit möglichſter

ſtedenden Krankheit uſw. für geboten erachtet wird, Zeitabkürzung durchzuführen, unnötige Hin- und Hers

ſo muß das Bedenken entſtehen ,ob die Behörde nicht reiſen ſtrengſtens zu vermeiden und ſoweit möglich

in irriger Auslegung des Art. 67 Abſ. 2 PŠEOB. ihre jederzeit mehrere auswärtige Geſchäfte bei einer Reiſe

Befugnis über die geſeblichen Grenzen ausgedehnthat. zu verbinden ſind “. Darnach haben die Gendarmen

Es muß daher mindeſtens gefordert werden, daß in die aus Anlaß zeugſchaftlicher Bernehmungen auszu

der Anordnung ihr Zweď ſo beſtimmt gekennzeichnet führenden auswärtigen Dienſtgeſchäfte unter Benüßung

iſt, daß jeder Zweifel darüber ausgeſchloſſen iſt, ob von Eil- oder Schnellzügen vorzunehmen, falls dadurch

die Anordnung innerhalb der geſeklichen zuläſſigen die Reiſen in kürzerer Zeitzurücgelegt werden können

Grenzen erlaſſen iſt. Das wird am ſicherſten durch als durch Benüßung von Perſonenzügen . Sollte aus

Angabe der Krankheit ſelbſt erreicht werden. Doch einem beſonderen Anlaß (insbeſondere dann, wenn

wird hierin nicht die einzige Möglichkeit zu finden ſein , die Benüßung eines Eil- oder Schnellzugs notwendig

vielmehr werden die Umſtände entſcheiden . ( Urt. v . iſt, in den Zügen aber Wägen III. Al. nicht mitgeführt

30. Dez. 1913, Rev.-Reg. Nr. 657/13). Ed. werden) ein Eil- oder Schnellzug I. oder II. II. be

nüßt werden müſſen , ſo haben die Gendarmen An

II.
ſpruch darauf, daß ihnen die durch die Kilometergebühr

nicht gedeďte Mehrausgabe zur Zahlung aus der

Reiſetoften der Gendarmen bei Wahrnehmung eines Staatstaſie angewieſen werde. Da H.unter teilweiſer

gerichtlichen Lermius. Der Gendarm B. in W. reiſte Benüßung des Eilzugs die Hin- und Rücreiſe an einem

zur Wahrnehmung des auf 11. Juli 1913 vormittags Tage hätte ausführen können und hiedurch die Marſch

10 "/2 Uhr in Augsburg anberaumten Termins ſchon koſtenentſchädigung von 9 M 20 Pf bei weitem nicht

am 10. Juli dorthin und traf am 11. Juli wieder in verbrauchtwurde, iſt die Entſcheidung der Straftammer

W. ein ; er verlangte als Zeuge neben der Reiſekoſten- | zutreffend . (Beſchl. vom 22. Nov. 1913, Beſchw .- Neg.

entſchädigung zu 9 M 20 Pf für zweitägigen Aufwand Nr. 373/1913). Ed.

4 M und für Uebernachten 2 M. Die Straftammer
bewilligte an Heiſekoſten 9 M 20 Pf und 2 M für ein

tägigen Aufwand, da er unter teilweiſer Benüßung

des Eilzugs für die þinreiſe die Reiſe an einem Tage

hätte machen können . $. legte Beſchwerde ein, weil
Oberlandesgericht München.

er als Gendarm einen Eil- oder Schnellzug zur Wahr

nehmung eines gerichtlichen Termins nicht benüßen Wirtung der Mechtstraft. Der Gemüſehändler Ⓡ.

dürfe. Die Beſchwerde wurde verworfen . war bei St. in Miete. Da er den Mietzins nicht

Aus den Gründen : Nach der Entſchl. des zahlte, behielt St. bei ſeinem Auszug einen zweis

StM. des Jnnern vom 10. Juni 1897 und nach der räderigen Handtarren zurüd. $ . verlangte im Alag .

Bel. der StM . der Juſtiz und der Finanzen vom wege von St. die Herausgabe, weil der Sarren für

21. Juli 1899 (JMBI. 1899 S. 331 ff.) erhalten die ihnunentbehrlich ſei. Das AG. wies aber ſeine Klage

Gendarmen für die Dienſtreifen zur Wahrnehmung durch Verſäumnisurteil ab und überbürdete ihm die

gerichtlicher Termine außerhalb ihres Dienſtbezirts Koſten des Rechtsſtreits ; das Verſäumnisurteil wurde

gleichviel, ob die Reiſe zu Fuß oder unter Benüßung rechtsträftig. Śt. ließ auf Grund dieſes Urteils feine

eines Transportmittels erfolgt, eine Marſchloſten -Ent- Koſten feſtſeßen und auf Grund des Koſtenfeſtſeßungs

fchädigung von 5 Pf für jeden angefangenen km des beſchluſſes den Starren pfänden. Auf Einwendungen

Hinweges und des Nüdweges und als Entſchädigung hob jedoch das AG. die Pfändung als unzuläffig auf,

eine Zulage von 2 M täglich, ferner im Falle unver- weil der Karren für den Schuldner unentbehrlich ſei.

meidlichen Uebernachtens außerhalb des Dienſtbezirts Auf Beſchwerde des Gläubigers beſeitigte dasLG. den

eine Liebernachtungsgebühr von 2 M bei Reiſen in amtsgerichtlichen Beſchluß ; es nahm an, daß $. zu

Bayern, von 3M bei Heiſen außerhalb Bayerns“ . folge des rechtsträftigen Verſäumnisurteils den Ein

Das StM. der Finanzen hat im Einvernehmen mit wand der Unentbehrlichkeit nichtmehr vorſchüßen könne.

den StM. der Juſtiz und des Innern die Entſchl. vom $. legte die weitereſofortige Beſchwerde ein , weil der

11. Nov. 1903 Nr. 25868 erlaſſen , daß „ durch die Ge- amtsgerichtliche Rechtsſtreit das Vermieterpfandrecht,

währung der – oben bezeichneten - Kilometergebühr das gegenwärtige Verfahren aber ein Vollſtrecungs

die gleichzeitige Bergütung von Barauslagen für die pfandrecht betreffe, die Rechtskraft des Verſäumnis

Benüßung eines Transportmittels ausgeſchloſſen wird urteils könne ſeinen Einwendungen gegen die Art und

und daß daher Gendarmen , die aus Anlaß von aus- Weiſe der Zwangsvollſtreckung nicht entgegengehalten

wärtigen zeugſchaftlichen Vernehmungen die Eiſenbahn werden. Auf weitere Beſchwerde wurde der Beſchluß

benügen, die Koſten der Eiſenbahnfahrt, zu welchen des Amtsgerichts wieder hergeſtellt.

auch eine etwaige Ausgabe für Schnellzugszuſchlag Gründe : Dem LG .'iſt darin beizupflichten , daß

gehört, aus der ihnen zukommenden Kilometergebühr auch die tlagabweiſenden Verſäumnisurteile ($ 330

ju beſtreiten haben“ . In der Entſchl. vom 11. Nov. BPD.) inſoweit der Rechtskraft fähig ſind, als über

3251
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den durch die Alage geltend gemachten Anſpruch ent- Glkbacher, Dr. Paul, Schuß vor der Deffentlich

ſchieden iſt (8 322 3PO.) . Die dem amtsgerichtlichen feit. Medebei Uebernahme des Mektorates der øandels:

Berſäumnisurteile zugrunde liegende Klage verfolgte Hochichule Berlin. 48 Seiten . Berlin 1913, Verlag

aber die ħerausgabe des Karrens nicht gegenüber von Franz Vahlen . Preis Mk. 1.- .

einem vom Gläubiger erwirkten Vollſtređungspfand- Schuß der (oder durch die) Deffentlichkeit und

rechte (88 803, 804 ZPO.), ſondern gegenüber dem von Schuß vor der Deffentlichkeit zwei im heutigen

ihm geltend gemachten Vermieterpfandrechte (8 559 Rechtsleben beliebte Schlagworte, von denen jedes eine

BOB.) . Nur in dieſem Umfang iſt zwiſchen den Bar- berechtigte Forderung ausdrüdt; nur darf dieſe nicht

teien durch das rechtskräftige Verſäumnisurteil feſt= überſpannt werden. Verfaſſer betont die Notwendig

geſtellt worden, daß fein Herausgabeanſpruch des keit einer Verſtärkung des Rechtsſchußes unſeres Privat
Klägers beſteht. Dem Gläubiger ſteht nach wie vor lebens vor der Deffentlichkeit, beſchränkt ſich aber auf

frei, auch wegen der Koſten der Rechtsverfolgung zwei Wege zu dieſer Verſtärkung: Deffentliche Mittei:

(SS 1257, 1210 Abſ. 2 BGB.) ſein Vermieterpfandrecht lungen aus dem Privatleben entgegen den guten Sitten

zur Geltung zu bringen ; er muß nur hiebei die geſetza ſeien zu verbieten und mit Strafe zu bedrohen; $ 817

lichen Vorſchriften beobachten , die teils zu ſeinen BOB. ſei ſo zu erweitern, daß bei dieſer und allen

Gunſten, teils zum Vorteile des Schuldners für die anderen unerlaubtenħandlungen auch der ideelle Schaden

Verwertung der Pfandfache gegeben ſind (88 1257, zu erſegen ſei . Dem zivilrechtlichen Abänderungsvors

1228, 1233ff. BOB.) . Verſchafft er ſich neben ſeinem ſchlag iſt beizuſtimmen, weniger dem ſtrafrechtlichen,
Bermieterpfandrechte noch ein Pfändungspfandrecht,

der m . E. faſt ebenſo unglücklich iſt wie das ſog . În

ſo muß er ſich dem leßteren gegenüber alle Einwen- diskretionsdelikt des Kommiſſionsentwurfs zu einem

dungen gefallen laſſen , die dem Schuldner gegen eine Deutſchen StGB. von 1913. Jſt denn heutzutage alles

Zwangsvollſtredung juſtehen , er fann fich nicht zu Heil beim Strafrichter ? Dr. Doert.
ihrer Zurüdweiſung auf ein Urteil berufen , das aus

ſchließlich einen ſein Vermieterpfandrechi betreffenden
Herausgabeanſpruch des Schuldners erledigte. Der

Schuldner handelt nicht argliſtig, wenn er ein Voll

ſtreckungspfandrecht abwehrt und gleichwohl die Aus
übung des Bermieterpfandrechts dulden muß, denn Die Beiträge zur Aranten :, Juvaliden: und Ange:

dieſe unterliegt Vorſchriften , die auch dem Schuldner ſtelltenverfidherung. Die gem . MinBet. vom 3. Februar

in mancher Hinſicht eine günſtigere Rechtsſtellung als 1914 (JMBI. S. 17) regelt nur die Frage, wie die

beim Vollſtreckungspfandrecht einräumen . Durch Aus- Beiträge für die im Dienſt oder Betrieb des Staates

übung eines unzuläſſigen Vollſtredungspfandrechts darf beſchäftigten Verſicherungspflichtigen zu zahlen, der

ihm dieſe Rechtsſtellung nicht geſchmälert werden . auf die Verſicherungspflichtigen treffende Unteil ein

( Beſchl. des IV. ZS. v . 10. Februar 1914, Beſchw .-Reg. zuziehen und der auf die Staatstaſſe treffende Anteil

82/14) . D. zu verrechnen iſt. Als Grundſaß wird dabei aufgeſtellt,

daß die der Staatskaſſe zur Baſt fallenden Beiträge

jeweils auf den gleichen Etatstitel zu verrechnen ſind,

wie die Belohnung des Beſchäftigten ſelbſt, alſo j. B.

bei Aushilfsſchreibern und Hilfsaufſehern auf den Etat

für Geſchäftsaushilfe, bei einem þilfsheizer auf den

Bücheranzeigen. Etat fürGeſchäftsbedürfniſſe oder Geſchäftsaushilfe.

Mit Müdſicht hierauf mußte die Vorſchrift im Schluß:

Weißenhorn, Bantdepotgeſef $ 8 mit beſonderer ſaße der Ziff. IV der Bekanntmachung vom 29. Des

Berückſichtigung des faufmänniſchen Zurüdbehal:
zember 1912 (JMBI. S. 354) aufgehoben werden .

tungsrecht. 80 76 S. München 1914, 3. Schweißer
Bei der Verrechnung wird als Hegel vorausgeſetzt,

Verlag ( Arthur Sellier ). Preis ME. 2.20 . daß nur der geſeßlich beſtimmte Anteil an den Beis

trägen auf die Staatstaſſe übernommen wird . Ab
Die Monographie bietet mehr als der Titel ver- weichende Anordnungen fönnen für den Geſchäftsbereich

ſpricht. Denn der Verfaſſer beſchränkt ſich nicht darauf, der Juſtizverwaltung nur vom Miniſterium getroffen

in begrüßenswerter Weiſe eine ſyſtematiſche Gliede werden ; ſoweit ſolche ſchon beſtehen , bleiben ſie bis

rung des Inhalts des § 8 des Geſeßes zu geben, ſondern auf weiteres wirkſam.

bietet eine ſyſtematiſche Darſtellung des ganzen Jnhalts

des Depotgeſekes, wobei er unter Darlegung der wirts Bertretung des Reichsfistus. Jm Zentralblatt für

ſchaftlichen Bedeutung des Depotvertrages ( S. 12) die das Deutſche Reich Nr. 11 des laufenden Jahres wurde

verſchiedenen Arten des Depots nicht nur aufzählt, eine neue Nachweiſung derjenigen Behörden und Ber:

ſondern auch erläutert (S. 14 ff ., 23 ). Er unterſtellt ſonen bekannt gegeben , die im Geltungsbereich der

(S. 13) in Uebereinſtimmung mit Staub und Rieſſer Preußiſchen Militärverwaltung bei der Pfändung des

den „Schrankfachvertrag “ den Regeln des Verwahrungs- Dienſteinkommens von Dffizieren , Sanitätsoffizieren

vertrags ; dieſe Auffaſſung dürfte den dabei in Betracht (Militärärzten ), Veterinärojfizieren und von Beamten

kommenden Beſonderheiten nicht ganz entſprechen . Der der Militärverwaltung, ferner bei der Pfändung der

abweichenden Auffaſſung Heinricis (f. auch Bacharach Penſionen dieſer Perſonen und der Pfändung der aus

bei Holdheim 1913 S. 257) dürfte der Vorzug zu geben Militärfonds fließenden Gebührniſſe der Hinterbliebenen

ſein . Streitfragen H. B. Š . 17 , 28, 33 (Bedeutung des von Perſonen des Soldatenſtands und von Beamten

kaufmänniſchen Zurüđbehaltungsrechts ),61 (Einfluß des der Militärverwaltung den Reichs-(Militär-) Fistus
Konkurſes des Provinzbanfiers) werden unter ein- als Drittſchuldner im Sinne der $S 829 11. 3 PO . vers

gehender Berückſichtigung der Literatur und Rechts treten . Ebendort wurde eine Ergänzung der für den

ſprechung behandelt. Insbeſondere iſt wegen Hervor- Geſchäftsbereich der A. Sächſiſchen Militärverwaltung

hebung und Begründung des Zuſammenhangs von geltenden Nachweiſung bekannt gegeben, die im Zen
beſonderem und allgemeinem Recht dem jungen Ju- tralblatt 1906 S. 1245 veröffentlicht iſt.

riſten, der den hier inFrage kommenden Erſcheinungen
des wirtſchaftlichen und Rechtslebens noch fremd gegen

überſteht, die Monographie beſonders zu empfehlen. Verantwortl. Herausgeber: Th . von der Pfordten,

Münden. Juſtigrat Dr. Heinrich Frankenburger. K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin.
Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie . ( Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Nadbrud berboten . 157

Eigentumsverhältniſſe beim Bau in voller Strenge : alle mit einem fremden Grunds

ſtüd feſt verbundenen Sachen , insbeſondere auch

auf der Grenze. Gebäude oder Gebäudeteile, gingen in das Eigen

tum des Grundſtückseigentümers über, gleichvielob
Bon Meichsgerichtsrat L. Buſch in Leipzig .

der Verbindende wußte, daß das Grundſtück ihm

In der Abhandlung „ Eigentum am Ueberbau “ nicht gehörte, oder er das Grundſtück für ſein eigenes

auf S.58 ff. dieſer Zeitſchrift verteidigt Schmitt gegen- hielt , und gleichviel ob er ein Recht zur Verbindung

über der herrſchenden Lehre die von Staudinger hatte oder er unberechtigt die Verbindung vornahm
(Riezler) in Erl. 7 zu § 94 vertretene Anſicht: es ſei (vgl. Wolff, Bau auffremdem Boden , S.6; Hagena,

nicht aus g 95 Abſ. 1 Saß 2 , ſondern aus § 93 in Grenzüberbau, S.2). Auch für den Fall des Grenz

Verbindung mit § 94 Abſ . 2 zu entnehmen, daß überbaues gab es eine Ausnahmebeſtimmung nicht.

der über die Grenze ſeines Grundſtüds Bauende Demgemäßwurdeder Ueberbau Eigentum des Eigen

im Falle des 8912 BOB. Eigentümer des ganzen tümers des überbauten Grundſtüds, während der,

Gebäudes ſei, und es ſei weiter aus 88 93, 94 andere Gebäudeteil im Eigentum des Ueberbauenden

Abſ. 2 zu folgern, daß auch dann , wenn die Voraus: ſtand (vgl. Enneccerus-Wolff, BOB. BD. 2 S.143,

ſegungen des § 912 Abſ. 1 BGB. nicht gegeben Sagena a. a . D.). In einigen neueren Geſege

ſeien, der Bauende Eigentümer des Ueberbaues bungen (vgl. Pr. ALR . 88 340, 341 I 9, Württemb.

werde. Aus dieſem „ Leitfaß“ zieht Schmitt ferner BauO. von 1872 Art. 72) dagegen wurde für dieſen

Folgerungen , die ſich dahin zuſammenfaſſen laffen , Fall umgekehrt dem Ueberbauenden nicht nur der

daß ſtets, wenn ein Gebäude auf der Grenze zwiſchen Ueberbau, ſondern auch der überbaute Grund und

zwei Grundſtücken errichtet werde, das Eigentum Boden zum Eigentum zugewieſen, ſofern ähnliche

am ganzen Gebäude in einer Hand vereinigt ſei . Vorausſeßungen vorlagen , wie ſie § 912 Áb . 1

Hierzu iſt jedoch zunächſt zu bemerken , daß für den BOB. erfordert (vgl. Wolff a. a. D. S. 20). Auf

Fall eines Bauesauf zwei aneinanderliegende, dem dieſe Geſeßgebungen Bezug nehmend bemerken die

nämlichen Eigentümer gehörende Grundſtücke auch Motive zu 88 857 ff. (83 912 ff. BOB.) Bd. 3

Staudinger (Rober) in Erl. I 2a zu 8 912, Erl. 1 a é S. 283: „Wenn die ſtrenge Durchführung

zu § 946 in Uebereinſtimmung mitder Rechtſprechung der Eigentumskonſequenzen zu einer Tren

des Reichsgerichts (Entſch. Bd.65 S.361; 70 S.201; nung von Sachverbindungen führen würde, welche

72 S. 272) annimmt, es werde das Gebäude , in die verbundenen Sachen zerſtört, ſo kann das bürger

der Regel wenigſtens, Beſtandteil beider Grundſtücke liche Recht im öffentlichen Intereſſe an der Ver

nach realen Teilen und, wenn bei einer Zwangs- hütung einer derartigen wertvernichtenden Zerſtörung

verſteigerung die Grundſtüde verſchiedenen Perſonen einen genügenden Anlaß finden, dieregelmäßigen

zugeſchlagen würden , erwerbe jeder mit dem ihm Eigentumsłonſequenzen zu modifizieren. Die

zugeſchlagenen Grundſtück auch den darauf ſtehenden Vorſchriften des Entwurfes über die weſentlichen

Teil des Gebäudes als weſentlichen Beſtandteil ge: Beſtandteile (SS 784—786; ießt 8 94 A6.1Saß 2,

mäß SS 94 A6.1, 946 BOB. zum Alleineigentum . 8 95 BOB., Art. 65 EG .) , und über Verbindung,

Der Leitſaß und die daraus gezogenen Folgerungen Vermiſchung und Verarbeitung (88 890-897;

entſprechenaber auch überhauptnicht den vom BGB. jekt 88946-951 BOB.) enthalten derartige Modi

der Verbindung von Sachen mit einem fremden fikationen . Bei dem Bau auf fremdem Grund und

Grundſtück beigelegten Wirkungen . Im römiſchen Boden gibt die Durchführung des Eigen :

Recht galt der Grundſaß „ superficies solo cedit“ tumsanſpruches den Anlaß zur wirtſchaftlich

.
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ſchädlichen Auseinanderreißung weſentlicher Beſtand- ſtüd innerhalb dieſer Grenzlinien verbundenen Sachen

teile vermöge des jus tollendi (8 936 Abſ. 3 ; jenem Eigentum unterliegen , und zwar ſind dabei

jeßt § 997 BGB.). Die Verhütung dieſes Re- die Grenzlinien, da das Recht des Eigentümers eines

ſultates durch Behandlung des Bauenden als Spezi- Grundſtücks gemäß § 905 ſich auf den Raum über

filanten und Umkehrung des Saßes superficies der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der

solo cedit bleibt ausgeſchloſſen, weil man hierdurch Oberfläche erſtreckt, ſentrecht in die Höhe und in

mit den Grundprinzipien des 3mmobi: die Tiefe gerügt zu denken . Dies hat auch, wenn

liarrechts in Widerſpruch treten würde. Aber jemand ein Gebäude auf der Grenze zwiſchen zwei

in dem Falle des Grenzüberbaues , in welchem fremden Grundſtüden , die verſchiedenen Perſonen

die ſtrenge Geltendmachung der Eigentums : gehören , errichtet, von den mit den einzelnen Grund

konſequenzen mit beſonderen Härten verbunden ſtüden bis zu der Grenze verbundenen Baumittel

ſein würde , iſt eine Abhülfe möglich . ... ſtücken und ſonach von den auf den einzelnen Grund

In den Mitteln der Abhülfe geht der Entwurf nur ſtüden ſtehenden Gebäudeteilen zu gelten . Zwar

ſoweit , als das Bedürfnis erfordert. “ Beurteilt beſtimmtg 947, daß, wenn bewegliche Sachen mit

man von der in dieſer Bemerkung dargelegten Auf: einander dergeſtaltverbunden werden, daß ſie weſent

faſſung aus die angezogenen Geſebesſtellen und liche Beſtandteile einer einheitlichen Sache werden ,

zieht man ferner in Betracht die Vorſchriften des die bisherigen Eigentümer Miteigentümer dieſer

8 923 BOB. über den Grenzbaum ſowie die Be- Sache werden , ſowie , daß, wenn eine der Sachen

merkung der Motive dazu Bd. 3 S. 277 : „Aus als die Hauptſache anzuſehen iſt, ihr Eigentümer

dem Begriffe der Grenze ergibt ſich, daß dieſelbe , das Alleineigentum erwirbt , und die zur Herſtellung

indem ſie die feſten kohärrierenden Beſtandteile der jenes Gebäudes auf der Grenze eingefügten und

Grundſtüđe, Erdboden, Geſtein, Gebåude , durch: miteinander verbundenen Baumittelſtücke ſind nach

ichneider, die auf beiden Seiten der Grenze liegen : 8 94 Abſ. 2 weſentliche Beſtandteile des ſich als

den Stüde dem einen und dem anderen eine einheitliche Sache darſtellenden Gebåudes. Aber

Grundſtüde zuteilt , daß alſo die Eigentümer im Augenblick der Verbindung mit den Grund:

der ſo zugeteilten Stüde trennungsberechtigt ſind“ , ſtüden ſind die Baumittelſtüde gemäß § 94 Abſ. 1

ſo läßt ſich deutlich erkennen , welche Wirkungen Saß 1 aus beweglichen Sachen zu Grundſtüdsteilen

nach BGB. die Verbindung von Sachen , insbe: geworden ; daher können auf ſie, wiewohl ſie wieder

ſondere von Gebäuden , mit fremden Grundſtücken um miteinander vereinigt werden und aus ihnen

hinſichtlich der Eigentumsverhältniſſe hat: Das ein Gebäude, eine einheitliche Sache, hergeſtellt wird ,

BGB. ſteht grundſäßlich auf dem Standpunkt des die nur die Verbindung beweglicher Sachen mit

römiſchen Rechtes , daß das Verbundene, mag es einander betreffenden Beſtimmungen des S 947 keine

auch ein Gebäude oder ein Teil eines Gebäudes Anwendung finden . Demnach ſteht in dem ge

ſein, Eigentum des Eigentümers des fremden Grund: nannten Falle das auf der Grenze errichtete Ge

ſtücks wird . Dies folgt freilich nicht oder doch nicht bäude weder im Eigentum degjenigen, der mit den

allein aus § 93 BGB. Aus der hier gegebenen ihm gehörig geweſenen Baumittelſtüden das Ge

Beſtimmung in Verbindung mit § 94 Abſ . 1 bäude erbaut hat , noch im Miteigentum der beiden

Saß 1 BGB . ergibt ſich zwar , daß Sachen , die Grundſtüdseigentümer, noch, wenn ſich etwa auf

mit einem Grundſtück feſt verbunden und alſo weſent : einem der beiden Grundſtücke der größere Teil des

liche Beſtandteile des Grundſtüds geworden ſind, Gebäudes befindet, im Alleineigentum des Eigen

nicht im Sondereigentum ſein können ; dagegen nicht, tümers dieſes Grundſtücs, ſondern jeder der beiden

in weſſen Eigentum das Ganze ſteht (vgl. Mot. Grundſtückseigentümer iſt Alleineigentümer des auf

Bd. 3 S. 357). In leşterer Hinſicht enthält § 946 ſeinem Grundſtück ſtehenden Gebäudeteils bis zur

die maßgebende Beſtimmung. Daraus iſt im Zu: Grenzlinie (vgl. RGE. BD.65 S. 363 ; 70 S. 201 ,

ſammenhalt mit SS 93, 94 46.1 Saß 1 zu ent- Jur. Woch. 1911 S. 211 , 366 , Pland Anm . 4 zu

nehmen, daß ſich das Eigentum an dem fremden 894, Tobias im Arch ZivPrar.Bd. 94 S. 424 ; and.

Grundſtüc auf jene verbundenen Sachen erſtredt Mein . Heilborn , Die rechtsgeſtaltende Kraft der

und das bisherige Eigentum an den Sachen unter i Sachverbindung S. 108,Waller in Jur. Woch. 1909

geht . Ob bewegliche Sachen je für ſich allein oder S. 747 , die in einem ſolchen Falle Miteigentum

zuſammen mit anderen Sachen dem Grundſtück der Grundſtückseigentümer annehmen, auch die Ur :

einverleibt werden , inacht nach dem Geſet hinſichtlich teile der Oberlandesgerichte in Rechtſpr. Bd. 13

Erſtreckung des Eigentums teinen Unterſchied. Daher S. 311 , in Jur. Woch. 1912 S. 1037 ) .

werden, wenn auf fremdem Grundſtüd ein Gebäude Eine Ausnahme von dem oben aufgeſtellten

oder ein Gebäudeteil errichtet wird , jämtliche Bau- Grundjate gilt nach BGB. nur, wenn mit einem

mittelſtüde und ſomit auch das Gebäude oder der fremden Grundſtück Sachen zu einem vorüber:

Gebäudeteil , die daraus hergeſtellt worden ſind, im gehenden Zweck oder Gebäude oder andere Werke

Ganzen Eigentum des Grundſtüdseigentümers. in Ausübung eines Rechtes an dem Grundſtüd

Ferner wirkt die vereinigende Kraft des Eigentums von dem Berechtigten verbunden worden ſind,

bei jedem Grundſtück bis zu deſſen Grenzlinien der weil dann gemäß § 95 Abſ.1 das Verbundene

geſtalt, daß alle im obigem Sinne mit dem Grund nicht Beſtandteil des Grundſtüds wird und daher

.
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$ 946 nicht Plaß greift. Deshalb gehört, wenn als ein Teil des Eigentumsinhalts, da das Eigen=

ein Gebäude auf der Grenze zwiſchen zwei fremden tum fich nicht über die Grundſtücksgrenzen hinaus

Grundſtücken von jemandem nur zu einem vorüber erſtređen kann ; wohl aber (mit den Mot. 3 , 283,

gehenden Zwed (z. B. von einem Pächter der beiden Pland Anm. 4 zu § 95) als ein eigenartiges ge

Grundſtücke nur für die Dauer des Pachtverhält: leßliches Recht mit einem einer Grunddienſtbarkeit

niſſes, vgl. RGE. 55 , 284 ; 59 , 20 ; 63 , 421 ; ähnlichen Inhalt . Es entſteht in dem der Grenz

JurW. 1904 S. 336 Nr. 1 , 1912 S. 129 Nr. 2 ) überſchreitung nachfolgenden Zeitpunkt, bis zu dem

errichtet wird, das ganze Gebäude dem Erbau- der Nachbar mit Wirkſamkeit Widerſpruch erheben

enden , gleichviel ob die Grundſtücke im Eigentum konnte . 3ft demnächſt der hinüberreichende Ge

verſchiedener Perſonen oder der nämlichen Perſon bäudeteil auf dem Nachbargrundſtüc errichtet, ſo

ſtehen. Ferner iſt , wenn der Eigentümer eines iſt er , wie die Mot. 3, 387 mit Recht bemerken ,

Grundſtüds, dem zugleich ein dingliches Recht am im Sinne des § 95 A6.1 Sab 2 in Ausübung

fremden Nachbargrundſtück (z. B. ein Nießbrauchs: | eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke von

recht) zuſteht, in Ausübung ſeines Eigentums und dem Berechtigten mit dem Grundſtücke verbunden

des Rechtes ein Gebäude auf der Grenze der beiden worden (vgl . RGE. 72 , 272 ; 83,142). Liegt

Grundſtücke errichtet hat , er der Eigentümer des aber auch nur eine der aus 8 912 Abſ. 1 ſich er:

ganzen Gebäudes, gleichviel ob auf ſeinem Grund- gebenden Vorausſeßungen für die Entſtehung des

ſtück und auf dem Nachbargrundſtück das Ge- Rechtes nicht vor, iſt der Bauende nicht Grund

bäude zu gleichen Teilen ſteht oder ob auf dem ſtüdseigentümer, ſondern z . B. nur Nießbraucher,

einen oder dem anderen Grundſtück fich der größere oder iſt das Errichtete nicht ein Gebäude, ſondern

Teil des Gebäudes befindet. Denn der Gebäudeteil z . B. nur eine Mauer (vgl . Mot. 3 , 284 gegen

auf dem Nachbargrundſtück iſt nicht Beſtandteil Enneccerus -Wolff a . a . D.S. 143, die 8 912 ent

des Grundſtüds, daher komint dieſer Grund und ſprechend anwenden wollen ), oder fällt dem Bau

Boden für das Eigentum am Gebäude rechtlich enden Vorſaß oder grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt

ebenſowenig in Betracht , wie z . B. beim Hinüber- oder hat der Nachbar vor oder ſofort nach der

bauen eines Erkers in den Luftraum über einem Grenzüberſchreitung Widerſpruch erhoben, und iſt

Nachbargrundſtück, und das Gebäude iſt mit dem auch ſonſt nicht ein Fall gegeben, auf den eine

Grundſtück des Erbauenden, wenn auch nur zum der Beſtimmungen des § 95 Abſ. 1 anzuwenden

Teil, feſt verbunden, alſo gemäß § 94 Abſ. 1 Saß 1 iſt, ſo wird der auf dem Nachbargrundſtück er

weſentlicher Beſtandteil dieſes Grundſtücke. Gleiches richtete Teil des Baues Eigentum des Nachbars

gilt auch dann , wenn ein Bau auf der Grenze und ſteht der andere Bauteil und nur dieſer im

nach Maßgabe des § 912 Abſ . 1 ſtattgefunden Eigentum des Bauenden, ſo daß das Ganze durch

hat . Denn auch in dieſem Falle trifft auf den eine auf dereine auf der Grenzlinie errichtet zu denkende

Gebäudeteil, der auf dem Nachbargrundſtück er: Schnittfläche dem Eigentumsrechte nach geteilt iſt.

richtet worden iſt, 8 95 Abſ . 1 Saß 2 unmittel- Das Geſet hat, wie die oben angeführten Be

bar zu . Zwar ſpricht § 912 Abſ. 1 nur aus , merkungen der Motive klar ergeben, von dem

daß bei Vorliegen gewiſſer Vorausſegungen der Grundſaz des 946, daß die mit einem fremden

Nachbar den Ueberbauzu dulden hat . Aber daraus Grundſtücke feſt verbundenen früher beweglichen

folgt nicht, daß dem Nachbar lediglich eine die Ab- Sachen von dem Eigentum am Grundſtüd er

wehr des Eingriffs gemäß 88 903, 1004 aus: griffen werden , weitere Ausnahmen, als die aus

ſchließende Beſchränkung ſeines Eigentums auf- § 95 Ab . 1 und § 912 Abſ. 1 folgenden , nicht

erlegt wordenund die Befugnis des Bauenden zum zulaſſen wollen , insbeſondere auch nicht hinſichtlich

Halten des Gebäudeteils auf dem Nachbargrund- Bauten auf der Grenze. Soweit der Verbindende

ſtück nur als die Kehrſeite der Eigentumsbe- zufolge des Grundſages einen Rechtsverluſt er

ſchränkung zu erachten iſt (wie Schmidt in Bayr. leidet, ftehen ihm die Rechtsbehelfe aus 8 951 zu .

Not3. 1907 S. 53 meint) . Vielmehr iſt, da die Dieſe Auffaſſung hat den Vorzug, daß auch bei

Duldungspflicht eine Anlage betrifft und dadurch ſolchen Bauten auf der Grenze, auf welche die ge

das Nachbargrundſtückdauernd zugunſten des je: nannten Ausnahmebeſtimmungen keine Anwendung

weiligen Eigentümers des anderen Grundſtüds in finden , die Eigentumsverhältniſſe fich mit Sicher:

ähnlicher Weiſe belaſtet iſt, wie wenn eineGrund: heit feſtſtellen laſſen , während , wenn man (mit

dienſtbarkeit mit dieſem Inhalt gemäß § 1018 Schmitt a . a. D.) das Eigentum am ganzen Bau

beſtellt worden wäre, die genannte Befugnis als dem Grundſtück zuweiſen wollte, auf dem der

ein beim Vorliegen eines gewiſſen Tatbeſtandes Hauptteil , der oft nur unſicher zu beſtimmen ſein

kraft Geſekes entſtehendes Recht an dem fremden wird , ſich befindet, die Eigentumsverhältniſſe ing

Nachbargrundſtück anzuſehen . Dieſes Recht iſt Ungewiſſe geſtellt würden. Allerdings beſtehen bei

zwar nicht (mit Wolff a. a . D. S. 132) als ge- derartigen Bauten zufolge der Teilung des Eigen

jeßliche Grunddienſtbarkeit aufzufaſſen , da es hin- tums Schwierigkeiten, namentlich hinſichtlich der

ſichtlich der Vorausſeßungen und der Fortdauer Begrenzung der Verfügungsmacht bezüglich der

(vgl. § 914 Abſ. 1) ſeinen eigenen Regeln folgt , einzelnen Teile (vgl. ROE. 70, 206) . Aber ſolche

auch nicht (mit Enneccerus-Wolff a. a . D. S. 145) | Schwierigkeiten würden, auch wenn man (mit Heil



160 Reitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 8.

born und Waller a . a . D. ) Miteigentum der Nach: 1. Was zunächſt dieſe unklagbaren Anſprüche

barn an den Bauten annehmen wollte, nicht minder betrifft (vgl. Reichel in Ihering & J. 59 , 432),
gegeben ſein, beſonders in Anbetracht deſſen, daß ſo kann

der Grund und Boden bis zur Grenze auch nach a ) wie bei Spiel, Wette und Differenzgeſchäft

dieſer Anſicht im Alleineigentum eines jeden der (SS 762—764) der Schuß des Gläubigers aufdie

Nachbarn ſtehen würde . – Hervorzuheben iſt an: soluti retentio beſchränkt und eine Verbindlichteit

dererſeits jedoch, daß die Anſicht (Schmidt, BayNot3 . ausgeſchloffen oder

S. 54) , auch bei Vorliegen der Vorausſeßungen des
b ) jedes Mittel gerichtlicher oder außergericht

8912 Abſ. 1 falle der Ueberbau in das Eigentum des

Nachbars, ebenſowenig zutreffend iſt, wie die An
licher Geltendmachung wie bei SS 1966 BGB. und

118 GewD. verſagt oder die Geltendmachung, wie
ficht (Schmitt a . a . D. S. 60), daß, wenn der

bei erlaubten Börſengeſchäften von Nichtkaufleuten
Ueberbau den Hauptteil des Gebäudes bilde, das

auf die Fälle des 8 56 Börf.6. , beſchränkt ſein ,
ganze Gebäude Eigentum des Nachbars werde .

es kann aber auch

Vielmehr gehört , wenn jämtliche Vorausſeßungen

des § 912 Abſ. 1 gegeben ſind, gemäß obigen
c) wie nach 88 1394 und 1001 BOB. ſowie

Ausführungen , insbeſondere weil der Grund und
$ 50 Abſ. 2 SPD. das Klagerecht entzogen ſein ,

Boden des Nachbargrundſtücsrechtlich wegzudenten zeitweilig oder dem nicht rechtsfähigen Verein .

und nicht nur der mit dem anderen Grundſtück Hiernach handelt es ſich auch in dieſen Fällen

unmittelbar verbundene Gebäudeteil ſondern auch der Unwirkſamkeit oder verringerten Wirkſamkeit

der mit dieſem zu einer einzigen Sache vereinigte um Mängel in den Geltungsvorausſeßungen , die ſich

Ueberbau Beſtandteil des anderen Grundſtücks iſt, als Abſchwächungen des weiteſtgehenden Mittels ,

das ganze Gebäude dem Bauenden , auch dann ,
der Nichtigkeit, darſtellen. Eine weitere folche Ab:

wenn ſich auf ſeinem Grundſtück nur der kleinere ſchwächung iſt

Teil befindet (vgl.Enneccerus -Wolff a . a . D. S. 144 ; 2. die Heilung der Nichtigkeit, die wir ſchon

RGE. 83, 142 , wo jedoch die Frage in lekterer bei der Ehenichtigkeit getroffen haben , und die ebenſo

Hinſicht unentſchieden gelaſſen iſt). in 88 313 S. 2 , 518 Abſ. 2 , 566 S. 2 , 766

S. 2 uſw. BOB. vorgeſehen iſt.

Hölder hat ganz allgemein (Romm. S. 240)

die Unwirkſamkeit als heilbare Nichtigkeit bezeichnet.

Unwirkſamkeit und Nichtigkeit des Rechts : Dagegen hat fich vielfacher Widerſprucherhoben:
und das, was bereits ausgeführt wurde , zeigt die

geſchäfts. Unrichtigkeit dieſer Auffaſſung, die übrigens auch

von Hellmann (Gutachten aus dem Anwaltsſtand
Von Oberlandesgerichtsrat Dr.Wilhelm Silberſchmidt

in Zweibrücken.
S. 489 f.) geteilt wurde . Alexander ( S. 65)

beſchränkt mit Recht die Heilbarkeit auf einzelne
(Schluß) .

unwirkjame Rechtsgeſchäfte. Aber man wird all

III . Die Rechtsordnung verfügt die Nichtigkeit gemein ſagen können, daß die der Geltung nach
,

für den Fall, daß die von ihr für die Wirkung unwirtjamen Rechtsgeſchäfte ſich zuſammenſeßen aus

des Rechtsgeſchäfts aufgeſtellten Bedingungen nicht nichtigen und aus ſolchen, bei denen die Nichtigkeit

eingehalten oder ſonſtige Vorſchriften übertreten in der einen oder andern Richtung abgeſchwächt

werden. Es kann ſich dabei um geſtattende, ge- wurde. Man hat die unwirkſamen Rechtsgeſchäfte

bietende und verbietende Geſeke handeln , das Rechts- eingeteilt in abſolut und relativ unwirkſame, die

geſchäft fann an ſich verbotenwerden oder nur in lekteren wieder nach der ſachlichen oder der perſön

beſtimmten Teilen oder gegenüber beſtimmten Per: lichen Richtung ; vgl . Schachian S. 208, dagegen:

ſonen (vgl . Sterio , Delle nullità delle obliga Strohal s . 13 9. und wieder Fiſcher S. 7 f .f

zioni im Archivio giuridicho , Bd . 56 ( 1896]
Für die Rechtsanwendung von Bedeutung iſt

S. 181 f . ). Als Abwehrmaßregel fann die Un
auch hier insbeſondere das Verhältnis zur Nichtig

wirkſamkeit von Verlegungen des Geſekes ausge: keit . Da dieſe begriffsgemäß nicht zugunſten der

ſprochen werden . Aber das Geſek muß deshalb einen Perſon eintreten , für andere aber entfallen
nicht in jedem Falle die Nichteriſtenz oder die

kann, iſt mit dem Begriff der relativen Nichtigkeit
Nichtigkeit eines entgegenſtehenden Rechtsgeſchäfts wenig anzufangen (vgl."Fråb in ZBIFG. 12, 620 ).
ausſprechen . Es kann ſich mit einer auf das

Verlangen beſtimmter Perſonen auszuſprechenden,
Dagegen laſſen ſich ſämtliche in Frage kommenden

Fälle unter die Begriffe der aufſchiebend und auf:
mit einer auf eine gewiſſe Zeit oder auf einen Teil

löſend bedingten Nichtigkeit einreihen .
des Geſchäfts beſchränkten , durch gewiſſe Umſtände

bedingten Nichtigkeit begnügen, es kann die unheil A. Aufſchiebend bedingte Nichtigkeit

bare Nichtigkeit auf eine heilbare ermäßigen und 1. durch Anfechtung.

es fann ſich auch mit einer Unwirljamkeit begnügen, a) Während die Nichtigkeit ipso jure erfolgt.

die nur in der Unklagbarkeit des an ſich erwor : kennt das bürgerliche Recht Tatbeſtände, in denen

benen Anſpruchs beſteht. erſt auf Veranlaſſung eines andern dieſe Folge
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eintritt ; wird das Rechtsgeſchäft von dem Betreffen : 2. DurchGeltendmachung ſonſtiger Schußrechte.

den angefochten, was durch Erklärung gegenüber Dem Anfechtungsvorbehalt fehr nahe ſteht der

dem Gegner zu geſchehen hat, ſo wird es als von Fall, wenn das Geſeß eine Rechtshandlung einem

Anfang an nichtig betrachtet (8142). Die wichtigſten beſtimmten Berechtigten gegenüber für unwirkſam

Anwendungsfälle find Irrtum, Betrug und Be erklärt ; dies trifft für die 88 135 , 136, 506 , 574 ,

drohung(88 118-124, 2078 uſw.), „ Anfechtbarkeit 1124 und 1126 zu . Die einzelnen Fälle find

eines Geſchäfts iſt nach dem BOB. diejenige zum Teil ſehr beſtritten und im ganzen wird man

Mangelhaftigkeit ſeines Inhalts, deren Hervor- auch die Anſicht vertreten können, daß nicht der

fehrung lediglich von dem Willen des Berechtigten Geſchüßte die Unwirkſamkeit geltend machen muß,

abhängt.“ Brud , Bedeutung der Anfechtbarkeit ſondern daß fie zu ſeinem Schuße ſofort eintritt

für Dritte ( 1900, S. 30) . und nur durch die auflöſende Bedingung ſeines

b) Nach § 29 der KO. und § 1 des Anf6. Verzichts oder ſonſtigen Wegfalls behoben wird.

können Rechtshandlungen eines Schuldners als den Vgl. Fråb S.621.

Gläubigern gegenüberunwirkſamangefochten wer- a ) 3u 88 135, 136 beſteht nahezu Ueberein:

den. Zugleich wurde durch die Novelle von 1898 ſtimmung, daß die Unwirkſamkeit nicht unheilbare

die Ko. dahin abgeändert, daß es in den 88 7. Nichtigkeit ſein muß, ſondern nur ſoweit reicht, als

13 , 15 , 221 Abſ. 2 jeßt durchweg heißt : „ den es eben die Rückſicht auf den Geſchükten erheiſcht.

Gläubigern gegenüber unwirkſam “ ſtatt:„ nichtig“ Vgl. Strohal Š . 43. Nach deffen anſprechender

oder „ nicht mit verbindlicher Kraft“. Tatſächlich Löſung iſt die Verfügungsmacht des Betroffenen

ſind es heilbare Nichtigkeiten, vgl.Strohal S.64. ſo jehr geſchwächt, daß er dem Anſpruch des Ge

Bei dieſer Anfechtung handelt es fich aber nicht um ſchüßten nicht zu nahe treten kann und daß ihm

eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, ſondern um bei jeder Verfügung ſoviel Rechtsmacht übrig bleibt,

die Erhebung eines Anſpruchs, durch welchen eine daß er dem Geſchükten wieder zu ſeinem Rechte

Rechtshandlung des Schuldners ihrem wirtſchaft: verhelfen kann . Wenn der Schuß des Veräuße:

lichen Erfolge nach entkräftet werden ſoll. Nach rungsverbot mit einer Anfechtung des Verpflichteten

den preußiſchen Vorbildern der beiden Gefeße vom nachKO. oder AnfG . zuſammenfällt, dann vermag

8. und 9.Mai 1855 wurden die Rechtshandlungen die lInwirkſamkeit , auf die der Anfechtungskläger

„ als ungültig“ angefochten ,nach Förſter, Theorie ſich berufen kann, der Unwirkſamkeit der verbots

und Praxis des Preuß. Privatrechts 1, 534 , iſt wiðrigen Veräußerung unter Umſtänden nicht die

dieſe Ungültigkeit nur Unwirkſamkeit. Sie ergriff Wage zu halten. Voß in L3. 3, 766.

aber den volen Rechtsbeſtand der angefochtenen
b) Die SS 506 , 574, 1124 und 1126 ſprechen

Handlung und demÉrwerber mußteſeine Gegen ebenfalls Unwirkſamkeit gegenüber einem Berech

leiſtung erftattet werden, abweichend von der gemein : tigten aus und bedürfen hier keiner beſonderen

rechtlichen Actio Pauliana. Den preußiſchen Ge
ſeßen folgend ergreifen auch die Reichsgeleke die Beſprechung. Vgl. auch RG3. 59, 1771.

Rechtshandlungen ſelbſt. Sie haben zunächſt an
c) Dem g 135 ſehr nahe ſteht

Stelle des Wortes , ungültig “ das Wort „unwirt
a) 3 883 II , der nach eingetragener Vor:

ſam“ geſegt, wie man es ſchon im preußiſchen Recht merkung eine Verfügung inſoweit für unwirkſam

verſtanden hatte, zugleich aber den Angriff gegen erklärt, als ſie den geſchüßten Anſpruch vereiteln

den Rechtsbeſtand der angefochtenen Handlung ab oder beeinträchtigen würde . Bei unbeweglichen

geſchwächt. Die Novelle von 1898 hat dann dieſen Sachen geht der Schuß des § 135 überhaupt durch

Ünfechtungsbegriff mit dem des BOB. weiter aus:
die 88 883 Abſ. 2 und 888 hindurch, denen aber

zugleichen geſucht. Vgl. Voß , „Ueber den Begriff der allgemeine Grundſaß entnommen werden kann ,

Unwirkſamkeit in § 29 RO . und § 1 Anjo .", daß, wer einen Gegenſtand gegen ein ihm bekanntes

I hering87.51 (1907), 413f.,und „ Die Wechſel Veräußerungsverbot erworben hat, gezwungen

beziehungen zwiſchen Schuldanfechtungsrecht und werden kann, das zur Verwirklichung des verlegten

Veräußerungsverbot“, 13. 1910 , 520 f., 591 f. Anſpruchs Erforderliche vorzukehren . Vgl. Dern :

Umgekehrt wollte Rlöppelbei Gruchot 32, 639 burg, Bürgerliches Recht 3. Aufl. 1, 416 , und

im BGB. den Begriff der Anfechtung nur im Anote, Zur Lehre vom relativen Veräußerungs

Sinne des AnfG . gebraucht wiſſen . Die Unwirk: verbot in der Feſtgabe für Güterbod S. 427 .

ſamkeit des AnfG. und der KO."ſtellt ſich hiernach Nur wird durch § 883 Abſ . 2 eine ſachenrechtliche

aber auch als eine durch die Anfechtung auſſchiebend Sicherung erreicht. Die Ausdrudsweiſe in g 883

bedingte, abgeſchwächte Nichtigkeit dar .
Abſ. 2 iſt wieder nachgebildet

c ) Eine Verbindung der Anfechtung durch B) der in § 161 Abſ. 1 BOB. , der eigentlich

Klage und durch rechtsgeſchäftliche Erklärung ent- an die Spiße der aufſchiebend bedingten Nichtigkeit

hält die Regelung der Ehelichkeitsanfechtung in zu ſtellen wäre . Bei einer Verfügung über einen

88 1596,1597 BOB. Auch hier iſt die Nichtig: Gegenſtand unter aufſchiebender Bedingung iſt jede

keit der Ehelichkeit durch die Anfechtungaufſchiebend weitere Verfügung über denſelben Gegenſtand

bedingt. Aehnliches gilt für die Anfechtung von während der Schwebezeit inſoweit unwirkſam , als

Patenten, Generalverſammlungsbeſchlüſſen uſw. ſie die von der Bedingung abhängige Wirkung

1

n

.
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vereiteln oder beeinträchtigen würde. Nun bezeichnet 3. Den Grundſäßen unter 1 entſprechen die

Riezler bei Staudinger Ziff. 6 zu § 161 die jenigen in 88 2113, 2115 , wonach die Wirkſam:

Unwirkſamkeit als von Ämts wegen eintretende feit der Verfügungen des Vocerben endigt, ſoweit

Nichtigkeit, ſonſt wird ſie vielfach ( vgl. Raape, ſie bei Eintritt der Nacherbſchaft das Recht des

Das geſeßliche Veräußerungsverbot S. 140) als Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen . Vgl.RGZ.

abſolute Unwirkſamkeit bezeichnet und dann müßte 81 , 367 und Warneyer Erg.-Bd. 5 n . 59 .

dasſelbe für die gleichliegenden Fälle, insbeſondere In dieſen Fällen handelt es ſich zwar um auf:

8 883 II gelten. Tatſächlich iſt aber auch hier löſende Bedingungen , die Unwirkſamkeit der Ver

abſichtlich in der dehnbaren Weiſe, wie wir es fügungen iſt aber aufſchiebend bedingt durch den

bisher beobachtet haben, eine Milderung des Nichtig- Eintritt des Ereigniſſes, welches die auflöſende

keitsbegriffs ſo vorgenommen worden, daß die Ver- Bedingung für das zugrunde liegende Rechtsver

fügung nicht ſchlechthin nichtig, ſondern nur gerade hältnis bildet.

inſoweit unwirkjam ift, als ſie das Recht des Be- 4. Wirkliche Fälle auflöſend bedingter, alſo

rechtigten beeinträchtigt. Aehnlich verhält es ſich. Aehnlich verhält es ſich heilbarer Nichtigkeit find :

v) in g 505 mit der „ dem Vorkaufsberechtigten a) Die Aufhebung des Konkurſes für Ver:

gegenüber unwirkſamen “ Bedingung des Vorkaufs- fügungen des Gemeinſchuldners, der Nachlaßver

verpflichteten, dem Strohal S. 31 eine dem Geſeß waltung für ſolche des Erben uſw. (886 und 7 RD. ,

nicht ganz entſprechende gute Meinung unterzulegen SS 1984 und 2211 BGB.) ;

ſcheint: das Geſeß wollte es ihm unmöglich machen , b) das große Gebiet der ſog. Rondaleszenzfälle,

das vereinbarte Vorkaufsrecht anzutaſten ; in denen im Anſchluß an die ſpätere Entwidelung

d ) über die 88 573, 1123 Abſ. 1 und 1124 des römiſchen Rechts, das den urſprünglichen Grund

Abſ. 2 mit der „ dem Hypothekengläubiger gegen: ſaß der Konzentration fallen ließ ( vgl. oben 1 2

über unwirkſamen Verfügung“ vgl.RG3.59, 177f. und Kuhlenbec , Von den Pandekten z. BGB.

3. Durch den Eintritt beſtimmter Ereigniſſe : 1 , 330) und an die Grundſäße des franzöſiſchen

a) Durch Verzeihung wird die Entziehung des Rechts (vgl . Windſcheid, Ungültigkeit S.197 f .

Pflichtteils unwirkſam , die Verfügung wird dadurch und Hachenburg, Das franzöſiſch-badiſche Recht

unmittelbar nichtig (3 2337) ; S. 130–135) die an und für ſich beſtehende Un=

b) durch den Wegfall der eingeſeßten Perſonen wirkſamkeit durch ein ſpäteres Ereignis behoben

wird die Erbeinſegung und das Vermächtnis wird : durch die Zuſtimmung , Genehmigung, Ein :

(88 1923 , 2160), durch den Tod eines Ehegatten willigung einer berechtigten Perſon oder dadurch,

der Widerruf des gemeinſchaftlichen Teſtaments daß der Verfügende ſelbſt das Recht zur Erteilung

ungültig, vgl. § 2271 Abſ. 2 , ähnlich SS 2298 der Genehmigung uſw. erwirbt (vgl. Rohler , Lehr

Abſ. 2, 2289. Die leßtwillige Verfügung zugunſten buch 1 § 248 ). Von beſonderer Bedeutung find

eines Ehegatten wird durch Auflöſung der Ehe dabei die SS 182—185 BOB. , nach § 184 Abſ. 1

unwirkſam (s 2077 ) , das Vermächtnis eines be: insbeſondere wirkt die nachträgliche Zuſtimmung

ſtimmten Gegenſtands durch deſſen Wegfall vor oder Genehmigung im Zweifel auf den Zeitpunkt

dem Erbfall (3 2169). der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurüd. (Vgl.

4. Durch Zeitablauf : aber RO3. 65, 248) . In anderen Fällen wird

Eine beſtimmte lektwillige Verſügung wird
der Mangel des Verſprecheng durch Bewirkung der

30 Jahre nach dem Eintritte des Erbfaisun Leiſtung (88 518, 766), der Mangel der Geburt

wirkſam (S 2044 ) , ebenſo die Einſeßung eines Nach
vor dem Erbfall durch die Erzeugung (S 1923

erben (§ 2109), die Betrauung eines Teſtaments
Abſ . 2 ) , der Mangel der Unmöglichkeit durch be:

vollſtreders (3 2210) . Das nach 88 2249–2251
abſichtigte Auswege (88 308, 2171 ) uſw. geheilt .

Wie in dieſen Fällen die ſtrengen Nichtigkeits
errichtete Teſtament gilt als nicht errichtet, wenn
der Erblaſſer3 Monate nach der Fertigſtellung vorſchriften abſichtlich gemildert wurden , iſt bereits

noch lebt ( 9 2252 Abſ. 1 ) .
oben unter I 2 ausgeführt worden. Welche Bez

In allen dieſen Fällen handelt es ſich um dolle deutung aber doch der Nichtigkeitim Gebiete der

Nichtigkeit.
Unwirkſamkeit zukommt, dürfte aus den Darlegungen ,

wie ſie unter III erfolgten , hervorgegangen ſein.

B. Auflöſend bedingte Nichtigkeit.
IV. Einen beſonderen Prüfſtein in dieſer Be:

1. Nach § 161 Abſ . 2 ſind die Verfügungen ziehung bilden die $$ 139, 140 und 141 BGB.

desjenigen , deſſen Recht mit dem Eintritt der Be- 1. 8 139 läßt der Nichtigkeit eines Teils des

dingung endigt, inſoweit unwirkſam , als ſie die Rechtsgeſchäfts das ganze folgen , wenn nicht an:

von der Bedingung abhängige Wirkung vereiteln zunehmen iſt, daß es auch ohne den nichtigen Teil

oder beeinträchtigen würden . Hier gilt das zu vorgenommen ſein würde. Dabei iſt es gleichgültig,

A 2 cp Geſagte . ob man für den $ 139 ein beſonderes zuſammen:

2. Auch auf das, was zu A 2 a ausgeführt geſettes Rechtsgeſchäft fordert (RG3.78, 120) oder

wurde, tann verwieſen werden . Dem Verzicht ob man davon ausgeht, daß bei einem durchaus

geſchüßter Perſonen ſteht das Erlöſchen ihres Rechts einheitlichen Rechtsgeſchäft für den Ausnahmefall

gleich. kein Plaß iſt. Dagegen kann innerhalb des einen

1
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Rechtsgeſchäfts nach Perſonen ( vgl. z. B. RO3. 71 , der Wirtſamkeit ſehr nahe . Gerade von dem hier

201) und ſelbſt nach einzelnen Zeitabſchnitten vertretenen Standpunkte aus, der die eigentliche

(RG3. 82, 125) unterſchieden werden . Die Frage Nichtigkeit als Gegenwirkung des Geſekes gegen

aber, welche hier den Ausſchlag zu geben hat, iſt ſeine Verlegung und Mißachtung auffaßt, tann

die : wie verhält ſich das unwirtjame Rechtsgeſchäft man es verſtehen, daß das Geſet eine Milderung

im Tatbeſtand des § 139 ? Auf die ähnlichen beſonders da anbefehlen will, wo es ſelbſt auch die

Gelegesbeſtimmungen im Erbrecht wurde bereits | Nichtbeachtung des Rechtsgeſchäfts anordnet, nicht

hingewieſen. Im übrigen iſt zu ſagen : Selbft- i auch , wo dieſes aus anderen Gründen wirkungslos

verſtändlich muß das infolge Anfechtung nichtig bleibt.

gewordene Geſchäft unter 8 139 fallen (RG3. 62,
3. Aehnlich dürfte es ſich mit 8 141 , der die

187). Es iſt ausgeſprochen worden ,daß das wegen Beftätigung des nichtigen Geſchäfte betrifft
, ver

Verſagung der vormundſchaftlichen Genehmigung halten.Es handelt ſich um die erneuteVornahme

unwirkſam gewordene Rechtsgeſchäft nicht dem nich: des unheilbar nichtigen Rechtsgeſchäfts unter Ver

tigen gleichſtehe (OLG. 22, 144). Mit Recht, iſt meidung des Nichtigkeitsgrunds ;das trifft natürlich
aber das Gegenteil von André S. 31 und jeßt auf ſonſt unwirkſame Rechtsgeſchäfte nurausnahms

RG3. 82, 125 erklärt worden. Ob, wie André weiſe zu .
meint, auch die Vornahme der Wandlunghinſichtlich

gekaufter Waren die Wirkung des § 139 fürſonſtige
V. In der neueſten Zeit hat mit der Frage

Teile des Rechtsgeſchäfts äußere, mag dahingeſtellt
Sind alle Recht& geſchäfte eines Geiſtestranken

bleiben und wird Tatfrage ſein . Bu $ 476 BGB. nichtig ?" Danz in der JW . 1913, 1016 f. dag

ſpricht RG3. 62, 122 das Gegenteil aus, weil hier Wort zur Auslegung des $ 105 BGB. ergriffen .

die volle Wirkung der Vertragsklage aufrecht er :
Wenn fich ergibt, daß ein Kaufmann ſeit Jahren

halten werde, und RG3. 71, 203 ſcheidet, ob Bet geifteskrank war, könnten zu ſeinem Schaden eine

klagter das Rechtsverhältnis als von Anfang an große Reihe von für ihn vorteilhaften Rechtsge

nichtig oder erſt ſpäter erloſchen gegen fich gelten ſchaften der Nichtigkeit anheimfallen. Der Zwed

laffen müſſe. Fiſcher kommt in ſeinen Unter: des § 105 ſei doch nur Schuß des Kranken, ſo aber

ſuchungen zu § 140 auch für 8 139 mit Recht zum
könnten dieGefunden ſich auf ſeineRoſten bereichern.

Schluß, daß da, wo wirklich Teile des Rechtsgeſchäfts So lange der Geiſteskranke ſo gehandelt habe, wie

in Zuſammenhang mit dieſem unwirkſamwerden ein verſtändiger Menſch gehandelt hätte, müſſe das

( alſo nicht z. B. in den Fällen der 88 2044 A6.2,
Geſchäft auch nach § 105 aufrecht erhalten werden.

2109 , 2210, 2337), die Unwirkſamkeit der Nich
Schon anderen Abhilfemitteln in der gleichen Frage

tigkeit gleichſtehe, bei allgemeiner Unwirkſamkeit gegenüber hatte Krüđmann ( Recht 1913 ,422,

ſchlechthin, in bezug auf einzelne geſchüßte Perſonen vgl. 551) darauf hingewieſen, daß bisher aře 3ualle Ju

hinſichtlichdieſer ,endlichbeiSchwebezuſtänden ,fo- riſten mit der eiſernenLehregroß geworden ſind,

bald feſtſteht, daß die Wirkung nicht eintritt. Vgl.
die Rechtsgeſchäfte der Geiſteskranken ſeien nichtig ;

Fiſcher S. 7–11 ; auf8 2085 wendet auch RG3. troşdem trater dafür ein, dem Geiſtestranten

63, 27 den § 139 an. Rechtsbefiß an der Stellung des Geiſtesgeſunden

2.g 140 läßt bei einem an ſich nichtigen Rechts- einzuräumen, und zwar denen gegenüber , die mit

geſchäft, wenn es den Erforderniſſeneinesandern, ihmſchonlange vor der Erkrankung ununterbrochen

nicht nichtigen Rechtsgeſchäfts entſpricht, das leştere
in Geſchäftsverbindung geſtanden hatten.

gelten, wenn anzunehmen iſt, daß es bei Kenntnis In kaum einer Frage wird es ſo deutlich

der Nichtigkeit gewott ſein würde. Daß bei nach hervortreten, in welcher Ümwertung aller Werte“: „

träglicher Einbuße der Wirkſamkeit § 140 nicht in wir zurzeit begriffen ſind. Und doch handelt es

Frage kommt, wird auch hier zugegeben, im übrigen ſich hier nur um die Fortſeßung der Entwickelung,

beſteht über die Einordnung der unwirkſamen Rechts- von der Nichtigkeit zur bloßen Unwirkſamkeit . Wenn

- geſchäfte unter § 140 lebhafter Streit . Fiſcher man anerkennt, daß das Recht für jede Willens :

(S. 20) bejaht die Fragein derſelben Weiſewie erklärung eines Geſchäftsunfähigendie Anerkennung

zu g 139, ebenſo ein Erkenntnis von Riel bei verſagt, dann iſt eine Prüfung auf den Zweck nicht,

Neumann , Jahrbuch 1910 zu § 140. Dagegen mehr möglich und nur auf dem Wege des § 140

hat Leonhard , Allgemeiner Teil S. 430 F. die BOB. wäre eine „ Ronverfion " denkbar. Tatſächlich

Anwendung des § 140 ſtreng auf die nichtigen haben auch Kud. Beonhard und die Schrift:

Geſchäfte beſchränkt und das Reichsgericht nimmt ſleitung des Bankarchivs (1913, 143 ; vgl. auch

in RG3. 79, 308 den gleichen Standpunkt ein ; Dr. Wolff in JW . 1914, 121 ff.) die beiden Vor

in einem Falle, in dem die Nichtigkeit der Ver. ſchläge als die Auslegungsfreiheit überſchreitend

pfändung durch Unterlaſſung der Anzeige des abgelehnt. Und auch Stampe, der die Freirechtslehre

Gläubigers an den Schuldner eingetreten war, weſentlich vertieft hat, läßt (Arch Ziv Prar. 108 , 53)

ſprach das Reichsgericht aus , daß die Anwendung die latente Geiſteskrankheit als causa-Mangel die

des § 140 auf ſolche unwirkſame Geſchäfte den weiteren Geſchäfte beinfluſſen und die „ungerecht :

erheblichſten Bedenken unterliege . Der Fall ſteht fertigte Bereicherung“ begründen ; er ſpricht (S. 147)

allerdings den Fällen der nachträglichen Einbuße auch geradehin aus ,daß Geſchäftsunfähige (SS 101 ,

1
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105) kein Grundgeſchäft ſelbſtändig zuſtande in der Perſon des Rechtsinhabers auf Antrag 30)

bringen können . zulaffen , ſpricht dafür, daß ſolche Vermerte in

Ob es ſich geſeßgeberiſch empfiehlt, nur den gleicher Weiſe beim Uebergang des Urheberrechts

entmündigten und den offenbaren Geiſtestranken an Geſchmadsmuſtern auf Antrag zuzugeſtehen

zu ſchüßen, bleibe dahingeſtellt. Das, was hier ſind. 31) Ein weiterer Grund für die Eintragung

ausgeführt werden ſollte, iſt folgendes. Unſere eine ſolchen Vermerke iſt oben unter II 2 angegeben .

Rechtsordnung fordert, wenn ſie ein Rechtsgeſchäft Der Vermert wird bei dem betreffenden Re:

anerkennen ſoll , gewiſſe Sicherheiten hinſichtlich der giſtereintrag in der Spalte „Bemerkungen “ zu

Perſonen und ihres Willens, hinſichtlich der Form machen ſein.

und des Inhalts ihrer Erklärungenund Leiſtungen 2. Wer der Antragſteller iſt, ob er geſchäfts

und verſagt , wenn ihren Anforderungen nicht ent- fähig , ob gegebenenfalls ſeine Vertretungsbefugnis

ſprochen wird, jede Wirkung. Neben dieſen Fällen nachgewieſen iſt, ob die Form der Anmeldung ge

wahrer und unheilbarer Nichtigkeit, welche die wahrt iſt, ob das angegangene Gericht zuſtändig

Grundlage der Lehre bilden , haben ſich Fälle ein : iſt.ift. Hier gilt entſprechend das unter I 2, II i

gebürgert , in denen ein beſchränkterer, oft nur und 2 Geſagte ;

vorübergehender Schuß und auch nicht allgemein, 3. ob der Antragſteller berechtigt iſt oder ob

ſondern nur zugunſten gewiſſer Perſonen erforderlich er für den Berechtigten anmeldet. In dieſer Rich

erſchien. In dieſen Fällen iſt genügend erſchienen, tung iſt der Rechtsübergang nachzuweiſen

eine meiſt heilbare Unwirkſamkeit einzuführen, die a) bei Erbfolge : durch Vorlage eines Erbſcheins

ſich als Abſchwächung der urſprünglichen Nichtig- oder einer in öffentlicher Urkunde enthaltenen Ber:

keit darſtellte. So hat ſchließlich doch wohl Hölder fügung von Todes wegen und beglaubigter Abſchrift

Recht behalten, wenn er (ArchZid Pr. 73 , 104) des Protokolls über die Eröffnung der Verfügung ;

erklärte , daß es ſich im Gebiete der Ungültigkeit bei Uebernahme durch einen von mehreren Erben :

nur um die Gegenſäße zwiſchen gånzlicher und teil- durchVorlage des Aufeinanderſeßungsvertrags oder

weiſer ſowie zwiſchen unbedingter und bedingter der Zuſtimmung der übrigen Erben ; 32) bei Erb

Ungültigkeit handle . recht des Fiskus (S 1936 BGB.) : durch Vor:

lage des Beſchluſſes über Feſtſtellung des Erbrechts

des Fiskus (8 1966 BOB.) ;

b) bei Vertrag: durch Nachweis des Abſchluſſes.

Da im Muft. über die Form der Uebertragung

Prüfungspflicht des Regiſterrichters in beſondere Vorſchriften nicht enthalten ſind, ſo finden

gemäß § 413 BOB. die Vorſchriften über die

Bejdmadsmuſterjaden . Forderungsübertragung Anwendung. Nach § 398

Bon Oberamtsrichter Franz Simon in Augsburg.
BGB. geht das Recht durch formloſe Vereinbarung

zwiſchen dem bisherigen Berechtigten und dem

( Fortießung .) neuen Erwerber ohne Rüdficht auf den Rechts :

III. BeiAnmeldung der Uebertragung grund über. Es wird daher die Uebertragung

des Urheberrechts an Geſchmad &muftern vermerkt werden können auf Grund Vorlage einer

iſt zu prüfen die Frage : amtlich beglaubigten $2) Beſtätigung oder mündlichen

1. ob der Rechtsübergang überhaupt einzutragen
Erklärung des bisher Berechtigten oder Vorlage

iſt. Nach § 3 MuſtG. gehtdas Recht des Úrhebers des hinſichtlichder Unterſchrift amtlich beglaubigten **)
auf die Erben über und kann durch Vertrag oder ſchriftlichen Vertrags, woraus ſich die Üebertragung

Verfügung von Todes wegen auf andere übertragen
ergibt .

werden . Bei Verſteigerung auf Grund vorhergegangener

Verpfändung oder Pfändung des Muſterrechteſiehe
Der Uebergang des Rechts iſt von der Ein

die Ausführungen unter VI, VII.

tragung in das Muſterregiſter nicht abhängig ge
c ) bei Zuwendung als Vermächtnis durch Ver:

macht. 29) Nicht einmal Anmeldung des Rechts
fügung von Todes wegen : durch Vorlage der Ver:

übergangs iſt im MuſtG. vorgeſehen . Nachdem

das Muſterregiſter beſteht, die Uebertragung des
fügung und der Abtretungserklärung des Erben

(SS 2174 , 413, 398 BGB.) , mündlich oder in
Rechts am Muſter geſeßlich geregelt iſt und das

Muſterregiſter öffentlich und da iſt, über den Schutz
beglaubigter 32) Form .

und deſſen Inhaber Aufſchluß zu geben , jo fann
80) Wenn die Aenderung in beweiſender Form zur

aus dem Schweigen des Geſekes nicht entnommen Kenntnis des Patentamts gebracht wird ( Pato . vom

werden , daß eine ſolche Eintragung nicht zuläſſig 7. April 1891 § 19 Abſ. 2, GebrMuſto . vom 1. Juni

iſt. Die Analogie des Gebrauchsmuſterſchuß- und
1891, § 3 Abſ . 4 und § 22 der Kaiſ. AusfBD. 3. Bato

u . GebrMuſtG . vom 11. Juli 1891).

des Patentgeſekes , welche Vermerte über Aenderung $ ) S. auch Allfeld a . a. D. 83 Anm . 2 S. 318 und

Kohler, Muſterrecht S. 137.

) RG3. vom 28. November 1885 (Bolze, Praris 82) In beglaubigter Form , wenn nicht öffentliche

des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. 2 S. 72 ); Álfeld Urkunde vorliegt, nach Analogie des Patentrechts ( .

a . a . D. § 3 Muſto . Unm . 2 S. 319. Allfeld a . a . O. S. 194, Pato . § 19 Anm. 8b).
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d ) bei Uebertragung auf Grund erfolgreicher Muſterſchußes kann niemandem aufgezwungen

Anfechtung des Rechts eines eingetragenen Muſter werden. Sie hängt vom Willen des Berechtigten

rechtsinhabers. ab . 36) Der Verzicht erfolgt durch öffentliche Er

Das Muſterrecht entſteht als übertragbares klärung " ) oder durch Erklärung des Berechtigten

Recht ſchon mit der Schöpfung des Muſters, als gegenüber dem Regiſtergericht. 38)

ausübbares Volrecht erſt mit der Anmeldung und 2. Wer iſt der Verzichtende, iſt er geſchäftsfähig ?

Niederlegung. Meldet ein anderer als der Urheber iſt das Muſterrecht, aufdas er verzichten will ,

unberechtigt das Muſter zur Eintragung an, dann bei dem angegangenen als zuſtändigem Gerichte

kann der Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger klage eingetragen ? 39) Iſt nachgewieſen, daß der Ver

weiſe verlangen, daß der nichtberechtigte Einge zichtende der regiſtermäßige Inhaber des Muſter:

tragene das Muſterſchußrecht auf den Berechtigten rechts oder deſſen Rechtsnachfolger iſt ? In welcher

überträgt und Umſchreibung im Muſterregiſter be: Weiſe iſt der Verzicht anzumelden ? Dieſe Fragen

willigt.38) Der Berechtigte,der den Umſchreibungs- beantworten ſich entſprechend III 2 und 3.

vermerk beim Regiſtergericht beantragt hat , hat das 3. Was hat auf die Anmeldung des Verzichte

in leşterem Sinne ergangene rechtskräftige Urteil zu geſchehen ? Der Verzicht iſt in der Spalte

vorzulegen (8 894 ZPO.). Bemerkungen " des Muſterregiſters bei dem be

4. ob die Einſchreibung des Vermerks zu ver:
treffenden Muſter und , wenn mehrere Muſter unter

öffentlichen iſt. Wenn der Uebergang des Rechts einer Nummer des Regiſters vorgetragen find, unter.

eingetragen wird, wird er auch zu veröffentlichen Benennung des oder der betreffenden Muſter, auf

ſein . Im MuftG . ſind nur Eintragung der Neu das oder die ſich der Verzicht bezieht , nach ihrer

anmeldung und der Ausdehnung der Schußfriſt aus
Geſchäfts- oder Fabriknummer einzutragen. 49)

drüdlich erwähnt, daher auch nur hinſichtlich dieſer ... 4. Iſt die Eintragung des Verzichts zu ver

Veröffentlichungen verfügt. Die Rechtſprechung er: öffentlichen ? Mit Rücſicht auf die Bekanntmachung

achtet dieſe Veröffentlichungen nicht als die einzigen. der Anmeldung und Eintragung wird auch der

Sie' verlangt z . B.Veröffentlichung bei Eintragung Vermerk des Verzichts im Reichsanzeiger zu ver:

des Verzichts auf den Schuß.34) Fieraus und aus öffentlichen ſein. $4)

der analogen Anwendung des § 10 HGB. ergibt Ueber Rüdgewähr der Gebühr bei Verzicht auf

fich , daß alle Eintragungen im Muſterregiſter, auch die Schußfrift fiehe die mehrerwähnten Entſchei

der Rechtsübergang zu veröffentlichen ſind.34a)Siehe dungen des Kammergerichts und des Oberſten

auch den oben II 2 angegebenen Grund. Bandesgerichts.

Für Eintragung von Lizenz- und Nußnießungs
V. Bei Antrag auf Löſchung iſt Perſon ,

rechten an Muſterrechten ſowie derart beſchränkten Geſchäftsfähigkeit, Berechtigung des Antragſtellers

Rechtsübertragungen , daß fie Lizenz: oder Nuß zu prüfen .

nießungsrechten gleichkommen, iſt im Muſterregiſter Der Antrag wird nur zuläſſig ſein , wenn der

kein Raum. Das MuſtG. enthält hierüber nichts. Antragſteller ein von ihm erwirktes rechtskräftiges

Auch in den Patent- und Gebrauchsmuſterſachen Urteil vorlegt, welches das Muſterrecht als nichtig

werden in der Rolle Uebertragungen nicht vermerkt, erklärt oder den Eingetragenen zur Löſchungsbe

die nur die Ausübung des Rechts betreffen .35) Einwilligung verurteilt. Ob eine Nichtigkeitsklage oder

Antrag auf Eintragung eines ſolchen Rechte wäre Löſchungsklage im Geſchmadsmuſterrecht zuzulaſſen

abzulehnen . iſt, 1) hat der Regiſterrichter nicht zu prüfen . Wenn

IV. Bei Anmeldung des Verzichts auf 36) Siehe hierher auch § 8 der Bayer. MBet, vom

das Muſterrecht find zu prüfen die Fragen : 14. Dezember 1899 betr. Führung des Muſterregiſters,

Stammergerichtsentſch vom 19. Juli 1905 (Recht 1906

1. 3ft eine Verzichtserklärung bezüglich des S. 76 Nr. 140).

Geſchmademuſterrechts entgegenzunehmenund ein- 87) Siehe Allfeld a . a . D. § 8 Anm . 1 des Muſto .

zutragen ? Das Muſt6.enthält weder über die S. 340 ; Kohler , Muſterrecht S. 113.

Zuläſſigkeit eines Verzichts noch über ſeine Form
88) Siehe die Kammergerichtsentſch. unter Note 36

und Kohler, Muſterrecht S. 113.

eine Beſtimmung.
$9) Auf ein wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts

Auf den erworbenen Geſchmadsmuſterſchuß kann unwirtſames (ſiehe † 1 ) Muſterrecht gibt es natürlich

aber verzichtet werden . Die Fortdauer des durch keinen Verzicht. Ein Löſchungsvermerk hinſichtlich des

Benüßung einer ſtaatlichen Einrichtung gewonnenen
gegenſtandsloſen Eintrags wird beantragt und ein

geſchrieben werden können.

4) Böſchung des bisherigen Eintrags durch „ Rot

5 ) Siehe auch Alfeld a. a . D., Muſto . $ 7 Anm. 1 , unterſtreichen “ findet nicht ſtatt, da durch den Vermerk

§ 3 Anm. 2 S.334 und 318 ; Kohler, Muſterrecht S. 91. die Aufhebung des Rechts genügend ausgedrüđt iſt

34) Kammergerichtsentſch. vom 19. Juli 1905 (Hecht und eine förmliche Löſchung des ganzen Eintrags auch

1906 Š. 76 Nr. 140); Dblo. (Sammlg. Bd . II S. 625) bei Beendigung des Muſterrechts durch Zeitablauf nicht

vom 16. Oktober 1901. ſtattfindet.

34 a ) Auf Koſten des Antragſtellers ſiehe auch 41) Siehe Bolze, Praris des Reichsgerichts in Zivils

Note 41 a. ſachen Bd . IV Nr. 196 , Entſch . vom 27. April 1887 ;

$5) Siehe Adfeld a . a . D. Pato. $ 6 Note 5 S. 116 , Allfeld a . a .D. S. 337 Muſto. § 7 Anm. 4 ; dagegen

GebrMuſto . § 7 Note 4 S. 416 ; Kohler, Muſterrecht Kohler, Muſterrecht S. 129 und die dort angegebenen

S. 138. Entſcheidungen Note 2—4.

.
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ihm ein auf Nichtigkeit oder Löſchung lautendes mit übereignungen verneint, bei denen der Schuldner ſeine

Rechtskraftzeugnis verſehenes Urteil unterbreitet ſämtlichen zukünftigen Außenſtände übereignete, obs

wird , iſt dieſes für ihn maßgebend.
wohl nirgends ein geſebliches Verbot beſteht, fünftige

Mit Rüdſicht auf die Deffentlichkeit des Muſter: Forderungenabzutreten. Noch bedenklicher iſt die

Meinung, daß keine Umgebung des Geſekes vorliege.

regiſters wird auf Antrag des Siegers die rechts Freilid berbietet das Geſeß nur die Vernehmung der

kräftige Feſtſtellung der Nichtigkeit oderdie rechts: Prozeßpartei als Zeugen . Aber warum ? Doch nur

kräftige Verurteilung zur Löſchungsbewilligung in deshalb, weil nach dem Willen des Geſebgebers der

die Spalte , Bemerkungen “ einzutragen 4') und die am Vertrag und am Rechtsſtreit am meiſten Beteiligte

Eintragung auf Koſten des Antragſteller: 41a) im nicht als Zeuge für ſeine eigenen Behauptungen ber

Reichsanzeiger zu veröffentlichen ſein . | nommen werden ſoll ! Dieſe Abſicht wird durch die

(Fortſeßung folgt).
vorgenommene Schiebung bewußt vereitelt, und man

kann daher wohl ſagen, daß eine Abtretung zur

Umgebung des Seſebes vereinbart iſt, die nur die

Vernehmung des Abtretenden als Zeugen bezwedt.

Man wird ſich alſo mit dem vom Reichsgericht ver

Kleine Mitteilungen. tretenen Standpunkt nicht ohne weiteres befreunden

können .

Ueber die Gültigleit von ſogenannten Scheinab:
Entſchiedene Billigungverdient hingegen eine andere

tretungen. Das Reichsgericht hat neuerdings zwei Entſcheidung des Reichsgerichts (IW . 1913 S. 370),
bedeutſame Entſcheidungen gefällt. In der einen von

die ſich über die Frage ausläßt, ob es ſittenwidrig ſei,
ihnen (JW. 1913 S. 317) behandelt es die Frage,

eine Forderung nur deshalb abzutreten, damit derEr
ob eine Abtretung, die nur vorgenommen wird, um

werber im Armenrecht klage. Die Frage wird vom
den Abtretenden als Zeugen auftreten zu laſſen, wegen

Reichsgericht bejaht, und zwar nicht nur für den Fall,
Verſtoßes gegen die guten Sitten und gegen ein Vers

botsgeſeß nichtig ſei. Die Frage wurde verneint. Das
wenn der Abtretende mit der „unbedingten “ Möglich

feit gerechnet hat, daß Kläger (der Erwerber) unters
Reichsgericht ſtüßt ſich zur Begründung ſeiner Anſicht

liegen werde, ſondern ſchon dann, wenn er überhaupt
zunächſt darauf, daß das Geſeß keine Beſtimmung

tennt, die eine nur zu dem angegebenen Zwecke vors
mit der Möglichkeit des Unterliegens gerechnet hat.

Der Grund, aus dem ſich das Reichsgericht auf dieſen
genommene Abtretung verböte. Mache man aber von

Standpunkt geſtellt hat, iſt leicht erſidstlich ! Durch
einem geſeblichen Rechte Gebrauch , ſo könne - jo-

die Abtretung wird es dem Segner unmöglich gemacht,

meint das Reichsgericht - von einem Verſtoße gegen

$ 138 BGB. keine Rede ſein . Ebenſo liege kein Verſtoß
im Falle ſeines Sieges ſeine Koſten erſtattet zu er

halten. Die andere Partei – d. h . der Abtretende -
gegen § 134 BGB. vor, weil die durch die Abtretung

führt alſo den Prozeß ohne eigene Gefahr auf Koſten
herbeigeführte Vernehmung des Abtretenden als Zeuge

des Gegners. Die vom Reichsgericht ausgeſprochenen
nirgende im Geſet berboten ſei; die BPO. verbiete

Grundjäge ſind m . E. auch auf den Fall anzuwenden,
nur die Vernehmung der Prozeßpartei als Zeugen ;

iaim 8 393 Abſ. 1, 4 BPD. werde ſogardie Zeugens Belißdes Ärmenrechts zu ſein; dennbekanntlich hat
daß die klagende Partei zahlungsunfähig iſt, ohne im

vernehmungdes Abtretenden ohne Rüdſicht auf den
ja an und für ſich die Bewilligung des Armenrechts

Grund der Abtretung vorausgeſept.
auf die Erſtattung der Koſten des Gegners feinen Einfluß.

Dieſe Begründung erſcheint bei näherem Zuſehen
Es nimmt Wunder, daß dieſe Entſcheidung von

etwas dürftig . Ganz zweifellos iſt, daß ſich die Ver
demſelben Senat gefällt iſt, wie die zuerſt angeführte.

tragsteile durch eine ſolche Abtretung gegenüber der

andern Partei eine für den Prozeß günſtigere Lage
Man hätte, nach den Gründen dieſer Entſcheidung zu

urteilen, eigentlich annehmen müſſen, daß das Reids:

verſchaffen wollen , durch deren Augnüßung ſie dann
gericht zu dem entgegengeſetzten Ergebniſſe hätte kommen

auch Sieger zu bleiben hoffen. Wenn auch der Ab
müſſen . Denn es beſteht ebenfalls kein geſebliches Ver

tretende nicht beeidigt zu werden braucht und ſomit
bot, ſeine Forderung an eine zahlungsunfähige Partei

die Bewertung ſeiner Ausſage dem richterlichen Ers

meſſen unterſtellt wird, ſo wird doch troßdem die Lage
abzutreten, damit dieſe im Ürmenrecht klage . Und

wenn der Abtretende nur mit der Möglichkeit rechnet,
des Erwerbers erheblich verbeſſert . Denn gänzlich

daß der Erwerber im Rechtsſtreit unterliegen werde,
wird der Richter die Ausſage des Abtretenden kaum

iſt

größer, als dann, wenn
tretenden ein vollgültiges Beweismittel dann ver

wird, damit ſich der Erwerber ein ihm nach dem Geiſte
ſchaffen, wenn ſie auf das Zeugnis von nahen Ver

der ZPD. nicht zuſtehendes Beweismittel verſchaffen
wandten des Abtretenden Bezug nehmen , deren Bes

könne .

eidigung nach der Abtretung nicht abgelehnt werden
Rechtsanwalt Dr. Pfeiffer in Hirſchberg i . Schl.

kann . Ob eine ſolche Handlung gegen die guten Sitten

verſtößt, läßt ſich nicht mit einem einfachen Hinweis

daraufentſcheiden, daß die Parteien nur von einem geſet :

lichen RechteGebrauch machen. Hat doch das Reichsgericht Der 8 243 5GB. bei der gemiſchten wirtſchaftlichen

ſelbſt neuerdings die Gültigkeit von gewiſſen Sicherungs- Unternehmung . (Nachtrag zu S. 17/18 Nr. 1 dieſer

41 a) Analog $ 9 Abſ. 6 Muſto . ; Art. 39, 39 a bayer.
Zeitſchrift von 1914. ) Weil man zugeben muß, daß

Gebo . $ 89 GKG. unbeſchadet deſſen etwaiger Erſak
$ 243 HGB. die Abordnung von Mitgliedern des

anſprüche. Die auf die Eintragung und Veröffent: Nufſichtsrates einer Aktien - Geſellſchaft durch die öffent

lichung entſtehenden Koſten gehören nicht zu den lichrechtliche Körperſchaft zur Geltendmachung ihres

Zwangsvollſtreckungsfoſten (Gaupp -Stein , Homm . 3 . Einfluſſes und Wahrung ihrer Intereſſen unmöglich

SPO . & 788 Anm . I, Vorbem . III vor 8 704) . macht, ſo ſoll dieſer Zweck dadurch erreicht werden,

unbeachtetlajien,und überdies können ſich die Absorbit die njütlichkeitfeiner Handlungsweiſe kaum
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daß die zwei in Ausſicht genommenen Vertragsfirmen und Widerruf nach & 243 Abſ. 4 SGB. werden not

den Kreiſen Unterfranken und Oberfranken eine Option mendig . In leßteren Fällen find außerordentliche

bis zu 60 % des jeweiligen Aktien Kapitals der für Generalverſammlungen für Widerruf und Ergänzungs

das Unternehmen der Elektrizitäts -Ueberlandzentrale Neuwahl notwendig .

zu bildenden Aktien - Geſellſchaft einräumen. Die da und dort vorgeſchlagenen Umwege zur

In einem anderen Vertrage iſt der öffentlichen Sicherung des Einfluſſes und der Intereſſen der

Körperſchaft eine Option bis zu 50 % +1 des jeweis mit Aktiengeſellſchafts-Unternehmerfirmen paktierenden

ligen Aktien -Kapitals zugeſprochen . Kreisgemeinden bieten ihnen recht unvollfommene Nots

Durch ſolchen Aktienbeſiß könnten die bei der behelfe.

Attien - Geſellſchaft beteiligten öffentlichen Körper- Geh . JR . Dr. Full , Rechtsanwalt in Würzburg .

ichaften die Wahl der von ihnen gewünſchten Vers

treter als Mitglieder des Aufſichtsrates bei den Ge

neralverſammlungen ſichern, wobei jedoch dieim Schluß:

ſaße des § 243 HGB. erforderten 8/4 des bei der Be- Sind vertündete amtsgerichtliche Beſchlüfie im Bartei:

ichlußfaſſung vertretenen Grundkapitals wohl zu be- betrieb oder von Amt: wegen zuzuſtellen ? Dieſe Frage

achten ſind. habe ich in Nr. 2 dieſes Jahrganges aufgeworfen und

Aber dieſer Umweg erfordert ein außerordentlich in bejahendem Sinne beantwortet. Meine Abhandlung

großes Opfer der Beteiligung am Aktienkapital. Dieſes hat zwei Gegner auf den Plan gerufen : Herrn Geheimrat

Opfer wird noch dadurch vergrößert, daß der Siches Prof. Dr.v. Seuffert und Herrn Rechtsanwalt Dr. Rann,

rungszweck fordert, daß die Körperſchaft, ſolange die die in der Begründung ihres gegenteiligen Stand

gemiſchte Unternehmung beſteht, niemals Teile ihres punktes allerdings nicht ganz einig geben und mich ſchon

Aktienbeſißes veräußert. aus dieſem Grund nicht recht zu überzeugen vermochten .

Es haben Körperſchaften auch ſchon einen anderen Ich habe nicht die Abſicht, eine Widerlegung der Anſicht

Umweg eingeſchlagen . Sie ließen ſich in ihrem mit dieſer beiden bekannten Autoren zu verſuchen , zumal

der Unternehmerfirma abgeſchloſſenen Vertrag zus ich mich mit meiner Veröffentlichung eigentlich nicht

fichern, daß von der zu bildenden Betrieb8-Aktien- in den Streit der Meinungen miſchen wollte , ſondern

Geſellſchaft in der Generalverſammlung eine beſtimmte nur den Zweck verfolgte, im Intereſſe der Rechtsſichers

Zahl von Aufſichtsratsmitgliedern nach Vorſchlag der heit den gegenipärtigen Standpunkt des Münchener

Körperſchaft gewählt werden ſollen . Eine ſolche Be- Vollſtreckungsgerichts darzulegen und zu begründen .

ſtimmung in die Saßungen der Aktiengeſellſchaft auf- Wenn ich trofdem noch einmal das Wort ergreife,

zunehmen, geht nicht an. Die Generalverſammlung ſo geſchieht es nur deshalb, weil ich faſt den Eindruck

iſt in der Aufſichtsratswahl unbeſchränkt und kann in gewonnen habe, als ob mir in den Erörterungen

der geſeblid freien Wahl nicht durch ſolche Sabungs: Seufferts und kann die Anſicht unterſtellt würde, daß

Vorſchriften eingeengt, beſchränkt und gebunden werden. alle verkündeten amtsgerichtlichen Beſchlüſſe der Zu

Jene in den Ausführungsverträgen etwa ſtehenden ſtellung von Amts wegen bedürften , beiſpielsweiſe alſo

Wahlzuſagen wären jedenfalls rechteunwirtſam . auch Beweisbeſchlüſſe und ſonſtige Beſchlüſſe prozeßs

Mag nun aber auch die öffentliche Körperſchaft leitender Art. Es liegt mir daran, feſtzuſtellen , daß

bei dem erſtbeſprochenen Umwege unter Augnüßung ich dieſe Anſicht für falſch halte ; ich habe ſie auch

ihres 50 % und mehr des Attienkapitals überſteigen- niemals vertreten ; meine Frageſtellung lautete nicht:

den Aktienbeſites in der Generalverſammlung ihre „Sind alle verkündeten amtsgerichtlichen Beſchlüſſe

Männer in den Aufſichtsrat ſelbſt wählen laſſen oder von Amts wegen zuzuſtellen ?", ſondern ſie lautete :

trägt man bei geringerer Aktienbeteiligung der Körper- „Sind verkündete amtsgerichtliche Beſchlüffe (scil .

ichaft in der Generalverſammlung tatſächlich ihren ſoweit zu ihrer Zuſtellung überhaupt ein praktiſches

Vorſchlags- Wünſchen Rechnung, ſo gewähren beide Bedürfnis beſteht !) im Parteibetrieb oder von

Umwege nur einen recht unvollkommenen Notbehelf. Amts wegen zuzuſtellen ? “ In dieſem Sinn und

In der Generalverſammlung können nur beſtimmte in keinem anderen wollte ich meine Ausführungen ver

Perſonen als Mitglieder des Aufſichtsrates gewählt ſtanden wiſſen. $ 496 Abſ. 1 BPD ., auf den ich meine

werden. Die Streis -Regierung kann nicht ihren „ je- Beweisführung aufbaue, ſpricht ſich ja auch in teiner

weiligen Referenten " wählen laſſen . Wedſel im Res Weiſe darüber aus , was alles zugeſtellt werden muß,

ferat, Beförderungen oder Verſeßungen außerhalb des ſondern nur darüber, in welcher Weiſe die etwa

Kreiſes könnten an der durch Wahl in der General- erforderlichen Zuſtellungen auszuführen ſind.

verſammlung geſchaffenen Eigenſchaft als Mitglied des Amtsrichter Dittrich in München .

Aufſichtsrates nichts ändern . Der einmal gewählte

Uufſichtsrat müßte trop Referatswechſels und trop Be

rufung auf andere Stellung als Mitglied des Aufs

ſichtsrates bis zum Ablauf ſeiner Wahlperiode tätig

bleiben oder es muß für einen Widerruf ſeiner Wahl Aus der Rechtſprechung.
nach § 243 Abſ. 4 HGB. Sorge getragen werden.

Aehnliche Verwidelungen ergeben ſich, wenn in Reichsgericht.

dem einen oder anderen Falle ein Mitglied des Land A. givilſachen.

rats der Kreisgemeinde in den Aufſichtsrat gewählt
I.

wird . Iſt die Wahlperiode für den Landrat abge

laufen und das bewußte Aufſichtsratsmitglied tritt in
Der ,Selbfttoftenpreisº iſt teine Eigenſchaft eine

Grundſtüd8. Aus den Gründen : Die auf § 463
den neuen Landrat nicht wieder ein, ſo muß man ent

BOB. geſtüßte Klagbegründung iſt vom DLG.ſchon des
weder den Herrn gleichwohl als Aufſichtsrat weiter halb abgewieſen worden, weil die Angabe des Selbſt

tätig ſein laſſen bis zum Ablauf der für ihn in dieſer koſtenpreiſes die Zuſicherungeiner Eigenſchaftdes Grund

Eigenſchaft laufenden Wahlperiode, oder Niederlegung ſtüds nicht in ſich ſchließe. Dieſe Auffaſſung iſt nicht
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irrtümlich. Unter den Eigenſchaften der Stauffache im zwiſchen dem Kläger und ſeinen Freunden , die ihm

Sinne von $8 459 Abſ. 2, 463 BGB. Find nach der zur Erlangung des Kontrakts behilflich ſind“ , war auch

feſtſtehenden Rechtſprechung des Reichsgerichte (ÁOZ. in dem Bertrage ausdrüdlich vorgeſehen. Dieſe Um

52, 1 ; 59, 243 ;61, 84) allerdings nicht nur die natür- ſtände rechtfertigen die Entſcheidung, daß der ganze

lichen Beſchaffenheitsmerkmale, ſondern auch tatſächliche Vertrag nach Beweggrund, Inhalt und Zweck gegen

oder rechtliche Verhältniſſe zu verſtehen, die zufolge die guten Sitten verſtößt, ohne Rüdſicht darauf, ob

ihrer Beſchaffenheit und ihrer vorausgeſeßten Dauer wirklich den Beamten Geſchenke gegeben worden und

nach den Verkehrsanſchauungen einen Einfluß auf die dadurch die Vertragsſchlüſſe erzielt ſind. Es iſt dess

Wertſchäßung der Sache ausüben . Als ſolche Ver- halb ohne Bedeutung, daß dies nicht feſtgeſtellt worden

hältniſſe ſind z. B. die Höhe der Brandverſicherung, iſt. Ebenſo unbegründet iſt die Müge, das OLO. habe

die Steuerbeträge und die Mieterträge anerkannt nur das deutſche SIGB. (8 331) angeführt und nicht

worden. Das Weſen der Eigenſchaft iſt aber abge- geprüft, welche Anſchauungen in dem ausländiſchen

ſprochen dem Wert und Marktpreis der Sache, da dieſer Staate herrſchen . Das Stob. dieſes Staates bedroht

nur das Ergebnis der Schäßung jäintlicher für die ebenſo wie der § 331 mit Strafe einen Beamten, der

Wertſchäßung maßgebender Eigenſchaften der Sache, ein Geſchenk für eine in den Kreis ſeiner Dienſtver,

nicht aber ſelbſt eine Eigenſchaft iſt (MGZ. 64, 269 ; pflichtungen einſchlagende Handlung annimmt, auch

JW. 1906 , 378). Verſchieden von dem Werte der wenn dieſe nicht pflichtwidrig iſt. Uebrigens entſcheidet

Sache iſt der Selbſtkoſtenpreis des Vertäufers. Er kann die deutſche Auffaſſung über die Frage, ob derBertrag

allerdings einen Maßſtab für die Wertbemeſſung bilden ; gegen die guten Sitten verſtößt. (Urt. d . III . ZS. vom

Sacheigenſchaft iſt er aber nicht, weil aus ihm keine 6. Februar 1914, III 474/13) .

gegenſtändliche und dauernde Grundlage für die Bes

meſſung des Sachwerts zu entnehmen iſt . Er ſagt nur,

was die Vertragsparteien auf Grund ihrer Schäßung IV.

zur Zeit des Vertrags und auf Grund der beſonderen

Sachlage als angemeſſenen Preis erachtet haben. Der Rüdtritt vom Wertvertrage wegen wiſſentlich an :

Verkehrsauffaſſung würde es nicht entſprechen , in dem wahrer Angaben des Unternehmer8. Ä us den Grün

Selbſtkoſtenpreis ein den natürlichen Eigenſchaften ents den : Die Beklagten haben eine Befugnis zum Müd

ſprechendes Verhältnis zu erbliden . Der Hinweis der tritt vom Bertrage auch daraus hergeleitet, daß die

Neviſion darauf, daß hier zwiſchen der Zahlung des Kläger ihnen Bohrberichte mit wiſſentlich unwahren

Selbſtkoſtenpreiſes und demKauf nur eine kurze Zeit Angaben zugeſandt hätten. Nach dieſen Berichten ſollte

verfloſſen ſei, liegt neben der Sache; entſcheidend iſt, eine Tiefe von 16 m erreicht geweſen ſein , während

ob der Selbſtkoſtenpreis nach ſeinem Weſen und ſeiner in Wahrheit nur 3m mit dem Spaten gegraben wären.

Bedeutung eine Eigenſchaft iſt. (Urt. des V. ZS. vom Das DLO . hält dieſe Behauptung der Beklagten für

7. Februar 1914, V 454/13 ). unerheblich, weil es ſich höchſtens um eine Uebertreibung

des Geleiſteten gehandelt habe undirgendwelche Nach

teile daraus für die Bellagten nicht entſtanden ſeien .

II . Dieſer Rechtsauffaſſung kann nicht beigetreten werden .

Sind die Behauptungen der Beflagten richtig, dann

Der Rutider als Erfüllungêgehilfe defien , der den haben die Kläger ihnen wahrheitswidrig mitgeteilt,

Urzt über Land ruft. Aus den Gründen : Ein daß die eigentlichen Bohrarbeiten begonnen und bis

Vertragsverhältnis zwiſchen dem Kläger (dem bei der zu einer gewiſſen Tiefe ausgeführt ſeien . Das Aus

Fahrt zu Schaden gekommenen Arzt) und dem Be- heben einiger Meter mit dem Spaten iſt noch nicht

klagten iſt damit begründet, daß der den Arzt über ein Beginn ſondern nureine geringfügigeVorbereitung

Land Mufende die Untoſten der Fahrt zu tragen hat, der wirklichen Bohrarbeiten. Eine ſolche wiſſentlich

wenn der Arzt mit eigenem oder von ihm beſchafftem falſche Mitteilung aber konnte nach den Umſtänden

Geſpanne der Beſtellung Folge leiſtet. Der Beſteller, des Falles einen Rüdtritt der Beklagten von dem Bers

der es übernimmt, den Arzt mit ſeinem Geſpanne zu trage auch dann rechtfertigen , wenn ſie keinen unmittel

dem Stranten abholen zu laſſen , verpflichtet ſich damit baren Nachteil für ſie zur Folge hatte. Die Bellagten,

zu einer Gegenleiſtung für die ärztliche Tätigkeit. Dem- die von dem Bohrorte weit entfernt wohnten, mußten

nach iſt auch der Kutſcher, durch den er den Arzt fich auf die Zuverläffigkeit und Redlichkeit der Kläger

abholen läßt, fein Erfüllungsgehilfe . Daß der verlaſſen können. Jm Bohrvertrage war den Alågern

Bellagte nicht ſelbſt zu fahren verpflichtet war, ſteht die Verpflichtung auferlegt, vom Beginn der Arbeiten

dem nicht entgegen . Der § 278 BOB. gilt nicht nur regelmäßige, ſorgfältige Aufzeichnungen und Bohrpro.

für ſolche Leiſtungen, die grundſäßlich von dem Schuld- file anzufertigen und den Beſlagten zuzuſenden . Jede

ner perſönlich zu bewirten ſind, er iſt auch anwendbar, abſichtlich verſchuldete oder durch grobe Nachläſſigkeit

wenn der Schuldner die von ihm übernommene Ver- verurſachte Nichterfüllung der im Bertrage übernoms

pflichtung nicht ſelbſt erfüllen kann oder zu erfüllen menen Verpflichtungen ſollte den anderen Vertragsteil

braucht (vgl. RGZ. 55, 335 ; 59, 22 ; 62, 119 ; 64, 321 ; berechtigen, die Auflöſung zu verlangen . Die abſichts

65, 17 ; 73, 148 ; 78, 239 ). (Urt. d . III. ZS . vom 20. Ja- liche Täuſchung über den Beginn der Bohrarbeiten

nuar 1914, III, 451/13) . war danach nicht ein unerheblicher Umſtand. Waren

aber die Beklagten zum Rüctritt berechtigt, ſo konnten

die eingeflagten Anſprüche nicht dem Grunde nach für

III . gerechtfertigt erklärt werden. Die Erwägung desDLG .,

daß die Kläger doch jedenfalls berechtigt geblieben

Sittenwidriger, weilBeſtechung vorſehenderUgentur: wären, die Gegenleiſtung für den bereits geleiſteten

bertrag. Aus den Günden : Den Agenturvertrag Teil der Arbeiten zu fordern , kann die Entſcheidung

zwiſchen den Parteien hat das DLG. mit Recht wegen des OLG. nicht rechtfertigen . Denn dieſer Anſpruch

Verſtoßes gegen die guten Sitten ($ 138 BOB.) für wäre ein ganz anderer als der dem Grunde nach für

nichtig erllärt. Nach ſeinen Feſtſtellungen war der gerechtfertigt erklärte . Daß den Klägern irgendein

Vertrag gerade geſchloſſen, um mit Hilfe der dem Anſpruch aus dem der Klage zugrundeliegenden Rechts.

Kläger befreundeten Beamten die Beklagte bei der aus: verhältnis zuſteht , genügt zumErlaß eines Zwiſchens

ländiſchen Regierung einzuführen . Der Kläger ſollte urteils nach § 304 ZPO, nicht. (Urt. d . III. ZS, vom

dieſen Freunden einen Teil des Ueberpreiſes verſprechen, 30. Januar 1914, III 486/13).

damit ſie auf die Uebertragung der Lieferungen an die

Bellagte hinwirkten . Die Teilung des Ueberpreiſes

-à
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VI .

V. ſtimmung im Zweifel dem zu , der die Gegenleiſtung

zu fordern hat, wenn, wie hier, der Umfang der Gegen .
Ausidliefung der Widerruflichteit des Mätlerant:

leiſtung in Frage kommt. Danach hätte hier der Ber
tragé. Aus den Gründen : Die freie Widerruflich mieter die Höhe des Mietzinſes beſtimmen dürfen und
feit des dem Mäller erteilten Auftrags kann durch den

nach billigem Ermeſſen beſtimmen müſſen . Das Ers
Willen der Parteien ausgeſchloſſen werden. Dieſer gebnis iſt alſo dasſelbe wie das des ØG. (Urt. des

Wille kann ſich auch aus den Umſtänden ergeben. Hier III. 35. dom 23. Januar 1914, III 442/1913) .

hat der Bellagte der Klägerin den Alleinverkauf ſeines

Gutes übertragen, nachdemihr Geſchäftsführer dem

Bellagten auf fein an die Klägerin gerichtetes Geſudy
VII.

um Verſchaffung eines Darlehens wiederholt erklärt

hatte, ſie werde ihm das Darlehen nur beſchaffen, wenn 1. Wird ein wegen Formmangel8 nichtiges Schen:

er ſich verpflichten wolle, ihr den Alleinverlauf des fungeberſprechen nad 8 518 abl. 2 oder 8 607 ubl. 2

Gutes zu übertragen und ihrdie Vergütung auch dann
BOB. dadurch gültig , daß der Scheateade in einem

zu zahlen, wenn das Gut durch ſeine, des Beklagten, Schuldſchein den verſprochenen Betrag als Darlehen zu

Bemühungen oder die dritter Berſonen zum Berkaufe ichulden betennt ? 2. Wie verteilt ſich die Beweislaft
täme. Darauf hat der Beklagte nach Unterzeichnung hinfidhtlich der Begründung einer Schuld , wenn der Gläu

des Scheines das Darlehen von der Klägerin erhalten. biger ſeinen Anſpruch auf ein idriftliches Darlehens

Die Einräumung des Alleinverkaufs bildete alſo die betenntnis ftüht und jugibt, tein Darlehen gegeben zu

Gegenleiſtung für die Gewährung des Darlehens.
haben ? Aus den Gründen : 1. Das OLO . ſcheint

DerBetlagte hatte gegen Gewährung des Darlehens zu unterſtellen , es ſeizwiſchen dem Beklagten und ſeiner

die Verpflichtung übernommen, der Klägerin auch im
Frau der Erblaſſerin der Kläger ein Vertrag

Falle des Selbſtabſchluſſes die Bergütung zu zahlen. geſchloſſen worden , durch den der Beklagte ihr 3500 N
(Urt. d . III . ZS. vom 23. Januar 1914 , III 385/13) . ſchenkweiſe verſprochen habe, und er ſcheintweiter an
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zunehmen , daß dieſerVertrag zur Gültigkeit an ſich

der im g 518 Abſ. 1 Sat 1 BGB. für vertragsmäßige

Schenkungsverſprechen vorgeſchriebenen Form bedurft

hätte, daßaber der Mangel derForm nach § 518 Abf.2

Mietvertrag ohne ziffermäßige Feſtießung des Mi durch Begründung der Schuld als einer Darlehensſchuld

zinſes. Aus den Gründen : Das Bó. iſt der An- geheilt ſei. Wenigſtens faßt die Heviſion die Ausführung

ficht, daß die Parteien einen Mietvertrag ſchließen des DiG.'s in dieſer Weiſe auf, da ſie Verlegung des

wollten und geſchloſſen haben , obgleich ſie die Höhe | $ 518 BOB. rügt, weil ein formloſes Schenkungsver

des Mietzinſes einer weiteren Einigung vorbehielten. ſprechen nicht dadurch gültig werde, daß es in die Form

Den Sinn dieſes Borbehalts verſteht das BG. dahin , eines Darlehensverſprechens gekleidet ſei. Der Reviſion

daß die şöhe des Mietzinſes nach billigem Ermeſſen iſt auch beizuſtimmen, daß aus jenem rechtlichen Geſichts

feſtgefeßt werden ſollte, wenn teine Einigung erfolgen punkt ſich die Gültigkeit des Darlehnsverſprechens nicht

werde. Die Beſtimmung des § 154 BO8. , wonach ein ergibt. Der Zweck der Formvorſchrift im 8 518 Abſ. 1

Bertrag nicht geſchloſſen iſt, wenn über einen Punkt Saß 1 BGB. iſt, den Schentgeber vor Uebereilung bei

eine Bereinbarung erſt noch getroffen werden fou , ift Bermögensjuwendungen zu ſchüßen , die er nicht ſofort

deshalb nach ſeiner Meinung nicht anzuwenden. Die als ſolche empfindet. Wenn der Schenkgeber auf Grund

Meviſion macht geltend, wenn die Parteien die Höhe des Schenkungsverſprechens einen Schuldſchein überein

des Mietzinſes ausdrüdlich ſpäterer Bereinbarung vors Darlehen ausſtellt, ſo liegt wiederum nur ein Verſprechen

behalten hätten, ſo ſei damit unzweideutig ausgedrüdt, vor. Die verſprochene Deiſtung iſt dadurch nicht i. S.

daß ſpäter die böhe des Mietzinſes nur durch den des 8 518 Abſ. 2 BGB. bewirkt.' Dieſe Beſtimmung

übereinſtimmenden Willen beider Parteien feſtgeſeßt fordert eine Leiſtung der Art, daß eine Forderung für

werdenkönne. Dieſer Angriff iſt verfehlt. Nach§ 154 den, der beſchenkt werden ſoll, nicht beſtehen bleibt

BOB. iſt der Vertrag nur im Zweifel nicht ges (NG. Bd . 71 S. 291, 292) . Die Gültigkeitdes Bekennt

ſchloſſen, wenn die Parteien einen Punkt fünftiger niſſes eines Darlehensempfangs in dem hier fraglichen

Bereinbarung vorbehalten haben . Nach den Umſtänden Schuldſchein iſt auch aus § 607 Abſ. 2BGB. nicht zu

des Falles können die Parteien gewollt haben, daß entnehmen. Zwar kann nach dieſer Vorſchrift eine Schuld

der Bertrag auch ohne eine Vereinbarung über den aus anderem Grunde durch Vereinbarung zwiſchen

vorbehaltenen Punft als geſchloſſen anzuſehen ſei. Gläubiger und Schuldner in eine Darlehensſchuld um

Das iſt die Ausnahme von § 154 BOB. und der Fall geſchaffen werden. Aber, wie aus den Worten : ,wer

des § 155. Alsdann iſt der vorbehaltene Punkt nach Geld ... aus einem anderen Grunde ſchuldet“ ſich er

den allgemeinen geſeblichen Megeln zu ergänzen . (NO3. gibt, iſt Borausſegung hierfür, daß eine Schuld aus

60, 178 ). Daß der Parteiwille dahin ging, den Miet- anderem Grunde beſteht (NG.Bd. 76 S. 60), und eine

vertrag auch ohne eine ziffermäßige Feſtſeßung des Schuld aus einem wegen Formmangels nichtigen Schen

Mietzinſes zu ſchließen und dieſe Feſtſeßung den all- tungsverſprechen beſteht nicht. Die vorerwähnte Aus

gemeinen geſeblichen Regeln zu überlaſſen , belegt das führungdes DLG. läßt fich freilich auch ſo verſtehen,

BG. mit einer Reihe von Tatſachen . (Wird ausgeführt). daß durch Ausſtellung des Schuldſcheins über eine Dar

Berechtigt iſt der Einwand der Neviſion , das BG. habe lehensſchuld bereits eine die Erblaſſerin der Kläger

den § 315 BOB. dadurch verkannt, daß es ihn auf bereichernde Zuwendung aus demVermögen des Be

den Fall anwenden wollte, wo jeder von beiden Par- klagten erfolgt ſei, alſo eine ſog. Real-Schenkungoder

teien die Ausfüllung einer Büce des Vertrages zu- polizogene Schenkung i . S. des 8 516 BÓB. vorliege,

ſtehen ſoll. Der § 315 beſchränkt ſich auf den Fall, wie etwa beim ſchenkungsweiſen Erlaß einer Schuld

in dem nach dem Barteiwillen durch einen der Ver- ſchon durch den Erlaß (RO. B8.53 S. 296, Bd . 76 S.61),

tragichließenden die Leiſtung beſtimmt werden ſoll. bei ſchenkweiſer Abtretung einer Forderung ſchon durch

Soden alle Vertragſchließenden die Leiſtung beſtimmen , die Abtretung (RG. in JW. 1907 S. 73 Nr. 3) eine

ſo bedeutet dies, daß die Beſtimmung nur durch Willens- den Empfänger bereichernde Zuwendung aus dem Vers

übereinſtimmung beider Teile erfolgen ſoll . Auf dieſem mögen des Schentgebers erfolgt. Aber die Zuwendung

Berſehen beruht jedoch das Urteil nicht. Das BG. ſtellt foll hier darin beſtanden haben , daß eine Forderung

des des Beklagten gegen den Schenkgeber begründet wurde

Mietzinſes nach billigem Ermeſſen i. S. des § 315

wollten. Alsdann hat aber nicht jeder Teil zu be- und auf eine ſolche Zuwendung iſt die Beſtimmung des

ſtimmen , ſondern es ſteht nach § 316 BOB. die Be- § 518 Abſ. 1 Sat 1 BGB. anzuwenden, wonach das
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Verſprechen der dort vorgeſchriebenen Form bedarf. nach Belieben verfahren fann, ſoweit nicht das Geſetz

Dies erhellt auch daraus, daß ſelbſt für ein ſchenkweiſe oder Rechte Dritter entgegenſtehen. Der Eigentümer

erteiltes Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis eines Grundſtüds, deſſen Recht ſich nach § 905 BOB.

der in den 88 780, 781 bezeichneten Art im $ 518 Abſ. 1 auch auf denRaum über der Oberfläche erſtredt, kann

Sap 2 BOB. die für Schenkungsverſprechen vorges beliebig hoch bauen, ſoweit er nicht durch ein geſeß

ſchriebene Form gefordert iſt, wiewohl es ſelbſtändig liches oder baupolizeiliches Verbot oder durch ein bes

für ſich beſteht und eine Leiſtung i . S. der Vorſchriften ſonderes Recht Dritter gehindert iſt. Zum Bau eines

über die Rüdforderung einer ungerechtfertigten Bes Hauſes aber gehören Mauern, Wände und Dach. Das

reicherung iſt (8 812). Die Ausführung desDLG . iſt durch gerade werden bewohnbare und benüßbare, ge

daher rechtsirrig, gleichviel wie ſie zu deuten iſt. ſchloſſene Räume geſchaffen und werden dieſe Räume

2. Unzutreffend iſt die Rüge der Reviſion : es ſei ſowie deren Bewohner und ihre Habe vor Wind und

die Beweislaſt verkannt; da der Beklagte kein Darlehen Wetter geſchüßt. Das darf ber bauende Eigentümer

erhalten habe, ſei der Schuldſchein ohne Wirkung, ſo tun, mag es gleich einem Nachbar unbequem oder ſo

lange nicht die Kläger den Beweis führten, daß dem gar nachteilig ſein . Eine Ausnahme von der Regel

Schuldſchein ein anderer Rechtsgrund beiwohne. Das in der freien Befugnis des Eigentümers enthält der 8 907

dem Schuldſchein abgegebene Befenntnis des Empfangs BGB., der in gewiſſem Zuſammenhang mit demdie

des Darlehens begründet zugunſten des Gläubigers Ausſchließungsbefugnis des Eigentümers beſchränten

die Vermutung für das Beſtehen der aus dem Schuld- den § 906 BOB. ſteht. Der & 907 gewährt einen vor

ſchein ſich ergebenden Darlehensforderung. Dieſe Ver: beugenden Schuß gegen eine „ unzuläſſige Einwirkung “,

mutung wird nach der ſtändigen Rechtſprechung des die der Beſtand oder die Benußung einer Anlage auf

Reichsgerichts (vgl. NGE. Bd. 56 S. 235, Bd. 57 das Nachbargrundſtüđ zur Folge hat. Wie dieſer Bes

S. 322; Warneyer Nipr. 1909 Nr. 358; 1910 Nr. 428 ; griff zu beſtimmen und zu begrenzen ſei, iſt in dem

1912 Nr. 161 ; 1913 Nr. 90) nicht ſchon dadurch widers Urteile des V. ZS . (ROZ. 51, 251) dargelegt. Dabei

legt, daß der Gläubiger zugibt, das Darlehen nicht bar fommt es nicht ausſchließlich auf den Gegenſaß von

gegeben zu haben. Denn ein Darlehen kann nach § 607 „ poſitiven “ und „ bloß negativen“ Einwirkungen an und

Abſ. 2 BOB. auch in der Weiſe zuſtande kommen, es kann dahingeſtellt bleiben, ob man hier das angeb

daß zur Valutierung andere Schuldbeträge verwendet liche „ Zurücwerfen “ des Regens und Windes durch

werden, vorausgeſeßt, daß, wie oben dargelegt, eine die Mauern des Rathauſes als etwas nur „ negativ“

Schuld in dieſer Hinſicht beſteht. Beruft ſich der Gläu- wirkendes bezeichnen darf. Das weſentliche iſt viel:

biger hierauf, ſo hat nicht er den Beweis zu führen, mehr folgendes. Das Abprallen des Windes und des

da ihm das Darlehensbekenntnis zu ſtatten kommt, Megens iſt ein Naturvorgang, der an ſich nicht von
ſondern der Schuldner den Gegenbeweis zu erbringen . dem Neubau ausgeht, ſondern auf dem Walten der

Dies muß hier umſomehr gelten, als der Beflagte eine Naturgeſege beruht, ohne daß dabei der Neubau anders

dem Schuldſchein entſprechende Zahlung ſeines Vors als abwehrend mitwirkt. Wenn freilich das mit dieſem

mundes an die Gläubigerin , die Erblaſſerin der Kläger, Bau der natürlichen Luftbewegung entgegengeſtellte

als ohne rechtliche Berpflichtung geleiſtet zurüdfordert. Hindernis durch das Menſchenwert des höheren Fauſes

Anderſeits aber müſſen die Kläger ihre Angaben über geſchaffen iſt, ſo kann doch darin unmöglich eine Zus

die Begründung der Forderung ihrer Erblaſſerin gegen führung oder Zuleitung von Stoffen, geſchweige von

den Beklagten auch gegen ſich gelten laſſen und ſie Beſtandteilen aus dem Bauwerk aufdas Nachbargrund

können ſich für das Beſtehen der Forderung nicht auf ſtück erblidt werden . Und keinesfalls ſteht hier eine

das vom Beklagten in dem Schuldſchein abgegebene unmittelbare unzuläſſige Einwirkung in Frage. Die

Schuldbekenntnis berufen , wenn aus ihren Angaben Abhaltung oder auch Ablenkung von Wind und Nieders

zu entnehmen iſt, daß ein Schuldverhältnis rechtlich ſchlägen wird ohne weitere, beſondere Veranſtaltung

nicht begründet worden iſt (vgl . NG . bei Warneyer Rſpr. nur durch das Daſein des Gebäudes, der höheren

1908 Nr. 506). (Urt. des V. ZS. vom 6. Dez. 1913, Giebelwand, bewirft. Dieſe natürliche und unvermeid

V 304/1913 ). E. liche Folge eines geſeßlich und baupolizeilich erlaubten

Bauens muß ſich der Nachbar gefallen laſſen. Bon

VIII.
einer Anwendung des § 907 BOB.fannin einem ſolchen

Falle keine Rede ſein . Sonſt würde ſchließlich , wenn

Können Rüdprall des Regens und Winddrud als niemand höher bauen dürfte, als das Nachbarhaus iſt,

Einwirtung vom Nachbargrundſtüd aus gelten ? A u S. das Bauen wenigſtens in geſchloſſener Bauweiſe übers

den Gründen : Als irrig wird von der Reviſion haupt nicht mehr möglich ſein . (Urt. d . VI. ZS. vom

die Ablehnung der Anwendung des § 907 BOB. be- 27. November 1913, VI 493/13 ).

mängelt, ſofern ſie damit begründet iſt, daß weder

in dem Rücpral des Regens noch in dem Winddruck

eine finnenfällige Einwirkung vom Nachbargrundſtücke IX .

her zu erblicken ſei . Wenn der Regen von den hohen

Wänden des Rathauſes zurückſpringe, ſo handle es ſich Auslegung eines Teſtamente ; die Bezeichnung einer

nicht mehr um eine rein ,negative“ Einwirkung, ſondern Perſon als Erbe fteht der Unnahme nicht entgegen, daß
um eine unmittelbare Zuführung. Das gleiche gelte fie nur den Pflichtteilsanſpruch haben ſolle. Jn 8 1

auch von dem Winddruc, der die Defen und Herde des Teſtaments erklärt der Erblaſſer, er ernenne zu
rußen laſſe. Es handle ſich dabei um einen ganz anderen ſeinen „ Erben “ ſeine 8 Kinder, darunter auch den Kläger,

phyſikaliſchen Vorgang als in dem vom Reichsgericht ſowie einen weiteren Sohn namens Walter. In § 2
entſchiedenen Falle (JW . 1909 S. 161 Nr. 10 ), wo ein iſt geſagt , das Vermögen werde den Kindern unter

Gebäude einer Windmühle den Wind aus den Flügeln ' den in $ 4 angegebenen Beſtimmungen „ vermacht“.

genommen hatte ; dort ſei die Luftbewegung allerdings | Jn 8 4 heißt es dann, der Kläger werde bis auf

überhaupt gar nicht auf das Windmühlengrundſtüc i die Hälfte des Pflichtteils “ , Walter bis auf den

gelangt geweſen, während ſie hier von dem Grundſtüce Pflichtteil enterbt und die beiden Söhnen entzogenen

der Beklagten auf das der Kläger zurückgeworfen werde . ,, Erbteile “ ſollten auf ihre 6 Geſchwiſter zu gleichen

Dieſe Angriffe ſind unbegründet. Das OLG . hat nicht Teilen übergehen. In $ 8 iſt geſagt, dasjenige von
darin Unrecht, daß die Vorſchrift des § 907 BGB. ſireng den 6 nicht auf den Pflichtteil oder die Hälfte des Pflicht

auszulegen ſei, weil er eine Ausnahme, eine Beſchrän- teils geſetzten Stindern , das es unternehme, das Tes
fung des Eigentümers in der Ausübung ſeiner Hechte ſtament oder ſeine Nachträge in irgendeiner Weiſe an :

enthalte. Regel iſt und bleibt der Grundſaß des $ 903 zugreifen , werde bis auf den geſeblichen Pflichtteil
BOB ., daß der Eigentümer einer Sache mit der Sache enterst.
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Aus den Gründen : Das OLG. legt das Le B. Strafſachen.

ſtament dahin aus, daß der Kläger von der Erbfolge
I.

gånzlich ausgeſchloſſen ſein und nur einen Anſpruch

auf Zahlung einer dem vierten Teile des Wertes ſeines Macht ſich der gegen Proviſion arbeitende ugent

geſeblichen Erbteils entſprechenden Geldſumme, alſo einer Verſicherungégeſellſchaft des Betrugs ſchuldig, wenn
einen Pflichtteilsanſpruch, haben ſolle. Bei dieſer Aus- er durch 3rrtumserregung den Ubidhluß von Berſicherunge:

legung berüđfichtigt es, daß das Teſtament unter der verträgen herbeiführt, bei denen die Berſicherungenehmer

Ķerrſchaft des Märkiſchen Provinzialrechts errichtet ſei für ihre Verpflichtung zur Prämienzahlung einen ent:
und daß es bei Märkiſchen Teſtamenten allgemein üblich (prechenden Gegenwert durch die Verpflichtung der Ver:

geweſen ſei, alle Pflichtteilsberechtigten vorweg als ficherung geſellſchaft zur Entſchädigung erhalten ? Welche

Erben zu bezeichnen, auch dann, wenn der eine oder Bedeutung tommt hier der Möglichkeit zu , daß die Ber:

der andere Pflichtteilsberechtigte lediglich mit einer bes fiderungenehmer den Bertrag anfechten und ihnen dadurch

ſtimmten Sache oder Summe bedacht wurde, ſo daß Roſten erwachſen ? Aus den Gründen: Die Ver

alſo inſoweit die Erbeinſeßung nur eine formelle habe ſicherungsnehmer erhielten für ihre Verpflichtung zur
ſein ſollen (honor institutionis). Einen beſonderen pin- Prämienzahlung einen entſprechenden Gegenwert durch

weis auf eine ſolche Bedeutung des § 1 findet das DLG. die Verpflichtung der Verſicherungsgeſellſchaft zur Ent

in § 2 des Teſtaments, in dem offenbar damit erſt die- ſchädigung bei Haftpflichtfällen . Inſofern war alſo

jenigen Beſtimmungen eingeleitet würden, die die eigent- eine Vermögensbeſchädigung der Berſicherungsnehmer
liche Verfügung über den Nachlaß beträfen. Unter- i . S. des § 263 Stób. nicht gegeben und zwar auch

ſtüßt ſieht es ſeine Anſichtdurch die Faſſung des § 4, nicht etwa für die Zeit, ſolange die Verſicherungspolice

da die Wendung , enterbe ich bis auf“ genau dem Wort- noch nicht ausgeſtellt war; denn die Verpflichtung zur
laute der betreffenden Beſtimmung in § 8 entſpreche, Prämienzahlung tonnte für das Bermögen der Ver

darüber aber kein Zweifel beſtehen könne, daß einem ficherungsnehmer immer nur unter der Vorausſeßung
Kinde, das das Teſtament angreife und für dieſen Fall der Gegenleiſtung Bedeutung haben und auch dieMög

auf den Pflichtteil geſeßt ſei, die Rechtsſtellung eines lichkeit einer Anfechtung tann hier nicht von Belang
Erben nicht eingeräumt ſein ſolle. Dieſe Auslegung ſein , wie ſich aus folgendem ergeben wird. Daß die

iſt rechtlich durchaus möglich. Der Umſtand, daß der Berſicherungenehmer ihre Willenserklärung und damit

Erblaſſer den Kläger in § 1 des Teſtaments zum den Verſicherungsvertrag jeweils wegen Jrrtums an

Erben “ ernennt, daß er in § 4 von ſeinem Erbteil“ fechten konnten (8 119 BOB.), dann aber ihnen ihre

ſpricht und daß er auch ſonſt wiederholt dieſe Wörter urfundlichen Verſicherungsanträge die gerichtliche Gel
für alle ſeine finder gleichmäßig gebrauchen mag, nötigt tendmachung der Anfechtung erſchwerten und ihnen

keineswegs zu der Annahme, daß auch der Kläger wirt- durch dieſe Geltendmachung Unfoſten erwuchſen, fann

licher Erbe ſein ſolle, läßt vielmehr ſehr wohl die Auf- nämlich für das Tatbeſtandsmerkmal der Vermögens

faſſung zu, daß er gleichwohl nur einen Geldanſpruch beſchädigung nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt deshalb

habenſolle. Bei der Äuslegung eines Teſtaments fommt nicht in Betracht kommen , weil es an dem urſächlichen
és eben nicht auf den Wortlaut einzelner Beſtimmungen , Zuſammenhang zwiſchen der Täuſchung der Verſiche

ſondern darauf an, was der Inhalt der leßtwilligen rungsnehmer und dem für dieſe mit der Anfechtung

Derfügung in ihrer Geſamtheit als wahren, wenn auch verbundenen Bermögensſchaden fehlt. Wenn die Ber:

unvolltommen ausgedrüdten Willen des Erblaſſers ſicherungsnehmer durch die von der Geſellſchaft ihnen
ergibt (vgl. die 88 133, 2087 BOB.). Die Neviſion gegenüber eingegangenen Verpflichtungen für ihre Lei

beruft ſich demgegenüber auf ein Urteil des Se- ſtungen einen vollen Gegenwert erhielten, ſonach durch

nats vom 22. November 1906 dafür, daß die Erben- den Äbſchluß des Verſicherungsvertrags an ihrem Ver
ſtellung aus dem Wortlaute eines Teſtaments ſogar mögen nicht geſchädigt worden waren, dann liegt die

gegen den Willen des Erblaſſers hervorgehen könne ; Urſache für denVermögensſchaden, der ihnen ſpäterhin

in dieſem Urteile iſt allerdings geſagt, ein Pflichtteils- etwa aus der Anfechtung erwuchs, in einer Betätigung

berechtigter fönne auch gegen den Willen des Erblaſſers des freien Willens der Verſicherungsnehmer ſelbſt.

Erbe werden. Die Entſcheidung bezieht ſich aber, was Daran wird durch den Umſtand nichts geändert, daß

die Heviſion überſieht, ausſchließlich auf den Sonder: das Anfechtungsrecht der Verſicherungsnehmer von

fall des § 2306 Abf. 2 in Verbindung mitAbſ. 1 Satz 1 vornherein durch das Vorhandenſein eines dem Gegner
BOB., auf den Fall nämlich, daß ein Pflichtteilsbes zu Gebote ſtehenden urkundlichen Gegenbeweismittels

rechtigter als Nacherbe, alſo doch immerhin als Erbe, beeinträchtigt war , da troß des Beſtehens des Anfech

eingeſeßt iſt undder ihm hinterlaſſene Erbteil die Hälfte tungsrechts beim Ausgleich von leiſtung und Gegens

des geſeßlichen Erbteils nicht überſteigt. In dieſem leiſtung der Geſamtwert des Vermögens der Verſiche

Falle geht die Berufung zur Nacherbſchaft von Geſeßes rungsnehmer infolge des Abſchluſſes der Verſicherungs
wegenin eine Berufung zur unmittelbaren Erbfolge verträge feine Aenderung erfuhr (NG. Bd. 16 S. 1).
über. Wie aber daraus für den vorliegenden, gänzlich Anders läge die Sache nur dann, wenn ein Verſiche

anderes gearteten Fall etwas zugunſten der Neviſion rungsnehmer nach ſeinen beſonderen Verhältniſſen,

follte hergeleitet werden können , iſt nicht erſichtlich. ſoweit dieſe dem Angeklagten bekannt waren , die Ueber

Die Auslegung, die das DLG., ſoweit die rechtliche nahme der Verpflichtungen aus dem Berſicherungsver

Stellung des Klägers in Frage kommt, den Beſtim- trage als eine Laſt hätte empfinden müſſen, die durch
mungen des Teſtaments in ihrer Geſamtheit gibt, ver: den Wert der Rechte aus dem Verſicherungsvertrage

left weder geſeßliche Auslegungsregeln noch läßt ſie nicht in ihrer vollen Höhe ausgeglichen worden wäre,

ſonſt erkennen , daß ſie irgendwie von Rechtsirrtum be- ſo daß er zur Beſeitigung dieſer Mehrbelaſtung ſeines

einflußt wäre. Die 88 2 und 8 des Teſtaments ins- Vermögens von dem Anfechtungsrechte hätte Gebrauch

beſondere, die das Gericht zur Unterſtüßung ſeiner Auf- machen müſſen . Aber auch dann wäre die für den Tat
faſſung heranzieht, laſſen ſich To verwerten , wie ſie beſtand des 8 263 StGB. maßgebende Vermögensbe

das Gericht verwertet; jedenfaús gibt die Art der Ver- ſchädigung keineswegs allein in den Koſten des Ans

wertung zu Bedenken rechtlicher Art keinen Anlaß. fechtungsprozeſſes, ſondern in der unverhältnismäßigen
(Urt. des IV. ZS . vom 3. November 1913, IV 76/1913) . Belaſtung des Verſicherungsnehmers und der damit

E. verbundenen Vermögensminderung zu finden, die der

Angellagte durch Täuſchung verurſacht hätte, und die

Koſten des Anfechtungsprozeſſes könnten dabei nur in

ſofern in Betracht kommen , als ſie mit der Vermögens

minderung und der Zwangslage zuſammenhängen

würden, die von dem Angeilagten durch Täuſchung
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Bd. 1 S. 49, Hechtſpr. Bd. 7 S. 730) . War aber der

Angellagte tatſächlich außerſtande, die Bilanz zu fers

tigen , ſo konnte er nicht beſtraft werden . (Urt. des

I. Sts . vom 11. Dezember 1913, 1 D 1025/13) .

E.3243

des Verſicherungsnehmers verurſacht worden wäre.

Nach den Feſtſtellungen des Urteils iſt aber eine ſolche

Vorausſeßung in keinem der vorliegenden Fällegegeben.

Dagegen kommt betrügeriſches Bandeln des Beſchwerdes

führers aus einem anderen Geſichtspunkt in Frage. Der

Angellagte hat der Verſicherungsgeſellſchaft in jedem

Falle die unwahreTatſache vorgeſpiegelt, daß ein ſach

lich in Ordnunggehender Berſicherungsantrag vorliege,

und hat damit zugleich die Tatſache unterdrüdt, daß

der urtundliche Antrag nicht dem wahren Willen des

Antragſtellers entſprach und deshalb anfechtbar war ;

er hat dadurch die Berſicherungsgeſellſchaft in Irrtum

verſekt, zur Ausſtellung einer dem formell vorliegenden

Berſicherungsantrag entſprechenden Bolice beſtimmt und

für ſich ſelbſt einen Anſpruch auf Proviſion begründet,

der ſelbſtverſtändlich nach ſeiner Abſicht für ihn vers

wirflicht werden ſollte und vielleicht auch alsbald und

noch vor der Anfechtung des Verſicherungsver

trags verwirklicht worden iſt. Hiermit war aber

die Geſellſchaft an ihrem Bermögen beſchädigt, da fie

die Anfechtung des Berſicherungsvertrags zu erwarten

hatte, mit der Ünfechtung das angefochtene Rechtsgeſchäft

als von Anfang annichtig anzuſehen war(8 142 BOB.),

auf das Dbſiegen des materiellen Rechtes im Rechtss

ſtreit gerechnet werden muß und demzufolge der Pro

viſionsanſpruch des Angeklagten ungerechtfertigt und

die Verſicherungsgeſellſchaftan ihrem Vermögen ges

ſchädigt iſt. (Urt. des I. SIS. vom 24. November 1913,

ID 748/1913). E.
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II.

$ 352 StGB. iſt nicht anwendbar, wenn ein Be

amter überhaupt tein Recht zur Gebührenerhebung hat.

Aus den Gründen: Die Vorſchrift des 8 352 hließt

wegen ihrer allgemeinen Faſſung einen Zweifel über ihre

Tragweite allerdings nichtaus (NG. 19, 30 insbeſ. 35 ff.).

MitMüdſicht auf die Entſtehungsgeſchichte und nach dem

Wortlaut muß aber daran feſtgehalten werden , daß

von einem eigennüßigen übermäßigen Gebührenbezug

nur geſprochen werden kann, wenn ein Beamter, dem

das Hecht zur Erhebung von Gebühren als Rechts

anſpruch traft ſeiner Dienſtbefugniſſe zuſteht, die be

richtigung nicht geſchuldeter Gebühren einzelnen Per

ſonen anſinnt. 3 352 erwähnt nicht lediglich einen

Beamten, derGebühren „ erhebt“ , ſondern einen ſolchen,

der Gebühren „ zu erheben hat“ . Die Faſſung weiſt

darauf hin, daß dem Beamten ein Anſpruch kraft

eigenen Mechts zukommen und die Gebühr unmittelbar

zu ſeinem Vorteil erhoben werden muß (MG. 19, 30

insbeſ. S. 37). (Urt. des I. Sts. vom 11. Dezember

1913, 1 D 824/1913) . E.

Oberſtes Bandesgericht.

A. Zivilſachen.

1.

Großeltern haben gegen die Anordnung der Zwango:

erziehung übereinen Gutel in der Regeltein Beidhwerde:

recht(ZWEG. Art.4, 12 ; FOG. SS 20, 57 Abſ. 1 Ziff. 9,

Abf. 2 ). Die Eheleute $. legten gegen die vom Be:

ſchwerdegerichte beſtätigte Anordnungder 3wE. des

minderjährigen ehelichen findes ihrer ehelichen Lochter

die ſofortige weitere Beſchwerde ein. Sie wurde als

unzuläffig verworfen .

Gründe : Jn der Rechtslehre wird angenommen ,

daß nur die im Art. 4 ZwGG.aufgeführten Beteiligten

auf die ſofortige Beſchwerde beſchränkt ſind, den übrigen

Beteiligten aber die einfache Beſchwerde zuſteht. Hier

durch würde jedoch der Zweď des Geſeßes vereitelt,

einerſeits möglichſt raſch die Angelegenheit zu erledigen

undandrerſeits die immerhin mißliche Aufhebung einer

tatſächlich eingeleiteten ZwE. zu vermeiden. Es wird

deshalb an der Anſicht feſtgehalten , daß eine die ZwE.

anordnende Verfügung nur von den im Art. 4 bes

zeichneten Perſonen und nur mit der ſofortigen Bes

ſchwerde angefochten werden kann und daß eine Ents

ſcheidung des LG. über eine ſolche Verfügung nur mit

der ſofortigen weiteren Beſchwerde angefochten werden

tann . In der weiteren Beſchwerde wird die Berech

tigung der Großeltern darauf geſtüßt, daß ſie nach

S $ 1601. ff. BOB. u. U. unterhaltspflichtig ſind und

daß die Anordnung der ZwE. eine die Sorge für die

Perſon des Minderjährigen betreffende Angelegenheit

enthält und die Großeltern ein berechtigtes Intereſſe

haben, eine ſolche Angelegenheit wahrzunehmen. Die

weitere Beſchwerde behauptet alſo, daß durch die An:

ordnung der ZwE. wegen der Unterhaltspflicht der

Großeltern deren eigenes Hecht verleßt wird. Die Bes

ſchwerde wird alſo inſoweit auf den nach Art. 12 ZwGG.

anwendbaren § 20, im übrigen auf den § 57 Abſ. 1

Nr. 9 FOG. gegründet. Allein die Unterhaltspflicht

der Großeltern wird durch die Anordnung der Zwe.

nicht berührt. Denn wenn Großeltern gegenüber einem

Enfel unterhaltspflichtig ſind, iſt es auf ihre Unter :

haltspflicht ohne Einfluß,wo ſich der Enkel befindet;

es kommt alſo auch nicht in Betracht, ob er in ZwE.

genommen iſt. Anders wäre es nur, wenn die Groß

eltern dem Enkel den Unterhalt ſtatt in Geld in Natur

gewähren dürften . Dies iſt aber nach § 1612 Abſ. 1

BOB. nicht der Fall . Daß nach der Abſicht des Oes

leges das Beſchwerderecht der Großeltern nicht auf ihr

finanzielles Intereſſe an dem Unterhalte des Kindes

geſtüßt werden kann, iſt auch daraus abzuleiten, daß

von dem Ausſchuſſeder Abgs. beantragt worden war,

in den Abſ. 3 des Art. 4 wegen der der Staatstaſſe

nach dem Art. 8 Abſ. 2 obliegenden Verpflichtung auch

die Kreisfisfalate als Vertreter des Fistus aufzunehmen,

daß aber dieſer Antrag abgelehntwurde. Die Unters

haltspflicht der Großeltern iſt allerdings inſofern

von Bedeutung , als aus ihr das berechtigte Intereſſe

abgeleitet werden kann , auf Grund deſſen der § 57

Abſ. 1 Nr. 9 FOG. die in ihm verliehene Beſchwerdes

berechtigung gewährt. Allein da es ſich hier um die

ſofortige Beſchwerde handelt, tann das Beſchwerderecht

auf § 57 Abſ. 1 Nr. 9 FOG. wegen des § 57 Abſ. 2

überhaupt nicht geſtüßt werden . ( Beſchl. d. I. ZS . vom

30. Januar 1914, Reg. III 6/1914) . W.
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III .

3ftein Kaufmann ſo frant,daß er die Bilanz auch

unter Mitwirkung einer ýilfstraft nicht ziehen kann, ſou:

derndurch einen anderen ziehen laſſen müßte, lo fann erfür

die Unterlaſſung nicht geſtraft werden. Aus den Grü'n

den : Bedenflich iſt die Anſicht, daß der Angeklagte tros

Erkrankung die Bilanz durch einen Angeſtellten habe fer

tigen laſſen können . Die Bilangziehung liegt dem Inhaber

des Bandelsgewerbes ob . Er muß die Bilang auch unter:

zeichnen . Die Uebertragung dieſes Geſchäfts ſeinem

ganzen Umfang nach auf einen Dritten iſt nicht zus

läſſig. Mar der Angellagie aber infolge einer ſchweren

Gehirnerſchütterung in dem Grad, wie der Beweis:

antrag behauptet, ertranft, ſo war er möglicherweiſe

nicht imſtande, einen Angeſtellten mit ihrer Anfertigung

zu beauftragen und deſſen Tätigkeit ſo zu leiten und

zu überwachen, daß er die Zuſammenſtellung prüfen ,

ſie alsrichtig genehmigen undunterzeichnen konnte.

Deshalb mußte aufdie Art der Erkrankung näher ein

gegangen werden, beſonders darauf, ob ſie ſo unter:

geordneter Art war , daß ſie die Bilanziehung unter

Mitwirkung einer Biljsfraft ermöglichte (RG. Entich . 3305



Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 8. 173

3276

II . des Geſchäftsbetriebs Träger der Mechte und Verpflich

tungen und findet nach Auflöſung der Geſellſchaft die
Wiederherſtellung dee gelöſchten Eintrage einer Liquidation ſtatt (8 66 GmbHG.). Die Geſellſchaft

durch Kontur: autgelöſten 6. m . b. $ . Dauerund Auf: hört mit dem Eintritte der Liquidation nicht auf, nur

gaben des Liquidationsverfahrens. Im Geſchäftsregiſter ihre Art und ihr Zwed werdenverändert(Staub,
iſt die Firma, Süddeutſche Warenfabrit m. 6. 8. eins

GmbHo. 8 60 ünm. 'I, 1 ). ( Beſchl. des I. ZS . v .
getragen . Am 2. April 1912 wurde über ihr Ver 16. Januar 1914, Meg. III, 107/1913) . W.

mögen Konturs eröffnet. Das Verfahren wurde durch

Zwangsvergleich erledigt. Die Fortſeßung wurde nicht

beſchloſſen. Am 30. November 1912 meldete der frühere

Geſchäftsführer B. zur Eintragung an , daß er nunmehr

Biquidator ſet. Auf weitere Anmeldung wurde am
B. Strafſachen .

30. April 1913 das Erlöſchen der Firma eingetragen. I.

Nachträglich ſtellte ſich heraus, daß zwiſchen der Firma Berpflichtet and ein formloſer Ranfvertrag zur Un:

D. als Klägerin undder Süddeutſchen G.Warenfabrif zeige nach Art. 2 GZG .? ' Aus den Gründen : Die

m. b. Ø . als Beklagten ein Rechtsſtreit über die Anzeigepflicht nach Urt. 2G26. hängt niớht von dem
Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung mehrerer Borhandenſein eines nach bürgerlichem Mechte gültigen

Forderungen anhängig war. Darauf eröffneté das Kaufvertrags, eines notariellen Kaufvertrags ab. Das

Hegiſtergericht dem P., daß es die Eintragung des G36., das mit ſeinen Borläufern , insbeſondere dem

Erlöſchens der Firma tilgen und die früheren Ein Greg ., ein Ganges bildet, betämpft voltswirtſchaftliche

träge der Geſellſchaft unddes Liquidators wiederher- Schäden und Gefahren (v . Braun, GZG. 2. Aufl. S.XII),

ſtellen werde, wenn nicht Widerſpruch erhoben werde. ſeine Maßregeln gehören daher weſentlich dem öffent

Der Widerſpruch des B. wurde zurüdgewieſen ; ebenſo lichen, dem Polizeirecht an. Auch die Drgane, deren

die ſofortige Beſchwerde. Auch ſeine ſofortige weitere es ſich bedient, find teils öffentliche (Diſtriktsverwal

Beſchwerde hatte teinen Erfolg .
tungsbehörden, Gemeindeausſchüſſe ), teils ſolche, deren

Gründe : Die G. m. b . H. wird durch den Kon- gemeinnüßigen Zweden ein Vorzug vor den eigens

furs aufgelöſt (Gmbho. $ 60 Nr . 4) . Ihre Liqui- füchtigen Beſtrebungen der Güterhändler zukommen8

dation findet erſt nach der Beendigung des Konkurs- foll. Für die Darlehensfaſſenvereine uſw. ( 1. Art . 1

verfahrens ſtatt. Das1o.hält die liquidation noch Abſ.1638 .) iſt insbeſondere die Ausübung des Vor

nicht für beendet, weil noch ein Rechtsſtreit zwiſchen taufes weniger ein Recht, als eine ſoziale Aufgabe;

der 6. m. b. $. und einem Gläubiger ſchwebt und es fie ſollen den Bauernſtand gegen die Ausbeutung durch

nicht ausgeſchloſſen ſei, daß der . m . b . 5. hieraus den gewerbsmäßigen Güterhandel ſchüßen.

ein Anſpruch gegen die Klagepartei, wenn auch vielleicht ünbegründet iſt der Einwand, daß die Anzeiges

nur auf Stoſtenerſtattung, erwachſe oder daß ſich noch pflicht des Art. 2 in enger Beziehung zum Urt. 1 ſtehe,

eine Berpflichtung gegen die Klägerin ergebe. Die daß ſie entſprechend dem § 510 BOB. ein Gegenſtück

Liquidation ſei daher nicht erledigt. Der Beſchwerde- des Borlaufsrechtes bilde und daher ſtets ein geſeglich

führer glaubt, daß tein Ünlaß zur Wiederherſtellung begründetes Borlaufsrecht vorausſeße. Die inzeiges

der Einträge beſtehe, da der Rechtsſtreit nur noch ge: pflicht des Güterhändlers, die erſt recht eine wirtſchafts

ringfügige Gegenſtände betreffe und eine Schädigung polizeiliche Einrichtung iſt, beruhtnicht allein auf dem

der Gegenparteiſchon dadurch ausgeſchloſſen ſet, daß Art. 2 ; ihre auf den allgemeinen Vorbehalt in Art. 17

der Kaufmann Þ. ſich den stbevorrechteten Gläu- geſtüßte Hegelung durch die Bet. vom 24. Auguſt 1910

bigern gegenüber für die Zwangsvergleichsquote ver- verfolgt weitergehende und mehrerlei Zwede : zunächſt

bürgt habe. die Sicherung der Ausübung von Borkaufsrechten (§ 1 ),

Die 6. m. b . $. tritt mit der Beendigung des son: ſodann die polizeiliche Ueberwachung der Zertrüm

furſes in Liquidation. Durch die Auflöſung iſt nur merungen (§2),endlich beſondere Schußmaßnahmen

der Erwerbstätigkeit ein Ziel gefeßt, nicht aber ver- in bezug auf Waldgrundſtüde, Bodenzinsbelaſtung,

ſchwindet ſie hinſichtlich begründeter Rechtsverhältniſſe Abmartung uſw. (S$ 7, 9 u. a.). Beſonders die Ans

aus dem Verkehr; dieſe Rechtsverhältniſſe müſſen viel: zeige nach § 1 (Art.2 des Geb.) fou den Perſonen des

mehr im Konkursverfahren abgeſchloſſen werden und, Art. 1 die Entſchließung über ihr pflichtmäßiges Ein

falls ſie darin nicht vollſtändig erledigt werden, im greifen bei einem Güterhandel ermöglichen ; dieſem

nachfolgenden Liquidationsverfahren . Nach § 70 Zwede dienen die im Geſeke genannten Erforderniſſe

Gmbno. haben die Liquidatoren die laufenden Ge- der Anzeige; deren Ergänzung durch Angabe der no

ſchäfte zu beendigen , die Verpflichtungen der Geſells tariellen Urkunde hat erſt die Vollzugsbekanntmachung

dhaft zu erfüllen , die Forderungen einzuziehen und hinzugefügt. Dem Zweď iſt nun ſchon dann genügt,

das Bermögen in Geld umzuſeßen. Zur Beendigung wenn die weſentlichen Beſtandteile eines Kaufes, die

laufender Geſchäfte gehört auch die Erledigung iowe: Einigung über deffen Gegenſtand, den Kaufpreis und

bender Prozeſſe. Solange der Rechtsſtreit noch ſchwebte, die Zahlungsbedingungen vorliegen . Auch bei einem

war alſo die Aufgabe der liquidatoren, daher auch nicht notariell beurkundeten Gutslaufe iſt die Anzeige

die Liquidation nicht beendigt. Daß ſich der Stauf: nicht unwichtig , da ſie das Einſchreiten der Behörde

mann 8. den Konkursgläubigern verbürgt hat, kommt gegen die ſpätere zertrümmerung ermöglicht. Denkbar

nicht in Betracht; denn zunächſt haftet immer noch die iſt übrigens, daßZ. B. der Darlehenstaſſenverein, der

Süddeutſche G.Warenfabriť m. 6. B. der Klägerin, auf dieſem Wege gewiſſe Abmachungen mit dem Güter

wenn auch nur mit der Vergleichsquote, für ihre Ans händler erfährt,im unmittelbaren Verkehr mit dem

ſprüche ; die Klägerin kann nicht gezwungen werden, verkaufsluſtigen Bauern oder auch im Zivilrechtswege

ihre Ünſprüche aufzugeben und gegen den Bürgen mit ſeine Anſprüche auf den Vorkauf ſichert. Zu beachten

neuer Klage vorzugehen. Die Berufung auf die Ent- iſt ferner, daß die Anzeigepflicht doppelt iſt : der Güter

ſcheidung des Senats vom 26. März 1903 (n . S. 4 händler hat von dem Änweſenserwerb und von der

S. 226) geht fehl. Es handelte ſich dabei nicht um beabſichtigten Zertrümmerung je eine Anzeige zu er

eine G. m. 6. $ . ſondern um eine Einzelfirma. Bei ſtatten . Wäre ihm nun erlaubt, die erſtere durch ein

dieſer wird allerdings die Firma als ſolche bedeutungs- formloſes Erwerbsgeſchäft zu umgehen , ſo entfiele mit

los, wenn der Inhaber den Geſchäftsbetrieb endgültig der hierauf bezüglichen Anzeige für die nach Art. 1

eingeſtellt und die Handelsniederlaſſung aufgehoben Abſ. 1 Beteiligten regelmäßig die Möglichkeit, ihre

hat; für die Verbindlichkeiten haftet nach wie vor der Rechte und die Intereſſen des Anweſensverkäufers wahr

Geſchäftsinhaber perſönlich. Bei der 6 m . b... da- zunehmen .

gegen iſt die juriſtiſche Perſon auch nach Einſtellung Sowohl nach bürgerlichrechtlichen Grundſägen, als
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auch nach dem öffentlichen Hecht, insbeſondere dem II.

Gebührenrecht, iſt die Umgebung der rechtmäßigen Unter welchen Vorausſetungen iſt ein mit der Aus

Geſchäftsform . hier des Kaufvertrags, zu unlautern übung eines Gewerbes verbundener ruheftörender Lärm
Zweden durch die Auslegung hintanzuhalten, derzufolge nach $ 360 Nr. 11 StGB. ſtrafbar ? Der Angellagte,
das umgangene, durch andere Formen verdedte Ge- ein Wirt, hat die polizeiliche Erlaubnis zum Betriebe

ſchäft maßgebend bleibt. Nach den hier maßgebenden einer zur Wirtſchaft gehörigen Segelbahn , in der die

öffentlichrechtlichen Geſichtspunkten muß, was die Par- Gäſte häufig über Mitternacht hinaus tegelten. Jit

teien unter ſich als Kauf vereinbart haben und fort- das in der Regelbahn befindliche, durch eine einfache

gelten laſſen wollen, auch hinſichtlich der polizeilichen Vorrichtung zu öffnende und zu ſchließende Oberlight-
Anzeigepflicht als Hauſ gelten , zumal wenn auch noch der Schacht - offen, ſo dringt der Lärm des Segelns

die Vollmacht durch den Ausſchluß der Schranke in nach außen, ſo daß die Nachbarſchaft in der Nachtruhe
$ 181 BGB. und durch den , ſei es ganz ausgeſchloſſenen geſtört wurde . Da der Angeklagte trop Verwarnung
oder durch die hohe Anzahlung erſchwerten Widerruf das Oberlicht nicht ſchloß, wurde er nach § 360 Nr. 11
die Kaufabſicht verrät ( vgl. DbLG3. Bd. 12 S. 332 SIOB. beſtraft. Seine Reviſion wurde verworfen.

Ziff.10 und v. d . Þfordten in Bay3fn . 1911 S.304) . Aus den Gründen : Das BG. hat in Uebers

Der Güterhändler for nicht nur den Bevollmächtigten einſtimmung mit der Rechtslehre und Hechtſprechung

hervortehren dürfen, wenn die Anzeigepflicht in Frage zutreffend unterſchieden zwiſchen dem Lärm , der bei
tommt. Aehnliche Umgehungen bekämpfen denn auch Ausübung eines polizeilich genehmigten Gewerbes oder

das GzG. und das Greg . mehrfach (Art. 1 Abſ. 3 , bei Benüßung polizeilich geſtatteter Anlagen oder Ein :
Art. 6 , 8 , 12 OZG. , Art. 19 Halbſ. 1 GrEG.). Uus richtungen nicht vermieden und darum nicht als Nuhe

§ 2 Abſ. 3 der VollzBet. kann nicht abgeleitet werden, ſtörung i . S. des § 360 Nr. 11 StGB. erachtet werden

daß hiemit die Umgehung unſchädlich gemacht ſei; denn fann , und dem Lärm , der ohne Beeinträchtigung des

§ 2 bezieht ſich auf die zweite, auf die ſog. Zertrüm- gewerblichen Betriebs hintangehalten werden kann und
merungsanzeige des Güterhändlers, die mit dem Vor- der nach § 360 Nr. 11 StOB. ſtrafbar iſt, wenn nichts

kaufsrechte nichts zu tun hat. Wertlos iſtferner der geſchieht, um ihn zu vermeiden oder zu mindern. Es

Hinweis des Beſchwerdeführers auf das Rüďtrittsrecht, iſt ichon in der Begr. des Entw . (vom Jahre 1869)

das nach der im Vergleiche zu Art. 1–4 G3O . weiter der GewD. bemerkt, daß die Faſſung des § 1 Abſ. 1 ,

gehaltenen Faſſung der Art. 5 ff. den Beteiligten auch indem ſie an die Perſon des Gewerbetreibenden , nicht

gegenüber einem Scheingeſchäfte, ja ſelbſt bei einer an den Betrieb anknüpft, demMißverſtändniſſe vor:

unwiderruflichen Vollmacht des Güterhändlers gewahrt beugen ſoll, als ſeien ,bei der Ausübung der Gewerbe

bleibe . Um dieſe Frage handelt es ſich überhaupt nicht, durch die nach den Beſtimmungen des Geſekes dazu

ſondern nur um das Vorkaufsrecht und um den Um- verſtatteten (!!! der Herausgeber) Perſonen die allges

fang der hierauf bezüglichen Anzeigepflicht. Die legtere meinen feuer-,ficherheits-,ſitten-, preß- uſw.polizeilichen

ſoll es auch den Vorkaufsberechtigten ermöglichen,das Beſtimmungen nur inſoweit zu beachten ,als dieſelben

Borhandenſein ihres Hechtes zu prüfen ; es ſoll dieſe in dem Gefeß ausdrüdlich vorbehalten ſind “. Unter

Prüfung nicht dem Güterhändler allein überlaſſen den allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen “, welchen

bleiben. troß des Grundſaßes des § 1 Abſ.1 GewO. auch Ges

Die dreitägige Anzeigepflicht nach Art.238 . werbetreibende unterworfen bleiben, find jene polizeis

beginnt mit dem Äbſchluß des privaten Kaufvertrages, lichen Beſtimmungen zu verſtehen, welche aus allge

der übrigens gegebenenfalls durch die Ausſtellung der meinen , polizeilichen Rückſichten ergehen, alſo wegen

Bollmacht noch formell beſtätigt und zeitlich feſtgelegt der Sicherheit des Staats, der öffentlichen Ordnung ,

iſt (vgl. a . Sturm , BladmÞr.Bd. 62 S. 229) . Die Wich- des öffentlichen Verkehrs uſw. Eine allgemeinewegen

tigkeit der hier in Frage ſtehenden volkswirtſchaftlichen , der öffentlichen Ordnung und Geſundheit erlaſſene

alſo öffentlichen Intereſſen war der Anlaß, die Aus: Vorſchrift iſt § 360 Nr . 11 StGB ., wonach bei Bers

übung des Vorkaufsrechtes durch ſtrenge Strafe (Ver- meidung der Beſtrafungruheſtörender Lärm nicht erregt

gehensſtrafe) gegen eine Bereitelung zu ſchüßen ; der werden darf. Das LG. hat einwandfrei feſtgeſtellt,

zivilrechtliche Schuß, der daneben im Wege eines daß der durch das Kegeln verurſachte, durch den offenen

Schadenserſaħanſpruches dentbar iſt ( v . Braun, GZG. Lichtſchacht nach außen gedrungene Lärm dasgewöhus

Bem . 2 zu Art. 8), hat engere Grenzen . Soll aber der liche Maß über Gebühr überſchritt und die Adgemeins

Strafichuß nicht zeitweilig verſagen, ſo muß er neben heit , insbeſondere die zahlreichen Jnwohner des Nach :

der Anzeigepflicht bei regelmäßigen, formgerechten barhauſes, beläſtigen und in ihrer nächtlichen Muhe

Gutsankäufen auch jene bei formloſen mitumfaſſen, ſtören konnte . Bedenkenfrei iſt auch feſtgeſtellt, daß der

wenn der Güterhändler gerade durch die Weglaſſung Angeklagte durch mühe- und koſtenloſes, die Kegelgäſte

der Form den ihm günſtig ſcheinenden Selbſterwerb nicht beläſtigendes Schließen des Oberlichts das Dringen

beibehalten , aber deſſen Nachteile umgehen und ver- des Lärmens nach außen ohne Beeinträchtigung des

meiden will. Begreiflicherweiſe will ja der Bauer, Gewerbebetriebes hätte vermeiden können . Das RG.

der ſich einem Güterhändler anvertraut, nicht nur einen und das Oblo. haben ſtets die Auffaſſung vertreten ,

möglichſt hohen Kaufichilling erzielen, ſondern auch daß zur Ruheſtörung und zum groben Unfug i . S. des

möglichſt bald und ohne eigene Gefahr in den Beſit § 360 Nr. 11 StGB. wohl ein vorſäßliches Tun gehört ,

des Erlöſes gelangen . Dieſem Streben dient die Form daß aber in bezug auf den Erfolg Vorjäßlichkeit nicht

des Anweſensverkaufes an den Güterhändler, ſie war gefordert wird , vielmehr auch fahrläſſiges Verſchulden

deshalb bis zur Einführung des GZO , die allgemein ausreicht. Nach den Feſtſtellungen wollte derAngeklagte,

herrſchende; das iſt auch in der geſamten Anlage des daß bei offenem Oberlicht gefegelt werde; darin erſchöpft

Qeſebes ausgedrüđt. Daß der Erwerb regelmäßig in ſich ſein vorſäßliches Tun . Es iſt eine Erfahrungs

der Form Rechtens geſchieht, mag im Geſeke wohl tatſache , daß das Kegeln in unmittelbarer Nähe bes

ſtillſchweigend vorausgeſegt ſein, es iſt aber nicht aus- wohnter Gebäude , ſofern der Lärm in ſeiner vollen

drüdlich angeordnet. Der Vorwurf einer ausdehnen- Wirkung nach außen dringt, ganz beſonders geeignet

den Geſekesauslegung durch das OLG. iſt daher un- iſt, die nächtliche Nuhe der Anwohner zu ſtören , andere

begründet. Der Angeklagte hat durch ſein Geſamt- unerträglich zu beläſtigen und namentlich leidende

verhalten bewieſen, daß er ſich der Anzeigepflicht be- Perſonen an ihrer Geſundheit zu ſchädigen . Jndem

wußt war und daß ſeine Veranſtaltungen gerade darauf das LG . dem Angellagten zumutet, daß er bei einiger

hinausgingen , ſich den ihm durch das ( 38. auferlegten Ueberlegung ſich der Wirkung ſeines Tuns bewußt

Verpflichtungen zu entziehen. ( Urt . v . 31. Januar 1914, geworden wäre, hat es an ſein Einſichtsvermögen keine

Mev . - Reg . Nr. 702/1913 ). Ed . überſpannten Forderungen geſtellt. (Urt. vom 10. Jas

nuar 1914, Rev.- Heg. Nr. 701/1913 ). Ed.3307

3254
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ſcheidung über die Hauptſache zu würdigen , da ſie nicht

Oberlandesgericht Nürnberg. zu den Šinreden nach § 274 11 Nr. 2 und 3 ZPO . zählen

(NGZ. 37, 427 ; Recht 1906 S. 433 ff.). (Urt. des
Schiedsgericht oder Schiedsgutachten ? Schiedsrichter II . ZS . vom 9. Juli 1913, L. 151/13) .

in eigener Sache. Ginrede undNichtigkeit des Schiedo:

bertrage (8 9 1025 1. , 274 11.3 O ., $$ 317ff., 138 WGB. ).

Uus 8 en Gründen : Es kann dahingeſtellt bleiben,

ob die Saßungen des beklagten Vereins,wornach die
Oberlandesgericht Augsburg.

verſtärkte Bereinsverwaltung den dem Mitgliede zu Gebührenpflicht ded Berweiſungsbeſchluñe8 nach 8697

vergütenden Brandſchaden feſtſtellt und wornach gegen 3PD. Aus den Gründen : Es iſt zunächſt zu erörtern ,

dieſe Feſtſtellung die Beſchwerde an die unter Aus
ob für den ohne mündliche Verhandlung erlaſſenen Vers

ichlußdes Rechtswegs entſcheidende Generalverſamm- weiſungsbeſchluß des AG. nach 8 697 ZPO., mag er auf

lung zuſteht, überhaupteinen Schiedsvertrag nach Antrag des Gläubigers oder des Schuldners erlaſſen ſein ,

SS 1025 ff. ZPO. und nicht bloß eine Einigung über die 5/10 Gebühr aus § 26 GAG . angefekt werden darf.
ein Schiedsgutachten (S$ 317 ff. BGB.) bedeuten. Ein Die herrſchende Meinung bejaht das (vgl.Gaupp-Stein,

wirklicher Schiedsvertrag läge vor, wenn die Ents
ZPD ., 10. Aufl. zu & 8 697 und 505, Neumiller, BPD.,

ſcheidung des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter mittels 3./4. Aufl. zu $ s 697 und505, Sydow -Buſch, GKG .
Ausſpruchs der Zahlungspflicht des bellagten Bereins 9. Aufl. zu § 18 Nr. 4, § 26 Nr. 5, § 30 Nr.5, DLG.
vereinbart wäre. Um die bloße Vereinbarung eines

Köln inderZeitſchr. für DeutſcheJuſtizſekretäre 1912

Schiedsgutachtens würde es ſich handeln , wenn nur S. 98, Mittmann, S., 5. Aufl., § 30 Anm . 6, § 26 II

die Frage, ob und welcher Schadenentſtanden iſt, durch Anm. 8, DLONpr. XVII S. 218, XXIII S. 202, XXV

Schiedsmänner in einer für die Entſcheidung des ordents
S. 281). Für die Gebührenfreiheit des Verweiſungs

lichen Gerichts bindenden Weiſe beantwortet werden beſchluſſes hat ſich LGÁ. Gerſtlauer in der Bay3FR .

follte (3W . 1909, 1992 ; 1902, 636 ; ROZ. 29, 319 ; 1913 S. 366 ausgeſprochen, ferner das Sammergericht

45, 350; 67, 71 ; DLORſpr. 21 , 117 u . a .). Geht man (OLGRſpr. XXVIIS. 128)und das DIG. Stettin ebenda

von dem Beſtehen eines eigentlichen Schiedsvertrags XXV S.144 (vgl. auch Bay3FR. 1913 S. 460) . Der Senat

aus, ſo muß ſofort auch deſſen Nichtigkeit feſtgeſtellt entſcheidet fich für die herrſchende Meinung.

werden. Der den Mitgliedern im Brandfalle zuſtehende Cine verſchiedenartige Behandlung des Berweis

Entſchädigungsanſpruch foll zunächſt durch die vers ſungsbeſchluſſes, je nachdem er auf Antrag des Gläubi

ſtartte Bereinsverwaltung und auf Beſchwerde durch gers oder des Schuldners oderbeider ergeht, würde

die Generalverſammlung feſtgeſeßt werden. Beide Or- nicht im Sinne der Nov. zur ZPO. von 1909 liegen.

gane beſtehen ſaßungs- und begriffsgemäß nur aus Wenn das beabſichtigt geweſen wäre, hätte es der
Bereinsmitgliedern, es ſind ihnen auch ſonſt wichtige Geſeßgeber ausdrüđen müſſen.Der Verweiſungsbeſchluß

Aufgaben der Vereinsverwaltung zugewieſen, die Brand- iſt ferner nicht nur eine prozeßleitende Berfügung, ſons

entſchädigung iſt aus dem Vermögen des Vereins und
dern eine Entſcheidung i. S. des § 18 Nr. 3 GHG. (vgl.

durch Umlagenerhebung bei den Mitgliedern zu deđen.
Buſch -Sydow , CAO .,9. Aufl. zu § 18 ). Das AG. hat

In jedem Brandſchadensfalle iſt ſohin der ganze Verein 3. B. zu prüfen, ob nicht für den Anſpruch nach § 23

wie jedes einzelne Mitglied unmittelbar vermögenss GVG . das Åg. ausſchließlich zuſtändig und deshalb

rechlich beteiligt und hat ein dem Entſchädigungsbe- eine Berweiſung an das 26. ausgeſchloſſen iſt. Es iſt

rechtigten entgegengeſeftes Intereſſe. Es verſtößt nun
weiter z . B. vorgekommen, daß der Bellagte bei der

gegen den oberſten , imöffentlichen Rechte wurzelnden, Einlegung des Widerſpruchs zwar die Verweiſung an

unverzichtbaren Grundſaß jeder Rechtſprechung, daß das 18. beantragte, jedoch nicht an das vorgeſetzte 16.,

Parteien oder ihre Drgane Richter, ſei es auch nur ſondern an ein anderes, weil für dieſes der vereinbarte

Schiedsrichter, in eigener Sache ſeien . Schiedsverträge Gerichtsſtand beſtehe. Der Zweď der Novelle von 1909
ſolcher Art find wegen Verſtoßes gegen die guten konnte nun nicht ſein, für den Verweiſungsbeſchluß,

Sitten nach § 138 BGB. nichtig, ohne daß der Haupt- der ohne mündlicheVerhandlung ergeht, eine volle Ge

vertrag ſelbſt nichtig zu ſein bräuchte (D33. 1903, 549 ; bühr aus § 18 GKG. einzuführen. Den von der herr

DLGNſpr. 3, 159; 21, 124 ; 19, 168 ; ROZ. 29, 319 ; îchenden Meinung abweichenden Ausführungen (vgl.
37, 427 ; 73, 431). ' Was der Beflagte zur Bekämpfung | insbeſ. die Abhandlung von Gerſtlauer) iſt zuzugeben,

dieſes allgemein herrſchenden Grundſaßes mit dem daß die herrſchende Meinung unhaltbar iſt, ſoweit ſie
Hinweis auf Entſcheidungen über Anſprüche des Staates

die Gebührenpflicht auf § 26 Abſ. 1 Nr. 2 GKG. ſtüßt.

durch die ſtaatlichen Gerichte vorgebracht hat, wider- Eine Berüdſichtigung der Unzuſtändigkeit des Gerichts

legt ſich mit der einfachen Verweiſung auf das Staats- „ von Amts wegen“ i . S. des § 26 Abſ. 1 Nr. 2 liegt

recht. Wenn der Staat als Träger der Juſtizhoheit nicht vor ; denn wenn im Mahnverfahren weder der

durch ſeine unabhängigen, unbeteiligten Richter die Gläubiger bei Anbringung des Geſuchs noch der Schuld

Rechtspflege verſieht und wenn vor dieſen Nichtern ner beim Widerſpruch den Verweiſungsantrag ſtellt,

auch der Staat als Inhaber von Vermögensrechten ſo hat das AG. vorläufig nichts von Amts wegen“

Necht zu nehmen hat, ſo iſt nicht der Staat ſelbſt zu beſchließen, ſondern esmuß weitere Anträge in der

Richter in eigener Sache. Seine Parteiſtellung vor
öffentlichen Sißung abwarten . Das ergibt ſich ſchon

den Gerichten entſpricht den beſonderen Vorſchriften durch einen Vergleich der Nr. 1 und der Nr. 2 des § 26

der Berfaſſung und der Prozeßgeſege (Bayr . Verfürt. GKG. Nr. 1 bezieht ſich auf die prozeßhinderndenEin

Lit. VIII $ 5 ; EG . BPO. '$ 4; 3 PO . § 18). Dieſe bes reden , die von den Parteien vorgebracht ſind, Nr. 2

ſonderen Verhältniſſe geben keiner Partei die Befugnis bezieht ſich auf alle prozeßhindernden Einreden, ſoweit

ſich ſelbſt Hecht zu ſprechen, ſei es auch nur im Wege die Parteien auf ſie nicht verzichten können , d. h . auf

des Schiedsvertrags.
ſolche, die das Gericht von Amts wegen zu berüďfich

Geht man davon aus, daß fein wirklicher Schieds- tigen hat, auch wenn ſie nicht vorgebracht ſind. Vors

vertrag beſteht, ſo handelt es ſich nicht mehr um die gebrachte prozeßhindernde Einreden können immer nur

Einrede des Schiedsvertrags oder überhaupt um pro- unter Nr. 1 fallen. Wenn nun der Bellagte bei der

geBhindernde Einreden i. S. des § 274 ZPO. Es ſind Einlegung des Widerſpruchs ſofort die Verweiſung an

vielmehr, wie bei der Berufung auf ein der Selbſt: das LG. beantragt, ſo bringt er damit die Einrede der

verwaltung des Vereins unterliegendes Sonderrecht fachlichen Unzuſtändigkeit des AG. (§ 23 Abſ. 1 Nr. 1

eines Mitglieds oder wie bei der Behauptung eines OVG.) vor. Das GKG. unterſcheidet nicht, ob die Ein

bindenden Schiedsgutachtens,allgemeineEinwendungen rede in der ņauptverhandlung oder außerhalb in dem

gegen die Entſchädigungsforderung des Klägers in neu eingeführten ſchriftlichen Verfahren (8 697 II ZPO .)

Frage, dieſe Einwendungen ſind auf Grund der Ent: vorgebrachtwird. Falls nun der Gläubiger ſofort bei
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der Einreichung des Geſuches um Zahlungsbefehl den lichſt einfach , raſch und in Inappſter Form erledigen

Verweiſungsantrag ſtellt, für den Fall, daß der Beflagte tann, und daß er entſchloſſen mit altem Formeltram

Widerſpruch einlegt, ſo nimmt er dem Schuldner im aufräumt.

vorhinein die Einrede der Unzuſtändigkeit ab, und er- So geht denn auch die neueſte Bekanntmachung

klärt ſich mit der Verweiſung an das LG. einverſtanden . des Staatsminiſteriums der Juſtiz über Geichäftsver

Auch dieſer Fall darf daher unter 26 Abſ. 1 Nr. 1 einfachung vom 18. März 1914 (JMBI.S. 25) von der

gebracht werden . Denn wie ſchon bemerkt, wird eine richtigen Erkenntnis aus, daßdie Juſtizverwaltung

verſchiedenartige Bewertung, je nachdem der Verweis augenblidlich viel Neues nicht ſchaffen kann , ſondern

ſungsantrag vom Gläubiger oder Schuldner geſtellt iſt, daß eben ein möglichſtweitgehender Gebrauchvon den

nicht den Abfichten des Gelebgebers gerecht. Wenn der Erleichterungen gemacht werden muß, die bisher ſchon

Gefeßgeber den Verweiſungsbeſchluß nach 8 697 BPO. eingeführt wurden. In der Tat hat das Juſtizmini

gebührenrechtlich ebenſo behandeln wollte,wie die Fälle ſterium für den Geſchäftstreis , in den es fördernd und

des § 47 Abſ. 1 Nr. 3 GAO., ſo hätte er den Fall des regelnd eingreifen tann, nämlich auf den Gebieten der

$ 697 SPD. bei der Novelle von 1909 dort aufführen Dienſtaufſicht und der Zuſtizverwaltung im engeren

müffen . Gerade daraus, daß dies nicht geſchehen iſt, Sinne, vieles getan, umArbeit, Schreibwerk und Koſten

läßt fich ein Beweisgrund dafür entnehmen , daß zwar zu erſparen und den Geſchäftsgang zu beſchleunigen

das Berfahren abgekürzt und vereinfacht werden, daß Es ſei nur daran erinnert, daß es zahlreiche Verrich

aber keine Schädigung der Staatskaſſe eintreten ſollte. tungen den äußeren Behörden übertragen hat, die früher

Bei der Neuregelung des Soſtenfeſtfeßungsverfahrens dem Miniſterium vorbehalten waren , und daß damit

wurde z. B. ausdrüdlich beſtimmt (f. § 47 Abſ. 1 Nr.5 a eine Maſſe von Berichten, von Attenverſendungen uſw.

GAG .), daß die Entſcheidungen über die Erinnerungen weggefallen iſt. Was in dieſer Hinſicht allein im Jahre

gegen den Koſtenfeſtſeßungsbeſchluß des Gerichts- 1913 geſchehen iſt, ergeben die Mitteilungen im Jahr

ſchreibers gebührenfrei ſind. Wenn eine Partei den Ver- gang1913 dieſer Zeitſchrift S. 260 (Nr. 3000 ), S. 344

weiſungsantrag ſtellt und dann die Sache vor der Ent- (Nr. 3066), S. 363 (Nr. 3086) und die Abhandlung auf

ſcheidung durch das 16. durch Zurüđnahme oder Bers Š . 471 (unter VI, VII) (7. a . die Abhandlung im Jahr:

gleich erledigt wird, werden die Parteien allerdings in gang 1914 S. 12 ff.). Das JMBI. für 1914 enthält

der Regel gebührenrechtlich ungünſtiger behandelt, als wieder zwei Bekanntmachungen, die nach dieſer Michtung

wenn ſie vor dem AG . weiter verhandelt hätten ; das wirken ſollen (Bet. vom 17. Februar 1914 S. 24 und

können ſie aber durch ſtillſchweigende oder ausdrüdliche dom 21. Februar 1914 S. 33 ).

Vereinbarung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit ver- Die neue Bekanntmachung vom 24. März 1914

meiden. (Beſchl. d . I. ZS . v.25. Februar 1914, Beſchw .- M . verweiſt auf die bisher erlaſſenen Vorſchriften über

II 6/1914) . Vereinfachungdes dienſtlichen Verkehrs, Entlaſtung der

Richter von Schreibarbeit und Abfaſſung der Urteile.

Sie erläutert und ergänzt dieſe in einigen Punkten und

Bücheranzeigen.
trifft Anordnungen, um ihre vollſtändige Durchführung

zu ſichern. Sie wil vor allem dafür ſorgen , daß fie

Ausführungsbeſtimmungen vom 15. September 1913 zum allen Beamten durchaus geläufig werden und daß auch

Heidsſtempelgeſete. 126 Seiten auf Dünndruđpapier. der Nachwuchs rechtzeitig mit ihnen vertraut gemacht

Mr. -.50.
wird .
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Ausführung &beſtimmungen des Bundesrats vom 8. Nos

vember 1913 zum Gelete über einen einmaligen außer:
Ueber die Ermittelung früherer Beſtrafungen der

ordentlichen Wehrbeitrag (Wehrbeitraggelet ) vom
Ungeklagten und der Zeugen hat das Zuſtizminiſterium

3. Juli 1913. 62 Seiten. München, C. $ . Beđ’ſche am 25. März ds. Js. (ŽMBI. S. 35) eine neue Belannt:

Berlagsbuchhandlung (Ostar Bed ). Mr. –.40.
machung erlaſſen . Sie bringt die Belanntmachung vom

Die beiden Heftchen ſollen als Ergänzung zu den 25. Juni 1908 ( FMBI. S. 131) in Erinnerung und

Wehr

beitragsgeſeßes dienen, die ohne Vollzugsoorſchriften Strafen,die im Strafregiſter gelöſcht ſind.SolcheStrafen

im 6. V. Bed'ichen Berlage erſchienen find. follen im Strafverfahrentunlichſt unberü & fichtigt bleiben,

weil ſonſt die Löſchung von Strafen in der Þaupts

ſache ihren Zwect verfehlt. Daß die Feſtſtellung ges

löſchter Strafen vielfach unbedenklich unterbleiben kann,

Gefeßgebung und Verwaltung. folgert die Belanntmachung aus dem Zwededer Ers

Geſchäftøvereinfachung. Eine Zuſtizverwaltung ſtößt
mittelung der Vorſtrafenund derBedeutung der Löſchung

immer auf gewiſſe Schranken, wenn ſie Erleichterungen
von Strafen . Abgeſehen von den Fällen , in denen

und Vereinfachungen der Geſchäfte einführen will. Die
beſondere ſtrafrechtliche Folgen an die Tatſache ge

äußeren Formen des dienſtlichen Verkehrs können zwar
knüpft ſind, daß der Angeklagte wegen gleicher oder

einfach und zweđmäßig geſtaltet werden, damit iſt aber
ähnlicher Verfehlungen vorbeſtraft iſt, dient die Feſt

im weſentlichen nur der Staatsanwaltſchaft, den Auf
ſtellung von Beſtrafungen dazu, ein richtiges Bild von

der Perſönlichkeit des Beſtraften zu erhalten. Durch
ſichtsbehörden und allenfalls den Richtern der frei

willigen Gerichtsbarkeit gedient . Eine durchgreifende
die Löſchung einer Strafe im Strafregiſter wird aber

Entlaſtung der Prozeßrichter kann nur die Geſepgebung
anerkannt, daß die Strafe infolge der ſonſtigen guten
Führung des Beſtraften für die Beurteilung ſeiner

bringen, indem ſie z. B. noch weitere Geſchäfte dem

Gerichtsſchreiber zur ſelbſtändigen Erledigung überweiſt,
Perſönlichkeit keine odernurmehr geringe Bedeutung hat.

die Eröffnungs- und lieberweiſungsbeſchlüſſe beſeitigt,
Für den Fall, daß ſich die Notwendigteit ergibt,

die ſchriftliche Faſſung der Urteilsgründe in beſtimmten
Strafen eines Angeklagten oder Zeugen durch ſeine

Befragung zu ermitteln, ſtellt die Befanntmachung zur
Fällen erläßt uſw. Bis das geſchieht, muß mit kleinen

Mitteln weitergearbeitet werden . Uebrigens fönnen
Erwägung, ob es nicht genügt, nur nach Strafen zu

fragen, die noch nicht gelöſcht ſind.
Vorſchriften der Juſtizverwaltung allein nicht viel

nüßen, ſie bleiben allzu leicht auf dem Papiere ſtehen.

Die Hauptſache wird immer ſein, daß der einzelne Verantwortl . Herausgeber : Th . von der Pfordten,

Beamte darüber nachdenkt, wie er jedes Geſchäft mög- Regierungsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von J. So weißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin.

Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Jnh. Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Der Sorentwurf zu einem die Beſchäftigung der Gefangenen in den zum Voll

zuge gerichtlicher erkannter Freiheitsſtrafen be :

Strafvollzugsgeſeß. ſtimmten Anſtalten gelten in den Bundesſtaaten

Bon Miniſterialrat Dr. Karl Meyer in München .
59 Vorſchriften über den Strafvollzug (Dienſtan

weiſungen , Gefängnisordnungen , Hausordnungen,

Die „ Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern “ hat u . dergi. )

fich wiederholt mit Fragen des Strafvollzugs be- Durch die Reform des Strafrechte, die neben

ſchäftigt. So hat in legter Zeit Strajanſtalts: den Strafen auch die ſichernden Maßnahmen bringen

direktor Beybold hier ſolche Fragen erörtert . ? ) wird , iſt die Sachlage weſentlich verändert . Schon

Sie werden immer aktueller; denn zugleich mit dem der Vorentwurf hatte ſich mit Fragen des Straf

Entwurf eines neuen StGB. foll, wenn möglich, dollzugs weitaus mehr als das geltende Rechtbefaßt ;

auch der Entwurf eines Strafvollzugsgeſekes dem er hatte Einzelvorſchriften über den Vollzug der

Reichstag vorgelegt werden . Freiheitsſtrafen und über ihre Differenzierung ge

Die verſchiedenen Freiheitsſtrafen erhalten ihren geben und ſich grundſäßlich zur Durchführung des

Inhalt erſt durch die Art des Vollzugs . Das Einzelhaftſyſtems entſchloffen. Dabei ſah der Vor

geltende SIGB. iſt der Aufgabe , die Strafarten entwurf die Ergänzung ſeiner Vorſchriften nicht

in ihrer verſchiedenen Schwere voneinander zu in einem Strafvollzugsgeſek, ſondern in den Aus

ſondern und das Weſen des in ihnen dem Ver führungsvorſchriften desBindesrats und den Ver

urteilten aufzuerlegenden Strafübels zu umgrenzen , waltungsvorſchriften der Einzelſtaaten vor. ) Vor

nur ungenügend gerecht geworden . Es fennt weder ſchriften über den Vollzug der fichernden Maß

eine zureichende Individualiſierung der Strafzu:
nahmen , insbeſondere des Arbeitshauſes, traf er

meſſung noch eine zureichende Individualiſierung nicht.

des Strafvollzugs. Schon in den 70er Jahren Die zweite Kommiſſion, die ſich der Mitarbeit

wurde ein Strafvollzugsgeſeß erwogen. Im Reicha: des auf dem Gebiete des Strafvollzugs beſonders

Juſtizamt wurdenach Beratung in einer Kommiſſion erfahrenen Erſten Staatsanwalts Klein , des

von acht Praktikern , in der Bayern durch Direktor Vertreters des Generalſtaatsanwalts in Berlin ,

Streng- Nürnberg (ſpäter Hamburg) vertreten zu erfreuen hatte , hat die Vorſchriften des Vor

war, der Entwurf eines Strafvollzugsgeſekes vom entwurfs über den Strafvollzug noch eingehender

19. Mai 1879 aufgeſtellt. Er begegnete finanziellen geſtaltet, zum Teil modifiziert und weiter ausge
Bedenken und kam über den Bundesrat nicht hinaus. baut. Sie hat an dem Einzelhaftſyſtem feſtge

Die Wünſche nach Vereinheitlichung des Straf: halten , jedoch das Strafenſyſtem geändert, der øaft

vollzugs verſtummten nicht. Ihnen kamen die wieder ihre alte Stellung als Freiheitsſtrafe für

Grundſäße des Bundesrats vom 28. Oktober 1897 Uebertretungen gegeben , die Einſchließung als

entgegen , die bei dem Vollzuge gerichtlich erkannter custodia honesta wieder eingeführt und für ſie

Freiheitsſtrafen bis zur weiteren gemeinſamen Rege Beſchäftigungszwang geſchaffen . Die hauptſächlich

lung zur Anwendung kommen . Eine völlige Ein: ften Aenderungen gegenüber dem Vorentwurf habe

heitlichkeit konnte hierdurch nicht erreicht werden .

Nach der Denkſchrift vom 22. Februar 1907 über
) Nr. 89 der Reichstagsdrucjachen, 12. Leg . -Per.

I. Seſſion 1907 S. 51 ff.

1) Zahrg . 1913 S. 392 ff. 9) Borentwurf ss 15 ff., $ 23, Begründung S. 63 ff.

.
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ich hier zuſammengeſtellt. “) Ich darf darauf ver- Klein übernommen. Der Entwurf ſchließt fich

weiſen . Inzwiſchen iſt auch eine ſyſtematiſche Zu- an das Syſtem der Freiheitsſtrafen und der

ſammenſtellung der Beſchlüſſe der Strafrechts: fichernden Maßnahmen des Strafgeſeßentwurfs

kommiſſion erſchienen.5) Die Rommiſſion hat auch an , bildet alſo eine Ergänzung dieſes Entwurfs.

für einzelne fichernde Maßnahmen, wie das Ar- Die geſegliche Regelung geht davon aus, daß die

beitshaus, im Geſeke ſelbſt Vollzugsbeſtimmungen Vollzugsbehörde überall durch das Gefeß in den

gegeben. Sie hat zwar eine Ergänzung der geſeßlichen Stand geſeßt ſein ſoll, zu erkennen , wozu ſie direkt

Beſtimmungen durch Ausführungsvorſchriften vor: verpflichtet iſt und wozu ſie ermächtigt iſt. Er

geſehen, iſt aber grundſäßlich davon ausgegangen, gänzungen durch reichs- und landesrechtliche Aus

daß der nädyſte weitere Ausbau in einem Straf: Führungsvorſchriften ſind vorgeſehen . Der Entwurf

vollzugsgeſetz zu erfolgen habe, zu dem dann im hält in erſter Linie an dem Vergeltungscharakter

einzelnen Ausführungsvorſchriften zu treten haben . der Strafe feſt, verwirklicht die neuzeitlichen Auf

In Uebereinſtimmung mit dem Vorentwurf hat gaben des Strafvollzugs, möglichſte Beſſerung des

die Strafrechtskommiſſion weder die unbeſtimmte Gefangenen durch Seelſorge, Unterricht uſw., ſtrebt

Verurteilung, die in gewiſſem Sinne eine Ab: ferner die ſoziale Brauchbarkeit des Gefangenen

dantung des Strafrichters bedeuten würde, noch nach der Entlaſſung an und betont in ſeinen Vor

das Progreſſivſyſtem d. h . einen Strafvollzug mit ſchriften insbeſondere die fittlich erziebliche Kraft

allgemeinen feſtgelegten Stufen übernommen, zu der Arbeit . Die Vorſchläge ſtehen auf dem der

dem ſich der Deſterreichiſche Entwurf 6) und der Individualiſierung des Strafvollzugs; ſeine ſpezial

Gegenentwurf (8 50) entſchloſſen haben . präventive Aufgabe ſeßt die Anpaſſung der Bez

Wie es heißt, ſoll nach der Fertigſtellung des handlung an die körperliche und geiſtige Eigenart

Entwurfs eines Einführungsgeſeges zum StGB. , des Gefangenen voraus . Der Entwurf ſchlägt in

die in dieſem Hochſommer zu erwarten iſt, an die Uebereinſtimmung mit dem Strafgeſekentwurf nicht

Aufſtellung eines Strafvollzugsgeſekes herangetreten das eigentliche Progreſſivſyſtem vor. Wohl aber

werden , das auch die ſichernden Maßnahmen zu trägt er dem Progreſſivgedanken und dem Er

umfaſſen hat . Während fürdieStrafrechtskommiſſion ziehungsgedanken, um den Gefangenen auf den

der Vorentwurf mit ſeiner ausführlichen Begründung
Wiedereintritt in die Freiheit vorzubereiten, inſo:

als Vorarbeit vorlag , wären für die Beratungen der weit Rechnung, als er eine allmähliche Milderung

Rommiſſion, die ſeinerzeit das Strafvollzugsgeſetz des regelmäßigen Strafzwangs zuläßt (8 23). Für

aufzuſtellen hat , Materialien nicht vorhanden ge den Strafvollzug an Jugendlichen und vermindert

weſen, wenn nicht der Verein der deutſchen Zurechnungsfähigen find beſondere Beſtimmungen

Strafanſtalts beamten einen förmlichen Vor getroffen.

entwurf zu einem Reichsgefeße über den Vollzug Die acht Abſchnitte des Entwurfs teilen fich

der Freiheitsſtrafen und ſichernden Maßnahmen wieder in Unterabteilungen. In dieſem allgemeinen

mit eingehender Begründung fertiggeſtellt hätte. 3 Ueberbliçkann ich daraus nur einzelnes erwähnen.

Dieſe Vorarbeit nennt ſich beſcheiden Geſekespor: Die Vorſchriften über Anſtalten (Straf- und Siche:
ſchläge, iſt aber in Wirklichkeit der Vorentwurf rungsanſtalten) und über Anſtaltsverwendung (8$ 1

zu einem Strafvollzugsgeſeße. Sie iſt umſomehr
bis 11) wollen eine möglichſt ſtrenge Scheidung

zu begrüßen, als ſie den Fortgang der geſekgebe der Gefangenen ermöglichen. Sie ſchreiben in $ i

riſchen Arbeiten gerade auf dieſem Gebiete beſonders Abſ. 1 vor, daß bei Neubauten Zuchthaus-, Ge

erleichtern und vereinfachen wird. Die Aufmert fängnis- oder Einſchließungsabteilungen, auch

ſamkeit auf dieſen Entwurf, der auch die nächſte Zuchthaus- und Haſtabteilungen, nicht mehr in

Tagung der Strafanſtaltsbeamten in Hamburg einer Anſtalt vereinigt werden dürfen . Auch für

beſchäftigen wird, auch hier zu lenken und hierüber den Vollzug der Arbeitshaus- und Sicherungshaft

eine kurze Ueberſicht zu geben, iſt der Zweck dieſer ſind mindeſtens baulich abgeſonderte Anlagen vor:

Zeilen . zuſehen. In den Beſtimmungen über die Auf

Der Entwurf umfaßt 73 Paragraphen . Er nahme ($S 12 bis17) iſt für den Erkennungsdienſt

iſt nach den Beſchlüſſen des Vereins in einer
die wünſchenswerte geſegliche Feſtſtellung vorge

Kommiſſion, die in zweiter Lejung erweitert wurde ſchlagen, daß für die Zwecke dieſes Dienſtes

und der von bayeriſchen Praktikern Oberregierungs- Meſjungen , Abbildungen und ſonſt erforderliche

rat Michal angehörte, aufgeſtellt worden. Die Feſtſtellungen vorgenommen werden dürfen . Für

Geſamtbearbeitung hatte Erſter Staatsanwalt
die zuläſſigen Formen der Verwahrung (Einzel:

und Gemeinſchaftshaft , SS 18 bis 21 ) iſt der Sak

“) Jahrg . 1913 S. 97 ff. u . S. 409 ff. vorangeſtellt, daß bei der Anordnung der Haftform

5 ) Ebermayer, Der Entwurf eines deutſchen StOB . auf die Perſönlichkeit , die Tat und das Vorleben

S. 311. des Gefangenen Rüdjicht zu nehmen iſt. Der Voli:
) Die Vorſchriften finden ſich in dem Entwurf zug ſoll regelmäßig mit der Einzelhaft beginnen.

einer Novelle zur StPO. SS 548 ff ., insbeſondere § 565.
Die Leitmotive für die eingehenden Vorſchriften

) Geſegesvorſchläge mit Einleitung und Be

gründung, Sonderheft A und B zu Vd . 47 der Blätter über die Behandlung, die in SS 22 bis 49 ein :

für Gefängnisfunde, geidelberg 1913. ſchließlich der Sondervorſchriften für Jugendliche
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Beſtimmungen über Seelſorge, Geſundheits- und Räume und Einrichtungen eine angemeſſene Friſt

Bildungsfürſorge, über Beköſtigung, Bekleidung zu beſtimmen. Mit dem Inkrafttreten des Straf

und Lagerung, über Verkehr und über Arbeit vollzugsgeſekes, das gleichzeitig mit dem StGB.

bringen , ſind eingangs in § 22 umſchrieben. Dar- | in Wirkſamkeit treten ſoll, ſoll auch eine einheit

nach ſind mit der Zufügung des Strafübels und , liche Vollzugsſtatiſtik beginnen .

der Aufrechterhaltung von Zucht und Ordnung Wenn ich damit dieſe kurze Ueberſicht über

geiſtige und fittliche Hebung, Erhaltung der Ge den ausgezeichneten Vorentwurf ſchließe, ſo möchte

ſundheit und Arbeitskraft, gleichmäßig in der Einzel- | ich doch noch dem Wunſche Ausdruck geben , daß unter

und Gemeinſchaftshaft, anzuſtreben . Dieſe Ziele den vielfachen geſekgeberiſchen Reformarbeiten , die

ſollen mit Strenge, Gerechtigkeit und Menſchlich: i mit der Reform des Strafrechts zuſammenhängen ,

keit ſowie unter Beachtung der Perſönlichkeit, der es insbeſondere dem Entwurf eines Strafvollzugs

Tat und des Vorlebens der Gefangenen verfolgt geſeßes beſchieden ſein möge, Geſet zu werden .

werden. In dieſen Vorſchriften und namentlich Der Vorentwurf der deutſchen Strafanſtaltsbeamten

in denen über den Arbeitszwang tritt beſonders wird dann ſeinen reichlichen Anteil an dieſem Er

die Differenzierung in den einzelnen Freiheits- folge haben .

ftrafen hervor. Ichdarf hierzu auf die Darlegungen

in der Begründung S. 44 ff. verweiſen . Des

Verhältniſſes zur freien Arbeit iſt in § 31 gedacht.

Es iſt als Leitſaß vorangeſtellt, daß bei der Ver
wertungderArbeitskraft der Gefangenen das Zur Redtſprechung über diedie Stommun-:

Intereſſe des Privatgewerbes und der freien Arbeit mauern . !)

überhaupt im weiteſtem Maße zu ſchonen iſt . In

den Vorſchriften über Disziplinar- und Ordnungs
von Rechtsanwalt Dr. Georg Nügel in München .

ftrafen (88 50 bis 52) ift von der körperlichen Selten hat wohl in den legten Jahren eine

Züchtigung als Disziplinarmittel abgeſehen, in zunächſt juriſtiſche Frage den Grund- und Haus

Uebereinſtimmung mit dem Rechtszuſtande in beſiger Münchens ſo ſehr beſchäftigt,wie die Rechts

Bayern, der nach Art. 27 Abſ. 3 AG . StPO . verhältniſſe an Kommunmauern. Iſt doch neuer

die körperliche Züchtigung als Disziplinarmittel ge: dings mit Bezug hierauf ſogar die Rede vom

gen Gefangene ausſchließt. Dagegen wurden bei
„Bauernſchreď im Hausbau“. Ich verzichte

noch ſchulpflichtigen Jugendlichen die Schulſtrafen bewußt auf geſchichtliche oder lehrhafte Erörte

des am Ort der Strafverbüßung geltenden Rechts
rungen. Die nachſtehenden Ausführungen ſind

als Ordnungsſtrafen zugelaſſen (8 51 Abſ. 1i). hauptſächlich für die tägliche Praxis beſtimmt.

Im Gegenſaße zur Begründung des Vorentwurfs9) Meinen Ausführungen liegen ausſchließlich Ent

und in Uebereinſtimmung mit der des Gegenent- ſcheidungen der Münchener Gerichte (Landgericht

wurfs 9) ſieht der Entwurf (88 55–58 ) 19) in der München I und Oberlandesgericht München ) zu:

vorläufigen Entlaſſung einen Beſtandteildes Straf- grunde, die ich in meiner Praxis geſammelt habe.

vollzugs und bringt dies durch ihre Berübernahme Die Tatbeſtände ſind nicht erdacht, ſondern dem

in das Strafvollzugsgeſek zum Ausdrud. Er ſteht | Leben entnommen.

dabei auf dem Standpunkt, daß von der Ein- Fall I. Etwa bis zu den Jahren 1910/11

richtung, die er auf lebenslängliche Freiheitsſtrafen hat die Münchener Rechtſprechung wohl ziemlich

nicht ausdehnt, in allen Fällen, in denen ſie nach übereinſtimmend Alleineigentum des Erbauers

dem Gefeß zuläſſig iſt, auch in der Tat Gebrauch der Rommunmauer angenommen .

gemacht werden ſoll, ſo daß ſie als wichtiges
Beiſpiel:

Glied des Strafvollzugs, als Schlußſtein ſeiner

Milderung zu betrachten wäre.

Zum Schluſſe darf ich noch auf die beſon Pl.-Nr. 3951/4 PI.-Nr. 395/3

deren Beſtimmungen über den Vollzug der A errichtet das B baut 1909 an die

ſichernden Maßnahmen , Urbeitshaus und Siche Gebäude 1901 . Kommunmauer an.

rung &haft, verweiſen (S8 59—68). Daran ſchließen

fich in g 69 beſondere Vorſchriften über Schußfürs

ſorge und Schußaufficht und in 88 70—73 Zus
eingeſteigert von Cvor

ſtändigkeits- und Schlußbeſtimmungen , die Aus dem Anbau des B,

führungsvorſchriften des Bundesrats und der zwangsweiſe verſteigert

Landesbehörden vorſehen . Sie ermächtigen auch
1904.

den Bundesrat, für die Uebergangszeit zur Be- Das LG. München I ( IV . 3R. ) hat in einem

ſchaffung der fehlenden Anſtalten, Abteilungen, nicht mit Berufung angefochtenen Urteil vom

6. Dezember 1910 dem Ablöſungsanſpruch des C

5) Begr. Bd . 1 S. 96.

P) 6. 82 f.
1) Die wörtlich wiedergegebenen Auszüge aus Ur

10) Begr . S. 69. teilen hat der Herausgeber ſprachlich überarbeitet .



180 Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 9.

.

gegen B ſtattgegeben . Gründe: Aleineigentümer B klagt gegen C auf Zahlung der Ablöſungs:

der Kommunmauer ſei C. B habe kein Eigentumſumme. Die Klagehat das 16. München I (V.ZR.)LG

an der auf ſeinem Grundbeſitz ſtehenden Mauer- mit Urteil vom 5. Dezember 1911 , P. R. Nr.

hälfte erlangt. Der Ablöſungsanſpruch wurde nach 2172/1911 , abgewieſen .

dieſem Urteil abgeleitet aus 88 742, 748 BOB.; Gründe : . . Das Meichsgericht, dem ſich das

Art. 68 AG . BOB. Falls die Vorſchriften über Gericht anſchließt, hat neuerdings (Furm . 1911 S. 212,

die Gemeinſchaft nicht anwendbar ſein ſollten , ſei 366) ausgeſprochen, daß im Falle der Bebauung zweier

der Ablöſungsanſpruch nach SS 812, 951 BGB. aneinander grenzender Grundſtüde mit einem einheits

lichen Gebäude jedem der Grundſtüde der in ſeinen

begründet. Abzulöſen ſei der Betrag der ſeiner Grenzen ſtehende Teil des Gebäudes zufällt. Der Ers

zeitigen Baufoften, alſo die Hälfte der im Jahre bauer der Kommunmauer wird alſo nichtalleineigens

1901 entſtandenen Baukoſten. tümer, die beiden Nachbarn werden nicht Miteigen

Kauptvertreter dieſer ,, Beſtandteils-Lehre “ war
tümer, ſondern jederhatSondereigentum an dem auf

ſeinem Boden ſtehenden Teil der Kommunmauer. Dems

der verſtorbene Notar Pfirſtinger in ſeiner (im jufolge fann der Ablöſungsanſpruch nicht auf Mits

Buchhandel vergriffenen ) Schrift: „ DieRommun: eigentum und Gemeinſchaft gegründet werden , ſondern

mauer nach dem jeßt in Bayern geltenden Recht" nur auf die Borſchriften über die ungerechtfertigte Bes

(1905, Eigentum uud Verlag des Verfaſſers,S.15):
reicherung.

Die weitere Folge dieſer Auffaſſung iſt, daß der
In Fällen ſolcher Art (wie im Beiſpiel des Falles I ) Bereicherungsanſpruch nicht erſt durch den Anbau an

iſt der Eigentümer des zuerſt gebauten Hauſes die Kommunmauer,ſondernſchondurch die Errichtung

alleiniger Eigentümer auch des auf Nachbargrund entſteht.entſteht. Denn ſchon in dieſem Zeitpunkte ſteht feſt,

ſtehenden Teiles der Grenzmauer, gleichviel, ob die
daß der Nachbar des Erbauers durch Erwerb des Eigen

tums an dem auf ſeinem Grunde ſtehenden Teilder
Grenzmauer vor oder nach dem 1. Januar 1900

Mauer ohne Gegenleiſtung aufKoſten des Erbauenden

hergeſtellt worden iſt. Als maßgebend kommen einen Vermögenszuwachs erfahren hat ($$ 946 , 951,

in Betracht die 88 93 , 94 , 95 BOB ." 812 BGB.) . Der Bereicherungsanſpruch iſt in der Regel

Zutreffend iſt die frühere Münchener Recht:
ein perſönlicher Anſpruch zwiſchen dem Erbauer der

Kommunmauer und dem Nachbarn zur Zeit der Baus

ſprechung ( Fall I, Beſtandteils-Lehre) in einem führung. Er geht auf die Geſamtrechtsnachfolger über ,

ſpäter unter Fall II angeführten Urteil des LG. während er im Falle einer Einzelrechtsnachfolge auf

München I (V. GR. ) vom 5. Dezember 1911 , den Mechtsnachfolgerübertragen werden muß (Stau

P. R. Nr. 2172/1911 , zuſammengefaßt . Dieſes
dinger § 921 Anm . IV 2 a b) .

Urteil hat bewußt mit der früheren Rechtſprechung
Geht man von dieſen Grundſäßen aus, ſo konnte

hier durch die Aufführung der Kommunmauer fein

gebrochen , die noch im Urteil vom 6. Dezember Áblöſungsanſpruch entſtehen, weil der Erbauer Eigen .

1910 vertreten iſt. In dem Urteil heißt es u. a.: tümer der beiden Flächen war und keinen Bereicherungs

„Die überwiegende Meinung der früheren Rechts
anſpruch gegen ſich ſelbſt erwerben konnte (vgl. RG3.65,

S. 362)."
ſprechung läßt ſich in folgende Leitfäße zuſammenfaſſen :

Bei einer Kommunmauer iſt der über die Grenze ge- Dieſe Auffaſſung des LG. München I iſt be :

baute Teil kein Teil des Grundſtüds, auf dem er ſteht,
ſtätigt im Urteil desDLG. München vom 1. Mai

ſondern ein Teil des Gebäudes, ſolange nur das eine

Haus ſteht. Wird an die Kommunmauer angebaut,
1912 (IV. 3S. ) B.R. Nr. 76 L IV /1912. Die

ſo wird ſie zu einer Grenzeinrichtung i. S. des § 921 Gründe ſagen :

BGB.; die Eigentumsverhältniſſe an der auf der

Grenzlinie ſtehenden Mauer werden durch den Anbau
„Nach den Grundfäßen der $8 93, 94 Abſ. 1 , 946

verändert; ſie iſt von nun ab nicht nur weſentlicher
BOB. bildet ein Gebäude einen weſentlichen Beſtand

Beſtandteil des zuerſt errichteten Gebäudes, ſondern
teit des Grundſtückes, auf dem es ſteht; erſtreďt es

auch des zulegt errichteten ; das Eigentum wird durch
ſich über die Grenze eines Grundſtüđs hinaus, ſo wird

die Grenze , realiter“ geteilt . Die Koſten der Er
es durch die Grenzlinie geteilt, ſo daß jeder Gebäudes

richtung der Kommunmauer müſſen nach dem Anbau
teil weſentlicher Beſtandteil des Grundſtüđes iſt, auf

gemeinſchaftlich bezahlt werden. Zahlungspflichtig iſt,
dem er ſteht. Dieſer Grundſaß gilt auch für Grenz

wer den Anbau ausführen ließ , forderungsberechtigt,
mauern . Nach $$ 95 BOB. gibt es allerdings Fälle,

wer zur Zeit des Anbaues an die Mauer deren Eigen
in denen ein Gebäude nicht weſentlicher Beſtandteil

tümer iſt. Grund der Erſappflicht iſt die Bereicherung
des Grundſtücks iſt, auf dem es ſteht. Nach § 95 BGB.

( $ 812 BGB. ) . “ wird ein in Ausübung eines dinglichen Mechtes aus

geführter Ueberbau nicht Beſtandteil des Grundſtüces,
Fall II.

auf dem er ſteht, ſondern Beſtandteil des berechtigten

lilil|||||||||||| Grundſtückes . Uber gerade die Ausnahmefälle laſſen

erkennen, daß es im übrigen bei der Regel bleiben

PI : Nr. 10 454
PI.-Nr. 10 451 muß. Auch läßt ſich eine andere Meinung mit den

Beſtimmungen der SS 946 ff. über die Verbindung bes
A iſt auch EigentümerA errichtet das

weglicher Sachen miteinander oder mit Grundſtüden

Gebäude 1905. dieſer Pl.-Nr. nicht in Einklang bringen . Insbeſondere fann der

Anbau an die Grenzmauer feine Trennung des Eigens

| tums nach Mauerhälften herbeiführen . Geht man das

gegen von dem oben feſtgeſtellten , vom Meichsgericht

zwang Siveije verſteigert zwangsweiſe verſteigert, ſtändig feſtgehaltenen Grundſaße aus (RG2.65 $ .36171 ..

23. Juli 1907, einge- eingeſteigert von C
70 S. 201, JurW. 1911 S. 212 und 366 ), ſo war hier

ſteigert von B ( Ehefrau 20. Juli 1907, Umſchrei
die Grenzmauer weſentlicher Beſtandteil der Grunds

des A) , Umſchreibung bung im Grundbuch
ſtüde PI.-Nr. 10 451 und 10 454 inſoweit, als ſie auf

im Grundbuch 17. Ottober 1907.
deren Grund und Boden ſtand . “

9. Oftober 1907. C baut 1910 an. Qud) der II ZS . des OLG . München hat ſich

2
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in dein Urteil vom 15. März 1913 B. R. L 681/12 verſchiebenartige Fälle ohne Grund gleichgeſtellt werden .

zu dieſer Sondereigentumslehre bekannt .
Hat ſich aber durch den Anbau das Eigentum an dem

übergebauten Mauerteil nicht geändert, dann iſt jedens

falls derAnſpruch des Klägers auf Erſaß des Wertes

dieſes Teilesunhaltbar. Der Beklagte wäre höchſtens

A erbaut 1908 auf Pl.-Nr. 164/15, durch den Mitbeſiß der Grenzmauer bereichert.“

PI.-Nr. 164/16 das Bauplaß,
Noch in jüngſter Zeit iſt dieſe Auffaſſung vom

Anweſen Nr. 4.
Eigentümer B.

16. München I (VI . 3R. ) in einem Urteil vom

* 21. Oktober 1913 (C 3527/13 ) vertreten worden.

IIII ||||111113

In den Gründen heißt es u . a .: , Dieſe Anſicht„

entſpricht dem neueſten Stand der Rechtſprechung
verkauft an C ; verkauft an Eheleute D ,

C verkauft 1908 an E. dieſe bauten 1910 an die in Rommunmauerfragen .“

Kommunmauer an. Fall III. Ich beſpreche nun die zwei Urteile

E erhob Klage gegen die Eheleute D); die Klage des II. ZS . des OLG. München vom 17. Januar

wurde abgewieſen.
1914 , die ſoviel Aufſehen erregt haben .

Gründe : Das BGB. geht davon aus, daß
a )

jedes Grundſtück gegen das Nachbargrundſtüd eine

feſte Grenze haben muß ; es beſtimmt in § 93, daß

weſentliche Beſtandteile einer Sache nicht Gegenſtand H8.-Nr. 31
beſonderer Mechte ſein können, und in $ 94, daß zu B

den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücs die erbaut von A.

mit dem Grund und Boden feſt verbundenen Sachen ,

insbeſondere Gebäude gehören . Dieſe Vorſchrift wird

wiederholt in § 946, wornach fich das Eigentum an

einem Grundſtüc auf bewegliche Sachen erſtredt, die

mit demGrundſtüđ ſo verbunden werden, daß ſie weſent
verkauft den Baupla

licher Beſtandteil werden. Biernach gehört eine auf
an C , dieſer baut 1912

der Grenze zweier Grundſtücke errichtete Mauer in an die Kommunmauer

ſoweit zu jedem der beiden Grundſtüđe, als ſie auf
an ( Anweſen Nr. 32).

ihnen ſteht ; das Eigentum an jedem Grundſtüđe er:

ſtredt ſich auf den auf ihm ſtehenden Mauerteil (vgl .
Zwiſchen A und C wurde am 10. Juli 1912

JurW . 1911 S.2115 und S. 366 20) . Hier wurde die folgender ichriftlicher Vertrag geſchloffen : „ Für

auf Pl.-Nr. 161 "/15 errichtete Hälfte der Grenzmauer die Ablöſung der Hälfte der Kommunmauer ſchuldet

mitder Erbauung weſentlicher Beſtandteil dieſes Grund C dem A 2472.67 M ; C verpflichtet ſich, dieſen
ſtüds und damit Eigentum des B. Die Eheleute D

erwarben mit Pl.-Nr. 164 '/15 auch die daraufſtehende
Betrag bei Vollendung des Rohbaues und des

Mauerhälfte; der für das Grundſtüť vereinbarte Atauf- Dachſtuhles an A zu bezahlen . “ C hat ſpäter ſeine

preis bildet auch ein Entgelt für die Mauerhälfte. Sie Erklärung wegen Jrrtums erfolglos angefochten.

ſind alſo nicht auf Koſten des Alägers oder eines ſeiner
Der Klage des A auf Ablöſung der vereinbarten

Hechtsvorgänger A und C bereichert.

Der Grundſaß, daß ein Gebäude weſentlicher Be: Summe haben das LG. und das O26 .( II.ZS.B.R.

ſtandteil des Grundſtüđes iſt, auf dem es ſteht, erleidet L488 /1913) ſtattgegeben mit folgender Begründung:

nach $$ 95, 912 BOB. Ausnahmen. Ein in Ausübung

eines Rechtes an einem fremden Grundſtüđe oder nur
Suzuſtimmen iſt der vom Meichsgericht ſtändig

zu vorübergehendem Zwede errichtetes Gebäude wird
vertretenen Anſicht, daß ein gemäß § 912BOB. ju dul

nicht Beſtandteil des Grundſtüds, auf dem es ſteht,
dender Ueberbau außer den im Geſeß erwähnten Fällen

ebenſowenig einvom Erbauer ohne Borſaß oder grobe
auch gegeben iſt, wenn der Bauende zwar wiſſentlich, aber

Fahrläſſigkeit über die Grenze gebauter Gebäudeteil,
mit Einwilligung des Nachbars über die Grenze gebaut

Keine dieſer Ausnahmen liegt vor. Uebrigens würde
hat (ROZ. 52 S. 15 ff., 74 S. 87 ff.; Sächſ. Arch. 1911

S. 391). Nach der herrſchenden Meinung, die den
es dem Kläger auch nichts nüßen , wenn die Greng

Wortlaut und den Sinn des § 912 BOB. für ſich hat,
mauer mit der Erbauung weſentlicher Beſtandteil des

ſpäter von ihm erworbenen Bauſes Nr. 4 geworden
fällt der Ueberbau,der vom Nachbar geduldet werden muß,

wäre .Denn der vonihmaufgeſtellte, auch von mehreren
in das Eigentum des Bauenden. § 912 BOB.

Schriftſtellern und Deo, verteidigte Sap (vgl. Sächi.
enthält fonach eine Ausnahme von dem Grundſaß des

$ 94 BGB. Das iſt jedoch nicht zwingendes Recht.
Arch. S. 385 ff., JurW . 1912 S. 491, 1037, 1039), daß

der übergebaute Teil der Grenzmauer mit dem Änbau
Der Bauende und der Nachbar fönnen vereinbaren ,

durch den Nachbarn aufhört, weſentlicher Beſtandteil
daß der zu überbauende Gebäudeteil Eigentum des

des zuerſt gebauten Bauſes zu ſein und weſentlicher
Nachbars werden ſoll. Es beſteht kein Grund, einer

Beſtandteil des angebauten ħauſes wird und damit
ſolchen Vereinbarung die Wirtſamkeit zu verſagen . “

Eigentum des Eigentümers dieſes Hauſes, hat keine b)

Stüße im Geſek. Jnsbeſondere iſt die Annahme

unrichtig, daß der übergebaute Teil weſentlicher Bes

ſtandteildes angebauten Hauſes wird . DieBegründung,

daß jedes Baus 4 Umfaſſungsmauern haben müſſe,
HS.-Nr. 34

B

trifft inſoferne nicht zu, als eine fremde Mauer als von A erbaut 1911 .

Stüße und Abſchluß benüßt werden kann. Ob das

auf Grund eines dinglichen Rechtes geſchieht oder
nicht, iſt gleichgültig. Ebenſowenig fann die Schluß- Til |||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

folgerung überzeugen, nach dem Anbau ſei es ſo

anzuſehen , als wenn die beiden Grundſtücke gleichzeitig verfauft den Bauplatz

bebaut worden wären . Sie iſt nicht zwingend, da zwei 1912 an C.

.
.
.
.
.
.
.
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Es wurde eine ſchriftliche Vereinbarung zwiſchen anzubauenden Gebäude als weſentlicher Beſtandteil

A und C über die Ablöſung der Kommunmauer
dienen ſoll.

In dieſen Fällen geht das Eigentum am Uebers

getroffen, wie im Falle a. C hat ebenfalls ſeine bau mit dem Anbau auf den Eigentümer des Grund

Erklärung erfolglos wegen Irrtums angefochten. ſtüds über, aufdem er ſteht. $ 313BGB.gilt für

Der Klage des A gegen C auf Ablöſung wurde folche Bereinbarungen nicht, da ſie keine Verpflichtung

ſtattgegeben. Das OLG. München gibt im Urteil
enthalten, Eigentum an einem Grundſtüdzuübertragen.

Der urſprüngliche Eigentümer des Ueberbaues fann
(B. R. L 336/13) folgende Begründung :

ſelbſtverſtändlich eine Entſchädigung dafür verlangen ,

„ Der Sinn des Vertrages iſt, daß der Beklagte daß er ihn dem Dienſte des Nachbargrundſtüđes widmet

gegen die Zahlung der Herſtellungskoſten das Eigen: und den Anbau geſtattet. Denn mit dem Anbau er

tum an der auf ſeinem Grund und Boden vom Kläger leidet er einen Rechtsverluſt.

errichteten Stommunmauerhälfte und damit das Recht

erlangen ſollte, an ſie anzubauen. Wäre die Annahme
In dieſen beiden zuleßt genannten Urteilen

des Beklagten richtig,daßdieſer Mauerteilmitder falt m. E. zunächſt auf,
Errichtung in das Eigentum des B als des Eigen

tümers des damit bebauten Grundſtüces fiel undmit
1. daß dem Gefeße das gerade Gegenteil der

dem Grundſtüđe auf C überging, dann wäre derVer
Anſicht entſprechen ſoll, die der gleiche Senat

trag nichtig. Denn der Kläger hätte eine rechtlich in den grundlegenden Fragen im Urteil vom

unmögliche Leiſtung übernommen (vgl. RG3. 78 S.431). 15. März 1913 vertreten hat ;

Dieſe Meinung iſt aber nicht zutreffend. Der Be

klagte beſtreitet mit Unrecht die Anwendbarkeit des 2. daß in beiden Urteilen vom 17. Januar 1914

8 912 und des § 95 Abſ. I Saß 2 BGB. auf den vom zwar auf das Urteil vom 15. März 1913

Kläger vollzogenen Ueberbau ſeiner Abſchlußmauer. Bezug genommen wird, aber nicht mit der

Mit dem Reichsgericht (ROZ. 52 S. 15 ff., 74 Š. 87ff.,

Sächſ. Arch. 1911 S. 391 ) iſt vielmehr anzunehmen,
naheliegenden Begründung , der Senat gebe

daß ein zwar vorſäglich, aber mit Einwilligung des die frühere Rechtsanſchauung auf . Es heißt

Nachbars vorgenommener Ueberbau zu dulden iſt , alſo vielmehr im Urteil B. R.L 488/13 : Das

unter § 912 BOB . fällt und daß das Eigentum an dem frühere Urteil des Senat: (d . i . das Urteil
überbauten Gebäudeteil dem Bauenden gehört.

vom 15. März 1913) paßt auf den hier ent
Schon daraus ergibt ſich, daß unter & 95 Abſ. 1 Šap 2

BOB., wornach ein in Ausübung eines Rechtes an
ſchiedenen Fall nicht. Es liegt ihm ein ganz

einem fremden Grundſtück auf dieſem errichtetes Ge- anderer Tatbeſtand zugrunde." In dem

bäude nicht zu den Beſtandteilen dieſes Grundſtüdes Urteil , B. R. L 336/13 heißt es : „ Dieſe
gehört, auch die Ausübung perſönlicher Rechte fällt.

Meinung wird durch das einen anderen Tat:
Der Kläger, der mit Einwilligung des B ſeine Kommun

mauer zur Hälfte auf deſſen Grundſtüc errichtete,wurde
beſtand behandelnde Urteil des Senats in

alſo Eigentümer der ganzen Mauer. Sachen Chr./.P. nicht geſtüßt .“
Der Bellagte wendet ein, daß der Vertrag auch

bei dieſer Annahme nichtig ſei, weil der Vertrag dem Wenn man von der vom DLG. nicht als er :

Formywang des § 313 BOB. unterlag und weil er heblich erachteten ſchriftlichen Vereinbarung über

gemäß § 93 BGB. das Eigentum an der auf ſeinem die Ablöſungspflicht der Beklagten abſieht, iſt der

Grundſtüđeſtehenden Mauerhälfte nichterwerben konnte. Tatbeſtand der Urteile vom 17. Januar 1914
nicht

wenn die Kommunmauer weſentlicher Beſtandteil des

vom Kläger errichteten Hauſes wurde. Zwar war verſchiedenvom TatbeſtanddesUrteils vom 15. März

der vom Kläger über die Grenze gebaute Mauerteil 1913,wohl aber die grundſäßliche Rechtsauffaſſung.

weſentlicher Beſtandteil des vom Kläger errichteten Es bleibt abzuwarten, wie der gleiche Senat in

Gebäudes und damit des Grundſtüđes des Klägers,

weil er nicht weſentlicher Beſtandteil des Grundſtüđes
anderen Fällen urteilt oder ob ich vielleicht das

wurde, auf dem er ſteht. Aber daraus ergeben ſich
Urteil nicht richtig verſtanden habe .

nicht die vom Beklagten gezogenen Schlußfolgerungen. Schlußfolgerung: Nach Fall I iſt Eigen:

Legt man dem $ 95 Abſ.1 Sab2 BOB. die Bedeutung bei,
tümer der Kommunmauer, (ſolange noch nicht an:

daß unter „ Ausübung eines Rechtes an einem fremden
Grundſtück“ auch die Ausübung obligatoriſcher gebaut iſt), der jeweilige Hauseigentümer. Es iſt

Rechte zu verſtehen ſei, dann iſt aus ihm zu folgern , gleichgültig, ob er die Mauer ſelbſt erbaut hat,
daß die Beteiligten die Rechtsverhältniſſe an dem über

oder ob er der Rechtsnachfolger des Erbauers iſt,
gebauten Gebäudeteil durch Vertrag regeln können

( vgl. ZurW.1914 S. 40 Sp. 1 unten ), ſojerne ſie nur
alſo das Anweſen gekauft , eingetauſcht , eingeſteigert

die in SS 93, 94 BOB. enthaltenen Grundſäße unan hat (Pfirſtinger S. 28, 29). Baut der Plažeigen:

getaſtet laſſen . Die dem übergebauten Teil gegebene, tümer an , ſo vollzieht ſich von ſelbſt der Eigen

jachliche, d . h. den Verhältniſſen der beiden Grundſtüđe tumsübergang auf den Plažeigentümer; dieſer wird
angepaßte Beſtimmung entſcheidet darüber, ob der

Ueberbau weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes iſt. Eigentümer der auf ſeinem Grund und Boden

zu dem er gehört, oder des Grundſtückes, auf dem er ſtehenden Mauerhälfte. Ablöſungsberechtigt iſt der

ſteht ( 1. a . RG 3. 61 S. 192). Dieſe Beſtimmung kann jeweilige Eigentümer des Hauſes, an das der Nach:

von Anfang an oder ſpäter vereinbart werden, wenn bar anbaut. Der Ablöſungsanſpruch bleibt alſo

es das Bedürfnis der Grundſtücke fordert. Es kann

auch von Anfang an beſtimmt werden, daß die über
nicht beim Erbauer der Kommunmauer ( Pfirſtinger

gebaute Mauerhälfte zunächſt weſentlicher Beſtands S. 30) . Ablöſungspflichtig iſt, wer anbaut. Dieſe

teil des zuerſt gebauten Gebäudes ſein , mit dem An Lehre iſt von den Münchener Gerichten ſeit längerer

bau eines Gebäudes durch den Nachbar aber weſent: Zeit aufgegeben zugunſten der im Falle II ver

licher Beſtandteil dieſes Gebäudes und damit des
tretenen .

Grundſtückes werden ſoll , auf dem ſie ſteht . Es beſteht

auch fein Hindernis, nachträglich einem übergebauten Hiernach iſt ablöſung& berechtigt der Erſterbauer.

Gebäudeteil die Beſtimmung zu geben, daß er einem : Iſt er noch im Zeitpunite des Anbaus Eigentümer

.
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des zuerſt erbauten Hauſes, ſo iſt er auch forderungs- / Es iſt dann der Anbauende ſtets ein anderer als

berechtigt, es ſei denn, daß er ſeinen Ablöſungs der Eigentümer des Bauplaßes im Zeitpunkteder

anſpruch übertragen oder verpfändet hat, oder daß Errichtung der Kommunmauer. Bei Annahme

er ihm weggepfändet worden iſt. Iſt im Zeit:Iſt im Zeit: der Rechtsanſicht im Falle II entfällt der Ablöſungs

punkte des Anbaues der Hauseigentümer eineandere anſpruch des Eigentümers des kommun erbauten

Perſon als der Erbauer der Kommunmauer, fo Hauſes,

iſt regelmäßig forderungsberechtigt (Gläubiger) der a) weil der Plažeigentümer den Plaß mit der

Erſterbauer, außer wenn ein Fall der Geſamt- Rommunmauer erworben und das Entgelt für die

rechtsnachfolge vorliegt (z . B. der jeßige Eigentümer Rommunmauer mit dem Raufpreis für den Bau

iſt der Alleinerbe des Erbauers geworden) . Dieſe plaß bezahlt haben wird,

Lehre hat ſich in München in den beteiligten Kreiſen b) weil der Eigentümer des kommun erbauten

wohl eingebürgert. Sie iſt wiffenſchaftlich, wie wir Hauſes in der Regel eine andere Perſon ſein wird ,

geſehen haben, trefflich zu begründen und führt als der Erſterbauer, es ſei denn, daß er ſich den

wirtſchaftlich zu einem befriedigenden Ergebniſſe, Ablöſungsanſpruch vom Erſterbauer ausdrüdlich

namentlich dann, wenn die beteiligten Kreiſe die hat übertragen laſſen.

Rechtsgrundjäße kennen und ſie bei Abſchluß von
Anders im Falle der Annahme der Ueberbau

Rechtsgeſchäften beobachten . Es müßte z. B. der

Notar bei Abſchluß eines Kauf- oder Tauſchver febre, wenn ich die Entſcheidungen vom 17. Januar
1914 recht verſtehe. Bei ihr iſt der Eigentümer

trages die Beteiligten fragen, ob der Kommun: des kommun erbauten Hauſes auch Eigentümer
mauerablöſungsanſpruch mit übertragen werden ſoll

des Ueberbaues und kann vom Plaßeigentümer die
oder nicht, ob er noch zu Recht beſteht oder ver

Ablöſung verlangen :
pfändet oder gepfändet iſt uſw. Der Notar fragt

ja auch nach Bodenzinſen, Grunddienſtbarkeiten uſw.
a) auch wenn der derzeitige Eigentümer des

Es ſind in jüngſter Zeit mehrere großenteilserfolgloſe kommun erbauten Hauſes eine andere Perſon iſt,
als der Erſterbauer,

Verſuche gemacht worden , auf Grund dieſer Behre alte

anſcheinend längſt vergeſſene oder erloſchene Anſprüche
b) auch wenn der derzeitige Bauplaşeigentümer,

wiederaufleben zu laſſen. Vor Monaten erſchienen der jekt anbauen will, den Bauplaş ſchon mit der

in hieſigen Tageszeitungen Anzeigen :„ Rommun: daraufſtehendenKommunmauer gekauft,eingetauſcht

mauern zu kaufen geſucht!“ Eshaben auchmanche hat uſw.

Erſterbauer von Kommunmauern ihre Ablöſungs- Nun ſind durch die unter Fall III geſchilderte

anſprüche an Kapitaliſten übertragen . Sie hatten an Rechtſprechung die beteiligten Kreiſe wieder in

ihre ,
„ Ablöſungsanſprüche “ vielfach gar nichtmehrge- Unruhe verſeßt worden. Dieſe Lehre kehrt im Er:

dacht, weil ſie die Häuſer längſt verkauft, vertauſcht gebniſſe zurück zur Pfirſtingerſchen „ Beſtandteils

oder durch Zwangsverſteigerung verloren hatten. lehre“ ( Fall I). Wie dort vollzieht ſich von ſelbſt

Ganz vorſichtige Kläger haben ſich auch vom An= „mit dem Anbau der Uebergang des Eigentums

bauenden noch die Anſprüche übertragen laſſen , am Ueberbau auf den Eigentümer des Grundſtücs,

welche dem , der angebaut oder abgelöſt hatte, gegen auf dem er ſteht .“ Ich will von einer juriſtiſchen

den Eigentümer des „ kommun “ erbauten Hauſes Prüfung abſehen und nur auf einen beſtimmten

aufRüdgewährder angeblich zu Unrechtenıpfangenen Fall hinweiſen .

Ablöſungsſumme zuſtanden . Wie iſt zu entſcheiden , wenn die Kommun:

Dieſe Klagen hatten in der Regel keinen Er- mauer nicht in ihrer ganzen Tiefe zum Anbau

folg ; viele wurden wieder zurückgezogen. Vielfach benüßt wird ? Dann bleibt der Erſterbauer Allein

konnte der Beklagte mit Erfolg gegen die Klage: eigentümer der nicht angebauten Mauer, während

forderung des übertragenden Erſterbauers mit „Aus- am angebauten Teil der Anbauer Eigentum erwirbt.

fall“ - oder ſonſtigen Forderungen aufrechnen und
Das gleiche gilt für den vertikal nur teilweiſen An:

der Beklagte mußte fich dieſe Aufrechnung gefallen bau . Täglich kommt es vor, daß der Anbauer

laſſen ($ 404 BGB.). Der zweiten Uebertragung nicht die ganze Höhe der Kommunmauer benüßt.

wurde in der Regel mit Erfolg die Einrede ent
Soweit dieſe alſo frei ohne Anbau des Nachbars

gegengeſeßt, daß die Ablöſungsſumme nicht „ ohne in die Luſt hinausragt, iſt ſie nach der „Ueberbau

rechtlichen Grund“ i . S. des § 812 BGB. bezahlt lehre“ Eigentum des Erſterbauers; ſoweit ange

worden ſei , ſondern auf Grund der damals herrſchen
baut iſt, ſteht ſie im Sondereigentum der Nachbarn .

den Rechtsüberzeugung ( Fall I ) . Endlich ſcheiterten
Ein unklares und unbefriedigendes Ergebnis !

die Klagen zumeiſt an der Beſtimmung in$ 818 . Wie ſoll ſich bei dieſer widerſprechenden Recht

BOB. , da „ die Bereicherung nicht mehr vorhanden ſprechung z. B. der Plažeigentümer verhalten , der

mar" . anbauen mill ? Soll er ſich zur , Sondereigen:

Die in den Urteilen vom 15. März 1913 und tums Lehre" oder zur „ Ueberbau - Lehre“ bekennen ?

17. Januar 1914 behandelten Fälle betreffen die In der Regel iſt dem Bauluſtigen jede Lehre

wichtigſten Fragen des Kommunmauerrechtez . Viel gleichgültig, er hat an andere wichtigere Sachen zu

leicht in50 % aller Fälle hat der Plažeigentümer denken. Der Anwalt, den er befragt , gibt, auch

ſeit der Errichtung der Kommunmauer gewechſelt. wenn er glänzend unterrichtet iſt, zwei Entſchei :
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dungsmöglichkeiten bei gleichen Tatbeſtänden. In Kopfes hervorrufen , der Klient wird weiter an die

der Regel wird der Bauluſtige die Lehre wählen. Weltfremdheit der Juriſten einſchließlich der An

die ihm am günſtigſten iſt, weil das Baugeld oft wälte glauben, unbefriedigt von dannen ziehen und

zum Bauen zu knapp iſt und oft zur Ablöſung der ſich denken : „ Das ſchöne Gelb ſoll ich bei 2 %

kommunmauer nicht mehr ausreicht. Sing auf die R. Filialbant legen !"

Wie verhält ſich der Hauseigentümer, an deffen Dußende von Fragen wären noch zu beſprechen ,

Mauer ein vielleichtnicht zahlungsfähiger Nachbar die juriſtiſch und techniſch bedeutungsvoll ſind; fie

anbaut ? Iſt das Haus bis zum Dachſtuhl ge- würden aber den Rahmen dieſer Abhandlung über:

diehen , dann kann der Hauseigentümer feinen ſog. ſchreiten .

„ Bauinſtand “ , keine einſtweilige Verfügung mehr Nur ein paar Worte über die Rechtsbehelfe:

erwirken , wornach dem Anbauenden der Anbau Neben der Klage als ordentlichem Rechtsbehelf

bei Meidung einer Strafe verboten wird , falls er kommen nur einſtweilige Verfügungen in

nicht die Ablöſungsſumme hinterlegt oder zahlt. Betracht. Dieſe ſind in bezug auf den Streit:

Dann hat auch vielfach der Hauseigentümer alle gegenſtand (Ablöſungs- und Verbietungsanſpruch)

Ausſichten auf Ablöſung der Kommunmauer durch zuläſſig, wenn zu beſorgen iſt, daß durch eine Ver:

den Nachbarn verloren . ånderung des beſtehenden Zuſtandes (Anbau) die

Sol der Hauseigentümer den Antrag auf einſt: Verwirklichung des Rechtes auf Ablöſung vereitelt
weilige Verfügung wagen ? Dieſe Frage iſt ver- oderweſentlich erſchwert werden könnte (8 935 3PO . ) .

ſchieden zu beantworten , je nachdem man ſich der Es wird dem Ablöſungsgläubiger leicht ſein , dieſe

,,Ueberbau-Lehre“ , oder bei inmitte liegendem Eigen : Beſorgnis dem Gericht „ glaubhaft zu machen“ ,

tumswechſel der ,, Sondereigentums-Lehre“ anſchließt. (88 936, 920 Abſ. II, 294 3PO.). In der Regel
Auch prozeſſual gibt es Schwierigkeiten. Wird doch baut bei Spekulationsbauten der Baumeiſter nicht

nach der Anſchauung mancher Ziviltammern dem Er- mit eigenem Geld, ſondern mit fremdem (Bau:

werber eines Ablöſungsanſpruches (wichtig für Fall II) kapital), das vielfach knapp bemeſſen iſt. Nach

das Verbietungsrecht, alſo das Recht auf einſtweilige der Erfahrung iſt häufig die Vollſtređung in das

Verfügung und „ Bauinſtand" nicht zugeſtanden ,weil übrige Vermögen des Unbauenden ausſichtslos und

dieſer Anſpruch gewiſſermaßen dingliche Eigenſchaft, nur durch den 3wang, entweder die Ablöſungs

ein jus ad rem vorausſeße , was beim Erwerber ſumme zu zahlen oder den Anbau zu unterlaſſen ,

nicht zutreffe. ) Soll der erfahrene Anwalt Hinter erhält der Gläubiger die Ablöſungsſumme.

legung wegen Ungewißheit des Gläubigers empfehlen Auch die Vorausſegungen des § 940 ZPO.

(8 372 BOB. ) allenfalls unter Verzicht auf Rück werden regelmäßig bei Errichtung von Spekulations:

nahme ? (3 376 Nr. 1 BGB.) ? Er wird bei der bauten vorliegen (Regelung eines einſtweiligen Zu:

heutigen Geldknappheit nur ein Schütteln des i ſtandes in bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhält:

nis) ! Die Regelung , nämlich die Zahlung oder

4) Neuerdings hat der IV.ZŠ. des DLG. Mün: Hinterlegung der Ablöjungsſumme, iſt zur Ab

chen mitBeſchluß vom 5.Mai1913, Beſchw .-Meg.275/13, wendung weſentlicher Nachteile, nämlich des Ver

ſich dahin ausgeſprochen , „es ſtehe auch dem Zeifionar luſts der Ablöſungsſumme,oder aus anderenGründen
dieſer Berbietungsanſpruch zu ;im Zweifel müſſe als

Abſicht der Parteien angenommen werden , daß mit
nötig .

der Abtretung des Ablöſungsanſpruchs (Ablöſungs- Der Arreſt iſt in der Regel kein geeigneter

ſumme) auch der Verbietungsanſpruch des Hauseigen- Rechtsbehelf.

tümers mit übertragen werden ſolle, dader Empfänger a ) Es wird dem Arreſtkläger ſchwer werden ,

ſonſt ein wirtſchaftlich faſt wertloſes Recht erwerbe.“

Das gleichegilt natürlich auch fürden Pfändungs
dem Gericht glaubhaft zu machen , daß der Arreſt:

pfandgläubiger, der den Ablöſungs- und Ber- beklagte damit umgeht, ſein Vermögen dem Zu:

bietungsanſpruch gepfändet und ſich zur Einziehung griff der Gläubiger zu entziehen .

hat überweiſen laſſen ( 8 $ 829, 835 , 851 , 857 ZPO.).
b) Die Möglichkeit , in das Vermögen des

Der gleiche Beſchluß trifft noch eine weittragende

materiell -rechtliche Entſcheidung. Zwiſchen dem
Arreſtbeklagten zu vollſtrecken, iſt durch die Bau

Eigentümer des kommun erbauten Hauſes und der Platz führung nicht größer geworden ; denn das Bau:
eigentümerin war vor Unterzeichnung des Bauplanes kapital iſt nach dem Darlehensvertrag regelmäßig

auf der Lokalbaukommiſſion vereinbart worden, daß
die Kommunmauerablöſungsſumme ſofort bei Bau

nicht übertragbar, nicht verpfändbar und nicht

beginn durch die Plageigentümerin zu zahlen ſei . Die
pfändbar " ( zuläſſig nach SS 399 BOB. , 851 SPD. ) .

Beflagte zahlte nicht. Das DLG. entſcheidet : Damit entfällt für die Regel jede Möglichkeit,

„ Nach der in München herrſchenden, durch die durch einen Arreſtantrag den Ablöſungsanſpruch
Vorſchriften in Art. 68 AG. BOB. beeinflußten Ver zu verwirklichen .

tehrsauffaſſung iſt eine ſolche Vereinbarung im Zweifel
Wie iſt dem beklagten Uebelſtande zu begegnen ?

dahin zu verſtehen, daß die Anbauende ſich auch

verpflichtete, an die vom Kläger errichtete Kommun : Da geſekgeberiſche Maßnahmen ſo gut wie ausſichts

mauer nicht eher anzu bauen , als bis ſie los ſind, iſt eine Hilfe nur von der Rechtſprechung

die ganze Ablöſungsſumme beglichen ¡ zu erwarten. Zu verlangen und zu wünſchen wäre

hat. Der Kläger braucht daher den Anbau erſt zu

geſtatten, wenn die Ablöſungsſumme gezahlt iſt und
wenigſtens, daß nur eine Ziviltammer und ein

kann der Beflagten den Anbau unterſagen , bis ſie Ziviljenat zur Entſcheidung von Kommunmauer:

dieſer Pflicht nachgelommen iſt ." ſtreitigkeiten zuſtändig wäre , damit endlich die Recht:
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ſprechung einheitlich würde . 3ft doch am 16. ſtredung.) Die Zwangsvollſtredung kann ſtatt42

München I z . B. nur eine Zivilkammer mit Ehe finden, ſobald das Muſterrecht durch Anmeldung
I

ſcheidungsſachen und nur eine Handelskammer mit und Niederlegung des Muſters beim zuſtändigen

„ unlauteren Wettbewerbefachen “ betraut. Zudem iſt Regiſtergerichte als Schußrecht entſtanden iſt ,49)

eine Sonderbeſchäftigung für die rechtliche Beurteilung und vollzieht ſich nach 8 857 3PO. Die Pfändung

von Kommunmauerſtreitigkeiten auch für den Richter iſt bewirkt mit der Zuſtellung des gerichtlichen Ge

ſehr erwünſcht, wie ja auch das Publikum in rich- bots an den Schuldner (den Inhaber des Muſter:

tiger Erkenntnis dieſer Umſtände die Warnehmung rechta ), fich jeder Verfügung über das Recht zu

ſeiner Rechte Juriſten anvertraut , bei denen es enthalten (8 857 A6.3 3PO.) . Eine Vorſchrift

eine ſolche Sonderkenntnis vorausſekt . Mein Vor: über Vermert der Pfändung im Regiſter beſteht

ichlag könnte auf Grund der Geſchäftsverteilung für das Geſchmadsmuſter ſo wenig wie für das

der Gerichte erreicht werden . 3) Gebrauchsmuſter und Patent. 43)

Im übrigen iſt ein oberſtrichterliches Urteil Einen dem Regiſtergerichteetwa zugeſtellten Pjän

vermutlich alsbald zu erwarten . Es iſt mir bisher dungsbeſchluß oder die Mitteilung einer Pfändung

noch kein Urteil des BayD616. oder des RG. be- unter Bezugnahme auf den Beſchluß wird das

kannt geworden , das einen Münomener Rommun- Regiſtergericht als Beilage zu den Aften über die

mauerablöſungsanſpruch nach dem Rechte des BOB. Anmeldung und Niederlegung nehmen oder nach

entſchieden hätte. Die Kommunmauerablöſungs- Vormerkung zu den Aften zurückgeben . Der An

anſprüche liegen faſt ausnahmslos unter der Re: trag auf Eintragung der Pfändung iſt zurückzu

viſionsſumme, weil die Erbauungskoſten der ganzen weiſen , da hierfür im Muſterregiſter kein Raum iſt.

Kommunmauer ſchwerlich über 8000 M betragen 2. Antrag eines Pfandgläubigers auf Verlänge:

und in Rommunmauerprozeſſen immernur die rung der Schußfriſt. Durch die Pfändung erwirbt

halben Erbauungskoſten ſtreitig ſind. Nunmehr der Gläubiger ein Pfandrecht an dem gepfändeten
iſt am Landgericht München I ein reviſibler Kom Muſterrecht (88 857, 829, 804 SPD.). Auch im

munmauerrechtsſtreit mit einen typiſchen Tatbeſtand Verhältniſſe zum Schuldner hat das Pfandrecht die

anhängig : Kommunmauer erbaut nach dem 1. Ja- Wirkungen eines Vertragspfandrechts nach BGB.

nuar 1900 und vor 1. Mai 1905 (Unlegung des (Gaupp-Stein, Komm. z. $ 804 Anm . III 3PO.) .

Grundbuchs ! ) . Das kommun erbaute Haus wurde Dem Inhaber des Pfandrechts ſtehen daher Rechte nur

mehrfach verſteigert und kam ſchließlich durch Rauf nach SS 1273 ff. BGB. zu. Das Pjandrecht umfaßt

(Einzelrechtsnachfolge) in den Beſiß der jeßigen aber das Muſterrecht in ſeinem Beſtande und Üm

Klägerin. Der Bauplaß wurde nach Errichtung fang zur Zeit der Pfändung und ergreift etwaige

der Rommunmauer verkauft und vom jebigen Be: Nebenrechte. Als Nebenrecht wird zwar die Be:

klagten bebaut. fugnis , Verlängerung der Schußfriſt zu verlangen

nicht bezeichnet werden können , dennoch iſt ſie etwas

ähnliches. Sie liegt im Muſterrecht und wird von

der Pfändung mit erfaßt . Sie iſt, wenn das Recht

zum Muſterregiſter angemeldet und das Recht hier:

Prüfungspflicht des Regiſterridhters in mit Vermögensſtück geworden, dem Verkehre über:

Geſchmadsmuſterjachen.
geben iſt, nicht mehr perſönliches Recht des Urhebers

oder ſeines Rechtsnachfolgers. Wie der Pfandgläu:

Bon Oberamt& richter Franz Simon in Augsburg. biger einer Forderung zur Erhaltung ſeines Piand

rechts tätig werden und manche auf die Forderung
(Schluß).

bezügliche Rechte ausüben kann (3. B. Wechſel pro

VI . Bei teſtieren , bei Feſtſtellungsintereſſen auf Feſtſtellung

: der Forderung tlagen kann) , ſo wird hier der

richter ſchlüſſig zu machen , welche Tätigkeit er auf Pfandgläubiger Ausdehnung der Schußfriſt begehren

eine an ihn gelangte Vollſtreckungsverfügung zu können. Dieſes Ergebnis entſpricht auch allein den

entfalten hat . Bedürfniſſen der Praxis. Es iſt im Intereſſe des

1. Vorlage eines Pfändungsbeſchluſſes hinſicht: Gläubigers und ohne Nachteil für den Schuldner.

lich eines Muſterrechts. Das Geſchmacksmuſterrecht Es ginge unter Umſtänden der Pfandgegenſtand

unterliegt als übertragbares einen Vermögenswert durch Ablauf der Schußfriſt verloren , wenn nur

enthaltendes Recht (8 3 MuſtG .) der Zwangsvoll: auf Grund Vereinbarung mit dem Inhaber des

Geſchmads muſterrecht hat ſich der Regiſter

) Nach Bollendung dieſer Abhandlung leſe ich in

Nr. 158 und 159 der Münch . N. N. , daß durch Präſidial

beſchluß die Geſchäftsverteilung des Oberlandesgerichts

MünchenmitWirkungvom 1. Januar 1915 dahin geändert

wurde, daß die aus dem Bezirk des DLG . einkommenden

Berufungen und Beſchwerden in allen Rechtsſtreitig

keiten über die Benüßung und Entſchädigung von
Grenzmauern dem II . ZS. zugewieſen werden .

43) Siehe Gaupp -Stein , Komm. 3. ZPO. 10. Aufl.

8 857 Únm .II 3 ; Kohler, Muſterrecht S.42; Wertheimer,

Die Zwangsvollſtreckung in gewerbl. Scuprechte ( 23.

1908 S.279, 352 ff.) ; Lehmann ſiehe Neumanns Jahrb .

Bd . 7 S. 1154 ; Jaeger, Komm.3 KO . § 1 Anm . 10 ; z . T.

abweichend Alljeld a. a . D. S. 319 Muſto. $ 3 Anm . 3 .

45) Siehe für lezteres Allfeld a . a . D. S. 116 8 6

Anm. 5 Pato.
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Muſterrechts oder auf Ueberlaſſung des Muſter- Es iſt daher kein Eintrag in das Muſterregiſter

rechts durch das Gericht im Wege der Befriedigung zu machen.

vom Pfandgläubiger die Verlängerung beantragt 7. Antrag auf Eintragung des Rechtsübergangs

werden könnte . " ) nach durchgeführter Zwangsvollſtreckung. Das

3. Antrag des Konkursverwalters auf Ver: Pfandrecht wird nach Gehör des Schuldners (8 844 II

längerung der Schußfriſt. Hinſichtlich eines in die ZPO.) auf Anordnung des Voúſtreďungsgerichts

Konkursmaſſe gefallenen Geſchmacamuſterrecht8 45) durch Veräußerung des Rechts,in der Regel durch

wird der Konkursverwalter auf Grund ſeiner Ver : Verſteigerung, auch Verkauf aus freier Hand, Ueber:

waltungs- und Verfügungsbefugnis (RO. 88 6 und laſſung des Rechts zum Schäßungspreis an den

117 )Verlängerung der Schuzfriſtbeantragen können . Gläubiger in Anrechnung auf ſeine Forderung

4. Antrag des Pfandichuldners und Rechts: verwirklicht.

inhabers auf Verlängerung der Schußfriſt. Der
In allen dieſen Fällen wird der Erwerber des

Schuldner kann auch nach Pfändung ſeines Ge- Rechts, wenn er den Rechtsübergang im Regiſter

ſchmacksmuſterrechts auf ſeine Koſten den Antrag vermerkt haben will, ihn durch Vorlage des Pfän

auf Ausdehnung der Schußfriſt ſtellen , denn das dungsbeſchluſſes mit Zuſtellungsnachweis, des Ver

Verfügungsverbot erſtredt ſich nur auf Handlungen , ſteigerungs- oder ſonſtigen Veräußerungsprotokolls

die das Recht der Gläubigers beeinträchtigen , nicht und des Beſchluſſes des Gerichts, welches die Ver

auf ſolche, die , wie der Verlängerungsantrag, es äußerung anordnet, nachzuweiſen haben . 47) Ein

ſtärkenund erhalten (Gaupp-Stein a . a. D. 8 829 trag und Bekanntmachung wie oben III.

Anm . VI 1 ) . Alle auf die Pfändung von Nießbrauchsrechten

5. Verzicht auf das Muſterrecht nach deſſen oder Lizenzrechten bezüglichen Anmeldungen ſind

Pfändung. iſt dem Regiſtergerichte ein Beſchluß zurüczuweiſen, da dieſe Rechte ſelbſt nicht ver

merkt werden .

über Pfändung des Muſterrechts nebſt Nachweis

über Zuſtellung an den Schuldner mitgeteilt und VII. Bei Verpfändung eines Geſchmads:

es läuft danach eine Verzichtserklärung bezüglich muſterrechts. Das Geſchmacksmuſterrecht unter:

desſelber: Muſterrechts zum Vermerk im Regiſter liegt als übertragbares Vermögensrecht der Ver

ein , dann wird der Antrag abzuweiſen ſein, wenn pfändung (8 3 MuſtG .; $ 1273 BGB.) . Das

nicht nachgewieſen wird , daß die Pfändung nicht Pfandrecht wird der äußeren Form nach gemäß

mehr beſteht. Denn das zur Kenntnis des Regiſter: den für die Uebertragung des Rechts geltenden

gerichts gelangte ordnungsgemäß erlaſſene Ver: Vorſchriften beſtellt (8 1274 BOB.); da nach dem

fügungsverbot wird das Regiſtergericht zu berüd: Mufto . keine beſondere Form für die Uebertragung

ſichtigen haben . vorgeſchrieben iſt, durch formloſen Vertrag (8 413 ,

6. Vorlage eines Ueberweiſungsbeſchluſſes hin: 398 BOB.).

ſichtlich des gepfändeten Muſterrechts. Wäre eine Mangels geſeßlicher Vorſchrift und weil ſich

Ueberweiſung des Muſterrechts vom Vollſtredungs- am Inhaber des Muſterrechts nichts ändert, iſt

gerichte beſchloſſen und es würde dem Regiſtergerichte die Verpfändung in das Muſterregiſter nicht zu

der ſonſt ordnungsgemäß erlaſſene und zugeſtellte vermerken . Wenn dagegen das Recht nach Ver:

Ueberweiſungsbeſchluß mit dem Antrag auf Vermerk einbarung von Gläubiger und Schuldner veräußert

des Rechtsübergangs vorgelegt , ſo wäre der Antrag iſt oder die Befriedigung aus dem Rechte gemäß

abzuweiſen . § 1277 BGB. ſtattgefunden hat , dann kann der

Ueberweiſung an Zahlungs Statt iſt ausge:
Erwerber Vermerk des Rechtsübergangs beantragen .

ſchloſſen, weil das Geſchmacksmuſterrecht keinen
Der Regiſterrichter hat den Rechtsübergang zu

Nennwert hat. prüfen . Zu dieſem Zwecke hat der Antragſteller

Ueberweiſung zur Einziehung, wenn ſie über unter Nachweis der Verpfändung den volſtredbaren

haupt zuläſſig ) iſt, bewirkt nicht den Rechtsüber: Titel , die Anordnung des Gerichts über die Ver:

gang . Der Schuldner bleibt Inhaber des Rechts. wertung des Rechts und die etwa vorhandene Ur:

kunde über die Verſteigerung oder ſonſtige Ver:

44) Für das Antragsrecht des Pfandgläubigers äußerung vorzulegen. Mangels genügender ur:

auch Wertheimer a . a . D. , LZ. 1908 S. 353. Die kundlicher Nachweiſe wird der Regiſterrichter hier

Gebühren und Auslagen wird in dieſem Falle der wie bei der Pjändung den Pfandgläubiger , den

antragſtellende Pfandgläubiger (gemäß analoger An

wendung der SS 12 Abſ. 2, 9 Abſ. 6 Muſto ., $ 8 der
eingetragenen Rechtsinhaber und den Verſteigerer

ReichstBef, vom 29. Februar 1876 ) zu tragen haben . uſw. bernehmen .

Wie weit er Erſatz vom Pfandſchuldner verlangen kann,

wird ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung * 7 ) Bei Verwertung durch den Konkursverwalter

ohne Auftrag beſtimmen. Auf Grund der SS 857 , 829 wird der Konfurseröffnungsbeſchluß und der Vertrag

3PC. wird ſich eine Verpflichtung des Schuldners zwiſchen dem konkursverwalter und dem Erwerber des

zum Verlängerungsantrag und zur Gebührenzahlung Muſterrechts, allenfalls auch die Veräußerung im Wege

nicht konſtruieren laſſen . der Zwangsvollſtreďung oder des Pfandverkaufs ($ 127

“ 5 ) Jäger, Komm . Z. NO . § 1 Anm. 10 . KO., 1. auch VII) nachzuweiſen ſein. Die Konturos

48) Vgl.hierüber Gaupp -Stein , Komm . 3. ZPO . $857 eröffnung ſelbſt wird ſo wenig wie die Pfändung im

Anm . V 1. Verneinend Wertheimer a . a. D. S. 354. Regiſter vermerkt.
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Der Rechtsübergang wird bei Antrag in der | Deffnung der verſiegelt niedergelegten

Spalte „ Bemerkungen “ eingetragen und bekannt Muſter und Muſterpakete.

gemacht wie oben III. Für Antrag auf Ver-: OhneAntrag hat das Regiſtergericht auf Grund

längerung der Schußfriſt gilt das unter VI 2 Geſekes (8 9 Abſ. 5 Muſtb .) die verſiegelt nieder
Geſagte . gelegten Muſter und die verſiegelt übergebenen

VIII. Bei Beſchwerde gegen eine Ver :
Muſterpakete zu eröffnen . Hierbei hat der Regiſter

fügung des Regiſtergerichte in Geſchmads- richter das Folgende zu beachten :

muſterſ achen iſt nachPrüfung der Zuſtändig find drei Jahre nach der Anmeldung oderbei
1. Iſt der Zeitpunkt zur Eröffnung gekommen ,51)

keit zu unterſcheiden, ob ſich die Beſchwerde auf
das Recht ſelbſt oder die zu erhebende Gebühr kürzererSchußfriſt dieſe abgelaufen ? Für die Friſt

bezieht. Erſterenfalls find für die Beſchwerde berechnung find die $s 187 Abſ. 1 , 188Abſ.2

die Beſtimmungen für das Handelsregiſter ent
BGB. maßgebend . Die Friſt beginnt mit dem

jprechend anzuwenden (Bayer. MBek. dom 14. De: Tage, an dem die Anmeldung beim zuſtändigen

zember
1899die Führung des Muſterregiſters betr. Amtsgerichteordnungsmäßig einläuft oder zu deffen

$ 8 ; Muft . & 9 Abſ . 1 ) . Die Beſchwerde iſt
9 Die Beſchwerde ift Protokoll erklärt wird. Dieſer Tag wird beiBe

die der freiwilligen Gerichtsbarkeitunddieeinfache rechnung der Friſt nicht mitgerechnet. Mit Ab

Beſchwerde, da es ſich hier nichtum Falle der lauf des Tages des legten Monats, derdurch

ſofortigen Beſchwerde des FOG. handelt (e. contr.
ſeine Zahl dem Anmeldungstage entſpricht, endigt

$S 125—161 FGG., § 19 FGG .). Sie ſteht dem die Frift. Bei Bruchteilen eines Jahres und

abgewieſenen Antragſteller oder deffen geſeßlichen 39: Februar eines Schaltjahres ſiehe auch $ 188
Abſ. 3 BGB.

Vertreter gegen alle abweiſenden Beſchlüſſe in Ges

ichmadsmuſterangelegenheiten zu (§ 20 FOG. ).
2. liegt bei Deffnung auf Grund des § 11

Ündere, deren Rechte dadurch verlegt werden , daß Mufto . ein Antrag des eingetragenen Urhebers

der Anmeldung ſtattgegeben wird, haben kein Be
oder Rechtsnachfolgers, des Straf- oder Zivilgerichts,

der Staatsanwaltſchaft oder eines Schiedsgerichts auf
ſchwerderecht. 48) Sie werden im Klagewege ver
ſuchen müſſen, Schuß ihrerRechte zu erlangen.19) Eröffnungdes verſiegelten Muſtersvor ? Ántrag

einer anderen Privatperſon als des eingetragenen
Die Beſchwerde iſt, wenn ihr nicht abgeholfen Urhebers oder ſeines Rechtsnachfolger8 genügt nicht

wird, an die Rammer für Handelsjachen des über
und wäre abzuweiſen.

geordneten Landgerichts zu leiten ( 8 30, 125 FOG.;
3. Sind die Siegel des Kuverts oder Pakets

8 9 MuftG .; 3 8 der Bayer. MBef, vom 14. De

zember 1899, die Führung des Muſterregiſters 1899,$ 7).
unverſehrt ? (Bayer. IMBet. vom 14. Dezember

betr.). 50)
4. Sind in der Umhüllung die auf ihr an:

Betrifft die Beſchwerde die zu erhebenden Ge- gegebenen und angeineldeten Muſter oder Ab

bühren, ſo ſind in Bayern die Beſtimmungen des Bildungen der Muſter enthalten ? Da der Muſter

Gebb . i. d. F. vom 13. Juli 1910 anzuwenden ichuß durch Anmeldung und Niederlegung der Muſter

(Bayer. MBef. vom 14. Dezember 1899 $ 9 ( oder der Abbildung ) erworben wird, wird ein im

Abſ. 2). Die erſte Einwendung gegen einen Ge: Paket enthaltenes Muſter Schuß nicht genießen,

bührenanſaß wird Erinnerung nach Art. 44 GebG. wenn der Schuß ausdrüdlich nur für beſtimmte

ſein. Gegen die gemäß Art . 44 GebG. erlaſſene Muſter in der Anmeldung beanſprucht wird und

Entſcheidung greift Beſchwerde nach Art. 46 , 48 ff. dieſes Muſter (jeiner Beſchreibung oder Nummer
Geb6 . Plak.

nach ) in der Anmeldung nicht genannt iſt. Es

fehlt dann an einer geſeglichen Vorausſegung des

Schußes.

Wenn nur auf dem Pakete die Geſchäftsnummern

48) Wird dem Antrage auf Vermerk der Pfändung , angegeben ſind, im Pakete aber die einzelnen Muſter

der Berpfändung, der Lizenz- oder Nußnießungsrechte,

eines Mechtsübergangs, der Nichtigkeitserklärung ſtatt (oder Abbildungen) keine Nummern tragen , und

gegeben, dann wird auch dem eingetragenen Urheber im Pakete eine größere Zahl von Muſtern vor
das Beſchwerderecht zuzugeſtehen ſein . handen iſt, als Nummern auf dem Pakete angegeben

40) Ueber Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage ſiehe ſind, dann fragt es ſich, ob ſich Anmeldung und

Rohler, Muſterrecht S. 134 ff ., S. 127 ff. ; Alfeld a . a . D.,
Schuß auf ſämtliche im Paket enthaltenen Muſter

§ 7 Anm. 1 Muſto . S. 334, aber ebenda § 7 Anm. 4,
oder nur auf eine Anzahl Muſter (Abbildungen)

f. auch oben Anm. 41 und 33.

50) Erachtet das Beſchwerdegericht die Erforderniſſe
und welche Muſter erſtrecken . Die Entſcheidung,,

des Schußes für erfüllt und wird die abweiſende Ent: ob und wie weit Muſterſchuß in dieſen und ähn

ſcheidung des Regiſtergerichts aufdie Beſchwerde auf lichen Fällen **) entſtand, wird dem Prozeßgerichte

gehoben , ſo iſt der Schuß mit der früheren Anmeldung

eingetreten , ſoweitdie zu prüfenden Erforderniſſe der 51) Prüfung des Stontrollverzeichniſſes ( $ 11 der

Anmeldung und Niederlegung eines Muſters in Be- Reichstbet. vom 29. Februar 1876 , & 7 der Bayer.

tracht kommen . Troßdem fann der Schuß in Wirklichkeit JMBek. vom 14. Dezember 1899) .

nicht beſtehen, weil z . B. das Muſter nicht neu oder 53) 3. B. Unterſchiede zwiſchen den Nummern auf

ſchon verbreitet iſt. dem Paket und auf den Muſtern ſelbſt.

.
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obliegen . Das Regiſtergericht wird nur den Befund War die Anmeldung ſo gefaßt, daß der Schuß

in dem über die Eröffnung aufzunehmenden Pro- für ſämtliche im Paket enthaltene Muſter gefordert

tokolle genau feſtzuſtellen haben. Wird aber Ver- und die Zahl der Muſter und deren Nummern

längerung der Schußfriſt beanſprucht und der Inhalt aus der Aufſchrift des Pakets nicht erfichtlich war,

des gleich danach eröffneten Pafets ſtimmt mit der ſo war ſchon die Anmeldung abzuweiſen, weil 8 9

Aufſchrift auf ihm und mit der Anmeldung 53) Abſ. 4 Muſto . und 7 Abſ. 2 der ReichskBet.

nicht überein , ſo wird der Regiſterrichter zu prüfen vom 29. Februar 1876 nicht beobachtet waren .

haben , ob er die Verlängerung einzutragen hat oder Ift in dieſem Falle troßdem die Anmeldung

nicht. Wenn mangels der formellen Vorausſeßungen und Niederlegung entgegengenommen worden, dann

der Anmeldung oder Niederlegung Schuß nicht ent- wird das Regiſtergericht dem Verlängerungsantrag

ſtanden iſt, dann wird er den Muſtern nicht durch ſtattgeben, wenn auf ihm beſtanden wird, denn

Eintragung der Ausdehnung den Anſchein des es iſt immerhin zweifelhaft, ob der Schuß nicht

Schußes geben dürfen . doch entſtanden iſt. Jedenfalls liegt eine ſich auf

Iſt der Gegenſtand des Muſters weſentlich ab : alle Muſter beziehende Anmeldung, Niederlegung

weichend von dem verſchloſſen niedergelegten Muſter und Entgegennahme durch das Gericht vor.

auf dem Paket und in der Anmeldung angegeben , kann hier dem Prozeßgerichte die Entſcheidung

ſo wird der Antrag auf Verlängerung abzuweiſen überlaſſen werden , ob die mangelnde Zahl- und

fein , da mangels Anmeldung kein Schuß erlangt Nummernangabe die Entſtehungdes Schußee hin

wurde. 54)
derte. Das Regiſtergericht wird hier den Ver

Handelt es ſich nur um eine unweſentliche A6 längerungsantrag nicht abweiſen , ſelbſt wenn mehr

weichung in der Bezeichnung des Gegenſtandes, ſo als 50 Muſter in dem geöffneten Pakete enthalten

wird die Verlängerung unter Aufrechterhaltung waren, ſondern nur die Gebühr für die über

der bisherigen Eintragung eingeſchrieben werden 50 vorgefundenen Muſter einfordern. 56) Kommen

können .
bei Eröffnung der verſiegelt hinterlegten Muſter

Stimmen die Fabrit oder Geſchäft&nummern oder Muſterpakete Muſter, Modelle oder Abbil

in der Anmeldung und aufden hinterlegten Muſtern dungen von ſolchen zum Vorſchein, welche Geſek- ,

nicht, wohl aber die Bezeichnung des Gegenſtandes Sitten- oder Rechtswidrigkeiten enthalten , dann

mit den niedergelegten Muſtern (Abbildungen ) über: iſt ein hierauf bezüglicher Antrag auf Schußfriſt:

ein , ſo daß die Gleichheit des Gegenſtandes feſtſteht, verlängerung aus dem oben 15 aufgeführten Grunde

für den der Muſterſchuß begehrt wird, dann wird der abzuweiſen.

Verlängerungsantrag zugelaſſen werden können . 55) Das Regiſtergericht wird richtig und zwed:

Enthält das Paket außer den angemeldeten mäßig verfahren, wenn es über die Zuläſſigkeit des

und auf dem Paket angegebenen weitere ſelbſtändige Antrags auf Ausdehnung der Schußfriſt erſt nach

Muſter oder ſind auf dem Patet und in der An- der Eröffnung entſcheidet, die ja faſt durchweg

meldung Muſter angegeben , die im Pakete nicht alsbald nach einem Verlängerungsantrag zu ge :

enthalten ſind, ſo iſt der Antrag aufAusdehnung ſchehen hat .

der Schußfriſt für die weiteren oder die nicht ent

haltenen Muſter abzulehnen , weil Schuß mangels

einer geſeklichen Vorausſegung nichterlangiwar.66)54)

Kleine Mitteilungen.
58) Stimmt die Aufſchrift des Pakets nicht mit der

Anmeldung überein , dann wird der Richter die Be þaftung für unrichtige Angaben im Handeldteil
richtigung der Aufſchrift oder Anmeldung ſofort bei der

Anmeldung veranlaſjen .
der Tageszeitungen. Im Handelsteil einer Tageszeitung

54 ) Ob die Anmeldung und Niederlegung noch
war eine Notiz erſchienen, daß in der Verwaltung einer

neuerlich erfolgen kann, wenn Schuß begehrt wird,
Aktiengeſellſchaft ſtarke Streitigkeiten zutage getreten

wird davon abhängen , ob die übrigen geſeklichen ſeien, die zu Beſchuldigungen ſtrafrechtlicher Art und

Vorausſeßungen für eine Neuanmeldung nach Ungabe zu mehreren Prozeſſen geführt hätten ; damit ſtehe im

des Antragſtellers noch gegeben ſind. Zuſammenhang, daß ſich die demnächſt ſtattfindende

68) Gemäß § 10 Abſ. 4 Muſt0. und § 7 der Generalverſammlung mit der Abberufung eines Auf

ReichstBef. vom 29. Februar 1876 iſt die Angabe der ſichtsratemitgliedes zu befaſſen haben werde. Die Dis
Fabrit- oder Geſchäftsnummer zwar Erfordernis der

rektion der Aktiengeſellſchaft ſandte ſofort eine Beric :
Anmeldung. Wenn aber eine Fabriknummer angegeben

und nur in der Bezeichnung geirrt iſt, ſo wird das

Regiſtergerichtfeinen genügenden Anlaß zur Abweiſung Angaben des Hinterlegers über die Zahl der in den

haben, wenn ſonſt das Muſter deutlich und richtig be- Paketen befindlichen Muſter zugrunde zu legen . Ergibt
ſchrieben iſt.

es ſich bei der Deffnung der Pakete, daß die Zahl der
58) S. Bayer. MBet. vom 23. März 1900, die Be- im Pakete befindlichen Muſter zu niedrig angegeben

rechnung von Gebühren für die Eintragung und Nieder- worden war, ſo wird derjenige Betrag, der an Gebühr

legung von Muſtern und Modellen nach dem Geſege zu wenig entrichtet war , nachträglich eingefordert. “

vom 11. Januar 1876 betr. (ZMBI. 1900 S. 613 ), õieraus folgt nicht, daß Schus erlangt war, denn

welche beſtimmt : „ Für die Gebührenberechnung in die Gebühr wird für die mit der Eintragung, Mieder:

denjenigen Fällen , in denen bei Niederlegung ver: legung und Aufbewahrung verbundene Mühewaltung

ſiegelter Pafete von vornherein ein Schuß über 3 Jahre erhoben (Motive zu § 11 MuſtG.; Sten. Ber. 1875/76

hinaus in Anſpruch genommen wird , ſind zunächſt die Bd . 3 S. 79 ).
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tigung cin ; dieſe wurde in einer der nächſten Nummern weder der Gewährsmann, noch der Redakteur des

veröffentlicht, aber mit dem Zuſabe, daß der Gewährs- Handelteils, noch endlich der Geſchäftsführer des Ver

mann der Zeitung ſeine Mitteilungen in vollem Um- lags die Unwahrheit der Notiz kannte, hinſichtlich des

fang aufrecht erhalte. Nun erhob die Aktiengeſellſchaft Geſchäftsführers außerdem, daß er auch gar nicht mit

Alage gegen den Verlag der Zeitung und beantragte, der Möglichkeit einer Unrichtigkeit rechnen lonnte. Die

dieſen zu berurteilen : 1. die weitere Verbreitung der Klage war auch damit begründet worden, daß für den

Notiz zu unterlaſſen ; 2. in einer Reihe von Zeitungen Handelsteil eine beſondere Kontrolle hätte eingerichtet

durd Inſerat bekannt zu geben , daß die Notiz in jeder werden müſſen, um die Aufnahme von falſchen Nach

Beziehung unrichtig ſei; 3. einen Schadenserſaß von richten zu verhindern . Hiezu erklärte das Reichsgericht,

100 000 M zu zahlen . In zwei Inſtanzen wurde die daß das eine Ueberſpannung der an die Verleger zu

Alage abgewieſen ; das Reichsgericht verwies aber die ſtellenden Anforderungen bedeuten würde, daß dieſe

Sache zur neuen Verhandlung zurück. ) Das Beru- vielmehr nur zur Beſtellung eines geeigneten Redat

fungegericht hatte den erſten Antrag der Klage des- teurs verpflichtet ſind. Die Aktiengeſellſchaft hatte be

halb für unbegründet erachtet, weil keine Tatſachen ſtritten, daß der Redakteur des Handelsteil als geeignet

behauptet waren , aus denen ſich entnehmen ließ, daß anerkannt werden könne und hatte dafür Beweis ans

eine Gefahr der Wiederholung der Notiz beſtand ; in geboten, daß der Geſchäftsführer des Verlags ſelbſt

dieſer Hinſicht trat ihm das Reich gericht bei. Zu den aus ſolchen Gründen die Entlaſſung des Redakteurs

beiden weiteren Anträgen hatte das Berufungsgericht beabſichtigt gehabt habe. Wenn das zutraf, war bei

ausgeführt, daß die Veröffentlichung der Notiz wohl der Beſtellung des Redakteurs oder bei ſeiner Belaſſung

geeignet war, den Kreditder Aktiengeſellſchaft zu ge- in ſeiner Stellung nicht mit der im Verkehr erforders

fährden und Nachteile für ihrer Erwerb herbeizus lichen Sorgfalt verfahren worden und der Ver

führen, ſomit auch einen Anſpruch auf Schadenserſaß lag haftete für den Schaden , den der Redakteur in

zu begründen, daß aber die Redaktion des Handels- der Ausübung ſeiner Redaktionstätigkeit vorſäßlich oder

teils ein berechtigtes Intereſſe daran gehabt habe, auf fahrläſſig einem anderenzufügte. Ein ſolches Verſchulden

Vorgänge und Verhältniſſe innerhalb der Aktiengeſell: des Redakteurs war von der Klage namentlich darin

daft hinzuweiſen, die für die Beurteilung ihrer Ses gefunden worden, daß er die Berichtigung erſt

ſchäftslage und dieBewertung ihrer Aktien von Wichtig verſpätet beröffentlichte und daran die Bemerkung

keit waren ; der Handelsteil einer Zeitung von der knüpfte, der Gewährsmann halte ſeine Mitteilung aufs

Bedeutung der hier in Rede ſtehenden gehöre zu der recht. Das Reichsgericht ertlärte hiezu, daß die Be

Fachpreſſe und dieſer ſei die Befugnis einzuräumen, richtigung nach dem Preßgeſeb in der nächſten zum

auf ihrem Gebiete aufklärend und belehrend zu wirken. Drud noch nicht abgeſchloſſenen Nummer hätte der

Dieſe Ausführungen erflärte das Reichsgericht für öffentlicht werden müſſen und daß eine Verzögerung

umrichtig. Wohl alle größeren Tageszeitungen haben auch nicht durch Ermittlungen über die Richtigkeit der

einen Handelsteil, in welchem Vorgänge des Erwerbss Notiz entſchuldigt worden wäre . Der Zuſaß, daß der

lebens beſprochen werden, die für den Leſerkreis von Gewährsmann ſeine Mitteilung aufrecht erhalte, kam

Intereſſe ſein können ; der Redakteur dieſes Teils ſteht einer Wiederholung dieſer Mitteilung gleidh ; er war

aber zu den Abonnenten in keiner anderen Beziehung noch nicht durch die Tatſache gerechtfertigt, daß der

als der Redakteur des muſikaliſchen und literariſchen Gewährómann eine ſolche Erklärung abgab, zumal

Teile. Die politiſche Tageszeitung wendet fich nicht wenn der Gewährsmann nicht als zuverläſſig galt,

an einzelne Fachkreiſe, ſondern an das Publikum als wie in der Klage behauptet war.

ſolches ; ſie will deſſen Intereſſen dienen und darum Mit völliger Klarheit läßt ſich der Sachverhalt

möglichſt alle Gebiete berühren, die für irgendwelche aus dieſer Begründung des Urteils nicht entnehmen ;

Kreife von Bedeutung ſein können . Im beſonderen es geht aus ihr insbeſondere nicht hervor, um welche

Maße gilt das für den Handelsteil, der bei der heu- Zeitung es ſich handelt. Das iſt nicht gleichgültig ;
tigen Geſtaltung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe für das Reichsgericht deutet ſelbſt an , daß unter Umſtänden

ſehr viele Leſer von der erheblichſten Bedeutung iſt der Handelsteil einer Zeitung wegen der Bedeutung

und nicht allein die mit dem Handel beruflich befaßten ſeines Inhalts und deſſen formeller Geſtaltungzu einem

Perſonen intereſſiert. Die Veröffentlichungen dieſes wahren Fachblatt werden kann . Der Angelpunkt der

Teiles werden darum von vielen Perſonen geleſen, Meinungsverſchiedenheiten iſt aber hier, wie in vielen

denen alle fachlichen Vorkenntniſſe fehlen ; dadurch anderen , die Verhältniſſe der Preſſe berührenden Ur

unterſcheidet er ſich weſentlich von den Fachblättern, teilen die Abgrenzung des Begriffs der berechtigten

die folche Vorlenntniſſe vorausjeben , die ſich demnach Intereſien. Die beiden Vorinſtanzen hatten ihn

nur an beſtimmte Kreiſe wenden und zu dieſen in eine weiter gefaßt als das Reichsgericht, ein Vorgang, der

beſondere Beziehung treten . Daß die Leſer der Zeitung ſich ſchon mehrfach wiederholt hat. Nur Schritt für

ein Intereſſe daran haben mögen, über Vorgänge auf Schritt hat das Reichsgericht eine allmähliche Aus

wirtſchaftlichem Gebiete unterrichtet zu werden, reicht dehnung dieſes Begriffes zugeſtanden ; eine Reihe von

nicht hin, um eine beſondere Beziehung zu dem be- Urteilen der Untergerichte, die weniger ängſtlich vor

ſprochenen Vorgange herzuſtellen , die dieſes Intereſſe gingen, verfielen vorher der Aufhebung. Es braucht

zu einem berechtigten im Sinne des Geſeßes gemacht nur daran erinnert zu werden, wie lang es dauerte,

und damit die Schadenserſabpflicht für die durch die bis das Recht der Tagespreſſe, öffentliche Angelegen

Beröffentlichung der Notiz entſtandenen Nachteile aus- heiten zu beſprechen, unter dieſem Geſichtspunkt an

geſchloſſen hätte (BGB. Š 824 Abſ. 2) . Sonach war erkannt wurde. Die Entwicklung ſteht im engſten

die Haftung des Verlags begründet, wenn ein Ver- Zuſammenhang mit den verſchiedenſten Auffaſſungen

ſchulden nachgewieſen wurde . Feſtgeſtellt war, daß über die Beziehungen des Einzelnen zur Geſamtheit.

Legt man das Schwergewicht auf die Intereſſen des

1 ) VI. Zivilſenat, 11. Dezember 1913 (JW. 1914 Einzelnen, ſo wird man die Befugnis der Preſſe ſehr

S. 214). eng abgrenzen, ungeſtraft Dinge zu behaupten, die
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dieſen Intereſſen zuwiderlaufen ; betont man dagegen des Reichsgerichts ſprechenden Gründe, dem die über:

mehr die Intereſſen der Geſamtheit und ſieht die Breſie wiegende Zahl der Rechtslehrer, das Stammergericht

als im Dienſte der Geſamtheit ſtehend an, ſokommt (Jahrb. 20 S.A 8, 26S.A 3,27 S. A 237,39S. Å 144,

man zu anderen Ergebniſſen . Das Reichsgericht wird 44 Š. A 163) und bisher auch das Oblo. ſelbſt (vgl.

Samml. 11 Š. 729) gefolgt ſind. Andererſeits erwägt

wohl nochmal Gelegenheit erhalten , zu der Frage Stel
es, daß durch die ausgedehnte Anwendung des § 60

lung zu nehmen, denn das Urteil, das nun auf Grund der
Abſ. 2 BGB. und damit des § 568 Abſ. 2 ZPO. für

neuen Verhandlung ergeht, wird vorausſichtlich wieder
das Vereinsrecht das im Gebiete der freiw . Gerichtsb.

angefochten werden, zumal da das Reichsgericht in ſeinem beſtehende Beſchwerderecht geſchmälert und die durch

jeßigen Urteil manche Fragen ausdrüdlich offen gelaſſen die Vorſchrift' in § 28 Abſ. 2 FOG. angeſtrebte Eins

hat. In einem Urteil vom 2. Januar 1905 hat der heitlichkeit der Rechtſprechung gefährdet werde. Diejem

gleiche Senat die Abweiſung einer Klage gebilligt, die
Ergebniſſe gegenüber ſchließt ſich das Oblo. der Auf

darauf geſtüßt war, daß in einem Konverſationslexikon
faſſung an, die in dem Beſchluſſe des DLG. Dresden

vom 3. Juni 1903 (3BFG. 5 ' S. 760) niedergelegt,
vor Geheimmitteln gewarnt und unter den als minder vom Reichsgericht aber mißbilligt iſt. Es hält dafür,

wertig bezeichneten Mittel auch ein vielverbreitetes daß dieſer Auffaſſung bei dem engen Zuſammenhang

Haarwaſſer angeführt worden war , und das damit zwiſchen § 60 Abſ. 2BOB. und § 60 Abſ. 1 ſowie den

begründet, es ſei das gute Recht eines literariſchen dort angeführten 88 56-59 geſebliche Bedenken taum

Unternehmens, das ſich die große und verdienſtliche entgegenſtänden und findet ebenſowenig in der Ent:
Aufgabe ſtelle, auf allen Gebieten des menſchlichen ſtehungsgeſchichte einen Anhalt für die Annahme, daß

Wiſſens eine der allgemeinen Durchichnittsbildung zu
der Gefeßgeber in $ 60 auch die Zurüdweiſung der

gängliche und entſprechende Unterweiſung zu geben,
Anmeldung wegen des wirtſchaftlichen Zwedes des

aud auf dem Gebiete des Geheimmittelweſens auf
Bereins habe miteinbeziehen wollen .

UeberwiegendeGründeſprechen für die Beibehaltung
klärend und belehrend einzugreifen. ') Auf dieſes Urteil der reichsgerichtlichen Auffaſſung. Neben der Zwies

hatte ſich der beklagte Verlag auch im vorliegenden ſpältigkeit des Rechtsmittels, die ſich ergeben würde,

Falle berufen ; das Reichsgericht bemerkte aber, daß wenn je nach dem Grunde der Zurüdweiſung die ſo:

mit einem ſolchen wiſſenſchaftlichen Unternehmen fich fortige Beſchwerde nach der SPD.oder die einfache

der Handelsteil einer Zeitung nicht vergleichen laſſe, unbefriſtete Beſchwerdenach dem FGG. gegeben wäre,

noch viel weniger die hier in Betracht tommende, nicht
tommt in Betracht, daß kein durchſchlagender Grund

wiſſenſchaftliche, ſondern rein tatſächliche Notiz.
erſichtlich iſt,der den Gefeßgeber beim Erlaſſe des BOB.

beſtimmt haben könnte , die Fälle der Zurüdweiſung
Amtsgerichtsrat Hiß in München . wegen Fehlens der Erforderniſſe der $ 8 56-59 und

wegen eines Mangels der hier in Mede ſtehenden Art

verſchieden zu ordnen. Jm Gegenteil. In der Roms
miſſion für die 2. Leſungdes Entwurfs des BOB. war

ein Antrag geſtellt worden , der die jeßt in § 73 Abſ. 1

Satz 2 und 3 ſowie in § 73 Abſ. 2 BOB. enthaltenen

Aus der Mechtſprechung.
Borſchriften des damaligen $ 57 ſtreichen und in Ber

bindung mit den Beſtimmungen über die Anfechtung

Reidsgericht.
der ein Eintragungsgeſuch zurückweiſenden Beſchlüſſeerſt

in dem FOG. treffen wollte (vgl.Prot. Bd.I S.570 /571).

A. Regiſter achen. Die Mehrheit hielt es jedoch für erforderlich, die in

den Entwurf aufgenommenen Beſtimmungen wenig.

Findet gegen die Ablehnung der Gintragung eines
ſtens vorerſt“ darin zu belaſſen, und ſpäter wurde

wirtſchaftlichen Bereine die ſofortige den Borſchrifteu
auch dem damaligen § 54 die jeſt in § 60 Abſ. 2 BGB .

der 3PD. folgende Beſchwerde nach $ 60 Abſ. 2 BGB. enthalteneBorſchriftbeigefügt(vgl.Prot . BO . VIS . 117 ) .

oder die einfache und unbefriſtete Beſchwerde aus $ 19 Es iſt nahezu ausgeſchloſſen, daß die Kommiſſion zwar
FGG . ſtatt ? Sind die 88 28 und 199 FOG . hierauf

Wert darauf gelegt hätte, bei Zurüdweiſung einer An
auwendbar ? Der Vorſtand des Sparvereins A. meldete meldung wegen Fehlens der Erforderniſſe der $$ 56
den Verein zur Eintragung an . Das AG. wies die

bis 59 ein Rechtsmittel zu gewähren und die Art der
Anmeldung zurüd, weil der ħauptzwed auf einen wirt

Anfechtung zu klären, daß ſie aber für die weit wichtigeren
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet und deshalb die

Fälle einer Zurüdweiſung wegen des wirtſchaftlichen
Eintragung nach SS 21 , 22 BOB. ausgeſchloſſen ſei .

Zweces des Vereins alles dem ungewiſſen Schidſale
Die ſofortige Beſchwerdewurde als unbegründet zurück des zu jener Zeit noch nicht ausgearbeiteten FOG. hätte
gewieſen. Gegen dieſen Beſchluß legte der Verein weitere

Beſchwerde ein . Das DbLG, hat ſie gemäß § 28 Abſ. 2
überlaſſen wollen. Nach der damaligen Lage ſollte ſich

FOG . dem Reichsgerichte vorgelegt. Dieſes verwarf
vielmehr die im jebigen § 60 getroffene Regelung ſicher

das Hechtsmittel als unzuläſſig.
auf alle Fälle der Zurücweiſung erſtređen . Bei dieſer

„ wenigſtens vorerſt“ getroffenen Regelung iſt es dann
Gründe: Das Oblo. möchte die weitere Be

ſchwerde für zuläſſig und begründet erachten. Es iſt
geblieben . Dabei war man ſich bewußt, daß das AS.

eine Anmeldung nicht bloß zurücweiſen kann, wenn
der Anſicht, daß in den Fällen , in denen die Anmeldung

den Erforderniſſen der jebigen $3 56–59 nicht genügt
eines Vereins wegen des wirtſchaftlichen Zwedes zurück

iſt, ſondern auch aus anderen Gründen und insbeſondere
gewieſen wird, nicht die ſofortige , den Vorſchriften der

dann, wenn der Zwec des Vereins auf einen wirts
SPO. folgende Beſchwerde aus § 60 Abſ. 2 BGB.,

ſondern die einfache unbefriſtete Beſchwerde aus 8 19
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. Auch das FOG .

hat es bei der Vorſchrift im $ 60 BOB. belaſſen. In
FOG . gegeben ſei . Es ſieht ſich aber an einer Entſcheidung

in dieſem Sinne gehindert, weil das Reichsgericht ent
der Dentichrift zu dem Entw . zu dieſem Geſeße iſt zu

dem Abſchnitt über die Vereinsſachen ausdrüdlich be
ſchieden hat, daß § 60 Abſ. 2 BOB. auch Plaz greife,

merkt, für einzelne Fälle habe bereits dasBGB. (S$ 60,73 )
wenn die Anmeldung eines Vereins aus dem hier in

das Beſchwerdeverfahren durch Verweiſung auf die
Frage kommenden Grunde zurüďgewieſen wird (ROZ.

47 S. 386, Jurw. 1803 Beil . S. 113 Nr . 248). Das
Vorſchriften der ZPO. geregelt, dieſe Beſtimmungen

würden ſelbſtverſtändlich durch die allgemeinen be
ObLG, verkennt nicht das Gewicht der für die Anſicht ſtimmungen über das Beſchwerdeverfahren in den $$ 18

bis 27 des Entw . nicht berührt.

!) Siehe dieſe Zeitſchrift Jahrg . 1905 S. 129. Das Oblo. hat die weitere Beſchwerde dem Meios.
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nichtSucijomiagens.DieAuflicht,ale nie sy 28,199 ber früheren Benupungedel abweichende detder

.

3320 ---- n .

gericht auf Grund des § 28 Abſ. 2 FOG . vorgelegt. klagten hervorgerufen worden ſei. DasBG . hat ihn

Findet aber auf dieſe Beſchwerde $ 60 Abſ. 2 BOB. mit Recht verworfen. Im § 918 Abſ. 1 BGB. iſt der

Anwendung und folgt fie deshalb den Vorſchriften der Anſpruch aufdenNotweg nur ausgeſchloſſen, wenn

ZBO., ſo fragt ſich, ob das Reichsgericht zu einer Ent- durch eine willkürliche Sandlung des Eigentümers die

ſcheidung überhaupt zuſtändig iſt. Auf dieſe Frage frühere Verbindung mit einem öffentlichen Wege auf

iſt es in ſeinen früheren Beſchlüſſen nicht eingegangen. gehoben wird. Davon iſt hier nicht die Rede, da die

Sie iſt in der Rechtslehre ſtreitig . Das Kammergericht frühere Verbindung fortbeſteht und nur infolge der

und bisher auch das Oblo. haben ſie ſtets bejaht. anderweitigen Benußung der Grundſtücke unzureichend

Das Oblo. äußert jeßt aber Bedenken. Es meint, geworden iſt. 3nbetreff der Benugung verlangt $ 917

die &$ 28, 199 FÖG. hätten nur die weitere Beſchwerde BOB. nur eine ordnungsmäßige“ Benußung. Damit

des FGG. im Auge, und verweiſt auf die ſoeben mit- iſt, wie von der Kommiſſion für die 2. Leſung ( Prot.

geteilte Bemerkung in der dem Entwurfe zu dieſem D. III S. 152/3) unter Ablehnung entgegenſtehender

Geſeße beigegebenen Denkſchrift. Dieſe Bedenken ſind Anträge ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, eine von

durchſchlagend daß 88 , Art Bes

FOG. Fällen der $ 60, 73 BOB. gelten , nukung keineswegs ausgeſchloſſen. Freilich ſoll nicht

hat das Kammergericht eingehend begründet. Der Be- jede willkürliche Aenderung des Gebrauchs den An

gründung mag nicht in allen Einzelheiten beizupflichten ſpruch begründen, vielmehr , objektiv und nach ver

ſein , im Ergebniſſe muß ihr aber zugeſtimmt werden. nünftigem Ermeſſen erwogen werden , ob die geplante

Ueberwiegende Gründe ſprechen dafür, daß das FGG. Benubung den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen entſpricht“.

die $$ 28, 199 auf alle weiteren Beſchwerden in der Das hat aber das BG. getan. Es hat feſtgeſtellt,

freiw . Gerichtsb. angewandt wiſſen wiá, auch auf die daß die neue Benußung infolge der fortgeſchrittenen

nach den &$ 60, 73 BOB. den Vorſchriften der ZPO. Bebauung und der Nähe der Großſtadt, der Natur

folgenden . Auffallend iſt allerdings, daß die erwähnte der Grundſtüde und ihrer Lage an einem ſchiffbaren

Stelle in der Dentſchrift zum Entw . des FOG. unter Fluſſe nicht nur nicht widerſpricht, ſondern durch die

den allgemeinen Beſtimmungen über das Beſchwerdes neuen Berhältniſſe wirtſchaftlich geradezu geboten iſt.

verfahren, durch die für die Fälle der $$ 60, 73 BOB. Der Kläger ſelbſt benuße ſeine angrenzenden Grunds

die durch Berweiſung auf die SPD . gegebenen beſonderen ſtüde in derſelben Weiſe und habe ſelbſt vorgetragen ,

Borſchriften ſelbſtverſtändlich nicht berührt würden, daß die Grundſtüce jeßt einen 100 fachen Ertrag lieferten

auch ben dem jebigen 8 28 FOO, entſprechenden : 21 (vgl. Planđ Anm. 1, Staudinger Anm .II 2, Biermann

des Entw. nennt. Entſcheidende Bedeutung kann dem İnm.i, Turnau - Förſter Anm . I A6.3 zu § 917 BGB.).

indeſſen nicht beigemeſſen werden . Die Bemerkung in (Urt. des V. ZS. vom 21. Februar 1914, V 370/13) .

der Dentſchrift hat im Gefeße ſelbſt keinen Ausdruc

gefunden und dann deshalb nicht ohne weiteres im

einzelnen maßgebend ſein. Sind aber die $8 28, 199 III .

FGG. auch in den Fällen der &$ 60,73 BGB. anwendbar,

ſo kann die Entſcheidung des Reichsgerichts nur auf Mitverſchulden des Heijenden , der fich beim Gehen

Berwerfung der weiteren Beſchwerde lauten. Sie iſt und Stehen während der Eiſenbahufahrt nicht mit den

unzuläſſig, weil ſie nicht innerhalb der geſeblichen Friſt Händen feſthält. Aus den Gründen : Von einem

eingelegt iſt ($ 577 Abſ. 2 ZPD .) und weil die land- mitwirkenden Verſchulden des Klägers fann nach An

gerichtliche Entſcheidung leinen neuen ſelbſtändigen ficht des DIG. nicht geſprochen werden : es bezeichnet

Beſchwerdegrund enthält (8 568 Abſ. 2 SPD. ) . (Beſchl. es als eine Ueberſpannung des von den Meiſenden zu

d . IV. 35. 0. 14. Februar 1914, IV'B 6/1913 ). verlangenden Maßes an Sorgfalt, wollte man fordern,

W. daß ſie bei jedem Aufſtehen von ihrem Plaße, alſo bei

jedem Bewegen im Abteil während der Fahrt ſich mit

den Händen feſthalten , um der Gefahr zu begegnen ,

bei einem Stoße des Wagens hinzuſtürzen. Die Be:

gründung iſt in dieſer allgemeinen Faſſung bedenklich.
B. Zivilſachen.

Wer die Čiſenbahn beſteigt, um darin eine Fahrt zurüd

1. zulegen, weiß und hat ſich bewußt zu ſein , daß er in

folge der Bewegung des Zuges Erſchütterungen , Muden
Anwendungegebiet des $ 427 BGB. Aus den

Gründen : Zu beanſtanden iſt die Anwendung des
u . dgl. ausgelegt iſt, die beim Aufſtehen , Gehen und

§ 427 BGB. auf den Fall einer auf nichtigen Verträgen
ſonſtigen Bewegungen im Wagen den Reiſenden ins

beruhenden Bereicherung. Wenn ſich Mehrere durch anlaſſenkönnen. Dem hatder Reiſende Rechnungzu
Schwanken und zu Fall bringen und ſo Unfälle ver

Bertrag gemeinſchaftlich zu einer teilbaren Leiſtung

verpflichten , ſo haften ſie gemäß § 427 im Zweifel als
tragen, ſich im beſonderen während der Fahrt mit der

Geſamtſchuldner. Dieſer Fall fann hinſichtlich der
erforderlichen Vorſicht zu bewegen und dabei feſtzu

Herausgabe einer grundlos empfangenen Leiſtung vor
halten, widrigenfalls ihn der Vorwurf des Selbſtver

liegen , wenn die Herausgabe- oder Rüdgabe- Verpflich
ſchuldens i. S. der 88 254, 276 BOB. trifft. Das gilt

tung auf einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden
unzweifelhaft ebenſowohl vom Verkehr in den Wagen

Bertragsbeſtimmung beruht. Aber in Fäden , wo es
abteilen wie in den dazu gehörigen Aborten . Jndeſſen

zu einer tatſächlichen Vermögensverſchiebung gekommen
iſt nicht zu verkennen, daß das Maß der Anforderungen

iſt, ohne daß in irgendeinem Zeitpunkt eine Vertrags
weſentlich von den Umſtänden des Augenblids abhängt,

pflicht beſtand, kann § 427 für den Bereich der $ 8 812 ff.
in dem die Bewegung geſchieht. Hier geht das DLO .

nicht angewendet werden (vgl . JW . 1909 S. 274Nr. 8) .
davon aus, daß der Unfall ſich kurz nach der Abfahrt

( Urt. des IV. ZS. vom 2. Februar 1914, IV 521/13) .
des Zuges ereignet hat, als dieſer mithin noch keine

erhebliche Geſchwindigkeit angenommen hatte. Der

Kläger hat beim Berumdrehen, im Begriff den Abort

zu verlaſſen , den Ruck verſpürt, infolgedeſſen wurde

er nach vorn und dann zurückgeſchleudert. Das DLG.

Borausſetzungen deß Anſpruch auf den Notweg . hat für dieſen Augenblic und unter den angeführten

Aus den Gründen : Der Haupteinwand des Klägers Umſtänden keine Verlegung der im Verfehr erforder

gegen die Einräumung der Notwege iſt der , daß das derlichen Sorgfalt darin erblickt , daß ſich der Kläger

Bedürfnis nach dem Wege erſt durch eine Aenderung nicht feſtgehalten hat. Das iſt nicht irrig. (Urt. d .

der Benußungsart der Grundſtüde der Beflagten und VI. ZS . vom 29. Januar 1914 , VI 584/13 ).

folgeweiſe durch eine willkürliche Þandlung der Bes

3325
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ſich das Verhalten des andern Teils zu eigen mache

Umgehung des Wettbewerbsverbots. Aus den in dem Sinne, daß dieſes Verhalten ſeine eheliche Ges

Gründen : Das BG. hält nicht nur für erwieſen, finnung nicht beeinträchtige und ihm die Ehe nicht

daß S. ſeine Mittel dazu verwandte , daß von ſeinem unerträglich mache. Daraus folgert das BG., daß um

Bruder eine Fabrik errichtet wurde, die der Beklagten gekehrt auch bei Prüfung der Frage, ob die Zuſtim

Konkurrenz machte. Es nimmt auch an, er habe in mungzurücgenommen ſei, ausſchlaggebendes Gewicht

der verſchiedenſten Weiſe bei dem Betriebe dieſer darauf gelegt werden müſſe, wie das ehebrecheriſche

Stonkurrenzfabrit mitgewirkt derart, daß ſich ſein Verhalten aufdas eheliche Empfinden des anderen
Berhalten als eine der Verkehrsſitte widerſprechende Leils wirke. Dem iſt nicht beizupflichten. Die Zu

Umgehung ſeiner Bertrag& pflicht darſtellte. Nach ſtimmung tann wirkſam auch dann zurüdgenommen

der Feſtſtellung des BG. hat er ſeine Vorräte und werden, wenn dem Zurüđnehmenden dasehebrecheriſche

zur Berſtellung von Fliegenfängern dienenden Ein- Treiben des andern Teils innerlich vollſtändig gleich

richtungsgegenſtände ſeinem Bruder überlaſſen. Er gültig iſt und ihm an ſich die Fortdauer der the night
hat veranlaßt, daß ſeine mit der Herſtellung vertraute unerträglich machen würde. Es kommt inſoweit aus

Schwägerin in die Dienſte des auf den Namen ſeines ſchließlich auf die Willenskundgebung des Zurüđneh

Bruders geführten Unternehmens trat. Er war ſelbſt menden an, nicht aufſeine innere Geſinnung . (Urt. des
häufig in der Fabrit anweſend , hat ſich dort haupt- IV. ZS. vom 24. Januar 1914, IV 494/13) .

ſächlich mit dem Verſand der Waren, aber auch mit

Abſtellung von Mängeln , alſo mit der Fabritation

befaßt . Er hat nach Ablauf der Geltung des Wett
VII.

bewerbsverbots die Fabrit wieder auf ſeinen Namen

geführt, ſeinem Bruder Hauptbeſtandteile der Fliegen
$ 73BD. tann nicht auf perſönliche Dienſtbatteiten

angewendet werden . Aus den Gründen : Der Ber
fänger, nämlich beim und Teller , geliefert und das

Alleinvertriebsrecht an den hergeſtellten Fliegenfängern
treter des Beklagten meint, daß die Borſchrift des

ausgeübt. Mag auch die eine oder andere dieſer Dats
$ 7 ZPO. anzuwenden ſei, wonach bei Streitigkeiten

überGrunddienſtbarkeiten der Betrag maßgebend fein
ſachen nicht von entſcheidender Bedeutung ſein, ſo ſtellen

ſoll, um den die Grunddienſtbarkeit den Wert des
ſie doch, in Berbindung mit der Bergabe der Geld

dienenden Grundſtüds mindert, dann ,wenn dieſer Bes
mittel zum Betriebe des Unternehmens, in ihrer G es

ſamtheit eine Umgehung des vertragsmäßigen Wett
trag höher iſt, als der Wert, den die Dienſtbarkeit

bewerbsverbots dar, die nach Treu und Glauben einer
fürdas herrſchende Grundſtüd hat. Allein eine Grund

unmittelbaren Zuwiderhandlung gegen dieſes Verbot
dienſtbarkeit kann hier nicht in Frage kommen , weil

gleichzuſtellen iſt. (Urt. d . III . ZŠ. vom 3. Januar 1914,
es aneinem herrſchenden Grundſtücke fehlt. An dieſem

Erforderniſie mag für das gemeine stedet (RO3 14

III 309/1913).
S. 215) nicht immer ſtreng feſtgehalten ſein, und dess

halb kann dahingeſtellt bleiben , ob für beſonders ges
V.

artete Fälle des gemeinen Rechts eine entſprechende

Undübung öffentlicher Gewalt. Aus den Gründen : Anwendung des 8 7 ſtatthaft erſcheinen kann (RO3. 29

Das DLG. hat feſtgeſtellt, daß der Schußmann M. Fich S. 406 ). Nach dem BGB. (8 1118) ſind Grunddienſt

bei ſeinem Einſchreiten ſeiner Eigenſchaft als Schus
barkeiten nur ſolche, die dem einen Grundſtüde gegen

mann bewußt geweſen iſt und als Beamter gehandelt
das andere zuſtehen . Den Grundgerechtigkeitenähn:

hat. Dies hat es damit begründet, daß M. noch in
lich ſind die fog . geſetzlichen Dienſtbarkeiten, und bei

derſelben Nacht auf dienſtlichem Anzeigevordrud
dieſen iſt eine entſprechende Anwendung des § 7 un

Strafanzeige gegen den Kläger wegen tätlichen An
bedenklich (NO3. 67 S. 81) . Hierüber hinau

griffs und Beleidigung dienſtlich erſtattet und darin
die Vorſchrift auch auf perſönliche Dienſtbarkeiten an:

angegeben hat, er habe den Kläger mehrfach aufge
zuwenden, iſt nicht zuläſſig, da die Vorſchrift des § 7

fordert weiterzugehen und den Unfug zu unterlaſſen, eine vereinzelte Ausnahmevorſchrift iſt. (Ürt. des V.ZS.

der Kläger ſei geflohen. Es hat weiter angeführt,
vom 11. Februar 1914, V 426/13).

daß M. bei ſeiner Vernehmung ausdrüdlich betont

habe, er ſei zum Waffengebrauche fraft ſeines Amtes

befugt geweſen , da er einefremde Perſon gegen andere
VIII.

habe ſchüßen müſſen. Schließlich hat das Olo. darauf Uurichtige Zurüdverweiſung der Sache an das Land :

hingewieſen, daß auch der Polizeipräſident der Staats- gericht. Ausden Gründen : Das DLG. hat das klag.

anwaltſchaft die Auskunft erteilt habe, M. habe in abweiſende Landgerichtsurteil dahin abgeändert: Der

Ausübung ſeines Amtes gehandelt, worauf die Staats- Klaganſpruch iſt dem Grunde nach inſoweit gerechts

anwaltſchaft gegen den Kläger Anklage wegen Wider- fertigt, als die Klägerinnen den angemeſſenen Preis

ſtands gegen die Staatsgewalt erhoben habe . Øier- für 1000 kg Dampf für den Arbeitstag fordern. Zur

nach wollte M., der dienſtfrei war, aber Dienſtfleidung weiteren Verhandlung und Entſcheidung über den Bes

mit Müße trug, in Ausübung ſeines Amtes als Schuhe trag wird der Rechtsſtreit an das 16. zurücverwieſen.

mannhandeln. Es lag ein Anlaß zu amtlichem Han- Die Reviſion rügt Verleßung der $8 538 Abſ. 1 Nr. 3,

deln für ihn vor, da er von Frau B. zur Abwehr 304 ZPO.: Das DLG . habe Zurücverweiſung an das

der Beläſtigungen des Klägers um þilje angegangen LG, in weiterem Umfange verfügen müſſen. Denn

war. Sein amtliches Eingreifen iſt auch dadurch in zum Verfahren über den Grund gehöre nicht mehr die

die Erſcheinung getreten, daß er der Aufforderung der Feſtſtellung der beſtimmten Zahl des Mehrverbrauchs

Frau B. entſprechend gegenden Kläger vorgegangen an Dampf. Dieſe Feſtſtellung ſei Sache des Betrags

iſt und von ſeiner Dienſtwaffe Gebrauch gemacht hat. verfahrens . Die Rüge iſt abzulehnen . Nach den dom

(Urt, des III. ZS. vom 24. Februar 1914, III 491/13) . NG. in RGZ. 56, 187; 59, 427; 61, 411 ; 73, 65 ; 77,

3315
396 und JW. 1905, 215 25 zu § 538 PO. gegebenen

VI.
Erläuterungen durfte das OLG. die Sache überhaupt

nicht an das LG. zurückverweiſen. Der Zweck der durch
Wann hat die Zuſtimmung zum Ghebruch als zurüd: Abänderungsgeſez vom 17. Mai 1898 der Nr. 3 hin :

genommen zu gelten ? Aus den Gründen : Das
zugefügten Worte oder die Klage abgewieſen iſt “ war

BG. geht von der Erwägung aus, daß bei Prüfung nur, daß der geſamte Prozeßſtoff in 1. Jnſtanz entſchieden ,

der Frage, ob ein beſtimmtes Verhalten eines Ehe- alſo für feinen Teil des Prozeßitoffs die 1. Inſtanz augs

teils als Zuſtimmung zum Ehebruch des andern Teils geſchaltet werden ſoll. Das LO, hat über Grund und

aufzufaſſen ſei , zu unterſuchen iſt, ob der Zuſtimmende Betrag verhandelt und entſchieden, alſo irgend einen

n .
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Leil des Prozeßſtoffs gerade nicht vorbehalten (MO3.

77,398 ), ſo daß eine Beſchränkung des Dlc. auch einen

don der 1. Jnftanz vorerſt allein abgeurteilten Teil

des Prozeßſtoffes (NG. 61, 411 f.) und eine erſtmalige

Verhandlung und Entſcheidung des 16. über einen

vorher von ihm noch nicht entſchiedenen Teil nicht

mehr möglich iſt. Die vom DIG. verfügte Zurüd

verweiſung der Sache hat zur Folge, daß über den

Betrag zum zweiten Male in der 1. Inſtanz verhandelt

und entſchieden wird . Dieſer Zrrtum des DLG. ſchließt

die Neviſionsrüge aus : war der Rechtsſtreit überhaupt

nicht zurüdzuverweiſen, ſo kann die Revifion nicht als

Gefeßesverleßung rügen, daß der Rechtsſtreit noch in

weiterem Umfange als geſchehen hätte zurüdverwieſen

werden ſollen. Dem Jrrtum kann von Amts wegen

nicht abgeholfen werden, und die Kläger haben die

unrichtige Wiederholung des Betragsverfahrens in

1. Znſtanz nicht gerügt, Neviſion vielmehr überhaupt

nicht eingelegt. (ürt. D. III. ZS. vom 3. Februar 1914,

III 452/13) .

3300
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C. Strafſachen.

Berfälſchung von Aufrechnungebeidheinigungen nach

§ 1419 RBD . Wirtung der Rechtstraft von Straf

beſdheiden der Verſicherungsämter. Aus den Gründen :

1. Die Aufrechnungsbeſcheinigungen, die nach § 1419

RBD. bei der Zurücgabe von Berſicherungskarten den

Starteninhabern ausgehändigtwerden, find ſelbſtändige

öffentliche Urkunden und keineswegs nur „Anhängſel

der Quittungskarten “. Die Verfälſchung ſolcher Auf

rechnungsbeſcheinigungen fällt nicht unter 8 1495 Abſ.2

ABO. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich vielmehr ebenſo

wie § 1495 Abſ. 4 ausſchließlich auf die Verfälſchung

von Quittungskarten. Die Verfälſchung einer ſolchen

Beſcheinigung kann darum auch dann als Urkunden

fälſchung beſtraft werden, wenn ſie nicht in der Abſicht

begangen worden iſt, dem Täter oder einem anderen

einen Vermögensvorteil zu verſchaffen oder anderen

einen Schaden zuzufügen .

2. Der Beſchwerdeführer meint, daß der Beſcheid

des Berſicherungsamts, durch den auf Grund des

$ 1495 Áb . 1 oder 2 eine Geldſtrafe verhängt wird,

die Eigenſchaft eines Urteils habe, deſſen Vorhanden

ſein die ſpätere Berurteilung wegen Urtundenfälſchung

durch das Gericht hindere. Das iſt irrig. Eine ſolche

Eigenſchaft kommt jenem Beſcheide nicht zu. Er ver

braucht nicht die Strafflage wegen Urkundenfälſchung.

Die Atten ergeben übrigens, daß der Angeklagte vom

Verſicherungsamt nicht wegen der hier in Nede ſtehenden

Verfälſchung auf Grund des § 1495 NVD. in Strafe

genommen worden iſt . Die Strafverfügung iſt gegen

den Angeklagten auf Grund der $8 1428, 1488 NVO.

erlaſſenworden , weil er als Arbeitgeber nicht für

ſeinen Dienſtboten die vorgeſchriebenen Verſicherungs

marken verwendet hatte. Die Beſtrafung durch das

Schwurgericht aber iſt erfolgt, weil der Angeflagte

ſpäterhin die Fälſchung begangen hat, um die Unter

laſſung zu verdeđen. Es kann alſo nicht die Rede

davon ſein , daß es fich in beiden Fällen um eine und

dieſelbe Tat gehandelt hätte. (Urt. d . V. SIS. vom

20. März 1914, VD 1138/13) .
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gunſten des Wirtes Wolfgang N. begründet worden .

Am 6. Auguſt 1913 beantragten die gegenwärtigen

Eigentümer die Böſchung des Eintrags. M. ſei ges

ſtorben und damit ſet die Dienſtbarkeiterloſchen . Dem

Antrage war eine pfarramtliche Sterbeurkunde bei

gefügt. Das GBA. lehnte die Böſchung ab ; die Bes

ſchwerde war ohne Erfolg. Das Dblo . wies auch die

weitere Beſchwerde zurüd.

Gründe : Eintragungen von Verfügungsbeſchrän .

tungen der hier in Frage ſtehenden Art waren unter

dem Bypo . nicht ſelten . Die Verfügungsbeſchrän

tungen mußten unter den in $$ 25, 26 Bypů. be

ſtimmten Rechtsfolgen eingetragen werden (§ 22

3. 7 ØypG.) . 3hre fortdauernde Gültigkeit iſt durch

Ürt. 168EG. BOB. gewährleiſtet. Nach dem gemäß

Art. 189 EG.BOB.hieranzuwendendenPreußer . konnte

die Beſchränkung des Eigentümers in doppelter Weiſe

erfolgen , ſowohl zugunſten eines beſtimmten Grund

ſtüds (UN. T. I čit. 21 88 11 und 12) als auch zu

gunſten einer beſtimmten Perſon (T. I Tit. 2 88 122 bis

130 mit T. I Tit. 19 § 1) . Leßteren Falles konnte die

Berdränkung entweder nur der Perſon des Erwer

bers zuſtehen oder auch als ein veräußerliches und

vererbliches Recht begründet werden. Ob hier die Ber

fügungsbeſchränkung einer beſtimmten Perſon oder

einer beſtimmten Sache zuſtehen ſollte, läßt der Wort

laut nicht entnehmen. Die Eintragung iſt aber damit

nicht unſtatthaft; ihre Bedeutung iſt aus den begrüns

denden Urkunden, auch aus ſonſtigen Beweismitteln

zu entnehmen. Die Behauptung derweiteren Beſchwerde,

daß im Zweifel das Eigentum des Berpflichteten nicht

weiter beſchränkt werden dürfe als bei ſtrenger Aus

legung der Willenserklärung nach deren Wortlaut,

findet zwar in L. I Eit. 21 § 8 eine ſcheinbare Bes

gründung, es kommt aber in Betracht, daß hier der

Wortlaut teineswegs flar iſt, ſondern daß gerade

Zweifel beſtehen. Obwohl die Annahme naheliegt, daß

die Beſchränkung nur zugunſten des Wolfgang R. vers

einbart wurde, bleibt doch die Möglichkeit, daß ſie zu
gunſten eines beſtimmtenGrundſtüds zugeſtanden wurde,

und hiefür ſpricht, daß Wolfgang R. auf dem von ihm

zur Zeit des Verkaufes innegehabten Hauſe eine Gaſt

wirtſchaft betrieb, daß das Wirtſchaftsverbot augen

ſcheinlich den Vorteil dieſes Wirtſchaftsbetriebes be

zwedte und daß die Käufer ſich verpflichteten, „nie“

eine Wirtſchaft zu führen . (Beſchl. des I. ZS. vom

6. Februar 1914, Reg. III 113/1913) . W.
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B. Strafſachen .

Vorausſetzungen für die formelle Gültigkeiteiner orte:

polizeilichen Vorſchrift. Was verſteht man unter Ber:

trieb i. S. des § 20 Abſ. 2 Fleiſchb6.7 Nur der Vertrieb

friſchen Fleiſches darf dem Beidhauzwang innerhalb der

Gemeinde unterworfen werden ; darüber hinausgehende

ortspolizeiliche Vorſchriften find ungültig. Der Magis

ſtrat der Stadt A. hat auf Grund des § 20 Abf. 2

FleiſchbG. und des Art. 74 PSOB. eine von der Re

gierung für vollziehbar erklärte und in den beiden

Blättern zu A. veröffentlichte ortspolizeiliche Vorſchrift

erlaſſen : „ § 1. Friſches Fleiſch, welches in den Stadt

bezirt eingeführt wird , unterliegt dem Beſchauzwang

innerhalb der Stadtgemeinde. § 2. Uebertretungen

dieſer Vorſchrift werden gemäß Ärt. 74 PStGB. be

ſtraft“. Der Angeklagte, ſeine Hausfrau und A. ließen

zur Verwendung in ihrem Haushalt auf gemeinſchaft

liche Rechnung und Gefahr friſches, vereinbarungs

gemäß vom Angeklagten beſtelltes Fleiſch aus.H. fommen,

verteilten und verwendeten es in dem Haushalte, legten

den ſie treffenden Betrag nebſt Porto und Auslagen

zuſammen und ſendeten den Kaufpreis an den Verfäufer

in H. Die Vorinſtanzen verurteilten den Angeklagten

wegen Uebertretung der ortspolizeilichen Vorſchrift. Er

wurde von dem Reviſionsgerichte freigeſprochen .

Oberſtes Bandesgericht.

A. Zivilſachen.

Löſchung einer altrechtlichen Berfügungsbeichräntung

im Grundbuch (Art. 189 EG. BOB. ). Jm Grundbuch

ſteht in Abt.2 folgender Eintrag vom 28. November 1872 :

Die Befißer haben ſich verpflichtet, in dem auf dem

Bauplage PI.-Nr. 21/2 zu errichtenden Gebäude nie

eine chaft zu führen . “ Die Verpflichtung war zu
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werden.(Abſ
.1 der Wing.v.27. Dezembergerne bigteitsermägung 2017 nm ,63;Lhür.Bt.Ab.4

.
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Aus den Gründen: Die Borgerichte haben die friſchen Fleiſches dem Beſchauzwang unterworfen werden

Beſtätigung des Stadtmagiſtrats St., daß die ortspolizei- ſollte. Die Vorſchrift iſt nämlich einerſeits in ihrem

liche Vorſchrift in den beiden Blättern zu A. verkün- Inhalte ſo klar undbeſtimmt, daß für eineAuslegung

det worden iſt, als genügenden Nachweis der Bekannt- tein Raum iſt. Anderſeits ſpricht § 20 Abſ. 2 allge

machung nach Art. 11 Abſ. 1 ” StOB. erachtet. Dieſe mein von Beſchränkungen und erwähnt von dieſen nur

Annahme iſt nicht richtig. Wird die ortspol. beſonders ben Beſchauzwang, ſo daß aus der Bezug

Vorſchrift in der Form des § 1 Nr. 1 der MinE. vom nahme der Vorſchrift auf 20 Abſ. 2 nicht entnommen

28. Mai 1862, die Form der Verkündigung orts- und werden kann, welchen der zuläſſigen Beſchränkungen

diſtrittspol. Borſchriften betr., durch Einrücken in das der Vertrieb eingeführten friſchen Fleiſches unterworfen

im Gemeindebezirk erſcheinende Bokalamtsblatt bekannt werden ſollte. Durch die ortspol . Vorſchrift iſt anges

gemacht, ſo muß zur Prüfung der formellen Gültigkeit ordnet, was geſeklich nicht zuläffig iſt, dagegen nicht

der Vorſchrift das Amtsblatt feſtgeſtellt und die Num- angeordnet, was geſeßlich zuläſſig iſt. Es trifft zu,

mer des Amtsblatts vorgelegt werden ; erſcheint die was das DLG. Jena in dem Urteile vom 5. Juni 1894

Bekanntmachung in einer Sonderausgabe als Beilage ausführt ( Jelinet, Geſeß, Geſeßesanwendung und Zwed:

, muß im verwieſen

S. 148 ): Es kann vom Publikum nicht gefordert werden,

fündung ortspol. Vorſchr. betr. , MABI. S. 3 ; DbloSt. daß es unterſucht, ob eine nach ihrem Inhalte ungültige

Bd . 5 S. 310) . Der Nachweis iſt gegebenenfalls von polizeiliche Verordnung gültig ſein würde, wenn ſie ſich

Amts wegen zu erholen . Der Senat hat aber feinen auf einen engeren Tatbeſtand beſchränkt haben würde,

Anlaß dazu, da auch bei formeller Gültigkeit der ortspol. der in ihr gar nicht gekennzeichnet iſt, und daß es

Vorſdrift das angefochtene Urteil nicht aufrecht er: dann die Verordnung innerhalb dieſer engeren Grenzen

halten werden kann. beachte“ . Bei dieſer Rechtslage iſt es nicht notwendig

Der Senat hat ſich in dem Urteile vom 22. Novem : auf die Frage einzugehen , ob in dem Tun des Anges

ber 1913 (ſ. dieſe Zeitſchr. 1914 S. 75) damit beſchäftigt, klagten überhaupt ein Vertrieb des Fleiſches zu er

unter welchen Vorausſeßungen und in welchem Um- bliden iſt. (Urt. vom 31. Januar 1914, Mev .-Reg.

fange gegenüber dem Fleiſchbo. landesgeſegliche Bors Nr. 719/1913) . Ed.

ichriften über die Fleiſchbeſchau erlaſſen werden können .

Darnach kann insbeſondere auf Grund des 8 20 Abſ. 1

feine algemeine Nachbeſchau des Fleiſches angeordnet

werden ; der § 20 Abſ. 1 geſtattet nur der Polizeibe

hörde, in Einzelfällen die nochmalige Unterſuchung des
Oberlandesgericht Nürnberg.

verdächtigen Fleiſches anzuordnen , um ſich Gewißheit Bertragsmäßiges „Greng-, An- und Aufbaurecht“ ;

über die vermuteten Eigenſchaften des Fleiſches zu wofür und von wem wird die Gutidhädigung geiduldet,

verſchaffen. Dagegen fann in den Fällen des § 20 die im Falle des Anbauens entrichtet werden ſoll ? Ab

Abſ. 2 und des § 24 FleiſchbG. und unter den daſelbſt tretbarteit der Gutſchädigungsforderung. Konturderöſ

bezeichneten Borausſeßungen eine allgemeine Anord- nung, Zwangsverſteigerung und Zwangövergleich bei dem

nung der Nachbeſchau aufdem Wege der Landesgeſetz AubauendenvorVollendung desénbanes. Der notarielle

gebung erlaſſen werden .' 8 24 tommt hier nicht in Vertrag vom 17. November 1902, durch den die Ehe

Betracht. leute St. als Eigentümer der aneinandergrenzenden

8 20 Abſ. 2 hat nicht einen ſtrafrechtlichen Inhalt, Baupläße Bl.-Nr.55 und55 '/. das Grundſtüd Pl.-Nr. 55

ſondern gibt nur die Ermächtigung, auf Grund Bandes- an die Eheleute R. verfauften, enthielt u. a . folgende

rechts innerhalb der vorgezeichneten Grenzen Bors Beſtimmung : „ Die Käufer verpflichten ſich , bei dem

ſchriften zu erlaſſen . Ueberſchreiten dieſe Vorſchriften Neubau auf Pl.-Nr. 55 die Mauer ſo auf die Grenze

die Grenzen der Befugniſſe, ſo ſind ſie teilweiſe oder zu ſtellen , daß die eine Hälfte der Mauerſtärke auf

ganz ungültig; daraus ergibt ſich , daß die in der Pl.-Nr. 55 und die andere Hälfte auf Pl.-Nr. 55 '/. zu

Polizeivorſchrift enthaltene Bezugnahme auf das Geſet ſtehen kommt. Die Parteien räumen fich nungegens

die Gültigkeit nicht ſichern kann, wenn aus ihrem gn- ſeitig das Grenz-, An-und Aufbaurecht an allen Grenzen

halte hervorgeht, daß in Wirklichkeit eine durch das zwiſchen den beiden Grundſtüđen ein. Hierbei wird

Ermächtigungsgeſeß nicht zugelaſſene Anordnung ge- ausdrüưlich beſtimmt, daß der Späterbauende dem Erſt

troffen wird . (DbLGSt. Bd. 3 S. 115, Bd . 11 S. 99). bauenden die Hälfte der Herſtellungskoſten der benüßten

§ 20 Abſ. 2 Fleiſchbo. beſchränft die landesrechtlichen Mauer, den Kubikmeter zu 20 M berechnet, zu erſegen

Vorſchriften unter gewiſſen dort bezeichneten Voraus- hat. Vorſtehende Grunddienſtbarkeit gilt ſelbſtverſtänd

ſeßungen insbeſondere auf den Vertrieb friſchen Fleiſches. lich auch für die beiderſeitigen Rechts- und Beſiknach:

Für den Begriff „ Vertrieb “ iſt mangels einer gefesa folger. Áuf Eintrag im Hypothefenbuch wird verzichtet."

lichen Begriffsbeſtimmung der allgemeine Sprachge- Mit notarieller Urkunde vom 20. Auguſt 1904 über :

brauch maßgebend . Darnach iſt „ Vertrieb“ eine ents trugen die Eheleute R. , die bereits eine jenem Vertrage

geltliche Veräußerung; kein Vertrieb liegt vor, wenn entſprechende Giebelmauer errichtet hatten, „ihre An

der Gegenſtand ohne Entgelt abgegeben oder überhaupt ſprüche auf Entſchädigung, welche die Eigentümer des

nicht veräußert wird . Es ſcheiden daher alle die Fälle Nachbargrundſtüďs Pl.-Nr. 554/6 bzw. deren jeweilige

aus, in denen die Ware z . B. verſchenkt oder im eigenen Rechts- und Beſiknachfolger an die Eheleute M. für das

Þaushalte, zum Selbſtbedarf, zum eigenen Nußen ver- An-und Auſbauen an die Giebelmauer zu leiſten haben “ ,

wendet wird. Wer mithin Fleiſch einführt und es nicht an den Kaufmann O. Am 17. Oktober 1904 erſteigerten

entgeltlich veräußert, der vertreibt es nicht und kann die genannten Eheleute St. gemeinſchaftlich das Anweſen

demnach nicht verpflichtet werden , ſolches Fleiſch noch Pl.-Nr. 55 in der Zwangsverſteigerung gegen die Ghe:

mals beſchauen zu laſſen . Die Grundlage, nach dem $ 20 Icute N. Mit Notariatsurkunde vom 10. Mai 1905

Abſ.2 Fleiſchbo . Vorſchriften zu erlaſſen, bildet Art. 74 wurde PI.-Nr. 554/4 an 3. verkauft. Jn Ziff. VII dieſes

Abſ. 1 PStGB. Der Magiſtrat der Stadt i . hat jedoch Vertrages heißt es : „ Von den hinſichtlich des Kauf

die ihm geſeßten Schranfen überſchritten , indem er grundſtücks beſtehenden Ans und Aufbaurechten hat der

unterſchiedslos eingeführtes friſches Fleiſch dem Be- Käufer Kenntnis und tritt in fie ein . “ Mit Notariats.

ſchauzwang unterwirft, ohne Mückſicht darauf, ob es ' urlunde vom 26. Oktober 1910 traten die Eheleute St.

zum Vertrieb eingeführt wird oder nicht. Darnach iſt als Eigentümer der Pl . - Nr. 55 den Anbauentſchädia

die ortspol . Vorichrift ungültig, da ſie nicht aus ein- gungsanſpruch an D. ab; J. hatte damals bereits bis

zelnen, etwa teilweiſe mit dem $ 20 Abſ. 2 Fleiſchbo . zur þöhe des erſten Stocwerks an die Grenzmauer

zu vereinbarenden Teilen beſteht. Sie kann auch nicht angebaut. Am 2. November 1910 wurde das Konkurs :

dahin ausgelegt werden, daß wenigſtens der Vertrieb verjahren über das Vermögen des 3. eröffnet, indeſſen
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Berlauf am 18. Juli 1911 ſein Anweſen Pl.-Nr. 554/4 bar iſt. Der wirtſchaftliche Zweck derartiger Vertrags

im Zwangswege von den Eheleuten S. erſteigert wurde. beſtimmungen iſt, daß jeder Teil mehr Raum für ſein

Jm Verſteigerungstermine wurde eine Zuſchrift des D. Wohnhaus gewinnt, dadurch, daß er ſeinen Grund und

belannt gegeben, worin er die Vertragsbeſtimmung Boden um eine halbe Mauerſtärke mehr ausnüßenkann,

dom 17. November 1902 ſowie die erwähnten Ueber- ſowie der, daß er für eine Mauerwand ſeines Hauſes

tragungen der Anbauentſchädigungsforderungen mit: an Aoſten ſpart. Es entſpricht nur der Billigkeit, daß

teilte ; die Verſteigerungsbedingungen enthielten davon jeder Teil für dieſe Vorteile auch zu den Koſten beiträgt.

nichts. Das Konkursverfahren wurde durch einen die Es iſt nicht eine Vergütung für die Ausübung der

Gläubiger mit 10 % ihrer Forderungen befriedigenden Grunddienſtbarkeit im ſtrengen Sinne des Wortes

Zwangsvergleich beendigt. Darnach kaufte am 9. Juli vereinbart, ſondern das ganze Zuſtandekommen des

1912 3. das Anweſen Pl.-Nr. 554/4 von den Eheleuten Grunddienſtbarkeitsvertrags beruht auf dem Gedanken,

S. zurück. In der Staufsurkunde verpflichtete ſich 3. daß die gleiche Vorteile ſchaffenden Koſten auch gleich

etwaige Anbauentſchädigungen zur Regelung zu über- mäßig getragen werden ſollten. Unter dieſen Umſtänden

nehmen. Er vollendete ſodann den bei Eröffnung des fann die Entſchädigungspflicht des Anbauenden der

Konkursverfahrens bis zum erſten Stoďwerf gebrachten Annahme von Grunddienſtbarkeiten nicht hinderlich ſein

Anbau. Der Alage des O. gegen 9. auf Erſaß der und die nach dem Willen der Vertragsſchließenden gleich

halben Koſten für die Herſtellung der Grenzmauer gab fals dinglichen Charakter tragende Entſchädigungs.

das 16. ſtatt, die Berufung des Beklagten wurde als pflicht iſt begründet. Was die Abtretbarfeit der Ent

unbegründet zurüdgewieſen . ſchädigungsforderung anlangt, ſo hat die Abtretung

i us den Gründen : Dem Erſtrichter iſt darin durch N. an D. vom 20. Auguſt 1904 außer Betracht

beizupflichten, daß dem Zwangsverſteigerungsverfahren zu bleiben. Wie der ert. Senat ſchon mehrmals ents

hinſichtlich der Pl.-Nr. 55/4fein weiterer Einfluß auf ſchieden hat Urteil vom 5. Juli 1912 – wird der

die Entſcheidung beizulegen iſt. Eigentümer der Grenz- urſprünglich dinglich mit dem Eigentum verbundene

mauer waren und blieben zunächſt die Käufer der Anſpruch auf Entſchädigung zu einem perſönlichen und

PI.-Nr. 55. Wie ſich in der Zukunft die Eigentums- ſomit ohne gleichzeitige Uebertragung des Eigentums

verhältniſſe dieſer Mauer geſtaltet haben, ob die abtretbaren erſt dann ,wenn angebautwird . Dies war

übergebaute Mauerhälfte durch den Únbau weſent- am 20. Auguſt 1904 noch nicht der Fall, wohl aber

licher Beſtandteil wurde und ob dies ſofort mit am 26. Oktober 1910 (Abtretung durch die Eheleute

Beginn des Anbaues oder erſt mit deſſen Vollendung St. an D.). Damals hatte der Beklagte bereits bis zum

eingetreten iſt, kann hier vollſtändig dahingeſtellt erſten Stockwerke angebaut. Die Bemängelung der

bleiben. Die Entſchädigung ſollte feine Vergütung für rechtlichen Wirkſamkeit dieſer Abtretung iſt unbegrün

den Eigentumserwerb an der auf Pl.-Nr. 55 '/4 über- det. Richtig iſt, daß eine Forderungsabtretung erſt

gebauten Mauerhälfte ſein . Ob der Anbauende die dann möglich iſt , wenn der abzutretende Anſpruch

Mauer bei ſeinem Anbau in ihrer ganzen Fläche be- obligatoriſch iſt. Abgetreten wurde die Forderung,

nüßen würde, war zur Zeit des Vertrags vom 17. No- die ihre Entſtehung im Vertrage vom 17. November

vember 1902 noch nicht beſtimmt, ſonſt würde die Ver- 1902 'hatte ; dort aber iſt die Forderung zwar nicht

tragsbeſtimmung feinen Sinn haben, daß der Kubikmeter ziffermäßig, aber doch inſoferne in ihrer þöhe be

der benüßten Mauer mit 20 M berechnet werden ſollte ; ſtimmt, daß ſie ſpäter genau berechnet werden konnte.

es tann nicht ohne weiteres angenommen werden, daß Das genügt zur Abgrenzung der hier abgetretenen

das Eigentum an der übergebauten Mauerhälfte nur Forderung ; ein Zweifel an dem Zuſammenfallen der

ſoweit auf den Anbauenden übergehen ſollte, als er abgetretenen Forderung mit der aus dem Vertrage

die Mauer zum Anbau benüßen würde, ein übrig- vom 17. November 1902 ſtammenden fonnte nicht vor

bleibender Teil alſo im Eigentum des zuerſt Bauenden liegen . Aber auch die Perſon des Schuldners war ge

verbleiben und demgemäß nur der Preis für den Eigens nügend beſtimmt. Nach der Entſch. des RG. im Recht

tumserwerb bemeſſen werden ſollte, ſoweit eben an- 1909 Nr. 3321 iſt die Bezeichnung der Perſon des Schuld

gebaut werden würde. Nach dem Willen der Vertrags- ners zur wirkſamen Abtretung einer Forderung nicht er

ſchließenden iſt eine gegenſeitige Grunddienſtbarkeit forderlich, wohl aber muß ein beſtimmter Schuldner

vereinbart worden , fraft deren der erſtbauende Eigens vorhanden ſein. Eine Forderung war bei dieſer Ab

tümer der Pl.-Nr. 55 die Grenzmauer in ihrer halben tretung ſchon entſtanden ; anzunehmen war mangels

Stärke auf das Nachbargrundſtück Pl.-Nr. 55' /4 bauen entgegenſtehender Anhaltspunkte, daß der damalige

darf, dagegen der Eigentümer von Pl . - Nr. 55 % an Anbauende J. auch den Anbau vollenden werde, wie

dieſe Mauer ſein þaus anbauen darf. Es handelt ſich es in der Tat ja auch ſpäter der Fall war. Aber auch

nicht um zwei Mauerhälften , ſondern um eine Mauer; für den Fall, daß nicht J. , ſondern ein Rechtsnachfolger

nicht von zwei Mauerhälften , ſondern nur von der im Eigentum an Pl. - Nr . 554/4 den Anbau vollenden

Hälfte der Mauerſtärke war im Vertrage die Rede und würde, war immer der jeweilige Eigentümer der Schuld

das hatte nur zu bedeuten, daß eine Mauer errichtet ner, da die Entſchädigungsforderung nach wie vor gegen

werden ſollte, die für beide Nachbarhäuſer eine Mauer- jeden anbauenden Eigentümer an pl.-Nr. 55 ' /4 beſtehen

wand ſein , für beide die Trennmauer ſein ſollte. Es blieb . — Zu prüfen iſt noch der Einwand des Beklagten,

iſt nicht einzuſehen, weshalb die Vereinbarung einer daß allerhöchſtens eine Befriedigung der eingeflagten

ſolchen gegenſeitigen Grunddienſtbarkeit nicht rechts- Forderung zu 10 % beanſprucht werden könnte. Auch

wirkſam ſein ſollte. Danach diente alſo Pl.-Nr. 55 ' /4 dieſer Einwand iſt unbegründet. Maßgebend iſt, zu

der Pl.-Nr. 55 dadurch , daß die halbe Mauerdiđe des welchem Zeitpunkt die Entſchädigungsforderung fällig

auf Pl.-Nr. 55 gebauten þauſes auf Pl.-Nr 55 '/4 ſtehen war. Eine noch nicht fällige Forderung konnte im

durfte, Pl.-Nr. 55 der Pl.-Nr. 551/4 dadurch , daß das Konkurs über das Vermögen des Beklagten nicht bes

auf dieſem Grundſtüđ zu erbauende Haus an die Mauer rüdſichtigt werden . Zur Zeit des Zwangsvergleichs

angebaut werden durfte, die troß des Ueberbaues auf war aber die Forderung noch nicht fällig. Auch hier

die Bl.-Nr. 55 '/ in ihrem ganzen Umfange Beſtandteil iſt wieder der Wille der Vertragsſchließenden vom

der Pl.-Nr. 55 geblieben war ; die Einräumung des 17. November 1902 maßgebend . Ueber den Zeitpunkt

Anbaurechts auf die zu Pl . -Nr.55 allein gehörige der Fälligkeit enthält dieſer Vertrag nichts . Wie die

Mauer war der Inhalt der der Pl.-Nr. 55 ' /4 beſtellten Erfahrung zeigt, werden bei derartigen Grenzmauer

Grunddienſtbarkeit. Was die Entſchädigungspflicht des Anbauverträgen häufig Beſtimmungen vereinbart, daß

Anbauenden anlangt, ſo iſt allerdings in der Literatur die Entſchädigung bereits im Laufe des Anbauens

ſtreitig, ob eine Entſchädigungspflicht des Eigentümers ſtufenweiſe zu bezahlen iſt, 3. B. „von Gebält zu Oe

des herrſchenden Grundſtücks für die Ausübung der bält“ oder nachdem Fortſchreiten des Baues und der

Grunddienſtbarkeit mit deren Weſen überhaupt verein- ſtocweiſen Benüßung der Giebelmauer“ . In dem Ver
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trage vom 17. November 1902, den die Parteien vor antwortlichkeit nicht mindern, ſondern im Gegenteil

dem rechtskundigen Notare geſchloſſen haben, iſt gerade die Gemeinden veranlaſſen, auf eine gute Erziehung

die Anbauvereinbarung beſonders eingehend und aus- hinzuwirken (Begründung a. a . D. S. 853). Nur , jos

führlich niedergelegt worden, es iſt aber kein Wort weit es mit dieſem Grundgedanken verträglich ers

davon erwähnt, daß bereits im Laufe des Anbauens ſcheint, fann den Gemeinden die Abwälzung der

ein Teil der Entſchädigungsforderung zu zahlen ſein Koſten auf breitere Schultern ermöglicht werden '.

ſollte. Im Konkurs 3. iſt eine Anbau-Entſchädigungs- Hiermit wurde die teilweiſe Uebernahme der Zwangs

forderung nicht angemeldet worden ; die Entſchädigung erziehungskoſten auf den Staat und den Diſtrikt be

ſoll nach dem Vertrag nach der Kubikmeterzahl des zum gründet. Bedenken hiegegenwurden in den Landtags

Anbau benugten Teiles der Mauer berechnet, alſo verhandlungen nicht laut. Allerdings wurde auf die

offenbar bei Vollendung des Anbaues durch Ausmeſſung Belaſtung der Gemeinden durch das Geſep hingewieſen

der benüßten Mauerfläche feſtgeſeßt werden. Das Gericht und die Uebernahme der Koſten auf den Staat oder

folgert hieraus, daß die Vertragichließenden die Ent- doch eine den Gemeinden günſtigere Verteilung beans

ſchädigungsforderung erſt mit Bollendung des Anbaues tragt. Demgegenüber wurde verſchiedentlich betont ,

fällig werden laſſen wollten, denn ſonſt wäre die Fällig- daß mit dem Geſeke den Gemeinden nicht Laſten abs

feit, ein hervorragend wichtiger Punkt des Vertrags, genommen werden ſollen, die ihnen nach den Armen

in der Urkunde ſicherlich anderweit geregelt worden. geſeke obliegen, und Art. 8 in der Faſſung des Entwurfs

Der Zwangsvergleich hat ſonach auf die Höhe der angenommen (AbgKVerh. 1901/1902 Sten Ber . Bd . 7

Entſchädigungsforderung keinen Einfluß und dieſe iſt S. 205 ff., beſonders S. 209, 220, 223, 228, 280 11.,

in der eingetlagten Höhe berechtigt.' (Urt. des I. ZS . RRÁVerh . 1901/1902 Sten Ber. Bd . 2 S. 136/7 ) . Die

vom 27. Juni 1913 ). " ) E. hier in Frage ſtehenden Koſten ſind nicht für den

eigentlichen Zwed der Zwangserziehung entſtanden ,

ſondern während einer tatſächlichen Unterbrechung der

Erziehung, außerhalb der Familie oder der Anſtalt,

wo der Zwangserziehungsbeſchluß vollzogen wurde;

Aus der Rechtſprechung ſie ſind verurſacht durch eine Hilfeleiſtung, die ihrer

Natur nach in das Gebiet der Armenpflege fällt, und

des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs. können nicht als „ Koſten der Zwangserziehung“ an

zu den Koſten der Swaugøerziehung i. 6. des
geſehen werden (vgl . auch SS 50 und3 Abſ. 3 Vollz.

Art. 8 3wGr36 . gehören nur ſolche, die aufdie Zwange:
Bet. vom 28. Juni 1902) . (Entich. des III . S. dom

erziehung ſelbſt erwachſen ; Abgrenzung gegenüber den
18. März 1914, Amtl. Sammi . 1914 S. 1 1. ) .

von der Ärmenpflege zu tragenden Koſten . Drei Zwangs

göglinge waren wegen Erkrankung aus ihrem Er

ziehungsheim - der eine aus einer Familie, die beiden

andern aus Anſtalten – zur ärztlichen Behandlung

in nur hierzu beſtimmte Krantenanſtalten gebracht Bücheranzeigen.
worden, ohne daß die Zwangserziehung aufgehoben

oder die Zöglinge vorläufig aus der Zwangserziehung Soergel, Dr. H. Jh . , A. Bayer. Şofrat. Rechtſpre

entlaſſen worden wären (Art. 6 Abſ. I und III ZwErjo.). chung 1913 zum geſamten Zivil- Þandels- und

Die Heimatgemeinde beanſpruchte, daß ihr von den Prozeßrecht des Reiches und der Bundesſtaaten enth .
hierdurch entſtandenen Koſten wie von allen anderen

die Literatur zu 385 Geſeßen unter Mitwirkung von
während des Vollzugs der Zwangserziehung entſtan- Landrichter Dr. Scherliug in Naumburg und Bands

denen Koſten nach Art . 8 Abſ. III ZwErzG . '/ von richter Dr. Karl Beder in Düſſeldorf. 14 Jahrgang.

dem Diſtrift und 2/5 vom Staat erſeht würden . Der
1175 Seiten . Stuttgart 1914, Deutſche Berlagsan

VGØ . hat dieſen Anſpruch für unbegründet erklärt

in liebereinſtimmung mit Englert, 3wErzo . Anm. 3
ſtalt. Gebd . Mf. 10.60.

zu Art . 8 Š . 85/6 ; a . M. von der Pjordten Anm . 1
Wir verweiſen auf die Empfehlung des vorher

Abſ. II zu Art. 8 S. 53.
gehenden Jahrgangs auf S. 175/1913. Die Samm

Weſentlicher J n halt der Gründe : Gegen
lung iſt insbeſondere wegen der erſchöpfenden Behand

den Anſpruch der Heimatgemeinde ſprechen der Wort
lung des bayeriſchen Landesrechts ſehr brauchbar. 3m

laut des Art. 8 Abſ. I ( „die Koſten der Zwangser
übrigen ſind ihre Anlage und ihre Vorzüge befannt.

ziehung “ ) und die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes.

Die Begründung des Geſetentwurfs weiſt darauf hin ,

daß ſchon nach Art. 36 Abſ. III Armeng . die heimat

liche Armenpflege verlangen konnte, daß von ihr unter:

ſtüßte Kinder,deren Erziehung vernachläſſigt wurde, dem Gefeßgebung und Verwaltung.
Armenpflegſchaftsrate zur beſſeren linterbringung und
Erziehung überlaſſen wurden (Abg StVerh. 1899/1900 Das Poſtidhedgeſek vom 26. März 1914 wird im

Beil. Bd. 2 S. 819 ff. ) ; die Koſten trug hier ſelbſtver ROBI . Nr. 18 S. 85 ff. veröffentlicht. Es tritt am

ſtändlich die Armenpflege. Allerdings kann ſich für die 1. Juli 1914 in Kraft. Ohne die Vollzugsvorſchriften

Gemeinden eine höhere Belaſtungdaraus ergeben, daß
fann es nicht wohl erläutert werden, zumal da es in

nun nach den Vorſchriften des ZwErzG. auf Anordnung $ 11 gewiſſe Vorbehalte für den inneren Verkehr im

des Vormundſchaftsgerichts die Diſtriftsverwaltungsbe
Königreich Bayern enthält. Nach dem Erſcheinen der

hörde die Unterbringung in einer Familie, einer Er- bayeriſchen Ausführungsvorſchriften wird vorausſichts

ziehungs- oder Beſſerungsanſtalt verfügt, ohne daß lich in dieſer Zeitſchrift eine Abhandlung über das

der heimatlichen Armenpilege ein entſcheidender Ein- Geſep veröffentlicht werden , die insbeſondere ſeine Be

Fluß eingeräumt wäre . Allein das Geſep ſoll auch bei deutung für die Rechtspflege flarlegen wird .

der Familie und der Gemeinde das Gefühl der Ver

1 ) Die Begründung der Entideidung iſt wohl niot ganz bes Verantwortl . Herausgeber : Th. von der Pfordten,
dentenfrei ; wir fommen vielleicht darauf zurüd.
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Die drei Sauptfragen des | 200 ; JW. 1911 S. 211 und 356 ; Buſch in

Bay3iR. 1914 S. 157 ff.).

Kommunmauerrechts.") Die Anhänger der ſog . Rommunmauerüberbau

lehre , die ſich zur Begründung ihrer Anſchauung

Bon Juſtizrat Dr. Karl Buhmann, Rechtsanwalt in

München . auf 995 Abſ. 1 Saß 2BGB. und auf eine analoge

Anwendung des § 912 BGB. berufen, geben ſelbſt

I. Wer iſt Eigentümer des über die Grenze zu , daß 894 BGB. das Eigentum an unbeweg

gebauten Rommunmauerteile8 ? lichem Vermögen grundſäßlich regelt und daß eine

Dieſe Abhandlunggeht von dem Vorhandenſein andere Geſtaltung des Eigentums an unbeweg

zweier nebeneinander liegender Baupläße 1 und 2 lichem Vermögen auf Grund Parteirillens an

aus, deren Eigentümer A und B find. A baut ſich ausgeſchloſſen und nur zuzulaſſen iſt, wenn

kommun . Es ſtehen ſich folgende, miteinander
das Geſeß ſelbſt dem Parteiwillen einen ausdrück

unvereinbare Anſchauungen gegenüber : lichen Einfluß auf die Beſtaltung des Eigentums

einräumt.

1. A wird Eigentümer der ganzen Rommun

mauer, alſo auch des über die Grenzegebauten haupten , daß unter derHerrſchaft desBGB .durch
Es wird deshalb niemanden einfallen , zu be:

Mauerteiles (Breit, Das Recht der gemeinſchaft:
Parteiwillen ſuperfiziariſches Eigentum ge

lichen Brandmauern, bei Arthur Roßberg , ſowie
Breit Sähja .1911 S. 385; RG3. 72, 272 ſchaffenoder das Eigentum an einem Gebäude in

undFW . 1910 S.60. Weiter Staudinger BGB. horizontaler Richtung mit dinglicher Wirtung ge
teilt werden könne.

8 921 Anm. IV — dort eine umfaſſende Literatur:

zuſammenſtellung – und RGRK. S 921 Anm .) ..
Richtig iſt, daß das BGB. in zwei Fällen

die allgemeinen Regeln über Grundſtückseigentum
Bu 1 gibt es 3 Spielarten. Die eine gehtdahin, durchbrochenhat. Die eine Ausnahme enthält &912

daß A Eigentümer des übergebauten Mauerteiles BGB., die andere 895 BGB. Dem 8912 BGB.

bleibt (RheinA.105, 49 ff.; 108, 260 ff. Anm .), liegt die Annahme zugrunde, daß Aeine falſche

auch wenn B anbaut; die zweite geht dahin, daß Vorſtellung von der richtigen Grenze hat, ſich alſo

B mit dem Anbau Eigentümer des übergebauten über den Flächeninhalt ſeines eigenen Grundſtücs

Mauerteiles werde (Rhein A. 108, 373 ff .; DLG .
irrt. Der Ueberbau nach § 912 BOB. hat die

Breslau in JW. 1911 S. 511 ) ; eine dritte Wirkung, daß A ohne eine darauf abzielende Willens

Meinung nimmt an, daß nach dem Anbau Mit: richtung Eigentum an einem auf fremden Grund

eigentum zwiſchen A und B eintrete (vgl. Crome und Bodenerrichteten Gebäude erwirbt , alſo kraft ·
8 397 S. 299 ).

Gefeßes und ohne jeden Vorgang in Grundbuch
2. Das Eigentum teilt ſich mit der Errichtung (ebenſo Buſch Bay3iR. 1914 S. 159) .

der Kommunmauer in 2 Hälften zwiſchen A und B Iſt bei A der Wille darauf gerichtet, Eigen:

(Wein in Bay3iR . 1913 S. 23 und24 ; RO3. 70, tum an einem Gebäude auf fremdem Boden und

Grund mit der Errichtung des Gebäudes zu er:

1) I. Wer iſt Eigentümer des über die Grenze ge- halten , ſo kann wohl & 95 BGB. , niemals aber
bauten Mauerteiles 2 II. Iſt die Kommunmauer § 912 BGB. angewendet werden .

eine Grenzeinrichtung ? III. Hat der Erbauer der

Kommunmauer einen Ablöſungsanſpruch ? Wer iſt Daß § 912 BGB. eine einzigartige, von einem

Schuldner ? ganz beſonderen wirtſchaftlichen Geſichtspunkte aus:1
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gehende und daher jeder Ausdehnung unfähige $ 95 Abſ. 1 Saß 2 BOB. Hier taucht zunächſt

Ausnahmebeſtimmung iſt, ergeben die Motive zum die Frage auf , ob unter einem Recht an fremdein

Grenzüberbau (SS 587–860 ). Sie lehnen es aus: Grund und Boden auch obligatoriſche Rechte ges

drüdlich ab , die Grundfäße der Spezifikation und meint ſein können oder nur dingliche. Die lektere

eine Umkehrung des Sapes ,,superficies solo cedit“ Anſchauung vertreten vor allem Staubinger BOB.

im Immobiliarrechte zuzulaſſen, weil eine ſolche 895 Anm . 3c und RGRRomm. zu 895 Anm. 5 .

Zulaſſung mit den Grundſäßen des Immobiliar: Die Literatur für und gegen dieſe Anſchauung

rechts in Widerſpruch treten würde. iſt bei Staudinger zuſammengeſtellt.

Die Motive fahren wörtlich weiter : Befremdend wirkt bei den beiden Rommen:

„Aber im Falledes Grenzüberbaues, in welchem die taren die Folgewidrigkeit, die darin liegt, daßſie
ſtrenge Geltendmachung der Eigentumsłonſequenzen unter Rechten im Sinne des § 95 Abſ.1 Sak 2

mit beſonderen Härten verbunden ſein würde, iſt eine BOB . nur dingliche Rechte verſtehen , gleichwohl
Abhilfemöglich,welche dem einen Teil große Vorteile

verſchafft, ohne den anderen Teil in einigermaßen er
aber bei Erörterung des Kommunmauerrechtes die

heblicher Weiſe zu ſchädigen . Jn den Mitteln der Ab- Meinung zu vertreten ſcheinen , daß der Kommun:

hilfe geht der Entwurf nur ſoweit , als das Bedürf- mauerüberbau Eigentum des Erbauers wird . (Stau

nis es erfordert. Der Entwurf gibt nur ein geſeh
dinger BGB. S 921 Anm. VI 1 und RGRRomi .

liches Recht auf Duldung des Ueberbaues und regelt

die Erwerbung des Rechtes und des geſeblichen Rechts
$ 921 Anm . 2 ).

des duldenden Teiles auf rentenartiges Entgelt . “ Zu der Streitfrage hier weiter Stellung zu

Aus den Worten : ,,Nur ſoweit“ im Zu:
nehmen iſt deshalb überflüſſig, weil die Berufung

ſammenhang mit den in den Motiven ausgedrüdten auf § 95 A6.1 Saß 2 BGG. nicht geeignet iſt,2

Abſichten des Geſekgebers läßt ſich folgern , daß die Frage nach dem Eigentum an dein auf Grund
jede analoge Anwendung des § 912 BOB . aus: Vereinbarung errichteten Kommunmauerüberbau

geſchloſſen ſein muß, insbeſondere aber eine , die zu löſen. Denn unter einem dinglichen Rechte

ſtatt des geſeßlichen Tatbeſtandes die Parteiabſicht
an einem Gebäude, das auf fremdem Grund und

und Vereinbarung, auf fremdem Grund und Boden Boden ſteht, verſteht man, wenn es ein vereinbartes

Gebäudeeigentum zu erwerben , zum Ausgangspunkt Recht ſein ſoll (darüber beſteht allſeits Einig-:

nimmt (zum gleichen Ergebnis fommt Buſch a . a .D. ) .
feit ), nur die Dienſtbarkeit , den Nießbrauch und

Schon die ſyſtematiſche Einſtellung des § 912 das Erbbaurecht (1. auch Schmitt in Bay3iR . 1914

BOB . in den Abſchnitt „ Eigentum " und in den
S.61 VI und Abele a . a . D. ) , alſo Rechte , die neben

Titel „ Inhalt des Eigentums“ ( ſtatt „ Erwerb des
der Vereinbarung auch noch des Eintrags im Grund:

Eigentums") ſollte den Anhängern der Kommun : buch zu ihrer dinglichen Wirkung bedürfen. Die vor

mauerüberbaulehre zu Bedenken Anlaß geben ( vgl . ſtehende Aufzählung der dinglichen Rechte an Ge:

auch Schmitt in Bay3iR. 1914 S. 59 I) . Zudem
bäuden auf fremdem Grund und Boden, ſoweit

beſteht vom Standpunkt der ratio legis aus nicht Vereinbarung in Betracht kommt — (das Recht aus

das leiſeſte Bedürfnis , den bewußten und gewollten $ 912 BOB. iſt ein nicht vereinbartes Recht dieſer

Ueberbau dem unbewußten und unverſchuldeten Art) — iſt erſchöpfend und andere ſolche vereinbarte

Ueberbau hinſichtlich des Eigentums am über Rechte ſind im bürgerlichen Rechte aus grund:

gebauten Mauerteil gleichzuſtellen. ſäßlichen Erwägungen (ſ . die oben angeführten Mo

Iſt der Ueberbau bewußt rechtswidrig oder
tive zu § 912 BOB.) abſichtlich nicht zugelaſſen.

grobfahrläſſig vorgenommen worden, ſo ſchafft der Die Anhänger der Kommunmauerüberbau

Beſeitigungsanſpruch eine gerechte Strafe , iſt er lehre behaupten auch gar nicht und können nicht

mit ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Geneh: behaupten , daß bei der Vereinbarung der Er:

migung des B, alſo auf Grund Vertrages erfolgt, richtung einer Kommunmauer eine dingliche Wir:

ſo iſt ein beſonderer geſeßlicher Schuß des A nicht kung beabſichtigt ſei , weil ſie zugeben müſſen, daß

vonnöten , weil der Schuß im Abſchluß des Ver: vereinbarte dingliche Rechte an einem auf fremden

trages ſelbſt liegt .
Grund und Boden ſtehenden Gebäude zur ding :

Der Geſetzgeber kann auch gar nicht daran lichen Wirkung nicht nur der Vereinbarung, ſondern

gedacht haben , dem bewußt (im Sinne der Ein: auch grundjäßlich des Vollzuges im Grundbuch

holung oder Annahme einer nachbarlichen Geneh :
bedürfen .

migung) Ueberbauenden einen beſonderen geſet
Es wird deshalb geſagt , daß unter einem Ge

lichen Schuß angedeihen zu laſſen ; ſonſt hätte er bäuderecht auf fremdem Grund und Boden i. S.

doch eine ſolche mit den Motiven in Widerſpruch des § 95 A6.1 Sa 2 BGB. auch ein nur obli

ſtehende Abſicht irgendwie ausdrüden müſſen . Die gatociſch vereinbartes Gebäuderecht zu verſtehen

analoge Anwendung des § 912 BGB . auf den ſei. Dieſe Begründung trágt den Widerſpruch in

vertragsmäßig vereinbarten Ueberbau iſt demnach ſich ſelbſt, weil ſie den maßgebenden Willen der

nur möglich, wenn man dem Wortlaut des 8 912 bertragsſchließenden Teile in das Gegenteil ver :

und deſſen Sinn und Bedeutung Gewalt antut kehrt . Dieſer Wille iſt auf eine dauernde und ding :

(A. M. Abele in 13. 1914 S. 836 ). liche Wirkung gerichtet.

Nicht viel überzeugender wirft die Berufung Aus dem Vorgetragenen ergibt ſich als Fol :

der Anhänger der Kommunmauerüberbaulehre auf gerung, daß A und B mit der Errichtung der
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Kommunmauer auch deren Eigentümer gemäß der Sondernachfolge. Die übliche Kommunmauer

8 94 BOB. je zur Hälfte werden, weil keine der vereinbarung zwiſchen A und B geht vom Stand

Außnahmevorſchriften des § 912 oder des § 95 punkte der Ueberbaulehre nicht dahin, daß B zur

Abſ. 1 Saß 2 BGB. vorliegt und Analogie aus Erwerbung der Kommunmauerhälfte verpflichtet

grundfäßlichen Erwägungen gegenüber dinglichen iſt, ſondern daß A zur Ueberlaſſung verpflichtet iſt .

Rechtsvorſchriften ausgeſchloſſen ſein muß. Die Anſchauung des DIG. München verſagt

Dieſe Auffaſſung vertreten das RG .in RG3. vollſtändig, wenn Sondernachfolger des A oder B

70 , 200, 3W . 1911 S. 211 und S. 366 und in Frage kommen , mit denen feine Vereinbarung

Pland Anm. 4 zu § 94. getroffen iſt. Wie ſtellt man ſich ohne Grund:

In den angegebenen reichsgerichtlichen Ent= buch -Eintrag (einer Dienſtbarkeit ) eine bindende

ſcheidungen iſt ausgeführt, das BGB. ſtehe, wie Verpflichtung des Sondernachfolgers des A dem B

ſich aus den SS 93, 94 Abſ. 1 und 946 BOB. oder deffen Sondernachfolger Y gegenüber vor ?

ergebe, in den Geſekesmaterialien ausgeſprochen Die Ueberbaulehre zwingt folgerichtig zur gegen :

und vom RG. in ſtändiger Rechtſprechung an teiligen Meinung, daß der Erbauer und ſein Sonder

erkannt ſei , grundſäßlich auf dem Standpunkt, nachfolger zum Abreißen der Mauer dem Sonder

daß ein Bau als weſentlicher Beſtandteil zu nachfolger des B gegenüber berechtigt ſind.

dem Grundſtüđe nur ſoweit gehöre, als er feſt

mit ihm verbunden ſei , alſo darauf ſtehe; es II. Iſt die halbſcheidig gebaute Mauer

ſei an dieſem Grundſaße, insbeſondere auch bei (Kommunmauer) Grenzeinrichtung ?

einer Grenzeinrichtung feſtzuhalten (vgl. auch noch

RG3. 65, 363 ; 31, 396 und 53, 310; ferner punkte des Geſekes aus dieeinzig mögliche. Aber ſie
Die Eigentumstrennungslehre iſtvom Stand

insbeſondere Buſch in Bay3jR. 1914 S.159ff.; mürde wirtſchaftlich nicht als befriedigende Löſung

ferner für Grenzeinrichtungen auch Staudinger der Kommunmauerfrage angeſehen werden können,

BOB. $ 921 Anm. II a ).
wenn A und B als Eigentümer der auf ihren

Die den gegenteiligen Saß aufſtellende und
Grundſtücken liegenden Mauerhälften über fie frei

weitere Ausnahmen von SS 95 und 912 BOB.
verfügen ( ſie niederreißen) könnten . (S. Schmitt

an ſich zulaffende Entſcheidung des RG. 72, 72
in Bay3iR. 1914 S. 60 VI).

behandelt einen Fall aus dem Rheiniſchen Rechts:

gebiet, bei welchem die Kommunmauer vor dem
Im Verhältnis zwiſchen A und B iſt mit

dem Jahre 1900 errichtet war und der als Aus: Rüdſicht auf die vor der Kommunmauererrichtung

gangspunkt daher den code civil hatte . getroffene Vereinbarung eine ſolche unbeſchränkte

Die anſcheinend gleichfalls die gegenteilige abermit dem Augenblicke des Eintritts einer
Verfügung zwar ausgeſchloſſen, möglich würde ſie

Meinung vertretenden Entſcheidungen in RG3: Sondernachfolge werden. Es bedarf aber feiner

74, 89 und 83, 143 betreffen Sonderfälle aus
Konſtruktion, feiner Fiktion und ebenſowenig des

dem eigentlichen Anwendungegebiet des § 912 Mittels der Rünſte der raffinierten Geſekesaus:

BOB. , wie ihre Begründung ergibt.
legung im Sinne der Ausſprüche Steins (13. 1914

Zu welcher Künſtelei die gegenteilige Auf- S. 313),um dieſe unerwünſchte Folge zu beſeitigen

faſſung in der Geſekauslegung führt, beweiſen am und zu einem wiſſenſchaftlich ſowie wirtſchaftlich

ſchlagendſten die Ausführungen Breits S. 134 ff. befriedigendem Ergebniſſe zu gelangen, wenn man

Breit unterſcheidet einen „normalen“ ( zunächſt i die Kommunmauer als Grenzeinrichtung behandelt .

einſeitig nüßlichen) Ueberbau und einen „nicht
Sie iſt es nach dem Willen der vertrags

normalen“ (beiderſeits nüßlichen )Ueberbau. Dieſe ichließenden Nachbarn, nach derVerkehrsauffaſſung,

Unterſcheidung iſt willkürlich, weil das Geſetz ſie nach ihrer äußeren Geſtaltung und nach ihrem

nicht kennt. Sie iſt auch rechtlich nicht haltbar,
Zweck. Sie iſt auch hiezu geeignet. Die Frage

weil die rechtliche Natur eines nach § 912 BOB.
nach dem Eigentum des übergebauten Mauerteiles

zu beurteilenden Ueberbaues nicht durch nachträg= löſt ſich mit der Annahme der Grenzeinrichtung

liche Ereigniſſe willkürlich geändert werden kann .
von ſelbſt (1. Staudinger § 921 BOB. Anm. IIa :

Liegt ein vereinbarter Ueberbau vor, ſo iſt er „ Jeder Angrenzer gilt als Eigentümer bis zur

als beiðerſeits nüßlich gewollt, ſo daß der § 912 Grenze. Auf der Grenze als Ideallinie kann nichts

BOB. von Anfang an auszuſcheiden hat . mehr ſtehen “ ).

Das Urteil des Oberlandesgerichts München Am beſten iſt die Grenzeinrichtungslehre

vom 17. Januar 1914 ( ſiehe Bay3jR. 1914 S. 181 mit lehrreichen geſchichtlichen Ausführungen auch

und LZ. 1914 S. 837) dahingehend, daß zwiſchen in bezug auf das Kommunmauerrecht ſelbſt dar

A und B ein Uebereinkommen in dem Sinne als geſtellt im Sächſiſchen Archiv, 6 Jahrgang ( 1911 )
abgeſchloſſen zu gelten habe , daß mit dem An- S. 415 (Urteil des Landgerichts Dresden ).

bau B Eigentümer des übergebauten Mauerteiles Die Begründung dieſer Entſcheidung bewegt ſich
wird und daß dieſes Abkommen nicht dem Beur- in Anlehnung an das lrteil des Oberlandes :

kundungszwang des § 313 BGB. unterliege, iſt gerichts Dresden vom 14. Dez. 1909 Nr. 284/08

rechtlich unhaltbar und verſagt völlig im Falle nach der Richtung, daß die über die Grenze ge

1

.
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1

baute Giebelmauer zwar nicht ohne weiteres eine eine notwendige Eigenſchaft der Grenzmauer, denn

den Vorteilen beider Grundſtücke dienende Ein- in vielen Fällen iſt die Grenzlinie an Stirn- und

richtung im Sinne des § 921 BOB. ſei , daß fie Rückſeite durch Quermauern verbaut und daher

fich aber eigne, eine ſolche zu werden , und es auch für jedermann unſichtbar. In allen ſolchen Fällen

tatſächlich werde, wenn der Nachbar anbaue. iſt die Grenze nach der Vertikalrichtung nur durch

Dieſer Grundſaß entſpricht ſicher vollſtändig Meffung in horizontaler Richtung feſtzuſtellen .

der Verkehrsauffaſſung in den Rechtsgebieten , in Eine unmittelbare Feſtſtellung der Grenzlinie iſt

denen früher die kommune Bauweiſe gefeßliche bei undurchſichtigen Grenzzeichen phyſiſch, abgeſehen

Grundlage hatte oder ſonſt gang und gåbe war von der Scheitellinie, ausgeſchloſſen, wenn es ſich

mit der Erweiterung, daß die Verkehrsauffaſſung um eine Mauer handelt. Die Kommunmauer

die Kommunmauer als Grenzeinrichtung ſchon wird durch den Willen der Beteiligten Grenz

im Augenblice der Erbauung betrachtet. DieDie einrichtung, und zwar in ihrer Mitte, weil die

Grenzeinrichtungslehre greift auf die urſprünglich halbſcheidige Bauweiſe vereinbart iſt. Genau dieſe
allgemein angenommene, dann aber vielfach bez Mitte ſoll die Grenze anzeigen und damit den

kämpfte Vertragslehre (vgl. Staudinger BGB. tatſächlichen und rechtlichen Verfügungsbereich eines
8 921 Anm. 10 und die dort angeführte Literatur, jeden Nachbarn bezeichnen . Die Rommunmauer

ſowie das vorerwähnte Urteil des Landgerichts iſt auch geeignet als Grenzfeſtſtellungszeichen ( durch

Dresden ) zurüd und wird dein Erfordernis des Meffungzur Mitte) zu dienen, ebenſowie beiſpiels,

Schußes der beiderſeitigen Rechtsnachfolger in jeder weiſe die halbſcheidig gebaute Gartengrenzmauer,

Beziehung gerecht. welche innerhalb eines Mauerviereds zwei Gärten

Die Nachbarn gehen bei Errichtung und Ge- voneinander trennt .

nehmigung des Kommunmauerüberbaues von vorne- Gleichgültig muß nach dem Sinn und Wort:

herein davon aus, daß ſie unter Belaſſung der laut des Geſekes auch ſein , ob durch die Mauer

unſtreitigen Grenze eine ihnen nüßliche Einrich- der Bauplaß des B von einem Hauſe des A oder

tung und noch dazu eine Grenzeinrichtung ſchaffen von einem Teich oder einer ſonſtigen Anlage ge

wollen . Ueber den Umſtand, daß mit der Rom: ſchieden wird. Gleichartigkeit der beiderſeitigen

munmauereinrichtung gleichzeitig eine Grenzein Dienſamkeit iſt nach g 921 BGB. nicht er:§

richtung geſchaffen wird, ſprechen ſich die Nachbarn fordert .

ebenſowenig aus, als darüber, daß ſie eine beider: Daß das Hauptaugenmerk des Nachbarn beim

ſeits nüßliche Einrichtung ſchaffen wollen. Dieſe Kommunbau auf künftige wirtſchaftliche Vorteile

Wirkungwird ebenſo als ſelbſtverſtändlich betrachtet, gerichtet iſt , nämlich auf Erſparung von Baukoſten

wie die bedingte Ablöſungspflicht, über die gleich- und auf beiderſeitige Raumgewinnung, ſchließt

falls keine ausdrückliche Verabredung getroffen zu keineswegs die Beſtimmung der Kommunmauer

werden pflegt. A würde andernfalls nicht kommun aus , als Grenzeinrichtung zu dienen . Es iſt kein

bauen , B den Ueberbau nicht genehmigen. Daß im Gefeß begründetes Erfordernis der Grenzein

bie Kommunmauer nicht nur dem A zu nüßen richtung, daß ſie allein oder hauptſächlich als Grenz

geeignet und dem B künftighin zu nüßen be: einrichtung zu dienen beſtimmt oder geeignet iſt.

ſtimmt iſt, ſondern als Grenzzeichen ſofort zu Ale nur denkbaren Haupt- und Sonderzwede kann

dienen beſtimmt und geeignet iſt, iſt unſchwer die Grenzeinrichtung verfolgen . Der Zweck der
beweisbar. Mauer als Grenzeinrichtung zu dienen , kann der

Um einer verſchiedentlich geäußerten irrigen leşte und nebenſáchlichſte, ja nur ganz zufällig

Meinung vorweg entgegenzutreten ( Ziel, Die ge mitgewollte Zweck ſein und doch iſt die Mauer:
meinſchaftliche Giebelmauer und der Giebelent- eine Grenzeinrichtung. Man denke an eine auf

ſchädigungsanſpruch nach dem BGB. bei Otto die Grenze geſeßte Mauer, die in erſter Linie

Wiegand, Leipzig 1911 ), iſt zu betonen, daß die beſtimmt iſt, ein Freskogemälde als äſthetiſchen

Grenzeinrichtung nicht als Scheidemerkmal für Abſchluß für eine Parkanlage zu tragen oder eine

Dritte , ſondern nur für die Nachbarn ſelbſt be Hede, die niemals gepflanzt worden wäre , wenn

ſtimmt ſein kann . Andernfalls würde eine Grenz- nicht die Nachbarn ſich gegenſeitig den Einblid in

ſcheidemauer dann keine Grenzeinrichtungſein können, ihre Grundſtücke hätten verwehren wollen . Bei der

wenn die Grenze nicht mitten durch dieMauer Kommunmauer iſt, abgeſehen von dem Vorgeſagten,

ginge. Das Erfordernis der Halbſcheidigkeit für die Beſtimmung , als Grenzeinrichtung zu dienen,

eine Grenzeinrichtung als ſolche fann weder aus nicht einmal nebenſächlich, ſondern neben der Nüß:

dem Geſekestert noch aus den Motiven entnommien lichteit mitgewollter Hauptzweck.

werden . Die Notwendigkeit der Erkennbarkeit für Das ergibt ſich gerade aus der Tatſache des

Dritte (vom Standpunkte des Parteiwillens aus) halbſcheidigen Mauerbaues, weil die halbſcheidig

kann in überzeugender Weiſe nicht dargetan werden . gebaute Mauer als Zeichen des Grenzbereiches

Es müßten ſonſt Grenzeinrichtungen an nicht zu: und der Verfügung gewalt eines jeden Nachbars

gänglichen oder für Dritte unſichtbaren Stellen nicht nur horizontal der Bodenfläche, ſondern der,

ihre Eigenſchaft verlieren. Nicht einmal die Sicht- ganzen Höhe nach als Scheidung z. B. anliegender

barkeit der Grenzlinie für die Nachbarn ſelbſt iſt Wohnräume zu dienen beſtimmt iſt.
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Die einen gegenteiligen Standpunkt einneh: daß im Falle einer Freiſprechung durch die Straf

mende Entſcheidung des RG. in RG3. 70, 204 gerichte ein Dienſtſtrafverfahren nur inſoferne ſtatt

entſpringt einer formaliſtiſchen weder dem Partei- finden darf, als die Tatſachen an ſich und ohne

willen noch den praktiſchen Verkehrsbedürfniſſen ihre Beziehung zu dem geſeßlichen Tatbeſtande der

Rechnung tragenden Gefeßešauslegung. ſtrafbaren Handlung , auf die das Strafverfahren

(Schluß folgt .) ſich erſtredte, ein Dienſtvergehen enthalten .

Dieſe aus Zweckmäßigkeitsgründen getroffenen

Anordnungen åndern an dem oben dargelegten

Verhältnis des Dienſtſtrafrechts zum Strafrechte

nichts. Es iſt hier nicht der Drt, näher auf die

rechtliche Natur der Dienſtſtrafe und des Dienſt

Straferlaß und Strafmilderung ſtrafverfahrens einzugehen . Die hier wiedergegebene

Anſchauung vertritt Baband (Staatsrecht des Deut:

im Dienſtſtrafverfahren des bayeriſchen ſchen Reichs 1912 BD.IS. 484), Reindi (Kommen:

Beamtengefeßes.
tar z . bayer. Beamtengeſeß 1911 S. 505) , Woerner2

(Da: Disziplinarverfahren in Bayern 1910 S. 12).

Bon Oberpoſtinſpektor Rorzendorfer in Regensburg. Anderer Meinung iſt Piloty (Seydel- Piloty Baye:

riſches Staatsrecht 1913 Bd. I S. 788) . Nach

1. Das bayeriſche Beamtengeſeß vom 16.Auguft ihm iſt es irrig, das Dienſtſtrafrecht als Ausfluß

1908 behandelt in den Art. 105 mit 169 das der Dienſtgewalt zu betrachten . Denn in dieſem

Dienſtſtrafverfahren. In dieſen Vorſchriften ift Falle müßten die Dienftſtrafen ſtets vom Vorgeſez

nirgends davon die Rede, daß eine rechtskräftige ten verhängt werden , nicht aber, wie im bayeriſchen

Dienftſtrafe gemildert oder erlaſſen werden kann. Beamtengejek, teilweiſe von den Disziplinarge

Nur im Årt. 110 iſt die Gewährung eines Unter- richten. Dieſer Einwand iſt nicht ſtichhaltig ; denn

haltsbeitrags an einen entlaſſenen Beamten oder er berückſichtigt nicht den Entwiďlungsgang des

an ſeine Familie oder ſeine Hinterbliebenen könig: bayeriſchen Disziplinarſtrafverfahrens. Vor Er

licher Entſchließung vorbehalten. Dabei ſoll der laſſung von Geſeken dienſtſtrafrechtlichen Inhalts,

Unterhaltsbeitrag die Hälfte des Betrages nicht insbeſondere vor Erlaffung der Staatsdienerprag

überſchreiten, den der Beamte oder ſeine Hinter- matil vom 1. Januar 1805 übte der Staat die

bliebenen als Ruhegehalt, Witwen- oder Waiſengeld Dienſtgewalt völlig uneingeſchränkt aus . Der Be

zu beanſpruchen hätten , wenn der Beamte im Zeit- amte, der jederzeit entlaſſen werden konnte, mußte

punkte der Dienſtentlaſſung in den Ruheſtand ge- ſich jeder Strafe fügen . " Im Laufe der Zeit hat

treten oder geſtorbenwäre. Aus dem Fehlen weiterer der Staat den zeitgemäßen Anſchauungen Rechnung

Beſtimmungen darf man aber nicht den Schluß getragen und ſich in der Ausübung der Dienſt

ziehen, daß alle rechtskräftigen Dienſtſtrafen auch gewalt ſelbſt geſeßliche Schranken gezogen, insbe

vollzogen werden müßten und für einen Gnaden- ſondere im Beamtengeſeß die Verhängung ſchwererer

alt des Königs kein Raum wäre. Strafen über unwiderrufliche Beamte eigenen Ce:

2. Das Dienſtſtrafrecht iſt das Rechtdes Staates, richten , den Disziplinargerichten, übertragen. Die

die Beamten wegen Verlegung ihrer Amtspflichten Grundlage auch dieſer geſeßlichen Beſtimmungen

zu beſtrafen. Es beruht auf dem Dienſtverhältnis bliebblieb – wie ſich aus dem Geſet ergibt die

des Beamten zum Staat . Nicht als Inhaber der aus dem Dienſiverhältnis entſpringende Dienſt

öffentlichen Zwangsgewalt, ſondern als Inhaber der gewalt. Nach wie vor haben die den Beamten

Dienſtgewalt kann der Staat gegen die Beamten vorgeſeşten Behörden die Entſcheidung, ob ſie wegen

einſchreiten, die ihre Dienſtpflichten verlegen . Eine eines Dienſtvergehens die Einleitung des Dienſt

Verpflichtung zum Einſchreiten beſteht nicht. Das ſtrafverfahrens beantragen wollen und damit das

Dienſtſtrafrecht iſt nicht eine Ergänzung des all: Disziplinargericht in Tätigkeit ſeßen wollen . Ebenſo

gemeinen Strafrechts. Strafrechtspflege und Be kann die Behörde -kann die Behörde — bis zur Erlaſſung des Urteils

amtendisziplin ſind nach den Motiven zum BO. der Disziplinarkammer den Antrag zurück

(Verh. d . Abg. 1907/08 Beil. III S. 109 zu Art. nehmen, worauf das Verfahren einzuſtellen iſt. Am

115) völlig ſelbſtändige Gebiete, die begrifflich in deutlichſten aber ergibt ſich das Dienſtſtrafrecht als

keinem inneren Zuſammenhang ſtehen . Von dieſem Ausfluß der Dienſtgewalt aus der Beſtimmung

Grundſaß iſt nur in zwei Fällen - aus Zweck: des Art. 114 BG . Hiernach iſt das Dienſtſtraf=

mäßigkeitsgründen – abgegangen worden . Art. 115 verfahren einzuſtellen , wenn der Beſchuldigte um

BG. beſtimmt, daß ein Dienſtſtrafverfahren wegen Entlaſſung aus dem Staatsdienſt unter Verzicht

eines Dienſtvergehens weder eingeleitet noch fort: auf Titel und Dienſtabzeichen, ſowie auf Dienſt

geſeßt werden darf, wenn der Staatsanwalt wegen einkommen , Ruhegehalt und Hinterbliebenenver

der nämlichen Tatſachen in einem ſtrafrechtlichen Verſorgung nachſucht. Alſo ſchon bei einſeitiger

fahren die öffentliche Klage erhoben hat oder wenn Auſtündigung des Amtes durch den Beamten ver

in einem militärgerichtlichen Verfahren die Anklage zichtet der Staat auf die Weiterverfolgung eines

verfügt worden iſt. Art. 116 des BG. ſchreibt vor, | Disziplinarverfahrens. AndererMeinung iſt Reindl

-
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(a. a .D. S. 538) . Er verlangt als Vorausſeķung aberkannt wurde, erſt nach Ablauf der Zeitdauer

der Einſtellung des Verfahrens die Entlaſſung des der Ehrenſtrafe oder nach einer Begnadigung durch

Beamten , alſo die Genehmigung des Entlaffungs- den König wieder angeſtellt werden kann .

geſuches. Gegen dieſe Anſicht ſpricht vor allem 4. Rönnen ſo die Wirkungen der Dienſtſtrafen

der Wortlaut des Gefeßes. Art. 114 richtet ſich durch Maßnahmen der Verwaltungsbehörden auf

an das Disziplinargericht. Er ſeßt die Bedingungen gehoben werden, ſo kann auch der Vollzug der

feft, unter denen das Gericht, ohne weiteren Ün: Urteile durch königliche Entſchließung gemildert

trag der Behörde, das Verfahren einſtellen muß. oder erlaſſen werden . In Art. 110 Ábſ. 3 BG.

Ob und wann die dem Beamten vorgeſeşte Be: iſt, wie ich ſchon im Anfang meiner Ausführungen

hörde dem Entlaſſungsgeſuch ſtattgeben muß, ſagt erwähnte, von der Möglichkeit geſprochen , daß

Art . 10. Im übrigen iſt die Streitfrage von durch königliche Entſchließung einem entlaſſenen

keiner großen Bedeutung; denn die Einſtellung Beamten oder ſeiner Familie ein Unterhaltsbeitrag

des Verfahrens iſt auf das Entlaſſungsgeſuch nur bewilligt werden kann . In dieſer Beſtimmung

zu verfügen , wenn die Bedingungen für die ſo ſoll nicht etwa das Recht des Königs begründet

fortige Genehmigung des Entlaſſungsgeſuches ge werden , die Disziplinargerichtsſtrafen zu mildern.

geben ſind. Es fallen alſo wohl in den meiſten Es wird hier nur erwähnt , um es zu beſchränken,

Fällen die Genehmigung des Entlaſſungsgeſuches wenn in dieſer „ Sollvorſchrift“ überhaupt eine Be

durch die vorgeſekte Behörde und die Einſtellung ſchränkung der königlichen Gewalt erblict werden

des Verfahrens durch das Disziplinargericht zeit- kann . Das Recht desKönigs, die Disziplinargerichts :

lich zuſammen. ſtrafen zu mildern oder aufzuheben, iſt begründet in der

3. Sind die Urteile der Disziplinargerichte dem Staatsoberhaupt zuſtehenden Dienſtgewalt.

rechtskräftig, dann müſſen ſie von den zuſtändigen Daran iſt durch das Beamtengeſeß nichts geändert

Verwaltungsbehörden vollzogen werden (BG.(BG . worden. Die Aufgabe dieſes Rechtes müßte im

Art. 163). Da aber die Urteile keinerlei Zeit: Geſeke ausdrücklich ausgeſprochen worden ſein.

beſtimmung darüber enthalten, wie lange ihre Dieſes Recht iſt kein Teil des dem König

Folgen beſtehen ſollen , ſo können die Behörden ſonſt zuſtehenden Begnadigungsrechtes . Denn unter

den Beſtraften wieder befördern , ihn wieder auf Begnadigung verſteht man nach allgemeiner An

ſeine frühere Amtsſtelle zurücverſeßen, einen Ent: ficht die Beſeitigung der Rechtsfolgen einer Straf :

laſſenen wieder aufnehmen. Dieſe Verfügungen tat durch Verfügung der Staatsgewalt. Da es

ſind keine Gnadenverfügungen der Verwaltungs: fich aber beim Dienſtſtrafrecht nicht um das all

behörden , fie dürfen deshalb vorgenommen werden , gemeine Strafrecht handelt, darf man nicht das

weil fie durch das Gefeß nicht ausdrüdlich ver- dem König zuſtehende Begnadigungsrecht im Straf

boten ſind und weil durch den Vollzug der Straße verfahren ohne weiteres auf das Dienſtſtrafrecht

die Strafmacht für den einzelnen Fall aufgebraucht übertragen . Reindl vertritt (a . a . D. S. 684

iſt und die Verwaltungsbehörde dem Beamten Bem . 4 , S. 581 Anm. 3 und 4 ) die Meinung,

gegenüber wieder ihre uneingeſchränkte Verfügungs: daß der König das Recht der Begnadigung im

gewalt erhält. Die Behörden werden aber aus Disziplinarſtrafverfahren gemäß Tit. VIII °$ 4§

Gründen der Dienſtzucht ſolche Verfügungen nicht der Verfaſſungsurkunde habe . Denn nach dieſer

alsbald nach Erlaſſung der Urteile treffen. Sind Verfaſſungsbeſtimmung könne der König in ſtraf:

dieſe Urteile doch auf ihren Antrag hin erlaſſen rechtlichen Sachen " Gnade erteilen , die Strafe

worden . Reindl (a . a . D. S. 521) iſt der An- mildern oder erlaſſen. Daß hier unter „ſtraf :

ſicht, daß die ſpätere Wiederanſtellung eines in: rechtlichen “ Sachen auch disziplinarſtrafrechtliche

folge Disziplinarurteils aus dem Dienſte entlaſſenen Sachen zu verſtehen ſeien , könne um ſo weniger

Beamten nicht ausgeſchloſſen iſt, aber doch „wohl“ einem Zweifel unterliegen , als auch in Art. XII

nur auf Grund eines Begnadigungsattes des des Miniſterverantwortlichkeitsgeſeķes vom 4. Juni

Königs erfolgen könne, da ſonſt die kraft Geſeßes 1848 ausdrücklich geſagt ſei, daß der König be:, ,
eintretende Wirkung des Disziplinarurteils, näin : züglich der in Art. IX dieſes Geſekes vorgeſehenen

lich die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis, Strafen von dem Rechte der Begnadigung keinen

durch einen Anſtellungsaft einer zur Anſtellung Gebrauch machen werde. Dieſe Anſicht widerſpricht

an ſich zuſtändigen Dienſtbehörde wieder beſeitigt einmal der auch von Reindl vertretenen Lehre ,

werden könne. Bei Beförderung eines vorher daß Dienſtſtrafrecht und Strafrecht nichts mit:

durch rteil in eine niedrigere Dienſtflaſje ver : einander zu tun haben . Noch weniger zwingt zu

ſekten Beamten ſcheint er dies nicht zu verlangen dieſer Anſicht der Úmſtand , daß im Miniſterverant:

(a. a . D. S. 201 , 197). Dieſe verſchiedene Art wortlichkeitsgeſeke von Begnadigung die Rede iſt.

der Behandlung der beiden rechtlich gleichen Fälle Denn zur Zeit der Erlaſſung des Geſekes im

iſt nicht begründet. Ich halte hier, wie ich bereits Jahre 1848 war das Disziplinarrechtvom Kriminal:

ausgeführt habe, einen Gnadenakt des Königs recht noch nicht ſo ſcharf getrennt wie heute (ſiehe

nicht für notwendig. Selbſtverſtändlich iſt, daß | Staatsdieneredift ).Staatsdienereditt). Zudem iſt es ſehr wahrſchein ::

ein Beamter, dem die bürgerlichen Ehrenrechte lid), daß der Geſetzgeber des Jahres 1848 das

oder die Fähigteit zur Belleidung öffentlicher Aemter Miniſterverantwortlichkeitsgeſek für ein Geſet ſtraj:
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rechtlicher Natur hielt und deshalb mit dem Be: weder ſolche, die vom Groſſiſten auf ſeinen Ab

griff der Begnadigung arbeitete. nehmer gezogen und, manchmal als einfache Tratten ,

5. Es bleibt nun noch die Frage zu erörtern , in den Verkehr gebracht werden , oder ſolche, die

ob die Verwaltungsbehörden rechtskråſtige Ord der Abnehmer auf ſeine eigenen Kunden gezogen

nungsſtrafen erlaffen können . Darüber beſteht und ſeinem Groſſiſten in Zahlung gegeben hat.

kein Zweifel, daß jede Behörde eine Ordnungg: Wenn ſolche Wechſel Not leiden, ſo wird die be

ftrafverfügung, die ſich als gänzlich unbegründet währte Unterſcheidung zu machen ſein zwiſchen

herausſtellt, auch nach der Rechtskraft und nach Schuldnern, die wohl zahlen möchten, es aber

dem Vollzug wie jede andere Verfügung wieder nicht auf der Stelle - der häufigere Fall

aufheben kann , es müßte denn ſein , daß bei einer oder überhaupt nicht können, und Schuldnern , die

Geldſtrafe die Behörde mit Rücficht auf die Ein: nicht zahlen wollen. Bei den erſteren, die frei

zahlung an die hiezu beſtimmte Raſſe zur Rück: lich gutwillig die Echtheit ihres Atzepteß beim

zahlung der Geldſtrafe nicht zuſtändig wäre. Proteſt anerkennen würden , würde der vernünftige

Dagegen ſind die Behörden nicht zuſtändig, Gläubiger auch mit der Vollſtreckbarkeit des

Ordnungsſtrafen im Wege der Gnade zu erlaſſen. proteſtierten Wechſelsnur an Roſten ſparen ; auf

Hiezu fehlt ihnen die geſeßliche Ermächtigung.
den kleinen Zeitunterſchied fann es da faum an:

kommen , wenn man bedenkt, daß bei gutem Willen '

die Wechſelklage ſchon vorbereitet ſein und dem

Gericht vorgelegt werden kann unmittelbar nach

der Feſtſtellung, daß der Wechſel vergeblich prá

ſentiert worden iſt. Darüber ließe ſich allerdings

Beitreibung von Wechſelforderungen. reden , ob nicht die Einlaſſungsfriſten zum Teil

noch kürzer bemeſſen werden könnten als in

Bon Dr. Albert Bittinger, Landgerichtsrat in München . 8 604 3PD.

Als ein Mittel zur raſcheren und billigeren Bei
Der böswillige Wechſelſchuldner, dem es um

freibung hat man die Vollſtredbarkeit proteſtierter Schikane oder Verſchleppung zu tun iſt, würde es

Wechſel vorgeſchlagen. Mit Recht hat man ein : ſchleunig lernen , bei der Proteſterhebung nicht an

gewendet
, daß von vorneherein nur ſolche prote weſend zu ſein, ſo daß er eine ausdrückliche Er

ſtierte Wechſel in Betracht kommen könnten, bei klärung über die Echtheit ſeines Afzeptes nicht

denen die Echtheit der Únterſchrift des Wechſel abzugeben bräuchte, oder die Echtheit zunächſt ein

ſchuldners feftſteht, alſo wohl durch ſein Aner
mal zu beſtreiten . Da, wo die Voúſtredbarkeit

kenntnis beim Proteſt. Es wäre ſonſt in der Tat
des proteſtierten Wechſels am wichtigſten wäre,

die Verlođung für Wechſelfälſcher und die Gefahr würde ſie zumeiſt verſagen.

für jedermann allzu groß.
Was die Wechſel über mehr als 600 M an

,Daß unſer Verfahren zur Feſtſtellung und langt, ſo zeigt ſich hier beſonders deutlich , wie

Beitreibung von Anſprüchen im allgemeinen der
wenig der unbedingteAnwaltszwang am Plaß iſt.

Bei der Mehrzahl aller Wechſeljachen ſpricht für

Vereinfachung und Beſchleunigung bedarf, wird

nicht leicht in Abrede geſtellt werden ; bedarf aber
ihn nur die eine Erwägung , daß, ähnlich wie bei

der Mehrzahl der Beleidigungsklagen , die ver
gerade der Wechſelanſpruch im Verhältnis zu anderen

noch einer weiteren Beſchleunigung über das Maß durchſchnittlichſehr leichte Arbeit einen Ausgleich
hältnismäßig gute Honorierung des Anwalts für

des geltenden Rechtes hinaug ? Sollſeine Bevor: ſchafft gegenüber ſolchen Sachen , bei denen Arbeit
zugung noch weiter entwickelt werden ?

und Honorar fich umgekehrt verhalten. Wer aber

Bei einer großen Menge von Wechſeln und
von Wechſeln überhaupt etwas verſteht, und nur

gerade von Wechſeln über hohe Beträge ſcheint ſolche Leute ſollten Wechſel unterſchreiben, der kann

dieſes Bedürfnis recht fraglich. Das iſt die Flut auch ein gedrucktes Wechſeltlage-Formular richtig

von Wechſeln, die im Verkehr der großen Unter ausfüllen und in der Sißung den richtigen

nehmen und der Banken, beſonders auch im inter: Antrag ſtellen ; wenn ausnahmsweiſe die Sache

nationalen Verkehr, fortwährend geräuſchlos unter: kontradiktoriſch und obendrein ſchwierig wird , iſt

wegs iſt. Die Proteſtierung eines ſolchen Wechſels immer noch Zeit für das Auftreten des Anwalts .

iſt verhältnismäßig ſelten, noch ſeltener die gericht- Und wiederum an den zahlloſen Verſäumnisurteilen

liche Geltendmachung. Wenn nicht außergewöhn :

liche Ereigniſſe die geſamte Geſchäftslage oder eine nötig es iſt, daßAntrag und Entſcheidung in
in Wechſeljachen wird beſonders deutlich, wie un

einzelne Firma betreffen , ſo verläuft alles glatt ; öffentlicher Sißung ,1) -, auf Grund mündlicher

in Anbetracht möglicher Kriſen eine noch ſchärfere Verhandlung“ vor fich gehen und daß die häu

Ordnung einzuführen , als ſie ohnedies zu Gebote figen geringfügigen Zuvielforderungen an Zinſen

ſteht, wird faum im Intereſſe dieſer Kreiſe liegen .

Eine andere Gruppe von Wechſeln , welche die
) Die Geſchäftswelt freilich fümmert ſich ſehr

Gerichte zahlen- und auch verhältnismäßig weit darum , gegen welche Firmen Verſäumnisurteile, und

häufiger beſchäftigen , ſind die Kundenwechſel , ent- gerade in Wechſeljachen, ergehen.
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und Speſen oft nur Pfennig beträge, aber Bei ſolchen Prozeſſen wirft gelegentlich ein

eben doch ungerechtfertigt – nur durch ein kontra- Handelsrichter die Frage auf , ob dieſe Leute nicht

diktoriſches Teilurteil erledigt werden können , wenn beſſer der Wechſelfähigkeit entbehren würden. Nun

einmal die übliche Verſtändigung zwiſchen Gericht beſteht keine Ausſicht, daß die Wechſelgeſekgebung
und Anwalt nicht zuwege gebracht werden ſollte. in dieſer Richtung rüdwärts geändert werden könnte ;

Die Praxis gibt übrigen ; dem Wechſelgläubiger die bewußte öffentliche Meinung würde wunder

ein ſchneidiges Mittel an die Hand, indem ſie aus glauben, welche Entrechtung des ſteuerzahlenden

dem Wechſel die Klage nach § 257 3PO. zuläßt ; Volkes da wieder im Wert ſei . In der Tat aber

ein gewiſſes Widerſtreben iſt hier freilich nicht un- kann der dem Unerfahrenen ſo gefährliche Wechſel

begründet, denn der Wechſel iſt regelmäßig zum außerhalb des fich faufmänniſchabſpielenden Ver:

Umlauf beſtimmt und nichts fteht im Weg, daß tehrs kein Bedürfnis fein . Der Sched , das ſchrift:

der Inhaber ihn nach erwirktem Urteil immer noch liche Schuldanerkenntnis, die vollſtredbare Nota :

in den Verkehr bringt; der noch ſo zahlungsfähige riatsurkunde wären inſoweit ein beſſerer Erſaß.

und zahlungswillige Wechſelſchuldner aber iſt un: Nicht einmal der herkömmliche Solawechſel bei der

bedingt genötigt , den Verhandlungstermin wahr- genoſſenſchaftlichen Kreditgewährung dürfte not

zunehmen , wenn er nicht koſtenfällig werden will. wendig ſein ..

Dem Geſchäftsmann allerdings iſt es insbeſondere
Alſo Vereinfachung und Beſchleunigung auch

dann nicht zu verdenken , wenn er von 8 257 3PO. für Wechſelſachen wie überhaupt, nicht aber auf

dieſen Gebrauch macht und nicht erſt auf 8 259
dem Weg der Vollſtredbarkeit des proteſtierten

zurücgreift, wenn er, wie ſo oft, auf ſeinen Ab Wechſels!)

nehmer eine Reihe von nach und nach fälligen

Wechſeln gezogen hat und ſchon einer der erſten

Not leidet.

Eine weitere Gruppe bilden diejenigen Wechſel,

bei denen die Wechſelverpflichtung nicht im regel

mäßigen Geſchäftsbetrieb des Schuldners, ſondern Stleine Mitteilungen.
gelegentlich übernommen iſt. Dieſe Gruppe liefert

den größten Teil der kontradiktoriſchen Wechſel
Zuläſſigteit der Widertlage trok Unzuläffigteit der

prozeſſe und hieher gehören beſonders die Wechſel
Aufrechnung ? Nicht ſelten wird im Prozeß vom Be

forderungen der Geldgeber bei Darlehens- und ähn
klagten gegenüber einer Forderung, die er an ſich nicht

beſtreitet, im Weg der Widerklage eine Gegenforde

lichen Geſchäften , der Erteiler von Lizenzen, der rung in gleicher Höhe geltend gemacht, weil einer Aufs

Beſteller von Generalvertretungen. Der wahre rechnung Geſet oder Vertrag entgegenſteht. Bei

Herr des Geſchäftes erſcheint hier oft nicht als näherer Betrachtung erweiſt ſich dieſe Widerklage als

Traſſant, ſondern als Indoſſant und oft klagt er unzuläſſig, da ſie nichts anderes als eine Umgehung

nicht ſelbſt, ſondern ein Strohmann für ihn . Deute, des geſeblichen oder vereinbarten Ausſcluſies der Auf

die ſich nur mit Vor- und Zunamen bezeichnen, rechnung iſt.

und dies weder aus Stolz noch aus Beſcheidenheit,
1. Grundſäßlich iſt zu verneinen, daß dem Bes

„ Kaufleute“ ohne Firma und ohne Geſchäftsräume, klagten die Rechtsbehelfe der Aufrechnung und der
Widerllage wahlweiſe nebeneinander zuſtehen .

„ Hausbeſikersehegattinnen “, „ Privatiers “ ſind oft

die Kläger , Beſiker überſchuldeter Häuſer, alte
Es iſt davon auszugeben , daß beide recht&begriff:

lich vollkommen verſchieden ſind .') Die Aufrechnung
Dienſtboten, Offiziere a . D. , allerlei Künſtler, Rauf

iſt ein Verteidigungsmittel, ſie iſt darauf gerichtet, die

Leute ohne Firma und Geſchäft, allerhand Ehefrauen
klagsweiſe geltend gemachte Forderung als erloſchen

und Söhne ſind oft die Beklagten. Die Einrede anſehen zu laſſen (8 389 BGB.), den Alaganſpruch

geht zumeiſt gegen das Kauſalgeſchäft und häufig zu verneinen. Die Widerklage iſt eine ſelbſtändige,

iſt ſie begründet. Aber auch Fälſchungen ſpielen lediglich zum Zweck gemeinſamer Verhandlung mit

nicht ganzen ſelten herein . Solche Prozeſſe bedürfen der Klage verbundene Mlage, ſie macht neben dem

gewiß feiner größeren Beſchleunigung als ſie im
Klaganſpruch einen anderen Anſpruch in umgekehrter

großen und ganzen ſchon das geltende Recht er:
Richtung geltend.")

möglicht. Wohl aber bedürfen ſie des gerade hier

oft unbeliebten perſönlichen Erſcheinend der Parteien , ) Bei dieſem Anlaſſe ſei folgende Beobachtung

vor allem zur Vermeidung des zugeſchobenen Gides . mitzuteilen geſtattet . Es fommt vor, daß eine Bant

( Immer wieder wird unzuläſſigerweiſe der Eid
einen von ihr diskontierten Wechſel an eine Reihe ihrer

Filialen weitergibt, daß die leßte Filiale proteſtieren
ſchlechtweg darüber zugeſchoben, „ daß der Beklagte läßt undnunbeim Negreß dem Vormann der Bant

die Unterſchrift auch nicht genehmigt hat“, vgl . Proviſionen auch wegen der Indoſſamente an die Fis
ROLG. VII 394. ) Wenn ſich die Parteien aus lialen berechnet werden . Dffenbar zu Unrecht, denn

freien Stücken ſchon zum erſten Termin einfinden , iſt
ein Regreß iſt nur unter verſchiedenen Rechtsſubjekten

da viel Zeit und Umſtändlichkeit zu ſparen . Wie
möglich ; für einfache Verrechnungen unter Filialen

desſelben Handelsgeſchäftes fällt die Proviſion nach

gefährlich aber gerade hier die Vollſtredung ſchon Art. 573 Wo. nicht an.
aus dem proteſtierten Wechſel wäre , ſpringt in die

1 ) Gaupp -Stein 10. Aufl. Anm . VI 3a zu $ 145 .

Augen, a) a . a. O. Anm . I zu § 33, VI 1 zu § 145,

n

1



Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 10. 205

.

-

Wie der Begriff, ſo ſind auch die Vorausſeßungen b) Wird aber der Widerklageftattgegeben, ſo

beider prozeſſualer Vorgänge völlig verſchieden. Die wäre zunächſt der Fall denkbar, daß die Klage, hin

Vorausſebungen der Aufrechnung richten ſich , auch fichtlich deren der zugrunde liegende Sachverhalt zwar

wenn ſie im Prozeß erklärt wird, nach den Grunds nicht beſtritten, aber auch kein formelles Anerkennts

fäßen des bürgerlichen Rechts ;') 8 387 BGB. fordert nis abgegeben worden iſt, abgewieſen werden müßte.

nur Gleichartigkeit der Leiſtungen dem Gegenſtand Da ein bloßes Anerkenntnis (8 307 SPO.), das den

nach , nicht rechtlichen Zuſammenhang (Nonnexität) Richter im allgemeinen ) der rechtlichen Beurteilung

zwiſchen ihnen .) Dagegen ſtellt das Geſet für die enthebt, nicht vorliegt,ſondern nur ein ſtillſchweigendes

Widerklage das Erfordernis des Zuſammenhangs auf.") oder ausdrückliches Geſtändnis (88 138, 288 SPD .),

Dieſer Unterſchied findet ſeine innere Berechtigung ſo kann der Richter aus Rechtsgründen , deren ſich der

darin , daß Aufrechnung und Widerklage, auf ein anderes Beklagte gar nicht bewußt geweſen iſt,9) dazu gelangen,

Ziel gerichtet, eine andere Wirkung hervorbringen. die Alage nicht für begründet zu erachten . Jura novit
Erweiſt fich die Aufrechnung als begründet, ſo wird

curia . )

die Alage abgewieſen ; dringt die Widertlage durch, Wenn nun andernteils die Widerklage dem Ge

ſo wird der Kläger im Urteilsfaße ausdrücklich zur richt tatſächlich und rechtlich begründet erſcheint, ſo

Leiſtung verurteilt .) Die Vorausſeßungen für das wird die Klage abgewieſen, der Widerllage ſtattgegeben.

Verteidigungsmittel
ſind leichter als die des Angriffes | Damit wird dem Beklagten und Widerkläger, der ja nur

mittels. den Klaganſpruch abwehren wil , etwas zugeſprochen ,

Da die Aufrechnung ſich nur dem Alaganſpruch was er gar nicht begehrt hat, und ſo gegen den Grund

entgegenſtellt, ſo kann ſie ſich – von der vorſorgevon der vorſorg- ſaß der Verhandlungsmaximeſaß der Verhandlungsmayime – me eat judex ultra

lichen Aufrechnung abgeſehen nur richten gegen petita partium — verſtoßen (§ 308 BPD.).

den im übrigen nicht beſtrittenen Anſpruch bis zu dem c) Ferner zeigt ſich im regelmäßigen Fall der Be

Betrag, der klagsweiſe begehrt wird. Soweit ſie zu- gründung beider Klagen die Unzuläſſigkeit der Wider

läffig iſt, ſchließt ſie die Widerklage aus ; denn für flage. Wenn dasſelbe Urteil in Biff. I dem Kläger

dieſe fehlt dem Beklagten das Rechtsſchußbedürfnis.) | eine beſtimmte Summe zuſpricht undin Biff. II dem

Widerklagekann alſo,ſofern die prozeſſualen Voraus- Beklagteneinen gleich hohen Anſpruch gegen den Kläger

ſeßungen überhaupt gegeben ſind, erhoben werden gewährt, ſo iſt damit im Erfolg eine Forderung der

a ) gegenüber einer an fic beftrittenen Alagforderung andern zum Zweck der Aufrechnung gegenübergeſtellt.

ohne Rüdſicht auf deren Höhe, b) gegenüber einer an Geldleiſtungen Zug um Zug lönnen nur den Sinn

fich nicht beſtrittenen Klagforderung,inſoweit die Gegens einer Aufrechnung haben ." )

forderung dieſe überſteigt. Erweiſt ſich im Fall a ) auch Die Widerklage fällt alſo, ungeachtet ihrer Be

die Alage als begründet, ſo iſt die Widerklage inſoweit zeichnung, gar nicht unter dieſen Begriff, fie iſt in

als vorſorgliche Aufrechnung aufzufaſſen , da, wie noch Wirklichkeit Aufrechnung, da im Sinne des 8 388BGB.

zu erörtern ſein wird, eine Geldleiſtung Bug um Zug erklärt iſt, daß der Beklagte dem Kläger nichts mehr

nur als Aufrechnung in Erſcheinung treten tann . duldig ſein wolle. )

Uufrechnung und Widerklage ſchließen ſich alſo 3. Eine abweichende Auffaſſung müßte aud zu

grundſäßlich aus. Ergebniſſen gelangen, die unmöglich zutreffend fein

2. Da die Unzuläſſigkeit der Widerklage an Stelle können.

der Aufrechnung daraus gefolgert iſt, daß für jene Dies gilt zunächſt von der Entſcheidung in der

neben dieſer weder Raum noch Bedürfnis ſei, ſo fragt Hauptſache, und zwar ſowohl für den Ausſchluß der

es fich, ob nicht das Gegenteil für den Fall gelten Aufrechnung durch Vertrag als für den infolge geſek

müſſe, daß die Aufrechnung ſelbft gegenüber der klags- liden Verbots .

weiſe geltend gemachten Forderung unzuläſſig iſt. Bei a ) Eine Vereinbarung über den Ausſchluß der

Bejahung dieſer Frage würde alſo an Stelle der uns Aufrechnung kann zweifellos rechtswirkſam getroffen

zuläſſigen Aufrechnung die Widerklage treten, und werden .') Da der Erfolg einer Widerklage derſelbe

zwar entgegen dem entwickelten Grundſaß gegenüber wäre, den ohne den Vertrag die Aufrechnung erzielen

dem an ſich nicht beſtrittenen Anſpruch des Klägers würde, ſo tönnte der Beklagte den gültigen Vertrag

in deſſen Betrag. durch eine prozeſſuale Maßnahme der Wirkſamkeit bes

a ) Reine Unzuträglichkeiten würden für die ſach- rauben. Wer auf Aufrechnung verzichtet hat, braucht

liche Entſcheidung dann erwachſen, wenn die Wider- ſich nur auf die Summe, die er auch nach ſeiner eignen

klage fich als unbegründet erweiſt; denn ob die Klage Anſicht ſchuldig iſt, verklagen zu laſſen, und er iſt

nun gerechtfertigt iſt oder nicht, keinesfalls wird die praktiſch ſeines Aufrechnungsverzichts ledig. Es könnte

Entſcheidung über ſie von der nicht begründeten Widers alſo allein die Tatſache eines Rechtsſtreits einen wirt

tlage beeinflußt. ſamen Vertrag aus der Welt daffen .

1

5) a. a . D. Anm. VI 1 zu § 145.

4 NGRHomm. Anm . 6 zu § 387 ; Staudinger

5./6. Aufl. Anm . I 20, IV zu § 387 ; Pland 3. Aufl.

Anm . 1 c zu 8 387 ; Dertmann 2. Aufl. Anm. 2 zu § 387.

5) § 33 ZPD ., vgl. Warneyer Mípr. 1908 Š. 440

Nr. 550, 1910 S. 498 Nr. 473, 1911 S. 108 Nr. 99.

A.M. Gaupp -Stein Anm . II zu § 33, der RGZ. 46,

426 und 51 , 322 m . E. zu unrecht für ſeine Anſicht

in Anſpruch nimmt ; ebenſowenig ſteht Warneyer 1908

S. 541 Nr. 662 entgegen .

3) Gaupp -Stein Anm . I zu§ 33, VI 1 zu § 145.

) a . a. D. Anm. I zu § 33; Warneyer 1908 Š. 440

Nr. 550.

8) Bgl . Gaupp-Stein III zu § 307 ; auch NO3.

63, 190.

3) Wienſtein , Bay3FR. 1912 S. 34.

19) Gaupp-Stein Vorbem . II 4 vor $ 128 ; Anm.

III 3 zu § 253 ; III zu § 368 ; II 1a zu § 288 ; Dert

mann , ZPRecht § 2 Š . 6 ; vgl. von der Pfordten,

Bay3fR. 1911 S.473 ; Krafft, BayZFR. 1912 Š . 59.

11) Warneyer Rſpr. 1908 S. 440 Nr. 550 .

12) ROZ. 59, 211 ; Gaupp -Stein Anm . I zu § 33.

15) RORKomm. Anm.1 zu § 387 ; Staudinger Anm . II

zu § 387 ; Vorbem . 1 vor $ 393 ; Planck Anm . 3 zu

§ 387 ; Dertmann 2. Aufl. Vorbem . 2 vor 8 387 .
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b) Nicht anders verhält es ſich mit dem vom Reicha Widerklage iſt vielmehr unzuläſſig, wie dies das Reichas

gericht in der Entſcheidung vom 24. April 1908 " ) un- gericht, allerdings ohne nähere Begründung, in ſeiner

entſchieden gelaſſenen Fall, daß ein geſebliches Ver- Entſcheidung vom 6. Juli 1894 " ) auch ausgeſprochen hat.

bot (88390 ff.BGB.; &8221, 320HGB.;819 GmbHG.;
Rechtsanwalt Dr. Berlin in Nürnberg.

§ 22 GenG.; $ 26 Geſeß über die privaten Verſiches

rungsunternehmungen vom 12. Mai 1901) der Auf

rechnung entgegenſteht. Es würde bedeutungslos werden

in dem Augenblid , da es im Rechtsſtreit zur Geltung Huerwünſchte Nebenwirkung einer Polizeivorſchrift.

tommen Tollte. § 12 b der ſittenpolizeilichen Vorſchriften der Polizei

4. Auch abgeſehen von der Entſcheidung in der direktion München, die aufGrund des S 361Nr.6 StGB.

Hauptſache würde die Zulaſſung der Widerllagein erlaſſen ſind, verbietet den unter ſittenpolizeiliche Auf

ficht geſtellten Frauensperſonen den Verkehr mit Mannss
dieſen Fällen Unſtimmigkeiten ergeben.

perſonen, welche an den Erträgniſſen der Unzucht teil.
a) Gemäß & 5 SPD. findet bei Bewertung des

nehmen oder welche dem Unzuchtsgewerbe daduro
Streitgegenſtands eine Zuſammenrechnung der Klage Vorſchub leiſten, daß ſie die unter Aufſicht Geſtellte

und Widertlage nicht ſtatt. Das gilt aber nicht hin auf der Straße in größererodergeringerer Entfernung
fidhtlich der Gebühren . Sofern beide klagen nicht begleiten oder in ihrer Wohnung zu ihrem Schuße fide

denſelben Streitgegenſtand betreffen , werden für die bereit halten . Die Faſſung dieſer Vorſdrift weiſt hin

Gebührenbewertung beide Klagen zuſammengerechnet auf die beiden Begehungsformen der Zuhälterei, die

($ 11 GKG., $ 10 GD. f . RA. ). " ) Gerichts- und An ausbeutende und die fuppleriſche, und ſtrebt die Unter

waltegebühren müßten fonach bei Gegenüberſtellung drückung des Zuhälterunweſens mittelbar an, wie es

einer gleich hohen Gegenforderung durch Widerklage die ſtrengere Strafbeſtimmung des § 181 a StGB. un

aus einer doppelt ſo hohen Summe berechnet werden mittelbar bezwedt. Allein die Erreichung dieſes Zieles

als im Fall der Aufregnung.
vereitelt das Beſtehen der angeführten Kontrollvor:

b) Der gleiche Grundſatz der Zuſammenrechnung ſchrift in gewiſſer Richtung ſelbſt, inſoferne ſie die Bes

der Höhe derKlageund Widertlage gilt für die Reviſions- ſtrafung des Zuhälters erheblich erſchwert ja häufig

ſumme.16) Würde ſonach einem den Betrag von nur unmöglich macht, inſoweit die Zuhälterdienſte einer

2000 M überſteigenden Mlaganſpruch eine gleich hohe öffentlichen Dirne geleiſtet werden.

Gegenforderung gegenübergeſtellt, ſo könnte der Pro: Der Zubälter geſteht erfahrung gemäß lo felten

zeß in die Reviſionsinſtanz fommen, ſofern eine wie ein gewerbsmäßiger Wilderer. Seine Ueberführung

Partei durch die Entſcheidung hinſichtlich der Klage hängt gewöhnlich von dem Zeugnis der ausgebeuteten

und der Widerklage beſchwert iſt. Dies wird aber oder beſchütten Dirne ab. Dieſe aber kann die Aug

nicht nur in dem obenerörterten ſeltenen Fall, daß funft auf ſolche Fragen verweigern, deren Beantwor

die Klage, deren Tatbeſtand nicht beſtritten iſt, ab- tung ihr die Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung zur

gewieſen und der Widerklage ſtattgegeben wird, praktiſch ziehen würde ( 54 StPO.). Die hier einſchlägigen

werden können, ſondern vor allem auch dann, wenn Fragen erſchöpfen ſich meiſtens darin, ob der Anges

der Beklagte unter Abweiſung der Widerklage vers klagte von der Dirne den Lebensunterhalt ganz oder

urteilt wird. teilweiſe bezog oder ihr in bezug auf die Ausübung

Auch hier zeigt ſich ſonach die Wirkung, daß eine des unzüchtigen Gewerbes Schuß gewährte oderſonſt

prozeſſuale, insBelieben einer Partei geſtellte Maß= Beantwortungeinzelner Fragen zu verweigern, tat
förderlich war. Dadurch aber tommt das Recht, die

nahme eine zwingende geſeßliche Vorſchrift umgehen
tönnte. ſächlich einer Verweigerung des ganzen Beugniſſes

gleich. Allerdings kann der Richter aus der Verweiges
c) Endlich führt auch die Koſtenentſcheidung die

Unrichtigkeit der abweichenden Auffaſſung vor Augen,
rung der Beantwortung einer beſtimmten Frage die
entſprechenden Schlüſſe zieben 3. B. in einem Ehe

da hier die Widerklage zu einer unbegründeten Bes
ſcheidungsprozeß, wenn der Zeuge die Beantwortung

laſtung des Betlagten führen würde . Dringt er mit
der Frage über den Geſchlechtsverkehr mit einer der

derAufrechnung durch, ſo erreicht er die Alagab- Parteienverweigert, annehmen, daß einſolcher ſtatt
weiſungunddamit die Verurteilung des Gegnersin gefunden hat. Allein im Falle des$ 181 a StGB.
dieStreitfoſten, $ 91 ZPD. Wird aber ſeiner Wider- wird eine entſprechende Schlußfolgerung aufShwierig

klage gegenüber der ebenfalls als begründet erachteten keitenſtoßen, auch wenn die richterliche Ueberzeugung

Klage ſtattgegeben , ſo hat jede Partei im gleichen über dasErgebnis der Beweisaufnahme noch jo frei
Betrag teils obgeſiegt, teils iſt ſie unterlegen ; die

geſchöpft wird ($ 260 SIPO.) . Denn um feſtzuſtellen ,
notwendige Folge iſt gemäß § 92 ZPO. die Aufhebung daß der Angeklagtevon der Proſtituierten ganz oder

der Koſten gegeneinander.
teilweiſe den Lebensunterhalt bezogen hat, muß der

5. Es muß fonach allgemein als Norm gelten, Richter die einzelnen Zuwendungen nach Art, Höbe

daß eine Gegenforderung, die nicht zur Aufrechnung
und Zeitdauer kennen ; das gleiche gilt von den ein =

verwendet werden darf, auch nicht zum Gegenſtand zelnen Handlungen, in welchen eine Förderung des

einer Widerklage gemacht werden kann . Eine ſolche unzüchtigen Gewerbes erblickt werden ſoll.

Die Verweigerung der Antwort auf die bezeid

neten Fragen iſt nur dann ungerechtfertigt, wenn der
" ) Warneyer Rſpr. 1908 S. 440 Nr. 550. Zeugin die Sefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung nicht

15) Gaupp- Stein Anm. III zu § 5 ; Merzbacher, mehr droht, wenn ſie alſo wegen der Uebertretung

60. f. RA . 2. Aufl. Anm . 4 zu 8 5 SPO. nach dem angeführten § 12 b bereits rechtskräftig ab =

16) Gaupp -Stein Anm . V 2 zu $ 546 ; Meiſenegger- geurteilt oder wenn deren Verfolgung verjährt iſt.

Schmidt, GKG . 2. Aufl. Anm . 4 zu § 11 ; ROZ. 7,388

( V. 35. ) ; JW . 1900 S. 565 pr. ) 11) 3W. 1894 S. 427 Nr. 23,

1
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Beide Ausnahmen treffen in Wirklichkeit ſelten zu, weil jahung der Frage durch das Do., ob zwiſchen M. und

die Dirne regelmäßig bis zur Verhaftung ihres Zu- dem Beklagten gemäß § 315 BOB. ein bindender Ver

bälters, ja wenn er auf freiem Fuß bleibt, oft bis zum trag zuſtande gekommen ſei, nicht zu beanſtanden , dann

Tage der Hauptverhandlung ihn mit ihrem Hurens
aber auf Umwegen doch dieſe Auffaſſung belämpft.

lohn unterſtüßt oder ſich von ihm Schuß gewähren
Sie will anſcheinend ſagen, daß ein wirkſamer Vertrag

mit Hilfe des § 315 BOB. allerdings hätte zuſtande
läßt. Und ſelbſt wenn ſie inzwiſchen wegen der Ueber- tommen können, dazu aber erforderlich geweſen wäre,

tretung abgeurteilt worden iſt, hat ſie es in der Hand, daß der Bellagte die ihm zuſtehende, nach billigem Er

durch Einlegung aller zuläſſigen Rechtsbehelfe ſich den meſſen zu treffende Beſtimmung der Leiſtung in einer

Schuß des8 54 StPO. möglichſt lange zu erhalten der Vorſchrift des § 313 BGB. entſprechenden Form

und damit der Aburteilung ihres Zuhälters entgegens bis zur Eintragungder Vormerkung oder doch bis zur

zuarbeiten . Auflaſſung an den Kläger getroffen hätte. Da dies

Landgerichtsrat immer in München .
nicht geichehen fet, ſei ein endgültig bindender Vertrag

gemäß $$313, 315 BOB. zwiſchendemBeklagten und

M., der eineVormerkung rechtfertigen könnte , vor der

Auflaſſung nicht zuſtande gekommen , ſo daß $ 883 Abſ. 2

BOB. nicht anwendbar ſei. Dieſe Auffaſſung iſt irrig.

Es handelt ſich im weſentlichen um einen Kauf

Nus der Mechtſprechung.
vertrag. Ein folcher verlangt, ſobald er die Ueber

eignung von Grundſtüden betrifft, die Beobachtung

Reichsgericht.
der im $ 313 BGB. vorgeſchriebenen Formen . Dieſem

Formywang unterliegen alle Vereinbarungen, aus denen

givilſachen.
ſich nach dem Willen der Beteiligten der Veräußerungs

vertrag zuſammenſeßen ſoll. Dieſer Zwang erſtređi
I.

ſich daher nur auf getroffene Vereinbarungen. Hier

Beſtimmbarkeit der Leiſtung beim Grundſtüdslaufe dagegen wird bemängelt, daß es im Vertrag an wich:
( S$ 313, 315 BOB.) . Der Gutsbeſißer M. hat dem tigen Bereinbarungen fehle, daß die Unbeſtimmtheit

Beflagten ein notarielles Angebot gemacht, worin er der vereinbarten Leiſtung das Zuſtandekommen des
dieſem anbot, ihm eine ihrer Größe und ihren Grenzen Vertrags verhindert habe, ſo daß der Gläubiger alſo„

nach von dem Käufer nach deſſen Wahl zu beſtim- teine Leiſtung fordern könne, oder auch, daß nach

mende Parzelle bis zum Höchſtbetrag von 5 Morgen §154 Abſ. 1 BGB. der Vertrag im Zweifel nicht ge

ſowie nach Bedarf außerdem zur Errichtung einer Seil- ichloffen ſei. Ein wirkſamer Staufvertrag verlangt

bahneinen Streifen von 1 m Breite, welcher dieſes an insbeſondere die ausreichende Beſtimmtheit der Stauf

der Bahn gelegene vorbeſchriebene Terrain mit dem ſache und des Kaufpreiſes. Aber es genügt ſchon eine,

Steinbruche des Käufes verbindet, für 1800 M für den wenn auch nur nach billigem Ermeſſen mögliche, Bes

Morgen erworbener Fläche“ zu verkaufen , dem Käufer ſtimmbarkeit. Dieſem Zwede dient § 315 DGB.; don

auch dieBefugnis einräumt, neben dieſem Streifen nach dem das BG. zutreffend ausgehtmit ſeiner Ausführung,

ſeiner Wahl je ein „ Meter Terrain anliegend zu dem daß die dem Käufer obliegende Leiſtung,was die Lage

ſelben Preiſe und zu denſelben Bedingungen“ zu laufen, und Größe der Flächen angeht, ausreichend teils be

dem Käufer auch eine näher beſtimmte Wegegerechtigkeit ſtimmt, teils mit Hilfe des § 315 BOB. beſtimmbar

einzuräumen . DerBeklagte hat dieſes Angebot notariell ſei . Das gleiche muß aber für den Kaufpreis gelten,

angenommen und dies dem M.mitgeteilt. Nach Emp- da für den Morgen ein beſtimmter Betrag ausgeworfen

fang dieſer Mitteilung hat M. durch notariellen Bertrag iſt. Fehlt es ſomit dem Vertrag nicht an dem Er

die Beſißung an den Kläger verkauft und ihm auf- fordernis der ausreichenden Beſtimmtheit oder Be

gelaſſen. Als der Beklagte von dieſem Verkauf erfuhr, ſtimmbarkeit, ſo iſt ein wirkſamer, den Erforderniſſen

erwirkte er eine einſtweilige Verfügung , auf Grund des § 313 BOB. entſprechender Kaufvertrag zuſtande

deren eine Bormerkung zur Sicherung ſeines Anſpruchs gekommen. Dann aber kann auch kein Bedenken bes

auf Uebereignung der Flächen und Einräumung der ſtehen gegen die Zuläſſigkeit der Sicherung der darin

Grunddienſtbarkeit im Grundbuch eingetragen wurde. begründeten Anſprüche durch eine Vormerkung, denn

Mit der Alage verlangt der Kläger die Einwilligung der § 883 BOB . ſagt nicht, daß an die Beſtimmtheit

des Beklagten in die Löſchung der Vormerkung, da der des Inhalte der Vormerkung ſtrengere Anforderungen

ihr zugrunde liegende Vertrag wegen Unbeſtimmtheit zu ſtellen ſeien als an die des zu ſichernden Anſpruchs.

der Leiſtung des Berläufers nichtig ſei . Die Klage Damit fällt aber der Hauptangriff der Reviſion, daß

wurde abgewieſen, die Berufung blieb erfolglos . Das ein durch eine Bormerkung zu ſichernder Anſpruch noch

NO. verwarf die Reviſion. nicht vorhanden war, als die Auflaſſung an den Kläger

Gründe: Auf dem Grundbuchblatt des jeßt dem erfolgte, weil der Beklagte bis dahin die in fein

Klägergehörenden Grundſtücs ſteht noch aus der Zeit billiges Ermeſſen geſtellte Entſcheidung noch nicht ge

vor ſeinem Eigentumserwerb eine Vormerkung zur troffen hatte. " Die Reviſion irrt aber auch darin , daß

Sicherung von Anſprüchen auf Einräumung gewiſſer auch dieſe dem Beklagten überlaſſeneEntſcheidung dem

Rechte für den Beflagten aus dem von dieſem rechts Formzwange des § 313 BGB. unterliege. Für ſie ge

zeitig angenommenen Angebot des M. Der Kläger nügt eine formloſe Erklärung , da es ſich bei der nach

verlangt die Einwilligung in die Löſchung, da infolge folgenden näheren Beſtimmung nicht um eine der Form

Unbeſtimmtheit der Beiſtung kein wirkſamer Vertrag bedürftige Abänderung , ſondern nur um eine im Ver

zwiſchen M. und dem Beklagten zuſtande gekommen trage bereits vorgeſehene, nach § 315 BOB. außer

ſei . Träfe das zu, ſo würde die Vormerkung aller- halb des Vertrags zuläſſige und daher formfreie Er

dings troß ihrer Eintragung mit dem durch ſie zu gänzung handelt. (ürt. des V. ZS. vom 28. Februar

ſichernden Anſpruch hinfädig ſein , denn wenn der Ver- 1914, V 437/13) .

trag keine Verpflichtung zurEigentumsübertragung be

gründen würde, der Anſpruch alſo nicht rechtsbeſtändig II .

wäre, ſo wäre für eine Vormerkung kein Raum und

der Anſpruch auf Löſchungbegründet. Das BG. ver- Angihließung aus einem Aerzte:Verein ; der Au8 :
neint jedoch mit Recht die Annahme des Klägers von geſchloſſene fann mit dem Antrage klagen , den Aus:

der Ungültigkeit des zwiſchen dem Beklagten und M. ichließungsbeſchluß für unwirkſam zu erklären , auch wenn

geſchloſſenen Vertrags. Der Angriff der Reviſion iſt er vor der Ausſchließung ſeinen Øustritt erklärt hat.

inſofern nicht völlig klar, als ſie erflärt, die Bes Wann verſtößt das ſog. Verkehrs -Verbot gegen die

1
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guten Sitten? Aus den Gründen : 1. Obwohl die Gewaltmittel nur gegriffen , um ein Ziel zu erreichen ,

Kläger infolge des wirkſamen Austritts nicht mehr das erlaubt geweſen ſei, weil es ſich für den bes

Mitglieder der Vereins waren, als ſie ausgeſchloſſen klagten Verein darum gehandelt habe,' einer Ber:

wurden , hält das BG . ſie für berechtigt, darauf zu elendung des ärztlichen Standesdurch eine in der Eins

tlagen, daß die Unwirtſamkeit der Ausſchließung feſt= | richtung der Bahnarztſtellen liegende Schmälerung

geſtellt werde. Die Ausſchließung aus einem Vereine freier ärztlicher Berufstätigkeit vorzubeugen . Das

hänge in der Regel einen Makelan ; auf die Aus- ichließt aber die Annahme der Sittenwidrigkeit des

ſchließung der Kläger treffe dies beſonders zu, weil gegen dieKläger gerichteten Vorgehens nicht aus. Selbſt

nach der Bereinsjagung der Ausſchluß nur wegen ein billigenswertes Beſtreben wird ſittenwidrig, wenn

ſtandesunwürdigen Verhaltens erfolgen könne. Hier ein Berufsverein , um für die Berufsgenoſſen wirts

bedeute alſo die Ausſchließung eine Brandmarkung der ſchaftliche Vorteile zu erlangen , andere ſeinenSagungen

Kläger als ſtandesunwürdiger Aerzte . Sie ſet ges nicht unterworfene Berufsgenoſſen ſeinem Millen ges

eignet, die Aläger nicht nurvor ihren Berufsgenoſſen, fügig zu machen ſucht und dieſes Ziel mit Mitteln

ſondern auch vor ihren Mitbürgern herabzuſeßen und verfolgt, die daraufberechnet ſind,biszur Unterwerfung

damit ihre geſellſchaftliche Stellung zu untergraben unter den Vereinswillen die Gemaßregelten planmäßig

und ſie wirtſchaftlich zu ſchädigen. Die Wirkungen der in ihrer Berufstätigkeit zu beeinträchtigen, ihre geſell

Ausſchließung reichten alſo bis in die Gegenwart und ſchaftliche Stellung zu erſchüttern und ſie in ihrem

die Kläger hätten daher ein rechtliches Intereſſe an Ehrempfinden zu verleßen. Es braucht hier nicht unter:

der Feſtſtellung ihrer Unwirtſamteit. Jm Ergebniſſe ſucht zu werden , ob ſich in anderen Fällen ,wenn eine

ſtehen dieſe Ausführungen im Einklange mit derreichs. gewollte Einwirkung auf die Willensentſchließungen

gerichtlichen Rechtſprechung. An ihr iſt feſtzuhalten der Betroffenen nicht erhelt, mit der Rechtſprechung

ungeachtet der Bedenten, die jüngſt geltend gemacht des VI. ZS. (ROS. 64, 155 ff.; 79, 17 ff.) je nach dem

worden ſind (Benel, DJ8. 1913 S. 84 ; þeinsheimer, Grade der geplanten Schädigung und ihrem Berhälts

Mitgliedſchaft und Ausſchließung S. 64 ff .). Wird niffe zu dem das Einſchreiten veranlaſſenden Ber:

die Unwirtſamkeit einer dem Austritte nachfolgenden halten der Gemaßregelten annehmen ließe, die Maßres

Ausſchließung zivilgerichtlich feſtgeſtellt, ſo hat dies gelung ſei dem Vereine erlaubt. Jeder Strafbefugnis

weder, wie Feinsheimer a. a. D. S.66 meint, die Be- und damit auch der Brandmarlung durch den Verein

deutung einer die Fortdauer der Mitgliedſchaft aus- waren die Kläger durch den Austritt entrüdt, weshalb

ſprechenden Entſcheidung, noch auch iſt das Weſentliche auch nicht zu prüfen iſt, ob die Kläger ſtandesunwürdig

der Feſtſtellung der Zeitpunkt, in dem die Mitglied- ober jagungswidrig gehandelt haben. Die Sittens

ſchaft geendet hat. Das Urteil ſpricht vielmehr nur widrigkeit eines Vorgehens, durch das ein Arzt in

dem Bereine das Recht ab, ſich dem Kläger gegenüber ehrverleßender Weiſe und unter Erſchütterung ſeiner,

auf den Standpunkt zu ſtellen , er ſei nach derSapung | Stellung planmäßig von dem für die Ausübung ſeiner

verpflichtet, ſich eine ſolche Maßregelung gefallen zu Berufstätigkeit erforderlichen beruflichen Berlehre mit

laffen . Es entzieht dem Bereine die Befugnis, fich anderen Aerzten abgeſchnitten wird und ſo gezwungen

dem früheren Mitgliede gegenüber auf den Aus- werden ſoll, im Intereſſe der Verbeſſerung der Ers

ſchließungsbeſchluß zu berufen, ſchneidet ihm daher werbsbedingungen anderer Aerzte eine ärztliche An

insbeſondere für das Privatllage- Verfahren, das die ſtellung aufzugeben, kann ſchon wegen ihrer inneren

widerſprechenden Schriftſteller dem nachträglich Augs Verwandtſchaft mit der durch § 253 StGB. unter Straf:

geſchloſſenen allein offen halten wollen , die Berufung drohung geſtellten Handlung (vgl. NOSt. 32, 335 )

daraufab, daß die ehrenrührige Ausſchließung in der nicht bezweifelt werden . (Urt. des IV. ZS. vom

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen geſchehen ſei, 29. Januar 1914, IV 567/1913) . V.

und kann in einem ſolchen Verfahren auch zu einer

Ausſeßung nach § 261 StPO. führen. Von der zurüd

liegenden Ausſchließung können daher Wirkungen unter III .

den Parteien ausgehen, die in die Gegenwart reichen.
Die Frage ihres Beſtehens kann deshalb auch das Bes $ 120 a GewO. als „ Schuhgeſet ". Aus den

ſtehen eines Rechtsverhältniſſes betreffen und den Gründen: Der Anſpruch aufSchmerzensgeld iſt bes

Gegenſtand einer Entſcheidung i. S. des 8 256 SPD. rechtigt. Zwiſchen den Streitteilen beſtand ein Lehrs

bilden. vertrag, der den Beklagten verpflichtete und bes

2. Die Entſcheidung, daß der Verein das gegen die rechtigte, den Kläger im Sattlereibetriebe zu unters

Kläger erlaſſene Verkehrsverbot aufzuheben und die weiſen und zu beſchäftigen, auch an der gefährlichen

Aufhebung der „ Geſellſchaft der Aerzte“ tn M. mitzu- Krempelmaſchine. Wenn die Schadenserſaßpflicht des

teilen hat, iſt bedenkenfrei (SS 826 , 249 BOB .). Die Bellagten nur aus dieſem Vertragsverhältniſſe begründet

Vorausſeßungendes § 826 ſind durch die Handlungen wäre, dann würde der Anſpruch auf Schmerzensgeld

des Vereins erfüllt. Das BG. ſtellt feſt, daß die Kläger ausgeſchloſſen ſein . ($S 253, 618 Abſ. 3 BGB ., Urteile

empfindlich in der Ausübung ihres ärztlichen Berufs RO. III 338/06 , 96/07). Die vertragliche Haftung ſchließt

und damit in ihrer geſellſchaftlichen Stellung ſowie in aber die außervertragliche nicht aus. Die Vertragss

ihren Erwerbsausſichten dadurch betroffen ſind, daß verlekung kann zugleich eine unerlaubte Handlung ſein

das von dem Verein erlaſſene Verkehrsverbot von den
( RO . III 89/07, 347/11 ; 3W. 1912, 339 ; SeuffArch. 61

anderen Aerzten in 1. und von den Aerzten in M. Nr. 80 ; Gruchot 50,984 ; JW . 1907, 830; „ Necht' 1912

ſtreng befolgt wird ... , daß weiter die an der Be- Nr 1467) . Das iſt hier der Fall. Der 120 a GewO.,

ichlußfaſſung der Mitgliederverſammlung beteiligten wonach der Gewerbeunternehmer u . a . die Borrichtungen
Vereinsmitglieder ſowie die an der Hinausgabe des herzuſtellen hat, die zum Schuße der Arbeiter – auch

Beſchluſſes beteiligten Vertreter des Vereins nicht nur der Lehrlinge gegen gefährliche Berührungen mit
die ſchädigende Wirkung des Verkehrsverbots voraus- Maſchinen oder Maſchinenteilen oder gegen andere in der
geſehen, ſondern ſogar ſchlechtweg mit der Abſicht ge- Natur der Betriebsſtätte oder des Betriebes liegende

handelt hätten, die Kläger wirtſchaftlich zu ſchädigen Gefahren erforderlich ſind , iſt ein den Schutz eines

und ſie vor der Deſfentlichkeit zu brandmarfen, und anderen bezweifendes Geſej". Wer dagegen verſtößt,
daß endlich der beflagte Verein bei dieſem Verhalten haftet gemäß 823 Abſ. 2 BGB. nach den Vorſchriften

darauf ausgegangen ſei, den Klägern ſeinen Willen über unerlaubte Handlungen. Bei Verlegung der durch

aufzugwingen, fie nämlich zu nötigen , ihre Bahnarzt- $ 120 & vorgeſchriebenen Pflichten iſt alſo die Anwens

Stellen aufzugeben. Das BG. führt weiter aus, der dung des § 847 BOB. nicht ausgeſchloſjen (JW . 1907,
beklagte Verein habe unter Ausnüfung der Macht 830 ). (Urt. d . III. ZS. v . 17. März 1914, III 501/13 ).

ärztlicher Organiſationen zu einem ehrverlegenden
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IV.
Urteils hinausläuft, mag er auch auf einer nach Erlaß

des Herſtellungsurteils erteilten vertrauenswürdigen

Berufungdes Ghegatten auf guten GlaubenimFalle Auskunft eines Rechtsverſtändigen beruhen. Vielmehr

des $ 1567 Abſ. 2 Nr. 1 BGB. Å us den Gründen : iſt der Reviſion darin beizupflichten , daß der ganze

DasOlG. ſieht als erwieſen an , daß nach Erlaß des Zweď des Herſtellungsurteils in Frage geſtellt würde,

Urteils vom 24. März 1911 der Prozeßbevollmächtigte wenn man das zuließe. Wie dieſer Zwed in Ver

der Beklagten dieſer erklärt habe, fie fönne zunächſt bindung mit der Rechtstraft dazu nötigt, zur Rechts

eine Aufforderung des Klägers abwarten, ehe ſie zu fertigung der Weigerung häuslicher Gemeinſchaft die

ihm zurüdzukehren brauche, und daß eine ſolche Auf- Änführung neuer Umſtände zu fordern, ſo zwingt er

forderung innerhalb des entſcheidenden Jahres nicht auch dazu, die bloße Berufung auf eine unrichtige Auf

ergangen ſei. Mit Rüdſicht hierauf meint das DiG ., faſſung von der Bedeutung und der Tragweite des

es laſſe ſich nicht feſtſtellen, daß die Beklagte in böss erſtellungsurteils ganz auszuſchließen, wenn keine

licher Abſicht dem Urteile feine Folge geleiſtet habe, neuen Weigerungsgründe geltend gemacht werden ,

und zwar um ſo weniger, als es fios hier nicht um eine ſondern für die Berechtigung der Weigerung lediglich

wiltürliche und unbeſtimmte Meinung der Bellagten , der bereits abgeurteilte oder als abgeurteilt geltende

ſondern um eine ihr von ihrem Rechtsbeiſtand erteilte Tatbeſtand (8 616 ZPD .) in Frage kommt. (Urt. d .

Austunft gehandelthabe, der ſie habevertrauen können. IV . 36. v . 2.Februar 1914, IV 564/13 ).

Die Reviſion bezeichnet dieſe Ausführung mit Recht als 3317

irrtümlich. Damit Scheidung auf Grund des § 1567

Abſ. 2 Nr. 1 BOB. erfolgen kann , iſt allerdings er: V.

forderlich, daß der zur Herſtellung der häuslichen Ge

meinſchaft rechtskräftig verurteilte Ehegatte ein Jahr Borauslegungen für die Anwendung des $ 323 3BO.
lang nicht nur gegen den Willen des anderen Ehe: Aus den Gründen : Das BG. ertennt an, daß

gatten , ſondern auch in böslicher Abſicht dem Urteile die Klage aus § 323 SPD. nicht gegeben ſein würde,

nicht Folge geleiſtet hat. Es iſt ihm deshalb unbesbemwenn durch die im früheren Unterhaltsprozeſſe der

nommen , im Scheidungsverfahren Gründe dafür an- Parteien ergangenen Urteile nur über den Anſpruch

zuführen , daß er ſich troß des Urteils mit Recht von der Frau auf Gewährung von Unterhalt für die Dauer

der häuslichen Gemeinſchaft fernhalte. Die Rechts- des Beſtehens der Ehe oder des Getrenntlebens der

kraft des Herſtellungsurteils unddeſſen Zweď , dem ab- damaligen Ehegatten entſchieden worden wäre. Es
trünnigen Ehegatten die rechtswidrigkeit ſeiner Weiges meint aber, daß in jenen Urteilen keine ſolche zeitliche

rung zum Bewußtſein zu bringen , nötigen indeſſen Begrenzung enthalten und daß deshalb die Klage aus

dazu, im Scheidungsverfahren dem Beklagten die Be- $ 323 zuläſſig ſei. Es weiſt indes die Klage ab, weil

rufung auf ſolche Tatſachen zu verſagen, die er ſchon fich die Verhältniſſe nicht weſentlich geändert hätten.
im Herſtellungsſtreite geltend gemacht hat oder geltend Der Ausgangspunkt des BG. iſt richtig, nicht aber die

machen konnte ( 8 616 ZPO.) . Solche Tatſachen fönnen Auffaſſung von der Bedeutung der früheren Urteile.

daher im Scheidungsverfahren wegen böslicher Ber- Es braucht zunächſt laum hervorgehoben zu werden,

laſſung vom Beklagten zur Begründung des Rechts, daß der ûnterhaltsanſpruch der geſchiedenen Ehefrau

die Herſtellung der Gemeinſchaft zu verweigern, nur von dem für die Dauer der Ehebeſtehenden weſentlich

in Verbindung mit neuen Ereigniſſen zu deren Unter- verſchieden iſt. Dieſer erliſcht mit der Scheidung, jener

ſtüßung geltend gemachtwerden (1. Motive zum I. Entw. entſteht erſt in dieſem Zeitpunkte und nur unter der

eines BOB, IV S.590) . Der gute Glaube des Ber Vorausſeßung, daß der Mann für den allein ſchuldigen

klagten, zur Berweigerung der Gemeinſchaft berechtigt Teil erklärt iſt. Er erfordert ferner im Gegenſaße zu

zu ſein, iſt im Scheidungsverfahren gleichfalls zu bes dem während der Ehegegebenen Bedürftigkeit derFrau.

rüdſichtigen, da auch er das Datbeſtandsmerkmal der Das Maß des der geſchiedenen Frau gebührenden Unter

böslichen Abſicht ausſchließt. Indeſſen zwingen die halts richtet ſich endgültignach der Bebensſtellung des

Rechtsfraft und der Zwed des Herſtellungsurteils auch Mannes zur Zeit der Eheſcheidung, während für den

hier dazu, die Berufung auf guten Glauben nur zu: Unterhaltsanſpruch während des Beſtehens der Ehe

zulaſſen, wenn er ſich auf Tatſachen ſtüßt, deren Geltend- die Verhältniſſe des Mannes maßgebend ſind. Vor der

machung dem beklagten Ehegatten noch geſtattet iſt ( . Scheidung der Ehe ſind die klagebegründenden Tats

Motive a. a. D.) . Um einen Fall, in dem der zur Her- ſachen für den dem unſchuldigen Teile zuſtehenden

ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehe- Unſpruch nicht gegeben, und es iſt daher rechtlich aus

gatte vorbrächte, er ſei zur weiteren Fernhaltung trop geſchloſſen, ſchon während Beſtehens der Ehe über einen

des Urteils berechtigt geweſen, handelt es ſich freilich zukünftigen Unterhaltsanſpruch des Ehegatten aus

hier nicht. Die Beklagte behauptet nicht, ſie ſei be- § 1578 BOB. zu entſcheiden. Troßdem kann die Mögs

rechtigt geweſen, dem Urteile teine Folge zu leiſten , lichkeit nicht geleugnet werden , daß die Richter des

ſondern führt nur an, ſie habe geglaubt, daß ſie ihm Vorprozeſſes aus Rechtsirrtum der Klägerin den Unters

erſt nachzukommen brauche, wenn der Kläger ſie inner- haltsanſpruch auch für den Fall der Scheidung haben

halb des entſcheidenden Jahres dazu auffordere . Was zuerkennen wollen . In dieſem Falle würden allerdings

ſie geglaubt haben wil, war unrichtig . Denn der Ehe- die Urteile des Vorprozeſſes der ießigen Entſcheidung

gatte, der ein Herſtellungsurteil erwirkt hat, iſt, mindes zugrunde zu legen ſein, weil ſie rechtskräftig ſind.

ſtens unter gewöhnlichen Berhältniſſen , feineswegs ges Die dahingehende Annahme des BG . kann aber nicht

nötigt, den anderen Ehegatten zur Befolgung des Urteils gebilligt werden . (Wird näher ausgeführt .) Es ergibt

noch beſonders aufzufordern, ſonderndieſem liegt es fich beſtimmt, daß die Frau früher nur den Anſpruch

ohne weiteres ob (vgl. das Urteil des Senats vom aus den SS 1360, 1361 BOB. erhoben hat, und daß

20. Juni 1910 IV 549/09, Bay3fR. 1910 S. 407), ſeiner- ihr auch nur dieſer zugeſprochen worden iſt. Den

ſeits die zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft Umſtand, daß die Urteilsformel teine zeitliche Ein

erforderlichen Maßnahmen in die Wege zu leiten . ſchränkung enthält, hat das BG. mit Unrecht für ſeine

Droßdem ließe ſich bei der Beklagten allenfalls von Auffaſſung verwertet. Aus der Formel allein iſt nicht

einem Fehlen böslicher Abſicht und davon ſprechen, zu erſehen, welcher Anſpruch den Gegenſtand der Ent:

daß „ eine aus böſem Willen hervorgegangene Zer- ſcheidung gebildet hat,und es muß deshalb auf die
reißung der häuslichen Gemeinſchaft“ nicht gegeben ſei. Entſcheidungsgründe zurüdgegangen werden . Anderer

Allein es geht nicht an, im Falle des § 1567 Abſ. 2 ſeits werden aber darum nicht die übrigen Ausfüh

Nr. 1 dem beklagten Ehegatten die Berufung auf einen rungen in den Entſcheidungsgründen von der Rechts

guten Glauben zu geſtatten, der nur auf eine unrichtige fraſt betroffen. Selbſt wenn alſo die Ausführungen

Auffaſſung von der Bedeutung und der Tragweite des des früheren Urteils dahin verſtanden werden müßten,
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das Urteil, wodurch der Frau die Mente zugebilligt iſt, führungen, die im aufhebenden Urteile nur nebenher

würde an und für ſich auch nach Scheidung der Ehe laufen , auf denen aber die Entſcheidung ſelbſt nicht

bei Beſtand bleiben und der Mann müſſe auch in dieſem beruht, das untere Gericht nicht, und das gilt ing

Falle den Weg des § 323 SBO. beſchreiten , fo fönnte beſondere von Erwägungen , in denen das obere Ge

ſich das BG. hierauf nicht für die Zuläſſigkeit der Klage richt dem unteren ausdrücklich beitritt. Wird daher

aus § 323 berufen . Eine der Rechtskraft fähige Ent- ein Urteil wegen eines Mangels im Verfahren auſs

cheidung über die Fortdauer des Unterhaltsanſpruchs gehoben , ſo hat das Gericht des erſten Rechtszugs zwar

über das Beſtehen der Ehe hinaus würde damit nicht in bezug auf das Verfahren der rechtlichen Auffaſſung

getroffen ſein . Dann aber iſt für die Anwendung des des Bo . zu folgen , im übrigen jedoch iſt es frei . Trifft

8 323 fein Raum. Die Vorſchrift bezieht ſich nicht auf das zu, ſo kann ein ſolches Urteil, auch wenn es ſach

den Fall, wenn der rechtskräftig zuerkannte Anſpruch liche Erörterungen enthält, im Wege der Neviſion ſach

nachträglich infolge einer ſog. rechtsvernichtenden Cats lich nicht angegriffen werden, auch dann beſchwert es

ſache erliſcht. Der Geltendmachung ſolcher Tatſachen vielmehr die Parteien ſachlich nicht. Die Frage, ob

ſteht die Rechtskraft überhaupt nicht entgegen . Der das Verfahren im erſten Rechtszug an einem weſent

§ 323 will aber eine Ausnahme von der regelmäßigen lichen Mangel litt oder nicht, iſt nicht von dem Stand

Rechtsfraftwirkung begründen und er greift nur dann punkte, den dasBG. ſachlich einnimmt oder gar ein

ein , wenn innerhalb des Rahmens des rechtskräftig nehmen müßte, ſondernvom Standpunkte des erſten

zuerkannten Anſpruchs durch nachträgliche Veränderung Nichters aus zu beurteilen . (Urt. des IV. ZS. vom

der UmſtändeeineSachlage geſchaffen wird, welche die 19. Januar 1914, IV 569/13) .

getroffene Entſcheidung für die Zeit feit Eintritt dieſer

neuen Tatſache als unrichtig erſcheinen läßt. An ſich

würde in folchem Falle die Rechtstraft fortwirken, aus

Billigkeitsrüdſichten iſt aber eine Beſeitigung imWege
VII.

der Klage zugelaſſen. (Urt. des IV. ZŠ. vom 5. Ja

nuar 1914, IV 477/13) .
Erſatzuſtellung oder öffentliche Zuſtellung ? Kein

Berſchulden des Hechtsanwalte. Aus den Gründen:

Es braucht nicht entſchieden zu werden, ob die Aus

führungen des DIG .darüber zutreffend ſind, daß die
VI.

Erſabzuſtellung unzuläſſig geweſen ſei, der Schuldner

Juwieweit tanu ein nach $ 539 ZBO. erlañenes
am Tage der Zuſtellung feineWohnung am Zuſtellungs

Urteil mit der Rebifion angefochten werden ? Inwie:
orte gehabt, ſie vielmehr erkennbar aufgegeben habe.

weit iſt das Ilutergericht an ein ſolches Urteil gebunden ?
Denn jedenfalls trifft weder den bellagten Rechts

Aus den Gründen : Gegen Urteile, die von einem
anwaltein Verſchulden noch den Bureauvorſteher, für

DLG. auf Grund des § 539 ZPD . erlaſſen werden, iſt
deſſen Verſehen der Anwalt nach § 278 BGB. zu haften

die Reviſion allerdings zuläſſig, da ſolche Urteile End
hätte. Eine Außerachtlaſſung der erforderlichen Sorg

urteile und nicht Zwiſchenurteile ſind , indem auch ſie
falt war es nicht, daß hier die Aufgabe der Wohnung

den Rechtsſtreit fürdas BG. erledigen . Mitder Reviſion
und damit die Unzuläſſigkeit der Erſatzuſtellung nicht

kann zwar nicht geltend gemacht werden , daß das BG.
erfannt iſt, mag man nun davon ausgehen, daß der

von dem ihm durch § 539 eingeräumten Ermeſſen einen
Nechtsanwalt auch in ſolchen beſonders gearteten Fällen

ungeeigneten Gebrauch gemacht habe, die Art der Aus
die Prüfung der Zuſtellungsfrage dem Bureauvorſteher

übung dieſes Ermeſſens iſt vielmehr der Nachprüfung
überlaſſen tönne, oder verlangen, daß er ſie ſelbſt

durch das Reviſionsgericht entzogen . Wohl aber kann
prüft. Es lag weiter nichts vor, als daß der Schuld

die Reviſion darauf geſtüßt werden, daß das Verfahren
ner ins Ausland geflüchtet war. Das Nichterkennen

im erſten Rechtszug gar nicht an einem weſentlichen
der Vorausſeßungen für die öffentliche oder die Zu

Mangel gelitten habe und daß es deshalb der Auf
ſtellung im Auslande und der Unzuläſſigkeit der Erſats

hebung und Zurücverweiſung an der Grundlage fehle .
zuſtellung war unter dieſen Umſtänden nicht fahrläſſig.

Auf der anderen Seite iſt es ausgeſchloſſen, ein ſolches
Der Prüfende fonnte erwägen, daß die Wohnung auch

Urteil, das feine fachliche Entſcheidung gibt, ſondern
bei längerer Abweſenheit des Jnhabers ihrer Beſtim

ſie ablehnt, aus fachlichen Gründen im Rechtszuge der
mung erhalten bleiben kann, ſofern nur die Rüdkehr

Reviſion zu befämpfen . Sachlich kann ein nach § 539
zu erwarten iſt (Stein II zu § 180 der 8ⓇO.) . Auch

ergangenes Urteil feiner der Parteien zur Beſchwerde
wenn der Schuldner ins Ausland geflüchtet“ war,

gereichen . Nun finden ſich freilich hier im Berufungs
konnte auch der ſorgfältig und gewiſſenhaft die Bers

hältniſſe Abwägende ſchuldlos zu der Auffaſſung ges
urteil auch ſachliche Erörterungen, aber die Entſcheis

dung beruht nicht auf ihnen , ſondern allein auf einem
langen, daß die Abſicht des Schuldners, zurüđzutehren

prozeſſualen Grunde. Die ZPO. enthält keine aus
und die Ausſicht auf deren Verwirklichung nicht auss

drüdliche Beſtimmung darüber, daß und inwieweit in
geſchloſſen ſeien. Es durfte damit gerechnet werden,

den Fällen der $8 538, 539 das Gericht des erſten
daß das Flüchtigwerden des Inhabers nicht ſchlechthin

Rechtszugs an das Urteil des BG. gebunden iſt. Jn
die Jnhaberſchaft aufhören läßt (Stonießfi 2 zu § 181

deſjen fann fein Zweifel beſtehen , daß die in $ 565
ZPO .). Das LG .Meß wirft in einer vom DLG . Colmar

Abſ. 2 für das Verhältnis des BG. zu einer aufhebenden
( Jur. Wſchr. f. Eli. -Lothr . 16 S. 12) gebilligten Ents

Entſcheidung des Reviſionsgerichts gegebene Vorſchrift
ſcheidung mit Recht die Frage auf, in welcher Lage

auch in den Fällen der $ 538 und 539 entſprechend
wohl der Gläubiger wäre, der beantworten müßte,

anzuwenden iſt (vgl . SeuſſArch . 56 S. 113 ). Das er:
ob Flucht und Auſgabe der Wohnung oder vorüber:

gibt ſich aus der formellen Rechtskraft des Berufungs
gehende Abweſenheit vorliege, und kommt zutreffend

urteils und aus der Stellung des untergeordneten zum
zu dem Schluß, daß die Antwort „möglichſt lange zu:

übergeordneten Gericht. Auch würde ſonſt ein ends
gunſten des Beſtehenden “ lauten müſſe. Wenn der,

loſes ħins und Herſchieben zwiſchen dem erſten und
der hier die Zuſtellung veranlaßt hat, von derſelben

dem zweiten Gerichte möglich ſein . Die Auſnahme der
Erwägung ausging, und der Flucht des Schuldners

die im Intereſje der Rechtsſicherheit unerwünſchte Be
ausdrüdlichen Vorſchrift des § 5115 Abſ. 2 geſtattet für

die Fälle der $8 538, 539 feinen Schluß aus dem Gegen
deutung einer Wohnungsauſgabe nicht beimaß, jo

ſaße. Aber wie im Falle des § 565 Abſ. 2, ſo beſchränkt
verſtieß eine ſolche Würdigung der Tatſachen nicht

ſich auch hier die Bindung des unteren Gerichts darauf,
gegen die Vertragspflichten und gegen die im Verfchr

erforderliche Sorgfalt. (Urt. des III . ZS. vom

daß es die der Aufhebung zugrunde gelegte rechtliche

Beurteilung auch ſeiner Entſcheidung zugrunde zu legen
20. Februar 1914, III 483/13) .

hat . Hier wie dort binden dagegen rechtliche Aus

3314
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VIII. die Entſcheidung des StammerG . vom 18. März 1901

( Jahrb. 21 S. 240) angenommen, daß die Ausſeßung
Mangelhafter Latbeſtand. Aus den Gründen :

des Verfahrens nicht ichon dadurch gerechtfertigt iſt,
Der Tatbeſtand des angefochtenen Urteils enthält nach

daß ein ſtreitiges Rechtsverhältnis die Entſcheidung
einer eingehenden Darſtellung des Sach- und Streit

beeinfluffe, fondern daß die fofortige Erledigung des
ſtandes den Saß : „ Wegen des Vorbringens derPar

Eintragungsantrags von ſo ſchwerwiegender Bedeutung
teien im übrigen wird auf die vorbereitenden Schrift

ſein muß, daß zur Vermeidung der Schädigung weſent
fäße Bezug genommen “. Dadurch wird der geſamte licher Intereſſen die Auslegung geboten iſt. Daß dies
Inhalt aller Schriftfäße 2. Jnſtanz von zuſammen

der Fall ſei, hat es verneint. Es hat auch noch darauf
etwa 260 Seiten Teil des Tatbeſtandes. Dieſer bildet

hingewieſen, daß leo 6. der einzige Geſchäftsführer
demnach nicht eine gedrängte Darſtellung des Sach :

iſt und daß für die Geſellſchaft erhebliche Nachteile
und Streitſtandes “, wie ſie der § 313 Ábs. 1 Nr. 3

erfordert. Durch die zu weit gehende Bezugnahme
erwachſen können, wenn ſeine Beſtellung der Wir

fung des öffentlichen Glaubens entbehrt. Gegen dieſen
wird auch die Nachprüfung des Urteils weſentlich

Standpunkt iſt nichts einzuwenden. Das Regiſter
erſchwert, ja zum Teil unmöglich gemacht. Ob und

gericht darf von der Ausſeßungsbefugnis des §127
wiedie Behauptungen, deren Nichtberüdſichtigungoder

nicht ohne triftige Gründe Gebrauch machen . Ver
unrichtige Würdigung die Reviſion rügt, in der Schluß

langt ein ſtreitiges Rechtsverhältnis eine wichtige un
verhandlung vorgetragen und ob die von der Reviſion

aufichiebliche Verfügung, ſo muß das Hegiſtergericht
angegriffenen Feſtſtellungen mit dem Parteivorbringen

ſelbſt das ſtreitige Rechtsverhältnis prüfen . Das iſt
im Einklange ſtehen, läßt ſich nur ſehr ſchwer und

hier umſomehr nötig, als feine Gewähr dafür beſteht,
zum Teil überhaupt nicht feſtſtellen . Deßteres deshalb,

daß Fritz E. ſeine äußerlich noch beſtehende Geſchäfts
weil der Jnhalt der vorbereitenden Schriftfäße mit:

führereigenſchaft nicht zum Nachteile der Geſellſchaft
einander oder mit der Darſtellung im Tatbeſtande in

mißbraucht. Beſchl. des 1. ZS. vom 23. Januar 1914,
Widerſpruch ſteht. (Wird ausgeführt) . Danach rechts

Reg . III 2/1914). W.

fertigt ſich die Aufhebung des Urteils wegen Verſtoßes

gegen § 313 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. (Urt. D. III. ZS . vom

16. Januar 1914, III 292/13).

B. Strafſachen.

I.

Der Juhaber eines Wandergewerbeſcheinsbedarf

Oberſtes bandesgericht. neben demDrudſchriftenverzeichnið noch des Legitimas

A. Zivilſachen.
tionsſcheine nach $ 43 ubi. 1 GewD . zur Ausübung

der daſelbſt bezeichueten Betriebsart. Die in M. woh

Aus welchen Gründen fann bei ſtreitigen Rechte: nende M. ' iſt im Beſiße eines Wandergewerbeſcheins

berhältniſſen eineGeſellſchaft m. b. $ . das Regiſtergericht und eines genehmigten Verzeichniſſes von Drudſchriften,

die Berfügung biế nach der Entſcheidung des Rechte: insbeſondere von Anſichtskarten, die ſie in der Stadt

ſtreit: ansjeben ? (8 127 FOG. ) . Auf die Anmeldung M. auf öffentlichen Pläßen gewerbsmäßig im Umher

des Ingenieurs Friß E. als alleinigen Geſchäftsführers ziehen verkaufte. Sie wurde nach § 148 Ziff. 5 GewO .

wurde die Firma B.- F.- Geſellſchaft m. b . H.am12. Fe- verurteilt, weil ſie die nach § 43 GewO. erforderliche

bruar 1913 in das Geſellſchaftsregiſter eingetragen. Erlaubnis der Ortspolizeibehörde R. nicht erholt hatte.

Die Stammeinlagen gingen auf Fritz E. über, der 3hre Neviſion wurde verworfen.

alleiniger Geſellſchafter wurde. Am 29. April 1913 Aus den Gründen : Jrrig iſt die Annahme

wurde eine notarielle Urkunde errichtet, wonach Friß des 16., daß ſich aus § 56 Abſ. 1 GewO . die An

E. ſeine Geſchäftsanteile auf die Firma A.-S.-2. in wendbarkeit des § 43 auf den Gewerbebetrieb im Um

London übertrug. Am 26. Juli 1913 meldete E. zur herziehen ergibt. Die GewO . ſelbſt fennt keine ſach

Eintragung an, daß er ſein Amt als Geſchäftsführer lichen Beſchränkungen des ſtehenden Gewerbebetriebs,

niedergelegt habe. Dieſe Anmeldung wurde aber zurüd- d . h . ſie enthält keine Beſtimmungen, durch welche ge

gewieſen, weil die geſeßlichen Vorausſeßungen nicht wiſſe Waren vom Feilbieten im ſtehenden Gewerbe

erfüllt waren. Am 13. September 1913 meldete der betriebe ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen ſind; § 56

Kaufmann Leo C. in B. an , daß E. als Geſchäftsführer Abſ. 1 hat nur Beſchränkungen im Auge, die dem

ausgeſchieden, er ſelbſt beſtellt und daß der Siß der ſtehenden Gewerbebetrieb nach dieſer Richtung durch

Geſellſchaft nach B. verlegt worden ſei. Dem Vollzuge andere reichs- oder landesgeſebliche Beſtimmungen auf

der Anmeldung widerſprach Friß E .: Er habe zwar am erlegt werden. § 43 enthält keine fachlichen Beſchräns

29. April 1913 ſeine Geſchäftsanteile an die A.-S.-L. fungen i. S. des § 56 Abſ. 1, er macht nur den da

abgetreten, er habe aber den Vertrag ſofort wegen ſelbſt bezeichneten Gewerbebetrieb von dem Nachweiſe

Jrrtums und Täuſchung angefochten . Gegen die A.-S.- 2. perſönlicher Eigenſchaften des Gewerbetreibenden ab

habe er auf Feſtſtellung geklagt,daß die Anteile der hängig , ſo daß der $ 56Abſ. 1 keine Handhabe für die

0.- F.-Geſellſchaft noch ihm zuſtehen . Das Regiſter- Anwendbarkeit des § 43 Abſ. 1 auf den Gewerbebetrieb

gericht fekte der A.-S.-L. die Verbeſcheidung der Anmel- Uinherziehen bildet

über die Inhaberſchaft der Geſchäftsanteile der V.- F- dieſen Gewerbebetrieb anwendbar. Er iſt aus ſicher

Geſellſchaft gemäß § 127FOG. aus . Auf die Beſchwerde heits- und ſittenpolizeilichen Rückſichten weiteren und

der A.-S.- 1 . hob das 1o. dieſe Verfügung auf. Gegen ſtrengeren Beſchränkungen unterworfen, als der ſtehende.

dieſen Beſchluß legte Friß E. weitere Beſchwerde ein, Daraus ergibt ſich, daß der ſtehende Betrieb nicht

die zurückgewieſen wurde. ſchlechter geſtellt ſein kann als der Gewerbebetrieb im

Gründe : Nach § 127 FOG. fann das Regiſter- Umherziehen und daſ Erſchwerungen des erſteren

gericht die Entſcheidung ausſeßen, bis über das Rechts- auch den lekteren treffen, wenn nicht die GewO.

verhältnis im Rechtsſtreit entſchieden iſt, wenn eine eine Ausnahme enthält. Die GewO. enthält keine

Verfügung von der Beurteilung eines ſtreitigen Rechts- Beſtimmung des Begriffs „ ſtehender Gewerbebetrieb “,

verhältniſſes abhängig iſt. Gleiche Befugnis hat das wohl aber eine ſolche des Begriffs „ Gewerbebetrieb

Beſchwerdegericht. Db es zweckmäßig ſei, das Ver- im Umherziehen “ (8 55) ; ſie ſieht alle Betriebsformen

fahren auszuſeßen, iſt Tatfrage . Die weitere Beſchwerde als ſtehende Gewerbe an, die nicht ausdrücklich als

wäre nur begründet, wenn das LG. von irrigen rechts Gewerbebetrieb im Umherziehen bezeichnet ſind. Die

lichen Vorausſeßungen ausgegangen wäre . Dies iſt GewO. behandelt in Tit. II das ſtehende Gewerbe, in

nicht der Fall. Das LG. hat unter Bezugnahme auj Tit . III den Gewerbebetrieb im Umherziehen ; daraus

im lebargement en bilis nachſtehenden Gründen § 43 auf
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folgt aber noch nicht, daß die unter dem einen Titel

aufgeführtenBeſtimmungen grundſäßlich von der An

wendung auf den anderen ausgeſchloſſen ſind . Stehen

Wortlaut und Zweďnicht entgegen, ſo wirddie gegen

ſeitige Anwendbarkeit gegeben ſein, wenn ſie ſich aus

der Natur der Sache ergibt. Dies wird der Fall ſein ,

wenn die in verſchiedenen Titeln behandelten Stoffe

im weſentlichen gleich ſind und nur in einem Titel

eine geſeßliche Vorſchrift enthalten iſt. Die auf der

äußeren und inneren Anordnung des Stoffes beruhende

Stellung einer Vorſchrift iſt nur ein untergeordnetes

Auslegungsmittel .

S 43 Gewo. betrifft den fog. fliegenden Buch

handel“; er iſt zwar unter Tit. II untergebracht, aber

die Eigenart dieſes Gewerbebetriebs, der Wortlaut und

Zweckund die Entſtehungsgeſchichte erfordern die Ans

wendbarkeit auf den Gewerbebetrieb im Umherziehen .

§ 43 (8 41 des Entw.) entſtand aus der Erwägung,

daß gerade bei Preßerzeugniſſen der Vertrieb durch

Ausbieten und Ausrufen auf öffentlichen Straßen und

durch öffentlichen Anſchlag einer beſonderen Aufſicht

bedarf, weil er den ſtädtiſchen Verkehr beläſtigen und

die öffentliche Ordnung gefährden fann . Dieſe Er

wägungen wurden auch vom Meichstage gebilligt (Sten.

Ber. 1869, 1 , 426, 430; 2 , 1091) und waren maßgebend

bei Schaffung der Gewerbenovelle vom 1. Juli 1883,

der eine Verſchärfung der Beſtimmungen über den

Gewerbebetrieb im ümherziehen betraf. ( ReichstDr.

1882/83 Anl.-Bd. 5 S. 15 ). Danach iſt der fliegende

Buchhandel ( d. i . der Hauſierhandel mit Drukſchriften

an dem Wohnort oder dem Orte der gewerblichen

Niederlaſſung des Buchhändlers)fein eigentlicher ſtehen

der Gewerbebetrieb, ſondern ſteht auf einer Stufe mit

dem Gewerbebetriebe im Umherziehen und die Einfügung

des § 43 unter den Tit. II will ſagen, daß dieſe Vor

ſchrift auch das ſtehende Gewerbe entgegen ſeiner

ſonſtigen Bewegungsfreiheit trifft. & 43 iſt fonad eine

Sondervorſchrift, die durch die Eigenart der Verbreitung

von Drudſchriften veranlaßt iſt und Störungen der

öffentlichen Ordnung und Beläſtigungen verhindern

ſoll. Da dieſe Gefahren ebenſo durch den anſäſſigen

wie durch den wandernden Gewerbetreibenden hervor:

gerufen werden können, muß § 43 die beiden umfaſſen.

Zu dem gleichen Ergebniſſe führt der Vergleich

des š 43 mit den ss 5 und 30 Abſ. 2 Preßo., dem

Art. 37 PolStGB. und den Art. 12 und 13 AOŠIPO.

Nach § 5 PreßG. und § 43 Abſ. 6 GewO. kann die

nicht gewerbsmäßige öffentliche Verbreitung von Dru &

ſchriften durch die Ortspolizeibehörde aus denſelben

Gründen verboten werden, aus denen nach § 43 Abſ. 2

Gewo. die gewerbsmäßige öffentliche Verteilung von

Drudſchriften unterſagt werden kann . § 5 PreßG. und

die bezeichneten landesrechtlichen Beſtimmungen treffen

jedermann ; durch die Aufnahme der Vorſchriften des

§ 43 Abſ. 2 GewO. in § 5 Preßo. und durch die in

Š 148 GewD. enthaltene Androhung der gleichen Strafe

für die Verfehlungen gegen die beiden Vorſchriften iſt

die Wechſelbeziehung hergeſtellt. Es iſt deshalb ſelbſt

verſtändlich , daß für

Borſchriften des § 43 Abſ. 1 ebenfalls jeden treffen ,

der dieſen Zweig des Gewerbes betreibt . Der Inhaber

eines Wandergewerbeſcheines bedarf daher neben dem

Drudſchriftenverzeichnis noch des Legitimationsſcheines

nach § 43 Abſ.1 GewO., falls er die dajelbſt bezeich

nete Betriebsart ausüben will . (Urt. vom 3. März 1914,

Rev. Reg . Nr. 43/1914) . Ed .
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II .

Beginn und Dauer der 3mpjpflicht und der ſtraf

rechtlichen Verantwortlichkeit der geſetzlichen Vertreter.

Die am 10. Mai 1898 geborne, eheliche Tochter Johanna

des Angeklagten X beſucht ſeit der am 1. Mai 1911

erfolgten Entlaſſung aus der Werftagsſchule die Sonn

tagsſchule; ſie iſt der Wiederimpjungentzogen geblieben ,

die 1910 auf Auffordern des Bezirksamts hätte vors

genommen werden ſollen. Der Angellagte wurde daher

zweimal auf Grund des § 14 Abf. 2 Jmpfo. beſtraft.

Durch eine zugeſtellte Verfügung des Bezirksamtswurde

er aufgefordert, bei Meidung wiederholter Strafe ſeine

Tochter alsbald dem Bezirksarzt zur 3mpfung vors

zuführen. Nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt teilte

der Ängeklagte dem Bezirksamte mit, daß ſich ſeine

Tochter wegen ihres Abſcheus vor der Impfungnicht

impfen laſſe. Das Scho . verurteilte nach § 14 Abſ.2

Impfo ., das 16. ſprach frei, da zwar die Tochter

auch als Beſucherin der Sonntagsſchule nach bages

riſchem Rechte Zögling einer öffentlichen Lehranſtalt

i .S. des § 1 Abſ.2 Jmpfo . und daher wiederimpf

pflichtig ſei, aber für ihre Weigerung fich impfen zu

laſſen nicht das Verhalten des Angeklagtenbeſtimmend

war, der als Jmpfgegner von der Jmpfung abgeraten

hat. Das Urteil wurde aufgehoben.

Aus den Gründen : Aus den SS 1 , 3 und 4

JmpfG ., nicht minder aus der Begründung des Entw .

im allgemeinen und zu § 1 (NTVerh. 3. Anl.-Bd. 1874

S. 23 ff.) ergibt ſich , daß für die Frage, ob jemand

wieder geimpft werden ſoll, die Feſtſtellung notwendig

iſt, ob er in ſeinem 12. Lebensjahr Zögling einer öffents

lichen Lehranſtalt oder Privatſchule war, oder nur

eine Sonntags- oder Abendſchule i . S. des § 1 Jmpio .

beſuchte. Nicht die Zugehörigkeitzu einer öffentlichen

Lehranſtalt oder Privatſchule allein , ſondern ſie und

das 12. Bebensjahr zuſammen begründen die Pflicht zur

Wiederimpfung ; wer fonach im Laufe ſeines 12.Lebens .

jahres nicht Zögling einer öffentlichen Lehranſtalt oder

Privatſchule iſt, ſondern nur eine Sonntags- oder

Ábendſchule i. S. des JmpfG . beſucht, oder z . B. wegen

Krankheit oder aus anderen Gründen einer Schule

überhaupt ferne geblieben iſt, der iſt nicht wiederimpf

pflichtig und wird es nie wieder. Wer alſo im 12. Lebens

jahre nicht wiederimpfpflichtig war, wird es nichtdes

wegen , weil er ſpäter Zögling einer öffentlichen Lehr

anſtalt oder Privatſchule war oder iſt. Beſteht aber

die Impfpflicht, dann dauert ſie ohne Rücſicht auf das

Bebensalter und den Austritt aus der Schule bis zu

ihrer Erfüllung fort, d . i. ſolange, bis mit Erfolg wieders

geimpft wurde oder bis zur 3. erfolgloſen Wieder

impfung (BIAdmPr. 29 S. 6, 7 und 19) . Die Jmpf:

pflicht nach § 1 Nr. 1 beginnt im Laufe des auf das

Geburtsjahr folgenden Jahres, die Impfpflicht nach § 1

Nr. 2 (Wiederimpfungspflicht) im Baufe des Jahres,

in welchem das Kind 12 Jahre altwird und Zögling

einer öffentlichen Lehranſtalt oder Privatſchule iſt, und

jede dieſer Pflichten dauert nach $$ 3, 4 und14 JmpfG.

und § 1626BOB. ſolange, als das sind minderjährig

iſt . In der Begr. d . Entw . iſt dies ausdrüdlich hervor

gehoben .

3nBayern erſtređt fich die mit der Vollendung

des 6. Lebensjahres beginnende Pflicht zum Beſuche

der Volksſchule auf die Dauer von 10 Jahren, von

denen 7 auf den Beſuch der Werktagsſchule, fonach

einer öffentlichen Lehranſtalt treffen . Da mithin das

12. regelmäßig in

öffentlicheVerbreitungvon Drudſchriften geltenden Werttagsſchule fatit ---vonden hier nicht zu erörternden
Fällen des § 13 Jmpfo . abgeſehen — iſt in Bayern jeder

zwölfjährige Werftagsſchüler impfpflichtig. Johanna X

hat in ihrem 12. Lebensjahre die Werktagsſchule bes

fucht ; in dieſem Jahre begann die Impfpflicht und

dauerte bis zur Vollendung ihres 21. Lebensjahres

(S 2 BGB. , 8 14 Jmpio .). Es iſt deshalb nicht not

wendig, auf die Frage näher einzugehen, ob der ders

zeitige Beſuch der Feiertagsſchule durch die nun 15 Jahre

alte Johanna X einen Einfluß auf die Wiederimpfs

pflicht hat. Richtig iſt übrigens die Anſchauung des

BO., daß in Bayern die Feiertagsſchule ( ſeit 1. Jas

mtuar 1914 Fortbildungsſchule genannt) öffentliche Behr:

anſtalt iſt. Es hat daher mit Recht - wenn auch

aus nicht zutreffenden Gründen die Impfpflicht der

Johanna X angenommen .
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Da wegen des Alters minderjähriger Perſonen die weichen habe. Dieſe Anſchauung erachtete das Mes

Erfüllung der Pflicht von ihnen nicht verlangt werden viſionsgericht als irrig.

tann, iſtdurch SS 12 und 14 Impfo. den geſeblichen Aus den Gründen : Unter „ polizeilicher Ge

Bertretern dieErfüllung der Pflicht auferlegt worden ; nehmigung “ i. S. des § 367 Nr. 15 Stób. iſt nur

kommen ſie ihr nicht nach , ſo werden ſie nach § 14 eine ba u polizeiliche Genehmigung zu verſtehen, wie
Abſ. 2 beſtraft. Die Strafe follzugleich die geſetze 17. Februar 1901

lichen Bertreter zwingen, ihre Kinder impfen zu laſſen.
ſie in 8 6 BauD. dom vorgeſehen iſt,

3. Auguſt 1910

Das Geſetz legt ſomit den geſeblichen Vertretern ein nicht eine polizeiliche Genehmigung überhaupt. $ 367

Gebot auf. Indem es die Jmpfung der Kinder an Nr. 15 StoB. bezwedt den Schuß der landesrechtlichen

ordnet, iſt fie deren perſönliche Angelegenheit ges baupolizeilichen Vorſchriften ; das iſt ſchon aus der

worden ; für die perſönlichen Angelegenheiten ſeines Eigenſchaft der als Täter bezeichneten Perſonen „Bau

Kindes hat nach 88 1626 , 1627, 1630 und 1631 BOB. herr, Baumeiſter oder Bauhandwerker“ zu entnehmen

der Bater fraft ſeiner elterlichen Gewalt zu ſorgen. und ergibt ſich aus der Art der unter Strafe geſtellten

Zu den vornehmſten Pflichten der Eltern gehört die Tat : „ Ausführen eines Baues ohne polizeiliche Ges

Pflicht der Erziehung ihrer Kinder, die Sorge für die nehmigung und eigenmächtiges Ábweichen von dem

törperliche, geiſtige und fittliche Ausbildung. Zur ſitt
durch die Behörde genehmigten Bauplan" . Sie tann

lichen Ausbildung gehört die Gewöhnung an die Bes nurangewendet werden, wenn es ſich umBauten

folgung der Gefeße, die Abhaltung von Zuwiderhand- handelt, zu deren Ausführung eine baupolizeiliche Ge

lungen . Die Pflicht der Eltern, für die Perſon des nehmigung nach Landesrecht vorgeſehen iſt. Der Tat

Sindes zu forgen , erfordert fonach ein Sun, ein Eins beſtand des § 367 Nr. 15 ſeßt den Mangel dieſer Ge

wirken auf dasKind, das nach dem $ 1631 Abſ. 2 BGB. nehmigung oder ein Zuwiderhandeln voraus. Wann

nötigenfalls durch Buchtmittel gezwungen werden kann eine baupolizeiliche Genehmigung einzuholen iſt, bes

oder ſoll, etwas zu tun oder zu unterlaſſen. Unter
17. Februar 1901

ſtimmt allein die BauD. vom Die Ers

laſſen die Eltern die ihnen obliegende Pflicht, ſo können
3. Auguſt 1910.

ſie u . U. für die gandlungen oder Unterlaſſungen ihrer
laubnis, von deren Einholung das WG. die Errichtung

Kinder zivilrechtlich wie ſtrafrechtlich verantwortlich
von Bauten oder Anlagen abhängig macht, hat nie

gemacht werden (f. 2. B. $ 832 BOB .; § 361 Nr. 4
die Bedeutung einer baupolizeilichen Genehmigung i.

und 9 StØB.; Art. 58, 81 PStGB.; § 6 VogelScho .).
S. des § 367Nr. 15 a . a . D., ſondern ſtets den einer

Bon demſelben Gedanken iſt auch das Jmpfo. be
waſſerpolizeilichen. Der Unterſchied tritt klar hervor

herrſcht. Die 88 12, 14 legen den Eltern die Pflicht auf,
in dem Inhalte der Bollzugsvorſchriften über die Bee

kraft ihrer elterlichen Gewalt alle gefeßlich zuläſſigen
handlung und Verbeſcheidung der baupolizeilichen und

Mittel aufzuwenden, um ihr Kind der Impfung zus
waſſerpolizeilichen Geſuche. Wenn eine Erlaubnis

zuführen . § 14 Abſ. 2 knüpft die Beſtrafung der ges
nach dem Waſſerrechte vorgeſchrieben iſt, kann außer

jeglichen Bertreter ſchon an die Feſtſtellung , daß das
dem noch, wie eine gewerbepolizeiliche, ſo auch eine

Stind ohne geſeßlichen Grund trop amtlicher Auffordes
baupolizeiliche Erlaubnis in Frage kommen. In den

rung innerhalb der Friſt nicht geimpft worden iſt.
Borſchriften über die Behandlung ſolcher Fälle iſt

Die nicht erfolgte 3mpfung allein bildet fonach den
zwiſchen der baupolizeilichen und waſſerpolizeilichen

äußeren Tatbeſtand des § 14 Abſ. 2 , er iſt ein reines
Erlaubnis darf unterſchieden (f. § 51, § 106 Abſ. 2 ,

„ Unterlaſſungsdauerdelikt“ .Da das Mädchen ohne ge
115 Abf. 3 Bollz8 . 8.26.) . Zur Errichtung einerAbſ WG

jeglichen Grund troß amtlicher Aufforderung nicht
Brüde iſt eine baupolizeiliche Genehmigung nicht er

innerhalb der Friſt geimpft worden iſt,liegt der äußere
forderlich ; denn ſie iſt kein Gebäude und keine bau:

Tatbeſtand vor.
liche Anlage i . S. der BauO. (Urt. v . 10. März 1914,

Ed.

Die Beſtrafung nach § 14 Abſ. 2 feßt ein vor
Rev. Neg . Nr. 64/1914).

fäßliches oder fahrläſſiges Verſchulden voraus. Nach

den Feſtſtellungen wußte der Angellagte, daß er inner

halb der vorgeſeßten Friſt ſein Kind impfen laſſen

follte, und daß er keinen geſeblichen Grund zur Unter

Iaſſung hatte. Er hat jedoch pflichtwidrig nichts ge- Oberlandesgericht Bamberg.

tan, um die Jmpfung zu ermöglichen, er hat ſogar

ſeiner Tochter von der Impfung abgeraten . Däge Der Verweiſungsbeſchluß nach §697 3PD . iſt nicht

ſchon in dem untätigen Verhalten des Angeklagten gebühreapfligtig:") Aus den Gründen: Der Ver
gegenüber dem geſeßlichen Gebote ein vorſäßliches, weiſungsbeſchluß des AG. Iſt ohne mündliche Berhands

ſtrafbares Verſchulden, ſo iſt dies umſo mehr bei ſeinem lung erlaſſen worden. Er iſt keine gebührenpflichtige

tätigen Mitwirken zur Nichtbefolgung des Gebotes ge- Entſcheidung i. S. der SS 18 Nr. 3 und 26 Nr. 1 oder 2

geben. Der Angeklagte fönnte ſich von Strafe nur GKG. Daß die Vorſchriften in Nr. 1 und 2 des § 26

befreien, wenn er nachweiſt,daß er tros Anwendung aller GAG. auf einen Gerichtsbeſchluß nach § 697 ' XBO.

durch die väterliche Gewalt eingeräumten Mittel die nicht unmittelbar anzuwenden ſind, iſt ſelbſt in dem

Jmpfung nicht herbeiführen konnte. Dieſe Unmöglich: Regierungsbeſcheid hervorgehoben , der durch die Ge

keit würde ihn jedoch dann nicht befreien , wenn ſie bührenreviſion veranlaßt wurde. Der amtsgerichtliche

die Folge ſeines bisherigen pflichtwidrigen Verhaltens Beſchluß hat weder eine prozeßhindernde Einrede er

gegenüber ſeiner Tochterund dem Geſeße wäre. (Urt. ledigt (§ 26 Nr. 1) , noch von Amts wegen die Unzu

v. 21. März 1914, Rev.- Reg . 78/1914) . Ed. ſtändigkeit ausgeſprochen (§ 26 Nr. 2) . Das AG. über

weiſt nicht vonAmtswegen, ſondern nur auf Antrag

einer Partei ohne Gehör des Gegners. Der Antrag

III . kann mit dem Geſuch um Zahlungsbefehl verbunden

werden , der Schuldner kann ihn beim Widerſpruch

Wer ohue behördliche Genehmigung eine Brüde anbringen und beide Teile fönnen auch nachher auf
baut, iſt nach dem Waſſergeſeke, nicht nach dem 8 367 Verweiſung antragen . Dhneeinen Antrag aber unter:

Nr. 15 StGB. ſtrafbar. Das BG. nahm an, daßgegen bleibt fie. Der Beſchluß entſcheidet nicht einen Streit

den, der eine Brüde ohne die nach Art. 78 WG. er- über die Zuſtändigkeit. Unter den Parteien beſteht

forderliche Genehmigung herſtellt, nicht Art. 202 Nr. 2 kein Streit, wenn eine die Verhandlung der Sache

WG., ſondern § 367 Nr. 15 StOB. anzuwenden ſei , vor dem geſeßlich zuſtändigen Landgerichte beantragt.

da eine Brüde ein Bau i. S. der lekteren Vorſchrift

ſei und darum die landesrechtliche Vorſchrift des 1) Siebe die negenteilige Entſcheidung des D08. Augsburg in

Art. 202 Nr. 2 W8. der reichsgeſeßlichen Vorſchrift zu Ban3iR . Jabrg. 1914 9. 175.
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Der Verweiſungsbeſchluß nach 8 697 * ZPD. iſt dem- drüdlich eine Beſchränkung feſtſeßt, iſt ihnen alſo

nach regelmäßig formal, er entſcheidet nicht fachlich. gleich den übrigen juriſtiſchen Perſonen des BOB.

Durch die Novelle vom 1. Juni 1909 wurde das auch auf bürgerlich- rechtlichem Gebiete die Rechtsfähig

Mahnverfahren außerordentlich begünſtigt. Zwed des keit volljähriger natürlicher Perſonen geſichert, mithin

Geſeßes iſt, dem Mahnverfahren möglichſten Eingang auch Vertragsfreiheit. Eine Gemeindeturatel, wie ſie

zu verſchaffen und den Rechtsſuchenden nahezulegen, noch das bis 1869 in Bayern gültige Gemeindeeditt

daß fie von ihm auch in den Fällen möglichſt häufig ( in § 21) fannte, iſt der Gemo. nicht mehr bekannt.

Gebrauch machen , die zur Zuſtändigkeit des LG. ge- Zwar findet ſich die Auffaſſung , daß eine Gemeinde

hören . Dieſer Abſicht würde es zuwiderlaufen, wenn freiwillig einer ſtaatlichen Stelle eine Art Auratel ein

die einfache Maßnahme des lieberweiſungsbeſchluſſes, räumen tönne, indem ſie die Wirkſamkeit ihrer Hands

die doch nureinen rein formalen Ausſpruch enthält, lung von einer Genehmigung abhängig macht, wo

der 5/10 -Gebühr des§ 26 GKG. unterworfen ſein ſollte ſtaatsaufſichtliche Genehmigung an ſich nicht nötig wäre

und wenn ſo das Mahnverfahren erheblich verteuert (vgl. Fiſcher, Bayer. Gem. , 4. Aufl . der Gemö. von

würde. Eine ſolche Verteuerung würde es erſchweren, Lindner- Baud ). Šier ſind aber feine Anhaltspunkte

nicht vereinfachen und erleichtern ; ſie kann deshalb | dafür gegeben , daß die Gemeinde D. ihren Bertrag

nicht gewollt ſein . Würde der Ueberweiſungsbeſchluß einer ſolchen Staatsturatel freiwillig unterſtellt, alſo

mit der 5/1c- Gebühr zu bewerten ſein, ſo müßte dies die ſtaatsaufſichtliche Genehmigung gleichſam als Ber:

die Partei davon abhalten, einen Antrag nach § 697 ? | tragsbedingung gewollt hatte. Im Geſekefindet ſich

SPD. zu ſtellen, ein Ergebnis, das mit der ſonſtigen der Umfang der Staateaufſicht über die Gemeinden

Abſicht des Geſekes nicht in Einklang zu bringen iſt. in den Årt. 154–169 GemD. feſtgeſtellt; hier käme nur

Daß der Verweiſungsbeſchluß nach S 697 3PO. nicht etwa Art 159 Abſ. 1 Nr. 5 in Betracht. Hiernach

widerruflich iſt, nimmt ihm nicht die Eigenſchaft einer ſind die Gemeinden an die Genehmigung gebunden

nur prozeßleitenden Anordnung under wird deswegen bei Gründung von Gemeindeanſtalten, aus welchen

auch nicht zu einer fachlichen Entſcheidung, da er ja der Gemeinde eine dauernde Haftungsverbindlichkeit

in der Sache ſelbſt nichts entſcheidet. Der Verweiſungs- erwächſt, und beiUebernahme einer ſolchen Berbindlich:

beſchluß enthält auch keine Entſcheidung über einen keit für ſonſtige Anſtalten “. Unter den Begriff der Be

Nebenſtreitpunkt. Er geht auf den Anſpruch nicht ein, meindeanſtalten i.S.des Art. 159 wie des Art. 112 Abſ.I

er ſpricht auf Wunſch der Partei nur aus, daß das Nr. 5 fallen allerdings Elektrizitätswerke (VGH. 28 , 80 ).

ordentliche Prozeßverfahren bei dem AG, nicht weiter Jndes handelt es ſich in den Verträgen nicht um die

geführt werden kann, ſondern daß der Rechtsſtreit nach Gründung von Elektrizitätswerken für dieGemeinden,

der im Gefeße geordneten Zuſtändigkeit ( 8 23 ' OVO.) ſondern nur um das Recht, die gemeindlichen Wege,

bei dem. DG. zu verhandeln iſt . žienach kann auch Straßen , Pläße, Brücken zur Verlegung von ober- und

eine entſprechende Anwendung des § 26 GKG. nicht in unterirdiſchen Leitungen zu benüßen, wogegen die Ges

Frage kommen . Es fehlt an einer ausdrüdlichen Be- meinde ſich und den Hausbeſikern einen möglichſt

ſtimmung des GHG. , durch welche die Erhebung einer günſtigen Stromtarif ſichert. Mag man ſelbſt öffent

beſonderen Gebühr vorgeſehen wäre. Eine ſolche Ge- liche Wege zu den Gemeindeanſtalten im weiteren Sinne

bühr kann daher nicht erhoben werden (OLURſpr. 27 zählen (VOQ. 8, 17 und Kahr, GemD. (1.) Fußn . 13

S. 128, 129 und BayZiR. 1913 S. 366) . ( Beſchl. vom zu Art. 47 im Gegenſaß zu BIAdmør. 57, 53), jo

20. März 1914). H. war auch unter dieſem Geſichtspunkte feine ſtaats.

aufſichtliche Genehmigung geboten . Auch die Bef . des

SIM . des Jnnern vom 21. Mai 1908, betr. Beratung

für eleftriſche Anlagen, und vom 8. Juni 1910 , betr.

Oberlandesgericht Nürnberg.
elektriſche Ueberlandzentralen (MABI. 1908, 261 und

1910, 391) laſſen nur den Schluß zu, daß auch die

Koften des Berfahrens bei Zurüdnahme des un: Staatsregierung die ſtaatsaufſichtliche Genehmigung zu

trage auf einſtweilige Verfügung wegen Berände- ſolchen Verträgen nicht für nötig erachtet. Jn jenen

rung der Umſtände. Befugnië des Bezirteamt: zur Bekanntmachungen iſt immer nur davon die Nede,

ſtaatsauffichtlichen Prüfung gemeindlicher Berträgeanf daß den Gemeinden etwas dringend empfohlen “ oder

Lieferung von elektriſchem Strom ? (SS 271 , 93 ZBO.; „ nahegelegt“ wird, den Bezirlsämtern aber aufgetragen

Art. 1, 159, 112 Gemo.). Aus den Gründen: wird , , in dieſem Sinne zu wirken “ . Die neueſte Ents

1. Die Zurücknahme des Antrags auf einſtweilige ſchließung des StM. des Innern vom 6. Februar 1913

Verfügung wegen Veränderung der Umſtände ſteht (a . a . D. 1913, 147 ), betr. die Elektrizitätsverſorgung

nicht der Zurücknahme einer Klage gleich, ſie hat darum auf dem Lande, die der Bildung privater, auch ge

auch nicht die im $ 271 ZPO . vorgeſehene Folge, daß noſſenſchaftlicher Ueberlandwerke nach Kräften entgegen

der Antragſteller die Stoſten des Verfahrens zu tragen tritt , weiſt die Bezirksämter nur an, „ durch Aufflärung

hat . Vielmehr iſt zunächſt § 93 ZPO. entſprechend und Belehrung dahin zu wirken , daß die Gemeinden

anzuwenden, da der Antragſteller den Antrag zur genoſſenſchaftlichen Beſtrebungen auf dieſem Gebiete

Hauptſache zurückgezogen hat,ſobald er die Veränderung feinen Vorſchub leiſten “ und „den Gemeinden eine zus

der Umſtände erfuhr. Es würden hienach die Koſten wartende Stellung anzuraten“ , bis die Verhandlungen

dem Antragsgegner zur laſt fallen. Vorausſeßung mit den größeren lieberlandwerken zu einem der Staats:

hierfür wäre aber, daß urſprünglich dem Antragſteller regierung erwünſchten Abſchluß gelangt ſeien. ( Urt.

die rechtliche Befugnis zum Antrag auf einſtweilige des I. ZŠ. vom 17. Januar 1914, L 379/13 ).

Verfügung zugeſtanden hätte . Dies iſt zu verneinen ,

mithin fallen dem Antragſteller ſelbſt gemäß § 91 3 PO .

die Koſten des erſten Rechtszugs und damit auch die

Koſten der Berujung des Antragsgegners zur Laſt.

2. Das Bezirksamt war nicht zuſtändig, in dem 2018 der Rechtſprechung
Vertrage des Antragsgegners über die Lieferung des

des Gerichtshofs für Kompetenzłonflikte.
elektriſchen Stroms an die Gemeinde D. einzelne Bes '

dingungen von Staatsauſlichts wegen zu ſtreichen . Es Die Berwaltungsbehörden ſind zur Gutidheidung

gibt keine geſetzliche Vorſchrift, die dieſe in das Selbſt- über einen Anſpruch ans dem Kirchen: und Pfarr

verwaltungsrecht der Gemeinden einſchneidende Be: verband auch dann zuſtändig, wenn der Kläger ans

ſugnis erteilt. Nach Art. 1 Gemo. iſt den Gemeinden drüdlich erklärt, ſeinen Unjpruch nicht aus dieſem Ber

das Recht der Selbſtverwaltung nach Maßgabe der bande, ſondern aus eiuem privatrechtlichen Bertrag

Gefeße “ gewährleiſtet. Soweit nicht das Geſetz aus : abzuleiten. Aus den Gründen : Durch den ſog.
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Scharlgarten in B. führte ſeit langen Jahren ein Fuß= | früheren Zuſtandes oder die Ausführung des Bea

weg über eine an der ſüdöſtlichen Ede der Friedhof- ſchluſſes vom 1. Juni 1903 fordern könnten. Der „ſeit

mauer angebrachte Stiege zum Friedhof und zur unvordentlicher Zeit“ über den Scharlanger führende

Kirche. Am 18. Januar 1903 beſchloß die Kirchen- Fußweg, an deſſen Ende die Stiege in die Kirchhof

derwaltung B., die verfallene Stiege follte nicht mehr mauer mündete, wird als ein den Klägern „ von jeher

erneuert und die Deffnung in der Mauer geſchloſſen als Kirchenweg“ dienender Steig bezeichnet. Dieſe

werden. Eine Berſammlung der Angehörigen der Begründungdes Klaganſpruchs führt dazu ,das ſtreitige

Kirchengemeinde und der Grabſchaft B. genehmigte Nechtsverhältnis als dem öffentlichen Rechte ange

am 25. Januar 1903den Beſchlußunter der Bedingung, hörend zu erachten . Es handelt ſich um den Zugang

daß der feitherige Weg durch den Scarlgarten an zum kirchlichen Friedhof und zur Kirche, alſoum die

der Nordſeiteneben der Pfarrergaſſe einen Meter breit Benüßung firchlicher Anſtalten und Einrichtungen

angelegt werde. In einer Verſammlung der Kirchen- (KirchengemD. Art. 12) . Das Recht auf dieſe Benüßung

verwaltung vom 1. Juni 1903 erklärte der als Ver- beanſpruchen die Kläger als Stirchengemeindeangehörige

treter der Ortſchaften H., T. und M. zugezogene Bauer undGrabſchaftsbeſiker ; ſie leiten es alſo aus ihrer Zuge

S., ſich mit der Anlegung des ani 25. Januar be: hörigteit zum Kirchen- und Pfarrverband ab . Anſprüche

ichloſſenen nur einen Meter breiten Weges begnügen ſolcher Art fallen aber unter die in Art. 10 Ziff. 13

zu wollen, und die Kirchenverwaltung ſicherte zu, an BO O.in erſter Meihe aufgeführten Angelegenheiten

der Nordoſtede des Friedhofs eine neue Deffnung in (Meger -Dyrofi a . a . D. Anm. 5 zu Ziff. 13 ; VOX. 13,

die Mauer brechen und dort als Fortſegung des 543). Daß die Kläger ſich auf einen Vertrag berufen,

Weges eine Stiege anlegen zu laſſen . Allein das ge- kann an der Natur des Mechtsverhältniſſes nichts

ſchah nicht, wohl aber wurde der alte Auſgang zu- ändern ; denn der Rechtstitel des Vertrags gehört nicht

gemauert. Am 12. Auguſt 1911 erhoben die 22 durch nur dem bürgerlichen Recht an , ſondern ebenſogut

AA. $ . vertretenen „ Grabſchafts- und Kirchengemeinde- dem öffentlichen Rechte (VGH. 18 , 282). Belanglos

angehörigen von B.“ Klage gegen die dortige Kirchen- iſt auch der Hinweis der Kläger darauf, daß die zu

ſtiftung zum AG. E. und beantragten, die Bellagte ihren Gunſten von der Kirchenſtiftung eingegangene

ſchuldig zu ſprechen den früheren Aufgang wieder her- Berpflichtung ſich auf ein Privatrecht , das Eigentum

zuſtellen oder einen neuen entſprechend dem Beſchluß der Kirchenſtiftung, beziehe. Die Beſchlüſſe der die

vom 1. Juni 1903 zu errichten . Das AG. wies die Kirchenſtiftung und die Kirchengemeinde vertretenden

Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs ab ; die Organe geben genügend zu erkennen, daß dieſe Störper

Berufung wurdeaus dem gleichen Grunde zurückges ſchaften dabei nicht als Brivatrechtsſubjefte gehandelt

wieſen. Nun ſtellten die Kläger den nämlichen An- und Verbindlichkeiten übernommen haben, ſondern als

trag bei dem Bezirksamt. Sie erflärten, die Hers die berufenen Hüter von Einrichtungen und Anſtalten ,

ſtellung der Stiege nicht als Kirchengemeindemitglieder die kirchlichen Zweden und Bedürfniſſen dienen

– nicht auf Grund des Kirchen- oder Pjarrverbandes – ( Stompkoð. Erk.vom 19. April 1884, Samml. S. 83).

zu beanſpruchen, auch nicht aus einer allgemeinen Be. Die Kläger haben ſich zwardagegen verwahrt einen

nüfungsbefugnis ihr Recht abzuleiten ; ſie hätten viel- Anſpruch des öffentlichen Rechts zu verfolgen und

mehr einen privatrechtlichen Ånſpruch auf Grund des ausdrüdlich einen privatrechtlichen Anſpruch behauptet.

Vertrags zwiſchen der Kirchenſtiftung und den durch Adein nicht die rechtliche Auffaſſung des Klägers, nicht

den Bauern S. vertretenen Perſonen. Da die Gerichte die Bezeichnung des Anſpruchs in der Klage iſt für

die Zuläſſigkeit des Rechtsweges verneint hätten, die Zuläſſigkeit des Rechtswegs entſcheidend, ſondern

müßten ſie die Verwaltungsbehörden um Abhilfe an- allein die Natur des erhobenen Anſpruchs (RG . in

gehen. Bezirksamt und Kreisregierung erflärten ſich JW. 1909 S. 690 Nr. 20). (Erk. vom 30. März 1914,

gleichfalls für unzuſtändig. Nach Art. 10 Ziff. 13 Reg . f . Kr. Nr. 73) . E.

BOHO. liege bei Anſprüchen und Verbindlichkeiten

aus dem Kirchen- und Pfarrverband eine Verwaltungs

ſtreitſache vor. Hier aber ſei der Anſpruch gegen die

Kirchenſtiftung nicht aus dieſem Berband abgeleitet.

Der Anſpruch auf eine beſtimmte Art der Benüßung

eines der Kirchenſtiftung gehörigen Friedhofs fönne
Oberhäuſer, Aug. , Prokuriſt der Weingroßhandlung

unter Umſtänden auch auf ein Rechtsverhältnis des Edel & Cie., München , Weingeſeß vom 7. April
bürgerlichen Rechtes gegründet werden. Das ſei hier 1909 mit den geſamten Materialien und den Auss

geſchehen und dürfe bei der Prüfung der Zuſtändigkeit führungsbeſtimmungen des Bundesrates . Mit einem

nicht außer acht gelaſſen werden. Wenn jemand einen Anhang, enthaltend 1. Die Materialien zur Reblaus

Anſpruch aus dem Kirchen- oder Pfarrverbande nicht geſekgebung und über die Bekämpfung der Reb

erheben wolle, wie dies hier erklärt worden ſei, könne ichädlinge, 2. Bibliographie über das Werden und

man ihm einen ſolchen auch nicht aufdrängen . Weſen des Weines und die Weingeſeßgebung. 92 S.

Maßgebend iſt die Natur des behaupteten Mechts- München 1914, Guſtav Lammers. Kart. Mk. 1.50.

verhältniſſes, nicht die behauptete Natur des Rechts- Das Büchlein enthält den Text des Weingeſeßes

verhältniſſes. Auchder behauptete Hechtstitel iſt für ſich und der Bundesratsbekanntmachung vom 9. Juli 1909

allein nicht entſcheidend, ſofern er ſeiner Art nach ſo- (ohne die Anlagen), Hinweiſe auf die Reichstags

wohl dem bürgerlichen als dem öffentlichen Hecht an- verhandlungen uſw. und einige hundert Titel von

gehören kann . Die tatſächliche Unterlage für die Ents Kommentaren und einſchlägigen Abhandlungen , teils

icheidung bildet das Borbringen des Klägers (v . Seydel, nach Stoffen , teils nach Jahrgängen , teils alphabetiſch

BaySth. (3) 1, 416 mit Anm. 11 und 12 ; Neger- geordnet. Das Werfchen iſt eine fleißige Zuſammen

Dyroff, VGHG . Anm. 1 a und b zu Art. 13 ; Stompkoň. ſtellung. Es enthält keine Erläuterungen, auch nicht

Erk. vom 3. Juli 1901, Samml. S. 271 ; VOŽ . 14, etwa die Materialien ſelbſt, ſondern nur Angaben ,

109; 17, 285 ; 18, 282). Hier gründet ſich die Klage wo dieſe zu finden ſind,woraufausdrücklich hingewieſen

in tatſächlicher Beziehung auf die Beſchlüſſe der Kirchen- ſei , da dies aus dem Titel nicht deutlich erſichtlich iſt.

verwaltung und der Kirchengemeindeverſammlung vom Minden . Landjeridotsrat Zoeller.

18. Januar, 25. Januar und 1. Juni 1903; ſie erblickt

in dem Ergebnis eine zwiſchen den Kirchengemeinde- Krech, Dr. Johannes ,Kaiſ.Geh . Regierungsrat, Grund

angehörigen und Grabſchaftsbeſikern einerſeits und bu chordnung vom 24.März 1897. 4. Aufl. VIII,

der Kirchenverwaltung andererſeits zuſtande gekommene 158 Š . München 1914 (C. H. Bed'ſche Verlagsbuch

Einigung, auf Grund deren die Kläger als Teilnehmer handlung Oskar Bec ). Gebd. Mi. 1.50.

der Vereinbarung entweder die Wiederherſtellung des Die neue von Landrichter Friß Krech in Naum
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burg a . S., dem Sohne des bisherigen Herausgebers, ſtaatlichen Zwang auf religiöſe Betätigung ab, ſoweit

bearbeiteteAuflage weiſt die alten Borzüge auf und nicht eine beſondere Verfaſſungsbeſtimmung ſelbſt den

bedarf an ſich keiner Empfehlung mehr. Sie iſt nach Grundſatz der Gewiſſensfreiheit durchbricht. Jn dem

dem neueſten Stande der Keichs- und Landesgeſeks jebigen Streite um den freireligiöſen Unterricht iſt die

gebung und der Rechtſprechung ergänzt und um 25 Seiten Schrift von großem Intereſſe. Wenn man auch den

ſtärker geworden. In der den Erläuterungen voraus- Gedankengängen niõhtüberall folgen will, ſo iſt doch

geſchidten Zuſammenſtellung der in ſämtlichen deutſchen die gewandt und ohne Beziehung zu dem Tagesſtreit

Bundesſtaaten zu der Grundbuchordnung erlaſſenen gehaltene Schrift ungemein anregend und geeignet,

Berfügungen der Bandesjuſtizverwaltungen hätten bei über die geſeblichen und oberſtrichterlichen Grundlagen

Bayern auch die Bet. vom 2. November und 30. Des der herrſchenden Praris aufzullären . W.

zember 1910 (JMBI. 1910 S. 983, 1911 S. 40) und

die Bet. vom 16. November 1911 (JMBI. S. 345 ), Kleinfeller, Georg, 0. ö . Profeſſor der Rechte an der
bei Württemberg die Berfügung vom 2. Januar 1913 Univerſität fiel. Behrbuch des Deutſchen Atons

(JMBI. S. 1) Aufnahme finden ſollen ; die leßte Ber tursrechts. Für das akademiſche Studium . 226 S.
fügung hätte auch bei 83 GBD. erwähnt werden ſollen.

Berlin 1912, Franz Bahlen. Mi. 4.50, geb. Mr. 5.40.
Münden . Miniſterialrat H. Somitt.

Als ein Beitfaden des deutſchen Sontursrechts

tann die Schrift empfohlen werden ; den Anforderungen

Ueberreiter, Dr. jur . Franz Joſeph, Die rechtlichen an ein Behrbuch würde ſie nicht genügen . Ein Behr :

Berhältniſſeder Ortsſtraßen , beſonders
buch iſt Bellmanns Wert (1907); freilich wird es

in Bayern. 2. Auflage. Verlag Gebrüder Mem
von den Studierenden ebenſo ſelten durchgearbeitet

minger, G. m. 6. B. in Würzburg. Preis MI. 2.- . werdenwie Bellwigs Lehrbuch für das Zivilprozeßs

Es handelt ſich um dieDiſſertationsſchrift des
recht. Mit Bedacht bietet Kleinfeller nur eine Uebers

iebigen Bürgermeiſters von Weilheim und Bandtags
ſicht über den ſehr ausgedehnten Stoff und ſeine

abgeordneten Dr. Ueberreiter, die in zweiter Auflage er
zerſtreuten Quellen, ſowie eine Einführung in die

Tcheint. Das Büchlein bietet eine gute Ueberſicht der
Grundfragen des Konfursrechts. Dazu war er durch

Literatur über das Straßenrecht der größeren deutſchen
ſeine bisherige Arbeit als Kommentator der Ab. bes

Bundesſtaaten. Das eigentliche Thema nimmt aber
fonders berufen. Auf den Inhalt einzugehen, fehlt

einen verhältnismäßig kleinen Raum ein und iſt nicht
der Maum. Es genüge die Bemerkung, daß Kleinfeller

tief und erſchöpfend genug behandelt. Beſonders zu
im Konkursverwalter den geſeßlichenVertreter des

bedauern iſt es, daß die zweite Auflage ein unveränderter
Gemeinſchuldners fieht (S. 24 f.). Die Begründung iſt

Neudruď der vor etwa 7 Jahren erſchienenen erſten
aber nichtüberzeugend.Kleinfeller verkennt dieSchwierig

Auflage iſt und daß fie nicht nach dem jeßigen Stand
feit nicht, die ſich für ſeine Anſchauung ergibt, wenn

der Gefeßgebung, literatur und Rechtſprechung um
der Gemeinſchuldner mit dem Konkursverwalter darüber

gearbeitetwurde. Der Praktifer vermißt insbeſondere
ſtreitet,ob ein Gegenſtand zur Maſſe oder zum konkurss

die Berüđſichtigung der Novelle zur Bauordnungvom
freien Vermögen gehört. Die Löſung findet auch er

3. Auguſt 1910 und eine nähere Behandlung derRechts
nur darin, daß hier der Konkursverwalter demGes

meinſchuldner als Partei fraft eigenen Rechts gegens

ſprechung des Vox. über die Bahnhofzufahrtſtraßen
über“ ſteht !

und überdie Bereitſtellung der Diſtritts- und Gemeinde

wege für den ſtaatlichen Automobilverkehr. Jmmers
Zena. Rechtsanwalt Dr. Bödel .

hin bietet die Schriftgerade in Bayern, wo die geſeka

liche Megelung des Straßenweſens immer dringender

wird, für denVerwaltungsbeamten und Politiker eine

Fülle von Anregungen und eine reiche Fundgrube von

Gefeßgebung und Verwaltung.wiſſenſchaftlichem und geſeßgeberiſchem Material. W.

Das Geſetz über die Folgen der Berhinderung

Doerr, Dr. Friedrid , Deutſches folonialſtrafs
wedhjel: und iched redhtlider Dandlungen im Ausland

prozeßrecht. VII, 185 Š . Leipzig 1913 ( C. B.
vom 13. April 1914 wird im NGBI. Nr. 21 auf S. 107

Hirſchfeld ).
veröffentlicht. Es wurde veranlaßt durch die geſets

lichen „ Moratorien “, die 1912 in den Balkanſtaaten
Eine klar und überſichtlich geſchriebene ſyſtematiſche

Darſtellung, die wegen des Vergleichs mit den Prozeß

wegen der Kriegsereigniſſe erlaſſen wurden . Man

wurde dadurch auf die Gefahr aufmerkſam , daß die

vorſchriften des Mutterlandes auch für den von Wert Rückgriffsrechte des Gläubigers gegen die Borindoñjanten

iſt, der ſich mit den kolonialrechtlichen Vorſchriften
und gegen den Ausſteller verloren gehen können, wenn

nicht amtlich zu befaſſen hat. -f

infolge eines Moratoriums in einem ausländiſchen

Staate ein Wechſel oder Sched nicht rechtzeitig vors

Gidheldbacher, Dr. iur. et rer. pol., Franz, Der gelegt oder proteſtiert werden kann. Dieſer Gefahr

8 w ang du religiöſer Betätigung in tann nach dem Geſeße vom 13. April 1914 fünſtig

Familie und Schule. 2. Auflage. Verlag Ge- durch Kaiſerliche mit Zuſtimmung des Bundesrats zu

brüder Memminger, 8. m. b . H. in Würzburg. Preis erlaſſende Verordnungen vorgebeugt werden . Die Vers

Mt. 2. ordnung kann geſtatten, daß die verſäumte wechſel

Der Berjaſſer behandelt die Frage der religiöſen
oder ſchedtrechtliche Dandlung unverzüglich nach Wegfall

Kindererziehung nach bayeriſchem Staatsrecht in an
des Hinderniſſes nachgeholt wird, (alſo die Friſt für

genehmer und anregender Form . Er ſucht den Nach
die Vornahme der Þandlung verlängern ); fie tann

weis zu führen, daß die einſchlägigen geſeklichen Be
aber auch beſtimmen, daß nach einer gewiſſen Friſt

ſtimmungen nur die äußerliche Zugehörigkeit zu einer
Rückgriff genommen werden darf, ohne daß die Hands

Konfeſſion regeln wollen, daß man daraus aber feinen
lung vorgenommen zu werden braucht.

Zwang zu irgendwelcher religiöſer Betätigung ab

leiten könne und dürfe. Er ſtellt als Hauptgrundſats

die verfaſſungsmäßig gewährleiſtete Gewiſſensfrei Verantwortl . Herausgeber : Th. von der Pfordten

heit in den Vordergrund und lehnt daraus jeden Megierungsrat im Staatsminiſterium der Zuſtig.

Eigentum von J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin.

Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Jnh . Arthur Sellier) München und Freiſing .
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Straferlaß und Strafmilderung | Dienſthein , d . h . den Staat , vertreten durch

den frig , über den Staatsdiener begründete Be

im Dienſtſtrafverfahren des bayeriſchen walt . Dieſe Dienſtgewalt reicht nicht weiter, als

Beamtengeſekes.
ſie ſich aus der Natur des Dienſtvertrages und

aus der: geſeßlichen Beſtimmungen ergibt. Ein

Bon Miniſterialrat Dr. Mar Heindl in München. Ausflu ; dieſer Dienſtgewalt iſt die Dienſtſtraf

Unter dieſer Ueberſchrift hat Oberpoſtinſpektor gegenüber dem Beamtennur, ſoweit als fie durch
gewalt . Aber auch eine ſolche hat der König

Korzendorfer in Nr. 10 dieſes Jahrgangs (S. 201 )

Darlegungen veröffentlicht, die mir in vielen Punkten richten übertragen iſt. Erkann daherdie von den
das Gefeß nicht beſchränkt und beſonderen Ge

nicht zutreffend, in manchen auch recht bedentlich er Gerichten kraft ihrer geſeklichen Befugniſſe ver:

ſcheinen . Die praktiſche Bedeutung der Frage mag
hängten Dienſtſtrafen auch nur ſoweit ändern oder

es rechtfertigen , auf die Ausführungen Korzen: aufheben , als ihm dies durch Geſet ausdrüdlich

dorfers näher einzugehen .

1. Korzendorfer meint, in dem Beamtengeſeke Königgebunden und der verfaſſungsmäßig be
eingeräumt iſt. Denn an das Geſeß iſt auch der

ſei , abgeſehen von der Vorſchrift in Art . 110 46.3,
ſchränkte Herrſcher hat ein Gnadenrecht nur da ,

nirgends eine Beſtimmung dahin enthalten, daß
mo, und in den Grenzen, in welchen es ihm ge

eine rechtskräftige Dienſtſtrafe gemildert oder er jeßlich beigelegt iſt (vgl . Seydel 2. Aufl. Bd. II
laſſen werden könne . Aus dem Fehlen einer ſolchen

S. 589 Anm . 8). Infeiner geſeßlichen Vorſchrift
Beſtimmung dürfe man aber nicht den Schluß

iſt aber ein derartiger Inhalt der Dienſtgewalt
ziehen , daß alle rechtskräftigen Dienſtſtrafen auch

feſtgeſeßt. Der König kann alſo nicht „ kraft ſeiner
vollzogen werden müßten und für einen Gnaden
att desKönigskeinRaum wäre. Dis hierher Dienſtgewalt“dievon denDisziplinargerichten ver:

hängten Dienſtſtrafen einfach erlaſſenoder in eine
ſtimme ich ihm zu . Wenn er aber dann weiter

mildere Strafe umwandeln .') Damit wäre die durch

die Anſicht vertritt, dieſes Recht des Königs, die
die Einrichtung der Disziplinargerichte erfolgte ge

Disziplinargerichtsſtrafen“ richtiger Dienſt
: ießlicheBeſchränkungderDienſtgewalt des Königs

ftrafen überhaupt – zu mildern oder aufzuheben ,
wieder illuſoriſch gemacht. Im übrigen tritt mit

jei kein Teil des ihm ſonſt zuſtehenden Begnadi:
der Rechtskraft des auf Dienſtentlaſſung lauten

gungsrechts, ſondern ſei begründet in der ,, dem
den Disziplinarurteils der Verluſt des Amtes und

Staatsoberhaupt zuſtehenden Dienſtgewalt“, ſo fann
aller aus dem Beamtendienſtverhältniſſe fich er

ich ihm hierin nicht folgen. Die Begründung dieſesSakes hat er fich erlaſſen und ſie tann auch nicht gebenden Rechte von ſelbſt fraft Gejekes

cin (vgl . meinen Kommentar S. 520 , 521 , 683 ,
durch ſeine, lediglich eine petitio principii ent

haltende Behauptung erſekt werden, daß an dieſem

Recht durch das BG. nichts geändert worden ſei,
+) Der König fann nicht einmal nach Erlaſſung

des Verweiſungsbeſchluſſes „ kraft ſeiner

weil ſeine Aufgabe im Geſeke nicht ausdrüdlich Dienſtgewalt“ die Zurütnahme des Antrags auf Ein

ausgeſprochen worden ſei . Ich geſtehe, daß mir leitung des Disziplinarverfahrens verfügen , wenn der

für dieſe Lehre von dem Inhalt der „ Dienſt: Beſchuldigte nicht ausdrüdlich zuſtimmt (Ärt. 151 A1.2

gemalt" das rechte Verſtändnis fehlt.
BO. ) . Dies ſcheint Korzendorfer zu überſehen , wenn

er ausführt, daß die Behörde bis zur Erlaſſung des
Die Dienſtgemalt iſt die durch den Abſchluß

Urteils der Disziplinarkammer den Antrag zurüc

des öffentlichrechtlichen Dienſtvertrages für den nehmen kann.

11
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684) , ſo daß mit dieſem Augenblicke auch die Dienſt- und woher Korzendorfer ſeine Wiſſenſchaft darüber

gewalt über den Beamten von ſelbſt ihr Ende ſchöpft, daß der Gefeßgeber des Jahres 1848 das

erreicht hat . Es kann daher in dieſem Falle auch Miniſter- Verantwortlichkeitsgeſeß .ſehr wahrſchein

fein Recht auf Erlaß oder Milderung der Strafe lich " für ein Geſet ſtrafrechtlicher Natur “ ges

aus der gar nicht mehr beſtehenden Dienſtgewalt halten habe, weiß ich nicht; jedenfalls hat er für

abgeleitet werden. eine ſolche „ Wahrſcheinlichkeit “ nicht den mindeſten

Würde ſich das Recht, Dienſtſtrafen im Wege Beweis erbracht.

der Gnade zu erlaſſen oder zu mildern , ſchon Hat aber das Miniſter- Verantwortlichkeitsgeſek

aus der Dienſtgemalt des Herrſchers über den die in Art . IX bezeichneten Dienſtſtrafen ausdrüd

Beamten ergeben, ſo wäre auch nicht verſtändlich, lich von den wegen der gleichen Handlung etwa

warum dieſes Recht in 118 des Reichsbeamten : verwirkten kriminellen Strafen unterſchieden und

geſekes dem Raiſer, der doch die gleiche Dienſte hat es weiter wegen dieſer in Art. IX vor :

gemalt über die Reichabeamten hat wie der Rönig geſehenen Dienſt ſtrafen das Recht des

über die Staatsbeamten , noch ausdrücklich ein Königs zur Begnadigung ausdrüdlich ausgeſchloſſen,

geräumt wurde . To muß es der Anſicht geweſen ſein , daß dem König

Kann ſomit das Recht des Königs, gegenüber das Recht der Begnadigung an fich auch hinſidit

Dienſtſtrafen Gnade zu üben, nicht ſchon aus ſeiner lich der Dienſtſtrafen zuſtehe, daß alſo in Tit . VIII

„ Dienſtgewalt“ abgeleitet werden, ſo muß man $ 4 VerfUrk. unter „ ſtrafrechtlichen Sachen “ nicht

einen anderen Rechtsgrund hiefür ſuchen . Und bloß kriminelle, ſondern auch Dienſtſtrafſachen zu

dieſer Rechtsgrund kann nur in Tit. VIII § 4 verſtehen ſeien . Dieſer Schluß iſt m . E. ſo zwingend,

VerfUrk. gefunden werden . Hiernach kann der daß man darüber nicht hinwegkommen kann . Nicht

König „ in ſtrafrechtlichen Sachen Gnade er- darauf aber, ob Dienſtſtrafrecht und allgemeines

teilen , die Strafe mildern oder erlaſſen" . Dieſe Strafrecht voneinander verſchiedene Gebiete find,

Anſchauung wird von mir (Komnientar S. 581 und auch nicht darauf , ob heute mehr oder minder

Anm . 3 und 4 , S. 684 Bem . 4 ) und von Piloty ſcharf als früher zwiſchen dieſen beiden Gebieten

(Bayer. Staatsrecht BD . I S. 808 und Anm . 108 unterſchieden wird, ſondern darauf , was Tit . VIII

daſelbſt) vertreten . Korzendorfer wendet dagegen § 4 Verfürk. unter „ ſtrafrechtlichen Sachen“ ver:

ein , ſie widerſpreche der auch von mir vertretenen ſtanden wiſſen will, kommt es allein an ; und in

Lehre, daß Dienſtſtrafrecht und allgemeines Straf: dieſer Hinſicht kann m .E. kein Zweifel beſtehen.

recht nichts miteinander zu tun hätten , und ſie Im übrigen ſpricht für die Anſicht, daß nach dem

könne auch nicht, wie ich getan habe , mit dem Sprachgebrauch des Tit. VIII § 4 Verfürt. der

Hinweis auf den Umſtand begründet werden, daß Ausdruck „ ſtrafrechtliche Sachen “ auch die dienſt:

das Miniſter-Verantwortlichkeitsgeſetz die Begnadi: ſtrafrechtlichen Sachen umfaſſe, auch noch die

gung ausſchließe; denn zur Zeit der Erlaffung Ausdruc8weiſe in Tit . VII g 26 Verfürt. in der

dieſes Geſekes im Jahre 1848 ſei das Disziplinar: Faſſung des Geſeķes vom 6. Juli 1908 (GVBI.

recht vom Kriminalrecht „noch nicht ſo ſcharf“ Š . 352), aíſo eines Geleķes aus einer Zeit, wo

getrennt geweſen wie heute und es jei zudem „ ſehr man gewiß ſchon „ ſo ſcharf wie heute “ zwiſchen

wahrſcheinlich “, daß derGejebgeber des Jahres 1848 Disziplinarrecht und allgemeinem Strafrecht unter:

das Miniſter-Verantwortlichkeitsgeſek für ein Ge- ichieden hat . Nach dieſem Geſeke darf während.

ſet „ ſtrafrechtlicher Natur “ gehalten und deshalb der Verſammlung des Landtags ohne Einwilligung

mit dem Begriffe der Begnadigung „ gearbeitet“ habe . der betreffenden Kammer gegen ein Mitglied des

Was Korzendorfer hier einwendet , iſt zunächſt | Landtags eine „ Strafverfolgung “ weder eingeleitet

nicht richtig ; wäre es aber richtig, ſo würde es noch fortgeſegt werden . Daß hier unter „ Strat :

gerade das Gegenteil von dem beweiſen, was er verfolgung“ auch die Verfolgung im Dienſtſtrai:

damit dartun will. verfahren zu verſtehen ſei , iſt in der Begrün:

Schon das Staatsdienerediſt der IX. VerfBeil. dung des Geſezentwurfes und in den Verhand:

weiß wohl zu unterſcheiden zwiſchen „ Disziplinar: lungen der geſeßgebenden Körperſchaften hierüber

ſtrajen“ und den „wegen eines gemeinen Verbre ausdrücklich jeſtgeſtellt (ſ. Verh. AbgR . 1908 Beil.

cheng erkannten Kriminalſtrafen “ (S 9 der IX. Verf- Bd . III S. 279 und StenB . Bd. V S. 81 , Verh.

Beil . ) und Art . XIII Ziff. 1 des Miniſter-Ver: der ReichsRK . 1908 StenB . BD. I S. 463, 464

antwortlichkeitegeſetzes jagt ausdrücklich , daß durch und meinen Konimentar S. 582 Bem . 7 ) und

das Verfahren vor dem Staatsgerichtshof, in dem auch in der Praris der Disziplinargerichte bereits

die in Art. IX bezeichneten Strafen der Dienſt: anerkannt worden .

entlaſſung und der Dienſtentjekung ausgeſprochen Selbſt wenn es aber richtig iſt, was Rorzen:

werden können, die „ zuſtändige Wirkſamkeit der dorſer behauptet , daß nämlich zur Zeit der Er:

ordentlichen Gerichte bezüglich der etwa fontur- laſſung der Verfaſſungs-Urkunde und des Miniſter

rierenden gemeinen oder Amtsverbrechen oder Ver: \ Verantwortlichkeitsgeſekes zwiſchen Dienſtſtrafrecht

gehen “ nicht ausgeſchloſſen werde. In beiden Ge: | und allgemeinem Strafrecht noch nicht ſo ſcharf

leben iſt alſo zwijchen Disziplinarrecht und all- ! unterſchieden wurde und demnach die Dienſtſtraf

gemeinem Strafrecht ſchon „ſcharf “ unterſchieden, ſachen noch als eine Art frimineller Strafen an

.
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geſehen wurden , ſo würde daraus doch logiſcher Gnadenverfügungen der Verwaltungsbehörden, fie

weiſe zu folgern ſein , daß eben auch Tit. VIII dürften deshalb vorgenommen werden , weil ſie durch

§ 4 VerfUrk. unter„ ſtrafrechtlichen Sachen“ auch das Geſe nicht ausdrüdlich verboten ſeien und

die „ dienſtſtrafrechtlichen Sachen “ mitverſtanden weil durch den Vollzug der Strafe die Strafmacht

wiſſen wollte. Die Beweisführung Rorzendorfers für den einzelnen Fall aufgebraucht ſei und die

ſpricht demnach gerade gegen und nicht für ſeine Verwaltungsbehörde dem Beamten gegenüber wieder

Auffaſſung. ihre uneingeſchränkte Verfügungsgewalt erhalte.

Hiernach kann alſo der König kraft des ihm Freilich würden – ſo fügt er einſchränkend hinzu -

in Tit. VIII § 4 VerfUrk. eingeräumten Begnadi- die Behörden aus Gründen der Dienſtzucht ſolche

gungsrechts jebe Dienftſtrafe erlaſſen oder mildern, Verfügungen „ nicht alsbald “ nach Erlaſſung der

demnach eine Geldſtrafe ) ganz oder teilweiſe er Urteile treffen ; ſeien dieſe Urteile doch auf ihren

laffen, eine Strafverſekung erlaſſen oder auf eine Antrag hin erlaſſen worden.

mildere Strafe – aufGeldſtrafe oder bei Degra-= An dieſen Ausführungen iſt manches Wahre,

dierung auf einfache Strafverſeßung - zurüd: aber auch viel Irrtümliches; ihre Schwäche liegt

führen, endlich die Strafe der Dienſtentlaſſung darin, daß ſie das Weſen und die Wirkung der

erlaſſen oder in Strafverſekung (in ihren beiden einzelnen Disziplinarſtrafen nicht genügend aus:

Formen) oder in Geldſtrafe umwandeln. Dagegen einanderhalten und daß fie endlich die Ausübung

iſt das Begnadigungsrecht bei Dienſtentlaſſung in- des den Verwaltungsbehörden zuſtehenden Rechts

loferneeingeſchränkt,als durch Art. 110abi.3 derErnennung, Verjeßung und Beförderung der
BG. eine bloße Milderung der Wirkungen Beamten mit dem Rechte der Strafmilderung oder

der Entlaſſung in Bezug auf Ruhegehalt und Hinter Strafaufhebung in einen unzuläſſigen Zuſammen

bliebenenverſorgung nur in den im Geſeke ausdrück= hang bringen .

lich zugelaſſenen Fällen und in dem dom Geſeke Unrichtig iſt zunächſt ſchon der allgemeine Saß,

ausdrüdlich zugelaſſenem Maße ſtattfinden darf ii. daß „ die Wirkungen der Dienſtſtrafen (richtiger

meinen Kominentar S. 528, Piloty BD. I S.808 , Disziplinarſtrafen) durch Maßnahmen der Ver

809 und Anm . 109 daſelbſt). Daß dieſe Beſchrän: waltung wieder aufgehoben werden können “.

kung eine Einſchränkung des Begnadigungsrechtsund Selbſt wenn nämlich beiſpielsweiſe ein durch Dis:

nicht, wie Korzendorfer meint, eine Beſchränkung ziplinarurteil entlaſſener Beamter von der Ver

der dem König zuſtehenden Dienſtgewalt iſt, er
waltungsbehörde nach Eintritt der Rechtskraft des

gibt ſich aus den vorſtehenden Ausführungen von Urteils ohne weiteres ſofort wieder angeſtellt würde,

ſelbſt.)
ſo wären damit doch noch nicht die Wirkungen

2. Neben dem Rechte des Königs , Dienſſtrafen der Strafe aufgehoben. Denn dieſe Anſtellung

zu erlaſſen oder zu mildern, nimmt Rorzendorfer kann nur eine Neuanſtellung ſein und es kann dabei

auch noch für die Verwaltungsbehörden die Be dem wieder Angeſtellten die frühere Dienſtzeit weder

fugnis in Anſpruch, „die Wirkungen der Dienſt: für die Bemeſſung des Gehalts noch für die Bez

ſtrafen durch ihre Maßnahmen wieder aufzuheben “. ! rechnung der penſionsfähigen Dienſtzeit oder der

Zwar müßten, ſo meint er, die Verwaltungsbe | Zeit der Widerruflichkeitangerechnet werden (ſ.

hörden die Urteile der Disziplinargerichte voda
meinen Rommentar S. 522) ; es werden nur neue

ziehen .“) Da aber die Urteile keinerlei Zeitbe Rechte erworben, die in dem Verluſte aller bis

ſtimmung darüber enthielten, wie lange ihre Folgen herigen Rechte liegende Wirkung der Strafe kann

beſtehen ſollen, ſo könnten die Behörden den Be- aber durch dieſe Maßnahme der Verwaltungsbe

ſtraften wieder befördern, ihn wieder auf ſeine hörde nicht mehr aufgehoben oder beſeitigt werden.

frühere Amtsſtelle zurücverſeken, einen Entlaſſenen Oder wenn ferner ein zur Strafe auf ein anderes

wieder aufnehmen . Dieſe Verfügungen feien feine
Amt von gleichem Rang und Gehalt oder von

niedrigerem Rang und Gehalt verſeşter Beamter

2) Beim Verweis verbietet ſich die Möglichkeit der
nach Vollzug der Strafe wieder auf ſeine frühere

BegnadigungnachderNatur der Strafe wenigſtens Amtsſtelle zurüdverſeßt oder befördert würde, ſo

für die Fälle, in denen der Verweis ſchon vollſtreckt wäre damit die Wirkung der Disziplinarſtrafe,
iſt (Piloty Bd . I S. 808) . nämlich die Tatſache der erfolgten Strafverfeßung

8) Denn einmal hat der König über den im Zeit

punkte der Rechtskraft des Disziplinarurteils aus dem
oder Degradierung und ihr Einfluß bei etwaigem

Beamtenverhältniſſe bereits ausgeſchiedenen Beamten
ſpäteren Dienſtvergehen ſowie der Verluſt des An

überhaupt keine Dienſtgewalt mehr, ſodann aber kann ſpruchs auf Umzugsgebühren und bei Degradierung

der König nicht fraft ſeiner Dienſt gewalt Ben

fionenoder Unterhaltsbeiträge an Beamte oder eher ſamkeit der Beförderung in die frühere Amtsſtelle,
die Minderung desGehalts bis zur Zeitder Wirt

malige Beamte gewähren, wo das Geſeß den Anſpruch

auf Penſion oder Unterhaltsbeitrag ausdrüdlich aus
noch nicht aufgehoben .

ſchließt. Nicht ganz zutreffend iſt ferner auch der Satz

5. Das iſt inſoferne nicht ganz zutreffend, als im Rorzendorfers , daß mit dem Augenblicke des Voll:

Falle der Strafentlaſſung die Wirkung der Entlaſſung

mit der Rechtsfraft des Urteils von ſelbſt eintritt, ohne
zugs der Strafe die Verwaltungsbehörde „ dem

daß es eines Vollzugs durch dieVerwaltungsbehörde
Beamten gegenüber wieder ihre uneingeſchränkte

bedürfte (j. meinen Komm. S. 520, 521 , 683, 684). Verfügungsgewalt erhalte “. Beſteht ſchon eine
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uneingeſchränkte Verfügungsgewalt der Verwal- ohne daß dadurch gegen eine geſeßliche Vor:

tungsbehörde gegenüber dem Beamten überhaupt ſchrift verſtoßen würde. Aber die Verwaltungs

nicht, ſo kann hievon vollends dann feine Rede behörde würde gegen die von ihr für die Aus:

ſein , wenn der Beamte infolge des Urteils zur übung ihres Verſeßungs- und Beförderungsrechts

Strafe entlaſſen worden iſt, weil mit dem Ein: zu beobachtenden Verwaltungsanordnungen und

tritte der Entlaſſung jede Gewalt gegenüber dem Verwaltungsgrundſäge handeln, wenn ſie eine

Entlaſſenen von ſelbſt erloſchen iſt und daher auch ſolche Verſekung oder Beförderung lediglich

nicht wieder voll in Wirkjamkeit treten kann . deshalb vornehmen würde , um dadurch die

Unrichtig erſcheint endlich die Meinung, daß Wirkungen der durch das Disziplinarurteil aus:

der Verwaltungsbehörde Verfügungen der vor- geſprochenen Strafe möglichſt abzuſchwächen und

liegenden Art ) ſchon deshalb erlaubt ſeien , weil zu paralyſieren . Das Ermeſſen der Verwaltungs

ſie im Geſeße nicht ausdrücklich verboten ſeien. behörden bei Ausübung ihres Anſtellungs-, Ver

Denn nicht alles, was im Gefeße nicht ausdrücklich ſegungs- und Beförderungsrechts iſt kein völlig

verboten iſt, iſt damit der Verwaltungsbehörde freies; andere Rüdlichten als dienſtliche dürfen

auch ſchon erlaubt. Zwar kann eine Verfügung weder für die Ausübung noch für die Nichtaus

der Verwaltungsbehörde, weil im Geſeße nicht ver: übung dieſes Rechtes beſtimmend ſein , namentlich

boten , nach außen recht&wirkſam ſein , aber ſie iſt alſo nicht die Abſicht, durch die Ausübung des

damit der Behörde nicht auch ſchon geſtattet. Das Verſegungs- oder Beförderungsrechts dem Be

Nähere hierüber wird im nachſtehenden noch zu ſtraſten Wohltaten oder Gnaden zu erweiſen und

erörtern ſein. dadurch die durch die zuſtändigen Disziplinar

Um zu einer richtigen Beurteilungder Sache gerichte verhängten Disziplinarſtrafen in ihren

zu kommen, wird man m. E. die Fälle der Straf: Wirkungen möglichſt abzuſchwächen. Ein ſolcher

verſeßung und der Straſentlaſſung auseinander: ; Gebrauch von dem ihr zuſtehenden Anſtellungs

halten müſſen. und Beförderungsrecht würde die Verwaltungs

Was zunächſt die Strafverſeßung anlangt, behörde dienſtlich verantwortlich machen wie jede

ſo beſteht ſie in der Entfernung aus dem bis: ; andere ſchuldhafte Verlegung der Dienſtpflicht.

herigen Amt durch Verſekung auf ein anderes Aufheben könnte übrigens die Verwaltungs

Amt von gleichem Rang und Gehalt oder auf behörde auch durch eine noch ſo raſch nach dem

ein anderes Amt mit geringerem Rang und Gehalt. Strafvollzug erfolgende Verſeßung oder Beför

Mit dem Vollzuge dieſer Verſeßung iſt dem Urteile derung die Wirkungen der Strafe nicht, wie bereits

Genüge getan . An der Beamteneigenſchaft dargelegt wurde .

des Verſeşten und an ſeinen ſonſtigen Beamten :
Anders wird ſich die Sache geſtalten bei ſtrai:

rechten ändert ſich nichts . Der zur Strafe verſekte weiſer Entlaſſung des Beamten . Nach Art. 110

Beamte iſt auf ſeiner neuen Amtsſtelle , mag dieſe Abj . 1 BG. hat die Dienſtentlaſſung den Verluſt

nun von gleichem Rang und Gehalt oder von
des Titels und der Dienſtabzeichen ſowie des An

geringerem Rang und Gehalt ſein, für die Folge ipruchs auf Dienſteinkommen, Ruhegehalt und

wie jeder andere Inhaber dieſes Amtes zu be: Hinterbliebenenverſorgung von Rechts wegen zur

handeln . Er rüđt deshalb auch in ſeiner neuen
Folge . Sie tritt mit der Rechtskraft des Urteils

Amtsſtelle nach Maßgabe der Vorſchriften des von ſelbſt ein , ohne daß es eines Vollzugs der

Art. 28 Abſ.2 , 3 BG . in höhere Dienſtalters: Entlaſſung durch die Verwaltungsbehörde bedarf

ſtufen vor, er kann auch, wie jeder andere Beamte, (1. meinen Kommentar S. 520 , 521, 683 , 684) .

wenn die Vorausſeßungen für eine Be: Ihre Wirkung beſteht darin, daß der Beamte
förderung nach den hierüber beſtehenden nicht bloß , wie bei der Strafverſekung, ſein biss

Verwaltungsgrundſäßen gegeben ſind , heriges Amt verliert , im übrigen aber Beamter
befördert werden und zwar auch dann, wenn er mit allen Rechten bleibt , ſondern daß er aus dem

auf eine Amtsſtelle von niedrigerem Rang und Beamtendienſtverhältnis über h a upt

Gehalt verſetzt worden war. Die Zuläſſigkeit einer ausſcheidet ; ſie iſt die Entfernung aus dem Be
ſolchen Beförderung ergibt ſich aus der Fortdauer amtenſtand wegen Unwürdigkeit. Ihre Wirkung
der Beamtenrechte des zur Strafe Verſekten und iſt alſo nicht erſchöpft mit dem Augenblick ihres

ſie iſt in Art. 30 Abj. 5 BG. auch ausdrüdlich Eintritts , ſondern ſie beſteht in der Berbeiführung

anerkannt ( i . meinen Kommentar S. 197, 201
eines dauernden Zuſtandes . Zwar verliert , wie

und 517). Nun beſtehen allerdings keine gejek : Piloty (Bd. I S. 805) zuzugeben iſt, der Ent :

lichen Vorſchriften darüber, daß die Beförderung laſſene nicht die Fähigkeit, als Beamter wieder

eines zur Strafe verſetten Beamten erſt nach Ab : angeſtellt zu werden, aber er iſt durch das allein

lauf einer beſtimmten Zeit ſeit dem Vollzug der hiezu zuſtändige Disziplinargericht für unwürdig

Strafe vorgenommen werden dürſe; ſie könnte erklärt worden, weiterhin Beamter zu ſein . Seine

daher auch ſchon unmittelbar darnach erfolgen, Wiederanſtellung iſt, wenn ſie erfolgt , zwar nicht

5) Nämlich ſofortige Zurückverſekung auf die
rechtlich ungültig, aber ſie iſt deshalb nicht auch

frühere Amtsſtelle,Beförderung oder Wiederanſtellung ſdhon rechtlich zuläſſig.ſchon rechtlich zuläſſig. Denn wenn das Geſetz

des Beſtraften. einzig und allein dem Disziplinargericht die Be:

!
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fugnis einräumt, auszuſprechen, daß der Beamte der auf ihren eigenen Antrag oder auf den einer

nicht mehr würdig iſt, länger ein ſtaatliches Amt anderen Eiſenbahndirektion durch Disziplinarurteil

zu verwalten, ſo kann es nicht zugleich einer Ver- aus dem Dienſte entlaſſen wurde , wieder - wenn

waltungsbehörde das Recht einräumen, ſich über auch, gewiſſermaßen anſtandshalber, erſt nach Ab

dieſen Ausſpruch, kaum daß er ergangen iſt, lauf einer beſtimmten Friſt in der Klaſſe 17

einfach hinwegzuſeßen und den Beamten gleich als Beamten anzuſtellen ? Oder wenn gar bei:

wohl für geeignet zu erklären , eine ſtaatliche Be: ſpielsweiſe eine Eiſenbahndirektion ſich für berechtigt

amtenſtelle wieder einzunehmen . Das wäre ein halten würde, einen Beamten der Klaſſe 13 der

innerer Widerſpruch, der mit den Grundſäßen über GehaltsO . , der auf Antrag des Miniſteriums durch

die Rechtskraft der Disziplinarurteile und deren Disziplinarurteil aus dem Dienſte entlaſſen wurde,

Bindung für die Verwaltungsbehörden nicht der : nach Rechtskraft des Urteils als Beamten der

einbar wäre . Eine ſolche Verwaltungsmaßnahme Klaſſe 17 wieder anzuſtellen ? 6) Da wäre der

würde daher der Abſicht und dem Zwecke des Ge- Wiltür Tür und Tor geöffnet und ich glaube

jeges entgegenhandeln , ſie wäre, auch wenn ſie kaum , daß dieſe Eiſenbahndirektion gute Geſchäfte,
nicht rechtlich ungültig iſt, doch eine Abweichung machen würde, wenn ſie ſich zur Begründung ihres

vom Geſeß , ſie wäre die Gewährung von Gnade Vorgehens mit Korzendorfer einfach darauf berufen

ſtatt Recht, demnach ein reiner Gnaden akt. würde, daß ſie dieſe Anſtellung habe vornehmen

Daß auf dieſem Standpunkt auch der Geſekgeber dürfen , weil ſie durch das Geſet nicht ausdrück

des BG. fteht, geht aus den Motiven zu Art. 57 | lich verboten ſei, weil durch die eingetretene Ent

BG. (1. Sonderabdruck S. 145) hervor , wo von laſſung die Strafmacht des Dienſtherrn für den

einer im Wege derGnade erfolgenden Wieder einzelnen Fall aufgebraucht ſei und ſie jeſt wieder

anſtellung eines im Straf- oderDisziplinar: uneingeſchränkte Verfügungsgewalt gegenüber dem

verfahren entlaſſenen Beamten die Rede iſt. Entlaſſenen gehabt habe“ .

Iſt aber die Wiederanſtellung eines im Dis: 3. Korzendorfer berührt weiter noch die Frage ,

ziplinarverfahren rechtskräftig entlaſſenen Beamten ob die Verwaltungsbehörden rechtskräftig verhängte

ein Gnadenaft, ſo kann ihn nur der König, und Ordnungsſtrafen erlaſſen können . Er verneint

zwar kraft des ihm in Tit . VIII § 4 Verfürt. dieſe Frage, weil den Verwaltungsbehörden die

eingeräumtenRechts üben, nichtaber auch jede gejetliche Ermächtigung fehle,ſolche Strafen
zur Anſtellung von Beamten zuſtändige Verwal

im Wege der Gnade nachzulaſſen . Das iſt richtig,

tungsbehörde. auch von niemandem je bezweifelt worden , weil

Selbſt wenn man aber annimmt, daß die das Recht, in ſtraf- und dienſtſtrafrechtlichen

Wiederanſtellung des ſtrafweiſe im Disziplinar- Sachen Gnade zu erteilen , ausſchließlich dem Könige

verfahren Entlaſſenen kein Gnadenaft iſt, ſo wird ſelbſt zuſteht. Vom Standpunkte Korzendorfers

man gleichwohl dieſe Wiederanſtellung nicht in die aus iſt ſeine Entſcheidung aber nicht folgerichtig.
Kompetenz der an ſich zur Anſtellung zuſtändigen Denn wenn das Recht, Dienſtſtrafen zu mildern

Verwaltungsbehörde legen dürfen , ſondern von oder zu erlaſſen , wie er annimmt, ein Ausfluß

ausdrüdlicher föniglicher Ermächtigung abhängig der Dienſtgewalt des Königs als Dienſtherrn des

machen müſſen . Denn die Anſtellung der Be: Beamten iſt, ſo müßte in der den Behörden

amten iſt ausſchließliches Recht des Königs. Die übertragenen Dienſtgewalt über den Beamten

Behörden ſind hiezu nur ſoweit befugt , als ihnen mangels einer beſonderen Einſchränkung auch das

dieſe Befugnis ausdrücklich übertragen iſt. Es Recht, Ordnungsſtrafen zu erlaſſen , enthalten ſein .

iſt aber ausgeſchloſſen, daß die Uebertragung Jedenfalls könnte aber dann der König, wie er

dieſer Zuſtändigkeit unbeſchränkt iſt in demiſt in dem auch im übrigen die Ausübung ſeiner Dienſtgewalt

Sinne, daß die Verwaltungsbehörden hiebei nach den untergebenen Behörden übertragen kann, auch

völlig freiem Ermeſſen handeln und, wie bereits
die Ausübung der in ſeiner Dienſtgewalt ent

oben bemerkt, andere als rein dienſtliche Rüc: haltenen Befugnis zum Nachlaß von Ordnungs

ſichten walten laſſen und ſich über den gerichtlich ſtrafen an die Behörden übertragen, ohne daß es

feſtgeſtellten Tatbeſtand der Unwürdigkeit des Be : hiezu einer beſonderen geſeblichen Ermächti

werbers einfach hinwegſeken dürfen. Das wäre gung bedürfte .

ein Mißbrauch des ihnen übertragenen Anſtellungs:

rechts , wofür ſie dienſtlich verantwortlich wären .
4. Korzendorfer hat ſich ſchließlich auch noch

Wollen ſie alſo eine Anſtellung vornehmen , zu Ordnungsſtrafverfügung, die ſich
mit der Frage beſchäftigt, ob eine Behörde ) eine

der ſie fraft der ihnen übertragenen Anſtellungs
„ als gänzlich

befugnis nicht ermächtigt ſind, ſo müſſen ſiedie unbegründet herausſtellt“, auch nach der Rechts

ausdrüdliche Genehmigung deſſen erholen , von dem 3) Auch dieſer Fall müßte nach Korzendorfers An

ihr Recht ausgeht, alſo die Ermächtigung des ſicht und deren Begründung für zuläſſig erachtet werden.

Königs . Zu welchen Folgen würde es auch ? ) Ob er hierunter nur jene Behörde, die die

führen , wenn beiſpielsweiſe eine Eiſenbahndirektion
Ordnungsſtrafverfügung erlaſſen hat oder auch die ihr

vorgeſepte Behörde im Auge hat, und welche Behörde

die Befugnis für ſich in Anſpruch nehmen wollte, hiezu berechtigt ſein ſoll, wenn das Verfahren zwei

einen Beamten der Klaſſe 17 der Gehaltsordnung, | İnſtanzen beſchäftigt hat , ſagt er nicht.

1
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kraft und nach dem Vollzuge wieder aufheben ſein , zudem der Unterſchied zwiſchen „ unbegründet"

könne. Er hält die Bejahung der Frage, wie bei und „gänzlich unbegründet“ tatſächlich und recht

jeder anderen Verfügung einer Verwaltungsbehörde, lich nicht haltbar iſt. Legt man aber die Ent

für zweifelsfrei, ,, e8 müßte denn ſein, daß bei einer ſcheidung, ob ein bereits rechtskräftig gewordener

Geldſtrafe die Behörde mit Rüdſicht auf die Ein: Straſbeſcheid unbegründet war oder nicht, in das

zahlung an die hiezu beſtimmte Raſſe zur Rüc= freie Ermeſſen der nachträglich ſich mit dem Straf

zahlung der Geldſtrafe nicht zuſtändig wäre “. beſcheide befaſſenden Verwaltungsbehörde , ſo könnte

Schon dieſe Einſchränkung iſt nicht recht ver- ſich hieraus ein Zuſtand der Rechtsunſicherheit und

ſtåndlich. Denn wenn die Behörde, welche eine der Rechtsverwirrung ergeben , der gerade auf dieſem

Geldſtrafe im Ordnungsſtrafverfahren verhängt Gebiete ſehr bedenklich wäre. Man denke beiſpiels

hat , dieſen Strafbeſcheid als gänzlich unbegründet weiſe nur an den Fall, daß die mit der Sache bez

wieder aufheben kann, ſo muß ſie doch auch die faßten Beamten der betreffenden Behörde inzwiſchen

Befugnis haben , die Rückzahlung der in dieſem gewechſelt haben unddaß diejenigen Beamten, welche

Beſcheide unbegründeterweiſe verhängten Geldſtrafe, ſpäter mit der Angelegenheit zu tun haben , zu einer

gleichviel an welche Raffe dieſe Strafe eingezahlt entgegengeſekten Äuffaſſung über die Schuld des

wurde, zu verfügen. Denn die Kaſſe iſt zur Ver Beſtraften gelangen als diejenigen, welche bei der

einnahmung dieſes Betrage8 nur auf Grund einer Erlaſſung des Strafbeſcheides mitgewirkt haben.

Anweiſung der Behörde , die die Strafe verfügt Mir ſchwebt dabei ein der Wirklichkeit entnommener

hat , berechtigt und daher verpflichtet, den Betrag Fall vor: Eine Mittelſtelle hat einen Beamten

wieder zurüdzuerſtatten , wenn die Anweiſung zu wegen Verfehlung gegen beſtimmte Dienſtvorſchriften

Unrecht erfolgt iſt; ſonſt würde ja eine ungerecht- | mit einer Geldſtrafe belegt. Der Beamte hat die

fertigte Bereicherung deſſen vorliegen, dem die Einlegung der Beſchwerde unterlaſſen und den

Geldſtrafe zugefloſſen iſt. Strafbetrag eingezahlt. Die Strafverfügung wurde

Aber abgeſehen hievon ſcheint mir die ganze während der Beurlaubung des Vorſtandes der

Frage überhaupt nicht ſozweifelsfrei zu ſein, wie Stelle von ſeinem Stellvertreter erlaſſen. Einige

Korzendorfer meint. M. E. iſt ein im Ordnungs: Monate darauf kommt die Angelegenheit anläß

ſtrafverfahren erlaſſener Straſbeſcheid nicht jeder lich der Frage der Beförderung des Beamten zur

anderen Verfügung einer Verwaltungsbehörde gleich Kenntnis des Vorſtandes der Stelle, der zu der

zuſtellen . Das Ordnungsſtrafverfahren unterſcheidet Ueberzeugung gelangt, daß dem Beamten eine Ver

ſich von dem Disziplinarverfahren nicht hinſichtlich fehlung gegen die Dienſtvorſchriften nicht zur Laſt

ſeiner rechtlichen Natur, ſondern nur hinſichtlich gelegt werden könne und der Štraſbeſcheid daher

der Strafarten und hinſichtlich des Verfahrens ; unbegründet war. Soll er jeßt befugt ſein , die

es iſt alſo ebenſowenig eine Sache des reinen Ver: rechtskräftig gewordene und bereits vollzog Straf

waltungsermeſſens wie das Disziplinarverfahren . verfügung wieder aufzuheben ? Und ſoll er dazu

Zwar widelt es ſich nicht in den geſeklich vor- was nach der von Korzendorfer für ſeine Mei:

geſchriebenen ſtrengen prozeſſualen Formen des Dis: nung angeführten Begründung angenommen werden

ziplinarverfahrens ab , aber doch in einem auf Grund müßte )müßte 8)-- auch dann befugt ſein, wenn der Be

geſeßlicher Ermächtigung (Art. 117 Abſ . 4 BG. ) | amte die Einlegung der Beſchwerde nicht unter:

von der Staatsregierung durch die Verordnung vom laſſen, ſeine eingelegte Beſchwerde vielmehr von

10. Dezember 1908 ( GVBl. S. 1041 ) und die ge- der Beſchwerdeinſtanz verworfen worden ware ?

meinſame Miniſterial- Bekanntmachungvom 22. DE: Ich glaube beides verneinen zu ſollen . Gehen

tober 1909 (GVBI. S. 737) näher geregelten Vers wir noch weiter. Wenn es wahr iſt, daß ein rechts:

fahren . Darnach iſt auch der im Ordnungsſtrat: kräftig gewordener Ordnungsſtraſbeſcheid von der

verfahren ergangene Strafbeſcheid der Rechtskraft Behörde, die ihn erlaſſen hat, wie jede andere

fähig, die eintritt, wenn der Beſtrafte nicht binnen Verfügung wieder aufgehoben werden kann, wenn

2 Wochen nach Eröffnung des Strafbeſcheides Be: er ſich nach ihrer Meinung als unbegründet heraug:

ſchwerde eingelegt oder wenn die Beſchwerdeinſtanz ſtellt , ſo muß es auch wahr ſein, daß jede der

die rechtzeitig eingelegte Beſchwerde verworfen hat . | Strafbehörde vorgeſepte Verwaltungsbehörde den

Warum hier, abweichend vom Disziplinarurteil, rechtskräftigen Straſbeſcheid der erſteren wieder als

die Rechtskraft des Beſcheides nur die Wirkung unbegründet ebenſo aufheben kann , wie jede andere

haben ſoll, daß er unabänderlich iſt zuungunſtein, Verwaltungsverfügung derſelben . Das würde aber

nicht aber auch unabänderlich zugunſten des Be- nicht nur dem dem Ordnungsſtrafverfahren zugrunde

ſtraften, iſt nicht einzuſehen . Zum mindeſten liegenden Gedanken , ſondern auch der Anordnung

müßten doch die Gründe, aus denen eine rechts- in § 4 Abſ. 2 Saž 2 und 3 der gem. MinBet.

kräftig gewordene und bereits vollzogene Straf: vom 22. Oktober 1909 widerſprechen , wonadh

verfügung „ als gånzlich unbegründet“ wieder auf

gehoben werden kann , im Gefeße oder in einer 5) Denn ob die Rechtskraft des Straſbeſcheides

Anordnung der Staatsregierung, ähnlich wie im
der Verwaltungsbehörde dadurch eingetreten iſt, dag

der Beamte feine Beſchwerde einlegte, oder dadurch ,
Falle der Wiederaufnahme des Verfahrens bei

daß die eingelegte Beſchwerde verworfen wurde, fann

rechtskräftigen Disziplinarurteilen , näher feſtgelegt doch jüglich keinen Unterſchied begründen.
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die höhere Behörde an dem Straſbeſcheide der Dieſe Beſtimmungen ſind dispoſitiver Natur und

unteren Behörde nur mehr dann etwas ändern , gelten auch gegen den Rechtsnachfolger, der fie

ihn alſo, wenn ſie ihn für unbegründet hält, nur nicht kennt. (Siehe 8 746 Anm . I und $ 922

mehr dann aufheben kann, wenn ſie binnen 2 Wochen Anm. II BOB. bei Staudinger.)

nach dem Tage, an dem ſie von dem Ausgange 8 1010 BOB. kann auf ein Kommunmauer

des Verfahrens in erſter Inſtanz Renntnis er- rechtsverhältnis nicht Anwendung finden , weil er

halten hat , dem Beſchuldigten eröffnet hat, daß gemeinſchaftliches Eigentum vorausſett (ſiehe Stau

fie das Verfahren an fich ziehe. dinger,BOB. 8 1010 Anm. 1 d) , während an der

Hiernach wird m. E. dahin zu entſcheiden ſein , Rommunmauer nur getrenntes Eigentum und

daß die Verwaltungsbehörde, welche im Ordnungs- nur gemeinſchaftliches Benüßungsrecht nach den

ſtrafverfahren einen Straſbeſcheid erlaſſen hat, ihn Sondervorſchriften der 88 921 , 922 BGB. über

nur dann als unbegründet wieder aufheben darf , Grenzeinrichtungen beſteht.

wenn er, gleichviel ob der Beſchuldigte Beſchwerde Die 88 921 und 922 BGB. regeln zwiſchen

eingelegt hat oder nicht, noch nicht rechtskräftig den beiden Nachbarn :

geworden und im Falle der Einlegung der Beſchwerde a ) die Benüßungsberechtigung an der Grenzs

die lektere noch nicht der Beſchwerdeinſtanz vor- einrichtung,

gelegt worden iſt (vgl. auch meinen Kommentar b) die Verpflichtung zur Tragung der Unter:

S. 553 a . E. ), daß ferner die höhere Behörde den haltungskoſten ,

rechtskräftigen Strafbeſcheid der unteren Behörde c) das Recht auf Beſtandserhaltung und die

nur inehr in der in § 4 Abſ. 2 Sab 2 und 3 Verpflichtung hierzu.

der gem . MinBek. von 22. Oktober 1909 vor- Bezüglich der Punkte a und b iſt nach der

geſehenen Friſt und Form als unbegründet außer Verkehrsauffaſſung als gewollt anzunehmen , daß

Wirkſamkeit ſeken darf. die Nachbarn vom Gefeß abweichende Beſtim

mungen in dem Sinne haben treffen wollen , daß

das Mitbenüßungsrecht des B durch Anbau von

der vorherigen Erſtattung der halben Mauerher

Die drei Sauptfragen des ſtellungskoſten abhängig ſein ſollt und daß B die

Sommunmauerrechts .)
Unterhaltungskoſten erſt von der Benüßung der

Rommuninauer zum Anbau an mitzutragen hat .

Bon Juſtizrat Dr. Karl Buhmann, Mechtsanwalt in Der Ablöſungsanſpruch, deſſen Befriedigung

München. Vorbedingung des BenügungsrechtsdesB durch An

(Schluß.) bau iſt, iſt kein ausdem Gemeinſchaftsverhältnisſelbſt,

III. Hat ber Erbauer der Kommunmauer ſondern nur ein aus defſen Vorbedingung fließen

einen Ablöſungsanſpruch ? der Anſpruch. Er iſt ein ausſchließlich auf Geld ge

Wer iſt Schuldner ? richteter Anſpruch, der mit den ſich aus dem Gemein

Mit der Annahme, daß die Kommunmauer fchaftsverhältnis ergebenden Berechtigungen und Ver

Grenzeinrichtung iſt, löſen ſich alle die zahlreichen pflichtungen nach $S 921 , 922 und 741 ff. BGB.

Streitfragen nicht nur über die Beziehungen zwiſchen nicht unmittelbar zuſammenhängt.A ſtreckt die

A und B, ſondern auch zwiſchen deren beider: Koſten der mit Genehmigung des B hergeſtellten

ſeitigen Sondernachfolgern .
Kommunmauer vor gegen die Verpflichtung des

Vor allem iſt zu ſagen, daß die 88 921 , 922 , B , dieſe Koſten im Falle der Benüßungdurch An

ſowie SS 746 ff. BOB. die dinglichen Rechts
bau zu erſeßen, wobei B zum Anbau nicht ver

wirkungen des vereinbarten Gemeinſchaftsverhält pflichtet iſt. Der Geldforderungsanſpruch ruht,

niſſes regeln. Dies hat zur Folge , daß alle Rechte
er iſt befriſtet und bedingt (pactum sui generis,

und Pflichten aus dem Gemeinſchaftsverhältnis,
am nächſten verwandt dem Auftragsvertrag) .

aber auch alle abweichend vom Geſetz zwiſchen
Er iſt als ein in ſeinen Grundlagen genügend

Aund B in bezug auf ihr Gemeinſchaftsverhältnis feſtſtellbarerkünſtiger Anſpruch auch abtretbar und

getroffenen Vereinbarungen auf die beiderſeitigen pfändbar (RG3.55, 334, 404 ; 67, 166 ; JW . 1913

Rechtsnachfolger (X und Y) übergehen .
S. 132). Er entſteht im Augenblick der Errichs

Die dingliche Wirkung aller Rechte und tung der Rommunmauer als bedingter und betagter

Pflichten zwiſchen A und B in bezug auf das Ge
Anſpruch. Er wird flagbar (actio nata est) im.

meinſchaftsverhältnis ſprechen klar aus die ss 746, Augenblick der Benüßung der Kommunmauer durch

749 und 751 BOB .( ſiehe hierzu Staudinger, den zukünftigen Anbauer, gleichgültig wer er ſei.

BGB. Einleitung zur ,,Gemeinſchaft" II a Anm . I 1
Es iſt ganz unverſtändlich , wenn man dieſen

zu § 751 ; RORKomm. Anm . 2 zu § 746 BOB. ) . rein obligatoriſchen auf eine Geldzahlung gerichteten

Anſpruch mit dem Schidſal des Eigentumsrechts

1 ) Bungard , Die Stommunmauer ", 3n. - Differt. , an der Kommunmauerhälſte ſelbſt in untrennbare

erſchien bei Noske in Borna-Leipzig1913,kommt, gleich Verbindung ſeßt, wie dies vom OLG. Nürnberg
falls von der Grenzmauerlehre ausgehend, in bezug

auf die Perſon des Schuldners zu einer der hier ver
(in Bay3FR . 1914 S. 195 ff.) geſchieht.

tretenen Anſchauung entgegengejeften Lehre . Wenn A und B vereinbaren , eine Gartenmauer

.
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als Grenzzeichen zu errichten , welche A zunächſt | auf X und baut alsdann B an , ſo geht vor allem

auf ſeine Koſten durch Baumeiſter M erbauen laſſen der Erfazanſpruch des A, wenn nicht Gegenteiliges

ſoll und deren Herſtellungskoſten B dem A zur zwiſchen A und X vereinbart war (alſo insbeſondere

Hälfte in Ratenzahlungen erſeken will , ſo wird beim zwangsweiſen Eigentumswechſel) auf X nicht

niemandauf den Gedanken kommen, daß A mit dem über , weil, wie oben ausgeführt iſt, der Erſaßanſpruch

Verluſt ſeines Grundſtüdes und damit der halben kein aus dem Gemeinſchaftsrecht fließender oder

Grenzeinrichtung den Erſazanſpruch verliert. Dafür, ,, verdinglichter“ Anſpruch iſt.

daß dies bei einem Kommunmauerbau anders ſein Das Mitbenüßungsrecht des B durch Anbau

joll, iſt kein innerer Grund erfindlich. bleibt bedingt , bedingt durch die Bezahlung des

Die Unhaltbarkeit der entgegengeſeşten An: Ablöſungsanſpruchs an A. X kann den Ånbau

ſchauung tritt ferner insbeſondere hervor im Falle nicht verwehren, wenn B die Bedingung für das

der Zwangsverſteigerung, bei welcher der Ab- Mitbenüßungsrecht_ erfüllt . Allerdings kann X

löſungsanſpruch auf den Erſieher übergehen ſoll, den Anbau durch B geſtatten , ohne auf Zahlung

der nichts davon weiß , daß A kommun gebaut des Ablöſungsanſpruchs durch B an A zu dringen.

hat , z . B. weil er aus einem Gebiete tommt , in In dieſem Falle bleibt der Erſaßleiſtungsanſpruch

welchem die kommune Bauweiſe nicht bekannt iſt. des A gegen B beſtehen, weil zwiſchen dieſen beiden

Aus dem Vorgetragenen ergeben ſich für A vereinbart iſt, daß B die Koſten der Errichtung

und B und für deren Sondernachfolger X und Y der im Augenblick der Erbauung bereits Eigen :

wichtige, allerdings von der erwähnten Anſchauung tum des B gewordenen Mauerhälfte bei (Beginn

vielfach abweichende Folgerungen . der ) Benüßung durch Anbau zu zahlen hat. B

1. B baut während der Eigentumszeit des A an . zahlt das , was er früher bekommen hat , was aber

Nach dem der Verkehrsauffaſſung entſprechen- erſt jeßt für ihn Wert beſikt, wenn er die von

den Vertragswillen hat B die Koſten der bereits A erbaute Kommunmauer zum Anbau benüßt.

auf ſeinem Grund ſtehenden Mauerhälfte zu er : (B1 . M. Abele 23. S. 833 ) .

ſeßen , um ſich damit die Vorausſeßung für die 4. Schwieriger zu löſen iſt die leşte Möglich :

Mitbenüßung der Kommuninauer durch Anbau keit , wenn nämlich nach Wechſel des Eigentums

zu verſchaffen. In welchem Zeitpunkte die Mauer: von A auf X und von B auf Y der leştere anbaut.

einrichtungskoſten zu erſeßen ſind, iſt beſtritten. Vertragliche Beſtimmungen beſtehen nicht

In München beſteht eine durch die Vorſchriften zwiſchen Y und X, ebenſowenig zwiſchen Y und A.

des Art . 68 AG. BGB. beeinflußte Verkehrsauf: Da aber der Mitbenüßungsanſpruch des Y

faſſung dahin, daß bei Beginn des AnbausZahlung auf die Grenzeinrichtung infolge ſeiner dinglichen
zu leiſten iſt ( vgl. Beſchl. d . OLG. München vom Natur auch auf Y nur als bedingter Anſpruch

5. Mai 1913 Beſchm .-Reg. Nr. 275/13 ). übergegangen iſt , ſo iſt X zur Duldung des An:

2. Der Anbau erfolgtnichtmehr durch Bjondern baues vor Erfüllung der Bedingung gegenüber

durch einen Sondernachfolger Y. dem A nicht gezwungen.

Ein Vertragsverhältnis zwiſchen A und Y liegt Y fann aber auch , und dies wird wohl die

nicht vor . Aber auf Y als Sondernachfolger iſt | Regel ſein , auf Erfüllung der Bedingung ver :

kraft der gemeinſchaftsrechtlichen Normen (BGB. zichten. A kann in dieſem Falle gegen
SS 922 und 741 ff.) der bedingte Anſpruch auf einen Anſpruch erheben nach den Vorſchriften über die

Mitbenüßung der Grenzeinrichtung übergegangen, ungerechtfertigte Bereicherung (SS 812,822 BGB . ).

bedingt durch Erſakleiſtung. Leiſtet Y den Erſak , Eine Bereicherung des Y liegt tatjächlich vor .

ſo erwirbt er unbedingtes Mitbenüßungsrecht. Bei Vor der Benüßung der Kommunmauer durch An

A verbleibt auf Grund des Gemeinſchaftsrechtes bau hat die auf dem Grundſtüd 2 ſtehende Mauer:

die Verpflichtung zur Duldung des Anbaues gegen hälfte einen Verkehrswert weder für B noch für Y ,

Bezahlung der halben Mauerfoſten . weil die Frage offen ſteht, ob und wann die Mauer

Die Zahlungspflicht hat Y , nicht B. Bis zur zum Anbau benüßt wird. Die Verkehrsauffaſſung

Benübung durch den Anbau iſt für die Eigentümer geht vielfach dahin , daß gerade die durch den

des Nachbargrundſtücks der hinübergebaute Mauer: Mauerüberbau eintretende Minderung der benutz:

teil nicht wertſteigernd , ſondern wertmindernd baren Bodenfläche zunächſt eine Wertsminderung

(Schmitt a . a . D. S. 59 I). Dieſe Wertminderung bedeutet, wenn auch ausnahmsweiſe das Gegenteil

wird ſtändig , wenn die Bebauung des Nachbar: der Fall ſein kann . Der leberbau erhält für B

grundſtückes durch ein Gebäude dauernd behindert oder Y erſt Wert im Augenblick des Anbaues ;

wird ( z . B. durch eine Dienſtbarkeit auf Bauverbot, denn ſie erſparen ſich jetzt die Herſtellungskoſten der

durch Errichtung eines Parts uſw.); eine Grundituda: an ſich notwendigen Umfaſſungsmauer. Y wird bei

wertſteigerung durch Errichtung einer Kommunmauer Erwerb des Grundſtückes 2 , gleichgültig , ob zur

auf die Nachbargrundſtücke anzunehmen , iſt willfür- Zeit des Erwerbes A oder X Eigentümer des Ge

lich. Die Tatiache der Kommunmauererrichtung bäudes 1 war, für die auf dem Grundſtüce 2 be:

hat eine Wertſteigerung erſt zur Folge im Augen ſtehende Mauerhälſte nichts bezahlen, weil er weiß,

blidt der Benutzung der Kommunmauer durch Anbau. daß er bei Benützung der Mauer durch Anbau

3. Wechſelt das Eigentum des Anweſens Nr. 1 an A entweder nach den Ausführungen unter Ziff. 2

Y nur

|



Beitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 11 . 225

oder wegen ungerechtfertigter Bereicherung Zahlung Eine gegenteilige Meinung vertreten heißt den wirt

leiſten muß. chaftlich Schwachen auf Koſten des wirtſchaftlich

Abele führt a . a . D. S. 834 zuerſt richtig aus, Stärkeren benachteiligen und gegen den Zug der

daß A zur Geltendmachung eines Bereicherungs- Zeit arbeiten .

anſpruchs nachweiſen muß, daß B Vorteile von Einzelne Fälle (wie z. B. Teilbenüßung, ſtufen

dem Bau hat, denn ſoweit ihn B nicht benüßt , weiſer Ånbau, Zeitpunkt der Fälligkeit des Ab

iſt die Mauerhälfte für B wertlos , ja ſogar nach löſungsanſpruches , Zuläſſigkeit des Einfluſſes an

teilig, weil ſie einen Hof oder Garten ſchmälern derer Verkehrsauffaſſung) im Rahmen einer Zeit

fann. Abele leßt ſich aber dann ſofort mit ſich ichriſt zu behandeln , würde zu weit führen . (Siehe

ſelbſt in Widerſpruch, wenn er weiter ausführt, Nüßel, Bay3İR . 1914 S. 188 ).

daß B auch im Falle des Eigentumswechſels der

Bereicherte bleibt, weil in der Möglichkeit des An

baues ein wirtſchaftliches Gut für die Zukunft

liegt , das nicht mit Nul bewertet werden kann .

Einwirtſchaftliches Gut ſtellt die Kommunmauer Richtigkeit oder Anfechtbarkeit der Verträge
hälfte erſt im Augenblicke des Anbaues und in =

folge des Anbaues dar , bis dahin ſchmälert der mit ſog. Automatenfirmen.

Kommunbau wirtſchaftlich den B.
Von Rechtsanwalt Dr. Otto yipp in München .

Der Erſatleiſtungsanſpruch des A gegen Y

läßt ſich auch auf 8 822 BOB. ſtüßen ; denn Y hat Am 30. Juni 1913 endete in Koblenz ein

bei Erwerb des Bauplages 2 für die Mauer zu: umfangreicher Strafprozeß gegen Inhaber und

nächſt kein Entgelt geleiſtet. Faßt man den Begriff Reiſende verſchiedener Automatenfirmen, der zur

der unentgeltlichen Zuwendung im $ 822 BOB. Verurteilung mehrerer Reiſender führte, während

nicht, wie es allerdings meiſtens geſchieht, im Sinne die Firmeninhaber freigeſprochen wurden . Um

einer ſubjektiv gewollten Schenkung , ſondern das Ergebnis dieſes Strafprozeſſes abzuwarten,

im Sinne einer objektiv ohne Entgelt gemachten waren zahlreiche Zivilprozeſſe ausgeſeßt worden,

Zuwendung auf — (die Ueberlaſſung der Kommun- die zum Teil durch dieſe Automatenfirmen als

mauer iſt keine Schenkung, ihre Benüßung iſt vom Kläger, zuin Teil gegen ſie als Beklagteanhängig

Erſaß des Erſtellungswertes abhängig) – ſo iſt Y gemacht waren . Nur für eine beſchränkte Anzahl

gleichfalls aufKoſten desA bereichert. Jedenfalls von Fällen hat der Strafprozeß ein brauchbares

ſteht der Wortlaut des § 822 BOB. einer ſolchen Ergebnis geliefert . Schon vorher waren wohl die

Auslegung nicht entgegen , ſie entſpräche auch der meiſten Prozeſſe zugunſten der Automatenfirmen

Billigkeit. (A. M. Abele a . a . D. S. 834). entſchieden worden und danach fanden viele Ges

Würde man der Meinung ſein können, daß richte keinen Weg, um dem offenkundig unlauteren

der bedingte Erfaßleiſtungsanſpruch ein im Ges Geſchäftsgebaren dieſer Firmen bürgerlich-rechtlich

meinſchaftsverhältnis begründeter und von ihm entgegenzutreten. Und doch muß das Geſeß eine

untrennbarer Anſpruch ſei , ſo würde die Ding: Handhabe bieten , um dem geſunden Rechtsempfinden

lichkeit des Erſaßleiſtungsanſpruchs aktiv und paſſiv gegenüber den Anſprüchen dieſer Firmen Geltung

auf X und Y übergehen . zu verſchaffen.

Dieſe Löſung iſt gleich unbefriedigend , wie die Der gewöhnliche Tatbeſtand darf als bekannt

Löſung derer, die ſagen , daß mit dem Verluſte vorausgeſegt werden. Sehr redegewandte Reiſende

des Eigentums des A an ſeinem Gebäude auch wiſſen kleinere Geſchäftsleute unter Verwendung

der Rommunmauerablöſungsanſpruch überhaupt eines gedructen Beſtellſcheins zur Annahme irgend

verloren gehe. Dieſe lette vielfach vertretene An: eines Warenautomaten zu beſtimmen , dabei ſind

ſchauung ergibt ſich folgerichtig aus dem in RG3 . unter langfriſtiger Dauer des Vertragsverhältniſſes

70, 202 niedergelegten allerdings völlig unhalt : unverhältnismäßig große Mengenfür die Füllung
baren Standpunkte, daß die Kommunmauer nie: des Apparates abzunehmen. Nach der Abnahme

mals ( jelbſt nach dem Anbau nicht) eine Grenz: einiger Teillieferungen hat der Beſteller gewöhn

einrichtung ſein könne. Wirtſchaftlich befriedigend lich die erſte Lieferung noch nicht verbraucht; die

und dem praktiſchen Bedürfniſſe entſprechend kann nachgelieferten Füllungen werden durch die lange

nur die Rechtsanwendung ſein , bei der dem A Lagerung ſchlecht und unverkäuflich; bei Zurück

als dem Erbauer der Kommunmauer auch im Falle weiſung einer der regelmäßigen Nachlieferungen

der zwangsweiſen Entäußerung ſeines Anweſens ſtellt die Firma Klage und erreicht oft die Verur

der Kommunmauerablöſungsanſpruch verbleibt und teilung des Beſtellers. In dem zweifellos auch

bei der auch im Falle einer zwangsweiſen Ent- bei den Gerichten vorhandenen Beſtreben , den Be

äußerung des Nachbargrundſtückes des B derjenige , ſteller gegen unlauteres Geſchäftsgebahren zu ſchüßen ,

welcher von dem Kommunbau durch Anbau ſpäter wird häufig ein falſcher Weg eingeſchlagen , indem

Nußen zieht, d . i . der den Anbau ausführende der Nachweis å ußerer Umſtände verlangt wird,

Sondernachfolger Y des B, für dieſen auf Koſten aus denen ſich dann die Berechtigung der An

des A geſchaffenen Vorteil Zahlung leiſten muß. fechtung des Vertrages nach § 123 BGB. ergeben
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ſoll. Dieſer Weg magrichtig und brauchbar ſein, Beſtellung abſichtlich im unklaren gelaſſen werden

wenn genügende Beweiſe insbeſondere für den Vor: follen. Dieſe Annahme wird noch durch eine ganze

gang bei der Beſtellung und für das Verhalten Anzahl weiterer Vertragsbeſtimmungen unterſtüßt.

des Reiſenden vorhanden ſind (RGRKomm. Anm . 4 Der ſtets „ gratis “ gelieferte Automat muß vom

§ 123). Dieſe Fälle ſind aber ſelten ; die Reiſenden Beſteller gebrauchsfähig erhalten werden ; er geht

lieben es nicht ihre Geſchäfte in Gegenwart von erſt nach ſo langer Zeit in den „Berit " (meiſt

Zeugen abzumachen. Wil man dem Rechtsſchuß wird der Ausdruct „ Beſig “, nicht „ Eigentum“ ge :

bedürfnis des Beſtellers gerecht werden, ſo muß braucht !) des Beſtellers über , daß er dann taum

die Anfechtbarkeit oder Nichtigkeit aus inneren mehr gebrauchsfähig ſein wird ; oft findet ſich dann

Merkmalen des Vertrags ſelbſt hergeleitet werden, noch die Beſtimmung, daß während der „Beſit:

ein Weg, den leider die Gerichte noch ſehr ſelten zeit “ die Füllungen nur von dem Lieferanten des

einſchlagen. Faſt ausnahmslos werden ſich Automaten bezogen werden dürfen, alſo auch zu

bei all dieſen Vertragen , die ſämtliche nach faſt einer Zeit, in der vielleicht das Eigentum an dem

gleichlautenden Formblättern geſchloſſen werden, Automaten ſchon auf den Beſteller übergegangen

zahlreiche einzelne Umſtände zuſammenſtellen laſſen, iſt. Die Beſtimmungen über Mängelrüge find

aus deren gemeinſamem Auftreten die Anfechtbarkeit in der Regel vollſtändig wirkungslos, ſchon mit

oder Nichtigkeit gefolgert werden kann . Zunächſt Rückſicht auf die meiſt vereinbarte Nachnahme:

wird zweifellos durch dieſe Verträge in dem Be: ſendung. Regelmäßig iſt auch die liefernde Firma

ſteller eine falſche Vorſtellung von dem Inhalt berechtigt nach Belieben andere Füllungen und

des Vertrages hervorgerufen, da fich wohl kein Padungen zu wählen . Schließlich iſt noch be.

Beſteller rechneriſch über den Vertragsinhalt klar zeichnend, daß faſt ſtets ein mehrfacher Gerichts

wird. Die Verträge enthalten nämlich eine Rech: ftand vereinbart wird ; augenſcheinlich zu dem Zwed

nungsaufgabe, diean ſich zwar nicht ſchwierig iſt, um nicht durch Häufung der Prozeſſe an einem

aber im Augenblick der Beſtellungund beim Durch beſtimmten Gericht dieſes Gericht allmählich auf

leſen nicht gelöſt werden kann , ja dem Beſteller das Geſchäftsgebaren der Firma aufmerkſam zu

gar nicht zum Bewußtſein kommt. Um zu wiſſen , machen und dadurch eine vorſichtigere Abwägung

was der Vertrag für ihn wirtſchaftlich bedeutet, der Anſprüche der Firma herbeizuführen. Er

müßte der Beſteller durch Zuſammenzählen und wähnenswert iſt auch die in den Verträgen ge

Vervielfältigen ausrechnen, wie viele Jahre er bei bräuchliche, in auffälligem Druc beigefügte Be

vierteljähriger Annahme von X -Stück Füllungen merkung: „ Vor Unterſchrift lejen “ und die vor:

an den Vertrag gebunden iſt, der die Abnahme gedruckte Beſtätigung des Beſtellers, daß er den

von ſo und ſoviel Tauſend Füllungen vorſieht. Vertrag vor der Unterſchrift geleſen habe. Beſſer

Es find alſo die Tragweite und die Folgen des als durch dieſe Bemerkung kann die Argliſt dieſer

Geſchäfts für den Beſteller verſchleiert, dazu kommt, Verträge nicht enthüllt werden.

daß gewöhnlich in dieſen Verträgen die Umſtände, Stellt nun das Gericht all dieſe immer wieder:

die dem Beſteller günſtig zu ſein ſcheinen , durch kehrenden einzelnen Umſtände und die etwa nach

den Drud hervorgehoben werden , dagegen Flare , den Beſonderheiten des einzelnen Falles fich er

beſtimmte Angaben über die Verpflichtungen des gebenden weiteren Tatſachen zuſammen, führt es

Beſtellers ſorgſam umgangen werden . Berüdſichtigt insbeſondere das in dem Vertrag enthaltene Rechen

man endlich noch die Lebensverhältniſſe und den beiſpiel ziffermäßig aus, ſo iſt damit eine der

Bildungsgrad der großen Mehrzahl der Beſteller ſtrengſten Rechtsanwendung genügende Grundlage

- durchwegs kleiner Gewerbetreibender , die ſelbſt gegeben, um den Vertrag als anfechtbar oder nichtig

bei aufmerkſamem Durchleſen den Vertrag nicht zu erklären . In vielen Fällen wird eine Anfech:

richtig auffaſſen und ſeine wirtſchaftliche Tragweite tung nach § 123 BGB. vorliegen. Aber auch

nicht erkennen können berückſichtigt man ferner . wenn eine ſolche nicht rechtswirkſam erklärt worden

daß in dem Vertrag gerade die wichtigſten Be: ift, kann den Beſtellern durch Anwendung desiſt
ſtimmungen, die Verpflichtungen der Beſteller ent: $ 138 Abſ. 1 BGB. richtiges Recht gewährt werden .

halten , verſchleiert oder doch nur angedeutet ſind , Denn bei dieſen Verträgen laſſen fich genügend

ſtatt klar und deutlich die Verpflichtungen des ſachliche Merkmale dafür finden , daß das Ge:

Kunden hervorzuheben , ſo ergibt ſich aus dem ſchäft nach Inhalt und Zweck gegen die guten

Gebrauch der üblichen Formblätter mit innerer Sitten verſtößt (RGZ. 69, 146 ; 72, 218) . Dazu

Notwendigkeit ihr Zwed. Wenn die Verfertiger wird faſt immer ſchon die Feſtſtellung genügen ,

dieſer Verträge den Vertragsinhalt offenſichtlich wie der Kleingewerbetreibende, in ſeinen Mitteln

verſchleiern und troß der Renntnis der bürgerlichen beſchränkte Beſteller in der wirtſchaftlichen Be

Stellung und der Bildung ihres Kundenkreiſes wegungsfreiheit durch dieſe langfriſtigen , läſtigen

keine zweifelsfreien und allgemein verſtändlichen Verträge gehemmt wird (RGZ. 76, 78 ; insbeſ.

Angaben über Zeit des Vertrages, Höhe des Preiſes, Staub,Erk.zu § 346 Anm . 2 und die Ausführungen

Mängelrügen , Zahlungsweiſe u .dgl. machen, ſo iſt über analoge Verträge Anm . 16 , OLGRſpr. 4 ,

kein anderer Grund hierfür denkbar, als daß die 208 ). Es iſt überflüſſig, hier noch die wirt :

Kunden über all dieſe wichtigen Punkte bei der ſchaftliche Seite näher auszuführen ; die erhebliche
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Belaſtung des Beſtellers, das vollſtändige Fehlen Stleine Mitteilungen.
einer Gefahr bei der liefernden Firma, der äußerſt

geringe Gewinn des Beſtellers gegenüber dem ſehr
zu Art. 9 Abſ. 1 Ziff. 2 GebG. Die halbe

erheblichen Nußen der Lieferanten, all das wird
Gebühr iſt auch dann zu erheben , wenn das

Verfahren nach § 144 3VG. durchgeführt

zwedmäßig im Urteil ziffermäßig nachgerechnet.
wird , nachdem der Verteilungstermin ( 105

Läßt fich etwa noch durch Sachverſtändige nach BV8.) bereits begonnen hatte. Aus einem

weiſen , daß die Füllungen ſchlecht und unverhältnis: Beſchluſſe des Vollſtreckungsgerichts, der vom Be

mäßig teuer find, ſo iſt das noch eine gute ſchwerdegericht (Beſchluß des LG . München 1 vom

Unterſtüßung des bereits vorhandenen Stoffs, um 27. Januar 1914, Beſchm .-Reg. Nr. 46/1914 VII) bes

das Geſchäftsgebaren gewiſſer Firmen gerecht zu ſtätigt wurde, ſei folgendes mitgeteilt:

würdigen . Nach Treu und Glauben im Verkehr Ein Anweſen wurde auf Betreiben des X zum

widerſprechen ſolche Verträge dem Sittlichkeitsemp:
Zwecke der Gemeinſchaftsteilung verſteigert und der

finden eines jeden gerecht denkenden Menſchen und
Y um das Bargebot von 7000 M zugeſchlagen ; nach den

ſinddaher nichtig : ſie gewähren dem Lieferanten Berſteigerungsbedingungen blieben Rechte inHöhe von
24613 M beſtehen . Das Vollſtredunggericht beſtimmte

einen bedeutenden und gefahrloſen Gewinn , ander
Termin zur Erlösverteilung nach § 105 BVG. auf

ſeits bedrüden ſie die Beſteller, die bei ihren klein- 8. März 1913 ; dieſer wurde mehrmals verlegt. Im

bürgerlichenLebensverhältniſſen wirtſchaftlich ge Termine vom 4.April 1913 fand ſich beimAufrufder
radezu beengt werden. Zudem müſſen die Verträge Sache nur der Vertreter der Erſteherin ein, und be.

nach der Art ihres Zuſtandekommens und wegen der antragte Vertagung. Durch ſofort verfündeten Be

abſichtlichen Verſchleierung des Inhalts beim Ver- ſchluß wurde der Termin antragsgemäß auf 12.April

tragsſchluß als argliftig bezeichnet werden.
1913 vertagt. Inzwiſchen legte die Erſteherin die Nachs

Dem kann auch nicht der Einwand entgegen
weiſe gemäß § 144 ZVG. , – abgeſehen von den Ges

richtskoſten zu 44 M für den Verteilungstermin - por,

gelegt werden , das nichtige Geſchäft ſei etwa nach
es wurde der Termin vom 12. April aufgehoben , und

§ 141 BOB. dadurch neu vorgenommen worden ,
in der Folge nach § 144 ZVG. verfahren . Der rech

daß der Beſteller einzelne Sendungen angenommen nungsführende Sekretär hatte zunächſt für das Vertei

habe. Es kommt vor, daß ein Kunde in ſeiner Un= lungôverfahren als Gerichtskoſten den Betrag von

fenntnis des Sachverhalts die erſten Sendungen an- 60 M Gebühr und 6 M Pauſchale angeſeßt . Später

genommen und ſich dann erſt geweigert hat, eine ſpå: überſandte er dem Antragſteller noch eine Koſtenrech

tere Sendung anzunehmen. Es mag auch ſein , daß er
nung über 44 M, nämlich 40 M Gebühr und 4 M Pau

von dieſer Weigerung wieder abſteßt, weil ihm die ſchale als weitere Koſten des Verteilungsverfahrens.

liefernde Firma mit einer Klage droht und dabei
Dagegen erhob der Antragſteller Erinnerungen mit

aufdie den Beſteller treffenden großen Koſten Abſeßungder Beträge von 40M und 4m anzuweiſen,
dem Antrage, den rechnungsführenden Sekretär zur

aufmerkſam macht. Dazu beſtimmt ihn häufig da tein Verteilungsverfahren ſtattgefunden habe.
M

ſeine wirtſchaftlich ſchwächere Lage oder die Hoff- Nach Art. 9 Abſ. 1 Ziff. 2, Art. 22 Ziff. 3 GebG.

nung durch eine gütliche Vereinbarung mit der werden im Verfahren der Zwangsverſteigerung

Firma vom Vertrage loszukommen . Aber in ſolchen zwecks Gemeinſchaftsteilung „für das Verteilungsver

Vorgängen liegt noch nicht ein ſtillſchweigendes i fahren“ 0/10 der Säße des § 8 GKG. erhoben ; findet

Einverſtändnis mit den urſprünglichen Vertrags aber nach § 144 DVG . kein Verteilungsverfahren ſtatt

beſtimmungen und keine nachträgliche Annahme,
oder wird nach § 143 BVG. dieſes Verfahren nach

geſchweige denn eine Neuvornahmedes Geſchäfts, der Beftimmung des Verteilungstermine, aber vor
deſſen , Säße

ganz abgeſehen davon , daß auch eine Neuvornahme
des § 8 erhoben. Gemäß Abſ. 2 des Art. 9 wird die

nur wirtjam wäre, wenn das Geſchäft ſeinen un
Gebühr im Falle der Erteilung des Zuſchlags nach

ſittlichen Inhalt abgeſtreift hätte (Warneyer 1911 dem Meiſtgebote berechnet. Bei der Wertklaſſe des

Nr. 388). vorliegenden Falls (30-32000 M) beträgt die 10- es

Auch ohne den in den wenigſten Fällen mög= bühr 100 M , die 8/ 10-Gebühr 60 m, die Pauſchfäße bes
lichen Nachweis, daß ſich der Reiſende bei der ziffern ſich auf 10 M und 6 M (Art. 22, 7 GebG. ,

Entgegennahme der Beſtellung unter Haftung ſeines $ 80b GKG.). Die nachgeforderten Beträge von 40 M
5Auftraggebers einer unerlaubten Handlung ſchuldig und 4 M bilden denUnterſchied zwiſchender 6/10- und

der */ 10-Gebühr nebſt Bauſchiat aus der genannten
gemacht hat, läßt ſich auf dieſer Grundlage das

Wertklaſie. Schuldner der Gebühren gegenüber der

Geſchäftegebaren unlauterer Firmen wirkſam be
Staatstaſſe iſt, ſoweit ſie nachzuerheben ſind, mangels

kämpfen und der Richter wird Urteile finden, die dem Uebertragung der Forderung gegen den Erſteher

geſunden Rechtsempfinden des Volkes genügen. Er- ($ 118 ZVG. ) der Antragſteller (Art. 22, 19 Abſ. 1

freulich iſt, daß ſchon einige Gerichte dieſen Weg Gebo ., vgl.Schmidt, Gebő. Art. 19 Anm. 3, Steiner,

als gangbar erkannt und eingeſchlagen haben .haben . ZVG. 2.Aufl. S. 263 Anm.) .

(Vgl. 3. B. ein rechtskräftiges Urteil des LG. Was den Gebührenanſap int gegebenen Falle bes

Nürnberg vom 23. Oktober 1913 , 299/11 ) . trifft, ſo iſt Folgendes zu bemerken. Es wurde ein ge

richtlicher Teilungsplan entworfen und auf der Ges

richtsſchreiberei zur Einſicht der Beteiligten nieder

gelegt ; der Verteilungstermin war vorher durch Zus

ſtellung den Beteiligten mitgeteilt worden (ZVG .

S $ 105 , 106 ). Der Termin vom 4. April 1913 nahm

:
.
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durch den Aufruf der Sache ſeinen Anfang (PPD . , formell die Eröffnung des Hauptverfahrens wegen

88 220 Abſ. 1, 864, 869). Das gerichtliche Verteilungs- Unzuſtändigkeit des Gerichts abgelehnt, ſo kommt dieſem

verfahren wurde dann allerdings nicht durchgeführt, Beſchluſſe die Bedeutung einer materiellen Erledigung

da im Termine ſelbſt der Plan nicht aufgeſtellt und der Sache nicht zu und iſt deshalb nicht die ſofortige

erörtert, und ſeine Ausführung nicht angeordnet wurde Beſchwerde des 8 209 Abf: 2 SIPD., ſondern die ein

(vgl . SS 113 ff., 117 f. 20G.). Jene Durchführung fache, friſtloſe Beſchwerde gegeben .

des Verteilungsverfahrens iſt aber nicht notwendige Dagegen tvird eingewendet, daß $ 209 Abſ. 2

Vorausſeßung der Gebührenpflicht nach Art . 9 Abſ. 1 StPO. zwiſchen den Gründen der Ablehnung, d . h .

Ziff. 2 S. 1 Beb. Dieſe Vorſchrift beſtimmt, daß zwiſchen formeller und materieller Ablehnung, nicht

,, für das Verteilungsverfahren " die halbe Gebühr des unterſcheide. Allein die Stellung des 8 209 weiſt darauf

$ 8 GKG . zu erheben iſt; in Saß 2 a . a . D. ſind nur hin , daß bloß die materielle Ablehnung gemeint ſein

zwei Ausnahmen zugelaſſen , nämlich für den Fall, daß tann . Inſofern iſt Löwe , StRD. 8 209 Note 4d,

nach § 144 SVG. überhaupt kein Verteilungsverfahren beizupflichten . Eigentümlich muß es aber berühren,

ſtattfindet, oder daß nach § 143 SVG. leßteres nach daß derſelbe Löwe und zwar auch in der von

der Beſtimmung des Verteilungstermins, aber vor dem Roſenberg beſorgten Neuauflage 1913 – an einer

Beginne eingeſtellt wird . Dagegen trifft das Geles anderen Stelle (N. 5b zu 88 16-18 SIPD.) wieder

eine derartige Unterſcheidung wie im Falle des § 143 das Gegenteil hiervon behauptet. Zwei entgegengeſepte

SVG. nicht für den Fall des § 144 ZVG.; demnach Anſichten können ſich alſo je auf Löwe berufen. Solche

iſt hier für das gerichtliche Verteilungsverfahren als Widerſprüche in einem von einem einzigen Verfaſſer

Tolches ſtets die halbe Gebührzu entrichten , mag es hergeſtellten und von einem einzigen Bearbeiter neu

ganz oder teilweiſe durchgeführt worden ſein , alſo herausgegebenen Werte ſollten aber doch vermieden

insbeſondere dann, wenn es nach dem Aufruf des Ver: werden ; ſie wären ſchließlich weniger gefährlich , wenn

teilungstermins eingeſtellt wird und in der Folge das nicht gerade dieſer Kommentar in der Praris 3. 3t .

Verfahren nach § 144 ZVG. ſtattfindet. Dieſe Rechts- faſt die ausdhließliche Herridaft befäße . Vgl . SeuffBL.

anſicht findet eine Stüße durch den Vergleich der neuen f. RA. 1913 S. 125-127, wo ich ebenfalls auf einen

Faſſung des Art. 9 Abſ. 1 Ziff. 2 GebG. mit der des in der Neuauflage ſtebengebliebenen Irrtum Lömes

früheren Art. 10 Abſ. 1 Ziff. 2, welche lautete : „ In den hingewieſen habe, auf den nicht ſattelfeſte Juriſten

Zwangsverſteigerungen werden erhoben ... 2. für das leicht hereinfallen .

Verteilungsverfahren der volle Betrag , und, wenn II . Staatsanwalt und Privatdozent Dr. Doerr

dasſelbe vor dem Beginne des Verteilungstermins in München .

erledigt wird, 6/10 jener Säße.“

De lege ferenda wäre wohl folgende Aenderung

des Art. 9 Abſ. 1 Ziff. 2 GebG. vorzuſchlagen : „ In

dem Verfahren der Zwangsverſteigerung werden er:

hoben ... 2. für das Verteilungsverfahren fünfZehnteile
Aus der Rechtſprechung.

jener Säße . Wird aber das Verfahren nach § 143

oder 144 ZVG. durchgeführt, ſo werden nur drei
Reichsgericht.

Zehnteile erhoben, es ſei denn , daß der Teilungsplan

bereits nach § 106 306. auf der Seridteichreiberei giviljaden.

niedergelegt worden iſt.“
I.

Amtsrichter Diema y r in München.

Wann hört der Gläubigerberzug auf ? Aus den

Gründen : Das BOB . enthält keine ausdrüdliche

Vorſchrift über die Beendigung des Gläubigerverzugs.

Ablehnung der Gröffnung dee vanptverfahrend wegen Im $ 262 des I. Entw . war beſtimmt: „Der Berzug

Uuzuſtändigkeit des Gerichte . Die Ablehnung der Er
des Gläubigers hört für die Zukunft mit dem Zeit

öffnung oder die Nichteröffnung des Hauptverfahrens
punkt auf, in welchem er das Verſäumte nachgeholt

und ſich zugleich zum Erſaße der in § 261 bezeichneten “

(88 202, 209 A65. 2 StPD. ) enthält eine materielle
( d . h . der dem Schuldner durch das erfolgloſe Anbieten

Erledigung der Strafſache; gegen dieſe Art der ſowie durch Aufbewahrung und Erhaltung des Gegen
Erledigung gewährt 8 209 2161.2 Str . dem An ſtandes der Leiſtung entſtandenen) „ Mehraufwendungen

kläger das Recht der ſofortigen Beſchwerde. Rechts- bereit erklärt hat“. Die 2. Komm . ſtrich dieſe Bor:

kräftige Ablehnung hindert nach § 210 SIPD. regel- ſchrift, weil ſie ſelbſtverſtändlich ſei, ſoweit darin aus

mäßig die Wiederaufnahme der Klage.
geſprochen werde, daß der Verzug des Gläubigers

Die Nichteröffnung des Hauptverfahrens hat aber
aufhöre, wenn er das Verſäumte nach hole, im übrigen

nur das örtlich und fachlich zuſtändige Gericht
teils bedenklich , teils unnötig ſei. Beim Fehlen einer

ausdrücklichen Vorſchrift iſt das Aufhören des Berzugs
zu beſchließen --- abgeſehen von den Fällen , in denen nach

nach den Folgerungen aus der Natur des Berzugszu
§ 207 StPO. auch ein ſachlich unzuſtändiges Land- beſtimmen . Daraus ergibt ſich, daß der Gläubiger ſich

gericht das Hauptverfahren vor einem anderen Gericht bereit erklären muß, die dem Schuldner obliegende

eröffnen kann. Im übrigen kann ein örtlich oder ſachs Leiſtung als ſolche, d . h . als auf Grund des Vertrags
lich unzuſtändiges Gericht die Eröffnung des Haupt- i zu machende Leiſtung anzunehmen . Bei einem durch

verfahrens in dieſem materiellen Sinne nicht mit der Entlaſſung des Arbeitnehmers begründeten Annahme:

Wirkung ablehnen, daß die Nlage nur auf Grund
verzuge des Arbeitgebers iſt mithin die Beſeitigung

neuer Tatſachen oder Beweismittel wieder aufgenommen
der Folgen des Annahmeverzugs jedenfalls nur dann

werden könnte (S 210 StPO.) . Vielmehr muß ein

anzunehmen , wenn der Arbeitgeber die Folgen der Ents

laſſung dem Schuldner gegenüber wieder beſeitigt,
fachlich unzuſtändiges Gericht nach $ 207 STPO. ver: ſoweit das überhaupt möglich iſt, alſo ſich ihm gegen:

fahren und ein örtlich unzuſtändiges ſich auf ſeine Un- über unzweideutig auf den Standpunft ſtellt, daß er

zuſtändigkeitserllärung beſchränken . Wird ſtatt deſſen die Dienſte des Shuldners als vertragsmäßige, d. h . auf
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Grund des noch beſtehenden Vertrags zu leiſtende, Rüđgewähr des Grundſtüds fein Anſpruch auf Ver

annehmen zu wollen erflärt. Er muß alſo klar zu er: gütung wegen etwaiger Einrichtungen zuſtehen ſollte .

kennen geben, daß die Entlaſſung zu Unrecht erfolgt Uuch ſtellt das BG. feſt, daß man davon ausgegangen

ſei . In dieſem Sinne iſt hier das Schreiben der Be- iſt, H. habe die Anlagen nur für die Dauer des Pachts

flagten nicht zu verſtehen . Sie erklärt ſich darin be- vertrages angebracht, und daß $ . zwar das Fabrit

reit, den Kläger unter den Bedingungen des früheren gebäude feſt in Eiſenbeton errichtet hat, weil er ge

Vertrags „wieder anzuſtellen “, nicht aber, das frühere hofft hat, die Pachtung auch nach 50 Jahren wieder

Bertragsverhältnis fortzuſeßen. Das kann auch dahin zu bekommen, daß er aber nicht daran gedacht hat,

verſtanden werden , daß ſie ein neues Vertragsver- die Anlagen auch nach Beendigung des Pachtverhält

hältnis mit dem Kläger unter den Bedingungen des niſſes auf dem Grundſtüđe zu laſſen . Aus den Feſt

früheren Bertrags eingehen will. Wäre der Kläger ſtellungen ergibt ſich, daß b. bei Errichtung des Fabrif

darauf eingegangen, ſo hätte hieraus gegen ihn ge- gebäudes und Anbringung der Einrichtungen ſich vor

folgert werden können , daß er ſelbſt den früheren Ver- geſtellt hat,dieſe Anlagen würden fortdauernd zu ſeiner

trag als aufgehoben behandelt habe . ( Urt. des III . ZS. freien Verfügung ſtehen und er werde ſie ſpäteſtens

vom 10. März 1914, III 497/13) . bei Beendigung des Pachtverhältniſſes früher oder ſpäter

vom Grundſtück entfernen . Daraus folgt, daß nach

der Abſicht des $. die Verbindung nur vorübergehend
II.

ſein ſollte. Die Urteile RGZ. 62, 411 ; 63, 422, auf

Berbindung von Gegenſtänden mit einem Grund welche die Reviſion ſich bezieht, betreffen Gegenſtände,

ftüde durch den Bächter. Borübergehender Zwed “ i . S. die dem Grundſtüdseigentümer unter Eigentumsvor

des $ 95 BGB. Aus den Gründen : Der Berufungs- behalt geliefert waren, und haben hier keineBedeutung.

richter nimmt an : Die von V. auf der gepachteten Aderdings wird bei einem Pachtverhältnis die Ver

Grundfläche errichteten Baulichkeiten und Maſchinenbindung von Sachen mit dem Grundſtüc nicht immer

jeien nicht zu Beſtandteilen derGrundfläche geworden, als nur vorübergehend gewollt ſein, vielmehr kann

ſondern im Rechtsſinne bewegliche Sachen geblieben. die Abſichtdarauf gerichtetſein , die Verbindung dauernd

Die Meviſion meint, das BG. gründe dies darauf, daß beſtehen zu laſſen. So z. B. wenn der Pächter eine

es den § 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. für wenigſtens ſinn- Ausſaat vornimmt oder wenn die Verbindung zur

gemäß anwendbar erachte. Das 16. legt jedoch dar, Erfüllung einer dem Pächter dem Berpächter gegen

daß die Baulichkeiten und die Maſchinen nach § 95 über obliegenden Verpflichtung, wie der Inſtandſeßung

Abſ. 1 Saß 1 BOB. nicht zu Beſtandteilen geworden oder Jnſtandhaltung, erfolgt. Aber gerade bei be

ſeien, weil ſie nur zu einem vorübergehenden Zwede ſonders wertvollen Sachen von dauerndem Beſtande

mit dem Grund und Boden verbunden worden ſeien. wird die Verbindung, wenn ſie nicht etwa in Erfüllung

Allerdings bemerkt es dabei, es ſei anzunehmen , daß einer Verpflichtung aus dem Pachtvertrage vorge

der Geſebgeber auch die von einem dinglich Berecha nommen wird, zu vorübergehendem Zwed bewirkt

tigten mit einem Grundſtüđe verbundenen Gebäude ſein, ſo auch die Verbindung von Gebäuden und Ein

und Werke als nur zu einem vorübergehenden Zwede richtungen, da nicht die Abſicht des Pächters beſtehen

verbunden habe angeſehen wiſſen wollen, und daß nur wird, dieſe Sachen auf dem Grundſtüd auch nach Bes

zur Beſeitigung von Zweifeln in dieſer Hinſicht der endigung der Bachtzeit zu belaſſen. (Urt. d. V. 35.vom

Sat 2 in den Abſ. 1 des § 95 eingefügt worden 25. März 1914 , V 527/13 ).

ſei . Ob dies zutreffend iſt , kann dahingeſtellt bleiben .

Jedenfalls beruht auf dieſer Anſicht die Entſcheidung
III .

nicht. Denn das BG .erklärt zuvor ſelbſt, die Klägerin

könne ſich auf Saß 2 des Abſ. 1 des § 95 nicht be : Bertrag mit dem Redteanwalt als Wertvertrag ;

rufen , weil das Pachtrecht des H. gegenüber der Grund- Einrede der Wandlung. Aus den Gründen : Das

ſtückseigentümerin nicht ein dingliches Recht an dem vertragliche Verhältnis zwiſchen dem Rechtsanwalt und

Grundſtüd i. S. dieſer Vorſchrift ſet. Die Darlegung ſeinem Klienten iſt regelmäßig ein Dienſtvertrag nach

aber, daß nach § 95 Abſ. 1 Saß 1'BOB. die Baulich- SS 611 ff. BGB. (RG . 57, 107) oder, wie NGŠt. 39, 121

feiten und Einrichtungen nicht Beſtandteile geworden ſich ausdrüđt : ein Dienſtvertrag, der zugleich eine Ge

ſeien , läßt keine Geſegesverleßung erfennen. In der chäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat (8 675 BOB. ) .

Regel iſt anzunehmen, daß . wenn ein Pächter Gegen- Hier hat der unter den Parteien geſchloſſene Vertrag

ſtände mit dem gepachteten Grundſtück verbindet, dies jedoch einen beſonderen Inhalt. Unter den Parteien

zu einem vorübergehenden Zweck i. S. des § 95 Abſ. 1 war ausgemacht, daß der Kläger in ſeiner Eigenſchaft

Satz 1, Abſ. 2 BGB. geſchieht, indem der Wegfall der als Rechtsanwalt gegen Erſaß der geſeßlichen Gebühren

Berbindung ſpäteſtens mit der Beendigung der Bachts den bereits zwiſchen dem Beklagten und dem Chineſen J.

zeit von vornherein vom Pächter beabſichtigt worden ſchriftlich abgeſchloſſenen Vertrag über Ausbeutung

iſt. Ob die Pachtzeit fürzer oder länger dauert, macht einer Kohlengrube in die dem chineſiſchen Berggefeße

feinen Unterſchied. Maßgebend iſt vielmehr für die vom 20. Sept. 1907 entſprechende Geſtalt bringen ſolle.

Annahme der Verbindung zu einem vorübergehenden Zu dieſem Zwec ſollte der Kläger auch mit dem deuts

Zwed, daß der verbindende Pächter die verbundenen ſchem Konſulat verhandeln . Dieſer Vertrag war ein

Sachen nicht dauernd auf dem Grundſtück hat laſſen Werkvertrag nach SS 631 ff., der zugleich eine Geſchäfts

wollen , ſondern die Verbindung nur in einer zeit- beſorgung zum Gegenſtand hatte. Der Kläger verſprach

lichen Begrenzung beabſichtigt hat, die ſpäteſtens mit einen beſtimmten durch ſeine Arbeit zu erreichenden Er

dem Ablauf der Pachtzeit endete . Daher ſteht hier folg, nämlich die Herſtellung eines nach chineſiſchem Rechte

der Annahme der Verbindung zu einem vorübergehenden brauchbaren Vertrags gegen Entrichtung der geſe

Zweď nicht entgegen, daß der Pachtvertrag auf 25 Jahre lichen Vergütung und die Beſorgung der dazu nötigen

geſchloſſen war, die verpachtende Stadt ſich auch ver- Verhandlungen mit dem deutſchen Konſulat. Darüber,

pflichtet hatte, nach Ablauf dieſer Pachtzeit auf Ver- daß die Annahme eines Werkvertrags auch hinſichtlich

Tangen des Pächters einen neuen Pachtvertrag auf der Tätigkeit eines Rechtsanwalts möglich iſt, ſiehe

25 Jahre zu ſchließen, und daß H. gehofft hat , er RG . 52, 367. Auch die Rechtslehre iſt für eine ſolche

werde auch nach 50 Jahren die Pachtung wieder be- Auffaſſung unter beſonderen Umſtänden eingetreten.

fommen. Dies um ſo weniger, als nach § 5 des Pacht: (Friedländer, RAD. Anm. 128 vor $ 30, RGRKomm .

vertrages ausdrüdlich ein Recht der Vorpächterin vor: vor $ 611 Ziff. 26 ). JW. 1905, 502 35 läßt die Frage

geſehen war, in gewiſſen Fällen ſogar die ſofortige dahingeſtellt, verweiſt aber darauf, daß die dort an

Aufhebung des Vertrages und die Räumung des Pacht- geführten Schriftſteller, die als die große Mehrzahl

grundſtüds zu verlangen, und dann dem Pächter bei bezeichnet werden, ſich mehr oder weniger beſtimmt

n .
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für die Annahme eines Wertvertrags ausgeſprochen andere Hausgenoſſen und Nachbarn beſchwert haben,

haben , wenn ein durch Arbeits- oder Dienſtleiſtung ferner in der dem Bekl. bekannten Tatſache, daß wegen

herbeizuführender Erfolg den Inhalt des Vertrags der Bädterei viele Mietluſtige vom Mieten Abſtand

bildet. Der verſprochene Erfolg war hier nicht die genommen hatten. Endlich in dem in den Mietverträgen

Erlangung der behördlichen Genehmigung des vom feſtgelegten Gebrauchszwede der Wohnung, der Er

Kläger herzuſtellenden Vertrags . Auf ein Verlangen, richtung eines vornehmen Penſionats, deſſen Betrieb

daß die Gebühren nur dann ſollten gefordert werden die Vermietbarkeit jedes einzelnen Zimmers, unbedingte

können, wenn die behördliche Genehmigung erteilt Ruhe der zu vermietenden Näume undFreiheit von

werde, würde ein Rechtsanwaltniemalseingehen können . üblen Gerüchen und von ungewöhnlicher Hiße erfordere.

Eine andere Auslegung würde den Grundſäßen von Die durch die Bäderei verurſachten Uebelſtände würden

Treu und Glauben mit Mückſicht auf die Verkehrsſitte die Wohnung zu dem vertragsmäßigen Gebrauch un

widerſprechen . Nach $8 633, 634 BOB. kann der Be- tauglich machen oder doch in ihrem Gebrauchswert

ſteller wandeln , wenn das Werk mit Fehlern behaftet erheblich beeinträchtigen . In dieſen Ausführungen iſt

iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhn- keine Ueberſpannung der Pflichten des Vermieters zu

lichen oder dem nach dem Vertrage vorausgeſepten finden . ( Urt. d . III. ZS . vom 13.März 1914, III 495 :13).

Gebrauch aufheben oder mindern. Dieſen Fall will

der Beklagte hier als gegeben behaupten. Er hatzwar

nur die Zahlung verweigert, alſo rein äußerlich die

Einrede des nichterfüllten Vertrags vorgeſchüßt. Allein Bertragshaftung wegen Unfalls des Kurgaftes durch

es ſteht feſt, daß der Vertrag überhaupt nicht mehr glatteu Fußboden im Kurhauſe. Aus den Gründen:

erfüllt werden ſoll, für die bloß verzögerliche Einrede Das BG. hat als erwieſen angeſehen, daß der Fuß

des nicht oder nicht gehörig erfüllten Vertrags iſt des- boden der Wandelhalle des Kurhauſes ſo glatt iſt, daß

halb kein Raum . Der Bellagte muß ſich für einen ein jeder, der beim Gehen über ihn nicht die größte

Rechtsbehelf entſcheiden, der eine endgültige Regelung Vorſicht anwendet, in Gefahr iſt, auszugleiten und hins

der Beziehungen herbeiführt, er behauptet, das vom zuſtürzen. Þieraus ergibt ſich aber nicht,wie die Reviſion

Kläger abgelieferte Wert ſei wegen juriſtiſcher Ver- meint, daß das BG. der beklagten Stadt dieVerwendung

ſtöße unbrauchbar und wertlos. Es tönne daraufhin von Marmor als Fußbodenbelag vorwerfen will. Es

eine behördliche Genehmigung niemals erreicht werden. nimmt nur, und zwar mit Recht, eine Verpflichtung

Dieſes Vorbringen, das den Bell . zur endgültigen der Beklagten an , die durch die Glätte eines ſolchen

Zahlungsweigerung berechtigen ſoll, enthält die Ein- Fußbodenbelags für den Verkehr entſtehende Gefahr

rede der Wandlung nach § 634 BOB. Dieſe Einrede durch geeignete Mittel auszuſchließen. Dieſer Ver

iſt nicht begründet, dem vom Kläger gelieferten Werke pflichtung iſt die Bellagte auch nicht etwa deshalb

haftet kein Fehler an. (Wird ausgeführt). (Urt. d . enthoben, weil es ſich hier um einen Prachtbau handelt.

III. ZS. d . 17. März 1914 , III 468/13 ). ( Recht 1910 Nr. 3764 ). Die Beklagte konnte die mit

der Glätte des Marmorfußbodens verbundene Gefahr

des Ausgleitens und Fallens dadurch ausſchließen, daß

IV.
ſie den Boden genügend mit Teppichen bededte . Sie

Anfechtung des Mietvertrage wegen argliſtiger hat nun zwar in den þauptverkehrsrichtungen Läufer

Täuſchung. Offenbarungspflicht der Vermieters. Aus von 1,25 m Breite gelegt . Dieſe Breite hält das BG.

den Gründen : Die Anjechtung wegen argliſtigen jedoch ohne Hechtsirrtum für nicht ausreichend an

Verſchweigens von Mängeln der Mietſache wird durch Stellen mit beſonders ſtarkem Verkehr,wie in der Nähe

die Sondervorſchriften des Mietrechts über die Rechte der Wirtſchaft, wo der Kläger fich befand, als er fiel.

des Mieters wegen Mängel der Mietſache nicht aus- Aus der Wirtſchaft konnte oft gleichzeitig eine größere

geſchloſſen . Nach der Rechtſprechung des Ro . unterliegt Anzahl von Perſonen kommen, die nicht hintereinander

ein Kaufvertrag über eine beſtimmte Sache der An- ſondern nebeneinander den Läufer begehen und daher

fechtung wegen argliſtiger Täuſchung über Mängel der ihnen entgegenkommende Perſonen um des bequemen

Kaufſache gemäß § 123 BOB. und nicht, wie die Er- Ausweichens willen leicht dazu veranlaſſen können,

füllung eines Gattungskaufs durch Lieferung einer von dem nur für zwei Perſonen nebeneinander Raum

mangelhaften Sache, deren Mängel der Verkäufer arg- bietenden Läufer auf den Marmorboden zu treten.

liſtig verſchwiegen hat, nur den Gewährleiſtungsan- Allerdings iſt auch an ſolchen Stellen mit ſtärkerem

ſprüchen der $8 459 ff. (vgl . ROZ. 62, 126 ; 70,429 ; JW . Verfehr und in einem Falle wie dem eben angenomme

12, 340 ; 13, 88 ; Warneyer 13 Nr. 190 ). Ebenſo ſtehen nien die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen , daß alle auf

auch der Anwendung des § 123 auf den Fall der arg- dem Wege von und zu der Wirtſchaft befindlichen

liſtigen Täuſchung über Mängel der Mietſache die Vor- Perſonen aneinander vorübergehen, ohne den Läufer

ſchriften der $s 537 ff. nicht entgegen . Das von der zu verlaſſen . Auf dieſe Möglichkeit kann ſich die Be

Reviſion betonte Intereſſe des Vermieters, nicht des klagte aber nicht berufen, da ſich der Verkehr erfahrungs

Betruges geziehen zu werden , rechtfertigt die abweichende mäßig nicht in einer ſolchen ſtreng geregelten Form

Anſicht nicht . Wer ſich der argliſtigen Täuſchung ſchuldig abſpielt . Mag auch anzunehmen ſein , daß der Kläger,

macht, verdient keine beſondere Begünſtigung ( vgl . wenn er den ihm aus der Wirtſchaft entgegenkommens

außerdem $ 510 ). Mit der Rechtſprechung ( vgl . RGZ . 62, den Perſonen unzweideutig ſeinen Willen zu erkennen

149 ; 69, 15 ; 77 , 314 ; JW . 14 , 138 ) und der Rechtslehre gegeben hätte, den Läufer nicht zu verlaſſen , dieſe

ſteht es im Einklange, wenn das BG. den Befl . für Perſonen dadurch veranlaßt haben würde, einzeln

verpflichtet erflärt , auch ohne Frage der Klägerin dieſe hintereinander an ihm vorbeizugehen, mag alſo für

auf den Mangel (Vorhandenſein eines Bäckereibetriebes) den Kläger eine unvermeidliche Notwendigieit zum

aufmerfjam zu machen . Es nimmt nicht etwa allgemein Betreten des Marmorfußbodens nicht vorgelegen haben ,

eine Offenbarungspflicht des Vermieters hinſichtlich der ſo hat doch das BG . ohne Rechtsirrtum ein Mitvers

ihm bekannten Mängel der Mietwohnung an , ſondern ſchulden des Klägers verneint. Mit einer außerordent

erklärt für erforderlich, daß das Verſchweigen der Mängel lichen Glätte des Fußbodens war nach der Feſtſtellung

den Grundſätzen von Treu und Glauben widerſpricht, des BG . nicht zu rechnen. Selbſt wenn ſich nun der

und daß der Mieter nach der Verkehrsanſchauung unter Kläger nach der allgemeinen Erfahrung ſagen mußte ,

den gegebenen Ilmſtänden die Mitteilung erwarten darf. daß Marmorfußboden eine gewiſſe Ølätte hat und beim

Die beſonderen Ilmſtände, die den Befl. zum Hinweis Begehen größere Vorſicht erfordert als ein aus Dielen

auf den Vätereibetrieb verpflichteten, findet das BG. beſtehender Fußboden, ſo liegt doch kein Verſchulden

in der Erheblichfeit der durch ihn verurſachten lebel- darin, daß der Kläger nicht ſofort dieſe Erwägung ans

ſtände, über die ſich frühere Znhaber der Wohnung, ſtellte, als er zum Zwecke des Ausweichens zur Seite
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und auf den Marmorfußboden trat. Ganz abgeſehen , daß die Gültigkeit des eigenhändigen Teſtaments von

davon iſt aber auch gar nicht feſtgeſtellt, daß der Kläger der Richtigkeit der Orts- und Zeitangabe unabhängig

fich beim Betreten des Marmorfußbodens irgendwie ſei . Dieſe Frage muß verneint werden. Alle Bedenken,

unvorſichtig benommen hätte. Gegangen iſt er auf dem denen das Dio . in Anlehnung an die Darlegungen
Marmorfußboden überhaupt nicht,vielmehr ſofort beim von Hölder (JheringsJ. Bd.52 S. 311) und Strohal

Auftreten auf den Marmorboden gefallen. ( Urt. des (Erbrechts Bd. I § 21a G. 107 ff .) Ausdruck gibt, ſind

III. ZS. vom 10. Februar 1914, III 473/13 ). bereits früher in der Rechtslehre hervorgetreten .

Sie ſind vom Senate ſchon berückſichtigt worden und

VI. können ſeine Anſicht nichterſchüttern. (ürt. d . IV. ZS.

v . 7. März 1914 , IV 33/13) .

Uurichtig datiertes eigenhändiges Leftament. Aus

den Gründen : Das Dio . ſtellte die tatſächliche Uns

richtigkeit des im Teſtament angegebenen Datums feſt.
N a dichrift des serausgebers. Das Urs

Es hält das Teſtament aber für gültig. Es führt aus: teil des Dló. Jena, über deſſen Schickſal in der Res

Auch wenn man demReichsgerichte darin beipflichten viſionsinſtanz hier berichtet wird, hatte ein gewiſſes

wolle, daß dem eigenhändigen Teſtament im Falle der Aufſehen erregt, weil das DLG. bewußt die Bahn

Unrichtigkeit des Datums regelmäßig die rechtliche einer neuzeitlichen Rechtsanwendung betreten hatte.

Wirkſamkeit zu verſagen ſet, wenn nicht das richtige
Ob das in beſonders glüdlicher Weiſe geſchehen war,

und nur verſehentlich falſch beurkundete Datum aus
mag unerörtert bleiben . Man kann im Einzelpunfte

dem ſonſtigen Inhalte des Teſtaments ohne weiteres verſchiedener Meinung ſein, ohne deshalb das gute

erkannt werden könne, ſo müſſe doch dieſem Rechtsſaße Recht der Grundanſicht zu verkennen . Deshalb darf

dann die Anerkennung verſagt werden, wenn im eins auch die mißbilligende Entſcheidung des Reichsgerichts

zelnen Falle trop der Ünrichtigkeit des Datums die nicht dazu führen, daß ſich die Untergerichte nicht mehr

Intereſſen zweifellos gewahrt ſeien, deren Wahrung neue Pfade zu gehen getrauen. Es wird nie von einem

das angebliche Erfordernis der Richtigkeit des Datums Tage zum andern Frühling .

dienen jolle. Das Erfordernis folle einen Schuß gegen

abſichtliche oder unbeabſichtigte Berſchleierungen für VII.

Fälle ſchaffen , in denen Ort und Zeit derErrichtung

des Teſtaments auf ſeine Gültigkeit von Einfluß ſein Gigenhändiges Teftament, das Lüden für ſpätere

tönnten. Hier jedoch ſei ein ſolcher Schußgegenſtandslos,
Anordnungen läßt undbei dem die Unterſchrift auf einer

da die Teſtamentsfähigkeit des Erblaſſers im Zeitpunkte leeren Seite ſteht. Beweislaſt. Auf einem Briefbogen,

der tatſächlichen Vollendung des Teſtaments , die geſet und zwar auf der erſten, zweiten und dritten Seite,

liche Zuläſſigkeit der Errichtung eines eigenhändigen hatte die Erblaſſerin einzelne Verfügungen nieder

Teſtaments am Orte der tatſächlichen Vollendung des
geſchrieben ; auf der erſten Seite ſtanden Ort und Tag .

Teſtaments und der Mangel ſpäterer leswilliger Ber: Auf der vierten Seite , in der Mitte der untern Hälfte,

fügungen, die die Fortdauer derGültigkeit desTeſtaments ſteht der Name der Erblaſſerin. Die vierte Seite iſt

inFrage ſtellten , vollſtändig außer Zweifel ſeien . Abs im übrigen unbeſchrieben .

geſehen von dieſen der Lage des Falles zu entnehmenden Aus den Gründen : Das DLG. hat ausgeführt,

Erwägungen könne aber überhaupt nicht anerkannt die Urkunde enthalte die Angabe des Ortes und des

werden, daß die Richtigkeit der Orts- und Zeitangabe Tages der Errichtung ſowie die Unterſchrift der Erb

im eigenhändigen Teſtamente regelmäßig die Voraus- laſſerin . Sodann heißt es : „ Þiernach entſpricht die

ſeßung ſeiner Gültigkeit ſei . Die in 8 2231 Nr. 2 BGB. Urkunde der in § 2231 Nr. 2 BOB . geforderten Form

vorgeſchriebene Angabe des Ortes und des Tages der und es iſt nach den für Teſtamente geltenden Aus

Erklärung jolle ohne Rücſicht auf ihre Michtigkeit nur legungsregeln (vgl. auch SS 2086 und 2084 BGB . )

der möglichſt ſicheren Abgrenzung vollendeter leftwilliger davon auszugehen , daß eine wirkjame leßtwillige Ver

Verfügungen von unfertigen , nur als Entwürfe an- fügung vorliegt. Sache der Beflagten iſt es, der den

zuſehenden, eine ſpätere Teſtamentserrichtung nur vor- Formvorſchriften entſprechenden Ürfunde gegenüber

bereitenden Niederſchreibungen dienen . Die Datierung den Beweis zu erbringen , daß es ſich nicht um ein

ſei Angabe zwar nicht eines beliebigen, aber auch nicht gültiges Teſtament, ſondern um einen unwirkſamen

notwendig des Ortes und Tages, an denen, wohl aber Aufſchrieb handle. " Wenn die Entſcheidung auf dieſen

desjenigen Drtes und Tages, für die das Teſtament Sägen beruhte, ſo wäre ſie aufzuheben. Es ergibt ſich

errichtet ſei, ſo daß es troß ſeiner etwaigen Errichtung jedoch aus den übrigen Ausführungen, daß die Be

an einem andern Tage oder einem andern Orte dieſelbe gründung dahin zu verſtehen iſt : Es liegt ein Schrift

Geltung haben ſolle, wie wenn es an jenem Tage oder ſtück vor, das ſich als Erflärung des legten Willens

Orteerrichtet worden ſei. darſtellt. Den in § 2231 Nr. 2 beſtimmten Erforder

Geht man jedoch einmal mit der bisherigen Recht- niſjen iſt genügt . Die Schrift zeigt lücken, die die Abs

ſprechung des Senats davon aus, daß der nach § 2231 ſicht ſpäterer Ergänzung der Anordnungen erkennen

Nr. 2BGB. zur Gültigkeit des eigenhändigen Teſtaments laſſen ; auch erſtređen ſich die Anordnungen nicht über

erforderlichen Angabe des Ortes und des Tages der den ganzen Nachlaß . Das iſt jedoch nicht von Bes

Errichtung die rechtliche Bedeutung, nicht einer Willens- deutung . Trop Vorbehalts einer Ergänzung ſind die

erklärung, ſondern eines Zeugniſſes zukommt und daß einzelnen Anordnungen wirfjam . Auch iſt aus den

ſie deshalb bei Meidung der Nichtigkeit des Teſtaments Lüden in der Schrift und aus dem Mangel einer über

der Wahrheit entſprechen muß, ſo iſt es ausgeſchloſſen, den ganzen Nachlaß ſich erſtreckenden Verfügung nicht

von dem Erforderniſſe der Richtigkeit des Datumsab, zu folgern, daß die ganze Niederſchrift nur ein Ent

zuſehen, wenn im einzelnen Falle die Intereſſen nicht wurf ſein ſollte. Dagegen ſpricht die Art, wie die

gefährdet ſind, zu deren Wahrung das Geſeß dieſes einzelnen Berfügungen gefaßt und geſchrieben ſind, die

Erfordernis aufſtellt. Die gegenteilige Annahme würde Angabe des Datums, die Ueberſchrift „ Mein legter

zu einer unerträglichen Rechtsunſicherheit führen und Wille“ und vor allem die Unterſchrift mit den ſämt:

Das genügt mangels entgegen

Nr. 2 BGB. injoweit nicht als eigentliche Formvorſchrift ſtehender Tatſachen zu der Annahme, daß die Erb

anzuerkennen ſein ſollte, als er die ſachliche Richtigkeit laſſerin wollte , die niedergeſchriebenen Beſtimmungen

der Orts- und Zeitangabe fordert . Es kann ſich daher ſollten jedenfalls gelten und wirfjam ſein, möchten

nur noch fragen, ob die Ausführungen des DLG. dem weitere noch getroffen werden oder nicht. Wird die

Senate Veranlaſſung bieten , von ſeiner bisherigen Begründung ſo verſtanden, ſo iſt die Entſcheidung be

ſtändigen Rechtſprechung abzugehen und anzunehmen , denkenfrei.

lichen" Bornamen.



232 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 11 .

Die Reviſion rügt Verleßung des § 2231 Nr. 2, liefern ; dagegen hat das DLG. die Klage abgewieſen.

weil ſich die Unterſchrift der Erblaſſerin auf einer leeren Jn der Zeit bis zum Urteil des DLG. hatte der jegige

Seitebefinde, daher das aufden vorhergehenden Seiten Kläger die Milch an den Beklagten geliefert. Er bes

Niedergeſchriebene nicht decke. Die Müge iſt nicht be- hauptet nunmehr, er habe einen Schaden von 4348 M

gründet. Das BG.hat feſtgeſtellt,daß die Erblaſſerin ihren erlitten, weil er an einer vorteilhafteren Verwendung

Namen als Unterſchrift zu den auf den erſten 3 Seiten der Milch gehindert worden ſei und verlangt Erſag

des Schriftſtücs befindlichen Verfügungengeſchrieben auf Grund des $ 717 Abſ. 2 3PD . Die Vorgerichte

hat. Da die Unterſchrift fich am Schluſſe befindet, wieſen ab . Das RG. hob auf.

deďt ſie die ganze aufdem Briefbogen befindliche Nieder- Aus den Gründen: Das DLG . ſpricht dem

ſchrift. Der an ſich auffällige Umſtand, daß die Unter- Kläger einen Erfaßanſpruch ab, weil der Schaden vors

ſchrift auf einer im übrigen leeren Seite ſteht, findet wiegend durch ſein Bericulden verurſacht worden ſei ;

feine Ertlärung in der Abſicht der Erblaſſerin , die ges er habe verſäumt, die von der Prozeßordnung gewährten

troffenen Anordnungen ſpäter zu ergänzen. Die Ans Hechtsbehelfe zu benügen, durch welche die Einſtellung

wendung des § 2231 Nr. 2 iſt nicht zu beanſtanden. der Zwangsvollſtredung aus dem vorläufig volſtred:

Die zweite Rüge , es ſei die Beweislaſt verkannt, tann baren Urteil des 16. im Vorprozeſſe hätte herbeigeführt

teinen Erfolg haben , weil die Begründung des Bes werden können. Dabei läßt es das DIG. dahingeſtellt,

rufungsurteils anders aufzufaſſen iſt, als die Meviſion ob das Verſchulden dem Kläger perſönlich odereinem

angenommen hat. Es iſt nicht verkannt, daß der ſeiner Rechtsanwälte zur Laſt zu legen ſei , weil der

Kläger den Beweis zu führen hatte, die Erblaſſerin Kläger für ein Verſchulden ſeiner Rechtsanwälte auf

habe ihm durch ein gültiges Teſtament das Vermächtnis Grund des § 831 BGB. einzuſtehen habe.

ausgeſept; das BG. hataber angenommen, daß dieſer Mit Recht beſtreitet die Reviſion, daß in dem Bers

Beweis geführt ſei und daß es Sache der Beflagten halten des Klägers oder ſeiner Anwälte ein Verſchulden

ſei, Gegenbeweis zu erbringen und darzutun , daß und zu finden ſei . Zwar iſt zuzugeben , daß der Schuldner,

aus welchen Gründen die den Formvorſchriften ent- gegen den eine Zwangsvollſtređung aus einem nur

ſprechende, leftwillige Anordnungen enthaltende Urs vorläufig vollſtređbaren Titel ſtattfindet oder bevors

fundé fein gültiges Teſtament ſei. Der Neviſion iſt ſteht, unter Umſtänden ſchuldhaft handelt, wenn er

zuzugeben, daß für die Frage, ob das Schriftſtüc als verſäumt, die Rechtsbehelfe zur Abwendung der

Teſtament oder als Entwurf anzuſehen iſt, die Aus- Bollſtreďung zu gebrauchen ; dies wird insbeſondere

legungsregel des § 2084 überhaupt nicht, die Vorſchrift der Fall ſein, wenn der Verurteilte das Urteil durch

des § 2086 nicht unmittelbar anwendbar iſt. Die Er- Geltendmachung ſolcher Umſtände bekämpfen kann, die

dem Gegner nicht bekannt ſind, oder wenn bei der

den Vorſchriften der $8 2229 ff. Die in SS 2231, 2238 Entſtehung des Schadens Urſachen mitwirken , deren

bezeichnete Erklärung des Erblaſſers muß leßtwillige Bedeutung der Gegner nicht überſehen kann. Solches

Anordnungen zum Gegenſtand haben . Bringt ein liegt aberhier nicht vor, und auch die ſonſtigen Um:

Erblaſſer den Entwurf eines Teſtaments zu Papier, ſtände laſſen tein Verſchulden des Klägers erkennen .

ſo fehlt ihm der Wille, durch das Niederſchreiben eine Der Kläger hatte im Vorprozeſſe ſchon in der 1. Jnſtanz

leßiwillige Anordnung zu treffen. 8 2086 ſept voraus, beantragt, es möge ihm geſtattet werden, durch Sicher:

daß ein Teſtament vorliegt. Durch § 2086 ſoll ver- heitsleiſtung die Vollſtredung abzuwenden ; dieſer Ån :

hütet werden, daß der formgerecht erklärte Wille eines trag konnte jedoch keinen Erfolg haben, da die damaligen

Erblaſſers, der die Anordnungen ſpäterhin zu ergänzen Kläger fich zur Sicherheitsleiſtung erboten , um die

beabſichtigt, wegen des Vorbehalts der Ergänzung ohne Vollſtreckbarkeit herbeizuführen ; zu einem Antrag auf

weiteres als unwirkſam angeſehen wird . Macht aber Abwendung der Vollſtreďung gemäß§ 712 3 PO. fehlte

der Vorbehalt der Ergänzung die getroffeneAnordnung es an der Vorausſetung , der Gefahr eines nicht zu

nicht von der beabſichtigten Ergänzung abhängig, ſo erſeßenden Nachteils . Nachdem die damaligen Klåger

läßt ſich auch daraus, daß ein Erblaſſer Anordnungen erreicht hatten , daß das Urteil gegen Sicherheitsleiſtung

unter dem Vorbehalt der Ergänzung niedergeſchrieben für vorläufig vollſtređbar erklärt wurde, fam nur noch

hat, nicht ſchließen , daß er noch nicht den Willen ge- in Frage, ob durch einen Antrag beim Gerichte 2. In :

habt habe, leßtwillig zu verfügen, alſo ein Teſtament ſtanz die Einſtellung der Vollſtreckung hätte erreicht

zu errichten. Inſofern läßt ſich alſo § 2086 auch bei werden können . Das OLG. nimmt ſelbſt an, dag ,

der Frage in Betracht ziehen , ob eine Schrift eine Er- wenigſtens nach der Anſchauung des Alägers, nur

flärung des legten Willens enthält oder ob ſie nur wenig Ausſicht auf Erfolg eines ſolchen Antrags vors

ein Entwurf iſt. Hier hat die Erblaſſerin zwar eine handen geweſen ſei . Jedenfalls hätte ſich der Kläger

Ergänzung ihrer Verfügungen nicht ausdrücklich vor- durch den Antrag der Gefahr ausgelegt, die dadurch

behalten, aber ſie hat in dem Schriftſtüde Raum freis erwachſenden Koſten tragen zu müſſen. Zudem war

gelaſſen , um ſpäter ergänzende Anordnungen hinein- ſehr fraglich, ob es dem Kläger möglich war, der

zuſchreiben. Damit hat ſie den Vorbehalt der Er- Vollſtredung durch Erwirtung eines Beſchluſſes auf

gänzung ausgedrü&t . Das macht gemäß § 2086 die Einſtellung zuvorzukommen ; denn die interlegung

tatſächlich getroffenen Verfügungen nicht unwirkſam . der Sicherheit, die Zuſtellung des Urteils und die Ein .

(Urt. des IV. ZŠ . vom 26. Februar 1914 , IV 603/13 ). leitung zur Zwangsvollſtreckung konnte unter Ulm

ſtänden innerhalb ganz kurzer Zeit erfolgen , ohne daß

der Kläger inzwiſchen noch Stenntnis vom jeweiligen

VIII.
Stande der Sache zu befommen brauchte. Auf der

anderen Seite behauptet der Beflagte gar nicht, daß

Juwieweit fann gegenüber einer Klageaus $ 717 er durch Unterlaſſung der Vollſtreckung aus demland

ZPD. eingewendet werden, daß der Geſchädigte Rechts: gerichtlichen Urteil in die Gefahr geraten wäre, nach

behelfe zur Giuſtellung der Vollſtredung nicht benütt Erledigung des Prozeſſes für die etwaigen Erſatzans

habe ? Kann $ 831 BGB . auf das Verhältnis des lluf : ſprüche beim Kläger keine Deckung erlangen zu können.

traggebere zum prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt Es iſt rechtlich nicht zu billigen , wenn der Beklagte es

angewendet werden ? In einem früheren zwiſchen den ſeinem Gegner als Verſchulden anrechnen will, daß er
nämlichen Streitteilen mit umgelehrten Parteirollen es unterlaſſen have, Mittel von zweifelhafter und mögs

geführten Hechtsſtreit war ſtreitig, ob der jezige Klägerlicherweiſeihm ſelbſt nachteiliger Wirkung anzuwenden,
die in ſeiner Wirtſchaft erzeugte Milch zu einem be- um ihn an der Ausführung von Schritten zu ver:

ſtimmten Preiſe an die Beklagten liefern müſſe. Das hindern, die er mit vollem Bedacht und mit voller

LG. hatte damals den jeßigen Kläger durch ein vor- Kenntnis der Sachlage unternahm . Eine ſo weit gehende

läufig vollſtređbares lirteil verurteilt , die Milch zu Mückſicht auf die Intereſſen des Gegners verlangt

8354 n .
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$ 254 Abſ. 2 BGB. von dem durch einen Schaden Be

drohten nicht.

Es ſoll noch bemerkt ſein, daß die vom DLG.

vorgenommene Anwendungdes § 831 BOB. auf die

Tätigkeit eines als Prozeßbevollmächtigten beſtellten

Rechtsanwalts rechtlich verfehlt iſt. (Urt . des IV. ZS.

dom 15. Dezember 1913, IV 369/13 ).

brauch beſtimmten Gegenſtände, ſondern nur die An

fündigung und Anpreiſung gegenüber dem Publikum

unter Strafe geſtellt hat. Denn das Ergebnis der

Anwendung des § 184Abſ. 1 Nr. 3 auf einen ſolchen

Sachverhalt wäre, daß der Verkauf an Kleinhändler

unterſagt wäre, was nicht in den Zwecken des Geſekes

lag . (ürt. d. V. SIS. vom 7. April 1914, V D 213/14) .
n .

3242 3352 n.

.

B. Strafſachen.

I.

„ Uutändigen “ und „ Unpreiſen “ i . S. de8 g 184 Abſ.1

Kr. 3 StGB. " Aus den Gründen : Es iſt feſtge

ſtellt, daß der Angeklagte die Frauendouchen mit anderen

Gegenſtänden durch ſeineMeiſenden,Drogiſten und Klein

handlungen angeboten hat und daß er ſie insbeſondere

dem Drogiſten B. in E. hat anpreiſen laſſen. Die Urteils

gründe bieten feinen Anhalt dafür, daß das LG . an

genommen hätte, die Ankündigung und Anpreiſung an

die Drogiſten und Kleinhandlungen ſei um deswillen

eine Anfündigung und Anpreiſung an das Pus

blikum , weil die Drogiſten und Kleinhändler nach dem

Willen des Angeklagten von den Reiſenden wahllos
beſucht worden ſeien , alſo fein beſtimmter, abgeſchloſſener

Perſonenfreis ſeien, ſondern eine Mehrzahl unbeſtimmt

welcher und wie vieler Perſonen , mithin ſelbſt das

Bublifum “ . Das 16. geht vielmehr anders vor. Es

ſieht nicht in dem Anbieten (Ankündigen und Anpreiſen)

an die Drogiſten und Kleinhändler für ſich allein das

Ankündigen und Anpreiſen an das Publikum, ſondern

darin , daß den Kleinhändlern und Drogiſten die Gegen.

ſtände zum Zwede des Weiterverbreitens an das Pu

blikum angeboten und geliefert wurden und daß ſie

auch wirflich die Gegenſtände durch Ausſtellen in ihren

Schaufenſtern dem Publikum anprieſen. Dieſe Tatſache

– jo ſagt das LG. – ; „ iſt dem Ungeklagten zuzu

rechnen, da das in ſeiner Abſicht lag, als er die Spriße

durch ſeine Reiſenden den Kleinhandlungen anpreiſen

ließ . “ Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß da :

mit nicht genügend dargetan iſt, daß der Angeklagte

dem Publikum die Gegenſtände angeprieſen hat. Ge

wiß iſt nach § 184 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. nicht nur zu

beſtrafen , wer perſönlich einen zu unzüchtigem Gebrauche

beſtimmten Gegenſtand dem Publikum anfündigt oder

anpreiſt, ſondern auch , wer ſich zur Anfündigung oder

Anpreiſung eines Anderen bedient. Der Ángeflagte

könnte darum unter Umſtänden ſehr wohl als Täter

verantwortlich gemacht werden, wenn er im eigenen

Intereſſe, um das Publikum auf die Gegenſtände auf

merkſam zu machen und ihren Abſaß zu fördern, die

Kleinhandlungen veranlaßt hätte, die Douchen in den

Schaufenſtern auszuſtellen, oder wenn er dazu gar be

ſondere Ausſtellungsſtücke geliefert hätte . Nach dieſer

Richtung reichen aber die Feſtſtellungen des 20.nichtaus .

Sie laſſen vielmehr die Möglichkeit offen , daß der An

geflagte ſelbſt nicht dem Publikum antündigen und ans

preiſen,ſondern nur den Drogiſten und Kleinhändlern ver

kaufen wollte und daß er ſich hiervon nicht abhalten ließ ,

trofdem ihm bekannt oder doch nicht unwahrſchein

lich war, daß die Kleinhändler es an Anpreiſungen

gegenüber dem Publikum der ihnen drohenden Strafe

ungeachtet nicht würden fehlen laſſen. Dieſer Sach

verhalt würde die Verurteilung des Angeklagten

als Ankündigers der Gegenſtände nicht rechtfertigen .

Die Berurteilung auf Grund dieſes Sachverhalts
würde den Grundſäßen über die Täterſchaft nicht ent

ſprechen , die verlangen, daß als Täter einer vorſätzlichen ,

nicht durch Unterlaſſung, ſondern durch Begehung ſich

vollendenden Straftat nur betrachtet wird , derſie mit

dem Willen , ſie als eigene Tat zu verüben, allein oder

mit Hilfe anderer verwirklicht. Die Verurteilung auf

Grund ſolchen Sachverhalts würde aber auch die Grenzen

nicht einhalten, dieŚ 184 Abſ. 1 Nr. 3 geſteckt hat,

indem er nicht das Verbreiten der zu unzüchtigem Ge

II.

Erlaubte Zuderung. Aus den Gründen : Die

Zuderung vonWein iſt nur erlaubt, wenn ſie in der

Übſicht einer Verbeſſerung des Weines erfolgt, wie ſie das

Geſetz allein zuläßt. Das Geſep geſtattet die Zuđerung

nur, um natürlichen Mängeln an Zuder und Altohol

oder einem Uebermaß an Säure inſoweit abzuhelfen, als

es der Beſchaffenheit des aus Trauben gleicher Art

und Herkunft in guten Jahrgängen ohne Zuſaß ge

wonnenen Erzeugniſſes entſpricht. Ein Wein , der im

Naturzuſtand oder dem vermeintlichen Naturzuſtand

dem Eigentümer oder Verbraucher nzu rauh oder zu

ſauerſcheint“, darf nicht deshalb allein gezuđert werden ;

das darf nur geſchehen , wenn der an der gleichen Stelle

gewachſene Wein in guten Jahrgängen ohne Zuſäße,

ſoweit Zucker- und Säuregehalt in Frage kommen ,

anders beſchaffen iſt und deshalb anders ſchmeđt, und

nur inſoweit um eine Gleichſtellung oder eine An

näherung an die Beſchaffenheit dieſes Weins aus guten

Jahrgängen, ſeinen Zuđer- und Säuregehalt, zu er

reichen . Wenn das angefochtene Urteil hinſichtlich des

Weins, der das Vorbild für den mit der Zuterung

zu erzielenden Weins ſein ſoll, feine Feſtſtellungen trifft

oder nicht treffen kann, ſo iſt der Tatbeſtand nicht er:

ſchöpfend feſtgeſtellt und es liegt die Annahmenahe, daß

auch der Angeflagte feine Vorſtellung von dieſem Wein

gehabt , und ſeine Abſicht, einen weniger ſauren und

rauhen Wein zu gewinnen, nicht ſo geſtaltet war, wie es

das Gefeß verlangt. Der Umſtand allein, daß nach den

Urteilsfeſtſtellungen erfichtlich feine Mengevermehrung

über die geſebliche Grenzehinaus eingetreten iſt,kann den

Angeflagten nicht vor Strafe ſchüßen. Dieſe kann viel

mehr, ſei es zufolge vorſäßlicher , ſei es zufolge fahr:

läſſiger Verſchuldung verwirft ſein, wenn der Ange

klagte entweder die Grenzen überſchritten hat, die ſich

aus der Beſchaffenheit des Weins ergeben können, oder

wenn er nicht von der Verbeſſerungsabſicht geleitet

war, die das Geſeß allein als berechtigt anerkennt.

(Urt. d . I. StS . v . 26. März 1914, D 81/14) .

love

-n.

3348

III.

N

Verhältnis zwiſchen g 281 StGB. und 88 3 , 6

RennWetto . Aus den Gründen : Die Annahme,

daß in Tateinheit mit einem Vergehen nach § 284 StOB.

ein Vergehen nach S$ 3, 6 RennWett vorliege, und

zwar ſowohl in der Richtung, daß der Angeklagte ges

ſchäftsmäßig Wetten vermittelte (8 6 Nr. 2 und § 3 ),

wie auch in der Richtung, daß er ein „ Wettunternehmen “

betrieb ( 8 6 Nr. 1 und § 1 ), und die Anwendung des

8 73 StGB. ſind irrtümlich. Das . hat in denſelben

Þandlungen ein Vergehen des gewerbsmäßigen Glücs

ſpiels i . S. des § 284 SIOB. gefunden . Auf Grund

des § 284 fann eine höhere Strafe verhängt werden

als auf Grund des § 6 RennWetto . In dieſem Falle

tritt aber § 6 HennWetto . zufolge der in ihm ent

haltenen ausdrücklichen Selbſtbeſchränkung als „ ſub
ſidiäres “ Geſetz zurück. Soweit es ſich um das Ver

mitteln von Wetten handelt, kommt noch hinzu, daß

dieſes begriſſlich da ausgeſchloſſen iſt, wo eine un

mittelbare Beteiligung an den Wetten ſelbſt vorliegt.

(Urt. d . V. SIS. vom 17. April 1914, V D 1149/13 ).

3351 n .
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Oberlandesgericht München. iſt die Beſchwerde begründet . Nach der überwiegenden

Meinung iſt auf die Arreſtanordnung 8 6 SPD. anzus

I. wenden ; es iſt alſo die Forderung ohne Zins maßgebend

Uuzuläſſigkeit der Pfändung fünftiger oder unbe: (ROZ. 26, 412), ſoferne nicht der Wert des Brands

ſtimmt bezeichneter Forderungen ( $ 851 BPO.) . Der geringer iſt. · Deßteres hat das Erſtgericht nirgends

Agent H. beantragte für ſeinvollſtredungsreifes Outs feſtgeſtellt; der Urreſt iſt in das geſamte bewegliche

haben von 282 M gegen den Schreiner ð . Þfändung und unbewegliche Bermögen erlaſſen und die gepfändete

aller Anſprüche, die dem .aufGrundvonVollſtreďungs- Eigentümerhypothet überſteigt den ForderungsbetragH.

aufträgen gegen die Gerichtsvollzieherei in M. auf Ber um ein Vielfaches. Für die Anwendung des § 6 3PO.

ausgabe von Erlöſenuſw. zuſtehen oder zuſtehen werden . ſpricht die überwiegende Meinung (vgl. JW . 1897

DasAG.gab dem Antrag ſtatt, auf Beſchwerde wies S.572 und diebei Pfafferoth, GKG. 8 26 und Mittmann,

ihn das 16. ab ; die weitere Beſchwerde blieb ohne Streitwert § 268 angeführten Beſchlüſſe). Die Ent

Erfolg . ideidung RGZ. 26, 412 betrifft nicht die gegen

A us den Gründen : Es kann dahingeſtellt wärtige, dort nur beiläufig erwähnte Frage, ſondern

bleiben, ob die im Beſchluß des Bollſtreckungsgerichte die Einrechnung der Zinſen. Daß auf einſtweilige Ber:

ausgeſprochene Pfändung eine Forderungspfändung fügungen in der Regel § 3 ZPO. angewendet wird, iſt

nach § 829 ZPO. oder eine Anſpruchspfändung nach für den Arreſt ohne Belang; denn dort ſtehen meiſt
8 8473BO. iſt, da zu lepteren die Bfändung gewöhn nur vorübergehende nebenſächlicheMaßregeln in Frage ;

licher Veldforderungen (auch eines regulären Depots) wo aber die Rechtslage dem § 6 GPO. ähnlich iſt (d. h .

nicht zählt und nur entſcheidend iſt, ob durch die der Verluſt des ganzen Streitgegenſtandes droht) nimmt

Einziehung unmittelbare Befriedigung eintritt (Neu das Reichsgericht auch bei einſtweiligen Verfügungen

miller, XPO . zu § 847 Abſ.1). Denn auch nach § 847 den vollen Forderungsbetrag als Sicherungswert an

3PO. ſind nur ſolche Anſprüche auf Herausgabe oder (MOZ. 35, 394). Daß es ſich im Arreſtverfahren nici

Leiſtung körperlicher Sachen pfändbar, die im übrigen um rechtskräftige Feſtſtellung des Guthabens ſelbſt

den für 829 Abſ. 1 SPO . zutreffenden Vorausſegungen handelt, kommt ſchon in dem geringeren Gebührenſan

entſprechen (Gaupp-Stein,BPD. 10. Aufl ., I zu & 847 ). ( § 26 ØKO .) zum Ausdruđ. (Beſchl. v . 23. März 1914,

Deſtritten iſt, ob fünftige Forderungen und Anſprüche Beſchw .-Heg. Nr. 182/14) . V

pfändbar ſind. Der Senat ſchließt ſich der Meinung

an , daß ſie nur inſoweit gepfändet werden können , als

ihr Entſtehungstatbeſtand ſchon irgendwie in die Wirts

lichkeit getreten iſt, ſei es, daß ſchon eine rechtliche Oberlandesgericht Augsburg.

Grundlage in einem Vertragsverhältnis gegeben, oder

daß eine ſonſtige greifbare Unterlage rechtsbegründender Meine Koſtenfeſtſetung bei außergerichtlichem Ber:
Art vorhanden iſt. Ein ſolcher Fall liegt nicht vor ; gleiche. Aus den Gründen : Die Parteien ſind darüber

die bloße Möglichkeit, daß der Schuldner die Gerichts einig, daß ſie den Rechtsſtreit außergerichtlich verglichen

vollzieherei irgendwann einmal mit Beitreibung von haben und daß dabei der Beflagte die Koſten übernommen

Forderungen beauftragen könne, zählt nicht hieher. hat. Das LG . hat zutreffend ausgeführt, daß ein außer

Ebenſo hat das 16.mii Recht die Pfändung etwa ſchon gerichtlicher Prozeßvergleich den anhängigen Rechtsſtreit

beigetriebener Beträge als unzuläſſig erachtet, weil es beendet. Der gerichtliche Prozeßvergleich genießt vordem

an einer genügenden Kennzeichnung der Anſprüche außergerichtlichen den Vorzug, daß er nach § 794 Nr. 1

mangelt. (Beſchl. v . 31. Dezember 1913, Beſchw .-Reg. SPO . einen Bollſtreckungstitel gewährt, während auf

Nr. 820 13). N. Erfüllung eines außergerichtlichen Prozeßvergleichs erſt

wieder klagen muß, wer einen vollſtrecbaren Schulds

II. titel erlangen will. Aber auch der außergerichtliche

Vergleich ſoll nach der Abſicht der Parteien den Rechts
Formelle Erforderniſie einer gerichtlichen Wertfeſt: ſtreit beſeitigen und es demgemäßieder Partei unmöglich

jebung; Streitwert eine Arreſte; Anwaltsbeſchwerde machen , ihn fortzuführen . Auch nach § 83 3PO. er

( S$ 16 ORG.; 3,6 GPO.; 12 RAGD. ) . Auf einem Årreſt- ſtreďt ſich die Vollmacht des Rechtsanwalts darauf,

befehl des LG. P. war neben dem Aftenzeichen ein Streit- den Rechtsſtreit durch Vergleich zu beſeitigen ,

wert von 500 M vermerkt . Der Anwalt des Arreſt- ohne daß ein Unterſchied zwiſchen gerichtlichem und

flägers beantragte in einem als Beſchwerde bezeichneten außergerichtlichem Bergleiche gemacht wird. Auch dieſe

Schriftſaß, den Wert , anders “ feſtzuſeßen ,dadie Arreſts Vorſchrift geht alſo davon aus, daß durch den Ver
forderung 1860 M betrage. Das LG . beſchloß, der gleich der Rechtsſtreit beſeitigt wird. Ein erloſchener

Beſchwerde nicht abzuhelfen“ . Das DLG. änderte" die Rechtsſtreit kann aber nicht fortgeſeßt werden . Anders

landgerichtliche Streitwertsfeſtſeßung gebührenfrei auf mag die Sache liegen , wenn die Parteien den Bergleich

1860 M ab.
als nichtig und unwirkſam erachten oder wenn er dasAus den Gründen : Da die beantragte , andere “ Streitverhältnis nicht erſchöpfend regelt. Dieſe Fålle

Feſtſeßung nach der Begründung offenbar eine Erhöhung liegen aber nicht vor. Der Kläger will auf Grund der

bezweďt, ſo liegt eine Beſchwerde des Anwalts im Beſtimmung des Vergleichs über die Koſten die ges
eigenen Namen nach § 12 RAGO. vor und mangelt es richtliche Feſtjepung beſtimmter Koſten erreichen. Daſ

an einem Gegner (ROZ. 12, 362; JW . 1900 S. 124 ) . diejem Antrag nicht entſprochen werden kann, ergibt

Auch ein Feſtießungsbeſchluß des Untergerichts liegt ſich, abgeſehen von den früheren allgemeinen Aus:

vor. Allerdings iſt die bloße Wertangabe am Rande führungen, auch daraus, daß er dem Gericht eine

des Arreſtbefehls durch den Vorſißenden oder Bericht: Prüfung anſinnt, die es bei gerichtlichem Vergleiche
erſtatter ( vgl. JMBI. 1880 S. 331) fein ſolcher Be- nur im Koſtenfeſtſeßungsverfahren nach § 103 11. ZPO.

ſchluß (SeuffBI. Bd. 74 S. 594 ; Bay FinBI. 14 S. 26 ). vornehmen könnte. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß
Sie kann ihn auch nicht erſegen, wenn gerichtliche Feſt- auch bei einem außergerichtlichen Vergleich der Rechts.

ſeßung nach § 16 GKG. nötig iſt, wie z . B. gerade hier, ſtreit nicht fortgeſetzt werden kann , um auf Grund der

wo das Intergericht offenbar von § 3 3PO . Gebrauch Parteivereinbarung die Koſtenſchuld einer Partei ju
machen will . Durch den Beſchluß aber, der Abhilfe ermitteln. Hier bleibt nur die Klage auf Erfüllung

auf die Beſchwerde verweigert, iſt mittelbar der Wert des Vergleichs übrig.

feſigeſegt und der Beſchwerdeweg eröffnet . ' ) -- Sachlich

Senat an , daß durd Erteilung einer Ausfertigung des Urteile der nior
1 ) Eigentlid lag cine unzuläſſige Vorausbejowerde vor , die zu mitverfündete llrteilsvermert: mifeſtgejefter Streitwert 2000 M in

verwerjen geweſen wäre; der Vorlagevejetlus war jelbſtverſtändlict) Wirtjamkeit getreten ſei , da ein gesonderter Weidluß fid nidt bei

den Parteien nici zugeſtellt. In der Veidwerdejade 116/14 nabm der den Aften befand.
Der Eini.
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Die Entſcheidung des 08G . Bamburg in der zu den ſeltenen Büchern , die wegen der Klarheit und

D33. 1908 S. 980 bezieht ſich nur auf den Fall, daß Schärfe der rechtlichen Auffaſſungen, wegen der er

ein Vergleich nur in der Hauptſache, nicht aber im ſchöpfenden Stoffſammlung, wegen des gewaltigen,

Koſtenpunkte vorliegt. Der Entſcheidung der DIG. einheitlichen Aufbaus im großen und der peinlichen

Dresden in SeuffBl. 1908 S. 339 liegtder Antrag zu- Genauigkeit im kleinen, nicht zuleßt auch wegen der

grunde, den Gegner nach dem außergerichtlichen Ber: glänzenden, lebhaften Darſtellung niemals ganz ver

gleich zur Tragung des dort feſtgeſtellten stóſtenteils alten. Aber die unermüdliche Arbeit der Geſeßgebung

zu verurteilen . Beide Entſcheidungen treffen hier offen- hatte doch ſo viel Neues geſchaffen, daß einzelne Abs

ſichtlich nicht zu . ( Befugi, vom 25.März 1914, Beſchw.- ſchnitte für die Rechtsanwendung nicht mehr verwertbar

Heg . II 57/14 ). G. waren. Die volle Brauchbarkeit wiederherzuſtellen

und dem Werte die Vorzüge zu erhalten, die es groß

gemacht haben, war gewiß teine fleine Aufgabe für

die Bearbeiter, und ihr Wert würde ſchon dann vers

dienſtlich ſein , wenn es auch nur zum Teil gelungen

Bücheranzeigen. wäre. Sehe ich recht, jo galt es drei þauptſchwierigs

keiten zu überwinden.

Birtmeyer, Dr. Sarl D. , Prof. in München , Schuld Zunächſt mußte der Stoff begrenzt werden . Auf

und Gefährlichkeit in ihrer Bedeutung
dem Gebiete der bayeriſchen Landesverwaltung iſt ſeit

für die Strafbemeſſung. XXII und 232 S. 1899 ſo viel neu geregelt worden man denfe nur

Beipzig 1914 , Verlag von Felir Meiner. 9 Mt. [ Atrit. an die Ausführungsgeſeße zum BGB., an das Ab

Beiträge zur Strafrechtsreform v . Birfmeyer und
martungsgeſet, das Waſſergeeh, das Fiſchereigeſes,

Nagler, 16. Þeft] . die Kirchengemeindeordnung uſw. - daß eine allzu

Verfaſſer erörtert das Problem an der Þand einer
ausführliche Darſtellung das Buch übermäßig ver

ausführlichen Aritik des § 43 Deſterreich. Strafgeſeka
größert hätte . Mit Recht haben die Herausgeber ges

entwurfs von 1912 ( Regierungsvorlage), wonach die
kürzt, wo es möglich war. Dem Werte iſt es nur zus

Strafe nach Sem Verſchulden und der Gefährlich
gute gefommen, daß z. B. ausgeſchieden oder nur noch

feit des Täters zu bemeſſen iſt, und gelangt zu dem Er
angedeutet wurde, was heutzutage nicht mehr in ein

gebnis, daß der ungeklärte Begriff der Gefährlichkeit als
Handbuch des bayeriſchen Staatsrechts, ſondern in ein

nicht ins Strafrecht gehöriger Eindringling zu ſtreichen
Þandbuch des Reichsſtaatsrechts gehört (das Gewerbe

und durch Bertiefung des Schuldbegriffs zu erſeken
recht, ſoweit es reichsgeſeßlich geregelt iſt, das öffent

ſei . Demſelben Gedanken hat B. in ſeinem Aufſaß über
liche Berſicherungsrecht u. a.). Dagegen hätte vielleicht

das richterliche Ermeſſen im deutſchen Entwurf, Ges
auf dem Grenzgebiete zwiſchen Juſtiz undVerwaltung

richtsſaal Bd. 77 S. 408 ff .. Uusdruck verliehen . Das
etwas mehr Nachgiebigkeit nicht geſchadet. Die Zwangs

vorliegende Buch, deſſen Gedanfenreichtum fich ſchon
erziehung z. B., deren Vollzug in Bayern doch reine

Verwaltungsſache iſt, hätte doch berüdjichtigt werden
aus der „ Inhaltsüberſicht“ ergibt, bietet hierzu die

umfaſſende Begründung und enthält damit eine neue
müſſen . Gern hätte ich auch einen fleinen Abs

fachliche Polemit der Plaſſiſchen Schule gegen die ſo
ſchnitt geſehen , der die einer großen Entwidelung

giologiſche Richtung und die ihr von den öſterreichiſchen
fähigen Vorſchriften über den Heimatſchuß zuſammen

und deutſchen Entwürfen und der ſog . dritten Schule
gefaßt hätte.

gemachten Zugeſtändniſſe.
Die zweite þauptaufgabe der Bearbeiter war es,

D.

ſich mit den Anſichten Seydels auseinanderzuſeßen,

einerſeits ſeine oft ſehr urſprünglichen, von der herr
Diet, Rart, it, Amtsrichter in München , Schäfer Ans fchenden Meinung und von der Kechtſprechung ab
weiſung. Bekanntmachung der K. Staatsminiſterien weichenden Ausführungen zu erhalten, andererſeits die

der Juſtiz und des Jnnern vom 14. Juli 1909, die
eigene Auffaſſung darzulegen, wo ſie ſich Seydel nicht

Anweiſung für die amtliche Feſtſtellung des Wertes anſchließen konnten . Soviel ich ſehe, iſt dieſe Aufgabe

von Grundſtüden betreffend. VIII, 74 Seiten . Mün- glüdlich undmit Geſchid gelöſt worden . Die Stellung

chen , Berlin und Leipzig 1914 , 3. Schweißer Ver Seydels zu den Grundfragen des bayeriſchen Staats
lag (Arthur Sellier). Mart. Mr. 2.-.

rechts , deren Stenntnis wir nicht entbehren fönnen, iſt

Die Schäßeranweiſung vom 14. Juli 1909, die an erſichtlich geblieben, aber die Bearbeiter haben mit

Stelle der alten Schäßerinſtruktion vom 13. März 1823 Recht nicht darauf verzichtet, hier und dort einen

die amtliche Feſtſtellung des Wertes von Grundſtücken eigenen abweichenden Standpunkt zu vertreten.
einheitlich für das Königreich regelt, erſcheint mit der Es galt ſchließlich, in mühſamer Aleinarbeit eine

vorliegenden Handausgabe zum erſten Male in kommen- Unmenge von Miniſterialvorſchriften, Entſcheidungen ,

tierter Form . Die einzelnen Vorſchriften werden nach Abhandlungen uſw. einzugliedern und ſo wieder eine

einem kurzen ſyſtematiſchem Ueberblick flar und ein- erſchöpfende Darſtellung zu bieten . Das Uebermaß

gehend erläutert; am Schluſſe ſind außer den amts des Stoffes und die Notwendigkeit, zu einem Ende zu

lichen Muſtern noch einige weitere Formblätter ſowie ein kommen , ſcheinen hier und dort zu einem gewiſſen

Sachregiſter beigefügt. Das Buch wird vorallem den Haſten und damit zu Ungenauigkeiten geführt zu haben .

Grundbuchbeamten und den Notaren ein willkommenes Schon im Verzeichniſſe der Abfürzungen fällt z. B.

þilfsmittel bieten, daneben aber auch den Schäßern auf, daß nur die Entſcheidungen des Oberſten Gerichts

gute Dienſte leiſten. hofes “ in Zivil- und Strafſachen genannt ſind. Man
München . II. Staatsanwalt Dr. Shanz. fönnte alſo beinahe auf den Gedanken kommen, die

Rechtſprechung des „ Oberſten Bandgerichts“ ſei nicht

Seydel, Max von, Bayeriſches Staatsrecht. mehr berüđſichtigt. Bei näherem Zuſehen zeigt ſich

Áuf Grund der 2. Aufl. neu bearbeitet von Dr. J. dann allerdings, daß das nicht der Fall iſt, wenn auch

Graßmanu, Miniſterialrat im K. B. Verkehrsmini- manchmal eine etwas ſtärfere Verwertung dieſer für
ſterium und Dr. Nobert Piloty, Univerſitätsprofeſſor das bayeriſche Staatsrecht ſo ergiebigen Quelle ans

in Würzburg. 2. Bände. Tübingen 1913, Verlag gezeigt geweſen wäre . Daß im Abfürzungsverzeichnis

von 3.2. C. Mohr (Paul Siebed) . Geheftet Mt. 50.- der Herausgeber dieſer Zeitſchrift in den Freiherrn
geb. Mr. 55. ſtand erhoben und mit einem ihm nicht zukommenden

Selten haben die bayeriſchen Juriſten einer Neu- Vornamen bedacht iſt, ſoll nur nebenher erwähnt ſein .

auflage mitgrößerer Spannung entgegengeſehen , als Umſonſt ſuchte ich in den bis in den Sommer 1913

der neuen Bearbeitung des „ Großen Seydel“. Die reichenden Nachträgen nach der doch immerhin bedeut

lekte von Seydel ſelbſt herausgegebene Auflage gehörte i ſamen Abtrennung der Amtsanwaltſchaft von der
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inneren Verwaltung. Auch über die in dieſer Zeit- Die Borbedingungen für den höheren Juſtiz: und

ſchrift 1909 S. 295, 1910 S. 395, 1911 S. 322 behandelte Verwaltungsdieuft. Vorausſeßung für die Zulaſſung zur

Frage konnte ich nichts finden. Solche kleine Flüchtig- Zwiſchenprüfung und zur Üniverſitätsſchlußprüfung iſt

feiten könnten noch mehr angeführt werden , insbe- nach§ 1 Abſ.5 der A. VO. die Prüfungen für den höheren

ſondere aus dem 1. Bande. Jch komme auf ſie nicht Juſtiz- und Verwaltungsdienſt betr. v . 4. Juli 1899 in

deshalb zu ſprechen , weil ich glaubte, daß ſie den Wert der Faſſung der Bef. v . 1. Auguſt 1912 (JMBI. S. 221 )

des Buches beeinträchtigen , ſondern um für die nächſte der Beſitz des Meifezeugniſſes eines deutſchen huma

Auflage, die ja mit mehr Muße wird vorbereitet niſtiſchen Gymnaſiums, eines deutſchen Realgymnaſiums

werden können, die Beſeitigung dieſer kleinen Mängel oder einer deutſchenOberrealſchule. Dieſen Zeugniſſen

anzuregen . Von der Pfordien. find nunmehr die Reifezeugniſſe der deutſchen Schulen

in Antwerpen , Brüſſel, Bulareſt und Konſtantinopel

Mittelſtein, Dr. jar. Mag. Senatspräſident am Þanje : gleichzuſtellen, nachdem die deutſchen Bundesregierungen

atiſchen Oberlandesgericht. Die Miete nach dem beſchloſſen haben, daß das Reifezeugnis, das ein Reichs

Nechte des Deutſchen Reiche 8. Dritte Auf- angehöriger an einer der bezeichneten Schulen erworben

lage. ix, 793 Seiten. Berlin 1913, Franz Vahlen . hat, ihm in dem Bundesſtaate, dem er angehört, alle

Heh . Mi. 15.-- , gebd . Mf . 16.— , Berechtigungen gewährt, die dem Reifezeugnis einer

Das ausgezeichnete Werf iſt überall gut eingeführt
gleichartigen Schule dieſes Staates verliehen ſind, und

und bedarf keiner Empfehlung. Als möglichſt er:
daß in jedem Bundesſtaat auf dieſes Reifezeugnis die

ſchöpfende Darſtellung des Mietrechtes wird es auch
Grundfäße der Vereinbarung der Bundesregierungen

fünftig ſeinen Plaß neben den Kommentaren behaupten.
über die gegenſeitige Anerfennung der Reifejeugniſſe

vom Jahre 1909 Anwendung finden . Hiebei ſind die
B.

Schulen in Antwerpen, Bukareſt und Konſtantinopel

als Oberrealſchulen, die Schule in Brüſſel als Real :

gymnaſium anzuſehen (Zentralblatt für das Deutſche

Gefeßgebung und Verwaltung. Reich 1913 S. 1030) .

Die Berſorgung der Kotare und ihrer Vinterblie.

benen. Durch die im vorigen Jahre erfolgte Aende
Militärwcjen. Durch Allerh. Entſchließung vom

rung der Saßung des Penſionsvereins der bayeriſchen

Notare (JMBI. 1913 S. 732) wurde das Penſions
8. April 1914 (Verordnungsblatt des Ariegsminiſtes

ſyſtem für die Notare tunlichſt dem Beamtenpenſions.
riums S. 218) wurde beſtimmt, daß die Train - Bataillone

ſyſtem angeglichen . Dabei wurde beſtimmt, daß die
v . 1. April 1914 ab die Bezeichnung Train - Abteilung

der Berechnung der Penſion zugrunde zu legende Dienſt
und die Train - ſtompagnien die Bezeichnung Eskadron

zeit vom Tage der erſten eidlichen Verpflichtung als
erhalten . Die zu zweijähriger Dienſtzeit eingezogenen

Rechtspraktikant gerechnet wird ; auch ſoll bei der Feſt
Mannſchaften des Trains werden ſeitdem Trainreiter,

ſtellung der Dienſtzeit die Zeit gerechnet werden , wäh :
die zu einjähriger Dienſtzeit eingezogenen Trainfahrer

rend welcher der Notar im Dienſte des Staates oder
genannt.

des Heiches verwendet war oder als Staatsdienſt

aſpirant oder Notariatspraktikant den für die Ers

nennung zum etatsmäßigen Beamten oder zum Notar

angeordneten oder zugelaſſenen Vorbereitungsdienſt

ableiſtete. Sprachede.
Die Aenderung der Sapung machte eine Neu

regelung der Vorſchriften über das Penſionierungs- „ Aus dieſem Grund fält klage nötig ", ſo heißt

verfahren notwendig . Dieſe erfolgt nunmehr durch es oft in Klagichriften, die von badiſchen, insbeſondere

die im JMBI. S. 71 veröffentlichte Bekanntmachung Mannheimer Rechtsanwälten bei pfälziſchen Amtsge:

vom 2. Mai 1914, die Penſionsvereine für die Notare richten einlaufen . Es wäre ſo einfach zu ſagen : aus

und deren Witwen und Waiſen betr . , die an die Stelle dieſem Grund iſt Klage nötig, aber offenbar iſt das den

der bisher maßgebenden Bekanntmachung vom 3. Fe- Verfaſſern der Klagſchriften zu einfach. Daß der Aus.

bruar 1902 (JMWI. S. 302 ) tritt . Die neue Belannt: druct , fält Klage nötig“ falſch iſt, darüber iſt tein

machung verpflichtet den Landgerichtspräſidenten, bei Wort zu verlieren. Wie iſt er nun entſtanden ? Es

der Vorlegung von Penſionsgeſuchen der Notare die iſt richtig, zu ſagen , ſo und ſoviel Klagen ſind bei

penſionsjähige Dienſtzeit feſtzuſtellen ; über ihre Be- einem Gericht angefallen ; demnach kann auch geſagt

rechnung ſind eingehende Beſtimmungen in dem Ab- werden , eine Klage fält an . Es iſt nun offenbar

ſchnitt I B enthalten , die im weſentlichen den Vorſchrifs dieſes Sprachbild mit dem Ausdrud es iſt klage

ten der Bekanntmachung vom 22. Oftober 1909 über nötig “ in der Weiſe ineinander verarbeitet worden ,

die Verſekung der etatsmäßigen Beamten in den Nuhe : daß aus Teilen beider etwas Neues, eine Mißgeſtalt,

itand (GVBl. S. 781 ) angepaßt ſind. Im übrigen ſind entſtanden iſt. Es iſt derſelbe Vorgang, der auch ſonſt

in Angleichung an das Beamtengejek einige Erleich- noch auf dem Gebiet der Sprache zu beobachten iſt.

terungen geſchaffen . An Stelle der bisher geforderten So fann man hören, daß einer zu einem anderen

zwei amtsärztlichen Zeugniſſe ſoll fünftig regelmäßig ſagt : „ paſſen Sie doch Dbacht“ . Dies iſt entſtanden

ein Zeugnis genügen. Oeſtrichen iſt auch die Beſtim- aus „ paſſen Sie doch auf“ und „ geben Sie doch Obacht“.

mung, daß der Landgerichtspräſident Gutachten der Die erwähnte Gepflogenheit badiſcher Rechtsan

Richter des Amtsgerichts über die Dienſtunfähigkeit wälte mußte hier einmal beſprochen werden , damit

des Notars erholen ſoll . Für die Nachlaßgerichte iſt ſich dieſer Mißbrauch in der Sprache nicht auch bei

vonBedeutung, daß die erſt neuerdings wieder durch den pfälziſchen Rechtsanwälten einbürgert. Denn böje

die Bekanntmachung vom 19. Januar 1914 (3MBI. S. 5 ) Beiſpiele verderben gute Sitten . T.

eingeſchärfte Verpflichtung zur Mitteilung von An

zeigen über den Tod eines im Ruheſtande befindlichen

Notars, einer Notarswitwe oder einer minderjährigen

Notarswaiſe unverändert aufrecht erhalten iſt .
Verantwortl . Herausgeber : Th . von der Pfordten ,

Regierungsrat im Staatsminiſterium der Juſtig.
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Rechtsnatur und Ablöſung der neurechtlichen ſpiegeln ſich auch in recht ſchwankenden und wider:
ſpruchsvollen Ergebniſſen der Rechtſprechung wider.

Münchener Gemeinſchaftsmauer. Ein neuer Verſuch einer befriedigenden Böſung

Von Landgerichtsrat Heinrich Lieberich in München .
dieſer Frage dürfte daher nicht ganz unnüß ſein .

I. Umden jeßt beſtehenden Verhältniſſen wirklich
Einrichtungen , die in den Bewohnheiten und gerecht zu werden, bedarf es vor allem einer Be

Bedürfniſſen der Bevölkerung wurzeln , pflegen er: trachtung des hieſigen Rechtzuſtandes vor Ein

folgreich der Abneigung des Gefeßgebers zu troken. führung des neuen Rechts . Die Grundlage

Dies gilt auch von der Münchener Kommun- oder dieſes Rechtszuſtandes bildete der ſchon erwähnte

gemeinſchaftlichen Grenzmauer. Jahrhundertelange Kommunmauerzwang. Hiernach mußte der Eigen

Üebung hat dieſe Einrichtung geheiligt; aber auch tümer eines nicht überbauten Grundſtückes dem

ihre wirtſchaftliche Bedeutung iſt keineswegs gering; Nachbarn, der bauen wollte, Mauerſtatt geben, d. h .

denn, abgeſehen von dem durch ſie ermöglichten ihm geſtatten, die Umfaſſung&mauer ſeines Gebäudes

Gewinn an nußbarer Baufläche ſpielen die Ab- zur Hälfte auf das Nachbargrundſtück zu legen .

löſungsſummen für die auf das Nachbargrundſtück Dafür erwarb der Mauerſtatt gebende Nachbar

gefekte Mauerhälfte im Betrage von regelmäßig das Miteigentum an der ganzen, auf dem beider

1000-2000 M für den Erbauer eines Anweſens ſeitigen Grundbeſiß aufgeführten Mauer ; er war

immerhin ſchon eine Rolle. Das BGB. , wie die jedoch verpflichtet, ſobald er an die gemeinſchaftliche

bayeriſche Ausführungsgeſeßgebung hierzu haben Mauer auch ſeinerſeits anbaute, dem Nachbarn ,

gleichwohl den durch das alte Münchener Rechtd. h . dem derzeitigen Eigentümer des Grundſtücks,

anerkannten fog . Rommunmauer zwang, d . h. von dem aus die Kommunmauer aufgeführt worden

die Verpflichtung des Nachbars, den Bau der Grenz: war, den Wert der auf ſeinem eigenen Grundſtück

mauer als Rommunmauer zu dulden , beſeitigt. Das ſtehenden Mauerhälfte zu vergüten, ſoweit er dieſe

Münchener Rechtsleben hat ſich aber um dieſe Ent:
zum Anbau tatſächlich benußte. Die gleichen Grund

rechtung derKommunmauerwenig gekümmert. Nach fäße galten für die einſeitige Erhöhung einer ſchon

wie vor wird in München nach altem Brauch beſtehenden Gemeinſchaftsmauer.1a) Dieſe Rechts

„ kommun " gebaut und die ganze Grundlage dieſer jäke gründeten fich, wie Tinſch in ſeinem Münchener

Bauführung beſteht regelmäßig in der Unter- Stadtrecht S. 21 ff. überzeugend dargelegt hat, auf

zeichnung des baupolizeilichen Planesmit der darin gewohnheitsrechtliche Fortbildung der Bauvor

vorgeſehenen Kommunmauer durch den Nachbarn. ſchriften der Art. 349–351 des Münchener Stadt:

Darüber aber , wie das hiedurch geſchaffene Rechts: rechtsbuchs und der Art . 3—6 u . 60 der Münchener

verhältnis jeßt zu beurteilen iſt und welche Anſprüche Bauordnungvon 1489. ) Die oberſtrichterliche Recht

zwiſchen den Nachbarn ſich hieraus ergeben, iſt bereits
eine ganze Literatur erwachſen) und die wider: Buhmann, Die 3 Hauptfragen des Kommunmauerrechts ,

ſprechenden Anſichten derRechtslehre in dieſer Frage mauerfrage,23.1914 S.831. Die drei legten erſtnach
Bay3fR . 1914 S. 197 u. S. 223 ; Abele, Zur Kommuna

Abſchluß gegenwärtiger Abhandlung erſchienenen Ars

1 ) Siehe Staudinger zu § 921 BGB. (B8 . 3 S. 302) ; beiten konnten nur noch kurz berüdſichtigt werden.

ferner Wein , Die Kommunmauer, BayZFR. 1913 S. 454, 1 *) Siehe Roth -Becher, Bayr . ZN. II S. 138 Note

472 ; Schmitt, Eigentum am Ueberbau , Bay3FR . 1914 39 : Böhm - Stlein Anm . 2 zu Art. 68 AO ., Motive 3. 463.

S. 58; Buſch, Eigentumsverhältniſſe bei demBau auf BGB., Becher, Mat. I S. 89.

der Grenze, Baydir. 1914 S. 157 ; Nükel, Zur Recht- 2) So insbeſondere OLO. München SeuffBI. Bd . 54

ſprechungüber dieStommunmauern,BaySim . 1914 5.179; S. 243.
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ſprechung lehnte allerdings eine ſolche gewohnheits- gangsrechts bezeichnen kann . Hiernach gelten

rechtliche Fortbildungab , gelangte jedoch unter Heran- für die Vollendung dieſer vor Inkrafttreten

ziehung der Grundſäke des Gemeinen und Bayeriſchen des BGB. begonnenen Mauern die bisherigen

Landrechts über inaedificatio und in rem versio Vorſchriften (alſo das alte Münchener Recht).")

ſachlich zur gleichen Beurteilung des Verhältniſſes .) Für ihre Ablöſung kommt es darauf an , ob die"

Dieſem Rechtszuſtand gegenüber hat nun das Mauer vor oder nach dem Inkrafttreten des BGB.

BOB. die Aufſtellung eines Rommunmauerzwangs ablöſungsfällig geworden iſt. Erſterenfalls be.

ſchlechthin abgelehnt und nur die Verhältniſſe tat: wendet es bei den altrechtlichen Vorſchriften , leg:

ſächlich beſtehender Einrichtungen ſolcher Art in den terenfalls ſind die Vorſchriften des Art. 68 AG.

SS 921-922 näher geregelt , ſowie durch Art . 173, über die Ablöſung neurechtlicher Mauererhöhungen

181 EG. auch die ſchon bei ſeiner Einführung entſprechend anzuwenden . Im übrigen unterliegen

vorhandenen Kommunmauern ſeinen gemeinſchafts- die hier fraglichen Mauern , wie die unter Ziff. I

und eigentumsrechtlichen Grundjägen unterworfen . aufgeführten, den Vorſchriften der $8 921 –922

Auch das Bayer. AGZBOB. hat die Ermächtigung BOB.

des Art. 124 EG;BGB . zu weitergehender ſelb
3. Die erſt nach Einführung des BGB . be

ſtändiger Ordnung des Nachbarrechts lediglich dazu gonnenen Rommunmauern . Für ihre Errichtung

benüßt, durch ſeine Art . 68–70, 77 , 78 die
und Ablöſung iſt ſchlechthin das neue Recht maß

Möglichkeit einſeitiger Erhöhung benußungsgemein- gebend, weshalb man ſie als neurechtlicheGe

ſchaftlicher Grenzmauern zu ſchaffen und die Ver- meinſchaftsmauern bezeichnen kann . Dieſe

hältniffe der noch in die Zeit vor dem BOB. Mauern bilden den eigentlichen Gegenſtand unſerer

fallenden, aber noch nicht abgelöſten Kommun: Betrachtung.

mauern für die Zeit des neuen Rechts zu regeln .

Die Neuentſtehung von Kommunmauern im Sinn
II. Wie ſchon hervorgehoben , fehlt in dem

des alten Münchener Rechts iſt damit für die Zeit
neuen Recht jede Zwangsvorſchrift für die Er

nach dem Infrafttreten des BOB. nur mehr im richtung gemeinſchaftlicher Grenzmauern . Solche

Mauern können daher nur mehr kraft Geſtattung
Wege der Vereinbarung der beteiligten Grund

eigentümer möglich geblieben .
des Nachbars, alſo als bewilligte Gemein :

Demnach haben wir 3. 3. in München 3 Arten ſchaftsmauern, entſtehen .entſtehen. Wie ſchon er

von Kommunmauern zu unterſcheiden , die von wähnt, erfolgt dieſe Bewilligung hier regel

vornherein wohl auseinandergehalten werden müſſen .
mäßig ganz formlos durch Unterzeichnung des

1. Die ſchon vor Einführung des BGB. Polizeilichen Bauplans mit der darin vorgeſehenen

„ kommun “ zu erbauenden Mauer. Gerade die
errichteten und abgelöſten Kommunmauern (alt:

rechtliche Gemeinſchaftsmauern) . Dieſe
Unſcheinbarkeit dieſes Vorgangs hat aber dazu ge

führt , daß man bei der Erörterung des ſo ge
Kommunmauern haben noch unter dem alten Recht

ſchaffenen Verhältniſſes deſſen vertragsmäßige Natur
ihre endgültige Rechtsgeſtalt als im gewöhnlichen

Miteigentum der Nadbarn ſtehende Mauern
nicht genügend beachtet und es, ſtatt in erſter Linie

nach dem Willen der Vertragsparteien zu fragen,
erhalten. Sie ſind nur gemäß Art. 173 , 181

zu ſchematiſch aus den ſachenrechtlichen und bereiches
EGZBGB . durch deſſen Einführung inſoweit

berührt worden , als an Stelle des Miteigen:
rungsrechtlichen Grundſäßen des BOB. zu kon

ſtruieren geſucht hat . Stellt man aber die Frage
tums der Nachbarn getrenntes Eigentum nach

dem Grenzlauf unter Benußungsgemeinſchaft der
nach dem, was die Beteiligten eigentlich wollen,

in die erſte Linie, jo erkennen wir in der Ein

Nachbarn an der ganzen Mauer getreten iſt, und

damit ſind dieſe Mauern zu Grenzeinrichtungen
zeichnung der Mauer als „ Kommunmauer" in

im Sinne der SS 921–922 BGB. geworden.") durch den Nachbarn die einfache Willenseinigung
den Bauplan und der Genehmigung dieſes Planes

2. Die ſchon vor Einführung des BGB . be
der beiden Grundſtückseigentümer, daß die Mauer

gonnenen oder erhöhten, aber noch nicht abgelöſten

Rommunmauern . Für die Errichtung und Ab:
eben nach wie vor in dem hier gebräuchlichen

Sinn „ kommun “, alſo als Rommunmauer im
löjung dieſer Mauern ſind die Art. 69 und 70

Sinne des oben dargelegten , bisherigen Mün:
AG3BGB. maßgebend, ſo daß man dieſe Mauern

chener Rechte aufgeführt werden ſoll. Die Frage
als Gemein daftsmauern des Ueber :

iſt nun lediglich weiter, welche Wirkung einer

*) Siehe insbeſondereBayOblo 3. a.S. BD.IS. 162; ! ſolchen Vereinbarung nach dem jezigen Recht, und

VII, 821 ; XII, 121 ; XII, 321 ; XIV, 199; ferner die zwar ſowohl hinſichtlich der formellen Gültigkeit ,

Abhandlungen von Gerſtenecer SeuffBI . Bd . 53 S. 1 wie hinſichtlich des ſachlichen Inhalts beizumeſjen iſt.

und Walter BayNotZ . 1901 S. 64.

4) Siehe Staudinger Anm. IV 5 zu § 921 BOB .

Bd . 3 S. 306 ; Pland Anm . 4 b y zu Art. 181 EO . ; 5 ) Iſt jedoch die Erhöhung einer beſtehenden

RGRKomm . Anm . 8 zu $ 921 BOB.; Babicht,Ueberleitung Kommunmauer vor Infrafttreten des BGB. begonnen,

S. 398 Ziff. 4 ; þenle-Schneider Anm . 1 zu Art . 69 aber nicht vollendet worden, ſo iſt nach dem zweifel

AOZBOB. und Motive zu dieſem Bejet Becher, loſen Wortlaut der Art . 68, 69 AG. für den Weiterbau

Materialien Bd . I S. 446 ; ferner NO3. 53, 311 ; 3W. vom Infrafttreten des BGB. ab der Art. 68 AG , maß.
1903 B 39. gebend.

.
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Betrachten wir zunächſt dieſe legtere Seite der Vereinbarung der Nachbarn ein wirkliches – ding

Rommunmauervereinbarung, ſo iſt ſoviel ficher, liches - Ueberbauverhältnis nach 3 912 BOB.

daß nach den Grundſäßen des BGB. durch Partei- begründet werden kann. ) Ebenſo kann unerörtert

vereinbarung nicht mehr ein gemeinſchaftliches Eigen bleiben, wie im Falle eines Beſikwechſels dem

tum an der auf der Grenze errichteten Mauer neuen Eigentümer des Nachbargrundſtücs gegen

begründet werden kann . Regelmäßig fält viel- über ein Recht auf Belaſſung der Kommunmauer

mehr nach der zwingenden Vorſchrift des 94 aus deren Beſtandteilseigenſchaft oder ein Anbau

BOB. der auf jedem der beiden Grundſtücke ſtehende recht des Nachbars gegenüber einem neuen Eigen

Mauerteil in das Alleineigentum des betr. Grund- tümer des Erſtbaugrundſtücks aus dem Ueberbau

eigentümers. Hieraus kann jedoch nicht geſchloſſen verhältnis hergeleitet werden ſoll, obwohl beides

werden, daß die Kommunmauervereinbarung als doch zum Weſen des Rommunmauerverhältniſſes

auf einen unmöglichen Erfolg gerichtet ohne wei- gehört. Denn nach der Natur der Sache muß,

teres nichtig wäre (9 306 BOB.). Denn der Wille wenn ein ſolches Beſtandteil- oder Ueberbauver

der Beteiligten geht ſelbſtverſtändlich nicht unbedingt hältnis durch Vereinbarung begründet werden ſoll ,

gerade auf die Rechtsform des Miteigentums an vor allem doch der Wille der Vertragsparteien

der Mauer im Sinne des alten Rechts, ſondern darauf gerichtet ſein , daß der über die Grenze

auf die fachlichen Wirkungen des alten Rommun geſeßte Gebäudeteil ein Beſtandteil oder Ueberbau

mauerverhältniſſes , die mit dieſem verbundenen des Hauptgebäudes , alſo ein für dieſes errichteter

Benußungs- und Ablöſungsrechte zwiſchen den Nach- und ausſchließlich zu ihm gehörender Bauteil ſein

barn . Ein derartiges Verhältnis ließe ſich nun

auch nach jeßigem Recht ungeachtet der Regel des dorf JW. 1912 S. 491 und DLG. Dresden JW. 1912

8 94 BGB. ohne weiteres dadurch herbeiführen ,
S. 1037, Dagegen fürEigentumsteilungnach derGrenze

linie Buſch Bay3FN . 1914 S. 157 ; Buhmann BayZfR.

daß gegenſeitig förmliche Dienſtbarkeiten in 1914 S. 198; RG. JW .1911S. 366 3.20, obwohl auch das

dieſem Sinne beſtellt 6) oder ein geſondertes , RG. an ſich die Erſtređung eines Grundſtücsbeſtandteils

gemeinſchaftliches Kommunmauergrund auf ein anderes Grundſtück zuläßt (f. ROZ. 65, 363 ;

ſtüd gebildet und deſſen Verhältniſſe nach § 1010
72, 272 und RORKomm . Anm . 1 und 3 zu § 94 BOB.) .

Ebenſo für unbeſchränkte Eigentumsteilung nach de

BOB. geregelt würden . Dieſe Möglichkeiten Grenze hinſichtlich der von dem Eigentümer beider

kommen jedoch bei den formloſen Vereinbarungen Grundſtüce aufgeführten Kommunmauer DLG. Münr
der hier fraglichen Art nicht weiter in Betracht. chen vom 1. Mai 1912 L 76/12 und vom 15. März 1913

Doch bietet ſich auch für dieſe Vereinbarungen die
L 681/12 (SeuffA. Bd . 67 Nr. 204 und Bay3fR. 1914

S. 180-181).

Möglichkeit ſogar mehrfacher von der Regel des 8 ) Gegen die Anwendbarkeit der Ueberbauvor

8 94 abweichender Auffaſſungen . So könnte man ſchriften auf vertragsmäßige Verhältniſſe OLG. Þam

hierin die vereinbarungsmäßige Erklärung der burg Recht 1910 Nr. 3925 und KG3. 65, 361, ſowie

ganzen Kommunmauer als Beſtandteil des
Recht 1913 Nr. 3014, auch JW. 1914 S.40 ; ebenſo Wein

Grundſtüds des Erbauers , und zwar ent
Bay3iR. 1913 S. 455 Note 8 und Buhmann BayZfR.

1914 S. 198 ; dagegen für Auffaſſung der Kommuns

meder endgültig oder doch bis zur Ablöſung , finden , mauer vor dem Anbau als geſtatteter Ueberbau OLG.

oder die vereinbarungsmäßige Begründung eines München, Urteile vom 17. Januar 1914 L 488/13und

Ueberbaue8 im Sinne der 88 912 1. BOB. oder L 336/13 (Bay3FR . 1914 S. 181) unter Berufung auf

NOZ. 52, 17 und 74, 87 (nach dieſen Entſcheidungen

endlich die vertragsmäßige Schaffung einer Grenz fann ein Ueberbauverhältnis auf Grund von Verein

einrichtung nach 8 921 BOB. Alle dieſe Rechts- barungen entſtehen, die den þerſteller zu der Annahme

formen des BOB. hat man denn auch auf das berechtigten , daß er über die Grenze bauen dürfe,

Kommunmauerverhältnis anzuwenden geſucht. Bei
ohne daß jedoch dieſe Annahme begründet war) . Von

der Auffaſſung der Kommunmaueralslleberbau gehen
näherer Betrachtung des maßgebenden Willens der

auch aus Meitel BayNot3. 1901 S. 227 und Schmidt

Beteiligten müſſen jedoch die beiden erſten Formen BayNot8. 1907 S. 47. Meisner, Nachbarrecht S.58
ohne weiteres ausſcheiden . Es mag dabei dahin : Note 1–5 nimmt an, daß im Falle eines Eigentumss

geſtellt bleiben , inwieweit überhaupt durch An
wechſels der Erwerber des Nachbargrundſtücks die

Kommunmauer bis zum Anbau als Ueberbau dulden
erkennung eines über die Grenze gerücten Ge müſſe, weil der Erbauer auf Grund der Bauerlaubnis

bäudeteils als Beſtandteil des Hauptgebäudes , ins: des früheren Eigentümers habe annehmen dürfen , daß

beſondere nach § 95 BGB. , der Grundſak des 8 94 er über die Grenze bauen könne. Allein da für Meisner

BOB. durchbrochen ,?) ebenſo, ob in der Tat durch
die Unwirkſamkeit des formloſen Kommunmauerver

trags gegenüber dem Beſiknachfolger von vornherein

feſtſteht, kann er auf dieſen Vertrag auch keinen guten

) S. hierüber Meisner, NachbarrechtS.57 Note Glauben des Erbauers gegenüber dem Beſiynachfolger

3–4; Geiershöfer Recht 1905 S. 401 ff., OUG , Nürn ſtüßen . Dies betonen auch Wolff, Der Grenzüberbau
berg BayZiR . 1907 S.334 , 1912 S. 415, 1914 S. 194

S. 97 Note 16, und Buhmann BayZiR . 1914 S. 199.
und Pfirſtinger Bay3iN . 1907 S. 483. Oberneck, Reichsgrundbuchrecht Bd . 1 S. 641, nimmt die

") Die Gemeinſchaftsmauer betrachten als Beſtand- Entſtehung eines Ueberbauverhältniſſes wenigſtens an ,
teil des Erſtbaugrundſtücks bis zum Anbau durch den wenn der gemeinſchaftliche Eigentümer beider Grunds

Nachbarn insbeſondere Staudinger Anm . IV 1 zu § 921 ſtücke auf die Grenze gebaut hat und die Grundſtücke

BOB.; ferner nun auch RONKomm . Anm . 5 a . E. zu ſpäter getrennt werden . Die hieſige Uebung fennt

§ 95 VOB.; Meisner , Nachbarrecht S.58 ; Pfirſtinger, jedenfalls troß der Vorſchrift des § 914 Abſ. 2 BOB.

Die Kommunmauer S. 21; Geiershöfer , Recht 1905 keine Ueberbaurenten bei neurechtlichen Gemeinſchafts

S. 402; Schmitt Bay 3 R.1914 S.58; ebenjo DVG . Düſſel: mauern .
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foll. An dieſem Willen fehlt es aber bei der dient auch ſchon mit ihrer Aufführung dem Vor

,,kommunen " Aufführung der Grenzmauer von teil beider Grundſtücke, und zwar dem Vorteil des

vornherein . Denn ſelbſtverſtändlich geſtattet der Grundſtüds, auf dem ein Anbau noch nicht beſteht,

Nachbar die „ kommune“ Aufführung der Grenz: eben dadurch, daß fie deffen fünftige Bebauung

mauer nicht aus reinem Entgegenkommen, ſondern erleichtert, da ja beide Nachbarn von vornherein

mit Rüdſicht darauf, daß dieſe auch in ſeinem darüber einig ſind, daß die Mauer auch von dem

eigenen, wohl verſtandenen Intereſſe liegt , weil Angrenzer zur Bauführung benußt werden darf.

fie ihn für den Fall der Bebauung ſeines eigenen Dieſe Eigenſchaft der Mauer kommt auch ſchon

Grundſtücks der Notwendigkeit enthebt, allein eine vor dem Anbau dadurch zum Ausdruck,"l) daß

volleGrenzmauer aufzuführen, und ebenſo iſt ſich ſie ſchon zum Teil im Baubereich des Nach:

der Erbauer der Kommunmauer von vornherein bars aufgeführt iſt. Ueberdies wird regelmäßig

darüber klar , daß er im Falle der Bauführung die Mauerſeite nach dem Nachbargrundſtüď für

auf dem Nachbargrundſtück dem Angrenzer die den Anbau rauh belaſſen und auch damit die Be

Benüßung der Kommunmauer, wenn auch gegen ſtimmung der Mauer für dieſes Grundſtück åußerlich

Ablöſung, geſtatten muß. Die Kommunmauer ausgedrückt. Das Beſondere des Falles beſteht nur

iſt alſo von Haus aus nicht ein im Intereſſe des darin, daß der Nachbar, wenigſtens regelmäßig,

erſtbauenden Grundſtüdseigentümers, ſondern eine die Gemeinſchaftsmauer nicht ſofort benußt und

im beiderſeitigen Intereſſe geſchaffene Einrichtung daß ihm weiterhin nach dem Willen der Parteien

und an dieſer ihrer Natur wird nichts dadurch die Benußung der Mauer durch Anbau nur gegen

geändert, daß die volle Verwirklichung des In- Ablöſung des Wertes des von ihm beanſpruchten

tereſſes des einen Grundeigentümers erſt der Zu: Mauerteiles freiſtehen ſoll. Dieſe beiden Beſonder:

kunft vorbehalten und auch noch von der vorherigen heiten ſchließen jedoch keineswegs aus , daß die

Ablöſung der Kommunmauer abhängig ſein joč.9) Kommunmauer ſofort, d. h . ſchon vor erfolgtem

Hiernach iſt die Bewilligung der , kommunen“ Anbau als Grenzeinrichtung zu betrachten iſt.

Aufführung einer Grenzmauer durch den Nachbarn Denn , wie erwähnt, muß die Grenzeinrichtung nur

nichts anderes als eine auf Schaffung einer Grenz : zum Vorteil beider Grundſtüde dienen, d . h . deren

einrichtung im Sinne des § 921 BGB. vorteilhaftere Benußung ermöglichen. Damit iſt

gerichtete Vereinbarung. Als eine derartige Ein: jedoch nicht geſagt, daß dieſe Möglichkeit im ein

richtung hat nach § 921 BGB. eine Mauer zu zelnen auch ſchon voll au & genüßt ſein muß." )

gelten , die zwei Grundſtüde ſcheidet, zum Vorteil Ebenſo iſt zum Begriff der Grenzeinrichtung nicht

beider Grundſtüde dient und zu deren Benüßung erforderlich , daß die Benugbarkeit unbedingt

die beiden Nachbarn gemeinſchaftlich berechtigt ſind. und unbeſchränkt ſein muß. Der § 922 BGB.

Alle dieſe Vorausſeßungen ſind ſchon mit der Er beſtimmt allerdings: „ Sind die Nachbarn zur Be:

bauung der bewilligten Gemeinſchaftsmauer gegeben . nugung einer der im $ 921 bezeichneten Einrich:

Daßdieſe, um als Grenzeinrichtung gelten zu können , tungen gemeinſchaftlich berechtigt, ſo kann ſie jeder,

geradezu beſtimmt ſein müſſe alsScheidemauer zu zu dem Zwede, der ſich aus ihrer Beſchaffenheit

dienen , iſt feineswegs erforderlich. Vielmehr genügt

ſchon nach dem Wortlaut des Geſekes, daß die die Auffaſſung der altrechtlichen Kommunmauern als

Mauer tatſächlich die beiden Grundſtücke ſcheidet,
nunmehrige Ørengeinrichtungen (Note 4 oben ) ſchließt

die Einſchränkung des Begriffs der Grenzeinrichtung

d . h. eben auf der Grenze ſteht . ') Die Mauerd auf Scheidemauern aus . Dagegen fürden Stand

punft des RG .RORKomm . Anm 3 zu § 921 und Wein,

9) Aus dem gleichen Grunde gegen die Annahme Bay3iR. 1913 S. 474.

eines Ueberbauverhältniſſes Pfirſtinger Seuffbi. Bd. 67 Umgefehrt will Tinſch, Münchener Stadtrecht S.34,

S. 100. Die gleiche Auffaſſung der Kommunmauer für das alte Münchener Recht nur die Hausmauer als

als einer Gemeinſchaftseinrichtung ſchon vor dem An- Kommunmauer im Sinne dieſes Mechts gelten laſſen.

bau liegt dem Urteil des OLG. München vom 1. Mai Dieſe Meinung widerſpricht jedoch ſchon der früheren

1912 L 76/12 und der Abhandlung von Mannherz Münchener Uebung; auch das Bayer . AG;BOB. cheidet

JW.1912 S.491 zugrunde. S. auch ñöniger ArchBürgR. in ſeinen Art. 68 ff. nicht zwiſchen Haus- und ſonſtigen

Bd.35 S. 282, der bei Trennung zweier Grundſtüđe mit Grenzmauern, und in der Tat werden auch noch jest

gemeinſchaftlicher Grenzmauer ein ſchon von vorn- im hieſigen Bauleben alle kommun gebauten Grenz

herein begründetes Gemeinſchaftsverhältnis nach $ 921 mauern hinſichtlich Anbau und Ablöſung gleich bes

BOB. annimmt, und die franzöſiſch -rechtlichen Dar- handelt .

legungen in NOZ. 72, 272 ; ferner Wolff, Der 1.) Ueber dieſes Erfordernis 1. Staudinger Anm. I

Grenzüberbau S. 105 (f . entſprechende Anwendung des Abſ. 4 lit. b zu § 921 BGB .

8 922 BOB. bei Trennung der beiden Grundſtücke). 12) Meisner, NachbarrechtS.58–59,undPfirſtinger,

Für die Auffaſſung der Kommunmauer als Grenza Die Kommunmauer S. 16 , meinen allerdings, vor dem

einrichtung von der Erbauung ab nun entſchieden Anbau ſei eine Grenzeinrichtung noch nicht vorhanden ,

auch Buhmann Bay3iR. 1914 S. 199. Mit Unrecht weil die Mauer inſolange nicht zum Vorteil beider

hat dagegen die Entſcheidung des DLO. Nürnberg Grundſtücke diene . Nach ihrer Anſicht ſoll die Mauer,

BayBfR. 1907 S. 335 in einem derartigen Fall die die bis zum Anbau lediglich Beſtandteil des Gebäudes

Beſtimmung zur gemeinſchaftlichen Benußung vermißt. auf dem Erſtbaugrundſtück iſt, erſt durch den Anbau

19) Die gegenteilige Anſicht in RO3 . 70, 204 wird Grenzeinrichtung werden . Allein hierbei ergibt ſich

von Staudinger Anm . I Abſ. 2 zu § 921 BOB . mit ſofort die Frage, mit welchem Rechte auf Grund dieſer

Mecht abgelehnt. Ebenſo auch Meisner , Nachbarrecht Auffaſſung der Nachbar, beſonders nach erfolgtem Bes

S. 43 Note 1, und Mannherz JW . 1912 S. 491. Auch ſitzwechſel , anbauen darf .
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ergibt, inſoweit benußen, als nicht die Mitbenuşung | hältnis vollſtändig gemäß dem nach den altrecht

des anderen beeinträchtigt wird. “ Der Paragraph lichen Grundſägen auszulegenden Willen der Par

beſtimmt ſodann weiter, wie die Unterhaltungs- teien geſtaltet, abgeſehen von dem einen Punkt ,

toften zu tragen ſind und unter welchen Voraus- daß an Stelle des altrechtlichen Miteigentums an

ſegungen die Einrichtung beſeitigt oder verändert der Mauer infolge der zwingenden ſachenrechtlichen

werden kann und ſagt ſchließlich : „ Im übrigen Vorſchriften des BGB. nur eine Benußungs:

beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen den gemeinſchaft an den in das Aleineigentum der beiden

Nachbarn nach den Vorſchriften über die Gemein: Nachbarn fallenden, auf dem einen und dem andern

ſchaft.“ Demgemäß iſt aber insbeſondere auf die Grundſtüď ſtehenden Mauerteilen eintritt .

Grenzeinrichtung auch die Vorſchrift des 8 745 Aber auch formell ſtehen der dargelegten Auf

BOB. anwendbar, wonach die Verwaltung und faſſung des Verhältniſſes Schwierigkeiten nicht ent

Benußung des gemeinſchaftlichen Gegenſtands, alſo gegen . Daß eine Vereinbarung,welche dieSchaffung

auch einer Grenzeinrichtung, durch Vereinbarung einer Grenzeinrichtung zum Gegenſtand hat, keiner

der Teilhaber geregelt werden kann.'3) Dies kann Form , insbeſondere nicht der für die Beſtellung

aber auch in der Weiſe geſchehen, daß die durch dinglicher Rechte erforderlichen Form bedarf, iſt

$ 922 BOB. vorgeſehene regelmäßige Form der anertannt. Es ergibt ſich dies aus der Natur der

gemeinſchaftlichen Benußung vereinbarungsmäßig Grenzeinrichtung, bei der es fich eigentumsrechtlich

eingeſchränkt oder von Bedingungen abhängig ge- nur um einen tatſächlichen, von dem Geſeß mit

macht wird. 14) Lediglich als eine ſolche verein : nachbarrechtlicher Wirkung ausgeſtatteten Zuſtand

barungsmäßige Einſchränkung der Mitbenuşungs- der beteiligten Grundſtücke handelt. 15 ) Hieraus

befugnis des Nachbarn ſtellt ſich aber die bei der folgt ohne weiteres , daß eine ſolche Vereinbarung

Bewilligung der neurechtlichen Gemeinſchaftsmauer auch ſtiúſchweigend getroffen werden kann.1 ) Eben

ſtillſchweigend vorbehaltene Ablöſungspflicht des jo bedarfauch eine Vereinbarung über die Ver

Nachbars dar. Die Bedeutung dieſes Vorbe- waltung und Benußung eines gemeinſchaftlichen

haltes im Sinne des bei der Bewilligung bezielten , Gegenſtandes, demgemäß auch einer Grenzeinrich

altüblichen Zuſtandes iſt eben die, daß der An- tung, keiner Form ." ) Die Formvorſchrift des

grenzer die an ſich als benußungsgemeinſchaftliche 8 313 BGB. kommt hierfür ebenſowenig wie für

Grenzeinrichtung aufgeführte Mauer ſeinerſeits zum die Begründung einer Grenzeinrichtung in Betracht,

Anbau doch nur benußen darf, wenn er zuvor die da es ſich dabei nicht um eine Verpflichtung zur

in Anſpruch genommene Mauerhälfte ablöſt. Nach Eigentumsübertragung handelt . Desgleichen ſchlagen

§ 746 BOB . wirkt aber eine Vereinbarung der die Formvorſchriften für die Begründung dinglicher

Teilhaber hinſichtlich der Verwaltung und Bes Rechte an Grundſtücken hier nicht ein, da die

nugung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes auch für Verhältniſſe einer Grenzeinrichtung zwar, wie er

und gegen die Sondernachfolger. Damit iſt auch wähnt, wohl in der Form der Beſtellung ding

dem auf der Grundlage des BGB. vereinbarungs- licher Rechté geordnet werden können, aber nicht

gemäß geſchaffenen Kommunmauerverhältnis die müſſen und die Regelung des Verhältniſſes als

für das alte Recht angenommene Wirkung gewahrt, bloßer Grenzeinrichtung nach SS 921–922 BOB.

daß die Ablöſungspflicht von einem Befißwechjel eben die Beſtellung eines dinglichen Rechts an dem

der Nachbargrundſtücke unabhängig iſt und im einen oder anderen Grundſtück nicht enthält . Nach

Falle des Anbaues zugunſten und zu Laſten des

jeweiligen Eigentümers der Gemeinſchaftsgrund:

ftüde eintritt. 16) Für dieſe Natur der Grenzeinrichtung| Motive

zu BØB. Bd . III S. 274, Abſ. 3 und S.277 Ziff. 4
So ſehen wir unter dem Geſichtspunkt der

und RØRHomm. Anm. 6 zu § 921 BOB . Es iſt daher

Grenzeinrichtung das durch die Bewilligung einer nur eine umſchreibendeWendung, wenn die Motive

neurechtlichen Gemeinſchaftsmauer begründete Ver- anderſeits (Bd. III S.276 Ziff 3 ), ebenſo Staudinger

Anm . I 1 zu § 922 BGB. hier von einem grunddienſt

barkeitsartigen fubjeftiv -Dinglichen Rechte ſprechen .

18) Für die Zuläſſigkeit vertragsmäßiger Bes Wolff Recht 1900 S. 447 bezeichnet die Grenzeinrich

nufungeregeln bei der Grenzeinrichtung . Bland tung als geſetzliche Dienſtbarkeit. Allein geſebliche

Anm . 1—2 zu § 922 BOB.; RORKomm. Anm 6 zu Grunddienſtbarkeiten ſind eben nichts anderes als

$ 922 ; Crome, Bürg . R. Bd. II S. 301. Ebenſo Buh
nachbarrechtliche Eigentumsbeſchränkungen (f. ROZ.

mann Bag 3FR . 1914 S. 223. Bd. 63 S. 6 und auch Wolff ſelbſt Recht 1900 S. 476

14) Die gemäß § 745 Abſ. 2 BGB. mangels Ver
Ziff. 7 Abſ. 4 ; ferner Walter JW . 1909 S. 746) .

einbarung mögliche Regelung der Verwaltung und Be 16) Für die Zuläſſigkeit der formloſen Begründung

nußung durch Urteil fann nach den Motiven (Bd . II
eines Grenzeinrichtungsverhältniſjes Meisner, Nachbar

S. 888) insbeſondere auch durch räumliche Teilung, recht S. 41 ; Wolff, Grenzanlagen, Recht 1900 S. 448

Ueberlaſſung der Nußungen an einen Teilhaber gegen Ziff. 2 ; OLG . Dresden DLG . Bd. 18 S. 130 ; vgl. auch

Abfindung des anderen, nach Zeitfriſten wechſelnde
wegen 8313 BOB. OLG. München Bay3iR. 1914 5.182.

Benußung durch die einzelnen Teilhaber erfolgen. 17) S. RORKomm. Anm . 6 zu 8 922 BOB. (An

Ebenjo Dertmann,Recht der Schuldverh. Anm . 4 zu wendbarkeit der SS 744, 745, 746 auf die Grenzein
§ 745 BOB., und RG. Oruchot Bd . 49 Š . 837. Um- richtungen, insbeſondere Regelung der Verwaltung und

ſomehr iſt eine vereinbarungsmäßige Regelung in dieſer Benußung durch einfachen Vertrag ) , ebenſo Pland

Weiſe möglich. Anm. 2 b zu § 922 BOB.
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8 1010 BOB. foll allerdings bei dem Miteigen: berückſichtigtes Recht trok der Eintragung im Grund

tum an einem Grundſtück, wenn die Miteigen- buch gar nicht beſtand ; für Fälle dieſer Art bez

tümer die Verwaltung und Benußung geregelt haben , ſtimmt § 50 ZV6.:

die Beſtimmung gegen den Sondernachfolger eines I. „Soweit eine bei der Feſtſtellung des geringſten

Miteigentümers nur wirken , wenn ſie als Belaſtung Gebotes berückſichtigte Hypothek, Grundſchuld oder

des Anteils im Grundbuch eingetragen iſt. Dieſe Rentenfiould (scil. im Augenblic des Zuſchlags) nicht
beſteht, hat der Erſteher außer dem Bargebot auch

Vorſchriſt iſt jedoch ebenfalls auf die bewilligte den Betrag des berücſichtigten Kapitals zu zahlen.

Gemeinſchaftsmauer nicht anwendbar, da es ſich In Anſehung der Verzinslichkeit, des Zinsſages, der

bei dieſer nicht um eine Regelung des Miteigen Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsortes

tums an einem Grundſtück handelt , ſondern nur
bleiben die für das berückſichtigte Necht getroffenen
Beſtimmungen maßgebend.

um die der Benußungsgemeinſchaft an den im II . Das gleiche gilt :

getrennten Eigentum der beiden Nachbarn ſtehenden 1. wenn das Recht (erg. zur Zeit des Zuſchlages)

Mauerhälften. Im übrigen erklärt 8 922 BOB. bedingt iſt und die aufſchiebende Bedingung ausjält

auf die Grenzeinrichtungen nur die Vorſchriften
oder die auflöſende Bedingung eintritt;

2. . . . (in gewiſſen Fällen bei Vorliegen einer
über die Gemeinſchaft, nicht auch die für das Mit Geſamtbelaſtung) ...'

eigentum als anwendbar. Sonach iſt der form
$ 51 des Geſetzes ſchreibt im Anſchluß hieran

loje neurechtliche Kommunmauervertrag im Sinne
vor , wie es zu halten iſt, wenn das berüdſichtigte

der obigen Ausführungen rechtsgültig und auch Recht nicht eine Hypothek, Grundſchuld oder Renten:

gegenüber den Sondernachfolgern der beteiligten ichuld, ſondern beiſpielsweiſe eine Dienſtbarkeit iſt
.

Grundſtücke rechtswirkſam . 18) (Schluß folgt) .
Die Erhöhung, die der barzuzahlende Teil des

Gebotes auf Grund dieſer Beſtimmungen erfährt,

wird in der Rechtslehre verſchiedenartig bezeichnet:

Henle ſagt „ Erfazanſpruch“. Jäckel -Güthe ,,Erſak:

zahlung “ , von der Pfordten ,, Erhöhung der Bar

Bargebotserhöhungen. zahlungspflicht“; Steiner gebraucht abwechſelnd die

Ausdrüde „ Mehrzahlungspflicht“ und „Erhöhung
Bon Amtsrichter Yang Dittrich in München .

der Barzahlung" ; ich ſelbſt habe mir den Aus:

1 . druck „ Bargebotserhöhung“ angewöhnt; wenn ich

im Nachſtehenden dieſen oder einen anderen der

Nach den $8 49 und 52 ZV6 . beſteht das vorſtehend aufgeführten Ausdrücke gebrauche, ſo

Meiſtgebotim Zwangsverſteigerungsverfahren immer meine ich ſtets diedem Erſtehernach SS 50 , 51

dann, wenn esnicht vom erſten Hypothekgläubiger BVG. obliegende Mehrzahlungspflicht.

oder einem dieſem im Range vorgehenden Berech :
Die SS 50 und 51 306. beruhen auf einem

tigten betrieben wird,aus zwei deutlich geſchiedenen durchaus geſunden Gedanken : Der Erſteher ſoll

Teilen ,nämlich aus dem Bargebot und dem eine nicht infolge des zufälligen Nichtbeſtehens einer

geſeßliche Verſteigerungsbedingung bildenden Ge
eigentlich übernommenen Belaſtung einen unver:

bot der als Beſtandteil des geringſten Gebotes be
dienten Vorteil haben , der natürlich ſtets zum Schaden

ſtehen bleibenden Rechte.

Nun iſt der Fall denkbar, daß ein nach den jeder Bieter ſchon beim Legen des Gebotes genau
anderer Beteiligter ausſchlagen wird ; auch ſoll ſich

geſeßlichen Verſteigerungsbedingungen bei der Feſt= berechnen können, wie hoch ihm das Grundſtüd

ſtellung des geringſten Gebotes als beſtehenbleibend
zu ſtehen kommt, wenn es ihm zugeſchlagen wird ;

die Summe des Bargebots und des Wertes der
18 ) Siehe dazu RORKomm . Anm. 6 zu § 922 BOB.

als Beſtandteil des geringſten Gebots beſtehen
(eine Vereinbarung nach § 746 wirft auch ohne Ein

tragung gemäß § 1010, wenn auch nur ſchuldrechtlich,

gegenüber den Sonderrechtsnachfolgern ), ebenſo Planc übergehen ( f. Dertmann, Hecht der Schuldverhältniſſe

Anm . 2 b zu § 922, ferner Männer, Sachenrecht S. 178 Anm . 2 zu § 746 BOB.). Dagegen ſind Staudinger

Note 125 (die Verwaltung und Benußung der Grenz : Anm . 3 311 8 746 ,Meisner,NachbarrechtS. 54, und Wolff,

einrichtung kann vertragsmäßig geregelt werden ; die Hecht 1900 S.476 , der Anſicht, daß Vereinbarungen über

Regelung wirkt für und gegen die Sondernachfolger die Verwaltung und Benutung einer Grenzeinrichtung

(8 746 ), immerhin nur obligatoriſch. Sollen die Be- zur Wirkſamkeit gegenüber den Sondernachfolgern

fugniſſe der Beteiligten dinglich feſtgelegt werden, ſo ichlechthin der Eintragung in das Grundbuch bedürfen.

bedarf es eines dinglichen Vertrags und der Eintragung ; Ebenſo anſcheinend die Motive zu Art. 70 Bayer. AG.

das Rechtsverhältnis fällt dann in die Kategorie der (Becher, Mat. Bd . I S. 89) . – Für die Wirkſamkeit von

Grunddienſtbarkeiten ). Ebenſo (Notwendigkeit der Ein- Benußungsvereinbarungen gegenüber den Beſiknach:

tragung nur bei Regelung der Benußung in Geſtalt einer folgern iſt allerdings zu fordern , daß es ſich nicht nur

förmlichen Dienſtbarkeit ) ſind zu verſtehen RØRKomm . um eine Vereinbarung vorübergehender und rein pers

Anm. 6 ' zu $ 921 und die Ausführungen von Turnau- fönlicher Natur handelt, ſondern wirklich eine dauernde

Förſter , LiegenſchR. Anm . 4 zu § 1010 und Anm . 2 zu Regelung des Benußungsrechts beabſichtigt iſt. Die

$ 921–922. Aber auch dieſen nicht unmittelbar dinglich Wirfung ſolcher Vereinbarungen gegenüber den Sonder:

wirkenden Benußungsvereinbarungen tommt die Wiré ! nachfolgern tritt anderſeits ohne Rücflicht auf deren

kung einer limgeſtaltung des Gemeinſchaftsverhältniſſes Kenntnis von der Vereinbarung ein (1. Planđ Anm . 3

als ſolchen zu ; es kann nur mehr in dieſer Geſtalt zu 8746 BGB . ) . – Jm Sinne der Unanwendbarkeit des

auf einen ſpäteren Erwerber der Nachbargrundſtücke i § 1010 BOB . nun auch Buhmann Bay3iR . 1914 S. 223 .

!
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bleibenden Rechte zuſammen bilden den Preis geworden : was bei uns das Publikum auf Grund

des Grundſtücs; wird dieſer Preis infolge Nicht: alteingebürgerter und bewährter Gepflogenheiten in

beſtehens eines formell beſtehen gebliebenen Rechtes der Regel haben will, läßt fich häufig nur noch

gemindert, ſo muß die Minderung um der Ge- auf Umwegen und mit Vielſchreiberei erreichen,,

rechtigkeit willen durch eine Erhöhung des bar zu die früher nicht nötig waren ; aber während unſere

zahlenden Betrages ausgeglichen werden , und zwar Notare in Grundbuchſachen an der Hand der in

muß dieſe Erhöhung hinſichtlich Fälligkeit und Ver- juriſtiſcher Hinſicht ausgezeichneten amtlichen For

zinslichkeit genau den gleichen Bedingungen unter- mularſammlung dieſe Schwierigkeiten im all

liegen wie das weggefallene Recht. Iſt alſo bei :Iſt alſo bei- gemeinen leicht überwunden haben, zeigt ſich bei

ſpielsweiſe das weggefallene Recht eine Hypothek, Durchführung der Zwangsverſteigerungen noch ziem :

die jeweils am 1. Januar mit 4 % verzinslich lich häufig eine gewiſſe Unſicherheit, die insbeſondere

und nach halbjähriger, jedoch bis 1. Januar 1920 auf dem Gebiete der Bargebotserhöhungen gerne

ausgeſchloſſener Kündigung rückzahlbar iſt, ſo iſt zutage tritt . Die nachfolgenden Ausführungen ſollen

auch die entſprechende Bargebotserhöhung jeweils dazu beitragen , dieſem Uebelſtand abzuhelfen ; ſie

am 1. Januar mit 4 ° / o verzinslich, aber (abgeſehen verzichten deshalb von vorneherein darauf, eine

von den fortlaufend fällig werdenden Zinſen) erſt erſchöpfende Darſtellung des Rechts der Bargebots

nach halbjähriger, bis 1. Januar 1920 ausge: erhöhungen zu geben, und wollen nur an einem

ſchloſſener Kündigung zahlbar. einzigen ,aberſehr häufig vorkommenden und äußerſt

Juriſtiſch und mathematiſch iſt das ſehr fein lehrreichen Beiſpiel zeigen, daß die Bargebots

ausgedacht; nur iſt leider die Art, wie einem an erhöhung an allen Eden und Enden lauert, daß

fich durchaus geſunden Grundgedanken zum Durch: ſie den Richter oft vor ſehr ſchwierige und faſt

bruch verholfen wurde und bei dem nun einmal unlösbare Rechtsfragen ſtellt, daß ſie aber in der

herrſchenden ſog . Grundſaze der Uebernahme in Regel, natürlich wiederum nur auf Umwegen , ver

Ermangelung von etwas Befferem verholfen werden hältnismäßig leicht vermieden werden kann.

mußte, dem Laien meiſt unverſtändlich und an : II. Sachverhalt.

îcheinend auch der großen Mehrzahl unſerer Juriſten

ſchwer geläufig. Und doch wäre es dringend zu
a ) Johann Mayer iſt ſeit dem Jahre 1900

wünſchen, daß in allen Kreiſen , die mit dem Grund Eigentümer des Grundſtüds PI.-Nr. 20 in Felden ;

ſtüdsverkehr zu tun haben , die Tragweite der in Felden iſt das Grundbuch ſeit dem 1. Mai 1905

$$ 50, 51 ZV6. ganz erkannt und verſtanden angelegt. Auf dem Grundſtück iſt in Abteilung III

wird ; denn die Fälle, die durch dieſe Beſtim : folgendes eingetragen :

mungen erfaßt werden, ſpielen in Bayern ſeit Ein: 1/1.Am 20. Auguſt 1904. Bypothet für 20000 M

führung des Grundbuchrechts eine ziemlich bebe: Pfandbriefdarlehen der Pfandbriefbant Felden, A.-G.

deutende Rolle. in Felden, vom 1. Auguſt 1904 ab mit 4 v . H. ver

Es ſind ja auch unter dem alten Recht ge :
zinslich und durch Zinszuſchläge von / v . B. in der

Art zu tilgen, daß während 55 1/3 Jahren Balbjahres

legentlich ſolche Fälle vorgekommen ; Art . 7 der annuitäten von 450 M jeweils am 1. Februar und

bayeriſchen Subhaſtationsnovelle vom Jahre 1886 1. Auguſt, erſtmals am 1. Februar 1905, leßtmals am

hat ihnen ſogar ausdrücklich Rechnung getragen ;
1. Februar 1960, entrichtet werden.

aber die ſachenrechtlichen Beſtimmungen der in
2000M Kaution für nicht bevorzugte Zinſen, Koſten,

Schäden, Bertragsſtrafen und ſechsprozentige Bers
Bayern geltenden Rechte und ihre zweckentſprechende

zugszinſen.

Anwendung, die ſich gut eingebürgert hatte, haben 2/ [I . Am 10. Mai 1906. 10000 M Bypothet ohne

nur verhältnismäßig ſelten zurAnwendung dieſes Brief des Kaufmanns Zwanziger in Felden ....

Artikels geführt. Eine weſentliche Aenderung iſt 3. Am 10. Mai 1906. Vormerlung zur Sicherung

in dieſen Verhältniſſen mit der Einführung des des Anſpruchs des Gläubigers der Hypothek 2 /II auf

Grundbuchrechtes und insbeſondere der Eigentümer: Löſchung der Hypothet 1/1, wenn und ſoweit ſie ſich
mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt.

grundſchuld eingetreten . Nicht als ob es im Weſen

der Eigentümergrundſchuld an ſich läge , daß der
Am 2. Mai 1910 wird das Grundſtück zum

Fall des § 50 ſo häufig vorkommt: der Grund, Bweck der Zwangsverwaltung, am 10. April 1911

weshalb man ſo häufig zur Anwendung dieſer ver : wird es auf Antrag des Gläubigers der 2. Hypo

wickelten Beſtimmungen “) genötigt iſt, ſcheint mir theť zumZweck der Zwangsverſteigerung beſchlag

vielmehr darin zu liegen , daß fich unſere Notare nahmt. Zu dem auf 1. Ditober 1911 beſtimmten

und die juriſtiſchen Berater der Beteiligten in die Verſteigerungstermin, in dem auch gleich der Zu

zwedentſprechende Anwendung des neuen Rechte ichlag erteilt wurde, meldet die Bant an :

noch nicht vollſtändig hineingefunden haben . Auch Koſten des Zwangsverwaltungs- und

ſonſt iſt ja das Grundſtücksrecht in Bayern durch Zwangsverſteigerungsverfahrens 20.

die Einführung des Grundbuchs nicht einfacher Annuitätenrate. vom 1. Februar 1910 450.

6 % Verzugszinſen hieraus vom 1. Fe

bruar 1910 bis 30. September 1911 45.

1) Deren ganze Verzwidtheit ſich erſt richtig über- Annuitätenrate vom 1. Auguſt 1911 . 450,

ſehen läßt, wenn man dazu die $$ 125 und 128 ZVG . 6 % Verzugszinſen hieraus vom 1. Auguſt
vergleicht. bis 30. September 1911 4.50
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Effektivreſtkapital am 1. Auguſt 1911 : 2) 19 199.90 das Grundſtück in der Regel unter den geſeblichen

4 % Zinſen hieraus vom 1. Auguſt bis 30.Seps

128.tember 1911 .
Verſteigerungsbedingungen unter Aufrechterhaltung

der Bankhypothek und der Nebenkaution im vollen

Nach altem bayeriſchen Subhaſtationsrecht konnte
Betrag zugeſchlagen .

man das geringſte Gebot unmittelbar auf dieſe
b ) Wenn es nun zur Verteilung des Erlöſes

Anmeldungaufbauen (vgl . Ortenau -Henle zu Art. 4
kommt, wird ſich das Vodſtreďung8gericht ver

der Novelle ). Tat man dies, ſo waren Weiterungen
anlaßt ſehen , das rechtliche Schidjal der Bant:

nicht zu befürchten : die fälligen Annuitätenraten

unddie Zinſen ſeit 1. Auguſtwaren zu bezahlen Anfrage bei der Bank und Einſicht der Zwangs
hypothet ſamt Nebenkaution feſtzuſtellen ; durch

(Art . 8 Abſ. III der Novelle); das Effektivreſt:
berwaltungsakten und auf Grund der vom Er:

kapital und die Nebenkaution waren zu übernehmen ,

erſteres gegen Anrechnung auf den Strichichilling
ſteher vorgelegten Quittungen über die ſeit dem

(Art. 6 der Novelle), lettere, ſoweit fie fich auf geleiſteten Zahlungen wird ſich hier beiſpielsweiſe

Zuſchlag für Rechnung des Strichſchillings bereits

künftige Anſprüche bezog , ohne Anrechnung (Art. 8

46. III der Novelle); nebenher waren die in die
folgendes ermitteln laſſen :

Nebenkaution fallenden Koſten und Verzugszinſen
Die jeweils fälligen Annuitäten wurden (abs

gem . Art.8 Abſ. II der Novelle bar zu erlegen . geſehen von den Annuitäten ſeit 1. Februar 1910)

Anders liegt die Sache nach Grundbuch- und
ſtets ziemlich pünktlich bezahlt ; Anhaltspunkte

Zwangsverſteigerungsrecht, da hier die durch die
dafür, daß die Zahlungen jemals von dritter

Annuitätenzahlungen getilgten Beträgein der Regel Seite geleiſtetworden wären, ſind nicht vorhanden ;

nicht erlöſchen, ſondern fraft Geſekes zu Eigen : getilgt wurden :

tümergrundſchulden werden oder auf Dritte über:
durch die 1.Kate,fälligam 1. Februar 1905 : 50.-M

gehen . Wil man hier klare Verhältniſſe ſchaffen, 1. Auguſt 1905 :51. – M

ſo bleibt nichts anderes übrig, als daß man der 3 . 1. Februar 1906 : 52.-

Sache auf den Grund geht . Die Notare tun dies 4 . 1. Auguſt 1906 :53.- M

in der Regel nicht und überlaſſen dieſe Tätig 1. Februar 1907 :54.10.M

keit dem mit dem Verteilungsverfahren befaßten
1.Auguſt 1907 : 55.2011

Vollſtreckungsrichter. Die Folge iſt, daß in Fällen , 1. Februar 1908 : 56.40M

wie dem hier geſchilderten ,der Notar das geringſte 8. 1. Auguſt 1908 :57.60M

Gebot (abgeſehen von den Koſten des Verfahrens und 9. 1. Februar 1909 :58.80 M

den Anſprüchen des § 10 Nr. 1-3 306. ) in der 10 . 1.Auguſt1909 : 60. -M
Regel folgendermaßen berechnet :

11 . 61.20M durchdie13.Rate:63.60M
a) als Beſtandteil des geringſten Gebots bleibt 12. 62.40M 64.80.JI;

beſtehen : die Hypothek der Pfandbriefbant Felden zu
20 000 M ) ſamt der zehnprozentigen Nebentaution, die 11. und 12. Rate , verrechnet auf die Raten

b ) bar zu zahlen ſind folgende Anſprüche der Pfand- vom 1. Auguſt 1910 und 1. Februar 1911 ,
briefbant Felden :

wurden vor dem Verſteigerungstermin aus der
Koſten 20.

Annuitätenrate vom 1. Februar 1910 450.-

Zwangsverwaltungsmaſſe gedeckt , die 13. und

Verzugszinſen hieraus bis 30.September1911 45.- 14. Rate , derrechnet auf die Raten vom 1. Fe:

desgl. bis 15. Oftober 1911 ) 1.13 bruar 1910 und 1. Auguſt 1911 , nach dem Ver:

Annuitätenrate vom 1. Auguſt 1911 450.
ſteigerungstermin (wollen wir annehmen : am

Verzugszinſen hieraus bis 30.September 1911 4.50
1. November 1911 ) vom Erſteher für Rechnung

desgl . bis 15. Oktober 1911 “) 1.13

4 % Zinſen aus 19 199.90 M Effektivreſts
des Strichſchillings bezahlt .

kapital vom 1. Auguſt bis 30. Sep Bei dieſem Sachverhalt waren von den

tember 1911 128.

desgl. bis 15. Oktober 1911 9
20 000 M Hauptſache hypothet im Augen :

32.

blid der Erteilung des Zuſchlags :

Beſondere Verſteigerungsbedingungen werden
1. 50 M infolge der erſten noch unter dem alten

meiſt nicht vereinbart. Dem Erſteher wird alſo
bayeriſchen Hypothekenrecht erfolgten Annui

2 ) d . i . der Betrag, der nach Zahlung der am
tätenzahlung erloſchen,

1. Februar 1910 und 1. Auguſt 1911 verfallenen 2. 498.10 M infolge der 2. mit 10. Annuitäten :

Annuitätenraten noch geſchuldet wird . zahlung Eigentümergrundſchuld des Mayer

:) Statt deſſen kann man gelegentlich auch leſen :

Die vypothef der Pfandbriefbant Felden zu nominal
geworden,

20000 M im Effektivreſtbetrag von 19199.90 M.“ Dieſe 3. 123.60 M durch Zahlung aus der Zwangs

Faſſung iſt zum mindeſten unflar, da ſie nicht deut- verwaltungsmaſſe gem . § 1181 Ab . 1 BGB.

lich erſehen läßt, ob die vollen 20 000 M oder nur
erloſchen und

19 199.90 M beſtehen bleiben ſollen ; in einem derartigen

Fall, wo einer meiner Kollegen deshalb eine Hüdfrage 4. 19 199.90 M + 63.60 I + 64.80 M =

an den Notar machte , erwiderte dieſer, daß nur der 19 328.30 M noch Hypothek der Pfandbrief:

Effektivreſtbetrag aufrecht erhalten werden ſollte; dies
bant Felden ; bezüglich der lektgenannten Be :

war ohne Aufſtellung einer beſonderen Verſteigerungs

bedingungin dieſem Sinne unzuläſſig .
träge von 63.60 1 / und 61.80 M zeigt ſich

*) $ 47 ZVG. hierbei die eigenartige Erſcheinung, daß fie

14..

set
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im geringſten Gebot eigentlich doppelt berück= | Tag ab Zinſen zu entrichten ſind; man wird als

fichtigt ſind, nämlich einmal im Rahmen der Tag des Zinsbeginns den Tag des Zuſchlags, alſo

beſtehenbleibenden Hauptſachehypothet und ein: den 1. Oktober 1911 , annehmen können , weil mit

mal als Teil der zwei bar zu bezahlenden dieſem Tag der an ſich erloſchene Hypothekteil von

rüdſtändigen Annuitätenraten, ohne daß da- 50 M in Geſtalt einer Bargebotserhöhung zu neuem

durch gegen das Geſek verſtoßen würde. Reben erſtanden iſt und der Erſteher, wenn die

Hinſichtlich der Nebenkaution iſt aus dem Hypothek zu dieſem Betrag noch beſtände, gem .

wiedergegebenen Akteninhalt erſichtlich, daß darauf § 56 Saß 2 ZUG. vom Zuſchlag an deren Zinſen:

nur ganz geringfügige Forderungen entſtanden laſt zu tragen hätte.

find : jogar für die 20 M Koſten , die nach altem 2. Eine bedingte Bargebotserhöhung

bayeriſchen Hypothekenrecht nur im Rahmen der bon 498.10 M , weil bezüglich dieſes infolge der

Nebentaution hätten berückſichtigt werden können , Annuitätenzahlungen zur Eigentümergrundſchuld

haftet nunmehr gem . § 1118 BGB. das Grund gewordenen Betrags für den Nachhypothetgläubiger

ſtück ſchon auf Grund der Hauptſachehypothet; 3wanziger ein Löſchungsanſpruch beſteht. Die Bar

nur die Verzugszinſen, für die (in unſerem gebotserhöhung iſt doppelt bedingt dadurch, daß

Fal !) nach dem Juhalt des Grundbuchs die a) Zwanziger von ſeinem Löſchungsanſpruch Ge

Hauptſachehypothet nicht haftet , können (in un : brauch macht und b) im Vollzug dieſes Löſchungs

ſerem Fall !) nur im Rahmen der Nebentaution anſpruchs die Eigentümergrundſchuld auch wirklich

verlangt werden. Auch dieſe Verzugszinſen treten gelöſcht wird ; im übrigen iſt ſie nach § 125 Ab . 2

bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots zwei: 3VG. zu behandeln. Der Richter wird, beſonders

mal in die Erſcheinung, nămlich einmal im dann wenn die bedingte Bargebotserhöhung nicht

Rahmen der beſtehenbleibenden Nebenkaution und dem Erſteher ſelbſt zugute kommt, tunlichſt be

einmal als barzuzahlender Anſpruch ; ihre Berücks ſtrebt ſein , die Rechtslage bis zum Verteilungs:

fichtigung als barzuzahlender Anſpruch wäre, termin vollſtändig zu klären , indem er darauf hin

wie oben dargelegt, nach altem bayeriſchen Sub- wirkt, daß fich Zwanziger beſtimmt darüber er:

haftationsrecht in Ordnung geweſen ; nach dem klärt, ob er von ſeinem Löſchungsanſpruch Gebrauch

jeßt geltenden Recht iſt ſie jedoch ein Fehler, der macht; bejaht er dies, ſo kann man unter Um

faſt regelmäßig gemacht wird: fie durften ohne ſtänden ſogar darauf hinwirken , daß die Löſchung

Aufſtellung einer beſonderen Verſteigerungsbedin: noch vor dem Verteilungstermin dollzogen wird ,

gung nur im Rahmen der Nebenkaution, d . h. wodurch dann zwar nicht die Bargebotšerhöhung

als Beſtandteil eines beſtehen bleibenden Rechtes als ſolche, aberwenigſtens ihre beſonders ſtörend

berükſichtigt werden .) Da allerdings die Art" Da allerdings die Art wirkende Bedingtheit beſeitigt wird .

der Feſtſtellung des geringſten Gebots für den Auch dieſe 498.10M betreffen einen ſchon

Verteilungsrichter nicht bindend iſt, wird das Voll: fälligen Hypothekteil; die ( bedingte) Bargebots

ſtredungsgericht die Verzugszinſen bei der Ver- erhöhung iſt deshalb ebenfalls bereits fällig.

teilung des Erlöſes nicht unter die barzuzahlenden Xus der Eigentümergrundſchuld waren , ſolange

Anſprüche aufzunehmen und auf dieſe Weiſe den ſie wirklich Eigentümergrundſchuld war, gem.

Fehler des Verſteigerungsbeamten zu berichtigen § 1197 A6 . 2 BGB. keine Zinſen zu entrichten ;

haben . Im übrigen ergibt ſich aus dem Geſagten, durch das neben dem Verſteigerungsverfahren her:

daß auf die Nebenkaution im Augenblick der Er gehende Zwangsverwaltungsverfahren wurde daran

teilung des Zuſchlags nur 49,50 M Forderungen für unſeren Fall nichts geändert, weil Mayer die

entſtanden waren , während ſie im Reſtbetrag von
ihm nach 8 1197 A6 . II BOB. für die Dauer

1950.50 M nicht ausgefüllt war. der Zwangsverwaltung gebührenden Zinſen nicht

allgemein, ſondern nur aus der Zwangsverwaltungs

III .
maffe beanſpruchen konnte (vgl. RG3. 60, 359).

In dem in Ziff. II erörterten Fall fommen Ein allgemeines Recht des Mayer auf Verzinſung

folgende Bargebotserhöhungen in Betracht: ſeiner Eigentümergrundſchuld entſtand jedoch in

1. Eine Bargebotserhöhung von 50M , dem Augenblick, wo ſein Recht aufhörte, eine Eigen :

weil zu dieſem Betrag die im geringſten Gebot tümergrundſchuld zu ſein , d. h . mit dem Zuſchlag,

als beſtehenbleibend berücſichtigte Bankhypothef im durch den der Erfteher Eigentümer des belaſteten

Augenblick des Zuſchlags bereits erloſchen war. Da Grundſtücks wurde. Hienach iſt die „ Eigentümer

dieſe 50 M ein bereits am 1. Februar 1905 fällig grundſchuld" und demnach auch die (bedingt) an

gewordener Hypothekteil find, iſt dieſe Bargebote ihre Stelletretende Bargebotserhöhungvon 498.10M

erhöhung ſchon fällig; ſie iſt ferner gleich der Bant: ebenfalls vom 1. Oktober 1911 ab mit 4 % verzing

hypothet mit 4 % verzinslich. Einige Schwierig: lich . Gegen die Annahme der Verzinslichkeit der

keit verurſacht die Löſung der Frage, von welchem ehemaligen Eigentümergrundſchuld könnten hier

inſofern einige Bedenken beſtehen , als ſich durch
5) Anders natürlich, wenn die Verzugszinſen , ihre Verzinslichkeit die Summe der aus der Bant

wie dies nun bei allen neueren Banthypothefen der

Fall iſt, bereits als Nebenleiſtung der Þauptſaches hypothek geſchuldeten wiederkehrenden Leiſtungen

hypothet im Grundbuch eingetragen ſind. erhöhen würde ; das Bedenten iſt aber nicht ſtich
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haltig : würde man die Verzinslichkeit der auf dieſe | liegt eben die Bereicherung ! gem . § 1181 BOB.

Weiſe entſtandenen Grundſchulden leugnen , ſo müßte auch die beſtehen bleibende Bankhypothet im Teil

folgerichtig auch die nach vollſtändig durchgeführter betrage von 128.40 M zum Erlöſchen gebracht;

Annuitätentilgung an die Stelle der Bankhypothet daß dieſes Erlöſchen eintreten würde, war ſchon

getretene Grundſchuld von 20 000 M unverzinslich im Verſteigerungstermin mit nahezu zwingender

fein ; daß dies nicht der Fall ſein kann, liegt Notwendigkeit vorauszuſehen ; alſo wird man jagen

aufderHand ; in der Tat iſt denn auch die durch Ver müſſen , daß die Bankhypothet zu dieſem Betrag

zinſung der ,, Eigentümergrundſchuld “ von 498.10M ſchon im Verſteigerungstermin nur noch ein auf:

hervorgerufene Mehrbelaſtung nur ſcheinbar, da löſend bedingtes Recht geweſen ift.

eben die fortlaufend zu zahlenden Annuitäten mit Auch dieſe Bargebotserhöhung von 128.40 M

fortſchreitender Kapitalstilgung einen immer größer iſt bereits fällig ; denn ſie rührt aus Annuitäten:

werdenden Kapitaltilgungsbetrag und einen immer tilgungen her , die bereits vor dem Verſteigerungs

kleiner werdenden Zinſenbetrag enthalten , ſo daß termin fällig waren .

auch bei Verzinſung der „ Eigentümergrundſchuld " Sie iſt auch wie die übrigen bisher genannten

nicht mehr Zinſen bezahlt werden müſſen, als Bargebotserhöhungen mit 4 % verzinslich . Man

inhaltlich des Grundbuchs zu entrichten ſind. könnte an eine Verzinſung von ſechs Prozent

3. iſt eine Bargebotserhöhung von denken , weil auf die Annuitäten 6 % Verzugs:

123.60 M zu leiſten, weil zu dieſem Betrag zinſen geſchuldet waren ; dieſe Meinung wäre aber

die im geringſten Gebot als beſtehenbleibend be- in unſerem Fall ſchon deshalb abzulehnen, weil

rückſichtigte Bankhypothel im Augenblick des Zu- ja die Verzugszinſen nur im Rahmen der Neben:

ſchlags gem . § 1181 BGB. bereits erloſchen war ; kaution , alſo eines ganz anderen Rechtes als deg

bezüglich Fälligkeit und Verzinslichkeit gilt das jenigen , aus dem die Bargebotserhöhung herrührt,

gleiche wie bei Ziff. 1 . geſchuldet werden. Schwieriger läge die Sache,

4. dürfte eine Bargebotserhöhung wenn, (wie dies bei den ſeit Anlegung des Grunds

von 63.60 M + 64.80 M = 128.40 M zu128.40 M zu buchs beſtellten Bankhypotheken die Regel bildet ) ,

entrichten ſein , weil zu dieſem Betrag die im die Verzugszinſen im Rahmen der Hauptſache

geringſten Gebot als beſtehenbleibend berüdjichtigte hypothek verlangt werden könnten : auch dann aber

Banthypothet im Augenblic des Zuſchlags zwar wäre die Bargebotserhöhung zunächſt nicht mit

noch beſtand, aber gem . § 1181 BGB. in ihrem 6 % , ſondern nur mit 4 % zu verzinſen , weil

Beſtand auflöſend bedingt geweſen ſein dürfte, auf die ſechsprozentige Verzinſung nicht die Regel,

löſend bedingt dadurch, daß die im geringſten Ge: ſondern eine an die Vorausſeßung des Zahlungs

bot als barzuzahlende Anſprüche berüdſichtigten verzugs geknüpfte Ausnahme bildet und Zahlungs

Annuitätenraten vom 1. Februar 1910 und 1. Auguſt verzug bisher zwar hinſichtlich der 2 rüdſtändigen

1911 (ſei es durch Zahlung aus der Verſteigerungs- Annuitätenraten, nicht aber hinſichtlich der Bar:

maſſe, ſei es durch eine gem . $ 118 Abſ. II ZVG . gebotserhöhung eingetreten iſt; erſt wenn der Er

wie die Befriedigung aus dem Grundſtück wirkende ſteher mit der Zahlung der Bargebotserhöhung in

Uebertragung der Forderung gegen den Erſteher) Verzug käme (8 284 Abſ. I BGB.) würde ſich

befriedigt werden. Dieſe auflöſende Bedingung der vierprozentige Zingfuß wohl in einen ſechs

iſt in unſerem Fall bereits eingetreten, weil der prozentigen zu verwandeln haben ) (unter der im

Erſteher die 2 Annuitätenraten bereits für Rech: Vorſtehenden unterſtellten Vorausſeßung, daß die

nung des Strichſchillings bezahlt hat ; die Bar: Verzugszinſen im Rahmen der Hauptſache

gebotserhöhung iſt deshalb unbedingt geworden . hypothet verlangt werden könnten , würde dieſe

In dieſem Falle läßt ſich einigermaßen darüber Regelung der Zinsſußfrage übrigens auch für die

ſtreiten , ob eine Bargebotserhöhung überhaupt in in Ziff. 1 , 2 und 3 beſprochenen Bargeboteer :

Frage kommt; ich glaube, die Frage bejahen zu höhungen zu gelten haben) .

müſſen, weil bei Ablehnung dieſer Bargebotser: Schwierigkeiten bereitet auch die Frage des

höhung der Erſteher eine ungerechtfertigte Be- Zinsbeginns : man kann hier denken an den 1. DI:

reicherung um 128.40 M erfahren , alſo gerade tober 1911 (entſprechend den vorher beſprochenen

der Fall eintreten würde , den das Geſetz durch | Fällen Ziff . 1 , 2 und 3) oder an den Tag des

die Einführung der Bargebotserhöhung vermeiden Verteilungstermins oder an den 1. November 1911 ,

wollte : wir haben oben geſehen , daß dieſer Betrag an dem der Erſteher die 2 Annuitätenraten be:

von 128.40 II im geringſten Gebot doppelt be- zahlt hat . Den Tag des Verteilungstermins möchte

rückſichtigt war , nämlich einmal im Rahmen der ich als willkürlich von vorneherein ablehnen . Auch

2 Annuitätenraten als barzuzahlender Anſpruch den 1. November halte ich nicht für das Richtige;

und einmal im Rahmen der beſtehenbleibenden

Bankhypothet als liegenbleiberides Recht; dadurch , 9 Würde der Erſteher auch mit den Zinſen

daß der Erſteher den Betrag aus der Verſteiger aus der Bargebotserhöhung im Müdſtande bleiben,

rungsmaſſe bezahlte , alſo einmal leiſtete, hat er nicht
ſo hätte er hieraus tro ß des Eintrags im Grunds

nur den im geringſten Gebot berüdjichtigten bar zu : entrichten, da $ 248 Abſ. II BOB. für die Bargebots.
buch gem . § 289 BOB. wohl nicht wieder Zinſen zu

zahlenden Anſpruch getilgt , ſondern – und darin erhöhung nicht zutrifft.,

1
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denn daß durch die Annuitätenzahlungen die zur reits erloſchen und auf die Kautionshypothet feine

Bargebotserhöhung führende Bedingung eintrat,
Nebenanſprüche erwachſen waren, ſondern auch wenn

im Zeitpunkt der Ueberleitung die Möglichkeit ſolchen
kann keine Rolle ſpielen , weil die Verpflichtung

Entſtehens noch gegeben war; obwohl ſie alſo im

zur Leiſtung der Bargebotserhöhung ( vorläufig legteren Falle in eine Höchſtbetragshypothef des BOG.

allerdings nur als einer bedingten) ja ſchon nach § 1190 BOB. fich verwandelt hat,ſteht ſie doch

im Augenblic des Zuſchlags geboren wurde ; auch
gemäß obiger landesrechtlichen Vorſchrift ( Ceſeß vom

15. Mai 1906) nicht dem Eigentümer zu , ſoweit ſie nicht

der Umſtand, daß der Erſteher natürlich bis zum
valutiert iſt, ſondern erliſcht (vgl. § 1178 BOB .).

1. November die ſechsprozentigen Verzugszinſen zu Hieraus ergibt ſich die Notwendigkeit der Anwendung

, keine haben , weil des 8 50

ja der Erſteher gem. 56 Saş 2 3VG. Dieſe Der Wortlaut dieſer Ausführungen und die
Verzugszinſen vom Zuſchlag ab als private, vom Stelle, an der Steiner ſie eingeſchaltet hat , weiſen

Verſteigerungsverfahren unabhängigeLaſt zu tragen übrigens darauf hin, daß Steiner im Gegenſaş
hat ; in unſerem Fall kommt hinzu , daß ja die zu Koch die Forderung der Mehrzahlungspflicht

Verzugszinſen nur im Rahmen der Neben : auf $ 50 Abſ. 1 (nicht Abſ . II Ziff. 1) gründet .

taution erwuchſen. Es wird alſo wohl das Das Vollſtreckungsgericht München hat ſich nach

Richtige ſein, als Tag des Zinsbeginns auch hier anfänglichem Schwanken die Meinung Steiners

den 1. Oktober 1911 anzunehmen. ſtändig angeeignet; in den von mirgeleiteten Zwangs

5. kommt eine Bargebotserhöhung verſteigerungskurſen pflege ich ſie damit zu be

von 1950.50 M in Betracht, weil zu dieſem gründen, daß ich ſage : die nicht ausgefüllte Neben!

Betrag auf die nicht eigentümerhypothekfähige alt- kaution iſt zwar eine Hypothet, und zwar eine

rechtliche Nebenkaution von 2000 M im Augen- unbedingte; fie iſt es aber nur formell, nicht

blic des Zuſchlags keine Forderungen entſtanden materie ; ſoweit auf die Nebenkaution keine Forde
waren. rung entſtanden iſt, iſt alſo nur formell, aber nicht

Dieſe Bargebotserhöhung iſt unverzinslich, weil materiell eine Hypothek vorhanden ; wird dieſe rein

aus der Nebenkaution keine Zinſen zu entrichten formelle Hypothet im geringſten Gebot als beſtehen

find. Sie iſt bereits fällig, weil die Nebenkaution bleibendes Recht berückſichtigt, ſo iſt eine Bar

ihrer Natur nach nur für fällige Anſprüche er- gebotserhöhung zu leiſten , da es eben materiell

richtet iſt. an einer Belaſtung des Grundſtückes fehlt .

Die Frage, ob die bedingungsloſe Berückſichti
Zuſammenfaſſung :

gung altrechtlicher Nebentautionen zu einer ( ei Wir haben folgende Bargebotserhöhungen feſt

es bedingten oder unbedingten) Bargebotserhöhung geſtellt:
führt , iſt nicht unbeſtritten. Koch , ?) der nur die a) in Ziff. 1 , 3 und 4 ; unbedingte Bargebots:

etwaige Anwendbarkeit des § 50 Abſ. II Ziff. 1
erhöhungen im Geſamtbetrag von 302M, bereits

im Auge hat, verneint ſie für den Fall, daß der fällig und ab 1. Oktober 1911 mit 4 % verzing:

auf die Nebenkaution geſchuldete Betrag im Ver
lich. Gefekt den Fall, der Verteilungstermin würde

ſteigerungstermin richtig angemeldet iſt, was bei
auf 1. April 1912 beſtimmt, ſo wären die Zinſen

dem hier behandelten Beiſpiel zutreffen würde ; bis zu dieſem Tag (= 6.04 M) zu berechnen , ſo

er bejaht ſie für den Fall, daß der auf die Rau : daß wir bekämen :

tionghypothet geſchuldete Betrag nicht angemeldet
a) eine unbedingte Bargebotserhöhung von

und im Verſteigerungstermin nicht zu ermitteln
302M, bereits fällig und ab 1. April 1912 mit

iſt; im übrigen gibt er zu , daß man ſehr wohl 4 % verzinslich,

auch zu einem anderen Ergebnis kommen kann , B ) eine unbedingte Bargebotserhöhung von

nämlich zu dem , daß eine Nachzahlungspflicht unter
6.04 M, bereits fällig und unverzinslich ;

allen Umſtänden beſteht; dieſer lekteren Auffaſſung b) in Ziff. 5 : eine unbedingte Bargebotserhöhung

ſcheint Steiner zu ſein ; denn dieſer führt in
von 1950.50 M, bereits fällig und unverzinslich;

der 2. Auflage ſeines Rommentare zum 306. (die Beträge B und b laſſen ſich zuſammenziehen

S. 142 aus : zu einem einheitlichen Betrag von 1956.54 M ,

bereits fällig und unverzinslich ) ,
Die zur Zeit des Jnkrafttretens des Grundbuch

rechts beſtehende bayeriſche Zinſen- und Koſtentautions
c) in Ziff. 2 : eine bedingte Bargebotserhöhung

hypothet ..... iſt nicht eigentümerhypothetfähig , und von 498.10 M , bereits fällig und ab 1. Oktober 1911
zwar nicht bloß dann, wenn zur Zeit des Inkrafttretens

mit 4 ° o verzinslich oder unter Ausrechnung der
des neuen Liegenſchaftsrechts das Kreditverhältnis be

Zinſen bis zum Verteilungsterminvom 1.April1912:

a ) eine bedingte Bargebotserhöhung von

1 ) Deſe , die Ueberleitung von Hypotheken be

treffend, vom 15. Mai 1906, mit einem Anhang: Die Be
498.10M, bereits fällig und ab 1. April 1912

handlung der Stautionshypothet im Zwangsverſteige
mit 4 % verzinslich,

rungsverfahren , Schweißer 1906 ; das Schriftchen ,das B) eine bedingte Bargebotserhöhung von 9.96M,

gleich nach Erſcheinen des Geſetzes vom 15. Mai 1906 bereits fällig und unverzinslich .

heraustam , alſo zu einer Zeit, wo das Gebiet noch

wenig geklärt war, ſcheint allerdings durch die neuere
(Schluß folgt .)

Rechtslehre und Rechtsanwendung in einigen Punkten
überholt zu ſein.

1
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Stleine Mitteilungen. 1911, abgedrudt auf S. 315 des gleichen Jahrgangs

der Zeitſchrift. Der Beſchluß findet ſich auch mit:

Zum Güterzerträmmerungøgeſek. In Art. 1 GZG . geteilt in der Neuen Sammlung Bd. 12 S. 330 ff.

vom 13. Auguſt 1910 (GVBI. 1910 S. 627 ff.) iſt u. a . In einer mit der nämlichen Frage ſich beſchäftigenden

beſtimmt, daß, wenn der Eigentümer geſchloſſen bes Abhandlung in der Bay Not3 . Bd . 13 S. 142 ff. weiſt

wirtſchafteter Grundſtücke die Grundſtüde ganz oder der Verfaſſer auch auf den oberſtlande gerichtlichen

teilweiſe an einen gewerbsmäßigen Händler mit land- Beſchluß vom 8. Mai 1911 hin und erwähnt eine Ents

wirtſchaftlichen Grundſtüden (Güterbändler) verkauft, oließung des Staatsminiſteriums des Innern vom

vorkaufsberechtigt ſind jede Gemeinde, in deren Bes 5. Februar 1911 (v . Braun, GZG. 2. Aufl. S. 14 ),

zirf eines der Grundſtüđe liegt, und die für eine ſolche welche gleich dem oberſtlandesgerichtlichen Bedluß

Gemeinde beſtehenden gemeinnüßigen Darlehendkaſſen- wertvollen Stoff zur Auslegung ſolcher Vollmachts

vereine. Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich auch auf das verträge gebe . Außer auf die oben erwähnten Ah

Bubehör, das mit dem Grundſtück verkauft wird, und handlungen kann noch hingewieſen werden auf eine

greiſt auch dann Plaß, wenn der Güterhändler den ſolche in der BayBFR. 1910 S. 391 ff.

Kaufvertrag nicht für ſide, ſondern als Vertreter eines Es dürfte nun für die bayeriſchen Juriſten nicht

anderen abſchließt. ohne Intereſſe ſein, einen Fall kennen zu lernen, der

Seitdem dieſe Beſtimmungen gelten, die den Aus- in neuerer Zeit das Landgericht und das Oberlandes

wüchſen des gewerbsmäßigen Güterhandels entgegen- gericht Bamberg beſchäftigt hat. Um den Raum dieſer

treten , ſind da und dort Verträge aufgetaucht, in denen Beitſchrift nicht allzuſehr in Anſpruch zu nehmen, ſoll

ein gewerbsmäßiger Güterhändler ſich von dem An- er nur in ſeinen wichtigſten Punkten mitgeteilt werden.

weſen @ eigentümer bevollmächtigen läßt, das Anweſen Zu Urkunde des Notariats L. vom 27. Dezember

für den Eigentümer zu zertrümmern. Dieſe Verträge 1911 ſchloſſen die damals in Reichenbach wohnhaften

ſegeln unter verſchiedener Flagge und haben ſchon Bauersebeleute M. mit dem gewerbsmäßigen Güter

wiederholt die Rechtslehre und die Rechtſprechung bes händler K. von B. einen „ Dienſtvertrag “, durch den ſie

ſchäftigt. den K. bevollmächtigten, ihr in der Gemeinde Reichen

In einer Abhandlung in der BayZfR. 1911 bad gelegenes Anweſen, zu welchem aud zwei in der

S. 303 ff., überſchrieben : „ Eine Lüde im Güterzer- benachbarten Lebeſtener Flurmarkung (Sachſen .Meis

trümmerungsgeſeß ? “ wird darauf hingewieſen, daß ningen) gelegene Plannummern gehören, ſamt dieſen

über die Zuläſſigkeit ſolcher Verträge die Notariate beiden Grundſtücken zu zertrümmern. Für die Duros

und die Gerichte verſchiedener Anſchauung ſind. In führung der Bertrümmerung, für Mühewaltung, Seit

der BayNot3. 1911 S. 16 findet ſich eine von derLeitung verſäumnis, Auslagen an Speſen uſw. wurde dem R.

dieſer Seitſchrift ausgebende, an die Notare gerichtete im Vertrag eine Vergütung von 6000 M zugeſichert,

Warnung, durch irgendeine Faſſung einer Umgebung ſollte jedoch ein Erlös von nicht mehr als 40000 M

des GZG. die Hand zu bieten. Auf die von No- erzielt werden, nur eine ſolche von 5000 M. Am gleichen

taren gemäß Art. 16 NotG. erklärte Weigerung, ſolche Tag erhielt der Ehemann M. von R. 1000 M, welche

Verträge zu verlautbaren, wurde Antrag nach Art. 17 dieſer laut der ihm ausgeſtellten „ Quittung “ bei der

a . a. D. geſtellt. In der zuerſt erwähnten Abhandlung am 1. April 1912 zu pflegenden Abrechnung abziehen

ſind zwei landgerichtliche Entſcheidungen beſprochen, durfte. Am 10. Januar 1912 verkaufte K. einen Teil
die auf einen Antrag nach Art. 17 NoiG . ergingen . des M.ſchen Anweſens an Dritte. Auf Veranlaſſung

Das Landgericht Eichſtätt hat in einem Beſchluß vom des zuſtändigen Bezirksamts, dem N. „ vorſichtshalber

22. April 1911 die Weigerung des Notars für uns und unter Beſtreitung einer Rechtspflicht“ angezeigt

begründet erklärt, das Landgericht Landshut iſt in hatte, daß er als Bevollmächtigter der Eheleute M.

einem Beſchluß vom 5. Mai 1911 zur entgegengeſeßten für deren Rechnung das Anweſen zertrümmern werde,
Entſcheidung gekommen . ſtellte der Darlebenskaſſenverein T. ſich auf den Stands

Die Entſcheidung des LG . Eichſtätt iſt mitgeteilt punkt, daß der „Dienſtvertrag “ vom 27. Dezember 1911

in der BayNot3. Bd. 12 S. 275 ff. Auf S. 279 heißt in Wahrheit ein Kaufvertrag lei und machte am

es : „Darnach iſt die in Nr. 1 Bay Not3. vom Jahr 1911 17. Januar 1912 das geleßliche Vorkaufsrecht geltend,

auf S. 16 an die Notare gerichtete Warnung in dieſer da auch die ſonſtigen Vorausſeßungen für die An

Allgemeinheit nicht haltbar und Notar H. hatte vor- wendbarkeit des GZG. gegeben ſeien.

liegendenfalls keinen genügenden Grund zur Ver- Mit notarieller Urkunde vom 23. Mai 1912 und

weigerung der Amtstätigkeit . “ In einer Fußnote auf Nachtragsurkunde vom 1. Auguſt 1912 verkauften die

S. 275 ſagt die Leitung der Zeitſchrift: „Wir beeilen Eheleute M., welche das Vorkaufsrecht des Darlehen

uns, den wichtigen Beſchluß zur Kenntnis der Herrn taſſenvereins T. anerkannten, ihr geſamtes Anweſen

Kollegen zu bringen . Bei ähnlichen zweifelhaften Fällen an den genannten Verein , der in die von R. mit Dritten

wird es ſich empfehlen, nach Art. 16 NotG . zu ver- am 13. Januar 1912 geſchloſſenen Kaufverträge eintrat.

fahren und die Beteiligten auf das ihnen zuſtehende Daraufhin klagte R. beim LG. Bamberg die Vergütung

Beſchwerderecht aufmerkſam zu machen .“ von 6000 M ein . Die Klage erſtreckte ſich aus auf

Eine Abhandlung in der Bay NotZ. Bd . 13 S. 30 ff. die dem Ehemann M. gegebenen 1000 M, es iſt jedoc

kann ſich mit dem Beſchluß des LG . Landshut vom dieſer Punkt hier nicht von Bedeutung. N. behauptete,

5. Mai 1911 nicht einverſtanden erklären . Auch der daß allerdings die Eheleute M. urſprünglich ihr An

Verfaſſer der obenerwähnten Abhandlung in der Bay. weſen ihm verkaufen wollten, daß er aber gerade mit

3FR . 1911 S. 303 ff. neigt ſich der vom LG. Eichſtätt Rüdſicht auf die Beſtimmungen des GZG. den Ver

im Beſchluß vom 22. April 1911 vertretenen Auf- kauf abgelehnt und ihnen erklärt habe, er wolle leben,

faſſung zu. Hiegegen machte der Herausgeber der daß er ihnen das Anweſen gut verkaufe. Er und die

Zeitſchrift in einer Nachſchrift gewichtige Bedenken Eheleute M. feien dahin einig geworden, daß ein

geltend. Es wird in der Nachſchriſt hingewieſen auf i Dienſtvertrag, kein Kaufvertrag geſchloſſen werden ſolle.

einen oberſtlandesgerichtlichen Beſchluß vom 8. Mai Er habe dieſen Weg gewählt, um das Vorkaufsrecht
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des GBG. auszuſchalten , jedoch nicht im Weg des beſtandteilen auf und wies die Plage des N. ab. Das

Scheinvertrags, ſondern in Augnüßung einer Lücke Oberlandesgericht erachtete den Vertrag vom 27. Des

des Geſebes. Die Beklagten hätten die Annahme zember 1911 als einen verſchleierten Kaufvertrag, alſo

ſeiner weiteren Dienſte verweigert und ihm die Ver- für ein nac & 117 BGB. nichtiges Scheingeſchäft,

tragserfüllung unmöglich gemacht. ſprach ſich aber auch dahin aus , daß es den Vertrag,

Die Eheleute M. und der ihnen als Nebeninter- falls in ihm ein verſchleierter Kaufvertrag nicht zu

venient beigetretene Darlehenglaſſenverein T. bezeichs finden ſein ſollte, als gegen die guten Sitten verſtoßend

neten den „ Dienſtvertrag “ vom 27. Dezember 1911 als ( $ 138 Abſ. 2 a. a . D. ) erachten würde. Wie aus der

einen verſchleierten Kaufvertrag, mithin als einen nich- des landgerichtlichen , ſo ſeien auch aus der Begründung

tigen Scheinvertrag, der aber auch gegen die guten des oberlandesgerichtlichen Urteils nur die Hauptpunkte

Sitten verſtoße. Beweiserhebung fand nicht ſtatt. mitgeteilt. In den Gründen kommt vor :

Durch Endurteil des LG. Bamberg vom 13. Jas
„ Zunächſt handelt es ſich darum : 3ſt der Vertrag

nuar 1913 wurden die Eheleute M. zur Bezahlung
vom 27. Dezember 1911 ein Dienſts, ein Werks, ein

der 6000 M nebſt Binſen berurteilt. Das Landgericht Mäflervertrag oder iſt er ein Kaufvertrag ? Würde

bielt dafür, daß zwar kein Dienſt-, wohl aber ein lepteres anzunehmen ſein , dann wäre eine von den

Werkpertrag in Frage ſtebe, nicht ein verſchleierter vertragichließenden Parteien nicht gewollte Bereins

Kaufvertrag, der als Scheingeſchäft nichtig wäre . Auch barung notariell verlautbart, die Verlautbarung des

verneinte das Landgericht, daß der Vertrag gegen die wirklich Gewollten aber unterlaſſen worden . Dann

guten Sitten verſtoße. wäre der Dienſtvertrags nichtig . Die Entſcheidung

Aus den Entſcheidungsgründen ſei auszugsweiſe
bietet erhebliche Schwierigkeiten. Zu ihrer Löſung

dient dem Berufungsgericht als Bandhabe der Beſchluß
hervorgehoben :

des OblG vom 8. Mai 1911. Bei dieſem Beſchluß

„A. befürchtete den Eingriff des vorlaufsberechtigten hatte es ſich darum gehandelt, ob ein — zwiſchen den
Darlehensfaſſenvereins auf Grund der Beſtimmungen

Güterhändlern G. und E. und den Gaſtwirtseheleuten
des GZG. und deshalb verwarf er den Weg des eigenen B. am 20. Oktober 1910 zu notarieller Urkunde über

Erwerbs. Er wollte alſo den Kaufvertrag nicht. Des- die Zertrümmerung des B.ſchen Anweſens ges

halb ſchloß er mit den Beklagten den Dienſtvertrag. ſchloſſener Vertrag als Dienſt- (Werf-) oder als Stauf

Dieſen Vertrag wollte er. Auf dieſem Weg ſind ihm vertrag bei der Gebührenbewertung zu erachten ſei .

die Beflagten gefolgt. Sie wußten, daß Kläger feinen Die vom ObLG. für die Beurteilung jenes Vertrags

Kaufvertrag abſchließen wollte und ſie waren damit ein als eines (verſchleierten) Kaufvertrags gemachten Aus
verſtanden . Jm beiderſeitigen Einverſtändnis wurden führungen ſind für den vorwürfigen Fall bei der großen

deshalb die Erflärungen der Vertragsteile vor dem Aehnlichkeit der beiden Fälle ſehr wohl zu verwerten,

Notar als ernſtlich gewollt abgegeben , nicht nur zum wenn dort auch nur eine Gebührenfrage zu entſcheiden

Schein, zur Täuſchung Dritter und zur Verdeckung eines war. Der Vertrag vom 27. Dezember 1911 ſtimmt

Kaufvertrags. Dieſer Sachverhalt ergibt ſich aus den zum Teil wörtlich mit dem Vertrag vom 20. Oktober

übereinſtimmenden eigenen Erflärungen der Parteien 1910 überein . So wurde in Nr .I des Vertrags vom

über das Zuſtandekommen der Vertrags. Der Einwand 27. Dezember 1911 vereinbart: Die Ehegatten M. be .

des Scheingeſchäfts iſt nicht begründet. Kläger St. hat auftragen und ermächtigen Herrn K. , den in der Steuer

allerdings den von ihm eingeſchlagenenWeg gewählt,
gemeinde Reichenbach und in der Flur Leheſten gelegenen

um die Konkurrenz der nach dem GZG . Vorkaufsbe- Grundbeſiß, nämlich . . . . im ganzen oder parzellen

rechtigten auszuſchließen und auf dieſe Weiſe die mit weiſe zu veräußern und zu vertauſchen und die ein

dem Borlaufsrecht verbundene Beſchränkung der Ver- getauſchten Objekte wieder weiter zu veräußern. Zu

tragsfreiheit zu umgehen. Enthält nun das ÖZG. eine dieſem Zwed erteilen die Ehegatten M. dem Herrn

Vorſchrift, wonach es verboten iſt, die Konkurrenz der K. die Rechte eines Generalbevollmächtigten . Der Ge
Borlaufsberechtigten zu umgehen ?"

nannte ſoll insbeſonders ermächtigt ſein, die Vertrags

Es folgen nun längere Ausführungen über die beſtimmungen feſtzuſeßen, die Auflaſſung entgegengus

Entſtehungsgeſchichte des Geſeßes, über Beſtimmungen nehmen und zu beantragen, über Kauf- und Tauſch

des Entwurſs und ſpäter des Geſeßes. Dann fahren preiſe zu quittieren, dieſelben abzutreten, ſowie ganz

die Entſcheidungegründe fort :
oder teilweiſe zur Löſchung zu bewilligen und zu

beantragen ; alle Einzelheiten der betreffenden Kauf

„ Damit iſt dargetan, daß das GZG. weder aus- oder Tauſchverträge bleiben dem Ermeſſen des Be

drüdlich noch ſtillſchweigend das Verbot von Ver- vollmächtigten vorbehalten .' In Nr. II wird dieſer

trägen enthält, die wirtſchaftlich zu demſelben Ergebnis
Auftrag und dieſe Vollmacht ... ſeitens der Ehe

führen, wie Kaufverträge, durch die Vorkaufsrechte der gatten M. in durchaus unwiderruflicher Weiſe erteilt' .

Berechtigten aber ausgeſchaltet ſind. Solche Verträge Die völlig gleichen Beſtimmungen finden ſich in den

find vielmehr auch unter der Herrſchaft des Gzo. noch Nr . 1 und 2 des Vertrags vom 20. Oktober 1910. Die

zuläſſig. Sie verſtoßen auch nicht ohne weiteres gegen Eheleute M. hatten, wie N.ſelbſt erklärt, von Anfang an

die guten Sitten . Den in Art. 1 636. bezeichneten feine andere Abſicht als ihr Anweſen ihm zu verkaufen .

Korporationen ſollte nicht unter allen Umſtänden der Sicherlich geht die Annahme nicht fehl, daß auch s.

Vorrang vor den Güterhändlern eingeräumt werden, gerne den für ihn bequemeren Weg des feſten Kaufes

ſondern eben nur im Fall des Verkaufs' an den gewählt und dies auch vertragsmäßig ausgedrückt

Güterhändler. Von der hienach geſeklich gegebenen hätte, wenn ihm nicht das geſeßliche Vorkaufsrecht des

Möglichkeit, die Beſchränkungen des Art . 1 636. zu Darlehenkaſſenvereins und der Gemeinde ſtörend und
vermeiden, haben die Parteien Gebrauch gemacht.“ hindernd im Weg geſtanden wäre. Nun galt es, einen

Gegen das landgerichtliche Endurteil haben die Ausweg zu finden. Man gab dem mit den Eigen

Eheleute M. und der Nebenintervenient Berufung eins tümern des zu veräußernden Anweſens zu ſchließenden

gelegt. Bei ihrer Begründung wurde auch Bezug ges Vertrag den Namen eines Dienſt- oder Werfvertrags,

nommen auf den oberſtlandesgerichtlichen Beſcóluß
nahm aber in ihn Beſtimmungen auf, wie ſie bei reeder

Handlungsweiſe einzig und allein bei Abſchluß eines
vom 8. Mai 1911 in der N. S. Bd. 12 S. 330 ff. Das

feſten Kaufes getroffen zu werden pflegen . Es blieb
ohne vorausgegangene Beweiserhebung ergangene End dann bei der Abſicht des Güterhändlers , in Wahrheit

urteil des Oberlandeêgerichts Bamberg vom 28. April einen Kaufvertrag zu ſchließen , und der Anweſenseigen

1914 hob das landgerichtliche Urteil in ſeinen Haupts tümer brauchte in ſeiner von Anfang an gehabten

.
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Abſicht, zu verkaufen , gar nicht umgeſtimmt zu werden. könnten . Iſt aber der Vertrag ein Scheinvertrag, ſo

Unter der Maske eines Dienſtvertrags wurde ein Kauf- iſt dies der geſamte, ein einheitliches Ganze bildende

vertrag geſchloſſen , der dem ft. weiteſtgehende Bers Vertrag.

fügungsgewalt, ja unbeſchränkte Eigentümerrechte über Der Kläger gibt zu, den Vertrag ſo geſchloſſen zu

die Vertragsobjekte einräumte. Solcher Art ſind die haben, um damit eine Lücke des Geſekes auszunügen .

Rechte, wie ſie dem st. durch den Vertrag in unwider- Ein ſolches Verhalten verſtößt gegen Treu und Glauben

ruflicher Weiſe übertragen wurden. Daß A. in Wahrs und es kann nicht angenommen werden, daß der Geſega

heit einen Kaufvertrag abſchließen und durch die Árt geber die Lüde im Gefeß abſichtlich gelaſſen habe, das

der Bezeichnung des Vertrags nur die nach dem OZG . mit ſie ausgenüßtwerde. (S.a. BayNot3. 13,145). Einem

beſtehenden Vorkaufsrechte beſeitigen wollte, geht, ab- Anweſenseigentümer muß es ſelbſtverſtändlich freis

geſehen von den Vertragsbeſtimmungen, ſchon daraus ſtehen , fein Anweſen durch einen Bevollmächtigten ver:

hervor, daß er erflärt, er habe den Vertrag ſo wie äußern zu laſſen , und dieſes Necht ſteht dem Eigentümer

geſchehen abgeſchloſſen , um eine Lücke des Geſekes aus- auch dann zu, wenn er ſich einen gewerbsmäßigen

zunüßen . Einige von denen des Vertrags vom 27. De- Güterhåndler zum Bevollmächtigten wählt. Dann

zember 1911 abweichende Beſtimmungen des Vertrags dürfen aber dem Güterhändlernurſolche Rechte über:

vom 28. Oktober 1910 ändern an der rechtlichen Natur tragen werden, wie ſie einem Bevollmächtigten in der

des erſteren Vertrags nichts. Es iſt bei ihm nur für Regel eingeräumt zu werden pflegen. Läßt ſich aber

den Güterhändler die Möglichkeit geringer, einen bes der Güterhändler ſo weitgehende Rechte einräumen,

ſonders hohen Gewinn zu erzielen. Der Kaufpreis iſt daß er einem Käufer des Anweſens gleichſteht und er:

beim Vertrag genügend beſtimmt. Auch die ſonſtigen folgt dieſe Einräumung noch dazu in der vom Güter:

geſeklichen Erforderniſſe eines Kaufgeſchäftes ſind ge- händler offen ausgeſprochenen Abſicht der „ Aušnüßungº

geben . K. legt Gewicht darauf, daß er wegen der Be- einer Lüđe des Geſekes, ſo geſchieht dies in fraudem

ſtimmungen des Gzo. ſich geweigert habe, einen Stauf- | legis und iſt unſittlich, ſelbſt wenn auf ſeiten des

vertrag abzuſchließen. Dieſes ſcheinbare Sträuben war Anweſenseigentümers feine gegen die guten Sitten ver

eben erforderlich, um den doch gewollten Kaufvertrag ſtoßende Abſicht angenommen werden ſollte. Jſt der

zu verſchleiern . Nach dem oberſtlandesgerichtlichen Bertrag nach § 138 Abſ. 1 BOB. nichtig, dann iſt er

Beſchluſſe vom 8. Mai 1911 hatte der Güterhändler G. es gemäß § 139 a . a . D. auch bezüglich der beiden in

brieflich mit Emphaſe erklärt, daß er ſich unter keinen Meiningen gelegenen Plannummern. Ausdem nichtigen

Umſtänden herbeilaſſen werde, einen Kaufvertrag ab- Vertrag fann Kläger fein Recht ableiten. “

zuſchließen . Dies hat das LG. und dasOblg. nicht Mit Rückſicht auf den zur Verfügung ſtehenden

abgehalten, in dem von G. und E. mit B. ſpäter abs
Raum mußte ſich der Einſender darauf beſchränken,

geſchloſſenen Vertrag doch einen Kaufvertrag zu er

bliden . So liegt die Sache auch hier für das DIG .
die Entſcheidungsgründe der auseinandergehenden Ur :

Durch die Vereinbarungen,wie ſie insbeſondere
teile des LG. und des DLG. auszugsweiſe mitjuteilen .

unter Nr. I des Vertrags getroffen ſind, werden die
Am Schluß der Abhandlung in der BayZiR. 1911

Eheleute M. völlig mit gebundenen Händen dem A. S. 303 ff. iſt der Wunſch ausgeſprochen , es möchten

ausgeliefert. Die dem Güterhändler dort eingeräumten etwa noch weiter zu der Frage der rechtlichen Natur

Befugniſſe ſind nicht mehr Rechte, wie ſie einem Bes folcher Vollmachtsverträge vorliegende Entſcheidungen

vollmächtigten übertragen zu werden pflegen , ſondern belannt gegeben werden . Der Wunſch wird ſich wohl

Rechte, wie ſie nur der Eigentümer hat. In einer auch auf die Bekanntgabe erſt noch ergebender ein
beachtenswerten Nachſchrift, welche der in der Bay.

ſchlägiger Entſcheidungen erſtreden laſſen . Der jeßt
SFR . 1911 S. 303 ff . enthaltenen Abhandlung vom

Herausgeber der Zeitſchrift beigefügt iſt, wird u. a .
mitgeteilte Fall unterſcheidet ſich in einigen Punkten

geſagt : ,Es iſt zuzugeben, daß ein Vertrag über die von dem im oberſtlandesgerichtlichen Beichluß vom

Erteilung einer Vollmacht zu einem Kaufvertrag nicht 8. Mai 1911 behandelten Fall. So fehlen in dem

deshalb allein ein nichtiger Scheinvertrag iſt, weil .... Vertrag vom 27. Dezember 1911 die Beſtimmungen,

der Bevollmächtigte und der Auftraggeber im inneren daß der Bevollmächtigte eine aus dem Erlöſe prozen

Verhältnis Vereinbarungen getroffen haben, die nach tual zu berechnende Vergütung für die Zertrümmerung

ihrer Wirkung auf einen Kaufvertrag zwiſchen ihnen
bezieht, dann daß der Bevollmächtigten unter Be:

hinauslaufen können ... Anders liegt die Sache,

wenn der Inhalt des Vollmachtsvertrags ſelbſt ſo ge
freiung von den Beſchränkungen des § 181 BGB. das

ſtaltet iſt , daß jeder Einfluß des Auftraggebers auf
Recht eingeräumt wird, die geſtundeten Kaufpreiſe an

die weitere Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe ausges
ſich ſelbſt zu übertragen.

ſchaltet und ſo der Bevollmächtige ſofort tatſächlich in Das oberlandesgerichtliche Urteil vom 28. April

die Hechtsſtellung eines Käufers verſezt wird 1914 wird vorausſichtlich mit Reviſion angegriffen

Dann liegt eben in der ſo ausgedehnten Vollmachts- werden.

erteilung ſelbſt in Wahrheit ſchon der Staufvertrag und Die zu entſcheidende Frage iſt vollswirtſchaftlich

daran kann auch durch die Bezeichnung des Vertrags von großer Bedeutung. In der Entſchließung des

nichts geändert werden , man hat es mit einem fog .
Staatsminiſteriums des Innern vom 5. Februar 1911

verdeckten Rechtsgeſchäft zu tun . Mit Recht hat das

Oblo. in einem ſolchen Fall den angeblichen Voll
finden ſich die Säße : ,, Die Diſtriktsverwaltungsbe

machtsvertrag als einen Kaufvertrag behandelt – vgl .
hörden ſind anzuweiſen, dieſen Umgebungsverſuchen

die Entſcheidung auf S. 315 dieſer Nummer – und ihr Augenmerk zuzuwenden und ihnen ſoweit möglich

damit den Weg gezeigt, auf dem den Verſuchen einer mit Nachdruck entgegenzutreten . Vor allem wird es

Umgehung des 638.wirkſain entgegengetreten werden ſich empfehlen, eine gerichtliche Entſcheidung über die

fann .“
rechtliche Natur der erwähnten Vollmachtsverträge

Aus allen dieſen Gründen iſt das Berufungsgericht herbeizuführen .“ Eine grundſäßliche Entſcheidung in
überzeugt, daß K. und die Eheleute M. bei Abſchluß

der Frage, in der die Anſichten ſehr wohl auseinander
des Vertrags vom 27. Dezember 1911 in Wahrheit

einen Kaufvertrag zu ſchließen beabſichtigten und nur
gehen können , wäre ja erwünſcht, wird aber dwer

auf Veranlaſſung und im Intereſſe des K. den Vertrag
zu erlangen ſein . Denn in dem vielerwähnten oberſts

zum Schein als Dienſtvertrag tauſten . landesgerichtlichen Beſchluß vom 8. Mai 1911 iſt idon

St. beruft ſich auch darauf, daß die Beſtimmungen geſagt : „Die Frage, was die Parteien gewollt und

des (WZG . ſich nur auf die in Bayern, nicht auf die in erklärt haben , bemißt ſich von Fall zu Fall.“ Die
Meiningen gelegenen Michen Grundſtücke beziehen Vollmachtsverträge ſcheinen mit einigen Abäns

-
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derungen im einzelnen Fall - nach einer einbeitlichennach einer einheitlichen | Zurückbehaltungsrechtes ollein unterbricht ja nichtdie

Schablone hergeſtellt zu werden. Eine Geſeßesum- Verjährung, wie die prozeſſuale Aufrechnung. Der Bes

gehung wird bei ihnen wohl ſtets beabſichtigt ſein. klagte muß alſo Klage oder Widerlage erheben, um ſeine

Es fragt ſich nur, ob der Saß : „Bo das Sejeß eine Gegenforderung nicht derjähren zu laſſen . Da wohl einen

Lüde gelaſſen hat, darf ſie auch ausgenübt werden “ der häufigſten Fälle des Ausſchluſſes der Aufrechnung

auf allgemeine Gültigkeit Anſpruch erheben kann und der Mietvertrag bildet, ſo iſtbei der kurzen Friſtdes

ob nicht im einzelnen Fall unter einem Vollmachts
8 558 BGB. das Intereſſe an einer Unterbrechung der

oder Dienſtvertrag fich ein Kaufvertrag verſtedt. Wo Verjährung in ſolchen Fällen meiſt ſehr groß. Daß ſich

lekteres oder wo Verſtoß gegen die guten Sitten an- der Beklagte durch die Erhebung der Widerklage vor

zunehmen iſt, werden es ſelbſtverſtändlich die Gerichte der Verjährung ſchüßt, hat Berlin außer acht ge

nicht daran fehlen laſſen , ihrerſeits den ficherlich nicht laſſen. Es iſt aber kein Grund einzuſehen, warum

wünſchenswerten Umgebungen des GBG. entgegenzu- der Beklagte zum Zwecke der Unterbrechung der Ver

treten . Daß der reelle Güterhandel nicht geſchädigt jährung einen eigenen Rechtsſtreit anfangen ſoll,

werden ſoll und darf, kann gleichfalls als ſelbſtver- während die Widerklage infolge der Gebühren- und

ſtändlid bezeichnet werden . Streitwertſtaffelung beiderſeits billiger kommt.

Oberlandesgerichtsrat Gechter in Bamberg .
Für den Fall, daß die Widerklage unbegründet

iſt, fieht Berlin felbſt keine Unzuträglichkeiten aus der

Bulaſſung der Widerklage entſtehen, wohl aber für

den Fall, daß ſie begründet iſt. Dieſe Unzuträglich

Zuläffigteit der Widertlage tror Unzuläſſigkeit keiten beſtehen aber gar nicht. Wenn Berlin in ſeinem

der Uufrechnung? In Nr. 10/1914 dieſer Zeitſchrift erſten hierbei angeführten Beiſpiel meint, der Be

(S. 204) behandelt Rechtsanwalt Dr. Berlin in Nürn
klagte erhielte gegebenenfalls durch Abweiſung der

berg die Frage der Zuläſſigkeit einer Widerllage be
Klage und Zuerkennung der Widerklageforderung

züglich einer Gegenforderung, die gegen eine an ſich
mehr als er begehrt habe, ſo iſt das kein begründeter

nicht beſtrittene Mlageforderung nicht aufgerechnet
Einwand. Das von Berlin konſtruierte Ergebnis der

werden darf, und kommt zu dem Schluſſe, daß in einem
Klageabweiſung bei unbeſtrittenen Klagebehauptungen

ſolchen Falle die Widerflage unzuläſſig iſt. Dieſe
kann nur eintreten, wenn ſich die Grundloſigkeit der

Ausführungen dürfen nicht unwiderſprochen bleiben, Slageforderung aus den unbeſtrittenen Klagebehaup

weil ſie m. E. in ihrer Begründung wie in ihrem Ers
tungen ſelbſt ſchon ergibt. In ſolchen Fällen wird

gebniſſe nicht das Richtige treffen . aber der Kläger ſelbſt beim Ausbleiben des Beklagten

Die Erörterungen gehen zunächſt daran vorüber,
mit ſeiner Klage abgewieſen (8 331 Abſ.2 SPD. ). Das

daß die Widerklage in ſolchen Fällen wohl ſtets in wäre dann ſchließlich auch ein Hinausgehen des Ge

Verbindung mit der Ausübung des 3 urüď :
richts über das Begehren des Beklagten , der eben gar

behaltungsrechte8 (3 273 BGB.) auftritt. Ja nichts begehrt hat und die Schuld vielleicht ſelbſt für

man wird jagen dürfen, daß überhaupt bei auß
beſtehend hält. Eine Klage, die durch die nicht be

geſchloſſener Aufrechnung und rechtlichem Zuſammen ſtrittenen Klagebehauptungen getragen wird, wird eben

hang von Forderung und Segenforderung wohl die nicht abgewieſen, und darum beſtehen die von Berlin

Geltendmachung des Zurüdbehaltungsrechtes das geſehenen Schwierigkeiten gar nicht.

Näherliegende und auch das Häufigere ift, und daß
Wenn ſowohl die Klage, wie auch die Widerllage

in der Regel nur bei beſonderem Intereſſe auch noch
begründet iſt, ſtößt ſich Berlin an dem Erfolg , der

zur Widerklage geſchritten wird. Nun weiß ich aller- dem der Aufrechnung gleid ſei . Daß bei Erhebung

dings, daß man verſchiedentlich dazu neigt, die Aus
der Widerklage (und Geltendmachung des Zurüdbe

übung des Zurückbehaltungsrechtes bei Ausſchluß der haltungsrechts ! ) das Urteil jedem Teile z . B. 100 M

Aufrechnung überhaupt nicht zuzulaſſen. Ich werde Bug um Zug gegen Zahlung von 100 M zuſpricht,

noch auf dieſe nach meinem Dafürhalten unrichtige kommt allerdings im Endergebnis den wirtſchaftlichen

Auffaſſung zu ſprechen tommen . Wenn ſich Klage Folgen der Aufrechnung nabe. Darum ſind aber 31

und Widerklage einfach ſo gegenüberſtünden, wie es rückbehaltungsrecht und Widerflage mit der Aufrech

Berlin darſtellt,') ohne das durch das 8 urüd- nung doch noch nicht gleichbedeutend ! Vielmehr liegen

behaltung & recht bedingte Verlangen einer Sug hier grundverſchiedene Rechtsbehelfe vor, die nur

um -Zug -Leiſtung ( § 274 BOB.), dann wäre ja bei
ähnliche oder gleiche Folgen haben . Die Auffaſſung

der an ſich unbeſtrittenen Klageforderung infolge des des RG . in den Entſcheidungen bei Warneyer 1908,

$ 301 ZPD. die Klagepartei ſehr bald vor der Wider
ErgBd . S. 440 und in der Entſch . RGZ. 83, 138 ver

klagepartei im Beſiße ihres Vollſtreckungtitels, ſo daß wechſelt die Gleichheit des Erfolges mit der Gleich

auch die äußere Aehnlichkeit mit der Aufrechnung heit des Mitte 18. Die Ausſchließung der Aufrech

entfiele. Das Zurückbehaltungsrecht muß alſo bei der nung fälliger Geldforderungen gegeneinander iſt eben

von Berlin angeſchnittenen Frage notwendig mit be an ſich etwas Ungewöhnliches, eigentlich Sinnwidriges.

rückſichtigt werden . Darum iſt es gar nicht verwunderlich, wenn ſchließlich

Bedenklich iſt vor allem , daß Berlin auch dann doch wieder die wirtſchaftliche Logit in Erſcheinung

tein Rechtsſchußbedürfnis des Bellagten für die tritt, daß fich fällige Geldforderungen zweier Perſonen

Erhebung einer Widerklage annimmt, wenn die Auf
gegeneinander aufheben . M. E. iſt nur der folgende

rechnung unzuläſſig iſt. Denn die Ausübung des
Schluß berechtigt, den aber das RG . nicht gezogen

hat : Wer will, daß ſeine Forderung von jeder Gegen

) Der Zug -um -Zug- Leiſtung nach § 322 BGB. forderung ſeines Schuldners unabhängig und unbe

fommt hier, wo es ſich beiderſeits um fällige Geld : rührt bleiben ſoll, der möge eben nicht nur die Aufs

forderungen handelt, nicht in Betracht. Auch die Fälle rechnung, ſondern auch das Zurüdbehaltungsrecht des

der 88 348 und 467 BOB . werden praktiſch hier kaum § 273 BGB. ausſchließen , was ebenſo rechtlich zuläſſig

in Frage kommen. iſt; das gilt für den Geſebgeber ebenſo wie für den
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Vertragſchließenden. Nur deswegen aber, weil man rechnung auch das Zurückbehaltungsrecht ausſchließen .

wirtſchaftlich mit der Ausſchließung der Aufrechnung Solchenfalls wird ihm im Hinblick auf $ 301 ZPO.

allein den erſtrebten Zweck nicht völlig erreicht, in die bei unbeſtrittener Klageforderung auch eine Widerklage

Ausſchließung der Aufrechnung noch die Ausſchließung ſeine Zirkel nicht ſtören können.

des Zurüdbehaltungsrechts und gar auch der Wider Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr in München .

klage hineinzulegen , geht durchausnicht an . Wer einen

gewiſſen Zwed erreichen will, muß eben die geeigneten

Mittel dazu ergreifen ; wenn er das nicht tut, trofdem

das geeignete Mittel billig zur Verfügung ſteht, iſt

durchaus tein Anlaß gegeben, durch ſo gewaltſame

Aus der Rechtſprechung.
Auslegungen helfend einem gar nicht Hilfsbedürftigen

unter die Arme zu greifen . )
Reichsgericht.

Schließt alſo der Gläubiger außer der Aufrechnung

auch ausdrüdlich das Zurückbehaltungsrecht aus, dann Bivilſachen

wird das Berlin mißfallende Urteil mit der Zug-um=
I.

Bugleiſtung von Geldbeträgen troß der Erhebung der

Widerklage gar nicht mehr vorkommen, wenn,wie Berlin
Bürgichaft gegenüber einer Firma. Aus den

ja ſtets vorausſeßt, die dieKlagetragenden Behauptungen
Gründen : Nach § 17 HOB. iſt die Firma eines

Kaufmanns derName, unter dem er im ħandel ſeine
unwiderſprochen bleiben. Denn dann wird der Kläger

Geſchäfte betreibt und ſeine Unterſchrift abgibt, unter

ſchon im erſten Termin ſein Teilurteil nach 8 301 ZPD. dem er auch klagen und verklagt werden kann. Einem

bekommen, während Wochen und Monate vergehen Namen gegenüber kann man keine Bürgſchaftsver

können, bis der Widerkläger einen Vollſtredungstitel pflichtungeingehen ; nurdie hinter dem Namen ſtehende

erhält. Einzelperſon kann Gläubiger und Träger eines Mechtes

Unzulänglich ſind die Beweisgründe, die Berlin
ſein. Die Bürgichaft, die der Firma eines Kaufmanns

unter Nr. 4 für ſeine Anſicht ins Feld führt. Denn
gegenüber erklärt wird, wird deshalb dieſem Kaufmann

ſelbſt erklärt. Wird das Handelsgeſchäft an einen

wenn man nach ſeiner Anſicht die Widertlage für un Dritten veräußert und von dieſem unter der bisherigen

zuläſſig erklärt, zwingt man den Beklagten doch nur, Firma fortgeführt (S$ 22, 23 BOB .), ſo iſt die Firma

ſeine Gegenforderung in einem eigenen Rechtsſtreit nunmehr der Name einer anderen Perſon geworden ;

anhängig zu machen . Dann ſind die Koſten doch noch dieſe hat das Recht erworben, ſich eines bisher einem

höher. anderen zuſtehenden Namens zu bedienen ; die dem

Was die Möglichkeit der Reviſion anlangt, ſo iſt
früheren Inhaber erklärte Bürgſchaft geht den Erwerber

das kein Beweisgrund gegen die Zulaſſung der Wider:
der Firma nichts an. Jit das Handelsgeſchäft mit

Forderungen und Verbindlichkeiten auf den Erwerber
klage. Die dritte Inſtanz iſt doch eine Wohltat, die

übergegangen (§ 25 HOB. ), ſo gehen zwar die Bürg
den kleineren Forderungen aus hier nicht zu erörternden ſchaftsanſprüche über ,die für bereits entſtandene Haupt:

Gründen mehr und mehr verkürzt wurde . Wenn nun forderungen des früheren Geſchäftsinhabers ſchon be

die Erhebung der Widerklage der an ſich zu kleinen gründet waren (SS 401 , 412 BOB.). Aber die bloße

Forderung dieſe Wohltat unter Umſtänden wieder ver- Bürgſchaftsverpflichtung für fünftige, noch nicht ents

ſchafft, ſo iſt das doch kein Grund gegen die Zulaſſung, ſtandene Forderungen, wie ſie in einer Kreditbürgſchaft

auch wenn die Reviſion nur gegen, nicht für den Kläger
übernommen wird, geht an ſich auf den Erwerber des

möglich wird .
Þandelsgeſchäfts nicht über; das bloße Kreditverſprechen

begründet noch teine õauptforderung und dement:
Uebrigens wird bei unwiderſprochenen Klage: ſprechend die Bürgſchaftserklärung, die in bezug auf ein

behauptungen die dritte Inſtanz dem Kläger faum jolches abgegeben wird , auch noch keinen Anſpruch aus

nehmen, was ihm die beiden anderen Inſtanzen zu- der Bürgſchaft . Wird das Kreditverhältnis zwiſchen

ſpraden . dem ſeitherigen Streditſchuldner und dem neuen Firmens

Auch die Koſtenentſcheidung fann die Zulaſſung
inhaber fortgejeft, ſo liegt vom Nechtsſtandpunkt aus

der Widerklage nicht als unrichtig erſcheinen laſſen.
gleichwohl eine neue Kreditverbindung zwiſchen anderen

Wenn jemand einmal in die Ausſchließung der Aufs
Perſonen vor, die Forderungen für einen anderen

Gläubiger begründet. Hier ſind unſtreitig alle die

rechnung gewilligt hat, ſo kann er eben auch im Prozeß Verbindlichteiten des Þauptſchuldners, für die die Bes

nicht aufrechnen ; darüber muß er ſich von Anfang an flagte als Bürgin in Anſpruch genommen wird, aus

klar ſein . Uebrig bleibt ihm nur die Erhebung der dieſem neuen Kreditverhältnis gegenüber den neuen

Klage oder der Widerklage, falls er die Verjährung Geſchäfts- und Firmeninhabern entſtanden ; dafür haftet

ſeiner Forderung unterbrechen und ſie beitreiben will.
die Beflagte aus der dem früheren Inhaber erklärten

Die Widerklage verurſacht aber bei Koſtenaufhebung
Bürgichaft daher an ſich nicht.

beiderſeits weniger Koſten, als wenn jede Partei in
Das OLG. hat nicht verkannt, daß eine Bürgichaft

dem einen der andernfalls notwendigen zwei Prozeſje
für fünftige Forderungen auch ſo eingegangen werden

fann, daß ſie nicht nur dem derzeitigen Geſchäftsinhaber
ganz toſtenfällig würde.

gegenüber gelten ſoll, ſondern auch einem Geſchäfts:

Die Anſicht Berlins iſt alſo abzulehnen. Es iſt nachfolger gegenüber, der die Firma fortführt und die

daran feſtzuhalten, daß der Ausſchluß der Aufrechnung Kreditverbindung mit dem þauptſchuldner fortjeßt.

auch bei fälligen Geldforderungen weder das Zurück Dann wird mit der Entſtehung der Hauptverbindlichkeit

behaltungsrecht noch die Widerklage ausſchließt. Wer
fürden Geſchäftsnachfolger auch die Haftung des Bürgen

ſeinen Zweck beſſer erreichen will, möge außer der Auf- gelöſt. Ob der Wille des Bürgen bei Abgabeder
aus der eingegangenen Bürgſchaftsverpflichtung auss

Bürgſchaftserflärung dahin gegangen iſt und auch in

der Bürgſchaftserklärung erfennbaren Ausdruck ge

?) Vgl. hierzu auch die neue Entſcheidung des funden hat, iſt Sache der Auslegung, die, wenn die

DLO. bamburg in Fuchsbergers Startothefauegabe Bürgſchajtsurkunde ſelbſt die Frage nicht zweifelsfrei

$ 273 Nr. 6 . beantwortet, aus begleitenden Umſtänden zu gewinnen
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n .

3364

3369

iſt, als welche auch ſpätere Handlungen und Erflärungen Anlage keine Nede ſein , die ſich in der hinterſten Ede

in Betracht kommen können, die einen Müdſchluß auf eines dunkeln Sellers befindet, in dem Kinder nicht

den Sinn der früher abgegebenen Bürgſchaftserklärung verkehren und nichts zu ſuchen haben . ( Urt. d . VI. ZS .

geſtatten. Eine Rechtsvermutung beſteht für eine ſolche v . 18. April 1914 , VI 55/14 ).

Erſtreďung der Bürgſchaft über die Perſon des der

Jeitigen Firmeninhabers hinaus nicht; eine tatſächliche

fann nach Bage des einzelnen Falles begründet ſein ,

wenn Umſtände vorliegen, die zunächſt die Annahme

eines auf dieſe Erweiterung der Bürgſchaftsverpflichtung
B. Strafſachen.

gerichteten Vertragswillens als wahrſcheinlich ergeben, I.

ſo wenn bei Abgabe der Bürgſchaftserklärung ein Wechſel

des Geſchäfts- und Firmeninhabers bereits in Ausſicht
$ 267 StGB. ſektden Willen voraus, auf den Rechts:

ſtand und dies dem Bürgen befannt war. Als ein vertehr einzuwirten. Aus den Gründen zweier Ent

Beweisumſtand für die Erſtreďung der Bürgſchaft auf ſcheidungen : 1. Der Angeklagte hat die gefälſchten

die Forderungen eines ſpäteren Firmeninhabers fann Zeugniſſe gebraucht, um ſeiner Frau zu beweiſen , daß

auch in Betracht gezogen werden, ob die Bürgſchafts
ihm wirklich ſolche Anſprüche zuſtünden, wie er ſie ihr

verpflichtung auf Anſuchen des Gläubigers oder im vorgelogen hatte, um ſie zur Eingehung der Ehe zu

Auftrage und zugunſten des Schuldners eingegangen
beſtimmen ; er wollte ſie über die Bedenken beruhigen,

wird, ſo daß für den Bürgen gegenüberdem Zwede,
die ihr gegen die Richtigkeit ſeiner Angaben aufgeſtiegen

dem lekteren zu helfen , die Perſon des Gläubigers in
waren. Wenn darnach auch die Urkunden angefertigt

den þintergrund tritt, dies zumal dann, wenn die
und gebraucht worden ſind, um damit Beweis zu

Bürgichaft in beſtimmt begrenzter Höhe erklärt wird.
erbringen, ſo iſt doch nicht erſichtlich, daß dieſe Be

Einen weſentlichen Beweisgrund für die Annahme einer
weisführung im rechtlichen Verkehr ſtattfinden, daß

auf den Geſchäftsnachfolgerübergehenden Berechtigung
damit auf das Rechtsleben ein Einfluß geübt werden

follte. jit der Endzwect des Angeklagten geweſen,

aus der Bürgſchaftim Wege des Müdſchluſſes aus

ſpäteren Vorgängen kann es abgeben, wenn der Bürge
ſeine Frau zu beruhigen, hat er lediglich auf

in bezug auf ſeine Bürgſchaftmitdem ſpäteren Geſchäftss ihr Gemüt ein wirten wollen, um den häus

inhaber in Kenntnis des Wechſels in Verhandlungen
lichen Frieden zu retten oder wiederherzuſtellen, nicht

getreten iſt oder nach Erlangung dieſer Senntnis unter
aber, um ſie zu rechtlich erheblichen Entſchließungen

Umſtänden geſchwiegen hat, wo er hätte reden und
zu veranlaſſen, ſo hat er eine rechtswidrige Abſicht

den Geſchäftsnachfolger wie den Hauptſchuldner auf
nicht verfolgt. ( ürt. des I. Sts . vom 22. Dez. 1913

flären müſſen (vgl.Bolze, Praxis des NG.B8.5 Nr. 714) .
1D 1905/13) .

(Urt. d . VI. ZS. 0.19. März 1914, VI31/14) .
2. Die Ungeflagte hat von dem verfälſchlen Briefe,

---n.

in dem dem K. Brandſtiftung uſw. nachgeſagt wird ,

zu Täuſchungszweden nur in der Weiſe Gebrauch ges

II . macht, daß ſie den Brief mehreren Perſonen vorlas

Anwendbarkeit de8 & 26 Gewo. anf Anlagen, die
und ihn einer Perſon zum eignen Durchleſen gab.

Sie wollte damit dartun , was die ... s für ſchlechte
vor dem Jutrafttreten der GewO. obrigteitlich genehmigt

Leute ſind“. Außerdem rühmte ſie ſich , ſie habe die
worden ſind. Aus den Gründen : 8 26 Gewö.

Herausgabe des Briefes an die Frau K. verweigert.

enthält, ſoweit er eine Klage auf Einſtellung des Ge
Damit hat alſo die Angeklagte lediglich Nachteiliges über

werbebetriebs für unzuläſſig erklärt und ſtatt deſſen
das s ...ſche Ehepaar verbreiten und ſich als die Be

nur eine Klage auf Schadloshaltung gewährt, eine ſiperin eines in dieſer Hinſicht wichtigen Beweisſtüdes

Schußvorſchrift zugunſten obrigkeitlich genehmigter
hinſtellen wollen . Dagegen lag ihr völlig fern , irgend

gewerblicher Ånlagen. Mit Recht nimmt das BG. an ,
einen Einfluß auf rechtliche Vorgänge zu gewinnen.

daß dieſe Vorſchrift auch auf die Knochenkocherei des
(Urt. des I. Sts . vom 2. Februar 1914 , 1D 1094/13).

Beklagten anzuwenden ſei, wiewohl ſie ſchon im Jahre E.

1862 vor dem Jnfrafttreten der GewO.obrigkeitlich

genehmigt worden iſt. Denn § 26 ſpricht allgemein II.

von obrigkeitlich genehmigten gewerblichen Anlagen.

Unter dieſen ſind auch gewerbliche Anlagen, die
Anrechnung der Unterſuchungshaft (8 60 StGB. ) bei

vor dem Inkrafttreten der GewO. obrigkeitlich ge
Bildung einer Geſamtſtrafe nach $ 79 SIGB. Aus den

nehmigt worden ſind, jedenfalls dann zu verſtchen,
Gründen: Die Anwendung des § 60StGB.erfordert,

wenn die Anlagen zu denjenigen gehören, die auch
daß die Unterſuchungshaft in dem Verfahren erlitten

nach § 16 GewD. der behördlichen Genehmigung be
iſt, in dem das den § 60 anwendende Urteil ergeht.

dürfen, und nach Vorſchriften genehmigt worden ſind,
Wenn gemäß § 79 StGB. auf eine Geſamtſtraße zu er

die, im weſentlichen mit den Genehmigungsvorſchriften
tennen iſt, ſo tritt damit nicht eine Verbindung des

übereinſtimmen (vgl. NOZ. 19 358) . ( Urt. d . V. ZS .
früheren Verfahrens mit dem neuen Verfahren ein,

v. 22. April 1914 , V 559/13).
die dazu berechtigen würde, die in dem neuen Verfahren

erlittene Unterſuchungshaft unter allen Umſtänden un

beſchränft auf die Geſamtſtrafe anzurechnen, die unter

III.
Beranziehung der in dem früheren Verfahren erkannten

Strafe zu bilden iſt; vielmehr iſt in ſolchem Falle die

Aufftellung gefährlicher Anlagen . Aus den Anrechnung nur auf den der zweiten Verurteilung enta

Gründen : Das Bó . geht fehl , ſoweit es den vom ſprechenden verhältnismäßigen Teil der Geſamtſtrafe

Reichsgericht häufig ausgeſprochenen Grundſat an- zuläſſig . Dies iſt in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung

wendet, daß gefährliche Maſchinen und Anlagen an wiederholt anerkannt worden und es beſteht fein Grund,

Orten , die Sindern und jugendlichen Berſonen zugänglich davon abzugehen (Entſch . Bd . 41 S. 318 ; Goltd Arch .

ſind, verwahrt werden müſſen . Unter ſolchen Orten Bd . 52 S. 398 ). Der Meinung der ſtaatsanwaltſchaft

ſind nur die zu verſtehen , wo Kinder ſich auſzuhalten lichen Reviſion, daß die Anrechnung nur zuläſſig ſein

oder zu ſpielen pflegen, oder die ſie von dieſen Pläßen fönne, ſoweit die Geſamtſtrafe die frühere, bereits rechts

aus ohne weiteres betreten können . Eine bloße aus . fräftig gewordene Straße überſteige, fann nicht bei

zudenkende Möglichkeit, daß ein Kind an einen Ort getreten werden . Das widerſpräche dem Geſetze, das

gelangen kann, macht ihn noch nicht zu einem für die Geſamtſtrafe nicht durch einen ſelbſtändigen Zuſap

Kinder zugänglichen i. S. jenes Grundſayes. Deshalb ju der früheren Strafe gebildet wiſſen will, und würde

kann von einer derartigen Zugänglichkeit bei einer auch zu verſchiedenen Ergebniſſen führen , je nachdem

3379

-1.

3360

.



254 Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914, Nr. 12.

3380

.

die Einzelſtrafe, durch deren Erhöhung die Geſamt II.

ſtrafe zu bilden iſt, im früheren oder ſpäteren Ver Uuter welchen Vorausſeßungen können vorläufige

fahren erkannt wäre, was feinesfalls im Sinne des Maßregeln nach Art. 4 ' bſ. 2 ZWEG. angeordnet
Geſekes gelegen ſein könnte. (Urt. des I. Sts. vom

werden ? A us den Gründen : Die Anordnung vor:

26. Februar 1914, 1 D 98/14) . E.
läufiger Maßregeln nach Art. 4 Abſ. 2 Zwed . ſest

allerdings nicht eine endgültige Feſtſtellung der Tat

fachen voraus, von deren Vorliegen die Zwe. abhängt.

Es genügt vielmehr, iſt aber auch erforderlich, daß die

Erhebungen hinreichende Anhaltspunkte dafür ergeben

Oberſte8 Landesgericht. haben, daß die Vorausſegungen zu einem Einſchreiten

nach Art. 1 ZwEG . gegeben ſindund daß Gefahr auf
Zivilſachen .

Verzug beſteht. Bis jeßt iſt tein ſelbſt für eine nur

I.
vorläufige Maßregel zureichender Nachweis für das

Vorliegen der Vorausſeßungen erbracht. Das Bor
Unter welchen Borauslegungen tann ein handele mundſchaftsgericht hat ſeine Entſcheidung ausſchließlich

geſchäftliches Unternehmen in ſeine Firma die Bezeich
auf Grund der Mitteilungen der Schulbehörde und

nung ale „ Graphiſche Kunſtanſtalt" aufnehmen ? (HCB .
des Zugendfürſorgeverbandes getroffen . Dieſes Ber

818). Der Kaufmann A. H. meldetebeim Regiſtergericht fahren wäre an ſich nicht zu beanſtanden , wenn es

eine Firma „ Graphiſche Kunſtanſtalt B. A. H.“ an. auch wenig zwedmäßig iſt, daß eine ſo tief einſchneidende

Die Eintragung erfolgte nach der Anmeldung. Gegen Maßregel, wie die vorläufige Unterbringung verfügt

die Firma erhob die Bandelskammer Einwendungen.
wird, ohne daß die Beteiligten gehört wurden. Er

Das Regiſtergericht teilte dem A. B. mit , daß es die forderlich wäre. aber, daß aus jenen Mitteilungen jest
Firma von Amts wegen zu löſchen beabſichtige, weil ſchon der hinreichend ſichere Schluß gezogen werden

der Zuſat „ Graphiſche Kunſtanſtalt“ gegen § 18 46.2 tann, daß die Borausſeßungen der Zw E. gegeben find.

HOB. verſtoße ; denn H. betreibe feine graphiſche Das iſt jedoch nicht der Fall, denn weder in den Mits

Kunſtanſtalt, ſondern nur ein Vermittlungsbureau für teilungen der Schulbehörde, noch in denen des Fürs
Drudjacenbedarf . Widerſpruch und Einſpruch des. ſorgeverbandes finden ſich Tatſachen , die jenen Sohluß

wurden verworfen. Die Beſchwerde blieb erfolglos. zulaſſen würden. Daß die F. B. 1908 wegen nåcht
Auf weitere Beſchwerde wurde der Beſchluß des 16 . lichen Herumſtreunens in Gaſthäuſern und wegen uns
aufgehoben und die Sache zurücverwieſen. gebührlichen Benehmens eine Arreſtſtrafe erhalten hat,
Aus den Gründen : Die Anſchauungen der

kann zur Begründung der Maßregel bei der Länge
Sachverſtändigen darüber, wann ein handelsgeſchäfts der verſtrichenen Zeit um ſo weniger herangezogen

liches Unternehmen als „ Graphiſche Kunſtanſtalt“ be werden , als ſie in den beiden folgenden Schulklaſſen
zeichnet werden kann, ſind nicht einhellig. Ein Teil feinen Anlaß zu Tadel gegeben hat. Hinſichtlich der

hält daran feſt, daß dem Unternehmen dieſe Bezeich- neueren Vorkommniſſe ſind aber die näheren Ümſtände

nung nur zukomme, wenn es im eigenen Betriebe die
nicht erhoben und es iſt daher nichtmöglich, zu prüfen,

Erzeugniſſe herſtellt; ein anderer Teil meint, daß eine ob ſie auf eine bereits begonnene ſittlicheVerwahrloſung

eigene Druderei nicht erforderlich ſei, ſondern es ge- zurückzuführen ſind. Aus der Mitteilung der Schuls

nüge, wenn der Unternehmer dem Kunſtmaler oder behörde iſt nicht erſichtlich , in welchem Maße und unter

Kunſtphotographen gegenüber die leitenden Gedanken welchen Umſtänden die Schulverſäumniſſe erfolgt find ;

angebe und die für die Wiedergabe dienenden Vors es iſt auch nicht erhoben, unter welchen Umſtänden

lagen herſtelle oder doch deren Herſtellung überwache. und zu welchem Zwed mit oder ohne Begleitung,

Eine dritte Meinung geht dahin,daß zwarkeine eigene alsZuſchauerin oder um zu tanzen die F. B. Tanz

Drucerei vorhanden ſein müſſe, daß es aber auch nicht muſiken beſucht hat, es iſt aber insbeſondere bezüglich
genüge, wenn der Unternehmer nur die Aufträge ent des aus der Karnevalszeit berichteten maskierten
gegennehme und allenfalls auch die Entwürfe bereit Herumſtreunens nichts erhoben ; die Angaben der
ſtelle, daß er vielmehr mindeſtens die Grundlagen für Schulbehörde ſtüßen ſich nur auf die 3. 3. nicht prüf:
die Wiedergabe, die Illuſtrationsſtücke oder Platten baren Angaben von Mitſchülerinnen . Die Beweisfraft

( Aeßungen , Kliſchees) für den Hochdruđ ( Buchdruđ) der ohnehin dürftigen Tatſachen kann alſo nicht ge
wie für den Flachdrud (Steindruck) im eigenen Ges prüft werden ; im übrigen aber enthalten die Mits

ſchäfte und durch die eigenen Angeſtellten herſtellen teilungen der Schulbehörde und des Jugendfürſorge

müſſe. Die lektere Auffaſſung iſt zutreffend. Die Aus- verbandes nur Meinungsäußerungen, die für den Vor

führung der Druce durch die Druderei fordert feine mundſchaftsrichter nicht ohne weiteres maßgebend ſein
ſelbſtändige fünſtleriſche Tätigkeit ; ſie iſt nur ein tech

können . ( Beſchl. des I. ZS. vom 20. März 1914, Meg. III
niſches Ýilfsmittel für die Vervielfältigung, die auch Nr. 26/1914) . M.

dritten Perſonen übertragen werden kann , ohne daß

das Unternehmen die Eigenſchaft einer Kunſtanſtalt

verliert. Wenn auch mit größeren Sunſtanſtalten meiſt
III .

eine Druckerei verbunden iſt, ſo liegt doch das Weſen Zur Auslegung des § 1666 BGB. Die 1899 ges

der graphiſchen Künſte nicht in der mechaniſchen Ver- borene A. A. iſt die eheliche Tochter des Tiſchlers J. St.

vielfältigung, ſondern in der Entfaltung der fünſt- Als ihre Mutter 1900 geſtorben war, wurde ſie von

leriſchen Tätigkeit, mit deren Hilfe das gezeichnete, Ch . H., einer Schweſter ihres Vaters, in Pflege ge

gemalte oder geſchriebene Werf vervielfältigt werden nommen und blieb dort bis zum Tod ihrer Tante

foll, m . a . W. in der Tätigkeit des volzichneiders, (1910). Ch . H. hinterließ drei Töchter, ſich nun

Kupferſtechers, Lithographen uſw. Die weſentliche Be- der A. K. annahmen . 3. 3. befindet ſie ſich bei der

deutung einer graphiſchen Stunſtanſtalt beſteht hiernach Tochter L. H. 1913 hat 3. K. von 1. B. die Heraus,

darin , daß ſie die fünſtleriſchen und techniſchen Unter- gabe ſeines Kindes verlangt. 1. V. hat beim Bors

lagen für die Wiedergabe ſelbſt ſchafft und das durch mundſchaftsgericht beantragt, dem J. K. die Fürſorge

die Wiedergabe ( Drud) gewonnene Ergebnis ihrer für die Perſon der A. I. zu entziehen. Das uo. hat

ſchaffenden Tätigkeit als eigenes Erzeugnis auf den dieſem Antrage ſtattgegeben . Auf die Beſchwerde des

Marft bringt oder ſonſt weiter verbreitet ; der Druct J. K. hat das 1o. den Beſchluß aufgehoben und den

ſelbſt fann auch anderen Anſtalten überlaſſen bleiben . Antrag abgewieſen. Die weitere Beſchwerde wurde

( Beſchl. des I. 38. vom 18. April 1914, Reg . III verworfen .

Nr. 30, 1914 ) . M. Aus den Gründen : Das 16. geht davon aus,

das Recht des Vaters auf ſein Kind ſei oberſter Grunds
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ſaß und es ſei ein Eingriff nach § 1666 BOB. nur zu- den Widerſpruch zurüdnehme und die Pflicht zur Koſten

läſſig, wenn triftige Gründe vorliegen. Dagegen ver- tragung anerkenne. Der Vertreter des Klägers, der

weiſt die Beſchwerdeführerin vergebens darauf, daß erſt im dritten Termin auftrat, beantragte Volſtredungs

das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes dem befehl , weil der Zahlungsbefehl nach Zurücknahme des

Vater nicht um ſeinetwillen, ſondern um des Kindes Widerſpruchs wieder in Kraft tritt. Das AG. hielt

willen gegeben ſei. Daß das Fürſorgerecht des Vaters die Weigerung des Gerichtsſchreibers, dem Antrag

oberſter Grundſatz für das Verhältnis des ehelichen ſtattzugeben, für berechtigt und führte aus: Der Oe

Baters zu ſeinem Kind iſt , kann nach § 1627 BOB. jebgeber ſagt im $ 695 3BD. deutlich, daß das Mahn

nicht zweifelhaft ſein . Allerdings iſt es nicht un- verfahren bei Widerſpruch beendet ſein ſoll. Das Ges

beſchränkt, findet vielmehr ſeine Grenzen da, wo über- ſeß ſelbſt verordnet nichts über die Zurüđnahme des

wiegende Jntereſſen des Kindes entgegentreten und Widerſpruchs, während es ſonſt die Zurücnahme eines

das iſt nach § 1666 BOB . der Fall, wenn der Vater Mechtsmittels oder eines Einſpruchs ausdrüdlich zu

durch einen Mißbrauch des Fürſorgerechts, durch Ber- läßt . Das Mahnverfahren ſollte möglichſt einfach ge

nachläſſigung des Kindes uſw. das geiſtige oder leib- ſtaltet werden . Sobald es verwiđelt zu werden droht,

liche Wohl gefährdet. Mit Recht hat das 10. eine ſoll es in den Prozeß übergehen ; daher auch die Be

ſolche Gefährdung verneint . J. K. hat niemals ein ſtimmung, daß der Zahlungsbefehl ſeine Kraft verliert,

ehrloſes oder unſittliches Verhalten an den Tag gelegt. auch wenn nur gegen einen Teil Widerſpruch erfolgt.

Aber auch eine Vernachläſſigung hat das LG . mit Recht Gegen die Zuläſſigkeit der Zurüđnahme ſprechen noch

verneint. Allerdings hat J. K. jein Kind nach dem andere Gründe, die Gaupp -Stein § 695 Anm. 1 u . a .

Lode ſeiner Frau der Mutter der Beſchwerdeführerin anſcheinend außer acht gelaſſen hat. Der Vollſtreďungs

überlaſſen, zu den Koſten , abgeſehen von geringfügigen befehl darf nur wegen der im Zahlungsbefehl ents

Gelegenheitsgeſchenken, nie etwas beigetragen und, haltenen Beträge erlaſſen werden . Es ſind alſo nur

ſeitdem er nach A. verzogen iſt, überhaupt wenig Teils die im bisherigen " Mahnverfahren erwachſenen

nahme für das Kind gezeigt. Allein die Weggabe des Koſten aufzunehmen (8 699) und die Koſten des Volls

Kindes, das weiblicher Pflege bedurfte, war durch die ſtredungsbefehls ſelbſt . Dagegen fehlt es an jedem

Verhältniſſe geboten ; das Kind war bei ſeinen nächſten Anhaltspunkt dafür, in welcher Form die Gerichts

Berwandten gut untergebracht und es wurde vom Vater und Anwaltskoſten feſtgeſeßt werden ſollen , die nach

niemals die Zahlung eines Koſtgelds verlangt. Die der Erhebung des Widerſpruchs bis zur Zurüdnahme

weite Entfernung ſeines Wohnorts von M. und ſeine entſtanden ſind. Ein Urteil liegt nicht vor ; ein ſolches

perſönlichen Verhältniſſe entſchuldigen es, daß es zu aber müßte ergehen ,wenn die Koſten feſtgelegt werden

keinem näheren perſönlichen Verkehr gekommen iſt . ſollen . Es müßte alſo eine Trennung des Verfahrens

Von einer „ Vernachläſſigung“ kann alſo nicht geſprochen eintreten : bezüglich der Hauptſache, der Koſten des

werden, jedenfalls nicht von einer ſchuldhaften , noch Zahlungsbefehls und des Vollſtredungsbefehls müßte

weniger davon, daß das geiſtige oder leibliche Wohl Voúſtreďungsbefehl erlaſſen werden , bezüglich der

des Kindes hätte gefährdet werden können , da es ſich übrigen Koſten Urteil und Koſtenfeſtießungsbeſchluß.

ja in einer von den nächſten Angehörigen dem Vater Das hat aber der Geſeßgeber keinesfalls gewollt. Mit

ſelbſt angebotenen und freiwillig geleiſteten guten dem Widerſpruch iſt das Mahnverfahren als ſolches

Pflege befunden hat. abgeſchloſſen. Nimmt der Beflagte den Widerſpruch
Das LG. hat aber auch mit Recht verneint, daß zurück, d. 5. erkennt er die Schuld an, dann fann der

die Geltendmachung des Fürſorgerechts ein Mißbrauch Aläger das Verfahren durch Anerkenntnisurteil, Bere

dieſes Rechtes ſei. Ein ſolcher fönnte in dem Begehren gleich oder, wenn die Zurücnahme vor dem Termin

des Vaters erblidt werden, wenn das Kind auchferner erfolgte und hier der Bellagte nicht erſchien, durch

noch in der häuslichen Gemeinſchaft der Beſchwerde- Verſäumnisurteil zu Ende führen . (Vgl. Zeitſchr. f.

führerin bleiben könnte, wenn es alſo nur aus einer D. JuſtizS . 1913 , 180). Das LG .verwarfdie Beſchwerde.

ihm lieb gewordenen Umgebung herausgeriſſen und Aus den Gründen : Der Widerſpruch gegen

gewaltſam in eine ihm fremde und verhaßte verpflanzt einen Zahlungsbefehl kann nicht ohne weiteres gleich

werden ſollte. Allein darum handelt es ſich nicht und dem Einſpruch gegen ein Verſäumnisurteil behandelt

deshalb iſt die Bezugnahme auf den Beſchluß des werden. Der Einſpruch ſeßt einen Vollſtrecungstitel

Senats vom 20. September 1912 (Bay3fR.1912 S. 314) voraus ; demzufolge beſtimmt § 342 ZPD., daß durch

verfehlt . Mit Necht hat das LG. ausgeführt, daß in den Einſpruch der Prozeß in die Lage zurüdverſekt

der häuslichen Gemeinſchaft der 2. $. für die A. A. wird, in der er ſich vor Eintritt der Verſäumnis be

jeßt kein Plaß mehr iſt, daß ſie dort keine geregelte fand. Allein damit wird das Verſäumnisurteil oder

Beſchäftigung und nicht die Möglichkeit hat, ſich in gem . § 700 ZPD. der Vollſtređungsbefehl nicht aus

einem Erwerbszweig auszubilden , daß ſie vielmehr in der Welt geſchafft. Vielmehr iſt der Vollſtredungs

einem Dienſtplatz oder in einer Lehrſtelle untergebracht titel gem . § 343 ZPD. aufrecht zu erhalten , wenn ſich

werden müßte . Sie muß fich alſo in neue Verhältniſſe der Einſpruch als unbegründet erweiſt. Eine Folge

hiden und es iſt viel natürlicher, daß ſie zu ihrem davon iſt auch die Vorſchrift der $ 8 346, 515 ZPO.,

Vater zurüdlehrt, als daß fie bei fremden Leuten unters wonach die Zurüdnahme des Einſpruchs den Verluſt

gebracht wird. Deshalb kann auch der Weigerung der zur Folge hat und ſohin der Vollſtreckungstitel wieder

A. zurückzukehren , Bedeutung

nur aufgeſchoben , aber nicht aufgehoben worden iſt.

nicht näher, er hat ſich aber auch nie etwas gegen ſie Anders verhält es ſich mit dem Zahlungsbefehl. Dieſer

zuſchulden kommen laſſen . (Beſchl. des I. ZS . vom iſt nur ein Verſuch, den Schuldner ohne mündliches Ver

2. Mai 1914, Meg . III Nr. 43/1914) . M. fahren zur Befriedigung zu veranlaſſen . Stößt er auf

Widerſpruch, ſo verliert gem . $$ 695, 696 ZPO. der

Zahlungsbefehl ſeine Kraſt, das Mahnverfahren iſt

beendet und in das ordentliche Verfahren übergeleitet.

Landgericht Nürnberg .
Dieſes fann aber nur nach den hiefür geltenden Vor

ſchriften beendet werden. Die gegenteiligen Aeußerungen

3PO. 8 695. Bollſtredungsbefehl nach Zurüd- ſowohl bei Gaupp- Stein und Seuffert als in Seuſibi.

nahme des Widerſpruchs ? Der Schuldner hatte gegen Bd.76 S. 591 beruhen offenbar mehr aufſozialpolitiſchen

einen Zahlungsbefehl rechtzeitig Widerſpruch eingelegt . als auf rechtlichen Erwägungen . Unerörtert mag bleiben,

Im Termin wurde fontradiktoriſch verhandelt und Bes ob der Widerſpruch nicht wenigſtens vor der Terminss

weiserhebung angeordnet. Vor der Beweisaufnahme anberaumung zurücfgenommen werden kann, da bis

erflärte der Beflagte in öffentlicher Sibung, daß er dahin Vorgänge des ordentlichen Verjahrená noch nicht

beigemeſſen werden; jie Fenntihnaceedingsonthe instanttrött, deſſen Wirtſamteit durch den Einſpruch
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Gefeßgebung und Verwaltung.

ſtattgefunden haben . Es iſt auch nicht erſichtlich, ob Vorſchriften geändert (Bet. v .28. März 1914, abgedrudt

nicht die gegenteilige Anſchauung ſolche Fälle im Auge im 3MBI. Š. 77 ) . Die Stirchenverwaltungen (Press

hat. Wenn aber das ordentliche Verfahren eingetreten byterien ) bedürfen der Genehmigung nicht mehr. Ihre

undBeweiserhebung angeordnet war, kann es nicht | Quittungen und Löſchungsbewilligungen und ihre An

im Belieben des Schuldners ſtehen, dieſes Verfahren träge aufFreiſchreibungunterliegen aber den erſchwerten

durch Zurüdnahme des Widerſpruchs zu beenden und Formvorſchriften des Art. 63 Abſ.IX AGD. ( Unterſchrift

den Gläubiger zu nötigen, einen Polſtredungsbefehl des Vorſtands und zweier Mitglieder und Amtsſiegel).

gegen ihn zu erwirken , in den die im ordentlichen Ver- Die Genehmigung iſt auch weiterhin notwendig für Orts.

fahren erwachſenen Koſten nicht aufgenommen werden kirchenvermögen, das unter gutsherrlicher oder ſonſtiger

tönnten, weil hier gem. § 699 3PO. nur Koſten des beſonderer Verwaltung von Einzelperſonen ſteht. Ebenjo

Mahnverfahrens in Frage kommen. Um andere feſt- bleibt das Erfordernis der Genehmigung fürdieBfründe:

juſeken, bedürfte es eines im ordentlichen Verfahren ſtiftungen beſtehen. Dieſe Vorſchriften find beſonders

zu erwirkenden Bollſtreďungstitels, ſo daß in einer für die Grundbuchämter von Bedeutung .

Sache zwei Bollſtreďungstitel vorliegen würden , was

ebenſo unzuläſſig wäre wie eine Trennung des Ver

fahrens bezüglich der pauptſache und der Koſten .
Zur Statiftit der Hebertretungen veröffentlicht

Ķiedurch würde das Verfahren nicht beſchleunigt und die bayeriſche Zuſtizverwaltung in der Zeitſchrift des

verbilligt, ſondern verlangſamt und verteuert . Hier
bayeriſchen ſtatiſtiſchen Landesamts (Jahrgang 1914

ſprechenalſo nicht einmal ſozialpolitiſche“ Erwägungen Beft 2 ) eine Mitteilung, die auch als Sonderabdrud
für die gegenteilige Anſicht. ( Beſchl. vom 17. März 1914 ).

erſchienen iſt. Sie gibt eine Ueberſicht über das Ber:
M.

hältnis der Verurteiltenzahl (nach der Statiſtik für 1912 )

zur Zahl der ſtrafaründigen Bevölkerung (nach der

Bolfszählung von 1910) und zwar zunächſt für die Bers

urteilungen wegen Uebertretungen überhaupt und das

neben noch beſonders für die Verurteilungen wegen

Bettelns und Landſtreicherei. Zur Veranſchaulichung

Geſek vom 14. Mai 1914 zur Henderung des Ge
find zwei farbige Tafeln beigefügt. Die Berhältnis

jebes über die gemeinſamen Kechte der Befigervou
zahlen ſind nach Landgerichtsbezirten berechnet. Das

Schuldverſchreibungen vom 4. Dezember 1899 (veröffent:
mag auf den erſten Blic etwas unzwedmäßig ers

licht im RGBI. S. 121 ) . Das Geſetz vom 4. Dezember
ſcheinen ; eine Berechnung nach Amtsgerichtsbezirfen

1899 traf keine genügende Vorſorge für den Erſaß
hätte eher ermöglicht, Beziehungen zu finden zu der

eines abberufenen oder aus einem anderen Grunde
Art des Bezirks und ſeiner Bevölkerung, als es jegt

weggefallenen Gläubigervertreters, der bei der Aus
bei der teilweiſe großen Verſchiedenartigkeit der in

gabe der Schuldverſchreibungen oder nach $ 1189 BGB .
einem Landgerichtsbezirk zuſammengefaßten Gebiete

bei der Hypotheferrichtung beſtellt war. Das führte
und Voltsteile möglich iſt. Allein die Wahl der kleinen

zu Schwierigkeiten , beſonders deshalb, weil die Recht
Amtsgerichtsbezirke hätte abgeſehen von dem Bedenken ,

ſprechung dann , wenn bei der Beſtellung des Ver
das in derMitteilung ſelbſt dagegen angeführt iſt, das

treters für die Nachfolge feine Beſtimmung getroffen
Mißliche, daß Unterſchiede viel mehr zutage treten

war, die Beſchlußfaſſung der Gläubigerverſammlung
würden, die feinen inneren Grund haben , ſondern rein

nicht für genügend erklärte, ſondern die praktiſch
zufälliger Natur ſind; man dente nur an die Steiges

taum zu erlangende – Einwilligung ſämtlicher Beſiger
rung, die z . B. die Anzeigen wegen Schulverſäumnis

von Schuldverſchreibungen verlangte. Die Novelle
oder wegen Wirtshausbeſuchs mitunter durch irgends

ſchafft Abhilfe, indem ſie der Gläubigerverſammlung
einen äußeren Anlaß oder infolge der größeren oder

die Befugnis zur Beſtellung eines neuen Vertreters
geringeren Strenge einer maßgebenden Berſönlichkeit

gibt und zur Ergänzung gleichzeitig das Amtsgericht
in einzelnen Orten erfahren . Was die Ergebniſſe an

ermächtigt einen neuen Vertreter unter den gleichen
langt, ſo trifft im Königreich durchſchnittlich ſchon auf

Vorausſeßungen zu beſtellen , unter denen es bisher einen
18 (!) Einwohner eine Verurteilung wegen Uebertretung

Vertreter nur abberufen konnte. Die Eintragung ins
und auf 113 EinwohnereineVerurteilungwegen Bettelns

Grundbuch wird erleichtert; ſie iſt ohne Vorlegung
oder Landſtreicherei. Die Zahlen für die einzelnen Bezirfe

aller Teilſchuldverſchreibungen möglich und kann vom
ſchwanken bei den Verurteilungen wegen Uebertretungen

AG . veranlaßt werden , wenn es auſſtellt oder abruft.
überhaupt zwiſchen 10 und 36, bei den Verurteilungen

Ein Zuſaß zum § 17 des Geſeßes erleichtert auch die
wegen Bettelns und Landſtreicherei zwiſchen 47 und 244.

Eintragung jener Vertreter ins Grundbuch , die an
Die örtliche Verteilung iſt nicht dieſelbe wie bei den Ber:

die Stelle von Gläubigervertretern des älteren Rechts
urteilungen wegen Verbrechen oder Vergehen ; doch zeigt

treten .
fie bei den liebertretungen im allgemeinen' immerhin

einige Aehnlichkeit . Die Bezirke Zweibrücken ,Franfenthal

und Kaiſerslautern ſtehen an der Spiße ; dann folgen

Berwaltung ded Kirchenſtiftung@bermögens. Die die Bezirfe mit großen , gewerbe- und verkehrsreichen

Kirchengemeindeordnung hat die Grundlagen für die Städten, München I, Nürnberg und — nach Landau -

Verwaltung des Ortstirchenvermögens und die Staats- Augsburg und Würzburg . Ganz anders bei den Ueber:

auflicht über dieſe Verwaltung neu geordnet. Die in tretungen wegen Bettelns und Landſtreicherei: hier

Ausſicht genommene allgemeine„ Verwaltungsordnung“ gehören die vier Landgerichtsbezirfe der Pfalz zu den

ſteht noch aus. Auf Grund des Art . 75 Abſ. IV AGO . acht Bezirken mit der niedrigſten Verurteiltenzahl und

hat das Staatsminiſterium für Kirchen- und Schul- ihnen ſchließt ſich merkwürdigerweiſe die Großſtadt

angelegenheiten einſtweilen die Zweifel entſchieden , ob die München an , während Bezirke mit überwiegend länd :

älteren Vorſchriften über die Notwendigkeit der auſſicht : licher Bevölkerung wie München II und Traunſtein

lichen Genehmigung zu den „ Quittungen und Löſchungs- ſehr ſchlecht abſchneiden .

bewilligungen “ bei der Rüdzahlung von Hypotheffapi

talien und zur Freiſchreibung deraufden Namen geſtellten

Schuldverſchreibungen ( Bef . v . 17. Mai 1905 über die

Anlegung von Geldern der Kultusſtiftungen und Kirchen Verantwortl. Herausgeber : Th . von der Bordten,

gemeinden, 3MBI. S. 717 ) noch gelten , und dabei dieſe Regierungsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von 9. St weißer Verlag (Arthur Sellier) München , Berlin und Leipzig.

Drud von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Jnh . Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Reichsgerichtsrat a . D. Ernſt von Schneider.

Ein Nachruf

Bom Senatspräſidenten des Reichsgerichts Chriftian 6. Kolb.

Am 12. Juni dieſes Jahres iſt in München der Reichsgerichtsrat a. D. Ernſt von Schneider plößlich

an Herzlähmung geſtorben . Erſt vor einigen Monaten aus dem aktiven Dienſt geſchieden und in die geliebte

bayeriſche Heimat übergeſiedelt, durfte er ſich nur kurze Zeit des wohlverdienten Ruheſtandes erfreuen . Fhm

und ſeinem Wirken , insbeſondere am höchſten Gerichtshofe des Reiches, ein Gedenkwort zu widmen, er

ſcheint dem Einſender als Ehrenpflicht. Ernſt Schneider war geboren am 16. Februar 1846 zu

Obernzenn (Mittelfranken ), beſuchte die Gymnaſien zu Bamberg und Ansbach, ſtudierte an den Uni

verſitäten Erlangen und Leipzig und beſtand 1867 die erſte, 1870 die zweite Staatsprüfung mit

beſtem Erfolge . Sodann war er jahrelang als Hilfsarbeiter (Ronzipient) im Notariat und der Rechts

anwaltſchaft tätig , wurde 1879 Amtsrichter in Hof, 1886 Landgerichtsrat in Paſſau und 1897

Oberlandesgerichtsrat in Bamberg.

Als im Frühjahr 1899 die Zahl der von Bayern vorzuſchlagenden Mitglieder des Reichs

gerichts von ſechs auf zehn erhöht wurde , befand ſich auch Ernſt Schneider unter den neuerwählten

Räten . In den ſeitdem derfloſſenen fünfzehn Jahren iſt er jederzeit vollauf den recht hochgeſpannten

Erwartungen und Anforderungen gerecht geworden , die an die Mitglieder des Reichsgerichts geſtellt

werden können und müſſen. Dem V. Zivilſenat zugeteilt, dem er bis zu ſeinem Ausſcheiden un

unterbrochen treu blieb , trat er in einen geradezu glänzenden Kreis engerer Rollegen ein , deren

Namen in der ganzen Juriſtenwelt rühmlichſt bekannt ſind.) Wenn es ihm gleichwohl in ganz

kurzer Zeit gelang , in dieſem Senate eine hochgeachtete und unbeſtritten anerkannte Stellung zu er

ringen und ſtets zu behaupten , ſo verdankte Schneider dieſen Erfolg den ausgezeichneten Eigenſchaften ,

die ihn ganz beſonders zum Richteramte befähigten : ſeinem ſcharfen, in die Tiefe dringenden Ver

ftande, ſeiner reichen umfaſſenden Kenntnis aller Rechtsgebiete, ſeiner Vertrautheit und ſteten Füh

lung mit den Anſchauungen und Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens, und nicht zuleßt ſeinem auf

rechten, ſtarken Charakter , der ihn das für recht und wahr Erkannte auch mit allem Nachdruck feſt

zuhalten und zu verteidigen hieß . In den lezten Jahren , der Zeit der Hilfsrichter, hatte Schneider

auch häufig den Vorſik in den ſtark vermehrten Sißungen zu führen , und er hat ſich auch in dieſer

Eigenſchaft glänzend bewährt. Im Verkehr war Schneider ein Mann von großer Liebenswürdigkeit ,

1) Dem V. Zivilſenate gehörten damals u . a . an : Schütt, der Herausgeber von Seufferts Archiv ;

Lurnau und Förſter, die Verfaſſer des großen zweibändigen Werts über das Liegenſchaftsrecht; Jädel ,

der Kommentator des Zwangsverſteigerungsgeſekes.
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gepaart mit der vornehmen Naturen eigenen Beſcheidenheit und lauteren Sinnesart , ein treuer, zu:

verläſſiger Freund und Kollege, der ſich dahier außergewöhnlicher Beliebtheit erfreute. Das zeigte ſich

beſonders bei ſeinem Scheiden aus dem Dienſte und von Leipzig , und jeßt wieder bei der Trauerkunde

von ſeinem plößlichen Tode.

Schneider beſaß auch Neigung und Befähigung zu ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit. Wiederholt hat

er gediegene und gedankenreiche Auffäße über praktiſch wichtige Fragen in dieſer Zeitſchrift veröffentlicht,

auch für die Abteilung „ Rechtſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen “ hat er zahlreiche Beiträge

geliefert. Ebenſo ſtammten in Neumanns Jahrbuch die Ueberſichten über die Literatur und Recht:

ſprechung, Zwangsvollſtreckung betr. , aus ſeiner Feder. Die größere Muße des Ruheſtandes hätte ſicher

noch manche wertvolle Arbeit von ihm zutage gefördert , und ſo hat auch die Rechtswiſſenſchaft in

ſeinem allzufrühen Hinſcheiden ein ſchmerzlichen Verluſt zu beklagen .

Ehre ſeinem Andenken !

Verleſung von Schriftſtüden Berſtorbener im Perſon über Tatſachen ,dieGegenſtand ihrer Wahr-:
nehmung geweſen ſeien, zum Zwede des Beweiſes

Strafverfahren. dieſer Tatſachen in der Hauptverhandlung zu ver

leſen , und auf dieſe Weiſe die durch denTod un:
Von Reichsgerichtsrat Baleutin Grimm in Leipzig .

möglich gewordene Vernehmung zu erſeßen .

Dem Urteile des III. Straffenats vom 27. No: Der Sinn dieſes Urteils geht alſo dahin , 250

vember 1913 3 D 1159 lag folgender Tat Ab. 1 StPO. habe gegenüber den SS 248, 249

beſtand zugrunde . und anderen Beſtimmungen der StPO . eine ſo

Der Angeklagte war der Vermögensverwalter überragende Bedeutung, daß die Verleſung von

einer 1912 verſtorbenen Rentnerin . Nach ihrem Schriftſtücken Verſtorbener zum Zwecke des Bez

Ableben ſtellte er Rechnung, nach welcher das weiſes der dort niedergelegten eigenen Tatſachen:

Vermögen vollſtändig auſgewendet war. Eine wahrnehmungen der Schreiber im Strafverfahren

Durchſuchung ſeiner Wohnung förderte Briefe und ſelbſt dann unzuläſſig ſei, wenn dadurch die Pflicht

Aufzeichnungen der Verlebten zutage, die in der des Gerichts zur Erforſchung der Wahrheit aus

Hauptverhandlung verleſen wurden und aus denen der unter Umſtänden einzigen und unmittelbarſten

das erkennende Gericht den Beweis entnahm , daß Erkenntnisquelle verlegt werde.?)

der Angeklagte einen großen Teil des von ihm Teilweiſe von dieſen Gründen abweichend wurde

verwalteten Vermögens veruntreut hatte . Ver- die Reviſion zurüdgewieſen im weſentlichen aus

urteilt, legte der Angeklagte Reviſion ein mit der folgenden Erwägungen : Zunächſt ſei der Hinweis

Begründung, es ſei gegen die Vorſchriften des der Reviſionsbegründung auf 8 250 StPO. der

8 250 StPO. verſtoßen,weil die Briefe und Auf- fehlt, denn dieſes Geſetz regelein ſeinen drei Ab:

zeichnungen nicht hätten verleſen werden dürfen , jäßen die Vorausſegungen , unter welchen richter:

und bezog ſich dabei auf das in vielen Kommen: liche Vernehmungen überhaupt, und in ſeinem

taren jo Ž. B. Löwe, StPO. 8 250 Anm. 1 b an:
erſten Abſage, unter welchen Vorausſeßungen

geführte Urteil des IV. Straſſenats vom 25. DE- richterliche Protokolle verſtorbener Zeugen, Sach

tober 1898, mitgeteilt in GoltdArch. B ). 46 verſtändiger oder Mitbeſchuldigter verleſen werden

S. 435. Dieſes Urteil ſpricht folgende Säße aus : dürfen . $ 250 ſtehe in keinem Ueberordnungs :

Nach § 249 StPO. ſei , wenn der Beweis einer verhältniſſe zu den $ 8 248, 249 StPO. , welche

Tatſache auf der Wahrnehmung einer Perſon be- die Verleſung von Urkunden und anderen als Be:

ruhe, dieſe lettere in der Hauptverhandlung zu weismittel dienenden Schriftſtücken zulaſſen . Unter:

vernehmen . Die Vernehmung dürfe nicht durch ſtelle man , die Reviſion wolle einen Verſtoß gegen

Verleſung des über eine frühere Vernehmung auf die SS 248 , 249 StPO . rügen , ſo müſſe das Rechts:

genommenen Protokolle oder einer ſchriftlichen Er:
mittel gleichfalls verworfen werden , denn die ver

klärung erſetzt werden . Von dieſem Grundjage lejenen Schriftſtücke ſeien durch gerichtliche Be

ſeien allerdings in $ 250 daſelbſt Ausnahmen in ſchlagnahme gemäß § 94 StPO. in den Beſiß

verſchiedenen Richtungen zugelaſſen, darunter na- des Gerichts gekommen , weil ſie als Beweismittel

mentlich auch die, daß das Protokoll über die für die Unterſuchung von Bedeutung ſein konnten,

frühere richterliche Vernehmung eines verſtorbenen

Zeugen verleſen werden dürfe. Aus dem Zu- 1) Unbedingtes Beweismittelverbot, ähnlich wie

ſammenhange jenter Regelvor drift mit der eben das Verbot der Verleſung von richterlichen Ber

bezeichneten Ausnahmebeſtimmung erhelle aber von
nehmungen eines verſtorbenen, mit dein Angeklagten

verwandten Zeugen, der ohne Belehrung über ſein
ſelbſt, daß das Geſeß es nicht für ſtatthaft ers Zeugnisverweigerungsrecht vernommen worden war

hte , ſchriftliche Erklärungen einer verſtorbenen (ROŠt. 20, 180; 32, 72).
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fie ſeien als Beweismittel in der Anklageſchrift | nehmung von Zeugen kennt, die ihre Kenntnis

bezeichnet, als ſolche dem erkennenden Gericht vor- nur vom Hörenſagen haben (RGSt. 2, 160), die

gelegt und auf Anordnung des Vorſißenden als Verleſung von ſchriftlich niedergelegten Zeugniſſen

des Leiters der Verhandlung und der Beweis- verſtorbener Perſonen abzulehnen , auch wenn die

aufnahme ohne Beanſtandung von irgendeinem Glaubwürdigkeit dieſer Perſonen feſtſteht und alle

Prozeßbeteiligten (ROŠt. 25, 125) verleſen worden. Umſtände für die Richtigkeit der in den Auf

Der Angeklagte habe anerkannt , daß die Schriftſtücke zeichnungen enthaltenen Tatſachen ſprechen. Es

von der Verlebten herrühren . Als herbeigeſchaffte kann dem Strafrichter nicht unterſagt ſein, das

Beweismittel hätten ſie nach § 244 StPO. der geſchriebene Wort, die vox mortua, wie Binding

leſen werden müſſen . ſagt, zu hören und es zur Unterlage ſeiner freien

Im übrigen waren folgende Erwägungen maß- aus dem Inbegriff der Verhandlung geſchöpften

gebend. Zweifellos waren die Briefe und Aufzeich- | Ueberzeugung zu machen . Wäre das Gegenteil

nungen , deren Inhalt im angefochtenen Urteile aus- richtig, dann dürften auch beiſpielsweiſe Notizen

zugsweiſe wiedergegeben waren, Urkunden , d. h. eines von Wilderern tödlich verlegten Förſters über

törperliche Gegenſtände, welchen eine an ihr Neußeres feine den Täter belaſtenden Angaben nicht verleſen

geknüpfte und daher nur mittels Vorzeigung oder werden, wenn der Förſter vor ſeiner richterlichen

auf einem der Vorzeigung gleich zu achtenden Wege Vernehmung verſtarb, und auch nicht Aufzeichnungen

zur Geltung zu bringende Beweiskraft innewohnte, eines in eine Gletſcherſpalte geſtürzten und ver

ROSt. 8 , 95. Sie waren auch erheblich, dazu be- ſtorbenen Turiſten über das fahrläſſige Verhalten

ſtimmt , durch ihren gedanklichen Inhalt rechts- ſeines Führers. Der Formalismus der StPO.

erhebliche Tatſachen über die Vermögensverwaltung, kann doch nicht ſoweit gehen , zu erfordern , daß

über Leiſtungen und Gegenleiſtungen, zu beweiſen . die Aufzeichnungen des Verſtorbenen einer dritten

An ſich konnten ſie deshalb nach § 248 StPO . | Perſon zur Kenntnisnahme ausgehändigt wird ,

verleſen werden . Sie bildeten keine körperlichen damit dieſe Perſon den Inhalt auswendig lernt

Beweisſtücke, welche wie z. B. eineverfälſchteUrkunde , und in der Hauptverhandlung wiederholt. Wem

ein Grenzzeichen, Warenzeichen durch Beſichtigung ſoll das Gericht Glauben ſchenken, den vernommenen

beweisbehelflich ſind, ſondern ſollten durch ihren Zeugen oder dem Urheber der Aufzeichnungen ?

Inhalt Beweis liefern. So weit nun die Briefe und Dft ſind Schriftſtücke wie im vorliegenden Fall das

Aufzeichnungen Willenserklärungen , Mahnungen, einzige Ueberführungsmittel gegen den Täter. Sie

Zahlungsaufforderungen der Verlebten enthalten, ſind in ſolchen Fällen die unmittelbarſte Erkenntnis

konnten ſie verleſen werden , wie in der Recht: quelle für die Ueberzeugung des Gerichts, dem die

ſprechung ROSt. 33 , 35 und auch in der Wiſſen: Schreiber für die Wahrheit bürgen . Zwei Senate

chaft anerkannt iſt. Böme, Romm . $ 248 Anm.1 a. des Reichsgerichte, und zwar der 2. in ſeinen

Wenn auch die StPO. feine Beweisregeln fennt, Urteilen 2 D 321/10 vom 1. Mai 1910 und

§ 260 StPO., ſo darf doch hierzu auf die ähnliche 2 D 637/13 vom 14. Oktober 1913 , und der

Beſtimmung des § 416 3PO. verwieſen werden. 5. in ſeinem Urteile 5 D 403/11 vom 13. Juli 1911

Eine Abweichung trat hier nicht deshalb ein , weil haben denn auch ausgeſprochen, daß die Verleſung

die Ausſtellerin verſtorben war. von Aufzeichnungen verſtorbener Perſonen über

Neben den Wiđenserklärungen beſtätigten die Wahrnehmungen zuläffig ſei, es ſei der Fall des
den Gegenſtand der Beweisaufnahme bildenden § 249 S. 1 ŠIPO. nicht gegeben , weil durch die

Briefe und Aufzeichnungen auch Wahrnehmungen Verleſung die infolge des Todes des Schreibers

der Verſtorbenen über die Art der Vermögens- unmögliche Vernehmung nicht erſeßt ſei .

verwaltung des Angeklagten, über ſein Verhalten Dieſe Entſcheidungen ſind zur Stüße des Urteils
gegen die Verſtorbene u . a . Auch dieſe auf der vom 17. November 1913 herangezogen worden ,

Wahrnehmung der Verſtorbenen beruhenden Tat- aber davon ausgehend , den Urkundenbeweis im

jachen wurden in den Urteilsgründen zur Be- Strafverfahren möglichſt einzuſchränken , und der

laſtung des Angeklagten verwertet. Darin fann Folgerung entgegenzutreten , als könne einzig und

kein Verſtoß gegen § 249StPO. erblickt werden , allein auf ſolche Aufzeichnungen die richterliche Ueber

denn die Verleſung von Urkunden iſt nur dann zeugung von der Schuld eines Angeklagten geſtüßt

unſtatthaft, wenn dadurch die Vernehmung einer werden , iſt der noch zu beſprechende Hilfsgrund

Perſon als Zeuge erſekt werden ſoll. Nur dann beigefügt worden.

iſt der Grundſaß der Unmittelbarkeit und der Die hierin liegende Befürchtung ungemeſſener

Mündlichkeit der Beweisaufnahme verlegt, wenn Berückſichtigung ſolcher Schriftſtücke iſt unbegründet.

an Stelle der möglichen Vernehmung einer Per: Es iſt nicht zu bezweifeln , daß die richterliche Ueber

ſon als Zeugen die Verleſung von Schriftſtücken zeugung von der Schuld des Angeklagten einzig

tritt. Dieſem Grundjaße wird dann nicht ent- und allein auf der Verleſung gerichtlicher Protokolle

gegengehandelt, wenn die wahrnehmende Perſon über die Vernehmung verſtorbener Zeugen , Sach
nicht mehr lebt , fie aber ihre Wahrnehmungen verſtändiger oder Mitbeſchuldigter gewonnen werden

in einer Urkunde niedergelegt hat . Es iſt nicht kann. SS 250 Abſ. 1 , 260 StPO. Dasſelbe muß

verſtändlich, in einem Verfahren , das die Ver- 1 gelten für die Verleſung von Aufzeichnungen ver
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ſtorbener Perſonen , jedenfalls ſoweit ſie Willeng- 4. die Rüge eines Verſtoßes gegen § 249 StPO.

erklärungen enthalten, aber auch inſoweit fie Wahr- iſt prozeſſualer Natur. Es muß deshalb in

nehmungen über Tatſachen enthalten , weil durch der Reviſionsbegründung nach § 384 Abſ . 2

die Verleſung nicht die Vernehmung eines Zeugen S. 2 SIPO. die den Mangel des Verfahrens

erſeßt wird. Sehr lehrreich iſt der im Urteile des enthaltende Tatſache angegeben, d. h .behauptet

3. Štraffenats vom 8. Februar 1909 – 3 D3 werden , durch die Verleſung ſei die Vernehmung

963/08 - behandelte Fall . Es waren Auf. einer beſtimmten - lebenden – Perſon als-

zeichnungen eines verſtorbenen Rechtsanwaltes über Beugen erſekt worden .

ſeine Verhandlungen mit ſeiner Partei verleſen

worden , in welchen beſtimmte Tatſachen von der

Partei beſtätigt wurden. Die Verleſung iſt unter

Bezugnahme auf 88 249 und 250 Åbj. 1 StPO.

als unzuläſſigbezeichnet worden, weildie Verlejung Rechtsuatur und Ablöſung der neurechtlichen
dazu dienen ſollte, das Zeugnis der Partei zu erſeken .

Dabei iſt erwogen worden: „ ob eine Verleſung Münchener Gemeinſchaftsmauer.

zum Erſaße des Zeugniſſes der Partei auch unzu Von Landgerichtsrat Heinrich Lieberich in München .

Läſſig geweſen wäre, wenn es ſich nicht um ein

mit ihr aufgenommenes Protokoll, ſondern um ein
(Fortſeßung .)

von ihr ſelbſt angefertigtes Schriftſtück gehandelt III . Wir kommen nunmehr zur Betrachtung

hätte, kann dahingeſtellt bleiben “. Aus denſelben der Ablöſungspflicht des an eine bewilligte neu :

Gründen ſind nicht verlesbar polizeiliche Protokolle rechtliche Gemeinſchaftsmauer anbauenden Nachbarn.

über die Vernehmung von Perſonen , wenn der das Nach dem alten Münchener Recht, wie auch

Protokoll errichtende Polizeibeamte verſtorben iſt. nach den übergangsrechtlichen Beſtimmungen des

Das Urteil vom 17. November 1913 hat ſich Art. 70 mit 68 des Bayer. AG. ſteht dem Eigen :

hilfsweiſe darauf bezogen , daß anerkannten Rechts tümer des Erſtbaugrundſtüds kraft Geſekes das

die Verleſung von Schriftſtüđen inſoweit zuläſſig Recht zu, im Fall des Anbaus von dem anbauen

iſt, als nur durgetan werden ſoll, es ſeien Schrift den Nachbarn die Ablöſung des hierzu beanſpruchten

ſtüde ſolchen Inhalts geſchrieben worden . Löwe, auf dem Nachbargrundſtück ſtehenden Kommun :

Komm. $ 249 Anm. 1a. Zwar ſoll zur Klar: mauerteiles zu verlangen ."9) Für das neue Recht

ſtellung der Geſekmäßigkeit des Verfahrens der dagegen ſtellt ſich die Ablöſungspflicht zunächſt als

Zweck der Verleſung der Schriftſtücke im Sißungs- eine vertragsmäßige Einſchränkung des Mitbe

protokolle angegeben ſein, d. h . es ſoll angegeben nukungsrechts des Nachbars dar. Der Nachbar,

werden ,obdie Verleſung erfolgte, um den Beweis der ohne Ablöſung der Gemeinſchaftsmauer andieſe
ihres Daſeins und ihres Inhaltes , oder den Beweis anbauen wollte, würde damit troß ſeines Eigen:

von Wahrnehmungen des Urhebers und Schreibers tumsrechts an dem aufſeinem Grundſtücke ſtehenden

des Schriftſtüđe zu erbringen , was im gegebenen Mauerteile gegen die alle Eigentümer der Nachbar:

Falle nicht geſchehen iſt, allein notwendig iſt dieſe grundſtücke bindende Benußungsvereinbarung für

Angabe im Sißungsprotokolle nicht. ROŠt. 38, die Grenzanlage verſtoßen und der Eigentümer des

254. Iſt die Verleſung des Schriftſtückes nicht Erſtbaugrundſtüds iſt daher ſchon als ſolcher befugt ,

zu beanſtanden, ſo iſt es Sache der freien richter: eine derartige unberechtigte Verfügung über die

lichen Beweiswürdigung , welche Schlüſſe aus dem benußungsgemeinſchaftliche Mauer zu verbieten und

Inhalte der Schriftſtüde gezogen werden können. die Beſeitigung eines gleichwohl erfolgten Anbaus

Dieſe Säßefind richtig, ſie kennzeichnen aber die

Lage der Rechtſprechung gegenüber dem in der 19 ) Tinſch, Münchener Stadtrecht S. 31, 33, 37 ,

SIPO. zutage tretenden Mißtrauen gegen den insbeſondere auch OLO .München SeuffBI.Bd. 72 S. 262 .

Urkundenbeweis im Verhältnis zum Zeugenbeweis. übergangsrechtlichen Ablöſungsfall(Ablöſung einer vor
Das AGBOV. ſpricht für den von ihm ſelbſt geregelten

Auf Grund dieſer Darlegungen dürfte anzu- dem BOB. begonnenen, aber erſt nach deſſen Inkraft:

zunehmen fein : treten ablöſungsjällig gewordenen Mauer ) ausdrüdlich

nur von einem Verbietungsrecht des Eigentümers des

1. die Verleſung von Schriftſtücken Verſtorbener Erſtbaugrundſtücts. Die Hechtſprechung hat jedoch an

iſt unbedingt zuläſſig , ſoweit ſie Willenser- erkannt, daß damit der unmittelbare Ablöſungsanſpruch

klärungen enthalten ,
des alten Rechts für dieſen Fall nicht ausgeſchloſſen

worden iſt (ÖLG . München SeuffBl. Bd. 70 S. 208,

2. zuläſſig , ſoweit ſie eigene Wahrnehmungen BD.72 S.262). Ebenſo Dertmann,Bayr.LandesBrn.

der Verſtorbenen wiedergeben , da in dieſem S. 336 ; Meisner, Nachbarrecht S. 65 ; Schmidt, Bayr.

Falle von einem Erſaß einer Zeugenvernehmung Not3.1907 S.61,wohl auch Henle:Schneider Anm. 1

nicht geſprochen werden kann,
zu Art . 68 AG . Auch für das alte Recht iſt übrigens

neben dem Ablöſungsanſpruch ein Verbietungsrecht

3. unzuläſſig, ſoweit ſie Wahrnehmungen dritter des Miteigentümers der Mauer gegenüber einem Ans

Perſonen bekunden , deren zeugenſchaftliche Ver:
bau ohne Ablöſung nach den Grundſägen der actio

nehmung möglich iſt, was ſich aus $ 250
negatoria anzunehmen (f. Roth - Vecher , Bayr. Zivils

recht II S. 376 Note 22 , 25 ; dazu Meifel Anm . 2 zu

Abſ. 1 in Verbindung mit § 249 StPO . ergibt , i Art. 69 AG .). .
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zu verlangen (88 922mit 1004 BGB.) . Denn kraft den anbauenden Nachbarn gefolgert werden können ,

der beſtehenden Benußungsgemeinſchaft iſt mit dem ſo z . B. in der Regel, wenn dieſer in Kenntnis

Eigentum des Erſtbaugrundſtücks die nachbarrecht: des von dem Eigentümer des Erſtbaugrundſtücks

liche Befugnis verbunden, dem anderen Teilhaber in Anſpruch genommenen Ablöſungsrechts oder gar

der Gemeinſchaft jede über ſein ordnungsmäßiges wenn er unter ausdrücklicher Anerkennung dieſes

Nußungsrecht hinausgehende Verfügung zu unter= | Rechts anbaut und ihm ieşterer daraufhin den

ſagen und eine dem widerſprechende Bauführung Anbau geſtattet oder die Zahlung der Ablöſungs

ſtellt daher eine unbefugte Beeinträchtigung des ſumme verlangt. Meiſt wird überdies im Fall

Eigentums an dem Erſtbaugrundſtück dar.2 ) Aber des Anbaus eine förmliche Ablöſungsvereinbarung

auch aus der Benußungsgemeinſchaft als ſolcher, zwiſchen den beteiligten Grundeigentümern getroffen.

in die jeder Erwerber eines der Nachbargrundſtücke In allen dieſen Fällen tritt neben den oder auch

von ſelbſt als Teilhaber eintritt, läßt ſich der per- je nach den Umſtänden – an Stelle des Ver :

ſönliche Anſpruch des Eigentümers des Erſtbau : bietungsanſpruchs ein ſelbſtändiger unmittelbarer

grundſtücks gegen den Angrenzer auf Unterlaſſung Ablöſungsanſpruch des Eigentümers des Erſtbau

jeder gemeinſchaftswidrigen Benußung der Mauer, grundſtüđs.20 a) Selbſtverſtändlich iſt aber immer

auch ſoweit ſie im Eigentum des leşteren ſteht, nur der derzeitige Eigentümer des Erſtbaugrundſtücks

und auf Beſeitigung eines im Widerſpruch damit als der verbotsberechtigte Teilhaber der Gemein

hergeſtellten Zuſtandes ableiten (8 922 Schlußlaß, ſchaft auch derjenige, der ſo das Recht auf die

$ 743 Abſ. 2 bis 8 746 BGB .). Ablöſungsſumme gegen Geſtattung des Anbaus

Dieſe Verbietungsbefugniſſe des Eigentümers geltend machen kann.

des Erſtbaugrundſtücks begründen zugleich für ihn Die Ablöſungspflicht des Nachbars begründet

einen mittelbaren Anſpruch auf die Ablöſung der ſonach einen doppelten Anſpruch des Eigentümers

Gemeinſchaftsmauer, inſofern der Angrenzer eben des Erſtbaugrundſtücks, den negativen Anſpruch

nur durch Zahlung der Ablöſungsſumme dieſe auf Unterlaſſung des Anbaues ohne Ablöſung und

Verbietungsbefugniſſe ausſchalten kann. Inwie- den poſitiven mittelbaren oder auch unmittelbaren

weit jedoch auch ein unmittelbarer Anſpruch Anſpruch auf Zahlung der Ablöſungsſumme im

auf Zahlung der Ablöſungsſumme aus der neu- Falle des Anbaug . Träger dieſes doppelten An

rechtlichen Benußungsgemeinſchaft abgeleitet werden ſpruchs iſt immer der Eigentümer des Erſtbau

kann, iſt zweifelhaft. Im Verhältnis zwiſchen den grundſtücks zur Zeit der Inanſpruchnahme des

bei der Bewilligung der Gemeinſchaftsmauer be- Anbaurechts durch den Nachbarn und Schuldner

teiligten Grundeigentümern wird ein ſolcher un: hierzu immer der dieſes Anbaurecht beanſpruchende

mittelbarer Ablöſungsanſpruch des Eigentümers jeweilige Nachbar.**)

des Erſtbaugrundſtüds gegenüber ſeinem Vertrags

gegner unbedenklich angenommen werden können .
204) S. hinſichtlich der Uebernahme der Ablöſungs

pflicht Koppers DJZ. 1904 S. 806 und BayOblGZ.

Denn nach den auch dieſe Vereinbarung beherr: n . F. Bd . 5 S. 441. Da im Wege der $$745, 746

ſchenden Grundſäßen von Treu und Glauben muß BOB. auch Benußungsabfindungen , alſo poſitive Bei

in der Einwilligung des Nachbars zu dem Bau ſtungen,mit Wirkung gegenüber den Beſignachfolgern

der Gemeinſchaftsmauer als ſolcher zugleich die
feſtgeſetzt werden fönnen (f . Note 14 oben ), ließe ſich

demAblöſungsvorbehalt bei der bewilligten Gemein

Uebernahme der Verpflichtung gefunden werden , ſchaftsmauer ſogar die Wirkung beilegen, daß im An

dieſe im Fall des Anbaus abzulöſen . Und auch baufall ein unmittelbarer Ablöſungsanſpruch gegen

die Beſiknachfolger der Vertragsteile bleiben durch den Nachbarn kraft des Gemeinſchaftsverhältniſſes ent

das zwiſchen ihnen fortbeſtehende Gemeinſchafts
ſteht. Nimmt man dies aber im Gegenſaß zum

alten Recht – auch nicht an , ſo würde die Rechts
verhältnis verbunden, aus dem heraus ihre Hand wirtjamfeit des Ablöſungsvorbehalts dadurch, daß er

lungen ebenfalls nach dem Grundſak bon Treu nur einen mittelbaren Ablöſungsanſpruch zu begründen

und Glauben auszulegen ſind . Hiernach wird aber vermöchte, ſo wenig berührt, wie nach dem oben aus

vielfach aus den Umſtänden des Falls eine ſtill
geführten dadurch, daß er an Stelle des altrechtlichen

Miteigentums nur mehr eine Benügungsgemeinſchaft

idweigende Uebernahme der Zahlungspflicht durch
an der Mauer herbeiführen kann.

91) Nach dem Geſagten brauchen zur Begründung

20) Hinſichtlich der Anwendbarkeit des § 1004 BOB. der Ablöſungspflicht feineswegs die Bereicherungs

auf Grenzeinrichtungen 1. Mot. Z. BGB. BD . III S. 277 grundſäße des BOB. herangezogen zu werden , wie

Ziff . 4 ; ferner Staudinger Anm. Ila zu 8 921 (in dem dies vielfach geſchieht, ſo Meisner, Nachbarrecht S.59,

Mitbenußungsrecht des Nachbarn liegt eine geſekliche nun auch RORKomm . Anm. 5 a . E. zu § 95 BOB.

Eigentumsbeſchränkung des Grundſtückseigentümers Es iſt für die Anwendung dieſer Vorſchriften gegen

hinſichtlich der auf ſeinem Grundſtück befindlichen Ans über den das Verhältnis beherrſchenden Gemeinſchafts

lage) und Anm. 5 zu § 922 (Schutz der Nachbarn gegen grundſäßen überhaupt kein Raum ; ſ . dazu Staudinger

Beeinträchtigung ihres Benußungsrechts nach $ 1004); Anm . 2b zu 8 921 und Anm. 2 a 3u1 $ 951 BOB.;

ebenſo Pland Anm. 2 b Abſ. 2 zu § 1004 ; RGRKomm . Geiershöfer Recht 1905 S. 403 ; Schmidt BayNot3.

Anm. 3 zu § 922; RG. Warn . 1911 Nr. 243 ; endlich 1907 S. 56; Meikel BayNot3. 1901 S. 231; RG .JW.

Meisner, Nachbarrecht S. 56 Abj. 5 (wenn ein Nachbar 1903 B 24 ; Gruchot Bd.51 S. 967 ; Recht 1907 Nr. 1654

ohne Zuſtimmung des andern die Grenzeinrichtung ( linanwendbarkeit der Bereicherungsgrundfäße, wenn

unzuläſſigerweiſe ändert, hat der andere Nachbar den die Beteiligten in einem beſonderen Vertragsverhält

Anſpruch auf Wiederherſtellung ) ; ebenſo NGRKomm. niſſe ſtehen, keine Bereicherung durch den vertrags

Anm. 5 zu g 922 BOB. gemäß erfolgten Bau der Mauer). Nimmt man an ,
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IV . Einzelnes. Ablöſungsfälle des Art. 70 mit 68 AG. angeſichts

a) Nach dem alten Münchener Recht trat die der abweichenden Vorſchriften dieſer Geſekesbe

Ablöſungspflicht des anbauenden Nachbarn ein , ſtimmungen nicht beachtet werden können , wohl aber

ſobald er an die Rommunmauer anzubauen be: wird ſie für die Ablöſung der neurechtlichen be

gann und ſie beſtand in der Verpflichtung des willigten Gemeinſchaftsmauern Maß zu geben

Nachbars, den Wert des zum Anbau in Anſpruch haben . Ebenſo wird für dieſe Mauern entſprechend

genommenen, auf ſeinem Grund und Boden ſtehenden den Vorſchriften des alten Rechts und der feft:

Mauerteils zu vergüten . In dieſem Sinne iſt ſtehenden hieſigen Uebung als maßgebender Zeit:

denn auch die Ablöſungspflicht bei der bewilligten punkt für die Entſtehung des Ablöſungsanſpruchs

neurechtlichen Gemeinſchaftsmauer zu verſtehen. der des Beginne, nicht der der Vollendung des An:

Hierbei ergibt ſich allerdings ein gewiſſer Wider: baus feſtzuhalten ſein .??) Da der Umfang des

ſpruch mit den Ablöſungsgrundſäßen des Ueber- beabſichtigten Anbaus ſich ſchon bei Beginn der

gangsrechts , da hiernach nicht der Wert des be- Bauführung aus den erforderlichen Bauplänen feſt:

anſpruchten Mauerteils , ſondern der entſprechendeTeil ſtellen läßt, beſteht auch keine Schwierigkeit für

der Baukoſten und nur dann der Bauwert zu der- die Berechnung derAblöſungsſumme ſchon zu dieſem

güten iſt, wenn er geringer iſt als der Betrag Zeitpunkt. Nach Art. 69 mit70 ÁG . kann in

der Baukoſten. Da aber gewöhnlich der Ablöſungs: den dort geregelten Fällen die Erſagleiſtung auch

fall ſchon bald nach der Erbauung der Mauer durch Hinterlegung oder Aufrechnung erfolgen . Dies

eintritt, wo von einer Entwertung der Mauer gilt nach allgemeinen Grundjäßen auch für die neu::

noch nicht die Rede ſein kann, die Arbeits- und rechtlichen Gemeinſchaftsmauern. Demnach müſſen

Materialkoſten hier aber ſtändig ſteigen ,iſt dann die Aufrechnungsvorausſeßungen gegenüber dem

regelmäßig der Bauwert der Mauer höher als erſaßberechtigten Eigentümer des Erſtbaugrundſtücks

die Koſten ihrer ſeinerzeitigen Aufführung. Im Ge- vorliegen und die beſonderen Vorausſekungen der

genſaß zu den Beſtimmungen des AG. hat dem Hinterlegung nach 8 372 BGB. gegeben ſein (3. B.

gegenüber die hieſige Uebung daran feſtgehalten Ännahmeverzug des Erſaßberechtigten ).

entſprechend den Grundſäken des alten Rechts b ) Gemäß § 922 BOB. darf, ſolange einer

die Ablöſungsſumme nach dem Bauwert zur Zeit der Nachbarn ein Intereſſe an der Grenzeinrich :

der Ablöſung unter Zugrundelegung der allgemeinen tung hat, dieſe nicht ohne ſeine Zuſtimmung be:

Arbeits- und Materialpreiſe dieſes Zeitpunkts zu ſeitigt oder geändert werden . Daß dieſe Beſtim :

berechnen . Dieſe Uebung wird allerdings für die mung, ſobald die Gemeinſchaftsmauer abgelöſt und

daß der auf dem Nachbargrundſtück ſtehende Mauer
damit die volle Gleichberechtigung beider Teilhaber

teil ſofort in das Eigentum des Nachbars fällt, ſo iſt hergeſtellt iſt, auch auf die neurechtliche Gemein:

eine ungerechtfertigte Bereicherung ſeines Beſiknach ſchaftsmauer anwendbar iſt , verſteht ſich von ſelbſt.
folgers durch den Anbau – abgeſehen von dem Fall Es fragt ſich aber, ob ſie auch ſchon für die Zeit
eines unentgeltlichen Erwerbs ($ 822 BOB.) über

haupt nicht denkbar ( ebenſo DLG . München BayZin.
vor derAblöſung der Gemeinſchaftsmauer gilt oder

1906 S. 483, 1914 S. 180—181; Seuffůrch. Bd. 67 ob vor der Ablöſung der Eigentümer des Erſtbau

S. 367). S. auch Abele LZ . 1914 S.833. Auch die grundſtücks noch einſeitig über die Kommunmauer

von Pfirſtinger, Kommunmauer S. 24, verſuchte Be verfügen kann. Nach dem alten Münchener Recht
gründung der Ablöſungspflicht aus 8 748 BOB. , wo:

nach jeder Teilhaber einer Gemeinſchaft die Koſten der
war nun in der Tat der Eigentümer des Erſt:

Erhaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtands zutragen baugrundſtücks, ſolange die Kommunmauer noch

hat, wird durch die obigen Ausführungen überflüſſig ; nicht abgelöſt war , befugt, ſie einſeitig wieder ab

in der Tat läßt ſich die Vorſchrift des § 748 auch nicht zutragen .*: ) Dieſe Befugnis muß denn auch als

auf die Koſten der Qerſtellung des gemeinſchaftlichen

Gegenſtandes anwenden , wenn dieſe , wie Pfirſtinger

ſelbſt bezüglich der Kommunmauer annimmt, ein
93) Siehe Tinſch, MünchenerStadtrechtS. 27,30,36

ſeitig durch einen Teilhaber der Gemeinſchaft erfolgt
(Ablöſungspflicht nach Maßgabe des Wertes des bes

(io auch Staudinger Anm . 2 b zu § 921 BOB .). · Buh
anſpruchten Mauerteils 3. Zt. des Anbaus, nicht der

mann BayZFN . 1914 S. 223 zieht zwar aus der von
ſeinerzeitigen Baukoſten, auch nicht der aufzuwendenden

ihm vertretenen Beurteilung des Verhältniſſes nach
Baufoſten bei Auſführung der Mauer durch den Ab

Số 921–922, 745—746 BGB. richtig die Folgerung,
löſenden ſelbſt) ; dazu DVG . München SeuffBI. Bd . 54

daß die Ablöſungspflicht auf Grund des Gemeinſchafts
S. 244 , Bd . 72 S. 262 (BayZFR . 1906 S. 483) . Dem

verhältniſſes auf den Sondernachfolger des Nachbars
entſpricht auch die noch iegt in München beſtehende

des Erbauers übergeht, lehnt aber ohne überzeugende
Webung ( die Ablöſungsſumme wird berechnet nach

Begründung den Uebergang des Ablöſungsanſpruchs
dem Wert des abzulöſenden Mauerteils 7. Zt. der Ab

auf den Sondernachfolger des Erbauers der Mauer ab,
löſung und iſt ſofort bei Beginn des Anbaus zahl

weil dieſer Anſpruch fein aus dem Gemeinſchaftsver
bar). Für Zahlbarkeit der Ablöſung bei Beginn des

hältnis fließender und auch nicht mit dem Eigentum Anbaus auch OLG.München , Beſchl. vom 5. Mai 1913,

an dem Erſtbaugrundſtücke untrennbar verbunden ſei .
BayZiR . 1914 S. 184 Note 2, und Buhmann BayZiR.

Er räumt daher nur dem Erbauer der Mauer ſelbſt
1914 S.224. Hinſichtlich der Erforderniſſe eines die

einen Ablöſungsanſpruch gegen den jeweiligen an :
Ablöſungspflicht begründenden Anbaus im Sinn des

bauenden Eigentümer des Nachbargrundſtücs ein .
alten und Uebergangsrechts,f. OLG . München SeuffBI.

Dies führt ihn im Fall eines beiderſeitigen Beſita
Bd . 71 S. 71 ( es muß die Mauer für den Beſtand des

wechſels wieder zu der Annahme eines nach dem oben Anbaus in Anſpruch genommen werden) .

Geſagten unhaltbaren Bereicherungsanſpruchs des Er- 28) Siehe hierüber Tinich , Münchener Stadtrecht

bauers gegen den Erwerber des Nachbargrundſtücs . S. 35 ; dazu Annotationen zu Bayr. Landrecht II 3 $ 17.
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ſtillſchweigender Beſtandteil des neurechtlichen ver- tümer des Erſtbaugrundſtücks vor der Ablöſung

einbarungsmäßigen Kommunmauerverhältniſſes gel- der Mauer ihre Bedeutung, da aus dem urſprüng

ten , ſoweit nicht ein gegenſeitiger Wille der beiden lichen Kommunmauervertrag wohl eine Befugnis

Nachbarn bei der Errichtung der Gemeinſchafts- zur Erweiterung der Mauer für ihn nicht ab:

mauer ausdrücklich erklärt wurde oder den Um- geleitet werden könnte.26) Für 'den Eigentümer)

ſtänden des Falles zu entnehmen iſt. Tatſädlich des Nachbargrundſtücks iſt ſelbſtverſtändlich die vor:

iſt regelmäßig das Intereſſe des Eigentümers des herige Ablöſung der von ihm zu erhöhenden und

Erſtbaugrundſtücks an der Gemeinſchaft&mauer bei zu verſtärken den Mauer Vorausſeßung für die

deren Erbauung ſo ſehr das überwiegende, daß Inanſpruchnahme der Befugniſſe des Art. 68. Hat

die Ueberlaffung des Verfügungsrechts über den der Eigentümer des Erſtbaugrundſtüds dieMauer

Fortbeſtand der Mauer bis zur Ablöſung an ihn vor der Ablöſung erhöht oder verſtärkt, ſo tritt

auch das der Natur der Sache entſprechende ift. im Fall des Anbaus durch den Nachbarn zu dem

Auch dieſe Befugnis des Eigentümers des Erſt- | urſprünglichen vereinbarungsmäßigen Ablöſungs

baugrundſtüds iſt als ein Beſtandteil des Gemein: anſpruch noch der geſeßliche Ablöſungsanſpruch

ſchaftsverhältniſſes im Sinne der S8745 , 746 BOB. des Art.68.27) Dieſer lektere Anſpruch iſt übrigens,

anzuſehen.23 ) Beſeitigt der Berechtigte auf Grund wie der ihm nachgebildete übergangsrechtliche Ab

dieſer Befugnis die noch nicht abgelöſte Mauer, löſungsanſpruch des Art. 70 ÅG . mit dem Ab

ſo iſt damit die Grenzeinrichtung aufgehoben und löſungsanſpruch für die bewilligte Kommunmauer

es tritt der Nachbar wieder in das freie Ver: ſelbſt nicht völlig gleichartig (regelmäßig Baukoſten-,

fügungsrecht über den von ihr beanſprucht ge nicht Werterſat ). Selbſtverſtändlich können jedoch,

wefenen Teil ſeines Grund und Bodens. 24 ) abgeſehen von der einſeitigen Erhöhung und Ver:

Bezüglich der Erweiterung der Gemeinſchafts- | ſtärkung gemäß Art. 68 UG. , die Teilhaber der

mauer dagegen durch Erhöhung und Verſtärkung Gemeinſchaftsmauer die Erhöhung und Verſtärkung

und der dadurch begründeten Ablöſungspflicht gelten und die beiderſeitigen Leiſtungen hierwegen ver

jeit dem Intraſttreten des BGB. Šie beſonderen einbarungsmäßig regeln und zwar ebenfalls ge

Vorſchriften des Art . 68 AG.25), und zwar find mäß 88 745 , 746 BOB. mit Wirkung für das

dieſe Vorſchriften auf alle benußungsgemeinſchaft: ganze Gemeinſchaftsverhältnis. Und es wird ſchon

lichen Grenzmauern anwendbar. Da auch die noch dann, wenn der Nachbar eine von dem Eigen:

nicht abgelöſte Rommunmauer eine ſolche benußungs
tümer des Erſtbaugrundſtücs beabſichtigte Er

gemeinſchaftliche Mauer iſt, fällt auch ſie unter höhung oder Verſtärkung ohne weitere Verein

den Art . 68. Die durch Art. 68 begründete Be- barung genehmigt, angenommen werden können,

fugnis zu einſeitiger Erhöhung und Verſtärkung daß die etwaige künftige Ablöſung auch hinſicht

der Gemeinſchaftsmauer hat auch für den Eigen= lich der Erhöhung und Verſtärkung troß der gegen

teiligen Vorſchrift des Art.68 im Sinne der hieſigen

Uebung auf der Grundlage des Wertserſaßes er
23 a) Dafür obliegt dem Eigentümer des Erſtbau

grundſtüds die Unterhaltung der ganzen Mauer bis zum
folgen ſoll.

Anbau, d . h . der Nachbar kann abweichend von der Regel c ) Wird nach Entſtehung des Verbots- oder

des § 922 BOB. bis dahin zu den Unterhaltungskoſten Ablöſungsanſpruchs in der Perſon eines beſtimmten

nicht herangezogen werden (88 748, 745, 746 BOB . ) . Eigentümers des Nachbargrundſtücks dieſes lektere

Ebenſo Buhmann Bay3fR . 1914 S. 223. Dies iſt auch

für das alte Hecht anzunehmen. Die anſcheinend gegen
veräußert, ſo wird hierdurch der gegen den früheren

teiligen Beſtimmungen Bayer. Landrecht II 2 8 16 und
Beſiger entſtandene Anſpruch nicht berührt. Das

IV 13 § 3 Ziff
. 6 nebſt Annot . zu II 2 § 16 Ziff. 4 gegen kann gegen den neuen Eigentümer ein Ver:

undII 8 § 3 lit.h haben nur die bereits angebaute, bots- oder Ablöſungsanſpruch nur inſoweit geltend

im Gemeinbeſitz befindliche Mauer im Auge. Für denFall der Erhöhung der Gemeinſchaftsmauer beſtimmt gemacht werden, als ein ſolcher in ſeiner Perſon

Art. 68 Abſ. 2 AG. ausdrücklich die alleinige Unters begründet wird.begründet wird . Dies iſt dann ausgeſchloſſen,

haltungspflicht des Ablöſungsberechtigten. wenn der Eigentümer des Erſtbaugrundſtücks dem

24) Ueber die Aufhebung des Grenzeinrichtungs- Vorbeſißer bereits eine endgültige , vorbehaltsloſe

verhältniſſes {. des näheren Wolff Recht 1900S. 477; Anbauerlaubnis erteilt hat. Denn damit iſt dieŠ

Meisner, Nachbarrecht S. 56–57 und unten Note 32.

25) S.Hierüber des näheren Meisner, Nachbarrecht ſeitigtund derEigentümer des Erſtbaugrundſtüds
Anbaubeſchränkung für das Nachbargrundſtück des

S. 61. Meisner hält die Erhöhungsvorſchriften des

Art. 68 nur auf Gebäudemauern , nicht auch auf auf den perſönlichen Ablöſungsanſpruch gegen den

Scheidemauern für anwendbar, weil bei legteren das Er:

höhungsrecht durch den Gemeinſchaftszwed ausges 28) Siehe Henle -Schneider Anm . 1 zu Art . 68 .

ſchloſſen ſei . Dies wird jedoch keineswegs immer der 27) Das Geſep ſpricht auch hier ausdrüdlich nur

Fall ſein. Die Münchener Uebung ſtellt, wie ſchon von einem Verbietungsrecht. Doch wird hier, wie in

hervorgehoben (f. Note 10 oben ), Gemeinſchaftshaus- den Fällen des Art. 70 auch ein unmittelbarer Ab

und -ſcheidemauer grundſäßlich gleich . Hiernach werden löſungsanſpruch bei Jnanſpruchnahme der Mitbenuşung

auch die bewilligten Gemeinſchaftsmauern zu beurteilen der erhöhten Mauer anzuerkennen ſein . Dieſen Ab

ſein . Jedenfalls kann aber jeder Teilhaber ſeine eigene löſungsanſpruch hat derjenige, der zur Zeit der Be

Mauerhälfte unbeſchadetdes Benukungsrechts des Nach- anſpruchung der erhöhten Mauer Eigentümer des Grund :

bars erhöhen (1. RG . JW. 1908 S. 12, Wolff Recht ſtücks iſt, von dem aus die Erhöhung erfolgte und dem

1900 S.476 Ziff. 7) . daher das Verbietungsrecht zuſteht (i.Note 19 oben ).
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IV .

-

Vorbeſißer beſchränkt.25) Wenn dagegen der Be Bargebotserhöhungen.
fißnachfolger, ohne daß eine ſolche Regelung er:

folgt iſt, den von dem Vorbeſißer begonnenen Von Amtsrichter Hans Dittrich in München.

Anbau fortſeßt oder die Beſeitigung des von dem (Schluß).

Vorbeſißer eigenmächtig durchgeführten Anbaus ver

weigert, kann der Eigentümer des Erſtbaugrund

ſtücs auch von ihm – mangels Erledigung des In der Praris tann man nicht ſelten wahr:

Verbotsanſpruchs die Beſeitigung des Anbaus nehmen , daß der Erſteher mangels entſprechender

oder die Unterlaſſung des Weiterbaus verlangen.29) Belehrung im Verſteigerungstermin von den Be

Die bloße Fortſeßung des von dem Vorbeſiker ſtimmungen des § 50 ZVG. keine Ahnung hat.

begonnenen oder die bloße Aufrechterhaltung des Man kann ſich denken , wie angenehm er dann

von ihm eigenmächtig ausgeführten Anbaus durch überraſcht iſt, wenn man ihm bei Gericht erklärt ,

den Beſiknachfolger begründet aber noch keinen daß er außer dem von ihm gebotenen Betrag noch

Ablöſungsanſpruch gegen dieſen ; hierzu iſt viel: ſo und ſo viele ſonſtige Zahlungen zu leiſten hat.

mehr die beſondere Uebernahme der Ablöſungs- Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß daraus unter Um:

pflicht durch ihn erforderlich . Immerhin wird ſtänden auch eine Haftung des Staates entſtehen

der Erwerber eines Grundſtüds mit angebauter kann . Der Fall wird ja nur ſelten wirklich fritiſch ,

Gemeinſchaftsmauer gut tun , ſich zuvor bei dem weil der Erſteher in der Regel ein Hypothekgläubiger

Nachbarn über das etwaige Beſtehen unerledigter iſt, dem die Bargebotserhöhungen ſelbſt wieder

Verbietungsrechte zu vergewiſſern. zugute kommen , ſo daß in der Regel kein tat

Ebenſo wird durch Veräußerung des Erſtbau- fächlicher Schaden vorhanden iſt ; denn die Aus

grundſtücs ſelbſtverſtändlich der bereits in der falſforderung des Erſtehers, die ohne die Bar

Perſon des bisherigen Eigentümers begründete gebotserhöhung entſprechend größer ſein würde,

ſelbſtändige (unmittelbare) Ablöſungsanſpruch nicht wird in der Regel nicht einbringlich ſein . Immer:

berührt.29a) Dagegen kann der bisherige Eigen: hin famen mir auch ſchon Fälle unter, in denen

tümer nach der Veräußerung den an das Eigen : der Erſteher ziemlich bluten mußte. So un:

tum des Erſtbaugrundſtücks gebundenen Verbietungs- erfreulich dies an ſich geweſen ſein mag, hat es

anſpruch und damit den mittelbaren Ablöſungg: doch die begrüßenswerte Folge gezeitigt, daß den

anſpruch) nurmehr geltend machen , wenn er ſich Bargebotserhöhungen bei den Notariaten neuer

das Recht hierzu bei der Veräußerung von dem dings entſprechende Beachtung geſchenkt wird ; dies

Erwerber vorbehält ( 1. hierzu Note 43 unten) . / außert ſich teilweiſe in dem Beſtreben, Bargebots:

Umgekehrt muß der neue Erwerber die Zahlung erhöhungen tunlichſt hintanzuhalten, teils darin ,

der Ablöſungsſumme auf Grund eines unmittel: daß im Verſteigerungstermin auf die zu erwartenden

baren Ablöjungsanſpruchs des bisherigen Eigen : Bargebotserhöhungen ausdrüdlich hingewieſen wird.

tümers gegen ſich gelten laſſen, da der Nachbar Die Art, wie dies geſchieht, kann allerdings nicht

damit verpflichtungsgemäß die Vorausſeßung des immer meine Zuſtimmung finden . Beiſpielsweiſe

Anbaurechtes herbeigeführt hat . ( Schluß folgt) . ſcheint nun bei einem Notariat in jedes Ver:

ſteigerungsprotokoll, gleichviel ob dazu ein Anlaß

28 ) S. hierzu DLG. München SeuffBI.Bd. 72 S. 262

(BayZfR. 1906 S. 483). Die in dieſer Entſcheidung
vorhanden iſt oder nicht , grundjäklich der Vermerk

vertretene Anſicht, durch die Vollendung des Anbaus,
aufgenommen zu werden : „ Eine Erhöhung des

wenn auch gegen den Willen des Eigentümers des Bargebots tritt nicht ein“ , wobei jedoch , wenn

Erſtbaugrundſtücks, werde das Verbietungsrecht er- nach dem Geſeß der Fall einer Bargebotserhöhung

ledigt, kann nicht gebilligt werden und zwar gilt dies

ſowohl für das geſeßliche Verbietungsrecht des Art. 68
zweifellos gegeben wäre , entgegen den geſeßlichen

AG. – 1. Schmidt BayNot3. 1907 S. 54 ; Meisner,
Beſtimmungen niemals eine beſondere Verſteige:

Nachbarrecht S. 64 Note 1 – wie für das des neue rungsbedingung in dieſem Sinne aufgeſtellt wird.

rechtlichen Gemeinſchaftsmauerverhältniſſes – ſ.Meifel In einem Fall, wo ebenfalls nach den geſeklichen

BayNotz. 1901 S. 231. Wohl aber kann Walter

BayNot3. 1901 S. 72 darin
beigeſtimmt werden, das Beſtimmungen eine Mehrzahlung zu leiſten ge

das Verbietungsrecht - unbeſchadet des Ablöſungs weſen wäre, finden ſich im Zuſchlagsbeſchluß un :

anſpruchs – regelmäßig durch Nichtgeltendmachung mittelbar hintereinander die Säße: „ Eine Er

bei der Erwirfung der polizeilichen Erlaubnis zum höhung des Bargebote tritt nicht ein ; Verſteige:
Anbau verwirft werden wird.

29) S. hiezu Oberned, Reichs -Ørundbuchrecht IS . 603
rungsbedingungen , die von den geſeblichen ab:

(ichon das Dulden eines das Eigentum des Klägers
weichen , wurden nicht vereinbart" , als ob nicht

beeinträchtigenden Zuſtandes durch den Beklagten fann das eine das andere unbedingt ausſchließen würde.

die Eigentumsjreiheitsklage begründen ; auch darauf Wieder in einem anderen Fall, wo die Bank:
kommt es nicht an , ob den Beflagten ein Verſchulden

an dem Vorhandenſein der ſtörenden Anlage trifft).
hypothek und mehrere neutrechtliche Höchſthypotheken

Das gleiche folgt aus der Gemeinſchaftspflicht des ins geringſte Gebot fielen und wegen des Löſchungs
Nachbars . anſprud )s eines Beteiligten mit mehreren Bar

29.) So auch für das llebergangsrecht DLG. gebotserhöhungen zu rechnen war, hat der Notar
München SeuſſBl . Bd . 72 S. 262 .

dieſe Erhöhungen dadurch umgangen, daß er die

durch die Annuitätentilgung und Nichtvalutierung

O
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der Höchſthypotheken zweifellos entſtandenen Eigen- bar erweiſen. Vor allem empfiehlt ſich eine ſorg

tümergrundſchulden nicht aufrecht erhielt ; da er fältige Vorbereitung des Verſteigerungstermins im

aber beſondere Verſteigerungsbedingungen in dieſem Sinne des 8 62 ZVG. Dasrechtliche Schickſal

Sinn nicht aufgeſtellt hatte, war dies natürlich der Bankhypothet und der zugehörigen Neben

ungeſeklich. Umgekehrt wurde in einem Fall, wo kaution , das in unſerem Beiſpiel erſt der mit dem

es ſich um Berücfichtigung einer nicht vollſtändig Verteilungsverfahren befaßte Vollſtreckungsrichter

valutierten und durch Löſchungsvermerkung nicht geklärt hat, hätte ſich ſehr wohl ſchon vor dem Ver

beeinträchtigten neurechtlichen Höchſthypothet im ge- ſteigerungstermin genau feſtſtellen laſſen : hätte

ringſten Gebot handelte , im Verſteigerungsprotokoll der Notar bei der Bank angefragt , wann und

und im Zuſchlagsbeſchluß die Feſtſtellung getroffen : von wem die bisherigen Annuitätenzahlungen ge

„Soweit eine Forderung auf vorbezeichnete Hy: leiſtet wurden, jo hätte es ihm unmöglich entgehen

pothel nicht entſtanden iſt, hat der Erſteher Auf- können , daß der durch die 1. Annuitätenzahlung

zahlung zu leiſten“ , obwohl in dieſem Fall eine getilgte Betrag von 50 M nicht mehr zu Recht

Bargebotserhöhung gar nicht in Frage gekommen beſtand und daß auch die Zahlungen aus der

wäre ; der Notar hat dabei in Anlehnung an eine Zwangsverwaltungsmaſſe einen Hypothekteil von

in der Rechtſprechung der Oberlandesgerichte Bd. V 123.60 M zum Erlöſchen brachten ; er hätte fich

S. 334 abgedructe Entſcheidung desDLG . Dreg- ferner, ſo gut wie ſpäter der Vollſtreckungsrichter,

den vom 4. Juli 1902 gehandelt, die aber hins ausrechnen können , daß ein Hypothefteil von

ſichtlich des Rechts der Höchſtbetragshypothek und der 498.10 M infolge der 2. mit 10. Annuitätenzahlung

daraus entſtehenden Eigentümergrundſchulden von zur Eigentümergrundſchuld des Mayer geworden

Anſchauungen ausging, die durchdie neuere Rechts- war, daß durch die Zahlung der im geringſten

lehre und Rechtſprechung längſt überholt ſind. Gebot berückſichtigten 2 Annuitätenraten ein weiterer

Eine Vertiefung in die Frage, wie die aus Hypothekteil von 128.40 M erlöſchen werde, und

nicht beſtehenden Hypotheken hervorgehenden Bar: daß die Nebentaution am Tage des Verſteigerungs

gebotserhöhungen zu verzinſen und wann ſie zu terming nur mit 49.50 Mvalutiert war. Die

zahlen find, habe ich meines Exinnerns bisher nur Kenntnis aller dieſer Umſtände hätte ihm ohne

in einem einzigen Verſteigerungsprotokoll geſehen, weiteres den Weg gewieſen, wie er jede einzelne

und da wurde ſie unrichtig gelöſt: in einem Fall, der oben beſprochenen Bargebotserhöhungen ver

wo es ſich um Bargebotserhöhungen aus altrecht- meiden konnte.

lichen Nebentautionen handelte, findet ſich im Ver- A. Diejenigen Hypothefteile , die am

ſteigerungsprotokoll der Saß : „ Soweit die vor- Tage des Zuſchlags bereits erloſchen

bezeichneten Nebenſachekautionen nicht zurecht be: wa ren , nämlich jene 50 M + 123.60 M =

ſtehen, erhöht ſich das Bargebot um die betreffenden 173.60 M, hätte man am beſten ſchon von Amts

Beträge ; dieſe Beträge hat der Erſteher vom Zu- wegen nicht mehr als beſtehen bleibendes Recht

ſchlag an mit jährlich 4 v. H. zu verzinſen und berücfichtigt, ſondern von vorneherein unter den

dreiMonate ab Kündigung an die nach § 125 Tiſch fallen laſſen. Die Zuläſſigkeit dieſes Ver:

ZVG. Berechtigten zu entrichten " ; die Barge fahrens iſt allerdings nicht unbeſtritten. Die auf

botserhöhung wurde alſo anſcheinend nach § 51 dieſe Frage bezüglichen Ausführungen hat man in

ZVG . behandelt , obwohl ſie zweifellos nach § 50 den Kommentaren bei § 45 ZV6. zu ſuchen ,

zu behandeln geweſen wäre; nach dem oben in welcher beſtimmt, daß ,,ein Recht bei der Feſt

Ziff. III , 5 Gejagten wäre fie unverzinslich und ſtellung des geringſten Gebots inſoweit, als es zur

bereits fällig geweſen . Zeit der Eintragung des Verſteigerungsvermerk:

aus dem Grundbuch erſichtlich war, nach dem

Inhalte der Grundbuchs . . zu berückſichtigen "

Das in Ziff. IV an einigen Beiſpielen ge- iſt. Troß dieſer Beſtimmung halten die Motive

ſchilderte Beſtreben einiger Notare, die Bargebots- die Nichtberückſichtigung ſolcher Rechte, ſoweit ſie

crhöhungen möglichſt auszuſchalten, iſt in ſeinem bereits erloſchen ſind , mit Recht für , ſelbſtver

Endziel durchaus zu billigen ; man ſoul ſolche verſtändlich " ; ſie bemerken dazu : „ Der Verſteige:

Dinge , die dem größeren Publikum nie verſtändlich rungsrichter kann aber ein eingetragenes Recht,

ſein werden , auf jede mögliche Weiſe zu vermeiden welches noch nicht gelöſcht iſt, nur dann als nicht

ſuchen. Dies kommt zum Ausdruck auch in der beſtehend behandeln, wenn die Vorausſetungen der

Juſtizminiſterialbekanntmachung vom 15. Mai Löſchung liquide vorliegen “; die Kommentare;

1906 (IMBI. S. 74) , die ſich nach ihrem Wort- haben ſich dieſen Paſſus der Motive im allge

laut allerdings nur auf die altrechtlichen Neben- meinen zu eigen gemacht; die Frage iſt nur, was

tautionen bezieht, aber mutatis mutandis auf das man unter den „ Vorausſekungen der Löſchung“

geſamte oben beſprocheneBeiſpiel angewendet werden verſtehen will, die liquide vorliegen ſollen : ſind

tann. es die formellen , alſo insbeſondere eine öffentlich

Es gibt mehrere Wege , auf denen man Bar- beglaubigte Löſchungsbewilligung der Berechtigten,

gebotserhöhungen in der Regel umgehen kann ; oder ſind es die materiellen , alſo der der

bald wird ſich der eine, bald der andere als gang- freien richterlichen (in Bayern : notariellen ) Be

m

1
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weiswürdigung unterliegende Nachweis des Nicht weſen : Vor allem hätte der Notar darauf hin :

beſtehens des eingetragenen Rechts ? Im Gegenſap wirken können , daß die von Jäckel- Güthe für not

zu Jädel : Güthe , der das Vorliegen der zur Löſchung wendig erachteten Unterlagen beigebracht wurden .

erforderlichen Urkunden verlangt, neige ich der An- Wären dieſe nicht zu erlangen geweſen, fo hätte

ſicht zu , daß ſich die Motive hierim Ausdruck er auf Antrag eines Beteiligten durch Aufſtellung

vergriffen haben , indem ſie nicht das Vorliegen einer beſonderen Verſteigerungsbedingung die Nicht:

der Vorausſetungen der Löſchung, ſondern das berücfichtigung des erloſchenen Hypothekteils im ge

Vorliegen der Vorausſeßungen des Erloſchen : ringſten Gebot herbeiführen können, wozu in der

ſeins verlangen mußten ; Löſchung und Erloſchen: Regel weder die Bank noch der Verſteigerungs

ſein ſind ganz verſchiedene Dinge: die Löſchung ſchuldner die nötige Zuſtimmung ®) verweigern wird .

iſt ein Vorgang, das Erloſchenſein ein Zuſtand ; Sollte die Zuſtimmung zu dieſem Verfahren ein :

die formellen Vorausſeßungen der Löſchung können mal nicht zu erlangen ſein , ſo bliebe immer noch

ſehr wohl vorliegen , ohne daß das in Betracht der Weg der Aufſtellung einer beſonderen Ver:

kommende Recht worauf es doch hier allein ſteigerungsbedingung des Inhalts, daß eine Bar:

ankommt ! wirklich erloſchen wäre und alſo gebotserhöhung troß Berückſichtigung dieſes an ſich

bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots einfach erloſchenen Betrags im geringſten Gebot nicht zu

übergangen werden könnte; deshalb halte ich den leiſten iſt; auch die Aufſtellung dieſer beſonderen

materiellen Beweis des Nichtbeſtehend des Verſteigerungsbedingungwürde allerdings den An

Rechts für erforderlich, wenn man ein eingetragenes trag eines Beteiligten vorausſeßen ; erfahrungs

Recht bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots von gemäß ſind aber die Beteiligten und beſonders die

Amts wegen nicht berüđſichtigen will ; ich halte Vertreter der Hypotheken banken nach entſprechender

ihn aber auch für vollſtändig genügend und Belehrung durch den Notar gerne bereit , dieſe

zwar umſomehr, als ja der eingetragene Berechtigte Formſache zu erfüllen. Die Zuſtimmung der Bank

als Beteiligter vom Verſteigerungstermin zu ver- oder eines ſonſtigen Beteiligten wäre zur Auf

ſtändigen iſt und deshalb ſeine etwaigen Rechte ſtellung dieſer beſonderen Verſteigerungsbedingung

im Termin und nötigenfalls noch durch Änfechtung wohl nicht erforderlich, weil durch die Unterlaſſung der

des Zuſchlagsbeſchluſſes wahren kann ; auch für die Bargebotserhöhung niemand beeinträchtigt würde.

Anwendung des § 50 ZVG. beſtehen ja keinerlei Die gegenteilige Meinung Kochs 9) halte ich für

Vorſchriften, auf welche Weiſe fich der Richter unrichtig : zuzugeben iſt allerdings, daß bei Ein

davon zu überzeugen hat, daß die Vorausſeßungen tritt einer Bargebotserhöhung (rein theoretiſch ge
für eine Bargebotserhöhung gegeben ſind; als ſprochen ) die Nachypothekgläubiger unter Umſtänden

Vollſtredungsrichter halte ich mich zweifellos für einen Vorteil hätten , weil ihnen die Bargebots

berechtigt und verpflichtet, immer dann eine Bar- erhöhung vielleicht zugute käme; dieſer Vorteil be :

gebotserhöhung eintreten zu laſſen, wenn ich mir ſteht aber nur in der Theorie ; denn jeder Bietungs

nach der Aktenlage die Ueberzeugung gebildet habe, luſtige wird ſein Gebot darnach bemeſſen, ob er

daß ein im geringſten Gebot aufrecht erhaltenes außer dem Bargebot noch eine Bargebotserhöhung

Recht in Wirklichkeit nicht beſteht ; es iſt nicht recht zu leiſten hat oder nicht; ſteht die Mehrzahlungs

erſichtlich, warum nicht der gleiche Grundſaß auch pflicht in ſo ſicherer Ausſicht wie in unſerem Fall,

für das der Vermeidung von Bargebotserhöhungen ſo wird er eben , wenn nicht ausdrücklich ihr Aus

dienende Verfahren des Verſteigerungsbeamten ſchluß bedingt wird , entſprechend weniger bieten ,

gelten ſoll, der doch ebenfalls richterliche Befugniſſe um ſich auf dieſe Weiſe wieder ſchadlos zu halten .

hat ; die Bedürfniſſe der Praxis drängen jedenfalls Daß in der Praxis, wie oben erwähnt , nicht ſelten

nach dieſer Regelung , da man beim Verlangen Fälle vorkommen , wo der Bieter in Unkenntnis

der formellen Vorausſeßungen der Löſchung jeden: der geſeblichen Beſtimmungen von der Bargebots

falls nur äußerſt ſelten zur Anwendung des von erhöhung keine Kenntnis hat und demgemäß ſein

den Motiven als „ſelbſtverſtändlich" bezeichneten Gebot nicht entſprechend darnach einrichtet , kann
Rechtsgrundjakes tommen würde ; denn wenn die die Richtigkeit dieſer Erwägung natürlich nicht be

formellen Vorausſeßungen der Löſchung einmal einträchtigen ; denn in allen dieſen Fällen er:

vorliegen , ſo wird das nicht mehr beſtehende Recht in halten die Nachhypothekgläubiger infolge der Ge

der Regel auch nicht mehr eingetragen, ſondern ge- ſekunkenntnis des Erſtehers Beträge, auf die fie

löſcht ſein und ſeine Aufrechterhaltung im geringſten eigentlich keinen Anſpruch haben.

Gebot dann ohnedies nicht mehr in Frage ſtehen . B. Auch bezüglich des zur Eigentümer :

Aus allen dieſen Gründen hätte ich es in unſerem grundſchuld gewordenen Hypothefteils

Beiſpiel für zuläſſig und im Intereſſe der Rechts- von 498.10 M , bezüglich deſſen für den Nach:

ficherheit jogar für geboten erachtet, daß der Notar hypothefar ein Löſchungsanſpruch beſteht, ließe fich

den zweifellos erloſchenen Hypothefteil von 173.60M durch entſprechende Tätigkeit des Notar : die be

nicht in das geringſte Gebot ausgenommen hätte.

Würde man ſich im geſchilderten Fall der
8) Deren ſich der Notar auch bei Aufſtellung einer

beſonderen Verſteigerungsbedingung am beſten ſchon
Auffaſſung von Jädel- Güthe anſchließen , ſo wäre

vor dem Termin verſichert.

die Bargebotserhöhung gleichwohl vermeidbar ge- 9 ) S. 43 Fußnote 3 des obenerwähnten Schriftchens.
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dingte Bargebotserhöhung häufig vermeiden . Denn ſtanden ſind. Zur Herbeiführung der Löſchung

in der Regel wird es dem Notar keine Schwierig oder des Erlöſchens der Nebenkaution braucht man

keiten machen , ſchon vor dem Termin die Löſchung ſelbſtverſtändlich ſtets die Zuſtimmung des Hypo

oder durch Aufſtellung einer beſonderen Verſteige- thekgläubigers ; erfahrungsgemäß iſt dieſe aber in

rungsbedingung das Erlöſchen dieſes Hypothekteils der Regelunſchwer zu erlangen ; auch unſere Kypo

herbeizuführen . Iſt dies mangels Zuſtimmung des thefenbanken zeigen in dieſer Hinſicht großes Ent

Berechtigten ®) ausnahmsweiſe unmöglich, ſo wird die gegenkommen , vorausgeſeßt allerdings, daß gleich

Bargebotserhöhung allerdings nicht ohne weiteres zeitig ihre Hypothekrechte im Rahmen der Haupt=
zu vermeiden ſein ; denn auch wenn es möglich ſachehypothet entſprechend erweitert werden , was ja

wäre,von dem mit Löſchungsanſpruch ausgeſtatteten nach jeßigem Recht zuläſſig und durch die Ge

Nachhypothekgläubiger die Erklärung zu erlangen , ſtattung des Hinweiſes auf die Bankſagungen be

daß er von ſeinem Löſchungsanſpruch Gebrauch ſonders erleichtert iſt (8 1115 Abſ. II BOB.); daß
mache, wäre mangels Zuſtimmung des Volſtret i die Erweiterung des Hypothekrechts im Rahmen

kungsſchuldners die Bargebotserhöhung im Gegen der Hauptſachehypothef gegenüber dem Beſchlag

ſaß zum Falle A doch noch keine io durchaus nahmegläubiger unwirkſam wäre und deshalb nicht

fichere Sache, daß nicht vielleicht damit zu rechnen im geringſten Gebot berückſichtigt werden könnte ,

wäre, daß die Bietungsluſtigen die Möglichkeit iſt wohl kaum zu befürchten , da ſie ja nur an

des Eintritts der Bargebotserhöhung bei ihren Ge- die Stelle der gleichzeitig mit der Eintragung der

boten nicht ganz in Rechnung ſtellen ; der bei Ein- Hypothekerweiterungzur Löſchung kommenden Neben

tritt der Mehrzahlungspflicht vom Erſteher zu taution tritt, die unter Umſtänden ſogar eine höhere,
leiſtende Geſamtbetrag könnte alſo vielleicht etwas Belaſtung bedeuten würdewie die an ihrer Stelle

höher ausfallen, als er bei bedingungsgemäßem eingetragene øypothekerweiterung.

Ausſchluß der Bargebotserhöhung ſein würde ; deg- Läßt ſich dieſer Weg nicht beſchreiten, z . B.

halb könnte eine beſondere Verſteigerungsbedingung weil niemand die daraus entſtehenden geringfügigen

des Inhalts, daß keine Bargebotserhöhung ein- Roſten tragen will, ſo bleibt auch hier wie im

treten ſoll, in dieſem Fall nur dann ohne weiteres Falle A immer noch der Weg der Aufſtellung

aufgeſtellt werden , wenn die Zuſtimmung der Nach einer beſonderen Verſteigerungsbedingung des In

hypothekare zu erlangen wäre, was häufig nicht halts, daß eine Bargebotserhöhung troß Berück:

möglich ſein wird ; iſt ſie nicht zu erlangen , ſo ſichtigung des nicht ausgefüllten und deshalb nur

bleibt immer noch die Möglichkeit eines Doppel- formell zu Recht beſtehenden Teiles der Neben:

a u $gebots nach § 59 Abſ. II ZVO. , da die kaution im geringſten Gebot nicht zu leiſten iſt.

Beeinträchtigung der Nachhypothekgläubiger durch D. Hinſichtlich der Bargebots

die Aufſtellung dieſer beſonderen Verſteigerungs- erhöhungen, die dadurch eintreten , daß

bedingung nicht unbedingt feſtſteht. der Erſteber die im geringſten Bargebot

c. Auch die aus den nicht valutierten berüdjichtigten Annuitatenzahlungen

Nebenkautionen herrührenden Bargebots - für Rechnung des Strichichilling8 leiſtet,

erhöhungen laſſen ſich in der Regel leicht ver- fehlt es mir an einer praktiſchen Erfahrung, in

meiden . Meiſt wird es nur einer Ünregung des

Notars bedürfen,umſchon vor dem Termin die banten zu rechneniſt; meines Erachtenswürden

Löſchung oder durch Aufſtellung einer beſonderen fich aber die Banken nichts vergeben, wenn ſie

Verſteigerungsbedingung das Erlöſchen der Neben : einer beſonderen Verſteigerungsbedingung des In

kaution herbeizuführen,was dann allerdings unterhalts zuſtimmen würden ,daß die betreffenden Hypo

Umſtänden die weitere beſondere Verſteigerungs- thekteile nicht im geringſten Gebot berückſichtigt

bedingung erforderlich machen würde, daß die auf werden , ſondern erlöſchen ſollen.

die Nebenkaution bis zum Zuſchlag tatſächlich ge- Sollte dieſe Zuſtimmung nicht zu erlangen

ſchuldeten Beträge (in unſerem Beiſpiel alſo 49.50M) ſein , ſo ließe ſich , da ja der Eintritt der Bar

als barzuzahlender Anſpruch ins geringſte Gebot gebotserhöhung ſo viel wie ſicher iſt, auch hier

aufgenommen werden ; mit Roch (S. 43/44) und (wie im Falle A ) die Auſſtellung einer beſonderen

Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern Bd. II S.232 Verſteigerungsbedingung herbeiführen des Inhalts,

wird man annehmen können, „ daß es bei einer daß eine Bargebotserhöhung troß Berücfichtigung

derartigen Aenderung dergeſeßlichen Verſteigerungs- dieſer nur noch auflöſend bedingt " l) beſtehenden

bedingungen der Zuſtimmung der nachſtehenden Hypothekteile nicht zu leiſten iſt.

Hypothekgläubiger nicht bedarf, da es ſich nach

der Natur dieſer Forderungen um Beträge handelt , VI.

die zur Barzahlung und nicht zum Beſtehenbleiben
Im Vorſtehenden war mehrfach von der

beſtimmt ſind“.Wer gegen dieſe weitherzige Aufſtellung beſonderer Verſteigerungsbedingungen

Auslegung des Geſekes Bedenken hat , mag fein die Rede. Die in Ziff. IV niedergelegten Er

Gewiſſen dadurch beruhigen, daß er die Löſchung

oder das Erlöſchen der Nebenkaution nur inſoweit
19) Siehe hierzu die Ausführungen in Ziff. VI.

herbeiführt, als auf ſie keine Forderungen ent- " 1 ) Siehe die Ausführungen in Ziff. III, 4.

.
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jahrungen laſſen es angezeigt erſcheinen , dieſe Er
Kleine Mitteilungen.

örterung nicht zu ſchließen , ohne daß geſagt wird,

wie bei Aufſtellung beſonderer Verſteigerungs- Zwangsvollſtredung auf Grund gemeindlicher Auß:

bedingungen zu verfahren iſt. ftandsverzeichniſſe. Die Beſtimmungen der BBO. über

Es iſt ſchon erwähnt worden , daß beſondere die Zwangsvollſtredung finden in der Regel nur auf

Verſteigerungsbedingungen nur auf Antrag eines ſolche Schuldtitel Anwendung, die in der SPD. ſelbſt

Beteiligten, alſo nie von Amts wegen aufgeſtellt behandelt ſind. Gemäß & 801 BPO. ſind aber die

· werden dürfen ; die Antragſtellung iſt im Ver
Bundesſtaaten ermächtigt, im Wege der Geſebgebung

nicht auf dem Verordnungsweg - die gerichtliche

ſteigerungsprotokoll erſichtlich zu machen ($ 78ZVO.) ;
Zwangsvolftredung auch auf Grund anderer als

der Antrag muß ſelbſtverſtändlich erſehen laſſen, zivilprozeſſualer Schuldtitel zuzulaſſen und über die

welche Abweichung von den geſeßlichen Vorſchriften Art dieſer Zwangsvollſtreckung beſondere Vorſchriften

begehrt wird ; das gleiche gilt von der darauf er: zu treffen. Von dieſer Befugnis hat Bayern in den

gehenden Entſcheidung des Notars. Art. 4 ff. AG. BPO. vom 26. Juni 1899 Gebrauc

Wird durch die Abweichung von den geſetz gemacht und hat landesgeſeßlich das Volſtredungs

lichen Vorſchriften das Recht eines anderen Be- recht der Verwaltungsbehörden geregelt. Durch Art. 7

teiligten als des Antragſtellers beeinträchtigt, ſo
dieſes Gelebes iſt beſtimmt, daß bei Vollſtredungen

iſt deſſen Zuſtimmung erforderlich ; auch dieſe im Verwaltungszwangsverfahren die Vorſchriften der

iſt, wenn ſie nicht ſchon vor dem Verſteigerungs
BPD. anzuwenden ſind. Gemäß Art. 8 ſtehen die

termin erklärt wurde , im Protokoll erſichtlich zu
Ausſtandsverzeichniſſe der Gemeinden als Schuldtitel

den Urkunden der Finanzbehörden gleidh ; es fann auf

machen ; das Protokoll muß alſo beiſpielsweiſe im Grund ſolcher Verzeichniſſe die gerichtliche Zwangs:

Falle V lit. C folgendes enthalten : vollſtreckung erfolgen , wenn die Vorausſeßungen des

a) Falls durch beſondere Verſteigerungsbedin: Art. 48 GemD. gegeben ſind. Es finden alſo auch

gung das Erlöſchen der Nebenkaution herbeiherbei= für dieſe Schuldtitel bei Durchführungder Zwangs

geführt werden ſoll : bollſtredung die Beſtimmungen der SPD. und zwar

Auf Antrag des » . N. und mit Zuſtimmung der
die ſämtlichen Vorſchriften in den 88 704 bis 882 und

Pfandbriefbant Felden wurden folgende beſondere Ver- 899 bis 945 Anwendung, da in Art. 7 AG. SPD.

ſteigerungsbedingungen aufgeſtellt : die Nebenkaution Ausnahmen nicht vorgeſehen ſind.

zu ħypothet 1/ I der Pfandbriefbant Felden, die eigentlich Nun hat aber die bayer. Geſchäftsanweiſung für

als Beſtandteil des geringſten Gebots aufrecht zu er- Gerichtsvollzieher vom 28. April 1900 (IMBI. S.62171.)

halten wäre, ſoll durch den Zuſchlag erlöſchen und
im § 205 Abſ. III in den beiden Schlußſäßen ange

demgemäß im geringſten Gebot nicht berüdſichtigt

werden ; dagegen ſollen die auf dieſe Nebenkaution er
ordnet, daß der Gerichtsvollzieher den Schuldtitel nur

wachſenen Verzugszinſenforderungen als barzuzahlende
auf Verlangen der auftraggebenden Behörde zuſtellen

Anſprüche im geringſten Gebot berückſichtigtwerden ; ' )
und, wenn ihm kein ſolcher Auftrag erteilt wird, nicht

oder : zu prüfen hat, ob der Schuldtitel ſchon zugeſtellt iſt.

Auf Antrag des N. N. und mit Zuſtimmung der Auf Grund dieſer Anweiſung werden zuweilen durch

Pfandbriefbant Felden wurde folgende beſondere Ver- die Gerichtsvollzieher bei Schuldnern von Gemeinden

ſteigerungsbedingung aufgeſtellt: die Nebentaution zu Pfändungen vorgenommen , ohne daß die Voraus

vypothef 1 / I der Pfandbriefbant Felden, die eigentlich ſeßungen des nach landesgefeplicher Vorſchrift
im voćen Betrag als Beſtandteil des geringſten Ge

bots aufrecht zu erhalten wäre , aber bis heute nur in
(Art. 7 AG. ZPD.) anzuwendenden $ 750 A165. 2 SPD.

þöhe von 49.50 M valutiert iſt, ſoll durch denZuſchlag erfüllt ſind, wonach die Zwangsvollſtreckung nurbe

in Höhe des nicht valutierten Betrages von 1950.50 M
ginnen darf, wenn vorher oder gleichzeitig der Schulds

erlöſchen und demgemäß im geringſten Gebot nur mit titel im gegebenen Falle alſo das vollſtreckbare

dem Betrag von 49.50 M berüdſichtigt werden . ' ) Ausſtandsverzeichnis – zugeſtellt iſt.

b ) Falls durch beſondere Verſteigerungsbedin:
Dieſe Vorſchrift der SPD. enthält eine Sous

gung nur der Eintritt einer Bargebotserhöhung
beſtimmung für den Schuldner und es iſt kein Grund

ausgeſchloſſen werden ſoll :
erſichtlich, weshalb in einem Zwangsvollſtreckungs

verfahren auf Grund eines gemeindlichen Ausſtandss

Auf Antrag des N. N. wurde folgende beſondere

Verſteigerungsbedingung auſgeſtellt: obwohl auf die
verzeichniſjes die Intereſſen des Schuldners nicht in

zur Hypothet 1/1 eingetragene und im geringſten Ge
gleicher Weiſe wie bei Pfändungen auf Grund ans

bot als beſtehenbleibendes Recht berückſichtigte Neben derer Vollſtreckungstitel geſchüßt ſein ſollten . Die

faution von 2000 M bis heute nur Forderungen in allgemeine Vorſchrift des Art. 7, die das Zwangs:

Höhe von 49.50 M entſtanden ſind, ſoll keine Bargebots- vollſtredungsverfahren in Verwaltungsſachen in Ein

erhöhung ſtattfinden , ſoweit ſie nach den geſeßlichen klang bringt mit den Vorſchriften der BPO., bietet

Beſtimmungen auf Grund dieſer Verhältniſſe einzu- keinen Anhaltspunkt dafür, das Syſtem der für die

treten hätte .
Sivangsvollſtreckung geltenden allgemeinen Vorſchriften

12) Der Nachjap dürfte überflüſſig ſein, wenn das
zu verlaſſen und für eine einzelne Art der Pfändung

Hauptſache hypothefrecht auf die Leiſtung von Ver
beſondere Regeln aufzuſtellen . Bietet aber das Seſek

zugszinſen erweitert wurde. dieſe Möglichkeit nicht, jo fönnen im Verordnungsweg

15) Dieſe Faſſung hat unter Umſtänden den Nach- Ausnahmebeſtimmungen nicht getroffen werden, weil

teil , daß die Bank für die vom Zuſchlag bis zum Ver- das Verordnungsrecht ſich innerhalb der Grenzen der

teilungstermin laufenden Verzugszinſen keine Deckung Gejebe halten muß und weil folchen Verordnungen

mehr hat ; der Nachteil dürfte aber nicht beſtehen,
Geſebeskraft nur zukommt, wenn ſie vor Geltung der

wenn das Hauptſachehypothefrecht entſprechend er:

weitert wurde.
Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 erlaſſen

worden ſind.
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Das Finanzminiſterium hat ſich in einer Bet, vom ſeinem Gewahrſam belaſſen werden ;er veräußert einen

27. Dezember 1899 ( FinMBI. 1899 S. 355 ff .) auf Teil, begeht alſo einen Pfandbruch. Kann der Gläubiger

dieſen Standpunkt geſtellt und hat im $ 15 die swange- die Verſteigerung der übrigen Sachen und die Hinters

vollſtreckung auf Grund vollſtreckbarer Beſchlüſſe der legung des Erlöſes verlangen ?

Finanzämter nur für zuläſſig erklärt, wenn die Vors Ünmittelbar iſt & 930 Abſ. 3 SPD. nicht anwend

ausſeßungen des $ 750 SPD. erfüllt ſind. Aus dieſer bar. Die Veräußerung eines Teiles der gepfändeten

Belanntmachung iſt auch zu entnehmen, daß die Sachen feßt die übrigen weder der Gefahr einer be

Adminiſtrativmahnung, wie ſie in Art. 48 Gem. vor- trächtlichen Wertverringerung aus, noch bewirkt ſie,

geſehen iſt, ſich von der Zuſtellung im Sinne des daß ihre Aufbewahrung unverhältnismäßige Roſten

$ 750BPD. begrifflich unterſcheidet (vgl. auch SeuffBl. verurſacht. Man kann demgegenüber aber folgendes

74 S. 284 und JurW. 1890 S. 81 Nr. 12). Auch in ausführen : Durch die Veräußerung eines Teiles der

der Anordnung des Finanzminiſteriums vom 22. No: gepfändeten Sachen iſt (wenigſtens regelmäßig) dar

vember 1880 Nr. 2 (FinMBI. S. 477) iſt die Anſchau- getan, daß die Befriedigung des Gläubigers aus den

ung vertreten, daß ein vollſtreckbares Ausſtandss übrigen Sachen oder ſeine durch die Pfändung be

verzeichnis vor Beginn der Vollſtreckung zugeſtellt wirkte Sicherung gefährdet iſt, wenn die Sachen

werden muß. länger im Gewahrſam des Schuldners bleiben. Es

Das Vollſtredungsorgan hat nicht zu prüfen, fommt daher zunächſt in Frage, daß der Gericht voll

ob alle geſeßlichen Vorbedingungen einer Vollſtreck- zieher ſie aus dem Gewahrſam des Schuldners weg

barkeitserklärung erfüllt oder von der Gemeindevers i ichafft ($ 808 Abſ. 2) und andersmie verwahrt. Das

waltung als erfüllt erachtet worden ſind ; dieſe Frage macht unter Umſtänden unverhältnismäßige Koſten

hat die Behörde zu prüfen, welche den Vollſtreckungs- (man denke z. B. an Tiere). Liegen ſolche Umſtände

auftrag erteilt. Geprüft muß aber werden , ob das vor, ſo iſt & 930 Abſ. 3 anwendbar, während andern

Ausſtandsverzeichnis zugeſtellt iſt, das die Grundlage falls eben nur eine andere Art der Verwahrung in

für die Vollſtreckung bildet ; es darf die zwangsweiſe Frage tommt.

Beitreibung nur durchgeführt werden, wenn die geſeks Wie hat nun der Gläubiger darzutun, daß die

lich vorgeſdriebenen Förmlichteiten des Verfahrens Vorausſetungen des 930 461.3 vorliegen ?

gewahrt find . Es kann die landesgeſeblich vorge- Für den Regelfall werden allerdings feine be

ſchriebene Anwendung des $ 750 SPD. durch Verords ſonderen Schwierigkeiten entſtehen . Ob eine Sache

nung nicht ausgeſchloſſen werden, und es können über der Gefahr beträchtlicher Wertverringerung ausgeſept

die Vorausſegungen für die Zuläſſigkeit der Poll- iſt oder ob ihre Aufbewahrung unverhältnismäßige

ſtredung durch Verwaltungsanordnungen nicht ab- Roſten verurſacht, fann der Richter regelmäßig entſcheis

weichende Vorſchriften getroffen werden . den, ohne daß ihm etwas Beſonderes dargetan werden

Pfändungen , die von Gerichtsvollziehern unter muß. Schwieriger wird es aber, wenn der Richter nicht

Außerachtlaſſung der Beſtimmung des § 750 SPD. entſcheiden kann, ohne daß ihm gewiſſe Tatſachen noch

über die Bedingungen für den Beginn einer Zwanges beſonders erhärtet werden. Wie hat der Gläubiger

vollſtreckung vorgenommen werden, können allenfalls 3. B. in dem vorhin erwähnten Falle darzutun, daß

durch gerichtliche Entſcheidung als unzuläſſig erklärt der Schuldner einen Teil der verpfändeten Sachen ver

und als nichtig und unwirkſam aufgehoben werden, äußert hat ?

und es kann ein ſpäterer Pfandgläubiger, der auf Man fönnte daran denken , daß der Gläubiger

Grund eines zugeſtellten Schuldtitels Pfändung ers den Verkauf glaubhaft machen muß, da es ſich um

wirkt hat, die Pfandfache einem früheren Pfand: eine Beſtimmung des Arreſtverfahrens handelt. Dieſe

gläubiger entziehen , der auf Grund eines Ausſtands erleichterte Form des Beweiſes , die allerdings wieder

verzeichniſſes ohne Zuſtellung pfänden ließ. Es können dadurch erſchwert iſt, daß die Beweißaufnahme ſofort

hieraus unter Umſtänden Rüdgriffsanſprüche entſtehen. möglich ſein muß ($ 294 A65. 2), iſt aber nur in den

Es ergibt ſich aus dem Wortlaut der Schlußfäße vom Geſeß ausdrücklich genannten Fällen zuläſſig . ' )

des $ 205 GeſchAnw . f. Ger Vollz. und aus ſeiner An- Ausdrücklich iſt nun zwar in $ 930 Abſ. 2 für den

wendung durch die Gerichtsvollzieher für einen Augs Anſpruch und den Arreſtgrund geſagt, daß ſie glaub

nahmefalleine Unregelmäßigkeit, die der dienſtaufſichts haft zu machen ſind. Für den Fall des § 930 Abſ. 3

führende Richter auch nicht gemäß § 207 der Dienſtes : beſteht aber keine entſprechende Beſtimmung. Viel

vorſchriften für Gerichtsvollzieher im Wege einer dem mehr muß folgendes gelten : Die Anordnung des

Sinne des Geſeßeß entſprechenden und die Durch- 6930 Abſ. 3 iſt eine Maßregel des Arreſtvollzugs.

führung ſeiner Grundſäße ermöglichenden Auslegung Da nach § 928 auf ihn die Vorſchriften über die

beſeitigen kann, weil die Gerichtsvollzieher ſich an Zwangsvollſtrecung entſprechend anzuwenden ſind, ſo

den Wortlaut ihrer Geſchäftsanweiſung für gebunden iſt die Anordnung als ein Vorgang der Zwangsvoll

erachten . ſtredung zu behandeln. Sie wird übrigens auch nach

Es dürfte deshalb zu erwägen ſein, ob nicht eine ausdrücklicher Geſebesbeſtimmung durch das Voll

Aufhebung der mehrerwähnten Anordnung des § 205 ſtreckungsgericht getroffen , alſo in einem Verfahren,

GeſchAnw . f. GerVolz. oder doch eine Abänderung bei dem nach der Wahl des Gerichts eine mündliche

und Erläuterung angezeigt iſt. Verhandlung ſtattfinden fann ($ 764 465.3). Erfolgt

Oberamtsrichter Schmitt in Klingenberg. keine mündliche Verhandlung, ſo kann das Gericht

entweder auf Grund des vom Gläubiger eingereichten

Geſuches und deſſen Unterlagen entſcheiden oder erſt

dem Schuldner Gelegenheit zu einer ſchriftlichen Er

Auwendbarkeit des $ 930 Abſ. 3 ZPO. bei Ver- klärung geben. Es kann aber auch in dieſem rein

äußernug gepfändeter Sachen ? Wie find jeiue Voraus:

legungen darzutun ? Bei einem Schuldner ſind mehrere 1) Vgl. Stein , Komm . zu ZPO . , 10. Aufl., erl .

Sachen auf Grund eines Arreſtes gepfändet, aber in VA zu § 128 .
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Aus der Rechtſprechung.

ſchriftlichen Verfahren ſchon eine Beweisaufnahme laſſen von Sicherheitsmaßregeln und der Ueberwachung

ſtattfinden . Es können z . B. neben dem Urkunden- ihrer Anwendung hat das BG. dem geſeßlichen Ber:

beweis ?) recht wohl Zeugen und Sachverſtändige ver treter der Beklagten mit Recht vorgeworfen. Es führt

nommen werden. Wenn alſo in dem erörterten Falle
zutreffend aus, nach dem Ausſcheiden des Sachver

ſtändigen habe der geſeßliche Vertreter nicht einfach
der Gläubiger Zeugenbeweis dafür antritt, daß der

die Hände in den Schoß legen noch ſich bei dem Ges
Schuldner einen Teil der im Arreſtwege gepfändeten

danken beruhigen dürfen, eine Gefahr bei der Anlage
Sachen veräußert hat, ſo iſt dieſer Beweis zu erheben . ) ſei ein für allemal“ beſeitigt. Das BG. hebt hervor,

Häufig wird das Gericht aber mündliche Verband- welche Bedenken er mit Rüdſicht auf die ärt der Ans

lung anordnen, ſei es, daß ihm dies zur Klärung der lage, auf ihr Alter und die Schwierigkeit ihrer Be:

Sache angemeſſen erſcheint, oder daß der Gläubiger dienung bei pflichtmäßiger Anwendung der im Berkehr

den Beweis durch Eideszuſchiebung antritt, ein Beweiß, erforderlichen Sorgfalt habe hegen müſſen. Er konnte

der nur in dem nach Anordnung einer mündlichen
nicht annehmen , daß der Sachverſtändige für alle Zu

Verhandlung ſtattfindenden Verfahren erhoben werden
kunft die Heizungsverhältniſſe gefahrlos geſtaltet habe.

Der Umſtand, daß die bisher zum Anlegen der Lod
kann .” ) Man wird ſogar annehmen müſſen , daß in

feuer benußte Deffnung vermauert war, mußte ihn

einem ſolchen Falle für das Gericht eine Verpflichtung zum Nachdenken darüber veranlaſſen, wo jeßt das Lod :

beſteht, mündliche Verhandlung anzuordnen .") 9) feuer werde entzündet werden , und ob das gefahrlos

Rechtsanwalt Dr. Leiſer in Boſen .
geſchehen könne. Die Anſtände, die in der Heizzeit

1910/1911 wegen ungenügender Wärme in den Stif

tungsräumen hervortraten, mußten ihm das bisher

verwandte Abhilfemittel, das Bodfeuer , ins Gedächtnis

zurüďrufen, und er mußte alsdann, um ſeiner Auf

ſichtspflicht zu genügen, ſich davon überzeugen, ob die

Anlegung des Feuers vom Schlupfkanal aus mit Ge

fahren verbunden und wie dieſen vorzubeugen ſei.

Reichsgericht. Dieſer eigenen Aufſichtspflicht wurde der geſegliche Ber:

treter auch nicht ledig , wenn Perſonen vorhanden

A. Zivilſachen. waren , deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Verpflichtung

aus 8 618 gegenüber dem Erblaſſer der Kläger bediente.
I.

Uebrigens würde für das ſolchen Perſonen zur Laſt

Berlegung der Fürſorgepflicht der dienſtberechtigten fallende Verſchulden die Beflagte nach § 278 BOB .

öffentlich-rechtlichen Körperſchaft durch den jagunge: haften. Dem Verſtorbenen gereichte es anderſeits nicht

mäßig berufeneu Bertreter. Aus den Gründen: zum Verſchulden , daß er ſich zum Anzünden des un

Zwiſchen der beklagten Stiftung und dem þeizer S. entbehrlichen Locjeuers in den Schlupffanal begab .

beſtand ein Dienſtverhältnis , aus dem ſich für ihren Es mag der Beflagten zugegeben werden, daß er ſein

geießlichen Vertreter die nach § 618 BOB. begründeten Unternehmen als gefährlich fannte. Allein er hat ſich

Pflichten ergaben . Schuldhafte Verlegung durch ihn nicht leichtfertig ſondern aus Pflichttreue in die nach

macht die Beflagte nach 88 31,89,618 Abſ.3, 814 BOB. der Eigenart der Anlage nun einmal mit ſeinem Dienſte

den ħinterbliebenen des S. Tchadenserſaßpflichtig. S. verbundene Gefahr begeben . Er hat ſich für verpflichtet

hatte zur Erwärmung des Schornſteins der Luftheizungs
gehalten , lieber die Gefahr einer Geſundheitsbeſchädi

anlage ſog. Lodfeuer anzulegen . Dies geſchah früher gung auf ſich zu nehmen , als ſeinen Dienſt zu ver

durch ein Türchen außen im Schornſtein . Die Deffnung nachläſſigen. Zugleich hat er unter dem Drucke der

wurde aber 1909 auf Anraten eines Sachverſtändigen - vielleicht unbegründeten - Furcht gehandelt , er

vermauert. Das Lodfeuer mußte ſeitdem von einem werde ſeine Stelle verlieren, wenn er nicht für ordnungss

neben dem Rauchfanal herlaufenden Schlupſkanal aus mäßigen Gang der Heizung ſorgte. Das BG. findet

angelegt werden. Jm Oftober 1911 wurde S. durch das Verſchulden des S. darin , daß er nicht Schußmaß :

Gaſe erſtidt im Schlupfkanal tot aufgefunden . Ob die regeln angeregt hat. Aber mit dieſer Unterlaſſung hat

Anordnung des Zumauerns der Definung im Schorn- er nicht gegen die im Verfehr erforderliche Sorgfalt

ſtein ſchuldhaft war, kann unerörtert bleiben . Die verſtoßen . Sein Dienſt brachte es mit ſich, daß ſich bei

mangelnde Erfüllung der Aufſichtspflicht, das Unter- ihm eine gewiſſe Gleichgültigkeit gegen die Gefahr ein

ſtellte. Zudem iſt es begreiflich , daß er nicht gern

- Auf dieſe will stann, Somm. zu ZPO ., Erl . 4 b, Schwierigkeiten bereitete und ſich durch das Er

cc zu § 128, zu Unrecht die Beweismittel beſchränkt heben beſonderer Anſprüche möglicherweiſe mißliebig

ſehen. machte. Er durfte erwarten ,daß Sicherungsmaßnahmen,

9 ) Ueber die Grundſäke des Verfahrens bei Nicht- wenn nötig und erfolgverſprechend, von der Verwaltung

anordnung der mündlichen Verhandlung vgl . 3. B. ausgehen würden. Wollte man aber die Unterlaſſung

Stein, Erl . V A zu § 128 . i der Anregung als ſchuldhaft anſehen, ſo wäre doch

3a) lleber die Grundſätze dieſes Beweisverfahrens das Verſchulden des geſeßlichen Vertreters, der die

vgl. 8. B. (nicht ganz übereinſtimmend) Stein , Erl. gefahrvolle Anlage beſtehen ließ , ſich um den Dienſt

V B 3, 4 ; Kann, Erl. 4 b, dd, d zu 8 128, dort auch und das Ergehen der Heizer nicht fümmerte, obwohl

Literatur . Eidesbeweis wird allgemein als zuläſſig ihm die geſamte Verwaltung oblag, das grundlegende,

angenommen (vgl . z. B. RG. Bd . 50 S. 369, Bd. 54 | die Möglichkeit für den Unfall ſeßende und derart

S. 311), und zwar ſtets auch ohne die Vorausſeßungen überwiegend, daß das geringfügige des S. als den

des § 461; Auferlegung durch (unbedingten ) Beſchluß. Schaden verurſachend überhaupt nicht in Betracht

(Nicht ganz unbeſtritten; vgl. Stein und Stann a . a . D.)
kommen und an der vollen Erſazpflicht der Beklagten

“) Vgl . Stein, Erl. V A zu § 128. nichts ändern würde. ( lirt . d . III . ZS . vom 17. Fes

5) Wenn alſo das Landgericht Oſtrowo als Ve : bruar 1914, INI 534/1913) .

ſchwerdegericht in einem ſolchen Falle die Zurück- 3288

weiſung eines Antrages aus 930 Abſ.3 deswegen
II .

für begründet gehalten hat, weil der Gläubiger, obs Mitwirfended Verſchulden , urjädlider Zuſammen :

obwohl es ſich um ein Arreſtverfahren handele, die hang . Aus den Gründen : Die Klägerin hatte als

Veräußerung eines Teiles der gepfändeten Sachen Lehrerin freie Dienſtwohnung im Schulgebäude. Auf

nicht glaubhaft gemacht, ſondern Zeugenbeweis an- dem vereiſten und infolgedeſſen glatten Wege zu der

getreten habe, ſo iſt dies kaum richtig. auf dem Schulhofe ſtehenden Pumpe, von der ſie Waſſer

1
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holen wollte, ſtürzte ſie und zog ſich Verlegungen zu .

Der Schulverband wurde zum Schadenserſaß verurteilt.

Die Reviſion rügt, das BG. habe mit Unrecht ein mit

wirkendes Berdulden der Klägerin Derneint, die ſich

der offenliegenden Gefahr bewußt ausgeſeßt habe. Die

Rüge iſt unbegründet. Es entſpricht keineswegs der

Rechtſprechung des RG., daß ichuldhaft handelt, wer

ſicheiner Gefahr bewußt ausſeßt. Schuldhaft handelt

vielmehr nur, wer ſich ohne Not in Gefahr begibt.

Hier wardie Klägerin auf die Pumpe angewieſen , um

ſich das Waſſer zu holen. Wenn ſie nun hoffen konnte,

daß fie bei vorſichtigem Gehen ohne Unfad ihren Zwect

erreichte, und wenn fie weder unvorſichtig noch leicht

fertig verfahren iſt. To genügen dieſe Feſtſtellungen, um

ein Berſchulden auszuſchließen . Es wäre eine Prämie

auf die Verleßung der Pflicht des Beflagten , wenn

man ihm die Berufung darauf geſtatten wollte, die

Klägerin hätte die Benußung der Pumpe unterlaſſen

müſſen , weil ſich der Zugang zur Pumpe in einem

offenſichtlich nicht gefahrfreien Zuſtande befunden habe.

Es kann nur darauf ankommen , ob die Klägerin bei

der Benußung die auch für ſie erkennbare Gefährlichkeit

des Zugangs leichtſinnigerweiſe nicht genügend beachtet

hat. Eine ſolche Feſtſtellung hat das Bð . aber nicht

getroffen . Das BG . iſt bei Prüfung der Frage nach

dem urſächlichen Zuſammenhang von den in der Rechts

ſprechung des RG. ſtändig angenommenen Grundſäßen

ausgegangen. Nach ſeiner Feſtſtellung ſind die bei der

Klägerin feit dem Unfall eingetretenen Bewegungs

und Gefühlsſtörungen ihrer rechten Hand und ihres

rechten Armes durch den Unfall hervorgerufen. Mag

nun bei der Klägerin ſchon vor dem Unfalle eine frant

hafte Anlage zur Byſterie, oder eine Krankheit ſelbſt,

Byſterie, vorhanden geweſen ſein , und mögen die er

wähnten Störungen durch den Unfall infolge der vors

handenen frankhaften Anlage oder der vorhandenen

Krankheit ausgelöſte Folgen ſein, ſo wird dadurch der

urſächliche Zuſammenhang nicht ausgeſchloſſen . Ohne

Hechtsirrtum hat das BG. angenommen, daß dies zu

einer Beſchränkung der Schadenserſatzpflicht nicht führen

fönne. Daß aber die Hyſterie feinesfalls eine Be

idräntung des Gebrauchs einer Hand zur Folge ge

habt hat, iſt vom BG . tatſächlich feſtgeſtellt. Die

Klägerin hat ja auch bis zum Unfall ihre rechte Hand

unbeſchränft gebrauchen können. Danach hat das BG.

auch ohne Rechtsirrtum angenommen, daß es ſich bei der

Verminderung der Gebrauchsfähigkeit der rechten Hand

nicht um die Verſchlimmerung eines vorher gegebenen

Zuſtandes , ſondern um ein neues Leiden handle. Es

kommt daher gar nicht darauf an , ob bei der Klägerin

vor dem Unfalle nicht nur eine Anlage zur Hyſterie,

ſondern ein hyſteriſches leiden beſtanden hat. (Urt. d .

III . ZS. v . 28. April 1914, III 63/14) .

Wichtigkeit nicht abſpricht, und die er nicht nur unter

Beſchränkungen als wichtige Gründe zuläßt, nach § 626

als vertragauflöſend zu gelten haben . Der Vertrag

der Streitteile knüpft an eine Reihe von Þandlungen

und Unterlaſſungen des Klägers für die Beflagte das
Hecht ihn ſofort zu entlaſſen. Dieſe Handlungen und

Unterlaſſungen ſind nur dann wichtige Gründe, wenn

ſie die im Vertrage erforderten Merkmale aufweiſen.

DasBG.findet nuneinen von den Vertragsbeſtimmungen

unabhängigen wichtigen Grund darin , daß der Kläger

die Abſage ſeiner Mitwirkung bei der Theatervorſtellung

in einer Weiſe „mit ſeinen angeblichen Geldforderungen

verquidt“ habe, daß es der Theaterleitung nicht wohl

zuzumuten geweſen ſei, das Verhältnis mitihm weiter

beſtehen zu laſſen. Der Kläger habe zwar ein Zurüc

behaltungsrecht wegen ſeiner Gehaltsrückſtände geltend

machen wollen. Er habe aber kein ſolches Recht ge

habt, ſeine Gehaltsanſprüche ſelbſt als zweifelhaft er:

fannt und dadurch ein ſittenwidriges Verhalten an

den Tag gelegt, daß er mit der Abſage einen Druck

auf die Beilagte ausübte. Die Ausübung des Zurüds

behaltungsrechts dürfe nicht dazu führen, dem anderen

Teile einen unverhältnismäßigen Schaden zuzufügen .

Das ganze Verhalten des Klägers ſei eine ſo ſchwere

Pflichtverleßung, daß die Beklagte, ſchon um der er

forderlichen Theaterzucht willen, es ſich nichthabe bieten

laſſen dürfen . Der Bewertung dieſes Verhaltens als

eineswichtigen Grundes ſtehen allerdings Beſtimmungen

des Vertrages in dem hier dargelegten Sinne nicht

entgegen, allein die Ausführungen des BG. laſſen zum

Teil eine Berlennung des Rechtsbegriffs des wichtigen

Grundes erſehen, zum Teil eine prozeßgerechte Feſts

ſtellung der zur Begründung verwandten Tatſachen

vermiſſen . Nichtig iſt, daß unter Umſtänden auch die

Geltendmachung eines Rechtes, insbeſondere des

Zurüdbehaltungsrechts, gegen Treu und Glauben vers

ſtoßen und einen Grundzu friſtloſer Kündigung ergeben

fann. Aber damit dies angenommen werden kann,

bedarf esder einwandfreien Feſtſtellung ganzbeſonderer

Verhältniſſe. (Wird ausgeführt, daß es daran hier

fehlt). (Úrt. d . III . ZS. v . 1. Mai 1914, III 33/14) .
3390
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III .

Der „wichtige Grund “ zu friſtloſer Kündigung des

Dienſtverhältniſſes. Aus den Gründen : Mit Recht

hebt das BG. hervor, daß die Beſtimmung des § 626

BOB . zwingendes Recht enthalte. Dieſe Eigenſchaft

hindert aber nicht,daß über die Wichtigkeit von Gründen

ju friſtloſerKündigung des Dienſtverhältniſſes vertrags

mäßige Beſtimmungen getroffen werden . Durch Vertrag

fann Tatſachen, die an ſich einen wichtigen Grund dar

ſtellen würden, unter beſonderen Vorausſeßungen dieſe

Bedeutung genommen werden . Sollen nach dem Ver

trage gewiſſe Tatbeſtände nur dann einen wichtigen

Grund bilden ,wenn im einzelnen feſtgeſepte erſchwerende

Umſtände obwalten , ſo können ſie ohne das Vorliegen

dieſer Umſtände nicht auf Grund des § 626 BGB . als

wichtige Gründe zur Auflöſung des Dienſtverhältniſſes

verwertet werden. Inſofern iſt die vertragliche Regelung

ſchlechthin maßgebend. Das ſchließt aber nicht aus

und darin zeigt ſich die zwingende Natur der Geſekes

vorſchrift - daß Latbeſtände, denen der Vertrag die-

IV.

Beridwiegenheitspflicht des Bautier8. Aus den

Gründen : Das BG . hat den beklagten Bankier für

haftbar erklärt, weil er durch ſeine ſchriftlichen und

mündlichen Mitteilungen an B., die dieſer bei ſeinem

Antrag auf Anordnung der Nachlaßverwaltung ver

wertet hat,ſeine Vertragspflichten gegenüber dem Kläger

fchuldhaft verlebt habe. Dém iſt im Ergebnis beis

zupflichten. Wenn der Banfier die Aufträge eines

Kunden an ihn und das Verhalten des Kunden im

Geſchäftsverkehr mit ihm bekannt gibt, iſt in der Mit

teilung derartiger geſchäftlicher Angelegenheiten durch

den Banfier an einen Dritten allerdings nicht die

Preisgabe eines Geſchäftsgeheimniſſes zu finden (vgl .

über den Begriff des Geſchäftsgeheimniſſes : JW. 1912,

601; RG. 53, 42 ; RGSt. 29, 426 ). Allein es kann

keinem Zweifel unterliegen , daß der Bankier ſeinem

Kunden gegenüber zur Verſchwiegenheit verpflichtet iſt.

Dies wird auch in Rechtſprechung und Rechtslehre an

erfannt. Der Bankier ſteht in einem beſonderen Ver

trauensverhältnis zu ſeinem Auftraggeber, und bei

ihrem Geſchäftsverkehre handelt es ſich um Angelegen

heiten des Auftraggebers, in die dieſer mit Recht un

beteiligten Dritten feinen Einblick geſtattet. Dement

ſprechend war auch der mit der Regelung und Ver

ſilberung des Nachlaſſes eines Angehörigen des Klägers

beauftragte beklagte Bankier verpflichtet, über den Jn

halt der ihm erteilten Aufträge und beſonders auch

über die „ auffällige Eile “ , mit der der Kläger auf ſchnelle

Verwertung der Nachlaßgegenſtände und Abführung

des Erlöſes drängte, Stillſchweigen zu beobachten. Da

us dem Verhalten des Klägers erjah, pieſemer
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an ſchleuniger Berſilberung des Nachlaſſes und an ſos von einem Erlöſchen einereinmal eingetretenen Erſaka

fortiger Verwertung der eingezogenen Gelder viel ge- pflicht iſt weder im 8 1298 BGB. noch an einer anderen

legen war, durfte er nicht den Wünſchen und Intereſſen die Folgen des Rüctritts vom Verlöbnis regelnden

ſeines Auftraggebers entgegenarbeiten, indem er durch Stelle des Geſeßes die Rede. Vielmehr iſt auch im

ſeine Mitteilungen an B. für deſſen Antrag auf An- $ 1299 BOB., der eineErſaßpflicht des Verlobten feſtlegt,

ordnung der Nachlaßverwaltung die erforderlichen der den Rüdtritt des andern durch ein einen wichtigen

Unterlagen beſchaffte und ſo dazu mitwirkte, daß dem Grund bildendes Verſchulden „veranlaßt“, dem klaren

Kläger die Verfügungsgewalt über die Nachlaßgegen- Wortlaute nach ein im Zeitpunkte des Rüctritts vors

ſtände und die Möglichkeit ſofortiger Berwertung ihres liegender Grund vorausgeſeßt. Der Senat hält daher

Erlöſes entzogen wurde. Durch dieſes Handeln gegen an der von ihm bereits früher ausgeſprochenen Anſicht

die ihm erkennbaren Intereſſen des Klägers verleşte feſt,daßein erſt nach der Nüđtrittserklärung entſtandener

der Beflagte ſchuldhaft feine Bertragspflichten. Die Nüdtrittsgrund gegenüber der Schadenserſakilage aus

Vertragsverleßung fann nicht etwa deshalb verneint S$ 1298 ff. BGB. nicht in Betracht kommen kann (Urt.

werden, weil derbeklagte Banfier die Mitteilung zur vom 18. April 1907 IV 459/96) . Das DIG. hat hiernada

Verwertung in einem gerichtlichen Verfahren gemacht mit Recht das Verhalten der Klägerin im Prozeß zur

und ein Recht zur Zeugnisverweigerung nichtgehabt Rechtfertigung des auf § 1298 Abſ. 3 BGB. geſtükten

habe. Abgeſehen davon, daß ein Bankier auf Grund Einwandes des Beklagten für ungeeignet erklärt, weil

des § 383 Nr. 5 ZPO. ſein Zeugnis über die Angelegen- es ſich dabei um eine Tatſache aus der Zeit nach dem

heiten ſeines Auftraggebers verweigern kann, auf die Rüdtritt handelt. Aber auch wenn dieſer Grund nicht

ſich ſeine Berpflichtung zur Berſchwiegenheit bezieht zuträfe, wäre der Neviſion nicht beizutreten . Da der

( Bayer.OblG. 1 , 290 ; Elf. 22, 291) und nach richtiger einſeitige Müdtritt eines Verlobten , gleichviel ob er

Anſicht ſeinem Auftraggeber gegenüber auch verpflichtet mit oder ohne wichtigen Grund erfolgt, die Aufhebung

iſt, von ſeinem Zeugnisverweigerungsrechte Gebrauch des Verlöbniſſes bewirkt, ſo wird dadurch zugleich der

zu machen (ROZ.53,317 ;Stein III, 2 zu § 383), hat hier andere Teil von der durch das Verlöbnis begründeten

der Beklagte gar nicht unter dem Einfluſſe derZeugnis: Berpflichtung frei, ſein Verhalten dem gegebenen Ehe

pflicht gehandelt, ſondern ganz freiwillig aufAnfrage verſprechen gemäß einzurichten. Er iſt daher auch nicht

des B. ſeine ſchriftlichen und mündlichen Erklärungen verpflichtet, in einem nach der Aufhebung des Ber:

abgegeben. (Urt. d. III. ZS. v . 28. April 1914, III löbniffes auf Grund der SS 1298 ff. anhängiggemachten

527/13). Prozeß bei der Ausführung ſeiner Rechte auf die Berſon

des Gegners beſondere Rüdſicht zu nehmen, und die
V. Aufſtellung von Prozeßbehauptungen, die geeignet ſind,

3u $$ 1298, 1300 BGB.: Der Schadengerjaktlage die Perſönlichkeit des zurücgetretenen Teils bloß

wegen Bruché des Berlöbnifies taun der beklagte Leil zuſtellen, kann dieſem demgemäß feinen wichtigen Grund

nicht mit dem Einwande begegnen, daß das Berhalten zur nachträglichen Rechtfertigung ſeines Rüdtritts geben .

des Plagenden Teiles nach dem Rüdtritt, insbeſondere Die Reviſion zieht zum Vergleich den Fall heran, daß

im Prozeß,den Rüdtritt rechtfertige, oder daß er jeßt ein ohne wichtigen Grund entlaſſener Dienſtverpflichteter

wieder zur Eheſchließung mit dem tlagenden Teile bereit Anſprüche wegen ungerechtfertigter Entlaſſung geltend

ſei. Aus den Gründen: Die Klägerin hat in der macht; allein hier hatder Mangel des wichtigen Grundes

Berufungsinſtanz eingehend geſchildert, wie ſich die das Fortbeſtehen des Dienſtvertrags und der daraus

Beziehungen zwiſchen den Parteien bis zu dem Verlöbnis für beide Teile entſpringenden Pflichten zurFolge,

entwiđelt haben. Sie hat dabei auch angegeben, fie jo daß der klagende Dienſtverpflichtete, der die Entlaſſung

habe im Frühjahr 1910 geglaubt, ſchwanger zu ſein ; nicht gelten laſſen will, dem anderen Teile gegenüber

der Beklagte habe ſie zu bewegen verſucht, ſich die Frucht zu einem dem Dienſtverhältnis entſprechenden Verhalten

abtreiben zu laſſen ; ſie habe ſich jedoch geweigert und verpflichtet bleibt und durch eine Verlegung dieſer Pflicht

fich deswegen Vorwürfe von dem Beklagten gefallen dem Gegner möglicherweiſe einen Grund zur nun

laſſen müſſen. Der Beklagte hat beſtritten , jemals ein mehrigen Auffündigung des Bertrags gibt ; dieſer Fall

derartiges Anſinnen an die Klägerin geſtellt zu haben, iſt alſo weſentlich anders gelagert. Näher liegt der

und erklärt, eine derartige unwahre Beſchuldigung gebe Vergleich mit der im Eheſcheidungsprozeſſe für die

ihm einen hinreichenden Grund zum Rüctritt vom Ver- Parteien beſtehenden Pflicht, bei derAuſſtellung von

lóbnis. Das Dlo. hat dieſe Anſicht des Beklagten Prozeßbehauptungen die Rückſicht auf die Perſon des

für unzutreffend angeſehen, weil der Beflagte ſchon vor Gegners zu wahren und deshalb gewiſſe Grenzen ein

dem Beginne des Prozeſſes vom Verlöbnis zurückgetreten zuhalten, allein auch er verſagt. Denn dieſe Verpflichtung

geweſen ſei und weil es ſich ferner um eine Behauptung beruht darauf, daß die Ehe noch beſteht und infolges

handle, welche die Klägerin in Wahrnehmung ihrer deſſen auch die durch ſie begründete Pflicht zur gegens

vom Beklagten beſtrittenen Rechte im Prozeß geltend ſeitigen Mückſichtnahmeandauert, während bei Prozeſſen

gemacht habe. Die hiergegen erhobene Rüge iſt un- wegen Schadenserſages auf Grund der SS 1298 7. BGB.

begründet. Das BGB.gewährt den Verlobten keinen , die Aufhebung des Verlöbniſſes und der Wegjall aller

Rechtsanſpruchauf Erfüllung ihrer durch den Verlöbnis- aus dem Verlöbnis entſpringenden Pflichten vorauss

vertrag wechſelſeitig abgegebenen Eheverſprechen und geſeßt iſt . Auf einer Verkennung der Wirkungen des

feine Möglichkeit, den anderen Teil zur Aufrechterhaltung Müdtritts vom Verlöbnis beruht die Behauptung der

des Verlöbniſſes zu zwingen (§ 1297). Es geſtattet Reviſion , daß der Beklagte noch während des Prozeſſes

vielmehr jedem Verlobten den einſeitigen Mücktritt von ſich hätte zur Heirat entſchließen können, wenn ihm

dem Verlöbnis und knüpft hieran nur für den Fall, das nicht durch die von der Klägerin erhobene Bes

daß der Rüđtritt ohne wichtigen Grund erfolgt, eine ſchuldigung unmöglich gemacht worden wäre. Die

in den S$ 1298 , 1300 BOB. näher begrenzte Schadens- Reviſion geht anſcheinend davon aus, daß es im Be

erſaßpflicht. $ 1298 Abſ. 3 beſtimmt, daß die in den lieben des Beflagten geſtanden hätte, durch die Er

erſten beiden Abſäßen näher geregelte Erſakpflicht nicht flärung der Bereitwilligkeit zur Eheſchließung die

eintritt, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; dieſe Klägerin flaglos zu ſtellen. Das iſt unrichtig. Da der

Vorſchrift kann ſich indeſſen nur auf den Fall beziehen , Rüdtritt vom Verlöbnis deſſen Aufhebung bewirkt,

daß der wichtige Grund bereits im Zeitpunfte des Hücf : fann er nicht durch einſeitige Erflärung des zurüc .

tritts beſteht. Denn die Zulaſſung eines ſpäteren Er: getretenen Teils ungeſchehen gemacht werden, es bedarf

eigniſſes als Rechtfertigung des bereits vorher erfolgten vielmehr zur Beſeitigung ſeiner Wirkungen eines neuen

Rücktritts hätte zur Folge, daß die im Zeitpunkte des Verlöbnisvertrags, der die Willenseinigung beider Teile

Rücktritts mangels eines wichtigen Grundes eingetretene vorausſeßt. Ein Recht hierauf ſtand dem Beklagten

Erſappflicht nachträglich wieder fortfallen fönnte, und nicht zu, es hing vielmehr,wenn er ſich zur Eheſchließung
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bereit erklärt hätte, noch immer von der freien Ents

ſchließung der Klägerin ab, ob ſie auf dieſes Anerbieten

eingehen wollte, und eine Ablehnung von ihrer Seite

hätte für ſie nicht den Berluſt des Schadenserſaanſpruchs

zur Folge gehabt, da ihr nach dem grundloſen Rüd

tritte des Beklagten die Eingehung eines neuen Ber

löbniſſes mit ihm nicht ohne weiteres zuzumuten war.

Es kann daher auch feine Rede davon ſein, daß die

Klägerin durch ihr Verhalten ſchuldhafterweiſe dem

Beklagtendie Möglichkeit vereiteľt hätte, ſich von ſeiner

Erſaßpflicht durch Eingehung eines neuen Verlöbniſſes

mit ihr zu befreien. (Urt. des IV. ZS. vom 5. März

1914, IV 640/13). E.
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VI.

1. Das tebernahmerecht uach $ 1477 Abſ. 2 BGB.

gehört zum Nachlaß und kann deshalb von dem Lefta:

mentávollſtreder ausgeübt werden .

2. Stellung des Seftamentsvollftredere bei der Uus:

einanderjetung des Geſamtgute.

3. Das Uebernahmerechttaun ſchon vorder Lilgung

der Geſamtgutöverbindlichteiten und der Leilung aus:

geübt werden, wenn andere Geſamtgutegegenſtände zur

Berfilberung zur Berfügung ſtehen undihr Erlös zur

Dedung der Geſamtgutöverbindlichkeiten ohne Zweifel

hinreicht. Der Erblaſſer C. hat mit ſeiner Frau, der

Beklagten, bis zu ſeinem Tode in Gütergemeinſchaft

gelebt. In ſeinem Teſtamente hat er auf Grund landes

rechtlicher Vorſchriften die fortgeſepte Gütergemeinſchaft

ausgeſchloſſen, die Frau auf den Pflichtteil geſeft, eine

Anjahl Bermächtniſſe angeordnet, das Fräulein H.,

ießt Frau A., zur Hälfte und ſeine beiden Töchter zu

ieeinem Vierteil als Vorerben eingeſeßt, auf den Erb

teil der Frau A. die von ihm ins Beben gerufene

C.ſche Stunſtſtiftung, auf die Erbteile der Töchter deren

Nachkommenſchaft als Nacherben berufen und ſchließlich

eine Teſtamentsvollſtređung angeordnet. Die Teſta

mentsvollſtreder hat er beauftragt, das Geſamtgut zu

konſtituieren , die Frauenhälfte an die Witwe auszus

antworten, die Pflichtteile auszukehren , die Vermächt:

niſſe auszuzahlen und den Reſt des Nachlaſſes dauernd

bis zur Ausantwortung an die Nacherben zu verwalten.

Der Frau A. iſt ein von dem Erblaſſer in die Ehe

eingebrachtes Grundſtüc als Vorausvermächtnis zu

gewieſen und dabei beſtimmt, das Grundſtüd ſei von

den Teſtamentsvollſtredern unmittelbar nach dem Tode

des Erblaſſers an die Vermächtnisnehmerin aufzulaſſen ,

von jeglicher Beſchwerung aus Nachlaßmitteln freizu

machen, jedoch mit einer auf den Namen der C.ſchen

Erben einzutragenden Sypothek von 200 000 M unter

Borbehalt des lebenslänglichen Zinsgenuſſes für die

Vermächtnisnehmerin zu belaſten . Die Wiiwe C. lehnte

das Verlangender Teſtamentsvollſtrecer, ihren Anteil

an dem Grundſtüđ gegen Erſaß der Hälfte des Grund

ſtüđswerts auf die Erben zu übertragen, ab, und die

Teſtamentsvollſtreder haben daraufgegen ſie den Klage

weg beſchritten, indem ſie ihren Anſpruch auf § 1477

Abſ . 2 BOB. ſtüßten . Die Betlagte beſtritt die Attiv:

legitimation der Teſtamentsvollſtreder zur Geltend

machung des Anſpruchs aus § 1477 Abſ. 2 BGB . und

wendete ein ,der Anſpruch fönne zurzeit nicht erhoben

werden , weil die Auseinanderſeßung desGeſamtgutes

noch nicht erfolgt und die Geſamtgutsverbindlichkeiten

noch nicht erfüūt ſeien . Das 16. verurteilte die Bes

klagte, den Klägern als den Teſtamentsvollſtreckern des

T. ihren Halbanteil an dem Grundſtüđe gegen Zahlung

von 190 000 M abzüglich der halben Beſchwerung zu

übertragen und die alleinige Verfügung der Teſtaments

vollſtreder über das Grundſtück zu dulden . DLO. und

NG. billigten dieſe Entſcheidung.

Aus den Gründen : Su 1. Das jedem Gatten

beigelegte Recht, gewiſſe zum Geſamtgute gehörende

Gegenſtände bei der Teilung gegen Erſat des Wertes

zuübernehmen, enthält eine Aenderung der im übrigen

auf die Auseinanderſeßung für anwendbar erklärten

allgemeinen Teilungsgrundſäße ; ſie wird in den Mos

tiven (Bd. 4 S. 415 ) durch Rüdſichten der Billigkeit

und die beſonderen Verhältniſſe der Gütergemeinſchaft

gerechtfertigt, bei der die Gatten regelmäßig auf eine

dauernde Vereinigung des beiderſeitigen Vermögens

für ihre Lebenszeit rechneten. Daß dieſes Recht tein

höchſtperſönliches, unveräußerliches und unvererbliches

Recht iſt, hat in den Motiven klaren Ausdruď ge

funden . Dort iſt in Ermangelung einer entgegen

ſtehenden Beſtimmung als ſelbſtverſtändlich bezeichnet,

daß das jedem der Gatten beigelegte Recht auch den

etwaigen Rechtsnachfolgern , beſonders den Erben, ju

ſtehe ; ein hinreichenderGrund für eine entgegengeſepte

Beſtimmung iſt verneint worden , weil namentlich die

Erben des Ehegatten ein Intereſſe daran haben tönnten,

die betreffenden Gegenſtände zuübernehmen und ihrer

Familie zu erhalten (Mot. A S. 415 ). Jn der Roma

miſſionsberatung wurde beantragt, zu beſtimmen, daß

das Recht nicht auf die Erben übergehe. Dieſer Ans

trag wurde abgelehnt ans folgenden Erwägungen :

Der Uebergang des Anſpruchs auf Uebernahme ge
wiſſer Gegenſtände auf die Erben ſei ſicher überall da

zu billigen, wo Kinder in Frage ſtänden oder Ans
gehörigeder Familie, aus welcherder zu übernehmende

Gegenſtand ſtamme, namentlich weil die Gegenſtände

oft nur für Angehörige Wert hätten, andererſeits es

fich auch um Grundſtüde uſw. handele, die der

Familie erhalten werden ſollten ; aber auch wenn

Nichtverwandte, etwa Erbichaftstäufer, in Betracht

kämen, ſei kein Grund vorhanden, das Recht auf Ueber

nahme auszuſchließen (Dugdan , Mat . BD . 4 S. 828 ).

Hiernach geht aus den Gelegesmaterialien zwar hervor,

daß im weſentlichen das Intereſſe des Ehegatten ſelbſt

und ſeiner Familie an der Erhaltung gewiſſer Gegen

ſtände den Geſeßgeber beſtimmt hat, das Uebernahme

recht feſtzuſeßen und ſeine Nebertragung nicht auszus

ſchließen ; andererſeits erhellt jedoch mit aller Deut

lichkeit, daß man die Ausübung dieſes Hechtes nicht

auf einen beſtimmten Perſonenkreis beſchränken wollte,

daß es vielmehr auf alle Rechtsnachfolger des Ehes

gatten ohne Rüdſicht auf ein beſtehendes Verwandt

ſchaftsverhältnis hat übergehen und auch außerhalb

der Erbfolge z. B.im Wege des Erbſchaftsverkaufs hat

übertragbar ſein ſollen. Das iſt auch im Gefeße ſelbſt

hinreichend ausgedrüdt. Die Sg 1474 bis 1477 BOB.

regeln die Art der Auseinanderſeßung für alle Fälle

der Aufhebung der allgemeinen Gütergemeinſchaft und

gelten insbeſondere auch für den im § 1482 BOB. vors

geſehenen Fall , daß die Gütergemeinſchaft durch den

Toddes einen Ehegatten endigt und die Auseinanders

ſeßung zwiſchen ſeinen Erben und dem überlebenden

Ehegatten erfolgt. Hätte für dieſen Fall etwas Ab

weichendes gelten, namentlich das Uebernahmerecht

des § 1477 Abf. 2 für die Erben des verſtorbenen

Gatten ausgeſchloſſen ſein ſollen , ſo wäre das durch

eine beſondere Vorſchrift feſtgeſeßt worden, wie es

durch die 88 1478, 1479 für die dort vorgeſehenen be

ſonderen Fälle geſchehen iſt. Dafür ſpricht auch der

$ 1502 BGB.: dort hat das Geſet für den Fall der

Žuseinanderſeßung nach beendeter fortgeſefter Güters

gemeinſchaft in Abſ. 1 ausdrüdlich ausgeſprochen, daß

das dem überlebenden Ehegatten ebendort eingeräuinte

bedeutend weitergehende Uebernahmerecht nicht auf die

Erben übergehe, und andererſeits im Abſ. 2 für den

dort vorgejehenen Fall anerfannt, daß die anteils

berechtigten Abfömmlinge das Uebernahmerecht des

derſtorbenen Gatten nach§ 1477 Abſ. 2 ausüben können .
Sit hiernach davon auszugehen , daß durch § 1477

Abſ. 2 BÓB. tein höchſtperſönliches Recht des Ehegatten

oder ſeiner Erben hat feſtgeſeßt, ſondern dem Anſpruche

auf Auseinanderſeßung bei der allgemeinen Güters

gemeinſchaft eine in gewiſſen Beziehungen von den

allgemeinen Teilungsgrundſägen abweichende Geſtal

tung ſeines Inhalts hat gegeben werden ſollen , ſo iſt

der Einwand der mangelnden Aktivlegitimation der
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Teſtamentsvollſtređer unbegründet. Der Anteil des ſamtgutes einnehmen , weſentlich beſchränkter. Sie haben

Erblaſſers am Geſamtgute gehört nach § 1482 BOB. hierbei nur inſoweit mitzuwirken , als der Nachlaß am

zu ſeinem Nachlaſſe, da der Erblaſſer die fortgeſepte Geſamtgute beteiligt iſt . Die Auseinanderſeßung ſelbſt

Gütergemeinſchaft wirkſam ausgeſchloſſen hat. Daraus können ſie nicht nach eigenem Ermeſſen, ſondern nur

ergibt ſich, daß auch der Anſpruch auf Äuseinanders in Gemeinſchaft mit der Beklagten vornehmen , die als
ſeßung des Geſamtguts zum Nachlaſſe gehört und dem- Teilhaberin am Geſamtgute ihnen ſelbſtändig und

gemäß der Verfügung der Teſtamentsvollſtreder unters gleichberechtigt gegenüberſteht und in dieſer Eigenſchaft

liegt , denen der Erblaſſer die Auseinanderſeßung in ihren Rechten durch die Anordnung der Teſtaments:

zwiſchen den Erben, die Erfüllung der Vermächtniſſe vollſtreďung nicht beſchränkt iſt . Der Erblaſſer hat

und die Verwaltung der einzelnen Erbteile während zwar anſcheinend den Vollſtreckern auch die Feſtſtellung

der Dauer der Vorerbſchaft aufgetragen hat und die und Teilung des Geſamtgutes übertragen wollen . Dieſe

daher in erſter Linie zu allen der Feſtſtellung des Anordnung vermag aber der Beklagten gegenüber keine

Nachlaßbeſtandes dienenden Maßnahmen als berechtigt Wirkſamkeit zu äußern, da deren Anteil am Geſamt

gelten müſſen . Die Teſtamentsvollſtreder ſind demnach gute nicht zum Nachlaſſe des Erblaſſers gehört, auf

zur Ausübung aller ſich aus dem Auseinanderſeßungs- den allein ſich ſeine Befugniszum Erlaſſe leftwilliger

anſpruch ergebenden Befugniſſe und mithin auch des Anordnungen erſtređthat. Es iſt alſo nicht richtig ,

Uebernahmerechts aus § 1477 Abſ. 2 berechtigt. Dies daß die Teſtamentsvollſtrecer, wie das DIG . annimmt,

würde nur dann nicht der Fall ſein , wenn anzunehmen zur Bewirkung der für das Uebernahmerecht des § 1477

wäre, daß ſie dieſes Recht nach dem Willendes Erb : Abſ. 2 BGB . in Betracht kommenden Auseinander:

laſſers nicht haben ſollen (§ 2208 Abſ. 1 BGB.) . Ein ſepung berufen ſeien. Daraus ergibt ſich aber ferner

derartiges Wedenten gegen die Berfügungsmacht der die Unhaltbarkeit der Anſicht, daß die Teſtamentsvoll

Teſtamentsvollſtreder beſteht indeſſen nicht und würde ſtrecer bei dieſer Auseinanderſeßung die Reihenfolge

insbeſondere auch nicht daraus herzuleiten ſein, daß der einzelnen Afte beſtimmen könnten. Sie haben auch

die Teſtamentsvollſtreder die Uebernahme des Grunds in dieſer Hinſicht der Beflagten gegenüber feine weiter

ſtüưs aus dem Geſamtgute nur gegen Zahlung des gehenden Befugniſſe, als ſie die Erben hätten, wenn

Wertes des Grundſtücks fordern können, ſie alſo mög- feine Teſtamentsvollſtreckung ſtattfände. Sind hiernach

licherweiſe Berbindlichkeiten für den Nachlaß eingehen auch die Gründe nicht zu billigen , aus denen das 08G.

müſſen. Denn der Auftrag des Erblaſſers zur Ers die Vorausſeßungen für die Geltendmachung des Ueber:

füllung eines Berſchaffungsvermächtniſſes enthält regel : nahmerechts als gegeben angeſehen hat, ſo iſt doch die

mäßig auch die nach § 2207 BOB. wirkſame Ermächti- Entſcheidung auch in dieſer Beziehung im Ergebnis

gung für die Teſtamentsvollſtreder, die zu dem Er- nicht zu beanſtanden.

werbe des Vermächtnisgegenſtandes unumgänglichen Zu 3. Das Recht, die Auseinanderſeßung zu be

Verpflichtungen für den Nachlaß einzugehen. treiben, ſteht nach der Aufhebung der Gütergemeinſchaft

Zu 2. Was den zweiten Einwand der Beklagten an- jedem Teilhaber zu. Die Teſtamentsvollſtređer waren

langt, ſo hat das OLG.im Anſchluß an die Ausführun- daher ſofort nach ihrem Amtsantrittdazu berechtigt. Der

genin den Motiven (Bd . 4 S. 415) und in dem Urteile Megel nach iſt bei der Auseinanderſeßung derart zu vers

des RG. vom 9. Februar 1910 (Bd. 73 S. 41 ) ange- fahren, daß zunächſt die Geſamtgutsverbindlichteiten

nommen, daß die Befugniſſe aus $ 1477 Abſ. 2 erſt bei getilgt werden und hierfür das Geſamtgut, ſoweit er:

der Teilung ausgeübt werden können, den Einwand forderlich , in Geld umgeſeßt wird, daß der darnach

der Beflagten jedoch zurückgewieſen , weil die Befreiung verbleibende lleberſchuß verteilt und dabei etwa geltend

des als Vermächtnis ausgelegten Grundſtüds vom Mit- gemachte Rechte auf Uebernahme einzelner Gegenſtände

eigentum der Beklagten nichts anderes als ein Aft berüdſichtigt werden (88 1475, 1476 BOB. ) . Wenn

der Auseinanderſeßung ſei ; die Reihenfolge der ein- hiernach auch , wie indem Urteile des RG. vom 9 Fes

zelnen Auseinanderſeßungsafte zu beſtimmen, bleibe bruar 1910 (Bd. 73 S. 41) näher dargelegt iſt, das

dem Ermeſſen der zur Auseinanderſetzung berufenen Uebernahmerecht nur an dem nach der Berichtigung

Teſtamentsvollſtrecker überlaſſen . Dieſe Ausjührungen der Geſamtgutsverbindlichkeiten verbleibenden Ueber

des DLG.s ſind nicht frei von Rechtsirrtum . ſchuſſe geltend gemacht werden darf, ſo müſſen doch

Zu beanſtanden iſt zunächſt die Anſicht, daß die andererſeits nicht unbedingt ſämtliche Geſamtgutsvers

Teſtamentsvollſtrecker zur Vornahme der Auseinander: bindlichkeiten bereits tatſächlich getilgt ſein . Das Geſet

ſeßung berufen ſeien , bei der die Ausübung des Ueber: erkennt ſelbſt an, daß die Teilung nicht notwendig die

nahmerechts aus § 1477 Abſ. 2 in Frage kommt. Durch Erfüllung ſämtlicher Geſamtgutsverbindlichkeiten vors

den Tod des Erblaſſers iſt eine zweifache Auseinander- ausſet, indem es im § 1475 Abſ. 1 Sat 2 bei dem

ſeßung notwendig geworden : zunächſtdie Auseinander- Vorhandenſein ſtreitiger oder noch nicht fälliger Ge .

feßung des Geſamtguts der ehelichen Gütergemeinſchaft ſamtgutsverbindlichkeiten die Zurüđbehaltung des zur

mit dem Ziele, feſtzuſtellen , was von dem Geſamtgute Berichtigung Erforderlichen vorſchreibt und damit für

der Witwe C. und was als Anteil des Erblaſſers dem genügend erflärt. Die Ausübung des Uebernahme

Nachlaß zufällt , ſodann die Auseinanderſebung des rechts iſt hiernach zuläſſig, wenn zweifelsfrei feſtſteht,

Nachlaſſes mit dem Ziele, die letztwilligen Anord- daß der nach der Ausſcheidung der zu übernehmenden

nungen des Erblaſſers auszuführen. Für die Ausübung Gegenſtände verbleibende Teil des Geſamtgutes zur

des Uebernahmerechts aus 8 1477 Abſ. 2 kommt nur Berichtigung aller Geſamtgutsverbindlichkeiten aus,

die Auseinanderſegung des Geſamtgutes in Betracht, reicht, daß es mithin zur Schuldentilgung nicht der

die begrifflich der Erbauseinanderſeßung vorausgehen Verſilberung der Gegenſtände bedarf, deren øeraus

muß, weil ſich bei ihr erſt ergibt, welche Vermögens: gabe ein Teilhaber auf Grund des § 1477 Abſ. 2 ver :

werte für die Ausführung der leßiwilligen Anordnungen langt. Der andere Teil iſt nicht berechtigt, dieſem

des Erblaſſers zur Verfügung ſtehen . Den Teſtaments- Verlangen mit derBegründung entgegenzutreten, daß

vollſtredern liegt fraft ihres Amtes nur die Auseinanders er gerade die Verſilberung dieſer Gegenſtände zur Bes

ſebung des Nachlaſſes ob ($ 2204 BOB .), bei der ſie ſchaffung der zur Schuldentilgung nötigen Barmittel

die Anordnungen des Erblaſſers nach pilichtmäßigem beanſpruche. Das Recht des Teilhabers, die Berſteis

Ermeſſen auszuführen haben , ohne an die Wünſche oder gerung der zum Geſamtgute gehörenden Gegenſtände

die Zuſtimmung der Beteiligten gebunden zu ſein zu betreiben , reicht dem Uebernahmerechte desanderen

($ 2203 BOB .). Dieſe Machtbefugnis der Teſtaments: Teilhabers gegenüber nur ſoweit, als die Verſilberung

vodſtreder erſtreckt ſich auf alle Gegenſtände, die auf des Geſamtguts für die Tilgung der Geſamtgutsvers

Grund der Teilung des Geſamtgutes zur Nachlaßmajje bindlich feiten erforderlich iſt (§ 1475 Abſ. 3 BOB.).

fließen . Dagegen iſt die Stellung, welche die Teſta- | und das iſt inſoweit nicht der Fall, als andere Geſamt:

mentsvollſtrecker bei der Auseinanderſegung des Ge- , gutsgegenſtände zur Verſilberung zur Verfügung ſtehen .
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Der Senat hält demnach an ſeiner in dem Urteile vom und Zollvertrag und Zollfartell v . 19. Februar 1853

2. November 1911 ( IV . 59. 11) ausgeſprochenen Anſicht zurücreicht. Die Beſtimmungen des leßteren Vertrages

feſt, daß das Uebernahmerecht dem Rechte des anderen ſind als Vorbild der jeßt geltenden, mit denen ſie

Leilhabers, die Verſteigerung zu betreiben , nicht nach- wörtlich übereinſtimmen , und ſie beziehen ſich ſicher

zuſtehen hat. Es gibt keine Vorſchrift, daß das Ueber- nicht auf den Schleichhandel, der von einem dritten

nahmerecht erſt bei dem Abſchluſſe der Teilung aus- Staate aus nach den Vertragsſtaaten betrieben wird .

geübt werden könne ; die Ausübung dieſes Rechtes, die Das ergibt deutlich die Denfſchrift, die der II. Sammer

nur gegen Erfaß des Wertes der Uebernahmeſtücke zur des Preuß. Landtages mit dem Vertrage vorgelegt

Teilungsmaſſe geſchehen kann, dient vielmehr in wurde. (Drucſ. der II . Kammer 1. Seſl. 3. leg. Per.

gleicher Weiſe wie ein teilungshalber vorgenommener 1852/53 Nr. 195) . Dort wird im Eingange auf den

Bertauf der Borbereitung der endgültigen Deilung lebhaften unmittelbaren Verkehr Preußens mit Defter

und kann daher dieſer vorausgehen. Den eigentlichen reich verwieſen und auf die ausgedehnten Grenzſtređen ,

Gegenſtand der Teilung bildet nicht das Uebernahmes an denen die Gebiete einander berühren , ſowie darauf,

ſtüd, ſondern der für ſeine Uebernahme an die Teilungs- daß nach Gründung des Zollvereins das Bedürfnis

maſſe zu entrichtende Preis . Sobald die Voraus. möglichſter Förderung der Verkehrsverhältniſſe zwiſchen

ſegungen vorliegen, unter denen nach den $$ 1475, dem Zollverein und Deſterreich um ſo fühlbarer werde,

1476 BGB. zu einer Teilung unter die Teilhaber am jemehrdie Grenzen an Ausdehnung zugenommen hätten.

Geſamtgut geſchritten werden darf, kann auch die Aus- Wenn dann S. 5 das nach Maßgabe des Art. 10 des

antwortung der im § 1477 Abf.2 bezeichneten Gegen- Vertrages abgeſchloſſene Zolkartell als eine durch die

ſtände an den Uebernahmeberechtigten gegen Erſag des eigentümlichen Verhältniſſe der beiderſeitigen Grenzen

Wertes gefordert werden. Ob die Beflagte zur Auf- gebotene Maßregel bezeichnet wird, ſo kann nicht

laſſung ihres Anteils gegen die Auszahlung des hal- zweifelhaft ſein , daß hier ebenſo wie im Eingang die

ben Wertes des Grundſtücs an ſie verpflichtet geweſen Grenzen zwiſchen den beiden Bertragsſtaaten gemeint

wäre oder Zahlung des vollen Wertes in die Teilungs- ſind, und daraus ergibt ſich, daß das Zollkartell nur

maſſe hätte beanſpruchen fönnen , braucht nicht ent- gegen den Schleichhandel zwiſchen den Vertragsſtaaten

ſchieden zu werden , weil in dieſer Hinſicht fein Einwand gerichtet iſt und daß ſich ſeine Beſtimmungen auf den

und insbeſondere in der Reviſionsinſtanz feine Rüge Schleichhandel zwiſchen einem von ihnen und einem

erhoben iſt. (Urt. des IV. ZS . vom 2. März 1914, VI dritten Staat nicht beziehen . Daß die ſpäteren Ver

635/1913). E. träge daran etwas hätten ändern wollen, tritt nir

gends hervor, und deshalb iſt bei dem inneren Zus

ſammenhange aller dieſer Verträge anzunehmen, daß

auch das legte Zoltartell v. 6. Dez.1891 nur zur Be

B. Strafſachen . tämpfung des Schleichhandels zwiſchen Deutſchland

I. und Deſterreich -Ungarn geſchloſſen iſt und deſſen § 17

ſich nur darauf bezieht, nicht aber auf ſolche Bergehen

Kann ein deutſches Gericht einen Deutiden be- gegen die Zollgeſebe, die im Verkehre zwiſchen einem

ftrafen, der von der Schweizaus nach Defterreich Saccharin der beiden Vertragsſtaaten und einem dritten Staate

cinſchmuggelt, ohne Deutſchland zu berühren ?(S 17 begangen worden ſind. Ueber dieſe Auslegung der

ZOÜK. v . 6. Dez. 1891). Die Frage iſt vom LG . ver Zolfartelle haben ſich denn auch nach einer Mitteilung

neintworden . Die Reviſion des StA . wurde verworfen . des Reichsjuſtizamts die beteiligten Regierungen im

Aus den Gründen : Es iſt zuzugeben , daß der Frühjahre 1913 verſtändigt. (ürt. des I. Stš. vom

Wortlaut des Zoltartels vom 6. Dez. 1891 die Aus- 14. Mai 1914, 1D 950/13) . H.

legung des Staatsanwalts zuläßt ; aber er zwingt 3393

doch nicht dazu, und der Zweck des Geſeßes und die II.

Entſtehungsgeſchichte ſprechen dafür, daß es ſich nur

auf die im Grenzverkehr zwiſchen den Vertragsſtaaten 8 184 Nr. 3 StGB. iſt auch dann anwendbar,

begangenen Zolldelikte bezieht. Der Handels- und wenn ein beim Beijchlaf zu benütender Gegenſtand

Zollvertrag v . 6. Dez. 1891, deſſen Art. 10 die Grund- nur verheirateten Perſonen angeboten worden ift.

lage für das Zolltartell bildet, iſt geſchloſſen worden , Zum Begriffe der Ünlündigung oder Unpreiſung

um die Handels- und Verkehrsbeziehungen zwiſchen gegenüber dem „Publikum“. Ä us den Gründen:

den Vertragsſtaaten inniger zu geſtalten und zu dem Für die Frage, ob ein Gegenſtand zu unzüchtigem

Zwede, eine feſte Grundlage für die Förderung des Gebrauch beſtimmt iſt, kommt es nicht darauf an ,

gegenſeitigen Austauſches von Boden- und Induſtrie- ob er im Einzelfall unter ſolchen Umſtänden anges

erzeugniſſen zu ſchaffen, zugleich auch geeignete An- boten und angeprieſen wird, daß ſeine Verwendung

knüpfungspunkte für die Regelung der beiderſeitigen zu unzüchtigemGebrauch, insbeſondere zu einem ſolchen

Handelsbeziehungen zu anderen Staaten zu gewähren. bei außerehelichem Geſchlechtsverkehr als ausgeſchloſſen

Sicher liegen danach die in Art. 10 wegen Verhütung gelten fann. Entſcheidend iſt vielmehr, ob der Gegen

und Beſtrafung des Schleichhandels nach oder aus den ſtand ſeiner äußeren Beſchaffenheit und Zwedbeſtimmung

Gebieten der Vertragsſtaaten getroffenen Beſtimmun- nach ſich zu unzüchtigem Gebrauch eignet underfahrungs

gen im Rahmen des Vertrages, ſoweit der Schleich- gemäß auch tatſächlich dazu verwendet wird. Gegen

handel zwiſchen den beiden Vertragsſtaaten ſtattfindet; ſtände, die beſtimmungsgemäß beim Beiſchlaf gebraucht

dagegen kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Vertrags- werden , gehören deshalb ſtets zu den im Geſep ge

ſchließenden nach dem Zwecke des Vertrags den Schleich , nannten , weil ſie auch bei dem außerehelichen Geſchlechts

handel zwiſchen einem der Vertragsſtaaten und einem verfehr benügt werden können und werden . Präſer

dritten Staate nicht im Auge gehabt haben. Auch die vativs, Peſſare und ſonſtige Schußinittel , die häufig

Entſtehungsgeſchichte ſpricht dafür, daß die Beſtim- und vorzugsweiſe bei dem außerchelichen Geſchlechts

mungen ſich nicht auf den Schleichhandel beziehen, verkehr Verwendung finden, ſind unbedenklich zu dieſen

der von einem dritten Staate aus nach einem der Gegenſtänden zu zählen ; gegen ihre Ankündigung und

Vertragsſtaaten betrieben wird. Sie bilden den Schluß Anpreiſung wollte ſich gerade das Geſeß in erſter Linie

einer Mette gleichartiger Beſtimmungen , die durch die wenden, weil das Hervortreten ſolcher Ankündigungen

Deutſch -Deſterreichiſchen Handels- und Zollverträge v . in der Deffentlichkeit und zumal in der Preſſe als ein

23. Mai 1881 und 16. Dez. 1878, die Verträge der beſonders läſtiger Mißſtand empfunden wurde. Dess

Zollvereins -Staaten mit Deſterreich v . 9. März 1868 halb iſt es rechtsirrig, wenn im Irteil darauf Gewicht

und 11. April 1865 und die zugehörigen Zollkartelle gelegt iſt, daß die Angeklagten ſich mit ihren An

hindurch bis zum Preußiſch -Oeſterreichiſchen Handels- geboten nur an verheiratete Leute wendeten ; dieſer
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Umſtand iſt für den äußeren wie den inneren Tat- eine Pflicht des Vorſtandes als ſolchen, ſo iſt eine

beſtand des Vergehens ohne Bedeutung . Vertretung von Vorſtandsmitgliedern durch Prokuriſten

Auch der Begriff des Publikums" iſt im Urteil ausgeſchloſſen. Die Frage iſt im legteren Sinne zu

verkannt . Wenn die Angeklagten, wie es den Anſchein entſcheiden. Dies folgt nicht nur aus der Einrichtung

hat, die Frauen, denen ſie die „Ware anprieſen “ , fich der A.-G., wonach der Vorſtand die Geſellſchaft der

darnach auswählten, ob ſie geboren hatten, alſo dar- tritt, ſondern auch aus den übrigen Beſtimmungen

nach, ob bei ihnen ein Bedarf zu vermuten ſtand, ſo des GOB. über die Anmeldungen zum Handelsregiſter

find ſie mit ihren Angeboten und Anpreiſungen an bei A.-G., welche die Anmeldung durch den Vorſtand

Perſonen herangetreten , die weder zu ihnen noch unter (SS 231, 244, 265, 277 HOB.) , 3. T. durch ſämtliche

einander in ſolchen perſönlichen oder ſonſtigen Be- Vorſtandsmitglieder vorſchreiben (88 195, 201, 280,

ziehungen ſtanden, daß fie als abgeſchloſſener Berfonens 284, 289, 291 HGB.) . Dazu kommt, daß die Prokura

kreis gelten fönnten . Die Angeklagten haben nicht bei der A.-G. nur vom Vorſtand erteilt werden darf

einmal einen beſtimmten feſten Abnehmerfreis auf- allein oder mit Zuſtimmung des Aufſichtsrats

geſucht, ſondern ihre Ware erſichtlich da feilgeboten ( $ 238 SOB. ) ; die Anmeldung der Protura iſt zugleich

und angeprieſen, wo ſie auf Abſaß hoffen durften. Sie ein Zeugnis ihrer Erteilung und obliegt deshalb ſach

haben alſo die von ihnen einzeln auſgeſuchten Frauen gemäß dem, dem die Erteilung zukommt. Soweit hier:

als.einen durch keinerleiSonderbeziehungen abgegrenzten nach die Anmeldung durch den Borſtand zu bewirten

und ausgeſchiedenen Teil der Allgemeinheit mit ihren iſt, haben ſoviele Borſtandsmitglieder mitzuwirken,

Anpreiſungen angegangen . Wenn tatſächlich bis zur als ſonſt zur Vertretung erforderlich ſind. Daß die

Einleitung der Strafverfolgung nur ganz wenigen dem Vorſtande, d . h . den Vorſtandsmitgliedern ob

Frauen gegenüber die Ünpreiſung erfolgt war, ſo liegende Pflicht der Anmeldung rein perſönlich iſt, iſt

ſchließt das nicht aus, daß die Anpreiſungen ſich an anerkannt (OblG. Bd . 7 S. 446 ; RJA. 9, 240,

das Publikum richteten . Denn dazu iſt keineswegs DLGRſpr. 22 S. 34 und 27 S. 352). Die Borgerichte

erforderlich, daß bereits einer größeren Anzahl von ſtüßen ihre Anſicht auch darauf, daß ein Zwang zu

Perſonen gegenüber die Anpreiſung erfolgt iſt, noch Anmeldungen nur gegen Mitglieder des Vorſtandes

weniger , daß die Anpreiſung als einheitliche Kunds ausgeübt werden können (88 319, 14 HOB.) ; hieraus

gebung fich an eine größere Anzahl räumlich vereinter müſſe gefolgert werden, daß Prokuriſten für die Ans

Perſonen, an eine verſammelte Menge richtet oder daß | meldungen nicht in Betracht kommen, da dieſe in der

die Sundgebung durch eine und dieſelbe Aeußerung oder Regel nicht ins Belieben der Geſellſchaftsorgane ge

mittels einer einzigen Verbreitungshandlung für eine ſtellt, ſondern um der Deffentlichkeit willen als er:

größere ihrer Menge nach unbeſtimmte Anzahl von zwingbare Pflichten angeordnet ſind, gegen Prokuriſten

im einzelnen unbekannten Perſonen erfolgt, wie aber fein ſolcher Zwang ausgeübt werden kann. Dem

es bei der Verbreitung von Drudſchriften, die für die kann nicht beigetreten werden . Denn die Anmeldung

Menge berechnet ſind, oder bei der Verbreitung von einer Prokura wird auf Grund des § 14 HOV. er

Zeitungen zutrifft. Mag auch die Strafbeſtimmung zwungen . Dieſer aber bedroht mit Strafe denjenigen,

hauptſächlich dieſe Art der öffentlichen Bekanntmachung der „ verpflichtet iſt, eine Anmeldung ...- zum Handels
der Anpreiſungen und Ankündigungen zu unterdrücken regiſter vorzunehmen “. Wäre wirklich der Prokuriſt

beabſichtigt haben, ſo trifft doch das Geſeb , wenn zur Anmeldung verpflichtet, ſo könnte er auch nach

es ganz allgemein Ankündigungen und Anpreiſungen § 14 geſtraft werden, wenn er nicht anmeldet. Jit

dem „Publitum “ gegenüber verbietet, auch auf den aber die Anmeldung nur ein Recht des Prokuriſten ,

zu, der bei gewerbsmäßigem Vertrieb eines der im ſo kann nur der Vorſtand im Zwangswege zur Un :

Geſet genannten Gegenſtände an beliebige Perſonen meldung angehalten werden . Damit iſt aber dem

mit ſeinen Anpreiſungen in der Abſicht herantritt, öffentlichen Intereſſe genügt . Die Erwägung der Bors

eine unbeſtimmte Mehrheit von Perſonen nacheinander gerichte würde nur zutreffen, wennbei der hier miß

einzeln aufzuſuchen und ihnen mündlich oder durch billigten Anſicht überhaupt keine Perſon vorhanden

Uebergabe von Drudſchriften ſeine Ware anzupreiſen . wäre, die im Falle der Unterlaſſung ſtrafbar wäre.

Sein Vergehen iſt vollendet, ohne Rückſicht auf die (Beſchl. des I. ZS . vom 22. Mai 1914, Reg . III

höhere oder geringere Anzahl der Perſonen, denen Nr. 35/1914 ). M.

gegenüber eine Anpreiſung bereits ſtattgehabt hat,

ſobald er auch nur an einzelnen Stellen ohne beſondere IT.

Beziehungen durch Anpreiſung Häuſer zu gewinnen

verſucht hat. ( Urt. des I. Stš . vom 23. März 1914, Zur Auslegung altrechtlicher Ehe: and Erbverträge.
1 D 1355 13) . E. Am 2. Oftober 1913 iſt in M. der Zimmerpalier

B.H. mit Hinterlaſſung einer Witwe und von 4 Stindern

geſtorben . Er hatte vor Eingehung der Ehe einen

Ehe- und Erbvertrag geſchloſſen, in dem beſtimmt

worden war : „Brautieute ſchließen allgemeine Güters
Oberſtes Landesgericht. gemeinſchaft. Sind auf Ableben eines Teils eines

A. Zivilſachen . oder mehrere eheliche Kinder desſelben vorhanden ,

ſo hat der überlebende Teil denſelben die Hälfte des
I.

bis dahin gemeinſchaftlichen reinen Vermögens als

kann ein Profuriſt einer Attiengciellſchaft bei der Vater- bzw. Muttergut auszuzeigen und wird dagegen

Unmeldung der Erteilung einer Profura zum Handels : Alleineigentümer des übrigen bis dahin gemeinſchaft

regiſter mitwirten ? ( 8 53 Þ (HB .). Aus den Gründen : lichen Vermögens. Iſt auf Ableben eines Teils ein

Nach§ 53 HOB . iſt die Erteilung der Prokura von eheliches Kind nicht vorhanden, ſo wird der überlebende

dem Jnhaber des Handelsgeſchäfts zur Eintragung an : Teil Alleineigentümer des geſamten Vermögens, hat

zumelden . Bei einer Aftiengeſellſchaft iſt Inhaber die aber an die der geſeblichen Erbfolgeordnung gemäß

Geſellſchaft, ſie wird vertreten durch den Vorſtand. nächſten Verwandten des Vorverſtorbenen einen Nüdjall

Ob die Anmeldung eine Pflicht der Geſellſchaft oder hinauszuzahlen .“ Das Nachlaßgericht hat dieſe Bez

des Vorſtands als ſolchen iſt , läßt die Faſſung des ſtimmungen dahin ausgelegt, daß ſie keine Erben:

$ 53 offen. Jit fie eine Pilicht der Geſellſchaft, ſo einießung, ſondern nur eine Teilungsanordnung ents

tann ſie nicht nur durch den Vorſtand allein , ſondern halten, daß demgemäß die geſeßliche Erbfolge ein

auch durch Prokuriſten erfüllt werden , ſoweit die rechts- zutreten hat , und hat die Ausſtellung eines gemein

geſchäftliche Vertretung der Geſellſchaft nach § 232 ſchaftlichen Erbſcheins dahin angeordnet, daß B. J.

VOB. durch Prokuriſten möglich iſt. Iſt ſie dagegen auf Grund Geſetzes von ſeiner Witwe zu 1 :4 und von
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ſeinen 4 Kindern zu je 3/16 beerbt worden ſei. Die Elternteils durch den anderen kann gegen dieſen nur im

Beſchwerde einer Tochter wurde verworfen, ebenſo die Wege des Hechtsſtreites geltend gemacht werden. Wird

weitere Beſchwerde. aber das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes das

Gründe: Es kann zugegeben werden , daß die durch gefährdet, daß der Vater das Recht der Sorge

Beſtimmungen des Ehe- und Erbvertrags möglicher- für die Perſon des Kindes mißbraucht, ſo hat das

weiſe auch in dem Sinn ausgelegt werden können, Vormundſchaftsgericht nach § 1666 BOB. die zur

daß der überlebende Eheteil als Alleinerbe eingeſeßt Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu

und mit einem Vermächtnis zugunſten der Kinder be- treffen . Die Borgerichte haben übereinſtimmend

idwert ſein ſoll. Für dieſe Auslegung ſcheint fogar einen Mißbrauch des Fürſorgerechts des Vaters und

der Umſtand zu ſprechen, daß die für den Fall der eineGefährdung des Kindes darin gefunden , daß der

unbeerbten Ehe faſt mit den gleichen Worten wie im Beſchwerdeführer dieſes damals noch nicht vier Jahre

Falle der beerbten Ehe getroffene Beſtimmung doch alle Kind ohne Grund von ſeiner Mutter trennte und

wohl im Sinne der Einſeßung des überlebenden Ehe- nach D. zu ſeinem Bruder bringen ließ . Die Ges

gatten als Alleinerben gedeutet werden muß. Allein fährdung konnte darin gefunden werden , daß ein

die Auslegung des Beſchwerdegerichts iſt nicht nur Kind, das in den erſten Lebensjahren von ſeiner Mutter

gleichfalls möglich, ſondern ſogar die zutreffendere. getrennt wird, der unerſebaren mütterlichen Pflege

Denn die für die unbeerbte und die für die beerbte und der Mutterliebe entbehrt und der Mutter ents

Ehe im Ehe- und Erbvertrage gewählte Ausdrucs- fremdet wird und daß dadurch ſein geiſtiges Wohl

weiſe ſtimmt zwar inſofern überein, als in beiden beeinträchtigt wird. Ebenſo zutreffend tonnte der

Fällen der überlebende Teil „Alleineigentümer“ des Mißbrauch des Fürſorgerechts daraus abgeleitet werden,

gemeinſchaftlichen Vermögens werden ſoi. Jm übrigen daß der Beſchwerdeführer unter Ueberſchreitung ſeines

aber weiſt die Faſſung doch auch verſchiedenheiten Rechtes, den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen,

auf, ſo daß der aus der Gleichartigkeit der Faſſung für das Kindvöllig von der Mutter trennte, unbekümmert

den Fall der beerbten und der unbeerbten Ehe ab- um das Mitbeſtimmungsrecht der Mutter und obwohl

geleitete Beweisgrundnur ſcheinbar iſt. Für den ihm die nachteiligen Folgen ſeiner Anordnung für

Fall der unbeerbten Ehe iſt beſtimmt, daß der über- das Kind zum Bewußtſein kommen mußten. ( Beſchl.

lebende Eheteil „Alleineigentümer“ des geſamten“ d . I. ZS. vom 21. Februar 1914, Meg . III Nr. 9/1914).

gemeinſchaftlichen Vermögens werden ſoll, den Ver M.

wandten des Verſtorbenen aber einen kleinen Rück

fall“ hinauszuzahlen hat. Das läßt allerdings an

nehmen, daß der überlebende Ehegatte, als Alleinerbe

eingeſeßt und nicht auf eine Auseinanderſeßung mit B. Strafſachen.

den geſeßlichen Erben angewieſen werden ſollte. Dar
I.

auf deutet ſchon der Gebrauch des Ausdruds „Müd

fall“. Für den Fall der beerbten Ehe aber iſt be- Berhältnis zwiſchen Forfitberechtigungen und forſt:
ſtimmt, daß ein Teil des Vermögens den Stindern polizeilichen Vorſchriften in der Pfalz. Ineinem Mechts

als „ Baters bzw. Muttergut “ ausgezeigt werden und ſtreite der Gemeinde W. gegen den Staat und die Stadt
der überlebende Teil „ dagegen“ Alleineigentümer des gemeinde D. hat das LG. am 29. April 1910 u . a . erkannt,

„übrigen " gemeinſchaftlichen Vermögens ſein ſoll. daß folgende von der Gemeinde W. am 1.er Walde be

Er joll alſo nur „ gegen “ d . 5. „ nach “ der Auszeigung anſpruchten Rechte beſtehen : ... das Recht Brenn

des Vaters oder Mutterguts und nur den Reſt als holz, worunter auch dürre Stämme, Ab- undGipfelholz

Alleineigentum erhalten . Dies deutet, zumal Kinder begriffen ſind, zu beziehen und zwar, ſoweit es forſt

ihr Vater- oder Muttergut doch regelmäßig als Erben mäßig gewonnen werden kann, nach forſtmäßigerAuf

erhalten werden , darauf hin , daß ſieals ſolche eingeſept machung durch die zuſtändigen Behörden und gegen

ſein ſollen . Im Falle der beerbten Ehe braucht alſo Erſatz der Fabrikationskoſten .“ Das Urteil iſt anges

die Beſtimmung, daß der überlebende Gheteil „ Alleins fochten ; das Verfahren ruht zurzeit. Zwei Bürger

eigentümer “ werden ſoll, nicht notwendig in dem von W. haben im l.'er Walde je eine ſtehende dürre

gleichen Sinn wie bei beerbter Ehe aufgefaßt zu werden . Kiefer gefällt. Ein dritter hat von einer ſtehenden

( Beſchl.des I. ZS.vom 3. April 1914, Reg. III Nr. 21/1914) . dürren Buche Scheitholzanbruch an ſich genommen, das
M. er mit der Säge gewonnen hatte . Das Forſtrügegericht

III.
hat die drei von der Anklage wegen je einer Üeber

tretung nach Art. 19PfälzForſtSto . freigeſprochen.

Mißbrauch des Fürſorgerechts. ( 8 1666 BGB. ) . Aus Das Do. verurteilte dagegen. Es unterſtellt hiebet

der Ehe des J. B. mit M. geb. G. Find drei Kinder hervor- die Forſtberechtigungen der Angeklagten als gegeben,

gegangen: Mathilde, Quiſe und Ruppert, lekterer geb. verneint aber die Befugnis zur uneingeſchränften Aus

am 15. September 1909. Dieſe wurden in der Familie, übung und erklärt die Angellagten an die Befolgung

und zwar hauptſächlich von der Mutter erzogen, da der forſtpolizeilichen Beſtimmungen gebunden ,und zwar

3. B. viel reiſen mußte. Im Jahre 1912 kam es zwiſchen fraft des Art. 9 PfälzForſtSto . Als maßgebendes

denEhegatten zu Zwiſtigkeiten, die dazu führten, daß ForſtG. wird , abgeſehen von § 23 Abſ.4 des Regulativs

3. B. den Sohn K. zu ſeinem Bruder bringen und ſeiner des Generalgouverneurs vom 18. Mai 1814 , das auch

Frau mitteilen ließ, daß er ſich wegen der Streitig- die Waldberechtigten auf die Regeln der Holzzucht und

feiten von ihr trenne und ihr die Wohnung zur Ver- eines regelmäßigen forſtwirtſchaftlichen Betriebes ver

fügung ſtelle . Maria B. ſtellte an das Vormundſchafts- weiſt, der Tit. XXVII Art. 33 der ordonnance des eaux

gericht den Antrag, ihr die Sorge für die Perſon ihres et des forêts von 1669 erachtet, demzufolge es dem

Sohnes Ruppert zu übertragen. Das Gericht ordnete Forſtberechtigten ungeachtet aller entgegenſtehenden

an , daß das Kind der Mutter zur Erziehung zu über- Titel, Beſchlüſſe und Privilegien nicht geſtattet iſt,

laſſen iſt. Das Landgericht wies die Beſchwerde des J. B. ſtehendes grünes und dürres Holz eigenmächtig abzu

zurück; auch deſſen weitere Beſchwerde wurde zurück- hauen und ſich anzueignen. Ein Angeklagter hatte

gewieſen . früher durch Berufung auf den Zivilprozeß einen Bes

Gründe : Während der Ehe ſteht die Sorge für ſchluß auf Ausſehung des Verfahrens nach Art. 75

die Perſon eines der Ehe entſtammenden minder- PfälzForſtSto . erwirkt ; das LG. hat jedoch ſpäter

jährigen Kindes nach den SS 1626, 1627, 1634 BGB. das Ilrteil gleichwohl erlaſſen , weil ihm die Aufhebung

beiden Elternteilen zu ; bei einer Meinungsverſchieden- jenes Beſchluſſes jederzeit freiſtehe, und ausgeführt,

heit zwiſchen den Eltern geht jedoch die Meinung des daß für Abſ. 1 des Art. 75 kein Raum ſei . Die He

Baters vor. Eine Verlegung des Rechtes des einen viſionen wurden verworfen .
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Aus den Gründen: Grundlegend find: die Straſenſyſtem enthält;bei derlei Beſtimmungen galt nun

Geltung der franzöſiſchen Ordonnance du mois d'août offenbar jene, durch die übermäßige Strenge der Strafen

1669 pour les eaux et les forêts für die bayeriſche Pfalz, gerechtfertigte Aufhebung (vgl. Mißmann, ForſtSto.

die Bedeutung des hier in Tit. 27 Art. 33 enthaltenen 1901, S. 4 ), während an die Beſeitigung der forſt

Grundſaßes und deſſen Stellung im heutigen Rechts- polizeilichen Normen der Ordonnanz niemand gedacht

ſyſtem. Die angeführte Stelle lautet : „ Abrogeons hat. Die aufgehobene Strafſanktion erſeßten die neuen

les permissions et droits de feu , loges et toutes délivrances ForſtSto . der Pfalz ( 1814, 1822, 1831 , 1846, 1879, 1896 ).

d'arbres, perches, mort-bois, sec et vert en état, sans Forſtpolizeiübertretungen i. S. des rechtsrh. Forſto .

qu'il soit permis à aucuns usagers, de telle condition haben dieſe Geſeße freilich nie gekannt, wenn auch das

qu'ils soient, d'en prendre ou faire couper, et d'en enlever rev. ForſtSto. in Art. 6 und 58 ihrer gedenkt; nach

autre que gisant, nonobstant tous titres,arrêts et priviléges Mißmann (Handbuch S. 6 ) können nur der Waldeigen

contraires, qui demeureront nuls et révoqués ; à peine tümer und die von ihm zu Vertretenden ſolche begeben ;

contre les contrevenants d'amende, restitution . . . et ihr Tatbeſtand iſt aber den verſchiedenen älteren und

de privation de droit d'usage.“ neueren Beſtimmungen außerhalb des ForſtSto . zu

1. Die formelle Geltung der zur Zeit der Republik entnehmen, darunter auch denen der Ordonnanz. Dieje

in den ſog. 4 neuen Departements eingeführten Teile „ Beſtimmungen der Forſtgeſeße find es, welche Art. 9

ienes Gefeßeswerkes iſt unbeſtritten (vgl. insbeſondere ForſtSto . im Auge hat, der beſonders den Forſts

Serini, Chronolog. Zuſammenſtellung der während der berechtigten angeht.

proviſoriſchen franzöſiſchen Berwaltung in den deutſchen 2. Die Ordonnanz von 1669 gliedert ſich in einen

Rheinlanden publizierten ältern franzöfiſchen Geſeke, verwaltungsrechtlichen ,polizeilichen, ſtrafrechtlichen und

S. 120 ; Schwarz, Die Forſtberechtigungen in den ehe- betriebstechniſchen Teil; auf den 2. und 3. art. ihrer

maligen 4 Departements uſw., SS 41 ff., 142, 192) . Die Normen beziehen ſich vorzugsweiſe die Erlaſſe der

Generalfommiſjäre der Republik, deren erſter, Nudler, republikaniſchen Machthaber für die 4. Departements ;

mit Erlaß vom 1. Therm . IV die einſchlägigen Titel der der 27. Tit ., um den es ſich hier handelt, iſt ſchon nach

Ordonnanz eingeführt hat, ſtanden jenen eroberten und ſeiner Ueberſchrift „ de police et conservation des forêts,

regierten Bezirken als eine Art Zivildiktatoren vor ; eaux etc.“ ein reines Polizeigeſek. Der erſte Zwed

die ſtaatsrechtlichen Gründe dafür, daß ſie, vom voll- des Art. 33 Tit. 27 war unverlennbar der, mit den

ziehenden Direktorium ermächtigt, die geſeßgebende Mißbräuchen aufzuräumen , die zurzeit Budwigs XIV ,

Gewalt befugt und wirtſam ausgeübt haben , ſind in in den franzöſiſchen Wäldern um ſich gegriffen hatten ;

den Gründen die Zivilurteils vom 29. April 1910 ein- ſo mit den Feuern im Walde, den Waldhütten und

gehend und zutreffend dargelegt (vgl. Serini a. a. D. vorzüglich mit gewiſſen bolzabgaben . Unter dieſen

Š . 24 Anm. *, Schwarz S. 17 Anm . 2) . Bei Serini Abgaben ſind hauptſächlich die wiltürlichen, die auf

iſt ferner nachgewieſen , daß und wann die forſtpolizei- Gunſt und Gnade der Beamten beruhenden gemeint ,

lichen Beſtimmungen der Ordonnanz unter dem Titel daß „ titulierte Forſtberechtigungen nicht abgeſchafft

„ Berwaltungsordnung “ oder auch „ dispositions réla- werden ſollten , beweiſt der von dieſen handelnde, mit

tives à la police" in den 4 Departements veröffentlicht „ sans que “ eingeleitete Teil des Art . 33, der den ,,usagers“

und beſonders für das Donnersberg - Departement ein- aller Stände nur die Wegnahme und zwar – nach ſtetiger

regiſtriert worden ſind (Serini S. 76 Nr. 79, vgl . S.66, Auslegung – die eigenmächtige Wegnahme der vorher

67, 120) . Daß die ſo eingeführten franzöſiſchen Geſelle beſchriebenen Walderzeugniſſe beiStrafe verbietet ; das

und Verordnungen nach der endgültigen Abtretung lepte der in der Strafandrohung aufgezählten Straf:

des linken Rheinufers an Frankreich im Frieden von mittel, „ Verluſt der Forſtberechtigung “ hätte nicht an

Lunéville (9. Februar 1801) aufrecht erhalten blieben, gedrohtwerden können , wenn die vor 1669 entſtandenen

fann nicht deshalb in Zweifel gezogen werden , weil Forſtberechtigungen als ſolche allgemein aufgehoben

der Beſchluß des corps législatif vom 28. Ventôse IX worden wären. Die Auslegung, wonach ſich das

(9. März 1801) , der jenen Friedensvertrag zum Gefeß Geſep gegen die Eigenmacht der Rechtler, namentlich

der Republit erhebt, in Art. III nur beſtimmt, daß die gegen die ſog . Selbſtfabrikation richtet, bezeugen

Geſeße der Republik in den neuen Gebieten nur nach Schwarz SS 41 , 42 und Mißmann S. 37, erſterer

dem Ermeſſen der Regierung und verordnungsweiſe unter Anführung pfälziſcher ürteile aus den Jahren

eingeführtwerden ſollen ; denn es wiederholt ſich hierin 1857 und1862.Aus dieſen Erkenntniſſen erhellt abermals,

nur die Methode, die der ſeinerzeitigen Inſtruktion für daß die Ordonnanz als Forſtpolizeigeſeß der öffentlichen

Rudler zugrunde liegt, übertragen auf die Zentral- Ordnung angehört, deshalb jede frühere, entgegens

gewalt der Republik ; dies führt zu der Annahme, daß ſtehende Art der Ausübung von Walddienſtbarkeiten

Frankreich ſelbſtverſtändlich ohneweiteres aufrecht er : aufhebt und auch jedem neuen Verſuche einer derartigen

halten wollte, was ſeine Statthalterwährend der ihnen Ausübung entgegenſteht .

übertragenen „ Pazifizierung“ der eroberten Provinzen Unrichtig iſt die Aufſtellung der Neviſion, als habe

an Geſeken uit ., ihrer Vollmacht gemäß, eingeführt das arrêté vom 29. Nivôse IX (Gensomm . Jollivet ;

hatten . Wegen Aufrechthaltung der Ordonnanz in der Schwarz I S. 93) die Verkündigung der Ordonnang

Pfalz unter Napoleon vgl . deſſen Dekret vom 19. Juli rückgängig gemacht. Dieſer Erlaß erwähnt eigens

1810 bei Schwarz Bd . I S. 107. deren Einführung durch das régl. v . 1. Therm . VI ; er

Nach der Zurüderoberung der Rheinlande durch weiſt zwar auf die vor dieſem Tage, ja ſchon vor 1669

die Alliierten hat zunächſtder Generalgouverneur Gruner geltenden deutſchen Geſeke hin, ſchafft aber nicht die

durch die VO. vom 23. Januar : 6. Februar 1814 , die Ordonnanz in ihren im Rheinland eingeführten Bes

Waldungen betr . , die franzöſiſchen Forſtgeſetze in Kraft ſtimmungen ab, ſondern vielmehr jenes franzöſiſche

erhalten; wenn noch im gleichen Jahre durch die für die Geſetz vom 28. Auguſt 1792 „ sur les biens communaur" ,

Pfalz beſtellte öſterreichiſch -bayriſche gemeinſchaftliche deſjen unüberlegte Einführung in Frankreich die Walds

Landes-Adminiſtrationskommiſſion , die bisher üblichen verwüſtung gefördert hatte und das deshalb in der

franzöſiſchen Forſtſtrafgeſeze“ unter beſonderer Ér- franzöſichen Rechtſprechung bald wieder durch die An

wähnung der „ betreſſenden Art. der Ordonnance von wendung der in Frankreich formell aufgehobenen ers

1669“ aufgehoben wurden , ſo geſchah dies nach dem donnance von 1609 erſeßt wurde. Die privatrechtlichen

Inhalt der maßgebenden VO. vom 30. Juli (publ. Meſtitutionen aber, die Art. 2 des Arr. vom 29. Niv.

14. Auguſt 1814), die Verfolgung und Beſtrafung der anordnet, berühren feinesfalls die forſtpolizeilichen Bes

Forſtjrevel betr. , nur deshalb und nur inſoweit, als ſtimmungen der Ordonnanz. Das gleiche gilt von

hier das Forſtſtrafweſen neu geregelt wurde. Hier der Aufrechterhaltung der nachweislichen Forſtrechte,

fommt in Betracht, daß die Ordonnanz allenthalben welche das von der Reviſion ebenfalls herangezogene,

Strajandrohungen und daneben in Tit . 32 ein ganzes , arrété vom 17. Ventôse X anerkennt; auch hier findet
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ſich in Art. I der Vorbehalt, daß die Ausübung jener gefochtene Urteil hat alle Merkmale des äußeren Tat

Derechtigungen den Regeln des aménagement– der beſtandes einwandfrei feſtgeſtellt, ebenſo aber auch den

Forſtwirtſchaft unterworfen bleibe. Vgl. noch über inneren , indem es auch bei den Angeklagten das Bes

Aufrechterhaltung der Ordonnanz (Tit. 19) das Arrêté wußtſein der Rechtswidrigkeit ihres Þandelnsannimmt.

vom 9. Prair. X (Schwarz S. 99). Das Forſtregulativ Die Bezugnahme der Beſchwerdeführer auf $ 954 BOB .

des Generalgouverneurs Gruner vom 28. Mai 1814 genügt nicht; der Eigentumserwerb der Forſtberechtigten

(ABI. S. 85 ) enthältin 8 23 allerdings zunächſt Weiſungen in der Pfalz wird durch die die Ausübung der Be

an die Forſtbehörden in Betreff der Berechtigungen , rechtigungen regelnden Vorſchriften mitbeſtimmt (Henles

wendet ſich aber in dem Schlußlaß mit dem Hinweiſe Schneider, Vorbem. 3 vor Art. 85 AG. BOB. und Bem . 2

auf die Unterordnung ihrer Ausübung unter die Regeln zu Art. 86 ). Hienach erwirbt der Rechtler das Eigen

der Holzzucht und eines regelmäßigen forſtwirtſchafts tum am Rechtholz nur nach den forſtgeſeßlichen Normen ;

lichen Betriebes zweifellos an die Berechtigten ſelbſt. ſoweit ihm dieſe die Selbſtfabrikation unterſagen, iſt

3. Gehören na alledem die Verbote der eigen- ſein Erwerb nicht rechtswirkſam . Dieſe Auffaſſung iſt

mächtigen Wegnahme und der Selbſtfabrikation, wie nicht zu ſtreng, wennman die Gleichſtellung der den

ſie ſich im Anſchluß an die Ordonnanz und an neuere Forſtgeſetzen zuwiderhandelnden Berechtigten mit den

Vorſchriften im pfälziſchen Forſtrecht behauptet haben, Nichtberechtigten nach Art . 9 ForſtSto . im Auge behält.

dem offentlichen Rechte an, ſo folgt hieraus, daß die Ueberſchreitung der Befugniſſe, auch in der Art der

zivilrechtliche Befugnis beſtimmter Forſtberechtigter Ausübung, iſt Frevel. Nicht angängig iſt eine Unter.

nicht gerade dahin geht, von jenen Verboten frei zu ſcheidung zwiſchen Befugniſſen, die durch Privatrechts

ſein, alſo ihr Rechtholz ſelbſt auswählen, aufarbeiten normen , und ſolchen, die durch Normen des öffentlichen

und abführen zu dürfen (vgl. f . d. rechtsrh. Bayern Rechts begrenzt ſind. (Urt. vom 28. März 1914, Rev.

Ganghofer-Weber, ForſtG . Š. 102 ff.). Der Zuſaß in Heg. 61/14). Ed .

der Ordonnanz Tit. 27 Art . 33 „ non -obstant tous titres,

arrêtés etc.“ iſt nur die logiſche Folgerung jenes öffent II.

lichrechtlichen Verbotes,eine dem Geiſte des privilegien
Gebühren des Berteidigere in Wiederaufnahme:

reichen Zeitalters Ludwigs XIV. ſcharf widerſprechende

Betonung des alten Sakes, daß die öffentliche Ordnung
verfahren . Der Verteidiger hat für ſein Geſuch um

den Privatrechten vorgeht ; darum auch die Schärfe
Wiederaufnahme des Verfahrens die Gebühr von 24 M

des Áusdruds in dem anſchließenden Relativſaß „ qui
(20 M und 4 M Pauſchalſaß) zugebilligt erhalten ;

nach Schluß der nach dem $ 409 SIPO. angeordneten
demeureront (nicht „ seront“ ) nuls et révoqués“. Die

Privilegien und Titel verſagen gegenüber dem jus
Beweisaufnahme gab er eine ſchriftliche Erklärung

publicum , ſie kommen hiegegen gar nicht auf (vgl. den
ab ; die hiefür neuerdings verlangte Gebühr von 24 M

poſitiven Ausdruď dieſer Gedanken in Art. 23 des
der Angeklagte wurde nach § 411 46.2 StPO . ſo

rechtsrh. Forſto . und hiezu Ganghofer S. 102 Anm . 1 a) .
fort freigeſprochen wurde nicht gewährt ; die Be

ſchwerde wurde verworfen.
Die Pfälzer Gerichte haben denn auch in richtiger

Würdigung der forſtwirtſchaftlichen Geſichtspunkte, nach
Aus den Gründen : Durch die feſtgeſeßte Ge

denen ſelbſt kleine Veränderungen im þolzbeſtande
bühr von 24M für die Anfertigung des Wiederaufnahme

pfleglich, d.h . fachmänniſch vorgenommen werden müſſen,
geſuchs iſt die geſamte Tätigkeit des Verteidigers in

den Forſtberechtigten ſtets die Selbſtfabrikation auch
dem Wiederaufnahmeverfahren entlohnt worden . Die

von Windfallholz, Reiſig- und Wellenholz und dürrem
entgegengeſepte, auf § 68 Nr . 3 RAGebo. geſtüßte

ſtehenden Holz unterſagt und die forſtmäßige Aufs
Anſicht des Beſchwerdeführers iſt irrig. Die hier für

Anfertigung eines Antrags auf Wiederaufnahme des
arbeitung ſolchen Holzes verlangt (Schwarz § 43, S. 30 ).

Es iſt alſo kein Uebergreifen des Strafrichters in die
Verfahrens beſtimmte Gebühr ſteht dem Rechtsanwalte

zivilrichterliche Zuſtändigkeit, wenn das LG. hier jener
nur zu, wenn er mit dieſer Tätigkeit allein betraut

öffentlichrechtlichen Forderung Nachdruď verleiht.
worden iſt. Wenn der Rechtsanwalt jedoch wie hier

4. Aus dem Bisherigen folgt, daß die Aburteilung
mit der Verteidigung eines Angeflagten im ganzen

der Uebertretung bei Äusübung einer Forſtberechtigung
Wiederaufnahmeverfahren beauftragt worden iſt, kann

nicht vom Beſtehen oder Nichtbeſtehen der Forſt
er nach § 70 RAGebD . für Anfertigung der zu dem

berechtigung an ſich und ſomit auch nicht vom Aus
Verfahren gehörigen Anträge und Erklärungen keine

gange des Zivilprozeſſes abhängt ; Art . 15 ForſtSto .
beſondere Gebühr fordern ; dieſe Bemühungen werden

iſt alſo hier nicht anwendbar. Er enthält, abgeſehen
durch die in den 8 $ 63 bis 66 und im § 67 feſtgeſepte

von Abſ. 2, in feiner Hinſicht materielles Recht ( anders
Gebühr gedect . Hier iſt das Wiederaufnahmeverfahren

in beſchränktem Maße - Art. 165 rechtsrh. Forſto .),
nicht über das Vorverfahren hinausgediehen, weil es

iſt ein reines Prozeßgeſeß , das die Ermeſſensfreiheit
nicht zu einem Beſchluſſe über die Erneuerung der

des § 261 Abſ. 2 StPO. für Forſtſtrafſachen außer
Hauptverhandlung nach § 410 Abſ. 2 StPO. gekommen

kraft feßt, und enthält keine reviſible Rechtsnorm .
iſt; erſt durch dieſen Beſchluſſes ,der im Wiederaufnahme

Das Reviſionsgericht kann nicht nachprüfen, ob die
verfahren die Stelle des im Strafverfahren nach § 201

Aburteilung der Forſtübertretung von der privaten
StPO. ergehenden Beſchluß vertritt, wird das Vor

Berechtigung abhängt.
verfahren beendet und das Hauptverfahren eröffnet.

5. Árt. 9 ForſtSto. läßt eine Beſtrafung wegen Aus dieſem Grunde kommt dem Verteidiger gemäß

Forſtfredels nur zu, wenn der volle Tatbeſtand einer
$ 67 Nr. 3 für die Vertretung des Angeklagten im

im ForſtSto. mit Strafe bedrohten Entwendung, Ge
ganzen nicht mehr als 20 M Gebühr und 4 M Pauſch

fährde uſw. vorliegt . Das 10. folgt der Entſcheidung
ſatz zu. ( Beſchl . vom 24. März 1914, Beſchw.- Reg .

Nr. 210/1914) . Ed .

des Straffen . vom 3. Oktober 1903 (Sammlg . IV, 59)

und zieht gleichzeitig Art. 19 ForſtSto . heran. Dieſer

Entſcheidung, die im Anſchluß an ältere Urteile eine

bedingt unbefugte Zueignung der unbedingt rechts Oberlandesgericht München.
widrigen Zueignung gleichſtellt, liegt im weſentlichen

ein den vorliegenden Fällen ähnlicher Tatbeſtand zu- Emeritierung und Gehaltsſperre (Art. 187,211 VG .,

grunde. Jn ihnen handelt es ſich um Holzfällungen N. VO. v . 6. Sept. 1908, OVBI. Š. 681 ) . Ein 0. ö .

im fremden Wald, um Ueberſchreitung gegebener Forſt- Univerſitätsprofeſſor trat am 1. April 1890 in den

berechtigungen der Art ihrer Ausübung nach und um bayeriſchen Staatsdienſt. Am 1. Januar 1909 hatte

Holz von einer im Forſtštő . (Art. 19) beſonders be- er alſo 18 Jahre in dieſer Stellung zugebracht; dem

zeichneten Beſchaffenheit (ſtehendes dürres Holz, ver- hätte an ſich der Þöchſtgehalt der Klaſſe 7 der Gehalts.

gleiche Ordonnanz Tit. 27 Art. 33, 1. Halbſ). Das an : entſprochen. Zufolge der Sperre nach § 4 Abſ. 3 Nr. 7
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erbe

der vo. v . 6. Sept. 1908 (GVBl. S. 681 ) wurde ihm

jedoch nur der Gehalt der drittleßten Stufe (7500 MM )

eingewieſen. Am 1. Oktober 1910 wurde er auf ſeinen

Antrag von der Vorleſungspflicht befreit (emeritiert)

und bezug nach Art . 187 BG. den legterdienten Gehalt

von 7500 M weiter. Mit dem 1. Januar 1912, alſo

dem Ablauf der Sperre, verlangte er Einweiſung in

die nächſte Gehaltsſtufe von 8000 M, weil er noch aktiver

Beamter ſei und die Vorrücung bereits erdient gehabt

habe, wurde jedoch vom Miniſterium abgewieſen . Er

erhob Klage mit der Behauptung, dieſer ſtehe die ab

lehnende Miniſterialverfügung nicht entgegen , da im

Art . 178 Ziff . 5 Bo. nur Vorrüdungsverſagungen

wegen Unwürdigkeit nach Art. 31 Abſ. 1 BG. gemeint

ſeien . Die Alage wurde abgewieſen und die Berufung

blieb erfolglos ; Reviſion wurde nicht eingelegt.

Aus den & ründen des DIG .: Der Rechtsweg

iſt nach Art. 176 Abſ. 1 BG. an ſich offen , weil es ſich

um vermögensrechtliche Anſprüche aus dem Dienſtver

hältnis handelt ; daß eine Gehaltsvorrüdung in Frage,

macht die Klage nicht von vorneherein unſtatthaft. Bes

denken ergeben ſich aber aus Art. 178 Nr. 5 BO., wonach

für die Gerichte die Entſcheidungen bindend ſind, welche

die Verwaltungsbehörden nad ihrem pflichtmäßigen

Ermeſſen insbeſondere über Zuweiſung des Gehalts,

über Verſagung und nachträgliche Einweiſung der Ge

haltsvorrüfungen zu treffen berechtigt find. Eine ſolche

Verſagung liegt hier gerade der Perſon des Klägers

gegenüber in der KultusME. vom 1. Februar 1912 und

in der Fin ME.vom 2. Auguſt 1912 an ſich vor. Daß

Art. 178 Nr. 5 BG. nur die Fälle der Verweigerung

der Vorrüfung wegen Unwürdigkeit treffe, iſt nicht

richtig ; vielmehr gehört auch die Auslegung der Ueber

leitungsbeſtimmungen hierher (BayObid. n . S. Bd. 11

S. 653), gleichgültig , ob man dagegen die Beſchwerde
an den Staatsrat nach Art. 31 BO. für ſtatthaft hält.

Gleichwohl erachtet der Senat die Nachprüfung des

Anſpruchs durch die Gerichte deshalb für zuläſſig, weil

der Kläger die Geſezmäßigkeit der Ueberleitungsvor
ſchriften ſelbſt beſtreitet; wären dieſe Vorſchriften geſeße

widrig, ſo läge auch keine Verfügung der Verwaltungs

behörde vor, zu der ſie nach pflichtmäßigen Ermeſſen
befugt war. Dieſe Üeberleitung verſtößt aber nicht

gegen das Geſek. Die Emeritierung war bereits dem
älteren bayeriſchen Beamtenrecht bekannt : der emeritierte

Profeſſor ſollte troß Erſatzes im Lehrauftrag gleichwohl

der Univerſität ſeine Dienſte nach Wunſch und Neigung

noch leiſten fönnen, z . B. bei den Verwaltungsgeſchäften .
Damals rückte der emeritierte Profeſſor jogar noch im

Gehalt vor, war aber von den Wohnungsgeldzuſchüſſen

ausgeſchloſſen ; er bezog alſo ſchon damals erheblich

weniger als ein ganz aftiv gebliebener Profeſſor. Bei

Erlaſſung des Bo. ſepte man die Altersſtufe für die

Emeritierung entſprechend der Penſionierung auf das

65. Jahr herab, verſagte aber die Vorrüdungin weitere

Dienſtalterszulagen. Deßteres ſteht zwar nicht im Geſek ,

ergibt ſich aber flar aus deſſen Begründung und wird

an ſich vom Kläger ſelbſt nicht beſtritten, wie er auch über

die ſtreitige geſperrte Zulage hinaus weitere Zulagen

nicht beanſprucht. Es iſt alſo eine Zulage, für welche die

Borrüdungsvorichriften noch läuft - abgeſehen zunächſt

von den Uebergangsvorſchriften – nicht verdient “ ,

„ Belaſſung“ des erdienten Gehalts (Art. 176 Abſ. 3 BG.)

alſo in ſeiner natürlichen Bedeutung zu nehmen, nämlich

Behalten des tatſächlich im Augenblick der Emeritierung
bezogenen Geldgehalts unter Ausſchluß der Möglichkeit

nachträglicher Vermehrung durch Zeitablauf. Das ent

ſpricht durchaus dem Begriffe ,erdient “ im Art . 30

( = tatſächlich bezogen ) und den Art. 28 mit 33, wonach jede

Vorrückung „ verfügt“ wird , alſo nicht von ſelbſt eintritt .

Bei der Ueberleitung aber will der Kläger als „ erdient“

oder ,wohlerworben “ den Gehalt angeſehen wiſſen , der

ihm nach Maßgabe ſeiner unter der älteren Gehalts

regelung zurückgelegten Dienſtjahre im Syſtem der

neuen Gehaltsordnung ohne die „Sperre “ zuſtehen

würde. Dieſe Sperre (der Ausdru« ſtammt aus dem

Geſeß ſelbſt : Art.211 Abf. 8) wurde ſchon im Entwurf

zur finanziellen Erleichterung vorgeſehen und vom

Landtag auf eine weitere Vorrüdungsſtufe ausgedehnt,

wogegen in Art. 211 Abſ. 8 mittels einer Fittion bes

ſtimmt wurde, daß die Sperre bei der Penſion uns

berütſichtigt bleibt, als ob ſie nicht vorhanden wäre.

Dieſe Vorſchrift ſpricht aber gegen die Klage und deren

Auslegung des „ erdienten “ Gehalts. Wäre es einfach

bei dem Regierungsvorſchlage geblieben, ſo wäre klaren

Rechtens, daß der geſperrte Gehalt bei der Penſion

nicht mitzählt . Das Stompromiß auf Anrechnung, wie

es zwiſchen Landtag und Regierung ſchließlich zuſtande

fam, gibt nach ſeinem Zwed feinerlei Ünlaß, das Wort

„erdient“ anders aufzufaſſen ; Abſ. 8 des Art. 211 BG.

enthält ſich auch bezeichnenderweiſe dieſes Ausdrucs und

ſpricht nur von einem ſeinem Dienſtalter nicht ents

ſprechenden Gehalt“ . Gerade hier wäre aber erſterer Auss

druď am Plaße geweſen. Es kann alſo auch Art. 211 Abſ.8

BG.nichtals ein „unmotiviertes Geſchent“ oder „ eine uns

ſinnige Geldvergeudung“ angeſehen werden. Enthält

fonach Art. 211Abſ. 8 BG. nichts für die Auslegung

des Begriffs „ erdient“ , ſo iſt dieſe nur aus den

dort vorbehaltenen Ueberleitungsvorſchriften (BD . v .

6. Sept. 1908, GBBI. S. 681) zu entnehmen , zu denen

die Gehalto. nur eine Beilage bildet. Da dort die

Art. 26 Abſ. 3 bis 5, Art. 27 Abſ. 2 bis 4 , Art . 28

Abſ. 1 bis 4 und Abf. 6 , der Art. 29 bis 32, des Art . 34

Abſ. 2 uſw des BG. entſprechend anwendbar erklärt ſind,

ſo müſſen die in Ziff. 7 Abſ. 3 dieſer VO. enthaltenen

Sperrvorſchriften ſo ausgelegt werden, daß bei den

geſperrten Klaſſen zu der jeweils laufenden Wirkungs

friſt die drei Jahre vom 1. Januar 1909 bis 1. Januar

1912 einfach ebenſo hinzuzuſeßen find, als ob dies in

der Gehalts0. ſelbſt ſtünde. Sohin gilt eine geſperrte

Stufe nicht als erdient ; Sinnbild und Hechtsinhalt

deden ſich hier vollſtändig ; wo „ geſperrt “ iſt, kann man

nicht eintreten“ (auch nicht bedingt), alſo den Eintritt

auch nicht erreichen “ ; man iſt vielmehr „ausgeſchloſſen “ .

Der behauptete Widerſpruch der Ueberleitungsvors

ſchriften mit dem BG. beſteht nicht. Daß Art. 211

Abſ. 8 dafür nicht verwendet werden kann, iſt bereits

ausgeführt . Gehaltsordnung und lieberleitungspor:

ſchriften ſind zwar formell fraft Organiſationsrechts der

Krone als Verordnung erlaſſen, aber in allen weſents

lichen Punkten , teilweiſe ſogar wörtlich, von beiden

Stammern des Landtags beraten und gebilligt. Etwas

hiervon Abweichendes hinſichtlich der Sperre enthalten

die Ueberleitungsvorſchriften überhaupt nicht (vgl. 20

der Dentſchrift, Vhdi. D. AbgSt. 1907/08 BeilBd.2 Š . 305,

331 ff .). Hier wie dort werden die bereits erörterten

Ausdrücke ,,ausſchließen “, „ Vorrückung erſtermöglichen “,

mit „Ausſchluß der leßten Dienſtaltersſtufe“ unter

Billigung des Landtags gebraucht. Daß jedem Beamten

bei der Einordnung in die neuen Gehaltsklaſſen die

volle Anzahl ſeiner bisherigen Dienſtjahre angerechnet

werden müſſe, ſteht nirgends, ſondern hinſichtlich der

Sperre das Gegenteil. Die Dentſchrift ſagt nur, daß

niemand durch die Einführung der GehaltsD . an ſeinem

bisherigen Einfommen eine Einbuße erleiden dürfe.

Wohlerworben ſind für den Kläger nurdieBezüge nach

der alten Gehalts O .; dieſe hätte er behalten , wenn er

vom Recht des Art. 217 BO . Gebrauch gemacht und jede

Ueberleitung abgelehnt hätte. Nicht wohl erworben

aber war die Einreihung in die neuen Dienſtalterss

flaſſen hinſichtlich der Beſoldung ; inſoweit mußte der

Mläger das Bo. im Kompler (alſo einſchließlich der

Sperre) annehmen oder ablehnen . Die Sperre iſt

freilich nur eine vorübergehende Maßregel; fraft geſets

licher Ermächtigung und mit Billigung des Landtags

iſt ſie aber ebenſo konſtruiert worden wie eine neurecht:

liche Gehaltsvorrückung. Mit Necht ſagt die Regierung,

daß ihr ſonſt die Rechte aus Art . 31 BG. aus der vand

genommen wären, die durch die Möglichkeit der Disjis

plinierung nicht erſeßt würden . Kläger verwechſelt all .
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gemeines Dienſtalter (3.B.für den Rang) und Beſoldungs- abgeſchloſſenen Frachtvertrage beſtimmt ſich bei der

dienſtalter. Auch die Aeußerungen des Reichsrats v . Güterſendung von Deſterreich- Galizien nach Deutſchland

Bertling und des Finanzminiſters v. Pfaff in der Aus- ausſchließlich nach dem intern . Uebereinkommen über

chußfigung der Reichsratskammer vom 1. Auguſt 1908 den Giſenbahnfrachtverkehr (3Ueb . ) . Zur Begründung

ſprechen gegen, nicht für den Kläger. Denn dort ſtellte einer ħaftung können weder die Beſtimmungen der

D. Bertling die Emeritierung ohne weiteres dem Ueber: deutſchen EiſbertO ., noch die Vorſchriften deš HGB.

tritt in den Ruheſtand gleich und fragte, ob hier die über die allgemeinen Berpflichtungen der Frachts

Sperre aufgehoben ſei, was v . Pfaff verneinte, weil führer herangezogen werden . Der Schadenserſaßanſpruch

Emeritierung nicht der Penſionierung gleichſtehe, wird auf die durch grobe Fahrläſſigkeit der Eiſen

worauf v. Hertling nicht etwa einen Antrag auf Sperre- bahn verſchuldete, verſpätete Ankunftdes Wagens in

ausſchluß für Emeritierte ſtellte, ſondern erklärte, er habe $. geſtüßt. Da die Lieferzeit nicht überſchritten iſt,

die Sache bloß klarſtellen wollen.Uebrigensſtand im An- können nicht Art. 39 und 40 güeb. angewendet werden,

trag v . Bertling zu Art . 187 Abſ. 3 ſogar der Ausdrud welche die Haftpflicht für Lieferfriſtverſäumung regeln .

des bisher von ihnen erdienten Gehalts “, der wegen Daraus, daß die Sendungen von B. nach B. in der

eines anderen Kompromiſſes dann nicht in das Geſep Regel innerhalb 7-8 Tagen bewirkt werden, kann

überging, aber zeigt, daß v . Bertling das Wort „ er- mangels geſeßlicher oder vertraglicher Sonderbeſtims

dient ſo verſtand wie jeßt der Fiskus. Ebenſo legt mungen fürden Kläger fein flagbares Recht darauf

jeßt auch Meindl, BG. S. 777, den Art. 187 Abſ. 3 BG. entſtehen , daß ſolche Sendungen immer innerhalb dieſer

aus (vgl. auch einen ähnlichen Fall in Recht 1913 Friſt ausgeführt werden, und fein Schadenserſaħans

Nr. 1426 ). Unbillige Folgen ergeben ſich aus dieſer ſpruch erwachſen, wenn einmal ein Transport dieganze

Auslegung nicht, zumal die Staatsregierung bei den tarifmäßige Bieferfriſt von 19 Tagen in Anſpruch

im Stande der Emeritierung verſtorbenen Profeſſoren nimmt. Auf die Urſachen der ausnahmsweiſen Ver

zugunſten der Witwen- und Waiſenpenſionen die Sperre zögerung kommt es dabei nicht an, ſofern nur die

gemäß Art. 211 Abſ. 8 BG. unberüdſichtigt läßt. Jm Bieferfriſt eingehalten iſt (Eger, Jueb. Art. 39 Z. 195,

übrigen iſt allerdings Emeritierung begriffsmäßig etwas III A ;Mundnagel, Haftung der Eiſenbahn S. 44 und

anderes als Penſionierung ; dem Gefeßgeber kommt Art. 12—15). Der Anſpruch kann daher nur Erfolg

es aber nicht darauf an , ſondern auf den Unterſchied haben, wenn er mit Art.41JUeb.begründet werden kann.

zwiſchen vollaktiven und nicht vollaktiven (d. h . nur Dem Erſtrichter wird darin beigetreten , daß mins

von der Vorleſungspflicht befreiten) Profeſſoren ; er deſtens in dem Stehenlaſſen des Wagens in Gelſen

trägt dem natürlichen Empfinden Rechnung, daß der firchen vom 22. bis 29. März eine grobe Fahrläſſigkeit

nicht die volle Beſoldung mehr beziehen ſoll, der einen der Eiſenbahn zu erbliden iſt, und daß dem Aläger

weſentlichen Teil ſeiner Dienſtpflichten ,und zwar gerade infolge desinfolge des – gegenüber dem Megelfalle – ſpåten

den für den Staat weſentlichſten Teil, nicht mehr ausübt. Eintreffens der Ware in B. ein Schaden entſtanden iſt.

Brattiſch darf dieſe Minderung wohl höher eingeſchäßt Trokdem iſt Art. 41 güeb . hier nicht anwendbar.

werden , als der Einkommensverluſt bei der Emeri- Seine Bedeutung iſt umſtritten. Einerſeits wird be

tierung. Weiter zu gehen, war der Landtag offenbar hauptet, daß er nur bezüglich der Höhe des Schadens

chon mit Müdſicht auf die Richter nicht bereit, die die Haftpflicht der Eiſenbahn verſchärfen will ; anderer

ihren vollen Benfionsbezug ohne Ausgleich verloren ſeits findet man darin die Begründung einer allgemeinen

haben . Auf die günſtigere deberleitung jüngerer Standes. Schadenserſappflicht der Eiſenbahn (vgl. bei. Rund:

genoſſen kann ſich niemand fraft Rechtens berufen nagel a. a . D. & 28 A. 2) . Entſtehungsgeſchichte (vgl .

(Bayb36. n. S. d.11 S. 653 ). (Urt. v . 10.Nov. 1913, Eger a. a . D. S.428 f.; Roſenthal, JEiſenbahnfrachtr.

1 265/13) . N. S. 244) und Stellung des Art. 41 ſprechen mehr für

die erſtere Auffaſſung. Nachdem in den vorausgehens

den Art. 34, 35, 37-40 die jeweils dem Umfang nach

beſchränkte Haftung der Eiſenbahn für Schäden aus

Oberlandesgericht 3weibrüden. Verluſt, Minderung oder Beſchädigung des Gutes und

Verſäumung der Lieferfriſt geregelt iſt, heißt es in

Þaftung der Giſenbahn für ſchuldhafte Transport: Art. 41 : „ Die Vergütung des vollen Schadens

verzögerung innerhalb der tarifmäßigen Lieferfrift kann in allen Fällen gefordert werden , wenn derſelbe

(Art.41 des internat. Uebereinkommens über den Eiſen- infolge der Argliſt oder der groben Fahrläſſigkeit der

bahnfrachtverkehr i . d . F. vom 19. September 1906, Eiſenbahn entſtanden iſt“ . Hinter den Worten vin

§466 HOB.). Für den Kläger 2. war am 14. März allen Fällen “ waren urſprünglich von der 3.Konferenz

1911 in B. in Oeſterreich- Galizien mit einem Fracht die vorgenannten Art. 34, 35, 37—40 in Klammer an

brief für internat. Eiſenbahntransport ein Wagen geführt und damit die beſchränkte Geltung desArt. 41

Stedzwiebeln als Frachtgut zur Beförderung nach 8 . außer Zweifel geſegt . Das eingeflammerte Zitat iſt

in der bayeriſchen Pfalz mit dem Vermert „Kartierung dann bei der Veßten Konferenz ohne Begründung

Gelnhauſen“ aufgegeben worden . Auf der Grenzſtation geſtrichen worden. Wenn in dem Urteile des DiG.

befchriebein Bedienſteter der Bahn den Wagenzettel Marienwerder vom 2. Juni 1910 (SeuffA . 66, 155)

verſehentlich mit Gelſenkirchen ſtatt Gelnhauſen . Uns geſagt iſt, die Streichung des Zuſakes fönne nur den

folgedeſſen wurden in Balle Wagen und Begleitpapiere Sinn gehabt haben, klarzuſtellen, daß die Haftung auf

getrennt; dieſe gingen über Gelnhauſen nach .,während die vorhin angegebenen Fälle nicht habe beſchränkt

der Wagen nach Gelſenkirchen lief. Dort blieb er vom werden ſollen, ſo fann dem nicht beigepflichtet werden .

22. bis 29. März ſtehen, weil keine Erkundigungen eins Mit demſelben Recht kann man ſagen, daß die Strei

gezogen wurden . Nach Aufllärung wurde er als Eils chung erfolgt ſei, weil man die ausdrückliche, zahlen

gut nach $ . befördert, wo er am 1. April ankam . Die mäßige Bezugnahme auf die vorangehenden Artikel über

tarifmäßige Lieferfriſt endete erſt am 3. April 1911. die beſchränkte Haftung wegen des unmittelbaren An

Der Kläger behauptet, der Wagen habe um 10–11 ſchluſſes des Art. 41 unter Vorenthaltung der Worte

Tage länger gebraucht als bei regelmäßigem Güter- „ die Vergütung des vollen Schadens “ für überflüſſig

verkehr ; infolge dieſer Verzögerung ſei ihm durch teil- gehalten hat. Die Vorſchrift des Art. 41 iſt als Aus

weiſes Verderben der Zwiebeln und durch Rüdgängig- nahme des Art. 30 JUeb. ( „ die Eiſenbahn haftet nach

machung von Beſtellungen ein Schaden von 2000M Maßgabe der in den folgenden Artikeln enthaltenen

entſtanden. Seine Klage wurde abgewieſen, die Be- näheren Beſtimmungen für den Schaden, welcher durch

rufung wurde verworfen . Verluſt, Minderung oder Beſchädigung des Gutes “ )

Uus den Gründen : Die Haftung der Eiſen- und Art. 39 („welcher durch Verſäumung der Liefer

bahn aus dem mit intern . durchgehenden Frachtbriefe friſt entſtanden iſt“) eng auszulegen (Warn. 1904 zu
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Art. 41 3. 1 ) . Dem ſteht auch nicht die vom OLG. der Eiſenbahn oder der Perſonen entſteht, deren ſie

Marienwerder a. a . D. als unhaltbar bezeichnete Fols ſich bei der Ausführung des von ihr übernommenen

gerung entgegen, daß die Eiſenbahnverwaltung nicht Transports bedient und für ſie nach Art. 29 JUeb .

einmal dann haften würde, wenn ſie abgeſehen von haftet. Die Fälle, in denen Gerichte zu anderer An:

beſonders gelagerten Fällen mit Borſaß Schaden chauung gelangt find, liegen teilweiſe anders . 3n

zufügte. Das Jueb. regelt nur die Haftung der Eiſen- dem Urteile des DLG. Marienwerder war Art. 41 nur

bahn aus dem intern . Fracht vertrage; ihre Haftung zur Auslegung des Art. 95 JUeb . herangezogen worden ;

aus abſichtlicher Schadenszufügung, alſo aus einer auch handelte es ſich dort um Unterlaſſung einer im

unerlaubten Handlung, ergibt ſich ausden betr. Bes Frachtbriefe vorgeſchriebenen ſtredenweiſen Benügung

ſtimmungen der Landesrechte. Áber auch bei weiterer eines Perſonenzugs für den fraglichen Viehtransport;

Ausdehnung über die Fälle der Art. 34, 35, 37—40 ebenſo war in dem Urteile der Kammergerichts und

JUeb . hinaus umfaßt Urt. 41 mit den Worten ,in im Reichsgerichtsurteile vom 11. Februar 1905 ( bei

allen Fällen “ immer nur die Fälle, in welchen von Rundnagel S. 45) die Beſonderheit der vertrags

der Eiſenbahn auf Grund des Jueb. überhaupt ein widrigen Abweichung von der durch den Abſender dor:

Schadenserſaß zu leiſten iſt (Eger Art. 41 3. 207 B 3) . geſchriebenen Routenvorſchriftund damit eine Zuwider

Die tatſächlichen Vorausſeßungen für die Entſtehung handlung gegen Art. 6 8. 1 Jueb. gegeben . Warum bei

eines Schadensanſpruchs gegen die Eiſenbahn müſſen Einhaltung der Lieferfriſt die Anwendbarkeit des

in einem der vorausgegangenen Artikel des Jueb . nieder- Art. 41 züeb. nicht ausgeſchloſſen iſt, wird vom HG .

gelegt ſein ; der Art. 41 trifft dann nur die Beſtimmung nicht näher begründet. Eine Auslegung des Art. 41

über den Umfang der Schadenserſaßpflicht bei Hinzus Jueb. i. S. des Klägers würde geradezu einer Uus

treten des inneren Tatbeſtandes der Urgliſt oder groben ſchaltung der Vorſchriften des Art. 14 ZUeb . und $ 6

Fahrläſſigkeit. der Ausführungsbeſtimmungen über die tarifmäßigen

Die Fälle, in denen die Eiſenbahn wegen ver- Marimallieferfriſten gleichkommen und dazu führen ,

ſpäteten Eintreffens des Gutes am Beſtimmungsorte daß die Eiſenbahn in allen Fällen die Beförderung

für den Schaden haftet, ſind in Art. 39, 40 geregelt. binnen einer den Umſtänden nach angemeſſenen oder

Sie ſehen immer eine Ueberſchreitung der tarifmäßigen nach den Erfahrungen eines regelmäßigen Güterverkehrs

oder beſonders bedungenen Lieferfriſt voraus. Die zu bemeſſenden Friſt zu bewirken hätte. Darauf haben

Bahn haftet in dem verſchiedenartig abgeſtuften Um- aber Abſender und Empfänger wegen der durch die

fang des Art. 40 bis zum Betrage der ganzen Fracht Eiſenbahnen vereinbarten und Beſtandteil eines jeden

oder des angegebenen „ Intereſſes “ . Erſt wenn der Frachtvertrags werdenden Marimallieferfriſten keinen

innere Tatbeſtand der Argliſt oder der groben Fahr- Anſpruch. Vertragsgemäß fonnte der Kläger nur vers

läſſigkeit der Eiſenbahn hinzufommt, tritt die Haftung langen , daß ihm das Gut innerhalb der tarifmäßigen

des Art. 41 für den vollen Schaden ein . Solange die Lieferfriſt in ø . zur Verfügung geſtellt wird. Dies iſt

Lieferfriſt nicht überſchritten iſt, begründet ſelbſt eine geſchehen . Es kann feinen Unterſchied begründen , ob

durch Argliſt oder grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführte die Eiſenbahn den Wagen Zwiebeln erſt am 2. April

Verzögerung des Transportes über die gewöhnliche 1911 infolge von Umſtänden abliefern konnte, welche

Beförderungsdauer feine Erſagverbindlichkeit (Rund: ihr nicht zum Vorſaß oder zur groben Fahrläſſigkeit

nagel § 10, Tert und Note 12-15, 8 28 A. 2) . Ein Rüd- angerechnet werden können , welchen Falles natürlich

ichluß auf die Michtigkeit dieſer Auslegung des Art . 41 der Kläger keinerlei Schadenserſaßanſpruch erheben

güeb . läßt ſich ziehen aus dem Vergleich der Stellung, könnte, oder ob dies die Folge der groben Fahr:

welche die faſt gleichlautende Vorſchrift im HGB. und läſſigkeit der Eiſenbahnbedienſteten in Gelſenkirchen

in der deutſchen EiſVertO. gefunden hat, aus denen war. In beiden Fällen hat die Eiſenbahn vertrags

dieſer Grundſaß in das Jueb. übernommen worden treu innerhalb der Lieferzeit den Transport beendet .

iſt (Eger, zueb. 3. 210). 8466 HOB . ſept in Abſ. 1 (Urt. vom 20. April 1914, L 251/13) .

die Haftung der Eiſenbahn für den Schaden aus Ver

ſäumnis der Lieferfriſt feſt, beſtimmt in Abſ. 2 und 3

unter Hinweis auf die EiſVertD ., in welchem bes

ſchränkten : - Umfang dieſer Schaden zu erſetzen iſt

und ſchreibt dann in Åbſ. 4 vor : „ Der Erſaß des vollen

Schadens kann gefordert werden , wenn die Verſäu Aus der Rechtſprechung

mung der Lieferfriſt durch Vorſaß oder grobe Fahr
des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs.

läſſigkeit der Eiſenbahn herbeigeführt iſt“ . Entſprechend

dem $ 466 HOB. iſt in § 94 Gi Verto . die Haftung der Wie iſt die dreijährige Friſt des § 57 Ziff. 3

Eiſenbahn für Ueberſchreitung der Lieferfriſt in Abſ.1-4 Gewo . zu berechnen , wenn die Strafvollſtredungunter:

geordnet und in Abſ. 5 „wegen der Fälle, in denen brochen und dem Verurteilten für den Heft der Strafe

voller Erſap zu leiſten iſt“ in Uebereinſtimmung mit eine Bewährungsfriſt bewilligt worden iſt ? Aus den

§ 466 IV auf die mit dieſem und Art. 41 zueb. gleich- Gründen : G. war wegen Betrugs am 18. Januar

lautende Vorſchrift des § 95 hingewieſen : „ Iſt der 1909 zu einem Jahre Gefängnis verurteilt worden

Schaden durch Vorſat ( Argliſt) oder grobe Fahr- und hatte tags darauf die Strafe angetreten . Am 25.

läſſigkeit der Eiſenbahn herbeigeführt, ſo iſt in allen Auguſt 1909 wurde die Strafvollſtreckung unter:

Fällen der volle Schaden zu erſeßen ". Die gleiche brochen ; für den Reſt der Strafe wurde ihm eine

Faſſung und Stellung der Vorſchrift findet ſich bes Bewährungsfriſt von vier Jahren d. i . bis zum 25.

züglich der Haftung der Bahn aus dem Frachtvertrag Auguſt 1913 bewilligt . Die Vorinſtanzen haben ihm

für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder Beſchädis am 1. März und 4. Juli 1913 eine Gewerbelegiti

gung des Gutes in SS 157 H , 46411 VOB., der gleiche mationsfarte auf Grund der § 44 Abſ. 3 mit 57

Þinweis auf $ 95 EiſVerto . in dieſen Fällen in SS 88 111 Biff. 3 GewO. verſagt; die völlige Bollſtreckung der

und 8911 EifVertO . Strafe ſei nur aufgeſchoben ; eine Begnadigung, die

Daraus geht hervor, daß Art. 41 JUeb. keine von ihr gleichfäme, noch nicht ausgeſprochen und demges

den allgemeinen Beſtimmungen geſonderte Schadens- mäß die Strafe erſt teilweiſe verbüßt, die dreijährige

erſaßpflicht der Eiſenbahn neu begründen will, ſondern Friſt des § 57 Ziff. 3 GewO. ſonach noch nicht in

daß er nur die in den vorausgegangenen Artifeln unter Lauf geſeßt , geſchweige denn abgelaufen. – Zweifels

den dort angeführten tatſächlichen Vorausſeßungen feſt- los war vomStandpunkte der Vorbeſcheide die Strafo

geſepte Schadenserſazpflicht, ſoweit ſie dort etwa be- des G. am 25. Auguſt 1909, am Tage der Straf.

ſchrieben iſt, erweitern und verſtärfen will, wenn der unterbrechung, noch nicht vollſtändig und endgültig

Schaden durch Argliſt oder Fahrläſſigkeit der Deute verbüßt. Anderſeits bedeutet die pandhabung des
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gent
des Nichters an fich verbürge das richtige Recht, und

die Betrachtung über die Schattenſeiten der richterlichen
Unparteilichkeit.

München . Amtsrichter Sauerländer.

Gefeßes i. S. der Borbeſcheide eine große, vom Ge

leke vielleicht nicht beabſichtigte Härte : wer wegen

guter Führung eine Bewährungsfriſt erhält, iſt auf

dieſe Weiſe ſchlechter geſtellt, als der andere, der ſich

der bedingten Begnadigung nicht würdig erwieſen und

ſeine Strafe fofort verbüßt hat . Es fäme dabei in

Betracht, ob bei Schaffung der einſchlägigen Vorſchrifs

ten der GewD. überhaupt mit einer bedingten Begnadi

gung ſchon gerechnet worden iſt und die Abſicģt des

§ 57 Ziff.3 Gew . nicht lediglich dahin geht, gewiſſe

beſtrafte Elemente zunächſt durch längere einwandfreie

Führung zu erproben und zu dieſem Zwede drei Jahre

lang vom Gewerbebetrieb unbedingt fernzuhalten (vgl.

Meger 30, 221). Doch fann hier dahingeſtellt bleiben ,

ob für ſolcheErwägungen gegenüber dem Wortlaute

des Geſekes Naum iſt oder nur durch Aenderung des

Gefeßes geholfen werden kann, und ob es unter allen

Umſtänden zuläſſig wäre, die dreijährige Friſt vom

Beginne der Bewährungsfriſt oder vom Tage der Straf

unterbrechung an zu berechnen. Jnzwiſchen iſt näm

lich am 5. November 1913 der Reſt der Strafe aus

Gnade erlaſſen worden. Nunmehr kann unter allen

Umſtänden vom Standpunkte der GewO. und nur

um deren Anwendung handelt es ſich – der Tag, an

dem G. den erſten Teil ſeiner Strafe verbüßt hatte,

als der Tagangeſehen werden, an demer die erkannte

Strafe überhaupt verbüßt hat, m. a . W. es hat, auch

wenn man der Bewilligung der Bewährungsfriſt an

ſich noch keinen Einfluß einräumt, doch der Gnaden

erlaß die Bedeutung, daß er die ſeinerzeitige bedingte
Begnadigung rückwärtswirkend zu einer endgültigen

Begnadigung macht. Die Vorausſeßung des § 57

Biff. 3 liegt alſo nicht mehr vor. (Entſch. des II . Senats

vom 28. Nov. 1913) . E.

Bücheranzeigen.

Der Juſtizftaatódienſt. Eine Sammlung von Vorſchriften

und Beiſpielen betreffend den Vorbereitungsdienſt,

die Praris und die Verwendung im Juſtizſtaats

dienſt. Herausgegeben und verlegt von Bans

Stårzl, Geheimſekretär im Staatsminiſterium der

Juſtiz. München 1914. Preis 2.80 ME.

Die Vorſchriften über den Vorbereitungsdienſt und

die Verwendung im Juſtizdienſte ſind zahlreichund viel

fach zerſtreut. Jhre genaue Kenntnis und Beachtung

erſpart den Bewerbernund den Behörden manchen Zeit

verluſt und viele weitläufigkeiten. Die dankenswerte

Zuſammenſtellung, die durch zahlreiche Beiſpiele er

läutert iſt, ſei deshalb allen Intereſſenten beſtens

empfohlen. In einem Anhang enthält dasBuchu. a .

eine bisher nicht veröffentlichte Beſchreibung der Dienſt

wohnungender Gerichtsvorſtände, die allen Bewerbern

um ſolche Stellen ſehr wilfommen ſein wird . Gtr.

Wolff, Dr. Emil, Kreisamtmann a. D., Syndikus und

F. Wirtenbihl, Oberlandesgerichtsrat, Die Braris

Der Finanzierung bei Errichtung, Erweiterung,

Berbeſſerung,Fuſionierung und Sanierung von Attiens

geſellſchaften 2c. Þandbuch für Juriſten ,Bantiers uſw.

3. Aufl. XII, 339 S. Berlin 1914, Otto Biebmann .

Geh . Mr. 6.75, geb. Mt. 7.75 .

Die 3. Auflage wird als unveränderter Abdrud

der 2. von dem überlebenden Verfaſſer Wolff bezeichnet.

Es liegt eine glängende Anertennung der Fachleute in

der Tatſache, daß die 2. Auflage in der verhältnis

mäßig kurzen Zeit von 5 Jahren vergriffen war. Jn

glüdlicher Weiſe haben Tich bei der " Bearbeitung

Volkswirtſchaftler und Juriſt die Band gereicht. In

ſo klarer und überſichtlicher Weiſe wie in dem Buche

findetman in keinemKommentar zu irgendeinem Sonder

recht die behandelten Vereinigungsformen (vgl. die ge

ſchichtliche Einleitung) vom wirtſchaftlichen und juriſtis

fchen Standpunkt aus beleuchtet. Die gewählten Beis

ſpiele beweiſen , daß ein juriſtiſch gebildeter Fachmann,

ausgezeichnetdurch einetüchtige kaufmänniſcheSchulung

und Kenntnis des faufmänniſchen Bilanzweſens, mit

Sorgfalt die wirtſchaftliche Entwidlung der Geſellſchafts

gebilde in ihrem Auf- und Niedergang verfolgt, hieraus

Schlüſſe zieht und dem Leſer Ratſchläge und Winke

erteilt. Faſt keine der ſo häufig, beſonders bei Bilang

feſtſtellungen , Kapitalsänderungen der Geſellſchaften

(Erhöhung oder Serabfeßung), auftauchenden Streit

fragen blieb unerörtert. Sogar das Stempelrecht iſt

beachtet, wenn auch nicht in der durch die Gefeßgebung

des Jahres 1913 eingetretenen Aenderung. Der 3. Teil

behandelt den Verkehr in Wertpapieren ". Ausgehend

von den Borausſeßungen und Bedingungen für Bildung

des Börjenkurſes werden die rechtlichen Beziehungen

zwiſchen Banfier und Publikum beſprochen . Muſter

beiſpiele für Ausgabe von Proſpekten bei Emiſſion von

Attien und Obligationen erhöhen den Wert des Buches.

Es kann jedem Bankier, noch mehr aber dem Juriſten,

deſſen Beruf die Bertrautheit mit den geſchilderten

wirtſchaftlichen Erſcheinungsformen vorausſeft, geraten

werden , das Wert als verläſſigen Ratgeber ſeiner

Bibliothet einzuverleiben . Der 3. Auflage feien die

beſten Wünſche für den gleichen Erfolg wie bisher mit

auf den Weg gegeben.
Münden . Juſtizrat Dr. Þeinr . Frankenburger.

Strube, Dr.Harl,Gerichtsaſſeſſor, Die ſtrafrechtliche

Behandlung der Jugend in England unter

Berückſichtigung der erziehlichen Maßnahmen. VIII

und 302 S. Berlin 1914, Verlag von Otto Liebmann .

Geh . 7 ME.

Das Buch liefert die erſte umfaſſende, zuſammen

hängende Darſtellung der engliſchen Jugendſtrafrechts

pflege. Es berüđſichtigt die Vorſchriften und Einrich

tungen des materiellen Rechts, des Verfahrens und des

Vollzugs der gegen Jugendliche zuläſſigen Maßregeln,

namentlich des Strafvollzugs. Eine ſolche Darſtellung

fann auch für den Ausbau unſerer heimiſchen Jugend

ſtrafrechtspflege Nußen ſtiften, obſchon der Verfaſſer es

wegen der Verſchiedenheit der tatſächlichen und recht

lichen Grundlagen vermieden hat, unmittelbare Nuß

anwendungen aus den – nicht immer nachahmungs

werten – fremden Rechtseinrichtungen auf die heimiſchen

Verhältniſſe zu ziehen und vergleichende Werturteile

abzugeben. Die Schilderungen des Verfaſſers beruhen

durchwegs auf eigener Anſchauung während einesmehr

monatigen Studienaufenthalts in England ; dies macht

ſie beſonders wertvoll — nicht bloß für Juriſten , ſondern

für alle an der Jugendfürſorge beteiligten Streiſe.

Dr.

Bendig, Dr. Ludwig, Das Problem der Rechts

ficherheit. Schriften des Vereins Recht und Wirt:

ſchaft, Bd . III Heft 5. Berlin 1914, Carl Heymanns

Verlag.

Bendir gelangt zu dem Saße : Die Entſcheidung

eines Rechtsſtreits iſtnotwendig ungewiß, unſerer Auf

gabe kann es nur ſein , die Unſicherheitsurſachen möglichſt

zu bekämpfen . Alſo relative ſtatt abſoluter Rechts

ſicherheit. Wenn man mit der Rechtsquellenlehre von

der abſoluten Ungewißheit des Rechtsbegriffs ausgeht,

mag man die notwendig übermäßige Melativität

des im Einzelfal Erreichbaren als etwas Sicherheits

ähnliches hinnehmen können. Jedenfalls iſt aber der

Hinweis auf dieſe Relativität immer wieder verdienſtlich .

Auch im einzelnen bietet die Abhandlung viel Leſens

wertes . So etwa die Abſage an den „ Juderismus “,

worunter der Glaube verſtanden wird, die Freierſtellung
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Noeft, Dr. B., Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Amtsgericht der neuen „ Firma", S. 97 Ziff. 6 betr. Unzuläſſigkeit“

in Solingen , und E. Plum , Mechtsanwalt beim Obers der Kündigungszurücnahmenach erfolgter Eintragung.

landesgericht in Köln . Die Meichsgericht sent : Jn ſprachlicher Beziehung könnte das Werkchen noch

ſcheidungen in Zivilſachen . 81. Band der manche Verbeſſerung vertragen . Jm Ganzen iſt es

amtlichen Sammlung nach dem Zuſammenhang mit ein empfehlenswertes Handbuch für den Hegiſterrichter,

der übrigen Rechtſprechung und in gekürzter Faſſung. namentlich den noch nicht völlig eingearbeiteten . Seine

XXIII, 189 Seiten. Berlin 1913, Carl Heymanns Benußung wird ihm Zeit und Formfehler erſparen.

Berlag. Mt. 2.-, gebd . Mr. 2.50 . Auch den Genoſſenſchaften ſelbſt tann das Buch emp

Dieſe vom 72. Bande der amtlichen Sammlung fohlen werden.

an erſchienene Bearbeitung der reichsgerichtlichen Ents Münden. Amtsrichter Deſſel.

ſcheidungen hat viel Beifall gefunden und iſt auch von

uns ſchon wiederholt angezeigt worden. Auf die früheren

empfehlenden Beſprechungen ſei hiermit verwieſen. E.

Ca @pari, 3., juriſt. Hepetitor, Berlin . Strafgefe

b uch für das Deutſche Reich nebſt Einführungs- Das Geſet gegen den Berrat militäriſcher Geheim :

geſek . Þandlommentar für Studium und Praris.

Teil I.VI und 75 Seiten. Wittenberg 1913, A. Ziemſen
nifie vom 3. Juni 1914 wird im NGBI.Nr. 32 auf

S. 195 ff. veröffentlicht. Es enthält eine Reihe neuer,
Verlag . MI. 2.25. zum Teil eigenartig geſtalteter ſtrafrechtlicher Tat

Verfaſſer überſchäßt den Wert ſeiner Arbeit und beſtände. Es kann daher nur im größeren Rahmen

unterſchäßt die Bedürfniſſe von Studium und Praxis und behandelt werden, zumal da fich in jüngſter Zeit die

die an einen „Handkommentar“ zu ſtellenden Anfor- Strafverfahren wegen Spionage bedeutend vermehrt

derungen . Das Büchlein iſt nichts als ein dürftiger, haben, das Geſet alſo erhöhte Aufmerkſamkeit ders

nach Jnhalt und Preis weder dem Studierenden, noch dient. Es iſt deshalb Borſorge dafür getroffen, daß

dem Praktiker zu empfehlender Auszug aus dem Frant- es nach den Gerichtsferien in dieſer Zeitſchrift in einer

ſchen Kommentar.') Biele Paragraphen ſind überhaupt umfaſſenden Abhandlung beſprochen und erläutert wird .

nicht erläutert.

München . Dr. Doerr.

Der Bollzug des Reichs- und Staat& angehörigteite:

Merzbacher, Sigmund, Rechtsanwalt, Juſtizrat in Nürn

berg. Reichsgefe , betreffend die Geſells

gejegee . Das JMBI. teilt auf S. 100 die fürdenBors

mundſchaftsrichter wichtigen Beſtimmungen der Bes

îchaften mit beſchränkter paftung in der kanntmachung des Staatsminiſteriums des Innern
Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898. vom 16. März d . 38. (MABI. S. 117) mit. Es handelt
5., neubearbeitete Auflage. 267 Seiten .München 1913, ſich um die Mitwirkung der geſeblichen Vertreter und

C. V. Bediche Verlagsbuchhandlung (Ostar Bed). des Bormundſchaftsgerichts bei der Entſcheidung über

Geb. Mr. 3.
die Staatsangehörigkeitvon Findelfindern ( 4 des

Das viel umſtrittene, für das Wirtſchaftsleben Geſ.) , bei Aufnahmegeſuchen undEinbürgerungsgeſuchen

außerordentlich bedeutſame Gefeß iſt durch Merzbacher unter elterlicher Gewalt ſtehender und bevormundeter

auch in der vorliegenden 5.Auflage ſeiner Vandaus- Perſonen (887, 8 des Geſ.) und bei der Entlaſſung

gabe ſachkundig und zuverläſſig erläutert worden . Aus ſolcher Perſonen aus dem Staatsverbande (8 19 des

der Rechtſprechung hat der Verfaſſer beſonders auch Gej.). Der Weg, auf dem die mit der Jnſtruktion bes

Ents

ſcheidungen herangezogen, die auf dieſem Gebiet eine des Vormundſchaftsgerichts über die Genehmigung des

Fundgrube von Material enthält. B. Entlaſſungsantrags herbeizuführen hat, iſt dabeiſehr

zum Vorteil des bisher recht unterſchiedlichen und

Anaf, Gerichtsaſſeſſor i . Ulrichſtein i . H. Der Genoſſen : willkürlichen Berfahrens geordnet.

ſchaftsrichter. gr . 8 ° Selbſtverlag. geb. Me. 3.- ,

Das Buch bietet eine äußerſt fleißige, lüđenloſe

Sammlung aller für die Führung des Genoſſenſchafts

regiſters in Betracht kommenden Formulare für An

meldungen , Anträge, Einreichungen und Verfügungen. Mitteilung.

In den Anmerkungen erläutert der Verfaſſer die For

mulare furz und treffend unter Anführung der geſetz
Die Zulaffung zur Rechtsanwaltſchaft. Am 11. März

lichen Beſtimmungen . Legtere ſind, wie Stichproben
ds . Js.wurde in München ein „Verein bayeriſcher

ergeben, nicht immer ganz genau. So muß es 3. B.
Rechts a n w älte zur Abänderung der Zus

auf S. 5 Ziff. 12 ſtatt & 42 Geſep wohl richtiger Bet.
laſſungsvorſchriften “ gegründet. Er wil unter

§ 6 Abſ. 3 , S. 11 Zeile 3 ſtatt § 16 g 18 heißen. Die3
Wahrung der Unabhängigkeit des Anwaltſtandes ſeiner

Erläuterungen ſind zum Teil beſonders gelungen, wie
lleberfüllung und Entwertung entgegentreten . Mit

S. 15 betr . die Beſtimmung der Veröffentlichungsblätter
glied des Vereins kann jeder bayeriſche Rechtsanwaltſein .

außer dem Reichsanzeiger, S. 33 betr. die Faſſung der
Als Vorſtandsmitglieder wurden gewählt: die

Eintragung von Satzungsänderungen, S. 117 betr. die
Rechtsanwälte Dr. Tuchmann (Borſigender ), Popp

Uebertragung von Geſchäftsguthaben. Manche davon
(Schriftführer) , Dr. Graf v . Peſtalozza (Raſſier ), Juſtijs

wiederum werden vielleicht nicht den Beifall eines jeden
rat Dr. Heinsfurter und Rechtsanwalt Dr. Paret ( Beis

Regiſterrichters finden , ſo S. 5 Ziff. 8 betr . Zeichnung
ſiger ). Als Mitglieder ſind bis jeßt 172 Rechtsanwälte

der Vornamen , S. 11 und 31 betr . die Prüfungspflicht
beigetreten . Anmeldungen nimmt entgegen der Schrifts

des Regiſterrichters, S. 33 betr. Nichtangabe des Da
führer Rechtsanwalt Bopp in München , Frauenſtraße

tums von Saßungsänderungen, Aenderung des Da
12 II .

tums der Sapung (?) , S. 91 Ziff. 5 betr. Zeichnung

Verantwortl. Herausgeber : Th. von der Bordten ,

1) Uebereinſtimmend Mittermaier in DIZ. vom 1. Februar 1914

S. 243. Regierungsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

3397

!
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DerUleberweiſungs-undSchedverkehr derPoſt. leichtern." Naturgemäß bewegter ſich aufdem
Boden des bürgerlichen Rechts. Das 6. und die

Von Dr. Urthur Niggl, D. haben alſo kein neues Rechtsgebilde geſchaffen ,

Boſtrat im A. Bayer. Verkehrsminiſterium . ſondern nur die für den privatwirtſchaftlichenBetrieb

der Banken geltenden Rechtsnormen dem ſtaatlichen

Der Ueberweiſungs- und Schedverkehr der Betriebe der Poſtverwaltung durch beſondere in

deutſchen Poſtverwaltungen war ſeit dem Jahre dem 6. und der D. niedergelegte Vertragsvor

1909 auf Grund geſeßlicher Ermächtigung ") durch ſchriften angepaßt. Hieraus erklärt ſich auch die

Verordnungen geregelt. An deren Stelle traten Tatſache, daß das G. und die D. bürgerlichrechtliche

am 1. Juli 1914 das PScheco . vom 26. März Beſtimmungen konſtitutiven Inhalt: nur ſoweit

1914 (RGBI. S. 85) und die gemäß § 10 Ab. 1 treffen, als die beſondere Art des Betriebes der

dieſes Gefeßes vom Reichskanzler erlaſſene Poſt Poſt und ihr Verhältnis zu den Kontoinhabern

ſchedD . dom 22. Mai 1914 (a . a. D. S. 131 ) . dies erfordern , und ſich im übrigen darauf be

Dieſe gilt ſowohl für das Reichspoſtgebiet als auch ſchränken, diejenigen Vorſchriften des allgemeinen

arg. § 11 a . a . D. für den deutſchen Wechſelverkehr. Rechts, die für den Poſtſcheckverkehr beſonders wichtig

Für ſeinen inneren Verkehr hat Bayern eine eigene ſind, in einer ihm angeglichenen Weiſe zu wieder

PoſtichedO . erlaſſen . ) Die 88 2,5 und 6 PScheđO ., holen . Soweit auch dies unterblieben iſt, gilt das

die gemäß § 11 a . a . D. für den innern Verkehr allgemeine Recht in unveränderter Form.

Bayerns nicht gelten, ſind durch die SS 2 III, 6 VII
I.

und 11 I der bayeriſchen Verordnung auch auf

dieſen Bereich für anwendbar erklärt. Es beſteht A. Der geſchäftliche Inhalt des Poſt

alſo, don geringen Abweichungen abgeſehen , tat- i fched verkehrs iſt in der Hauptſache folgender :

ſächlich Rechtseinheit, wenn ſie auch formell teilweiſe 1. Die Poſt nimmt Einzahlungen nach allge

aufverſchiedener Grundlage beruht . In den folgenden meiner Ermächtigung des Rontoinhabers für

Erörterungen über die wichtigſten rechtlichen Be: jeine Rechnung auf ſein Guthaben entgegen

ziehungen der Poſtverwaltung zu ihren Ronto: und leiſtet Auszahlungen nach beſonderer Er

inhabern beim Ueberweiſungs- und Schedverkehre)
mächtigung für ſeine Rechnung bis zur Höhe

wird daher nur auf das PSched. und die des zu ſeiner Verfügung ſtehenden Guthabens. )

RPSched D.4) verwieſen werden .
Einzahlungen auf das Guthaben können durch

Der Poſticheckverkehr iſt im weſentlichen dem Zahlkarte, die auch am Poſtſcheckverkehre nicht

Giroderkehre der Großbanken , vor allem der Reichs- Beteiligte aufliefern können, oder durch Ueber

bank, “) nachgebildet und verfolgt wie dieſer wirt- weiſung von einem anderen Ronto erfolgen ;

ſchaftlich den Zweck, den Zahlungsausgleich zu er

8) Vgl . 8 12 Banko . vom 14. März 1875, ROBI .

S. 180. Gemäß § 13 a. a . D. iſt die Meichsbank befugt

1 ) Siehe § 2 Geſ. vom 18. Mai 1908, ROBI. S. 197. für Rechnung von Privatperſonen, Anſtalten und Be

*) Vom 7. Juni 1914, GVBI. S. 160. hörden Jnfaſſos zu erholen und nach vorheriger Dedung

8) Im folgenden nur als boſtſchedfvertrag bezeichnet. Anweiſungen oder Ueberweiſungen auf ihre

*) Jm folgenden nur als 6. und D. angeführt. Zweiganſtalten oder Korreſpondenten auszuſtellen .

5) Vgl. die „ Beſtimmungen für den Giro - * Mit der Einlöſung von Wechſeln , aus denen

verkehr der Meichs ban t“ , Reichsbankformular der Kontoinhaber zu einer Zahlung verpflichtet iſt,

Nr. 276 . befaßt ſich die Poſt im Gegenſaße zur Reichsbank nicht .
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ferner kann der Kontoinhaber die für ihn ein Erfüllung kann , da es ſich um eine öffentlich

gehenden Poſtanweiſungs-, Poſtauftrags- und rechtliche Pflicht handelt , nur durch Verwaltungs

Poſtnachnahmebeträge ſeinem Ronto gut: beſchwerde verfolgt werden ; die Ziviltlage iſt nicht

ſchreiben laſſen . Auszahlungen können durch zuläſſig. 9a)

Ueberweiſung auf ein anderes Ronto oder durch
B. Der Poſticheckvertrag kommt zuſtande

Scheck vorgenommen werden . (Vgl. § 4 6. durch Antrag bei einem Poſticheđamt oder einer

und 88 5 bis 9 D. ) .
anderen Poſtanſtalt und durch Annahme des An:

2. Als Gegenleiſtungen hat der Kontoin haber trags durch das Pofticheđamt und Eröffnung eines

beim Poſtſchecamt eine unangreifbareStamm- ! Rontos für den Antragſteller, der dadurch zum

einlage zu erlegen, Gebühren für die Einz | Rontoinhaber wird (8 1 6., 8 1 D. , SS 145 , 151

zahlung auf ſein Guthaben und für Ueber- BGB. ; ſ . auch SS 107 , 108 , 1633, 110 , 112 BGB.).

weiſungen und Barauszahlungen durch Scheck C. Der Vertrag erliſcht durch Ründigung

von ſeinem Guthaben zu entrichten und den und durch Konkurs des Kontoinhabers. Die

Zinſengenuß aus der Stammeinlage und ſeinem Ründigung ſteht dem Kontoinhaber jederzeit

übrigen Guthaben der Poſt zu überlaſſen (8$ 2 frei , der Poſt dagegen nur dann , wenn der Ronto

und 5 6.).
inhaber ſein Guthaben mißbräuchlich, alſo vor:

B. Seiner rechtlichen Natur nach iſt der jäklich oder grobfahrläſſig, überzieht (8 8 6.;

Pofticed vertrag, wie man das dieſem Geſchäfts: vgl. § 623 BOB.) . 3m Konkursfalle er:, §

verkehre zugrunde liegende Rechtsverhältnis wohl liſcht der Poſtſcheckvertrag gemäß § 23 Abſ. 2 KO .

wird nennen dürfen ,9) ein Dienſtvertrag, der eine Gleichzeitig erlöſchen auch die vom Kontoinhaber

Geſchäftsbeſorgung zum Inhalte hat und für den gemäß § 6 JII D. ausgeſtellten Vollmachten zur

die Vorſchriften des Auftrags und der Anweiſung Ausſtellung von Ueberweiſungen und Sched's

( SS 611 ff. , 675 , 662 ff., 783 BGB.) mit den durch (8 168 BGB .). Da jedoch der Vertrag gemäß § 27

das G. , die D. und das SchedG . getroffenen Ein : Abſ. 1 KO. im Umfange des § 672 Saß 2

ſchränkungen gelten . 9) Das Guthaben hat dabei BOB. fortbeſteht, muß die Poſt Einzahlungen,

die Eigenſchaft eines gemäß § 669 BOB. ge | auch ſolche durch Ueberweiſung, auf das Konto

währten Vorſchuſſes. des Gemeinſchuldners vorerſt noch entgegennehmen.

Ferner gilt der Vertrag gemäß § 674 BGB. zu :
II.

gunſten der Poſt als fortbeſtehend, ſolange Fie

A. Die Zulaſſung zum Poſtichedverkehr von der Konkurseröffnung keine Kenntnis erhalten

hängt von der Erfüllung perſönlicher und ſach: hat oder ſie nicht kennen muß. In dieſem Falle

licher Vorausſeßungen ab . Als ſolche kommen iſt die Poſt wegen ihrer Forderungen aus der

in Betracht, daß der Bewerber eine natürliche Ausführung von Üeberweiſungs- undSchedaufträgen

oder juriſtiſche Perſon , oder eine Handelsgeſellſchaft, gemäß § 27 KO. Konkursgläubigerin , ſoweit fie

Vereinigung oder Anſtalt ohne die Eigenſchaft nicht mit dem Guthaben gegen ihre Forderungen

einer juriſtiſchen Perſon , oder eine öffentliche aufrechnen kann . Hat die Poſt Kenntnis von der

Behörde iſt und daß er eine Stammeinlage Konkurseröffnung, ſo darf ſie Ueberweiſungs- und

von 50 M erlegt (88 1 , 2 Abſ. 1 6.) . Sind Scheckaufträge nicht mehr vollziehen, ſelbſt wenn

dieſe Vorausſegungen erfüllt, ſo muß die Poſt dieſe vor der Konkurseröffnung ausgeſtellt ſein

den Bewerber zum Poſtichedverkehr zulaſſen . Dieſer ſollten. Die Zahlungseinſtellung berührt

„Kontrahierung &zwang“, der ein Gegen : das Vertragsverhältnis nicht.?').

ſtück zum Betriebs- und Beförderungszwang der Verluſt der Geſchäftsfähigkeit oder

Poſt nach § 3 PoſtG . bildet , iſt Ausfluß der Eigen: Tod des Kontoin haber8 bildet ebenfalls

ſchaft der Poſt als einer öffentlichen Anſtalt . Seine keinen Erlöſchungsgrund (8 672 BGB.) . 3m

Todesfalle ſchließt jedoch die Poſt das Konto,

8) Allerdings iſt mit dieſer Bezeichnung derUeber- wenn nicht die Erben , der Teſtamentsvollſtrecker,

weiſungsverkehr nicht gedeďt; dieſer Mangel gilt der Nachlaßpfleger, der Nachlaßverwalter oder eine
aber auch für den Namen des P Schecto .

) Jm wej. derj. M .: Conrad, Handbuch des
vom Kontoinhaber zur Weiterführung des Rontos

deutſchen Schedrechts, Stuttgart 1908, S. 111 ; Breit ,

Die Grundlagen des internen Scheđverkehrs, ZHR. 9 *) BgI. OLG. Hamburg IV.35., 7. Februar 1910,
Bd.64 S. 445 ; M ez , Ein Beitrag zur rechtlichen Bes Banfarch . 7 , 31 .

trachtung des Giroverkehrs, Arch BürgR . Bd . 30 S. 57 ; 10) Wegen der hier einſchlagenden zahlreichen Streits

Berger, Zur rechtlichen Seite des Giroverkehrs, Diſi. fragen vgl. u . a .: Brodmann, Zur Lehre vom Giro:

Roſtoc 1905, S. 18; Späing, Der Girovertrag der vertrage, ZHR. Bd . 48 S. 161 ff. ; Conrad S. 45 , 113

deutſchen Reichsbank, Diſſ. Bonn 1906 , S. 17 und 56 ; und 196 ; Breit S. 509 und 528 ; Me3 S. 106 11.;

Staub, HUB., Berlin 1913, IX , BD . 2 S. 281 ; Klein, S påing S. 77 ; Leiſing S. 49 und 150 ff.; Klein

Die Zahlungseinſtellung des Oirofunden , ZÖR. BO . 55 S. 189 11.; Stuhlenb e of S. 74 ; Simonſon , Der

S. 182 (vgl. OLGRſpr. Bd. 6 S. 80 und NGZ. 54, 333) . Scheckt im Konfurſe des Ausſtellers, Gruchot 1906

Abw. firſchberg, Der Poſticheď, Leipzig 1908, S.92; S. 45ff.; Jäger,RD., 08. 1 S. 260; Staub, HGB
Stuhlenbeck, Das deutſche Scheikgeſek, Breslau -Leipzig Bd . 2 S. 287, RGZ. 40 , 162 ; 54, 330 ; OLGRſpr.

1908 , S. 15 und Leiſing, Schedgeſeß, München 1908, Bd . 14 S. 411 , OLG . Zweibrüden SeuffArch. Bd. 38
S. 48, die einen Vertrag „ eigenerArt“ annehmen . Nr. 32 .
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nach ſeinem Tode bevollmächtigte Perſon die Weiter | Kontoinhabers an dieſe, den Vereinbarungen des

führung des Rontos beantragt (S 12 D.) . Poſtſcheckvertrages entſprechend eine Geſchäftsbe:

D. Von den einzelnen Geſchäften , die ſich im ſorgung vorzunehmen . Im Verhältnis zwiſchen

Rahmen des Poſticheđvertrages abſpielen , bieten dem Ueberweiſungsempfänger und der Poſt handelt

1. die Einzahlungen , die das Poftſcheđamt es ſich ebenfalls um eine Geſchäftsbeſorgung im
,

gemäßallgemeiner Ermächtigung des Rontoinhabers Rahmen des Poſtſcheđvertrags, nämlichdie Ent

auf Zahlkarten oder Poſtanweiſungen für ſein gegennahme einer Zahlung auf allgemeine Ers

Konto entgegennimmt, nichts beſonders Erwähnens: mächtigung hin. Die Zweckmäßigkeit der Ueber:

wertes . Bemerkt ſei, daß ſich die Zahlkarten nur weiſung hat die Poſt nicht zu prüfen, da ſie nur

techniſch, nicht dagegen"rechtlich von den Poſt- Kafſenhalterin, nichtaber Ratgeberin ihrer Konto:

anweiſungen unterſcheiden . Der Einzahler Fann inhaber iſt. Eine ſolche Prüfungspflicht würde

fie zurücnehmen , ſolange der Betrag, auf den
mit dem Weſen des Poftichedvertrages unvereinbar

fie lauten ,demRontodes Adreſſatennochnicht ſein und müßte, da die Poſtin derſelben Weiſe

gutgeſchrieben iſt (§ 2 XII D.)." Der Anſpruch die Intereſſen des Ueberweiſenden wie die des

des Kontoinhabers auf den Betrag entſteht gegen Weberweiſungsempfängers wahrzunehmen hätte,

die Poſt alſo erſt mit der Gutſchrift. Für die häufig zu unlösbaren Schwierigkeiten führen , be

Zahlkartenbeträge haftet die Poft dem Einzahler wie ſonders beim Konkurſe oder der Zahlungseinſtellung

für Poſtanweiſungsbeträge(8 9 A6.3 6. , 8 6 A6.4
eines Rontoinhabers." )

PoftG .).Der Entſchädigungsanſpruch erliſcht gemäß
b) Poftiches (Weiße Schede) kann der

§ 14 Poft6 . mit Ablauf von ſechs Monaten , vom Rontoinhaber innerhalb ſeines verfügbaren Gut

Tage der Einlieferung der Zahlkarte an gerechnet . habens bis zum Betrag von 20000 M ausſtellen
Wegen der Einzahlungen durch Ueberweiſung (§ 9 II D.). Zugelaſſen ſind nur Rektaſcheds, wo

1. unter 2 a. rin eine beſtimmtePerſon oder Firma als Zahlungs

2. Für die Auszahlungen durch Ueber: empfänger bezeichnet jein muß und deren Ueber

weiſung oder Sched find einige gemeinſame Grund: tragung durch Indoſſament ausgeſchloſſen iſt,ſo:

jäße aufgeſtellt
. Davon iſt der wichtigſte, daß wie Inhaber:(Kaffa-)Scheđ3 (89 VII und XV D.).

der Rontoinhaber gemäß § 4 6. über ſein'Gut- Sheds mit alternativer Inhaberklauſel (3. B. „ an

haben nur ſoweit in beliebigen Teilbeträgen per : Herrn R. oder Ueberbringer“ ) ſind abweichend

fügen darf, als es die gemäß§ 2 Abſ. 2 6.ein- von der Vorſchrift in § 4 Abſ. 2 SchedG. nicht

zuzahlende Stammeinlage überſteigt. Die Stamm zugelaffen (8 9 XVO.) . Rektaſcheďshat der

einlage iſt alſo unangreifbar unddem Rontoinhaber Ausſteller ſeinem Poſtſcheđamte binnen zehnTagen

erſt bei Löſung des Vertrags zurüdzugeben (8 667
nach der Ausſtellung ( 8 11 SchedG.) 18) zu über

BOB.). Ferner wird die Benütungamtlicher ſenden, das darauf durch Zahlungsanweiſung den

Vordruđe und ſchriftliche Form verlangt (86 Schedbetrag an den Empfänger auszahlen läßt.

I und V D.).
Hat jedoch der Ausſteller die Gutſchrift auf dem

a) Die Ueber weiſung durch , roten
Ronto des Empfängers angeordnet, ſo hat das

Sched " von einem Konto auf ein anderes iſt Vornahme durch das Poſtichedamt zu veranlaſſen,
Poftichecamt dieſe ſelbſt vorzunehmen oder die

in jeder Höhe innerhalb des verfügbaren Guthabens das das Ronto des Empfängers führt. In dieſem

zuläſſig (3 7 II D.) . Sie erledigt fich in der

Weiſe, daß der Rontoinhaber einen ausgefüllten § 14 ScheđG . vor. Inhaberſchecs ſind inner
Falle liegt ein Verrechnungsiched gemäß

Ueberweiſungsvordruck ſeinem Poſtſchecamt über

mittelt, worauf dieſes den Betrag von ſeinem Konto
halb der Vorlegungsfriſt dem Poſtſchecamte zur

abbucht und dem Konto des Ueberweiſungsemp
Auszahlung vorzulegen . Der Inhaber kann da

bei die Barauszahlung an fich oder einen Andern

ſångers entweder ſelbſt gutſchreibt oder die Gut

jchrift bei dem Poftichectamte veranlaßt, wodas im zweiten Falle durch Zahlungsanweiſung) oder

zweite Konto geführt wird. Mit der Gutſchrift Ronto verlangen. Wird der Scheck nach Ablauf
die Gutſchrift auf ſeinem oder einem anderen

entſteht das Verfügungsrecht des Empfängers auf der zehntägigen Friſtvorgelegt
,ſoſteht esim Er:denüberwieſenen Betrag und zwar auch dann, meſſen des Poſtichecamts, ob es ihn einlöſenwill

wenn die Abbuchung auf dem Ronto des Ueber

weiſenden verſehentlich unterblieben iſt."1) Dar- Rusſteller beim Poſtſchecamte widerrufen, ſolange
(8 9 V Abſ. 1 Saß 2 D.) . Reftaſcheds kann der

aus ergibt ſich auch , daß der Ausſteller ſeine

Ueberweiſung bis zur Gutſchrift widerrufen kann
die Zahlungsanweiſung dem Empfänger noch nicht

(8 7 VIII D.). Ein Unterſchied zwiſchen den

Ueberweiſungen der Poſt und den roten Schede
13) Vgl. RO3. 54, 332 ; DLORſpr. Bd . 6 S. 79 ;

der Reichsbank beſteht nicht . Im Verhältnis
NGZ. 1./15 .Dezember 1913, VI307/13, im „ Recht“ 1914

Nr. 479 ; Breit S. 528 ; Brodmann S. 161 .

zwiſchen dem Ueberweiſenden und der Poſt iſt die 18) Für Sched $, die im Auslande a usge :

Ueberweiſung eine beſondere Ermächtigung des ſtellt und von deutſchen Poſtſchecämtern einzulöſen

ſind, gelten die Vorlegungsfriſten des gemäß § 11

Abſ. 2 ScheckO . erlaſſenen Bundesratsbeſchluſſes vom

11) RO3.54, 329. 19. März 1908, NGBI. S. 71 .
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zugeſtellt iſt (§ 9 V Abſ. 2 O.) . Für InhaberS Für Inhaber die Poſt verpflichtet iſt, Auskunft über das Sched:

ſcheds gilt die Vorſchrift des § 13 Abſ. 3 ScheđO ., guthaben zu erteilen und damit zu erkennen gibt ,

wonach der Widerruf während der Vorlegungs- daß die Poſt irgendwelche weitere Auskunftspflicht

friſt erſt mit deren Ablaufe wirkſam wird . nicht anerkennt und nicht anerkennen darf , ohne

Wie die Ueberweiſung iſt der Poſtſcheck eine ihre Vertragspflicht zu verleßen. 15) 16)

beſondere Ermächtigung (Anweiſung) des Konto- Die Ausnahmebeſtimmungen des § 7 6. ſind

inhabers an das Poſtſcheđamt, nach dem Poſt: wegen der leidigen und obendrein ſprachlich nicht

ſcheckvertrage eine Geſchäftsbeſorgung vorzunehmen, einwandfreien Verweiſungen auf andere, zum Teil

für die neben den Beſtimmungen des Poſtſonder nur „ entſprechend“ anzuwendendeGeſeķesvorſchriften

rechts das allgemeine Schedrecht gilt . Der oben nichtohneweiteres verſtändlich. Die Poſt hat danach

erwähnte Verrechnungsſcheck wirkt zwar als Ueber- Auskunft zu erteilen :

weiſung , da der Betrag , auf den er lautet , nicht
a) in den in § 5 PoſtG . angegebenen Uus:

bar ausgezahlt, ſondern gutgeſchrieben wird ; er nahmefällen ,

büßt dadurch aber ſeine rechtliche Eigenſchaft als b) in entſprechender Anwendung des § 3 Abſ . 4

Scheck nicht ein, da gemäß § 14 Abſ. 1 Saß 3 und des 39 R Schuldbo . vom 31. Mai 1910 ,

SchedG. die Verrechnung als Zahlung , d. i . Ein- ROBI. S. 840, und

löſung , gilt . c) im Falle des 8 840 SPD. bei Pfändung

E. Ån dieſer Stelle ſind noch einige beſondere durch Zwangsvollſtreckung oder Arreſt.
Pflichten der Poſt und der Kontoinhaber zu er:

Zu a und c . Gemäß § 5 Poſto . ſind Aus:
wähnen , die ſich aus dem G. und der O. ergeben. nahmen vom Briefgeheimnis im Strafprozeß, im

1. Die Poſt hat gemäß § 10 Abſ. 1 Nr. 7 6. Ronkursverfahren und im Zivilprozeß durch Reichs:

und § 1 IV Sat 2 O. dem Rontoinhaber über geſek feſtzuſtellen . Dies iſt geſchehen durch die

die Ausführung der Aufträge und über Aenderungen Š8 99 bis 101StPO . und § 121 KD . Die Zivil

im Stande des Guthabens durch Kontoauszug prozeßordnung enthält keine darauf bezüglichen

Mitteilung zu machen .°4) Dieſe Benachrichtigungen Vorſchriften. Iſt nun die Auskunftspflicht gemäß

beziehen ſich auf Gut: und Laſtſchriften auf dem 8 7 6. in den erwähnten Verfahren ſchlechthin zu :

Konto (vgl. § 2 VIII,§ 3 II, § 4 II und VII , | läſſig (denn dies ſind die „in g 5 PoftG. an
8 6 VI, § 7 VI , 8 8 II und III D.) . gegebenen Ausnahmefälle ") oder nur ſoweit, als

2. Wie jede Staatsbehörde hat die Poſt Ver- durch die vom § 5 erwähnte Reichsgeſeßgebung

ſchwiegenheit über alle dienſtlichen Angelegenheiten ausdrücklich Ausnahmen vom Briefgeheimnis zu:

zu beobachten, deren Geheimhaltung ihrer Natur gelaſſen ſind ? Die zweite Annahme dürfte die

nach geboten iſt. Dieſe Pflicht zur Wahrung richtige ſein, da ſonſt die im Falle des § 840

des Amtsgeheimniſſes erſtreckt ſich nicht auf den 3PO. zugelaſſene Ausnahme nicht hätte erwähnt

dienſtlichen Verkehr der Behörden untereinander, zu werden brauchen . Die Auskunftspflicht der

ſondern nach verwaltungsrechtlichen Grundſäßen Poſt tritt ſomit ein , wenn die Beſchlagnahme nach

ſind ſie zu gegenſeitiger Auskunft verpflichtet. Das den SS 99 bis 101 StPO. oder die Briefſperre

Amtsgeheimnis dermöchte nun die berechtigten gemäß § 121 KO. oder die Erklärungsabgabe

Intereſſender Kontoinhaber nicht genügendzu nach§ 8403PO. angeordnet worden iſt.
wahren . Denn die beſondere Vertrauensſtellung Sub. Bei entſprechender Anwendung des

der Poſtverwaltung zu ihren Kontoinhabern ver: § 3 Abſ. 4 und des S 9 RSchuldb6 . tommen

ſchafft ihr Kenntniſſe über die Vermögensverhält: folgende Auskunftsberechtigte in Betracht : Der ge:

niffe der Kontoinhaber, deren grundſäßlich unbe jetzliche Vertreter, der Gegenvormund, der Beiſtand,

ſchränkte Geheimhaltung dieſe als etwas Selbſt die Erben und Vermächtnisnehmer, bei fortgeſekter

verſtändliches zu betrachten gewohnt und nach der Gütergemeinſchaft der überlebende Ehegatte des

Verkehrsſitte auch berechtigt ſind. Die Poſt er: Kontoinhabers und bei deſſen Ronkurſe der Ron:

kennt daher auch die Pflicht zur Wahrung des kursverwalter, unabhängig von der Poſtſperre ge

Schedgeheimniſſes an , das als Gegenſtüđ mäß § 121 KO.; ferner öffentliche Behörden, die

zum Briefgeheimnis die Grenzen des Amtsgeheim : zur Reviſion eingetragener Genoſſenſchaften , ein

niſſes inſofern erheblich überſchreitet , als es ſich geſchriebener Hilfstaſjen, juriſtiſcher Perſonen und

auch auf den amtlichen Verkehr der Poſt mit an Vermögensmaſſen ( Stiftungen, Anſtalten , Familien :

deren Behörden, alſo auch den Steuerbehörden, fideikommiſſe)," welche ein Konto haben , befugt

erſtredt. Wollte die Poſt ſich dieſer Pflicht ent

ſchlagen , ſo würde ſie damit dem Poſt checkverkehre 15) Auch das Zeugnis- und Ausfunftsverweigerungs

geradezu den Lebensnerv unterbinden . Ausdrück: recht des Banfiers und ſeiner Angeſtellten haben die

lich ausgeſprochen iſt der Grundjaß zwar weder Obergerichte unter Hinweis auf § 383 Abi. 1 Nr. 5

im 6. noch in der O., er läßt ſich aber aus 8 7 6.
ZPO. anerkannt. S. hiezu Meiſter im Banfarch.

Bd . 10 S. 240 und die dort angeführte Rechtſprechung,

folgern, der die Fälle erſchöpfend feſtlegt, in denen beſonders BarObLG3. Bd . 1 S.292 ; vgl. ferner die

Nr. 13 der Zeitſchrift S. 271.

14) Hierdurch iſt die Vorſchrift des § 666 BOB. 16) Die im Poſtſchetverkehr anfallenden Poſts

erſegt : NOZ. 54, 333. ſendungen ſchüt ſelbſtverſtändlich das Boſtgeheimnis.
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ſind, und Perſonen, die von Behörden zu dieſer | inhaber ſteht als ſolcher zur Poſt in keinem Ver

Reviſion ermächtigt worden ſind. Verweigert die tragsverhältnis."7)

Poſt eine im öffentlichen Intereſſe verlangte Aus: Die Haftpflicht erleidet aber eine wichtige Ein

kunft, z. B. bei Beſchlagnahme im Strafprozeß ſchränkung, da die Poſt gemäß § 9 Abſ. 1 Saz 2 G.

und bei richterlichen Auskunftserſuchen im Ron- die Verantwortung für die Folgen ablehnt, die aus

kursverfahren, ſo ſteht dem Berechtigten nur der der nicht rechtzeitigen Ausführung der ihr erteilten

Weg der Verwaltungsbeſchwerde offen. Soll die Aufträge entſtehen.18)

Auskunft dagegen vermögensrechtlichen Intereſſen Den Schaden aus dem Vollzuge falſcher oder

dienen , wie bei der Erklärungsabgabe nach 8 840 verfälſchter Ueberweiſungs- und Scheckaufträge hat

3PO. und in den Fällen unter b, ſo iſt Zivil- grundſäßlich die Poſt zu tragen , da die Verkehrs

flage zuläſſig . Die Auskunft erſtreckt ſich nicht fitte (8 157 BGB.) von der Girobant (hier dem

nur auf die Höhe des Guthabens, ſondern auch Poſtſchecamt) äußerſte Prüfungsforgfalt verlangt.

darauf, wann, von wem, von wo und in welcher Nach S 6 III O. hat übrigens auch der Konto

Höhe Einzahlungen erfolgt ſind; wann , in welcher inhaber die Unterſchriften der Perſonen zu hinter

Höhe und zu weffen Gunſten der Kontoinhaberlegen , die zur Ausſtellung der erwähnten Urkunden

über ſein Guthaben verfügt hat . berechtigt ſein ſollen , „ damit die Unterſchriften auf

3. Die Abgabe von Vordrucen zu Ueber den beim Poſticheđamt eingehenden Ueberweiſungen

weiſungen und Scheds an den Kontoinhaber er: und Schedts auf ihre Echtheit geprüft werden können “ ,

höht naturgemäß die Gefahr mißbräuchlicher Bea was darauf ſchließen läßt , daß die Poſt ihre Prüfungs

nüßung des Rontos durch Unberechtigte, da die pflicht ausdrücklich anerkennt. Trifft jedoch den Konto

Ausfüllung eines Vordruds immerhin weniger inhaber ein Mitverſchulden an dem Schaden , weil er

Schwierigkeiten bietet, als die Anfertigung einer etwa ſeine Verwahrungs- und Anzeigepflicht nach

vollſtändig handſchriftlich hergeſtellten Urkunde. 8 6 II D. nicht erfüllt hat , ſo regelt ſich die Haft

Nach Treu und Glauben im geſchäftlichen Ver- frage nach § 254 BOB.

kehr iſt daher der Kontoinhaber gehalten , die Bei Inhaberſchecs braucht die Poſt zwar im

Vordruđe vor Entwendung und Mißbrauch be- allgemeinen die Legitimation des Vorzeigers nicht

ſonders zu ſchüßen (8 157 BOB . ) . Hieran er- zu prüfen , da für dieſen die Vermutung des Eigen

innert 8 6 II D. den Rontoinhaber ausdrücklich, tums an der Urkunde aus 3 1006 BOB. ſpricht.

indem er ihn verpflichtet, die Vordruđe ſorgfältig 3mmerhin darf ſie auch hierbei nicht gegen Treu

und ſicher aufzubewahren . Nach dieſer Vorſchrift und Glauben verſtoßen , beſonders an offenkundig

hat er ferner alle Nachteile zu tragen, die durch Unberechtigte nicht zahlen . Für Leiſtungen , die

den Verluſt oder das ſonſtige Abhandenkommen ſie auf falſche Vordru de bewerkſtelligt hat ,

der Vordrude, z. B. Diebſtahl, entſtehen, wenn haftet ausſchließlich die Poſt.19)

er nicht das Poſtichedamt von den erwähnten Der Erſaħanſpruch gegen die Poſt verjährt

Vorkommniffen ſo rechtzeitig benachrichtigt, daß gemäß § 9 Abſ . 2 G.binnen zwei Jahren, be:

der Vollzug von Ueberweiſungs- und Schedkauf: ginnend mit dem Schluſſe des Jahres , in dem

trägen zugunſten von Unberechtigten verhindert der Auftrag dem zu ſeinem Vollzuge zuſtändigen

werden kann . Endlich macht er ihm zur Auf: Poſtichecamte zugegangen iſt (vgl. § 196 BGB. ) .

gabe , die ihm vom Poſticheckamte mitgeteilten Die Klage iſt nicht gegen das Poſtſchecamt, ſon

Sicherheitsmaßregeln zu beachten. Sonach hatSonach hat dern gegen die Behörde zu richten , die nach den

der Kontoinhaber nicht bloß gemäß $ S 276 und Verwaltungsordnungen zur Vertretung des Poſt

278 BOB. für die ſchädigenden Folgen eines årars in Rechtsſtreitigkeiten berufen iſt. Das ſind

Verſchuldens auf ſeiner Seite aufzukommen, ſon: im Reichs- und im bayeriſchen Poſtgebiete die

dern die ganze Gefahr des Verluſtes ohne Rück: Oberpoſtdirektionen, in Württemberg die General

ſicht darauf , ob er ihn verſchuldet hat, zu über- direktion der Poſt und Telegraphen in Stuttgart .

nehmen (f. aber auch unter F.) .

F. Gemäß § 9 Abſ. 1 Sak 1 6. haftet
17) Die Haftung für Zahlkartenbeträge iſt bereits

die Poſtverwaltung dem Kontoinhaber für die oben, untersträge Imüljeni namno ben Dienſtvorſchriften
II D 1 erwähnt worden .

ordnungsmäßige Ausführung der beim Poſticheck- der Poſtſcheđämter noch am Tage ihres Eingangs,

amt eingegangenen Aufträge nach den allgemeinen und wenn ſie nach den feſtgeſeßten Schlußzeiten ein

Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die Haf
laufen , am folgenden Tage erledigt werden. Ein Be

amter , der dieſe Vorſchrift ſchuldhaft nicht befolgt,
tung des Schuldners für die Erfüllung ſeiner Ver:

haftet dem Kontoinhaber aus § 839 Abſ. 1 BGB.

bindlichkeiten, von denen die für den Poſtſcheck- 19) Auf die Haftfälle im einzelnen kann hier nicht

verkehr hauptſächlich in Betracht kommenden oben eingegangen werden . Vgl. aus der reichhaltigen Recht

unter I Ai und II E angeführt ſind ( vgl . vor ſprechung und Literatur: ROZ.56, 413 ; 81 , 254; OLG.

farlsruhe in her 233. 1905 8. 464 ; 8. in BantStr .
allem SS 276, 278, 249, 252 und 254 BGB.) .

Bd. 12 Š . 403; O. Zürich und SchweizBundo , in der

Dieſe Haftvorſchrift beſteht ſowohl zugunſten des BHR . Bd . 48 S. 299 fi.; S uhlen beď S. 90, Leſſing

Rontoinhabers, der gemäß § 4 G. über ſein Gut: S. 170, Brodmann S. 161, Me z S. 86 , Breit

haben verfügt, als auch zugunſten desjenigen, der
S. 524, Conrad S. 249, Kirſchberg S. 140 und

gemäß § 3 6. eine Gutſchriſt erhält . Der Scheck
Berger S. 89 .
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.

.

: 1

Slechtsnatur und Ablöſung der neurechtlichen D. H. es ſolldieZuſtimmung der Drittberechtigten
zu dem Verzicht erforderlich ſein, außer wenn deren

Münchener Gemeinſchaftsmauer. Rechte durch den Verzicht nicht berührt werden .

Von Landgerichtsrat Heinrich Lieberich in München .
Der Art. 77 ſchränkt dieſes Erfordernis aber ſelbſt

wieder für die Hauptfälle der Belaſtung, nämlich

(Schluß). die mit Reallaſten , Hypotheken, Grund- oder Renten:

d ) Die Ablöſungspflicht bei der bewilligten Ge: ſchulden ganz erheblich dahin ein , daß die Zu

meinſchaftsmauer des neuen Rechts hat ihre Grund: ſtimmung dieſer Drittberechtigten zum Verzicht auf

lagein der vertragsmåßigen Regelung des Gemein: die Ablöſungsrechte nicht erforderlich iſt, wenn der

ſchaftsverhältniſſes. Dieſe Regelung kann von den Verzicht erklärt wird, bevor das Grundſtüđ zu:

Teilhabern der Gemeinſchaft jederzeit durch neue
gunſten des Drittberechtigten beſchlagnahmt iſt.

Vereinbarungen geändert werden und ſo ſteht auch Für die bewilligte Gemeinſchaftsmauer des neuen

nichts im Wege, daß die jeweiligen Teilhaber der Rechts iſt aber, abgeſehen von den Fällen des

Gemeinſchaft ſchon vor Inanſpruchnahme des An: Art. 68 AG . , die Anwendbarkeit des 8 876 (und

baurechts durch den Nachbarn ſich über deſſen Ab: 877) BGB. überhaupt zu verneinen. Denn, wie

löſungspflicht anderweit einigen, insbeſondere dieſe ſchon hervorgehoben, handeltes ſich bei den Grenz:

gegen oder auch ohne ſofortige Abfindung des einrichtungen des BGB., alſo auch bei der be:

Eigentümers des Erſtbaugrundſtücke aufheben . Auch willigten Gemeinſchaftsmauer, eigentumsrechtlich

eine derartige Vereinbarung wirkt gemäß § 746
um Verhältniſſe weſentlich tatſächlicher Natur, denen

BOB . gegenüber den beiderſeitigen Befiknachfolgern. das Geſetz allerdings die Wirkung nachbarrecht:

Es kann daher der Erwerber des Erſtbaugrund- licher Eigentumsbeſchränkungen beilegt. Entſtehung

ſtücks, auch wenn die dazu gehörende bewilligte und Aufhebung derartiger Verhältniſſe unterliegen

Gemeinſchaftsmauer noch nicht angebaut iſt, keines: daher nicht den Vorſchriften über die Begründung

wegs darauf rechnen , daß ihm im Falle des An- und Aufhebung dinglicher Rechte an Grundſtüđen ,

baues durch den Nachbarn ein Verbots- und allen : daher auch nicht den Vorſchriften der SS 876 ,

falſiges Ablöſungsrecht gegen dieſen zuſtehe. Er 877 BGB. Die gegenteilige Vorſchrift des Art.77

muß ſich vielmehr ebenſo, wie bei anderen Grenz: 4G. für die dort behandelten Ablöſungsfälle beruht

einrichtungen , über die beſtehende Ordnung des auf der Erwägung, daß es fich hierbei um den

beiderſeitigen Benußungsrechts,wozu gegebenenfalls Verzicht auf Eigentumsbefugniſſe handelt , die un:

auch die Ablöſungepflicht des Nachbarn gehört , bei mittelbar durch das Gefeß verliehen ſind und auf

dieſem vergewiſſern . Wie ſchon erwähnt, wirken
die daher ohne die erleichternden Vorſchriften des

die Vereinbarungen nach 8 746 BGB. unabhängig Art. 77 AG. nur durch Beſtellung einer entſprechen:

von der Kenntnis der Beſiknachfolger gegen dieſe den Grunddienſtbarkeit zugunſten der Eigentümer

und da die Verhältniſſe der Grenzeinrichtungen des Nachbargrundſtüđs mit dinglicher Wirkung

auch nicht Gegenſtand der Grundbucheintragungen hätte verzichtet werden können. " 1) Bei der Ab

ſind, kommt ebenſowenig der Schuß des öffent: löſung der bewilligten Gemeinſchaftsmauer ſtehen

lichen Glaubens des Grundbuchs hier zugunſten jedoch, abgeſehen von den Erhöhungsfällen des

des Erwerbers des Erſtbaugrundſtücks in Frage.30) Art. 68 , derartige geſeßliche Eigentumsbefugniffe

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß die Ab- nicht in Frage ." ) Der Verzicht auf den A6

löſungspflicht des Nachbars insbeſondere auch durch

einfachen Verzicht des Eigentümers des Erſtbau: " ) Siehe Henle Schneider Anm. 1 zu Art. 77 AG.

grundſtücs gegenüber dem Nachbarn aufgehoben 5 ) Meisner, Nachbarrecht S. 41 Note 3, 4, S. 56

werden kann . Dieſer Verzicht bedarf ſo wenig Note 1,S.57Note 1, läßt zwar ebenfalls die Entſtehung

einer Form, wie eine ſonſtige Benußungsverein- und Aufhebung einer Grenzeinrichtung durch formloſe

barung. Art . 77 AGZBOB. läßt auch für den
Uebereinkunft der Nachbarn zu , iſt aber gleichwohl der

geſeßlichen Verbietungs- und Ablöſungsanſpruch im ihr ergebenden Benußungsrechte nichtohne Zuſtimmung
Meinung, daß die Grenzeinrichtung und die ſich aus

Falle der Erhöhung und Verſtärkung einer Ge- der an den beteiligten Grundſtüden dinglichBerechtigten,

meinſchaftsmauer nach Art . 68 A., ebenso wie insbeſondere der øypothekgläubiger aufgehoben werden

für die ihm nachgebildeten übergangsrechtlichen An
können ; doch könne dieſe Zuſtimmung formlos, auch

ſprüche nach Art. 69 und 70 AB . einen ſolchen
durch ſchlüſſige Handlungen erteilt werden. Ebenſo

Wolff Mechi 1900 S. 477 und Staudinger Anm. II 4

formloſen Verzicht zu . Nach Abſ. 2 des Art . 77 ſollen Abſ. 3 zu § 922 BOB. Dies erſcheint nach dem oben

auf dieſen Verzicht jedoch, wenn das Grundſtück Ausgeführten nicht zutreffend . Es iſt auch nicht eins

des Berechtigten mit Rechten Dritter belaſtet iſt,
zuſehen , weshalb die Begründung und Aufhebung einer

die Vorſchriften des S 876 BOB. anwendbar ſein ,
Grenzeinrichtung gegenüber den Drittberechtigten ver:

ſchieden behandelt werden ſollte. Mit Wolff (a . a . O. )

ſind dagegen den dinglich Berechtigten nach den Ums

80) S. Staudinger Anm. II a zu $ 921; RGRKomm . ſtänden des Falles gegenüber Verfügungen über die

Anm. 6 zu & 921 (Grenzeinrichtungen ſind nicht ein- Gemeinſchaftsmauer die Schußbehelfe nach SS 1133 ,

tragungsbedürftig) und NORKomm . Anm. 6 Abſ. 3 1134, 1201 , 1065 BOB. zuzubilligen. Ebenſo iſt die

ju & 892 BOB . (der öffentliche Glaube des Grunds Einräumung oder Aufgabe einer Grenzanlage nach

buchs erſtreckt ſich nicht auf Einrichtungen, insbeſondere allgemeinen Grundſäßen innerhalb und außerhalb des

Gebäude auf dem Grundſtüc ), dazu ROZ. 73, S. 129. Konlurſes anfechtbar (Wolff a . a . D. S. 478 Abſ. 2).
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löſungsanſpruch ſchließt notwendig auch den auf rich rechtsgültig , ihre Rechtswirkſamkeit für den

das Verbietungsrecht ein , dagegen der Verzicht auf von ihnen betroffenen Anſpruch ſeßt aber vor

das Verbietungsrecht (durch Anbaugeſtattung) keineg= aus, daß dieſer auch tatſächlich in der Perſon

wegs ohne weiteres auch den auf den Ablöſungs- des Verfügenden entſteht ; diesfalls wirkt aber

anſpruch.93) die Verfügung auf den Zeitpunkt ihrer Vor

e) Wie dem Verzicht unterliegt der Verbie- nahme zurüđ. Eine Abtretung, Verpfändung oder

tungs- und der Ablöſungsanſpruch der gewöhn: Pfändung des Ablöſungsanſpruchs iſt daher ohne

lichen 30 -jährigen Anſpruchsverjährung (vgl. hierzu Wirkung, wenn zur Zeit der Entſtehung des Áb

Art. 78 AG.). Dieſe Verjährung beginnt mit der löſungsanſpruchs der Abtretende, Verpfändende oder

Entſtehung der Anſprüche (8 198 BOB.) . Die Pfändungsſchuldner nicht mehr Eigentümer des

Entſtehung des Verbietungs- und des ſelbſtändigen Erſtbau oder Erhöhungsgrundſtüds iſt und

Åblöſungsanſpruchs fallen jedoch nicht immer zeitlich der Nachbar kann ohne Rückſicht auf ſolche Ver

zuſammen erſterer entſteht ohne weiteres durch fügungen die Ablöſungsſumme an den Eigentümer

jeden unbefugten Anbau, lekterer nur unter den dieſes Grundſtücks im Zeitpu des Ablöſungs:

beſonderen oben dargelegten Vorausſeßungen – und falles zahlen, ſofern nicht dieſer über die Ablöſungs

es kann andrerſeits in der Perſon des derzeitigen fumme verfügt hat . Letterenfalls ſteht dem an

Eigentümers des Nachbargrundſtüds nur der Ver: den Eigentümer zahlenden Nachbarn nurdie Schu:

bietungs-, aber nicht der Ablöſungsanſpruch be- vorſchrift des § 407 BOB. zur Seite. 34) Bei

gründet ſein ( 1. IV C oben) . Es kann daher trotz der Verpfändung und Pfändung von Ablöſungg=

Verjährung des Verbietungsanſpruchs ein noch nicht anſprüchen iſt außerdem zu beachten, daß Schuldner

verjährter ſelbſtändiger Ablöſungsanſpruch beſtehen, des Ablöſungsanſpruchs ebenfalls nur der Eigen

mangels eines ſolchen ſchließt aber die Verjährung tümer des Nachbargrundſtücks wird, der von dem

des Verbietungsanſpruchs ſowohl das Recht auf Anbaurechte Gebrauch macht. Im Falle eines

Beſeitigung des Anbaus, wie das auf Zahlung Eigentumswechſels bei dem Nachbargrundſtück vor

einer Åblöſungsſumme aus. dem Anbau muß daher auch der Beſiknachfolger

f ) Der Ablöſungsanſpruch des Eigentümers von der Verpfändung oder Pfändung des Ab

des Erſtbaugrundſtüds aus der Errichtung (oder

des Eigentümers des Erhöhungsgrundſtücs aus
lange, als dem llebertragenden ſelbſt das Berbietungs

recht zuſteht. Der Abtretungserwerber eines (ſelb
der Erhöhung der Gemeinſchaftsmauer nach Art. 68 ſtändigen ) Ablöſungsanſpruchs fann daher das mit

AG.) entſteht erſt mit der Inanſpruchnahme des übertragene Verbietungsrecht nur ſolange geltend

Anbaurechts durch den Nachbarn. Bis dahin iſt machen , als ſein Rechtsvorgänger Eigentümer des
zwar in der Perſon jedes Eigentümers des Erft- Erſtbaugrundſtücs iſt. Das gleiche gilt fürdie Pfändung

bau- oder Erhöhungsgrundſtüde durch ſeine Stellung
des Verbietungsrechts ( f. des Näheren Note 43 unten ).

* ) Sinſichtlich der Zuläſſigkeit der Abtretung fünf

als Teilhaber der Benußungsgemeinſchaft die Grund: tiger Anſprüche f. insbeſ. HOZ. 55 , 334 ; 67,166 ; 74,82 ;

lage für die Entſtehung des Anſpruchs in ſeiner 75, 227 und JB. 1910 S. 230,1913 S. 132, für Ab

Perſon gegeben ; ob jedoch der Anſpruch in ſeiner löſungsanſprüche der hier fraglichen Art Dll. NürnDIG

berg Bayðfr. 1907 S. 334, 1910 S. 412, 1912 S. 445.

Perſon wirklich entſteht, hängt davon ab , ob der Die Pfändung fünftiger Anſprüche läßt zwar Stein,

Ablöſungsfall während ſeiner Beſißzeit auch ein- Homm . 3. ZPÖ . Note12 zu § 829 ſchlechthin nicht zu ,

tritt . Der Ablöſungsanſpruch iſt alſo inſoweit nach RG. IW.1904 S. 365iſt ſie jedoch dann zuläſſig,

nur ein zukünftiger Anſpruch . Aber auch dieſer
wenn für den Anſpruch durch ein Vertragsverhältnis

zukünftige Anſpruch kann, wie andere Anſprüche geſchaffen iſt, ſelbſt wenn dieEntſtehungdes Anſpruchs
der Beteiligten eine ausreichende rechtliche Grundlage

ſolcher Art, Gegenſtand von Verfügungen des noch in der Zukunft liegt und von der konkreten

jeweiligen Grundſtückeigentümers durchAbtretung, Geſtaltung der auf ihr beruhenden rechtlichenBezieh

Verpfändung uſw., ebenſo auch Gegenſtand der
ungen der Beteiligtenabhängt. Ebenſo no. JW . 1913

S.884 und DIG. München Bay 3 R.1914 S.234. Um An

Pfändung ſein.33 a) Derartige Verfügungen ſind an ſprüche ſolcher Art handelt es ſich aber ſowohl bei der

Ablöſung der bewilligten neurechtlichen Gemeinſchafts

$ ) Siehe hierzu oben IV c. Zu weitgehend Pfir- mauer, wie bei dem geſeblichen Áblöſungsanſprich des

ſtinger, Stommunmauer S. 42, der den Verzicht nach Art.68 AG. Meisner, NachbarrechtS.60 Note2–4nimmt

Art. 77 AG . ſchlechthin nur für das Verbietungsrecht auch vom Standpunkt des von ihm vertretenen Bereiche

gelten laſſen will. rungsanſpruchs an, daß eine Abtretung des Ablöſungs

33 ) Selbſtändig abtretbar im Sinne der obigen anſpruchs vor dem Anbau gegenüber dem ſpäteren

Ausführungen iſt jedoch an ſich nur der ſelbſtändige Erwerber des Erſtbaugrundſtüds nicht wirkt . Eine

(unmittelbare) Åblöſungsanſpruch. Der Verbietungs- Pfändung des Ablöſungsanſpruchs läßt er erſt nach dem

anſpruch und der lediglich aus ihm fließende mittel- Anbau zu. Ebenſo Pfirſtinger,KommunmauerS. 33, 37 .

bare Ablöſungsanſpruch iſt mit dem Eigentum des Für Abtretbarkeit und Pfändbarkeit des fünftigen Ab

berechtigten Grundſtücks untrennbar verbunden und löſungsanſpruchs auch Buhmann BayZfR . 1914 S.223 .

daher ſelbſt weder abtretbar noch verpfändbar (8 1274 Ueber die Abtretbarkeit des altrechtlichen Ablöſungs

Abf. 2 BGB.) . Nur die Ausübung des Verbietungs- anſpruchs 1. Tinſch, Münchener Stadtrecht S. 37, und

anſpruchs kann übertragen werden und eine ſolche hinſichtlich der Abtretung und Pfändung des über

Uebertragung wird regelmäßig in der Abtretung des gangsrechtlichen Ablöſungsanſpruchs Schmidt SeuſjBl.

(ſelbſtändigen) Ablöſungsanſpruchs mit gelegen fein . BD. 66 S. 363 und OLO. München SeuffBI. Bd . 70

Dieſe Uebertragung des Verbotsanſpruchs wirft aber S. 208, Bd . 72 S. 262, welch leßtere Entſcheidungen

als bloße Nebertragung der Rechtsausübung nur ſo : die gleichen Grundſäße, wie oben entwiđelt, vertreten .
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löſungsanſpruchs gemäß § 1280 BGB. oder 8 829 | Im Falle der Beſchlagnahme zum Zweck der Zwangs

Abj. 3 3PO. verſtändigt werden . Die vorbezeich- verwaltung verliert der Schuldner ohnehin gemäß

neten Verfügungen über den Ablöſungsanſpruch $ 148 Abſ. 2 ZVG. das Verwaltungs- und Be:

können zugunſten der Gläubiger des Verfügenden nußungsrecht und damit die Befugnis zu Ver:

nach allgemeinen Grundjäßen wegen Gläubiger: fügungen irgendwelcher Art hinſichtlich der Grenz

benachteiligung angefochten werden.35) einrichtung. Soweit jedoch nach erfolgter Beſchlag:

Für das Zwangsverſteigerungsverfahren folgt nahme die Ablöſungsſumme, ohne ſein Zutun ,

aus der bloß bedingten Wirkung der Abtretung dadurch anfällt, daß derNachbar das Anbaurecht

uſw.zunächſt, daß im Fall der Zwangsverſteigerung gegen Zahlung derAblöſungsſumme in Anſpruch

des Erſtbaugrundſtüds vor Eintritt des Ablöſungs- nimmt, fält die Ablöſungsſumme, weil die Be

falls der Ablöſungsanſpruch ungeachtet der Ab- ſchlagnahme fich auf dieſe nicht erſtreďt, dem

tretung auf den Erſteher übergeht.36) 3ft das Schuldner zu und es bleiben diesfalls auch frühere

gegen in der Perſon des Beſchlagnahmeſchuldners Verfügungen des Schuldners über ſie wirkſam.99)

der (perſönliche) Ablöſungsanſpruch bereits ent- Dies gilt ebenſo für den Ablöſungsanſpruch aus

ſtanden , ſo wird dieſer Anſpruch durch die Be- der Bewilligung der Gemeinſchaftsmauer, wie für

ſchlagnahme des Erſtbaugrundſtüds zum Zweck den geſeglichen Ablöſungsanſpruch nach Art. 68 AG.

der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung im Falle der Mauererhöhung.* )

nicht mehr berührt.37) Wohl aber kann der Schuldner
g) Was endlich die Geltendmachung des Ver

nach erfolgter Beſchlagnahme zum Zweck der Zwangs bots- und Ablöſungsanſpruchs bei der neurecht

verſteigerung überdieGrenzeinrichtung nurmehr lichen Gemeinſchaftsmauer anbelangt, ſokann, wie
im Rahmen der 88 23 und 24 ZV6 . verfügen. ſchon erwähnt, der Eigentümer des Erſtbaugrund

Hiernach iſt er nicht mehr zu Veräußerungen und ſtüđs gegen die in dem unbefugten Anbau liegende

zur Verwaltung und Benußung nurmehr inner: Beeinträchtigung ſeiner Eigentümerrechte mit der

halb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirt: Beſeitigungs- und Unterlaſſungsklage nach $ 1004

ſchaft befugt. Damit iſt ausgeſchloſſen, daß er BOB. vorgehen .“ 1) Er kannaber auch aus dem

ſich durch Verzicht auf das Verbietungsrecht oder zwiſchem ihm und dem Nachbarn beſtehenden Be

ſonſtige Ablöſungsvereinbarungen hinſichtlich der nußungsgemeinſchaftsverhältniſſe gegen Verlegungen

Gemeinſchaftsmauer noch in den Beſiß der Ab

löſungsſumme ſeßen kann , da hierin eine Ver

äußerungsverfügung im Sinne des § 23 ZVG.
59) SieheGüthe Anm. 3 zu § 23 ZVG. (nach der Bes

ſchlagnahme hinzukommende Forderungen unterliegen
hinſichtlich des beſchlagnahmten Grundſtüde, jeden: dem Veräußerungsverbote nur, ſofern ſie von der Bes

falls eine die Grenzen ordnungsmäßiger Wirtſchaft ſchlagnahmeergriffen werden );vgl. auch GütheAnm .10

überſchreitende Maßnahme zu erblicen wäre . 38)
Abſ. 3 zu SS 20-21 306. beg. der Berſicherungs

forderungen

85) Ebenſo Pfirſtinger, Kommunmauer S. 37 . 4 ) Für die nach Art. 68—70 AG. begründeten Bers

30) Jm gleichen Sinne Pfirſtinger , Kommunmauer bietungsanſprüche läßt " Art. 77 den Berzicht des Bes

S. 42; Wolff Mecht 1900 S. 477 Ziff. 9 Abſ. 5 . rechtigten ohne Zuſtimmung etwaiger Heallaſts oder

**) Der Ablöſungsanſpruch gehört nicht zu den øypothet- uſw. -berechtigten zu, wenn er vor der Bes
Gegenſtänden, auf die ſich nach $ s 1120–1130 BGB. ſchlagnahme des Grundſtücs jugunſten dieſer Dritts

die Hypothethaftung und danach gemäß S$ 20 - 21 ZVG. berechtigten erfolgte. Auch Art. 77 4G. erachtet dem
auch die Beſchlagnahmewirtung erſtređt. Auch Ent- gemäß nach der Beſchlagnahme eine Verfügung über

ſchädigungsanſprüche anderer Art als die Verſicherungs- die genannten Anſprüche durch den Beſchlagnahme
forderungen nach Ss 1127–1129 BGB. bilden ſchuldner nicht mehrfür zuläſſig. Er geht dabei aller:

ausdrüdlichen geſeßlichen Ausnahmen z . B. hinſichtlich dings nach den Materialien (1. Pfirſtinger, Kommun

der Enteignungsentſchädigung abgeſehen feine Ver- mauer S. 41 , 62 undøenle-Schneider Anm. 8 zu Art . 77)

mögenswerte, die von der Hypothef und Beſchlagnahme hier von einer Gleichſtellung der Verbietungsrechte mit

umfaßt werden; dies gilt daher auch von dem hier den nach $s 1121 , 1129 BOB. von der Bypothel um

fraglichen Ablöſungsanſpruch (f. Güthe Anm . 10 c Abſ.5 faßten Gegenſtänden aus; man hat hiernach hier dieſe

zu 8 22 306.). Der Ablöſungsanſpruch gehört auch Berbietungsrechte die anderweit zutreffend nur als

nicht im Falle der Zwangsverwaltung zu den von dieſer Erweiterungen des Eigentumsinhalte bezeichnet werden

umfaßten Anſprüchen auf wiederkehrende Leiſtungen ( Becher, Mat. Bd . I S. 468) – als eine Art ſelbs

aus einem mit dem Eigentum verbundenen Rechte ( i . ſtändiger, mit dem Grundſtüď als Beſtandteile nach

DUG. Dresden DLG. Bd . 9 S. 139; Güthe Anm . 5 zu § 96 BGB. verbundener ſubjektiv -dinglicher Mechte be

8 148 SVG. ). trachtet und ſolche Rechte unterliegen allerdings uns

Bei Verſteigerung des Erſtbaugrundſtüds ver- mittelbar dem Veräußerungsverbot des § 23 3BG.

bleibt , wie bei einer ſonſtigen Veräußerung, der (Güthe Anm . 5 zu $ 20-21 ZVO .). Jn der Tat handelt

( ſelbſtändige ) Ablöſungsanſpruch dem Schuldner ; das es ſich aber nicht bei dieſen Verbietungsrechten, noci

Verbietungsrecht geht dagegen auf den Anſteigerer weniger bei dem daraus im Anbaufall entſtehenden

über . Steht daher dem bisherigen Eigentümer ein (perſönlichen) Ablöſungsanſpruch um ſelbſtändige Bes

ſelbſtändiger Ablöſungsanſpruch nicht zu, ſo fann er ſtandteilsrechte. Der durch den Anbau dem Eigens

die Zahlung der Ablöſungsſumme nach dem Eigen- tümer erwachſende perſönliche Ablöſungsanſpruch

tumsübergang nicht mehr verlangen . Auch ein Bes wird daher auch in den Fällen des Art. 68—70 AG .

reicherungsanjvruch hierwegen gegen den Anſteigerer durch die Beſchlagnahme nicht berührt (vgl. DLG.
iſt ſchon angeſichts des rechtmäßigen Erwerbs dieſes München Seuſ BI.Bd . 72 S. 262) .

legteren ausgeſchloſſen. * ) Ein Beſikichuganſpruch des Eigentümers des

sy Siehe hierzu Güthe Anm . 1 zu § 24 ZVO. , Erſibaugrundſtücks iſt durch & 866 BOB. ausgeſchloſſen

Anm . 3 zu § 23 ZVG. (1. Staudinger Anm . 2 zu § 866 BOB.) .

.

von
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1

der durch dieſes begründeten Verbindlichkeiten der pflicht oder Höhe der Ablöſungsſumme, ſo kann

Nachbarn klagen . Da der Eigentümer des Nach gemäß § 940 3PO. einſtweilige Verfügung auf

bargrundſtüds durch Zahlung der Ablöſungsſumme Beſtattung des Weiterbaues gegen Hinterlegung

in jedem Falle den Beſeitigungs- oder Unterlaffungs- der Ablöſungsſumme u . dgl. erlaſſen werden .

anſpruch ausſchalten kann, wird die Beſeitigungs- Haben ſich jedoch die beteiligten Grundeigentümer

und Unterlaſſungsklage zweđmäßig dahin gerichtet, über die Ablöſung der Gemeinſchaft&mauer ges

daß der Beklagte zurBeſeitigung oder Unterlaſſung einigt, ohne daß dabei die Bauerlaubnis von der

oder Zahlung der Ablöſungsſummeverurteilt werden | Zahlung der Ablöſungsſumme abhängig gemacht

ſolle.“ ) Dieſe Form der Klage iſt insbeſondere wurde, ſo kann bei Nichterfüllung der über

dann empfehlenswert, wenn von vornherein nur nommenen Zahlungspflicht nurmehr ein Arreſt für

Streit über die Höhe der Ablöſungsſumme beſteht. den Ablöſungsanſpruch, aber nicht mehr ein An

Der Beklagte kann diesfalls durch Hinterlegung bauverbot erlaſſen werden , da durch die Einigung

des von ihm berechneten Ablöſungsbetrage nach der Parteien der Verbotsanſpruch des Eigentümers

SS 372 f. BOB. der Verbotsklage begegnen . Auf des Erſtbaugrundſtüds erledigt iſt.

Zahlung der Ablöſungsſumme ſchlechthin kann nur

dann geklagt werden , wenn eine unmittelbare

Zahlungspflicht des Beklagten gegenüber dem Kläger
Die vorſtehenden Ausführungen haben verſucht,

gegeben iſt. Dies iſt ohne weiteres der Fall, wenn für die altübliche Münchener Gemeinſchaftsinauer

zwiſchen den beteiligten Grundeigentümern über
auch auf dem Boden des neuen Rechts eine den

Höhe und Zahlbarkeit der Ablöſungsſumme eine Anſchauungen des hieſigen Baulebens und den

ausdrückliche Vereinbarung getroffen wurde, aber

auch ohne eine ſolche Vereinbarung, wenn der
Berfügung zuſtehe. Der von ihm (Note 2) angeführte

Nachbar unter den oben dargelegten, ſeine un:
Beſchluß des DIG. München vom 5.Mai 1913 ſpricht

auch aus, im Zweifel müſſe als Abſicht der Parteien

mittelbare Zahlung&pflicht begründenden Umſtänden angenommen werden, daß mit der Abtretung des Ab

den Anbau unternimmt. Die Klage auf Zahlung löſungsanſpruchs auchder Verbietungsanſpruch des

der Ablöſungsſumme ſtellt ſich als Klage aus dem
Hauseigentümers mit übertragen werden ſolle. Man

wird jedoch richtig den Berbietungsanſpruch als eine

Gemeinſchaftsverhältniſſe der beiden Grundſtücks: mit dem Eigentum des Erſtbaugrundſtücts untrennbar

eigentümer dar und zwar regelmäßig als eine auf verbundene und daher ſelbſtändig nicht übertragbare
eine vereinbarungsmäßige Leiſtung aus dieſem Ver- Befugnis betrachten müſſen ; . des näheren hinſichtlich

hältnis gerichtete (SS 745 , 748 BOB .), in den
der Untrennbarkeit der Benußungsrechte aus der Grenz

einrichtung von dem Eigentum der Nachbargrundſtücke
Fällen des Art. 68 AG. jedoch als Klage aus

Turnau - Förſter, Liegenſchr . Anm. 4 zu 98 921–922

einem geſeßlichen Gemeinſchaftsanſpruch. BGB.; ROÅKomm . Anm . 5 zu § 921 ; Staudinger

Unter den Vorausſeßungen der SS 935, 916
Anm. ÍI 3 zu § 922 BOB. Das gleiche muß aber von

SPD. kann das Verbotsrecht des Eigentümers laſſungsanſprüchen gelten ( Staudinger Anm . 2 d
den aus dem Benußungsrechte erwachſenden Unter

des Erſtbaugrundſtüds durch einſtweilige Verfügung zu § 398 BOB. und Anm . 2 d zu § 399 BOB.;
(Bauverbot), ſein Ablöſungsanſpruch durch Arreſt Dertmann, Necht der Schuldverh . Anm.1 a y und

geſichert werden.43) Beſteht Streit über Ablöſungs
Anm . 1 g B. zu § 399 BOB .; RG. Seuffu . Bd. 56

Nr. 227 ; ROZ. 37, 176 ; RO. Gruchot Bd. 54 S. 943 .

Derartige Befugniſſe find auch nicht ſelbſtändig pfänds

42) Ein demgemäß ergehendes Urteil hat jedoch bar (1. Stein Änm. I 1, I 5, II 8 zu § 857 ZPO .) .

nur die Tragweite, daß der Beklagte durch Zahlung Immerhin tann in der Abtretung des Ablöſungsan

der feſtgeſtellten Ablöſungsſumme die Bollſtreckung des ſpruchs zugleich die Ermächtigung des Erwerbers durch

Beſeitigungsanſpruchs abwenden kann ; denn es handelt den abtretenden Eigentümer gefunden werden , deſſen

ſich bei dem hier zunächſt unterſtellten mittelbaren Ab. Berbietungsrecht gegebenenfalls zur Durchſeßung des

löſungsanſpruch gegenüber dem Verbietungsanſpruch Ablöſungsanſpruchs ſelbſtändig geltend zu machen .

nur um eine ſog. wahlweiſe Leiſtungsbefugnis des Damit iſt nach den in NO3. 53, 410 und 64, 168,

Schuldners, d . h . die Befugnis des Schuldners fich von ſowie Gruchot Bd. 54 S. 943 entwiđelten Grundſäßen

der unmittelbar geſchuldeten Leiſtung durch eine andere auch das Recht des Erwerbers gegeben, das Verbietungs

Leiſtung zu befreien. Eine Wahlſchuld im Sinne der recht ſelbſtändig im Progeß zu verfolgen . Ebenſo wird

88 262—264 BOB. liegt diesfalls nicht vor ( f. hierüber im Hinblick auf § 857 Abſ. 3 ZPO. eine Pfändung des

Henle- Fiſcher Anm . 1 zu $ 262 BOB.; RGÁKomm. Verbietungsrechts durch den Erwerber des Ablöſungs

Anm. 1 zu § 262 BGB.). Treffen Verbietungs- und anſpruchs inſoweit zuzulaſſen ſein, als die Ausübung

unmittelbarer Ablöſungsanſpruch zuſammen, ſo handelt des Berbietungsrechtes zurDurchſeßung des Ablöſungs

es ſich ebenfalls um keine Wahlſchuld im Sinne des anſpruchs in Fragekommt (1. hierzu Stein Anm II Ziff.8

§ 262 BOB. , ſondern um zwei nebeneinander dem Note 119 und Anm . I Ziff. 5 Note 34 zu § 857 ZPO.

Gläubiger zuſtehende Anſprüche. Doch ſteht auch betr . den Anſpruch auf Grundbuchberichtigung und RG.

diesfalls nichts im Wege, daß der Gläubiger auf Gruchot Bd.54 S. 943) . Da es ſich hierbei nur um die

alternative Verurteilung ilagt und für die Vollſtreckung der Durchſeßung des Ablöſungsanſpruchs dienenden Ver

iſt dann § 264 BOB. entſprechend anwendbar (io bietungsbefugniſſe handelt, komint bei der Zulaſſung

OLG. Braunſchweig DLG. Bd . 8 S. 447 ) . der Pfändung in dieſem Umfang auch feine unzuläſſige

45) Ueber die Rechtsbehelfe des Arreſts und der Aenderung des Zuhaltes des Derbietungsrechtes in
einſtweiligen Verfügung .insbeſondere Nüßel Bay Zin . Frage (8 851 SPO . mit § 399 BOB . ) ; vgl. dazu be

1914 S. 184. Nüßel vertritt die Anſicht , daß auch dem züglich der Pfändung des Anſpruchs auf Schuldbefreiung

Erwerber des Ablöſungsanſpruchs durch Abtretung Stein Note 22 zu § 851 ZBO. und RG. Oruchot Bd . 56

oder Pfändung das Verbietungsrecht und demgemäß S. 923 (JW. 12 S. 857 ), ROZ. 80, 183 ; DLG . Bd . 22
das Recht auf deſſen Sicherung durch einſtweilige S. 387.
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Anforderungen der Billigkeit genügende feſte Rechts: Danach ſcheint p8, als müſſe in unſerm Fall

grundlage zu gewinnen . Sie ſind dabei von dem das Nachlaßgericht das Verfahren bis zur Er:

Standpunkt der unbedingten Scheidung des Eigen- ledigung der Streitpunkte ausſeßen . Ermel lehnt,

tums der Nachbargrundſtüde nach dem Grenzlauf wenn auch zweifelnd, dieſe Folgerung ab : es ſei

ausgegangen . Denn es iſt nicht zu erwarten und ein übertriebener Formalismus zu verlangen, daß

im Intereſſe klarer Eigentumsverhältniſſe nicht ein : der Sieger im Prozeß auf den mutwilligen aug:

mal zu wünſchen, daß das Reichsgericht von ſeinem ſichtsloſen Widerſpruch des Gegners hin gehalten

dahingehenden bis jeßt mit Entſchiedenheit feſt: ſein ſoll, noch einmal den Prozeß zu führen, der

gehaltenen Standpunkt ſich durch die untergericht: zu feinem andern Ergebnis führen könne als der

liche Rechtſprechung abdrăngen laſſen wird. In Vorprozeß. Es liege hier ein Streitpunkt eben:

der Grenzanlage des BGB. haben dagegen unſere fowenig vor, wie in dem Fall, wo der während

Ausführungen diejenige Rechtseinrichtung zu finden des Verfahrens erhobene Widerſpruch rechtskräftig

geglaubt, die es ermöglicht, für alle Arten der zurückgewieſen iſt . Die Rechtskraft des Urteils

Gemeinſchaftsmauern, die des alten , des Ueber : mache nicht Halt vor den Toren des Auseinander:

gangsrechts und des neuen Rechts, eine einheitliche feßungsverfahrens, ſondern äußere auch für dieſes

und fürden ganzen Entwiclungsgang dieſer Mauern ihre Wirkung.

maßgebende Rechtsgrundlage zu ſchaffen , und dabei Der von Ermel beſprochene Fall wird nun in

unter eingehender Berückſichtigung des Willens der dieſer Geſtalt, daß alſo der Unterlegene ſein Ver:

Beteiligten die Verhältniſſe aller dieſer Mauern halten mit dem rechtskräftigen Urteil ohne jede

im weſentlichen gleichheitlich zu ordnen . Sie haben Begründung in Widerſpruch ſeßt, faum vor:

endlich, indem ſie auch die neurechtliche Gemein- kommen ; das Gewöhnliche iſt, daß der Unterlegene

ſchaftsmauer auf den Boden eines nachbarrecht vor dem Nachlaßgericht die Richtigkeit des ergangenen

lichen Verhältniſſes geſtellt haben , der von Brauch Urteils bemängelt, ſo insbeſondere darauf hinweiſt,

und Billigkeitsgefühl in München immer feſtgehal: daß das Urteil ein Verſäumniðurteil ſei, das ohne

tenen Forderung zu genügen geſucht, daß auch der ſeine Schuld rechtskräftig geworden ſei. Die von

ſpätere Erwerber des Nachbaranweſens für die Ab : Ermel aufgeworfene Frage läßt fich danach für

löſung der Gemeinſchaftsmauer aufzukommen hat. den von ihm beſprochenen Einzelfall nicht entſcheiden,

Es wäre erfreulich, wenn ſie ſo dazu beizutragen erfordert vielmehr einen allgemeineren Ausgangs

vermöchten, den bedauerlichen Wirrwarr der Mei- punkt ; denn fie tritt in anderen Verfahrensarten

nungen und Rechtsfolgerungen auf dieſem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit gleichfaús hervor.

zu klären , der bereits zu berechtigten Klagen in In der Praxis iſt folgender Fall vorgekommen :

der Tagespreſſe geführt hat, ohne daß auch hier A beantragte mit der Behauptung, er ſei als ſtiller

wieder durch ein Eingreifen des Gefeßgebers die Ohn: Geſellſchafter am Handelsgewerbe des X beteiligt ,

macht der Rechtslehre und Rechtſprechung bezeugt das Amtsgerichtmöge gemäß § 338 Abſ. 3 HOB.
werden müßte. mit 8 145 FGC. anordnen , daß ihm X ſofort

die Geſchäftsbücher vorlege. Der vom Gericht hier:

über gehörte X (S 146 Abſ. 1 FGG.) lehnte dies

ab unter Ueberreichung eines rechtskräftigen Urteils,

durch das der Antragſteller A auf die Klage des

Rechtskräftige Urteile und Rechtswidrigkeiten Xverurteilt war ,anzuerkennen, daß eineſtille

der Beteiligten im Verfahren der freiwilligen dagegendaraufhin
, daß dies Urteilein Verſäumnis

Geſellſchaft zwiſchen ihnen gar nicht beſtehe. A wies

Gerichtsbarkeit. urteil ſei , das durch Verſchulden ſeines Anwalts

rechtskräftig geworden ſei. Er machte dies ſowie

Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg i . Br. weiter glaubhaft, daß tatſächlich die ſtille Geſellſchaft

beſtehe, das Urteil des Prozeßgerichte alſo un

In DJ3.1913, 972 behandelt Ermel folgenden richtig ſei. Muß das Gericht der freiwilligen Ge

bisher nicht erörterten Fall: Ich habe den Erb: ridhtsbarkeit auf dieſe Bemängelung des Urteils

anteil meines Schuldners gepfändet und da deſſen eingehen ? oder wie iſt es zu begründen, daß das
Miterbe mir jede Anteilnahme am Nachlaß ver:

Gericht ſie unbeachtet laſſen kann und muß ? Ein

weigert, wird er auf meine Slage rechtskräftig anderer hierher gehöriger Fall: Zwiſchen X und

verurteilt , ſich mit mir auseinanderzuſeßen. Nun: mir beſteht eine offene Handelsgeſellſchaft, die wir

mehr beantrage ich beim Nachlaßgericht gemäß durch Vereinbarung aufgelöſt haben. Darauf be

86 FGG. die Auseinanderſeßung ; hier lehnt antragt X, das Amtsgericht möge gemäß § 146

jedoch der Miterbe wiederum die Teilung mit mir Abſ. 2 HGB. mit $ 145 FGG. einen Liquidator

ab . Nun beſtimmt der $ 95 Satz 1 FGG.:
beſtellen; das Amtsgericht hört mich hierüber und

Ergeben ſich bei den Verhandlungen Streit ich überreiche ein rechtskräftiges Urteil, wonach ich

punkte, ſo iſt ein Protokoll darüber aufzu: ' laut Geſellſchaftsvertrag oder wegen Verfehlungen

nehmen und das Verfahren bis zur Er: des X zur Uebernahme des Geſchäfts im ganzen

ledigung der Streitpunkte auszuſeßen. (SS 142 , 140 KGB .) berechtigt bin , eine Liqui:
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dation alſo gar nicht ſtattfinden kann . “) X be find maßgebend die SS 2359, 2361 , und danach

mängelt die Richtigkeit dieſes Urteils , weil es tat- kann es dem Sieger B den Erbſchein nur erteilen ,

fachliche wie rechtliche Frrtümer enthalte und nur wenn es deffen Erbrecht für feſtgeſtellt erachtet und

durch Verſchulden ſeines Anwalts rechtskräftig ge: den früher erteilten Erbſchein nur einziehen , wenn

worden ſei. Oder um noch einen dem eingangs ſich deſſen Unrichtigkeit ergibt. Hier aber erſieht

erwähnten ähnlichen Fall anzuführen : Geſeßlich das Nachlaßgericht aus dem Verſäumnisurteil nicht

Erben des A find geworden ich und mein Bruder ; nur nicht die Unrichtigkeit des erteilten Erbſcheins,

dieſer verweigert mir jede Anteilnahme am Nachlaß ſondern es erſieht umgekehrt aus den Prozeßakten

unter Berufung auf ein Teſtament, in dem A ihn deſſen Richtigkeit, d. h. , daß der Erblaſſer zu

zum Alleinerben eingeſegt habe. Nun wird mein rechnungsfähig, das Teſtament alſo gültig iſt und

Bruder auf meine Klage rechtskräftig verurteilt , dem Sieger B danach kein Erbrecht zuſteht. Un

die Nichtigkeit des Teſtaments und mein geſekliches möglich kann das Nachlaßgericht verpflichtet ſein,

Miterbrecht anzuerkennen ; darauf beantrage ich ein unrichtiges Zeugnis in die Welt zu ſeßen ,

beim Nachlaßgericht die Auseinanderſeßung und in nur weil – entſprechend dem Verhandlungegrund

dieſem Verfahren beſtreitet mein Bruder wiederum ſaße des Prozeßrechts – ein der wahren Sachlage

mein Miterbenrecht . Auch in dieſen beiden Fällen widerſprechendes Urteil vorliegt !

erhebt ſich die oben geſtellte Frage. Ein ähnlich liegender Faŭ iſt folgender: A iſt

Die Frage nach der Einwirkung des Prozeß- am 1. Mai abends um 11 "); Ühr geſtorben mit

urteils auf die Entſcheidungen des Gerichte der Hinterlaſſung eines Teſtaments, durch das er den

freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt vielfach erörtert *) X zum Erben beruft ; nun iſt der Erbe X gleich

und ſoll hier nicht in ihrer ganzen Bedeutung, falls am 1. Mai geſtorben , und zwar laut ſtandes

ſondern nur für Falle der oben beſprochenen Art amtlicher Anzeige ſeines Sohnes um 113/4 Uhr,

erörtert werden. Behufs Abgrenzung dieſer von ſo daß er alſo den Erbfall erlebt und danach die

den anderen in dieſer Frage in Betracht kommenden Erbſchaft auf ſeinen Sohn, als ſeinen geſeßlichen

Fällen ſeien hier folgende Fälle — rein gegenſäglich Erben , übertragen hat (8 1923 Abſ.1 ). Ein Vetter

erwähnt : des A, der ſein geſeglicher Erbe ſein würde, be

A beantragt als Teſtamentserbe für ſich den hauptet nun, daß der eingeſeßte Erbe X bereits

Erbſchein ; der hiervon unterrichtete B widerſpricht vor 11°/2 Uhr geſtorben ſei und daß X ſonach

dem vor dem Nachlaßgericht mit der Behauptung, den Erbfall nicht mehr erlebt hat und die Erb:

der Erblaſſer ſei geiſtestrank geweſen ; die vom Nach ſchaft daher ihm – dem geſeßlichen Erben — zu3

laßgericht angeordnete Beweiðaufnahme (vgl. DLG. gefallen ſei ; er fann indes den Erbſchein nicht

Jena in RJU. 1 , 177) ergibt aber die völlige Zu- erlangen , da er hierzu den Zeitpunkt des Todes

rechnungsfähigkeit des Erblaſſers, und das Nachlaß= durch eine öffentliche Urkunde, alſo durch die Sterbe:

gericht erteilt daher dem A den Erbſchein . B be urkunde nachweiſen muß ; dieſe ſteht aber ſeinem

ruhigt ſich hierbei nicht, ſondern klagt gemäß § 2362 Erbrecht entgegen . Der Vetter erhebt daher Klage

gegen A mit dem Antrag auf Verurteilung des gegen X , in der er auf Grund des Sachverhalts

A , das Alleinerbrecht des B anzuerkennen , den - alſo weil im Standesregiſter die Todeszeit
Nachlaß herauszugeben und über deſſen Verbleib unrichtig angegeben ſeiunrichtig angegeben ſei – die Verurteilung des

Rechnung zu legen , auch den Erbſchein an das X beantragt, das alleinige Erbrecht des Vetters

Nachlaßgericht abzuliefern ; der Beklagte A wider anzuerkennen und ihm den Nachlaß herauszugeben .

ſpricht dem , und die vom Prozeßgericht angeordnete Es ergeht gegen X ein rechtskräftiges Verſäumnis

Beweisaufnahme ergibt wiederum die völlige Zu- urteil, in dem feſtgeſtellt wird, daß die Angabe

rechnungsfähigkeit des Erblaſſers , alſo daß der der Klageſchrift über die Todesſtunde als zuge

erteilte Erbſchein richtig iſt. Nun wird aber der ſtanden angeſehen werde . Dieſes Urteil legt der

Beklagte A im Lauf des Rechtsſtreits flüchtig; ſein Vetter dem Amtsgericht vor , damit dieſes im Ver

Anwalt tritt nicht mehr für ihn auf und es ergeht fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit gemäß § 66

gegen ihn ein rechtskräftiges Verſäumnisurteil nach PerſSto . die Berichtigung der Todesſtunde in

dem oben wiedergegebenen Antrage des Klägers B ; Standesregiſter anordne. Iſt das Amtsgericht nun

dieſem gelingt es auch, aus der zurücgelaffenen an dieſe rechtskräftige Feſtſtellung gebunden, jo

Habe des A den Erbſchein wegzunehmen und ihn daß es alſo die Berichtigung anordnen muß ?

dem Nachlaßgericht abzuliefern . Jeşt beantragt ! Keineswegs. Das Amtsgericht, bas im Verfahren

der Sieger B , das Nachlaßgericht folle den Erb- der freiwilligen Gerichtsbarkeit über die Berich

ſchein vernichten und dem B einen neuen erteilen . tigung des Standesregiſters zu entſcheiden hat (8 66

Dieſen Antrag muß das Nachlaßgericht unter allen PerjŠtc .), hat nach § 12 FOG. den wahren Sach

Umſtänden ablehnen : denn für ſeine Entſchließung verhalt ſelbſtändig feſtzuſtellen und iſt an ein Urteil

des Prozeßgerichts nicht ſchlechthin gebunden . Denn
1) Staub, Anm . 9 zu § 145 HOB .

die Wirkung der Rechtskraft beſtimmt ſich nur nach
“) Kuttner in der Feſtgabe für Gierke und für

Martiß , ſowie in Jherings Jahrb . 59, 393 ; Inger in
den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung, und dieſer

33P .41, 194; Joſefin KGVI. 11, 120 und in Jherings Grundſak gilt nichtbloßfür die Parteien, ſondern

Jahrb. 61, 197 ſowie in 33P . 43, 365 , auch für die Behörden jeder Art .
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Oder endlich : Ein Aktionär hat in der General- der angeblich in ſeinem Firmenrecht Verlegte nur

verſammlung gegen den Verſammlungsbeſchluß. Anregung :) zur Ermittelung des Sachverhalts

weil er auf Verlegung des Geſekes beruhe, Wider: bietet. Aber wie das Verfahren abzulehnen iſt.

ſpruch erhoben und dieſen durch Klage verfolgt wenn der angeblich Verleşte in die Fortführung

($ 271 HGB .); die Klage iſt aber abgewieſen wor- der Firma gewilligt hat, ſo iſt es auch abzu:

den , weil das Prozeßgericht die behauptete Geleges= lehnen , wenn dieſe ſeine Einwilligung durch Ur:

verlegung nicht als vorliegend anjah . Nunmehrbe: teil erſeßt iſt. Dient ſonach das Urteil zum Er:

antragt der Vorſtand die Eintragung des Beſchluſſes; laß der Einwilligung, ſo iſt es wie eine wirklich

iſt jene Anſicht des Prozeßgerichts für das Regiſter- vorhandene Einwilligung zu behandeln, folglich für

gericht bindend ? Keineswegs. Die Dentſchrift zu das Regiſtergericht bindend. Das gleiche gilt

8 16 HOB. führt hierüber aus : „ Nicht angängig von allen rechtsgeſtaltenden Urteilen : das

iſt es, einer Entſcheidung des Prozeßgerichts, die Urteil, durch das einem Geſellſchafter die Geſchäfts

einen Widerſpruch für unbegründet erklärt, bindende führung entzogen oder die Geſellſchaft aufgelöſt

Wirkung gegenüber dem Regiſtergerichtzu verleihen ; wird (S$ 117, 133 HOB.) , dient dem Ergebnis

ſonſt würden es die Parteien , da ihre Behaup: nach nur als Erſaß der Willenserklärung, durch

tungen und Erklärungen für den Ausgang des die der Unterlegene den Zuſtand freiwillig hätte

Zivilprozeſſes maßgebend ſind, in der Hand haben, herbeiführen ſollen , der jegt durch Urteil geſchaffen

unzuläſſige Eintragungen durch ihr beiderſeitiges wird. Dies Urteil iſt alſo im Verhältnis der

Einverſtändnis herbeizuführen. Es kann in dieſer Parteien bindend ganzwie ein Vertrag , folglich

Beziehung bei dem tatſächlichen Einfluß bewenden , auch für das Verfahren der freiwilligen Gerichts

den eine Prozeßentſcheidung für den Regiſterrichter barkeit, in dem die Rechtslage der Beteiligten ge

hat . " regelt werden ſoll; d. h . alſo : in dieſem Verfahren

Ganz anders als die eben gedachten Fälle iſt die Entſcheidung dem urteilsmäßigen Rechts:

der Erteilung des Erbſcheins, der Anordnung zuſtand anzupaſſen ; ein dieſem widerſprechendes

der Standesregiſterberichtigung ſowie der Ein- | Verhalten iſt als eine Rechtswidrigkeit gegen den

tragung von Verſammlungsbeſchlüſſen liegen aber Gegenbeteiligten unberückſichtigt zu laſſen .*)

die eingangs beſprochenen Fälle. Während das Aus Erwägungen dieſer Art iſt auch die ein:

Gericht bei Erteilung des Erbſcheins, bei Eintra- gang8 erwähnte, von Ermel aufgeworfene Frage

gungen in öffentliche Regiſter ein Zeugnis zum zu entſcheiden : Wenn der zur Auseinanderſeßung

öffentlichen Glauben auszuſtellen oder beweiskräftig verurteilte Erbe im Auseinanderſeßungsverfahren

den Regiſterinhalt herzuſtellen, danach Tatſachen wiederum die Auseinanderſeßung verweigert, ſo hat

zu ermitteln und ihre Rechtswirkſamkeit zu unter: das Nachlaßgericht dieſe Weigerung unberückſichtigt

ſuchen hat , hat es , wenn es um die Ausein : zu laſſen und den Teilungsplan (8 93 FGG. )

anderſeßung der Miterben , um Beſtellung von aufzuſtellen, alſo z . B. dahin, daß der für die.

Liquidatoren, um Anordnung der Geſchäftsbücher- Erben hinterlegte Betrag zu gleichen Teilen dem

vorlegung angegangen wird, nur die Rechtslage Antragſteller und ſeinem Gegner zuzuweiſen iſt.

der Beteiligten zu regeln . Bei der hiernach er:Bei der hiernach er Verweigert dieſer die Unterſchrift des Protokolls,

forderlichen Ermittelung der gegenwärtigen Rechts: ſo klagt der Antragſteller gegen ihn nur auf Voll:

lage kommt aber in Betracht, daß das Urteilnach ziehung des Protokolls, alſo auf Einwilligung in die

$ 322 3PO. unter den Parteien Rechtskraft ſchafft, den geſeßlichen Vorſchriften entſprechende Teilungdes

daß folglich ſich jedes dem Urteil widerſprechende vorhandenen Nachlaſſes . Aber die Verpflichtung zur

Verhalten des Unterlegenen als eine von ihm gegen Auseinanderſeßung ſelbſt, das Miterbenrecht des

den anderen verübte Rechtswidrigkeit darſtellt. Antragſtellers u. dgl. muß das Nachlaßgericht als

der die Rechtsordnung unter allen Umſtänden die unſtreitig behandeln. Vgl. Joſef in Gruchote Beitr.

Anerkennung verſagen muß. Folglich muß das 49 ,49 , 32 ff.

Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wenn es Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach:

um die Auseinanderſeßung oder um die Entſchei- Wo das Verfahren der freiwilligen Gerichts

dung der in § 145 FGG. bezeichneten Streitig barkeit nur dahin zielt, die Rechtslage der Be:

keiten angegangen wird, ſeine Entſcheidung dem teiligten auf der Grundlage ihrer Erklärungen zu

rechtskräftig feſtgeſtellten Rechtszuſtand anpaſſen regeln ( jo bei der Auseinanderſeßung und bei

und einem dieſem widerſprechenden Verhalten der Streitigkeiten der in § 145 FOG.bezeichneten Art) ,

Beteiligten die Berückſichtigung verſagen . muß das Gericht zunächſt die gegenwärtige Rechts:

Etwas anders liegt folgender Fall: Der Käufer lage ermitteln . Iſt dieſe durch Urteil geregelt,

hat gegen den Verkäufer ein Urteil erſtritten, wo : ſo ſtellt ſich jedes dem Urteil widerſprechende Ver:

nach er zur Fortführung der Firma berechtigt iſt; halten des Unterlegenen nach § 322 3PO. als eine

dennoch beantragt der Verkäufer gegen ihn das von ihm gegen den anderen verübte Rechtswidrig:

Ordnungsſtrafverfahren wegen Firmenmißbrauchs. feit dar , der die Rechtsordnung, ſonach auch das

Dies Verfahren iſt (im Gegenſatz zu den eben be

ſprochenen Fällen des § 145 FGG .) kein Antrags 8) Vgl . Joſef, FOG. , 2. Aufl. Anm . 1 zu § 132.

verfahren , ſondern ein Amtsverfahren, bei dem “) Vgl . Joſef in HoldhMSchr. 22, 187–189.!
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Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Aner- | $ 264 a. In dem Berichte der 7. Kommiſſion (vgl.

kennung zu verſagen hat. Dasgleiche gilt, wenn
Verh. des Reichstags XII. Leg. Per. II . Seſſion, An

durch das Urteil eine Willenserklärung, insbe
lagen zu den ſtenographiſchen Berichten Nr. 341-405

ſondere eine Einwilligung (z . B. zu einem be
S. 2096) heißt es (bezüglich des § 264 a) :

ſtimmten Verhalten des Unterlegenen oder zur
„Im Verfolg eines bereits in der Kommiſſion

Fortführung der Firma) ecſegt iſt, da das Urteil
gestellten Antrages ſchlug die Unter

tommiſſion vor, die aus Not begangenen kleineren
hier die Wirkung einer rechtsgeſchäftlichen Er

Betrügereien von den ſchweren Strafen des Bes
klärung hat.

truge, namentlich des Rüdfallbetrugs auszunehmen

und nur auf Antrag zu verfolgen. Sie hat daher

dem die kleinen Notdiebſtähle privilegierenden

Stleine Mitteilungen.
§ 248 a des Regierungsentwurfes, auf deſſen An

nahme zu rechnen ſei, einen die kleinen Notbes

Zu $ 264 a StGB. Fallen unter 8 264 a
trügereien betreffenden 8 264 a nachgebildet ".

StGB nur törperliche (bewegliche) Saden Darnach kann nicht der mindeſte Zweifel obwalten,

oder aus ionſtigeVermö
gensvorteile, z. B. daß man mit dem 264a alle kleineren Betrügereien

Nachtquartier, Bahnfahrt u. dgl. ? So ( aus Not) bevorzugen wollte, ohne Unterſchied des

weit ich die Rechtſprechung überbliden kann, iſt dieſe Gegenſtandes. Die Faſſung des § 264 a wurde dann

Frage bisher oberrichterlich nicht entſchieden . Für verſehentlich nicht erſchöpfend, weil man eben den

die engere Auslegung, (baß nur törperliche Saden $ 264 a dem § 248 a nachbildete und dabei übers

als Gegenſtand des § 264 a StGB. in Betracht ſah, daß im Gegenſaße zum Diebſtahl und der Unter

kommen ), haben ſich ausgeſprochen : Frank, Momm. f. ſchlagung Gegenſtand des Betrugs auch ein anderes

St. und im Nachtrag zum Strafgeſetbuche 8 264 a Vermögensſtück ſein kann , als eine körperliche Sache.

Anm. II S. 13 , (anders in der fürzlich erſchienenen II . Ausdrud 8weife des Strafgeſeßbuchs:

11.–14. Auflage – Anm. des Herausgebers) und ans In erſter Linie gilt allerdings der Grundſaß, daß

deinend auch Dishauſen S. 1121 oben . bei Auslegung eines Geſetes vor allem deſien Aus

Nun ſpricht allerdings anſcheinend der Worts drudsweiſe im Auge behalten werden muß. Man

laut des § 264 a für dieſe engere Auslegung. M. E. darf nicht den Ausdruck eines Geſeßeß nach dem Sinne

muß man aber als Gegenſtand des 8 264 a jämtliche Vers del gleichen Ausdruckes eines anderen Seſebes aus

mögensvorteile aller Art gelten laſſen , wenn man den legen . Es wäre deshalb auch an ſich nicht zuläſſig,

Zwed und die Entſtehungsgeſchichte des & 264 a bes ohne weiteres einen Ausdruck des Strafgeſeßbuches

rückſichtigt. Dieſer Auslegung ſteht auch keineswegs im Sinne des gleichen Ausdrucke des Bürgerlichen

die Ausbrud &weiſe des § 264 a entgegen . Geſeßbuches auszulegen. Allein dieſer Grundlaß ers

I. 3wed und Entſtehungsgeſchichte des leidet hier um deswillen eine Ausnahme, weil die No

$ 264a : Die Schaffung des § 248 a , wie auch des belle zum Strafgeſetbuche fich ſelbſt nicht mehr an

$ 264 a iſt dem Beſtreben entſprungen, bei geringfügigen die Ausdrucksweiſe des Strafgeſeßbuches gehalten hat,

und aus Not begangenen Vermögensdelikten, beſon- ſondern unter deren Nichtberückſichtigung den Ausdruck

ders dann, wenn Rüdfall in Frage kommt, eine viel „ Gegenſtand" gebraucht, obwohl dieſer dem Strafgeſek

mildere Beurteilung und geringere Beſtrafung ein- buche (ſoweit Vermögensdelitte in Betracht kommen)

treten zu laſſen , als dies vor der Strafgefeßnovelle vollſtändig fremd iſt. Weder der $ 242 ( Diebſtahl),

möglich war (vgl. Verh . des Reichstages XII. Legig : noch der $ 246 (Unterſchlagung) kennt den Begriff

laturperiode I. Seſſion Band 253, Anlagen zu den „ Gegenſtand“, beide Paragraphen kennen nur den

ſtenographiſchen Berichten Nr. 1120-1285 S. 7679, Ausdrud (fremde) bewegliche Sache“. Dagegen ſpricht

wojelbſt die Begründung für den Notdiebſtahl und auch nicht der Umſtand, daß in § 243 Nr. 1 der Aus

die Notunterſchlagung abgedrudt iſt). Dabei muß der drud „ Gegenſtand" vorkommt, denn dort handelt es ſich

wahre Wille des Geſebgebers erforſcht werden. Daß nicht um einen beſtimmten allgemeinen Begriff hinſicht

nun dieſer Wille dahin gegangen iſt, aud andere Ver- lich des Diebſtahls, ſondern um ganz beſtimmt bezeichnete

mögensvorteile außer den förperlichen beweglichen Gegenſtände, nämlich Gegenſtände, welche dem Gottes

Sachen zu bevorzugen , ergibt ſchon die einfache Logit. dienſte geweiht ſind. Wie ſoll nun der Begriff „Gegen

Denn es wäre doch unverſtändlich, warum ein Nots ſtand“ ausgelegt werden, da er der Ausdrucksweiſe

betrug hinſichtlich eines Geldbetrages von 1–2 M des Strafgeſeßbuchs (hinſichtlich der Vermögensdelikte)

bevorzugt werden wollte, während ein Notbetrug eines völlig fremd iſt ?

armen Handwerksburſchen hinſichtlich eines Nacht- Iſt dies an der Hand des Strafgeſeßbuches nun

quartiers im Werte von 20 oder 30 Pfg. von dieſem nicht möglich, ſo kann ich tein Hindernis ſehen, daß

Vorzug ausgeſchloſſen ſein ſollte. der Ausdruck ausgelegt wird im Sinne des Bürger

Aber auch aus der Entſtehungsgeſchichte des lichen Geſeßbuches, beſonders wenn man berückſichtigt,

§ 264 a ergibt ſich der wahre Wille des Geſeßgehers. daß dieſes zur Zeit der Strafgeſeßnovelle ſchon un

Dieſer Paragraph war nämlich in der Regierungs- gefähr 12 Jahre lang galt .

vorlage überhaupt nicht vorgeſehen (vgl. Verhandlgn. Dann aber iſt es unbedenklich, unter den $ 264 a

des Reichstags XII . Leg.:Per. I. Seſſion BD. 253, An- StGB. ſämtliche Vermögensgegenſtände zu bringen .

lagen zu den ſtenographiſchen Berichten Nr. 1120 bis Es beſtimmt nämlich § 90 BGB.: Sachen im

1285 S. 7672 ff.). Der Notbetrugsparagraph wurde Sinne des Seſebes ſind nur körperliche Gegenſtände.

vielmehr erſt von der Unterkommiſſion der Reichstags- Da aber die Strafgeſebnovelle den Ausdruck , Sache"

kommiſſion geſchaffen , und zwar wurde der § 264 a nicht mehr beibehalten hat ( 1. SS 248 a , 264 a StGB.),

einfach dem § 248 a nach gebildet. Gerade dieſe da ſie ferner den Ausdruck „ körperliche“ Gegen

„Nachbildung" iſt weſentlich für die Auslegung des ſtände nicht aufgenommen hat, ſondern nur den Aus
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druck „ Gegenſtände“ ohne jeden Beiſap gewählt hat,

ſo ergibt ſich, daß der Ausdrud „ Gegenſtand “ nicht

gleichbedeutend ſein kann mit ,, körperlicher“ Gegenſtand

oder „ Sache“ .

Nun enthält das Bürgerliche Geſeßbuch keine

Begriffsbeſtimmung für denGegenſtand". Aus den

verſchiedenen Vorſchriften aber, in denen der „Gegen

ſtand" genannt wird, ergibt ſich jedenfalls ſoviel, daß

fein Begriff weiter geht als der der Sache. Nach der

Rechtſprechung des Reichsgerichtes gehört dazu alles,

was Beſtandteil des Vermögens einer Perſon ſein

fann, alſo außer den Sachen- und Vermögendrechten

ſogar tatſächliche Verhältniſſe, ſofern ſie einen Ver

mögenswert haben ( 1. RORKomm. 8 90 Anm. 3 ;

Staudinger (7./8.) BD. I S. 336 Anm. 4) . Der Aus

drud Gegenſtand " umfaßt (törperliche) Sachen und

andere (unförperliche) wirtſchaftliche Güter (1. Fiſchers

Henle ( 9) $ 90 Anm. 3).

Nach dem Ausgeführten dürfte es zuläſſig ſein,

den § 264 a StGB. auch dann anzuwenden, wenn

nicht körperliche Sachen, ſondern Vermögensvorteile

irgendwelcher Art, z. B. ein Nachtquartier oder freie

Bahnfahrt, das Objekt des Notbetrugs bilden.

Landgerichtsrat Hagen in Kempten .

aller Sachen haben wollte, die überhaupt geſtohlen

oder unterſchlagen werden können, ſoferne fie nur

geringwertig ſind und die Tat aus Not begangen iſt,

jo heißt das mit anderen Worten, der Regierungs

entwurf wollte eine Milderung hinſichtlich aller

Diebſtähle und Unterſchlagungen beim Vorliegen eines

geringen Wertes und von Not. Dann iſt es aber

doch naheliegend, auch den § 264 a in der Weiſe aus

zulegen, daß unter ihn alle Betrügereien fallen,
wenn Not und Geringwertigteit gegeben ſind. Dabei

kommt noch folgendes in Betracht: Bei den Verbands
lungen über 8 264 a wurde nie von irgend jemand

davon etwas geſprochen , daß als Gegenſtand des

Notbetruga im Gegenſaße zum Notdiebſtahl und
zur Notunterſchlagung - nur Sachen in Betracht

tommen ſollten . Es wurde weder geſagt, daß unter

§ 264 a nur Sachen fallen ſollten, noch wurde davon

geſprochen, daß andere Gegenſtände als Sachen nicht

unter § 264 a fallen ſollten. Man hat hierüber eben

überhaupt nicht verhandelt, und zwar offenſichtlich

deshalb, weil überſehen worden iſt, daß Lbjekt

eines Betruges auch andere Gegenſtände als Sachen

ſein tönnen. Und wenn man die Begründung

ins Auge faßt, welche die Unterkommiſſion für die

Schaffung des § 264 a gegeben hat, ſo kann es keinem

Zweifel unterliegen , daß der 8 264 a nicht auf „ Saden "

beſchränkt werden ſollte. Denn dieſe Begründung ſpricht

weder von Sachen noch von Gegenſtänden, ſondern ſagt

ganz allgemein :

Im Verfolg eines bereits in der Kommiſſion

geſtellten Antrages .... ſchlug die Unter

tommiſſion vor , die aus Not begangenen flei

neren Betrügereien (!) von den idweren Strafen

des Betrugs .... auszunehmen. Sie hat

daher dem § 248 a .... einen die kleinen

Notbetrügereien (!) betreffenden $ 264 a nachgebildet.

Alſo die kleinen Notbetrügereien ganz allge :

mein wollte man durch § 264a bevorzugen und deshalb

hat man den § 264 a dem § 248 a nachgebildet. Und

dieſe Nachbildung iſt etwas „verunglückt“ , weil man

überſehen hat, daß durch Betrug auch andere Gegen

ſtände, als Sachen verſchafft werden können . Hätte

bei den Verhandlungen irgend jemand hierauf aufs

merkſam gemacht, ſo wäre auch unzweifelhaft der $ 264 a

ſo gefaßt oder doch ſo erklärt worden, daß unter ihn

alle kleineren Notbetrügereien zu fallen haben.

Nadſchrift. Unmittelbar vor Drudlegung dieſes

Aufſabes kommt mir eine Abhandlung des Herrn Geh .

Juſtizrates, Oberlandesgerichtsrates Dr. v. Feilitſch,

in der „LZ. “ 1914 S. 618 ff. zu Geſicht, die mich jedoch

nicht belebren lann . D. Feilitíd vertritt das Gegenteil

der hier dargelegten Auffaſſung.

Er ſtüßt ſich dabei zunächſt auf den Wortlaut,

Wortſinn und Sprachgebraud des Geſebes. Er macht

geltend : $ 248 a verſtehe unter Gegenſtänden nur för:

perliche Gegenſtände; $ 264 a habe aber die Begriffe

„ aus Not“ und .geringwertige Gegenſtände" kurzweg

aus § 248 a übernommen. Lebteres iſt richtig. Aber

ich habe ſchon oben ausgeführt, nicht bloß die No

velle, ſondern aus der Regierungsentwurf haben

auffallenderweiſe und ohne erſichtlichen Grund die

Ausdrucksweiſe „ fremde bewegliche Sachen " der 88 242

und 246 aufgegeben im § 248 a . Es muß doch aufs

fallen , daß § 248a auf einmal mit dem Ausdruck

„ Gegenſtände " daherkommt, während SS 242 und 246

nur den Ausdruck „bewegliche Sachen “ kennen . Es

haben demnach Regierungsentwurf und Novelle die

Ausdruckêweiſe des StGB. verlaſſen.

Weiter macht v . F. geltend : Der Regierungs

entwurf habe bei ſeinem § 218 a eine Milderung rück

ſichtlich aller Sachen gewollt, die überhaupt geſtohlen

oder unterſchlagen werden können, ſoferne ſie nur gering

wertig ſeien und die Tat aus Not begangen worden ſei ,

aber wohlgemerkt nur rüdſichtlich aller Sachen. Wenn

ſich nun die Reichstagskommiſſion den $ 248 a des Re

gierungsentwurfes zum Vorbild für $ 264 a genommen

habe, ſo bezeuge das nicht die Abſicht, den § 264 a

zu erweitern. Ich meine, dieſer Punkt ſpreche eigentlich

für meine Anſicht. Richtig iſt dabei ſoviel, daß ſich

$ 248 a nur auf Sachen bezieht. Aber warum ? Weil

er ſich aufetwas anderes überhaupt nicht beziehen kann .

Denn Rechte können weder geſtohlen noch unterſchlagen

werden . Ein Nachtquartier oder eine Bahnfreijahrt

kann man weder ſtehlen noch unterſchlagen. Gegenſtand

eines Diebſtahls oder einer Unterſchlagung kann eben

nur eine Sache ſein . Wenn deshalb der Regierungs

entwurf bei ſeinem $ 248 a eine Milderung rüdſichtlich

finderung des Bollzug & ungejeklider Strafen durch

richterliche Gutſcheidung. Dieſen Grundſaß hat nuns

mehr auch das Bayeriſche Oberſte Landesgericht in

einem Beſchluſſe vom 2. Mai 1914 in einem Fall an

erkannt, der den im Ifd . Jahrg. dieſer Zeitſchrift S. 96

vom I. Staatsanwalt Weber in Landshut mitgeteilten

Fällen gleichartig liegt . Der Sachverhalt iſt folgender :

Die Angeklagte (G. wurde am 24. Mai 1913 vom

Landgerichte D. wegen Beihilfe zur Urkundenfälſchung

zur Gefängnisſtrafe von 2 Monaten, wegen Betrugs

zur (Vefängnisſtrafe von 3 Wochen und nach $ 79 SIGB.

zur Geſamtitrafe von 2 Monaten und 15 Tagen Ge

fängnis verurteilt. Sie legte gegen das Urteil Reviſion

ein , beſchränkte dieſe aber in der Begründung auf die

Verurteilung wegen der Beihilfe zur Urkundenfälſchung,

Am 16. Oktober 1913 hob das Heichsgericht das Urteil

inſoweit und in bezug auf die Geſamtſtrafe auf und

verwies in dieſem Umfange die Sache an die erſte Jn
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ſtanz zurüd . Das Landgericht verurteilte die Ange | darüber ausgeſprochen, in welchem Umfang er die

klagte am 4. Dezember 1913 auf Grund des gleichen ausdehnende Auslegung des § 490 StPO. billige, wie

Sachverhalts nunmehr wegen Beihilfe zum verſuchten ſie in den angeführten Stellen dieſer Zeitſchrift ver

Betrug neuerdings zur Gefängnisſtrafe von zwei Mo- treten wurde. Allein es darf darauf hingewieſen werden ,

naten und bildete aus dieſer und der durch das Urteil daß er doch unzweideutig eine Abhilfe gegen die Voll

vom 24. Mai 1913 rechtskräftig zuerkannten dreis ſtreckung im Wege des § 490 StPO. in einem Falle

wöchigen Gefängnisſtrafe wiederum eine Geſamtſtrafe zugelaſſen hat, in dem die Umſtände, aus denen ſpäter

von zwei Monaten und 15 Tagen Gefängnis. Das die Unzuläſſigkeit der Vollſtredbarkeit abgeleitet

Urteil wurde mit dem Ablaufe des 11. Dezember 1913 wurde, ichon zur Zeit der maßgebenden Hauptvers

rechtskräftig. handlung vorlagen , nämlich der zweiten Hauptvers

Gegendie Zuläffigkeit der Vollſtreckung der ganzen handlung, in der (in objektiv unrichtiger Anwendung

Strafe entſtanden Bedenken, da nach dem Gnadens des § 79 StGB .) die Geſamtſtrafe gebildet wurde.

erlaſſe vom 5. November 1913 die wegen Betrugs ver- Der Senat hat auch darauf kein Gewicht gelegt, ob

hängte dreiwöchige Gefängnisſtrafe bereits erlaſſen etwa durch das ordentliche Rechtsmittel gegen die Ents

war, als ſie am 4. Dezember 1913 zur Bildung einer cheibung nicht bloß gegen die Bollſtrecbarleit, ſondern

Geſamtſtrafe herangezogen wurde . Das Landgericht vielmehr gegen den Ausſpruch der unzuläſſigen Ge

gab dem vom Staatsanwalt und dem Verteidiger der ſamtſtrafe hätte angekämpft werden können, d . 5. ob

Verurteilten geſtellten Antrage, die Vollſtreckung der nicht durch die Reviſion die Verlebung des § 79 StGB.

Geſamtſtrafe inſoweit für unzuläſſig zu erklären, als hätte geltend gemacht werden können, der eine früher

ſie die am 4. Dezember 1913 wegen Beihilfe zum Be- erkannte, aber erlaſſene Einzelſtrafe zur Bildung der

trugsverſuch erkannte Strafe von zwei Monaten Ges Geſamtſtrafe heranzuziehen verbietet. Vielmehr hebt

fängnis überſteige, nicht ſtatt. Auf die ſofortige Bes die Entſcheidung ausdrücklich hervor, es ſei ſelbſts

ichiderde des Staatsanwaltsſprach das Oberſte Landes: verſtändlich gleichgültig, zu welchem Zeitpunkte

gericht aus, daß die durch das Urteil des Landgerichts die Strafe ganz oder teilweiſe erlaſſen worden ſei.

vom 4.Dezember1913gegen dieG. erkannteStrafe Es iſt klar,daß dies ein Hinwegſeben überdieRechts
von zwei Monaten und 15 Tagen nur in der Höhe kraft des die Geſamtſtrafe ausſprechenden Urteils iſt;

von 2 Monaten Gefängnis vollſtredbar fei . denn dieſe würde an ſich verbieten, ein dem Gerichte

Der Strafſenat führt im weſentlichen aus : bei der Bildung der Geſamtſtrafe unterlaufenes Ver

Die Bildung der neuen Geſamtſtrafe im Urteile ſehen in der Vollſtreckungsinſtanz zu berüdſichtigen.

vom 4. Dezember 1913 war ſachlich unrichtig ; zwar Dadurch, daß der Beidluß der Vollſtreckungsbehörde

könne dieſem dem Strafurteil anhaftenden Mangel das Recht einräumt, eine rechtsträftige Strafe wegen

auf dem Wege des 8 490 StPO. an ſich nicht ab- eines Umſtandes, den ſchon das Gericht bei der Feſts

geholfen werden ; dagegen ſchaffe der $ 490 die Mög febung der Strafe hätte berückſichtigen ſollen , nichtſeßung

lichkeit der Abhilfe in bezug auf die Buläſſigkeit oder nicht vollſtändig zu vollſtreden, ſagt er wohl mehr,

der Vollſtreckung. als es auf den erſten Anblick den Anſchein bat.

Die Entſcheidung fährt dann fort : Rechtskundiger Hilfsarbeiter Cammerer im

,,Der Staatsanwalt wird bor Vollſtreckung des Staatsminiſterium der Juſtiz in München .

Strafurteils immer zu prüfen haben, ob nicht Um

ſtände eingetreten ſind, welche die Strafvollſtreckung Nadſchrift des Herausgeber 8 : Die Rechte

ausſchließen, z. B. Verjährung der Strafvollſtredung, anſchauung, die den von uns mitgeteilten , oben an

Bezahlung der Geldſtrafe und infolgedeſſen Unzuläſſig= geführten Entſcheidungen bayeriſcher Gerichte zu § 490

keit der Vollſtredung der hilfsweiſe an ihre Stelle ge STPO. zugrunde liegt, hat jeßt Eingang in die eben

tretenen Freiheitsſtrafe, Erlaß der Strafe durch einen erſchienene 14. Auflage des Löweſden Kommentars ge

Gnadenakt (Löwe Anm. 2a zu § 490 SIPD .); hinſicht funden , wo in Bem . 2 zu § 490 dieſe Entſcheidungen

des zuleßt genannten Grundes derAusſchließung der ohne Widerſpruch angeführt ſind. Wir freuen ung,

Strafvollſtredung iſt es ſelbſtverſtändlich gleichgültig, zu dieſer Rechtsentwidlung an unſerem Teil beigetragen

zu welchem Zeitpunkte die Strafe ganz oder teilweiſe zu haben, und hoffen , daß ſie durd den Löweden

erlaſſen worden iſt. Dieſem Prüfungsrecht und dieſer Kommentar in immer weitere Kreiſedringt.

Prüfungspflicht des Staatsanwalts ... entſpricht das

Recht des Verurteilten, Einwendungen gegen die Sus

läſſigkeit der Strafvollſtreckung zu erheben . Es iſt ein

ſelbſtverſtändlicher Grundlat des Strafprozeßrechts, Bit der Berweiſung &beſchluß de $ 697 3PD. nach

daß eine erlaſſene Strafe nicht vollſtreckt werden kann. $ 26 GKG. gebührenpflichtig ? Dieſe Frage wurde

Da die der G. zuerkannte Strafe von drei Wochen in einer von der BayBfR . 1913 S. 266 ff. gebrachten

Gefängnis erlaſſen iſt, iſt deren Vollſtreckung unzuläſſig; Abhandlung eine der brennendſten Streitfragen ge.

es mußte deshalb unter Aufhebung des angefochtenen nannt, die das GNG. gezeitigt habe. Auf Seite 213/14

Beſchluſſes ausgeſprochen werden, daß nur die Ge- des laufenden Jahrgangs der Seitſchrift iſt ein Bes

fängnisſtrafe von zwei Monaten vollſtreckt werden darf." ( chluß des I. ZS. des OLG. Bamberg vom 20. März

Die Entideidung entſpricht dem Antrage des Be- 1914 mitgeteilt, der ſich für Gebührenfreiheit des Vers

neralſtaatsanwalts, der in ſeiner Erklärung zur Bes weiſungsbeſchluſſes nach § 697 BPO. ausſpruch . In

ſchwerde des Staatsanwalts die neuere Praris, wonach einer Fußnote iſt bemerkt : Siehe die gegenteilige Ent

die Vollſtreckung ungeſeblicher Strafen im Wege des ſcheidung des DLG. Augsburg in Bay3iR . Jahrg.

$ 490 SPD . hintanzuhalten ſei (Bay SR. 1913 S. 206 , 1914 S. 175. Die gegenteilige Anſicht hatte auch noch

283, 296), als eine geſunde Rechtsfortbildung ein Beſchluß des II . SS. des DLG. Bamberg vom

bezeichnete, der aus formaliſtiſchen Gründen 14. Oktober 1913 vertreten .

entgegenzutreten nicht angebracht ſei . Der Soweit erſichtlich, gewinnt die Anſicht die Obers

Gerichtshof ſelbſt hat ſich allerdings nicht allgemein hand, daß der erwähnte Verweiſungsbeſchluß als nur
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prozeß- oder ſachleitende Verfügung gemäß § 47 Nr. 1 Po war es ohne weiteres ein Gebot der verkehrserforder:

GAS. nicht gebührenpflichtig ſei . lichen Sorgfalt, die Treppen auch die ganze Nacht hins

Der II. ZS. des DLG. Bamberg hat in einem durch zu beleuchten und ſo wenigſtens die Hinderniſie

Beſchluß vom 16. Juni 1914 die in ſeinem Beſchluß
augenfällig zu machen . (ürt . desVI. ZS. vom 2. April

1914, VI 128/14 ).
vom 14. Oktober 1913 vertretene Anſicht nicht mehr

aufrecht erhalten , ſondern hat ſich der im Beſchluß

des I. Senats vom 20. März 1914 dargelegten Ans
II.

Ficht angeſchloſſen, ſo daß jeßt wenigſtens in den beiden Die fiduziariſche Beräußerung eines Grundſtüds

Zivilſenaten des DLG. Bamberg Einhelligkeit in dieſer oder desÜnſpruchs auf Uuflanung des Grundſtüds in der

Frage herrſcht. Ausſchlaggebend war für den Beſchl. Abficht, dasGrundſtüd dem Zugriffe der Gläubiger zu

vom 16. Juni 1914 hauptſächlich die Erwägung, daß entziehen, iſt nicht aufGrund der 88134,138 BGB.wegen

durch die Novelle vom 1. Juni 1909, die den $ 697
Berſtoßes gegenein geſebliches Berbot oder gegen dieguten

Sittennichtig. tann aber als ein gegen die guten Sitten
SPO . in ſeiner ießigen Faſſung erſt ſchuf, das

verſtoßendes Geſchäft i. S. deo & 817 BGB. angeſehen
Mahnverfahren begünſtigt, nicht erſchwert und ver

werden ; tann der Beräußerer trop der Borſchrift in
teuert werden ſollte. - ch

§ 817 Sak 2 die Rädübertragung des Grundſtüds

fordern ? us den Gründen : Das DLG, nimmt

an : Durch den Verkauf des Grundſtüds und die darauf

hin vom Aläger herbeigeführte Auflaſſung des Grund

ſtüds an den Beflagten hätten beide Parteien gegen

Aus der Rechtſprechung. die guten Sitten verſtoßen . Es meint : dies ſei nicht

deshalb ausgeſchloſſen, weil ein frauduloſes " Medits:

Reichsgericht. geſchäft, wie es nach dem angegebenen Zwed vorläge,

nach den Beſtimmungen des Anfechtungso . anfechtbar

A. Zivilſachen. ſei ; allerdings ſeien derartige Rechtsgeſchäfte nicht

nichtig auf Grund des § 138 BGB.; einem an ſich gegen
I.

die guten Sitten verſtoßenden Rechtsgeſchäft werde

Gefährdung des Baudderlehre durch Geräte auf aberſein ſittenwidriger Charakter nicht dadurch ges

den Treppen. Als der Kläger zwiſchen 3 und 4 Uhr nommen, daß das Geſeß unter beſonderen Umſtänden

nachts in die Wohnung heimkehrte, kam er über eine nióýt die gewöhnliche Rechtsfolge daran knüpfe . Was

auf der Laufbahn der unbeleuchteten þaustreppe ge- die Reviſion hiergegen vorbringt, ſchlägt nicht durch.

legene Leiter zu Fall. Seine Schadensklage iſt von Dhne Grund behauptet fie , das no. habe in ſtändiger

den Vorgerichten abgewieſen worden. Die Meviſion Mechtſprechung daran feſtgehalten, daß ein nur anfecht

hatte Erfolg . baresMechtsgeſchäft nicht auch gegen die guten Sitten

Aus den Gründen : Ein Bauseigentümer, der verſtoßen könne. Das von ihr herangezogene Urteil

durch Vermieten von Wohnungen einen Verkehr in des II . ZS. ( Entſch. Bd . 56 Nr. 58) nimmt an, der Ums

ſeinem Hauſe eröffnet, muß die Zugänge, insbeſondere ſtand, daß der Ábtretungsvertrag gegen den § 241

die Treppen verkehrsſicher erhalten. Wird dieſer all- KO. verſtoßen habe, begründe nicht ſeine Nichtigkeit

gemeine Hausverkehr bei Hausausbeſſerungen durch ver- nach dem § 134 BGB ., und verneint die Frage, ob

ſtelltes Handwerksgerät für die Hausbeſucher beſonders das Abtretungsgeſchäft gegen die guten Sitten verſtoße

gefährdet, ſo hat ſich auch die Schußpflicht des Haus- und deshalb nach § 138 nichtig ſei. 3m Zuſammen :

eigentümers zu ſteigern . Seine eigene Sorgfaltspflicht | hang hiermit heißt es in dem Urteil allerdings auch:

erheiſcht es daher, ſolchen beſonderen Verkehrsgefähr- auszugehen ſei von der durch die Beſtimmungen der

dungen auch durch beſondere Vorkehrungen wirkſam KO. über die Anfechtbarkeit beſtätigten Auffaſſung

abzuhelfen. Dazu reicht es nicht aus, die Arbeiten des Gefeßgebers, daß ein Zuwiderhandeln gegen die

einem umſichtigen Handwerksmeiſter zu übertragen, Strafbeſtimmung des § 241 KO. nicht das in dieſer

dieſem einen Platz für die Geräte anzuweiſen und ihn Weiſe zuſtande gekommene Rechtsgeſchäft als gegen

im übrigen nach eigenem Ermeſſen ſchalten zu laſſen, die guten Sitten verſtoßend erſcheinen laſſe. Dabei

im Vertrauen darauf, daß der Hausverkehr ungefährdet iſt aber zu berüdlichtigen , daß hier nicht über einen

bleiben werde. Vielmehr gebot es die Sorgfaltspflicht Fall des § 241 AD. (Oläubigerbegünſtigung) ju

des Beklagten, aus ſich heraus und ohne daß ſich zu- urteilen iſt, außerdem iſt der wiedergegebene Saß nach

vor eine begründete Urſache, ein beſtimmter Anlaß dem Zuſammenhange nicht dahin zu verſtehen, daß

zum Einſchreiten herausſtellte, ſich darüber Gewißheit ein Zuwiderhandeln gegen den § 241 RO. unter feinen

zu verſchaffen, daß die tagsüber benußten Beitern nachts Umſtänden einen Verſtoß gegen die guten Sitten ent

auf den Treppen nicht verkehrsgefährdend liegen ge- halten könne. Beſtätigt wird anderſeits die Auffaſſung

laſſen würden . Wollte er nicht in eigener Perſon des DLO. durch die Ürteile des VI. und des VII . ZS.

abends die Treppen daraufhin anſehen, ſo hätte auch bei Gruchot Bd. 49 S. 331 und Entſch. Bd. 69 Nr. 33

ſchon eine beſtimmte ausdrüdliche Anweiſung an die auf S. 147. Jn ihnen iſt deutlich der Standpunft vertreten ,

þausmeiſterin oder eine ſonſtige zuverläſſige Perſon daß eine Nichtigfeit der zur Gläubigerbenachteiligung

ausgereicht, hierauf allabendlich zu achten , von et- vorgenommenen Rechtsgeſchäfte gemäß den SS 134, 138

waigen nicht beſeitigten Hinderniſſen Mitteilung zu BOB. auch dann abzulehnen ſei, wenn der Tatbeſtand

machen oder doch wenigſtensfür wirkſame Beleuchtung einen Verſtoß gegen ein Verbotsgeſet oder gegen die

der gefährlichen Stellen zu ſorgen . Es iſt aber nicht guten Sitten enthält. Insbeſondere ſagt das lektere

feſtgeſtellt, daß er der Hausmeiſterin, die nur mit der der beiden Urteile : , Da dem Geſeßgeber, der das BOB.

gewöhnlichen Reinigung der Treppen betraut war, und die ko. ſowie das Anjo , in ihrer jebigen Geſtalt

einen derartigen beſonderen Auftrag gegeben hat. zu gleicher Zeit hat in Kraft treten laſſen , nicht zus

Ohne dieſe Gewißheit aber hatte er mit der Möglich- getraut werden kann , daß er völlig überflüſſige Bes

keit zu rechnen , daß die Treppen nicht durchweg abends ſtimmungen hat treſſen wollen , ſo ſind die Borſchriften

hindernisfrei gehalten wurden, und zwar um ſo mehr, des BOB. einerſeits und der KO. und des Anjo .

wenn er vom Kläger furz vor dem Unfall auf die anderſeits in der Weiſe miteinander zu vereinigen , daß ,

mangelhafte Freihaltung der Treppen noch beſonders wenn die frauduloſen Geſchäfte des § 31 RO . und

hingewieſen worden ſein ſoll. Beſtand aber die Mög- des 8 31 Anjo . gegen die guten Sitten oder gegen

lichkeit, daß der nächtliche Hausverfehr durch liegen : geſeßliche Verbote verſtoßen ſollten, mit dieſem Mangel

gebliebenes yandwerksgerät gejährdet werden konnte, nach dem Willen des Geſetgebers in Ausnahme von
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denBeſtimmungen der $$ 134 und 138 BGB. nicht die räumt werden ſollen , das Grundſtüď bis zu dem be

Nichtigkeit, ſondern nur die Anfechtbarkeit jener Rechts- zeichneten Zeitpunkt, und zwar auchgegen den erklärten

geſchäfte verknüpft ſein ſoll.“ (Deutſch ! Der þeraus- Willen desKlägers, zu behalten. Der Zwed des Ver

geber). Für die Anwendbarkeit des § 817 BGB. tommt trageswar,das Grundſtüčvor dem Zugriff derGläubiger

es übrigens nicht darauf an, ob das Rechtsgeſchäft, des Klägers zu bewahren, und zwar allein in deſſen

in dem die Leiſtungbeſchloſſen iſt oder auf dem ſie Jntereſſe. Das weiſt nach den $$ 133, 157 BOB. auf

beruht, nach ſeinem ſich aus der Zuſammenfaſſung von eine Bertragsauslegung hin, nach der es lediglich vom

Znhalt , Zwed und Grund ergebenden Geſamtcharatter Ermeſſen des Klägers abhängen ſollte, zu beſtimmen,

(vgl .RGE. Bd . 75 Nr. 18 auf S. 74, Bd. 80Nr. 51 wann dieſer Sicherungszwed erreicht oder erledigt

auf S. 221) gegen die guten Sitten verſtößt, ſondern war und der Bellagte das Grundſtüď an ihn herauszu

nur darauf, ob der Zweď der Leiſtung in der Art be- gebenhatte. Die in den bezeichneten Urteilen des III .

ſtimmt iſt, daß der Empfänger durch die Annahme und und II. ZS . vertretene Rechtsanſicht aber iſt gerecht

- Sat2– der Leiſtende durch dieBeiſtung gegen die fertigt ; unbegründet iſt der vom DLG . angeregte

guten Sitten verſtößt. Dies hat das DiG . jedenfalls Zweifel, ob dabei der Begriff der Leiſtung nichtetwa

ohne Mechtsirrtum mit Müdſicht darauf angenommen , eine Einſchränkung erfährt, die ſich aus dem Gefeße

daß durch den Kaufvertrag und die Auflaſſung des felbſt nicht ergibt. Wienach dem $ 817 die Leiſtung

Grundſtücs an den Beklagten nach der Abſicht beider in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtehen tann,

Parteien das Grundſtück dem Zugriffe der Gläubiger ſo kann die Leiſtung auch durch eine mit bezug auf

des Klägers entzogen werden ſollte. Das DIG. fte vom Leiſtungsempfänger eingegangene Verbind

nimmt ferner an , daß der Kläger durch den Verkauf lichkeit gemindert ſein . Die Uebertragung des Eigen

des Grundſtüds und die Berbeiführung der Auflaſ- tumsan einem Grundſtüď oder die Üebernahmeder

ſung des Grundſtücs an den Beklagten gegen den Verpflichtung zu ſolcher Eigentumsübertragung iſt eine

§ 288 StGB. und derBeklagte durch den Kauf und die andere und mindere Leiſtung, wenn ſie mit der Ver

Entgegennahme der Auflaſſung gegen den § 288 in Bers pflichtung des Leiſtungsempfängers verbunden iſt, das

bindung mit dem § 49 StGB .,fomit beide gegen ein Eigentum wieder auf den Leiſtenden zu übertragen ,

geſebliches Berbot verſtoßen hätten. Auch die Angriffe, als wenn ſie ohne ſolche Verpflichtung erfolgt. Durchaus

die die Reviſion hiergegen richtet, ſind hinfällig. Allers zutreffend heißt es in dem Urteile des II. ZS.: „ Uus

dings erfordert der § 288 eine drohende Zwangsvoll- dem Inhalte des Geſchäfts iſt auch der Gegenſtand

ſtreckung. Dazu iſt jedoch teineswegs erforderlich, daß der in Vollzug des Geſchäfts bewirtten Leiſtung und

eine Zwangsvollſtredung ſchon begonnen hat ; es genügt damit der Umfang der Anwendbarkeit des § 817 zu

insbeſondere ſchon die Erhebung der Klage, wenn daraus beſtimmen . Danach hat aber (in dem dort beurteilten

auf eine Abſicht des Gläubigers geſchloſſen werden kann, Fall ) die Leiſtung des Klägers nicht in der Auflaſſung

auf Grund des zu erwirkenden ürteils mit Zwangs- chlechthin , ſondern nur in der vorübergehenden, einem

vollſtređung gegen den Schuldner vorzugehen (vgl. ießt nicht mehr vorhandenen Zwede dienenden

ROŠt. Bd . 2 Nr. 25, Bd . 20 Nr. 94) . Daß der Maurers Einräumung der Stellung eines Eigentümers be

meiſter T. am 3. Januar 1912 ' auf Zahlung von ſtanden. Wollte man dem Betlagten das Recht zu

24 036,10 M und die Firma A. am 6. Januar 1912 auf geſtehen, die Rüdgabe dauernd zu verweigern, ſo würde

Zahlung von 7504,11M Klage gegen den Kläger er- er in Wahrheit nicht nur das behalten, was er durch

hoben hatten , iſt feſtgeſtellt und nach der Behauptung das unſittliche Geſchäft erlangt hat, ſondern er würde

des Klägers ſind die betreffenden Rechtshandlungen einen weiteren in der Leiſtung des Klägers nicht be

gerade vorgenommen worden, um das Grundſtüd dem gründeten Vermögensvorteil hinzuerwerben .“ Darnach

Zugriffe ſeiner Gläubiger zu entziehen . Indem der beſteht auch hier das, was der Beklagte als emp

Áläger das von B. getaufte Grundſtüc an den Bes fangene Leiſtung gemäß dem 1. Saße des § 817 heraus

llagten weiterverkaufte und B. veranlaßte es unmittel- zugeben hätte, deſſen Rüdforderung aber gemäß dem

bar dem Beklagten aufzulaſſen , hat er, wenn nicht das 2. Saße des § 817 ausgeſchloſſen iſt, nicht in der Auf

Grundſtüc ſelbſt, ſo jedenfalls ſeinen Anſpruch anB. laſſung des Grundſtüds ſchlechthin , ſondern in dieſer

auf Uebertragung des Eigentums veräußert; das wird Auflaſſung verbunden mit der Verpflichtung zur Auf

namentlich nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Bes laſſung an den Kläger nach dem erörterten Inhalte

flagte das Grundſtück nur ſo lange behalten ſollte, als des fidugiariſchen Bertrages, ſo daß er das Grundſtück

die Gläubiger des Klägers noch darauf (als Befriedi- auf Grund des § 817 Saß 2 auch nur mit dieſer Ver

gungsmittel) Anſpruch machten . Dieſe Äbrede berührte pflichtung behalten kann. ( lirt. des V. 35. vom

nur das Berhältnis zwiſchenden Parteien, nicht da 25. Ápril 1914, V 564/1913) . E.

gegen die Wirkſamkeit der Auflaſſung an den Be

klagten, noch den Fortfall des bezeichneten Anſpruchs

des Klägers an B.
III.

Mit Recht aber rügt die Reviſion eine Verleßung Bezeichnung der Forderung bei der Hypothetbe:

des § 817BOB. in anderer Richtung. Nach der in ftellung, gehört dazu unter allen Ilmſtänden die Angabe
den Urteilen des III . und des IÍ . ZŠ . Entſch. Bd . 67 de Schuldners und desSchuldgrunded ? Wirkungen einer

Nr. 79 (auf S. 326) und JW. 1912 S. 862/3 unter 20 ungenügenden Bezeichnung; abſtrakte Verbindlichteiten
vertretenen Rechtsanſicht iſt als Leiſtung i.S. des § 817 genügen als Grundlage für eine øypothet. Aus den

nur der Bermögensvorteil anzuſehen, der beſtimmt war, gründen : Das OLG . hat ſich unter ħinweiſung auf

endgültig in das Vermögen des Empfängers überzus die S$ 1113, 1115 BOB. und auf die in der Literatur

gehen. Das DLG. glaubt, es brauche zu dieſer Anſicht undRechtſprechung zutage getretenen widerſprechenden
nicht Stellung zu nehmen, da der Kläger auch nach dem Meinungen für die ſtrengere Auffaſſung entſchieden und

Inhalt des vonihm behaupteten fiduziariſchen Ver- angenommen , daß die erwähnten Vorſchriften die genaue

trages die Auflaſſung des Grundſtückes an ihn vom Bezeichnung der Forderung nicht bloß vorſchrieben , ſon

Bellagten zurzeit nicht verlangen könne. Dies ins- dern daß dieſe genaue Bezeichnung für die Begründung

beſondere wird von der Reviſion mit Recht bekämpft. und Rechtswirkſamkeit der Hypothef ein ſo weſentliches
Allerdings hat der Kläger den Inhalt des fiduziariſchen und unerläßliches Erfordernis ſei, daß bei deren Mangel

Vertrages dahin angegeben, daß der Beklagte das die ganze Hypothet nichtig ſei. Zur genauen Bezeich

Grundſtück ſo lange behalten ſolle, als ſeine, des Klägers, nung der Forderung gehöre aber unbedingt die ge
Gläubiger noch Anſpruch darauf machten. Das DLG. naue Angabe des Schuldgrundes und des Schuldners,

vertennt jedoch Zweck und Sinn des Vertrages, indem woran es hier fehle . Beides hätte zwar nach § 1115 Abſ.1

es annimmt, hiermit habe dem Beklagten nicht nur BOB. nicht gerade im Grundbuch, wohl aber in der

eine Pflicht auferlegt, ſondern auch das Recht einge- Eintragungsbewilligung geſchehen müſſen , auf die dort

3414



302 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 14 u . 15.

verwieſen wird, aber auch fie laſſe in dieſer Beziehung nommen worden ſind, dazu in der Regel nichtausreichen .

im Stich. Die Lebensſtellung des Gläubigersund Dabei aber handelt es ſich eben nur um eine Megel, nicht

des Ausſtellers der Eintragungsbewilligung ſowie die um eine unverbrüchliche Norm , die keine Ausnahmen

zwiſchen beiden beſtehende Geſchäftsverbindung Um: duldet . Denn es läßt ſich ſehr wohl denken , daß eine

ſtände, worauf der Betlagte und der Nebenintervenient Forderung auch ohne Angabe des Schuldgrundes in

hingewieſen hatten – ließen feinen ſicheren Schluß auf anderer Weiſe, Q. B. durch beſtimmte Zeitangaben oder

den Schuldgrund und die Perſon des Schuldners zu. Tatſachen, ganz genau bezeichnet wird. Sodann aber

Sie könnten allenfalls in Betracht kommen, wenn es hat das Dio . die in der Eintragungsbewilligung ents

ſich um eine Höchſtbetragshypothet handelte, eine haltenen, zur Beſtimmung des Schuldgrundes und mittel

ſolche liege aber nach dem Jnhalt der Eintragung bar der Forderung von dem Beklagten herangezogenen

nicht vor. Deßteres iſt richtig ; von Rechtsirrtum be- Angaben nicht ausreichend gewürdigt. Wie nach alge :

einflußt ſind jedoch die Ausführungen, mit denen das meiner Annahme beim Mangel einer entgegenſtehen:

OLG.wegen der mangelhaften Bezeichnung des Schuld- den Angabe im Schuldbekenntnis deſſen Ausſteller als

grundes und des Schuldners die Nichtigkeit der Hypo- Schuldner anzuſehen iſt, ſo iſt es nicht bloß bei der Höchſt

thefeintragung angenommen hat. Un ſich iſt zwardie betragshypothet, ſondern auch bei einer gewöhnlichen

Ungenauigkeit nicht in Abredé zu ſtellen und es hätte Sicherungshypothel möglich , daß die Beteiligten und

daher die Eintragung bis zur Beſeitigung der Anſtände die Verkehrsanſchauung in einer Sicherungshypothel,

abgelehnt werden können. Daraus folgt jedoch nicht die ein Maurermeiſter“ einem Holzhändler für

ohne weiteres die Rechtsunwirtſamkeit der dennoch vor- 6000 M“ beſtellt, eben wegen des Mangels einer ander:

genommenen Eintragung . Das BGB. hat ſich bei der weitigen Bezeichnung des Schuldgrundes, eine øypothet

Regelung des Grundbuchrechtes im allgemeinen dem für Forderungen aus Baulieferungen und Baugeſchäjien

früheren preußiſchen Recht, den Grundbuchgeſeßen vom finden. Daß dieſer Schluß mein ficherer“ ſei, wie das

5. Mai 1872, angeſchloſſen . Eshatdamitübereinſtimmend DLG. verlangt, iſt durchaus nicht erforderlich, es würde

( SS 23, 19 ' Grundeigo ., § 43 OBO.) im § 1115 Abſ. 1 vielmehr, wenn der Verkehr zunächſt ( prima facie) von

BOB. die notwendigen, in das Grundbuch zu über- einer ſolchen Annahmeausgeht, dieſe Annahme genügen .

nehmenden Merkmale der Forderung bezeichnet und be- Denn ſteŰt ſich die Annahme nachträglich als unrichtig

züglichder hier in Rede ſtehendenMerkmale (Schuldner heraus, ſo läge eben eine unrichtige Angabe des Schulds

und Schuldgrund) das preußiſche Recht ſogar gemildert, grundes vor,die nach der oben erwähnten Mechtſprechung

indem es in dieſer Beziehung die Bezugnahme auf die niemals die Nichtigkeit derØypothel herbeiführen kann,

Eintragung &bewilligung geſtattet hat. Auch hat es dem ſondern nur die Beweislaſt verſchiebt. Wäre aber auch

im preußiſchen Recht nur ausnahmsweiſe zugelaſſenen wegen ungenügender Bezeichnung der Forderung die

abſtrakten Schuldverſprechen (KG. 39, 202) in den øypothef unwirtſam, ſo wäre die Eintragung doch nicht

$$ 780, 781 BOB. allgemeine Geltung verſchafft. Der nach ihrem Inhalt ſo offenſichtlich unzuläſſig, daß ſie

Berufungsrichter hätte daher vor allem auf die Rechts- nach § 54 Abſ.1 Saß 2 GBD. von Amts wegen gelöjdt

entwicelung und Rechtſprechung des früheren preu- werden könnte. Es wäre der Fall des erſten Sages des

Biſchen Rechts eingehen und auch prüfenmüſſen, ob die $ 54 a . a . D. gegeben, wornach das Grundbuchamt bei

keine genaue Angabe des Schuldgrundes enthaltende einer Unrichtigkeit des Grundbuchs, die es durch eine

Bewilligung nicht ein Schuldanerkenntnis i . S. des 8 781 Eintragung unter Verlegung gejeglicher Borſchriften

oder ein abſtraktes Verſprechen i. S. des § 780 BOB. herbeigeführt hat, von Amts wegen nur einen Wider:

enthielt. Daß eine Forderung vorhanden, war ſchon aus ſpruch eintragen darf. Die Löſchung könnte beim Mangel

der Bewilligung der Sicherungshypothefund den Worten einer Einwilligung des Berechtigten nur mit der Grunds

„ für 6000 M “ zu folgern (Urt. vom 17. Januar1912, buchberichtigungstlage des § 894 BOB., vielleicht auch

V 327/11, im ZBIFO . Bd. 13 S. 201 , in ZW . 1912 S. 351 (vgl. Güthe Anm .26 zu § 54 a. a .D.) unter Anwendung

Nr. 16 ). Das Anerkenntnis oder die Begründung einer des § 22 OBO. mit der von dem DLG. zugelaſſenen Reit:

ſelbſtändigen Zahlungsverpflichtung durch die Eintra- ſtellungstlage herbeigeführt werden . Gegenüber dieſen

gungsbewilligung aber hätte möglicherweiſe durch Aus- Klagen aber fann , was das DLG. zu Unrecht verneint

legung feſtgeſtelltwerden können (Johows Jahrb . Bd.31 hat (RO. 78, 375 , 377 ; 81,291) , der Beflagte die Einrede

BS. 13 BD. 26 A S.278 , Pland Anm.5 a zu § 1115 BOB.) . erheben, daß die Klägerin vertragsmäßig zur Einrius

Daß abſtrakte Verbindlichfeiten als Grundlage für eine mung der øypothet verpflichtet ſei. Dis zur Beſtellung

Hypothet genügen, iſt ſelbſtverſtändlich und 3. B. vom einer vollgültigen Hypothet mit dem früheren Mange

preußiſchen AG. ſtets angenommen worden (Johows fönnte er die Löſchung verweigern. ( Urt. des V. ZS .

Jahrb. Bd . 22 A S. 307, Bd . 26 A S. 139, Bd . 35 A vom 22. April 1914, V 495/13) . E.

S. 279/83). Im übrigen iſt, auch wenn man von der

abſtraften Verbindlichkeit abſieht, im früheren preus
IV.

Biſchen Recht die ungenaue, ja ſelbſt die unrichtige Bezeich

nung des Schuldgrundes oder des Schuldners niemals Berteilung der Pflichtteildlaſt zwiſchen dem Grber

als Nichtigkeitsgrund betrachtet worden . Der ſtändigen und dem Vermächtnisnehmer. Der Erblaſſer hat lekts

Rechtſprechung des Preußiſchen Obertribunals hat ſich in willig ſeine drei Enkel, die Kinder ſeiner Tochter, zu

dieſer Beziehung die ebenſo ſtändige Rechtſprechung des Erben eingeſeßt , der Tochter ſelbſt den lebenslänglichen

RG. angeſchloſſen (Entſch .45,176 ;GruchotsBeitr.Bd. 27 Nießbrauch an den Erbteilen ihrer Kinder zugewendet ,

S. 915, Bd . 31 S. 1048, Bd.31 S. 470 ; 3W . 1898 S. 36 ſeine Witwe, die Beflagte, aber mit dem lebenslange

Nr. 91 , S. 272 Nr. 42, 1902 S. 421 Nr. 14, 1903 S. 162 lichen ihr zu ſichernden Nießbrauch an einem Kapitale

Nr. 32) . Das DLG . meint gwar, es ſei ein Unter- von 30000 M bedacht, außerdem noch Einzelvermächt

ſchied zwiſchen einer unrichtigen und einer überhaupt niſſe von zuſammen 9300 M vergeben. Die Tochter

nicht vorhandenen Angabe des Schuldgrundes und des hat das ihr zugewendete Nießbrauchsvermächtnis auss

Schuldners. Es verwechjelt aber hierbei die Forderung, geſchlagen und den Pflichtteil beanſprucht, der ſich bei

die allerdings vorhanden und bezeichnet einem Nachlaßbeſtande von 63315.82 M auf 5. des

ſein muß,mit den einzelnen dieſer Bezeichnung dienen- Nachlaſſes gleich 23 741.40 M beläuft. Die flagende

den Merkmalen . Die Angabe des Schuldners und des Witwe bekennt, wegen des ihr ausgeſeßten Nießbrauchs

Schuldgrundes in der Eintragungsbewilligung hat nur rechtes an dem Kapital von 30 000 M durch Beſtellung

die Bedeutung der näheren Bezeichnung und Beſtimmung einer Øypothef von 20000 M geſichert worden zu ſein

( Identifizierung) der Forderung (Mot.zu S 1064 BO.NII Sie verlangt aber Sicherung auch bezüglich des Reit,

Š. 643 ), weil die anderen Merkmale der Forderung, betrags von 10000 M. Der Nachlaßverwalterbeſtreitet

die nach § 1115 BOB . in das Grundbuch übernommen den Klaganſpruch, da das Nießbrauchsvermächtnis der

werden müſſen und auch im vorliegenden Falle über- | Klägerin vermöge der Grundſäge über die Tragung

a .
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der Pflichtteilslaſt zur Auszahlung des Pflichtteils richtung des Vermächtniſſes hätte aufwenden müſſen .

der Tochter anteilig mit beizutragen habe und dem= In dieſem Sinne wird der $ 2321 auch vom BG. an

gemäß in Höhe des eingeklagten Betrags untergegangen gewendet. Es erachtet die Erben für verpflichtet, die

ſei. Das10.hat den Bellagten verurteilt, der Klägerin | Pflichtteilslaſt in Höhe des vollen Wertes des Ver

den Nießbrauch noch an einem Kapital von 7873 M mächtniſſes nach der Zeit des Erbfalls unter Berüd

zu beſtellen , und ihr dieſes Stapital zu fichern . Wegen fichtigung der Zwiſchenzinſen und Zinſeszinſen berechnet

des Mehrgeforderten iſt die Klage abgewieſen worden . zu tragen, weil ſie durch Ausſchlagung des ihnen zu

Das DLG. hat die Berufung des Beklagten zurüd- gunſten ihrer Mutter auferlegten Nießbrauchvermächt

gewieſen, dagegen auf Anſchlußberufung der Klägerin niſſes von dieſem Vermächtnis befreit worden ſind.

den Beklagten zur Nießbrauchsbeſtellung und Siches Da dieſer Wert den Betrag desPflichtteils überſteigt,

rung der Klägerin in der vollen Höhe von 10 000M müßten ſie alſo die Pflichtteilslaſt vollſtändig über

verurteilt. Die Reviſion blieb erfolglos. nehmen, ohne daß die mit einem anderen Vermächtnis

Gründe : Das BG. veranſchlagt den Wert des bedachte Klägerin zur Deckung der Pflichtteilslaſt mit

der Tochter des Erblaſſers zugewendeten und nach- herangezogen werden darf. Dementgegen vertritt die

mals von ihr ausgeſchlagenen Nießbrauchsvermächt- Reviſion den Standpunkt, daß als der von den Erben er

niſles für die Zeit des Erbfalls auf 26 103.60 M. Durch langte Vorteil nur der Unterſchied zwiſchen dem Betrage

die Auschlagung des Vermächtniſſes und die hierdurch des Pflichtteils und dem Werte des Nießbrauchsver

eingetretene Befreiungvon der Vermächtnisſchuld hätten mächtniſſes angeſehen werden könne. Die Reviſion geht

die Erben einen mit dem vollen Werte des Vermächt- davon aus, daß der Pflichtteilsanſpruch erſt nach Aus

niſſes einzuſtellenden Vorteil erlangt. Jn dieſer Höhe ſchlagung des Vermächtniſſes geltend gemacht werden

hätten ſie gemäß § 2321 BOB. die Pflichtteilslaſt ſelbſt fönne, daß danach die Ausſchlagung den Erben ſowohl

zu tragen , dader Pflichtteilsanſpruch ihrer Mutter Vorteil als Nachteil, nämlich den Vorteil der Befreiung

unſtreitig bloß 23 743.41 M beträgt, könnten ſie nicht von dem Vermächtnis und den Nachteil der Entſtehung

die Bermächtnisnehmer zur Tragung der Pflichtteils- des Pflichtteilsanſpruchs bringe, ſo daß als wirklicher

laſt mit heranziehen. Die Reviſion erblidt den in- Vorteil nur der Ueberſchuß des Vermächtniswertes

folge der Vermächtnisausſchlagung den Erben zuges über den Pflichtteil zu rechnen ſei. Dieſer Auffaſſung

floſſenen Vorteil nur in dem Unterſchied zwiſchendem kann nicht beigetreten werden. Der Pflichtteil ſteht

höheren Vermächtnis- und dem niedrigeren Pflicht- dem Pflichtteilsberechtigten ſchon vor der Ausſchlagung

teilsbetrage (2360.19 M), inſoweit liege den Erben des Vermächtniſſes zu. Die Ausſchlagung hat nur die

die Pflichtteilslaſt ſelbſt ob, wegen des Reſtbetrags des Bedeutung , daß der Vermächtnisbeſchwerte nunmehr

an ihre Mutter auszuzahlenden Pflichtteils (21383.22M) nicht den vollen Betrag des Vermächtniſſes an den

aber ſeien fie gemäß § 2318 BGB. berechtigt, auch Pflichtteilsberechtigten zu entrichten braucht, wie ihm

die Vermächtnisnehmer, darunter die Klägerin, ver- ſonſt obgelegen hätte. Sein Vorteil beſteht alſo in

hältnismäßig zur Tragung der Pflichtteilslaſt mit der vollen Höhe des Vermächtniswertes. Ķieran ändert

heranzuziehen. hier auch der Umſtand nichts, daß die Vermächtnis

Die Reviſion iſt nicht begründet. Nach § 2318 iſt beſchwerten zugleichdie Erben und als ſolchemit der

die Pflichtteilslaſt, wennſchon dem Pflichtteilsberech- Entrichtung des Pflichtteils belaſtet ſind. Dadurch,

tigten gegenüber allein der Erbe haftet, im Verhält- daß den Erben das Vermächtnis an ihre pflichtteils

nis nach innen von dem Erben und dem Vermächnis- berechtigte Mutter auferlegt iſt, iſt ihnen in Höhe des

nehmer (Auflageberechtigten ) verhältnismäßig zu tragen . Wertes des Vermächtniſſes die Pflichtteilslaſt zuges

Wer aus dem Nachlaß etwas erhält, ſoll nach Ver- wieſen und der anderen Vermächtnisnehmerin ,der Be

hältnis des Empfangenen zur Deđung der Pflicht- klagten, abgenommen . Es braucht deshalb nicht unter

teilslaſt beitragen. Dieſer Grundſatz wird aber ein- ſucht zu werden, ob nicht auch die Vorausſeßungen

geſchränkt durch die Vorſchriften der SS 2320 und 2321 . des § 2320 gegeben ſind und ſchon hiernach die Erben

Ģiernach hat in erſter Linie derjenige die Pflichtteils- die Pflichtteilslaſt allein zu tragen haben , weil ſie

laſt dem mit ihm verhafteten Erben abzunehmen, der nach der Anordnung des Erblaſſers den Erbteil an

an Stelle des Pflichtteilsberechtigten fraft geſeßlicher Stelle ihrer auf den Pflichtteil geſeßten Mutter er:

Erbfolge oder kraft Berfügungvon Lodes wegen deſſen halten. ( Urt. d . IV.ZS.vom 2. März 1914, IV 523/13).

Erbteil ganz oder teilweiſe erhält. Ebenſo hat er die

Pflichtteilslaſt, wenn der Pflichtteilsberechtigte ein ihm

zugewandtes Vermächtnis angenommen hat, gegenüber

dem mit dem Vermächtnis Beſchwerten in Höhe des Unabweudbarer Zufall. Aus den Gründen :

erlangten Vorteils, das iſt in Höhe des Vermächtnis- Die Friſt zurBegründung der Reviſion des Klägers

wertes zu tragen, den der Pflichtteilsberechtigte in- lief am 23. März 1914 ab. Am 7. März beantragte

folge Annahme des Vermächtniſſes ſich auf den Pflichte der Kläger Bewilligung des Armenrechts wegen der

teil anrechnen zu laſſen hat (8 2307 Ábſ. 1) . Soweit Gerichtskoſten, die durch Beſchluß vom 10. März er:

die Ausnahme des § 2320 nicht eingreift, bleibt die folgte. Durch Verſehen der Gerichtsſchreiberei des

Pflichtteilslaſt gemäß § 2318 dem Erben und Ver- Reichsgerichts wurde aber ein das Armenrecht ver

mächtnisnehmer (Auflageberechtigten ). Aber auch dieſer ſagender Beſchluß ſtatt des bewilligenden ausge
Grundſaß wird beſchränkt durch $ 2321. Wenn der fertigt und demProzeßbevollmächtigten des Klägers

Pflichtteilsberechtigte, um den Pflichtteil unverfürzt zugeſtellt unter Benußung des unrichtigen Vordrucks.

verlangen zu können , das ihm zugewandte Vermächt- Der Prozeß bevollmächtigte legte deshalb die Vertretung

nis ausſchlägt, ſoll die Pflichtteilslaſt im Verhältnis nieder, die Reviſion wurde innerhalb der Friſt nicht

der Erben und Vermächtnisnehmer zueinander in Höhe begründet . Nach Ablauf der Friſt erlangte der Kläger

des erlangten Vorteils dem obliegen , welchem die Aus- Kenntnis von dem Verſehen. Sein Wiedereinſeßungs

ſchlagung zuſtatten kommt. Der Pflichtteilsberechtigte antrag (§ 233 ZPO.) iſt gerechtfertigt. Die mit dem

braucht ſich die Verweiſung auf ein Vermächtnis nicht Verſehen des Gerichtsſchreibers zuſammenhängenden

gefallen zu laſſen. Er kann den Erben in voller Höhe Vorgänge liegen außerhalb des Einflußbereichs des

des Pflichtteils in Anſpruch nehmen , wenn er das Ver- Mlägers. Sie bilden für ihn einen unabwendbaren

mächtnis ausſchlägt. In dieſem Falle behält aber die Zufall. Dieſer Zufall hat auch die Wahrung der Friſt

Anordnung des Vermächtniſſes ihre Wirkung für die verhindert , er war für die Verſäumung urſächlich. Der

Verteilung der Pflichtteilslaſt, worüber der Erblaſſer Kläger hatte zwar für den Rechtszug der Neviſion

frei beſtimmen kann (§ 2324) . Der Vermächtnisbe- einen Prozeßbevollmächtigten ; nachdem er aber durch

ſchwerte muß in dieſem Falle zur Deckung der Pflicht- die unrichtige Beſchlußausfertigung in den Jrrtum

teilslaſt den Wertbetrag hergeben, den er zur Ents verſekt war, die Bewilligung des Armenrechts ſei ab

3356 n .
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gelehnt, war ihm nicht zuzumuten, die nach ſeiner chäftlichen und örtlichen Berhältniſſen Ausfertigung

Meinung vom Reichsgerichte wenn auch auf Grund und Zuſtellung des Beſchluſſes und Einreichung der

bloß vorläufiger Prüfung für ausſichtslos erklärte Berufungsſchrift noch am 25. Auguſt bewerkſtelligt

Reviſion auf ſeine Koſten, d. h . mit der Folge ſeiner werden konnten . Der IV .35. des RG. hat in IV 3 10
Berpflichtung zur Vorſchußleiſtung nach § 554 Ábf. 7 ausgeführt : „ Wäre das Armenrechtsgeſuch noch in

ZPO. zu begründen. ( Úrt. des III. ZS. vom 9. Juni dieſer Sißung vorgetragen worden, ſo hätte bei Be
1914 , III 90/14 ). widigung des Armenrechts dafür gerorgtwerden

3406 tönnen, daß noch an dieſem Tage Berujung

VI.
eingelegt wurde. Dies entſpricht auch der eigenen

gandhabung des Reichsgerichts. Standen im gegebenen

Wiedereinlegung in den vorigen Stand, unabwend: Falle einer ſolchen Fürſorge nicht beſonders dars

barer Zufall. Á us den Gründen : Unter dem „unab- zulegende Verhältniſſe entgegen , ſo war der Umſtand,

wendbaren Zufall“ des 8 233 3ÞO. verſteht die Rechtſpr. daßnicht auch das weiter Erforderliche rechtzeitig ge

des MG. „ ein Ereignis ,das unter den nach der Beſonder- chah , damit noch an dieſem Žage die Berufungsſchrift

heit des Falles zu berückſichtigenden Umſtänden auch bei Gericht eingehen konnte, nachdem einmal am

durch die äußerſte dieſen Umſtänden angemeſſene und 25. Auguſt das Ármenrecht bewilligt war, ein etwas ,

vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt weder abzus worauf der Aläger feinen Einfluß hatte. Es war für

wehren nochin ſeinen ſchädlichen Folgen zu vermeiden ihn ein unabwendbarer Zufall, der ihn verhinderte,

iſt “. RG. 77, 159 . Dieſe Sorgfalt muß die arme die Notfriſt einzuhalten . Ueber das Vorliegen ſolcher

Partei bei Anträgen auf Bewilligung des Armenrechts beſonderer Verhältniſſe wird ſich das BG. ſchlüſſig zu

zur Einlegung eines Rechtsmittels anwenden, um die machen und auszuſprechen haben. (Urt. des III. ZS .

Friſt zu wahren; ſie darf nicht das, was ſie zur Wahrung vom 15. Mai 1914, III 60/14) .

der Friſt zu tun hat, auf deren leßten Teil verſchieben.

JW.1909, 417 11 . Ein unabwendbarer Zufall liegt

vor, wenn die Verſpätung durch Umſtände herbei

geführt iſt, die außerhalb des Einflußbereichs der Par

teien liegen. Nicht aber, wenndie Verſäumnis ausſchließ
B. Strafſachen.

lich durch zu ſpätes Handeln der Partei oder ihres Ver- Lateinheit oder mehrheit bei gleichzeitigem Gt:

treters herbeigeführt iſt, namentlich wenn um das brauchmachen von mehreren gefälſchten Urkunden ? Liegt

Armenrecht für die vorzunehmende befriſtete Prozeßhand- in der betrügeriſchen Bewirtung einer Gutſchrift ftels

lung ſo ſpät nachgeſucht worden iſt, daß das Geſuch nach eine Bermögensbeſchädigung i. S. des 8 263 StGB .?

dem regelmäßigen Geſchäftsgange bei Gericht nichtmehr Aus den Ő ründen : verurteilt iſt der Angeklagte

rechtzeitig erledigt werden konnte. Ja, es iſt eine wegen ſechs Verbrechen der Privaturkundenjälſchung

ſo frühzeitige Einreichung in der Rechtſprechung des in rechtlichem Zuſammenhang mit drei Vergehen des

Senats verlangt worden, daß auch Störungen und vollendeten und einem Vergehen des verſuchten Not

Verzögerungen des Geſchäftsganges regelmäßig nicht betrugs. Muß ſchon eine ſolche Annahme auffallen ,

ſchädlich wirten können ( JW. 1901, 837). Die arme ſo ergibt ſich auch, daß der zum Tatbeſtand der lir:

Partei muß die nötige Zeit haben zur Ueberlegung, kundenfälſchung erforderliche Begriff des Gebrauch

ob das Rechtsmittel einzulegen ſei, fie muß dann aber machens verfannt iſt . Die gleich jeitige Uebergabe

jede Zögerung vermeiden. Anderſeits darf ſie damit mehrerer gefälſchter Urkunden an die Perſon, die ges

rechnen , daß das Geſuch mit der erforderlichen und täuſcht werden ſoll, bildet wie die ħingabe einer

durch den Geſchäftsgang geſtatteten Beſchleunigung derartigen Urkunde an dieſelbe Perſon nur eine

bearbeitet wird. Hätte danach das Geſuch noch recht- körperliche Handlung und, da das durch die Urkundens

zeitig erledigt werden können , ſo iſt für die Friſtvers fälſchung verleßte Rechtsgut fein ſolches iſt , bei dem

ſäumnis dieVerzögerung der Partei nicht mehr ur- die Perſönlichkeit des zu Täuſchenden in Betracht lommt,

ſächlich . Urſache iſt vielmehr ein Verhalten des Ge- fann die eine körperliche ħandlung der Hingabe der

richts oder der Beamten , das dem Einfluß der Partei Urkunde ſelbſt dann nicht als mehrere ſelbſtändige

entzogen iſt (vgl. RG3.21, 13; 48, 409). Hier iſt die Handlungen in ſich begreifend angeſehen werden, wenn

Einreichung am 22. Auguſt erfolgt, die Friſt lief am der Uebergebende die Täuſchung mehrerer Perſonen

25. Auguſt ab . Was der Kläger zur Entſchuldigung bezweďte, ohne die ſeine ſchließliche Abſicht vielleicht

ſeiner Verzögerung vorbringt, hat das BG. mit Recht nicht erreichbar ſchiene, und wenn die verſchiedenen

zur Begründung eines unabwendbaren Zufalls als un- zuſammen vorgelegten Urkunden anſcheinend von vers

zureichend erachtet: die angebliche Gedächtnisſchwäche, ichiedenen Ausſtellern herrühren (RG . 15 , 290).

das Verreiſtſein des Klägers, die Uebergehung des ver- Der Angeklagte hat nun von den von ihm fälſchlich

mittelnden Rechtsanwalts. Dafür, daß über das Ge. hergeſtellten ſechs Berſicherungsanträgen nicht nach

ſuch erſt am 25. Auguſt Beſchluß gefaßt werden konnte, einander gegenüber dem Generalagenten Gebrauch

war das ſchuldhaft zögerliche Verhalten des Klägers gemacht, um ihn und andere mit der Sache befaßte

allein urſächlich . Die Aften mußten eingefordert und Beamte der Verſicherungsgeſellſchaft über ihre Echt:

geprüft werden. Selbſt wenn die Anberaumung einer heit zu täuſchen, ſondern in drei zeitlich getrennten ħands

beſonderen Sißung auf den 24. Auguſt hätte in Frage lungen , wobei er das erſte Mal einen, das zweite Mal zwei

tommen können, ſo liegt doch nichts dafür vor, daß bis und das dritte Mal drei gefälſchte Anträge vorlegte .

dahin dieſe Prüfung hätte erledigt ſein müſſen. Allein In den beiden letzten Fällen übergab er die mehreren

es war doch ermöglicht, daß am 25.Auguſt, am leßten falſchen Urkunden gleichzeitig und zu dem nämlichen

Tage der Friſt, über das Geſuch beraten und beſchloſſen Zweck, die Beamten der Verſicherungsgejellſchaft in

wurde. Das BG.ſagt, der Beſchlußfet in der Sißung vom den irrigen Glauben zu ſeßen, als ſei es ihm gelungen,

25. Auguſt gefaßt worden, aber erſt am 26. Auguſt zur die vermeintlichen Ausſteller der Urkunden zur Gin

Gerichtsſchreiberei gelangt und noch an demſelben Tage gehung von Verſicherungsverträgen zu beſtimmen.

dem als Armenanwalt beigeordneten Rechtsanwalt P. Nach den entwickelten Grundſägen hätte daher das

zugeſtellt worden. Das Geſuch ſei „ alſo “ vom Gerichte LG . wie bei den jeweils in einer Handlung mit der

nicht ordnungswidrig behandelt worden . Für dieſen Urfundenfälſchung begangenen vollendeten und ver

legten Ausſpruch fehlt es an der gehörigen Begrün- ſuchten Betrugsvergehen der Beſtrafung des Angeflagten

dung . Es wäre darzulegen geweſen, weshalb nicht auch wegen lirfundenjälſchung nur drei Berbrechen zu

wenn dies nicht überhaupt geſchehen iſt - die Be- grunde legen dürfen .

ratung der eiligen Sache an den Anfang der Sizung Soweit vollendeter Betrug angenommen worden

gelegt werden, daß und weshalb nicht nach den ges ļ iſt, erblidt das ericht die Vermögensbeſchädigung

1
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darin, daß dem Angeklagten in den Büchern die Pro- fahren vorgekehrt hat, ſo hat er damit zu erkennen ge

viſion gutgeſchrieben wurde, die er zu fordern gehabt geben, daß ihm an der Hegelung ſeiner Vermögens

hätte, wenn die Berſicherungsanträge wirdlich auf angelegenheiten nichts liegt. Es beſteht kein Grund, ihm

ſeine Veranlaſſung von den angeblichen Ausſtellern eine Fürſorge aufzudrängen, die er ſelbſt für unnötig

der Schriftſtüde geſtellt worden wären . Freilich iſt hält. Daß der Abweſende fich um ſeineAngelegenheiten

in einem ähnlich gelagerten Falle — RG. in GoltdÄrch. nicht kümmern will , rechtfertigtdie Anordnung einer

Bd. 54 S. 414 – ausgeſprochen worden, daß durch die Abweſenheitspflegſchaft nicht; dieſe iſt nur zuläſſig,wenn

Gutſchrift der Proviſion des Agenten in den Handelss er ſich um ſie nicht fümmern kann. (Beſchl. des I. ZS .

büchern des Auftraggebers eine der Bermögens- vom 19. Juni 1914, Meg. III Nr. 55/1914 ). M.

beſchädigung gleichzuachtende Vermögensgefährdung

eintreten könne, da der unehrliche Agent dadurch ein

Beweismittel erlangt habe, deſſen er ſich in einem
II.

Rechtsſtreite zum Nachteil des Geſchäftsinhabers be- Zur Auslegung des $ 40 GBD. Beim Ableben der

dienen könne , und da unter den damals feſtgeſtellten Fr. ů . ging deren Grundbeſiß auf ihre 4 Kinder Ø . ,

Umſtänden für den Agenten weiter die Möglichkeit Fr., $ . U. und 2. Fr. zu gleichen Änteilen über. Der

erwagſen war, jederzeit einen ſeinem vermeintlichen Defißübergang wurde 1888 im Bypothefenbuch einge

Guthaben entſprechenden Geldbetrag bei dem Auftrag- ſchrieben ; die Größeder Anteile wurde nicht angegeben.

geber zu erheben . Jn lekterer Beziehung ſind aber Der Anteil der 8. Fr. ging ſpäter durch Kauf und

hier die Berhältniſſe inſofern anders geſtaltet, als fich jener des Fr. u . durch Schenkung auf $ . ú. über; bei

die Geſellſchaft gegen ſolche Uebervorteilungen zum der Umſchreibung auf B. U. wurde gleichfalls das An

Boraus ſchon dadurch geſchüßt hat, daß fie dem An- teilsverhältnis nicht bezeichnet. Um 6.Mai 1914 erließ

geklagten in ſeinem ünſtellungsvertrag Befriedigung das . Tr. auf Antrag des § . u. eine einſtweilige

feines Proviſionsanſpruch nur nach Maßgabe der Verfügung, durch die zur Sicherung des dem Antrag

eingegangenen Prämienzahlungen durch die Verſicherten ſteller gegen § . u . zuſtehenden Anſpruchs auf Ein

in Ausſicht ſtellt. Da in den Fällen , in denen der räumung einer Hypotheť ohne Brief zu 6300M an

Angeklagte fälſchlich angefertigte Verſicherungsanträge dem / Anteil der $ . U. die Eintragung einer Vor

vorgelegt hat, eine Prämienzahlung der gar nicht vor- merkung angeordnet wurde. Das GBU. trug die Vor

handenen Verſicherungsnehmer ausgeſchloſſen war, ſo merkung ein und vermerkte in der 3. Abteilung des

konnte die Geſellſchaft jederzeit dem Verlangen des Grundbuchblattes, daß die Bormerkung auf dem ' ', Un

Angeklagten gegenüber auf Auszahlung der Proviſion teile der 8. u. eingetragen werde. Die Beſchwerde und

ſich auf den Nichteintritt der Fälligkeit berufen. Die weitere Beſchwerde der Ø. U.wurden zurücgewieſen.

Gefahr, die ſonſt bei Gutſchrift der Proviſion in den Aus den Gründen : Allerdings ſoll nach § 40

Büchern des Geſchäftsherrn eintreten kann, beſtand Abſ.1 GBO. eine Eintragung nur erfolgen, wenn der

hier für die Geſellſchaftnicht ; eine Vermögensminderung jenige als der Berechtigte eingetragen iſt, deſſen Recht

wäre für ſie nur in Frage gekommen, wenn ſie dem durch ſie betroffen wird ; auch genügt eine unvol

unwahren Borbringen des Angeklagten trauend die ſtändige oder nicht zweifelsfreie Eintragung nicht der

Proviſion ihm als Vorſchuß ausbezahlt hätte. Dazu Vorſchrift des § 40 GBD. Ålein hier ſind die Eigens

konnte ſie aber durch den Vertrag nicht gezwungen tumsverhältniſſe im Grundbuch nicht ungenügend be

werden , wenn ſie es tat, hat ſie auf ihre Vertragsrechte zeichnet und bedürfen nicht der Berichtigung. Es handelt

verzichtet. Für die Verurteilung wegen vollendeten ſich hier um Eigentum , das noch unter dem früheren

Betrugs gebricht es ſomit an dem Nachweis einer Ver- Recht erworben und eingetragen wurde. Nach dem

mögensbeſchädigung. (Urt. des I. SIS . vom 26. Fes Bay . IR . konnte das Eigentum an einer Sache auch

bruar 1914, 1 D 1275/13). mehreren „ pro indiviso“ zuſtehen ; wenn über die Ans

E. teile im Bypothefenbuch nichts vermerktwar, ſo verſtand

es ſich von ſelbſt, daß jeder Mitbeſißer zu gleichen An

teilen mitberechtigt ſei(vgl. Hypo.& 136 Ziff. 1 und
Inſtruftion dazu 8 20 1 Biff. 2 ). Weberwiegend nahm

man an, daß auch ideelle Teile einer Liegenſchaft Gegen
Oberſtes Bandesgericht. ſtand einer ſelbſtändigen Hypothet ſein können und

A. Zivilſachen. man erachtete es in dieſem Falle für genügend, wenn

auf dem für die ganze Sache beſtehenden Folium ein
I.

die Anteilsverpfändung anzeigender Beiſaß gemacht

Borangjegungen für die Aufſtellung eines Abweſen: wurde . Ob ein unter der Geltung des früheren Rechts

heitspflegere. ( 8 1911 BOB .). Das Anweſen der Ehe- begründetes Eigentum vorliegt, ergibt ſich aus dem

gatten H.und Ü. F.in N. iſt zugunſten einer Forderung Datum der Eintragung und dem im Grundbuch gleich

des K. B.mit einer Hypothef belaſtet. Die Ehegatten K., falls angegebenen Erwerbsgrund. Da im Falle des

die verſchuldet ſind, haben N. verlaſſen. 3hr Aufenthalt Miteigentums die Größe der einzelnen Anteile bei

iſt nicht bekannt. Um ihr Anweſen kümmern ſie ſich nicht. Gleichheit im Øypothekenbuchnicht eingetragen wurde,

Der Hypothefgläubiger 2.beantragte die Beſtellung eines ſind bei der Anlegung des Grundbuchs dieſe Unteile

Abweſenheitspflegers für A., weil er die Zwangsvolls zumeiſt auch ohne Bezeichnung nach Bruchteilen in das

ſtredung in das Anweſen beabſichtige. Das Amtsgericht Grundbuch übertragen worden. Aber auch ohne dieſe

lehnte ab; die Beſchwerde wurde zurückgewieſen . Auch Bezeichnung fann fein Zweifel beſtehen, daß ſolche

die weitere Beſchwerde blieb ohne Erfolg . nach dem früheren Rechte erworbene und eingetragene

Aus den Gründen : Die Vermögensangelegen- Miteigentumsrechte Berechtigungen zu gleichen Anteilen
heiten der Ehegatten K. bedürfen der Fürſorge nicht. ſind. Es ergibt ſich unmittelbar aus den früheren

Ein Schußbedürfnis für einen Abweſenden beſteht nur, Nechtsgrundſägen , ohne daß auf die Rechtsvermutung

wenn der Abweſende an der Beſorgung ſeiner Ange- des § 742 BOB. zurückgegriffen werden müßte. Jns

legenheiten verhindert iſt . Ein ſolches øemmnis liegt beſondere kann bei einem nach Bay. LR. auf Grund

nicht vor . Die Ehegatten K. haben von allem Kenntnis, Teſtaments erbweiſe erworbenen Miteigentum tein
was ihre Fürſorge erheiſcht, und können entweder ſelbſt Zweifel darüber beſtehen, daß alle Erben zu gleichen

Anordnungen treffen oder einen anderen damit betrauen . Unteilen berechtigt ſind, wennnichts Beſonderes beſtimmt

$ 1911 BGB. bezweďt die Förderung der Intereſſen des iſt (LR. T. III Kap . 3 $ 9 Nr. 6) .

Ubweſenden. Wenn der Abweſende aber unter dem Druce Auch § 48 GBD. bildet fein þindernis. Schon
ſeiner Schulden ſein Vermögen im Stiche gelaſſen und der Wortlaut ergibt, daß hier nur Eintragungen nach

nichts zu deſſen Schuße gegen die vorausſehbaren Ge- dem Jnfrafttreten des Grundbuchrechts in Betracht
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kommen . Wenn es auch um der Einheitlichkeit und regel nach § 1666 wiederaufzuheben iſt, iſt nur das Zn :

Ueberſichtlichkeit des Grundbuchs willen wünſchenswert tereſſe des Kindes maßgebend . Daß die Borausſegungen

iſt, daß bei Gelegenheit die Form des Eintrags des des § 1666 in dem Zeitpunkte nicht mehr vorliegen, in

Miteigentums dem § 48 angepaßt werde, ſo iſt dies dem über die Aufhebung zu entſcheiden iſt, reicht nicht

doch für die Eintragung einer Belaſtung nach Intraft- aus . Wenn die Vorausſeßungen des§ 1666 ſpäter weg

trete des Grundbuchrechts nicht unbedingte Vorauss fallen , wird freilich in der Regel ohne weiteres ange.

ſeßung ; denn daß die Größe des zu belaſtenden An- nommen werden dürfen, daß auch der Wegfall der Maß

teils im Grundbuch angegeben ſei, iſt fein ſachliches regel nach § 1666 imIntereſſe des Kindes liegt. Immer

Erfordernis, ſondern nur eine Ordnungsvorſchrift für trifft das aber nicht zu. Jm Ergebnis iſt jedoch dem

den Vollzug, die nicht zutrifft, wenn das Miteigentum 10. beizuſtimmen .

ſchon eingetragen wurde, bevor das Grundbuch ans Der Vaterhat vorgebracht, daß gegen ſeinen Lebens

gelegt war. Wollte man im Hinblid auf SS 40,48 GBD. wandel nichts einzuwenden ſei; er lönne zwar nicht für

gleichwohl fordern, daß auchbei dem unterdem früheren ſeine Tochter Unterhaltsbeiträge zahlen, wohl aber ſie

Recht begründeten und eingetragenen Miteigentum in ſeiner Familie verpflegen und erziehen ; mit ſeinem

der Eintragung der Belaſtung eine Berichtigung des verſtorbenen Schwiegervater ſei er einig geweſen ; dieſer

Grundbuchs durch Einſchreibung der Größe der Ans habe ſeine Tochter freiwillig zu ſich genommen und nie

teilsberechtigung vorausgehen müſſe, ſo würde das den eine Bezahlung verlangt ; von einer Bernachläſſigung

Grundbuchverkehr erheblich und grundlos erſchweren . tönne alſo feine Rede ſein ; er habe auch mit ſeiner

Eine Fülle von Berichtigungen wäre notwendig, um die Tochter im beſten Einvernehmen gelebt und zu einem

frühere Art der Eintragungen den neuen Beſtimmungen regeren perſönlichen Verkehr ſei es nur deshalb nicht

anzupaſſen. Die Berichtigung könnte nicht nur auf gekommen , weil er viel im Ausland gelebt habe. Dieje

Grund des Nachweiſes der Unrichtigteit des Eintrags Tatſachen fönnen von Einfluß ſein für die Frage, ob

erfolgen , ſondern es müßte die Zuſtimmung des nicht die Maßregel aufgehoben werden tann. Denn wenn

oder nicht richtig eingetragenen Miteigentümers nach die Behauptungen richtig ſind, könnte u . U. die aller :

gewieſen werden, da es ſich um die Eintragungeines dings wegen der langen Bernachläſſigung ſeiner Tochter

Eigentümers handelt (§ 22 Abſ. 2 GBD.) . Wenn gegen denAntragſteller ſprechende Vermutung entkräftet

mehrere Miteigentümer ohne Angabe des Teilungs- werden . Das Ao. mußte alſo die maßgebenden Tats

verhältniſſes eingetragen ſind, haben nach dem jebigen ſachen , insbeſondere die gegenwärtigen perſönlichen und

Grundbuchrechte jämtliche Miteigentümer in der Form Vermögensverhältniſſe des Antragſtellers und der Groß

des § 29 GBÓ. ihre Zuſtimmung zur Eintragung des mutler nach § 12 FOG. von Amts wegen erheben , und

Teilungsverhältniſſes zu erklären . Sollte einer nicht | zwar um ſo mehr, als dem Vater die Sorge für die

zuſtimmen, ſo wäre erſt Klage nach 8 894 BGB. zu Perſon im Jahre 1899 anſcheinend ohne Brüfung der

erheben. Das würde z. B. bei dem grundbuchamtlichen Vorausſeßungen des § 1666 entzogen worden iſt. Der

Vollzug einer einſtweiligen Verfügung den Zwec der Vermögensverfall des Vaters in Verbindung mit der

Maßregel geradezu vereiteln, obwohl fein Zweifel dar- Unmöglichkeit, dem Kinde Unterhalt zu geben, genügte

über beſtehen kann, in welchem Sinne der beſtehende wohl damals dem Vormundſchaftsgerichte, dem Bater

Miteigentümereintrag aufzufaſſen iſt. Daher kann an nach § 1666 Abſ. 2 die geſamte Sorge zu entziehen,

der Entſcheidung des FerZS. vom 9. Auguſt 1909 zumal er ſein Einverſtändnis erklärt hatte. Es darf

(Sammlg . Bd. 10 S. 355) wenigſtens in einem Falle ihm geglaubt werden, daß er ſich der Tragweite ſeiner

wie dem gegenwärtigen, nicht feſtgehalten, es muß viels damaligen Erklärung nicht ganz bewußt war. (Beidl .

mehr davon ausgegangen werden ,daß keine Berichtigung des I. ZS. vom 22. Mai 1914, Reg. III Nr. 47/1914 ).

des Grundbuchs durch Einſchreibung des Teilungsver M.

hältniſſes erforderlich iſt, wenn nach dem bisherigen

Recht über die Größe des Anteils tein Zweifel beſteht.

(Beſchl. d . I. ZS. v . 13. Juni 1914 , Reg . Iii Nr. 52/1914 ) . Zur Auslegung der $$57 Nr. 6, 59 FGG., $1837
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M. BGB. Der wegenGeiſtesſchwäche entmündigte 3. St.

III.
ſtellte an das Vormundſchaftsgericht den Antrag, ſeinen

Vormund anzuweiſen , nach $ 679 ZPO. Klage zu ſtellen

Wiederaufhebung von Maßregeln nach $ 1666 BGB. oder den Vormund zu entlaſſen . Zur Begründung

M. Sch . fam ichon früh zu ihren Großeltern, da ihre brachte er vor, der Vormund ſei ihm feindlich gefinnt

Mutter bald nach ihrer Geburt ſtarb. 1899 ſtellte ihr uſw. Das Vormundſchaftsgerichtwies den Antrag ab ;

Großvater den Antrag , dem Vater Joh . Sch . die Sorge das Landgericht verwarf die Beſchwerde. Auf die

für die Perſon und das Vermögen zu entziehen. Joh . Sch. weitere Beſchwerde wurde der Beſchluß des 16. auf

erklärte ſich einverſtanden , das Vormundſchaftsgericht gehoben und die Sache zurüửverwieſen.

ſtellte einen Pfleger für die Perſon und das Vermögen Aus den Gründen : Nach § 20 Abſ. II FOG. ſteht

auf. Der Vater hatte ſich 1907 wieder verheiratet und die Beſchwerde nur dem Antragſteller zu, ſoweit eine

ſich um die Tochter nie gekümmert; ſie war ausſchließ= Verfügung nur auf Antrag erlaſſen werden kann und

lich von ihren Großeltern unterhalten worden . Da ihr der Antrag zurückgewieſen worden iſt. Dieſe Bes

Unterhalt der Großmutter nach dem Ableben ihres ſtimmung ſett voraus, daß der Antrag von einem

Mannes ſchwer fiel, erhob der Pfleger gegen den Vater Antragsberechtigten geſtellt worden iſt. Das LG. nimmt

Klage auf Unterhalt. Nun beantragte Joh . Sch . beim auf Grund des § 57 Nr. 6 FOG. an, die Entlaſſung

Vormundſchaftsgericht den Beichluß wieder aufzuheben , eines Vormunds fönne nur auf Antrag verfügt werden .

durch den ihm die Sorge für die Perſon und das Ver: Das iſt irrig . $ 57 Nr. 6 beſtimmt nur, daß dein An

mögen entzogen worden war. Das AG . wies den Anz tragſteller das Beſchwerderecht zuſteht , wenn der Gegen:

trag zurück, auf Beſchwerde hob das LG. den Beſchluß vormund oder Beiſtand einen der dort aufgeführten

des AG. aufundverwies die Sache zurück. Die weitere Anträge, insbeſondere den auf Entlaſſung des Vors

Beſchwerde des Pilegers wurde verworfen. munds, geſtellt hat und der Antrag zurückgewieſen

Aus den Gründen : Das LG. ſtellt dahin , ob worden iſt . Dieſe Beſtimmung war notwendig, weil

Tatſachen nachgewieſen ſind, die die Entziehung des Für- dem Gegenvormund und dem Beiſtand in den in $ 37

ſorgerechts nach § 1666 BOB.rechtfertigen . Dabei übers Nr. 6 aufgeführten Fällen, da ſie – abgeſehen von dem

ſieht es, daß dem Joh . Sch . das Recht der Sorge für nach § 1693 BUB. beſtellten Beiſtande – nicht zur

die Perion und das Vermögen entzogen, daß alſo feſt- Vertretung des Mündels berechtigt ſind, nach der all:

zuſtellen iſt, ob die Wiederaufhebung dieſer Maßregel gemeinen Beſtimmung des § 20 Abj. I ein Beſchwerdes

nach § 1671 BGB. gerechtfertigt iſt. Dieſer Unterſchied recht überhaupt nicht und nach § 57 Nr. 9 daſelbſt ein

iſt nicht nur formal. Denn für die Frage, ob eine Maß= | ſolches jedenfalls nicht gegen Verfügungen zuſtehen

3101
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würde, die die Sorge für das Vermögen des Mündels iſt. (Vgl. Pariſius -Crüger, 3. Aufl. Anm. 6 Abſ. 2 zu

betreffen. Daß aber die in § 57 FGG. aufgeführten § 16 ). Unrichtig iſt die Meinung, daß das vom Vor

Berfügungen nur auf Antrag oder gar nur auf Antrag ſtand eingereichte Protokoll nicht berüđſichtigt werden

des Segenvormundes oder des Beiſtandes erlaſſen dürfe, weil der Vorſtand zur Vorlegung nicht ver

werden können , iſt nirgends beſtimmt. Daß insbeſona pflichtet ſei, der Hegiſterrichter alſo nur zufällig und

dere die Entlaſſung eines Vormundsnicht von einem perjönlich, aber nicht amtlich Kenntnis davonbekommen

Antrag abhängig ſein kann, ergibt ſich unzweideutig habe . Der Richter wird mit allem amtlich befaßt,

aus § 1886 BGB., wonach das Vormundſchaftsgericht was ihm vorgetragen wird, er darf und muß ſich

den Bormund zu entlaſſen hat, wenn die Voraus- daran halten, auch wenn es zum Nachteile des Geſuch

ſegungen gegeben ſind. Hier hat alſo das Vormunds ſtellers iſt. Der Vorſtand hat durch die Einreichung

haftsgerichtvon Amts wegen gegeneinen ungeeigneten des Protokolls eingeräumt, daß bei der Beſchlußfaſſung

Bormund vorzugehen, ſein Einſchreiten kann nicht von die Saßungen nicht beobachtet worden ſind.

einem Antrag, insbeſondere nicht von dem Antrag des Die Eintragung des Beſchluſſes iſt auch mit Necht

Gegenvormundes abhängig ſein, den das Vormunda abgelehnt worden. Es braucht nicht unterſucht zu

ſchaftsgericht in den meiſten Fällen erſt aufſtellen müßte. werden, ob ein nicht mit der erforderlichen Mehrheit

DieTätigkeit des Vormundſchaftsgerichts fann ſelbſt- gefaßter Beſchluß der Generalverſammlung ohne wei

verſtändlich auch durch einen Antrag oder eine An- teres eingetragen werden muß, wenn nach der Sagung

regung des Mündels in die Wege geleitet werden und deren Aenderung durch Mehrheitsbeſchluß zuläſſig iſt,

wenn einer ſolchen Anregung keine Folge gegeben oder ob er überhaupt nicht oder erſt dann eingetragen

wird, ſteht dem nicht geſchäftsunfähigen über 14 Jahre werden darf, wenn feſtſteht, daß innerhalb der im

alten Mündel nach $8 20 und 59 FGG. das ſelbſtändige $ 51GenG. beſtimmten Anfechtungsfriſt keine Anfechtung

Beſchwerderecht zu, ſoferne es ſich um eine feine Perſon erfolgt iſt. Denn hier iſt nach der Sabung zu der

betreffende Angelegenheit handelt. Şier handelt es Aenderung ein einſtimmiger Beſchluß notwendig . Daß

ſich um eine Ángelegenheit dieſer Art. Der Mündel eine ſolche Feſtießungzuläſſig iſt, iſt in dem Beſchluſſe

beſchwert fich zwar auch über die Vermögensverwal: des MG. vom 22. April 1911 (NO 3.76, 171) dargelegt.

tung, hauptſächlich erachtet er ſich aber dadurch be- 3ft aber die Beſtimmung der Saßung zuläſſig, daß

ſchwert, daß der Vormund mit ihm verfeindet ſei und eine Vorſchrift nur mit Zuſtimmung aller Genoſſen

fich infolgedeſſen weigere, die Wiederaufhebung der geändert werden kann, ſo erlangt dadurch dereinzelne

Entmündigung zu betreiben . Wäre das richtig, ſo Genoſſe ein unentziehbares Recht darauf, daß die General

müßte durch das Verhalten des Vormunds auch die verſammlung nicht gegen ſeinen Willen die Aenderung

Sorge für die Perſon des Mündels beeinflußt werden beſchließt. Kann die Sabung durch einen Mehrheits

und es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß beſchluß geändert werden, ſo muß jeder Genoſſe damit

die Vorausſeßung des § 59 Abſ. 1 FOG. gegeben iſt. rechnen, daß die Mehrheit zuſtande kommt; er muß alſo

Dem Mündel kann daher, da er nach $8 104 ff. BOB. die Generalverſammlung beſuchen, wenn er ſich nicht

nicht geſchäftsunfähig iſt, das Recht der Beſchwerde im vornherein unterwerfen will. Stann aber die

und folglich auch das der weiteren Beſchwerde nicht Sapung nur geändert werden, wenn alle Genoſſen an

abgeſprochen werden (8 63 FOG. ) . Das gleiche gilt weſend ſind und ein hellig zuſtimmen, ſo darf jeder

von dem weiteren Antrag, den Vormund, ſofern er damit rechnen, daß er ſchon durch Nichterſcheinen einen

nicht entlaſſen werden ſollte, anzuweiſen, die Wieder- ihm nicht genehmen Beſchluß vereitelt. In dieſem

aufhebung der Entmündigung zu betreiben . ħier ſteht Fall iſt eine Generalverſammlung gar nicht zuſtändig,

das 16. auf dem Standpunkt, daß das Vormundſchafts- in der nicht alle Genoſſen anweſend ſind, und ein ohne

gericht dem Vormund, der die Vormundſchaft ſelbſtändig die Zuſtimmung aller Genoſſen gefaßter Beſchluß iſt

zu führen habe, keine ſolche Anweiſung geben könne. nichtig. Das Megiſtergericht darf ihm nicht durch Ein

Dieſe Anſchauung iſt irrig. Wären tatſächlich die tragung nach § 16 Åbf. 4 Geno. rechtliche Wirkung

Vorausſeßungen der Entmündigung weggefallen, verleihen. Gleichgültig iſt, ob der nicht erſchienene

würde der Vormund pflichtwidrig handeln, wenn Genoſſe, der bei ordnungsgemäßer Berufung der Ver

ſich weigern würde, ihre Wiederaufhebung zu betreiben. fammlung und gehöriger Ankündigung des Gegenſtands

Gegen Pflichtwidrigkeiten des Vorinunds hat aber das lein Recht zur Anfechtung des ſaßungswidrigen Be

Vormundſchaftsgericht nach § 1837 BOB. durch Gebote ſchluſſes nach § 51 Geng. hat, durch eine Feſtſtellungs

und Verbote einzuſchreiten und es fann den Vormund klage gegen die Genoſſenſchaft einen Ausſpruch über die

zur Befolgung ſeiner Anordnungen durch Ordnungs- Nichtigteit des Beichluſjes herbeiführen kann.

ſtrafen anhalten, vor allem aber hat es das Recht Wertlos iſt auch der Einwand, daß nach dem § 16

und die Pflicht, nach § 1886 BOB. u. U. den Vormund mit § 11 Geng. bei der Anmeldung des Beſchluſſes

zu entlaſſen . Es iſt alſo nicht richtig, daß das Vor- über Aenderung der Saßung nur zwei Abſchriften vor

mundſchaftsgericht den Bormund nicht zur Niageſtellung gelegt werden müſſen ; das Gend. ſchreibe nicht vor,

nach § 679 ŽPD. veranlaſſen könne. Alle dieſe Maß= daß das Protokoll vorzulegen ſei; hieraus folge, daß

regeln kann auch der Mündel anregen und wenn einer es für das Regiſtergericht nicht darauf ankomme, ob ein

ſolchen Anwendung feine Folge gegeben wird, ſo ſteht Beſchluß mit der erforderlichen Stimmenzahl gefaßt

dem Mündeldas Recht der Beſchwerde unter den gleichen worden ſei . Allein daraus , daß das GenG. nur ver

Vorausſeßungen zu, wie ſie oben erörtert ſind. ( Beſchl. langt, daß zwei Abſchriften des Beſchluſſes vorzulegen

des I. ZS. vom 15. Mai 1914, Reg . III Nr. 45/1914) . ſind, darf nicht geſchloſſen werden , das Gericht könne

M. nicht das Protokoll ſelbſt verlangen. Wenn die Saßung

V. Stimmeneinhelligkeit verlangt , hat der Richter zu

prüfen, ob der Beſchluß von allen Genoſſen gefaßt

Juwieweit hat der Regiſterrichter das orduungs- worden iſt, er muß nach § 12 FGG. Ermittelungen

mäßige Zuftaudetommen des Generalverſammlungsbe- über das Zuſtandekommen des Beſchluſſes anſtellen und

jclufes einer Genoſſenſchaft zu prüfen ? Darf er einen eine zuläſſige Art der Ermittelung iſt das Verlangen

fagung&widrig zuſtande gelommenen Beſchluß eintragen ? nach Vorlegung des Protokolis (vgl. OLGRſpr. 28, 354 ).

(88 16 , 51 Geng .). Aus den Gründen: Es kann (Beſchl. des 1. ZS. vow 22. Mai 1914, Reg . III

dahingeſtellt bleiben, ob das Regiſtergericht grund- Nr. 38/1914). M.

jäßlich das ordnungsgemäße Zuſtandefommen des Be

ſchluſſes zu prüfen hat. Jedenfalls iſt daran feſtzu

halten , daß der Beſchluß beanſtandet werden muß,

wenn ſich aus der Anmeldung ergibt, daß bei der Bes

ſchlußfaſſung gegen Geſep oder Šazung verſtoßen worden

er
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B. Strafſachen . unter Mißbrauch der für dieſen in § 152 GewO . ge

währten Freiheit begangen wurde, muß regelmäßig
I.

im Rahmen der für jene Vergehen angedrohten Strajen

Berhältnis dee & 153 Gew . (Streitparagraph) zu erhöhend wirken und wird den Richter häufig zur Wahl

dem eine härtere Strafe androhenden allgemeinen Straf: einer Freiheitsſtrafe beſtimmen. Iſt andererſeits die Ber:

gejeke. ) Aus den Gründen : Eine wiederholte fehlung gegen die Willensfreiheit oder gegen die Ehre

Prüfungder Frage, welcher Einfluß der Strafvorſchrift eines Arbeitswilligen u. dgl. fo gering, daß dem Tat

des § 153 Gewo. in bezug auf die allgemeinen Straf- richter eine Gefängnisſtrafe als zu ſtreng erſcheint, ſo

geſeße, insbeſondere die SS 185, 223, 240, 241 SIOB. iſt die Freiheit des Strafausmaßes im Rahmen des

zukommt, hat den Senat dazu geführt, teilweiſe von allgemeinen Strafgeſeßes zu billigen . Daß die Auss

der in ſeinem Urteil vom 21. Januar 1911 ( f. dieſe Zeits hilfsſtrafe des § 153 GewO . anwendbar bleibt, wenn

ſchrift 1911 S. 246) ausgeſprochenen Anſicht abzugehen ein an ſich im StOB.ſchärfer bedrohtes Antragsver:

und ſich enger an die Rechtſprechung des No. (ſ. insbeſ . gehen wegen des im Einzelfalle mangelnden oder uns

ROSt.38, 383 ; 44, 1 ff., 46,214 ff .) und des Kammer- wirkſamen Strafantrages nicht verfolgt werden kann,

gerichts (GoltdArch. 59 S. 167) anzuſchließen. Die jest iſt eine aus dem Weſen der Antragsdelikte folgende

herrſchende Lehre, daß § 153 GewO. vermöge ſeines Begrenzung der hier erörterten Subſidiarität. Die von

Schlußſaßes zu dieſen Strafnormen im Berhältnis der dem ObL6. bisher vertretene ſtrengere Anſicht, die

„ Subſidiarität“ ſteht, war in der bayeriſchen Recht- bereits einem Urteil des DLG. Jena ( GewArch . Bd. 8

ſprechung ſchon früher anerkannt (Samml. Bd. 7 S. 294) ; S. 674) zugrunde lag, iſt ſeither nur von v . Mohr:

die Folgerung aber, daß das nur „ſubſidiäre “ Geltung ſcheidt (GewO. 2. Aufl. Bd. II S.499 Anm. 10 a. E.)

beanſpruchende Geſeß bei der Anwendung des „ primären“ durch Wiedergabe der wichtigeren Entſcheidungsgründe

Gefeßes gang ausſcheidet, hatte jene Rechtſprechung bisher des Urteils vom 21. Januar 1911 gebilligt worden ;

nicht gezogen. Die Schlußworte des § 153 GewO. ers von anderen Bearbeitern der GewO., insbeſondere von

geben nun zwar, daß gegenüber dieſer Strafnorm als v . Landmann (6. Aufl., Bd.II S. 840) und von Lindens

ausſchließendes Geſef nie ein ſolches in Frage kommen berg (Anm . 1 zu § 153) , wird zum mindeſten die hier

kann, das nur Geldſtrafe androht (io auch v . Land- erörterte Folgerung nicht gezogen. Sie kann nicht

mann , 6. Aufl . , Schluß der Anm. 4 zu § 153) ; nicht mehr aufrecht erhalten werden . (Urt. v . 28. März 1914,

dasſelbe gilt aber von einem Strafgeſetze, das neben Rev. -Reg . 144/44 ). Ed.

Geldſtrafe und þaft auch Gefängnisſtrafe, und zwar

von längerer Dauer als drei Monaten androht; und
II.

dies iſt bei dem $ 185 und , von der Haft abgeſehen,

auch bei den SS 240, 241 , 223 SIOB. der Fal. Uus Häugt die Anwendung des § 208 SIPO. von der

$ 153 GewO. iſt teine Einengung des Strafrahmens Erhebung der öffentlichen Klage ab ? Der StA. legte

dieſer allgemeinen Geſeke, insbeſondere nicht in dem der Straffammer eine Gendarmerieanzeige vor , mit

Sinne zu entnehmen, daß wegen des beſondern , in dem Antrage auf Einſtellung des Verfahrens nach $ 218
§ 153 genannten Beweggrundes und der beſondern SIPO. unter Verbindung dieſer Sache mit den ſchon

Abſicht des Täters bei dem ſog. Streilvergehen auch angeklagten Sachen, wegen deren Şauptverhandlungs

auf Grund der angeführten Beſtimmungen des SIOB . termin anſteht“ . Die Stk. machte die Verbeſcheidung

nur auf Gefängnis erkannt werden dürfte . Die hier des Antrags von der Einreichung einer Anllageſchrift
früher geltend gemachte Wechſelbeziehung kann bei dem abhängig . Die Beſchwerde des Sta . wurde verworfen .

Verhältnis eines bloß ſubſidiären Geſeßes zum primären Aus den Gründen : Die Stk. wird durch Eins

nicht aufrecht erhalten werden. Aus der Entſtehungs- reichung der Anklageſchrift mit der Strafſache befaßt ;

geſchichte des § 153 iſt ebenfalls fein unbedingt ſchlüſſiger es fann daher eine Strafſache, hinſichtlich deren nur
Behelf für die Zuläſſigkeit jener Einengung zu entnehmen . eine Anzeige vorliegt, nicht mit Strafſachen verbunden

(Wird ausgeführt). Die Urheber und Berater des werden ,bezüglich deren das Hauptverfahren eröffnet iſt.

Entwurfes zur GewO. haben von dem jezigen § 153 Nach ss 152, 153, 177, 196 mit 198 SIPO. bildet der

nur eine Ergänzung, nicht eine Verſchärfung der all- Antrag oder die Anklageſchrift die Grundlage der Inter

gemeinen Strafgeſege ihrer Zeit erwartet. Die ſpäteren ſuchung und der Entſcheidung ; von dieſer Verpflichtung

Verſuche einer Verſchärfung des § 153 ſind mißlungen . wird der StA . durch $ 208 StPO. nichtentbunden, weil
Die Faſſung des Vorbehalts in den Schlußworten » ſo- nur „ aus Nüßlichfeitsrückſichten das erkennende Gericht

fern nach dem allgemeinen Strafgeſeße nicht eine härtere nicht neben der Hauptſache mit anderen Strafſachen bes

Strafe eintritt “ beweiſt für die ſtrengere Anſicht zu faßt werden ſoll, welche für das Strafmaß unweſentlich
wenig. Sie ſagt dasſelbe, wie die anderwärts die ſind “ ( Hahn ,Mat.zur SIPO. Bd . 1 S. 172 und 817 818).

Aushilfsnormen fennzeichnenden Wendungen „ſofern $ 208 StPO. iſt für das Gericht nicht zwingend ; es hat
nicht ... eine höhere, - eine ſchwerere Strafe verwirft auf Grund der Anklage und der Aften zu prüfen und

iſt, feſtgeſekt , angedroht iſt“. lleberall handelt es ſich zu entſcheiden, es fann den Antrag ablehnen, insbeſon

hier um die ſogenannte Straſdrohung in thesi, nicht dere auch einen ſtrafbaren Tatbeſtand verneinen ; daraus

um den Eintritt einer höhern Strafe im Einzelfalle. allein ergibt ſich ſchon, daß eine Anklageſchrift einges

Wie bedenklich das Abſtellen auf den Einzelfall, die reicht werden muß. In dem Entwurfe des § 172 (nun

Straſbemeſſung „ nah Lage der Sache“ auf Grund eines $ 208 StPO . ) war nur von ,Vorunterſuchung“ die Mede ;

ſubſidiären Geleges werden kann , ergibt eine Nach- erſt in der Kommiſſion wurde an Stelle Vorunter:

prüfung der älteren Entſcheidungen des DbLG, vom ſuchung“ die Bezeichnung „ Vorverfahren “ geſegt, um

13. April 1907 (Samml. Od . 7 S. 296 oben ), der auch dem $ 208 auch die Fälle zugänglich zu machen, in denen

die Entſcheidung vom 21. Januar 1911 inſoweit feines , feine Vorunterſuchung ſtattgefunden hatte. Erfordert
wegs gefolgt iſt. die Einleitung einer Vorunterſuchung die Erhebung der

Die lInſtimmigkeit, daß bei dem gleichen Tatbeſtand Slage, ſo iſt nicht einzuſehen , 'warum nicht auch in den

einer Beleidigung, wenn Strafantrag geſtellt iſt, eine übrigen Fällen zur Anwendung des $ 208 die öffentliche

Geldſtrafe, im gegenteiligen Falle nur eine Gefängnis. Slage die Vorausſegung ſein ſoll. Die entgegenſtehende

ſtrafe ausgeſprochen werden kann, iſt in der Mehrzahl Entſcheidung des DLG . München ( deſſen Sig. in Sis .

der Fülle vom Tatrichter durch eine allſeitige Würdigung Bd . 8 S.466) geht von der irrigen Anſchauung aus , daß

der Straſzumeſſungsgründe zu vermeiden ; denn der ſchon beim Vorhandenſein des im 2. Abſchn.des 2.Buches

limſtand, daß eine Nötigung, eine Drohung, eine Bes der StPO. behandelten vorbereitenden Verfahrens die

leidigung oder Körperverleßung im Lohnfampfe und | Anwendung des § 208 gegeben ſei ; es wurde dabei năm .

lich überſehen , daß der $ 208 mit den Worten beginnt :

1 ) Siebe dieſe Zeitjørift 1911 S. 246. „ betraf das Vorverfahren mehrere derſelben Perſon zur
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Laſt gelegte ſtrafbare gandlungen “ . Þiernach muß ein die Mindeſtforderungen feſtſeßen ſolle, während den

abgeſchloſſenes Vorverfahren vorhanden ſein , das Vor- Regierungen der einzelnen Bundesſtaaten tunlichſt die

verfahren wird aber nur durch die öffentliche Klage Möglichkeit gewahrt bleiben ſollte, ſoweit es nach den

abgeſchloſſen , falls eine ſtrafbare Handlung vorliegt. Verhältniſſen des Bundesſtaates oder an einzelnen Orten

(Beſchl. vom 5. Mai 1914, Beſchw .-Heg. Nr. 374/1914). angemeſſen und zweckmäßig erſcheint, noch ſtrengere,

erhöhten geſundheitlichen Schuß bietende Borichriften

zu erlaſſen “. Bei der Faſſung des § 24 (Entw. 23)
III.

wurde beſonders Bedacht darauf genommen, daß die

Der Schlachthauswang darf auf die Schlachtung Regelung der Trichinenſchau auch durch Polizeiver

von Schweinen für den eigenen Gausbedarf auðgedehnt ordnungen zuläſſig blieb , weil ſonſt die bisher er

werden. Der Stadtmagiſtrat l. hat auf Grund des laſſenen Berordnungen hinfällig würden . Die An

§23 Abſ. 2 GewO .,der Art. 3, 74 Abſ. 1, Art. 75 ſchauung, daß das Verordnungsrecht der Landesbe

Abſ. 1 und Art. 145 Ziff. 2 PSto., des § 20 Abſ. 1 hörden durch das Ro. weiter beſchränkt werden ſollte,

und 2 und § 24 FleiſchBG ., ſowie der Art. 40 und 41 als in dem § 24 ausdrüdlich ausgeſprochen iſt, iſt

Gemo. ortsp .Vorſchriften über die Schlachtungen ,den demnach unbegründet. Namentlich fehlt es auch an

Verkehr mit Fleiſch und die Trichinenſchau erlaſſen, ieglicher Unterlage für die Annahme, daß die Landes

wornach auch Brivatperſonen verpflichtet ſind, die aus . gefekgebung auf notwendige Anordnungen beſchränkt

ſchließlich für den eigenen Haushalt berechneten Schlach- ſein ſoll . Dagegen würde ſchon die Schwierigkeit

tungen von Schweinen nur im ſtädtiſchen Schlachthofe ſprechen, die Grenze zu beſtimmen. Demnach können

vorzunehmen, die Schweine - mit Ausnahme der in Bayern die Ortspolizeibehörden in Anſehung der

Fertel bis zu 15 Pfund – der Trichinenſchau dort- Trichinenſchau den Berghauzwang nicht bloß auf die

lielbſtau unterziehen . DerAngeklagte ichdachteteein Haus jadi laghitungen ausdehnen,ſondern auchBorſchriftenSchwein auf Grund :Art. 74 zur Durchführung erlaſſen,

Ziff. 1 PStGB. beſtraft. Die Reviſion wurde verworfen . auch wenn dieſe Vorſchriften das Notwendige über

Aus den Gründen : Das FleiſchbG. regelt die ſchreiten. Wer ſich durch ſolche Vorſchriften beſchwert

Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau nicht erſchöpfend. Es fühlt, kann nur auf dem in Art. 14 PSGOB. vorgezeich

ſtellt vielmehr nur als Mindeſtmaß die Vorſchriften neten Wege Abhilfe ſuchen. (Urt . vom 28. April 1914,

auf, die imganzen Reiche einzuhalten ſind. § 24 ges Mev .-Heg. Nr. 186/1914 ). Ed .

ſtattet den Landesregierungen weitere ſtrengere Vor

ſchriften zu erlaſſen. Nach § 24 ſind u . a. landesrecht

liche Borſchriften über die Trichinenſchau zuläſſig, je

doch darf ihre Anwendbarkeit nicht von der Berkunft

des Schlachtviehs oder des Fleiſches abhängig gemacht Oberlandesgericht München.

werden. Jnfolge dieſer Vorſchrift blieben die vor dem

Intrafttreten des RG . erlaſſenen landesrechtlichen Vors Beitritt zu einem einſtweilen eingeſtellten Ber

ſchriften über die Trichinenſchau in Straft. 3nBayern ſteigerungsverfahrenwegen de & Zubehöre. WährenddasIn

bildete Art. 74 Abſ. 1 Ziff. 1 PSIOB. die Grundlage für Konkursverfahren über das Vermögen des Brauerei

die Regelung der Trichinenſchau. Die wirkjame Fleiſch- beſikers JohannK. noch ſchwebte,wurde deſſen Brauerei

beſchau als eine Maßregel der öffentlichen Geſunds anweſen am 3. Juli 1913 auf Antrag des Fiskus zur

heitspflege wurde für eine der wichtigſten Aufgaben Zwangsverſteigerung beſchlagnahmt. Durch die Be

der Polizeibehörden erachtet. Aus dem Wortlaute,der ſchlüſſe vom 11. und 16. Sept.1913 wurde der Beitritt

Entſtehungsgeſchichte und dem Zwede des Art. 131 der B.-W.-Bank und des Kaufmanns G.zugelaſſen.

PSIOB. v . 3. 1861 und des nunmehrigen Art. 74 Abſ.1 Auf Antrag des Privatiers 3. ſtellte das Amtsgericht

PStGB. muß für den in Bayern bis zur Einführung am 15. Nov. 1913 wegen des auf dem Anweſen be

des Fleiſchio.geltenden Rechtszuſtand gefolgert werden , findlichen Viehes auf Grund Sicherungsübereignung

daßunter Vorſchriften „über Beſchau “ i.S.des Art. 74 die Vollſtreckung gegen Sicherheit einſtweilen ein und

BStB. nicht nur Beſtimmungen zu verſtehen waren , ſepte dem Antragſteller eine Friſt von einem Monat

die die Berpflichtung ausgeſprochen haben , das zu zur Beibringung der Entſcheidung des Prozeßgerichts.

ſchlachtende oder geſchlachtete Vieh der Beſchau zu Die Sicherheit wurde hinterlegt . Schon am 13. Dez.

unterſtellen, ſondern alle Vorſchriften zur Durchführung 1913 reichte J. beim LG. T. gegen den Kaufmann G.

der Beſchau und insbeſondere zu ihrer Sicherung. eine Widerſpruchstlage mit der Begründung ein , daß

Nirgends iſt die Abſicht ausgedrüdt, die Polizeibehörden zwar das Hauptzolamt N.und die W.-Bant, nichtaber

in der Anordnung der Beſchau dergeſtalt zu beſchränken, G. ſein Eigentum an demVieh anerkannt hätten. Auch

daß ſie nur für gewerbliche Schlachtungen eingeführt das 16. ſtellte hierauf die Vollſtreckung in das Vieh

werden dürfte. Die Polizeibehörde iſt daher befugt, die einſtweilen ein. Am 20. Nov. 1913 wurde das An

Beſchaupflicht auch auf Vieh auszudehnen , das nur für weſen ohne das Vieh dem Brauereibeſißer K. um

den eigenen Haushalt geſchlachtet wird. 133 000 M zugeſchlagen. Der Zuſchlag iſt rechtskräftig.

Der Umſtand, daß das FleiſchbG. in § 2 Abf.1 Am 20. Dez. 1913 erklärte der Stonkursverwalter bei

die ſog . Hausſchlachtungen begünſtigt, hat zu dem Bes dem Volſtredungsgericht, daß er ſich wegen des noch

denten Anlaß gegeben , ob nicht durch das RG. das nicht verſteigerten Biehes dem Verſteigerungsverfahren

Ermeſſen bei Polizeiverordnungen, durch die die Be- anſchließe und die Rechte des Privatiers J. nicht an

ſchau auf die Hausſchlachtungen ausgedehnt oder ihre erkenne ; er beantragte einen nahen Verſteigerungstermin

Durchführung geregelt wird, in dem Sinne beſchränkt anzuberaumen und jedes Viehſtück im Termin einzeln

wurde, daß die Verordnungen das Maß des Notwens auszubieten und fügte bei, daß die in dem Beſchluſſe

digen nicht überſchreiten dürfen. Eine durchſchlagende des Amtsgerichts geſetzte Monatsfriſt abgelaufen ſei ,

Bedeutung kann ihnen nicht zuerkannt werden. Nur ohne daß die Widerſpruchsklage eingereicht worden

Swedmäßigkeitsgründe führten dazu , die Hausſchlach wäre. Das Amtsgerichtwies jedoch dieſen Antrag ab ,

tungen innerhalb beſtimmter Grenzen vom Beſchau- indem es auf ſeinen Beſchluß vom 15. Nov. 1913 und

zwang zu befreien und die Regelung der Trichinenſchau die Hinterlegung der Sicherheit verwies. Viegegen

dem Landesrechte zu überlaſſen. Von einer Beſchrän- erhob der Konkursverwalter ſofortige Beſchwerde und

lung der Landesgeſete war" aber nirgends die Rede, machte geltend, daß die Einſtellung ihn nicht berühre,

vielmehr bildete die inangefochtene Grundlage bei den hohe Futterkoſten entſtünden und 34 Stück Pferde und

Beratungen des Reichstags der in der allgemeinen Großvieh vorhanden ſeien , während 3. nach ſeinem

Begr. des Entw . wie in der Begr. zu § 23 des Entw . Vertrage nur 32 Stüd beanſpruchen könnte, weshalb

aufgeſtellte Saß, „ daß das Geſetz im allgemeinen nur er wegen zweier Stücke auch Widerſpruch gegen die

.
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Einwendungen 3.'s und gegen die Einſtellung erhebe. der Widerſpruchsfläger 3. mit dem Erſteher dahin

Das LG . wies die Beſchwerde zurück. Es nahm an, geeinigt, daß dieſer die Rechte des 3. an dem Bieh

der Beitritt des Konkursverwalters in der beantragten übernehme und deshalb die Sicherheit an 3. heraus.

Beſchränkung ſei ſchon deshalb ausgeſchloſſen , weil gegeben werden ſolle. Eine ſolche Abmachung bindet

das Verſteigerungsverfahren ſich wegen der in Mitte aber den Stonkursverwalter nicht, weil er daran nicht

liegenden Einſtellung nicht auf das Vieh erſtrece; der beteiligt iſt. Enthält ſie aber zugleich eine Verein :

Beitritt ſei aber auch verſpätet, weil er nur bis zur barung, daß von den Gläubigern der Berſteigerungs

Verfündigung des Zuſchlags zuläſſig geweſen wäre. antrag zurücgenommen werden ſolle, ſo iſt doch zur

Die weitere ſofortige Beſchwerde des Kontursverwalters geit aus den Bollſtredungsaften nicht erſichtlich , ob

wurde für zuläſſig und begründet erachtet . der Antrag dementſprechend ſchon wirklich zurüd:

Aus den Gründen : Die Entſcheidung enthält genommen und das Verfahren gerichtlich aufgehoben

inſofern einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund, wurde (88 29, 32 ZVO .). Solange aber dies nicht

als das AG. über den Beitritt des Konkursverwalters geſchieht, iſt das Berſteigerungsverfahren trog des

überhaupt nicht entſchieden und ſeinen Antrag , einen Abkommens noch nicht beendet und der Beitritt des

Verſteigerungstermin anzuberaumen, nur als zurzeit Konkursverwalters noch möglich . Das Vollſtredungs

unzuläſſig zurüdgewieſen hat, das 28. aber ſchon den gericht wird alſo auf dieſen Beitritt eine Anordnung

Beitritt als unzuläſſig erachtete. Das Rechtsmittel iſt nach § 27 Abſ.1 ZVG. zu treffen haben(Jädel-Güthe,

aber auch begründet. Die Beſchlagnahme zur Zwangs- ZVG . 27 ) . Eine einſtweilige Einſtellung der Boll:

verſteigerung umfaßte nach § 20 Abſ. 2 36. mit ſtređung wirkt grundfäßlich nur zwiſchen den Parteien ,

$ 1120 BOB. auch das auf dem Anweſen befindliche zwiſchen denen ſie erwirkt wurde. Gegen einen bei:

Vieh , da dieſes nach $$ 97 und 98 Nr. 2 BGB. Zus tretenden Gläubiger, alſo auch gegen den Konkurs

behör der Grundſtüđe bildete und in das Eigentum verwalter muß ſie beſonders erwirktwerden, wenn auch

des Grundſtüdseigentümers gelangt war. Grundſäßlich ihnen gegenüber das Verfahren in Nuhe fommen ſoll

hatte ſich daher das über die Grundſtücke angeordnete (Jädel-Güthe, ZvG. § 37 Ánm . 14 Abſ. 2 ). Es folgt

Verſteigerungsverfahren auch aufdasVieh zu erſtreden , dies aus dem Umfange der Rechtskraft, die beiſpiels.

ſolange es nicht inſoweit aufgehoben war. Das er- weiſe einem Widerſpruchsurteil (8 771 ZBO. ) oder

gibt ſich deutlich aus &$ 55, 37' Nr.5 ZwVG. Daß Einwendungsurteil (S 767 3PD.) in perſönlicher Hin :

Zubehörſtüđe, wegen deren eine Einſtellung vorliegt, ſicht zukommt ; denn die einſtweilige Megelung fann

von der Verſteigerung ausgeſchloſſen bleiben , hat nicht den perſönlichen Umfang der ſchließlichen Urteils:

den Sinn, daß das einmal eröffnete Verſteigerungs- wirkung nicht überſchreiten . Es ergibt ſich dies auch

verfahren für ſie nun beendetwäre. Jm 3 776 ZPO. aus § 30 ZVG., weil nach dem Bertragsgedanken an

iſt dies für die Fälle des § 775 Nr. 2 ausdrüdlich be- die Bewilligung der Einſtellung nur der Gläubiger

ſtimmt. Iſt dann in dem Einſtellungsbeſchluß nicht gebunden ſein kann, der ſie bewilligt hat. Wenn § 31

zugleich die Aufhebung der bisherigen Bodſtredungss ZVG. beſtimmt, daß im Falle einer einſtweiligen Ein

maßregel verfügt , ſo ruht nur das Verfahren inſolange, ſtellung das Berfahren ſtets nur auf Antrag eines

als die einſtweilige Einſtellung dauert. Hievon weichen Gläubigers fortgeſeßt werden darf, ſoweit ſich nicht

auch die beſonderen Vorſchriften des ZVG . nicht aus dem Gefeß ein anderes ergibt, ſo ſteht dies nicht

weſentlich ab. Nach § 31 Abſ.1 ZVG. darf zwar im entgegen, weil das Verfahren troß ſeiner Einſtellung

Falle einer einſtweiligen Einſtellung das Verfahren gegen den einen Gläubiger auf Antrag eines anderen

nur aufden Antrag eines Gläubigers fortgeſeßt werden; fortgeſetzt werden muß . Da hier das Verfahren nur

die Möglichkeit einer Fortſeßung iſt aber gegeben. Nach gegen den Gläubiger G. einſtweilen eingeſtellt worden

$ 31 Abſ. 2 Zvo. iſt das Verfahren aufzuheben, wenn war, muß es, ſobald der Beitritt des Konkursver:

ein ſolcher Antrag nicht binnen ſechs Monaten geſtellt walters zugelaſſen iſt, auf deſſen Antrag wegen des

wird ; damit iſt klargeſtellt, daß vor Ablauf dieſer Friſt Viehes fortgeſeft werden. (Beſchl. vom 13. Febr. 1914,

das Verfahren noch nicht beendet iſt. Durch die Ver- Beſchw . Reg.Nr. 59/14) . N.

ſteigerung und den Zuſchlag der Grundſtüđe allein

wurde an jener Rechtslage nichts geändert. Das Vers

fahren hinſichtlich des Viehes nimmt, abgetrennt von

dem Verfahren über die Hauptſache, ſelbſtändig ſeinen

Fortgang. ſobald die einſtweilige Einſtellung nicht

mehr wirft. Es bleibt ſeinem Grunde und ſeinem Bücheranzeigen.

Weſen nach ein Grundſtücszwangsverſteigerungsver

fahren ,da es auf einem Beſchlagnahmebeſchluſſe beruht, veiu, Dr. Otto, Oberlandesgerichtsrat in Hamm. Hand.

der das Vieh in ſeiner Eigenſchaft als Zubehör von buch der Zwangsvollſtreckung. Zweite vers

Grundſtücken umjaſte. War hienach das Verſteigerungs vollſtändigte Auflage, unter Mitwirkung von Ø.

verfahren über das Vieh zur Zeit des Beitritts des Willers, Gerichtsaſſeſſor in Eſſen , zurzeit im Juſtiza

Stonfursverwalters ( 83 172, 27 ZVG.; RG. vom miniſterium . 698 S. Hannover 1914, Helwingiche

21. Juni 1902 in JW . 1902 S. 402) auf Grund der
Verlagsbuchhandlung . Preis Me. 12.- , geb.Mt. 13.20.

einſtweiligen Einſtellung nur in der Ruhe oder ſchon Die Fragen aus dem Gebiet derZwangsvollſtredung

wieder im Laufe, weil die Widerſpruchsklage nicht oder ſind oft ſchwierig und lehrreich, io d. 6. gleich die

nicht rechtzeitig zugeſtellt wurde, ſo war der Beitritt Entſcheidung Seite 155 f. hier. Die verſchiedenen Zus

des Konkursverwalters zu dem noch nicht beendeten ſtändigkeiten und Rechtsverhältniſſe, die Kürze der

Verjahren weder unzuläſſig noch verſpätet; erſt mit Friſten und die beſondere Gile, die ſo oft geboten iſt da:

der Verſteigerung dieſer Zubehörſtüđe oder mit dem bei allenthalben die eigene Verantwortlichkeit !) ſtellen

Ablaufe der Friſt des § 31 ZVG ., oder mit einer Auf- hohe Anforderungen an ſchnelle und richtige Ents

hebung des Verfahrens nach $8 29, 32 ZVG. oder ſchließung . Darum ſind guté Führer auf dieſem ver

$ 776 ZPO . wäre ſein Beitritt ausgeſchloſſen geweſen . worrenen Gebiete geſucht. Zu dieſen erprobten Führern

Wie der Beitritt eines Gläubigers nur in dem Ums gehört þein . Schon die erſte Auflage ſeines Handbuches

fange möglich iſt, in welchem das Verfahren angeordnet durfte ich hier beſtens empfehlen. Der Erfolg hat dem

wurde ( Jädel-Güthe, ZVG. $ 27 Abſ. 3), ſo iſt ſpäter- Recht gegeben. Nach nicht einmal 3 Jahren liegt die

hin ein Beitritt nur mehr möglich und zuläſſig in dem 2. Auflage in weſentlich vergrößertem Umfange an

Ilmfang, in welchem das Verfahren noch ſchwebt . Blattzahl und Druckfläche vor. Aber auch inhaltlich

Eine ähnliche Sachlage ergibt ſich, wenn von der Vor: iſt ſie ſo ſehr bereichert, während die Anlage des Buches

ſchrift im $ 65 ZVG. Gebrauch gemacht wird . Nun unverändert blieb , daß man ſie jetzt als das Qands

haben ſich allerdings die betreibenden Gläubiger und buch der Zwangsvollſtreďung bezeichnen lann. Für
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die dritte Auflage würde ich ein Gefeßesregiſter , ums

faſſendere Becüdſichtigung der Literatur und beſſeres
Papier empfehlen .

Jena. Mechtsanwalt Dr. Dödel.

Rechtèquellen des öffentlichen Kirematographenrechts.

Syſtematiſche Zuſammenſtellung der wichtigſten

deutſchen und fremden Gefeße und Gefeßents

würfe, Miniſterialerlaſſe, Bolizeiverordnungen . Aus

amtlichem Material geſammelt, mit Einleitung, kurzen
Erläuterungen und einem Sacyregiſter verſehen. Bon

Dr. Albert Hellwig, Gerichtsaſſeſſor in Berlin - Frie

denau, Aſſiſtent an der juriſtiſchen Fakultät der
Friedrich -Wilhelms-Univerſität zu Berlin. (Dicht

bühnen-Bibliothel Heft 5.) 8°. (256) M.-Gladbach

1913, Boltsvereins-Verlag G.m.b . $ . Geb. M 5.

Der Inhalt dieſes Buches iſt aus ſeinem ausführs

lichen Titel erſichtlich. Dazu wäre noch zu bemerken,

daß für Preußen allé weſentlichen Geſekesſtellen auf

genommen ſind, für Bayern , Sachſen, Württemberg

und Baden wenigſtens die wichtigſten, ferner für dieſe

fünf Staaten ſämtliche einſchlägigen dem Berfaſſer bes

kannten Miniſterial-Erlaſſe. Von dem preußiſchen Rechte

ſind ferner aufgenommen ſämtliche vorbildlichen Bers

liner Polizei-Verordnungen ſowie einige typiſche Ober

präſidial- und Regierungspolizeiverordnungen. 3m

übrigen hat nur Plaß gefunden, was demVerfaſſer

intereſſant genug ichien . Bezüglich des bayeriſchen Hechts

(Art. 32 PŠEOB.) zitiert er ſeine eigene in dieſen Blät

tern erſchienene übhandlung, nicht aber meinen da

gegen gerichteten Aufſa ( Jahrg. 1913 Nr. 12) . Hell

wig verfolgte bei der Herausgabe ſeiner Zuſammen

ſtellung einen doppelten Zwec , erſtens wollte er den

Polizeibehörden ein bequemes Nachſchlagebüchlein bieten

und andrerſeits für die an der geſeblichen Regelung der

Sino- Frage intereſſierten Perſonenkreiſe, ſowohl für

die Gewerbetreibenden wie für die Beamten, Parla

mentarier und Schriftſteller das wichtigſte Material

zuſammenſtellen. Auch hat der Verfaſſer nicht unter

laſſen , in der Einleitung S. 21–36 ſeine Anſicht über

die hauptſächlichſten für den Geſetzgeber inFrage kom

menden Probleme zu äußern, nämlich Konzeſſionspflicht,

Filmzenſur, finderverbot, Plakatzenſur, Sicherheits

vorſdriften, Verbot des gleichzeitigen Betriebs von

Kino und Schankwirtſchaft, Sonntagsheiligung und

Arbeiterſchuß. Insbeſondere ſpricht ſich Hellwig gegen

die geſeßliche Einführung des Bedürfnisnachweiſes aus,

weil eine ſolche Beſtimmung ießt zu ſpät käme . Leider

hat ſich der vor kurzem dem Reichstag zugegangene

Gefeß -Entwurf Dru £ f. Nr. 1431 betr. Abänderung der

S$ 33, 33 a 2c. der Gewerbeordnung , der überhaupt von

kleinlichem Polizeigeiſt erfüllt iſt, auf einen anderen

Standpunkt geſtellt, obwohl außer dem von ħelwig in

den Vordergrund gerückten Bedenken noch verſchiedene

andere zu erheben wären, wie die Unmöglichkeit einen

Maßſtab für die Schäßung des Bedürfniſſes zu finden

und die künſtliche Wertſteigerung der beſtehenden Licht
ſpieltheater.

München . Dr. V. Landmann, Staatöminiſter a . D.

bewilligt, der in dieſen Dienſtgraden ſeiner geſeklichen

zwei- oder dreijährigen Dienſtpflicht genügt . Die näheren

Vorſchriften über die Vorausſeßungen, unter denen die

Aufwandsentſchädigung beanſprucht werden kann, über

die Geltendmachung des Anſpruchs uſw. hat der Bundes

ratam 26. März ds.Js . erlaſſen (ROBI. S.57) . Findige

Gläubiger haben ſich bald dieſe Neuerung zunutze gemacht

und die Entſchädigungsanſprüche pfänden laſſen. In

manchen Fällen mag die Pfändung nach § 850 Nr. 3

3PO. unzuläſſig geweſen ſein ; allein die hier geforderte

Bedürftigkeit iſt nicht Borausſeßung des Anſpruchs auf

die Aufwandsentſchädigung, wenigſtens für den Regels

fall der Gewährung an die Eltern (anders bei Geltend

machung des Anſpruchs durch die Großeltern) ; die an

geführte Vorſchrift der Prozeßordnung botalſo nur einen

ſehr unvollkommenen Schuß gegen die Pfändung. Die

Aufwandsentſchädigung ſoll, ſo wurde im Reichstag

erklärt, eine Zuwendung höchſt perſönlicher Art zur Ents

ſchädigung der Familien ſein, die - mit militärtaug

lichenSöhnen reicher als andere geſegnet - dem Staate

beſondereOpfer gebracht haben. Mit dieſer Begründung

wurde aus der Mitte des Hauſes der Entwurf eines

Geſeßes betr . Aenderung der ZPO. eingebracht, der in

zwiſchen unter dem 24. Juni ds. Js . Geſeß geworden und

im NOBI. veröffentlichtworden iſt (S.233) : durch eine

dem $ 850 Abſ. 1 ZPD . beigefügte Nr. 9 ſind die frag

lichen Aufwandsentſchädigungen - genauer geſagt: der

Anſpruch auf dieſe -der Pfändungjeßt entzogen . Das

Geſeß gilt vom 14. Juli an (RVerf.Art.2 Saß 3 ). Pfän

dungsbeſchlüſſe, die vor dieſem Lage dem Drittſchuldner

zugeſtelltworden ſind ,werden durch das Gefeß in ihrer
Wirkſamkeit nicht berührt ; denn das Geſek legt ſich teine

rüdwirfende Straft bei anders z. B. $ 5 Abſ.2 LohnBo.)

und die höchſtperſönliche Natur des Entſchädigungs

anſpruchs, mit der man im Reichstage den Gefeßentwurf

begründet hat, iſt doch zu zweifelhaft, als daß man aus

ihr die Unpfändbarkeit folgern könnte. Mit dem Jnkraft:

treten des Geſekes iſt die Aufwandsentſchädigung auch

der Uebertragung durch Hechtsgeſchäft, wie der Aufs

rechnung und der Verpfändung entzogen (SS 400 , 394,

1274 BGB . ) .

.
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Das Geſetz zur Aenderung der $$ 74, 75 und des

§ 76 Abſ. 1 BGB . und das Geſek betr. Aenderung der

Gebührenorduung fürZengen und Sachverſtändige werden

im RGBI. Nr. 35 S. 209 ff. und S.214 ff . veröffentlicht.

Die Erörterung dieſer wichtigen Gefeße beanſprucht mehr

Raum, als in dieſer Abteilung zur Verfügung ſteht.

Es iſt deshalb dafür geſorgt, daß die beiden Geſeke

kurzvor oder nach ihremInfrafttreten (HGB.: 1.Januar

1915 ; ZSGebO.: 1. Oktober 1914) in größeren Ab

handlungen beſprochen werden .
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Gefeßgebung und Verwaltung.

Uenderung der Zivilprozeßordnung. Bekanntlich ſind

im Reichshaushaltsetat die Mittel für Aufwandsentſchä

digungen bereitgeſtellt, die auf Verlangen an Familien für

die im Reichsheer, in der Marineoder in den Schuhe

truppen eingeſtellten Söhne bewilligt werden, wenn

Söhne aus der Familie durch Ableiſtung ihrer geſetzlichen

zwei- oder dreijährigen Dienſtpflicht als Unteroffiziere

oder Gemeine eine Geſamtdienſtzeit von ſechs Jahren

zurüďgelegt haben ; die Entſchädigungen werden in der

Höhe von 240 M fürjedes weitere Dienſtjahr jedes Sohnes

Statiſtiſches zu dem Geſeke vom 19. Juni 1912,

betreffend dieMenderung des Strafgeſetzbuche. Durch
das Geſetz vom 19. Juni 1912 wurden in das StoB.

einige neue Tatbeſtände eingefügt (Körperverleßung

an Wehrloſen , § 223 a Abf. 2 ; Diebſtahl und Unter

chlagung aus Not, $ 248 a ; Notbetrug, § 264 a).

Jn dem 2. Halbjahre 1912 wurden in Bayern auf

Grund des § 223a Abſ. 2 8 Verurteilungen aus

geſprochen, wegen Notdiebſtahls 165, wegen Not

unterſchlagung 26, wegen Notbetrugs 211. Die geringe

Zahl der Verurteilungen wegen Körperverleßungan

Wehrloſen läßterkennen, welchen Wert diephantaſtiſchen

Zahlen der Kindermißhandlungen hatten, die vor einiger

Zeit von der Tagespreſſe angegeben wurden , ohne daß

zu erſehen war, auf welcher ſtatiſtiſchen Grundlage

ſie eigentlich beruhten.

Die Novelle vom 19. Juni 1912 hat befanntlich

auch den Tatbeſtand des § 370 Nr. 5 StGB . (Ent

wendung von Nahrungs- und Genußmitteln ) auf „ andere
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Gegenſtände des hauswirtſchaftlichen Verbrauchs“ ſich auf die folgenden Ausführungen der Straffammer :

ausgedehnt und damit den Tatbeſtand des Diebſtahls Wer ſich Geld aneignet, das er für einen anderen ein :

eingeſchränkt. Eine Minderung der Verurteilungen zieht und an dieſen abliefern müßte, tönne widerrechtlich

aus § 242 StGB. hat ſich daraus im Jahre 1912 nicht handeln, auch wenn er gegen den anderen ſelbſt For :

ergeben, ſie ſind vielmehr von 9862 im Jahre 1911 derungen hat; er müßte denn ſeine eigenen Forderungen

auf 10546 hinaufgegangen. Dagegen zeigt ſich ein gegen den Anſpruch des anderen aufrechnen , dies auch

tleiner Müdgang beim Diebſtahl im Rüdjali (2387 erklären oder doch ernſtlich beabſichtigen . Der Ange

Berurteilungen gegen 2621 im Jahre 1911 ) . Die flagte behaupte, er habe Gegenforderungen gegen die

Verurteilungen wegen ſchweren Diebſtahls und ſchweren Firma gehabt, als er die für ſie eingezogenen Gelder

Diebſtahls im Rücfalle find nahezu gleichgeblieben für ſich verwendete, und er habe aufrechnen wollen .

( 1403 und 672 gegen 1409 und 671 im Jahre 1911). Allein der Angeklagte habe nicht zu erkennen gegeben ,

Auch die Unterſchlagungen haben nicht ab- ſondern daß er aufrechne. Es ſei auch nicht anzunehmen , daß er

zugenommen (4054 Verurteilungen gegen 3785 im dies ernſtlich beabſichtigte, als er das Geld der Firma

Jahre 1911). Beim Betrug iſt gleichfals ein Anwachſen verbrauchte. Er fönne ſich deshalb nicht dahin ver

zu bemerken (von 6679 auf 6757), während die Verurs teidigen, er habe nicht widerrechtlich über das fremde

teilungen wegen Betrugs im Müđfalle von 2816 auf Geld verfügt. Dieſe Anſchauung entſpreche der Ent

2285 zurüdgegangen ſind. ſcheidung des Reichsgerichts Str. Bd . 20 Š. 438. Die

Reviſion bezeichnet dieſe Ausführungen als irrig; die

Gründe der angeführten Entſcheidung träfen hier gar

Herſtellung von Malzwein . Durch Bekanntmachung nicht zu . “

vom 21. Mai 1914 (MOBI. S. 127) wird die Bundes

ratsbekanntmachung vom 9. Juli 1909 (ROBI . S.549)

dahin ergänzt,daß bei Verſtellung von weinähnlichen
„ Frau Erſte Staatsanwalt“, ſo hört und lieſt

Getränken aus Malzauszügen die Verwendung von Zucker
mans. Es beſteht bei vielen Untlarheit darüber, in

und Säuren verboten oder eingeſchränkt und der Zuſa
welcher Form die Titel der Männer auf ihre Frauen

von Waſſer geregelt wird . Die Borſchrift verfolgt den
anzuwenden ſeien, Frau Landgerichtspräſidentin oder

Zwed, den Weinbau vor dem überhandnehmenden Wett
Frau Landgerichtspräſident, Frau Generalin oder Frau

bewerb der Malzweine zu ſchüßen. Siehe Jahrg . 1913
General, Frau Kommerzienrätin oder Frau Sommerzien :

S. 329 und 353.
rat. Die männliche Form wird für unrichtig gehalten ,

weil ja die Frau nicht Landgerichtspräſident, General

Herſtellung von Rognat. Jn Abänderung der
und Kommerzienrat ſei . Gleichwohl iſt dieſe Form

Bundesratsbekanntmachung vom9. Juli 1909 (NOBI.
allein richtig . Denn der Titel: Frau Landgerichts

S. 549), welche zu SS 10 , 16 Weing. diejenigen Stoffe
präſident uſw. iſt elliptiſcher Natur, es iſt die abges

bezeichnet hatte, die bei Herſtellung von Kognat nicht
türzte Redeweiſe für : Frau des Landgerichtspräſidenten

verwendet werden durften ,bringtdie Bekanntmachung
uſw. Die weibliche Form müßte aber einmal dann

„ betr. Aenderung der Beſtimmungen zur Ausführung
angewendet werden, wenn die Gerichte mit Frauen

des Weingeſekes “ vom 27. Juni 1914 (ROBI. S. 235)
beſeft wären , das Heer von Frauen geführt würde, dann

eine Aufzählung derjenigen Stoffe, die bei Herſtellung
gäbe es Landgerichtspräſidentinnen und Generalinnen .

von Kognat nunmehr nur noch verwendet werden
Seit geraumer Zeit ſpringt die unrichtige Auffaſſung

dürfen , ſo daß die Verwendung aller nicht angeführten
beſonders bei dem Dottortitel in die Augen . Unſere

Stoffe fortab verboten iſt. Für die Uebergangszeit,
Frauen und Fräulein, die ſich dieſen Titel erworben

d . i. bis zum 1. Juli 1915, wird die Verwendung ge
haben, nennen ſich nur doctor jur. , doctor philos. ,

wiſſer Vorräte ausnahmsweiſe geſtattet.
doctor med . Mag es von ihnen auch eine gewiſſe Eitel:

feit ſein , es in allem , auch im Titel , den Männern gleich

zu tun , ſo wird die Gepflogenheit doch auch mit darauf

zurückzuführen ſein , daß in den Berleihungsurkunden

altem Brauch gemäß die männliche Form desTitels bei.

Sprachede. behalten wird, ſtatt daß er doctrix jur. , doctrix philos.,

Uus der Rechtsſprache des Heichogerichte. Jn den
doctrix med. lautet . Es iſt zwiſchen der Frau Doftor N.

Gründen eines neuen reichsgerichtlichen Urteils findet ſich
und der Frau Dottorin N. ein gewaltiger Unterſchied ;

folgendes unerhörte Saßgefüge: „Inbegründet iſt auch
die erſte führt den Titel wegen ihres Mannes, die

der Vorwurf, daß .... Die Reviſion wendet ſich hier
andere hat ihn auf Grund eigenen Rechts. Wie vers

gegen die Ausführung der Strajtammer, daß das
hält ſich nun zu dieſer Ausführung : Frau Erſte

Beſtehen ſolcher Gegenforderungen an ſich nicht die
Staatsanwalt" ? Richtig iſt die männliche Form

Widerrechtlichkeit der Aneignung der vom Angeklagten
Staatsanwalt, falſch die weibliche Form Erſte. Richtig

einfaſſierten Beträge beſeitige, weil der Angellagte
wäre es alſo zu ſagen : Frau Erſter Staatsanwalt.

eine Aufrechnung ſeiner Gegenforderung der Firma
Aber da ſteht das weibliche Geſchlecht zu der manns

gegenüber gegen die aus der Nichtabführung der
lichen Form in einem ſolch auffallenden und ſchronien

eingezogenen Gelder dieſer ihm gegenüber entſtandenen
Gegenſaß, daß der Ausdruck vermieden werden muß .

Forderung nicht erklärt habe und daher anzunehmen
Man muß ſich beſcheiden, zu ſagen: Frau Staats.

anwalt, wie das ja auch bei den Frauen der zweiten
ſei, daß der Angeflagte auch bei der Zueignung der

eingezogenen Gelder eine ſolche Aufrechnung auch nicht
und dritten Staatsanwälte geſchieht. Soll gleichwohl

beabſichtigt habe, und weil die bloße Möglichkeit der
unterſchieden werden , ſo bliebe nichts übrig, als den

Aufrechnung der Annahme rechtswidriger Verfügung
Titel Erſter Staatsanwalt abzuſchaffen und dafür etwa

nicht entgegenſtehe, und gegen die Heranziehung der
Þauptſtaatsanwalt zu wählen . Oberſtaatsanwalt

Enticheidung des Reichsgerichte Str. Bd . 20 S. 438 zur
wird ſich verbieten, weil ſchon der erſte Beamte der

Begründung dieſer Ausführung.“ Was dieſes von
Staatsanwaltſchaft beim Oberlandesgericht dieſen Titel

Hauptwörtern und Schachtelungen ſtrogende Sakunge
hat . Dafür fönnte übrigens Oberſtſtaatsanwalt_ges

T.

tüm ausſpricht, hätte einjach , lebendig und verſtänds
ſagt werden .

licher gefaßt werden können ; dabei hätte auf die uns

gerade Mede gar nicht verzichtet werden müſſen : , l1n
Verantwortl. Herausgeber : Th . von der Pfordten ,

begründet iſt auch der Vorwurf, daß .... Er bezieht Regierungsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von J. Sch weißer Verlag (Arthur Sellier) München , Berlin und Leipzig .
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Gtudien zur Rechtſprechung auf dem Gebiete legen, die öſterreichiſchen Geſeke ſeien für den öſter

reichiſchen Mann bezüglich der Eheſchließung dann

des Internationalen Privatrechts. nicht verbindlich geweſen , wenn ſeine Abſicht nicht

Bon Dr. jur. Peter Klein , Brivatdozent an der
dahin gegangen ſei , durch den Eheſchließungsakt

Univerſität Königsberg i . Pr.
auch in Deſterreich rechtliche Folgen hervorzurufen .

Das Landgericht hatte angenommen , der Mann habe

I. Studie. dieſe Abſicht gehabt , und hatte deshalb die Ehe

yn welchem Umfange hat der Deutſche Richter öſter: für nichtig erklärt. Das Oberlandesgericht hat

reidiſches Recht anzuwenden,wenn es fid um die Gültig: dagegen eine ſolche Abſicht nicht für dargetan er:

teit der von einem Deſterreicher in Deutſchlandgeſchloſſenen achtet und die Klage abgewieſen .

Ghe handelt ? (Eine Beſprechung des RC . - Urteils

vom 15. Februar 1912, . LXXVIII, 234-238) . Das Reichsgericht iſt zur Nachprüfung befugt,

ſoweit Verlegung der vom deutſchen Geſeßgeber

I. Das zu beſprechende Urteil. erlaffenen ſog. internationalen Rechtsnormen gerügt

Der Kläger , ein öſterreichiſcher Staatsange
wird . Die Neviſion will in den Vorſchriften des

Richterhöriger katholiſchen Bekenntniſſes, beantragte auf Einführungsgeſekes, durch die der deuti

Grund öſterreichiſchen Rechts, die Ehe für nichtig ausdrüdlich zur Anwendung eines fremden, durch

zu erklären , die er in Deutſchland am 9. März die Staatsangehörigkeit eines Beteiligten beſtimmten

1908 mit derBeklagten, einerdeutſchen Proteſtantin Rechtes verpflichtet wird, (den ſog. vollkommenen

geſchloſſen hatte , deren früherer, von ihr geſchiedener Kolliſionsvorſchriften der Art. 7, 13, 15, 17,21,

Ehemann noch am Leben war. Das Landgericht 25 EG. BGB. ) nur eine Verweiſung auf die

erklärte die Ehe für nichtig , dagegen wies das materiellrechtlichen, die Sachnormen des betreffenden

Oberlandesgericht die Klage ab. Die Reviſion
fremden Rechts erblicken . Nach den Kolliſions

des Klägers wurde zurückgewieſen aus folgenden
normen dieſes Rechts habe der deutſche Richter

Gründen :
grundſäßlich nicht zu forſchen und deutſches Recht

„ Beide Vorderrichter ( LG.undOLG. Ham ausdrüdlich auf deutſches Recht zurückverweiſe
nur dann anzuwenden, wenn das fremde Recht

burg) gehen auf Grund von Art . 13 EG . BGB.

mit Recht davon aus , daß die Ehe der Parteien
(Art. 27 ).

nur dann gültig iſt, wenn ſie nach den für einen Dieſe in der Rechtslehre allerdings mehrfach

jeden der Verlobten maßgebenden Rechte einge vertretene Meinung kann nicht gebilligt werden.

gangen werden durfte. Sie iſt mithin nichtig. Das Reichsgericht trägt vielmehr kein Bedenken ,

wenn ſie, nach den Gefeßen des Staates beurteilt, auszuſprechen , daß der deutſche Richter, wenn er

dem der Mann angehörte, d . h . nach öſterreichiſchen überhaupt zur Anwendung des fremden Rechts

Geležen , auch nur in Anſehung des Mannes ver- berufen wird, dieſes fremde Recht grundſäßlich

boten war. Ein ſolches Eheverbot iſt nach dem auch in vollem Umfange, mithin nicht bloß ſeine

öſterreichiſchen Hofdekrete vom 17. Juli 1835 an Sachnormen, ſondern auch ſeine Kolliſionspor

ſich gegeben, weil der erſte geſchiedene Ehemann ſchriften anzuwenden hat

der Frau jezt noch am Leben iſt . Beide Vorder- Endlich würde der Zweck der Vorſchrift, dem

richter ziehen aber zugleich § 4 des öſterreichiſchen betreffenden Staatsangehörigen auch in Deutſchland

BOB. heran, den ſie in Uebereinſtimmung mit die Beurteilung des Streitfalls nach ſeinem Per

dem öſterreichiſchen oberſten Geridtshoje dahin aus. ſonalſtatute zu gewährleiſten, geradezu vereitelt ,

.
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wenn hierbei nur mehr oder minder lückenhafte fach :) vertretenen Auffaſſung aus, daß

Ausſchnitte aus dem maßgebenden fremden Rechte ,,der Deſterreicher, der im Auslande heiratet ,

anzuwenden wären . So käme man im Streit : nach der heutigen Auslegung des S4 ABGB.-)

falle zu dem unannehmbaren Ergebniſſe, daß bei an das öſterreichiſche Ehegeſek nur gebunden

gleichen tatſächlichen Feſtſtellungen der öſterreichiſche iſt, falls die Ehe nach ſeiner Abſicht zugleich

Richter die Nichtigkeitsklage ſeines eigenen Staats- in Deſterreich rechtliche Folgen hervor:

angehörigen abzuweiſen hätte, während der deutſche bringen ſoll “ ,

Richter auf Grund des erwähnten Hofdekrets gegen m . a . W .: daß § 4 ABGB. - grundſäßlich

die deutſche Frau auf Nichtigerklärung der Ehe auf das Recht des Wohnſikes, in unſerm Falle

erkennen müßte . alſo auf das deutſche Recht verweiſt.") Demgemäß

Der Berufungsrichter hat deshalb Art . 13 A6.1 jei ſchließt man jedenfalls nach Art . 27 in

EG. BOB. nicht verlegt, wenn er ſchon hierin die Verbindung mit Art . 131 EG . BOB. deutſches

ſog . Geſamtverweiſung auf das fremde, im Streit : Recht anzuwenden und die Nichtigkeitsklage abzu:

falle das öſterreichiſche Recht, erblickt und deshalb weifen.

auch § 4 öſterr. BOB. anwendet . Dabei kann M. E. trifft dieſe Entſcheidung nicht zu .

auf ſich beruhen, ob mit dieſer Vorſchrift eine
A. EG . BGB. Art . 27 in Verbindung mit

eigentliche Rolliſionsnorm erteilt werden ſollte.
Art. 131 verweiſen auf das öſterreichiſche materielle

Jedenfalls iſt durch den angezogenen $ 4 nach der Recht und das öſterreichiſche internationale Privat

irreviſiblen Auslegung des Berufungsrichters die
recht. Nun ſteht feſt, daß nach öſterreichiſchem inter :

Anwendbarkeit des öſterreichiſchen Rechts auf den
nationalen Privatrecht auch die von Ausländern

Streitfall verneint und damit der Nichtigkeitsklage
im Ausland geſchloſſene Ehe in Deſterreich un :

ohne weiteres der Boden entzogen

Hält man hieran feſt, ſo bedarf es nicht erſt der öſterreichiſches Geſetz ( 3. B. DeſtABGB . SS 62
gültig iſt, fals ſie gegen ein abſolutzwingendes

Heranziehung des Art . 27 , um das Berufungsurteil [ 111 ],63 , 64 ) verſtößt".9) Daraus folgt mit Not

zu halten.... Uebrigens würde die Klageabweiſung wendigkeit, daß erſt recht eine von einem Ooſter:

auch durch unmittelbare Anwendung des Art . 27

gerechtfertigt ſein . Zwar enthält $ 4 öſterr. BGB.
reicher im Auslande geſchloſſene Ehe unter den

keine ausdrüdliche Vorſchrift darüber, welches Recht verweiſung auf das deutſche Recht inABGB. § 4
gleichen Vorausſeßungen ’) ungültig iſt.8) Die Rück:

maßgebend ſein ſoll, wenn unter den dort gegebenen wird durch die öſterreichiſche Vorbehaltsflauſel aus
Vorausſetungen das öſterreichiſche Recht ausſcheidet.

geſchaltet.

Ulein eine ausdrückliche Verweiſung auf ein an:
Darf der deutſche Richter die Vorbehalts:

deres Geſet wird nur in Art . 1 des die Ehe

ſchließung regelnden Haager Abkommens vom
„ Feſtſchrift zur Jahrhundertfeier des Allgemeinen Bür.

12. Juni 1902 gefordert , und dieſem Abkommen gerlichen Geſeybuchs“ (1911) II , 55 ff., namentlich 607f.

iſt Deſterreich-Ungarn nicht beigetreten . Es genügt 3 ) Vgl. Krainz-Ehrenziveig , a . a . L. , namentlich

mithin zur Anwendung von Art . 27 , daß § 4 S. 80/81 ( Tert zu Note 10 und Note 10 ), 88 ; Stein :

öſterr. BGB. ſtillſchweigend auf die deutſchen Geſetze i Lechner, a,a. 65 ( Text zu Note21), 67 (namentlich

Tert zu Note 27 u . 28 ); Entich . des Deſtogộ. vom
verweiſt, indem er unverkennbar den Ort der Vor 1. Oktober 1912 (DeſtCBI. XXXII, 229 230 ) und vom

nahme des Rechtsgeſchäfts, im Streitfalle alo 14. Januar 1914 (DeſtCBI. XXXII, 126 ff. ).

Deutſchland , in deſſen Gebiet die Ehe geſchloſſen * ) § 4 DeſtABGB . lautet :

worden iſt, als maßgebend betrachtet ."
„ Die bürgerlichen Geſeke verbinden alle Staats:

bürger der Länder, für welche ſie lundgemacht worden

ſind. Die Staatsbürger bleiben auch in Handlungen

II . Beſprechung des Urteil 8. ) und Geſchäften , die ſie außer dem Staatsgebiete vor:

Alle drei Inſtanzen gehen von der in der neueſten
nehmen , an dieſe Geſeke gebunden, inſoweit als ihre

öſterreichiſchen Literatur und Rechtſprechung * ) mehr:
perſönliche Fähigkeit, ſie zu unternehmen, dadurch ein

geſchränket wird, und als dieſe ñandlungen und Ges

ſchäfte zugleich in dieien Ländern rechtliche Folgen

1 ) Vgl. auch die ſehr wertvolle Arbeit Beers, Die hervorbringen ſollen . Inwiefern die Fremden an dieſe

Verweiſung, eine fritiſche Studie zum internationalen Geſete gebunden ſind, wird in dem folgenden ħaupt:

Privatrecht, in der Feſtſchrift für Ernſt Zitelmann, 1913 ſtücke beſtimmt.“

( namentlich S. 20-22). Beer wählt das unter I wieder- 5) Daß nach der heute herrſchenden Auslegung des

gegebene RG .-Urteil zum Ausgangspunkte ſeiner Er- ! § 4 ABGB. eine Verweiſung vorliegt, ergibt ſich mit

örterung über das Problem der Verweiſung im inter- voller Klarheit aus den die neue Lehre vortragenden Aus:

nationalen Privatrecht. Dieſes Problem ſcheidet für die führungen Ehrenzweigs (Frainz-Ehrenzweig ‘, a . a . D.

vorliegende Studie aus. Siehe auch Endemann, 81): „Praktiſch bedeutet das die Verdrängung des

Matrimonium claudicans, JW. XLIII, 116. theoretiſch anerkannten Grundiakes der Staatsange:

*) Vgl.Krainz-Ehrenzweigs, Syſtem des öſter- hörigkeit durch den Grundſaß des Wohnſikes .“

reichiſchen allgemeinen Privatrechts, I (1913) S. 80/81 °) Vgl. Straing- Ehrenzweigs, a. a . 0. 88 89 (85
und 88/89; dort genaue Angaben der Literatur und (Tert zu Note 10) , 86 ( Tert zu Note 11 ) , 89 ( Tert zu

Rechtſprechung. - Ueber die Entwicklung des Deſter: Note 15) ] . Ueber abweichende Entſcheidungen aus
reichiſchen internationalen Privatrechts, beſonders die neueſter Zeit vgl . DeſtCBI. XXXII, 127.

verſchiedenen Auslegungen, die die wenigen Kolliſions- * ) welche im vorliegenden Rechtsſalle gegeben ſind.

normen des DeſtABOB. erfahren haben , vgl . Strainz: 1 8) Vgl. auch Strainz-Ehrenzweig ', a . a . D.89 ( Tert

Ehrenzweig ", a . a . O. 76/77 ; ferner Steinlechner in der zu Note 12); Endemann , a . a . D.
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klauſel des öſterreichiſchen Rechts, die die Rückver- | Normen nicht anwenden wollte, weil ſie uns infolge

weiſung (8 4 ABGB.) auf das deutſche Recht aus : der Rücverweiſung im Gewande der Vorbehalts

ſchaltet, berückſichtigen , oder ſteht dem Art. 30 klauſel begegnen ?

EG. BOB. entgegen ? B. Die neue Auslegung des § 4 ABGB.

Dieſe Frage iſt zunächſt von mir 9) | ſcheitert m. E. in unſerm Faïe bereits daran, daß

aufgeworfen, dann von Diego) und namentlich nach den Hofkanzleidekreten com 23. Februar 1833

von Levis 11) erörtert worden . Zwei Löſungen ſind und 10. Juni 1835 „ die Eheſchließung mit einem
denkbar . Deſterreicher für die Ausländerin einen unbedingten

Man könnte dahin entſcheiden : Die öſter: Bürgerrechtstitel begründet, ohne daß ein Vor

reichiſche Vorbehaltsklauſel lehnt das deutſche Recht behalt des bisherigen Staatsbürgerrechts möglich

als gegen den Zweck des öſterreichiſchen Rechts ver- wäre, und ohne daß bei ſpäterer Trennung der

ſtoßend abund darffolglich geinäß Art . 30 EG .BOB. Ehe infolge Scheidung oder Tod des Gatten das

unter keinen Umſtänden berücfichtigt werden . Es erheiratete Bürgerrechtwiederverloren ginge “ . 15) Da

bleibt barum bei der Rüdverweiſung des § 4 die Eheſchließenden dieſe nach Deſterreich hinüber

ABOB . ) wirkende Legalwirkung der Eheſchließung nicht aus

Dieſes Ergebnis wäre indes durchaus unbe: ſchließen können , iſt m . E. der Verweiſung in

friedigend . Mit Recht hat Levis 13) unter Berufung ABGB. § 4 auf das deutſche Recht der Boden

auf Niemeyer , Das internationale Privatrecht des entzogen.16)

BOB. S. 79 ff ., Sitelmann Niemeyer, Quellen zum

internationalen Privatrecht, Heft I S. 38/9 , Kahn,
II . Studie.

IheringsI. XXXVI, 371 darauf hingewieſen , zu Art. 30 EG. BGB.

„daß der Grundſaß der Rücverweiſung (EG .BOB. I. Wohl kein Problem des internationalen

Art . 27) unter anderm auch tunlichſt Wider :
Privatrechts bereitet der Wiſſenſchaft und Recht:

ſprüche zwiſchen der deutſchen und der ſprechung dauernd größere Schwierigkeiten als das

heimiſchen Rechtsentſcheidung hintan : Problem des ordre public ."?) Man braucht nur

halten will “ . Ein ſolcher Widerſpruch würde

aber – im Gegenſaße zur Annahme des RG. –
einen flüchtigen Blick in das neueſte Schrifttum und

die legten Bände unſerer Entſcheidungsſammlungen
gerade dann hervortreten, wenn das deutiche Ge

richt die Vorbehaltsklauſel desausländiſchen ( öfter- heute noch von einer Löſung des Problems des
zu werfen , um ſich davon zu überzeugen , daß auch

reichiſchen Rechts unberückſichtigt ließe :
ordre public, einer richtigen Anwendung der

Der öſterreichiſche Richterwürde im vorliegen: Vorbehaltsklauſel, nicht die Rede ſein kann. Alle

den Falle die Ehe für nichtig erklären ,während Verſuche, „ die große Entfernung zwiſchen den

der deutſche Richter die Nichtigkeitsklage ab: theoretiſchen Grundſaß der Vorbehaltsklauſel und

wieſe.
ſeiner Ueberſeßung in die konkrete Wirklichkeit zu

Im vorliegenden Falle läßt ſich für die Nicht: verringern ", 18) haben bislang nicht verhindern können ,

ablehnung der öſterreichiſchen Vorbehaltsklauſel auch daß die ſtärkſten Zweifel laut werden, ſobald es

noch folgendes geltend machen : gilt im einzelnen Falle die Vorbehaltsklauſel (EG.

Nach der früheren vor 1905 14 ) in Deſterreich BOB. Art. 30) anzuwenden.

herrſchenden Auffaſſung wurde der Satz des 4 Zweck der folgenden Zeilen iſt es , ein Urteil

ABGB.: „undals dieſe Handlungen und
des I. Zivilſenats des RG. vom 2. Oktober 1912

Geſchäfte zugleich in dieſen Ländern recht: (RG3. LXXX Nr. 31 S. 129–134), 19) zu

liche Folgen hervorbringen wollen ," als

überflüſſig und mißverſtändlich außer Acht gelaſſen,
15) Vgl. Sieber,Das Staatsbürgerrecht im inter

nationalen Verkehr, I ( 1907) S. 105.

enthielt § 4 ABGB . alſo keine Verweiſung auf das 10) Vgl. auch Beer, a. a . D. Note 43. Noch andere

Domizilrecht. Bei dieſer früheren Auslegung wäre Bedenfen bei Steinlechner, a . a . D. 67 ( Tert zu Note 28 ) .

in unſerm Falle öſterreichiſches Recht angewandt **) Literaturangaben bei Klein, Die Lehre vom

worden . Denn Art . 30 EG . BOB. kommt nicht
ordre public, ArchBürgN . XXIX, 311-384 . Vgl. auch

in Frage . Wäre es da zu rechtfertigen , wenn man
Beer, Niemeyers 3. XIX, 1 11.; Dieß , Niemeyers Z. XIX ,

447ff .; Levis,Niemeyers2.XX, 85 ff.; Fuld , Niemeyers

heute in unſerm Falle – im Widerſpruch mit XXII , 253 ; Graf Lurburg, Niemeyers 3.XXIII , 151 , 192 ;

den legten in Art . 27 EG. BOB. verfolgten geſetz:
bedemann, Niemeyers 3.XXIII,244 , 245, 255 ; Niemeyer,

geberiſchen Zwecken dieſelben öſterreichiſchen
Niemeyers 3. XXIII, 261, 267 ; Krainz -Ehrenzweig 5,

Syſtem des öſterreichiſchen allgemeinen Privatrechts,

I ( 1913) S. 77 ; Enneccerus, Kipp und Wolff '- " , Dehr

9) Arch BürgN. XXVII, 258/9. buch des bürgerlichen Rechts, I1 8 62 S. 154 ff.; Beer,

10) Niemeyers Z. XIX, 447—457 . Die Verweiſung, 20 ( in der Feſtſchrift für Ernſt Zitel
11) Niemeyers3. XX, 85-90. Siehe auch Beer, mann ); Dittmann, Die ſechs Haager Åbfommen über

a. a . D. 20. Internationales Privatrecht und ZivilprogeBrecht (1914)

12) Vgl. auch ArchBürgR. XXVII, 258/9. S. 6 ; Fint, Niemeyers 3. XXIV , Abt. II, 138–179.

18) 4. a. D. 87 ; vgl . auch den Note 1 genannten 18) Zitelmann, Internationales Privatrecht, I , 321.

Auffas Endemanns. 19 ) Vgl. auch das weit vorſichtigere Urteil des RG.

"') Bgl . Strainz -Ehrenzweig ', a . a . 0. S. 80 Tert vom 9. Februar 1900 , NiemeyersZ. X, 472 ff ., nament

zu Note 8. lit 473 4.

9-11

.
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würdigen , das die Vorbehaltsklauſel unrichtig Schon Benel ? ) hat mit Recht bemerkt : 06

anwendet. Art . 30 ausreicht, dieſe weitgehende Entſcheidung

II. Zum Ausgangspunkte meiner Unterſuchung zu tragen, ſcheint doch recht zweifelhaft.“

wähle ich die immer wieder herangezogene Ent: Prüfen wir die Urteilsgründe im einzelnen !

ſcheidung des II. Zivilſenats des RG. vom 21.März Die Heranziehung des Brüſſeler Vorentwurfs

1905 (Niemeyer83.XIX , 278—280). Hier gelangt zu einem internationalen Uebereinkommen über

das RG. zu folgendem Ergebnis : „ Die Anwendung Schiffshypothefen uſw....." 23) zur Urteilsbegrün:
des nach dem internationalen Privatrecht an ſich dung iſt methodiſch verfehlt. 24)

maßgebenden ausländiſchen Rechts iſt verboten , wenn Im übrigen läuft die Begründung des RG.

der Unterſchied zwiſchen den ſtaatspolitiſchen oder darauf hinaus : „ Der deutſche Geſeßgeber hätte von

ſozialen Anſchauungen, auf welchen dieſes Recht und dem ganzen Apparate der Regiſtereintragung ab :

auf welchen daskonkurrierende deutſche Recht beruht, geſehen , wenn er eine Eintragung in die Schiffs
ſo erheblich iſt, daß die Anwendung des auslän : papiere für auch nur annähernd gleich

diſchen Rechts direkt die Grundlagen des wertig oder ſeinen Zwecken entſprechend gehalten

ſtaatlichen oder wirtſchaftlichen Bebens und nicht vielmehr gerade darauf Gewicht gelegt

angreifen würde. In einem derartigen Falle hätte , daß entſprechend den für das Grundpfand-:

kann das ausländiſche Recht nicht zugelaſſen , muß redit geltenden Vorſchriften auch für die Schiſis:

vielmehr das inländiſche deutſche Geſet angewendet hypothet Publizität, d. h . nicht ſowohl Erkenn:

werden .“ barkeit als vielniehr volle und authentiſche

Dieſes RG. - Urteil gibt eine wenigſtens im all- Deffentlichkeit geſchaffen wurde . In dieſem

gemeinen richtige Antwort auf die Frage : wann Sinne ſei es zutreffend, wenn die Reviſion aus:

löft der Inhalt der nach unſern Rolliſion normen führt , es müſſe gefordert werden, daß das aus:

maßgebenden ausländiſchen Normen den zwingenden ländiſche Recht zu einer teilweiſen Immobiliſierung

Charakter unſerer eigenen Rechtsſäße aus ? Sie des Schiffes übergegangen ſei . ....“ 25)

fließt aus den zutreffenden Erwägungen : Aber rechtfertigen dieſe Erwägungen es wirklich,

daß die Vorbehaltsklauſel eine Ausnahme daß das RG . eine „ Notwehrlage“ annimmt

von den allgemeinen Kolliſionsnormen darſtellt, daß und das Kampfmittel der Vorbehaltsklauſel,

die Rolliſionsnormen, die ja gerade in der Ver- das die Friedlichkeit der geordneten internationalen

ſchiedenheit der materiellen Rechteund deren Zwede Rechtsgemeinſchaftin Sachen des Privatrechts durch:

ihren Grund haben und ihren Nährboden finden , bricht“ ,2 ) anwendet, kontret geſprochen : die in26

bis zur Evidenz des Gegenteils feſtge: Rußland an einem ruſſiſchen Schiffe gültig

halten werden wollen " , beſtellte Hypothet für unwirkjam erklärt ?

„ daß die Ablehnung des Auslandsrechts gemäß Zu welch unerträglichen Ergebniſſen eine ſolche

der Vorbehaltsflauſelnicht vermutet werden darf" , den Wert und die Bedeutung der eigenen Rechts

ſchließlich, daß es einer der größten Fehler einrichtungen überſchäßende Praxis ® )führen kann ,

einer Enticheidung auf dem Gebiete des inter- mag folgendes Beiſpiel veranſchaulichen, in welchem

nationalen Rechts iſt, wenn ſie leichtherzig den deutiches Recht und deutſche intereſien

zwingenden Charakter des eigenen Rechts annimmt, in Frage ſtehen .

um bloß techniſcher Unterſchiede willen ein Schweiz3. Art . 715 I beſtimmt:

ausländiſches Recht für unanwendbar erklärt , .... Der Vorbehalt des Eigentums an einer

da doch das ganze internationale Privatrecht mit dem Erwerber übertragenen beweglichen Sache

der richtigen oder unrichtigen Handhabung der Vor: iſt nur dann wirkjam, wenn er an deſſen je:

behalteflauſel ſteht und fällt. ) weiligem Wohnort in einem vom Betreibungs:

Mit dieſen Ausführungen iſt die Entſcheidung beamten zu führenden öffentlichen Regiſter ein :

des I. Ziviljenats des RG. vom 2. Ottober 1912 getragen iſt.

unvereinbar. Dem BGB. S 455 iſt ein Regiſter über Eigen:

III . Der I. Zivilſenat des RG . erklärt im Urteil tumsvorbehalte fremd . Darf darum ein um ſeine

vom 2. Oktober 1912 eine (wie das Erkenntnis an : Entſcheidung angegangenes ſchweizeriſches Gericht
nimmt) in Rußland an einem rujichen Schiffe den in Deutſchland nach deutſchem Rechte verein

gültig beſtellte Schijfshypothet für unwirtſam gegen : barten Eigentumsvorbehalt unter Berufung auf

über dem ſpäter von einer Kopenhagener Geſellſchaft Schweiz 3. Art . 715 I und den ordre public * ) für28

erwirkten Arreſt, weil die Vorſchriften des
ruſſiſchen Rechts , die die Publizität des ?? ) 23. XVIII, 883 4 .

Schifjspfandrechts ſichern wollen , den
28) N153. LXXX, 133 4.

34 ) Vgl . auch Beer, NiemeyersZ.XIX, 18.
unſrigen nicht gleich wertig oder an : 25) Vgl. HOZ. LXXX, 133 .

nå bernd gleichwertig ſeien . * ) Sitelmann , Internationales Privatrecht , I ,

351, 357 .

20) Vgl. Zitelmann, Internationales Privatrecht, 27) NO 3.LXXX, 132 (Mitte der Seite) . Siehe

1,317–380; Klein ,Arch BürgR .XXIX , 31171 .; DeſtCBI . auch Del Vecchio, ArchMPhiloſ. VII, 225.

XXXI, 292, XXXII , Dejt 8. * 8 ) Das Schweiz 3. enthält keine ausdrüdliche Bors

* ) Vgl . dazu NO3. LXXX, 131 2 . behaltsklauſel. Selbſtverſtändlich wird aber dadurch
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unwirtſam erklären ? Ich glaube kaum , daß ein II.

ſolches Urteil den Beifall der deutſchen Jurisprudenz Art. 92 Ziff. 1 Forſt. beſtraft: „ Das Fahren
finden würde. Und doch könnte ſich das ſchweizeriſche außerdenerlaubten Waldwegen oder den in den
Gericht bei ſeiner Entſcheidung auf das Urteil des

Schlägen angewieſenen Holzabfuhrwegen das

RG. vom 2. Oktober 1912 berufen.29) Die unter:
unerlaubte Holzſchleifen oder Holzſtürzen das

ſtellte Entſcheidung des ſchweizeriſchen Gerichts löft unbefugteBetreten künſtlicher Anſaaten oder Pflan

die Empfindung aus, daß dasRG. das Schongebiet zungen unter 6 Jahrenundbeſonders das Betreten

des eigenen Rechts unrichtig begrenzt hat .
derſelben mit Pferden oder anderem Vieh. “

IV. Der Weg, den die hier beſprochene KG.:

Entſcheidung und in neuerer Zeit leider manche
Die Auslegung dieſer Vorſchrift war von jeher

Entſcheidungen unſerer höheren Gerichte 30) einge beſtritten. Die Beziehung des „ unbefugten “ bloß
zu „ Betreten " oder auch zu Betreten ... mit

ichlagen haben , führt zu dem längſt überwundenen

lex-fori-Prinzip Wächterszurüd.Undwozudann Pferden oder anderemVieh“ bildete den Gegen
ſtand des Zweifels. War nur das unbefugte

überhaupt ein internationales Privatrecht?
Betreten mit Pferden und Vieh verboten , ſo konnte

ein Betreten mit Pferden und Vieh auf Grund

eines Fahrt- oder Triebrechtes nicht ſtrafbar machen ,

Zur Auslegung des Art. 92 Ziff. 1 desdes weiles ſich um ein befugtes Betreten
handelte. Der Kommentar zum Forſtgeſeß von

bayeriſchen Forſtgeſebes.)" Brater in Dollmanns Gefeßgebung Bayerns 1855,

,
Teil 2 , Bd . I , S. 558, Art . 91 Unm. 3 ſpricht

Bon Landgerichtsrat Dr. Auguſt Mayer in Memmingen .

nur von „unbefugtem Viehtriebe“. Roth , Hand:
I.

buch des Forſtrechtes, 1863, S. 436, erwähnt bei

Auf einemvon jeher alsWald bewirtſchafteten Beſprechung der Waldweide das „unbefugte Betreten
Grundſtüđe befand ſich eine Dedung; ſie war durch ... mit Vieh " ; dazu ebendort S. 439 oben.

Kahlhieb entſtanden und hatte mehrere Jahre brach
Die Fahrt- und Trieb berechtigten ,denen eine

gelegen ; durch Samenanflug waren einzelne Ge: Beſtrafung auf Grund des Art. 92 Ziff
. 1 drohte,

büſche entſtanden . Quer durch das Grundſtück haben von jeher dieſen Einwand geltend gemacht.

führte einWeg, der nach einer Biegung an einer Die Rechtſprechung von mindeſtens 40 Jahren

Wieſe vorbeiführte; der Eigentümer dieſer Wieſe hat ihn jedoch für unbeachtlich erklärt : D6GH.

hatte ſeit langem , um den faum 100 m betragenden BD. VII Ŝ. 501; Bd . IX S. 408 ( mit weiteren

Umweg zu erſparen , von dem Wege weg durch den Verweiſungen) ; ÓLG. München BD. I S. 259;

Wald ſein Vieh auf jene Wieſen getrieben. Der
Bd. IV S. 89 ; Bd. VI S. 1 ; OHLG. Bd. IV

Eigentümer des Waldgrundſtüces erkannte dieſes S. 122 und 389 ; BD. VI S. 332 : Bd. X S. 154.
Triebrecht an.

Auch der Kommentar von Ganghofer :Weber zum

Vor kurzem wurde die Dedung im Auftrage Forſtgeſek für das Königreich Bayern (4. Auflage,

des zuſtändigen Forſtamtes aufgepflanzt durch Ein: 1904, S. 292 Anm . 5—7) huldigt der gleichen

ſegen von Pflanzen , die im Herbſte 1913 höchſtens Anſchauung.

5 Jahre alt waren . Der Wieſeneigentümer trieb In neuerer Zeit haben ſich Stimmen gegen

ſein Vieh auch durch die Pflanzung;der Wald dieſen Standpunkt bemerkbar gemacht. Das LE .

eigentümer zog entlangdem Wege einen Draht- Würzburg hatte alsBerufungsinſtanz einen Rechts

zaun , um das Betreten ſeiner Anpflanzung zu ver

hindern; der Wieſeneigentümer bejeitigte dieſen Waldgrundſtüd zu entſcheiden (F I 55/07); der
ſtreit über Erſißung eines Fahrtrechtes über ein

Zaunoder ließihn beſeitigen und triebſein Vieh Beklagtehatteeingewendet,derKlägerſei als Forſt:
nach wie vor durch.

berechtigter an die forſtpolizeilichen Beſtimmungen
Vom Forſtrüge- und vom Berufungsgerichte

des Forſtgeſekes , alſo auch an Art. 92 Ziff. 1

wurde er hiewegen auf Grund des Art. 92 Ziff. 1
Forſt. gebunden, deshalb könne er erſt nach Ab:

ForſtG . in Strafe genommen,obwohler geltend lauf von 6 Jahren ſeit der Bepflanzung Klage
gemacht hatte, daß er ein Triebrecht beſike,alſo auf Einräumung des Fahrtrechtes ſtellen. Das

befugt ſei, ſein Vieh über jene Waldgrundſtüde Urteil vom 31. Januar 1908 führt aus:

Waldeigentümer und Nußungsberechtigte haben

nicht die ſchrankenloſe Anwendung ſämtlicher auslän- ihre Rechte ſo auszuüben , daß ſie nebeneinander

diſchen Privatrechte zugelaſſen . Vgl. auch den Kommen- beſtehen können und daß die Gerechtjame des leşteren

tar zum Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuch von Egger,
in ihrem beſtimmten Maße ſoweit aufrecht erhalten

Eſther uſw. VI ( Reichel) S. 150 (oben ) .

*) Man darf nie vergeſſen , daß engherzige Ent wird , daß das Recht des Eigentümers auf Er

ſcheidungen unſerer Gerichte auf dem Gebiete des inter- haltung des Waldes nicht leidet ... Die Servitut

nationalen Privatrechts ſtets entſprechende Entſcheiz | iſt inſoweit beſchränkt , als durch die Art ihrer
dungen ausländiſcher Gerichte auslöſen .

$ 9) Zitate bei Niemeyer, Niemeyers3. XIX, 516 .
Ausübung das Fortbeſtehen des Waldes nicht ge

1) Bgl. hiezu die Entſch . auf S. 329 'dieſer fährdet werden darf, jedoch nicht in einem weiteren

Nummer. Umfange . ... Wilfürliche, auf dauernde Ent:

zu treiben .
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ziehung der Servitut berechnete Kulturen ſind aus- über Ablöſung, Umwandlung oder Einſchränkung

geſchloſſen (Seuff. Archiv BS. 49 Nr. 7 und BD . 42 von Dienſtbarkeiten aufrecht; dadurch ſei der Landes

Nr. 19 )“ .-) geſekgebung geſtattet, die einzelnen Dienſtbarkeiten

Daraus zieht es den Schluß : „ Der Kläger einzuſchränken , weshalb auch eine zeitweilige Hem

muß fich deshalb gewiſſe, forſtwirtſchaftlich nota mung von erträglicher Dauer zuläſſig ſei ; unter den

wendige Beſchränkungen ſeines Fahrtrechts unter Begriff der Einſchränkung falle aber nicht mehr
Umſtänden gefallen laſſen ; das Recht der Beklagten eine Einwirkung von der Stärke , daß eine Grund:

reicht aber nicht ſoweit,durch willkürliche Neube- dienſtbarkeit 6 Jahre lang ruhen müſſe; dadurch

pflanzung des Waldſtreifens das Fahrtrecht des werde, wenn auch in zeitweiliger Beſchränkung, der

Klägers illuſoriſch zu machen “ und fügt bei , daß ganze Rechtsinhalt aufgehoben. Art.115 EG. BGB.

das BOB. keine Vorſchrift enthalte, daß die Aus : räume der Landesgeſeßgebung nicht die Befugnis ein ,

übung einer Dienſtbarkeit unter gewiſſen Voraus- Grunddienſtbarkeiten Jahrelang ruhen zu laſſen.

ſegungen zeitweiſe ruhen müſſe“ ; unter Art. 115 Der Auffaz folgert, daß die bisherige Rechtſprechung,

EG. BOB. fällt Art. 92 Ziff. 1 nicht; „ denn dem beſonders die Entſcheidung des ObLG. in BD. IV

Fahrtberechtigten bleibt das Recht, ſeine Rechte auf S. 389, dem Reichsrechte widerſpreche und nicht

das Fahrtrecht geltend zu machen , wenn es durch durch einen Vorbehalt getragen werde.

willtürliche Maßnahmen des Waldbeſikers beein- Auch Meisner, (Nachbarrecht 1910 S. 333

trächtigt oder vereitelt wird. " Fußnote 3) erwähnt dieſe beiden Gegner , ſcheint

Das LG ., das es mit der Feſtſtellung des ſich aber auf den Standpunkt der bisherigen Recht:

Beſtandes eines Fahrtrechtes zu tun hatte,miß: fprechung zu ſtellen (ſiehe Fußnote 4) .

billigt ſomit nur die durch willkürliche Anpflanzung Umſo entſchiedenerwendet ſich Schiedermair,

herbeigeführte Beeinträchtigung der Dienſtbarkeit. (ſtrafrechtliche Nebengeſeze Bayerns, 1912) gegen

Weiter geht eine Abhandlung in der Zeitſchrift dieſe Rechtſprechung; S. 219 lit.e (dazu Fußnote 4 )

für Rechtspflege in Bayern 1908 Š. 113 ; dort wird der Saß ausgeſprochen, daß ein Fahrtrecht

wird das Ergebnis, „ daß Fahrt- und Triebrechte nicht dadurch beſeitigt werden kann, daß auf dem

6 Jahre lang ruhen ſollen " ais unannehmbar be: Boden, auf dem es beſteht, eine Anjaat oder eine

zeichnet und behauptet: „Das Verbot des Art. 92 Pflanzung nach Art.92 Ziff. 1 ForſtG. angelegt

Ziff. 1 ForſtG. hat einen geringeren Umfangund wird ; auch S. 274 Anm. 5 wird ausgeſprochen:

es bleibt nichts übrig , als der Vorſchrift die Aus- „ Das Betreten der künſtlichen Anſaaten und Pflan:

legung zu geben, daß nur das unbefugte Be- zungen mit Pferden und anderem Vieh iſt ...

treten mit Vieh verboten fei " ; der Waldeigentümer nur verboten , wenn es unbefugt erfolgt und die

könne ſeine Intereſſen nach ss 1020, 1023 BGB. Anjaaten und Pflanzungen unter 6 Jahre alt find

wahren . (anders unter Verkennung des zweifelsfreien

Dann greift die Abhandlung tiefer ; ſie ſtellt Wortlautes des Geſeķes ... die Rechtſprechung).“

feſt, daß ſeit der Geltung des neuen bürgerlichen III .

Rechtes jede Grunddienſtbarkeit im Reichsrechte

wurzele, im Reichsrechte ſich aber keine Vorſchrift Dennoch ſcheint die bisherige Rechtſprechung

finde, aus der geſchloſſen werden könnte, daß eine allein dem Zwede des Art. 9Ž Ziff. 1 Forſto .

Grunddienſtbarkeit infolge der Anlegung einer Forſt: gerecht zu werden .

pflanzung jahrelang ruhe. Ein Vorbehalt zugunſten 1. Das bayeriſche Forſtgeſeß iſt nicht bloß ein

der Landesgeſeßgebung beſtehe nicht. Art . 113 EG . Strafgeſek für Forſtſachen , ſondern in erſter Linie

BGB. halte zwar die landesgeſeglichen Vorſchriften eine Forſtordnung, ein Polizeigeſek . Unter An:

wendung ſtaatlichen Zwanges jou in der Wald

1) BD . 42 S. 27 betrifft eine Mut- und Maſtgerechtig- wirtſchaft durchgeführt werden, was durch das

teit : . „In Doltrin und Rechtſprechung iſt es un- öffentliche Wohl geboten iſt. Dieſer ſtaatliche

beſtritten anerkannt, daß alle an Waldungenbeſtehenden Zwang äußert ſich teils in Vorſchriften der Forſt
Servituten ... in ihrer Ausübung den Forſtver

ordnungen und der Forſthoheit unterworfen ſind '...
polizeibehörden , teils unmittelbar in Strafvor:

Der Berechtigte muß ich notwendige,forſtwirtſchaftliche ſchriften. Er wendet ſich gegen den Eigentümer
Beſchränkungen immer gefallen laſſen .... willfürliche, wie gegen Dritte . Deshalb beſtimmt Art . 1 ForſtG .:

auf dauernde Entziehung berechnete Kulturen ſind aus Jedem Waldbeſiber ſteht die freie Benüßung und
geſchloſſen ...

BO. 49 S. 9 betrifft ein Beholzungsrecht. Das
Bewirtſchaftung ſeines Waldes zu vorbehaltlich der

Reichsgericht ( Urteil vom 28. April 1893, III 12/93) Rechte Dritter und der Beſtimmungen des

führt aus : .... „Der Waldeigentümer wird durch gegenwärtigen Gefeße 8.“ In Art. 6-22,

ein Beholzungsrecht an der Vornahme zweckmäßiger
Forſtkulturen nicht gehindert, ſoferne dieſe der Ers 34-47 und anderwärts finden ſich Beſchränkungen

haltung des Waldes dienen . Es liegt in der Natur des Waldbeſikers , in Art. 23 ff. und anderwärts

derSache und ergibt ſich aus Gründen des öffentlichen ſolche des Drittberechtigten. Art. 23 Abſ. I ForſtG .

Wohles, daß das Waldeigentum wirtſchaftlich behandelt

werden muß. Deshalb iſt jede am Wald haftende Berechtigung an die genaue Befolgung derforſt:
bindet den Forſtberechtigten bei der Ausübung ſeiner

Dienſtbarkeit ſolchen Einſchränkungen unterworfen,

welche mit der Ausübung der Servitutverträglich ſind polizeilichen Beſtimmungen des Forſtgeſekes.

und dem Waldeigentümer einen billigen Nußen belaſſen .“ 2. Der Inhalt des Begrijjes „Forſtberechtigung“
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ſteht nicht unanfechtbar feſt (1. Ganghofer-Weber Wir ſehen alſo : auf der einen Seite rechnet das

a . a . D. S. 82–85, 134 Anm. 3 ; Brater a . a. D. Gefeß mit der Zuläſſigkeit der Beeinträchtigung

S.438) . In der Regelwerden die Forſtberechtigungen einer Dienſtbarkeit, auf der anderen Seite ſorgt

für Dienſtbarkeiten erklärt. Dernburg ( Pandekten , es für wirkſamen Einfluß auf den Eigentümer:

4. Aufl. BD.IS.593 Ziff.3 ) bezeichnet ſie als „ Ser: beides im öffentlichen Intereſſe. „Privatrechte

vituten “, Roth (Handbucha.a . D. S. 3198311) kurz gewähren ſchon begrifflich keinen Schuß gegenüber

als ,, Waldſervituten "; Becher (bayeriſches Landes- öffentlich rechtlicher Tätigkeit des Staates . Zudem

zivilrecht 1896 BD.IŠ. 631) erklärt unterder Ueber- gibt das Gefeß, indem es die Ermächtigung zu

ſchrift „ Die Forſtdienſtbarkeiten “ das bayeriſche Polizeivorſchriften gibt, ſtillſchweigend die Befugnis,

Forſtgeſeß für anwendbar auf alle Arten von Forſt die dadurch veranlaßte Hemmung der Privatrechte

dienſtbarkeiten, aber auch nur auf ſolche Dienſt- herbeizuführen . Dieſer Standpunkt iſt von der

barkeiten , die an einem Walde begründet ſind. Ebenſo Rechtſprechung ſtets feſtgehalten worden “ (Schieder

Meisner a . a . D. S.362 Ziff. I und 363 Ziff. III, mair a. a . D.S. 70 Anm. 2 und Fußnote 1 , dazu

auch eine Abhandlung in der Bay3iR. 1907 Š. 205 die dort angegebene Literatur und Rechtſprechung).

Ziff. I 1. Im engeren Sinne wird der Begriff Privatrechte müſſen alſo dem öffentlichen Intereſſe

ausgelegt von Schiedermair (a. a. O. S. 215, all: weichen (SeuffA. Bd. 27 Nr. 209 S. 334;

gemeine Bemerkungen unter Ziff.V 2 ), wo unter Urteil des Oberſten Gerichtshofs vom 26. März

Forſtrecht nur das dingliche Recht auf Nußung von 1860 im RegBI. 1860 S. 362 beſonders S. 368

Walderzeugniſſen verſtanden wird. oben ).

Ein Trieb- oder Fahrtrecht an einem Wald- 4. Dieſer Rechtszuſtand iſt durch Einführung

grundſtücke mag nicht ein Forſtrecht im engeren des BOB. nicht verändert worden .

Sinne darſtellen ; die Belaſtung des Waldgrund: Art. 55 EG. BOB. beſeitigt nur die privat :

ſtückes mit einem ſolchen Rechte außert jedoch die rechtlichen Vorſchriften der Landesgeſeķe, ſoweit

gleichen einſchneidenden Wirkungen auf die forſt- nicht im BGV . oder im Einführungsgeſetz etwas

mäßige Bewirtſchaftung des Waldgrundſtückes; es anderes beſtimmt iſt. Deffentlich - rechtliche Vor

rechtfertigt ſich daher jedenfalls die Annahme, daß ſchriften der Landesgeſeße ſind nicht berührt worden,

die Vorſchriften des Forſtgeſeßes mindeſtens auf insbeſondere gilt dies von den landesrechtlichen

dem Wege des Aehnlichkeitsſchluſſes auch auf eine Forſtgeſeßen, die durch § 2 Abſ. II EG . StPO.

folche Belaſtung des Waldgrundſtückes anzuwenden vom 31. Mai 1870 ausdrüdlich in Wirtſamkeit

ſind . erhalten worden ſind (dazu Art. 3 Ziff. 5 AG. SIGB.

Forſtberechtigungen können nun den Wald- vom 18. Auguſt 1879) . Selbſt wenn man aber

eigentümer an der nachhaltigen Bewirtſchaftung dieſe Vorſchriften ausdrücklich nur auf ſtrafrecht:

des Waldes nicht hindern (Art . 24 ForſtG .); liche Beſtimmungen des bayeriſchen Forſtgeſekes

Forſtberechtigungen, welche die nachhaltige Bewirt- beziehen wollte, beſtehen doch noch Vorbehalte zu:

ichaftung des Waldesbeeinträchtigen, ſind auf Antrag gunſten der Landesgeſeßgebung, welche auch überdie

des Verpflichteten für einen beſtimmten Zeit : eigentlichen Strafbeſtimmungen hinaus landesgeſek:

raum zu ermäßigen (Art. 25 Abſ . I ForſtG .). liche Einwirkungen auf Privatrechte geſtatten und

3. Die Kebung und Erhaltung des Wald- die bezüglichen Beſtimmungen des bayeriſchen Forſt

beſtandes galt von jeher als eine im öffentlichen geſeßes decen .

Intereſſe gelegene Aufgabe (vgl. Stobbe , Deutſches Ob gerade auf Art. 113 EG. BOB. zurück

Privatrecht, 1896 Bd. II S. 326, insbeſondere zugreifen iſt (Bay3iR. 1908 S. 114) , erſcheint

330). Frühzeitig hat der Staat ſogar Belohnungen fraglich. Dieſe Beſtimmung hält die landesgeſek

ausgeſekt, um durch Aufforſtung von Dedflächen lichen Vorſchriften über Ablöſung , Umwandlung

eine Vermehrung des Waldbeſtandes herbeizuführen oder Einſchränkung von Dienſtbarkeiten aufrecht.

(Ganghofer-Weber, a . a . D. S. 21 Ånm . 4). Er Aus dem Zuſammenhalte mit dem ſonſtigen In

war aber auch auf Erhaltung des Waldbeſtandes halte des Artikels und aus der Bemerkung der

bedacht. Nach Art . 41 Abſ. I Forſto . müſſen Motive 3. EG . BOB. S. 162 , daß das Agrar

die der Holzzucht zugewendeten Grundſtücke ſtets im Recht von der Regelung durch das BGB. aug=

Holzbeſtand erhalten und dürfen nicht abgeſchwendet geſchloſſen werden wollte, könnte ein gewichtiger

werden . Art . 42 Abſ. I ForſtG . befiehlt die Auf: Einwand dagegen entnommen werden .

forſtung kulturfähiger Waldblößen ; der erſt 1908 Auch Art. 115 EC. BOB. wird ichon von der

gejwaffene Art.42 b26).II Forſtg .,fernerArt.78 Abhandlungin Bay3iR.1908 S.115unddem
Á6.II ForſtG .treffen Vorſorge fürWiederherſtellung oben angegebenen Urteil des LG. Würzburg ab

des Waldes nach erlaubtem und unerlaubtem Kahl- gelehnt, von beiden freilich mit einer Begründung,

hieb uſw .; Art. 42 Abſ . II ForſtG . ermächtigt die die nicht für durchſchlagend erachtet werden kann .

Forſtpolizeibehörde, dem Waldeigentümer eine Friſt | Art . 115 EG. läßt die landesgeſeklichen Vorſchriften

zur Wiederaufforſtung zu ſeken ; nach Ablauf der Friſt in Kraft, welche die Belaſtung des Grundſtückes

erfolgt Strafeinſchreitung nach Art . 77 Ziff. 1 ForſtG . mit gewiſſen Grunddienſtbarkeiten unterſagen oder

und Aufforſtung auf Koſten des Säumigen durch beſchränken, ſowie die landesgeſeßlichen Vorſchriften ,

das Forſtamt. welche den Inhalt und das Maß ſolcher Rechte

a
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näher beſtimmen. Dieſe Vorſchrift deđt vielleicht blieben ; es beſteht daher der Saß des Art . 24 Forſto .

den Art. 33 ForftG., wonach ſeit dem 2. April nach wie vor zu Recht, daß , Forſtberechtigungen

1852 neue Forſtberechtigungen (im engeren Sinne: den Waldbeſiker in dernachhaltigen Bewirtſchaftung

Ganghofer-Weber S. 134 Anm . 3) nicht mehr er: des Waldes nicht hindern können “ .

worben werden können , wonach alſo die Belaſtung
IV.

von Waldgrundſtüden mit ſolchen Dienſtbarkeiten

unterſagt iſt (dazu Art. 86 AG. BOB. Motive 3 . Einer ſolchen Beſchränkung gibt nun Art . 92

BOB. BD. III S. 480 Ziff. 6) , aber weiter kann Ziff. 1 Forſto . Ausdrud, freilich nicht mit der

ſie nicht einſchlagen, denn das Forſigeſeß unterſagt ſprachlichen Deutlichkeit, wie ſie von neuen Geſeßen

und beſchränkt nicht allgemein Dienſtbarkeiten an verlangt wird. Art. 92 Ziff 1 will nämlich den

Waldgrundſtücken ; es ſtellt auch keine Regeln über Beſtand des Waldes ſchüßen, deshalb verbietet er

Inhalt und Maß ſolcher Rechte auf. das Fahren außerhalb der Wald- und Holzabfuhr:

Dagegen dürften Art . 109 und 111 EG. BOB. wege uſw.

hieher Bezug haben . Nach Art . 111 a . a . D. bleiben Er will auch die Verjüngung und den Auf

unberührt die landesgeſeßlichen Vorſchriften , welche wuchs des Waldes ſchüßen , deshalb verbietet er

im öffentlichen Intereſſe das Eigentum in weiter

Anſehung tatſächlicher Verfügungen beſchränken . a) das unbefugte Betreten künſtlicher Anſaaten

Nach Art. 109 a . a . D. bleiben unberührt die oder Pflanzungen unter 6 Jahren ,

landesgeſeßlichen Vorſchriften über die im öffent: b) „beſonders " das Betreten derſelben (das iſt

lichen Intereſſe erfolgende Beſchränkung des der künſtlichen Anjaaten und Pflanzungen

Eigentums und von Rechten. unter 6 Jahren) mit Pferden oder anderem

Unter Beſchränkung des Eigentums werden die Vieh.

oben erwähnten Beſchränkungen des Eigentümers Der Unterſchied iſt einleuchtend, wenn man

des Waldgrundſtüdes (Art . 1 ff., 34 ff. Forſto .) nicht bloß den Wortlaut , ſondern auch den 3wed

fallen. Die Motive zu Art . 111 (S. 192) erwähnen der Vorſchrift im Auge behält. Das Betreten

ausdrüdlich die Forſtordnungen und erklären : „Der der Pflanzungen durch Menſchen ſchädigt den Be:

Vorbehalt bezieht fich nur auf ſolche Vorſchriften , ſtand des fünftigen Waldes nur unerheblich; das

durch welche das Eigentum in Anſehung tatſäch: befugte Betreten iſt deshalb geſtattet; Eigentümer

licher Verfügungen beſchränktwird. Dahin gehören und Berechtigte werden nicht beſchränkt, nur das

namentlich die Beſchränkungen rüdſichtlich ..... unbefugte Betreten wird verboten. Das Bes

der Waldkultur .“ treten der jungen Pflanzung mit Pferden und

Der Vorbehalt in Art . 109 a . a . D. iſt nachnach anderem Vieh (man denke an Weidevieh) iſt mit

Pland , Kommentar zum BGB. N. 1 , „ im weiteſten erheblicher Gefahr für den Beſtand des künftigen

Sinneauszulegen " ; auch nach Fiſcher:Henle,BOB. Waldes verknüpft ; deshalb iſt es allgemein, ohne

N. 1 umfaßt der Vorbehalt die Enteignung im Rüdjicht auf die etwaige Befugnis , alſo auch für

weiteſten Sinne. Das Wort „ Enteignung " tönnte den Eigentümer verboten .

einen Stein des Anſtoßes bilden . Aber wenn durch Das Wort „ beſonders “ im Gefeßestert ( ſiehe

einen öffentlich-rechtlichen Art der Staatsgewalt auf oben lit. b) wirkt ſtörend ; es ſcheidet nach den An:

Grund öffentlichen Intereſſes ein Dienſtbarkeits : forderungen die wir heute an die Geſekesſprache

berechtigter zeitweilig in ſeinem Rechte beſchränkt ſtellen, nicht ſcharf genug ; der Gebrauch des Wortes

und aus dem gleichen Grunde der Eigentümer iſt wohl beeinflußt durch den Wunſch, der Steigerung

eines Waldgrundſtückes zeitweilig minder belaſtet der Gefahr Ausdruck zu geben : „ Unbefugtes Bes

wird, ſo liegt eine teilweiſe Entlebung des Dienſt : treten der Menſchen ... beſonders aber das

barkeitsberechtigten zugunſten des Waldeigentümers Betreten mit Pferden und Vieh ". Das „Un:

und damit eine Enteignung vor (vgl. RGE. 61 , befugt“ gehört nur zum erſten Tatbeſtande (oben

102 [ 105 ], die allerdings die Enteignung von

Grundſtücken betrifft). Hartmann, Geſetz über die Durch Art . 92 Ziff. 1 Forſt6 . wird alſo in dem in

Zwangsabtretung, Einleitung , § 1, beſtimmt den Ziff. I geſchilderten Falle dem Inhaber des Trieb

Begriff des Enteignungsrechtes als „ die Berechtigung rechts auf einige Zeit die Ausübung , nicht auch

der Staatsgewalt, im Intereſſe des Ganzen in die l der Beſtand des Triebrechts beſchränkt. Bei An:

individuelle Rechtſphäre einzugreifen ,die Aufopferung ſaaten kann dieſe Beſchränkung bis zu 6 Jahren

der Einzelrechte für die Geſamtheit zu fordern dauern , bei Pflanzungen wird die Unterbrechung

und dieſe Forderung im Wege des Zwanges zu ' geringer ſein , weil die Seklinge ſchon mindeſtens

verwirklichen “. Das Forſtgeſeß tennt ſogar eine , 3 Jahre alt ſein werden .

Art Enteignungsverfahren der Forſtpolizeibehörde Das in Ziff. II angeführte Urteil des LG.

und auch eine Entſchädigung des in ſeinem Rechte Würzburg vom 31. Januar 1908 ſcheint dem

Betroffenen iſt vorgeſehen ( Art. 25 ff.). Waldeigentümer dieſen Schutz verjagen zu wollen,

Dieſe landesgeſeklichen Vorſchriften über die im wenn er „durch willkürliche Neupflanzung des
öffentlichen Intereſie erfolgende Beſchränkung von Waldſtreifen8 das Fahrtrecht (des Berechtigten)

Rechten ſind nach Art. 3 EG. BGB . in Kraft ge: illuſoriſch macht ".

lit. a ) .
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Das Wort „ Willkür " wird aber nach dem Kleine Mitteilungen.
Ausgeführten nur in ſeiner engſten Bedeutung aus :
zulegen ſein , nur etwa in dem Sinne, dem 2. B. $ 226 Einiges über Vollſtredungsklauſeln der Notare. Die

und 826 BGB. Ausdruck verleihen. Das Geſer Vollſtredungstlauſeln der Notare geben nicht ſelten
zu ſchwierigen Da

ſtellt das Intereſſe der Waldwirtſchaft obenan ; die
durch Genauigkeit bei der Erteilungvon Vollſtreckungs

Aufforſtung, die Erhaltung des Waldes iſt das
klauſeln leicht vermeiden läßt und eine glatte und von

Ziel; der Waldeigentümer muß aufforſten ; unter: Rechtszweifeln freie Erledigung der Geſchäfte im

läßt' er es , wird er geſtraft und das Forſtamt Intereſſe aller Beteiligten liegt, möchte ich auf die

forſtet auf ſeine Koſten auf(Art.41 , 42 , 77 ForſtG .). hauptſächlichen vorkommenden Mängel kurzhinweiſen.
Für eine „Willkür “ bleibt ſomit kaum ein Spiel- 1. Die vollſtredungsklauſel hat nach 8 725 3PD.

raum ( ſiehe dazu 8 2 Ab . III , § 3 Abſ. I der zu lauten : Vorſtehende Ausfertigung wird dem N. N.

Volzugsvorſchriften vom 18. Juli 1896 zum Forſt
zum Swede der Zwangsvollſtredung erteilt" ; dieſe

geſek ).
Worte, denen natürlic je nach Lagedes Falles mehr

Eine ſolche Beſchränkungſcheint für den Dienſt: mütfen, gelten als der unabänderliche Inhalt jederoder weniger ergänzende Buſäße beigefügt werden

barkeitsberechtigten hart, bei näherem Zuſehen iſt Vollſtredungsklauſel. Troßdem weichen die Notare,

fie es nicht. Triebrechte und auch Fahrtrechte beſonders bei Erteilung von Mauſeln nach 88 726 u.

werden ſelten ausgeübt , ſind auf gewiſſe Zeiten 727BPD. , vondem ein für allemal feſtgeſtellten WortsZPO

und Gelegenheiten beſchränkt. Die Ausübung des laut nicht ſelten ab . Von anſcheinenden Schreibfehlern

Triebrechts, beſonders , wie es häufig gemacht wird, wie z. B. „ zum Bwecke der Zwangsverſteigerung
kreuz und quer durch den Wald, würde den Wald erteilt " will ich abſehen ; es kommen auch ſonſt Un=

eigentümerhindern , für den Waldnachwuchs zu
genauigkeiten bor : bald heißt es Vorſtehende Au8=

forgen ; mit der Zeit müßte das Waldgrundſtüc fertigung wird nunmehr gegen X. erteilt“ (fehlen die

eineDedung werden, denn die Sämlinge und Sez: kannmanleſen :„ VorſtehendeVollſtreckungsklauſel
Worte „ zum Zweck der Zwangsvollſtreckung “); bald

linge würden zertreten, und nur Baumkrüppel könnten
wird hiemit auf den Y. umgeſtellt" , bald : Vor

durchkommen ; gerade das will Art . 92 Ziff. 1
ſtehende Vollſtredungsklauſel gilt nunmehr auch für

ForſtG . verhüten . das Stapital", bald ' ) : „ Vorſtehende Ausfertigung wird

Das Forſtgeſeß iſt nicht ſo unbillig, wie es nunmehr auch hinſichtlich des Kapitals für vollſtreckbar

eingeſchäßt zu werden ſcheint. Sowohl der In- erklärt“. (Weitere hiemit verwandte Fälle ſiehe in Nr. 5 )..

haber des Trieb-oder Fahrtrechtes wieder Waldeigen- In allen dieſen Fällen wird der Vollſtreckungs

tümerkönnen ſich nach Art. 23 Abſ. II,25 Forſto . richter vor die Frage geſtellt, ob er die Klauſel gelten

(dazu § 2 Abſ. V u. X, § 3 Abſ. III u . X der Voll
laſſen ſoll oder nicht. Läßt er ſie nicht gelten, ſo hat

er nicht ſelten das Gefühl, übertrieben formal gehandelt
zugsvorſchriften) an die Forſtpolizeibehörden wenden,

dieſe werden möglichſt im Wege der Herbeiführung gemacht zu haben ; läßt er ſie gelten, ſo läuft er Ges
und dadurch den Beteiligten unnötige Schwierigkeiten

eines Abkommens unter den Parteien das Trieb- oder
fahr, daß hinterher die swangsvollſtreckung für uns

Fahrtrecht „ , beſchränken “, wohl einen beſtimmten wirtſam erklärtwird ;in der Regel wird erſich alſo für

Trieb- oder Fahrtweg frei halten und den Be- den „ Formalismus“ entſcheiden und den Volſtredungs
rechtigten auf dieſen Weg verweiſen . Dazu wird titel zur Berichtigung der Klauſel zurüdgeben.

umſomehr Anlaß beſtehen, als nach Ablauf der 2. Der nach § 795 ZPO. für notarielle Urkunden

Schußfriſt von höchſtens 6 Jahren der junge Wald entſprechend anwendbare 8 726 BPD . ſchreibt vor,

ſchon ſo herangewachſen ſein kann, daß das Vieh daß von Urteilen (hier : notariellen Schuldurtunden),

ſich ſcheut hinzutreten und deshalb das Deffnen
deren Vollſtreckung nach ihrem Inhalt von dem durch

den Gläubiger zu beweiſenden Eintritt einer anderen
einer Gaſſe notwendig wird und mit Hilfe der Tatſache als einer dem Gläubiger obliegenden Sicher :

Gerichte erzwungen werden kann , um das Trieb heitsleiſtung abhängt, eine vollſtrecbare Ausfertigung

oder Fahrtrecht ausüben zu können . Bei der
nur dann erteilt werden darf, wenn der Beweis durch

ſtändiger Haltung erleidet der Dienſtbarkeitsbe öffentliche oder öffentlich-beglaubigte Urkunden geführt

rechtigte, wenn überhaupt Schaden, ſo jedenfalls wird. Gegen dieſe Vorſchrift wird von den Notaren

keinen erheblichen Schaden ; die Verſagung der Ein- manchmal verſtoßen :

willigung zur Rodung nach Art. 34 Ziff. 3 Forſt.
Wurde beiſpielsweiſe eine Schuldurkunde am

gibt ihm ein Mittel in die Hand, um einen hals:
1. April 1913 errichtet und darin vereinbart, daß die

ſtarrigen Waldeigentümer ſeinen Wünſchen willjährig Zinſenjeweils am 1. Aprilzu entrichten ſind und
das Rapital bei Baugeldaufnahme, ſpäteſtens aber am

zu machen .
1. April 1916 fällig ſein ſoll, ſo kann man nicht ſelten

Ergebnis : Die bisherige Rechtſprechung , die das
die ſchon nach wenigen Tagen erteilte Vollſtreckungs

Betreten einer Forſtkultur unter 6 Jahren mit
flauſel finden : „ Vorſtehende Ausfertigung wird dem

Pferden und Vieh überhaupt verbietet , widerſpricht N. N. zum Zweck der Zwangsvollſtreckung erteilt “,

nicht reichsrechtlichen Beſtimmungen, wird vielmehr während es richtig nur heißen dürfte : „ Vorſtehende

dem Sinne des Forſtgeſekes, dem Zwecke der Wald Ausfertigung wird dem N. N. zum Zweck der Zwangs

wirtſchaft und dem berechtigten Intereſſe der Be: vollſtreckung hinſichtlich der jeweils fälligen Zinſen

teiligten gerecht.
- ) In einem unverkennbaren Anklang an die

bayeriſche landes rechtliche Vollſtreckungsklauſel der

Berwaltungsbehörden (Art. 6 AG . SPO . ) .
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und ab 1. April 1916 auch hinſichtlich des Kapitals würde, daß als die der Klauſelerteilung zugrunde
liegende öffentliche Urkunde eben nicht mehr die dem

ſame Klauſel auf das Kapital nur dann hergegeben Notar vorgelegte Urkunde, ſondern die der Voll

werden dürfte, wenn die Tatſache der Baugeldauf- ſtredungsklauſel vorausgeſchidte Feſtſtellung zu

nahme durch öffentliche oder öffentlich -beglaubigte Urs betrachten ſei. Ich will über dieſe Rechtsmeinung,

kunden nachgewieſen wird. die den Bedürfniſſen des Verkehrs ja ſicherlich ents
Wird in einer Schuldurkunde vereinbart, daß die gegenkommen würde, nicht unbedingt den Stab brechen ;

Schuldſumme bei Zinsrüdſtand ſofort fällig wird, im daß ſie aber zum mindeſten ſehr anfechtbar iſt, kann

übrigen aber erſt nach halbjähriger Kündigung zurüds wohl keinem Zweifel unterliegen ; die Notare haben

bezahlt werdenmuß, ſo kann man ebenfalls nicht ſelten denn auch mit dieſer Praxis beim Münchener Boll:

einer vollſtändig unbeſchränkten Klauſel begegnen, ob- ſtredungsgericht bisher wenig Gegenliebe gefunden.
gleich & 726 ohne den durch öffentliche oder öffentlich 4.) Hat eine Frauensperſon nach Errichtung der

beglaubigte Urkunden geführten Nachweis der fün- Shuldurkunde ohne Abſchluß eines Ehevertrags ges

digung eine Vollſtreckungsklauſel auf das Kapital heiratet oder iſt eine Rechtsnachfolgellauſel gegen eineim

zweifellos nur inſoweit geſtattet, als der Fälligkeits- geſeßlichen Güterſtand lebende ſchuldneriſche Ehefrau

grund der nicht-pünktlichen Binszahlung in Frage zu erteilen , ſo wird ſehr häufig überſehen , daß in das

kommt, was in der Klauſel zum Ausdruck kommen eingebrachte Gut nur vollſtreckt werden kann, wenn
müßte.

ein Duldungstitel gegen den Ehemann vorliegt. Gibt

In einem kürzlich vorgekommenen Falle hatte ſich man dann dem Gläubiger den Volſtreckungstitel zur

eine Hypothekenbant bei der Hypothelbeſtellung die Beibringung der Duldungstlauſel zurück, ſo beſchreitet

Geltendmachung der ſofortigen Fälligkeit eines Annui
er faſt regelmäßig den koſtſpieligen und umſtändlichen

tätenkapitals vorbehalten, „wenn ein dem Schuldner Weg der Duldungsklage oder der Erwirkung eines

gehöriges Grundſtück zum Zweck der Bwangsvers vollſtändig neuen notariellen Duldungstitels gegen den

fteigerung oderZwangsverwaltung beſchlagnahmt oder Ehemann, obwohl $ 742 3PD. ermöglichen würde,

wenn auch nur ein ſolches Beſchlagnahmeverfahren den Volſtredungstitel einfach in der Weiſe zu ergänzen,

eingeleitet wird" . Nachdem die Bank angeſichts eines
daß man der ſchon vorhandenen , gegen die Ehefrau

Annuitätenrückſtands im Schoße ihrer Direktion be
gerichteten Vollſtreckungsklauſel noch eine weitere

ſchloſſen hatte, gegen den Schuldner mit Zwangsvoll- Klauſel gegen den Ehemann anfügt des Wortlauts :

ſtređung vorzugeben, beantragte ſie unter Berufung „ Vorſtehende Ausfertigung wird dem N.N. auch zum

auf jene Vertragsbeſtimmung die Erteilung einer Voll- Zweck der Zwangsvollſtredung in das eingebrachte Gut

ſtredungsklauſel auf das Kapital. Der Notar erteilte der Schuldnerin gegen den zur Duldung der Voll
die Klauſel – bloß auf Grund der Tatſache, daß ihm ſtreďung verpflichteten Ehemann X als Duldungs
die Bank mitgeteilt hatte, daß ſie das Zwangsver- ichuldner erteilt. " ) Dieſes einfache und billige Vers

ſteigerungsverfahren wegen rüditändiger Annuitäten fahren wird häufig ſelbſt dann nicht eingeldlagen,

beträge eingeleitet habe; er hätte dies m. E. ohne den wenn der Richter in der Aufforderung zum Nach

in öffentlicher Form geführten Nachweis der Richtig- bringen der fehlenden Duldungsklauſel ausdrüdlich

keit dieſer Behauptung nicht tun dürfen ; der Nachweis darauf hinweiſt, daß 8 742 BPD. in Frage fommt ;

wäre allerdings in dieſem Zeitpunkt wohl faum er
in einigen Fällen dieſer Art habe ich durch Befragen

bringbar geweſen , weil die Bank bei Erteilung der des Gläubigers erfahren, daß ſich der Notar jogar

Vollſtreckungsklauſel noch keinen Beſchlagnahmeantrag ausdrüdlich geweigert hat, eine Klauſel dieſer Art zu

bei Gericht eingereicht hatte ; (der Fall wurde dann in erteilen , weil er $ 742 SPD. nicht für anwendbar hielt .

der Weiſe erledigt, daß die Bant zunächſt die Beſchlag:
Dieſe m . E. irrige Anſicht beruht offenbar darauf,

nahme wegen der rückſtändigen Annuitätenrate erwirkte,

ſich dann auf Grund des hiermit geführten Nachweiſes
daß § 742 ZPO. nur von Rechtsſtreiten und Urteilen

der Beſchlagnahme eine neue Klauſel auf das Kapital
ſpricót; er iſt aber gemäß § 795 SPD. für notarielle

Suldurlunden entſprechend anwendbar und hätte
erteilen ließ und dann für das Kapital ihre Zulaſſung

hiefür mutatis mutandis etwa folgendermaßen zu

zum Beitritt beantragte) .
lauten : „ Iſt der Güterſtand der Verwaltung und Nuß.

3. Wo die Notare das Vorliegen der Voraus
nießung .

ſeßungen des § 726 erkennen und deshalb die Voll
... erſt eingetreten , nachdem die Ebe

frau Berechtigte oder Verpflichtete aus einer notariellen

ſtredungsklauſel erſt erteilen, wenn ihnen der erfors

derliche Nachweis durch öffentliche oder öffentlich
Schuldurlunde geworden iſt, ſo finden auf die Erteis

beglaubigte Urkunden geführt wird, desgleichen in dem
lung einer in Anſehung des eingebrachten Gutes der

ganz gleichartig gelagerten Fall der Erteilung einer
Ehefrau vollſtredbaren Ausfertigung der Urlunde für

Rechtsnachfolgellauſel nach § 727 SPO., kann man

nicht ſelten beobachten, daß der Notar als Ziffer I *) Die nachſtehenden Ausführungen behandeln nur

eine umfangreiche Feſtſtellung bringt, die den geſamten den Fall des geſeblichen Güterſtandes, gelten aber,

einſchlägigen Inhalt der vorgelegten öffentlichen Urs wie § 742 3PO. erſehen läßt , mutatis mutandis auch

kunde wiedergibt und dann in einer nachfolgenden für die übrigen Güterſtände.
Biff. II die Vollſtreckungsklauſel nicht auf Grund der 3) Geht die Tatſache der Verehelichung und damit

ihm vorgelegten öffentlichen Urkunde ſelbſt, ſondern die Duldungsrechtsnachfolge des Mannes nicht aus

auf Grund ſeiner vorausgegangenen Feſtſtellung ers dem Grundbuch hervor, ſo wird dieſe Klauſel allerdings

teilt . Ich bin mir nicht klar, ob dieſes Verfahren
nur erteilt werden können, wenn die Verehelichung

auf eine Ungenauigkeit des Ausdructs zurüdzuführen
durch öffentliche Urkunden (Heiratsurkunde) nach :

gewieſen wird oder ſonſtwie offenkundig iſt ; die öffents

iſt oder auf das Beſtreben , dem Gläubiger die in
liche lirfunde oder die Offenfundigkeit iſt dann in der

8 750 9165. 2 SPD. borgeichriebene Suſtellung der
Mlauſel zu erwähnen und die öffentliche IIrfunde vor

öffentlichen Urkunde zu erſparen, wobei dann das ge : Beginn der Vollſtreckung zuzuſtellen ( S$ 727, 750 Abſ. 2

ſchilderte Verfahren auf dem Gedankengang beruhen ' 3PO .) .
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oder gegen den Ehemann die Vorſchriften der $8 727, barung unter Umſtänden “) ſogar der urſprüng

730-732 entſprechende Anwendung." liche Bollſtredungstitel mehr oder weniger außer Kraft

Nun iſt allerdings zuzugeben, daß fich auch bei gelebt wird, mit der Wirkung, daß daraus zwar formell

dieſem Wortlaut über die Anwendbarkeit des $ 742 auch fernerhin vollſtreckt werden kann, der Gläubiger

wenigſtens dann ſtreiten läßt, wenn die Frau bei Ein- aber jederzeit der Gefahr der Vollſtreckungsgegenflage

tritt der Rechtsnachfolge bereits verheiratet iſt. nach 8 767 BPD. ausgeſeßt iſt.

Dieſe Streitfrage iſt aber für den bayeriſchen Prats In einzelnen Fällen habe ich auch beobachtet, daß

tiker dadurch gelöſt, daß ſich das Oberſte Landesgericht der Notar auf Grund der in der notariell beglaubigten

in ſeinem Rechtegutachten vom 20. Oktober 1909 (abge- Abänderung 8 urkunde vereinbarten Fälligkeit des

druckt im IMBI. S. 511) auf den Standpunkt geſtellt Kapitals zu der erſten Urlunde eine Vollſtreckungs

hat, daß im Falle des § 800 ZPO. und der Art. 127, klauſel auf das Rapital erteilte ; dieſes Verfahren

128 AG. SPD. „der Mann mit dem Eintritte des halte ich nur für zuläſſig, wenn dieſer Fälligkeits

Grundſtüds in das güterrechtliche Verhältnis in An- grund ſchon in der erſten Urkunde vorgeſehen war

ſehung der ſich aus dieſem Verhältnis ergebenden und durch die zweite nur ſein Eintritt feſtgeſtellt

Rechte mithaftender Rechtsnachfolger der Frau “ wird, werden ſollte, nicht aber dann, wenn durch das zweite

und dann ſpäter ausdrüdlich erklärt, daß § 742 (ent- Schriftſtüd ein völlig neuerFälligkeitsgrund geſchaffen

ſprechende) Anwendung findet, wenn die Frau die wurde; denn es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß aus

Hypothel vor dem Eintritt des Güterſtandes beſtellt jedem Vollſtreckungstitel nur inſoweit vollſtreckt werden

oder das mit der Hypothet belaſtete Grund- tann, als der Inhalt des Titels ſelbſt die materielle

ſtück vor dieſem Zeitpunkt oder während des Be- Grundlage für die Vollſtreckung bildet, nicht aber info

ſtehens des Güterſtandes erworben hat “ . weit, als dieſe Grundlage auf Verhältniſſen beruht,

Hienach kann in allen dieſen Fällen ohne weiteres die vollſtändig außerhalb des Vollſtredungstitels

eine Duldungsklauſel gegen den Ehemann erteilt liegen.

werden . Hat die Frau das mit der Hypothek belaſtete In allen dieſen Fällen empfiehlt es ſich alſo

Grundſtüc erſt während des Beſtehens des Güter- dringend, die Bings und Bahlungsbeſtimmungen in

ſtandes erworben, ſo tut man ſelbſtverſtändlich gut, Form der notariellen Schulburkunde mit Unterwerfung

bei Erteilung einer Rechtsnachfolgellauſel die Klauſel unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung abzuändern

gegen den Mann mit der Klauſel gegen die Frau fos und dann die Vollſtreckung auf Grund einer volls

gleich zu verbinden, ſo daß die Klauſel zu lauten hat : ſtredbaren Ausfertigung dieſer notariellen Abändes

„Auf Grund des Eintrags im Grundbuch wird vors rung 8 urkunde (ie nachdem in Verbindung mit der

ſtehende Ausfertigung dem N. N. nunmehr (in An- vollſtreckbaren Ausfertigung der erſten Urkunde) zu

ſehung der Hypothek) zum Smed der Zwangsvolls betreiben.

ſtreckung gegen die Ehefrau X als nunmehrige grund Amtsrichter Dittrich in München .

buchmäßige Grundſtüdseigentümerin und deren zur

Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte

Gut verpflichteten Ehemann X als Duldungsſchuldner

erteilt . "

5. Soweit im vorſtehend geſchilderten Falle die

Notare nachträglich eine Duldungsklauſel gegen den

Ehemann erteilten, habe ich mehrfach die icon in

Nr. 1 beſprochene Wahrnehmung gemacht, daß ſich die Reichsgericht.

Notare bei Erteilung der Klauſel nicht an die geſeß

lich vorgeſchriebenen Worte halten . So habe ich ichon
A. Sivilſa e n.

die „ Duldungsklauſel“ geleſen : „ Der Ehemann X iſt I.

zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verpflichtet "
$$ 335 1. , 342 GB.; ftille Geſellſchaft oder Dar :

oder „Der EhemannX hat die Zwangsvollſtreckung in lehensvertrag ? Auch Sicherungsübereignung fann al8

das eingebrachte Gut zu dulden" ; dies ſind zweifellos „ Küdgewähr " angeſehen werden; $ 342 GB. trifft aber

keine rechtsgültigen Vollſtreckungsklauſeln ; denn jene nur eine ſchon in das Vermögen des Geſchäftsinhabers über:
Worte enthalten nur eine Feſtſtellung des Rechtsver- gegangene Einlage, die an fich dem Zugriff der Gläubiger

hältniſſes, auf deſſen Grundlage die Klauſel erſt zu
ungehindert offenſtand und durch Veransnahme dem

erteilen wäre. Geſchäft wieder entzogen wird. Wenn eine Eiulage erſt nach

Auch folgende „ Duldungsklauſel“ iſt mir ſchon
der Sicherung erfolgt, jo fann von einer Verſchlechterung
dce Bermögenstandes der Gläubiger überhaupt nicht die

begegnet: „Die Vollſtreckungsklauſel wird auf den zur
Rede ſein ; eine Bereinbarung im Geſellſchaft& vertrag

Duldung der Zwangsvollſtreckung verpflichteten Ches
ſelbſt fällt nichtunter $ 342. Auf eine Zeitungsanzeige

mann X ausgedehnt" ; gegen die Rechtsgültigkeit dieſer des GemeinſchuldnersR., er ſuchefür ſein Geſchäft einen

Faſſung beſtehen zum mindeſten ganz erhebliche Bes Teilhaber, meldete ſich der Kläger. Am 7. Oktober

denten . 1911 ſchloſſen beide einen ſchriftlichen Vertrag, nach

6 Werden die Zins- und Zahlungsbeſtimmungen welchem der Kläger als „ ſtiller Teilhaber“ mit 20 000 M

einer ſchon ſeit längerer Zeit beſtehenden notariellen in die Firma F. N. eintrat . Nachdem ihm als Sicher

Schuldurkunde nachträglich geändert, ſo bedienen fich
heit auf einem Grundſtüđe der Frau N. eine øypothef

die Notare häufig nicht der Form der notariellen
am 13. Dktober 1911 beſtellt war, zahlte der Kläger

Urkunde, ſondern der Unter driftsbeglaubigung, die
am 17. Oktober 1911 die erſte Hälfte der Einlage mit

10000 M. Jn Ziff. 6 des Vertrages vom 7. Oktober

ja zur Eintragung der neuen Zins- und Zahlungs- 1911 war beſtimmt: „ Als weitere Sicherung werden

beſtimmungen ins Grundbuch genügt. Dabei bedenken

fie aber nicht, daß der Gläubiger auf dieſe Art keinen “) Insbeſondere ſtets dann , wenn und inſoweit

Vollſtreckungstitel für die neuten Bing: und Zahlungs- und inſolange die neue Vereinbarung dem Schuldner

beſtimmungen erhält, und daß durch die neue Verein- günſtiger iſt als diealte.

Aus der Rechtſprechung.
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Herrn u. die Maſchinen, Werkzeuge und Warenvorräte lich und logiſch kann aber niemand etwas zurüdge

verpfändet.“ Dieſe Zuſage wurde damals nicht voll- währen, was er noch nicht hat, was ihm vielmehr erſt

zogen. Erſucht, auch die zweiten 10 000 M zu zahlen , in Ausſicht ſteht. Auch 8342 HOB. ſoll die Gläubiger

äußerte der Kläger am 23. Oftober 1911 Bedenken, da dagegen ſchüßen, daß ihnen die in das Vermögen des

das Geſchäft nicht ſo günſtig ſtehe, wie N. es geſchildert Geſchäftsinhabers übergegangene Einlage, die an ſich

habe. Darauf kam es am 3. November 1911 zwiſchen ihrem Zugriffe icon offenſtand, durch erausnahme

beiden zu einem weiteren Vertrage über eine ſtille aus dem Geſchäft wieder entzogen wird, es ſei denn ,

Geſellſchaft“ . Die Einlage wurde darin wieder auf daß bei Vereinbarung der Müdgabe die Urſachen des

20 000 M feſtgeſept ; außerdem hatte er für die Leitung ſpäteren Vermögensverſalles noch nicht vorlagen. Hier

des faufmänniſchen Teiles des Geſchäfts 300 M monat- nach hat der Berufungsrichter den § 342 HOB. zunächſt

lich zu beziehen. In Ziff. VI bis VIII wurden dem auf die zweiten vom Kläger gezahlten 10000 M und

Kläger weitere Sicherheiten gewährt, teils von R. ſelbſt, ihre Sicherung erſichtlich zuUnrecht angewendet. Die

teils von ſeiner Frau, und zwar ſowohl wegen der Sicherung erfolgte bezüglich eines Teilbetrages von

Einlage, wie wegen der Gehalts- und etwaigen ſonſtigen 1500 M am 3. November 1911 Zug um Zug gegen die

Anſprüche ; die Maſchinen, Werkzeuge und Warenvors Zahlung. Der Reſt (8500 M ) wurde am 8. und

räte wurden ihm zur Sicherung zu Eigentum über- 9. November 1911 gezahlt, nachdem die Sicherung vom

tragen, ebenſo Außenſtände . Nach der Eigentumsüber- 3. November geleiſtet war, die der Kläger verlangt

tragung zahlte der Kläger von den zweiten 10 000 M hatte, ehe er überhaupt von den zweiten 10000 M etwas

am 3.November 1911 1500 M, am 8. November weitere zahlte. Der Kläger hat alſo , was die zweiten 10 000 M

2200 M, am 9. November die lezten 6300 M. Kurz anlangt, feine Einlage geleiſtet, für die er ſich nach

nach dem 9. November 1911 fündigte der Kläger das träglich zum Schaden der Gläubiger eine Sicherung

Geſellſchaftsverhältnis auf ſofort, weil R. Außenſtände einräumen, die er ſich in dieſer Form zurücgewähren

rechtswidrig eingezogen habe. N. ſoll nicht widerſprochen ließ ; er zahlte vielmehr gegen die Sicherung und un

haben . Am 19. Dezember 1911 geriet R. in Konkurs, mittelbar nach ihr den Gegenwert in das Vermögen

am 24. November 1912 auch ſeine Frau. Mit der Klage des Gemeinſchuldners ein ; von einer Berſchlechterung

hat der Kläger vom Konkursverwalter des Ehemanns des Bermögensſtandes zum Nachteil der Kontursgläus

verlangt, daß er wegen der Einlage von 20000 M biger kann nicht die Nede ſein .

und wegen 150 M Gehalt die abgeſonderte Befriedigung Der Kläger war auch nicht etwa verpflichtet, die

aus beſtimmten Gegenſtänden und Außenſtänden dulde. zweiten 10 000 M ohne Sicherung einzulegen. 3m Bers

Der Konkursverwalter hat widerſprochen. Das LG. hältnis zu M. ſchon deshalb nicht, weil dieſer ja mit

wies die Klage ab . Das OLG. verwarf die Berufung . dem Vertrage vom 3. November 1911 die Vorſtellungen

Die Reviſion hatte Erfolg . des Klägers vom 23. Oktober 1911 als berechtigt an

A us den Gründen : 1. Die Reviſion wendet ertannte. Aber auch die Gläubiger hätten, wenn der

ſich gegen die Annahme, daß eine ſtille Geſellſchaft Konkurs vor dem 3. November 1911, alſo vor der

i . S. der $s 335 11. HOB. beſtanden habe. Gewiſſe Be- Sicherung der 10000 M ausgebrochen wäre, nicht die

denken beſtehen allerdings. Die Vereinbarung einer zweiten 10000 M als rüdſtändige Einlage zur Maſſe

Beteiligung des Klägers am Geſchäftsgewinn findet fordern können . Das ergibt ſich ohne weiteres aus

das LG. in derBeſtimmung des Vertrags vom 7. Dt- § 341 Abſ. 2 HOB.,wonach der ſtille Geſellſchafter die

tober 1911 zu Ziff. 2 : „Das Einlagefapital wird mit rüdſtändige Einlage bis zu dem Betrage zur Konkurs.

10 ° für das Jahr verzinſt. Die Zinſen können in maſſe einzuzahlen hat, der zur Deđung ſeines Anteils

vierteljährigen Teilbeträgen erhoben werden . Es am Verluſte erforderlich iſt. Das BG.ſtellt aber ſelbſt

faßt dieſe Abmachung dahin auf, daß die Gewinnbe- feſt, daß der Kläger nach dem Geſellſchaftsvertrage am

teiligung mit einem Höchſtbetrage habe feſtgeſeßt, der Verluſte überhaupt nicht beteiligt ſein ſollte . Hiernach

Kläger andererſeits von der Teilnahme am Berluſt iſt es unhaltbar, wenn das BG . für erwieſen erachtet,

habe ausgeſchloſſen ſein ſollen. Daß die Vertragss | daß der Kläger die zweiten 10 000 M ohne Sicherung

ſchließenden die 10 % als Höchſtgewinnanteil , nicht als einzulegen verpflichtet geweſen ſei ; die gleichzeitige

Darlehenszinſen hätten auſgefaßt wiſſen wollen, gehe Feſtſtellung, dieſe noch erſt zu zahlenden 10000 M

aus der Höhe des Zinsjußes hervor, denn 10 ° • ſeien hätten zurückgewährt werden ſollen, enthält einen Wider :

für ein Darlehen im Geſchäftsverfehr nicht üblich , wohl ſpruch in ſich ſelbſt.

aber habe der Kläger nach den ihm gemachten Schilde- Über auch hinſichtlich der erſten 10 000M beruht

rungen von dem glänzenden Stande des Geſchäfts an- die Entſcheidung auf einermißverſtändlichen Auslegung

nehinen können , daß ein Gewinnanteil von 2000 M 312 . Kläger dieſe 10000

geweſen. Nun hatte aber der Kläger Beweis dafür die am 3. November 1911 übereigneten Sachen in Bes

angetreten, daß R. bei dieſen Verhandlungen aus- tracht kommen, aus denen der Kläger abgeſondert be

drücklich erflärt habe, das Einlagelapital des Klägers friedigt ſein will , nicht gegen Sicherung oder nach

müſſe vorerſt noch als Darlehen betrachtet werden , in Sicherung, ſondern vor ihr. Sie waren alſo ſicherungs

das Geſchäft fönne er erſt ſpäter eintreten. Die an- los dem Zugriffe der Gläubiger ausgeſegt und, brat

gebotenen Beweiſe hätten erhoben werden müſſen, zu- | der Stonfurs aus, o ſtand der Kläger nicht anders da,

mal da der Standpuntt des Klägers eine gewiſſe Stütze wie jeder einfache Konkursgläubiger. Hierin trat durch

darin fand , daß die Zinſen in vierteljährlichen Raten die liebereignung vom 3. November 1911 zum Schaden

zu zahlen waren , ehe noch feſtſtand , ob überhaupt ein der übrigen Gläubiger eine Veränderung ein und bes

Gewinn in dem Geſchäftsjahre erzielt wurde und wie züglich dieſer 10000 M fann von einer Rückgewähr

groß er war. Sollte aber auch zwiſchen N. und dem i. S. des § 312 YOB . geſprochen werden . Eine andere

Kläger eine ſtille Geſellſchaft beſtanden haben, ſo beruht Frage aber iſt, ob die Nückgewähr auf Grund einer

doch die weitere Entſcheidung des BG . auf einer Ver- Vereinbarung erfolgt iſt , wie das Geſet ſie für die

fennung des § 342 ÞOB. Dort gewährt das Gejes i beſondere Anjechtung aus $ 342 YOB. fordert. Das

dem Konfursverwalter das Hecht, die Rückgewähr der | BG . prüft dieſe Frage nicht. Es begnügt ſich mit der

Einlage des ſtillen Geſellſchafters anjujechten, wenn Feſtſtellung, daß die Bewilligung der Rügewähr dem

ſie auf Grund einer im lebten Jahre vor Stonfurser- i freien Willendes Gemeinſchuldners R.entſprochenund
örnung zwiſchen dem Inhaber des Handelsgeſchäftes der Kläger auj ſie weder einen vertraglichen noch einen

und dem ſtillen Geſellſchafter getroffenen Vereinbarung geſeblichen Anſpruch gehabt habe . Wenn im lekteren

erfolgt iſt. Der Anſicht des Bo . , daß auch eine Siche- Punft Gewicht darauf gelegt iſt , daß dem Kläger eine

rungsübereignung Mückgewähr der Einlage ſein könne, Sicherungsübereignung feinesfalls vorher zugeſichert

ſtehen rechtliche Bedenken an ſich nicht entgegen. Sprach: geweſen ſei, ſo erledigt ſich dieſer Einwand mit dem

angemeſſenfei; von einemDarlehenſeiteine Rede freilich ſchon am 17.Dktober 1911 gezahlt,alſo ſoweit
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Hinweiſe, daß der Kläger nicht als Eigentümer, ſondern zugegeben werden, daß dieſer Sprachgebrauch für die

nur wie ein Pfandgläubiger behandelt ſein will. Daß Anwendung des § 6 :BOB. ausſchlaggebend iſt. Auf

der Kläger am 3. November 1911 nicht ein Mecht darauf das vorerwähnte Reichsgerichtsurteilkann ſich die Nes

gehabt habe, wie ein Pfandgläubiger geſichert zu ſein , viſion nicht berufen ; dort iſt die Rede davon , daß das

iſt irrig . Dem BG . ſelbſt iſt die Beſtimmung des Ver- Gewicht nicht auf das Vorliegen äußerlicher Merkmale

trages vom 7. Oktober 1911 nicht entgangen , in der zu legen ſei, ſondern auf einen urſächlichen Zuſammen

es heißt : „Als weitere Sicherung werden Herrn u. hang des unwirtſchaftlichen Verhaltens mit perſönlichen

die Maſchinen, Werkzeuge und Warenvorräte ver- Eigenſchaften des zu Entmündigenden . Nur in dieſem

pfändet.“ War auf der einen Seite nicht zu bezweifeln, Sinne wird dort auf den Sprachgebrauch verwieſen ;

daß damit allein der Kläger noch kein Pfandrecht an dagegen iſt keine Mede davon, von welcher Art die

Maſchinen, Werkzeugen und Warenvorräten erwarb, äußeren Vorgänge ſein müſſen, in denen die Mert

ſo war es ihm doch zugeſichert und in dieſem Umfange male der Berſchwendung zuerbliđen ſind. Aus dem

war die nur Sicherungszweden dienende Üebereignung gleichen Grunde iſt es verfehlt, wenn die Neviſion ſich

dom 3. November 1911 die Ausführung einer vorher auf das bezeichnete Urteil und auf ein weiteres Urteil

getroffenen Abmachung. Wäre dieſe Abmachung ges des RG. (JW. 1906 S. 188) dafür berufen will, daß

troffen worden, nachdem der Kläger auf Grund des Geſell- die Feſtſtellung eines banges zu übermäßigen Aus

ſchaftsvertrages die 10 000 M Einlage geleiſtet hatte, ſo gaben zu verlangen ſei. In beiden Fällen wird die

hätte es dem Beklagten offengeſtanden, ſeine Anfechtung Notwendigkeit einer Feſtſtellung darüber betont, daß

auf § 342 HOB. zu ſtüßen, denn dann handelte es ſich ein bang zu unwirtſchaftlichem Gebaren vorliege; daß

in der Tat um eine Vereinbarung, die, dem Geſell- dabei von einem Sang zu Ausgaben geſprochen wird,

ſchaftsvertrage folgend, darauf abzielte, dem ſtillen iſt lediglich darauf zurüd zuführen,daß in den behandelten

Geſellſchafter für eine bereits geleiſtete Einlage nach- Fällen eben übermäßige Ausgaben das Merkmal der

träglich eine Sicherheit zu beſtellen. So lag der Fall Verſchwendung bildeten . Dagegen ergibt ſich aus jenen

aber nicht. Der Klägerwollte ohne das Sicherungs- Urteilen nichts dafür, daß nicht auch ein in anderer

verſprechen überhaupt nicht ſtiller Geſellſchafter werden , | Richtung liegendes wirtſchaftliches Gebaren als Ver

er brauchte es auch nicht, ließ ſich daher von vorns ſchwendung bezeichnet werden kann. Schon in früheren

herein im Geſellſchaftsvertrage ſelbſt die Verpfändung Rechten war anerkannt, daß für die Frage der Ent

verſprechen und zahlte erſt, nachdem ſie ihm verſprochen mündigung der Begriff der Berſchwendung weiter zu

war. Eine ſolche Vereinbarung fällt nicht unter 8 342 faffen iſt als nach dem landläufigen Sprachgebrauch,

HOB ., mag ſie auch im leßten Jahre vor der Konkurs- wie er ja übrigens auch dem Wortſinne nach ein das

eröffnung getroffen worden ſein . Sie kann, weil im Ges Berſchwinden “ des Bermögens herbeiführendes Ber:

ſellſchaftsvertrageund vor der Einlage getroffen, nicht halten , ohne Bezeichnung der Art und Weiſe, bedeutet.

traft gefelicher Vermutung den Zwed verfolgen, die Das ALR.lagte in I.1.930 ausdrüdlich :,Berſchwender

Einlage den Gläubigern zu entziehen, und damit ents ſind : welche durch unbeſonnene und unnüße Ausgaben

fällt das Anwendungsgebiet dieſer Sonderbeſtimmung. oder durch mutwillige Bernachläſſigung ihrVermögen

(Urt. d . II. ZS. vom 1. Mai 1914, II 21/14) . H. beträchtlich vermindern“ . . . und Kochs, Kommentar

betontin Anm. 28 zu dieſem Paragraphen die Nichtüber

einſtimmung der geſeblichen Beſtimmung mit dem ges

II. meinen Sprachgebrauche. Auch im Gemeinen Rechte

war der Begriff der Verſchwendung in der angegebenen

Berſchwendung i. S. des § 6 Nr. 2 BGB. tanu auch Nichtung erweitert worden (ROZ. Bd.21 S. 169). An

dann vorliegen , wenn ſich jemand durch nachläſſige Wirt: dieſen Rechtszuſtand hat man bei Schaffung des BOB.

ichaft der Gefahr der Berarmung ausjekt, ohne über: angeknüpft: in § 29 Entw . I waren als Merkmale der

mäßige Ausgaben zu machen . Aus den Gründen : Berichwendung verſchwenderiſche Lebensweiſe und ver

Der Kläger, ein völlig arbeitsfähigerMann in den beſten ſchwenderiſche Geſchäftsführung angeführt, und in den

Mannesjahren, war zur Zeit des Entmündigungsvers Motiven dazu wurde gejagt (S. 64 ), es ſei unerheblich,

fahrens Eigentümer einer landwirtſchaftlichen Stelle, ob das die wirtſchaftliche Eriſtenz bedrohende Gebaren

die er nicht lange vorher bei der Teilung des elterlichen in unmäßigem Geldausgeben ... oder vernachläſſigung

Nachlaſſes übernommen hatte. Dieſe ſeine Wirtſchaft der Wirtſchaft beſtehe. In der Kommiſſion wurde dann

hat er nun längere Zeit hindurch völlig vernachläſſigt; zwar beſchloſſen , die im Entwurf hervorgehobenen

er hielt ſich öfters tage-und wochenlang auswärts in Merkmale nicht in den Gefeßestert aufzunehmen, jedoch

Wirtſchaften auf und fröhnte dabei ſeinerBeidenſchaft i ſind, ſoweit erſichtlich,Bedenkengegen die darin zu Tage
zum Hegelſpiel. Wenn erzu Hauſe war, pflegte er ans getretene Auffaſſung des Begriffes der Verſchwendung

ſtatt zu arbeiten , in den Tag hinein zu ſchlafen ; er hat nicht geäußert worden (Prot. I S. 72/73) . Eine bei

die Ernte nicht eingebracht, ſondern aufdem Felde ver- den Verhandlungen im Reichstagsplenum gefallene

kommen laſſen , das Band nicht wieder beſtellt und leine Aeußerung, wonach Vernachläſſigung der Wirtſchaft

Saat eingebracht, ſo daß ſchon nach einem halben Jahre zweifellos feine Verſchwendung ſei (übrigens aus

die Zwangsverſteigerung ſeines Grundbeſiyes eingeleitet anderen Geſichtspunkten zur Entmündigung führen

wurde. Auf der anderen Seite hat er bei ſeinem Auf- fönne ), hat nirgends ausdrückliche Zuſtimmung, aber

enthalt in den Wirtshäuſern keine großen Ausgaben vielfach Widerſpruch gefunden (Hölder in Anm .6 zu § 6,

gemacht, vielmehr recht ſparſam gelebt. Die Reviſion Dertmann in Anm . 3 zu 86BOB. Dernburg, Bürgerl .

meint, es ſei unmöglich, einen Menſchen, der für ſeine Hecht Bd. I § 64 Fußnote 5) . Nach alledem liegt es

Perſon ſo ſparſam lebe und auch in anderer Richtung im Sinne der geltenden geſeßlichen Vorſchrift an dem

keine übermäßigen Ausgaben mache, als Verſchwender in den Motiven zum Ausdrucke gekommenen Gedanken

zu erflären ; das widerſpreche dem Begriffe der Ver- feſtzuhalten , daß auch die Vernachläſſigung der Wirt

ſchwendung, wie er ſich aus dem Sprachgebrauch ergebe, ſchaft als Verſchwendung angeſehen werden kann . Iſt

und das Geſet wolle mit dem Worte Verſchwendung dies aber an ſich zuläſſig, ſo rechtfertigen hier die Ums

teinen vom gewöhnlichen Sprachgebrauch abweichenden ſtände des Falles unbedenklich den Ausſpruch der Ent

Sinn verbinden, wie vom RO. ſchon ausdrücklich aus- mündigung. Daß dieſem das Vorliegen einer ſpar

geſprochen worden ſei (JW . 1905 S. 166). Es mag ſamen perſönlichen Lebensweiſe nicht entgegenſteht, iſt

ſein, daß man beim Gebrauche desWortes Verſchwender ſchon des öfteren ausgeſprochen worden (Recht 1908

im landläufigen Sinne an einen Mann denft, der durch Nr. 1319 , Warneyer 1911 Nr. 314, 1913 Nr. 391). ( lirt .

übermäßige Ausgaben ſein Vermögen vertut, nicht an des IV . ZS . vom 14. Mai d . Js . , IV 700/1913 ). E.

einen ſolchen , der durch nachläſſige Wirtſchaft ſich der

Gefahr der Berarmung ausjekt. Jedoch fann nicht

3424
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III. S. 104 [105 ], S. 194 ( 195 ), Bd . 30 S. 161 [ 162 ] , Bd . 40

Audjchließliche Zuſtändigteit des Kaufmanndgerichts.
S. 115 ( 116) , S. 235 [237 ]). Er hat dann den Lohn

Aus den Gründen : Die Klägerin macht gegen
abzug mit dem Bewußtſein der Notwendigkeit des rechts :

den Beklagten , ihren früheren Handlungsgehilfen, einen
widrigen Erfolges gemacht, daß die Verwendung

Anſpruch auf Schadenserſatz wegen nicht gehöriger Ers
für die Verſicherung unterblieb, und den in § 1492

füllung einer vertragsmäßigen Leiſtung aus dem Dienſt
NVO. geforderten Borſaß gehabt, mag er auch nicht

verhältniſſe geltend. Für dieſe Streitigkeit iſt nach
die Abſicht gehabt haben, die abgezogenen Beiträge

§ 5 Nr. 4 in Berbindung mit Nr. 2 KGG. die Zus
„überhaupt nicht“ zum Markenkleben zu verwenden ,

ſtändigkeit des Staufmannsgerichts begründet, es ſei
ſondern beabſichtigt haben, ſpäter, wenn er dazu ims

denn, daß der Jahresarbeitsverdienſt des Bellagten
ſtande ſein würde, wenn ſich ſeine Verhältniſſe beſſern

bei der Klägerin den Betrag von 5000 M überſtiegen
würden, ſeine Verpflichtung zu erfüllen, in der unbes

hat (8 4 Geſ.). Da die Vorinſtanzen die Beſtim
ſtimmten Hoffnung, daß er das Verſäumte werde nach

mungen desAGG. in ihren Entſcheidungen nicht beachtet
holen können. Denn troß ſolcher Hoffnung weiß er, dag

und die Höhe des Arbeitsverdienſtes nicht feſtgeſtellt
er nach den gegebenen Verhältniſſen die Beitragsteile

nicht nach Vorſchrift des Geſetzes verwenden kann , und der
haben , iſt das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zu dieſer Feſtſtellung an das BG. zurückzuver
Arbeitgeber, der das weiß , darf keine Lohnabzügemachen

weiſen. Daß der Beflagte die Unzuſtändigkeit der
und iſt nach § 1492 NVO. ſtrafbar, wenn er ſie tros .

ordentlichen Gerichte nicht geltendgemacht hat, iſt un
dem gemacht hat und dann nicht zur Verſicherung bes

erheblich , denn die Zuſtändigkeit der Kaufmannsgerichte
nußen kann . Das iſt in Entich . Bd.25 S. 104, 194 ,

iſt nach § 6 Geſ. eine ausſchließliche und daher von
BD. 28 S. 5 (6 ), Bd . 30 S. 161 , Bd . 40 S. 115 (116 )

Amts wegen zu beachten . Aus demſelben Grunde iſt
S.235 für § 82 b FrankVerſG . anerkannt, der die Abs

es auch ohne Bedeutung, daß der Beklagte bisher keine
ſicht forderte, ſich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil

Angaben über die Höhe ſeines Jahresverdienſtes ges
zu verſchaffen oder die Arankenkaſſe zu ſchädigen, und

macht hat . Die Parteien ſind nicht befugt, durch aus
muß für $ 1492 RVO . um ſo unbedentlicher gelten , als

drüdliche oder ſtillſchweigende Erklärungen eine Hechts
dieſe Abſicht hier nicht mehr gefordert wird, ſondern

ſtreitigkeit der ausſchließlichen Zuſtändigkeit des Kauf:
nur noch die vorſäßliche Nichtverwendung vom Lohne

mannsgerichts zu entziehen. (Urt. des III . ZS . vom
abgezogener Beitragsteile für die Verſicherung. Wie

19. Mai 1914 III 94/14).
überall, wo das Strafgeſep Vorſaß des Täters fordert

(Entſch. Bd. 30 S. 270, 273 ), ſo genügt es auch für den

inneren Tatbeſtand des § 1492 RVO ., wenn der Arbeits

geber den Erfolg nicht mit beſtimmtheit vorhergeſehen ,

ſondern nur als möglich erkannt, trofdem aber in ſeinen

B. Strafiach en. Willen aufgenommen hat und mit der Verwirklichung

I. auch dieſer Möglichkeit einverſtanden geweſen iſt (ſogen

Eventual- oder bedingter Vorfaß ). Auch das iſt in

Der Borſak i. S. des $ 1492 RVO.; muß er ſchon Entſch. Bd . 25 S. 104 (105/106 ), S. 194 (195) , Bd. 28

zur Zeit der Lohnabzüge vorhanden ſein? Xus den S. 254 (255 ) zur Erfüllung des inneren Tatbeſtandes

Gründen : Der Angeklagte räumtein , 25 von ihm be- des § 82 b Arvo . für ausreichend erachtet worden .

ſchäftigten Arbeitern über ein Jahr lang , bis zur Er- Die in Entſch. Bd . 28 S. 5 (6 ) unter Øinweis aui

öffnung des Konkurſes über ſein Vermögen , die Bei- Entſch . Bd . 24 S. 7, Bd . 27 S. 217, 241 dagegen er

träge für die Invaliden- und Altersverſicherung im hobenen Bedenken können gegen die entſprechende Auss

Geſamtbetrage von 140.40 M vom Lohne abgezogen legung des § 1492 RVO . jedenfalls nicht geltend ges

und nicht für die Verſicherung verwendet zu haben ; machtwerden, da hier nicht mehr Abſicht, ſondern nur noch

gleichwohl wurde er von der Anklage aus § 1492 RVO . Vorjaş des Arbeitgebers vorausgeſeßt wird. Die Bes

freigeſprochen, weil ihm nicht nachgewieſen werden fönne, gründung zum Entwurf der RVO. (Reichst. 12. LBer.

daß er, wie das Geſet fordere, den Vorſaß gehabt II . Seſl. 1909 1910 Nr. 340 Anl. ) ſieht allerdings S. 435

habe, die den Arbeitern abgezogenen Beiträge über- zu § 1474 darin anſcheinend keine Aenderung des bis

haupt nicht zur Markentlebung zu verwenden . Er hatte herigen Geſekes ( 8 182 Abſ. 2 InvVerſ5 .), da bei Bor

vorgebracht, er habe es immer ſo gehalten, daß er nur jag ohne weiteres auf die Abſicht auf einen rechts

Marfen geklebt habe, wenn ein Verſicherungsbeamter widrigen Vermögensvorteil oder eine Schädigung der

zur Prüfung der Quittungsfarten angemeldet worden Verſicherungsanſtalt oder der Verſicherten geſchloſſen

ſei oder ein Arbeiter gefündigt habe ; ſo habe er es werden fönne. Ob dem beizutreten iſt , kann hier uner:

auch bei den hier in Mede ſtehenden Arbeitern machen örtert bleiben ; es genügt, daß das Geſeß nicht mehr

wollen und ſei daran nur durch die Stonkurseröffnung Abſicht, ſondern Vorſat des Arbeitgebers verlangt, um

verhindert worden ; das ſcheint das Gericht als nicht auch einen bedingten Vorſatz zur Erfüllung des inneren

widerlegt dem Urteile zugrunde gelegt zu haben. Es Tatbeſtands als ausreichend erſcheinen zu laſſen . Auch

ſieht nur die in $ 1488 RVO. mit Ordnungsſtrafe be- aus dieſem Grunde iſt die Annahme unrichtig, $ 1492

drohte nicht rechtzeitige Verwendung als gegeben an , RVO . ſeţe voraus, daß der Arbeitgeber den Vorſag

weil der Angeklagte die Abſicht gehabt habe , ſpäter habe, die den Arbeitern vom Lohne abgezogenen Beis

die Beiträge zu entrichten. Tatſächlich hat er aber die träge „ überhaupt nicht“ zur Markenflebung zu der :

Beitragsteile nicht nur nicht rechtzeitig , ſondern über- wenden. Unrichtig wäre es jerner, wenn das LG. , wie

haupt nicht zur Verſicherung verwendet, er iſt, wie er die Gründe nahe legen , angenommen hätte, der Vorja

unwiderlegt behauptet, durch die Konkurseröffnung an müſſe dem Arbeitgeber ſchon zu der Zeit innegewohnt

der Verwendung verhindert worden. Das ſoll offenbar haben , als er die Lohnabzüge machte. lInter Strafe

heißen, er habe die Verwendung entgegen ſeiner ur: geſtellt iſt die vorſäßliche Nichtverwendung der Beitragss

ſprünglichen Abſicht unterlaſſen, weil er ſchließlich die teile . Der Vorſay muß alſo auf die Nichtverwendung

erforderlichen Mittel nicht beſeſſen habe. Die aufMangel gerichtet ſein und iſt deshalb auch dann vorhanden ,

an Mitteln beruhende linfähigkeit des Arbeitgebers, I wenn er erſt gefaßt wurde, nachdem die Beiträge vom

die Pilicht zur Verwendung der Lohnabzüge für die i Lohne abgezogen waren. Auch wer noch , als er

Verſicherung zu erfüllen , kann die Nichtverwendung die Abzüge machte, vor hatte , ſie für die Berſicherung

nicht ohne weiteres entſchuldigen, und zwar jedenfalls zu verwenden , ſich nachher aber durch die Verausgabung

dann nicht, wenn er ſie vorhergeſehen hat , wenn er der dafür beſtimmten Mittel die Verwendung voriaklich

ſchon , als er die Lohnabzüge machte, gewußt hat, daß unmöglich macht, erfüllt den Tatbeitand des $ 1492 ,

er mangels der erforderlichen Mittel ſie nicht zu Ver- während danach nicht geſtraft werden kann, wer gegen

ſicherungszwecken verwenden könne (Entid . Bd. 25 , ſein Wiſſen und ſeinen Willen durch nachträglich ein :

i
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getretenen Geldmangel oder Ausbleiben mit Grund

erwarteter Mittel an der Ausführung ſeiner urſprüng

lichen Abſicht verhindert wird ( Entich. Bd. 28 S. 5

[6/7], 254. Urteil desV. Sts . vom 19. Januar 1912

5D 1109/11 g . G.). (Urt. des I. Sts . vom 30. März

1914, 1 D 99/14) . E.

3423

III .

Undeutliche Belehrung über die Veränderung des
rechtlichen Geſichtspunkt: (8 264 StPO.). A us

den @ ründen : Gegen den Angeklagten war

das Hauptverfahren wegen eines Vergehens gegen

SS 223, 223 a ŠtÓB. eröffnet, weil er hinreichend ver

dächtig erſcheine, vorſäßlich einen anderen mittels ge

fährlichen Werkzeugs körperlich mißhandelt zu haben ,
indem er mit ſeinem Schrotzwilling zweimal auf den

Gütler R. ichoß und ihn beide Male verleßte. Nach

dem er laut des Sißungsprotokolls darauf hingewieſen

worden war, daß abweichend vom Eröffnungsbeſchluß

eine Uebertretung des verbotenen Schießens neben
einem Bergehen der gefährlichen Störperverlegung ans

genommen werden könne, wurde er wegen verbotenen

Schießens auf Grund des § 367 Nr. 8 StGB. zu

einer ħaftſtrafe und wegen gefährlicher Körperverleßung

auf Grund des § 223 a StGB. zu einer Gefängnis

ſtrafe verurteilt, da nicht feſtgeſtellt werden konnte,

daß er bei Abgabe des erſten Schuſſes eine Verlegung

des R. beabſichtigt oder an eine ſolche gedacht habe.

Er iſt alſo wegen zweier ſelbſtändiger Sandlungen

verurteilt worden, deren eine durch den erſten Schuß,

deren andere durch den zweiten Schuß begangen iſt,

während der Eröffnungsbeſchluß angenommen hatte,

daß er auch bei dem erſten Schuß R. zu treffen beab

ſichtigt habe und daß beide Schüſſe ein (fortgefeßtes)

Vergehen der gefährlichen Körperverleßung ſeien . Iſt
der Angeklagte alſo wegen mehrerer ſtrafbarer Hand

lungen verurteilt, während der Eröffnungsbeſchluß nur
eine annahm, ſo bedurfte es nach ſtändiger Rechts

ſprechung des RG.. (vgl. u. a . Entſch. Bd. 9 S. 426

(429), Bd. 16 S. 437 438/39 ), Rechtſpr. Bd . 2 5.569,

auch Entſch . Bd . 30 S. 226 ) des durch § 264 SIPD.

vorgeſchriebenen Hinweiſes auf dieſe Veränderung des

rechtlichen Geſichtspunkts, und dieſer Hinweis iſt, wie

der Verteidiger mit Grund rügt, nicht erfolgt . Aus

dem Hinweis, daß neben einem Vergehen der gefähr

lichen Körperverleßung eine Uebertretung des verbotenen

Schießens angenommen werden könne, iſt nicht

mit der im Interefie des Angeklagten ju

fordernden Deutlichkeit zu erſehen , daß

die Verurteilung wegen mehrerer Straftaten erfolgen

könne, da er mindeſtens ebenſogut dahin verſtanden

werden konnte, daß die in der Anklage bezeichnete eine

Tat ſowohl als Vergehen gegen § 223a wie als Ueber

tretung des § 367 Nr. 8 StGB. beurteilt, alſo recht

liches Zuſammentreffen angenommen werden könne.

Es iſt möglich, daß der Angeklagte ſich gegen die An

nahme mehrerer Straftaten mit Erfolg verteidigt hätte.

Es kann auch nicht ohne weiteres davon ausgegangen

werden , daß ſie dem Angeklagten günſtiger wäre als

die des rechtlichen Zuſammentreffens der beiden Straf

geſeße, ſei es auch für die Abgabe beider Schüſſe.

Auch wenn der Angeklagte, um die Verurteilung wegen

mehrerer ſtrafbarer Handlungen zu vermeiden, das
Gericht hätte überzeugen müſſen , daß er ſchon mit dem

erſten Schuſſe R. habe treffen wollen , hätte das nicht

notwendig für ihn wegen Körperverleßung eine härtere

Strafe, als die jeßt erkannte, zur Folge haben müſſen,

wohl aber hätte er dann ſicher nicht wegen der Ueber

tretung noch beſonders beſtraft werden können . (Urt.
des I. ŠIS . vom 16. März 1914, ID 59/14) . E.

II.

Der Begriff des „Unternehmens“ einer ſtrafbaren

yandlung, beſonders i. S. des $ 134 Ber36. A us

den Gründen: Der Begriff des Unternehmens im

allgemeinen und i . S. desVerzo. im beſonderen um

faßt allerdings nicht bloß die vollendete Straftat,

ſondern auch den Verſuch (RGSt. 42, 266 ; 19, 192 ).

Das iſt aber in dem freiſprechenden Urteile nicht ver

kannt. Die Angeklagten ſind nicht an das Saccharin

herangekommen , das ſie einſchmuggeln wollten, fie

haben denverbotenen Gegenſtand nicht in Bewegung
geſegt, ſie haben das Inland überhaupt nicht verlaſſen,

da ſie vor Veberſchreitung der Grenze verhaftet wurden .

Deshalb kann von einem Anfang der Ausführung des

Schmuggels nicht die Rede ſein . Jndem ſie ſich mit

Schmuggelröden ausgerüſtet, auf die Reiſe nach der

Schweiz begaben , umvondort aus Saccharin verbots

widrig einzuführen, haben ſie mit der Einführung noch

nicht den Änfang gemacht, ſie ſind vielmehr über Vor

bereitungshandlungen nicht hinausgekommen , und

ſolche erfüllen den Begriff des Unternehmens nicht

(ROSt. 42, 266) . Zwar haben die Angeklagten

die Abſicht der verbotenen Süßſtoffeinfuhr äußerlich

an den Tag gelegt, indem ſie zum Schmuggel aus

gerüſtet, die Reiſe nach der Schweiz antraten ;

aber das iſt nicht entſcheidend, da das an den Tag

legen“ der verbrecheriſchen Abſicht noch nicht Verſuch

der ſtrafbaren Handlung iſt, ſondern nur dann, wenn
es durch Handlungen geſchieht, die den Anfang der

Ausführung enthalten . In RGSt. 42, 266 (2701.)

iſt eingehend dargelegt, daß zwar rein ſprachlich „ Unters

nehmen “ jede Betätigung der auf die Ausführung der

Eat gerichteten Abſicht bezeichnet, im ſtrafrechtlichen

Sinne aber durch s 43 ff.StGB. die Bedeutung des

Wortes dahin eingeſchränkt iſt , daß bloße Vorberei

tungshandlungen nicht inbegriffen ſind . So verſtanden
iſt die Aufſtellung der Staatsanwaltſchaft richtig, daß

Unternehmen i. S. des § 134 Verzo. auch dann vors

liegt, wenn die Abſicht der verbotenen Einfuhr durch

Handlungen betätigt iſt, durch die die Straftat un

mittelbar zur Ausführung gebracht werden ſoll. Solche

Handlungen haben aber die Angeklagten nicht vor
genommen und haben ſie nicht vornehmen können,

weil ſie das Inland gar nicht verlaſſen haben und
mit dem verbotenen Gegenſtand in keinerlei Berührung

gelommen ſind. Allerdings iſt in der Rechtſprechung

des no. anerkannt, daß dasUnternehmen der Zoll
defraude fich nicht in den Ausführungshandlungen er

ſchöpft, die unmittelbar mit der Verbringung der zoll
pflichtigen Gegenſtände über die Grenze zuſammenfallen,

ſondern daß dazuauch die Tätigkeit gehört, durch die der

gollpflichtige Gegenſtand vom Ausland bis unmittelbar

an die Grenze des Zollinlandes herangeſchafft worden

iſt (RGSt. 35, 13 [15/16 ]), und dasſelbe wird bei der
Kontrebande gelten müſſen. Aber auch derartiges haben

die Angeklagten nicht getan. Die Reiſe ins Ausland,

um von dort aus ins Jnland zu ſchmuggeln , ſteht dem

Heranſchaffen der Ware vom Ausland bis an die

Grenze feinesfalls gleich, und es braucht deshalb hier
nicht erörtert zu werden, ob das Heranſchaffen des
verbotenen Gegenſtands an die Grenze ſchon an fich

dem Unternehmen der verbotenen Einfuhr zuzurechnen

iſt , oder nur dann, wenn die Zollgrenze oder die im

Nusland gelegene deutſche Zollſtelle erreicht oder über

chritten wird. (Urt. des 1. ŠtS . vom 8. Juni 1914,
E ,

1

3377

Oberſtes Landesgericht.

A. Zivilſachen.

Zur Auslegung des § 54 GBO. Jm Grundbuch ſind

als Eigentümer des Grundſtücks Pl.-Nr. 1414/4 D. vor

getragen : Am 26. Sept. 1887 F. M., Gütlerstochter in

E., am 9.Mai 1893 P.A., Fabrifarbeiter in D., als

Miteigentümer durch allgemeine Gütergemeinſchaft ge

ID 201, 14) .

3422
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mäß Ehe- und Erbvertrag vom 4. Mai 1893, am 7.April über ſeinen Anteil an dem Geſamtgute und an den

1900 F. A. , Gütler in E. , durch Stauf gemäß Saufvers einzelnen Gegenſtänden verfügen ; er tann während der

trag vom1. Sept. 1899, am 29.Dez. 1913 F. Fr., Ehe- Gütergemeinſchaft nicht Teilung verlangen. Nach 3 860

frau des Vorigen als Miteigentümerin durch algemeine ZPD., der im Art . 24 UeG. gleichfalls für die über:

Gütergemeinſchaft gemäß Ehe- und Erbvertrag vom geleiteten Güterſtände für anwendbar erklärt iſt, iſt der

20. April 1892. Am 20. Dez. 1899 erwirkte der Fabrif- Anteil eines Ehegatten an dem Geſamtgut und an den

arbeiter S. Sch . in 0. gegen A. P. Urteil auf Zahlung einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden auch nicht der

von 2080.85 M Hauptſache nebſt 5 % Zinſen ſeit 2.April Pfändung unterworfen. Das Miteigentum an einer

1899. Zugunſten dieſes Anſpruchs wurde am 15. März unbeweglichen Sache konnte nach der bayer . Subhc .

1900 auf dem Hälfteanteil des A. P. an dem Grunds nur beſchlagnahmt werden, wenn bezüglich des Anteils

ſtüd Zwangshypothef vorgemerft. Die von A. F. gegen des Schuldners eine Auseinanderſetung mit den übrigen

S. Sch. geſtellte Klage auf Löſchung dieſer Hypothet | Teilhabern nicht erforderlich war, andernfalls fand nur

wurde am 6. Oktober 1913 abgewieſen . Die Klage war Zwangsvollſtredung in den Anteil nach 8 754 (alt)

damit begründet, daß am 15. März 1900 nicht mehr ZBO. ſtatt. Dies galt nicht bloß für Zwangsver

die Eheleute P. , ſondern die Eheleute F. Eigentümer ſteigerung oder Zwangsverwaltung, ſondern auch für

geweſen ſeien . Die Behauptung des Beklagten, daß die Vormerkung einer Hypotheł nach Art. 40 der Nov.

nur ein Scheinvertrag vorliege, erachtete das 16. nicht zur Subho. (vgl. ältere Sammlg. Bd . 14 S. 126 ).

für erwieſen, dagegen war es der Anſicht, daß dieſem War hienach die Bormertung der Zwangshypothef an

der öffentliche Glaube des Grundbuchs zur Seite ſtehe, dem välfteanteil des A.P.iton 3. 3. der Eintragung

jonach die Hypothet rechtsgültig erworben worden ſei . unſtatthaft, ſo kann es ſich nur noch fragen , ob dieſe

Das Urteil iſt rechtskräftig geworden. Am 25. Febr. Eintragung ihrem Inhalte nach unzuläſſig iſt oder ob

1914 beantragte S. Sch . aufGrund des vollſtređbaren etwa nur eine Eintragung unter Verlegung gejeglicher

Urteils vom 20. Dez. 1899 die Zwangsverſteigerung des Vorſchriften vorliegt, in welchem Falle nicht die Löſchung,

von A. P. auf A. F. übergangenen Hälfteanteils an ſondern die Eintragung eines Widerſpruchs am Blake

dem Grundſtüd. Das Amtsgericht entſprach dieſem geweſen wäre (8 54 Abſ. 1 OBD . ) . Es muß jedoch das

Antrage, hob aber das Verfahrenwieder auf, da ſich erſtere angenommen werden . Eine ihrem Inhalte nach

ergeben hatte, daß A.F. nicht als Alleineigentümer, unzuläſſige Eintragung liegt vor, wenn nicht bloß

ſondern nur als Miteigentümer in allgemeiner Güter- Eintragungsvorausſeßungen fehlen, ſondern wenn die

gemeinſchaft eingetragen ſei. Dieſer Beſchluß wurde Eintragung nach dem Gefeße ausgeſchloſſen iſt . Solche

vom LG. wieder aufgehoben. Am 1. April 1914 ver- Eintragungen ſind bedeutungslos;der öffentlicheGlaube

fügte das Grundbuchamt, daß die auf dem Hälfteanteil erſtredt ſich nicht auf fie. An dem Anteile eines Ehes

des A. Þ. eingetragene Vormerkung auf Einräumung gatten an dem Geſamtgute kann nach dem BGB. durch

einer Sicherungshypothel zu 2080.85 M als unzuläſſige Zwangsvollſtreďung ein Recht nicht begründet werden ,

Eintragung von Amts wegen zu löſchen ſei . Dieſen am und zwar auch ſchon, bevor das Grundbuch angelegt

3. April 1914 vollzogenen Beſchluß begründete es unter iſt; eine gleichwohl erfolgte Eintragung ſteht mit dem

Hinweiſung auf854 OBD. und § 1114 BOB. damit, daß Weſen und der rechtlichen Natur des Geſamtguts im

bei der Eintragung der Vormerkung das Grundſtüđ Widerſpruch und iſt daher ihrem Jnhalte nach unzu .

auf Grund der zwiſchen den Eheleuten P. damals bes läſſig. Zugunſten der Rechtsgültigkeit der am 15. Mara

ſtandenen allgemeinen Gütergemeinſchaft Geſamtgut 1900 vorgemerkten, gemäß Art. 57 AG. OBO. in eine

und deshalb die Belaſtung des Hälfteanteils mit einer Sicherungshypothet verwandelten Zwangshypothet

Hypothet rechtlich unzuläſſig geweſen ſei. Die Beſchwerde kann auch nicht geltend gemacht werden , daß durch

wurde zurückgewieſen, ebenſo die weitere Beſchwerde. das Urteil vom 10. Oktober 1913 die Rechtsbeſtån

Aus den Gründen: Der Beſchwerdeführer hat digfeit der von S. Sch. erwirkten Øypothefvormerlung

allerdings inſoferne Recht, als er rügt, daß die Uns anerkannt worden ſei. Denn das lo. hat ſich mit der

zuläſſigkeit der Eintragung aus § 1114 BOB. gefolgert hier zur Entſcheidung ſtehenden Frage gar nicht bejagt.

wurde. Nach Art . 189 EG . BOB . erfolgen der Erwerb Im õinblick auf § 322 ZPO. muß zwar angenommen

und Verluſt des Eigentums ſowie die Begründung, werden , daß ein neuer Rechtsſtreit unter den Parteien

llebertragung, Belaſtung und Aufhebung eines anderen über die Rechtsbeſtändigkeit der Hypothet ausgeſchloſſen

Rechtes an einem Grundſtücke nach den bisherigen iſt. Aber nach § 3253PO. wirft das rechtsträftige

Geſegen , bis das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Urteil nur für und gegen die Parteien und deren dort

Da 3. 3. der Vormerkung der von S.Sch . erwirften bezeichnete Rechtsnachfolger, dagegen fann im Berhalts

Zwangshypothet das Grundbuch für den Bezirt des nis zu dritten Perſonen, von beſonderen Ausnahmen

ÀG. F. noch nicht angelegt war, fonnte ſonach nicht abgeſehen, auch ein rechtskräftiges Urteil unanfechts

das BGB., ſondern nur das bis dahin geltende Grund- bares Recht nicht ſchaffen. Dies gilt beſonders für die

ſtüdsrecht maßgeben . Allein das Ergebnis iſt auch dann nachfolgenden Bypothefgläubiger ; ſie ſind an die Ents

fein anderes . Bezüglich der rechtlichen Natur der all- ſcheidung nicht gebunden, ſondern haben ein ſelbs

gemeinen Gütergemeinſchaft gingen bis zur Einführung ſtändiges Necht, auf Löſchung einer nicht beſtehenden

des BOB . die Meinungen auseinander. Das hiermaß- Vorhypothef anzutragen und im Intereſſe der Mechts

gebende BayLR. wendete auf die allgemeine Güter- ſicherheit hat das Geſetz in $ 54 GBO . dem GBA . nicht

gemeinſchaft die Beſtimmungen über die Geſellſchaft an bloß das Recht gegeben , ſondern auch die Pflicht auf:

( T. I Kap . 6 § 32 Nr. 4) , und da man hieraus folgerte, erlegt , eine ihrem Inhalte nach unzuläſſige Hypothet

daß jeder Ehegatte über ſeinen Anteil an dem Gejamt- zu löſchen. Darüber hat es ſelbſtändig zu entſcheiden .

gute verfügen könne, ſo nahm man auch keinen An- Die weitere Beſchwerde meint, ſtatt der Löſchung

ſtand, den einem Ehegatten gehörigen Anteil an einem hätte das GBA. die pyppthekeintragung auf das gange

Grundſtüde zu beſchlagnahmen oder daran im Zwangs- Anweſen erſtreden ſollen . Dem kann nicht beigetreten

wege eine øypothef einzutragen . Dieſe Verhältniſſe werden . Allerdings iſt nach § 740 3PD ., der für die

ſind aber mit der Einführung des BGB. geändert übergeleiteten Ehen gleichzeitig mit dem BGB . in Strait

worden. Mit dieſem Zeitpunfte ſind an Stelle der getreten iſt ( Art. 24 UeG .), bei dem Güterſtande der

bisherigen Vorſchriften die Vorſchriften des BOB . über allgemeinen Gütergemeinſchaft zur Zwangsverſteigerung

die allgemeine Gütergemeinſchaft getreten, ſoweit für in das Geſamtgut ein gegen den Ehemann ergangenes

eine Ehe die allgemeine Gütergemeinſchaft nach einem Urteil nicht bloß erforderlich, ſondern auch genügend.

der in den Landesteilen r. d . Rh . geltenden Rechte be- Allein wenn demgemäß am 15. März 1900 auch die

ſtand (Art. 62, 94 Ue0 .). Das BGB. faßt die alls Hypotheť auf dem ungeteilten Grundbeſig der Eheleute

gemeine Gütergemeinſchaft als Miteigentum zur ge- P. hätte vorgemerft werden können, ſo fommt doch in

ſamten þand auf. Nach § 1412 fann ein Ehegatte nicht Betracht, daß die beantragte Vormerkung damals nicht
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geſchehen iſt, daß der Antrag vielmehr durch Vor- in Frage. Seinesfalls können die von Pfiſter angezogenen

merkung der Hypothet an dem Hälfteanteil erledigt Art. 113, 115 oder gar der Art. 55 EG. der öffentlich

wurde, ohne daß der Antragſteller eine Erinnerung rechtlichen Vorſchrift des Art. 92 Forſto . irgendwie Ab

oder ein Mechtsmittel angebracht hätte. Die ſo erwirkte bruch tun. Einen beſonderenStandpunktnimmt Schieder

õypothekvormerkung iſt rechtlich bedeutungslos und mair ein, indem er (S. 217) den richtigen Saß, daß

kann nicht nachträglich auf das ganze Anweſen aus- ein zivilrechtlich erlaubtes Handeln niemals einen Forſt

gedehnt werden ; auf den urſprünglichen erſten Antrag frevel durch Entwendung (Art. 79—87 Gef. ) begründen

des Gläubigers kann aber nicht mehr zurüdgegriffen fann, auf die Forſtfrevel durch Beſchädigung, die Ueber

werden . Denn dieſer Antrag iſt dadurch erledigt, daß tretung forſtpolizeilicher Beſtimmungen und andere Ge

dem vorſorglichen Antrage ſtattgegeben wurde, wenn fährden (Art. 88–100) ausdehnt. Dieſe Gleichſtellung

es auch niot hätte geſchehen ſollen ; er iſt nicht beim iſt indeſſen nur zum Teil richtig, nämlich da , wo der

Amtsgerichte anhängig geblieben , ſondern beſteht nicht Mangel einer Befugnis zum Tatbeſtande der Ueber

mehr.( Beſchl. des I. ZS . vom 21. Äpril 1914, Keg.III tretung gehört ; dies ergibt ſich jeweils aus der Geſekes

Nr. 46/1914). M. norm ſelbſt (vgl. beiſpielsweiſe die Art. 88 90 Abſ. I

und II, 93 Ziff. 3, 94 Ziff. 1 und 5 ); wo dagegen die

Gefährdung der Waldwirtſchaft bekämpft werden ſoll,

da unterſcheidet das Geſep nicht zwiſchen privatrechtlich

B. Strafſachen. erlaubten und verbotenen ħandlungen (1.3. B. Art. 89,

hiezu v . Ganghofer S. 267 unten, S. 285 oben, Art. 93
I.

Ziff. 1 , 2, 4 ( teilweiſe), 6, Art. 94 Ziff. 3 , Art.96 Abſ. 1) .

Zur Auslegung des Art. 92Ziff. 1 ForſtG.4) Aus In die leßtere Reihe gehört nun auch Art. 92 inſoweit,

den Gründen : Der Art. 92 Ziff. 1 Forſto . (Urt. 91 als in ihm nicht ausdrüçlich nur das unbefugte, un

Ziff. 1 8. F.) bedroht in dem hier in Rede ſtehenden erlaubte Tun , das Handeln außerhalb der Erlaubnis

Žalbſaßemit Strafedas unbefugte Betreten künſtlicher (Ziff.1,erſter Fall)geahndet wird. Beiſpielsweiſe wird
Anſaaten oder Pflanzungen unter ſechs Jahren und be- das Abreißen von Hege- und Wehrzeichen oder von

ſonders das Betreten derſelben mit Pferden oder anderem gewiſſen Grenzeichen auch dem Grundſtüceigentümer

Viehe“ . Er iſt in ſtändiger Rechtſprechung (vgl. DbO$. verboten ſein ( v. Ganghofer Note 10) . Die Eigenſchaft

Bd. 7 S. 501, Bd. 9 S.408 ; OLG . MünchenBd. 1 S. 259 , des Betretens von jungen Pflanzungen mit Vieh als

Bd.4 S. 89, Bd . 6 S.1 ; Qb6H. Bd.4 S.122, 389, Bd . 10 Gefährdungsdelift ergibt auch der Art. 95, wonach bei

S. 154) dahin ausgelegt worden, daß das Betreten der dem Eintrieb von Tieren in ältere Pflanzungen nur

ſogenannten Kulturen durch Menſchen ſtrafbar iſt, ſofern
der Erfolg einer wirklichen Beſchädigung ſtrafbar macht

es unbefugt d . h . ohne Berechtigung geſchieht, das Be
(v. Ganghofer Note 8 zu Art. 92 ). Kein Gegner der

treten mitTieren dagegen allgemein und ohne Rückſicht
hier vertretenen Auslegung iſt Meisner, (Nachbarrecht

auf eine deren Beſiber oder Begleiter etwa zuſtehende 2. Aufl. S. 338), derſich im Terte ſogar auf denBoden

Berechtigung. Dieſer Auslegung ſteht nun allerdings der bisherigen Rechtſprechung ſtellt ; ſeine an ſich be

die Meinung entgegen, die ſich in älteren Quellen ver- achtenswerte Unterſcheidung zwiſchen Kulturen, diezur

treten findet ( Brater, Kommentar zum ForſtG . in Doll
Erhaltung und Berjüngungdes Waldes notwendig ſind,

manns Sammlg. Bd. II, 1 S. 552 zu Art. 87, S. 558 und ſolchen, die man nur um des höhern Ertrages willen

Note 3 zu Art. 91, dann in den (hier teilweiſe ange: mittels beliebiger Abänderung von Holz- oder Betriebs

zogenen ] Entſcheidungen des Oberappell.-Gerichts in
arten vornimmt bloßen Verbeſſerungen -, iſt für

BD. I S. 376, Bd. VI S. 207 ZFØR.) ; dort wird, wenn das hier fragliche Polizeiverbot ohne Belang, hierauf

auch mehr beiläufig und im Zuſammenhang mit der wohl auch gar nicht berechnet. (Urt . vom 9. Mai 1914

Erörterung anderweitiger Fragen , das Wort unbe: Rev.- Reg. Nr. 234/1914) . Ed .

fugt“ auch auf das „ Betreten mit Pferden oder ...

Bieha bezogen. Nach den Regeln des Saßbaues iſt denn II.

auch eine ſolche Beziehung nicht ausgeſchloſſen . Gleich

wohl nimmt die angeführte neuere Rechtſprechung für unter welchen Borausſegungen darf erlegtes Wild

ihre gegenteilige Auffaſſung nicht nur den Zwec ,ſondern oder deñen Erlös eingezogen werden ? wie iſt der Aus

mehrfach auch den Wortlaut des Geſekes in Anſpruch,
drud „ tönnen “ in Art. 18 PStGB. und in § 42 StGB.

und der erkennende Senat glaubt an ihr feſthalten zu aufzufaſſen ? A. fand in ſeinem Jagdbezirke einen toten

ſollen . (Nun folgen die größtenteils in den angezogenen Kißbod und verkaufte ihn an einen Wildbrethändler.

Urteilen angeführten Gründe). Die Angriffe, die in der Die Polizei beſchlagnahmte den Bod bei dieſem und

neueſten Zeit gegen die hier vertretene Änwendung des ließ ihn verſteigern ; der Erlös wurde beim Amts

Art. 92 Forſto . erhoben worden ſind (von Pfiſter in dieſer gericht hinterlegt. Auf den Antrag des Amtsanwalts,

Zeitſchrift BD . IV (1908) S. 113 11., von Schiedermair nach § 477 StPD. den Erlös einzuziehen, erkannte das

in den , ſtrafrechtl. Nebengelegen Bayerns " , S. 217 , 219 Schöffengericht auf Žinausgabe des Erlöſes an A.

lit. e ), gehen fehl . Pfiſter behauptet eine Veränderung Die Berufung hiegegen und die Reviſion wurden ver

der Rechtslage durch die fachenrechtlichen Normen des worfen .

BGB.; dem gegenüber hat ſchon das 16. zutreffend Aus den Gründen : Der § 8 VO. vom 6. Juni

auf den Art.109EG. BOB .verwieſen ,nach deſſen Grund 1909, die Ausübung und Behandlung der Jagden betr.,

gedanten die landesrechtlichen Vorſchriften über eine
verbietet vorbehaltlich der hier nicht in Frage kom

im öffentlichen Intereſſe erfolgende Beſchränkung von menden Beſtimmung in § 9 Ziff. 3 die Verſendung

Nechten von dem neuen bürgerlichen Recht unberührt und die Veräußerung von Rehliken für das ganze

bleiben . In gewiſſem Sinn iſt auch Art . 111 EG. hier
Jahr. § 18 VO. bedroht die Zuwiderhandlung gegen

der Rechtsähnlichkeit halber verwertbar (vgl . Steidel, $ 8 mit einer Geldſtrafe. Eine ſelbſtändige Bedeutung

BOB. nach v . Staudinger, Anm . 2 zu Art. 111, ferner kommt dieſer Strafbeſtimmung nicht zu; ſie iſt nur

zu Art. 109 die Mot. zum Entw . des EG. , Art. 42 eine Wiederholung der Strafbeſtimmung des Art . 23

S. 162). Jm allgemeinen ſei jedoch bemerkt, daß das
Nr. 5 Jo. Die VO . vom 6. Juni 1909 wurde er

EG.BÓB. an und für ſich rein öffentlichrechtliche Normen
laſſen auf Grund des Art. 125 PStGB. und des Art . 23

eines Bundesſtaates nicht einengen ſollte ; ſeine Regelung Abſ. 1 Ziff. 5 JG., dann des $ 368 Ziff. 9 und 11 StGB.

befaßt ſich in der hier fraglichen Artikelreihe nur mit Der Art. 125 Abſ.1 PSIOB. lautet : ,, Die Uebertretung

den Grenzgebieten zwiſchen privatem und öffentlichem der gefeßlichen Beſtimmungen über Ausübung der

Necht; ein ſolches Gebiet iſt bei Art. 92 Forſto . nicht Jagd und der nach Maßgabe des Geſetz es im Ver

ordnungswege erlaſſenen jagdpolizeilichen Vorſchriften

") Vgl. bierzu den Aufſaß auf S. 317 dieſer Nummer. wird nach den hierüber beſtehenden Geſeßen beſtrafi “ ,

3419

.
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und Art. 23 Ziff. 5 JG . bedroht den mit einer Geld- berufen. Für 8 42 StØB . aber ſteht jeßt die überwiegende

ſtrafe bis zu 45 M, der bei Ausübung der Jagdſich Zahl der Rechtslehrer und auch die Rechtſprechung des

gegen im Verordnungswege erlaſſene jagdpolizeiliche RG. auf dem Standpunkte, daß der Richter in den

Vorſchriften verfehlt. Weder der Art. 125 PŠEOB. Fäden, in denen im Strafurteil die einſchlägigen Maß.

noch ein anderes Geſeß hat die Ausdehnung des Art. 23 nahmen ausgeſprochen werden müſſen , dies auch im

Ziff. 5 JG. auf andere,nicht bei Ausübung der Jagd objektiven Verfahren tun muß (Dishauſen Komm . 3.

vorlommende Zuwiderhandlungen gegen jagdpolizei- StGB. 9. Aufl. 842 Note 9, Müdorff-Stenglein Somm .

liche Vorſchriften für zuläſſig erklärt. Die Beſtim- 3. StOB. $ 42, NO. 28, 122 ). Hiernach iſt auch im

mungen in 85 8 , 9 und 10 BO. vom 6. Juni 1909 Falle des Art. 18 PSOB .' der Ausſpruch auf Ein

mögen jagdpolizeilicher Natur ſein , allein die Vers ziehung dann geboten, wenn nach den Beſtimmungen

ſendung oder der Verkauf von Mehfißen gegen das in dieſes Gefeßbuchs die Einziehung im Strafurteile aus:

§ 8 VÔ. ausgeſprochene Verbot wird deshalb noch zuſprechen iſt, während er in das Ermeſſen des Bes

nicht zu einer Verfehlung, die „bei Ausübung der richts geſtellt bleibt, in den Fällen , in denen im Straf:

Jagd“ begangen wird . Der Begriff „Jagen “ i . Š. des urteile die Einziehung ausgeſprochen werden kann ( 10

Jo. iſt der gleiche wie im § 292 SOB . Hiernach iſt auch Urteil des Oblo. in StS . vom 13. Januar 1903

aber unter Jagen, Jagdausübung jede auf Erlegung Mev.-Reg . Nr. 290/1902). ( Urt. vom 28. April 1914

oder Ergreifung von jagdbaren Tieren gerichtete Hand- Mev .-Neg . Nr . 178/1914 ). Ed.

lung zu verſtehen . DerJagdberechtigtedarf auch das

von ihm nicht erlegte, aber in ſeinem Jagdbezirke tot

aufgefundene Wild auf Grund ſeines Jagdausübungs
rechtes ſich aneignen . Mit der Aneignung des Wildes

iſt die auf die Ausübung des Jagdrechtes an dieſem
Bücheranzeigen

Wilde gerichtete Tätigkeit abgeſchloſſen . Die ſich an

ſchließenden Verfügungen über das Wild, insbeſondere Neutamp, Dr. Ernſt, Meichsgerichtsrat. Die gewerbe
auch der Verkauf, ſind ein Ausfluß ſeines an dem rechtlichen Nebengefeße. XIX , 502 S. Tübin :
Wilde erlangten Eigentums. Die Vorſchrift des § 8 gen 1914, 3. C. B. Mohr ( Paul Siebed) .

VO. vom 6. Juni 1909 wird ſohin durch den Art. 23 Das Wert bildet die unentbehrliche Ergänzung
Ziff. 5 JG . nicht gedeďt und die Androhung einer

zu der bekannten trefflichen Gewerbeordnung desBers
Štrafe in § 18 VD. für den Fall der Zuwiderhandlung

faſſers . Beſonders zweťmäßig iſt der erſchöpfende
gegen § 8 entbehrt der rechtlichen Wirtſamkeit. Bienach Abdrud der reichs- und landesrechtlichen Vollzugsvors

liegt in dem Verkaufe des Mehlißes nach dem ders
ſchriften .

zeitigen Stande der Geſekgebung keine ſtrafbare Hand

lung. Dem trug auch der lezte Entwurf eines Geſekes Pollwein, Martus, A. Oberlandesgerichtsrat in Mün

betr. die Aenderung des PSOB. durch eine ergänzende chen . Bay er. Jagdgefet und die Geſeke über

Beſtimmung Rechnung. Die Einziehung des Rehtiges den Erſak des Bildſchadens. 9. Aufl. IX , 466 S.

oder des Erlöſes iſt unter dieſen Umſtänden nicht zu- München 1914, C. B. Bed'ſche Berlagsbuchhandlung

läſſig. Der Abſ. 3 des Art. 125 PSIGB. lautet : „Ün (Oskar Bed) . Gebd . Mr. 4.20.

beſchadet der nach Maßgabe des Abſ. 1 verwirften

Strafe unterliegt Wild, das mit Uebertretung der die
Das Buch iſt nun ſeit über 25 Jahren der Führer

Hege oder Hegezeit betreffenden Beſtimmungen erlegt
auf dem Gebiete des bayeriſchen Jagdrechts und ſo

wird , desgleichen Wild, welches während der für die
allgemein bekannt, daß ein Hinweis auf das Erſcheinen

betreffende Wildgattung feſtgelegten Zeit . . . . zum
der neuen Auflage genügen wird . Beſonders wertvoll

Vertaufe gebracht wird, der Einziehung.“ Nach der
iſt neben den erſchöpfenden Erläuterungen die Beigabe

Rechtſprechung (OboH . 1, 1ff . und ObLG, 8, 384 ; 9,
von zahlreichen Ausführungsvorſchriften, Nebengeſehen

205) trägt dieſe Beſtimmung den Charakter einer Neben :
u. dgl .

ſtraſe , die nur den trifft, der ſich einer Uebertretung

i . S. des Abſ. 1 des Artifels ſchuldig macht, die aber
Gbermayer, Dr. L. , Reichsgerichtsrat, ſtellv . Vorſigen :

die Rechte Dritter, an der Uebertretung nicht Beteiligter,
der der Strafrechtskommiſſion. Der Entwurf

unberührt läßt . Notwendige Vorausſeßung für die
eines Deutſchen Strafgeſeß b u ch e . VIII,

104 S. Berlin 1914, Otto Liebmann. Broſch. MI.3.
Einziehung iſt ſohin auch nach Art. 18 PStGB., das

Vorhandenſein einer objektiv ſtrafbaren Handlung, Da der Entwurf der Deffentlichkeit vorerſt nicht

wegen deren bei ſtrafgerichtlicher Verurteilung des zugänglich gemacht wird , bildet dieſer ſtreng ſachliche

Täters auf Einziehung erkannt werden müßte oder
Bericht neben den zahlreichen Einzelaufjäßen in Zeit :

könnte. Dieſe Vorausſeßungen fehlen hier ; die Ein ſchriften die Grundlage für die Beſprechung des Ent :

ziehung des verkauften Rehfizes oder des Erlöſes kann wurfs in der Fachpreſſe und für die Forſchungen derer ,

daher auch nicht als Nebenſtrafe wegen des Verkaufes die den Werdegang des neuen Rechts verfolgen wollen .

ausgeſprochen werden .

Dagegen kann die auf die bayeriſche Rechtſprechung Roſenthal, Heinrich, Landgerichtsdirektor in Danzig.

in den legten Jahren geſtüßte Anſchauung der Vor- Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungs

inſtanz, daß die in Art . 18 PŠEOB. und in § 42 StGB.
geſeß. 9. Aufl. 1216 Seiten. Graudenz 1914 , Guſtav

vorgeſehenen Maßnahmen in das Ermeſſen des Roethes Verlagsbuchhandlung. Gebd. Me. 8.50.

Richters geſtellt ſeien , nach neuer Prüfung der Rechts- Die Erläuterungen ſind nachdem gegenwärtigen
frage nicht gebilligt werden . Nach den Verhandlungen Stande der Rechtſprechung und Wiſſenſchaft neu be

des Geſekgebungsausſchuſſes der Hammer der Abgeord : arbeitet . Namentlich ſind die Beiſpiele den Ent:
neten von 1871/72 S. 101 wurde Art . 18 dem Wortlaute ſcheidungen des Reichsgerichts und der Oberlandrs

des § 42 StGB. angepaßt, um keine Verſchiedenheit gerichte entnommen . Zahlreiche Formblätter ſowie

der Auslegung und Rechtsanwendung zu verurſachen ; einige Zeichnungen , 3. B. zum Hypothefenrecht und zum

hiernach ſollte der Ausdruct „ fönnen “ in Art . 18 PSOB. Erbrecht, veranſchaulichen den Inhalt des Bejeges.

ebenſo ausgelegt werden wie in § 42 SIGB . Bei der Das Sachregiſter iſt durch eine große Zahl von Stich

Beratung des Urt. 18 (Art . 17 des Entwurfs) wurde wörtern bereichert, die im Geſeke ſelbſt nicht vor,

zwar von einem Abgeordneten unter Zuſtimmung des fommen, aber in der Rechts- und Geſchäftsiprache

Miniſterialkommiſjärs die Anſchauung vertreten, daß üblich ſind ; dadurch wird nicht bloß dem Juriſten,
die in § 42 StOV. enthaltenenMaßnahmen auf das ſondern namentlich dem im Geſeß Auskunft ſuchenden

richterliche Ermeſſen abgeſtellt ſind ; allein die Abge- Laien das Zurechtfinden erleichtert. Die neue Auflage

ordnetenfammer war zur Auslegung des StGB. nicht iſt erheblich vergrößert. Der außerordentliche buch.
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händleriſche Erfolg des Buches, nicht bloß bei Juriſten

und Verwaltungsbeamten, ſondern auch in denKreiſen

der gebildeten Laien , iſt der beſte Beweis für den Wert

ſeines Inhalts . Zu erwägen wäre bei der nächſten Auf

lage vielleicht, ob denn die zahlreichen Sperrungen und

Fettdruđſtellen einen beſonderen Wert haben. Sie ſind

viel zu häufig angebracht, als daß ſie eine beſſere Ueber

ficht bieten könnten , und wirfen eigentlich nur ſtörend

auf das Auge.

Somitt, Hermann, A. Miniſterialrat im Staatsmini

ſterium der Juſtiz. Geſchäftsordnung für
die Notariate in Bayern vom 30. Oktober

1913. XVI, 209 Seiten . München 1913, C. H. Bedſche

Verlagsbuchhandlung (Oskar Bed) . Gebd . Mt. 2.-.

Die Anmerkungen , die der neuen Geſchäftsordnung

beigegeben ſind, heben insbeſondere die Neuerungen

gegenüber der alten hervor und geben vielfach auch

die Gründe an, die zur Umarbeitung geführt haben .

Geſekgebung uud Verwaltung.

Geſetzgeberiſche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges.

Das Reichsgeſekblatt bringt in Nr. 53 bis 59 die Ge

ſebe und die Bundesratsbekanntmachungen , die dazu

beſtimmt ſind, Deutſchland finanziell und volkswirts

ſchaftlich friegsbereit zu machen . Die finanziellen Maß

nahmen ſind einſchneidend. Dem Striegsausbruch iſt

eine außergewöhnliche Spannung des Geldumlaufs

auf dem Fuße gefolgt, der Bedarf des Verkehrs an

Zahlungsmitteln hat ſich weit über das gewohnte Maß

geſteigert. Andererſeits trat das Bedürfnis hervor,

der Zurückweiſung der papierenen Umlaufmittel durch

grundlos ängſtliche Kreiſe des Publikums, die zu einer

Gefahr für die Sicherheit des geſamten Geldweſens zu

werden drohte, entgegenzuwirken . Noch dringlicher

war die Notwendigkeit, den Goldbeſtand der Reichs

bart, der die Grundfeſte für das Geld- und Kredit

weſen des ganzen Landes iſt, vor übermäßigem Ab

fluſſe zu ſchüben und tunlichſt ungeſchmälert zii er

halten . Dieſen Zwecken dienen die Geſeße vom 4. Auguſt

1914 betr. Aenderung des Bankweſens (NOBI. S. 327),

betr. die Ergänzung der Reichsſchuldenordnung (NOBI.

S. 325 ), betr. die Reichsfaſſenſcheine und die Banknoten

(NGBI. S. 347 ) und betr . Aenderung des Münzgeſekes

(NOBI. S.326 ). Die Schranke, die der Notenausgabe der

Meichsbank durch die Beſteuerung des Notenumlaufs

gezogen iſt, der über ihren Varvorrat und das ſteuer

freie Kontingent hinausgeht , iſt bis auf weiteres auf

gehoben . Zur Notendeckung ſind auch Wechſel des

Reichs ohne die Unterſchrift weiterer Verpflichteter und

Schuldverſchreibungen des Reichs für geeignet erklärt.

Die Reichsfaſſenſcheine haben bis auf weiteres die

Eigenſchaft eines geſeßlichen Zahlungsmittels. Die

Reichsbank und die Reichshauptkaſſe ſind vorerſt zur

Einlöſung der Reichsbanknoten und der Reichskaſſen

ſcheine nicht mehr verpflichtet. Den privaten Noten

banken iſt die gleiche Vergünſtigung zwar nicht zu

geſtanden worden, ſie werden vor ſpekulativer Ents

ziehung ihrer Goldbeſtände aber dadurch geſchützt, daß

fie zur Einlöſung ihrer Noten Reichsbanfnoten vers

wenden dürfen . Die Verpflichtung der Reichsbankhaupt

taſſe und der Reichsbankhauptſtellen, Silber-, Nidel

und Kupfermünzen von beſtimmter Menge in Gold

umzuwechſeln , iſt beſeitigt; an der Stelle von Gold

können Reichsfaſſenſcheine und Reichsbanknoten verab

folgt werden .

Dem allgemeinen Kreditbedürfniſſe follen Dar

lehenskaſſen dienen , die ſelbſtändige Einrichtungen mit

den Rechten juriſtiſcher Perſonen ſind und unter der

Leitung des Reichskanzlers von der Reichsbank auf

Rechnung des Reichs verwaltet werden (Darlehensfaſien

geſeß vom 4. Auguſt 1914 RGBI. S. 340 ). Sie ſind

vorzüglich zur Förderung des Handels- und Gewerbe

betriebes beſtimmt und geben gegen Verpfändung von

Waren und Wertpapieren Darlehen durch Ausgabe

von papiergeldähnlichen Darlehenskaſſenſcheinen . Dieſe

Darlehensfaſſenſcheine, die zwar nicht mit einem

Zwangskurs ausgeſtattet ſind, aber von den öffent

lichen Kaſſen in Zahlung genommen werden müſſen ,

wirken gleichzeitig als allgemeine Verſtärkung der Ilms

laufmittel . Die Darlehensłaſſen haben ſich ihon in

den Jahren 1848, 1866 und 1870 gut bewährt.

Das Geſetz betr . die Abwidlungvon börſenmäßigen

Zeitgeſchäften in Waren vom gleichen Tage (ROBI.

S. 336 ) regelt die liquidation von Börſentermins

geſchäften, die vordem 1. Auguſt d. grs. geſchloſſen und

erſt nach der Verfündung des Geſekes zu erfüllen ſind .

Einfuhrerleichterungen für Fleiſch und Lebens

mittel ſind im Geſet betr. vorübergehende Einfuhr

erleichterungen (ROBI. S. 338) vorgeſehen . Dem

Wucher mit Gegenſtänden des täglichen Bedarjs, bes

ſonders mit Nahrungss und Futtermitteln, wirkt das

Geſeß betr . Höchſtpreiſe (ROBI. S. 339) entgegen .

Zur Erleichterung für die Induſtrie, deren für den

Heeresbedarf und die Nahrungsmittelverſorging ar

beitender Teil einer außerordentlichen Arbeitsanhäufung

gegenüberſteht, während andere ihrer Zweige um die

Eriſtenz zu ringen haben werden, ſind Ausnahmen von

den Beſchränkungen, die die Gewerbeordnung für die

Beſchäftigung von Arbeitern vorſieht, zugelaſſen (Ger.

vom 4. Auguſt 1914 betr. Ausnahmen von Beſchäfs

tigungsbeſchränkungen gewerblicher Arbeiter ROBI.

S. 333) .

Die nachhaltige Leiſtungsfähigkeit der Kranken :

kaſſen, die durch die Einberufung des arbeitsfähigſten

Teils des Volts zu den Waffen und durch die zu er

wartende Arbeitsloſigkeit viele Beiträge verlieren , da

gegen mit einer relativen Mehrung der Unterſtüßungs

fälle zu rechnen haben, ſucht dasGeſek vom 4. Auguſt

1914 betr .Sicherung der Leiſtungsfähigkeit der Stranken

taſſen (ROBI. S. 337) zu gewährleiſten . Ein weiteres

Geſetz vom gleichen Tage (RGVI . S. 334 ) erhält den

zum Kriegsdienſt Einberufenen die Anwartſchaften
aus der Stranfenverſicherung.

Von großer Bedeutung für den Rechtsverkehr iſt

das Geſep betr. den Schuß der infolge des Kriegs an

der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen

vom 4. Auguſt 1914 (ROBI. S. 328). Der $ 247 ZPO .

gibt den im Ariege ſtehenden Perionen feinen aus

reichenden Schuß gegen prozeſſuale Nachteile, die ihnen

aus ihrer Abweſenheit entſtehen fönnen . Das Geſek

ſchließt ſich in den Grundzügen an jenes an, das am

21. Juli 1870 für die Dauer des damaligen Kriegs

zuſtandes erlaſſen wurde und ſich im Ganzen bewährte.

Das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten wird,

wenn eine zum Striegsdienſt einberufene, nicht vertretene

Perſon als Partei beteiligt iſt, bis zur Beendigung

des Kriegszuſtands oder bis zur früheren eigenen Auf

nahme des Verfahrens unterbrochen . Die Zwangs

vollſtreďung gegen ſolche Perſonen iſt im weiteſten Um

fang eingeſdhränkt. Das Geie ſchüßt ſie gegen den Aus

ſchluß ihrer Rechte im Konkurs-, Aufgebots-,Verteilungs- ,

Sivangsverſteigerungs- und Zwangsverwaltungsvers

fahren und hemmt für und gegen ſie die Verjährung

und den Lauf beſtimmter Friſten.

Das Geſek über die Ermächtigung des Bundesrats

zu wirtſchaftlichen Maßnahmen und über die Ver

längerung der Friſten des Wechſel- und Schedfrechts

im Falle friegeriſcher Ereigniſſe vom 4. Auguſt 1914

(ROBI. S. 327 ) verlängert die Friſten für die Hand

lungen, deren es zur Ausübung oder Erhaltung des

Wechſelrechts oder des Regreßrechts aus dem Sched

bedarf, wenn die Einhaltung der Friſten durch die höhere

Gewalt des Kriegs verhindert wird (S 1 ), und geſtattet

gleichzeitig die allgemeine Verlängerung dieſer Friſten

durch Staiſerliche Verordnung ( § 2 ) . Von beſonderer

Tragweite iſt der $ 3 des Gejezes, der den Bundesrat
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magigenNachteil
bringt. Die Zahlungsfrijt wirb bei Sprachede des allgem. Dentſchen Sprachvereins.

ermächtigt, während der Zeit des Ariegs die geſeblichen tigen, daß ihre Zahlungsunfähigkeit mit der Beendis

Maßnahmen anzuordnen, die ſich zur Abhilfe wirt- gung des Striegszuſtands ſich beheben wird, zu halten

ſchaftlicher Schädigungen als notwendig erweiſen . und vordemZuſammenbruch im Konkurs zu retten

Auf Grund dieſes § 3 hat der Bundesrat bereits (ROBI. S. 363). In ſolchen Fällen ſoll das Konkurs.

eine Reihe überaus wichtiger und in das Rechtsleben gericht die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Ron :

tief eingreifender Maßnahmen beſchloſſen . fursverfahrens anordnen können . Die Aufſicht wird

Durch die Befanntmachungen des Bundesrats vom durch gerichtlich beſtellte Perſonen ausgeübt und hat

6. und 7. Auguſt 1914 (ROBI. S. 357 und 361 ) ſind die den Zweď, unbeſchadet der Sicherung des Bermögens

in Betracht kommenden Friſten des Wechſel- und Sched- für die Gläubiger und ihrer Befriedigung aus den

rechts, ſoweit ſie nicht am 31. Juli 1914 abgelaufen Erträgniſſen des Geſchäfts die wirtſchaftliche Eriſteng

waren, allgemein bis auf weiteres um 30 Tage ver- des Schuldners zu erhalten . Sie unterwirft den Schuldner

längert und die Vorſchriften des § 1 des Geſeßes auch weitgehenden Beſchränkungen . Arreſte, 3wangsvolls

dann für anwendbar erklärt, wenn die rechtzeitige Vor- ſtredungen und die Konkurseröffnung find während

nahme der rechtserhaltenden Handlung durch eine aus- ihrer Dauer ausgeſchloſſen oder nur für ſpäter ents

ländiſche gejekliche Vorſchrift verhindert wird. ſtandene Forderungen möglich.

Die Betanntmachung des Bundesrats vom 7.Auguſt Im Zuſammenhang damit ſeßt eine Bekannts

1914 über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs- machung des Bundesrats vom gleichen Tage (NGBI.

friſten (ROBI. S. 359) regelt für Deutſchland die S. 364) zugunſten der handelsrechtlichen Geſellſchaften

brennende Frage des ſog. Moratoriums. Jn Ueber: und der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften die

einſtimmung mit der in weiten wirtſchaftlichen Streiſen Verpflichtung, beim Eintritte der Zahlungsunfähigkeit

des Volfs vertretenen Anſchauung hat der Bundesrat ſofort die Eröffnung des Konkurſes zu beantragen , und

es als unnötig und gefährlich abgelehnt, nach dem Bei- das Verbot von Zahlungen nach dem Eintritte der

ſpiel der anderen friegführenden Staaten ein allgemeines Zahlungsunfähigkeit bis auf weiteres außer Araft .

Moratorium zu erlaſſen . Dagegen hat er das zweifellos Mit dieſer Bekanntmachung wird die Reihe der

vorhandene Bedürfnis, ſoliden und durch die wirt- zur finanziellen und wirtſchaftlichen Mobilmachung nots

ſchaftlichen Hüd wirkungen des Ariegs vorübergehend wendigen Maßnahmen vorläufig zum Abſchluß ges

in Bedrängnis und Zahlungschwierigkeiten geratenen kommen ſein . Db allerdings die Beſtimmungen über

Schuldnern Schuß zu gewähren, anerkannt . Die Gerichte die Bewilligung von Zahlungsfriſten dem Bedürfniſſe

können dem Schuldner aufſein Verlangen eine Zahlungs- genügen , werden erſt die Erfahrungen der nächſten

friſt von vorerſt längſtens drei Monaten bewilligen, Zukunft lehren . ')

wenn ſeine Lage ſie rechtfertigt und der Aufſchub der

einen

rechtshängigen Anſprüchen durch Beſtimmung im Ur- Gir einfache& Mittel. Das verſchwommenſte aller

teil, im Vollſtreďungsverfahren durch zeitweilige Ein- unſerer Fremdwörter iſt das Wort Intereſſe. Man

ſtellung der Vollſtredung gewährt. Iſt die Forderung kann es häufig weglaſſen , ohne daß der Sinn geändert

noch nicht eingeflagt, ſo kann der Schuldner, wenn er wird ; manchmal wird der Sah dadurch ſogar kräftiger

fie anerkennt, die Feſtſeßung der Friſt in einem Ans í und verſtändlicher. Ein paar Beiſpiele mögenes

erfenntnisurteil erwirken . Anerkenntnisurteile dieſer Art zeigen . Der bedeutendſte deutſch -öſterreichiſche Schutz

und Vergleiche werden durch Gebührenvergünſtigungen verein , der deutſche Schulverein , nannte ſeine Zeitung ,
erleichtert. Die Umſtände, die die Zahlungsfriſt recht- den Betreuen Eckart, anfangs „Monatsſchrift für die

fertigen ſollen, müſſen dem Gerichte glaubhaft ge- Geſamtintereſſen deutſcher Schußarbeit “. Jm Stampje

macht werden . Das Geſef hat mit dieſem gerichtlichen für die Reinheit unſerer Mutterſprache erkannten aber

Moratorium den Gerichten eine verantwortungsvolle die Oſtmärker, daß das größte fremdſprachliche

und ſchwierige Auſgabe übertragen. Soll der Zwed, W u cherfrautim Garten der deutſchen Sprache,

den ehrlichen Schuldnern über die Kriegsnot wegzuhelfen, das Wort Intereſſe, ſamt ſeiner Sippe oft ſo nichts.

erreicht und das von vielen Seiten verlangte allgemeine ſagend iſt, daß man es herausziehen und wegwerfen

Moratorium wirklich dauernd entbehrlich gemacht fann, ohne daß das Ganze Schaden leidet. Sagt der

werden , ſo wird eine allzugroße Zurückhaltung in der jepige Untertitel „Monaisſchrift für deutiche Schutz:

Anwendung des Geſeßes vermieden werden müſſen ;an- arbeit “ nicht dasſelbe wie der urſprüngliche Untertitet ?

dererſeits aber werden die Gerichte im Intereſſe der Sogar in Einharts prächtige deutſche Geſchichte war

Sicherheit des Geſchäftsverkehrs und des Rechtslebens das Wort Intereſſe als einziges Fremdwort einge

nicht unterlaſſen dürjen, den wahrſcheinlich ſehr häufigen drungen , obwohl der ſchwerfällige Ausdruc „ m

Verſuchen, mißbräuchlich den Schuß des Geſeges zu er- Intereſſe der Erhaltung des Volfstums“ zum ſchönen

ſchleichen , entgegenzutreten . ſprachlichen Gewande diejes Volfsbuches nicht paßte .

Angeſichts der Moratorien des Auslands fonnte In der zweiten Auflage des Buches war daher der

auch die Veriolgung ausländiſcher Anſprüche vor den Schmaroger verſchwunden ; da las man Seite 370 das

inländiſchen Gerichten nicht unbeſchränkt bleiben . Nach flüſſige „ für die Erhaltung des Voltstums “ . Ebenſo

der Befanntmachung des Bundesrat vom 7. Auguſt überflüſſig iſt das Fremdwort in dem Titel einer vielen

1914 (ROBI. Š . 360) iſt die Geltendmachung ſolcher | Provinzzeitungen beigefügten Beilage: „ Zeitſchrift für

Anſprüche, die vor dem 31. Juli 1914 entſtanden ſind, die Intereſſen der Landwirtſchaft“ . In ihrem Werte

vor den inländiſchen Gerichten bis zum 31. Oktober „ Die Wajien nieder “ ſagt Berta von Suttner Seite 196 :

1914 ausgeſchloſſen ; Ausnahmen kann der Reichskanzler das erjordert unſere Ehre und das Intereſſe unſerer

zulaſjen ; er kann aber auch aus Gründen der Vergeltung Machtſtellung “. Man laſie das Intereſſe“ weg und

weitere Einſchränfungen anordnen. In Ergänzung man wird zugeben , daß der Saz dadurch an Straft ge
dieſes ,,Gegenmoratoriums“ ſchiebt die Befanntmadiung winnt. Vielleicht werden dieſe Bemerkungen über die

vom 10. Auguſt 1914 (ROBI. S. 368) die Fälligfeit der vergängliche Fremdwörterherrlichleit manchen Lejer

im Ausland vor dem 31. Juli 1914 auf das Inland veranlaſſen, das Wort Intereſſe zu „ verfolgen '.

ausgeitellten Wechſel um drei Monate hinaus. Nach i
1 ) Im übrigen ſei verwieſen auf die PR Act,rom 18. auguſt 1914

der Befanntmachung vom 12. Auguſt 1914 (ROBI .
(RADI. S. 377 ) und die Wet. vom 16. Nuguit 1914 ( 3MHI. S. 14 :),

S. 369, ſind dieſe Wechſel von der Fälligkeit an mit bei deren Erſteinen die vorliegende Nummer ſchon geiest trut.

6 ° , zu verzinſen . Eine Bucueiate mit dem rollitändigen Tert jämtlider fortes.

linter dem 8. Auguſt d . Jrs . hat der Bundesrat gelebe“, der Mef. und einem Regiſter eridien veten bei

3. Soweißer Verlag (Artbur Sellier ) Minden . Preis 1.10 !

Anordnungen getroffen , um Geſchäfte, die durch den
Krieg in Zahlungsunfähigfeit geraten , die aber an ſich Verantwortl. Herausgeber i . V .: E. Edert , Lands

lebensjähig ſind und zu der Erwartung berech- gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von J. Sch w eißer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig.

Trud von Dr. F. P. Datterer & Cie . ( Jnh. Arthur Sellier) München und Freiſing.
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1

Erläuterungen für den Schuß vorliegen , hat der Richter im Einzel

.zum Gefeße vom 4.Auguſt 1914, betreffend den falle zu prüfen.
Die Schußmaßregeln ſind: Unterbrechung des

Schuß der infolge des Krieges an Wahrnehmung Verfahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten

ihrer Hechte behinderten Perſonen.
(83 2—4), Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung

(85 ), Ausſchluß oder Ausſeßung des Konkurs

Bon Reichsgerichtsrat Karl Mansfeld. verfahrens gegen den Kriegsbeteiligten (8 6) , Schuß

ſeiner Rechte in einem gegen andere gerichteten

Dem Verſtändnis dieſes wirtſchaftlich bedeu- Verfahren (8 7 ), Hemmung der Verjährung (§ 8) .

tungsvollen, der Kriegsnot Rechnung tragenden Das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitig

Geſekes, das die Fürſorgemaßregeln des Geſekes | keiten , d. h. jedes Verfahren, auch das Mahnver

vom 21. Juli 1870 aufgenommen, zum Teil er fahren, nur nicht das ſchiedsrichterlicheder SS 1025 ff.
weitert und der neueren Geſeßgebung angepaßt 3PD. (RG. 62 , 24) unterliegt nicht etwa nur der

ZPO

hat, ſollen die folgendenAusführungen dienen , die Ausſeßung durch richterliche Anordnung, ſondern

im weſentlichen ſich auf die „ Begründung“ zum wird fraft Gefeßeß unterbrochen, wenn eine Partei ,„ “

Entwurfe des Geſeßes ( Drudf. des Reichstag8 klagende oder beklagte, triegsbeteiligt iſt. Das

13. Gefergebungsabſchnitt 2. Sißungszeitraum giltauch für das Verfahren vor den Gewerbe- und

1914 Nr. 11) ftüken ; ſie machen auf Vollſtändig- Raufmannggerichten und mit einem Vorbehalte

keit keinen Anſpruch.
zugunſten der Landesgeſeßgebung für das vor den

Zweck des Geſeges iſt der Schuß der durch beſonderen Gerichten des § 14 GVG. (8 10 des

den Krieg Behinderten ; das muß bei der Ent- Gefeßes). Es gilt für alle bürgerlichen Rechts

ſcheidung auftauchender Zweifelsfragen ausſchlag: ſtreitigkeiten, die bei Verkündung des Geſeķes an

gebend ſein. Gegen das Schußbedürfnis der Kriegš= hängig find oder nachher anhängig werden“ (82) .„

beteiligten treten die damit unverträglichen Inter- Das Anhängigmachen, durch Klagerhebung und

effen ihrer Rechtsgegner zurück. Geſchüßt ſollen gleichwertige Handlungen, iſt alſo durch das Geſek

werden die Perſonen, die ſich in einem der in nicht ausgeſchloſſen. Dem Bedenken, daß auf die

8§ 2 Nr. 1—3 des Geſekes bezeichneten Verhält Klagſchrift ein Verhandlungstermin nicht beſtimmt

niſſe befinden, ferner, ſoweit fie prozeßunfähig ſind werden dürfe, ſolange die Einlaſſungsfriſt nicht

(S$ 112, 113 BOB.!), die natürlichen – nicht die laufe (S 249 Abſ. 1 ZPO.), begegnet die „ Begrün

juriſtiſchen - Perſonen, deren geſegliche Vertreter dung “ mit dem Hinweis darauf, daß „inzwiſchen

in einem jener Verhältniſſe ſtehen (S 9) . Der die Unterbrechung des Verfahrens, namentlich durch

Schuß wird gewährt,ſobald eine Perſon oder ihr Aufnahme ſeitens des Beklagten, beendigt werden "

geſeklicher Vertreter in eine Lage kommt, wie ſie könne gemäß § 4 .

der § 2 vorſieht (Zugehörigkeit zur Land- oder Die Berückſichtigung des Geſekeszwecks muß

Seemacht, dienſtlicher Aufenthalt im Auslande — zu der Auslegung führen , daß das Nichtvor:

nicht bloß Feindeslande - , Kriegsgefangenſchaft ), handenſein der Unterbrechungsvorausſeßungen

früheſtens von der Verkündung des Geſekes an von der Partei glaubhaft zu machen iſt, die das

(4. Aug.); er dauert bis zum Aufhören jenes Ver: Eingreifen oder die Fortſegung der gerichtlichen

hältniffes, längſtens bis zur Beendigung des Kriegs- Tätigkeit anruft. Der Kläger hat glaubhaft zu

zuſtandes, deren Zeitpunkt durch kaiſerliche Ver- machen , daß der Beklagte nicht friegsbeteiligt iſt.

ordnung beſtimmt wird. Ob die Vorausſezungen Der Beklagte iſt ja gerade durch den Krieg be
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hindert wenn er zu den Perſonen der 89 2,9 der Mobilmachung, wenn die Gerichte den Erlaß

gehört der Klage gegenüber die geſeßlich ein- von Verjäumniðurteilen gegen außerhalb des Ge

getreteneUnterbrechung geltend und glaubhaft zu richtsort8 fich Aufhaltende ablehnten .

machen , behindert im Sinne des Geſekes auch dann , Unterbrechung und Ausſeßung hören auf mit

wenn er etwa die Klagſchrift noch perſönlich , nicht Beendigung des Kriegszuſtandes (SS 4 , 11). Der

im Wege der Erſaßzuſtellung, zugeſtellt erhalten Unterbrechung und Ausſeßung kann der Kriegs

hat. Die dem Antragſteller obliegende Glaubhaft: beteiligte jederzeit durch Aufnahme des Verfahrens

machung kann mit allen Mitteln des 8 294 ZPO ., mittels Zuſtellung eines Schriftſaßes ein Ende

insbeſondere auch durch eidesſtattliche Verſiche- machen. Tut er das nicht ſo endet während

rungen, obrigkeitliche Beſcheinigungen, erfolgen. des Kriegszuſtandes die Unterbrechung nur durch

Ohne ſolche Glaubhaftmachung kann gegen Männer Aufhören der Kriegsbeteiligung (§ 2 ). Jeßt fann

ein Verſäumniðurteil nicht ergehen , auch wenn ſie auch der Gegner ſich rühren . Er tann , wenn

das landſturmpflichtige Alter überſchritten haben, der bisherige Ariegsbeteiligte nicht binnen Monats:

gegen Frauen , ſoweit nicht ihre Kriegsbeteiligung friſt ſeit Aufhören der Kriegsbeteiligung das Ver

beim Roten Kreuz in Feſtungen oder im Gefolge fahren aufnimmt, ſelbſt die Aufnahme betreiben .
der mobilen oder gegen den Feind verwendeten Die „Partei“ ($ 2 ) fann zur Aufnahme und zu :

Teile der Land- oder Seemacht (8 2 Ziff. 1 ) in gleich zur Verhandlung zur Hauptſache geladen

Frage kommt, noch § 2 Ziff. 3 zutrifft. werden. Hier (in 4 ) beſtimmt das Geſez aus:

In zwei Fällen wird das Verfahren nicht drüdlich, daß ein Verſäumnisurteil gegen die Per:

unterbrochen . Erſtens, wenn der Kriegsbeteiligte ſonen des § 2 nur erlaffen werden kann, wenn

einen perſönlichen Sicherheitsarreſt erwirkt hat und der Ablauf der Monatsfriſt ſeit Beendigung des

es ſich um deſſen Aufrechterhaltung oder Aufhebung nach § 2 maßgebenden Verhältniſſes, alſo wenn

handelt . Die Rückſicht auf die perſönliche Frei: dieſe Beendigung vom Gegner und Antrag:

heit des Gegners geht vor . Sodann, wenn der fteller – glaubhaft gemacht iſt.

Kriegsbeteiligte vertreten iſt. Gehört in dieſem Liegt ſchon ein vollſtrecbarer Titel dor, lo

Falle auch der Vertreter zu den Kriegsbeteiligten , findet die Vollſtreďung zwar ſtatt, unterliegt aber

jo iſt zu unterſcheiden , ob es ſich um geſeßliche gewiſſen Beſchränkungen mit Rüdſicht darauf , daß

oder gewillkürte Vertretung handelt. Iſt der geſetz der Kriegsbeteiligte behindert iſt. Einwendungen

liche Vertreter kriegsbeteiligt, ſo kann gemäß dem geltend zu machen und Dedung zu beſchaffen. Hei

noch zu erörternden § 9 ein beſonderer Vertreter Grundſtücken und im Schiffsregiſter eingetragenen

beſtellt werden . Gehört der gewählte Vertreter Schiffen iſt Zwangsverwaltung zuläſſig, auch die

( Prozeßbevollmächtigte, Prokuriſt. Generalbevoll: Einleitung des Zwangsverſteigerungsverfahrens,nicht

mächtigte) des Kriegsbeteiligten zu den Perſonen des aber die Verſteigerung ſelbſt. Bewegliche törper :

$ 2 , jo meint die Begründung, es liege kein aus- liche Sachen können gepfändet, nicht aber ver :

reichender Anlaß vor,die Unterbrechung anzuordnen . ſteigert oder anderweit (98 821 , 825 3PO. ) ver :

Es dürfe angenommen werden , daß in ſolchen wertet werden. Eine Ausnahme iſt für verbrauch :

Fällen durch Stellung eines Ausſeßungsantrags bare, der Wertverringerung ausgeſeşte und teuer

oder Beſchaffung eines anderen Vertreters für die aufzubewahrende Sachen getroffen . Gepfändetes

Intereſſen der Partei werde geſorgt werden . Geld kann an den Gläubiger abgeliefert werden

83 Abſ. 2 beſtimmt nämlich , daß der Vertreter ( $ 815 3PD. ). In demſelben Umfange iſt auch

der friegsbeteiligten Partei die Ausſeßung des die Durchführung der Zwangsvollſtredung in das

von der Unterbrechung nicht betroffenen - VerVer- Vermögen der Ehefrauen und der unter elterlicher
fahrens beantragen kann, und daß das Prozeß : Gewalt ſtehenden Rinder der Kriegsbeteiligten eint

gericht dieſem Antrage ſtattzugeben hat . AlleinAllein geſchränkt. Wenn die Zwangsvollſtreckung die Ver

die von der Begründung angenommene Möglich: mögensrechte berührt, die dem Manne auf Grund

keit wird bei der Eile der Mobilmachung in des ehelichen Güterrechts oder die den Eltern auf

manchen Fällen nicht beſtehen. Hier hilft m. E. Grund der elterlichen Gewalt zuſtehen, findet die

der $ 247 ZPO . , wonach das Prozeßgericht auch Verſteigerung uſw. nur in den Ausnahmefällen

von Amts wegen die Ausſezung des Verfahrens ſtatt . Die Erwähnung der „Eltern “ weiſt hier

anordnen kann, wenn eine Partei zu Kriegszeiten übrigens darauf hin , daß auch Frauen als Kriegs

ſich im Militärdienſte befindet . Der § 247 iſt beteiligte im Sinne des § 2 in Frage kommen

durch das Gejetz vom 4. Auguſt nicht beſeitigt , er fönnen .

iſt für dejjen Geltungsdauer nur ſoweit gegen: Die Vorſchrift des § 5 gilt nur für die Voll

ſtandslos geworden , als das Geſek die Unter: ſtredung wegen Geldforderungen , nicht für die

brechung anordnet. Unberührt geblieben iſt Zwangsvollſtredung, bei der Verſteigerung und

namentlichauch die Auslegungsbefugnis des Prozeß= anderweite Verwertung außer Betracht bleiben .

gerichts nach § 247 für den Fall, daß eine Partei Der Schutz der Kriegsbeteiligten bei der Zwanga .

durch Krieg von dem Verkehre mit dem Prozeß: vollſtreckung zur Erzwingung der Herausgabe von

gericht abgeſchnitten iſt, und es entſprach den Ver: Sachen und zur Erwirkung von Handlungen oder

kehrsverhältniſſen jedenfalls in den erſten Tagen Unterlaſſungen ($S 883–898 3PO. ) ergibt ſich ,
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ebenſo wie bei dem Offenbarungseidverfahren, aus gelten müſſen (f 1909 BOB.), wenn nicht die

den $S 2–4 des Geſekes : es handelt ſich um ein Ausſeßung oder Unterbrechung nach 882–4 ein

Verfahren “, das fraft Geſekes unterbrochen wird . tritt oder entſprechende Anwendung des § 57 3PO.

Die Begründung erwähnt zwar dieſe Arten der zur Beſtellung eines beſonderen Vertreters durch

Zwangsvollſtređung nicht, das Geſagte folgt aber das Vollſtreckungsgericht führt.

aus 8 2 und dem Zwecke des Gefeßes. Richtet ſich ein Konkursverfahren oder eine

Konkurs kann über das Vermögen eines Kriegs= Zwangsverſteigerung nicht gegen einen Kriegs
beteiligten nur auf deſſen Antrag eröffnet werden. beteiligten, ſondern gegen andere Perſonen , ſo wird

Dieſe Vorſchrift läßt " die Rechte der Gläubiger ein ſolches Verfahren nicht dadurch berührt, daß

hinter das Schußbedürfnis, dem das Geſetz dient, Kriegsbeteiligte als Gläubiger oder anderweit Be

ſo weit zurüdtreten , daß nicht nur die Geltend- rechtigte daran teilnehmen (8 7) . Dasſelbe gilt

machung der Rechte hinausgeſchoben wird , ſondern für das Aufgebots- und Verteilungsverfahren. Doch

unter Umſtänden die Rechte ſelbſt verloren gehen gibt das Gefeß dieſen Kriegsbeteiligten einen ge

können. Die Begründung des Entwurfs weiſt auf wiffen Schuß gegen die Folgen der Verſäumung
die Beſchränkung des Anfechtungsrechts hin (SS30, von Terminen und Friſten, Unterlaffung von An:

31 Abſ. 2, 32 RD.). Iſt das Konkursverfahren meldungen, Behinderung in der Geltendmachung

bei Infrafttreten des Geſekes ſchon anhängig oder von Rechten , aber nur dann, wenn ſie keinen zur

nachher auf Antrag des Kriegsbeteiligten eröffnet Wahrnehmung ihrer Rechte berufenen geſetz

worden, ſo kann auf ſeinen Antrag das Ronkurs- lichen oder gewillkürten Vertreter haben (S 7

gericht die Ausſeßung des Verfahrens anordnen . Biff. 4 ).

Die Ausſeßung hört, abgeſehen von der Beendigung 1. Iſt in einer der bezeichneten Verfahrensarten

des Ariegszuſtandes (8 11), auf „mit " einem die gegen Kriegsbeteiligte ein Verſäumnisurteil (3. B.

Fortſeßung des Verfahrens anordnenden Gerichts- 3 881 SPÖ.) oder Ausſchlußurteil (98 952 , 987 ,

beſchluſſe, d. 5. mit ſeiner Rechtskraft (8 73 KO.). 1017-8 970 kommt nicht in Betracht) ergangen

Der Beſchluß muß erlaſſen werden , wenn der oder ſind ſie ſonſtwie als ſäumig behandelt oder

Gemeinſchuldner oder wenn unter Einhaltung der mit ihren Rechten ausgeſchloſſen (z. B. & 66

Monatsfriſt des § 4 und Glaubhaftmachung ihres 3wVGeſ.), ſo bleibt ihnen die Befugnis der Nach:

Ablaufs, alſo auch des Aufhörens der Kriegs- holung binnen ſechs Monaten ſeit Beendigung

beteiligung, der Verwalter oder ein Konkurs: von Kriegszuſtand oder Kriegsbeteiligung. 3ſt

gläubiger es beantragt . Daß er erlaſſen werden die Nachholung nicht mehr möglich, ſo ſteht ihnen

könnte, wenn Verwalter oder Gläubiger vor ein Bereicherungsanſpruch gegen den zu, zu deſſen

Friſtablauf oder ohne die Glaubhaftmachung den Gunſten die Rechtsänderung eingetreten iſt. Nähere

Antrag ſtellen , läßt zwar der Wortlaut , nicht aber Beſtimmungen darüber zuBeſtimmungen darüber zu treffen, gegen wen

der Sinn der Beſtimmung und ihr Zuſammen : der Anſpruch zu richten iſt, hat das Geſeß ſich

hang mit § 4 zu. Die in § 6 Abſ. 4 vorge enthalten ; die Begründung betont die Notwendig

ſchriebene öffentliche Bekanntmachung erfolgt in keit der Beſchränkung auf die Aufſtellung allge

den Formen des § 76 KO. meiner Grundſäße. Die Frage nach dem Gegner

Auf Grund des Ermächtigungsgeſekes vom für die Bereicherungsklage iſt aus den Verhält

4. Auguſt (RGBI. S. 327)hat der Bundesrat niſſen des Einzelfals zu beantworten .

unter dem 8. Auguſt (ROBI. S. 363) eine Ver- 2. Bei Verteilungen ſollen von Kriegsbeteilig

ordnung erlaſſen ,wonach bei dem Konkursgerichte ten angemeldete oder ihnen ,mutmaßlich zuſtehende"

zur Abwendung des Konkurſes die Anordnung Forderungen und Vorrechte wie feſtgeſtellte be

einer Geſchäftsaufſicht mit den in der Verordnung handelt und die entſprechenden Beträge hinter

angegebenen Folgen beantragen kann, wer infolge legt werden . Ueber die Geſtaltung des Verfahrens

des Krieges zahlungsunfähig is 102 KO.) geworden hierbei ſind nähere Vorſchriften abſichtlich unter:

ift. Das gilt natürlich auch für die Perſonen blieben. Schwierigkeiten werden ſich kaum er
des 8 2 und gilt für die nicht prozeßfähigen , durch geben .

eine Perſon des 8 2 geſeßlich vertretenen, natür- 3. Werden Kriegsbeteiligte in der Zwangs

lichen Perſonen,während für dieſe weder die Be- verſteigerung wegen ihrer aus dem Grundſtüđe

ſchränkung der Zwangsvollſteckung noch die Aus- zu befriedigenden Forderungen , Grund- und Renten:

feßung oder der Ausſchluß des Konkursverfahrens ſchulden durch das Meiſtgebot nicht gedeďt, ſo

Plaß greift (8 9) . Bezüglich des Ronkursverfahrens kann der Zuſchlag berſagt und ein neuer Ver

verneint die Begründung für dieſen Fall das Vor- ſteigerungstermin beſtimmt werden , wenn die An

liegen eines weſentlichen Bedürfniſſes zur beſonderen nahme eines günſtigeren Ergebniſſes durch die

Fürſorge. Dem Gemeinſchuldner werde in der Umſtände begründet wird.

Regel ein beſonderer Vertreter vom Vormundſchafts- Eine weitere Schußmaßregel iſt endlich die

gerichte beſtellt werden , wenn der geſebliche Ver- Hemmung der Verjährung . $ 203 BOB. reicht,

treter infolge ſeiner Beteiligung am Kriege zur ſoweit er zutrifft, für die durch den Krieg ge

Wahrnehmung der Rechte nicht imſtande ſei. Das- ichaffene Page nicht aus. Die Verjährung iſt nach

ſelbe wird gegebenenfalls bei der Zwangsvollſtreckung $ 8 Geſ. gehemmt zugunſten der Kriegsbeteiligten
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und aus Billigkeitserwägungen zugunſten Daß dies der Wille des Geſekes iſt, geht aus

ihrer Rechtsgegner. Die Hemmung beſteht nurE burevielen ſeiner Vorſchriften und aus den Dar

während der Dauer der Kriegsbeteiligung. Sie legungen der Begründung hervor. So iſt nach

beginnt, wie die Begründung ſagt , mit der Ver: 37 Ziff. 1 Abſ. 2 das Recht dem Kriegsbeteilig

kündung des Geſekes , wenn bereits in dieſem Zeit: ten vorzubehalten , wenn er es angemeldet hat

punkt das maßgebende Verhältnis begründet iſt, oder wenn auch nur a n zunehmen iſt, daß

anderenfalls erſt mit dem Zeitpunkte , in dem dieſes es ihm zuſteht. Nach Ziff. 2 jou genügen, daß

Verhältnis eintritt. Die Hemmung hört auf, jo: die Forderung ihm mutmaßlich zuſteht und

bald die Kriegsbeteiligung, ſpäteſtens ſobald der daß das Vorrecht anſcheinend begründet ift .

Kriegszuſtand beendet iſt; nach Beſeitigung der Im übrigen regelt ſich das Verfahren vor den

Hemmung läuft die vor Eintritt der Hemmung im § 2 des Geſekes bezeichneten Gerichten im Falle

begonnene Verjährung weiter. Während der Kriegs- der Unterbrechung nachderZPO . , insbeſondere finden

beteiligung kann eine neue Verjährung nicht be- die 88 248-250, 252 Anwendung. Die Bez

ginnen. gründung weiſt darauf hin , daß ſich die Wirkungen

In demſelben Umfange gehemmt (8 8 Abſ. 2) der Unterbrechung, die Rechtsbehelfe gegen ein

wird auch der Lauf der geſeßlich für die Be- während der Unterbrechung mit Unrecht erlaſſenes

ſchreitung des Rechtswegs vorgeſchriebenen Aus- Urteil uſw.nach der SPD. beſtimmen, und daß

ſchlußfriſten (z . B. § 42 MVO ., 8 23 des Preuß. aus deren Vorſchriften zu entnehmen ſei der Be:

Penſionsgeſekes) und der Friſten , auf die die Vor- griff des Verfahrens“ und der „Partei “ , alſo

ſchriften des § 203 BGB. ganz oder teilweiſe ent: ob Mahn- und Arreſtverfahren , Streitgenoſſen

ſprechende Anwendung finden. Als ſolche Friſten und Nebenintervenienten von der Beſtimmung des

führt die Begründung die der § 124 Abſ. 2, 210, $ 2 mit betroffen werden, eine Frage, die wohl

215 A6.2, 477 Abſ. 2 , 802 , 1002, 1599 , 1997 unbedenklich zu bejahen ſein wird , ſei es auch nur

BOB. beiſpielweiſe an . Eine weitere Ausdehnung im Sinne entſprechender Anwendung .

der Hemmungsvorſchrift auf die ſonſtigen Aus

ſchlußfriſten iſt als bedenklich erachtet worden, weil

ſie in das materielle Recht allzu tief eingreifen

würde.

Auf die Beſtimmungen des $ 9( Fürſorge für das Gefeß gegen den Berrat militäriſcher
natürliche Perſonen , deren gefeßlicher Ver

treter Kriegsbeteiligter iſt) einzugehen, war ſchon Geheimniſſe.
mehrfach Gelegenheit. Die Vorſchriften des Ge

Von Staatsanwalt Hahn in München .
ſekes, außer 88 5 und 6 , finden entſprechende An

wendung. Soll eine Perſon verklagt oder der Nach den Erfahrungen der neueren Zeit haben

Rechtsſtreit gegen ſie fortgeſegt werden, ſo kann fich die Verſuche ausländiſcher Regierungen , den

bei Gefahr im Verzug ihr ein beſonderer Ver: Wert der militäriſchen Rüſtungen Deutſchlands

treter beſtellt werden, deſſen Beſtellung die Unter durch deren Ausforſchung abzuſchwächen und auf
brechung des Verfahrens ( S 2) beendet, und der dieſe Weiſe Deutſchlands Sicherheit zu gefährden ,

die Ausſegung des Verfahrens (8 3 Abſ.2) zu bean8 immer mehr gehäuft . Das Spionageunweſen hat

tragen nicht befugt iſt. Für die vom Geſeke zu: in ſeinem Umfange ſtetig zugenommen und ſich

gelaſſene Vertreterbeſtellung war der $ 57 ZPO. in den bedenklichſten Formen geäußert und bildet

vorbildlich, jedoch beſteht nur die Befugnis, nicht eine ſtets wachſende Gefahr für die Sicherheit

die Verpflichtung, dem Antrage (des Gegners) auf Deutſchlands.

Beſtellung zu entſprechen. Die Begründung be- Das Geſetz vom 3. Juli 1893 erwies fich teil:

merkt , es ſei geboten , die Anwendbarkeit des § 3 weiſe als unzureichend für die Verhinderung und

Abſ. 2 ausdrüdlich auszuſchließen, weil ſonſt die Abwehr dieſer Gefahr. Um eine ſchärfere Bekämp:

Beſtimmung (des $ 9 ) praktiſche Bedeutung nicht fung der Spionage, des Verrats, der Ausforſchung

gewinne. Die Ausſchließung erſcheine auch un: und der fahrläſſigen Preisgabe militäriſcher Ge:

bedenklich, weil der Richter in der Lage ſei , von heimniſſe zu ermöglichen , legte die Reichsregierung,

der ihm eingeräumten Befugnis nur in den hier zugleich einer im Reichstag ſelbſt wiederholt ge:

zu geeigneten Fällen Gebrauch zu machen . äußerten Anregung folgend, am 23. Mai 1913

Dem Ermeſſen des Richters läßt das Geſetz den Entwurf eines Gefeßes gegen den Verrat

überhaupt einen weiten Spielraum . Aber nur militäriſcher Geheimniſſe vor. In der 175. Sikung

das Ermeſſen wird dem Sinne des Geſekes ge: des Reichstags vom 26. November 1913 erfolgte

recht, das demſelben fürſorglichen Wohlwollen folgt, deſſen erſte Beratung, die mit einer Verweiſung

wie das Geſetz ſelber. Im Zweifel iſt zugunſten an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern endigte.

des Kriegsbeteiligten zu entſcheiden , Anforderungen Nach Berichterſtattung durch die Kommiſſion, die

an die ihin obliegende Behauptungs-, Anmeldungs- in zwei Leſungen über den Entwurf beriet, fand

und Glaubhaftmachungspflicht dürfen nicht hoch im Plenum des Reichstags in der 260. Sikung

geſpannt werden, überall muß Rüdſicht walten. vom 16. Mai 1914 die zweite und in der 262.



Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 18. 337

Sißung vom 19. Mai 1914 die dritte Beratung fähig ſind, verſtanden werden, ſind Nachrichten

ſtatt, bei der der Geſekentwurf nach den von der nur der Kenntnis fähig, Tatſachen, die einem

Rommiſſion vorgeſchlagenen Aenderungen ange- anderen mitgeteilt werden .

nommen wurde. ) Unter den Begriff der Nachrichten fallen inner

Das Gefeß wurde am 3. Juni 1914 vom liche, in der Außenwelt ſelbſt nicht wahrnehm

Raiſer vollzogen und in dem am 8. Juni 1914 bare und erſt im Wege der Schlußfolgerung aus

ausgegebenen Reichsgeſekblatt (1914 S. 195 ff.) Wahrnehmungen erkennbare Eigenſchaften eines

verkündigt. Es iſt am 22. Juni 1914 in Kraft Gegenſtandes , Tatſachen der Vergangenheit, Gegen:

getreten. wart und Zukunft, die zwar der Kenntnis fähig,

Nicht alle vom Entwurf vorgeſehenen Neue- aber nicht don törperlicher Beſchaffenheit ſind. Es

rungen ſind Gefeß geworden; immerhin iſt das iſt dabei zu denken an militäriſche Anordnungen,

Gefeß vom Jahre 1893 in weſentlichen Punkten wie die Zuſammenziehung von Truppen , die Aus

wegen der Reichsſicherheit geändert und ergänzt gabe von Karten an Offiziere, die Abhaltung

worden . kriegsgemäßer Uebungen, dann an die Einführung

Auch das neue Gefeß betrifft nach Ueberſchrift beſtimmter militäriſcher Neuerungen, das Vorhaben

und Inhalt nur die verbotene Auskundſchaftung und einer Umbewaffnung oder Ausſtattung von Truppen

Mitteilung militäriſcher d . h. Heer und Marine mit neuem Gerät , an die Ergebniſſe von Schieß=

betreffender Geheimniſſe, bei denen die Landes- verſuchen mit neuem Material u . dgl. mehr.

verteidigung in Frage ſteht. Inſoweit es ſich um Ver- Während alle derartigen Vorgänge, Nachrichten,

rat anderer Geheimniſſe,um diplomatiſchen Landes- bisher nur ſoweit vom Gefeß geſchüßt waren , als

verrat handelt , kommen die Beſtimmungen des förperliche Sachen inhaltlich Träger einer Nachricht

$ 92 SÍGB.zurAnwendung, die andererſeits als waren , als fich körperliche Sachen inhaltlichmit
ausgeſchloſſen zu gelten haben in Fällen des Ver- der Wiedergabe von Tatſachen befaßten, ſind ſie

rats militäriſcher Geheimniſſe zum Nachteil des nunmehr ſelbſtändig Gegenſtand des geſeßlichen

Deutſchen Reichs, weil dieſe Materie durch die Schußes.

Beſtimmungen des Geſekes vom 3. Juni 1914, Das Geſetz gewährt Schuß gegen den Ver

wie ſchon durch jene des Geleges von 1893, er- rat (88 1 f.), die Ausſpåhung (88 3 f. ) und

ſchöpfend geregelt wurde (ROŠt. 25 45) . die fahrläſſige Preisgabe (8 8 ) militäriſcher

Die Streitfrage, ob nicht § 92 Nr. 1 StGB. Geheimniſſe.

wenigſtens inſoweit auch auf den Verrat mili- Verrat begeht, wer das Geheimnis vorſäßlich

täriſcher Geheimniſſe anzuwenden ſei , als es fich einem anderen mitteilt , es vorſäßlich in den BeſitBefiß

um die Mitteilung von Nachrichten handle , iſt oder zur Kenntnis eines anderen gelangen läßt,

nun zweifelsfrei im Sinne der herrſchenden, vom Ausſpähung, wer es in ſeinen eigenen Beſitz oder

Reichsgericht vertretenen Meinung dahin geklärt, zu ſeiner eigenen Kenntnis bringt.

daß dies nicht der Fall iſt; denn das neue Geſek Das Weſen des Verrats und der Ausſpåhung

bedroht ausdrücklich den Verrat der wegen der erfordert, daß deren Gegenſtand zur Zeit ihrer Be

Landesverteidigung geheim zu haltenden Nach gehung bereits vorhanden, und daß er des Bes

richten mit Strafe. fizes, d . i . des körperlichen, oder der Renntnis,

Das Geſetz enthält keine Beſtimmung des Be- d. i. der geiſtigen Innehabens, fähig iſt.

griffes , Militäriſches Geheimnis". Ents
Weiter muß er zur Zeit der Mitteilung und der

gegen demVorſchlag des Entwurfs, eine ſolche Ausſpähung geheim ſein. Geheim im Sinne des Ge

allgemeine Begriffsbeſtimmung zu geben, bezeichnet ſekes aber iſt er nicht nur dann , wenn er nur den

das Gefeß als zu ſchüßende Objekte zunächſt in zu ſeiner Kenntnis amtlich Berufenen bekannt iſt,

Uebereinſtimmung mit den bisherigen Beſtim : ſondern auch dann , wenn er einem weiteren Pers

mungen : Schriften, Zeichnungen oder andere Gegen- ſonenkreis bekannt oder zugänglich iſt , ſoferne nur

ftände, deren Geheimhaltung wegen der Landes- zu ſeiner Erforſchung eine über das gewöhnliche

berteidigung erforderlich iſt. Maß hinausgehende, bei der regelmäßig erfolgenden

Neu in das Gefeß aufgenommen als Gegen- Beobachtung nicht übliche Erkundigung erforder

ſtand des Schußes find Nachrichten , deren Geheim- lich iſt.

haltung wegen derder Landesverteidigung erfor- In dieſem Sinne find z. B. geheim Gelände

derlich iſt. teile, die den regelmäßigen Bewohnern zwar be

Während unter Gegenſtänden körperliche kannt ſind, deren für die Landesverteidigung bedeu

Sachen , darunter beiſpielsweiſe Schriften und tungsvolle Beſchaffenheit aber von Dritten erſt

Zeichnungen und Menſchen als körperliche Weſen , durch beſondere Ausforſchung erfaßt werden kann .

die des Beſiges, d. i . des körperlichen Innehabens , Endlich iſt Vorausſeßung für Verrat und Aus

und der Kenntnis, d . i . des geiſtigen Innehabens , ſpåhung, daß der Gegenſtand des Schußes wegen

der Landesverteidigung geheim zu halten iſt, was

dann zutrifft, wenn ſeine Offenbarung die zur
) Reichstag 13. Leg . -Ber. I. Seſſion, 1912/13 An

lage N. 1003 ; StenB . 1913 S. 5974 ff.; 1914 S.8999 ff. Verteidigung des Reichs getroffenen Maßnahmen

und S. 9076 ff. zu beeinträchtigen geeignet iſt.
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Da auch das neue Geſetz eine bindende Be- vorausſekt – allerdings find auch Fälle des nur|

ſtimmung des Begriffs militäriſcher Geheimniſſe verſuchten Verrats denkbar, die den Eintritt eines

nicht aufgeſtellt hat, hat jeweils das Gericht zu ſchweren Schadens bereits zur Folge hatten , zumal

entſcheiden, ob dieſe Vorausſegungen für den als ſolcher unter Umſtänden auch eine bedeutende

Schuß gegen Verrat, Ausſpåhung und fahrläſſige Gefahr erachtet werden kann auch der Wort:-,

Preisgabe gegeben ſind, alſo insbeſondere, ob etwas laut des Gefeßes (what der Verrat zur Folge

geheim und wegen der Landesverteidigung geheim gehabt“) ſpricht dafür, daß die erhöhte Straf:

zu halten iſt. androhung nur bei vollendetem Verrat anwenda

Geheim zu haltende Gegenſtände und Nach bar iſt.

richten ſind im Geſeß nicht im gleichen Umfang Gleich dem Beſek vom Jahr 1893 iſt mit -

geſchüßt. geringerer - Strafe bedroht die vorſäßliche und

Verrat militäriſcher Geheimniſſe wird rechtswidrige Mitteilung von geheim zu haltenden

beſtraft, wenn er vorſäglich begangen wird. Dabei Gegenſtänden, wenn ſie geſchieht ohne den Vorſaß ,

wird Vorfaß in doppelter Richtung vorausgeſekt: die Sicherheit des Reichs zu gefährden . Nicht be:

der Vorſaß muß ſich erſtrecken auf die Mitteilung ſtraft aber wird die unter ſolchen Umſtänden er :

des Geheimniſſes an Dritte und auf eine Gefähr folgte Mitteilung von Nachrichten (82) .

dung der Sicherheit des Reichs. In Abweichung Gegen die Ausſpåbung in Verrate :

vom Wortlaut des Geſekes von 1893 iſt lektere abſicht, in der Abſicht, ſie zu einer die Sicher

Vorausſeßung nunmehr dadurch ausgedrückt, daß heit des Reichs gefährdenden Mitteilung zu ge

mit der Strafe des Verrats bedroht wird, wer brauchen , ſind gleichzeitig geſchüßt Gegenſtände und

vorſätlich Gegenſtände und Nachrichten an Dritte Nachrichten, leştere, ſoferne die Mitteilung an eine

gelangen läßt „ und dadurch die Sicherheit des ausländiſche Regierung oder eine für ſie tätige

Reichs gefährdet“. Die Vorausſeßung vorſäßlicher Perſon erfolgen ſoll (8 3 ).

Gefährdung iſt erfüllt, wenn der Täter bei der Mit Als ſtraferſchwerender Umſtand iſt neu in das

teilung das Bewußtſein der Möglichkeit einer Ge: Geſeß aufgenommen die Tatſache, daß Gegenſtand

fährdung, einer Schädigung der Sicherheit des oder Nachricht dem Täter in ſeiner Eigenſchaft als

Reichs hatte . deutſcher Beamter oder deutſche Militārperſon zu :

Zu unterſcheiden von dem Vorſaß iſt die Ab- gånglich war.

ficht des Täters , die in der Regel nicht auf die Die gegen Ausſpähung ohne Verratsabſicht

Gefährdung der Reichsſicherheit, ſondern auf Geld- gerichtete Strafdrohung bleibt beſchränkt auf ge

erwerb gerichtet ſein wird . heim zu haltende Gegenſtände und bezieht fich

Während der Verrat von geheim zu haltenden nicht auch auf ſolche Nachrichten (8 4).

Gegenſtänden dann beſtraft wird , wenn die Mit- Die Beſtimmungen über den Schuß gegen

teilung an einen beliebigen Dritten erfolgt , iſt der fahrläſſige Preisgabe militäriſcher Geheim

Verrat von Nachrichten mit Strafe bedroht nur niſſe blieben dem Weſen nach unverändert (8 8 ) .

dann , wenn die Mitteilung an eine ausländiſche Indem gegenüber der bisherigen Faſſung „wer in

Regierung oder an eine Perſon erfolgt , die für einer die Sicherheit des Deutſchen Reichs gefähr:

eine ſolche tätig iſt. denden Weiſe “ geſegt wurde „und dadurch die

Erhöhte Strafandrohung ſieht das Geſeß für Sicherheit des Reichs gefährdet “ , wurde nur der

den Fall vor, daß der Verrat einen ſchweren dem früheren Geſeß ſchon innewohnende Gedanke

Schaden für die Sicherheit des Reichs zur Folge zu beſonders deutlichem Ausdruc gebracht, daß eine

hatte , ſoferne der Täter dies vorausgeſehen und Gefährdung der Reichsſicherheit eingetreten und der

gegen Entgelt gehandelt hat . Entgegen dem Ent: Täter in der Lage geweſen ſein muß. die Ge

wurf, nach dem es zur Anwendung der erhöhten fährlichkeit ſeiner Handlung für die Sicherheit des

Strajandrohung genügte, wenn der Täter den Ein : Reichs zu erkennen .

tritt des ſchweren Schadens vorausſehen konnte , Dagegen bleibt der Schuß gegen fahrläſſige

alſo ſubjektiv in der Lage war , ihn vorauszuſehen , Preisgabe beſchränkt auf geheim zu haltende Gegen :

erfordert das Geſek den Nachweis, daß der Täter ſtände unter Ausſchluß der Nachrichten und die

den ſchweren Schaden als verbrecheriſchen Erfolg Strafdrohung richtet ſich wie bisher nur gegen

vorausgeſehen hat . Damit iſt die Anwendung Perſonen , denen kraft ihres Amtes oder eines ihnen

der erhöhten Strajandrohung auf Fälle ausge- von amtlicher Seite erteilten Auftrags die Gegen :

ſchloſſen , in denen dem Täter der Eintritt des ſtände zugänglich waren. Die Strafdrohung richtet

Schadens infolge Fahrläſſigkeit nicht zum Bewußt: ſich alſo nicht gegen jene, die auf Grund ihres

ſein gekommen war. Berufs oder Gewerbes Kenntnis von den Gegen:

Sie iſt nur möglich in Fällen des vollendeten ſtänden erlangen konnten , alſo nicht gegen die An

Verrats . In dieſem Sinne äußert ſich nicht nur geſtellten und Arbeiter der mit amtlichen Auf :

die im Lauf der Beratung unwiderſprochen ge: trägen Bedachten. (Schluß folgt) .

bliebene Begründung des Entwurfs, die darauf

verweiſt, daß die Anwendbarkeit der erhöhten Straf,

drohung den Eintritt des verbrecheriſchen Erfolges
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Kleine Mitteilungen.
hinderung, nicht grundfäßlich zugelaſſen. Da die Ver

beiſtandung die Anweſenheit der verbeiſtandeten Per

Bertreter und Beiftände beim Sühnetermin in Be: ſonen begrifflich erfordert, geht es nicht an, aus der

leidigungsſachen. Nacy $ 420 SIPO. iſt die Erhebung bedingten Zulaſſung von Vertretern die grundfäßliche

einer Privatklage wegen Beleidigung, ſoferne die Pars Zuläſſigkeit der Verbeiſtandung zu folgern.Eine ſolche

teien im Bezirt einer Gemeinde wohnen und nicht kann auch mit dem Sinne und Zwecke der Vorſchriften

ein Fall des § 196 StGB. vorliegt, erſt zuläſſig, nicht in Einklang gebracht werden und iſt daher weder

nachdem von einer durch die Landesjuſtizverwaltung für den Kläger noch für den Beklagten zuläſſig. Weil

zu bezeichnenden Vergleichsbehörde die Sühne erfolg- die Verhandlungen unter dem Schuße des Amts

los verſucht worden iſt. Die Vornahmedieſes Sühnes geheimniſſes ſtehen, kann es ohne beſondere Vorſchrift

verſuches kann in Bayern gemäß Art. 80 AG. GVG. auch nicht dem Ermeſſen der Vergleichsbehörde über

Gemeindebehörden übertragen werden . Hierbei find laſſen ſein, ob ſie dieſen Schuß durch Zulaſſung des

nach dem gleichen Artikel die Vorſchriften des Art. 100 Beiſtandes der einen Partei – vielleicht entgegen dem

Abſ. 2, 3 und des Urt. 144 Abſ. 2 , 3 rechterh. Semo. Willen der anderen Partei durchbrechen will. Die

für ganz Bayern entſprechend anzuwenden. Sie bes Zulaſſung eines Beiſtandes muß vielmehr als grund

handeln die Folgen des Ausbleibens der beiden Par- jäßlich ausgeſchloſſen betrachtet werden .“

teien oder der klägeriſchen Partei im Sühnetermine, Der Geſebgeber wollte – dieſer Gedanke kommt

ſowie die Tar- und Stempelfreiheit der Verhandlungen auch in der neuen Miniſterialentſchließung deutlich

und Ausfertigungen des Vermittlungsamtes. zum Ausdruck -, daß ſich die Parteien im Sühnes

Nähere Beſtimmungen über das Verfahren im termine wenigſtens in der Regel allein und per

Sühnetermin enthält das Gefeß nicht; insbeſondere fönlich gegenüberſtehen.
fönlich gegenüberſtehen . Der Zweck des Sühnes

iſt gefeßlich die Frage nicht geregelt, ob Vertreter termins, den Parteien die Gelegenheit zur Verſöhnung

und Beiſtände auftreten können. Dagegen enthält eine zu geben und das Klagerecht, wenn möglich, im Wege

Bekanntmachung der Staatsminiſterien der Juſtiz und des Vergleiches zu beſeitigen, wird ohne Zweifel am

des Innern vom 5. Auguſt 1879 über das Verfahren leichteſten und beſten bei perſönlicher Anweſenheit

einige Vorſchriften . Es wird hier in genauer An- beider Teile erfüllt. Auch in Zivilprozeſſen , wo doch

lehnung an Art. 100 Abſ. 1 Saß 1 und 2 GemD., der die Vertretung teils geſeßlich angeordnet ($ 78 BPO .),

vom gemeindlichen Vermittlungsamt bei bürgerlichen teils in weiteſtem Umfange geſtattet iſt ($ 79 BPO.),

Rechtsſtreitigkeiten handelt, dieVornahme des Sühne- wird bei den Sühneverſuchen nach § 296 ZPO. inder

verſuches den Bürgermeiſtern übertragen, die berech- Praxis reichlicher Gebrauch von der geſeßlichen Mögs

tigt ſein ſollen , hiemit in Gemeinden mit ſtädtiſcherlichkeit gemacht, das perſönliche Erſcheinen der Parteien

Verfaſſung ein anderes Magiſtratsmitglied oder einen anzuordnen. Bei Sühneverſuchen in Ebeſtreitigkeiten

höheren Gemeindebedienſteten , in den übrigen Ge- iſt das perſönliche Erſcheinen der Parteien durch das

meinden ein anderes Mitglied des Gemeindeausſchuſſes Seſek vorgeſchrieben. Es wäre eigenartig, wenn der

oder des Gemeinderates zu beauftragen. Bezüglich Geſeßgeber gerade beim Sühneverſuch in Beleidigungs

der Vertretungsmöglichkeit iſt beſtimmt, daß ſich der ſachen von der perſönlichen Anweſenheit der Parteien

Beklagte im Termine durch einen Bevollmächtigten hätte abſehen und eine Vertretung grundfäßlich hätte

vertreten laſſen kann, der Kläger nur dann, wenn er zulaſſen wollen. Daß dem nicht ſo iſt, daß vielmehr

die Unmöglichkeit perſönlichen Erſcheinens nadweiſt. der Gefeßgeber grundfäßlich eine perſönliche Ausſprache

Darüber, ob Rechtsanwälte als Vertreter, ferner ob der Streitsteile herbeiführen will, iſt auch aus 8 420

Beiſtände zuzulaſſen ſind, ſagt die erwähnte Mini- A6.2 zu ſchließen, wonach ein Sühneverſuch nur dann

ſterialbekanntmachung nichts. vorgenommen werden ſoll, wenn die Parteien in dem

Mit Entſchließung vom 11. März 1914 hat nun- ſelben Gemeindebezirke wohnen .

mehr das Staatsminiſterium des Innern im Einvers Amtsgerichtsrat Riß (München) vertritt in einem

ſtändnis mit dem Staatsminiſterium der Juſtiz die in der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern 1906

Bulaſſungvon Beiſtänden, alſo ſowohl von berufs- erſchienenen Aufſaße „Der Sühneverſuch in Privat

mäßigen (Rechtsanwälten) als auch von nicht berufs- klageſachen “ (S. 375) die Anſicht, daß ſich im Termine
mäßigen Beiſtänden, mit folgender Begründung für die Parteien regelmäßig ſelbſt einzufinden haben, läßt

unzuläſſig erklärt : für den Antragſteller nur ausnahmsweiſe, nämlich nur

„ Für den Sühneverſuch in Beleidigungsſachen im Falle nachweisbarer Verhinderung am perſönlichen

gelten die StPD. $ 420, das AG. GVG. Art. 80 und Erſcheinen, für den Gegner des Antragſtellers das

die MinBet. vom 5. Auguſt 1879 (GVBI. S. 769). gegen ausnahmslos eine Vertretung zu . Den gleichen

Dieſe Vorſchriften ſtellen eine ſelbſtändige Regelung Unterſchied in der Vertretungsmöglichkeit für den

dar, die nicht in Gegenſaß zur rechtsrheiniſchen GemD. Kläger und Beklagten macht die Min Bek. vom 5. Auguſt

Art. 100 Abſ. 1 gebracht werden darf, ſondern für 1879. Der Grund iſt nicht erſichtlich. Wünſcht der

ſich ſelbſt ausgelegt werden muß. Dies ergibt ſich Beklagte aus irgendeinem Grunde keine Verſöhnung,

ſchon daraus, daß die erwähnte Vorſchrift der rechts- ſo braucht er zum Sühnetermine nicht zu kommen :

rheiniſchen Gem . in der pfälziſchen Gem . fehlt, der Kläger kann dann gerichtlich vorgehen . Wünſcht

während die Vorſchriften für das Verfahren in Be- er eine Verſöhnung oder eine Aufllärung des Falles,

leidigungsſachen für das ganze Königreich Geltung ſo mag er perſönlich kommen . Warum ſoll der Be

haben. klagte durch die Möglichkeit, ſich durch einen worts

Nach der MinBeť. vom 5. Auguſt 1879 Ziff. 2 gewandten Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, u . U.

Abf. Il iſt der Kläger grundfäßlich zum perſönlichen beſſer geſtellt werden als der Kläger, der beleidigt

Erſcheinen verpflichtet; nur wenn es ihm 3. B. iſt oder beleidigt zu ſein glaubt ? Es iſt auch darauf

wegen Krankheit unmöglich iſt zu erſcheinen , kann hinzuweiſen , daß der Geſebgeber bei der Anordnung

er fich vertreten laſſen. Die Vertretung des Privat- eines Sühneverſuches in 420 StPD. von einer Vers

klägers iſt daher nur für den Fall nachweisbarer Vers tretungsmöglichkeit nichts erwähnt, dagegen ſpäter in
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§ 427 StPO. die Zulaſſung einer Vertretung oder ſtreitigkeiten zuſteht und welche ſich daher unzweifel

Verbeiſtandung des Angeklagten durch einen Rechte haft zur Uebernahme der hier fraglichen ganz gleich -

anwalt in der Hauptverhandlung ausdrücklich artigen Tätigkeit am beſten eignen .... Die

hervorhebt. Regelung des Verfahrens bei Vornahme des Sühne

Nun erklärt Loewe zu ( § 420 SEPD. S. 978) jede verſuchs wird ſich am zwedmäßigſten an die erprobten

Vertretung der Parteien im Sühnetermine für uns Vorſdriften anſchließen, welchebieber für das Vers

ſtatthaft. Dieſer Anſicht iſt entgegenzuhalten : ebens mittlungsamt der Gemeinden in bürgerlichen Rechts

ſo wie der perſönlich (durch Krankheit, Reiſe, Gerichts- | ſtreitigkeiten gegolten haben. “ Es wäre nicht einzus

termin uſw.) verhinderte Kläger ein berechtigtes Inters / ſehen , warum der Geſebgeber gerade in dem einen

eſſe daran hat, zur Einhaltung der Antragsfriſtdurch wichtigen Punkte – Zulaſſung von Rechtsanwälten –

einen Vertreter den Sühnetermin wahrnehmen zu laſſen, das Verfahren vor dem Sühneamt anders hätte regeln

ebenſo kann der perſönlich nicht abkömmliche Bellagte wollen, als das Verfahren vor dem Vermittlungsamt

ein lebhaftes Intereſſe an einer außergerichtlichen Beis für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten.

legung des Streites vor einer Amtsperſon haben. Dr. Bolthardt, Leiter des ſtädtiſchen Nachrichtenamts

Die Anſicht Loewes geht zu weit. Andererſeits in Nürnberg.

aber entſpricht m . E. die Regelung der Vertretungs

möglichkeit in der MinBet. vom 5. Auguſt 1879 nicht

dem Willen des Selebgebers. Die Belanntmachung

ſollte in dieſem Punkt abgeändert werden . Es ſollte

ſowohl für den Kläger wie auch für den Bes Gine Frage aus dem Pflegidhafterecht. Der Kaufs

klagten grundſäblich das perſönliche Erſcheinen ges mann Bu. hat gegen den Landwirt Bi. eine im Jahre

fordert und für beide Teile nur im Falle nachweis- 1878 ausgeklagte Forderung. Bi. ift landegabreſend,

barer Verhinderung eine Vertretung zugelaſſen werden . für ihn iſt S. als Abweſenheitepfleger beſtellt. S.

Die weitere Frage, ob als Vertreter im Sühne- verwaltet als ſolcher ein von Bi. in der Zwiſchenzeit

termin auch Rechtsanwälte zuzulaſſen ſind, muß nad ererbtes Vermögen , daß er bei der Diſtriktsſparlafie

der Anſicht Loeweg ohne weiteres verneint werden. $. anlegte. Nun erwirkte Bu. einen Pfändungsbeſchluß

Wer jedoch eine Vertretung in beſchränktem Umfange des Amtsgerichts, wonach der dem Bi. gegen S.

für zuläſſig erachtet, muß die Frage geſondert prüfen. zuſtehende Anſpruch auf Auszahlung des ererbten

Auch hier wäre eine Stellungnahme des Miniſteriums Vermögens gepfändet und dem Bu. bis zum Belaufe

am Plaße. Denn nach der derzeitigen miniſteriellen ſeines Guthabens zur Einziehung überwieſen wurde.

Regelung müßten Rechtsanwälte als Beiſtände zurücks Der Pfändungsbeſchluß wurde S. ordnungsgemäß

gewieſen, als Vertreter aber zugelaſſen werden . zugeſtellt. S. gab dieDrittſchuldnererklärung nad

Die große Mehrzahl der Rechtsanwälte läßt in Š 840 SPD . dahin ab, daß er zwar die Erbſchaft

richtiger Erkenntnis des Weſens des Sühneverſuches in Händen habe, daß er aber Zahlung verweigere,

die Partei nach vorheriger Beratung perſönlich zum weil die Forderung des Bu . berjährt ſei. Du. ſtellte

Sühneamt gehen. Soweit eine Vertretung erforder- daraufKlage gegen S.aufAuszahlungſeines Guthabens.

lich und zuläſſig iſt, kann ſich die Partei durch eine S. brachte in der mündlichen Verhandlung wiederum

Vertrauensperſon ihres Verwandten oder Belannten- den Verjährungseinwand. Das Amtsgericht H. vers

kreiſes vertreten laſſen . Es liegt im Weſen der Ein- urteilte den Bellagten dem Klageantrag entſprechend

richtung des Sühneamteß, daß keine Koſten erwachſen. mit derBegründung,daß den Verjährungseinwand nur

Bei Vertretung durch einen Rechtsanwalt ſcheitert der Schuldner Bi. nicht aber der Drittſchuldner S.

fehr häufig der Vergleich an der Uebernahme der bringen könne, und daß S. als Abweſenheitspfleger

Vergleichsgebühr, auf deren Feſtſeßung die Vergleichs- für Bi. gegen den Pfändungsbeſchluß den Verjährungs

behörde keinen Einfluß hat, es ſei denn, daß der Rechtss einwand im Wege der Vollſtreckungsgegenllage nac

anwalt was aber nie geſchieht die Feſtſeßung $ 767 ZPD. hätte erheben müſſen .

einer Gebühr durch die Vergleichsbehörde beantragt Das Landgericht B. als Berufungsinſtanz hob dieſes

(vgl. Riß a. a . D. S. 377). Bei dem gemeindlichen Urteil auf und wies die Klage ab. In den Gründen

Vermittlungsamt für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten heißt es : 1. S. iſt als Abweſenheitspfleger des Bi.

iſt die Zulaſſung von Rechtsanwälten gemäß Art. 100 den Gläubigern des Bi. gegenüber nicht Drittſduldner,

Abſ. 1 Saß 4 und Art. 144 Abſ. 1 Sab 4 Gem . ſondern gejetlicher Vertreter des Schuldners, gegen

ausdrüdlich ausgeſchloſſen. In Art. 80 AG. GVG. iſt den die Zwangsvollſtreckung wie gegen den Schuldner

nun allerdings nur Abſ. 2 und 3 , nicht auch Abſ. 1 zu betreiben iſt. Es hätte alſo ein Pfändungsbeſchluß

des Art. 100/144 a . a . D. für anwendbar erklärt . Eine gegen die Diſtriktsſparkaſſe erwirtt werden müſien .

Folgerung kann jedoch hieraus im Hinblick auf das 2. Ein Anſpruch des Bi . gegen S. auf Auszahlung

Weſen des Sühneamtes ſowie im Hinblick auf die des von ihm verwalteten Vermögens beſteht erſt nad

Motive zu der erwähnten Beſtimmung des AG. GVG. Beendigung der Abweſenheitspflegſchaft (8 1921BGB.).

nicht gezogen werden. Die Motive laſſen teinen Da ein ſolcher Anſpruch ießt alſo nicht beſteht, tann

Zweifel darüber zu, daß das Verfahren vor dem Bu. auch nicht Zablung verlangen. Denn für alle

Sühneamte dem Verfahren des bereits vor 1879 im Fälle iſt der den Gegenſtand der Zwangsvollſtrets

rechtsrheiniſchen Bayern beſtehenden gemeindlichen tung bildende Anſpruch noch nicht fällig.
Vermittlungsamtes für Rechtsſtreitigkeiten angepaßt 3d balte das Landgerichtliche Urteil in beiden

werden ſollte. „ Für Bayern “ – ſo heißt es in den Punkten für verfehlt und zwar aus folgenden Gründen :

Motiven – „wird es ziedmäßig erſcheinen , die Ers 1. A18 Abweſenheitspfleger iſt S. allerdings

füllung dieſer Aufgabe denjenigen Beamten zu über- geſeblicher Vertreter des Bi . Allein das ſchließt dodo
tragen , welchen gemäß Art. 100 und 144 GemD. für nicht aus, daß Bi. gegen den geſeblichen Vertreter S.

die Landesteile rechts des Rheins vom 29. April 1869 einen Anſpruch auf Herausgabedes von S.verwalteten

bereits das Vermittlungsamt in bürgerlichen Rechtss | Vermögens des Bi. hat. Dieſen Anſpruch hat Bu.

-
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gepfändet und zur Einziehung überwieſen erhalten . für die nämliche Forderung unbedingt begründet

Damit iſt dieſer Anſpruch des Bi. gegen S. an Bu. worden ſei. Das nö.wies im Gegenſaße zu den Vor

übergegangen (8 835 BPO .). Bu hat ießt an Stelle
inſtangen den Anſpruch ab .

des Bi. den Herausgabeanſpruch gegen S. S. tann
Aus den Gründen : Das DIG. erachtet es

in dieſem Verfahren den Verjährungseinwand nicht
für ausgeſchloſſen , daß die auf dem Grundſtüđe in $ .

eingetragene Sicherungshypothet als fochſtbetrags
bringen, da es fic ießt nichtum die urſprüngliche Hypotheť angeſehen werden könne, meint vielmehr,,

Forderung des Bu. gegen Bi., ſondern um die an , daß die Sicherungshypotheť mit der auf dem Grund

Bu. übergegangene Forderung des Bi. gegen S. ſtüde in $ . Möhrengaſſe Nr. 26 haftenden Verkehrs

handelt. hypothet von 7000 M eine unbedingte Geſamthypothet

2. Ein Pfändungsbeſchluß gegen die Diſtrikts- darſtelle, und gibt deswegen den Klägern darinrecht,

ſparkaſſe war nicht veranlaßt, da ſie nur die Stelle daß die Eintragungder Sicherungshypothet unzuläſſig

war, bei welcher S. das Geld aufbewahrte. Er hätte ſei unddeswegen dieſe auch im Verſteigerungsverfahren

es geradeſogut in ſeinen Aaſienſdrant legen können .
nicht habe geltend gemacht werden können. Dem Deo.

Er konnte nach wie vor über das Geld verfügen und
tann jedoch nicht beigetreten werden. Allerdings kann

die Bypothet nur dann als Höchſtbetragshypothet

kann es jederzeit auszahlen.
angeſprochen werden, wenn der Inhalt des Eintrags

3. Unrichtig iſt, daß ein Anſprud des Bi. gegen ſelbſt dieſen ihren Charakter ergibt. Das trifft aber

S. nicht beſteht. Bei der Abweſenheitspflegichaft iſt auch zu. Das DIG . hat nicht berüdſichtigt, daß der

der Pflegbefohlene als ſolcher in ſeiner Geſchäftss
Eintrag lautet : Sicherungshypothel bis zur Söhe

von 5000 M

fähigkeit nicht beſchränkt (vgl. Staudinger Anm . 6 a
Dieſe Faſſung weiſt ohne weiteres

auf den die Höchſtbetragshypothelbehandelnden § 1190
zu § 1911 BGB.). Er kann alſo jederzeit das ihm

BOB. hin . Jn der Erklärung, daß ein Gegenſtand

gehörige Vermögen vom Pfleger verlangen, ganz „bis zur Köhe“ des bezeichneten Betrages zur Siche

gleidgültig, ob die Pflegſchaft aufgehoben iſt oder rung dienen ſoll, liegt ſchlechthin ausgeſprochen, daß

nicht ; $ 1921 BGB. ſpricht nichtgegen dieſe Auffaſſung, der Betrag noch nicht feſtſteht, für den der Gegen

er handelt nur von der Aufhebung der Pflegichaft. ſtand dereinſt in Anſpruch genommen werden darf,

4. Auch die Anſchauung, daß jedenfalls der Ans
daß ſonach die Haftung erſt von fünftigen Ereigniſſen

ſpruch des Bi. noch nicht fällig ſei, iſt damit widerlegt.
oder fünftiger Vereinbarung begrenzt wird . Demnach

bliebe es aber einſtweilen auch noch ungewiß, ob der
Denn daBu. durd den Pfändungs- und Ueberweiſungs

Haftungsfall überhaupt eintreten werde, da die Um

beſchluß nach 8 835 BPD. an die Stelle des Bi. ſtände ergeben könnten, daß eine zu deđende Schuld

getreten iſt, kann er jederzeit die Herausgabe bis zum ſchließlich nicht beſtehe. So liegt die Sache auch bei

Belaufe ſeiner Forderung verlangen. Sowie Bu. einer Höchſtbetragshypothet i . Š. des $ 1190, bei der

die Herausgabe berlangt, iſt daher der Anſpruch auch nur der Höchſtbetrag beſtimmt wird, bis zu demdas

fällig .
Grundſtüd haften ſoll, im übrigen aber die Feſtſtellung

Mechtsanwalt Dr. Werner in Bamberg . der Forderung noch vorbehalten wird. Anders ver

hältes ſich dagegenbei einer Sicherungshypothelnach

§ 1184, durch die eine ſofortige und eine unbedingte

Haftung des Grundſtücs in Höhe der angegebenen

Forderung begründet wird. Der Inhalt des Eintrags

läßt hier auch mit Deutlichkeit erkennen, wovon bei der

in Mede ſtehenden Sicherungshypothet der Saftungs

fall und die etwaige Haftungsgrenze abhängig ge

Reichsgericht.
macht worden ſind. DerEintraglautet: „Sicherungs

hypothet bis zur Höhe von 5000M zur Sicherung

A. Zivilſachen. des im Grundbuche von $. Bl. 16515 inAbt. III unter

Nr. 2 verzeichneten Kaufpreisteiles von 7000 M für
I.

die Aktiengeſellſchaft Hieraus geht alſo her

Höchſtbetrag &hypothet für den Unsfall bei einer vor, daß es von der Einbringlichkeit des bezeichneten

anderen Gypothet " oder Geſamthypothet ? In einem Kaufpreisteiles abhängig ſein ſollte und abhängig

Vertrage vom 14. April 1910, durch den eine Artien- gemacht worden iſt , in welcher Höhe das mit der

geſellſchaft ihr Grundſtüd Röhrengaſſe Nr. 26 in $ . Sicherungshypothet belaſtete Ørundſtüc einſtmals in

an die S.fchen Eheleute verkaufte, bewilligten dieſe Anſpruch zu nehmen ſein wird und ob die Sicherungs

1. in Höhe des Kaufgeldteilbetrages von 7000 M die hypothet überhaupt geltend gemacht werden dürfe.

Eintragung einer Øypothetauf dem gekauften Grund- Soweit der zu ſichernde Betrag der Kaufpreisforderung

aus dem Grundſtüde $. BI. 16515 bereits Deđung

teilbetrages dieEintragung einer Sicherungshypothet erhielte, follte das Grundſtüc in 8. überhaupt nicht
bis zur þöhe von 5000 M auf ihrem Grundſtüc in haften ; das Gegenteil ſollte dagegen eintreten ,ſobald und

8. " . Bei einer ſpäteren Zwangsverſteigerung des mit ſoweit die Forderung aus dem Grundſtücke H. BI. 16515

der Sicherungshypothet belaſteten Grundſtücks entfiel uneinbringlich ſein würde, freilich immer nur mit der

auf dieſe dervolle Betrag von 5000 M. Auf den Be- Maßgabe, daß das zuerſt bezeichnete Grundſtüď nur

trag erhoben jedoch die Gläubiger von Nachhypotheken bis zu 5000 M haften ſollte. Das alles geht ſchon

Anſpruch ; ſie machten geltend, daß die Sicherungs- aus dem Eintragungsvermerke hinreichend ſicher her:

hypothef rechtsunwirkſam ſei , weil dieſe Hypothek und vor, wenngleich die Eigenſchaft der Sicherungshpothet

die auf dem Grundſtüđe $ . Röhrengaſle Nr. 26 haftende als böchſtbetragshypothet und als Ausfallshypothef

Verkehrshypothet von 7000 M als Geſamthypothel für im angegebenen Sinne noch deutlicher hätte ausges

eine und dieſelbe Forderung beſtellt worden ſeien und drüdt werden können und im Intereſſe der Verkehrs

deswegen ihre Eintragung überhaupt nicht habe er- ſicherheit hätte ausgeſprochen werden ſollen. Geht

folgen dürfen . Die Beflagte hat demgegenüber ein- man nunmehr davon aus, daß ſich die in Nede ſtehende

gewendet, daß die Sicherungshypothet, wie ſich aus Sicherungshypotheť ihrer Eintragung nach als eine

dem Jnhalte der Eintragungsbewilligung ergebe, nur Ausfallshypothef darſtellt, dann läßt ſich die Annahme

zur Sicherung wegendes etwaigen Ausfalls der Kauf- des Berufungsgerichts, daß ihre Eintragung unzuläſſig

preishypothet von 7000 M beſtellt worden ſei, und war, und daß auf Grund ihrer bei der Zwangsver

daß es ſomit nicht zutreffe, daß die Sicherheitshypothet ſteigerung Hechte nicht geltend gemacht werden durften,

Aus der Mechtſprechung.

3.
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keinesfalls halten . Die Eintragung war vielmehr zu
III.

läſſigund durch ſie iſt ein verfolgbares Rechtan dem

Grundſtüde begründetworden .(Bgi.NO 3. B8.70 S. 248, Beruhen der im Rechtsſtreit erhobene und der Soften

249). Urt. des V. ZS. vom 6. Mai 1914, V. 4. 1914 ). erſtattungsanſpruch an einem Borprozeß auf demſelben

E.
rechtlichen Verhältnis ? Aus den Gründen : 86 .

II. und DBG. haben die Geltendmachung eines Zurüd:

8 8 1610 DGB.: Können bei der Bemeſſung des behaltungsrechts durch den Beklagten für unzuläſſig

Unterhalts für ein minderjährigesKind neben den
Ber: Zuſammenhang nicht gegeben

ſei. Das wird von der

erklärt, weil der im $ 273 BOB. geforderte rechtliche

hältniſſen des Vaters auch die der Großeltern berüd:

ſichtigt werden ? Aus den Gründen : Das 8G. Reviſion mit Recht angegriffen. Allerdings iſt die

hatte ausgeführt,die Bebensſtellung des minderjährigen Koſtenerſtattungspflicht nach SS 91 ff. ZPD. von dem

Kindes ergebe ſich aus der Stellung des Baters . Das im Rechtsſtreite geltendgemachten Anſpruche grund:

gelte auch nach der Scheidung der EhederEltern. fäßlich (eine Ausnahmebeſtimmung enthältder 8 97
Eine wirtſchaftlich günſtigere Lage der beiderſeitigen Abf. 3) inſofern unabhängig, als ſie die unterliegende

Großväter tomme rechtlich nicht in Betracht. Die Partei ohne Müdſicht darauf trifft, welcher Anſpruch

Unterhaltsanſprüche der Kläger ſeien daher nach der von dem Kläger erhoben war; doch fann daraus

Lebensführung der Eltern zu beurteilen ; es ſei zu nicht mit dem DLG.und der von ihm angezogenen

prüfen, wie groß der Verbrauch der Eltern der Kläger Entſcheidung des DLO . Braunſchweig (Iſpr. 22 S. 188)

vor der Scheidung geweſen ſei. Dieſer habe jährlich gefolgert werden , daß für die Zuläſſigkeit der Geltend:

durchſchnittlich 3100 M betragen. Auf dieſer Grund machung eines Zurüđbehaltungsrechts wegen eines

lage hatte das LG. für die beiden Aläger zuſammen Anſpruchs auf Erſtattung von Prozeßkoſten der in

eine Jahresrente von 1600 M für angemeſſen erachtet, dem Vorprozeſſe geltendgemachte Klaganſpruch ohne

wovon die Hälfte mit 800 M vom Beklagten , als dem jede Bedeutungſei. Die Anſicht des BG, würde dahin

Großvater väterlicherſeits, aufzubringen ſei. Das OLG. führen, ein Zurüđbehaltungsrecht wegen eines ſolchen

hält dieſe Begründung rechtlich nicht für zutreffend Anſpruchs faſt ausnahmslos zu verſagen. Nach feſts

und führt ſeinerſeits aus: Es ſei allerdings richtig, ſtehender Rechtſprechung des RG. (RO. 57, 7 ; 68, 34 ;

daß der ſtandesmäßige Unterhalt in erſter Linie nach 72, 65 und 103; 78, 336 ; 83, 268) erfordert der § 273

den Verhältniſſen des Vatersder Kläger zu bemeſſen nicht, daß der Anſpruch und der Gegenanſpruch auf

ſei. Das LG . überſehe aber, daß in den Vermögens demſelben Rechtsgrunde beruhen, ſondern es genügt

verhältniſſen der Begriff der Lebensſtellungnicht er die natürliche Einheitlichkeit des tatſächlichen Berhält:

ſchöpft werde. Möge auch der Bater der Kläger in niſſes, die es als gegen Treu und Glauben verſtoßend

folgeſeines Geſundheitszuſtandes oder beſonderer Um erſcheinen läßt, wenn die eine Partei von der anderen

ſtände anderer Art wirtſchaftlich heruntergekommen die Leiſtung verlangt, die von ihr geſchuldete aber

fein und augenblidlich als gewöhnlicher Lohnſchreiber nicht gewähren will. Ein ſolcher Zuſammenhang iſt

ſeinen Lebensunterhalt färglich verdienen, ſo ſei doch aber auch in einem Falle, wie er hier vorliegt, ges

nicht außer acht zu laſſen, daß ſeine geſamte Lebens geben , wenn der Kläger auf Grund desſelben Mechts

ſtellung nicht die eines einfachen Arbeiters ſei . Sein verhältniſſes, auf dem ſein Anſpruch beruht, in dem

Bater ſei ein wohlhabender Kaufmann und gehöre Borprozeß einen unbegründeten Anſpruch erhoben hat

dem gebildeten beſſeren Mittelſtande an . Er ſelbſt ſei und der Beklagte die Erſtattung der Koſten dieſes

dementſprechend erzogen worden und ſei als ſelbſtändiger Vorprozeſſes begehrt. ( Urt. d . III. ZS. vom 16. Juni

Kaufmann tätig geweſen . Seinem Stande entſprechend 1914, III 137/14 ).

habe er die Tochter eines bemittelten und gleichfalls

gebildeten, dem beſſeren Mittelſtande angehörenden
IV.

Mannes geheiratet. Die Lebensſtellung der ganzen

Familie müſſe aber bei Bemeſſung des ſtandesgemäßen Rein Bertrageanſpruch der Hinterbliebenen des auf

Unterhaltes mitberüdſichtigt werden , und es ſei ver einer Gisbahu tödlich verunglüdten gegen den Unter:

fehlt, lediglich die gegenwärtige Einnahme oder den nehmer. Aus den Gründen: Nicht begründet iſt

Verbrauch des Vaters während der Ehe ausſchließlich die Ausführung der Reviſion, daß der Alaganſpruch

zugrunde zu legen. Man werde alſo zu fragen haben, auch auf vertragliche Haftung des Betlagten ſich ſtügen

welche Mittel erforderlich ſeien, um die Kläger als könne. Mag auch ein Vertragsverhältnis zwiſchen

Kinder von guter perfunft zu unterhalten, ohne die dem hemann der Klägerin und dem Beklagten bez

derzeitigen ſehr beſcheidenen Verhältniſſe ihres Vaters ſtanden haben, ſo kann doch die Klägerin hieraus

außer acht zu laſſen . lInter den obwaltenden Ums weder für ſich noch für ihre Ainder Anſprüche herleiten .

ſtänden ſei ein Unterhaltsbeitrag von etwa 2000 M Der Klaganſpruch fann nur auf § 844 BGB. gegründet

jährlich für beide Kläger zuſammen angemeſſen, ſo werden. 8 844 iſt aber nur auf unerlaubte pand

daß der Beflagte die Hälfte, d . h . monatlich 85 M zu lungen ſowie im Falle des § 618 BOB. anwendbar.

zahlen habe. Die Reviſion betämpftdieſe Ausführungen Die Verleßung eines Vertrags gibt im allgemeinen

des OLG. und hält den Rechtsſtandpunkt des LG. für dem Vertragsgenoſſen nur einen Anſpruch auf Eria

den richtigen . Es kann ihr aber nicht beigetreten des ihm entſtandenen Schadens. (Urt . d . III . 35. vom
werden . Der Senat hat bereits im IIrteile vom 23. Juni 1914, III 152/14) .

24. Januar 1910, IV 103/09, in einem ähnlich liegenden

Falle ausgeſprochen, darauf, daß der Vater in ſeinen Ein

kommens- und Vermögensverhältniſſen zurückgegangen

fei , könne fein entſcheidendes Gewicht gelegt werden . Bei B. Strafiachen .

der Beurteilung der Lebensſtellung des minderjährigen
I.

Kindes ſei auf die geſamten Verhältniſſe der Familie,

insbeſondere auch auf die geſellſchaftliche Stellung und Bauwerk i. S.ded8305 StGB. Aus den Gründen :

die Vermögensverhältniſſe der Großeltern , die ihren Das LG . erachtet allein die Mauer, deren teilweiſen

fortwirkenden Einfluß auf die Stellung des Kindes Einſturz der Angeklagte verurſacht haben ſoll, für ein

und ſeines Vaters behielten , Müdſicht zu nehmen (vgl . „Bauwert“ i. S.des § 305 SIOB . Dem ſteht allerdings

auch , Mot. 3. BOB . Bd . 4 S. 697/8 und Urteil des entgegen, daß ein weſentliches Merkmal des Bauwertes

Senats vom 22. September 1913, IV 212/13 ). Damit i . S. dieſer Beſtimmung ſeine Selbſtändigkeit bildet, daß

befindet ſich die Entſcheidung des OLG. im Einflang. das Bauwerk ein in ſich abgeſchloſſenes Ganzes darſtellen

( llrt . d . IV . ZS . vom 20. April 1914, IV 709, 1913 ). muß (ROSt. Bd. 15 S. 263 (265 ]). Dieſe Eigenichait

E hat der in Nede ſtehenden Maueroffenſichtlich gefehlt,

&

3431

3432

3433

7



Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914, Nr. 18 . 343

3421

Sie war ein notwendiger Beſtandteil der im Pau bes trifft aber zu nach dem Inhalt des Beſchluſſes der

griffenen Remiſe, die 3. 3. der Tat ſoweit fertig war, Deutſchen Bundesverſammlung vom 26. Januar 1854,

daß mit den Zimmerarbeiten begonnen werden ſollte. „wegen gegenſeitigerAuslieferung von Perſonen, welche

Sie ſollte als Brandmauer gegen das den Eltern des wegen gemeiner Verbrechen oder Vergehen zur Unter

Angeklagten gehörige Nachbargrundſtüc dienen, bildete ſuchung gezogen worden ſind“, (verkündet für Bayern

aber im übrigen eine der vier Umfaſſungsmauern des Meg Br. 1854 ,S. 209) , derdas Auslieferungsverfahren

fünftigen Gebäudes und war allein bis in das zweite | zwiſchen dem Königreich Bayern und den zum ehe

Stocwerk aufgeführt, während die drei übrigen Ums maligen Deutſchen Bund gehörigen Kronländern der

faſſungswände nur bis zur Höhe des Untergeſchoſſes öſterreichiſchen Monarchie, alſo einſchließlich Mährens,

reichten . Daß aber dieſer ſo geſtaltete Neubau, tropa regelt und heute noch gilt (NG. 43, 264, 265) . Hier

dem er noch fein vollendetes Gebäude war, ſeiner ge- nach findet die Auslieferung allgemein ſtatt, falls nach

ſamten äußeren Erſcheinung nach als Bauwert i . S des den Gefeßen des erſuchten Staates die ſtrafbare Hand

Gefeßes angeſehen werden kann , iſt nach der ſtändigen lung als Berbrechen oder Bergehen anzuſehen und

Mechtſprechung des MG, nicht zweifelhaft (NGE. Bd.30 die Strafe nicht verjährt iſt (Urt. Í Abſ.1). Der An

S. 246, ROMſpr. Bd.6 S. 477 [478 ]). Das Gefes ver- geklagte wäre alſo ausgeliefert worden , wenn ihm über

ſteht unter „Bauwert“ nichts anderes, als was auch haupt nur ein Verbrechen des Diebſtahls nach öſter

der allgemeine Sprachgebrauch hierunter verſtanden reichiſchen Gefeßen zur Laſt gefallen wäre. Ein ſolches

wiſſen will. Dementſprechend kann eine nach den Regeln iſt aber ſeine Bandlung, wie das 16.nachweiſt, da

derBaukunſt vorgenommeneund mit Grund und Boden nach S8 171, 173 Deſter. StGB. Diebſtähle im Betrag

dauernd verbundene Zuſammenfügung von Bauſtoffen, von mehr als 200 Aronen gleich 170 M als Verbrechen

wie bei dem in Rede ſtehenden Remiſenneubau, an dem anzuſehen ſind und Verjährung nicht eingetreten iſt .

die Maurerarbeiten im weſentlichen ſchon beendet ſein Das Kreisgericht N. hat auch bei ſeinem Erſuchen vom

müſſen , unbedenklich ein „Bauwert“ genannt werden, 24. Januar 1914, wie deſſen Inhalt ergibt, nur auf

deſſen teilweiſe Zerſtörung verurſacht zu haben, der An- den Nachweis Wert gelegt, daß ſich der Angeklagte

gellagte überführt iſt. Der von ihm zu vertretende Ein- eines Verbrechens des Diebſtahls i . S. des Deſter

ſturz eines Teiles der Brandmauer machte erkennbar reichiſchen Rechts, nicht auch eines erſchwerten Dieb

dieſe und damit den ganzen Neubau für ſeine Zwed- ſtahls, ſchuldig gemacht habe . Deshalb ſtand die Aus

beſtimmung untauglich (NORſpr. Bd . 7 S. 274 [275 ]); lieferung der Berurteilung des Angeklagten wegen

denn dieſer konnte nicht vollendet werden, ohne daß einfachen Diebſtahls nicht im Weg. Wie übrigens das

die eingeſtürzten Mauerteile wieder ergänzt wurden. RO. in der Entſch. Bd. 43 S.264 angenommen hat, gilt

Die Annahme, daß der Angeklagte ein „Bauwert“ der Grundſaß der Spezialität nach dem Beſchluſſe

teilweiſe zerſtört habe, iſt alſo gerechtfertigt,wenn auch vom 26. Januar 1854 im Berhältnis der deutſchen

die Gründe des Urteils nicht durchweg einwandfrei Staaten zu den Kronländern der Deſterreichiſchen

ſind. (Urt. des I. Sts. vom 18. April 1914, 1 D 207/14) . Monarchie überhaupt nicht, ſo daß der Angeklagte ſo

E. gar auch wegen anderer Diebſtähle, die nicht Gegen

II.
ſtand der Auslieferung waren, hätte zur Verantwortung

gezogen werden können , falls ſie ſich nur als Bers

Zum Grundjage der Spezialität im Auslieferunge: brechen nach Deſterreichiſchem Strafrecht dargeſtellt

bertehr beſonders mit Defterreich ; darf wegen Bergehene hätten. (Urt. des I. Sts . vom 15. Juni 1914, I D

des Diebſtahls verurteilt werdeu, wer von dort wegeu 564/14 ).
E.

idweren Diebſtahls ausgeliefert ift ? A us den

Gründen : Die Reviſion behauptet mit Unrecht, der III.

Angeklagte habe, weil nur wegen ſchweren Diebſtahls

ausgeliefert, nicht wegen einfachen Diebſtahls ver- Beſtrafungaus 8 16 WZG. wegen Mißbrauche des

urteilt werden dürfen. Allerdings iſt in dem Saft- Wortes Camembert. Aus den Gründen : „ Camem

befehl, der dem an das öſterreichiſche Gericht geſtellten bert“ iſt nach den Urteilsfeſtſtellungen
der Name eines

Auslieferungsbegehren
beigefügtwar,dem Angeklagten Drts, durch deſſen Berwendung als Warenbezeichnung

ein ſchwerer Diebſtahl i. Š . des § 243 Abſ. 1 Nr. 3 zur Käſe gekennzeichnet wird, der aus dem Fleden Camems

laſt gelegt. Jm Auslieferungsverfahren
hat die öſter- bert, ſeiner Umgegend, und ſchließlich der Normandie

reichiſche Gerichtsbehörde, das Streisgericht in N. , zus überhaupt ſtammt. In Deutſchland iſt der Name längſt

nächſt geprüft, ob genügende Beweiſe für die Schuld zur Gattungsbezeichnung
für eine beſtimmte Art Weich

des Angellagten hinſichtlich des Diebſtahls vorliegen . käſe geworden . Nach den Ausführungen des Urteils

Auf Beibringung des geforderten Nachweiſes iſt die ſchließt dieſer Umſtand nicht aus, daß im Einzelfall

Auslieferung erfolgt, über welche nur das Telegramm der Name trofdem noch als Herkunftsbezeichnung
auf

,Auslieferung B. bewilligt" Auskunft gibt. Das lo . tritt und fälſchlich zu einer unrichtigen Herkunfts
hat ſodann das Hauptverfahren wegen ſchweren Dieb- bezeichnung verwendet wird, weil durch die beſondere

ſtahls eröffnet, es ſtand aber der Verurteilung wegen Art der Verwendung des Ortsnamens der Glaube er

einfachen Diebſtahls nichts im Weg, nachdem ſich in der weđt werden kann , nicht der Gattungsname ſei zur

Hauptverhandlung der Nachweis des Erſchwerungs- 1 Bezeichnung der Ware gebraucht, ſondern es handle

grundes nicht hatte erbringen laſſen. Dennwenn auch ſich um Ware aus demHerſtellungsgebiet, auf das der

ein Staat die Auslieferung nur wegen einer beſtimmten Ortsname verweiſt. Dieſe Möglichkeit iſt , wie das

ſtrafbaren Şandlung bewilligt, deren Nachweis er ge- Urteil zutreffend betont, in der reichsgerichtlichen Recht

prüft hat (Grundſaß der Spezialität), ſo folgt daraus ſprechung mehrfach anerkannt und inſoweit beſtehen

nicht, daß der Ausgelieferte nur unter dem in dem Bedenken rechtlicher Art nicht. Weſentlich auf tat

Auslieferungsgeſuch angenommenen rechtlichen Geſichts- ſächlichem Gebiet liegt aber die im Anſchluß hieran

punkt abgeurteilt werden darf. Wie das RG. in getroffene Entſcheidung , daß ſich aus den Umſtänden,

ſtändiger Rechtſprechung anerkannt hat, bleibt die unter denen der Angeklagte den Drtsnamen Camem

Würdigung im Auslieferungsbegehren bedeutungslos, bert innerhalb ſeiner Warenbezeichnung verwendete
wenn die Tat nur in der rechtlichen Beſchaffenheit, und erſcheinen ließ, ergebe, daß dieſer Name als Her

die ihr der urteilende Richter nach dem Ergebnis der kunftsbezeichnung, nicht als Gattungswarenname her :

Verhandlung beilegen zu müſſen glaubt, unter dies vortrete, und daß dieſe Wirkung dem Vorſaß des An

jenigen ſtrafbaren ħandlungen fällt, wegen derer nach geflagten entſpreche; auf den Etiketten des Angeklagten

dem Vertrag die Auslieferung überhaupt beantragt befinde ſich eine für den deutſchen Käufer und Ver

oder bewilligt werden kann (NO. 27, 127 u . ,413; braucher nicht allgemein verſtändliche Umſchrift in

30, 440 ; 31, 428 ; 33, 388 ; 34, 68 ; 36, 345) . Das franzöſiſcher Sprache und die Zeichnung einer Bäuerin
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aus der Normandie ; auch fet die ſonſtige bildliche

Darſtellung der Warenbezeichnung des Nebenklägers

entnommen , die gerade auf die Kennzeichnung der Hers

kunft ſeines in der Normandie erzeugten Camemberts

läſes berechnet ſei ; all das müſſe im Verkehr die Anſicht

hervorrufen, daß das in der Umſchrift befindlicheWort

Camembert als Ortsname und Berkunftsbezeichnung

zu gelten habe. Die Reviſion betämpft dieſe Ännahme

und weiſt darauf hin, daß durch die Worte « fromagerie

des Alpes» jeder Käufer und Verbraucher darüber auf

geklärt werde, daß der Näſe nicht aus der Normandie

ſtamme, weil dort keine Alpen ſeien , und daß daher

„ Camembert“ nur als Gattungsbezeichnunggebraucht

ſein könne; allein dieſe Ausführung iſt an ſich feines ,

wegs ſchlüſſig , jedenfalls aber eine rein tatſächliche,

der Annahme des Urteils widerſprechende Behauptung

und als ſolche nach $$ 260, 376 StGB. unbeachtlich.

Auch die im Geſet hervorgehobenen verbotwidrigen

Zwede ſind als die von dem Angeklagten verfolgten

ausreichend im Urteil feſtgeſtellt . Nach der Anſicht

des 16. hat der Angellagte mit der Vorliebe des

deutſchen Käufers für „ franzöſiſchen Camembertkäſe“

und dem ſich hieraus im Wettbewerb mit deutſchem

Weichkäſe gleicher Benennung ergebenden höheren

Handelswert gerechnet und dieſen höheren Wert ſeiner

Ware beilegen wollen . Wenn das Urteil ſagt, daß

der Käufer glauben ſollte, er betomme einen , in Frant

reich gefertigten Camembert“, ſo iſt das im Zuſammen

hang mit den vorausgehenden und namentlich den

nachfolgenden Ausführungen nur ſo zu verſtehen , daß

der Angeklagte über den Handelswert ſeiner Ware, ſo

wie er ſich aus der Vorliebe der Verbraucher und der

Käufer für „ franzöſiſchenCamembert“ ergibt, dahin

täuſchen wollte, daß er ſie als rechten Camembert“,

nämlich in der Normandie hergeſteŰten und deshalb

nach dem Ort Camembert als demjenigen der Hers

kunft bezeichneten Aäſe ausgab. Danach iſt die Bes

ſtrafung aus § 16 WZG. gerechtfertigt. Wo die von

dem Nebenkläger vertretene Firma ihre Käſe fabriziert,

ob dieſe ihre Ware richtig tennzeichnet, wenn ſie inners

halb ihres geſchüßten Warenzeichens gleichfalls das

Wort „ Camembert“ verwendet, darauf kommt es bei

Anwendung des § 16 WZG . überhaupt nicht an ; noch

weniger darauf, ob die Fabrit dieſer Firma als in der

Normandie gelegen angeſehen werdenkann. Nicht die

Berechtigung der von der genannten Firma anges

wendeten Herkunftsangabe, auch nicht die Nachahmung

ihres Warenzeichens bilden den Gegenſtand der Ab

urteilung, ſondern nur der hiervon ganz unabhängige

Gebrauch des Ortsnamens Camembert durch den An

getlagten, der ſeine eigene Ware fälſchlich mit dem

Namen dieſes Orts verſehen hat, um über deren Her

kunft und damit über deren Wert zu täuſchen. Daß

dies innerhalb und mittels der Nachahmung des fremden

Warenzeichens geſchah, iſt gleichgültig. (Urt. des I. Sts.

vom 15. Juni 1914, 1 D 181/1914 ). E.

war meiſtbietend mit 22700 M geblieben . Auf ſeinen

Antrag wurde die Entſcheidung über den Zuſchlag auf

den 16. März 1913 vertagt. Jn einer von dem Ber.

ſteigerungsbeamten beglaubigten Urkunde vom 14. Mai

1913 erklärte S. , daß er für den Bauer J.G. in 4.

geboten habe, und beantragte, diefem den Zuſchlag zu

erteilen ; J. G. ſtimmte zu . Jm Termine vom 16. Mai

erteilte ſodann der Verſteigerungsbeamte nach § 81
Abf.3 Zvo. dem 3. G. den Zuſchlag. Das Verſteis

gerungsprotokoll bewertete der Notar nach Art. 10,

146 Abſ. 1 Nr. 3 Gebo. mit einer Staatsgebühr von

697 M aus einem Werte von 34850 M ; für die Bes

glaubigung der Urkunde vom 14. Mai ſegte er eine

Staatsgebühr von 1 M an . Die Regierungsfinanzs

tammer ordnete für die Urkunde vom 14. Mai im Hins

blid auf Art. 14 Abſ. 3 Saß 1 und Art. 146 Abſ. 1

Nr. 3 Gebo. die Nachholung von 696 M von 6. und

S. an . Gegen die Nachholung erhob 3. S. Beſchwerde

zum 16. Dieſes erklärte die Nachholung für gerechts

fertigt. Die weitere Beſchwerde wurde verworfen.
Aus den Gründen : Der durch die Nov. vom

29. April 1910 aufgenommene Abf. 3 des Art.14 GebG.

will die Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot

oder die Erklärung, für einen Dritten geboten zu

haben, mit der Gebühr des Art. 146 Gebo. belegen,

da dieſe rechtegeſchäftlichen Erflärungen wirtſchaftlich

einer Beräußerung des Grundſtüds ſelbſt gleichtommen

und die Erſparung einer Zwiſchenerwerbung und damit

auch die Erſparung der damit verbundenen Gebühr

ermöglichen . Nach Saß 2 des Abſ. 3 Find zwei Auss

nahmen zugelaſſen , in denen ſtatt der Gebühr des

Art. 146 nur eine Gebühr von 1 M erhoben wird. Der

erſte Fall, daß die Abtretung oder die Erklärung im

Verſteigerungstermin erfolgt , trägt dem Jntereſſe des

Erſtehers Rechnung, da gerechtfertigte Gründe dors

liegen können, das Gebot durch andere abgeben zu

laſſen , und in einem ſolchen Fall ein Mißbrauch der Bes

freiungsvorſchrift nicht leichtmöglich iſt. Der Beſchluß.

durch den der Zuſchlag erteilt oder verſagt wird, iſt

nach § 87 Abſ.1 Zvo. in dem Verſteigerungstermin oder

in einem ſofort zu beſtimmenden Termin zu vertünden ,

der Verſteigerungstermin endet ſonach entweder mit

der Berkündung der Entſcheidung über den Zuſchlag

oder mit der Beſtimmung eines neuen Termins zur

Berkündung dieſer Entſcheidung. Berfehlt iſt die Ans

nahme des Beſchwerdeführers, daß der Verſteigerungs

termin erſt mit der Vertündung über die Entſcheidung

des Zuſchlags ende . Die Begründung des Geſekes läßt

übrigens auch ertennen, daß es unter Verſteigerungs .

termin “ den Termin verſteht, in dem entweder über

den Zuſchlag entſchieden oder ein neuer Termin zur

Verkündung der Entſcheidung über den Zuſchlag bes

ſtimmt wird . Denn es wird dort bemerkt: wenn fich

auch innerhalb der zwiſchen dem Schluſſe des Ber:

ſteigerungsterminsund dem Zuſchlagstermineliegenden

kurzen Friſt von einer Woche nicht häufig Gelegenheit

zur Weiterveräußerung biete, ſo ſei doch kein Grund

erſichtlich, die Veräußerung von derGebührfreizulaſſen ,

wenn es der Fall ſei . Da 3. S. die Erklärung, für

J. G. geboten zu haben , nicht im Verſteigerungstermine

ſelbſt abgab, ſondern erſt einige Tage ſpäter, find die

Vorausſegungen des erſten Ausnahmefalls nichtgegeben.

(Beſchl. des II . ZS. vom 4. Mai 1914, Reg. V

Nr. 10/1914 ).
M.

3429

i

!

3384

Oberſte8 Landesgericht.

A. Zivilſachen.

I.

Die Gebührenermäßigung nach Art. 14 Sat 2 Abſ. 3

GebG. tritt nicht ein , wenn die Rechte aus dem Meiſt

gebot in der Zeit zwiſchen dem Berſteigerungstermin

und einem zur Verfündung der Gutſcheidung über den
Zuſchlag anberaumten weiteren Termin oder erſt in

dieſem lekteren Termin abgetreten wordeu Fiud. In

einem Zwangsverſteigerungsverfahren blieb J. S. Meiſt

bietender mit einem Bargebote von 22 700 M. S. hatte

ſich zwar als Bevollmachtigter der als øypotheken

gläubiger beteiligten Ehegatten 3. und A. eingefunden ,

jedoch zunächſt 20 000 M für ſich ſelbſt“ geboten und

II .

Wo befindet fich die þauptniederlaſſung einer Aftien:

geſellſchaft ? Kann eine ſolche mehrere Niederlaſungen

haben, von denen feine „Hauptuiederlaſſung“ iſt ? ( S $ 182 ,

50 Abſ. III HOB.). Die A.-G. Maſchinenfabrik A.-N.

mit dem Size in A. beſikt Niederlaſſungen in A., N ..

6. und D. Der Generaldireftor der A.- 6 . hat gim

Handelsregiſter des AG . A. angemeldet, daß M. St. und

F. M. in 9. zu Prokuriſten für die Niederlaſſung 9 .
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beſtellt wurden. DasAG.hat die Eintragung abgelehnt, bezirke befinden . Die Meinung der Beſchwerde, daß eine

weil nach § 50 HOB. die Beſchränkung der Profura A.-G., auch wenn ſie mehrere Niederlaſſungen hat, doch

auf den Betrieb einer Zweigniederlaſſung nur zuläffig nicht notwendig in gaupts und weigniederlaſſungen

fei, wenn die Niederlaſſungen unter verſchiedenen Firmen gegliedert ſein müſſe, findet auchin $ 50 Abſ.3 HGB.

betrieben werden. Der Eintragungsantrag wurde mit keine Stüße . Dort iſt allerdings davon die Nede, daß

dem Bemerten wiederholt, daß die einzelnen Nieder- die Niederlaſſungen unter verſchiedenen Firmen betrieben

laſſungen fich durch den der Firma beigefeften Zuſat werden, und iſt nur als beſonderer Fad angeführt,daß

Wert A." Wert N." uſw. unterſcheiden ; vorſorglich eine Berſchiedenheit der Firmen i . S. dieſer Vorſchrift

werde auch die Eintragung dieſer Zufäße beantragt. auch dadurchbegründet werde, daß für die Zweignieder

DasAG. lehnte ſowohl die Eintragung der beſchränkten laſſung der Firma ein Zuſaß beigefügt werde , der fie

Prokuraalsauch die des Firmenzuſages ab . Das LG . als Firma der Zweigniederlaſſung bezeichnet. Allein

hat die Beſchwerde verworfen. Auch die weitere Be- damit iſt keineswege geſagt, daß alle taufmänniſchen

ſchwerde wurde zurüdgewieſen. Geſchäfte, die verſchiedene Niederlaſſungen haben, auch

Aus den Gründen : Beſchwerde und weitere unter verſchiedenen ſie als gleichberechtigt ausweiſenden

Beſchwerde gehen davon aus, daß die A.-G. zwar einen Firmen betrieben werden können. Betreibt ein Kauf

Siß haben müſſe, daß es dagegen nicht notwendig ſei, mann verſchiedeneGeſchäfte unter verſchiedenenFirmen,

daß eine aus mehreren Niederlaſſungen beſtehendeU.-G. ſo kann der Proturiſt ſelbſtverſtändlich auch nur für eines

eine Dauptniederlaſſung habe und dieſe mit dem Siße dieſer Geſchäfte beſtellt werden , betreibt erabermehrere

der Geſellſchaft zuſammenfalle. Der Senat hat ſchon in Gefchäfte unter einer Firma, jo bezieht ſich die Prokura

der Entſcheidung vom 10. Juli 1907 (Slg . Bd. 8 S.342) notwendig auf alle Niederlaſſungen; um aber in dieſem

ausgeſprochen, daß bei der 4.-6 . derdurch die Saßung Falle eineBeſchränkung auf eine einzelne, vom Baupt

beſtimmte Šiß der Geſellſchaft zugleich die Hauptnieder- geſchäfte verſchiedene Niederlaſſung zu ermöglichen , hat

laſſung ſei . Fievon abzugehen beſtehtkein Anlaß. Wie das Geſet den im § 50. Abſ. 3 Saß 2 enthaltenen Aus.

jede Körperſchaft hat auch die A.-6. notwendig einen weg eröffnet.

Sit d. h . einen Mittelpunkt, von dem aus das Unter- Hiernach iſt A., wo ſich der Siß der Maſchinen .

nehmen geleitet wird . Während aber die phyſiſche fabrik A.-N. befindet, auch die Hauptniederlaſſung dieſer

Perſon mehrere Wohnſiße habenkann, iſt bei der A.-G. A.-G. Damit entfällt die Möglichkeit , daß der bei dem

nur ein Siß möglich, denn der Siß iſt für die die recht- Bandelsregiſter in A. eingetragenen Firma ein Zuſaß,

licheStellung der A.-G. erſt begründende Eintragung wie Wert U., beigefügt werde, denn die A.-G. fann nur

entſcheidend; nach ihm beſtimmt ſich , welchem Rechte eine Firma haben, die auch von den Zweignieder

die Ú.-G. unterworfen iſt. Der Sit der 4.- 6 . iſt nicht laſſungen, erforderlichen Fallesmit Zuſäßen, geführt

notwendig an den Ort gebunden, an dem ſich das von werden muß. Hiezu wäre eine FirmaMaſchinenfabrik

ihr betriebene kaufmänniſche Unternehmen befindet; A.-N., Werk A., nicht geeignet. Was weiter den Antrag

vielmehr iſt dieBeſtimmung des Sißes der freien Verein- anlangt, die in N. und6. beſtehenden Niederlaſſungen

barung überlaſſen . Der Siß kann auch an einem an- mit den Zuſäßen Wert N., Wert G. zuverſehen, ſo bes

deren Drte begründet werden als da, wo die Ver- ſteht zwar keinBedenten dagegen, daß eine Zweignieder

waltung geführt wird ; dagegen können Siß und Haupt- laſſung durch den Zuſap Werk N. von der žauptnieder

niederlaſſung nicht getrennt werden . Das Gefeß ſtellt laſſung unterſchieden werde . Dem Antrag kannaber

der Bauptniederlaſſung die Zweigniederlaſſung gegens ſchon deshalb nicht entſprochen werden, weil ſich die

über, worunter jede Niederlaſſung außerhalb des Sißes durch § 13 Abſ. 2 HOB. gebotene vorgängige Eintras

zu verſtehen iſt, einerlei ob ihr wirtſchaftlich nurNeben- gung bei demGerichte der Hauptniederlaſſung nurauf

bedeutung zukommt oder ob ſie die bedeutendere iſt die das geſchäftliche Unternehmen als Ganzes betreffen

(vgl . Hold M Sdr. Bd. 10 S. 157 ; vgl . auch ROHO. den Borgänge bezieht; wenn ſich dagegen die Eintragung

Bd. 10 S. 42 , Bd. 21 S. 37 ; KOJ. Bd. 13 S. 42). nur aufdie Zweigniederlaſſung bezieht, ſo haben dieſe

Jn der Hechtslehre gilt überwiegend die Anſchaus | Eintragungen beim Gerichteder Zweigniederlaſſung zu

ung, daß der Siß der A.-G. notwendig mit der Haupt- erfolgen;ſie ſind nicht zuerſt bei dem Gerichte der Haupt

niederlaſſung zuſammenfalle und daß beide dasſelbe niederlaſſung einzutragen . Das Hegiſtergericht der

ſeien (f . insbeſ. Staub, HOB. 9. Aufl. § 182 Anm. 17 ; Zweigniederlaſſung hat die Zuläſſigkeit der Eintragung

Lehmann-Hing, AGB. § 182 Anm . 3a u .a.; dagegen ſelbſtändig zu prüfen .

unter irrtümlicher Berufung auf ROHO . Bd. 21 S.37 Dafür, daß die beſchränkte Broſura nicht ohne

Małower, HOB. 8 17 III c ). Dieſe Anſchauung ergibt vorgängige Eintragung des der Zweigniederlaſſung

ſich notwendig aus der Faſſung des Geſebes ſelbſt. žier gegebenen Zuſages eingetragen werden fönne, ſpricht

iſt überall die Zweigniederlaſſung der Hauptnieder- ſchon die Erwägung, daß der Zuſat beſtimmt iſt, Firmen

laſſung gegenübergeſtellt; Siß der Geſellſchaft und beſtandteil zu werden ; der Profuriſt hat die Firma in

Hauptniederlaſſung ſind vielfach als gleichbedeutend der Weiſe zu zeichnen, daß er der Firma ſeinen Namen

gebraucht (vgl. insbeſ. § 13 Abſ. 3 mit § 201 Abſ. 5 mit einem die Prokura andeutenden Zuſaße beifügt

KOB. , Art. 176 mit Art. 179 des ADHOB .). Nach (8 51 HOB .); er tann die Firma derZweigniederlaſſung

8 29 YOB. muß jeder Ataufmann, fonach auch die A.-6. durch ſeine Unterſchrift nicht erſt ſchaffen, ſondern er

ſeine Firma und den Drt ſeiner ħandelsniederlaſſung muß, wenn ſeine Prokura auf den Betrieb der Zweig

bei dem Gericht, in defien Bezirte ſich die Niederlaſſung niederlaſſung beſchränkt iſt, die Firmamit dem Zuſaße

befindet, zurEintragung anmelden. Vor der Eintragung zeichnen , durch den die Firma für ihre Beziehungen

beſteht die A.-G.als ſolche nicht ($200) . Auch hieraus Dritten gegenüber als Zweigniederlaſſung im Handels

geht hervor , daß die A.-G. eine Niederlaſſung haben regiſter gekennzeichnet iſt. (Beſchl. des I. ZS . vom

muß, wenn ſie Rechtsfähigkeit erlangen will, und dieſe 16. Mai 1914 , Reg. III Nr. 36/1914 ). M.

Niederlaſſung iſt bei mehreren Niederlaſſungen nots

wendig die Bauptniederlaſſung ; denn die Eintragung

der übrigen Niederlaſſungen ſeßt die Eintragung der

þauptniederlaſſung voraus (§ 13 Abſ. 2 HOB .). Nach B. Strafſachen .

der Uuffaſſung der weiteren Beſchwerde wären ſämt

liche Niederlaſſungen der A.-G. Maſchinenfabrik A.-N.
I.

nur Zweigniederlaſſungen der einheitlichen ,in A. domizi- ZumBegriffe der gewerbemäßigen Vermittelungs

lierenden A.-G. Dieſe Auffaſſung iſt unhaltbar; denn agenten für Darlehen ; iſt auch die auf Verſchaffung eines

eine Zweigniederlaſſung i. S. des § 13 HGB. kann nicht Bauffredits beſondere in der Form des Kontokorrents

am Siße des Hauptgeſchäfts beſtehen , ſondern muß ſich abzielende Lätigkeit die eines ſolchen Agenten ? Der

an einem anderen Ort und in einem anderen Gerichtss Angeklagte betreibt ein im Firmenregiſter eingetragenes

3405



346 Reitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 18.

Agentur-und Rommifionsgefaliteten belini et har en het au das Recht mittfam jei. Die in dieſem Hirteit
; er befaßt fich auch daß ein vor Stellung des erklärter

Entſchädigung und Fabriten

einen Bantkredit in der Form des Kontokorrents zu ver- aufgeſtellten Grundſäße ausbauend hat er dann am

ſchaffen. Er wurde von den Vorinſtangennach§ 148 Ziff .4 11.Februar 1913 entſchieden , daß auch ein außerges

Gewn. verurteilt, weil er entgegen dem § 35 Abſ. 7 richtlicher Vergleich die Wirkungen eines rechtswirt

GewO. die Eröffnung des Geſchäftes eines gewerbs- ſam geſtellten Strafantrags zum Erlöſchen bringe,
mäßigen Bermittelungsagenten für Darlehen bei der ohne daß es einer Zurücnahmerklärung gegenüber der

Polizeibehörde nicht angezeigt hat. Die Reviſion wurde Behördebedürfte(Entſch. Bd.13 S.63) . Beieiner wieder:

verworfen . holten Prüfung der Frage kann dieſe Rechtsanſchauung

Aus den Gründen : Jrrig iſt die Meinung nicht aufrecht erhalten werden . Die Befugnis des Vers

der Reviſion, daß durch § 35 Abſ.3GewO. nach ſeinem lepten durch ſeinen Antrag auf Strafverfolgung eine

Zweck und aus ſozialpolitiſchen Gründen nur die an
Vorausſeßung für das ſtaatliche Strafverfolgungsrecht

Beamte und Private rich wendenden Darlehensver zu begründen , gehört nicht dem vermögensrechtlichen

mittler im landläufigen Sinne getroffen werden ſollten ,
Gebiete an und iſt ein höchſt perſönliches Recht. Mag

um deren Tätigkeit zu überwachen. '$ 35 Abſ. 3 ſpricht auch die Verfügungsbefugnis des Berechtigten über

allgemein von Darlehen ohne Unterſchied des Standes, fein Antragsrecht eine privatrechtliche Seite haben,

Berufes oder Gewerbes des Darlehensbedürftigen, will inſoferne es einer Berleßung ſeiner Mechte durch einen

fonach jeden Staatsbürger füßen. Das BOB. ents anderen entſpringt, ſo greift doch das Antragsrecht

hält teine Beſtimmung des Begriffs „Darlehen“ , es in das öffentliche Rechtsgebiet über ; denn das Straſs

ſeßt ihn als allgemein bekannt voraus und gibt in verfolgungsrecht des Staates hängt in den im Ges

8 607 Abſ.1 nur die weſentlichſten Beſtandteile des ſeke bezeichneten Fällen von der Stellung des Straj

Darlehensvertrags wieder, deren Kenntnis jhon bisher
antrages ab. Da das öffentliche Mecht der wiltür

Gemeingut des Voltes geweſen iſt und noch iſt. Jeden- lichen Verfügungdes einzelnen entzogeniſt, ſo wird

falls liegt ein Darlehen vor, wenn jemand von einem die Befugnis des Verleßten über ſein Antragsrecht

anderen Geld zum Verbrauche mit der Verpflichtung zuverfügen, durch den Inhalt dieſes Rechts begrenzt
erhält es in der gleichen Menge mit oder ohne Zinſen (NO3. Bd.42 S. 60 [62 ]). Mit der Stellung des nach

zurüđzuerſtatten.Um Darlehen dieſer Art handelt dem Geſeße erforderlichen Strafantrags wird das

es ſich hier. Es iſt gleichgültig, unter welchem Titel, Strafverfolgungsrecht des Staates uneingeſchränkt

unter welchen Formen das Darlehen gegeben , verbucht, wirtſam und dauert fort bis ein im öffentlichen Rechte

verrechnet oder zurüdbezahlt wird . Verpflichtet ſich vorgeſehener Erlöſchungsgrund eintritt.Nun läßt aller

ein Banfier, einem Geldſuchenden Geld gegen Rüder- dings das Strafgeſek in gewiſſen Fällen die Zurüd

ſtattung bis zu einer beſtimmten Höhe zu leihen und nahme des Strafantrags mit der Wirkung zu, daß

räumt er ihm das Recht ein, das Geld nicht auf ein- das auf Grund des Antrags eingeleitete Verfahren

mal, ſondern in Einzelbeträgen abzuheben , ſo räumt er einzuſtellen iſt (8 64StGB.). Aber das Erlöſchen der

ihm einen Bantfredit ein ; das hingegebene Geld iſt jedoch Strafverfolgungsrechts des Staates beruht auf einer

nichts anderes als ein Darlehen . Wird der Bant- öffentlich -rechtlichen Beſtimmung. Dieſe iſt daher auch

tredit dieſer Art in der Form eines Kontokorrents entſcheidend für die Beurteilung, ob die geſeglichen

gegeben, ſo wird dadurch an der Eigenſchaft des hin- Vorausſeßungen erfüllt ſind. Darnach kann aber die

gegebenen Geldes als Darlehen nichts geändert ; es Zurüdnahmewirkjam nur durch eine Erklärung gegens

werden nur hinſichtlich der Buchung und der Art und über der Behörde erfolgen, deren Strafverfolgungs

der Zeit der Tilgungsmöglichkeiten die dem Konto- recht von dem Vorliegen des Antrags abhängt. Eine

forrentverkehr eigenen einfacheren Formen gewählt . außergerichtliche Vereinbarung zwiſchen dem Antrags

Der dem Bantkredit zugrunde liegende Kreditvertrag berechtigten und dem Täter tann für ſich allein das

iſt das flagbare Verſprechen der Hingabe von Dars Strafverfolgungsrecht des Staates nicht beendigen ,

lehen (8 610 BOB . ) . Der Banffredit in der Form Dieſe Wirkung tommt vielmehr nach der Vorſchrift

des Kontokorrents beruht auf Vereinbarung; es iſt der des öffentlichen Rechtes nur der Zurücnahmeerklärung

unechte, uneigentliche Kontokorrent gegenüber dem echten des Antragsberechtigten ſelbſt gegenüber der zur Straf:

nach § 355 VOB. Nach den Feſtſtellungen handelt es verfolgung berechtigten Behörde zu (NOSt. Bd. 8 S. 79

ſich um den Banffredit in der Form des Kontoforrents [80], ROŽ. Bd. 42 S. 60 (62/63], Dishauſen StGB.

und das BG. hat deshalb zutreffend angenommen , 8 64 Anm . 9 und § 61 Anm . 49, KG. Beſchl. vom

daß Darlehen gewährt werden ſollen. Es iſt übrigens 28. Mai 1903 D33.Bd. 8 S. 405 Ziff. 30, Goltd Arch .

auch bei dem echten Kontokorrente des 8 355 ÞOB . Bd. 51 S. 292 (296 fi.). Köhler, die Lehre vom Straj.

nicht ausgeſchloſſen , daß Darlehen an ſich und in der antrag S. 165, teilweiſe a .M.,vgl. auch Meifel JW .

Form des Banffredits gewährt werden, da zwar die 1913 S. 629 [633 ] ). Dieſe Auslegung entſpricht nicht

Kreditgewährung nicht ein weſentlicher, aber ein zu- nur der Natur der Sache, ſondern auch den Anfordes

läſſiger und häufig vorkommender Beſtandteil dieſes rungen der Rechtsſicherheit und Sweatmäßigkeit. Die

Kontokorrents iſt. (Urt . vom 28. März 1914, Rev.-Heg . Entſcheidung der Behörde darüber, ob ihre Berechti

Nr. 122, 1914 ). Ed. gung zur Strafverfolgung noch beſteht, erfordert eine

3362 Erklärung des Berechtigten ihr ſelbſt gegenüber. Sie

tann nicht von dem unſicheren Ergebnis eines Beweiss

II. verfahrens abhängig gemacht werden . Man denke

nur daran, daß die Vereinbarung nur zwiſchen dem

Bringt ein außergerichtlicher Bergleich einen Straf : Verlebten und dem Täter mündlich geſchloſſen wurde.

antrag zum Grlöſchen, ohne daß diejer der Behörde Geht man davon aus, daß mit der Vereinbarung das

gegenüber zurüdgenommen worden iſt ? Aus den Strafverfolgungsrecht des Staates erliſcht, ſo beſtünde

Gründen : Der Sts. des Oblo. hai in dem Urteile die Möglichkeit, daß nur wegen der Nichterweislich.

vom 19. September 1908 Rev.-Reg . Nr. 408/08 aus- feit des von dem Verlegten beſtrittenen Uebereinkommens

geſprochen : die wirtjame Zurüdnahme eines Straf- das Strafverfahren fortgeſeßt werden muß, obwohl

antrags erfordere naturgemäß, daß ſie der Behörde in Wirklichkeit ein rechtswirkſamer Strafantrag nicht

erklärt werde, die zur Zeit der Zurücknahme mit der mehr vorliegt . Dem gegenüber fann die Möglichfeit .

Sache befaßt ſei . Vergleiche, Verzichte, Ausſöhnungen daß der Verlegte nicht der übernommenen Verpflichtung

der Parteien hätten nicht die Wirfung der Zurück- nachfommt, den Strajantrag zurüdjujichen, umſo.

nahme, wenn die Erklärungen nicht vor der zuſtändigen weniger von ausſchlaggebender Bedeutung ſein, als

Behörde angebracht würden. In einem ſpäteren Ür- dem Angeflagten zur Geltendmachung ſeiner Rede

teile (Entid. Bd. 10 S. 435 11.) hat der Senat anerfannt, der Weg des Zivilrechtsſtreites ojjen bleibt und ihm
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zudem weitere Mittel zum Beweiſe des von ihm be- ſchränken geweſen wäre. Die Beſchwerde hatte teil

haupteten Vergleiches bietet als das Strafverfahren . weiſe Erfolg.

Die gleichen Erwägungen find auch maßgebend für Aus den Gründen : Die Verweiſung der Bes

die Entſcheidung der Frage, unter welchen Vorauss ſchwerdeführerin auf 8 767 3PD. iſt nicht zutreffend, da

legungen der Strafrichter die Privatklage als zurüd : das 1o. die teilweiſe Aufhebung des amtsgerichtlichen

genommen anzuſehen hat. Denn mit der Erhebung Pfändungsbeſchlufies nicht auf den Mangel eines Voll

der Privatflage macht der Privatkläger eine im öffent- ſtredungstitels, ſondern auf die Unzuläſſigkeit der Pfäns

lichen Rechte begründete Befugnis, das ſtaatliche Straf- dungmangels Anwendbarkeit des § 4a LohnvG . geſtüßt

verfolgungsrecht, auf eigene Gefahr geltend. Die hat. Eine Kürzung des durchden Vollſtređungstitel aus

Vorausſeßungen der wirtſamen Zurüđnahme einer gewieſenenBetrages zu 60 M muß auch jeßt außer Be

Privatliage find im öffentlichen Rechte (8 431 StPO .) tracht bleiben ,obwohl vom Gerichtsvollzieher auf der

geregelt. Es können teine durchſchlagenden Gründe vollſtreďbaren Ausfertigung die Beitreibung von 33,50M

geltend gemacht werden, die zur Annahme berechtigten , an der Urteilsſumme zu 174 M beſtätigt iſt und hienach

daß das mit der Privatklage eingeleitete Strafvers in Frage tommt, ob nicht nach § 366 BOB. eine anteils

fahren auch noch aus anderen Gründen als den in mäßige Anrechnung auf den Unterhalt zu 60 M anzus

der Strafprozeßordnung anerkannten beendigt werde . nehmen wäre. Es muß vielmehr die Geltendmachung

Die Erwägungen, die gegen die Wirkſamkeit des außer- von Einwendungen gegen eine etwaige Ueberpfändung

gerichtlichen Bergleichs über einen wirkſam geſtellten dem Schuldner ſelbſt vorbehalten bleiben. Db Unter

Strafantrag ſprechen, ſind hier ebenfalls von Erheb- haltsforderungen eines unehelichen Kindes, ſoweit fie

lichkeit. (Urteilvom 9. Mai 1914 Rev.-Reg . Nr. 261/1914 ). nach § 1709 Abſ.2 BOB. oder im Erbwege auf Dritte,
Ed.

insbeſondere die Kindsmutter- übergegangen ſind,

das Borrecht des § 4a BohnBo. behalten , iſt beſtritten.

Bgl . einerſeits für Bejahung Gaupp-Stein, 10. Aufl .

$ 850 IV 2, RDLG. Bd. 5 Š . 454, Bd. 17 S. 340, SeuffBl.

15. Erg.-Bd. S.225, Meyer, Beſchlagnahme, 4. Aufl.

S. 120, Bay8fN . Bd. 1 S. 159, andrerſeits für Ver

Oberlandesgericht München . neinungSeuff.BPO., 11.Aufl. 8 850 Anm .13a, Stau

ingerBOB., 7./8 . Aufl. Bem. 5e zu § 1709, Bem. 14 e

Umfangdes Pfändungåvorrechts für den Unterhalt zu 8 1708 ,þein, HB .ZwV. & 21, 2 (S. 355), Falkmann ,

unehelider Rinder . (SS 850 3BO.; 4, 4a SohnBG.) . ZwV., 2. Aufl . S. 787, DLG . München in SeuffA. Bd. 69

Die minderjährigeArbeiterin Th. S. gebar am 3. Nov. Nr. 22. Das Teilurteil ſtellt allerdings nur einen

1913 außerehelich ein Kind, das ſchon nach 16 Stunden erbweiſen Uebergang der Forderung feſt; gleichwohl

ſtarb. Auf ihre am 24. Nov. 1913 zugeſtellte Alage wurde ſcheidet die Frage hier aus, ob der Erſtrichter die Teil

der Beklagte alsKindsvater durch Ceilurteil des Amts- forderung zu 26 M im Hinblic auf $ 1709 Abſ. 2 BGB.

gerichts vom 5. Dez. 1913 zur Zahlung von 174 M ver- mit Recht als bevorrechtet i . S. des § 4a BohnBG. er

urteilt, darunter 60 M Unterhalt des Kindes für die achtet hat und ob bei Anwendung des § 1709 Abſ. 2

drei erſten Monate gemäß § 1710 A6.3 BOB., über- ſeiner Rechtsanſchauung beizutreten wäre. Denn einer

gegangen auf die Kindsmutter als Erbin gemäß § 1713 ſeits iſt die Sindsmutter durch dieſe Entſcheidung des

BCB . Am 6. Dez. 1913 wurde der Klagepartei voll- Erſtrichters nicht beſchwert, andererſeits wäre eineAen

ſtrebare Ausfertigung erteilt. Durch Beſchluß des derung zuungunſten der Beſchwerdeführerin nichtſtatt

Amtsgerichts vom 3. Jan. 1914 wurde auf Antrag der haft, da der Schuldner den landgerichtlichen Beſchluß

Kindsmutter auf Grund des am 15. Dez.1913 zugeſtellten nicht angefochten hat. Die Reſtforderung zu 34 M aber

Teilurteils zugunſten der Unterhaltsforderung zu 60 M kann die Alageparteiauf Grund des Teilurteils zweifel

für die Zeitvom 3. Nov. 1913 bis 2. Febr. 1914 die dem los nur als erbweiſe auf ſie übergegangen geltend

Beklagten gegen die Firma S. &$. hier zuſtehende Bohn- machen. Der Senat ſchließt ſich nun der von Seuffert,

forderung unter Beſchränkung aufwöchentlich 5 M ges Falfmann, Hein und Staudinger vertretenen Auffaſſung

pfändet, und zur Einziehung überwieſen. Die Einwen- an, wonach ſolche Forderungen dieEigenſchaft der Unters

dungendes Beklagtennach § 766 3PO wurden zurüd- haltsforderungentweder ganzverlieren oder doch wenig

gewieſen. Auf deſſen ſofortige Beſchwerde hob das LO. ſtens der Begünſtigung des § 4a Lohnbo. entbehren.

den Brändungsbeſchluß inſoweit auf, als er die Pfändung Für leßteres ſpricht der Zwed des § 4a, durch den die

für einen höheren Betrag als 26 M verfügte ; im übrigen eines beſonderen Schußes bedürftigen unehelichen Stinder

wurde die Beſchwerde zurückgewieſen. Das 16. nahm außerordentlich geſichert werden ſollen. Mit dem Tode

an, daß die Kindsmutter nachgewieſenermaßen für das des Kindes entfällt dieſer Zwed ; alsdann beſteht kein

Kind 26 M zur Beſchaffung von Wäſche und an Be- Grund mehr, deſſen Verwandten, auch wenn ſie unter

erdigungskoſten ausgelegt habe, daß das Vorrecht des haltspflichtig ſind und aus eigenen Mitteln Ünterhalt

unehelichen Kindes nach § 4a BohnBG . als höchſt per- gewährt haben, für die ihnen im Erbwege zugefallenen

ſönliches Recht beim Uebergangder Forderung auf eine Unterhaltsanſprüche des Kindes das gleiche Vorrecht zu

andere Perſon zwar grundjäßlich erlöſche, jedoch, ſoweit gewähren , wie es dieſem ſelbſt zugeſtanden hätte. Dieſe

die Mutter oder ein anderer unterhaltspflichtiger Ver- Āuffaſſung hat der Senat ſchon in ſeinem Beſchluſſe

wandter des unehelichen Kindes dieſem den Unterhalt vom 15. März 1913 ( SeuffA. Bd . 69 Nr. 22) vertreten,

tatſächlich gewähre, mit dem Vorrechte des § 4 a auf dieſe bei dem es ſich allerdings um die Auslegung des § 850

Perſon übergehe, da die Forderung hiedurch ihre Eigen- Abſ. 4 ZPO. handelte ; dieſe trifft aber auch auf § 4 a

ſchaft als Unterhaltsforderung nicht verliere ( $ 1709 Lohnbo. zu,da beide Beſtimmungen gleichlauten und

ub . II BOB.) ; fonach ſei die Pfändung zugunſten den gleichen Zwed verfolgen. Hiernach iſt auch die Be

26M in der Beſchränkung auf wöchentlich 5 M zuläſſig rufung der klagepartei auf $ 4a Qohnwo. und $ 760

und angemeſſen , im übrigen aber erſcheine fie unzuläſſig. Abſ. 3 BOB. hinſichtlich der Teilforderung zu 34 M

Hiergegen erhob die Sindsmutter weitere Beſchwerde, unbehelflich. Dagegen iſt ihre Beſchwerde inſoferne bea

weil eine Herabſegung des Forderungsbetrages zu 60 M , gründet, als das 10. nicht geprüft hat, ob die Lohn

auf den der Vollſtreckungstitel laute, nur auf Grund des forderung des Beflagten nicht zugunſten dieſer Reſt

8767 ZPO.möglich geweſen wäre, und dem angefochtenen forderung der Pfändung nach § 4Nr . 4 LohnvG . unter

Beſchluſſe auch 8 760 Abſ. 3 BOB. entgegenſtehe , endlich liegt, nämlich inſoweit ſie die Summe von 1500 M

weil, ſaüs keine bevorrechtete Pfändung wegen des Reſtes überſteigt. Der Beklagte bezieht einen Wochenlohn von

zu 34 M anzunehmen wäre, der Pfändungsantrag hie- 29,04 M. Für ein Jahr berechnet ſich ſeine Vergütung

wegen nicht abzuweiſen, ſondern auf den 125 M monats alſo auf 52 X 29,04 M = 1510,08 M, ſo daß ſich ein

lich überſteigenden Lohnbetrag des Schuldners zu be- nach § 4 Nr. 4 pfändbarer Ueberſchuß von 10,08M ergibt.



348 Beitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 18.

3403

-

Dieſer und ein etwa für die Zukunft fich noch erhöhender Friſtverlängerung, die in der Bet. vom 6. Auguſt 1914

Ueberſchuß unterliegen der Pfändung zugunſten des Meſts (ROBI. S. 357) vorgeſehen iſt, für beſtimmte Bezirte

betrages von 34 M , ſelbſtverſtändlich, ſoweit er ſich bei des Reiches, die beſonders unter dem Ariege leiden,

dem Bollzuge der Pfändung zugunſten der 26 M noch um weitere 30 Tage.

tatſächlich ergibt. ( Beſchl. vom 28. März 1914, Beſchw .. Wie iſt die 30 tägige Friſt der Bet. vom 6. Auguſt

Neg . Nr . 202/14). N. zu berechnen ?

1. Sind nur ſolche Lage zu zählen, an denen die

Proteſthandlung vorgenommen werden kann , Sonn.

tage und allgemeine Feiertage alſo nicht mitzurechnen ,

oder zählen dieſe mit? Für die leßtere Annahme

Büderanzeigen ſpricht entſchieden die Berſchiedenheit der Ausdruds.

weiſe in 81 des Geſ. vom 4.Auguſt und der Bet, dom
Die Kriegégeſeke vom Auguſt 1914 mit den einſchlägigen

6. Auguſt -- dort iſt von 6 Werktagen, hier von30 Tagen
Borſchriftendes Bundesrats und Bayerns. Schweißers die Mede - und die Bet. vom 29. Auguſt iſt jedenfalls

Lertausgaben . 1914. München , Derlin und Beipzig, geeignet dieſen Grund eherzu verſtärken als abju

J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier ). Preis broſch.ichwächen : wie bei der von ihr in § 1 neu beſtimmten

MI. 1.20.
Friſt von 2 Wochen , ſo werden auch bei den 30 Lagen

Das Büchlein enthält in erſter Linie die durch des 2 und des § 1 der Bef. vom 6. Auguſt die Sonn

den Arieg veranlaßten Gefeße und Bundesratsbelannts und Feiertage mitzuzählen ſein.

machungen, welche die Hechtspflege betreffen, und die 2. at der Wechſelproteſt mangels Zahlung ſpäte

dazu ergangenen J. M. Bekanntmachungen vom 16. ſtens am 32. Tage nach dem Zahlungstage zu geſchehen

und 22. Auguſt d. 3hrs. ( leştere im Nachtrag). Es oder iſt zunächſt die ordnungsmäßige Proteſtfriſt der

folgen die übrigen gefeßgebertſchen Maßnahmen aus WD. und erſt von ihrem Ende, dem2. Werftag nach

Anlaß des Krieges wie die Geſeße betr. die Aenderung dem Zahlungstag an die 30 tägige Berlängerung zu

des Münzgeſeges, des Bantgeſeßes uſw.; ausgeſchieden berechnen ? Es leuchtet ein , daß die Friſt nach der

ſind die Geſeße rein militäriſcher Natur und ferner erſteren Berechnungsweiſe bei Mitzählung der Sonn

ſolche, die Ermächtigungen für den Bundesrat ents und Feiertage unter Umſtänden früher endigt als nach

halten , von denen er noch nicht Gebrauch gemacht hat, der leßteren. Mag dieſe auch der Faſſung der Bes

ferner das Gefeß betr. vorübergehende Einfuhrerleich: !anntmachung ohneZweifel beſſer entſprechen als jene,
terungen ſamt Nachträgen und Ausführungsbeſtim- ſo iſt die Rechtslage doch nicht ſicher. Wer ſich und

mungen. AlsAnhang iſt eine Abhandlung von Rechts- andere vor Schaden hüten wil, wird jedenfalls gut

anwalt Dr. Waſſermann in München beigefügt über tun, bei den Fragen unter 1. und 2. mit der Auss

„ Die Ausgeſtaltung der privatrechtlichen Verhältniſſe legung zu rechnen, die zu einem früheren Ende der

durch denArieg “. Friſt führt : es wäre alſo ſpäteſtens am 32.Tage nach

Das handliche Büchlein lommt ohne Zweifel einem dem Zahlungstag und, wenn der 32. Tag auf einen

wirtlichen Bedürfnis entgegen und wird gewiß viele Sonntag oder allgemeinen Feiertag fallen ſollte, ſpätes

Abnehmer finden. -t. ſtens am nächſten Werktag zu proteſtieren.

§ 1 des Ermächtigungso. ſowohl wie 8 1 der Bel.

Jolas Heinrich , A. Regierungsrat, und Knoll Franz,
vom 6. Auguſt und § 2der Bet.vom 29. Auguſt ſprechen

A. Major. U. Megers Militärdienſtgeles
von einer „ ħandlung, deren es zur Ausübung oder

gebung des Deutſchen Reiches. Mit den für
Erhaltung des Wechſelrechts oder des Regreßrechts

das Reich und das Königreich Bayern gültigen Bolls
aus dem Sched bedarf. “ Als ſolche Handlung täme

zugsbeſtimmungen (Wehrordnung und õeerordnung ).
an und für ſich auch die Benachrichtigung der Megreg

4. Aufl. Ansbach, Brügel & Sohn, 1914. Gebd.
pflichtigen von der Nichtzahlung des Wechſels oder des

Mr. 7.- ..
Schedsin Betracht (Art. 45 WD ., 8 17ScheđO .;3MBI.

vom 16. Auguſt 1914,B. VI. 1.lefter Abf. , ZMBI. Š .167 ) ;
Gerade zur rechten Stunde iſt die neue Auflage allein auf die Friſt für dieſe Benachrichtigung ſoll die

des Buches erſchienen, das allen mit dem Heereserſaß
Friſtverlängerung der Bet. vom 6. Auguſt und des § 2

befaßten Perſonen und Behörden unentbehrlich und der Bet. vom 29. Auguſt, wie 8 3 der legteren beſtimmt,

ſchon von ſeinen früheren Auflagen her überall aufs nicht angewendet werden.

beſte eingeführt iſt. Ein Anhangbändchen mit den

wichtigſten miniſteriellen Vollzugsentſchließungen wird Aus dem GVBI. ſeien heute nur zwei wichtige

folgen ; es wird auch die einſchlägigen ſtrafrechtlichen ! Geſeke hervorgehoben . Das Geſet vom 21. Muguit
Beſtimmungen mit Érläuterungen enthalten. E. 1914 über Uenderungen im Gebührenwejeu (GBBI. S. 437 )

ſekt vom 1. Januar 1915 ab an die Stelle des gelten den

Gebührengeſeges ein Koſtengeſeß und ein Stempelgeles

und an die Stelle der Gebühren nach Art. 1 und 5

des Beſikveränderungsabgabengeſeßes vom 14. Auguſt

1910, Stempelerſababgaben und Stempel nach dem

Stempelgeſet ; einzelne Beſtimmungen des geltenden
Die amtlichen Blätter haben in der leßten Zeit

Gebührengeſekes bleiben in Kraft. Wir werden , wenn
ſo viel Neues gebracht, daß wir heute hier nicht auf

möglich , vor dem Inkrafttreten des Geſeges noch näher
alles eingehen fönnen .

darauf zurüđkommen, ebenſo auch auf das neue Armen:

Das Reichsgefeßblatt enthält in Nr. 67 die Be: gejef vom 21. Auguſt 1914 (OVBI. S. 551), das in

fanntmachung des Bundesrats vom 29. Auguſt 1914 betr. jeinen Beſtimmungen über den armenpolizeilichen Ar

die weitere Berlängerung der Friſten des Wechſel und beitszwang eine wichtige Neuerung in unſer Mecht

Schedrechts . ') Sie ſept in § 1 an die Stelle der in § 1 bringt und in ſeinem zweiten Abſchnitt eine Reihe von

Abſ.1des Ermächtigungsg . vom 4. Auguſt 1914 (ROBI. Oeſegen u . a. auch das Zwangserziehungsgeſes –

S. 327) beſtimmten Friſt von 6 Werktagen eine Friſt teilweiſe in ſehr einſchneidender Weiſe åndert.

von 2 Wochen und verlängert in § 2 die 30 tägige

Verantwortl . Herausgeber i . V .: E. Edert , Lands

1) Vgl . daju aud BR Bet.vom 8. September 1914 (RUPI. S.899) . gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtig.

Eigentum von 3. Schweißer Verlag (Arthur Sellier ) München , Berlin und Leipzig .

Druď von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Inh . Arthur Sellier) München und Freiſing.

.

Gefeßgebung und Verwaltung.
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Die Zeitſdrift erſcheint am 1. und jedes Monata

im Umfange von mindeſtens 2 Bogen . Preis vierteljährlich

Mt. 3.- . Beſtellungen übernimmt jede Busbandlung und

jede Poſtanſtalt.

Leitung und Geſchäftsſtelle: Münden, Ottoſtraße 1a .

Anzeigengebübr 30 Pfg . für die balbgeſpaltene Petitzeile

oder deren Raum . Bei Wiederholungen Ermäßigung . Stevens

anzeigen 20 Pfg. Beilagen nad Uebereinfunft .
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Einfluß des Strieges auf Medte und Ber: des geſchuldeten Gegenſtandeso der der zu feinerRechte
Herſtellung nötigen Kräfte, Fähigkeiten und Werk

bindlichkeiten des Bürgerlichen Rechts. zeuge führen. Dieſe Vernichtung kann die Leiſtung

unmöglich und den Schuldner von der Leiſtungs

von Reichsgerichtsrat Karl Mansfeld.
pflicht frei machen .

In den Tageszeitungen iſt mit Recht wieder- Iſt der geſchuldete Gegenſtand nur der Gattung

holt darauf hingewieſen und auch in der vorleşten nach beſtiinmt, handelt es ſich insbeſondere um eine

Nummer der JW. (1914 S. 798 ſ. ) iſt betont Geldſchuld, ſo wird der Schuldner nicht frei , ſolange

worden , daß grundſäßlich der Krieg keinen Ein: die Leiſtung aus der Gattung noch möglich iſt

fluß hat auf die durch das Bürgerliche Recht ge: (S 279 BOB.). Es befreit den Schuldner nicht

gebenen Rechte und Pflichten. Das gilt ſowohl für von der Leiſtungspflicht, daß der Feind die Scheune

die beim Kriegsbeginn beſtehenden als für die zur niedergebrannt hat, die den geſchuldeten Hafer barg ,

Kriegszeit begründeten Rechte und Verbindlich oder au ſein Geld weggenommen hat. Wohl aber
teiten . wird er von der Verpflichtung zur Leiſtung frei ,

Durch die wegen des Krieges erlaſſenen Not: ſoweit die Leiſtung der beſtimmten einzelnen Sache

geſeße und auf Grund des Ermächtigungsgeſekes durch ein Kriegsereignis unmöglich wird, das er
(RGBI. S. 327) ergangenen Verordnungen des nicht zu vertreten hat ($ 275 BGB.). Das

Bundesrats iſt in gewiſſem Umfange die Durch: mangelnde Verſchulden wird die Regel bilden , freilich
führung der Rechte aus ſolchen Rechtsverhältniſſen ge- kann die den Untergang der geſchuldeten Sache herbei :

hemmt, die Fälligkeit der Verbindlichkeiten hinaus führende feindliche Maßregel auch vom Schuldner,

geſchoben, der Gefahr des Verluſtes von Rechten Ž . B. durch eine völkerrechtswidrige Handlung,

vorgebeugt. Der Krieg als ſolcher hat an dem ſchuldhaft veranlaßt ſein . Hat der Schuldner die

Beſtande " der Rechtsverhältniſſe nichts verändert . Unmöglichkeit zu vertreten , dann haftet er dem

Er kommt für den Beſtand und Inhalt der Rechts: Gläubiger gemäß § 280 BGB . auf Schadenserſaß.

verhältniſſe nur ſoweit in Betracht, als er einen Wird der Schuldner frei , ſo verliert er beim

Tatbeſtand zu ſchaffen oder darzuſtellen vermag , gegenſeitigen Vertrage nach § 323 BGB. den An

der ſich auch aus anderen Ereigniſſen und Um= ſpruch auf die Gegenleiſtung,wenn auch den anderen

ſtanden ergeben kann . Wie andere Geſchehniffe, Vertragsteil an dem Untergang des geſchuldeten

jo kann auch der Krieg die Unmöglichkeit der Gegenſtandes durch das Kriegsereignis tein Ver:

Leiſtung herbeiführen und ein wichtiger Grund ſchulden trifft.

zu friſtloſer Löſung einesLöſung eines Rechtsverhältniſſes Das gilt für alle Verträge, bei denen Ver

ſein . Der Krieg ändert nichts am objektiven ſchaffung des Eigentums, des Gebrauchs oder der

Erb- und Familienrecht, aber er hat im Gefolge Nußung des Gegenſtandes den Inhalt der Beiſtung

den Tod ſo manches Tapferen, und jeder Todes: bildet. Es iſt Tatfrage, ob im Einzelfalle die

fall iſt ein Erbfall und löſt familienrechtliche Ver: Leiſtung unmöglich iſt. Der Verkäufer des

hältniſſe. Der Krieg berührt nicht die dinglichen Pferdes wird nicht ohne weiteres frei , wenn Aus:

Rechte, aber ein Kriegsereignis kann ihren Unter: muſterung der Pferde zur Aushebung angeordnet

gang herbeiführen , wenn es ihren Gegenſtand ver: iſt. Die Gewährung des Pachtlandes wird nach:

nichtet. So läßt der Krieg auch die Schuldver: träglich unmöglich, wenn aus Kriegsgründen das

hältniſſe unberührt, er kann aber zur Vernichtung Land unter Waſſer geſegt iſt. Der Vermieter
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kann die Mietwohnung nicht zur Verfügung halten, geſtalt, daß er auch nach Beendigung des Krieges

wenn eine Feuersbrunſt im Kriege das Haus zer: den Dienſt nicht wieder aufzunehmen braucht. Das

ſtört. Die Leiſtung aus dem Werkvertrage iſt dem Dienſtverhältnis kann von jedem Teileohne Ein:

Maler, der fich verpflichtet hatte , ein Gemälde haltung einer Kündigungsfriſt gekündigt werden ,

herzuſtellen, unmöglich, wenn er im Kriege den wenn ein wichtiger Grundvorliegt (89 626 BGB. ,

rechten Arm oder das Augenlicht verloren hat . 133 c GewO. , 70 HOB.). Ohne weiteres wird

Iſt aber die Leiſtung des Vermieters möglich, ſich nicht ſagen laſſen , daß für den Dienſtver:

die Wohnung zur Aufnahme des Mieters bereit , pflichteten ſeine Einberufung einen ſolchen wichtigen

ſo wird dieſer von der Entrichtung des Mietzinſes Grund darſtellt. Doch kommt es auf die be

nicht dadurch frei , daß er zur Fahne einberufen ſonderen Verhältniſſe des einzelnen Falles an .

wird (8 552 BOB.). Und auch hinſichtlich der Von größerer Bedeutung iſt die Frage, ob für

etwaigen Nebenleiſtungen des Mieters, z. B. Reini3 den Dienſt berechtigten ſeine eigene Einberufung

gung und Beleuchtung der Treppen, liegt eine be- oder die des Dienſtverpflichteten ein wichtiger Grund

freiende Unmöglichkeit nicht vor . zu friſtloſer Kündigung iſt. Auch hier iſt die

Beim Dienſtvertrage kann von einer Unmög: jeweilige Sachlage entſcheidend. Einer rüdſichts-:

lichkeit der Leiſtung des Dienſtberechtigten , ſoweit loſen Äußnußung der durch den Krieg geſchaffenen

ſiefie in der Zahlung der Vergütung beſteht, ſchon Verhältniſſewird auch hier durch Vertragsauslegung,

nach dem Grundſaße des § 279 nicht die Rede beſondere Betonung des § 616 BGB. , gegebenen :

jein . Auch die Fürſorgepflicht aus 8 618 BOB. falls deſſen , was die Rüdſichtnahme auf die guten

zu erfüllen, wird dem Dienſtberechtigten regelmäßig Sitten erfordert, begegnet werden können . Wird

nicht durch ſeine Einziehung zum Kriegsdienſt un : der Dienſtberechtigte ſelbſt als kriegsdienſtpflichtig

möglich, ſoweit die Erfüllung nicht etwa durch eingezogen, ſo ergibt ſich daraus ein wichtiger

ihn perſönlich zu erfolgen hat. Der Dienſtberech: Grund im Sinne des § 626 BGB. regelmäßig

tigte iſt nach dem Dienſtvertrage unter Umſtänden dann, wenn die Dienſte ſeiner Perſon unmittelbar

perpflichtet, dem Dienſtverpflichteten Gelegen: zu leiſten waren (Barbier, Privatſekretär). Waren

heit zur Leiſtung ſeiner Dienſte zu geben , z. B. ſie zu leiſten für ſeinen Handels- oder Gewerbe

in gewiſſen Fällen der Theaterunternehmer dem betrieb, ſo kommt es auf deſſen Umfang und Ein

Schauſpieler. Für die Erfüllung dieſer Verpflich: richtung an .richtung an. Steht ſo zu ſagen der ganze Be

tung kann der Krieg leicht eine Unmöglichkeit be- trieb auf den Augen des Dienſtberechtigten, iſt

gründen . Mit der Beſchäftigungsmöglichkeit fallen eine Vertretung überhaupt nicht oder nur mit

dann auch die Notwendigkeit und dieMöglichkeit der unterhältnismäßigen Opfern zu beſchaffen und

Fürſorge nach $ 618, nicht aber die Möglichkeit ohne ſolche Vertretung die Fortſeßung des Betriebes,

der Zahlung. Aus dem Geſichtspunkte der Un: untunlich oder völlig unwirtſchaftlich, dann wird

möglichkeit der Leiſtung kann alſo die Zahlung der der wichtige Grund kaum verneint werden tönnen .

Vergütung nicht verweigert werden. Außer der Einberufung zum Kriegsdienſte gibt es

Die Unmöglichkeit der Dienſtleiſtung des Dienſt- natürlich auch andere durch den Krieg hervor:

verpflichteten infolge der Einberufung iſt bewirkt gerufene Umſtände, die als wichtige Gründe in

durch einen Umſtand, den feiner der Vertragsteile Betracht kommen ..

zu vertreten hat. Der Dienſtberechtigte würde Was von dem Dienſtvertrage gilt, das findet

dabei allgemeinem Grundſaße nach ( 323) den entſprechende Anwendung überað da, wo ſonſt die

Anſpruch auf die Gegenleiſtung verlieren . Er geht Gefeßgebung einen Widerruf , Rüdtritt oder die

dieſes Anſpruchs aber gemäß § 616 BOB. nicht Auflöſung eines Rechtsverhältniſſes bei Vorhanden:

dadurch verluſtig, daß er „ für eine verhältnismäßig ſein eines wichtigen Grundes zuläßt ( z . B. SS 92 ,

nicht erhebliche Zeit“ durch einen in ſeiner Per- 117 HGB.; 27 , 712, 723 BGB. ) .

ſon liegenden Grund, nämlich durch die Kriegs

dienſtleiſtung, ohne ſein Verſchulden an der Lei

ſtung der vertragsmäßigen Dienſte verhindert iſt.

Ob die Vorausſetung der verhältnismäßig nicht

erheblichen Zeit vorhanden iſt, wird mit beſonderem
Das Geſeß gegen den Verrat militäriſcher

Wohlwollen geprüft werden müſſen . Die bis : Geheimniſſe.
herigen glänzenden Erfolge unſerer Waffen laſſen

die Erwartung einer ſchnellen ſiegreichen Beendigung
Von Staatsanwalt þann in München .

diejes Krieges als nicht vermeſjen erſcheinen . Jeden (Schluß) .

fals muß hier eine Auslegung des Dienſtvertrages Die Eigenart der Spionageberbrechen bringt

nach § 157 BGB. dem einen wie dem anderen es mit ſich, daß dieſe in der Regel von langer

Teile gerecht zu werden ſuchen .
band vorbereitet werden , ehe der Täter beſtimmte

Der Dienſtverpflichtete iſt alſo von der – Ausführungshandlungen vornimmt. Andererſeits

möglichen – Leiſtung frei. Es fragt ſich aber , iſt es um der Sicherheit des Reiches willen ge

ob die Einberufung zum Kriegsdienſt ihm das boten , auf Spionage gerichtete Beſtrebungen tun:

Recht gibt , das Dienſtverhältnis auſzulöſen , der- i lichſt im Reime zu erſticken.

111 :
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-

Der Vorſchlag des Entwurfs, wie in § 86 ziehungen muß die Mitteilung der bezeichneten
StOB. beim hochverräteriſchen Unternehmen , Art ſein .

Spionageverbrechen vorbereitendeHandlungen jeder Welche Zwecke der Täter damit verfolgt, ob den

Art mit Strafe zu bedrohen , iſt nicht Geſek ge- Zweck des Gelderwerbs oder den des Verrats, iſt

worden. Der in der Kommiſſion unternommene für die Strafbarkeit der Beziehungen zunächſt

Verſuch einer kaſuiſtiſchen Regelung der Beſtrafung belanglos. Verfolgt er den Zwed des Verrats , ſo

vorbereitender Handlungen mißlang . wird das Anknüpfen oder Unterhalten der Be

Wohl aber enthält das Geſe mehrere Be- ziehungen häufig einen Verſuch zum Verbrechen des

ſtimmungen, die dem Zweck dienen ſollen, auf Verrats bilden und als ſolcher zu beſtrafen ſein.

Spionage abzielende Unternehmen ſchon in ihren Zum Tatbeſtand iſt nicht erforderlich ein Zu

erſten Anfängen zu hindern. ſammenhang der Beziehungen mit einem beſtimmten

Mit Strafe bedroht iſt die Verabredung Spionageverbrechen . Anknüpfen und Unterhalten

des Verbrechen8 des Verrates und der der Beziehungen fallen daher auch nicht unter den

Ausſpåhung in Verratsabſicht (8 5) . Dabei Begriff der vorbereitenden Handlungen.

erſtredt fich die Strafdrohung, entſprechend der Die gleiche Strafdrohung ſieht das Geſek vor

Ausdehnung des Tatbeſtands des Verrats auf für den Mittelsmann der ausländiſchen Regierung

geheim zu haltende Nachrichten, auch auf die Ver- ſelbſt, der mit einem anderen Beziehungen der

abredung des Verrats von ſolchen , und gilt nicht bezeichneten Art anknüpft oder unterhält.

nur wie bisher für Verabredung des Verrats ge- Den Zweck, den Spionageunternehmen ſchon

heim zu haltender Gegenſtände. in ihren erſten Anfängen entgegen zu wirken , verfolgt

Straflos bleibt der an der Verabredung Bes auch die in das Geſeß neu aufgenommene Straf

teiligte, der freiwillig bei der Behörde Anzeige beſtimmung gegen Perſonen , welche an militariſch

erſtattet zu einer Zeit, in welcher die Verhütung wichtigen Orten zuſtändigen Behörden , Beamten

des verabredeten Verbrecheis noch möglich iſt. Das oder Militärperſonen gegenüber unrichtige Angaben

Geſek bezeichnet „ die Behörde“ nicht näher ; es iſt über ihre Perſonalien machen oder die Angabe

darunter eine ſolche zu verſtehen, die wie Po: verweigern (8 7 ) .

lizei oder Staatsanwaltſchaft – zur Verfolgung Die Handlung muß vorſäßlich verübt ſein ;

der ſtrafbaren Handlung berufen iſt. Nur der in
darnach wird insbeſondere auch die Renntnis des

der Form der Anzeige erfolgte freiwillige Rücktritt Täters verlangt, daß es ſich um den Aufenthalt
gewährt Straffreiheit. Dieſe aber iſt auch für den

an einem der vom Geſez beſonders geſchüßten
Fall der durch ihn erſtatteten Anzeige ausgeſchloſſen Orte handelt .

für den , der den anderen zu der Verabredung vor- Nur objektive Vorausſeßung iſt die Zuſtändigkeit

jäßlich beſtimmt hat . der fragenden Behörde uſw.

Der Verſuch einer Verabredung iſt nicht
Weitere Vorausſegung iſt, daß nach den

ſtrafbar.

Wer vorſäßlich Beziehungen anknüpft Dute nder die unrichtige Angabe oder die Ver
Umſtänden ,

oder unterhält , welche die Mitteilung wegen

der Landesverteidigung geheim zu haltender Gegen- Verrats und der Ausſpåhung in Verratsabſicht
weigerung der Angabe hänge mit Sweden des

ſtände und Nachrichten zum Gegenſtande haben ,
zuſammen .

wird beſtraft (8 6).
Mit dieſer Strafdrohung ſollen betroffen werden

Durch dieſe, gegenüber dem Geſetz von 1893 namentlich Agenten des Auslands , die fich an

neue Beſtimmung ſou dem Unternehmen des Verrats militäriſch wichtigen Orten aufhalten und ſich

entgegengewirkt und insbeſondere in den häufigen bemühen , die Behörden über ihre Perſönlichkeit

Fåűen die Möglichkeit, mit Strafe vorzugehen , irre zu führen .

erſchloſſen werden, in denen ein der Spionage Ver- Áls durch die Strafdrohung beſonders geſchüßte

dächtiger behauptet, daß ſein Erbieten zu Verrat Orte kommen in Frage Feſtungen, d . h . die Be

und Ausſpähung nicht ernſtlich gemeint, und daß feſtigungsanlagen ſowohl als der ganze befeſtigte

es ihm nur darum zu tun war, unter der Vor: Plaß, das Waſſergebiet der Reichskriegshäfen, alle

ſpiegelung ſolchen Erbietens fich einen Gelderwerb Gewäſſer, welche der Hoheit des Reichs oder eines
zu verſchaffen.

Bundesſtaates unterſtehen , einſchließlich der Küſten

Es handelt ſich, wie im Geſez ausdrücklich gewäſſer deutſche Hoheitsgewäſſer-, ferner

betont iſt, um ein vorſäßliches Delitt. Der Täter die Schiffe der Raiſerlichen Marine und alle An

muß Kenntnis davon haben, daß wegen der Landes: | lagen , die im Eigentum einer deutſchen Militärder

verteidigung geheim zu haltende Gegenſtände und waltung ſtehen, endlich die amtlich bekannt gemachten

Nachrichten in Frage ſtehen und daß die Perſon, Sicherungsbereiche einer Feſtung, eines Reichskriegs-=

mit der er Beziehungen anknüpft oder unter : hafens und einer militäriſchen Anlage ſowie gewerb

bält, ein Mittelsmann einer ausländiſchen Re- liche Anlagen , in denen Gegenſtände für die Bedürf

gierung iſt. niſſe der inländiſchen Kriegsmacht hergeſtellt, aus

Gegenſtand, nicht Zweck der angeknüpften Be- gebeſſert oder verwahrt werden .
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Sofern ein Zuſammenhang der falſchen An- Spionagegeſeß eingearbeitet , wobei der Tatbeſtand

gabe mit einem Spionageverbrechen nicht an: in der Art erweitert wurde, daß nicht nur Nach

zunehmen iſt, iſt ſie gemäß § 360 Nr. 8 ŠEOB. richten über Truppenbewegungen und über Ver:

als Uebertretung ſtrafbar. Straflos bleibt in teidigungsmittel, ſondern auch ſolche über Schiffs

ſolchem Falle die Verweigerung von Angaben. bewegungen verboten ſind. In Abweichung von

Aus dem Geſek von 1893 iſt die Ueber: den bisherigen Beſtimmungen des Preßgeſeges iſt

tretungsvorſchrift des Verbots unbefugten Betretens
die Uebertretung des Veröffentlichungsverbots nicht

beſtimmter Orte unter Erweiterung auf militäriſche
nur dunn ſtrafbar, wenn dieſes vom Reichskanzler

Anlagen jeder Art übernommen. Als Uebertretung
durch öffentliche Bekanntmachung zur allgemeinen

iſt mit Strafe ferner bedroht die Nichtbefolgung
Kenntnis gebracht, ſondern wenn es nur auf irgend :

der Vorſchriften über Aufenthaltsmeldungen in eine Weiſe den Beteiligten bekannt gegeben war.

militäriſch wichtigen Pläßen. Das Verbot von Auf- Dadurch, daß das Geſeß nur die vorjäßliche

nahmen militäriſch wichtiger Gegenſtände und von Veröffentlichung mit Strafe bedroht , iſt ausgedrüdt,

Veröffentlichungen ſolcher Aufnahmen wurde unter daß der Täter das Bewußtſein gehabt haben

Aufhebung des g 360 Nr. 1 RStGB. in das muß, einem Verbot des Reichskanzlers zuwider8
Gefeß aufgenommen und dabei der Schuß, der zu handeln .

bisher nurFeſtungen und einzelnen Feſtungswerken Die zweite Vorſchrift des Geſeßeß, die ſich gegen

zukam , auch auf beſtimmte andere militäriſche unzeitgemäße Veröffentlichungen wendet , ſchafft

Anlagen ausgedehnt. Aufnahmen und Veröffent : neues Recht : weil häufig Unterſuchungen wegen

lichungen fönnen eingezogen werden ohne Unter: Spionagehandlungen durch vorzeitige Veröffent:

ſchied, ob ſie dem Verurteilten gehören oder nicht . lichungen erſchwert und beeinträchtigt werden, ift

Das Geſetz enthält die Feſtießung der An : es verboten , über ſchwebende amtliche Ermittelungen

zeigepflicht in Beziehung auf die Verbrechen wegen eines Verbrechens oder Vergehens gegen

des Verrats und der Ausſpåhung in Verratsab : das Geſek ohne Erlaubnis der die Ermittelungen

ſicht (S 9). Die im geltenden Recht umſtrittene( leitenden Behörde Mitteilungen in die Deffentlichkeit

Frage, ob nur die vorjägliche oder auch die fahr zu bringen . Das Verbot richtet ſich jeweils gegen:

läſſige Verlegung der Anzeigepflicht (3 9 des Geſ. die erſte Veröffentlichung einer Mitteilung , nicht

von 1893 , § 139 RSIOB. ) ſtrafbar ſei , iſt dahin gegen deren ſpätere Wiederholung (Nachdrud) .

entſchieden , daß nur erſtere mit Strafe bedroht Strafbar iſt, wer vorſäßlich handelt, mit dem

iſt. Eine Beſtimmung , bei welcher Behörde die
Berußtſein, ohne behördliche Erlaubnis Nach

Anzeige zu erfolgen hat, trifft das Gejeß nicht; richten über ſchwebende amtliche Ermittelungen der

ſie hat zu geſchehen bei einer zur Verhütung und bezeichneten Art zu veröffentlichen .

Verfolgung ſtrafbarer Handlungen berufenen Be- Nach der Eröffnung des gerichtlichen Haupt:

hörde . verfahrens, im militärgerichtlichen Verfahren nach

Neu iſt im Geſetz der Ausſchluß der Anzeige der Verfügung der Anklage, ſind Veröffentlichungen

pflicht in zwei Fällen, in denen ihre Erfüllung nicht mehr verboten .

einen beſonderen Pflichten- und Gewiſſenskonflikt Weſentliche Aenderungen bringt das Geſek hin :

bedingen würde ; ſie beſteht nicht , wenn die An: ſichtlich der Strafdrohungen. Zunächſt wurde die

zeige erſtattet werden müßte gegen einen An = Ungleichheit des bisherigen Geleges beſeitigt , wonach

gehörigen oder von einem Geiſtlichen in Anſehung wohl beim Verrat , nicht aber bei der Ausſpåbung

deſſen, was ihm bei Ausübung der Seelſorge, nicht die Annahme mildernder Umſtände zuläſſig war ;

etwa nur unter dem Beichtgeheimnis, anvertraut ſie iſt nunmehr auch für das Verbrechen der

wurde . Der Begriff „ Angehörige“, der im Geſetz letteren Art vorgeſehen . Auch im Falle der Ver:

nicht ausdrücklich umſchrieben iſt, bemißt ſich nach abredung von Verrat und Ausſpåbung iſt nun die

§ 52 Abſ . 2 RStGB. Annahme mildernder Umſtände zuläſſig . Feſtungs:

haft als Straje iſt nur mehr vorgeſehen bei vor:

Die Reichsſicherheit wird häufig durch Ver: jäßlicher Preisgabe geheimer Gegenſtände ohne

öjjentlichungen gefährdet und geſchädigt, die den Vorſak , die Sicherheit des Reichs zu gefährden

fid, auf militäriſche Maßnahmen oder auf (S2) , bei Ausjpāhung ohne Verratsabſicht (8+ )

Unterſuchungen wegen Spionagehand
bei fahrläſſiger Preisgabe von geheimen Gegen:

lungen beziehen . Das Gefeß enthält zwei Be- ſtänden (S 8 ) und bei verbotswidrigen Veröffent :

ſtimmungen , welche durch Strajdrohung dieſen lichungen (SS 10 und 11 ) ; ſie iſt ausgeſchloſjen

Veröffentlichungen entgegenwirfen wollen (S$ 10 beim Verbrechen des Verrats.

und 11 ) . Erhöht wurde die Mindeſtſtrafe bei Verrat ,

Die eine iſt dem Reichsgeſetz über die Preſſe begangen unter mildernden Umſtänden, und beiin

vom 7. Mai 1874 (SS 15 , 18 Nr. 1 ) entnommen . Vergehen der Verabredung von Verrat und Aus :

Deffen Verbot von Veröffentlichungen über mili: ſpähung, ſowie das Maß der Geldſtrafe bei fahr :

täriſche Maßnahmen während eines Krieges oder läiſiger Preisgabe .

bei drohender Kriegsgefahr ſind nunmehr in das Beim Verbrechen des er dwerten Verrats mit
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der Folge eines ſchweren Schadens kann auf lebens: | Wohnfiß, Wohnung und Geſchäftslokal der
langes Buchthaus erkannt werden .

Neben den Freiheitsſtrafen iſt für Verrat und Militärperſonen während des Krieges.
Ausſpåhung in Verratsabſicht fakultativ Seld:

Von Landgerichtsrat Joſeph Schiedermair in München.
ſtrafe bis zu fünfzigtauſend Mark, bei mildernden

Umſtänden bis zu fünfundzwanzigtauſend Mark, 1. Den Audgangspunkt für die Beantwortung

für die im Geſeß aufgeführten Vergehen , abgeſehen der Frage nach dem Wohnſi bildet der

von dem der falſchen Angaben , der Verlegung der S 9 BOB. Er beſtimmt: „ 46.1: Eine Militär

Anzeigepflicht und der verbotenen Veröffentlichungen perſon hat ihren Wohnſitz am Garniſonort . Als

ſolche bis zu fünftauſend Mart angedroht (§ 13 ). Wohnſit einer Militärperſon, deren Truppenteil

Ausländer , die wegen eines Verbrechen oder im Inlande keinen Garniſonort hat , gilt der

eines vorſäßlichen Vergehens gegen das Geſetz zu leşte inländiſche Wohnſiß des Truppenteils.A6.2:

einer Freiheitsſtrafe verurteilt ſind, können nach Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf

deren Verbüßung von der Landespolizeibehörde Militärperſonen, die nur zur Erfüllung der Wehr

aus dem Reichsgebiet ausgewieſen werden , auch pflicht dienen oder die nicht ſelbſtändig einen Wohn

wenn auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht nicht ſig begründen können .“

erkannt iſt ( 14 ; 8 39 3. 2 StGB.) .
Dieſer geſebliche Wohnfit des Garniſonortes

Dem 335 RSIGB. nachgebildet iſt die Bez
gilt demnach a) nur für Militärperſonen.

ſtimmung , wonach für den Faư , daß derTäter Militärperſonen ſind nur die Perſonen desSoldaten:

für die Begehung eines Verbrecheng oder Ver:
ſtands und die Militärbeamten , die zum Heer oder

gehens Entgelt erhielt, das Empfangene oder deffen
zur Marine gehören , deshalb insbeſondere auch

Wert in dem Urteil für dem Staate verfallen
die Kriegsgerichtsräte und die Militärärzte, nicht

zu erklären iſt. aber die Zivilbeamten der Militärverwaltung.Eine

1Soweit Spionagehandlungen gegen das Deutſche Aufzählung der MilitärperſonenenthältdieAnt.I
zum MSIGB . Die Abgrenzung des Begriffs der

Reidh im Ausland verübt werden, richten ſich die

Strafdrohungen des Geſebes
Kriegsteilnehmer “ in § 2 des Geſ . vom 4. Auguſt

entgegen den
1914 (RGBI. 323), betr. den Schuß der infolge

Vorſchlägen des Entwurfs nicht gegen Aus

länder, ſondern nur gegen Deutſche:die Vorſchrift hinderten Perſonen, iſt für die Abgrenzung des
des Kriegs an Wahrnehmung ihrer Rechte be:

des § 4 Abſ . 2 Nr. 2 RSIOB. iſt für anwendbar
Begriffs der Militärperſonen bedeutungslos .

erklärt in Beziehung auf die Verbrechen des Verrats

und der Ausſpáhung in Verratsabſicht und auf nicht für ſolche Militärperſonen,die nurzur
b ) Der Wohnſiß des Garniſonortes gilt aber

die Vergehen der Verabredung dieſer Straftaten , Erfüllung der Wehrpflicht dienen. Daß

des Anknüpfens und Unterhalteng von Beziehungen

mit demAusland und der fahrläſſigen Preisgabe ärzte und Militärbeamten, diedem ſtehenden Heer

geheimer Gegenſtände (8 16) .
ſchon in Friedenszeiten angehören, auch wenn es

In ſtrafprozeſſualer Hinſicht bringt das zum Kriege kommt, nicht bloß zur Erfüllung der
Geſeß zur Entlaſtung des Reichsgerichts die Be: Wehrpflicht dienen , wird ſich nicht bezweifeln laſſen.

ſtimmung, daß unter Aufrechthaltung der Zu- Wie iſt es aber mit den Perſonen , die erſt infolge

ſtändigkeit des Reichgerichts für erſt- und legt der Mobilmachung in den Dienſt treten , ſei es

inſtanzielle Unterſuchung und Entſcheidung bei den auf Grund einer Beruſung , ſei es freiwillig ? Die

Verbrechen des Verrats und der Ausſpähung das Anſichten ſind geteilt . Es wird angenommen ,

Hauptverfahren ausſchließlich vor dem zweiten daß der Wohnſitz des Garniſonoris ſchlechthin ge
Senat nicht wie bisher vor dem vereinigten geben ſei für alle zum Heer oder zurMarine ein
zweiten und dritten Senat ſtattfindet. Die

berufenen oder freiwillig eintretenden Mannſchaften,

gerichtlichen Entſcheidungen bis zum Beſchluß über Offiziere, Aerzte und Militärbeamten, ſo u . a.,

Eröffnung des Hauptverfahrens einſchließlich ver- RGRomm . zum BOB. S 9 Anm . 1 ; eine andere

bleiben bei dem erſten Senat (S 18 ; $8 136 Nr. 1 , Anſicht will ihn dagegen für die in Kriegszeiten

138 GVG.) . freiwillig eintretenden Difiziere, Aerzte , Militär

Aufgehoben ſind durch das Geſeß § 360 Nr. 1 beamten und Mannſchaften , die weder zum Friedens:

RSIOB., 8 15 des Reichs - Preßgeſeßes und das noch zum Beurlaubtenſtand gehören, nicht gelten

Geſek von 1893 mit Ausnahme des § 11 (SS 89 laſſen , weil es ſich bei dieſen nur um eine vorüber

und 90 RSIOB . ) . Gemäß § 12 Nr. 3 fallen gehende Dienſtleiſtung handle ; ſo Planck BOB.

in § 360 Abſ . 2 StGB. die Zahl „ 1 “ und die Š 9 Anm . 4. Eine dritte Anſicht endlich erachtet

Worte „ der Riſſe von Feſtungen und Feſtungs : den Wohnſiß des Garniſonorts für die zum Kriegs

werken “ weg , desgl. gemäß § 10 in § 18 Nr. 2 des dienſt Eingezogenen überhaupt nicht als anwendbar.

Preßgeſekes die Zahl „ 15 “. Die Frage wird ſich nicht in der Weiſe

löjen laſſen , daß man den Begriff „ Er:

füllung der Wehrpflicht“ aus den Militärgeleken

und den hierzu ergangenen Vollzugsvorſchriften

.
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ableitet und das Ergebnis auch für 89 BOB. ländiſchen Garniſonort überhaupt nicht hat oder

anwendet . Ein jeder Verſuch , mit dieſem Be- hatte , gibt es keinen Wohnſit des Garniſonortes.

griff, für deſſen Abgrenzung in erſter Linie $$ 4 Hier kommen die allgemeinen Grundſäße zur An

und 5 der Wehrordnung maßgebend wären, an wendung. Maßgebend iſt alſo für den Wohnſit

die Auslegung des § 9 BGB. zu gehen , zeigt für die Regel die ſtändige Niederlaſſung (8 7

deſſen Underwertbarkeit; er hat in den Militär: BOB.) . Garniſonort iſt die Ortsgemeinde, in

geſeßen eine für militäriſche Zwecke erforderliche, der der Truppenteil garniſoniert (Dernburg Bürg.

dem Gedanken des S 9 BOB . aber nicht ent- Recht BD.IS.58) . Jeder noch ſo kleine Truppen:

ſprechende Einzelausgeſtaltung erfahren . Was man teil, der nach der militäriſchen Organiſation einen

im Sinne des § 9 BOB. unter der Erfüllung ſelbſtändigen Garniſonort hat , iſt geeignet dem

der Wehrpflicht zu verſtehen hat , iſt aus dem 89 BOB. zu genügen. Die Truppen der Schuß

Zwecke des § 9 BOB. ſelbſt abzuleiten. Der gebiete haben keinen inländiſchen Garniſonort.

Grundgedanke der in § 9 Abſ . 1 und 2 aufge- e) Beſondere Beendigungegründe des

ſtellten Unterſcheidung wird aber weniger, wie für Wohnſißes des Garniſonorts kennt das Geſeß nicht;

die Regel angenommen wird, darin zu erbliden er beſteht alſo , ſolange die ihn begründenden Ver:

ſein, daß derWohnſit nicht durch eine „vorüber- hältniſſe dauern ; beendigt wird er insbeſondere

gehende Dienſtleiſtung“ beeinflußt ſein ſoll, ſondern durch Löſung des Verhältniſſes als Militārperſon ,

in dem Gegenſaß zwiſchen dem berufsmäßigen und und durch Eintritt der Unſelbſtändigkeit z . B. das

dem nicht berufsmäßigen Militärdienſt. Wer in Auftreten einer Geifteskrankheit. Kriegsgefangen

Friedenszeiten einer drei- oder zweijährigen Dienſt- ſchaft wird das Verhältnis nicht löſen.

pflicht genügt, hält ſich doch nicht bloß „vorüber- f) Für ein beſchränktes Gebiet tann den an

gehend " im Garniſonsorte auf, ſondern eine ſehr den Garniſonort anknüpfenden Verhältniſſen“

erhebliche Zeit, und doch beſteht Einigkeit , daß eine erweiterte Tragweite verliehen

hierdurch der Wohnſitz des Garniſonorts nicht be: werden. Nach 8 8 des Geſ. vom 28. Mai 1901 ,

gründet wird. Stellt man die Entſcheidung auf betr . die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Rechts

die Frage ab , ob ein vorübergehendes Verhältnis angelegenheiten in Heer und Marine, kann nämlich

vorliegt, ſo wird man eine Grundlage für die für Militärperſonen, deren Truppenteil ſich im Aus:

Beurteilung des Einfluſſes eines Krieges über: land aufhält und im Inland einen Garniſonort

haupt nicht finden können ; denn wer kann ſagen , weder hat noch gehabt hat , durch Raiſ.VO. ein

wie lang er dauert. Das charakteriſche Merkmal im Inland gelegener Ort als Garniſonort be

des Wohnfißbegriffes war ſchon nach gemeinem ſtimmt werden , doch nur für Angelegenheiten der

Recht und iſt auch nach 8 7 BGB . das der Nieder: ſtreitigen Gerichtsbarkeit. Dieſe Beſtimmung wirkt

laſſung. Dieſer Grundgedanke wird auch für die alſo nicht für das materielle Recht ; fie kann aber

Anwendung des S 9 BOB. enticheiden, ſo daß für Militārperſonen ſchlechthin erfolgen .

ein Verhältnis, das als Grundlage einer Nieder: g) Für alle Fälle, in denen nach dem A us :

laſſung gilt , ſeinen Tatbeſtand erfüllt, und ein geführten der Wohnſiß des Garniſon:

ſolches Verhältnis iſt zweifellos die Ergreifung des ortes nicht beſteht, bemißt ſich auch bei Militar:

Militärdienſtes als „ Beruf“. Geht man von dieſem perſonen der Wohnſiß nach den allgemeinen Grund

Standpunkt aus, ſo wird man anzunehmen haben , jäßen, alſo in erſter Linie nach der ſtändigen Nieder:

daß die Tatſache der Mobilmachung als ſolche laſſung, bei ehelichen Kindern nach dem Wohnſit

für die Frage , ob der Wohnſiß des Garniſonortes des Vaters, bei unehelichen nach dem der Mutter

beſteht, bedeutungslos iſt, und zwar für die frei- (8 $ 7 und 11 BGB.). Die Teilnahme am KriegSS

willig Eintretenden , wie für die zum Dienſt Be- wird nur bei beſonderen Fällen eine Auſgabe der

rufenen . Wer vorher Beruf&militārperſon war , bleibt ſtändigen Niederlaſſung in ſich ſchließen .

es auch im Kriege , andere Perſonen werden durch h ) Streitig iſt die Frage, ob neben dem

die Mobilmachung allein nicht Berufsjoldaten und Wohnſitz des Garniſonorte ein Wohn :

haben den Wohnſitz des Garniſonortes nicht. jih nach den allgemeinen Grundſägen

c ) Der Wohnſitz des Garniſonortes gilt nur beſteht. Eingehend beſchäftigt ſich mit der Frage

für ſolche berufsmäßige Militärperſonen , die Staudinger BGB . § 9 Anm . IV 2, er führt auch

einen Wohnſit jelbſtändig begründen die ſeiner Anſicht entgegenſtehenden Anſichten an .

können , alſo nicht für Geſchäftsunjähige oder Staudinger ſelbſt bejaht die Frage. Entſcheidende.

in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte . Der minder: Gründe laſſen ſich m . E. weder für die eine , nod

jährige Leutnant hat den Wohnſitz des Garniſon: für die andere Anſicht anführen. Es gibt eben

ortes nicht, auch wenn ſein gejeglicher Vertreter Rechtsfragen, die ſich überhaupt nicht entſcheiden
dem Eintritt in den Militärdienſt zuſtimmt. laffen ; für den einzelnen Fall iſt Recht, was der

d) Der Wohnſitz beſteht am Garniſonort ; legten Inſtanz beliebt .

gemeint iſt nur ein inländiſcher Garniſonort. Hat 2. Die Frage , ob durch den Krieg die Wohnung

der Truppenteil einen ſolchen nicht , jo entſcheidet der Militärperſonen beeinflußt wird , hat

der letzte inländiſche Garnijonort. Für andere vor allem Bedeutung für die Erſaßzuſtellung. Eine

Fälle, alio die , daß der Truppenteil einen in : Erſatzzuſtellung kann – abgeſehen von der unter

11

.
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Nr. 3 zu behandelnden Zuſtellung im Geſchäfts- Gegen die Anſicht des Reichsgerichte läßt ſich eins

lokal nur in der „ Wohnung“ erfolgen. Als wenden : Nach § 196 StGB. hat der Vorgeſeßte das

Wohnung gilt die Stätte, wo jemand für ge
Recht, Strafantrag zu ſtellen und nach 8861, 194 StGB.

wöhnlich zu ſchlafen pflegt (Seuffert ZPO. $ 180
iſt die Beleidigung eine Handlung, deren Verfolgung

nur auf Antrag eintritt. Verfolgung ſteht hier im

Anm . 1 Ab. 2 ). Die Wohnung kann auch bei)
Gegenſaß zur Vollſtredung, ſie iſt die Geſamtheit der

längerer Abweſenheit ihrer Beſtimmung erhalten
prozeſſualen Tätigkeiten, die zu einem rechtskräftigen

bleiben, ſoferne nur die Rüdtehr zu erwarten iſt
Urteil führen. Sobald das Urteil rechtskräftig iſt,

(Stein 3PO. § 180 Anm. II) . An der Hand hat der Strafantrag keine weitere Wirkung mehr.

įdieſer Abgrenzung ergibt ſich, daß die Frage, ob Was nach dem Urteil geſchieht, geſchieht nicht dega

der in den Krieg ziehende ſeine Wohnung bei- wegen, weil Strafantrag geſtellt worden war, ſondern

behält , nur nach Lage des Falls zu entſcheiden iſt. weil ein rechtsträftiges Urteil vorliegt. Im Urteil

Der Umſtand allein, daß er bei einer gemieteten tann daher aus dem Antragſteller,der bloß Antrag

Wohnung das Mietverhältnis nicht gelöſt hat,
ſteller iſt, nicht die Befugnis zu einer Tätigkeit zu

zwingt nicht zur Annahme, daß er die Wohnung Bwed des Strafantrags iſt. Eine ſolche Tätigkeit iſt
geſprochen werden , die nicht mehr Gegenſtand und

beibehalten hat; ſeine Abſicht kann ſein , ſeine die Veröffentlichung des Urteils.

bisherige Wohnung bloß zur Verwahrung ſeiner
Auch die Vorſchriften über die Strafvollſtreckung

Habe zu benüßen . Wer eine Familie zurückläßt, berbieten, dem Strafantrag eine über die Strafvers

wird für die Regel auch für ſeine Perſon die folgung hinausgehende Wirkung zuzuſchreiben . Der

Wohnung nicht aufgeben wollen, er muß mit Zuſpruch der Befugnis zur Veröffentlichung iſt nach

jederzeitiger Rüdehr infolge einer Dienſtunfähig einem Urteil der vereinigten Straffenate des Reicha

feit rechnen, und eine ohne ſein Wiſſen erfolgte gerichts E. 6, 180 ſeinem Weſen nach Strafe. Die

Wohnungsänderung durch die Zurückgebliebenen
Strafvollſtreckung erfolgt aber durch den Staatsanwalt

wird auch für ihn eine Aenderung der Wohnung oder auch den Amtsrichter ($ 483 StPD .). Dieſe Bes

und eine Neubegründung einer ſolchen in der neuen
amten haben daher ein Strafurteil auch inſoweit zu

Wohnung der Familie bedeuten .
vollſtreden , als es ſich um die Veröffentlichung des

Urteils handelt. Das geſchieht auch im Falle des $ 200

3. Der Umſtand, daß jemand in den Krieg Abſ. 2 StGB. , ſowie in anderen Fällen, z. B. § 16

zieht, iſt auch nicht an ſich von Bedeutung für Nahrungsmittelgeſeßes, $8 14, 20 des Gefeßes, be

die Frage , ob er noch ein Geſchäftslokal be: treffend den Verkehr mit Butter uſw. Auch im Fall

fißt, in dem nach § 183 ZPO. ebenfalls Erſak: des $ 200 Abſ . 1 hätte der Staatsanwalt oder der$

zuſtellungen erfolgen können, oder nicht. Wer ſein Amtsrichter das Urteil auch in Hinſicht der Veröffent

Geſchäft durch einen dritten weiter betreiben läßt,
lichung zu vollſtrecken , wenn dieſe Geſebesſtelle nicht

muß fich Erſazzuſtellungen gefallen laſſen, auch
ausnahmeweiſe die Befugnis zur Veröffentlichung ans

wenn er ſelbſt nicht zu erreichen iſt. Ein Ge:
ders regeln und dem Beleidigten zuſprechen würde.

ſchäftslokal hat deshalb insbeſondere auch der
Dieſer übt einen Akt der Strafvollſtredung aus ; der

Strafantrag kann aber nicht zur Abänderung der Vors
Rechtsanwalt, der ſeine Kanzlei durch ſein Kanzlei idriften über die Strafvollſtreckung führen .

perſonal offenhält, ohne Schritte für ſeine Ver
Wenn übrigens in dem Zuſpruch zur Veröffents

tretung zu tun . Es entſcheiden die Umſtände lichung entgegen der Anſicht des Reichsgerichts eine

des Falls. Strafe deswegen nicht zu erblicken wäre, weil der Zus

ſpruch bezwedt, die Ehre und das Anſeben des Bes

leidigten zu wahren, ſo würde dies für die Vollſtreckung

nichts ändern. Der Zuſpruch wäre dann immerhin

Kleine Mitteilungen.
ein Beſtandteil des Strafurteils und für die Voll

ftredung gälte das Nämliche, was ſchon geſagt wors

Kann dem amtlichen Vorgeſetten (8 196 StGB. ) die den iſt.

Befugnis zur Veröffentlichung nach $ 200 Abſ. 1 StGB. Die Auffaſſung des Reichsgerichts in E. 14, 327

zugeſprochen werden ? In neuerer Zeit kommt es öfter läßt ſich auch mit dem Wortlaute des Gefeßes nicht

vor,daß der Vertreter der Anklage darauf anträgt, vereinigen. Nach § 200 Abſ. 1 iſt dem „Beleidigten“

die Befugnis zur Veröffentlichung folle nicht dem bes die Befugnis zuzuſprechen . Das Geſetz wendet dieſen

leidigten Beamten, ſondern dem amtlichen Vorgeſepten Ausdruck an, nachdem es unmittelbar zuvor in § 196

zugeſprochen werden, falls nur der amtliche Vorgeſepte dem amtlichen Vorgeſepten das Recht zuerkannt hatte,

Strafantrag geſtellt hat. Das geſchieht auf Grund Strafantrag zu ſtellen . Nichts hätte näher gelegen,

der Rechtſprechung des Reichsgerichts. In E. 14, 327 als daß der $ 200 StGB., wenn beabſichtigt geweſen

wird dieſe Anſicht damit begründet, daß das Geſet wäre, auch dem Vorgeſeßten die Befugnis zuzuſprechen,

nicht bloß den beleidigten Beamten ſondern auch deſſen den Antragſteller" und nicht den ,, Beleidigten " ges

Vorgeſeßten als beteiligt anſieht und zwar als beteiligt nannt hätte . Der Vorgeſepte kann aber doch niemals

im Intereſſe des Amtes, das er vertritt und deſſen Ehre deswegen als Beleidigter angeſehen werden, weil der

und Anſehen er zu wahren hat. Aus dieſem Grund Untergebene beleidigt worden iſt. Das Reichsgericht

habe das Geſeß dem Vorgeſepten das ſelbſtändige An- betrachtet nun allerdings den Vorgeſepten nicht als

tragsrecht gegeben . Esliege im Sinnedes Beleidigten,esfindet aber, es liege imSinnedes $200,
8 200 StGB. , dem zur Verfolgung der Beleidigung die Befugnis zur Veröffentlichung auch einem Nichts

Berechtigten auch das zur Ausgleichung der Beleidis beleidigten zuzuſprechen, der als Vorgeſetzter Straf

gung beſtimmte Recht der Bekanntmachung zuzuſprechen . antrag geſtellt hat. Dies erſcheint dem klaren Worts
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laut gegenüber bedenklich . Es iſt aber auch gar kein Eine grundſätliche Entſcheidung zu $ 136 St68.

Bedürfnis vorhanden die Befugnis dem Vorgeſepten (Siegelbruch ). Die knappe Faſſung des Tatbeſtanda

zuzuſprechen, wenn er auch dazu berufen iſt, die Ehre merkmales : „Anlegung eines amtlichen Siegels von

und das Anſehen des Beamten und des Amtes zu einer Behörde oder von einem Beamten“ in 8 136

wahren, denn er kann dieſe Aufgabe auf anderem Weg StGB. macht bei der Geſebe @anwendung Schwierig

erfüllen . Wenn dem beleidigten Untergebenen die Bes teiten.

fugnis zugeſprochen wird und er macht davon keinen Rechtslehre und Rechtſprechung vertreten drei

Gebrauch, ſo gibt das Dienſtaufſichtsrecht die nötigen Auslegungen :

Mittel an die Hand, ihn dazu zu bringen. Dieſes Nach Binding 1905, II 2 8 241, Meyer 1907 , $ 123

Dienſtaufſichtsrecht muß fich ja auch in folchen Bes Biff. 7 , Liszt 1908 $ 176 VI iſt die Verleßung amt

leidigungsfällen betätigen , wo dem Vorgeſepten das licher Siegel nur dann ſtrafbar, wenn die Siegelung

Antragsrecht nicht zuſteht, es ſich aber gleichwohl um nicht nur durch die zuſtändige Behörde erfolgt, ſondern

die Ehre und das Anſehen des Beamten und ſomit auch im einzelnen Falle rechtmäßig war. Nad Lenz ,

auch um das Anſehen des Amtes handelt. Wenn einem ſtrafrechtlicher Schuß des Pfandrechtes 1893 S. 225,

Beamten auf einem Vergnügungsausflug nachgeſagt foll im Gegenſabe hiezu ſabliche und örtlide Zu

wird, er habe bei dieſem Ausflug geſtohlen, ſo hat ſtändigkeit der Behörde ſowie Rechtmäßigkeit der Siege

nad § 196 StGB. nicht der Vorgeſepte das Recht, lung völlig gleichgültig ſein .

Strafantrag zu ſtellen , obgleich ſicherlich der Vors Nach einer dritten Auslegung endlich iſt es ohne

gelebte ein lebhaftes dienſtliches Intereſſe daran hat, Belang, ob die geſeßlichen Vorausſeßungen für die

daß gegen den Beleidiger die gerichtliche Verfolgung Zuläſſigkeit einer Siegelung vorhanden waren oder

durchgeführt und das Urteil veröffentlicht werde. Wenn nicht, wenn nur die Siegel von einer Behörde oder

der Beamte Strafantrag nicht ſtellt oder wenn er einem Beamten angelegt waren, die zu dieſer Maß

keinen Gebrauch von der Befugnis macht, das Urteil regel überhaupt berechtigt und örtlich zuſtändig ind

zu veröffentlichen, ſo bleibt dem Vorgeſepten nichts (RGSt. Bd. 36 S. 157). Es iſt nur erforderlich, daß

übrig, als fraft ſeines Dienſtaufſichtsrechts den Bes der Beamte das Siegel in Ausübung der durd fein

amten zu veranlaſſen, die nötigen Schritte zur Wah- Amt begründeten Befugniſſe, alſo in fachliter und

rung ſeiner Ehre und ſeines Anſehens und damit des örtlicher Zuſtändigkeit im allgemeinen angelegt hat

Anſehens des Amtes zu tun . Dies muß die Auf- (Olshauſen zu § 136. RGSt. Bd. 34 S. 398 ). Bei

faſſung beſtärken, daß es nicht im Sinne des § 200 dieſer dritten Auffaſſung bleibt zweifelhaft, ob ein

liegt, die Befugnis zur Veröffentlidung dem Vor- Siegelbruch ſchon dann begangen werden kann , wenn

geſepten zuzuſprechen , wenn er von ſeinem Recht Straf- das Siegel von einem überhaupt in irgend einem

antrag zu ſtellen Gebrauch gemacht hat. Falle zur Siegelung befugten Beamten angelegt iſt,

Das Reichsgericht hat in einem Urteil (E. 43, 173) oder ob es erforderlich iſt, daß der Beamte gerade

auch au & geſprochen, daß nicht zugleich dem amtlichen zu der in Frage ſtehenden beſonderen Siegelungs

Vorgeſetten und dem beleidigten Beamten die Befugnis maßnahme an ſich zuſtändig iſt. –

zur Veröffentlichung zugeſprochen werden dürfe, dennder Der gerichtlichen Entſcheidung unterlag folgender

Zwed der Veröffentlichung werde nur von dem Vorge Tatbeſtand :

ſepten verfolgt und deshalb liege keine Veranlaſſung vor,
In einem Rechtsſtreite follte vereinbarungsgemäß

dem Untergebenen eine Befugnis zuzuſprechen , deren Ers ein Motor zur Feſtſtellung der Pferdeſtärke durd

langung er nicht erſtrebt habe. Allein in der Regel ſtellt einen unparteiiſchen Dritten in einer Niſte verſchloſſen

der beleidigte Untergebene deswegen keinen Antrag, weil
und bis zu dieſer Feſtitellung jeder Einwirkung durch

er weiß, daß es der amtliche Vorgeſepte tut , und es die Parteien entzogen werden . Der Bürgermeiſter

trifft daher auch auf ihn nicht zu, daß er die Erlangung des in Bayern gelegenen Dorfes, in welchem der

der Befugnis zur Veröffentlichung nicht erſtrebt habe. Motor ſtand, verſchloß zu dieſem Zwed und dem

Die Auffaſſung des Reichegerichts führt auch zu
Erſuchen der Parteien folgend die Kiſte mit dem

Schwierigkeiten, wenn ſowohl der Beamte, als auch
Motore durch 12 bis 15 Stück 2 Finger breite, etwa

der amtliche Vorgeſepte Strafantrag geſtellt haben.
20 cm lange, je zweimal den Abdruck des Gemeinde

Nach den Gründen in E. 14, 327 müßte dem Vors
ſiegels zeigende, der Quere nach über die Kiſte ge

geſeßten die Befugnis zugeſprochen werden . Die Be
legte Streifenſiegel.

fugnis darf aber doch auchdem Beamten nicht verſagt barung die Kiſte,umeine Ausbeſſerung an dem MotorDie eine Partei öffnete entgegen der Verein

werden, denn er iſt der Beleidigte und er hat durch

Stellung des Strafantrags bekundet, daß er die Er
vorzunehmen.

langung der Befugnis erſtrebt hat . Wenn nun von
Nach der zweiten und wohl auch nach der dritten

beiden Seiten von der Befugnis Gebrauch gemacht
hier dargeſtellten Anſicht wäre im vorliegenden Falle

der Tatbeſtand des § 136 StGB. gegeben , obwohl der
würde, ſo geſchähe damit etwas Zwedloſes, und zugleich

Bürgermeiſter im übrigen ein in Bayern an fich
entſtünden doppelte Koſten, die in ungebührlicher

Weiſe den verurteilten Beleidiger doppelt treffen
zur Siegelung berechtigter Beamter (Art. 105 AG.

BGB., Nach10 .) - zur Anlegung von Siegeln im
müßten, wenn er zahlungsjähig wäre .

Einzelfalle nicht zuſtändig war.

Die im Eingang geſtellte Frage dürfte daher zu Das DILG , ( Strafjenat) verneinte jedoch der

verneinen ſein .
erſten Anſicht folgend in einem Beſchluſſe vom 18. Nos

Amtsgerichtsdireftor Tiſch in Neuſtadt ad D. vember 1913 die Anwendbarkeit des Geſeßes, weil

der Bürgermeiſter bei der auf Grund Privatabkommens

der Prozeßparteien erfolgten Anbringung der Siegel

nicht als Amtsperſon und innerhalb ſeiner amtlichen

Buſtändigkeit gehandelt habe, für derartige Siegelungen

| in Bayern vielmehr der Notar allein zuſtändig ſei.
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(BIAdmßr. Bd. 40 S. 414. Maiſenberg, NotG. Art. 2 behauptet ſelbſt nur, es wäre ſo wie ſo zur Scheidung

Note 2 mit Art. 105 AG. BGB. und Art. 66 AG. gekommen , da er auf Herſtellung des ehelichen Lebens

GVG.).
habe klagen wollen und die Klägerin dem Urteile nicht

Nach dieſer Entſcheidung könnte wohl auch eine
Folge geleiſtet hätte, dann aber habe man mindeſtens

Zuſtändigkeit des Bürgermeiſters nicht auf Art. 138
2 Jahre warten müſſen , und da hätten ſie gedacht,

Semo. gegründet werden etwa in der Annahme, daß
leichter mache es ſich ſo , daß er einen Ehebruchbegehe

und ſich dann wegen Ehebruchs ſcheiden laſſe. Dieſe
ſich eine Berechtigung des Bürgermeiſters aus ſeiner Behauptung ändert alſo nichts daran, daß zur Zeit

Eigenſchaft als Beamter der Ortspolizeibehörde er: des Vertragsabſchluſſes ein Scheidungsgrund nicht be

gibt . Der ort @polizeilichen Tätigkeit kann nur anheim ſtand und daß im Scheidungsſtreite der Geltendmachung

fallen , was zu polizeilichem Einſchreiten i . S. des des in der Zwiſchenzeit vom Beklagten begangenen

Art. 138 Gem . Anlaß gibt. Dies trifft aber hier
Ehebruchs die Vorſchrift in § 1565 Abſ. 2 BOB. im

nicht zu. Die Siegelanlegung durch den Bürgermeiſter
Wege geſtanden hätte, wenn nicht der Beklagte vers

war teine polizeiliche Maßnahme, der Bürgermeiſter
tragsgemäß jede ernſthafte Widerrede unterlaſſen hätte .

Die bloße Möglichkeit, daß es ſpäter doch zurScheidung
hat vielmehr die Siegel auf Antrag der Parteien, gekommen wäre, kann bei der Frage keine Rolle ſpielen ,

gewiſſermaßen als Treuhänder angelegt, ohne zu ſolchen ob eine unzuläſſige Erleichterung der Scheidung bes

Siegelungen amtlich zuſtändig zu ſein. zweďt war, übrigens auch erzielt worden iſt. An der

II . Staatsanwalt v. Valta in Paſſau . hiernach vom DIG. ohne Geſegesverleßung angenom

menen Nichtigkeit des Verzichts der Klägerin fann an

ſich der Umſtand nichts ändern, daß die Klägerin aus

dem unſittlichen Abkommen zunächſt einen Vorteil,

nämlich die von ihr gewünſchte Entſcheidung, erzielt

hat und nunmehr noch einen weiteren Vorteil erzielen

Aus der Rechtſprechung. will. Es könnte ſich nur fragen, ob nicht der Klägerin

die Einrede der Argliſt entgegenſteht, wenn ſie ſich tro

Reichsgericht.
des Verzichts zur Begründung des eingeklagten An

ſpruchs auf das Scheidungsurteil ſtüßt, das ſie nur

givilſachen. mittels des durch den Verzicht erlauften Verhaltens

des Beklagten erlangt hat. Dieſe Einrede wärenicht
I.

begründet. In ſeinem Urteile vom 4. April 1889 IV

Nichtigkeit einerVereinbarung zwiſchen Ehegatten, 8/89 (Gruchots Beitr . Bd. 33 S. 916, auch JW. 211

wonach die Frau auf ihren Unterhaltsanſpruch verzichtet, Nr. 21) hat allerdings der Senat bei einem dem hier

wogegen der Mann ſich verpflichtet, ihr einen Grund gegebenen ganz ähnlichen Sachverhalt angenommen ,

zurScheidung zu geben . Kann die Frau trok desVer: die Frau handele argliſtig, wenn ſie im Widerſpruch

zichte von demManne Unterhalt beaufpruchen , nachdem mit ihrem Verzicht Vermögensvorteile für ſich aus dem

dieſer vereinbarungsgemäß durch ſein Berhalten die Schei Scheidungsurteil in Anſpruch nehme, das nur infolge

dung ermöglicht hat und für den ſchuldigeu Teil erklärt des dem Abfommen entſprechenden Verhaltens des

worden iſt ? Die exceptio doli generalis. Die Ehe der Mannes in einem ihr günſtigen Sinn ergangen ſei.

Parteien iſt wegen Ehebruchs des Beklagten geſchieden Allein dieſes Urteil iſt unter der Herrſchaft des preuß.

und der Beklagte für den allein ſchuldigen Teil erflärt ALR. ergangen und ſtüßt ſich in der Hauptſache

worden. Geſtüßt auf dieſes Urteil und $ 1578 BGB. ver- auf eine beſondere landrechtliche Vorſchrift (8 36 Teil I

langt die Klägerin nunmehr von dem Beklagten Gewäh- Tit. 3) , die, mindeſtens in der Allgemeinheit, in der

rung des ſtandesmäßigen Unterhalts. Der Beflagte beruft ſie dort ausgeſprochen iſt, in das heutige Necht nicht

fich aufeinen Verzicht der Klägerin. Unterſeiner Genehmi- übergegangen iſt. Nun hat freilich das RG ., beſonders

gung hat nämlich die Klägerin vor Einleitung des Schei- der erkennende Senat, auch unter der Þerrſchaft des

dungsverfahrens in einernotarielleu Verhandlung vom BOB. auf die Vorſchrift in § 826 Bezug nehmend

11. Februar 1908 erklärt, ſie verzichte auf die Geltend- wiederholt (vgl. Entſch. Bd. 78 S.390 ff., namentlich

machung der ihr geſeblich gegen ihren Mann zuſtehen- S. 393 und die dort aufgeführten früheren Erkennt

den Unterhaltsanſprüche ſowohl für die Dauer des niſſe) den Grundſaß zur Geltung gebracht, daß, wer

Scheidungsſtreits als für die Zeit nach der Entſcheidung . ein fachlich unrichtiges Urteil oder die Rechtskraft eines

Der Berufung des Beflagten auf dieſen Verzicht be- ſolchen Urteils in einer gegen die guten Sitten ver

gegnet die Klägerin durch den Hinweis darauf, daß ſtoßenden Weiſe erwirft hat und dieſes Urteil für ſich

ihre Erklärung nichtig ſei ; ſie habe ſie gegen das Ver- ausnuft, eine ihn zum Schadenserſake verpflichtende

ſprechen des Beflagten abgegeben, ihrer Scheidungsklage unerlaubte Handlung begeht und Schadenserſaß gerade

feine Schwierigkeiten entgegenzuſeßen, die Scheidung in der Weiſe zu leiſten hat, daß er von dem Urteile

ſogar durch Begehung eines Ehebruchs ſelbſt mit herbeis feinen Gebrauch machen darf (vgl. in lepterer Be

zuführen . Das LG . gab der Unterhaltsflage ſtatt; ziehung dasSenatsurteil vom 30. Okt. 1911 IV 61/1911) .

das DLG. und das RG. billigten das . Aber in allen dieſen Fällen hatte die Partei, die das

Aus den Gründen : Ohne Zweifel iſt die dem Urteil erwirkt hatte, nicht nur den Richter getäuſcht,

Scheidungsſtreite vorausgegangene Abmachung der ſondern ſchon bei der Urteilserwirkung auch dem

Parteien zur Erleichterung der Eheſcheidung getroffen anderen Teile gegenüber argliſtig und in einer nach

worden. Daß aber Verträge, die Eheleute zur Er- $ 826 zum Schadenserſaße verpflichtenden Weiſe ge

leichterung der Scheidung ſchließen, als gegen die guten handelt. Hier jedoch hat die Klägerin bei der Urteils

Sitten verſtoßend nach § 138 Abj. 1 BOB. nichtig ſind, erwirkung dem Beklagten gegenüber ganz offen ge

iſt anerkannten Nechtens ( vgl . die Senatsurteile vom handelt, beide Teile haben ſogar zur Täuſchung des

12. Oft. 1912 IV 157/12 und vom 19. Juni 1913 IV Gerichts zuſammengewirkt. In einem ſolchen Falle

63/13 Warneyer Erg . Nr. 3 und 398) . Freilich wird , fann von einem Schadenserſayanſpruch des Verurteilten

wenigſtens vielfach , von einer unzuläſſigen Erleichte: aus § 826 feine Mede ſein (vgl . auch Éntich . Bd . 67

rung der Eheſcheidung dann nicht geſprochen werden S. 151 ff., insbeſondere S. 153). Anders wäre die

tönnen, wenn ein Scheidungsgrund tatſächlich vor- Sache vielleicht zu beurteilen , wenn etwa die Klägerin

handen iſt und es ſich nur darum handelt, das ſchon im Scheidungsſtreite beabſichtigt hätte, troz des

Scheidungsverfahren abzufürzen (vgl . das Senatsurteil Verzichts den Beflagten auf Grund ſeiner geſeblichen

vom 19. Dezember 1912 IV 381/1912 a . a . O. Nr. 128) . Verpflichtung nachher in Anſpruch zu nehmen , ohne

So jedoch liegt die Sache hier nicht. Der Beflagte | daß dieſe Abſicht dem Beklagten zum Bewußtſein ge
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kommen wäre. Etwas derartiges jedoch hat das DUG. Beurkundung, wie ſie bei Schenkungen vorgeſchrieben

nicht feſtgeſtellt und der Bellagte nicht einmal behauptet. iſt, nicht erforderlich war. Denn nach den Feſtſtellungen

Hat die Klägerin nicht ſchon bei der Erwirkung des des DLG. liegt ein gegenſeitig verpflichtender Vertrag

Scheidungsurteils und des Ausſpruchs über die Schulds der drei Geſchwiſter vor; Schenkungen und gegenſeitig

frage dem Beklagten gegenüber in einer einen Schadens- verpflichtende Berträge find jedoch geradezu gegenſäge,

erſaßanſpruch aus § 826 begründenden Weiſe argliſtig und die Gegenſeitigkeit von Verpflichtungen wird das

gehandelt, ſo könnte nur die allgemeine Argltſteinrede durch nicht ausgeſchloſſen , daß jede der bedungenen

( die gemeinrechtliche exceptio doli generalis oder prae. Leiſtungen einem Dritten gewährt werden , dieſer ſte

sentis) allenfaüs eine Rolle ſpielen. Sie iſt gegeben, aber ſeinerſeits von dem Geber unentgeltlich bekommen

wenn erſt in der Geltendmachung eines Anſpruchs foll (vgl. das Senatsurteil vom 16. Januar 1911 IV

Argliſt oder ein Verſtoß gegen die guten Sitten oder 58. 10 Warneyer Erg . Nr. 174 ) . In Frage kommen

gegen Treu und Glauben zu finden iſt. Das BGB. könnte nur, ob die Verſprechen, die ſich die drei Ge:

erwähnt zwar dieſe Einrede nicht beſonders, es erkennt ſchwiſter zugunſten ihrer Mutter gegenſeitig haben

ſie aber trozdem an, wie in der Rechtſprechung des NG. geben laſſen , Beibrentenverſprechen waren, und ob

feſtſteht (vgl. Entich . Bd. 58 S. 425 ff. , insbeſ. S. 428, aus dieſem Grunde die Vereinbarung der in § 761
429 u . a . ) und der Senat erſt ganz vor kurzem aus- vorgeſchriebenen Schriftform bedurft hätte. Dabei

geſprocheu hat (Urteil vom 4. Mai 1914 IV 37/14) . braucht nicht erörtert zu werden , ob ein Bertrag,

Die Zulaſſung auch der allgemeinen Argliſteinrede mag wie ihn hier die drei Geſchwiſter zugunſten ihrer

gwarbei Anſprüchen nichtgänzlich ausgeſchloſſen ſein, Mutter unter einander geſchloſſen haben, überhaupt

die rechtsträftig feſtgeſtellt ſind oder doch wenigſtens, einen Leibrentenvertrag darſtellen kann, wie ihn das

wie hier, mittelbar auf einem rechtsträftigen Urteile Geſetz in den 88 759–761 im Auge hat. Denn keiness

beruhen. Jmmerhin wird, mindeſtens der Regel nach, falls fönnen die von den drei Geſchwiſtern ausgetauſchten

in der Geltendmachung derartiger Anſprüche keine Arg- Verſprechen als Leibrentenverſprechen i. S. dieſer Ge

liſt und kein Verſtoß gegen die guten Sitten oder gegen ſepesbeſtimmungen angeſehen werden . Das D06 . ſtellt

Treu und Glauben zu finden ſein (vgl. das ſchon an- feſt, daß die Vereinbarung mit Müdſicht auf die Bes

geführte Urteil in Entſch.Bd. 67 S.151 ff. und ferner dürftigkeit der Mutter getroffen iſt, damit die Mente

das Urteil in Entſch. Bd. 80 S. 153 ff . , insbeſ. S. 155) . zur Beſtreitung ihres Unterhalts diene . Darin liegt ohne

Jedenfalls aber darf die Zulaſſung der allgemeinen weiteres, daß die der Mutter zugedachten Leiſtungen

Urgliſteinrede bei ſolchen Anſprüchen nichtdahin führen, auch in der Zukunft von ihrer Bedürftigkeit abhängen

daß einem wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten fouten . Sie waren alſo nicht durch die Vereinbarung

nach § 138 BGB . nichtigen, alſo vom Geſeke gemiß- ſelbſt ein für allemal feſt begrenzt, ſie ſollten ſich ihrem

billigten Rechtsgeſchäft auf einem Umwege wieder Gegenſtande nach nicht aus ihr allein ergeben , ſondern

Geltung verſchafft wird. Dahin käme es jedoch , wenn ſie hingen zugleich von äußeren Verhältniſſen ab. Ber:

man hier die allgemeine Argliſteinrede zuließe. Das ſprechen ſolchen Inhalts erfüllen nicht die in der

ginge umſoweniger an , als der Beklagte der Klägerin Nechtſprechung des Reichsgerichts entwidelten Begriffs

ebenfalls, wenn auch vielleicht in anderer Weiſe,Unterhalt erforderniſſe eines Leibrentenverſprechens, ſelbſtwenn

zu gewähren hätte, wenn das nichtige Ablommen nicht ſie ſich auf die Lebenszeit des Berechtigten erſtreden

getroffen und infolgedeſſen die Scheidung nicht zuſtande (vgl. die Senatsurteile vom 12. Dez. 1907 IV 221/07

gekommen wäre (SS 1360, 1361 BGB.) . Die Vorſchrift Entſch. Bd . 67 S. 204 ff., beſ. S. 213, und vom 12. Olt.

in § 817 BOB., auf die von der Reviſion noch nebens 1912 IV 75/12 Entſch . Bd . 80 S. 208 ff., beſ . S. 209,

bei hingewieſen iſt , kann nicht in Betracht kommen . ſowie vor allem das Senatsurteil vom 20. März 1911

Die Abmachung der Parteien vom 11. Februar 1908 ÍV 448/10 (Gruchot Bd. 55 S. 949 und JW. 449 Nr. 16 ).

und der darin ausgeſprochene Verzicht der Klägerin Solche Verſprechen ſind Unterhaltsverſprechen, aber

ſind wegen des Berſtoßes gegen die guten Sitten nichtig feine Leibrentenverſprechen ; die Formvorſchrift des

und wegen dieſer ihrer Nichtigkeit ungeeignet, dem $ 761 iſt jedoch nur für eigentliche Leibrentenverſprechen ,

Beklagten zur Grundlage einer Verzichtseinrede zu nicht auch für andere , wenngleich ähnliche Berträge

dienen. Um Rücforderung einer „ Leiſtung “, die nach gegeben (vgl. namentlich das zulegt angeführte Senats

$ 817 ausgeſchloſſen wäre, handelt es ſich bei der Bes urteil) . ( Urt. des IV . ZS. vom 14. Mai 1914, IV 655 : 13) .

rufung der Klägerin auf die Nichtigkeit des Verzichts E.

nicht. (Urt. des IV. ZS. vom 28. Mai 1914, IV 683/1913 .)

E.
III .

Muß fich der lebenslänglich angeſtellte Sandlungs
II.

gehilfe die Berſekung an einen anderen Ort gefallen

Formbedürftigkeit von Berträgen zugunſten Dritter ; lañen ? A us den Gründen : ... Es kommt ledige

iſt ein Vertrag formbedürftig, durch den Geſchwiſter fich lich darauf an , ob die Klägerin verpflichtet iſt, in

verpflichten, ihrer Mutter mit Rüdſicht auf ihre Be: Berlin tätig zu ſein und die ihr dort angeſonnenen

dürftigkeit eine monatliche Rente zu zahleu ? Zum Be: Arbeiten zu verrichten . Nach der oberlandesgericht:

griffe des Leibrentenveriprechens. Áus den Gründen: lichen Vertragsauslegung war der Dienſtvertrag für

Verträge zugunſten Dritter oder, wie das Geſe den Ort G. auf Lebenszeit der Klägerin geſchloſſen .

ſagt, Verträge über eine Leiſtung an einen Dritten be- Entſprechend den Verhältniſſen dieſer kleinen Stadt

dürfen als ſolche feiner beſonderen Form . Die Frage , waren Stellung, Arbeitsleiſtung und Einfommen der

ob für die Beobachtung einer ſonſt etwa in Betracht Klägerin bemeſſen. Nach Treu und Glauben wird
kommenden Form nur das Verhältnis unter den Ber- angenommen werden können, daß fie fich , wenn die

tragichließenden maßgebend iſt oder auch das Verhältnis Intereſſen der Beflagten die Verlegung der Verwaltung

zu dem Dritten eine Rolle ſpielt , iſt im Geſeke nicht an einen Ort von ähnlicher Größe, mit ähnlichen Bers

beantwortet ; ihre Beantwortung iſt der Rechtswiſſen- hältniſſen verlangt hätten, die Verſekung dorthin hätte

ſchaft überlaſſen (vgl . Mot. zum I.Entw . Bd. II S. 270 ). gefallen laſſen müſſen . Zu den berechtigten Intereſien

Dieſe hat die Frage wohl ganz allgemein dahin ent- des Dienſtherrn gehört auch die Vermehrung ſeines Ges

ſchieden, daß grundſäglich nur das Verhältnis unter winns ; die Rückſicht auf die Gewinnſteigerung war

den Vertragſchließenden, das ſog . Dedungsverhältnis, für die Beflagte auch ein triſtiger Grund zur Ver,

und nicht auch das Verhältnis zu dem Dritten Bes legung des Bureaus von G. Ganz gewiß folgte ſie

deutung hat . Dieſe Anſicht iſt zutreffend. Iſt ſie das auch einem berechtigten Intereſſe, als ſie das Bureau

aber, jo fann zunächſt darüber teine Meinungsver- nach Berlin verlegte. Daraus folgt aber noch nichts für

ſchiedenheit aufkommen , daß zur Gültigkeit der hier in das Rechtsverhältnis zur Klägerin . Deren Stellung

Frage ſtehenden Vereinbarung gerichtliche oder notarielle und Einfommen , für G. zugeſchnitten, entſprechen nicht

*
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den Berhähltniſſen und Anforderungen der Großſtadt. die bloße Feſtſtellung der Schreibweiſe fehlt es daran .

Der für die Verlegung triftige Grund ergab noch keine Das Bezirksamt nimmtſeine Zuſtändigkeitauf Grund

Befugnis zum Eingriff in die Bertragsrechte der Klägerin. der in den BrAdmør. ' Bd. 53 S. 299 abgedruďten

Treu und Glauben forderten nicht, daß fie fich auf Entſchl. des Miniſteriums des Jnnern vom 20. Nov.

Grund der Bedingungen des bisherigen Vertrages nach 1902 in Anſpruch. Jn dieſer iſt ausgeführt, daß für

Berlin verſeßen ließ . Wie ſelbſt die Aufgabe des die Feſtſtellung der Schreibweiſe der rechtliche Vorgang

ganzen Geſchäfts den Dienſtherrn nicht berechtigt, den entſcheidend iſt, durch den das Necht des Namens bes

gandlungsgehilfen fofort zu entlaſſen , ſo berechtigt gründet worden iſt. Richte ſich der Namen einer Perſon

ihn auch nicht ohne weiteres die Verlegung des ganzen nach dem einer anderen, ſo müſſe feſtgeſtellt werden,

Geſchäfts an einen anderen Ort, den Handlungsge- wie die Perſon ihn ſchreibe, deren Namen maßgebend

hilfenwider ſeinen Willen dorthin zu verſeken. Hier iſt. Hiebei werde in der Regel auf ſtandesamtliche

handelt es ſich aber noch nicht einmal um eine gång- Urkunden zurücgegriffen werden müſſen. Fånden ſich

liche Verlegung: der Siß der Geſellſchaft und ein Teil in ihnen Verſchiedenheiten oder ergäben ſich ſonſt

der Verwaltung find in 6. geblieben. Doch anges Zweifel, ſo ſei zu entſcheiden, ob eine Berichtigungder

nommenen ſelbſt, nach dem Vertrage wäre die ſtandesamtlichen Urkunden veranlaßt ſei. Dieſe Ent

Klägerin verpflichtet, in Berlin zu arbeiten , . Lo ſcheidung feße die Feſtſtellung der richtigen Schreibs

könnte ſie jedenfalls eine der bisherigenStellung gleich weiſe voraus. Für das Verfahren hierbei ſeien die

wertige verlangen (vgl. Staub-Könige Anm. 27 zu § 59 $$ 65, 66 PerſSto . maßgebend. Es beſtehe nun fein

HOB.). Nach den Feſtſtellungen iſt aber die Berliner Bedenten, dieſes Berfahren in allen Fällen anzuwenden,

Stellung der Klägerin ihrer bisherigen in G. keines- in denen es ſich um die Feſtſtellung der Schreibweiſe

wegs gleichwertig. Es beſtehen geſellſchaftliche, wirt- eines Namens handle, gleichviel ob die Feſtſtellung

haftliche und namentlich Unterſchiede hinſichtlich der dadurch veranlaßt ſei , daß die in den ſtandesamtlichen

Selbſtändigkeit. Die Klägerin iſt nicht mehr in der Urkunden angewendete Schreibweiſe als unrichtig bes

ihr durch den Bertrag verliehenen Stellung einer zeichnet werde, oder ob es ſich nur darum handle, die

Bureauvorſteherin. Sie ſteht geſchäftlich nicht mehr Nichtigkeit dieſer Schreibweiſe gegenüber Zweifeln zur

unmittelbar unter dem Vorſtande, ſie bekommt die Gewißheit zu machen. Liege tein Anlaß vor, an der

Arbeiten zugewieſen durch andere Angeſtellte und muß Richtigkeit der ſich in den ſtandesamtlichen Urkunden

ſie nach Anfertigung dieſen abliefern und zur Gut- gleichmäßig findenden Schreibweiſe zu zweifeln, ſo werde

heißung vorlegen . Davon kann nicht die Rede ſein, ſich die Aufſichtsbehörde hiemit begnügen und von der

daß die untergeordnete Stellung in Berlin darum der Abgabe der Verhandlungen an das Gericht abſehen

höheren in G. gleichwertig wäre, weil das Berliner können , wenn nicht der Antragſtellerdarauf beſtehe.

Bureau groß iſt und das andere klein war. Die Die Zuſtändigkeit zur Feſtſtellung des Familiennamens

Klägerin iſt darnach aus dem Vertrage nicht ver- einer Perſon , deren Namen ſich nach dem Familien

pflichtet, ſich für die Beflagte in Berlin in der ihr namen einer anderen Perſon richtet, beſtimme fich hies

dort zugemuteten Tätigkeit oder überhaupt in irgends nach nach der Zuſtändigkeit zur Vornahme des Be

welcher Stellung unter den bisherigen Vertragsbe- richtigungsverfahrens nach SS 65, 66 und ſei deshalb

dingungen beſchäftigen zu laſſen. Wil oder kann jeder Aufſichtsbehörde zuzuerkennen, in deren Bezirk

die Betlagte ſie nicht lebenslänglich in vertragsmäßiger eine zu berichtigende ſtandesamtliche Urkunde aufges

Weiſe beſchäftigen , dann muß ſie ihr eben ohne Gegen- nommen wurde. Falls für die Feſtſtellung der Schreib

Leiſtung lebenslänglich das vertragsmäßige Gehalt weiſe nur Einträge in pfarramtlichen Matrifeln zur

zahlen, ſolange nicht einer der vom Vertrage zuge- Verfügung ſtehen, ſei nach der Entſchließung des

laſſenen drei Kündigungsgründe gegeben iſt. (Urt. d . Miniſteriums des Jnnern vom 16. Mai 1866 ( JMBI.

III. ZS. vom 7. Juli 1914, III. 135/14) . S. 158) zu verfahren. In dieſer iſt beſtimmt, daß für

die Feſtſtellung der richtigen Schreibweiſe eines Familien

namens die Behörden zuſtändig ſind, denen die Auf

ficht über die richtige Führung der Geburts- und

Trauungsregiſter obliegt.

Oberſtes Bandesgericht. Aus dieſen Entſchließungen kann jedoch keine Be

fugnis der Verwaltungsbehörden abgeleitet werden,

A. Sivilſachen. die Schreibweiſe eines Familiennamens in einer für

die Gerichte im ſtandesamtlichen Berichtigungsverfahren
I.

bindenden Weiſe feſtzuſtellen. Nach $$ 65, 66 PerſSto.

kann die Verwaltung&behörde die Schreibweiſe eines kann eine Eintragung in dem Standesregiſter nur auf

Namens mit bindender Wirkung fürdasmitdem ſtandes: Grund gerichtlicher Anordnung berichtigtwerden . Die

amtlichen Berichtigungöverfahren befaßte Gericht feſt- Aufſichtsbehörde hat Ermittelungen anzuſtellen und

ſtellen ? (Perſsio . 88 65, 66). Das Bezirksamt E. ſtellte die Verhandlungen dem Gerichte vorzulegen. Dieſes

in einem von ihm als Aufſichtsbehörde des Standes- fann noch weitere Aufklärungen veranlaſſen und hat

amts B. eingeleiteten Verfahren durch Beſchluß die alsdann über den Berichtigungsantrag zu beſchließen,

angeblich richtige Schreibweiſe eines Namens feſt und kann aber auch den Antragſteller auf den Prozeßweg

beantragte bei dem AG ., die dem Beſchluß entſprechende verweiſen . Sonach haben die Aufſichtsbehörden den

Berichtigung einer Geburtsurkunde des Standesamts für eine Berichtigung erforderlichen Tatſachenſtoff zu

B. anzuordnen ; es ging davon aus, daß der Beſchluß beſchaffen und dem Gerichte vorzulegen, das Gericht

für das AG. bindend ſei . Das AG , wies den Antrag hat zu beſchließen , ob die Berichtigung erfolgen ſoll .

ab, das LG. verwarf die Beſchwerde ; auch die weitere Hiebei hat es die Tatſachen ſelbſt zu prüfen ; daß es

Beſchwerde hatte keinen Erfolg. nicht an die Ermittelungen oder an Beſchlüſſe der Auf

Aus den Gründen : DieAenderungderSchreib- ſichtsbehörden gebunden iſt, ergibt ſich ſchon daraus,

weiſe eines Namens iſt eine Namensänderung und folgt daß es ſonſt zweďlos geweſen wäre, im Berichtigungs

den für dieſe geltenden Vorſchriften, wenn ſie in dem verfahren überhaupt eine Entſcheidung des Gerichts

Sinne angeſtrebt wird , daß die Schreibweiſe durch eine einzuſchalten . Die Selbſtändigkeit des Gerichts folgt

ſchaffende Handlung der Staatsgewalt feſtgeſtellt wird . übrigens auch aus der ihm in § 66 PerſSto. zuge

Hier wird die Aenderung nur zur Erhaltung des wahren ſprochenen Befugnis, ſelbſt noch weitere Auſflärungen

Namens angeſtrebt. Die richtige Schreibweiſe joll feſt- zu veranlaſſen und geeignetenfalls den Antragſteller

geſtellt werden. Nur für die Namensänderung beſtehen auf den Prozeßweg zu verweiſen. Dieſe Befugniſſe

ausdrüdliche Vorſchriften über die Zuſtändigkeit ( 6 ſeben ein ſelbſtändiges Prüfungsrecht der Gerichte

der Bek. vom 27. Dez. 1899, JMBI . 1900 S. 853). Für voraus.
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Soweit es ſich um die Berichtigung eines Ein- einer Zwangshypotheť neben einer Sicherungshypothet

trags in einem Standesregiſter handelt, können alſo unzuläſſig ſei. Soweit der Erwerb durch den Eigens

die Aufſichtsbehörden nach Meichsrecht nicht eine An : tümer in Frage komme, gålten nämlich für die Vers

ordnung mit bindender Wirkung für das nach § 65 tragsſicherungshypothet die s$ 1163, 1168 BGB . , für

PerfSto ., $ 69 FOG. zuſtändige Gericht treffen . Dieſer die Zwangsſicherungshypothef aber außer dieſen Bors

Grundſatz greift auch Plaß, wenn es ſich darum hans ſchriften noch der $ 868 ZPO. Nun könnten die Voraus.

delt, wie ein in einer ſtandesamtlichen Urkunde vor- ſeßungen des § 868 3PO. gegeben ſein, ohne daß einer

kommender Name zu lauten hat. Denn bei der Be- der Fälle der SS 1163, 1168 BGB. vorliege. Es beſtände

urkundung von Geburten, Heiraten und Sterbefällen alſo die Möglichkeit, daß die Zwangshypothet auf den

gehört mindeſtens die Angabe des Familiennamens des Eigentümer übergehe, während die Vertragshypothet

Baters oder der Mutter des Kindes, der Eheſchließenden dem Gläubiger verbleibe . Auf dieſe Weiſe lönne eine

und des Verſtorbenen zu den weſentlichen Angaben Vervielfältigung des Geſamtrechts eintreten , was mit

(PerſSto. 8 22 Nr. 5, § 54 Nr. 1 , § 59 Nr. 1 ) und der dem Weſen des Geſamtrechts unvereinbar ſei . Dieſen

Berichtigung zugänglich find alle im Regiſter einges Ausführungen vermag der Senat nicht beizutreten .

tragenen Tatſachen , alſo auch die Abſtammungsver- Durch den $ 868 ZPO ,wird nur zu den im BGB. auf:

hältniſſe, wie ſie ſich aus dem Familiennamen ergeben . geſtellten Fällen des Uebergangs der Hypothel auf

Dieſe Zuſtändigkeitsvorſchriften können durch das den Eigentümer für die Zwangshypothet ein weiterer

Landesrecht nicht geändert werden. Die MinE. vom Fall der Eigentümerhypothet geſchaffen , nicht aber muß

20. Nov. 1902 bietet aber auch keinen Anhaltspunkt daraus gefolgert werden, daß eine Zwangshypothel

dafür, daß fie in dem von dem Bezirksamt ange- neben einer bereits vertragsmäßig beſtehenden Siches

nommenen Sinn erlaſſen worden iſt. (Wird ausgeführt). rungshypothet aus inneren Gründen nicht eingetragen

Die Beſchwerde beruft ſich darauf, daß in der Miné. werden dürfe. Da die SS 1172–1174 BGB. nicht zu:

verfügt iſt, es ſei nach der Entſchließung vom 16. Mai treffen ,bleibtdie Vertragshypothek in dem Falle des 8 868

1866 zu verfahren , falls für die Feſtſtellung der Schreib : BPO. beſtehen und kann von dem Gläubiger dem Eigens

weiſe nur Einträge in pfarramtlichen Matrifeln zur tümer gegenüber auch weiterhin geltend gemacht werden.

Verfügung ſtehen. Allerdings kommt den Aufſichts- Es braucht hier nicht weiter unterſucht zu werden,ob etwa

behörden nach der Entſchließung vom 16. Mai 1866 durch die nachträgliche Eintragung der Zwangshypothet

das Recht zu , über die Schreibweiſe eines Namens eine Geſamthypothef überhaupt nicht entſteht und dess

endgültig und für den Regiſterführer bindend zu ents halb die Eintragung einer Zwangshypothet neben einer

ſcheiden . Allein die weitere Beſchwerde hat dieſen Teil Vertragshypothet durchgängig zuläſſig iſt, ſei dieſe nun

der MinE. mißverſtanden . Die Beſchwerde meint, die Verkehrs- oder Sicherungshypothet ; unter den Schrifts

Entſchließung vom 16. Mai 1866 ſei ſchon anzuwenden , ſtellern , die ſich dafür ausſprechen, wäre außer den vom

wenn ſich die für die Entſcheidung maßgebenden Ein- M (S . angeführten beſonders noch Seuffert. Komm zur

träge in pfarramtlichen Regiſtern finden , wenn alſo BPD . , 11. Aufl 8867 Anm . 4 zu erwähnen ; keinesfalls bes

der Name, der feſtzuſtellen iſt , ſowohl in ſtandesamts ſteht ein zwingender innerer Grund gegen die Eintragung ,

lichen als in pfarramtlichen Urkunden vorkommt, die wenn die bereits eingetragene Hypothek eine Sicherungs

ſtandesamtlichen Urkunden aber für den Inhalt der hypothef iſt (ſo beſ. auch Predari, GBD. 2. Aufl. S. 666).

Entſcheidung belanglos ſind, die Entſcheidung ſich viels Daß die Unzuläſſigkeit nicht aus der Entſtehungs:

mehr nur auf die pfarramtlichen Urkunden gründet. geſchichte des § 867 Á 67.2 ZPO . abgeleitet werden kann,

In Wirklichkeit aber will die MinE. von 1902 mit dem geht aus den Darlegungen des KG.zur Genüge hervor.

Ausdruce, daß nur Einträge in pfarramtlichen Ma- (Vgl . auch Jahrb . d . Entſch . des KG. Bd . 25 A S. 294 ) .

trifeln zur Verfügung ſtehen , ſagen, daß der Name, Nach $ 864 ff. 3PO. hat der Gläubiger das geſegliche

deſſen Schreibweiſe feſtzuſtellen iſt, nur in pfarramt- Recht, für ſeine vollſtreckbare Forderung die Zwangs:

lichen Matrifeln vorkommt. In dieſem Falle kommt vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ſeines

das Berichtigungsverfahren des PerſSto .gar nicht in Schuldners vorzunehmen und zu dieſem Zweď mit der

Frage, es gilt das bisherige Recht weiter. (Beſchl . des im $ 866 Abſ. 3 ZPO. ausgeſprochenen Beſchränkung

I. ZS . vom 13. Juni 1914, Reg. III Nr. 32/1914 ). auch die Eintragung eiiter Sicherungshypothet zu er:

M. wirken . Wollte man ihm dieſes Recht ganz allgemein

II .
abſprechen , wenn er bereits durch eine Bertragshypothet

geſichert iſt, ſo wäre erſchlechter geſtellt als der Gläubiger ,

kann eine Zwang8:Sicherungshypothet für eine dem feine Vertragshypothef eine Sicherheit bietet. Man

Forderung eingetragen werden, für die ſchon eine durch wird ihm dieſes Recht jedenfalls nicht weiter beſchränken

Vertrag beſtellte Sicherungshypothet eingetragen iſt ? dürfen ,als dies aus dem Geſichtspunkte der Einheitlich feit
Aus den Gründen : In dem von dem Stammer- der Geſamthypothef oder aus anderen rechtlichen Ges
gericht in dem Beſchluſſe vom 9. Dezember 1912 ( RZA. ſichtspunften unbedingt erforderlich iſt. Der Senat hat

Bd. 12 S. 269) behandelten Fall handelt es ſich um ſchon in ſeinem Beſchluſſe vom 5. Juni 1902 (Samml.

eine neben einer Verkehrshypothet einzutragende Siche- Bd . 3 S. 482) ausgeſprochen, daß neben der Hypothel

rungshypothet, hier aber iſt die auf Grund des Ver- des früheren bayeriſchen Rechtes eine Zwangshypothet
trages eingetragene Hypothet ebenſo wie die jeft im zur Sicherung derſelben Forderung zuläſſig iſt. An

Zwangsweg einzutragende Hypothet eine Sicherungs- dieſem Beſchluſſe hält er auch unter der Herrſchaft des

hypothet. Bei dieſer Sachlage treffen die Gründe nicht Liegenſchaftsrechts des VOB. mindeſtens für den Fall

zu, die das Kammergericht dazu geführt haben, mit feſt , daß die Vertragshypothef eine Sicherungshypothel
Bezugnahme auf die Entſcheidung des RG. v . 3. Februar iſt. Zur Vorlegung der Sache an das Reichsgericht

1909 (Entich. ZS . Bd . 70 S. 215 ) die Eintragung einer beſtand fein Anlaß , denn der mehrerwähnte Beſchluß

Zwangshypothet für eine Forderung für unzuläſlig des Kl. hatte ſich nurmit der Zuläſſigkeit einer Zwangss
zu erflären, für die bereits eine Verkehrshypothet be- hypothet zugunſten einer Forderung zu befaſſen , für
ſteht. Sie ſeßen durchweg das Beſtehen einer Verkehrs- die bereits eine Verkehrshypothet beſteht und der § 79

hypothet voraus. Das ko. hat in den Gründen ſeiner Abſ. 2 GBO. iſt nicht anwendbar, wenn ein Gericht
Entſcheidung allerdings auch den Fall behandelt, daß der weiteren Beſchwerde von der nur in den Ents

für die Forderung, für welche eine Zwangshypothetſcheidungsgründen geſtreiften Anſicht eines anderen
eingetragen werden ſoll, ſchon eine Sicherungshypothef Gerichts der weiteren Beſchwerdeoder des Reichsgerichts

beſteht. Es hält auch die Zwangsſicherungs- und die abweichen will. ( Beſchl . d . I. ZS . vom 20. Juli 1914 ,
Vertragsſicherungshypothet jür jo verſchiedene Hechts- Reg. III Nr.63 1914).

M.

gebilde, daß ihre Zuſammenfaſſung zu einer Geſamt

hypothet unmöglich und deshalb auch die Eintragung

.
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B. Strafſache n.
der Umſtand, ober nach Bandesrecht in die Gehalts

ordnung eingereiht iſt oder nicht, ohne jeden Belang .

(Urteil vom 5. Mai 1914, Rev.-Reg. Nr. 200/1914 ).
Ed.

I.

3426

II.

Der bayeriſche Depeſchenträger ift Beamter i. S.

des § 359 StGB.; Bedeutung beamtenrechtlicher Vor:

idriſten der Bundesſtaaten für die Beamteneigenſchaft.

Aus den Gründen : Da eine Beſtimmung des StGB.

($ 185 ) anzuwenden iſt, iſt für die Frage nach der

Beamteneigenſchaft, von deren Bejahungdie Gültig

keit des Strafantrages abhängt, § 359 StØB. maß

gebend . Þiernach iſt in erſter Linie entſcheidend, ob

eine Perſon im Dienſte des Reichs oder eines Bundes

ſtaats angeſtellt iſt. Die Anſtellung iſt die vertrags

mäßige Begründung eines öffentlich-rechtlichen Dienſt

verhältniſſes, deren Form ſich nach dem Staatsrechte,

nach den dienſtpragmatiſchen Vorſchriften beſtimmt.

Die Poſt und die Telegraphie ſind in Bayern Staats

anſtalten ; insbeſondere ſind die Telegraphenbehörden

berechtigt und verpflichtet, die bei ihnen aufgegebenen

und eingelangten Telegramme gegen Bezahlung der

beſtimmten Gebühren zu befördern . Bierzu gehört

ſchließlich die Aushändigung an den Empfänger. In

der Dienſtordnung für die Poſt- und Telegraphen

verwaltung (vgl . VerkMBI., poſtd. Teil, 1913 Nr. 179

Die ſog. Fünfzehnhundertmart- Verträge und der

$ 288 StGB. Aus den Gründen : Der § 2 des

Bertrags, den der Angeklagte S., feine Frau und ſein

Arbeitgeber am 31. Mai 1913 geſchloſſen haben, ſpricht

unverhüllt aus, daß der durch den Kaufmann C.

drohenden Gefahr der Pfändung der Gehaltsanſprüche

des Angeklagten begegnet werden , „ daß fie der Pfän

dung durch Gläubiger nicht unterliegen “ ſollten . Zur

Berwirklichung dieſer Abſicht, die Zwangsvollſtredung

zu vereiteln, wurde ein ſog . Fünfzehnhundertmark

Bertrag geſchloſſen, deſſen Zwed und Bedeutung iſt,

die geſeßlich vor Pfändung nicht geſchüßten Bohn- und

Gehaltsanſprüche über jährlich 1500 M vertragsmäßig

dem Zugriffe der Gläubiger zu entziehen und dem

Dienſtverpflichteten zu erhalten. Die in dem angefoch

tenen Urteile feſtgeſtellte Abſicht des S., durch die Ab

ſchließung des Vertrags ſeine Stelle nicht zu verlieren,

mag den Anſtoß zu dem Vertrage gegeben haben ; die

$ 303 lt das im unmittelbaren Dienſte ſtekende voeumirteichung dieſer Abſicht hatte aber zur Vorause

Perſonal der Poſt- und Telegraphenverwaltung zer

gliedert in : I. die in einem öffentlich -rechtlichen Dienſt

verhältnis befindlichen Perſonen, nämlich 1. die etats

mäßigen Beamten, 4. die ſonſtigen unter Art. 25

BO ., fallenden Perſonen ; das ſind ... e) die jugend

lichen Depeſchenträger und Briefeinjaminler; II. die

in einem privatrechtlichen Vertragsverhältnis ſtehenden

Perſonen. Danach ſtehen die Depeſchenträger auch nach

der Auffaſſung der oberſten Poſtſtelle in einem öffent

lich -rechtlichen Dienſtverhältnis und dementſprechend

iſt der hier als Beleidigter in Betracht kommende

Depeſchenträger nach den vorliegenden amtlichen Urs

funden zunächit als jugendlicherBriejeinſammler ein

berufen und eidlich verpflichtet, ſodann zum Depeſchen

träger berufen worden . Dem Erfordernis der An

ſtellung in einem öffentlich -rechtlichen Dienſtzweig iſt

ſohin in jeder vinſicht genügt - vgl. Bet. vom 17. März

1907, die Verwaltung und den Betrieb der Verkehrs

anſtalten betr. (OVBI. S. 131) . Auf die Art der Dienſt

leiſtung fommt es nicht an ; dieſe wäre erſt dann heran

zuziehen, wenn ein formaler Berufungsaft im Einzel:

falle nicht zu ermitteln wäre (vgl. NGŠt. Bd . 16 S. 378

und Bd. 39 S. 232) . Uebrigens hat der Depeſchen

träger nicht rein manuelle Dienſte, wie das Austragen

der Telegramme zu verrichten ; es liegt ihm viel

mehr nach der Telegraphenordnung vom 29. Juni 1904

ob, die Telegramme nach den Vorſchriften des § 18

Ziff. Viff. zu beſtellen , die erforderlichen Empfangs

beſcheinigungen zu erholen und die in den Ziff. VIII

und IX bezeichneten Maßnahmen zu treffen, lauter

Verrichtungen, die ihm fraft des öffentlich - recht

lichen Dienſtverhältniſſes übertragen ſind . Das LG.

hat daher mit Recht die Beamteneigenſchaft des De

peſchenträgers bejaht und den Strajantrag des Vor

ſtandes der Oberpoſtdireftion nach § 196 StGB. für

rechtswirkſam erachtet. Die in der Reviſionsbegründung

angezogenen Beſtimmungen des bayer. BO. ſind ohne

Einflui die Entſcheidung . Einmal iſt, wie bemerft,

die Beamteneigenſchaft auf Grund des § 359 StGB.

feſtzuſtellen. Dem würden auch die Beſtimmungen des

bayer. BG . nicht entgegenſtehen . Art. 1 dieſes Geſeßes

bezeichnet die Beamten im weiteren Sinn, Art. 2 bes

trifft nur die etatsmäßigen Beamten , zu denen der

Depeſchenträger nicht gehört, und Art. 25 erſtrect ledig

lich die Vorſchriften über die Disziplin, die Pflichten

der Beamten u. a. auf die Staatsdienſtadſpiranten , die

nicht als Beamte i. S. des Art. 1 erklärt ſind. Wie

es für den Begriff des Beamten nach § 359 StGB.

unerheblich iſt, ob er ein Gehalt bezieht, ſo iſt auch

ſeßung die Vereitelung des Gläubigerzugriffs, da die

Gehaltsanſprüche das einzige greifbare Bermögen des

S. ſind. Dhne die Abſicht, die drohende Zwangs

vollſtređung hintanzuhalten, hat ein ſolcher Vertrag

überhaupt keine Daſeinsberechtigung, da der Bezugs

berechtigte bei dem Mangel einer Vollſtređungsgefahr

ohnediesüber ſeine Bezüge frei verfügen kann (NO3.

Bd. 69 S. 60 ; Bd. 81 S. 41 ; JW. 1912 S. 689 Nr.13,

ferner daſelbſt 1912 S. 430 , 894, 1121, 1135 ; 1913

S. 182, 295, 297, 522, 562, 1165, 1166 ; LZ. Bd. 4

S. 833, Bd. 6 S. 132, Bd. 8 S. 1065 ; BIFRA . Bd. 77

S. 411 , 439 ff.; Hartmann-Meifel, Anfo. 6.Aufl. S. 74 ;

Gaupp-Stein zu § 850 ZBO. 10. Aufl. Bd. II S. 697;

Meyer, Lohnbeſchlagnahmegeſetz 4. Aufl. S. 114 ff.) .

Wie die Entſcheidung Rost. Bd. 27 S. 242 ausdrüd

lich hervorhebt, iſt es für das Merkmal der Abſicht

der Vereitelung der Gläubigerbefriedigung nicht nötig,

daß die Vereitelung der Befriedigung des Gläubigers

gerade den Endzweck des Schuldners, die Vorſtellung

dieſes Erfolges alſo den Beweggrund für die Hand

lung gebildet hat; ein Erfolg gilt ſchon dann als

direft und beſtimmt gewollt, wenn der Täter ſeinen

Eintritt als notwendige unvermeidliche Folge ſeines

Handelns vorausſieht und mit ſolchem Bewußtſein

zur Ausführung ſchreitet, mag es auch nicht dieſe,

ſondern eine andere nebenher- oder vorangehende Vor

ſtellung ſein , aus welcher die Tat entſprungen iſt ( .

auch RGŠt. Bd. 24 S. 255). Bei dieſer von dem Senat

geteilten Auffaſſung des Begriffs „ Übſicht“ und, da in

dem Vertrag die Abſicht ausdrüdlich feſtgelegt iſt, die

Gehaltsanſprüche des S. dem Zugriffe des Gläubigers 6 .

zu entziehen, ſteht es im Widerſpruche mit den ſonſtigen

Feſtſtellungen und mit einer richtigen Gedankenfolge,

wenn das 10. feſtſtellt, daß der Angeklagte beim

Vertragsabſchluſſe jich nicht bewußt geweſen ſei, ja gar

nicht daran gedacht habe, die Zwangsvollſtreckung zu

vereiteln.– Das LG . ſtellt ferner feſt, der Angeklagte S.

ſei auf Grund der Beſprechungen mit ſeinen beiden

Rechtsanwälten überzeugt geweſen, daß die fünftig erſt

fällig werdenden Gehaltsanſprüche nicht Beſtandteile

ſeines Vermögens ſeien . Das will wohl beſagen, daß

er ſich in einem nach § 59 StGB. zu beachtenden Jrr

tum über Tatumſtände befunden habe. Allein dieſe

Annahme trifft nicht zu . Eine an ſich ſtrafbare Hand

lung verliert dieſe Eigenſchaft nicht dadurch , daß ſie

auf den Rat eines Dritten , ſei es auch eines Rechts

anwalts, vorgenommen wird ; ſtrafrechtlich verant

wortlich iſt und bleibt, wer die Handlung vornimmt.

S. glaubte, daß er durch die Abſchließung des Ver

trags ( traflos die von C. drohende Zwangsvollſtreckung
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und damit deſſen Befriedigung vereiteln könne ; dieſer

Glaube iſt aber nichts anderes als der Glaube an die

Straffreiheit ſeines Tuns d . i . ein vor Strafe nicht

ſchüßender Jrrtum über das Strafgeſek. Das 1o.

iſt der Anſchauung, daß in dem Vertrag allein eine

Veräußerung oder ein Beiſeiteſchaffen i . S. des § 288

StGB. nicht gefunden werden könne; es ſtüßt fich

dabei auf ROŠt. Bd. 35 S. 62 und RO3. Bd. 81 S.41.

Selbſtverſtändlich iſt die Abſchließung eines Bertrags

allein ohne deſſen Vollzug keine Veräußerung oder Bei

feiteſchaffung i. S. des § 288 SIOB. (1. auch RGSt.

Bd. 32 S.20, Bd. 38 S. 231) . Allein der Vertrag iſt

mit der Wirkung vollzogen worden, daß die Befriedi

gung des C. vereitelt wurde, da auf Grund des Ber:

trags die Pfändungsbenachrichtigung und die Pfän

dung und Einziehung unberüdſichtigt bleiben und S.

ſeinen vollen Gehalt empfängt. Der Pfändung find

nicht bloß beſtehende, ſondern auch in der Entſtehung

begriffene d. l. zukünftige Forderungen unterworfen,

wenn ſie nur hinreichend beſtimmt ſind, ſonach ins

beſondere fünftige Gehaltsanſprüche ; das ergibt ſich

aus § 832 3PÕ . und dem ſog. Lohnbeſchig. vom
21. Juni 1879

Da Pfändungen nur in ein Vermögen ſtatt
29. März 1897

finden können, ſind die fünftigen Gehaltsanſprüche des

S. aus ſeinem Dienſtverhältnis als Beſtandteile ſeines

Vermögens zu erachten (Binding . Deutſches Strafrecht

beſ. Teil 2. Aufl. BD . I S. 419 ; ROZ. Bd.82 S. 227ff.).

Unter Beiſeiteſchaffen von Vermögensbeſtandteilen i.

S. des § 288 StGB. iſt jede Behandlung zu verſtehen,

die fie dem Zugriff im Zwangsvollſtredungsverfahren

entzieht, einerlei, was dabei aus den Beſtandteilen

wird (NOSt. Bd. 19 S. 25, Bd. 27 S. 213) . „ Nach

dieſem Begriffe des Beiſeiteſchaffens kommt es nicht

auf den Eintritt einer Rechtsänderung, ſondern nur

darauf an, daß tatſächlich der Zugriff des Gläubigers

dauernd oder zeitweiſe vereitelt wird. Beſteht der

beiſeite zu ſchaffende Bermögensbeſtandteil des Schuld

ners in einem Rechte, ſo iſt den zu dieſem Zwede

vorgenommenen Rechtshandlungen feine andere Bes

deutung beizumeſſen als die , welche dem Verſteđen

einer förperlichen Sache beiwohnt; es genügt ſonach ,

wenn durch die Handlung eine Verdunkelung der Rechts

lage erzielt iſt, fraft welcher der Gläubiger das Forde

rungsrecht ſeines Schuldners nicht erfennt oder zu der

ihm obliegenden Beweisführung nicht oder nurunter

erheblichen Schwierigkeiten imſtande iſt." (ROSt.

Bd . 35 S. 62, Bd . 38 S. 227 ff., Bd . 8 S. 50, Bd . 9

S. 231, Bd. 12 S. 129 ff.). Gleichgültig iſt, ob die

Beiſeiteſchaffung von Vermögensſtüđen durch Schein

verträge oder durch ernſtlich gemeinte Verträge er

folgt , wenn nur die Veräußerung in der Abſicht er:

folgte, eine beſtimmte drohende Zwangsvollſtreckung

zu vereiteln (ROSt. Bd . 7 S. 61 ). Gleichgültig iſt es

auch , ob dem Gläubiger die Geltendmachung ſeiner

Rechte auch nur zeitweiſe unmöglich gemacht oder

erſchwert wird (RGSt. Bd. 9 S. 231, Bd. 19 S. 25 ) ;

belanglos iſt ferner, ob die den Gläubiger ſchädigende

ħandlung des Schuldners nur zum Scheine vor

genommen worden iſt, da ſie bis zum Nachweiſe der

Šimulation dieſelbe wirtſchaftliche Wirkung hat wie die

ernſtlich gemeinte (MGSt. Bd . 12 S. 129). – Darnach

ſind in dem erörterten Umfange die Tatbeſtandsmert

maledes 8 288 StØB.gegeben und die gegenteiligen Aus

führungen des LG. , auf denen die Freiſprechung beruht,

mit den Vorſchriften dieſer Geſegesſtelle nicht in Ein
klang zu bringen . Das Urteil war daher aufzuheben .

Bei der erneuten Prüfung der Frage, ob der Angefl. S.

Beſtandteile ſeines Vermögens veräußert habe, wird

ſich das LG. folgenden Erwägungen nicht verſchließen

können. Das Urteil in NGZ. B0.69 S.60 fönnte aller

dings der Aujfaſſung Haum geben , daß die ſog . Fünf

zehnhundertmart- Verträge ſchlechthin rechtsgültig ſind ;

allein nach den Urteilen in 3 W. 1912 S. 689Nr. 13 und

ROZ. Bd . 81 S. 41 hat dieſe Auffaſſung keine Berechti

gung mehr. Es iſt daſelbſt ausgeführt, daß die Rechts.

gültigkeit ſolcher Verträge von den Umſtänden des Einzel

fals abhängt,daß insbeſondere zu prüfen iſt, ob ſie ernſt:

lichgemeint ſind, und ob ſie nicht gegen die gutenSitten

verſtoßen. Die Rechtsgültigkeit hängt nach der Auffaſſung

der ZS. des RG. in erſter Linie davon ab , daß die Frau

mit ihrem Mann in häuslicher Gemeinſchaft lebt unddas

ihr durch den Vertrag zugewendete im Jntereſie ihrer

und ihres Mannes Familie zu deren Aufrechthaltung

und Fortdauer in einem beſcheidenen Umfange dem

Zwede des Vertrags entſprechend zu verwenden hat.

Sind dieſe Vorausſeßungen nicht gegeben, ſo fehlen die

Vorausſeßungen für die Rechtsgültigkeit eines ſolchen

Vertrags. Wendet die Straffammer dieſe Grundſäße auf

den der Entſcheidung unterſtehenden Fall anund kommt

ſie zu der Anſchauung, daß der Vertrag vom 31. Mai 1913

die Eigenſchaften eines Scheinvertrags hat, ſo wird ſie

zu der viel umſtrittenen Auffaſſung des RG. von der

Rechtsgültigkeit der ſog . Fünfzehnhundertmarkverträge

an ſich nichtgrundſäßlich Stellung zu nehmen brauchen.

Bei der Prüfung der Frage, ob die Vertragsbeteiligten ,

insbeſondere S., ernſtlich gewollt haben, daß der der

Frau S. zugewendete Betrag von 3300 M ihr aus

eigenem Rechte zur freien Verfügung im Intereſſe der

Familie des S. zuſtehen ſoll, wird folgendes zu beachten

ſein. S. und ſeine Frau leben ſeit Jahren - offenſicht

lich aus Verſchulden des erſteren von einander ge

trennt; die häusliche Gemeinſchaft der finderloſen Ehe

leute, der gemeinſame Hausſtand, iſt längſt aufgegeben;

die Ehe beſteht zwar noch rechtlich, aber tatſächlich nicht

mehr ; eine Beziehung zwiſchen den Eheleuten iſt nur

noch inſoweit vorhandeir, als S. ſeiner Frau einen

monatlichen Unterhaltsbeitrag von 150 M auf Grund

der $$ 1360 und 1361 BOB. zu leiſten ſich verpflichtet

hat. Der Angeklagte lebt ſeit Jahren mit ſeiner Ge

liebten zuſammen, teilt mit ihrund den beiden mit ihr

erzeugten Kindern den Hausſtand und verwendet hieraui

den 250 M betragenden Reſtdes Monatsgehalts . Dieſes

Zuſammenleben und Zuſammenwirtſchaften iſt einer

ehelichen Gemeinſchaft nicht gleich zu erachten; dagegen

ſträuben ſich die guten Sitten und die Geſeke, unter Um

ſtänden die Strafbeſtimmung des Art. 50 a PStGB.

(Konkubinat). Schließt ſich das LG, dieſen Erwägungen

an, dann fehlen die Vorausſeßungen, die nach der Aus

ſchauung des RG.vorhanden ſein müſſen , um den durch

den Vertrag verfolgten Zweck als durchgreifend, als

ſittlich und rechtlich erlaubt, erachten zu können . Der

Frau S. ſtehen die nach dem Vertrage vom 31. Mai 1913

ihr zugewendeten Beträge anſcheinend aus eigenem

Rechte zu ; dadurch iſt formell dem vom RG . auſge

ſtellten Erforderniſſe Rechnung getragen, daß die Bes

träge rechtlich zu ihrer freien Verfügung bezahlt werden

ſollen . Nun wird bei den geſchilderten tatſächlichen Bes

ziehungen zwiſchen den Eheleuten S. die Annahme auss

geſchloſſen ſein , daß S. im Ernſte ſeiner Frau , die ihm

nur eine Laſt iſt, von ſeinem Jahresgehalte von 4800 M

den Betrag von jährlich 3300 M zur freien Verfügung

ſtellen wollte; von einer Verwendung dieſes Betrags

im Intereſſe der Familie S. kann feine Rede ſein , da

eine ſolche nicht vorhanden iſt ; ebenſowenig fann eine

rechtliche oder ſittliche Verpflichtung der Frau S. in

Frage kommen , einen Teil des ihr zugewendeten Betrags

von 3300 M der Geliebten ihres Mannes und den im

Ehebruch erzeugten Kindern zukommen zu laſſen, da ihr

die vom Geſez und den guten Sitten verpönte Zumutung

gemacht werden müßte, als Ehefrau das ehebrecheriſche

Leben ihres Mannes zu begünſtigen. Die Auffaſſung

des RG. undeines Teils der Verfechter dieſer Auffaſſung

(neueſtens LZ . Bd . 8 S. 1066 71.) wird von dem Gedanfen

getragen, daß der Dienſtverpflichtete nicht gezwungen

werden könne, ſeine Arbeitskraft den Forderungen ſeiner

Gläubiger zur Verfügung zu ſtellen, ihnen ſeine Arbeit

zu opfern “ ( S. 1073), daß er dagegen berechtigt iſt, ſeine

Arbeit unter Ausſchaltung ſeiner Gläubiger ſeiner Frau

zur Erhaltung des notdürftigen oder ſtandesgemäßen
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ehelichen Baushalts zu opfern. Bei den tatſächlich bes

ſtehenden Verhältniſſen wird ſich das LG . die Frage

vorlegen müſſen, ob S. im Ernſte über den Lohn von

1500 M jährlich hinaus nur arbeitet, um die Arbeits

mehrleiſtung von 3300 M ſeiner ihm läſtig gewordenen

Frau zuzuwenden . Tritt es dieſen Erwägungen bei, ſo

ſtehen in Wirklichkeit dem S. drei Gläubiger gegenüber:

ſeine Frau, der mit einem Vollſtredungstitel verſehene,

die Bodſtredung betreibende Kaufmann C. und die

gleichfalls mit einem Volſtredungstitel für ihre Unter

haltsforderungen ausgeſtatteten außerehelichen finder

und man wird demnach nicht ſagen können , daß die

Vereinbarungen vom 31. Mai 1913, insbeſondere die

Zuwendungen an die Frau S. ernſtlich gewollt ſind.

Kommt das LG. zu dieſer Auffaſſung, ſo wird es zu

der rechtlich einwandfreien Feſtſtellung gelangen, daß

der Bertrag zwar ein der Auffaſſung desRo. entſprechen

des rechtliches Gewand erhalten hat, in Wirklichkeit aber

das gewollte Rechtsgeſchäft d . i . die Zuwendung des

pollen Gehalts an S. zu deſſen freien Berfügung ver

deckt. Das LG. wird aber auch zur weiteren Erforſchung

des wahren Inhalts des Vertragsdas dieſem voraus

gegangeneSonderabkommen berüđſichtigen, worin Frau

S. ihren Mannermächtigt, in ihrem Namen bei ſeinem

Arbeitgeber Geld in Empfang zu nehmen und darüber

zu quittieren. Darnach iſt die Frau S. nicht einmal

berechtigt, den ihr angeblich zugewieſenen Betrag in

Empfangzu nehmen, vielmeniger ,aus eigenem Rechte

darüber frei zu verfügen“ ; ſie iſt nur nach außen die

Empfangs- und Verfügungsberechtigte ; in Wahrheit

ſteht ihr nicht der geringſte Einfluß auf den Gehalts

betrag von 3300 M zu, und mit ihrem monat

lichen Unterhaltsbeitrag von 150 M iſt ſie lediglich auf

die Vertragstreue ihres Mannesangewieſen. S. nimmt

troß des Vertrags ſeinen vollen Monatsgehalt in Emp

fang und verfügt hierüber geradeſo , wie zu der dem

Vertrage vorausgegangenen Zeit. Kommt das LG. zu

dieſer Feſtſtellung, ſo liegt die rechtliche Folgerung nahe,

daß durch den Vertrag eine Aenderung in den recht

lichen und wirtſchaftlichen Beziehungen des S. zu der

Firma N.undſeiner Fraunicht eingetreten, der Vertrag

nur zum Schein abgeſchloſſenworden iſt, und durchihn

die Gehaltsanſprüche des S. , auch ſoweit ſie den jährs

lichen Betrag von 1500 M überſteigen, aus ſeinem Ver

mögen nicht ausgeſchieden ſind. Dann aber erübrigt

ſich ein Eingehen auf die Frage, ob in ihnen ein Verſtoß

gegen die guten Sitten liegt. (Urteil vom 30. Juni1914,

Hev.- Reg. Nr. 338/1914 ). Ed.

.

pflichte auch das Intereſſe des Mündels zur Verweigerung

der Auskunftnötige. Das Ordinariat erhob Beſchwerde;

das Beſchwerdegericht erklärte fich für unzuſtändig und

beſchloß, die Aften dem Landgerichtspräſidenten vor

zulegen :

Aus den Gründen : § 34 FOG. behandelt nur

die Atteneinſicht durch Privatperſonen, nicht aber die

Einſicht durch Behörden und Beamte im amtlichen

Intereſſe. Die Entſcheidung hängtalſo davon ab, ob

das Drdinariat Aufſchluß als Behörde und im amts

lichen Intereſſe begehrt. Dieſe Frage iſt zu bejahen.

Das Ordinariat iſt eine oberhirtliche Behörde zur Be

handlung der Diözeſanangelegenheiten eines Bistums.

(Seydel,Bayer. Staatsrecht 1892, Bd. IV S.233). Die

Gerichte haben die Mechtsſtellung eines Ordinariates

umſchrieben, wie folgt: „ Ein Drdinariat iſt eine mit

allerhöchſter Genehmigung von den Biſchöfen zurBe

handlung der Diözeſanangelegenheiten mit Ausſchluß

der Eheſtreitſachen konſtituierte Behörde“ (Bay. DOH.

Bd. III, 223 und SeuffBI. Bd. 38 Š. 88 ff.). Ferner :

„Ein Ordinariat iſt eine kirchliche Verwaltungsſtelle,

die ſich als Beraterin und þilfsorgan des Biſchofs

mit Behandlung der Diözeſanangelegenheiten befaßt“

(SeuffBI. Bd. 32 S.280).Die „ geiſtliche Oberbehörde“

iſt in der II . Verfeil. vom Staate anerkannt (vgl.

$$ 23, 39, 59, 63, 68 uſw., Konkordat Art. II und III).

Dieſe Anerkennung iſt in Geſeken vielfach ausgedrüdt,

zuleßt in der KGD. vom 24. September 1912 (GVBI.

S. 911 : S$ 811, 111, 1411, 1511, 1811, 231V : „ kirchliche

Dberbehörden ") . Ein dienſtlicher Bertehr der Ordi:

nariate mit den Staatsbehörden ( „ Landesſtellen “) iſt

ausdrüdlich anerkannt in der Allerhvl. vom 7.Mai

1826 (RegBl. 1826 S. 491 Ziff. 1 a. E.) . Durch die

$$ 38, 39, 40 II. VerfBeil. iſt ein Aufſichts- und Zucht

recht der kirchlichen Oberen feſtgeſtellt. Die Biſchöfe

haben eine Dienſtſtrafgewalt über ihre Geiſtlichen

(Seydel a . a. D. S. 174 und 276, Konkordat Art, XII

Lit. d) . An der Ausübung dieſer Dienſtſtrafgewalt

nimmt derStaat aus Gründen des allgemeinen Wohles

lebhaftes Intereſſe . Deshalb unterſtüßt er die firch

lichen Behörden (Seydel a. a . D. S. 246). Zur Auf

rechthaltung der Kirchenzucht ſind die Strafverfolgungs

behörden beauftragt, von Erhebung öffentlicher Klage

uſw. gegen Geiſtliche Mitteilung an die vorgeſepte

geiſtliche Behörde zu machen. ( ŠMBI. 1910 S. 1001

Nr. II , dazu JMBI. 1913 Š. 695 Nr . 5) .

Hier hat ſomit eine vom Staate anerkannte Be

hörde im amtlichen Intereſſe um Aufſchluß gebeten .

Die Beſchwerde des Drdinariats iſt keine Beſchwerde

nach $s 19 ff . FOG. Auch keine Rechtshilfe weder

im techniſchennoch im weiteſten Sinne des Begriffes

kommt in Frage. Es handelt ſich vielmehr um

das Erſuchen einer Behörde an eine andere und um

die Beſchwerde einer Behörde über eine andere in einer

Ermeſſensfrage. Landesrechtliche Vorſchriften (Geſet

oder Verordnung) fehlen. Art. 129 AG. BOB. und

Art. 7 AG . GVG . treffen nicht zu . Art. 3 AG. ZPO.

beſchränkt ſich auf die ſtreitige Gerichtsbarkeit. Die

analoge Anwendung des im $2991 ZPO . enthaltenen

Grundſaßes , daß die Gewährung von Akteneinſicht

(alſo auch die Erteilung von Auskunft aus den Akten)

Sache des Gerichtsvorſtandes, alſo der Juſtizverwaltung

iſt, nötigt jedoch dazu, die Beſchwerde gegen Ver

weigerung der Auskunft als eine Dienſtaufſichtsbe

ſchwerde zu behandeln , zu deren Verbeſcheidung die

Beſchwerdekammer nicht zuſtändig iſt. ( Beſchl. vom
20. April 1914, Beſchw . Reg. 40/14) . M- r.

3444

-

Landgericht Memmingen.

Aufichluß aus After an Ordinariate. Die Schweſter

eines Pfarrers, die im Pfarrhofe wohnte, gebar außer

ehelich ein Mädchen. Das Ordinariat verlangte Ents

fernung von Mutter und Stind aus dem Pfarrhofe, bes

gnügte ſich aber auf Bitten mit der Entfernung des

Kindes. Dieſes wurde weggebracht. Nach einiger Zeit

wurde aber das Drdinariat benachrichtigt, daß ſich ein

ungefähr gleichaltriges Mädchen im Pfarrhofe befinde.

Angeblich ſtammte es von einer anderen Schweſter

des Pfarrers. Bei der Ortspolizei war es nicht an

gemeldet. Um unter Anwendung der Kirchenzucht den

Pfarrer zur Entfernung des Kindes aus dem Pfarr
hofe zu zwingen, erſuchte das Ordinariat das Vor

mundſchaftsgericht um Auskunft über den Aufenthalt

des Mündels ; dieſes weigerte ſich , urſprünglich unter

Berufung auf das Amtsgeheimnis, ſpäter deshalb, weil

kein berechtigtes Intereſſe des Ordinariates i. Š. des

§ 34 FOG. gegeben ſei und das glaubhaft gemachte

berechtigte Intereſſe nach $ 34 nicht zur Auskunft ver

3387
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Büderanzeigen.
Amtsgerichten, ſo werden die Landgerichte nun auch

gegenüber den Gewerbe- und den Kaufmannsgerichten

Kriego:, Zivil. und Finanzgeſeke vom 4. Auguſt 1914.
die ordnungsmäßige Ausführung der Geſchäfte über:

Die außerordentlichen reichsgefeßlichen Beſtimmungen
wachen ( G. GVG. Art. 71 Abſ. 1 Balbſ. 1), und Des

mit den amtlichen Begründungen, Bekanntmachungen
ſchwerden der Beteiligten gegen dieſe Gerichte und deren

und Ausführungsbeſtimmungen und den angezogenen
Mitglieder wegen Verzögerung oder Verweigerung der

Geſekesſtellen. 116 Seiten. Berlin 1914, 3. Gutten
Rechtspflege fönnen bei den Landgerichten angebracht

tag. Gebd. MI. 1.50.
werden (Art. 73 Abſ. 1 , 2 a. a . D.) . Die Grenzen, die zur

Wahrung der Unabhängigkeit der Rechtspflege der
Die Ausgabe enthält die Gefeße und Berordnungen ,

Juſtizverwaltung bei ihrer Dienſtaufſicht gegenüber

die der im Auguſt 1914 begonnene Krieg veranlaßt
den ordentlichenGerichten gezogen ſind, beſtehen ſelbſt

hat. Mein militäriſche Gefeße ſind nicht aufgenommen. verſtändlich auch gegenüber den Gewerbe- und den
Zur Erläuterung iſt die amtliche Begründung bei Kaufmannsgerichten . Auch haben die Landgerichte

gegeben. Die Maſcheit, mit der die Guttentagſche gegen die Mitglieder dieſer Gerichte und deren Kanzlei

Verlagsbuchhandlung wieder auf dem Plan erſchienen
perſonal feine Ordnungsſtrafgewali. Soweit nicht die

iſt, iſt anzuerfennen. Allerdings hat die Schnelligfeit
Vorſchriften der 88 21 , 23 OGG. und der § 15 KGG .

zur natürlichen Folge gehabt, daß die allerlegten Be:
über die Amtsentſeßung der Mitglieder und über die

fanntmachungen des Bundesrats und des preußiſchen Beſchwerde wegen Ordnungsſtrafen gegen Beiſitzer Blag

Miniſteriums nicht aufgenommen werden konnten. greifen , beſtimmt fich das Disziplinarrecht nach den für

Immerhin wird ſich der preußiſche Juriſt der Ausgabe den Beamten geltenden allgemeinen Dienſtvorſchriften;
mit Vorteil bedienen.

fürGemeindebeamte iſt alſo das Gemeindebeamtenredit
München . Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann. maßgebend. Nicht berüht werden durch das Geſep die

Zuſtändigkeiten, die das GGG. und das KOG. der
Die Kriegenotgelege vom 4. Auguſt 1914. Tertaus „ Landeszentralbehörde“ und den „ höheren Verwal.

gabe . 52 Seiten. München 1914. C. Ⓡ . Beciche tungsbehörden“ (Staatsminiſterium des K. Hauſes und
Berlagsbuchhandlung. Kartonniert Mi. 1.

des Aeußern, Kreisregierungen, A. des J. , ) überträgt.

Das Büchlein enthält außer den Geſeßen auch die Die Innungen und die Innungsſchiedsgerichte (8 84

Bekanntmachungen, die der Bundesrat auf Grund des GOG .) üben keine ſelbſtändige Gerichtsbarkeit aus,

Ermächtigungsgeſeßes bis zum 18. Auguſt ds . 38. ſondern entſcheiden nur vorbehaltlich des Rechtswegs
erlaſſen hat. (GewO. 88 81 a Nr.4,81b Nr. 4, 91-91 b ) ; fie ſtehen

alſo den ordentlichen Gerichten nicht gleich und ſind der
Clarus, Dr. Gerhard, Syndikus der Handelskammer

Dienſtauſſicht der Landgerichte nicht unterſtellt. – Die
in Regensburg. Die Konkursverbrechen nach Errichtung von Gewerbe- und Kaufmannsgerichten zu
dem Gegenentwurfverglichen mit dem geltenden

erleichtern iſt der Zweck des Art. 2 des Geſ. , wonach
Recht. 48 Seiten. München, Berlin und Leipzig 1914, mit Zuſtimmung der Zuſtizverwaltung ſolche Gerichte
3. Schweißer Verlag (Urthur Sellier ). 1.20 an Amtsgerichte angegliedert werden fönnen . Die

Eine fachkundige, in der Þauptſache zuſtimmende Gerichte werden auch in dieſem Fall als ſelbſtändige
Beſprechung der ( im Anhang abgedructen ) in den Vor- Sondergerichte errichtet; es wird jedoch von der Ge :

entwurf leider nicht aufgenommenen konkursrechtlichen meinde ein Richter des AG . als Vorſigender beſtellt

Strafbeſtimmungen des Gegenentwurfs . Dr. und im Statut beſtimmt, daß die Gerichtsſchreiberge

ſchäfte von der Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts bes

ſorgt werden und das Gericht in den Räumen des

Amtsgerichts amtiert . Der Satz 2 des Art. 2 verpflichtet

die Richter des Amtsgerichts ſich von den Gemeinden

(OGO . § 12 Abſ. 2, KOG. § 11 Abj.2) als Vorſigende

In dem bayer. Geſetz über den Kriegazuſtand vom beſtellen zu laſſen ; für die nichtrichterlichen Beamten

5. Nov. 1912 ſind durch den § 17 RG . gegen den Ver
des Amtsgerichts ergibt ſich die Möglichkeit, ſie mit

rat militäriſcher Geheimniſſe vom 3. Juni 1914 die in
dem Gerichtsſchreiber-, Zuſtellungs- und Vollſtredungs

Art . 4 Nr. 3 und Art. 6 Nr. 6 angeführten Vorſchriften
dienſt des Gewerbe- oder Kaufmannsgerichts zu beauf

der Ss 1–5 des gleichnamigen Geſezes vom 3. Juli
tragen, aus § 19 Beamt . Die Einnahmen des Gewerbe

1893 durch die entſprechenden Vorſchriften der $81-5
oder Kaufmannsgerichts gebühren auch im Falle der

des neuen Geſekes erſeßt worden. In den S$ 6 , 7 und 10
Angliederung an das Amtsgericht der Gemeinde ($ 9

enthält das Geſetz von 3. Juni 1914 neue Straſbe
Abſ. 2 000., 8 8 Abſ.3 KOG . ) ; Staat und Gemeinde

ſtimmungen für Þandlungen, zu deren Aburteilung
werden ſich darüber zu einigen haben, wieweit dieſe

der Natur der Sache nach die ſtandrechtlichen Gerichte zu den durch die Angliederung dem Staat entſtehenden

berufen ſind. Das bayeriſche Geſez vom 6. Auguſt
Koſten beizutragen hat.

d . Js . betr. die Aenderung des Bejeges über den Kriegs- Eine Neuerung auf dem Gebiete der Gerichtsver:

zuſtand (OVVI. S. 349) dehnt die Zuſtändigkeit der faſſung hat auch das bayer. Geſeß vom 21. Auguſt 1914,
ſtandrechtlichen Gerichte entſprechend aus und ſtellt betr. die Abänderung des AG. GVG ., gebracht (GBBI.

außerdem die Verweiſungen auf das Gefeß gegen den S. 415 ) : es entlaſtet durch einen Zuſat zu Art . 35 die

Verrat militäriſcher Geheimniſſe durch Anführung des Schwurgerichte von einem Teile der Sachen , die nach

neuen Gefeßes richtig. dem Wortlaut , aber nicht nach dem Zwecke des Art . 35

Die der Landesgeſebgebung vorbehaltenen Frage, bisher als Preßdelitte zu ihrer Zuſtändigkeit gehörten,

wer die Dienſtaufſicht über die Gewerbe: und die kauf: nämlich von den Anklagen wegen der durch die Preiſe

mannsgerichte zu führen hat – wir zählten in Bayern
begangenen Vergehen nach dem Geſ. gegen den uns

Endedes vorigen Jahres 72 Gewerbe- und 30 sauja
lauteren Wettbewerb und dem Geſ. zum Shuge der

mannsgerichte – war bisher in Bayern geſeßlich nicht
Warenbezeichnungen.

geregelt. Das Geſep vom 11. Auguſt 1914 (ØVDI .

Š . 369) hat nun in Art. 1 beſtimmt, daß die Dienſtauf:

ſicht von den Landgerichten nach den Anordnungen des Verantwortl . Verausgeber i . V.: E. E cert, Land :

Juſtizminiſteriums geführt wird. Wie gegenüber den gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von J. Sch weißer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig.

Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie . ( Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing.

Geſeggebung uud Verwaltung.
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Die Zeitſdrift ericheint am 1. und 15. jedes Monats

im Umfange von mindeſtend 2 Bogen . Preis vierteljährlich

Mt. 3.- Deftellungen übernimmt jede Buchhandlung und

jede Poſtanſtalt.

Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße 1a .

Anzeigengebübr 30 Pig . für die balbgeſpaltene Petitzeile

oder deren Raum . Bei Wiederholungen Ermäßigung . Stellen .

anzeigen 20 Pfg. Beilagen nad Uebereintunft .

Naddrud verboten . 365

Die Novelle zum Gandelsgeſekbuche. mächtigten und Prinzipal geſchloſſen, inhaltlich

deren erſterer nach Beendigung des Dienſtverhält

Bon Sandgerichtsrat u. Bedal in München . niffes eine gewiſſe Friſt hindurch in einem be

Am 1. Januar 1915 tritt das Geſetz vom
ſtimmten Bezirk ein Konkurrenzgeſchäft bei hoher

10. Juni 1914 betr. die Aenderung der $$ 74 ,
Vertragsſtrafe weder gründen, noch ſich an

75, 76 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs in Kraft
einem ſolchen beteiligen durfte ; dieſe Verträge

(RGBI. Nr. 35/1914) . Das Geſetz bringt eine
waren zuläſſig, vorausgeſeßt, daß durch die Höhe

Reihe neuer Beſtimmungen , die ſich auf die Ron:
der Strafe, die allzulange Dauer der Friſt und

kurrenzklauſel der Handlungsgehilfen oder, wie ſich
die allzu weite Bezirksbeſtimmung nicht das Maß

das neue Geſetz deutſch ausdrückt, auf das Wett:
guter Sitten überſchritten wurde . Solche Ver

bewerbverbot“ beziehen . Die Beſtimmungen ſind
trage konnten in Anwendung der Schlußbeſtim

beſchränkt auf die Bandlungsgehilfen , teilweiſe
mung des Art. 59 auch mit Handlungsgehilfen

finden ſie auf Handlungslehrlinge und Voluntare
geſchloſſen werden (vgl. Gareis - Fuchsberger, Aug.

Deutiches HCB. Art. 56 und 59 Anm . 97).
Anwendung.

Handlungsgehilfe iſt nach § 59 HGB. , wer in
2. Das Handelsgeſeßbuch vom 10. Mai 1897

hat in 88 74 und 75 die Vereinbarungen zwiſchen
einem Handelsgewerbe zur Leiſtung kaufmänniſcher

Dienſte gegen Entgelt angeſtellt iſt; bezüglich der
Prinzipal und Handlungsgehilfen über Beſchrän

näheren Definition und Unterſcheidung des Hand:
kungen der gewerblichen Tätigkeit des leşteren

lungsgehilfen von den übrigen Gehilfen eines Kauf
für die Zeit nach der Beendigung des Dienſt

manns iſt zu vergleichen Staub , Romm . 3. HOB .
verhältniſſes näher geregelt ; Anlaß zu dieſer Re

8 59 Anm . 7 ff. Auf andere Perſonen, Pro
gelung gab die Tatſache , daß mit den Konkurrenza

kuriſten . Handlungsagenten , Handlungsreiſende
klauſeln bedeutender Mißbrauch getrieben und den

(8 55 HOB.) 2c . finden die Beſtimmungen wie
Gehilfen vielfach das fernere Fortkommen weit

bisher keine Anwendung.
über das berechtigte Intereſſe des Prinzipals hinaus

erſchwert wurde. § 74 erklärt ſolche Verein

I. Bisheriges Recht.
barungen für den Handlungsgehilfen nur inſoweit

bindend, als die Beſchränkung nach Zeit , Ort

1. Das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch und Gegenſtand nicht die Grenzen überſchreitet,

enthielt beſondere Beſtimmungen über ein Wett: durch welche eine unbillige Erſchwerung des Fort

bewerbverbot nach Beendigung des Dienſtverhält- kommens des Handlungsgehilfen ausgeſchloſſen wird,

niſſes nicht. Art. 59 beſagte nur : „ Ein Hand : und die Beſchränkung darf ſich nur auf einen Zeit

lungsgehilfe darf ohne Einwilligung des Prinzi- raum bis zu drei Jahren von Beendigung des

pals weder für eigene Rechnung noch für Rech: Dienſtverhältniſſes an beziehen . Während das

nung eines Dritten Handelsgeſchäfte machen. In frühere Recht nur darauf Rüdſicht nahm , daß

dieſer Beziehung kommen die für den Prokuriſten das Maß der guten Sitten nicht überſchritten

und Handlungsbevollmächtigten geltenden Beſtim: murde , liegt hier der Hauptton auf dem Ausſchluß

mungen (Art. 56) zur Anwendung. Dieſe Be: der unbilligen Erſchwerung des Fortkommens des

ſtimmungen bezogen ſich nur auf die Dauer des Handlungsgehilfen. Wann hier die Grenzen der

Dienſtverhältniſſes. Doch wurden damals auchDoch wurden damals auch Billigkeit überſchritten werden, kann nur im Einzel

ſchon Verträge zwiſchen einem Handlungsbevoll- / falle geſagt werden . Die geſchäftlichen Verhält



366 Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 20 u. 21.

niſſe des Prinzipals einerſeits, auch ſein berech- zur ſofortigen Kündigung berechtigt ( Staub 8 70

tigtes Intereſſe nach der Beſonderheit des Betriebes , Anm . 18). Von dem zweiten Ausnahmefall, wonach

die Verhältniſſe des Gehilfen andererſeits, auch bei Kündigungdurch den Prinzipal die Konkurrenz

ſeine Gehaltsbezüge und ſonſtigen Vermögensverhält: klauſel nicht gilt, find wieder Ausnahmen zugelaſſen:

niffe können dabei maßgebend ſein , ebenſo die wenn ein erheblicher, von dem Prinzipal ſelbſt nicht

Erwägung, ob ſich der Gehilfe unſchwer auf verſchuldeter Arten für die Kündigung vorliegt ,!

arderen Gebieten betätigen kann . Durch die Ein : wobei nicht ein Verſchulden des Gehilfen voraus

ſchränkung, daß die Vereinbarungen nur inſoweit gefekt wird, ſondern auch vernünftige, kaufmänniſche

berbindlich ſind, als die Grenzen der Billigkeit Erwägung die Kündigung des Dienſtvertrages ver:

nicht überſchritten ſind, iſt geſagt , daß die Ver- anlaſſen kann, und ferner, wenn der Prinzipal

einbarungen nur hinſichtlich des Uebermaßes un- dem Handlungsgehilfen während der Dauer der

verbindlich ſind, daß alſo der Richter das Verbot Beſchränkung das zulegt von ihm bezogene Gehalt

inhaltlich ermäßigen , ſeine Grenzen ſo feſtſeken fortzahlt; der Prinzipal, der ohne erheblichen Anlaß

muß, daß der Billigkeit entſprochen iſt ;hiebei ſind fündigt , fann fich die Geltung der Konkurrenz

auch wieder die beiderſeitigen Verhältniſſe zu berück- klauſel dadurch erkaufen.

ſichtigen ; die Einſchränkung fann hinſichtlich des 8 75 enthält dann die weiteren Beſtimmungen,

Geſchäftszweigs, der Zeitdauer, der Beſchäftigungsart daß der Prinzipal nur die verwirkte Strafe ver:

und der räumlichen Geltung erfolgen . Unter Um- langen kann , wenn vom Handlungsgehilfen für

ſtänden kann natürlich auch die ganze Konkurrenz- den Fall der Nichterfüllung der in der Verein

klauſel für ungültig erklärt werden , wenn auf barung übernommenen Verpflichtung eine Strafe ver:

anderem Wege eine unbillige Erſchwerung des
ſprochen iſt; Anſpruch auf Erfüllung oder Erſaß eines

Fortkommens des Gehilfen nicht zu beſeitigen iſt weiteren Schadens iſt ausgeſchloffen ; eine unver:

oder wenn die Vereinbarung der Konkurrenzklauſel hältnismäßig hohe Vertragsſtrafe fann nach den

überhaupt gegen die guten Sitten verſtößt; unzu- Vorſchriften des Bürgerlichen Geſekbuchs herab

läſſig iſt auch die Beſchränkung, wenn der Prin- geſegt werden .

zipal tein begründetes Intereſſe an der Ron:
Vereinbarungen , welche den Vorſchriften des

kurrenzklauſel hat , denn es iſt unbillig, daß der
8 75 zuwiderlaufen, ſind für nichtig erflärt.

Prinzipal die Erwerbsfreiheit des Gehilfen weiter Nach § 76 Ab . i finden dieſe Beſtimmungen

beſchränkt, als dies in ſeinem Intereffe nötig iſt.
auch auf den Handlungslehrling Anwendung, d . i.

Nach Ab . 3 des § 74 iſt die Vereinbarung
ein in einem Handelsgewerbe zum Zwede der kauf

nichtig , wenn der Handlungsgehilfe zur Zeit des
männiſchen Ausbildung und zur Leiſtung der er:

Abſchluſſes minderjährig iſt, und zwar unter allen

Umſtänden, auch wenn der geſetzliche Vertreter fie tragliche Konkurrenzklauſeln mit den Handlungs
lernten Dienſte durch Vertrag Angeſtellter. Ver:

mitabſchließt oder genehmigt; ſie wird nur gültig, lehrlingen für die Zeit nach Beendigung des Dienſt

wenn der Handlungsgehilfe nach erlangter Voll
verhältniſſes werden meiſt ungültig ſein , weil der

jährigkeit ſie genehmigt . Handlungslehrling gewöhnlich minderjährig iſt und

75 beſtimmt dann die Fälle der Vertrags:

beendigung , für welche die Konkurrenzklauſel nicht
daher jede Vereinbarung , auch die mit dem geſek:

lichen Vertreter nichtig iſt ; es müßte denn der
gilt , und die Folgen der Uebertretung des Ver

Handlungslehrling als ſolcher noch volljährig wer :

bots im Falle der Vereinbarung einer Vertrags
den und die Vereinbarung genehmigen .

ftrafe.
(Vgl. Staub , Anm . zu SS 74, 75 , 76).

Die Konkurrenzklauſel gilt grundſäßlich für alle

Falle der Vertragsbeendigung. alſo insbeſondere,

wenn die vereinbarte Zeit abläuft oder der Ver:
II. Das neue Recht.

trag durch beiderſeitige Vereinbarung vorzeitig Die bisherigen Beſtimmungen des Handels.

aufgelöſt oder vom Gehilfen gekündigt wird; in geſekbuchs ſind zwar nicht ohne günſtige Wirkung

zwei Ausnahmen ſoll aber die Konkurrenzklauſel geblieben , haben aber die Kaufleute doch nicht von

nicht gelten : wenn nämlich der Prinzipal durch umfaſſenden und drückenden Konkurrenzbeſchrán:

vertragswidriges Verhalten dem Handlungsgehilfen kungen abzuhalten vermocht; die Konkurrenzklauſel

Grund gibt, das Dienſtverhältnis gemäß den Vor: dient tatſächlich nicht nur als Schuß gegen eine

ſchriften der SS 70 und 71 ohne Einhaltung einer unlautere Verwertung von Kenntniſſen und Bea

Kündigungsfriſt aufzulöſen, und wenn der Prin- ziehungen , die ſich der Gehilfe in dem Betriebe

zipal fündigt. Im erſten Falle genügt nicht, daß des Prinzipals erworben hat , ſondern ihr eigent:

zur Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ein wichtiger licher Zweck iſt vielfach nur der , dem Konkurs

Grund vorliegt , ſondern der vandlungsgehilfe muß renten die Möglichkeit zu nehmen, gut ausgebildete

einſeitig wegen vertragswidrigen Ver- Hilfsträfte für fein Geſchäft zu finden ; dadurch

haltens des Prinzipals das Dienſtverhältnis wird ſie zu einer Beſchränkung und Unterdrüdung

aufheben ; unter vertragswidrigem Verhalten iſt des freien Wettbewerbs überhaupt benüßt und übt

ſchuldhafte Pflichtverlekung zu verſtehen , nicht bloß einen Druck auf die Gehaltsverhältniſſe aus. Die

objektive Vertragswidrigkeit, welch lektere nur berechtigte Abſicht der Kaufleute, ſich gegen die
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Konkurrenz zu ſchüßen, wird von dieſen auf Koſten die Vereinbarung von der Schriftform und der Aus

der Gehilfen verfolgt . Daher wird ſchon ſeit händigung der Urkunde abhängig iſt, ergibt fich,

mehreren Jahren eineAenderung dieſer Vorſchriften daß eine nur mündliche Vereinbarung ſo lange

in den Kreiſen der Gehilfen dringend befürwortet, ungültig iſt, als nicht dieſen beiden Erforderniſſen

zumal der Handlungsgehilfe, der nach ſeiner Mei: Genüge geſchieht; für den Prinzipal ergibt ſich

nung einen wenigſtens teilweiſe unverbindlichen dadurch die Notwendigkeit, daß ſofort mit dem

Vertrag eingegangen hat, bei Antritt einer neuen Abſchluſſe des Anſtellungsvertrages auch dieſe Ver

Stelle oder im Falle der Abſicht der Selbſtändig- einbarung ſchriftlich niedergelegt und die Urkunde

machung vor die Notwendigkeit geſtellt iſt, ent- dem Gehilfen ausgehändigt wird, da bei Ver

weder erſt durch Richterſpruch feſtſtellen zu laſſen, zögerung, namentlich bis nach Antritt der Stelle
ob und inwieweit ſein bisheriger Vertrag under : der Gehilfe die Unterzeichnung ablehnen könnte,

bindlich iſt, oder die Gefahr auf ſich zu nehmen, ohne daß dadurch der Anſtellungsvertrag ſelbſt

das Wettbewerbverbot zu übertreten und hernach ungültig würde ; denn nur die Ronkurrenzverein:

eventuell die vielleicht hohe Vertragsſtrafe zu zahlen . barung bedarf der Schriftform und der Aushändi

Die Verbände der Handlungsgehilfen hatten gung der Urkunde. Das Gefeßſprichtnur von Ver:

beantragt , die Konkurrenztlauſel ganz zu verbieten; einbarungen zwiſchen Prinzipal und Handlungs

bei der Beratung des Geſezentwurfes wurde dieſer gehilfen , etwaige gültige Nebenverträge, die mit

Antrag vielfach befürwortet ; es kann hier auf die anderen Perſonen, dem Vater u . dgl. abgeſchloſſen

Gründe, die für und gegen die Aufhebung gel= werden , wie eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft,

tend gemacht worden ſind, nicht weiter eingegangen i werden durch das Gefeß nicht berührt .

werden, die verbündeten Regierungen haben ein Abjak II des 8 74 enthält dann den Grund

Verbot der Konkurrenzklauſel glattabgelehnt, und ſaß der bezahlten Karenz: Der Prinzipal muß

es ſind gewiß eine Reihe von Umſtänden vor- ſich verpflichten, für die Dauer des Verbots eine

handen , die für Erhaltung der Konkurrenzklauſel Entſchädigung zu zahlen , die für jedes Jahr des

auch bei den Handlungsgehilfen ſprechen können ; Verbots mindeſtens die Hälfte der von dem Hand

das Gefeß hat aber die Fälle der Konkurrenz= lungsgehilfen zuleşt bezogenen vertragsmäßigen

klauſel im allgemeinen erheblich eingeſchränkt ; es Leiſtungen erreicht; ohne dieſe Verpflichtung des

ſoll ein Konkurrenzverbot nur dann vereinbart Prinzipals iſt das Wettbewerbverbot nicht ver

werden , wenn ein wirklich erhebliches und iduß: bindlich.

bedürftiges Intereſſe dafür vorliegt ; damit aber $ 74 a und b.

der Prinzipal dieſes Intereſſe nicht einſeitig be- Das bisherige Gefeß hat Wettbewerbverbote

haupten und beſtimmen kann , wird ihm ein Opfer inſoweit zugelaſſen, als eine unbillige Er

auferlegt , das er für die dem Gehilfen auferlegte ſchwerung des Fortkommens des Gehilfen ausge:

Beſchränkung zu bringen hat, und nach dieſem ſchloſſen iſt; dieſer Grundſag iſt im weſentlichen
Opfer muß er bemeſſen , ob ſein Intereſſe an dem auch jeßt beibehalten , er iſt in Einklang geſtellt

Konkurrenzverbot ſo groß iſt, daß es die Beſchrän: mit dem Grundſaße der bezahlten Karenz; das

kung des Gehilfen rechtfertigt. Es iſt dics der Wettbewerbverbot iſt unverbindlich, ſoweit es unter

Grundiaß der bezahlten Karenz ; der Prinzipal hat Berückſichtigung der gewährten Entſchädigung nach

dem Gehilfen für die ihm durch die Konkurrenza Ort , Zeit oder Gegenſtand eine unbillige Er:

klauſel auferlegten Beſchränkungen eine beſondere ſchwerung des Fortkommens des Gehilfen enthält.

Entſchädigung während der Dauer der Beſchrän: Die Einſchränkung kann alſo , wie bisher, hinſicht

fungen zu gewähren . lich des Geſchäftszweiges, der Seitdauer , der Be

ſchäftigungsart und der räumlichen Geltung er:
Urt. I § 74.

folgen; bei der Frage, ob ſolche Einſchränkungen

Für die bisherigen Verträge mit dem Hand- unter Berückſichtigung der beiderſeitigen Verhält

lungsgehilfen war eine Form nicht vorgeſchrieben niſſe billig oder unbillig ſind, inwieweit dabei die

worden, ſie konnten mündlich geſchloſſen werden, Grenzen der Billigkeit überſchritten ſind und in

es konnte der Vertrag in einem remplar aus : wieweit der Richter das Verbot inhaltlich er

gefertigt werden, das der Prinzipal zu ſich nahm ; mäßigen kann, iſt aber auch Rüdjicht zu nehmen

vielfach war die Konfurrenzklauſel in Vertrags = auf die von dem Prinzipal zu gewährende Ent:

formularen enthalten , wurde daſelbſt mechaniſch ſchädigung; gerade dieſe Entſchädigung kann ein

ausgefüllt und ohne beſondere Ueberlegung unter: Verbot weniger unbillig erſcheinen laſſen , weil der

ſchrieben . Da es aber für den Handlungsgehilfen Nachteil, den der Gehilfe durch das Verbot er:

von Wichtigkeit iſt, über den Inhalt einer ihn leidet , durch die Entſchädigung wieder aufgehoben
bindenden Konkurrenzvereinbarung genau unter: werden kann .

richtet zu ſein , beſtimmt das neue Geſetz (S 74 I) . Bemerkenswert iſt, daß bisher zur Unverbind

daß eine ſolche Vereinbarung der ſchriftlichen Form lichkeit des Wettbewerbverbots erforderlich war,

bedarf und dem Gehilfen in einer vom Prinzipal daß eine übermäßige Beſchränkung nach Zeit, Ort

unterzeichneten, die vereinbarten Beſtimmungen ent- und Gegenſtand vorlag ; das neue Geſetz ſpricht

haltenden Urkunde ausgehändigt werden muß. Da von der unbilligen Erſchwerung des Fortkommens
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des Gehilfen nach Ort, Zeit oder Gegenſtand ; tätigkeit nachweiſen ; dieſer Wortlaut bringt die

e8 ſoll damit jeder einzelne dieſer drei Umſtände Beweisfrage ing Rolen ; nach der Faſſung des

für die Einſchränkung einer hierin überſpannten Kon= Gefeßes iſt kein Zweifel, daß der Gehilfe, der die,

kurrenzklauſel ausreichen, natürlich unter Berüd- ganze oder teilweiſe Unverbindlichkeit des Verbots

ſichtigung der gewährten Entſchädigung. geltend machen will, behaupten und auch mit

Das Geſetz geht aber weiter ; der eben aus: Beweis vertreten muß, daß ein zu ſchükendes,

geführte Grundſatz iſt an zweite Stelle gerüdt, berechtigtes, geſchäftliches Intereſſe des Prinzipals

an erſter Stelle tommt das zum Ausdruck, was nicht vorliegt; er muß dartun , wie ſeine Stellung

bisher nur auslegungsweiſe als unzuläſſige Be: war, was er zu arbeiten hatte, inwieweit er Ein :

ſchränkung angenommen wurde, wenn nämlich der blick in das Geſchäft und den Betrieb betam ;

Prinzipal fein begründetes Intereſſe an der Ron: dem Prinzipal ſteht dann der Gegenbeweis zu.

kurrenzklauſel hat ; das neue Geſetz ſagt, daß das Der Prinzipal wird allerdings dadurch genötigt ,

Wettbewerbverbot inſoweit unverbindlich iſt, als vor Gericht ſeinen Geſchäftsbetrieb zu offenbaren ,

es nicht zum Schuße eines berechtigten geſchäft: wenn er das Wettbewerbverbot rechtfertigen will;

lichen Intereſſes des Prinzipals dient – § 74 a denn der Handlungsgehilfe , der durch Klage oder

Abſ. 1. Mit dieſer Faſſung ſollten die Fälle ohne Einrede die Unverbindlichkeit des Wettbewerb

ſchußbedürftige Intereſſen ausgeſchieden werden ; verbots behauptet, wird das Vorhandenſein eines

ſie iſt das Kompromiß einer Reihe von Anträgen , berechtigten geſchäftlichen Intereſſes des Prinzipals

die bei der Beratung in der Rommiſſion geſtellt ableugnen und darzutun verſuchen, daß bei ihm

wurden ; man wollte einerſeits nur gelten laſſen von einer Vertrauensſtellung und von Einblic in

den Schuß wirklicher Geſchäfts- und Betriebsgeheim beſondere Geſchäfts- und Betriebegeheimniſſe nicht

niſſe, den Schuß vor Verwertung dieſer und ſonſtiger die Rede war ; demgegenüber bleibt dem Prinzipal

wirtſchaftlicher Werte, die zum wohlerworbenen nichts übrig , als feinen Geſchäftsbetrieb und ſeine

Befißſtande gerade dieſes Geſchäftes gehören, ein Geheimniſſe zu offenbaren, um zu rechtfertigen, daß

beſonderes berechtigtes Intereſſe an der Verhinderung ſein geſchäftliches Intereſſe eines beſonderen Schuķes

gerade der ſtreitigen Konkurrenztätigkeit, anderer bedarf. Man muß hier aber erwägen , daß der:

ſeits glaubte man ein wichtiges geſchäftliches In- artige Offenbarungen auch in anderen Prozeſſen

tereſſe nur dann als vorliegend anſehen zu ſollen, vorkommen , daß auch bisher der Prinzipal ſein

wenn ſich der şandlungsgehilfe in der Stellung begründetes Intereſſe an der Konkurrenzklauſel nach:

eines Geſchäftsführers, Betriebsleiters befindet, der zuweiſen hatte und daß auch in anderen Fällen,

Einblick in die Betriebs- und Geſchäftsgeheimniſſe wenn die Herabſeßung einer unverhältnismäßig

hat, oder wenn er ein Gehalt von entſprechender hohen Vertragsſtrafe nach § 343 BGB. in Frage

Höhe bezieht , ſo daß hieraus die Vertrauensſtellung ſteht, der Gläubiger zum Nachweiſe ſeines berechtigten

gefolgert werden kann . Nun muß aber geſagt Intereſſes genötigt werden kann, weil der Schuldner

werden , daß ſich eine genaue Faſſung , die für nur die unverhältnismäßige Höhe zu beweiſen hat .

jeden Einzelfall paßt , ſchwer finden läßt ; über die Das Beſtreben des Geſekes geht eben dahin, die

Zuläſſigkeit des Verbots läßt fich meiſt erſt in Konkurrenzklauſel nach Möglichkeit einzuſchränfen

concreto entſcheiden, wenn die Vereinbarung durch und durch ſie nur wirklich ſchußberechtigte Intereſſen

den Austritt aus der Stellung praktiſch geworden zu ſchüßen .

iſt ; es kann ſein , daß beim Anſtellungsvertrag Die zeitliche Beſchränkung des Verbots , die

eine Vertrauensſtellung mit Einblick in die bisher auf drei Jahre von der Beendigung des

Geſchäfts- und Betriebsverhältniſſe geplant war, Dienſtverhältniſſes an feſtgeſeßt war, iſt im neuen

daß aber aus irgendwelchen Gründen dann eine Geſeße auf zwei Jahre beſtimmt - § 74 a Abſ. 1 .

anderweitige Verwendung ſtattfand, ſo daß erſt Infolgedeſjen wird wohl die bereits beſprochene

beim Austritt fich zeigt, ob aus der Tätigkeit | Unverbindlichkeit des Verbots in Anſehung der

des Gehilfen in dem Geſchäftsbetriebe ſich ein Zeit ziemlich ſelten ſein ; denn, wenn ein wirt:

Wettbewerbverbot rechtfertigt. Aus dieſem Grunde lich jhußbedürftiges Intereſſe des Prinzipals vor:

iſt jedenfalls die allgemeine Faſſung zu billigen. handen iſt und dieſer zum Schuße ſeiner Inter:

Bei der Feſtſtellung, ob ein berechtigtes geſchäft: eſſen bereit iſt , das Opfer zu bringen, an den

liches Intereſſe des Prinzipals vorliegt, wird zu Gehilfen zwei Jahre lang Entſchädigung zu zahlen ,

erwägen ſein, ob der Handlungsgehilfe in der ihm dann wird im allgemeinen wohl geſagt werden

verbotenen Konkurrenztätigkeit Geſchäfts: und Be- | können , daß das Intereſſe des Prinzipals auch

triebsgeheimniſſe oder ſonſtige wirtſchaftliche Werte eines zweijährigen Schußes bedarf.
dieſes beſonderen Geichäftes verwerten kann und inwie: Trotzdem das Geſet von dem Grundjage aus:

weit nach Zeit , Ort oder Gegenſtand die Geſchäfts- ging, daß ein völliges Verbot der Konkurrenz

geheimniſſe des Prinzipals verletzt werden können klauſel nicht angängig ſei , und trozdem die bisher

und ein beſonderer Schuß deshalb gerechtfertigt iſt. beſprochenen Rautelen eine ſehr erhebliche Ein :

Ein Antrag hatte vorgeſehen, der Prinzipal jchränkung derſelben notwendigerweiſe nach ſich

ſollte ſein beſonderes berechtigtes Intereſſe an der ziehen , hat das Geſep doch noch ein direktes Verbot

Verhinderung gerade der ſtreitigen Konturrenz- der Konkurrenzklauſel aufgeſtellt; das Wettbewerb:
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verbot iſt nichtig, wenn die dem Gehilfen zuſtehenden zuſehen find ; Gratifikationen aus Anlaß eines

jährlichen vertragsmäßigen Leiſtungen den Betrag Geſchäftsjubiläums oder eines Familienfeſtes des

don M 1500 nicht überſteigen § 74 a 26. 2. Prinzipals ſpielen keine Rolle.

Mit dieſer Beſtimmung kam man den Anregungen Unter den Bezügen ſind diejenigen von Be

auf Feſtlegung einer Mindeſtgehaltsgrenze ent: deutung , aus welchen der Handlungsgehilfe beſondere

gegen , man wollte damit aber eigentlich nicht eine Auslagen zu beſtreiten hat , wie Reiſekoſten , Auf

Mindeſtgehaltsgrenze ſchaffen , ſondern eine be- wand außerhalb des Aufenthaltsortes, Nachtquar:

ſtimmte Rategorie freigeben ; erwähnt wurden die tier ; ſoweit Bezüge zum Erſaße beſonderer Aus

niedrig befoldeten in Warenhäuſern beſchäftigten lagen dienen ſollen, die infolge der Dienſtleiſtung

Angeſtellten, die Handlungsgehilfen bei kleineren entſtehen, bleiben ſie außer Anſaß — 8 74b 26.3 .- $ Abſ

und mittleren Raufleuten in Landſtädten ; die Be- Es ſind alſo nicht die geſamten Beträge der

haltsgrenze von M 1500 deđt ſich zudem mit der Reiſeſpeſen anzuſeßen, ſondern dieſe Bezüge nur

Pfändungsgrenze des § 850 BPO .; deshalb war inſoweit, als die Auslagen , zu deren Deckung

auch die beantragte Erhöhung auf M 1800 von die Reiſepeſen beſtimmt ſind, auch ohne die Reiſe

den verbündeten Regierungen abgelehnt worden , entſtanden ſein würden ; was der Gehilfe für ſeine

um nicht eine andere Gruppe von Angeſtellten Ernährung in ſeinem Wohnort aufwenden müßte ,

hereinzuziehen und ſo das Beſtreben nach Aus- iſt bei der Berechnung der Entſchädigung in Rechnung

dehnung wachzurufen ; auch ſollte verhindert werden , zu ſtellen.

daß derPrinzipal zur Zahlung des Mindeſtgehalts Wie bisher iſt das Wettbewerbverbot nichtig,

genötigt würde, um das Wettbewerbverbot zu er- wenn der Gehilfe zur Zeit des Abſchluſſes minder

langen, da auch für den kleinen Kaufmann in jährig iſt ; wenn der Gehilfe volljährig wird und

Landſtadten, der nur geringe Gehälter zahlen es ausdrücklich genehmigt, kann es natürlich gültig

kann, das Bedürfnis und die Notwendigkeit einer werden ; man wird aber hier nach § 74 Abſ. 1

Konkurrenzklauſel beſtehen kann . Die Angeſtellten wohl verlangen müſſen, daß die ſchriftliche Verein:

mit einem Gehalt bis M 1500 ſind dagegen die- barung und Aushändigung der Urkunde nach ein

jenigen, die durch Verwertung deſſen, was ſie im getretener Volljährigkeit beſonders erfolgen muß,

Geſchäfte des Prinzipals geſehen und gelernt haben , ſo daß ein neuer Abſchluß vorliegt und eine mit

die Intereſſen desſelben nicht ſchädigen können . dem Minderjährigen getroffene Vereinbarung wert:

Wie bereits erwähnt, iſt das Wettbewerbverbot los iſt, ſelbſt wenn ſie vom geſeblichen Vertreter ge

nicht wirkſam , wenn ſich nicht der Prinzipal ver- billigt wird. Die Nichtigkeit wurde aber auch auf

pflichtet, für die Dauer des Verbots eine Ent Wettbewerbverbote ausgedehnt, die mit volljährigen

ſchädigung zu zahlen, die für jedes Jahr desVer: Handlungsgehilfen abgeſchloſſen werden, dann ,

bots mindeſtens die Hälfte der von dem Hand wenn ſich der Prinzipal die Erfüllung auf Ehren :

lungsgehilfen zulegt bezogenen vertragsmäßigen wort oder unter ähnlichen Verſicherungen verſprechen

Leiſtungen erreicht. Die vertragsmäßigen Lei- läßt — § 74 a A6 . 2 ; hiedurch wird ein ſonſt ganz

ſtungen ſind häufig nicht feſt beſtimmt, fie be- oder teilweiſe verbindliches Wettbewerbverbot nichtig.

ſtehen in Proviſionen, Verkaufsprămien, Tantiemen Das Geſeß erklärt dann weiter auch die Ver

u . dgl., find daher in einem Jahre höher, im einbarung fürnichtig, durch die ein Dritter an Stelle

anderen niedriger ; das Geſeß beſtimmt deshalb, des Gehilfen die Verpflichtung übernimmt, daß

daß die dem Gehilfen zuſtehenden vertragsmäßigen ſich der Gehilfe nach der Beendigung des Dienſt

Leiſtungen, ſoweit ſie in einer Proviſion oder in verhältniſſes in ſeiner gewerblichen Tätigkeit be

anderen wechſelnden Bezügen beſtehen, bei der ſchränken werde , $ 74 a Ab . 3 ; es fol damit

Berechnung der Entſchädigung nach dem Durch verhindertwerden ,daß der Angeſtellte um die Vor

ſchnitt der legten drei Jahre anzuſeßen ſind. teile des Geſekes gebracht wird, indem an Stelle

Wenn die für die Bezüge bei der Beendigungdes eines nach dem Gefeße ungültigen Vertrags zwiſchen
Dienſtverhältniſſes maßgebende Vertragsbeſtim : dem Prinzipal und ihm ein Vertrag mit einem

mung noch nicht drei Jahre beſtanden hat, ſo er- Dritten geſchloſſen wird ; denn wenn auch der

folgt der Anſaß nach dem Durchſchnitt des Zeit: Vertrag nurein höchſt perſönlicher zwiſchen Prinzipal

raumes, für den die Beſtimmung in Kraft war – und Gehilfen iſt, ſo iſt doch denkbar , daß ein

$ 74b Abſ. 2. Das Geſetz hat auch hier mit Rück: Dritter aus Sorge um die Exiſtenz des Stellung

ficht auf die Mannigfaltigkeit der vorkommenden ſuchenden ein Abkommen mit dem Prinzipal ſchließt,

Entlohnungen es unterlaſſen, eine Detaillierung das ſich nicht im Rahmen der geſeblichen Vor

aufzuſtellen, die Ausdrücke Proviſion oder andere ſchriften hält, und das der Angeſtellte nach Be:

wechſelnde Bezüge ſind nur eine Umſchreibung für endigung des Dienſtverhältniſſes mit Rückſicht auf

die vertragsmäßigen Leiſtungen , die dem Betrage fein perſönliches Verhältnis zu dem Dritten zu

nach nicht genau beſtimmt ſind; es kommen aber halten genötigt iſt; einer ſolchen Umgehung des

nur die vertragsmäßigen Leiſtungen in Frage , die Geſeķes ſoll vorgebeugt werden . Bürgſchaften für

jenigen, die nach dem Vertrage ausdrücklich zuge- gültige Konkurrenzklauſeln oder ſolche, die teilweiſe

ſichert oder mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte oder gültig ſind , ſind natürlich in demſelben Umfange

ſonſtige Umſtände als ſtillſchweigend vereinbart an- gültig, wie der Vertrag ſelbſt.

1

I

.
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Das Geſetz erwähnt ſchließlich noch ausdrücklich, eines Erwerbes “ und das „ Gezwungenwerden zur

daß die Vorſchriften des § 138 BGB. über die Wohnſikverlegung “. Da die Tendenz des Geſekes

Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften, die gegen die guten iſt, dem Gehilfen entgegenzukommen, muß im

Sitten verſtoßen ,unberührt bleiben – $ 74 a Ab.3. Zweifel zugunſten des Angeſtellten geurteilt werden ;

Ueber die Bezahlung der dem Handlungsgehilfen man wollte auch hier von einem näheren Eingehen

für das Wettbewerbverbot zu gewährenden Ent: auf die einzelnen Möglichkeiten abſehen und eine

ſchädigung iſt beſtimmt, daß fie am Schlufſe generelle Faſſung wählen , wobei es auf die Um-:

jedes Monats, alſo zu 12 des Jahresbetrags , zu ſtände des einzelnen Falles anzukommen hat. Ein

erfolgen hat – 874 b Abſ . 1. Dieſe Beſtimmung böcwilliges Unterlaſſen eines Erwerbes liegt nicht

entſpricht dem $ 64 HGB. , wonach der Gehalt des nur vor , wenn ſich der Gehilfe um teine neue

Handlungsgehilfen ebenfalls am Schluſſe jedes Mo: Stelle bemüht, und auf Koſten ſeines bisherigen

nats zu zahlen iſt. Der Verzug des Prinzipals Prinzipals feiern will, ſondern vielmehr auch , wenn

in der Zahlung der Entſchädigung gibt dem Hand- ſein Gehalt bei dem neuen Prinzipal für die erſten

lungsgehilfen die Rechte aus 8 326 BGB. zwei Jahre beſonders niedrig bemeſſen wird , um

dann gewaltig in die Höhe zuſpringen ; wenn ein
$ 74 c .

Gehilfe, der infolge des Wettbewerbverbots eine

Das Wettbewerbverbot iſt grundſäßlich un: beſſer dotierte Stelle nicht erlangen kann, ſeine

wirtjam , wenn der Prinzipal dem Gehilfen fündigt bisherige Stelle fündigt , um einige Monate aus :

(S 75 des Geſekes in alter und neuer Faſſung); zuſeßen und in dieſer Zeit ſich in einem anderen

die Konkurrenzflauſel äußert alſo ihre volle Wirkung Zweig entſprechende Renntniffe zu verſchaffen , die

nur dann , wenn der Schilfe fündigt . Ein zu= ihm dann die Erlangung einer beſſer bezahlten

läſſiges Wettbewerbverbot darf das Fortkommen Stelle ermöglichen , ſo wird man hier ein bos:bös:
des Gehilfen , auch wenn dieſer ſeine Stelle wechſeln williges Unterlaſſen eines Erwerbes nicht finden

will, nicht unbillig erſchweren ; es wäre aber auch un- | tönnen . Ebenſo hängt auch der Zwang zur Wohn:

billig, dem Prinzipal die Zahlung einer Entſchädigung ſikverlegung von den begleitenden Umſtänden ab ;

in der Höhe des halben bisherigen Gehalte auf- der Gehilfe, der ledig iſt, allein ſteht und ſeine

zuerlegen , wenn das Fortkommen des Gehilfen nicht Stelle in der Großſtadt fündigt , dann eine ſchlecht

erſchwert iſt, dieſer eine beſſere Stelle erhält und bezahlte Stelle auf dem Lande ſucht, weil er dort

vielleicht ſogar deshalb gekündigt hat , weil ihm eine billiger leben kann , iſt zur Wohnſikverlegung nicht

beſſer bezahlte Stelle angeboten war, die ſich mit gezwungen ; man wird aber andererſeits Zwang zur

der Konkurrenzklauſel verträgt ; ebenſo iſt es nicht Wohnſitzverlegung annehmen müſſen , wenn der Ge

angängig, daß der Handlungsgehilfe es unterläßt , hilje wegen augenblicklichen Mangels anderer Stellen

mit Rüdjicht auf die ihm zu gewährende Ent: in der Großſtadt vorübergehend eine ſich ihm bietende

ſchädigung eine andere Stelle zu ſuchen. Das Stelle an einem anderen Orte annimmt.Der Ge

Geſetz ſtellt deshalb das Prinzip der Anrechnung hilje ſoll durch das Wettbewerbverbot in ſeinem

des Gehaltes der neuen Stellung auf die zu ge- Fortkommen nicht unbillig beſchwert werden , er darf

währende Entſchädigung auf und berückſichtigt dabei, bei dein Beſtreben , fortzukommen , ſeine Intereſſen

daß der Gehilfe ſeine Stelle gewechſelt hat in der in erſter Linie im Auge haben, er ſoll aber nicht

Abſicht, ſich zu verbeſſern . Der Handlungsgehilfe ſo handeln, daß ſein Prinzipal nur zur Zahlung

muß ſich auf die fällige Entſchädigung anrechnen , der Karenzentſchädigung genötigt wird , ohne daß

laſſen , was er während des Zeitraums, für den er damit für ſein eigenes Fortfommen einen Vor:

die Entſchädigung gezahlt wird, durch anderweite į teil hat .

Verwertung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu er Der Gehilfe iſt verpflichtet, dem Prinzipal auj

werben böswillig unterläßt; dieſe Anrechnung hat Verlangen über die Höhe ſeines Erwerbes Ausfunft

ſoweit zu erfolgen , als die Entſchädigung unter zu erteilen - $ 74c Abſ . 2. Der Prinzipal fann

Hinzurechnung dieſes Betrags den Betrag der zu : nicht wiſſen, wie hoch die Entſchädigung iſt, die er mit

lebt von ihm bezogenen vertragsmäßigen Leiſtungen Rückſicht auf die Berechnung bezahlen muß, daher

un mehr als ein Zehntel überſteigen würde. Dieſes muß der Gehilje Auskunft geben ; verweigert er die

Zehntel wird auf ein Viertel erhöht, wenn der Ge: Auskunft, ſo kann der Prinzipal die Entſchädigung

hilje durch das Wettbewerbverbot gezwungen iſt, nicht berechnen, er gerät mit der Zahlung nicht in

ſeinen Wohnſiß zu verlegen . Mit anderen Worten, Verzug ; hält der Prinzipal die ihm gegebene Aus

der Gehille muß in ſeiner neuen Stellung den bis : kunft für unrichtig, jo fann er nur die Entſchädigung

herigen Gehalt unter Hinzurechnung von einem ' zahlen, zu der er ſich für verpflichtet hält ; er muß

Zehntel oder einem Viertel erreichen ; hiezu dient aber die Konſequenzen aus der Möglichkeit der Zn:

in erīter Linie der Gehalt der neuen Stelle , den verzugießung ziehen , ihn trifft die Beweislaſt, der

Fehlbetrag zahlt der bisherige Prinzipal bis zur Gehilfe hat nur Auskunftspflicht.

Halite der bisherigen vertragsmäßigen Leiſtungen Eine ſelbſtverſtändliche Beſtimmung enthält 374

( S 74 Abſ. 3 ) . Abſ. 1 Satz 2 : für die Dauer der Verbüßung einer

An der Faſſung des Geſetzes mögen zwei Freiheitsſtrafe kann der Gehilfe eine Entſchädigung

Ausdrüde auffallen , das „ böswillige Unterlaſſen nicht verlangen .
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$ 75.
vor ; dann bleibt das Wettbewerbverbot in allen

§ 75 behandelt wie bisher die Fälle der Ver- ſeinen beiderſeitigen Wirkungen beſtehen. Was ein

tragsbeendigung , in welchen die Vereinbarung nicht erheblicher Anlaß iſt, iſt nicht geſagt, auch aus den

gilt, das Wettbewerbverbot unwirkſam wird; doch Beratungen nicht zu entnehmen ; der Begriff ſelbſt

waren auch hier, teils mit Rückſicht auf die bisher ſtammt aus der früheren Faſſung, in welcher von

entwiđelten Grundſäße Aenderungen erforderlich. Ründigung infolge eines erheblichen Anlaſſeß, den

die zu einer teilweiſen Unwirkſamkeit der Verein : der Prinzipal nicht verſchuldet hat, die Rede war ;

barung oder einer vom Gehilfen erzwingbaren Auf dieſe Fälle ſind aber nunmehr ausgeſchieden ; dafür

rechterhaltung der Vereinbarung führen . iſt jeßt ein erheblicher Anlaß in der Perſon des

Das Vertragsverhältnis kann ſein Ende finden Gehilfen verlangt.

durch Kündigung ſeitens des Gehilfen oder des C ) Der Prinzipal fündigt im Wege der ordent

Prinzipals ; der Fall der gewöhnlichen Kündigung lichen Kündigung, ohne daß ein wichtiger Grund

durch den Gehilfen und die ſich hieraus ergebenden oder ein erheblicher Anlaß in der Perſon des Ge

Folgen ſind bisher behandelt worden ; die außer- hilfen vorliegt, und erklärt ſich bereit, während

ordentliche Löſung des Vertragsverhältniſſes ohne der Dauer der Beſchränkung dem Gehilfen die

Einhaltung einer Kündigungsfriſt kann nach dem vollen zulegt von ihm bezogenen vertragsmäßigen

Gefeße erfolgen bei Vorliegen eine wichtigen Leiſtungen zu gewähren ; dann bleibt das Wett:

Grundes SS 70, 71 ; neben der Kündigung aus bewerbverbot mit ſeinen Wirkungen für den Ge

wichtigem Grunde ſieht § 70 Abſ. 2 ſchon die hilfen beſtehen. Es iſt dies der auch bisher ſchon

Kündigung infolge vertragswidrigen Verhaltens des vorgeſehene Fall, daß fich der Prinzipal die Geltung

anderen Teiles dor, von welchem auch der § 75 der Ronkurrenzklauſel erkauft. Für die Gewährung

bisheriger Faſſung ſchon gehandelt hat. der vollen vertragsmäßigen Leiſtungen gelten die

-Wie bereits erwähnt, iſt unter Vertragswidrig: Vorſchriften des § 74 b : Zahlung am Schluſſe jedes

keit ſchuldhafte Pflichtverleßung zu verſtehen . Monats, Berechnung, ſoweit wechſelnde Bezüge in

Handelt der Prinzipal vertragswidrig und löſt | Frage ſtehen, nach dem Durchſchnitt der legten drei

der Gehilfe deshalb das Dienſtverhältnis ohne Ein: Jahre oder dem kürzeren Zeitraum , in welchem

haltung einer Ründigungsfriſt auf, ſo ſoll das die Vertragsbeſtimmung in Kraft war , und Nicht

Wettbewerbverbot nicht ohne weiteres unwirkſam berückſichtigung der Bezüge, die zum Erſaße beſon

ſein ; denn der Handlungsgehilfe, der ſtellenlos derer Auslagen dienten .

wird, ſoll nicht plößlich des Rechts auf die Karenz: d) löſt der Prinzipal das Dienſtverhältnis ge

entſchädigung verluſtig gehen , er ſoll aber auch mäß den Vorſchriften der $$ 70, 72 , alſo ohne Ein

ſeinerſeits , da er ohnehin den Anſpruch auf Schaden- haltung einer Kündigungsfriſt und zwar wegen

erſaß hat, nicht den Anſpruch auf dieſeEntſchädigung vertragswidrigen Verhaltens des Gehilfen auf, ſo hat

beibehalten , ohne an das Wettbewerbverbot ge- der Gehilfe feinen Anſpruch auf die Entſchädigung ,

bunden zu ſein ; der Sandlungsgehilfe hat die Wahl : an das Wettbewerbverbot iſt er ſeinerſeits gebunden.

er kann es neben ſeinem Schadenserſazanſpruch Das Geſeß nimmt zwar Bezug auf SS 70 , 71, 72 ,

bei dem Wettbewerbverbot und der vom Prinzipal ſofortige Kündigung ohne Einhaltung einer Friſt,

zu zahlenden Entichädigung bewenden laſſen, er ſpricht aber nur von Auflöſung des Dienſtverhält:

tann aber auch vor Ablauf eines Monats nach der niffes nach $8.0, 71 , 72 wegen vertragswidrigen

Kündigung dem Prinzipal ſchriftlich erklären , daß Verhaltens ; es erhelt daraus , daß dieſe Bezug

er ſich an die Vereinbarung nicht gebunden erachte; nahme nur die Kündigung ohne Einhaltung einer

er hat das einſeitige Rücktrittsrecht von dein Ver- Friſt, aber nicht das Vorliegen eines wichtigen

trage, der Rüdtritt muß aber ſchriftlich erklärt Grundes betrifft; nur wenn friſtloſe Kündigung

werden, nur dann wird das Wettbewerbverbot un- wegen vertragswidrigen Verhaltens vorliegt , gelten

wirkjam . die hiefür getroffenen Beſtimmungen ; es iſt ſchon

Bei Kündigung des Dienſtverhältniſſes durch ein ſprachlicher Unterſchied gemacht : Auflöſung des

den Prinzipal fönnen verſchiedene Fälle vorliegen : Dienſtverhältniſſes wegen vertragswidrigen Ver

a ) Der Prinzipal fündigt im Wege der ordent: haltens ohne Einhaltung einer Kündigungsſıiſt

lichen Kündigung,ohnedaß einwichtigerKündigungs- in $ 75 Abſ . 1 und 3 und Kündigung in Abſ.2.

grund vorliegt oder er einen ſolchen geltend machen Für die Fälle der friſtloſen Kündigung bei

will; dann wird das Wettbewerbverbot in gleicher Vorliegen eines wichtigen Grundes, aber nicht eines

Weiſe unwirkjam , d . h . der Gehilfe kann vor Ab- vertragswidrigen Verhaltens , ergibt ſich daher keine

lauf eines Monats ſeit der Kündigung ſchriftlich Verſchiedenheit von den Fällen der ordentlichen

erklären , daß er ſich an die Vereinbarung nicht Kündigung . Es folgt hieraus , daß das Geſet
gebunden erachte; dieſe einmonatige Friſt läuft von dem Grundlage beherrſcht wird , wenn ein

von der Kündigung , nicht von der Auflöſung des Wettbewerbverbot in geſeblich zuläſſiger Weiſe ver

Dienſtverhältniſſes ab. einbart worden iſt, dann ſollen beide Teile im Falle

b) Der Prinzipal fündigt im Wege der ordent- der Löſung des Dienſtverhältniſſes daran gebunden

lichen Kündigung, für die Kündigung liegt aber ſein , gleichviel, ob das Dienſtverhältnis durch friſtloſe

ein erheblicher Anlaß in der Perſon des Gehilfen oder befriſtete Kündigung gelöſt wird ; Ausnahmen



372 Reitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 20 u. 21 .

.

gibt es nur bei der Auflöſung durch friſtloſe Kündi- Schluß des Kalendermonats zuläſſig iſt; der Ge

gung wegen vertragswidrigen Verhaltens und bei hilfe , dem gekündigt iſt ohne Grundangabe, wird

ordentlicher befriſteter Kündigung durch den Prinzi- ſich in dieſer Zeit um eine andere Stelle umſehen

pal ohne Grundangabe. und findet eine ſolche vielleicht in einem Konkurrenz

Das Geſetz hat auch bisher keine Definition unternehmen ; er zeigt deshalb noch vor Ablauf

enthalten , was unter einem wichtigen Grunde zu eines Monats ſeit Kündigung dem Prinzipal ſchrift

verſtehen iſt ; die Aufzählung in 88 71, 72 iſt nur lich an , daß er ſich an die Vereinbarung nicht

eine beiſpielsweiſe, fie iſt weder erſchöpfend, noch für gebunden erachtet; es würde Treu und Glauben

zwingend, weil eine andere Beurteilung durch be : widerſprechen ,wenn der Prinzipal nunmehr erklären

ſondere Umſtände zugelaſſen iſt; ein Grund der würde, für die Kündigung ſei in der Perſon des

ſofortigen Kündigung iſt dann wichtig, wenn nach Gehilfen ein erheblicher Ünlaß gelegen geweſen ,

Lage der Umſtände dem einen Teil nicht zuzumuten der Gehilfe ſei deshalb an das Wettbewerbverbot

iſt , den Vertrag wider ſeinen Willen fortzuſeken, gebunden und dürfe die Stelle nicht antreten .

weil das normale, durch den Dienſtvertrag geſchaffene

Verhältnis zwiſchen Prinzipal und Gehilfen geſtört
$ 75 a .

iſt (Staub § 70 Anm . 5) . Es gibt wichtige Gründe , Das Wettbewerbverbot dient den berechtigten

die in der Perſon des anderen Teiles liegen , von geſchäftlichen Intereſſen des Prinzipals ; es fann

dieſem aber nicht veranlaßt oder verſchuldet ſind, ſein , daß in den geſchäftlichen Verhältniſſen des

wie Krankheit des Gehilfen , Abbrennen der Fabrik ; Prinzipals im Laufe der Zeit , insbeſondere während

es gibt aber auch wichtige Gründe, die in dem der Beſchäftigungszeit des Gehilfen eine Aenderung

Verhalten des anderen Teiles, ſeiner Handlungs- eintritt, die das Wettbewerbverbot entbehrlich macht,

weiſe liegen ; dieſe Umſtände können ſo widhtig ſein, z. B. ein Fabrikationsverfahren, in welches der

daß eine Fortſeßung des Dienſtverhältniſſes nicht Gehilfe Einblic hatte, iſt durch eine andere Er:
zugemutet werden kann , es kann ſogar ein ver: findung wertlos geworden oder auch der Gebilie

tragswidriges Verhalten vorliegen , eskönnen aber hat ſich bei ſeiner Arbeit ſo angeſtellt, daß ihm

auch, ſoweit es ſich um das Verhalten des Gehilfen der vorgeſehene Einblick in Geſchäftsgeheimniſſe nicht

handelt, Umſtände ſein , die zwar nicht zur ſofortigen gewährt wurde, er wurde anderweitig beſchäftigt.

Kündigung berechtigen, aber doch die befriſtete Die Vereinbarung des Wettbewerbverbots wird

Kündigung veranlaſſen, wie z . B. ungehöriges nachträglich überflüſſig; es wäre unbillig, den Prinzi

Benehmen gegenüber weiblichen Angeſtellten, ün: pal nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes noch

verträglichkeit gegenüber älteren, im Geſchäfte be: daran feſtzuhalten und ihn zur Zahlung der Karenz

währten Angeſtellten oder Angehörigen des Prinzi- entſchädigung zu verpflichten ; es muß ihm alſo

pals und dgl. Ein vertragswidriges Verhalten iſt das Recht des Verzichts auf das Wettbewerbverbot

immer zugleich ein wichtiger Grund, der zur ſo eingeräumt werden.

fortigen Löſung des Dienſtverhältniſſes berechtigt; Andererſeits ſoll die Konkurrenzklauſel nur wirt:

ein wichtiger Grund nach SS 70, 72 , der den lich berechtigten Intereſſen des Prinzipals dienen und

Prinzipal zur ſofortigen Entlaſſung des Gehilfen die Karenzentſchädigung ſoll überflüſſige Konkurrenz:

berechtigt, iſt auch ein erheblicher Anlaß in der | klauſeln verhindern. Das Verzichtrecht des Prinzi:

Perſon des Gehilfen ; andererſeits braucht ein ſolcher pals kann daher zu dem Mißbrauch führen , daß

erheblicher Anlaß nicht zur ſofortigen Löſung des leichtfertig und ſchablonenhaft das Wettbewerbverbot

Dienſtverhältniſſes nach SS 70, 72 zu berechtigen, vereinbart wird und der Prinzipal im leßten Augen:

er muß nur die ordentliche Kündigung durch den blic vor oder auch nach Beendigung des Dienſt:

Prinzipal veranlaſſen . Die praktiſche Folge wird verhältniſſes ſich von ſeinen Verpflichtungen durch

die ſein , daß der Prinzipal, in deſſen Intereſſe . Verzicht befreien kann. Dadurch kann eine Schädi:

ja die Konkurrenzvereinbarung getroffen wurde, gung des Gehilfen eintreten , der bisher beſſere Stellen

auch bei der befriſteten Kündigung dem Gehilfen mit Rüdſicht auf das Wettbewerbverbot ausſchlagen

mitteilen muß, aus welchem Grunde die Kündigung mußte, bei dem Prinzipal deshalb verblieb , und

erfolgt , ob der Prinzipal in der Perſon des Ge dem nach der Verzichtserklärung von dieſem gekündigt

hiljen einen erheblichen Anlaß hiezu für gegeben wird , oder der nach der Kündigung infolge des Wett:
erachtet und deshalb das Wettbewerbverbot aufrecht bewerbverbotes eine ſchlechter bezahlte Stelle an :

erhalten wiſſen will; tut er dies nicht, jo muß er nimmt und auf die Karenzentſchädigung rechnet,

gewärtigen , daß der Gehilfe die Kündigung nur während der Prinzipal dann plößlich auf das Wett :

als einfache anſieht und vor Ablauf eines Dionats bewerbverbot verzichtet.

nach der Kündigung ſchriftlich erklärt , daß er ſich ! Um hier einen Ausgleich zu ſchaffen, beſtimmt

an die Vereinbarung des Wettbewerbverbots nicht das Geſeß in $ 75a, daß die Verzichtserklärung

gebunden erachtet. Bei der unbefriſteten Kündigung des Prinzipals auf das Wettbewerbverbot nur vor

aus einem wichtigen Grunde iſt die Angabe des : der Beendigung des Dienſtverhältniſſes erklärt

Grundes ſelbſtverſtändlich. Zu bemerken iſt, daß werden kann, und daß dieſe Verzichtserklärung nur

die fürzeſte vertragsmäßige Kündigungsfriſt nach die Wirkung äußert, daß der Prinzipal erſt mit

S$ 66, 67 einen Monat beträgt und nur für den dem Ablauf eines Jahres ſeit der Erklärung von
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der Verpflichtung zur Zahlung der Entſchädigung gung gezahlt werden muß, wenn der Bezug von

frei wird. Wie dieVereinbarung ſelbſt, muß auch 8000 M noch nicht drei Jahre beſtanden hat.

die Verzichtserklärung ſchriftlich erfolgen .

8 75 c.

$ 75b.
Nach bisherigem Rechte konnte der Prinzipal

Der Grundſaß der bezahlten Karenz ſoll in
in den Fällen, in welchen der Gehilfe für den

angemeſſener Weiſe die Nachteile beſeitigen , die der Fall der Nichterfüllung der in der Vereinbarung

Gehilfe durch die Beſchränkung ſeiner Freiheitin übernommenen Verpflichtung eine Strafe ver

bezug auf die Ausnüßung ſeiner Arbeitskraft er:
ſprochen hatte, nur die verwirkte Strafe verlangen ;

fährt. Es gibt aber Dienſtverhältniſſe, Rategorien
der Anſpruch auf Erfüllung oder auf Erlaß eines

von Angeſtellten, für welche dieſer Grundſat
weiteren Schadens war ausgeſchloſſen ; der Er

billigerweiſenicht aufrecht erhalten werden kann. füllungsanſpruch war auf die Fälle beſchränkt, in
Reiſende, die in überſeeiſchen Staaten für deutſche welchen keine Strafe vereinbartwar. Die Er

Geſchäftshäuſer tätig ſind, Gehilfen , die in außer: füllung beſteht in einem Unterlaſſen ; der Ge:

europäiſchen Handelsniederlaſſungen deutſcher Fir: hilfe folleine Stellung nicht annehmen oder

men angeſtellt ſind, befinden ſich vielfach in Ver
eine angenommene aufgeben. Es lag hierin eine

trauensſtellungen eigener Art, die fürden Prinzipal Abweichung von § 340 BGB.,wonachderGläu

in der Regel mit erheblichen Aufwendungen der:
biger die verwirkte Strafe ſtatt der Erfüllung

bunden find, ihm aber meiſt erſt nach längerer verlangen kann und nur, wenn er die Strafe ver

Tätigkeit des Gehilfen Nußen bringen , weil ſich langt, der Anſpruch auf Erfüllung ausgeſchloffen

der Gehilfe ſeine Kenntniffe und Beziehungen hier ift ; bei einem SchadenserſazanſpruchdesGläu
erſt durchlängere Beſchäftigungerwirbt; der Prinzi= bigers wegen Nichterfüllung kann dieſer die ver

pal iſt aber hier häufiger und dringender in die
wirkte Strafe als Mindeſtbetrag des Schadens

Notwendigkeit verfekt, ſich gegen ungerechtfertigte verlangen ; die Geltendmachung eines weiteren

Eingriffe durch die Konkurrenztlaufel zu ſchüken, Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen.

als bei den ſonſtigen Angeſtellten, die Gehälter Nach dem bisherigen Rechte lag aber in der

dieſer Reiſenden und Gehilfen ſind aber zwei bis Vereinbarung eines Wettbewerbverbots eine ein

dreimal ſo hoch, als der Gehalt eines eben: feitige Verpflichtung des Gehilfen ; nunmehr muß

ſolchen Angeſtellten in Deutſchland ; es kann dem aber auch der Prinzipal eine Leiſtung bewirken

Prinzipal nicht zugemutet werden, nach Beendigung und, wenn er bereit iſt, die ihm obliegende Lei

des Dienſtverhältniſſes dem Gehilfen eine Äus: ſtung, die Zahlung der Entſchädigung, zu bewirken ,

zahlung bis zur Höhe des Auslandsgehalts zu ge muß ihm auch der Anſpruch auf die Gegenleiſtung

währen, namentlich wenn dieſer vielleicht nach des anderen Teiles zuſtehen ; es muß beiſpiels

Deutſchland zurüdkehrt, es würde auch eine Er weiſe der Prinzipal, der eine Zeit lang die Rarenz:

ſchwerung der Verbotsvereinbarung in ſolchen Fällen entſchädigung gezahlt hat , von dem Gehilfen , der

dazu führen, daß für Tätigkeit im Auslande nicht ſpäter verbotswidrig in ein Ronkurrenzgeſchäft ein:

deutſche Handlungsgehilfen angeſtellt würden . Das tritt , den Austritt verlangen können . Doch darf

Geſeß beſtimmt deshalb, daß bei Gehilfen , die für ſich der Prinzipal durch die Vereinbarung nicht

eine Tätigkeit außerhalb Europas angenommen mehr Rechte ſichern , als ihm nach § 340 BGB.

ſind, die Verbindlichkeit des Wettbewerbverbote zuſtehen , er darfnicht vereinbaren Zahlung der

nicht davon abhängig iſt, daß ſich der Prinzipal Vertragsſtrafe neben der Aufgabe der dem Ver

zur Zahlung der im § 74 Abſ. 2 vorgeſehenen bote zuwider begonnenen Tätigkeit.

Entſchädigung verpflichtet. Selbſtverſtändlich bleiben Das Geſeß ſagt daher, daß der Prinzipal

die ſonſtigen Vorſchriften über die teilweiſe Un- Anſprüche nur nach Maßgabe der Vorſchriften

verbindlichkeit, Nichtigkeit und die Schriftform in des § 340 BOB. geltend machen kann , wenn für

8 74 Abſ . 1 und 74 a auch bei dieſen Angeſtellten den Fall der Nichterfüllung der in der Verein

in Kraft . barung übernommenen Verpflichtung durch den

Das gleiche gilt, wenn die dem Gehilfen zu : Gehilfen dieſer Strafe verſprochen hat .

ſtehenden vertragsmäßigen Leiſtungen den Betrag Aus zweckmäßigkeitsgründen wurde noch bei:

von 8000 M für das Jahr überſteigen. Die gefügt , daß die Vorſchriften des BOB. über die

joziale und wirtſchaftliche Lage dieſer Klaſſe von Verabſeßung einer unverhältnismäßig hohen Ver

Angeſtellten erfordert eine Aenderung der für ſie tragsſtrafe unberührt bleiben .

geltenden Vorſchriften nicht, nur für die Gehilfen Für die Fälle, in welchen die Verbindlichkeit

mit niedrigen Gehältern waren neue Schuzbeſtim- der Vereinbarung nicht von der Verpflichtung des

mungen erforderlich. Auf die Berechnung des Be: Prinzipals zur Zahlung einer Entſchädigung an

trags der Leiſtungen , wenn ſie in Proviſion oder den Gehilfen abhängig iſt (8 75 b ), verbleibt es

anderen ſchwankenden Beträgen beſtehen, finden bei den bisherigen Beſtimmungen : wenn der Ge

die Vorſchriften des § 74 b Abſ. 2 , 3 entſprechende hilfe ſich einer Vertragsſtrafe in der Vereinbarung

Anwendung, ſo daß insbeſondere eine Entſchädi : unterworfen hat , kann der Prinzipal nur die vers

!
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.

wirkte Strafe verlangen ; der Anſpruch auf Er- leiſtet werden , erſt nach Leiſtung der Dienſte und

füllung oder auf Erſaß eines weiteren Schadens Ablauf des für die Vergütung beſtimmten Fällig

iſt ausgeſchloſſen 8 75c Abſ . 2 . keitstermins mit Beſchlag belegt werden ; leşteres

Geſeß enthält noch weitere Beſchränkungen hinſicht:

$ 75 d . lich der Pfåndbarkeit des Dienſtlohnes. Da die

Den neuen Vorſchriften muß ebenſo , wie den vom Prinzipal zu gewährende Karenzentſchädigung

bisherigen zwingender Charakter zukommen und
einen Erſat bildet für das erſchwerte Forttommen

zwar auch in Anſehung der Berechnung der Ent:
des Gehilfen, für den geringeren Gehalt, den dieſer

ſchädigung ; einer Umgehung durch Verrechnung
in der neuen Stelle erhält , müffen dieſe Beträge

von Vorauszahlungen u. dgl. muß vorgebeugt dem Dienſt- und Arbeitslohn gleichgeſtellt werden.

werden . 8 75 e beſtimmt deshalb, daß die Entſchädigung,

Während bisher Vereinbarungen, welche den die der Handlungsgehilfe auf Grund der Vor:

Vorſchriften der 88 74 , 75 zuwiderliefen, als ſchriften der 88 74–75 d für die Zeit nach der

nichtig bezeichnetwurden, beſtimmt nunmehr 8 75d, Beendigung des Dienſtverhältniſſes beanſpruchen

daß ſich der Prinzipal nicht auf eine Vereinbarung kann, zu den Dienſtbezügen im Sinne des 8 61

berufen kann, durch die von den Vorſchriften der Nr. 1 der Konkursordnung gehört , ferner , daß

88 74–75 c zum Nachteil des Handlung&gehilfen der Anſpruch auf die Entſchädigung zum Zwede

abgewichen wird ; das gilt auch von Verein: der Sicherſtellung oder Befriedigung eines Gläu:

barungen , die bezweden , die geſeklichen Vorſchriften bigers erſt dann gepfändet werden kann , wenn

über das Mindeſtmaß der Entſchädigung durch der Tag, an dem ſie zu entrichten war, abgelaufen

Verrechnung oder auf ſonſtige Weiſe zu umgehen . iſt, ohne daß der Gehilfe ſie eingefordert hat . Die

Da der Zweck des neuen Geſekes hauptſächlich Pfändung iſt jedoch zuläſſig, ſoweit die Entſchädi:
dahin zielt, den Gehilfen zu ſchüßen, iſt hier nicht gung allein oder zuſammen mit den in den SS1,3

die generelle Nichtigkeit von zuwiderlaufenden Ver
des Geſekes betreffend die Beſchlagnahme des

einbarungen ausgeſprochen; gegenüber der Klage die Summevon 1500 M fürdasJahr über
Arbeits- oder Dienſtlohnes bezeichneten Bezügen

des Gehilfen auf Grund des Geſekes kann der

Prinzipal nicht die Einrede der Vereinbarung ſteigt.Die Vorſchriften des § 2, des § 4 Nr. 2,3

bringen , wenn dieſe dem Gehilfen nachteilig iſt ;
und des § 4 a des bezeichneten Geſekes finden ent

dagegen kann der Prinzipal gegenüber der Klage fprechende Anwendung.

auf Grund der Vereinbarung die Nichtigkeit nicht

geltend machen , er iſt daran gebunden , wenn der
$ 75 f.

Gehilfe will. Es iſt offenbar hier an die Fälle Unter den Arbeitgebern beſtehen Vereinbarun:

gedacht, in welchen der Prinzipal eine abweichende gen , einen Gehilfen , der bei einem anderen im

Vereinbarung zum Nachteil des Gehilfen in der Dienſte iſt oder geweſen iſt, nicht oder nur unter

Hoffnung trifft, daß dieſe für ihn günſtiger iſt beſtimmten Vorausſeßungen, anzuſtellen ; ſolche

als die geſeßlichen Vorſchriften, während ſich her: Vereinbarungen werden meiſt geheim gehalten

nach herausſtellt, daß ſie für den Prinzipal un- geheime Konkurrenzklauſel. Es war beantragt,

günſtiger war ; z . B. der Prinzipal vereinbart als ſolche Vereinbarungen für ungültig zu erklären

Entſchädigung nur ein Viertel des bisherigen Ge und eineeine Schadenserſaßpflicht der Prinzipale

halts, ſchließt dafür aber die Aufrechnung aus ; bei ſolchen Vereinbarungen feſtzuſeßen. · Allein

der Gehilfe erhält nun eine Stelle mit dem gleichen dies wäre ein Eingriff in das Koalitionsrecht der

oder einem höheren Gehalte , dann wird ſich der Arbeitgeber ; andererſeits ſind die Gehilfen be:

Prinzipal der Zahlung von einem Viertel des rechtigt, unter ſich zu vereinbaren , bei Prinzi

bisherigen Gehalts nicht entziehen können. (Vgl. palen, die ein Wettbewerbverbot vereinbaren wollen ,

Staub, Auslegung des § 67 Abſ. 4 Anm . 7. ) nicht einzutreten . Das Geſeß hat ſich hier auf

den Standpunkt der Gewerbeordnung geſtellt, welche
$ 75 e .

in 8 152 die rechtliche Erzwingbarkeit der durch

Nach S 61 Nr . 1 Konkursordnung werden die das Uebereinkommen übernommenen Verpflich :

für das leşte Jahr vor der Konturseröffnung oder tungen ausſchließt; jedem Teilnehmer ſteht der

dem Ableben des Gemeinſchuldners rüdſtändigen Rüdtritt von ſolchen Vereinigungen und Ver:

Forderungen an Lohn und anderen Dienſtbezügen abredungen frei und es findet aus ihnen weder

der Perſonen, welche ſich dem Gemeinſchuldner Klage noch Einrede ſtatt - $ 152 Abj. 2 Gewo.

für deſſen Haushalt , Wirtichaftsbetrieb oder Er : § 75 f ſagt : Auf eine Vereinbarung , durch die

werbsgeſchäft zur Leiſtung von Dienſten verdungen ſich ein Prinzipal einem anderen Prinzipal gegen :

hatten , aus der Konkursmaſie in erſter Reihe be- über verpflichtet, einen Handlungsgehilfen , der bei

friedigt. Durch das Geſet betreffend die Beſchlag : dieſem im Dienſte iſt oder geweſen iſt, nicht oder

nahme des Arbeits- oder Dienſtlohnes kann die nur unter beſtimmten Vorausſeßungen anzuſtellen ,

Vergütung für Dienſte und Arbeiten , die auf findet die Vorſchrift des S 152 Abſ . 2 der Ges

Grund eines Arbeits: und Dienſtverhältniſſes ge : werbeordnung Anwendung.
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S 76 Abſ . 1 . Art. III.

Bisher haben die Beſtimmungen über die Ver
Das Geſeß tritt am 1. Januar 1915 in Araft ;

einbarung eines Wettbewerbverbots auch fürdie eswar notwendig, Uebergangsvorſchriften für die
Handlungslehrlinge gegolten ; von praktiſcher Be vorher vereinbarten Wettbewerbverbote zu treffen;
deutung ſind dieſe Beſtimmungen für Lehrlinge ein neues Geſeß ſoll im allgemeinen keine rüd

wohl nur in den ſeltenſten Fällen , da der Lehr: wirkende Kraft haben; von dieſem Grundſaße muß

ling meiſt minderjährig iſt und keine Bezüge von
aus ſozialen Gründen abgewichen, dem Prin

M1500erreicht, das Wettbewerbverbot alſo nichtig zipal muß die Befugnis eingeräumt werden die

wäre. Allein auch, ſoweit es gültig ſein könnte. Konkurrenzklauſel zu retten, wenn er bei fort

ſoll der Lehrling nach Beendigung der Lehrzeit das
dauerndem Arbeitsverhältnis die geſeßlichen Pflich

Erlernte praktiſch verwerten können ; das Wett:
ten übernimmt ; andererſeits ſoll der Gehilfe, der

bewerbverbot kann möglicherweiſe ſeine Ausbildung vor dem Inkrafttreten des Gefeßeß ſeine Stelle

zu einem guten Teile wertlos machen , anderer aufgegeben hat, auch die Rarenzentſchädigung er

ſeits wird der Lehrling zumeiſt nicht in die in :
halten , wenn das früher vereinbarte Wettbewerb

ternſten Geſchäftsgeheimniſſe des Prinzipals ein:
verbot ſein Fortkommen erſchwert. Die neuen

geweiht. Es wurde deshalb für Handlungslehr: Vorſchriften finden daher,abgeſehen von den Form

linge das Verbot der Konkurrenzklauſel aufgeſteďt: vorſchriften des $74 Abſ. 1 auch auf die vorher

Vereinbarungen, durch welche Handlungslehrlinge Wettbewerbverbot, daß nach den neuen Vorſchriftenvereinbarten Wettbewerbverbote Anwendung ; ein

für die Zeit nach der Beendigung des Lehr- oder
Dienſtverhältniſſes in ihrer gewerblichen Tätigkeit unverbindlich iſt wegen Nichtvereinbarung der

beſchränkt werden, find nichtig. Die Beſtimmung Karenzentſchädigung oder weil die Bezüge des

des § 75 f der Klageloſigkeit von Vereinbarungen verbindlichbleiben , falls fich der Prinzipal vor,

der Prinzipale untereinander wurde auch auf Ver

einbarungen hinſichtlich der Handlungslehrlinge treten des Geſekes ſchriftlich erbietet, dievorge
dem Ablauf von drei Monaten ſeit dem Inkraft::

erſtredt.

ſchriebene Entſchädigung zu zahlen , ſowie die dem

Art. IL § 82 a. Gehilfen zuſtehenden vertragsmäßigen Leiſtungen

auf mehr als 1500 M für das Jahr zu erhöhen .

Von den Handlungslehrlingen ſind zu unter- Aus dieſer Faſſung ergibt ſich , daß es aber

ſcheiden die Volontäre,die freiwillig die Pflichten nicht genügt, zu einem vorher vereinbarten Wett:

eines Gehilfen übernehmen , aber keine Vergütung bewerbverbote nur die Rarenzentſchädigung und

vom Prinzipal erhalten ; da fie die Dienſte des die Erhöhung der Bezüge nachzuholen ;die ganze oder

Gehilfen nicht gegen Entgelt leiſten , ſondern , um teilweiſe Verbindlichkeit des früher vereinbarten

fich auszubilden, ſind ſie von den Lehrlingen viel: Wettbewerbverbotes iſt nach § 74 a neuer Faſſung

leicht manchmal ſchwer zu unterſcheiden ; doch ſteht zu beurteilen .

der Volontär in einem viel freieren Verhältniſſe, Aus Anlaß des Krieges wurden durch die

der minderjährige Volontär ſteht hinſichtlich des Bundesratsbekanntmachung vom 10. September

Wettbewerbverbots ohnehin dem minderjährigen 1914 die Vorſchriften des § 75 Abſ . 2 des neuen

Lehrling gleich, der großjährige Volontär iſt ſelten Geſeges alsbald in Kraft geſeßt; es handelt ſich

einem Lehrling gleich zu achten, häufig ſind Volon- dabei um die Kündigung durch den Prinzipal

tåre ſchon als Handlungsgehilfen in Stellung ge- (1. oben 8 75 unter a, b und c) ; die Erklärung

weſen und wollen ſich nur noch beſtimmte Branches des Prinzipals, dem Gehilfen die vollen vertrags

kenntniſſe erwerben . Für ſolche muß die Ron: mäßigen Leiſtungen zu gewähren , muß bei der

kurrenzklauſel zuläſſig ſein, weil gerade der Volon: Ründigung oder, faŭs dieſe ſchon vor dem In

tår in ein fremdes Geſchäft beſonderen Einblic frafttreten derVerordnung erfolgtwar,underzüglich

erhalten will. Das Geſeß gibt in $ 82 a eine nach dem Inkrafttreten erfolgen . Dieſe Verordnung

Définition des Volontärbegriffes als Perſonen, die , iſt mit dem Tage der Verkündung in Kraft getreten.

ohne als Lehrlinge angenommen zu ſein , zum

Zwecke ihrer Ausbildung unentgeltlich mit fauf- Zum Schluſſe ſoll nicht unerwähnt bleiben ,

männiſchen Dienſten beſchäftigt werden , und be: daß zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen

ſtimmt, daß auf Wettbewerbverbote gegenither Prinzipalen und Handlungsgehilfen mit einem Lohn

ſolchen Perſonen die für Handlungsgehilfen gelten oder Gehalt von nicht mehr als 5000 M ohne

den Vorſchriften inſoweit Anwendung finden, als Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes die

fie nicht auf das dem Gehilfen zuſtehende Entgelt Raufmannsgerichte ausſchließlich zuſtändig ſind,

Bezug nehmen . Es gelten alſo im weſentlichen wenn dieſe Štreitigkeiten die Anſprüche aus einer

SS74 Abſ. 1, 74 a Abſ. 1 , Abſ . 2 Saş 2, 3 , Vereinbarung betreffen, durch welche der Handlungs
Ub. 3 und § 75 in Anſehung der Kündigung gehilfe oder Handlungslehrling für die Zeit nach der

aus einem erheblichen Anlaß in der Perſon oder Beendigung des Dienſt- oder Lehrverhältniſſes in

wegen vertragswidrigen Verhaltens des Volontärs, ſeiner gewerblichen Tätigkeit beſchränkt wird,die
§ 75 c und § 75 f. Berufung an die Landgerichte iſt nur zuläſſig,
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wenn der Wert des Streitgegenſtandes den Betrag | Dabei darfaber nicht überſehen werden, daß Gegen:

von 300 M überſteigt. ſtand der Aburteilung immer nur eine ganz be :

Da die Errichtung von Kaufmannsgerichten ſtimmte , geſchichtlich gegebene Tat in ihrer wirklichen

ſchon für Gemeinden mit mehr als 20 000 Ein: Geſtalt iſt, daß dieſe Tat ſelbſtverſtändlich erſt ab

wohnern vorgeſchrieben iſt, werden fich die Amts: geurteilt werden kann , wenn ſie abgeſchloſſen iſt,

gerichte mit dieſen Beſtimmungen wohl kaum zu daß alſo immer nur die ganze Tat abgeurteilt und

befaſſen haben , da für kaufmänniſche Betriebe in beſtraft wird , und niemals nur ein Stüc von ihr,

Gemeinden unter 20 000 Einwohnern wohl ſelten das unſelbſtändig und ohne rechtliches Sonder:

der beſondere Schuß eines berechtigten geſchäftlichen daſein iſt.

Intereſſes des Prinzipals erforderlich erſcheint und Wird nun eine ſolche geſchichtlich genau beſtimmte,

der Prinzipal , um ein Wettbewerbverbot verein: einheitliche Tat teils vor teils nach der Verurteilung

baren zu können , kaum das Opfer der Karenz- | wegen eines anderen Verbrecheng oder Vergehens

entſchädigung zu bringen in der Lage iſt. Be: vom gleichen Täter verübt, ſo kann ſie in ihrer

rade aus legterem Grunde werden Konkurrenz: wirklichen Geſtalt ſelbſtverſtändlich im Augenblide
klauſeln mit kaufmänniſchen Angeſtellten nur noch dieſer Verurteilung nicht mit abgeurteilt werden ;

eine ſeltene Ausnahme bilden , und die Einſchrän: ihre wirtliche Geſtalt iſt noch garnicht gegeben ,

kung derKonkurrenzklauſeln und ihre Zurüdjührung ſie iſt noch nicht fertig. Es fehlt alſo die erſte

auf diejenigen Verhältniſſe, in welchen ſie nicht Vorausſeßung für die Anwendung des $ 79 StGB.,

entbehrlich ſind, iſt der Zweck des Geſekes. die rechtliche Möglichkeit der gleichzeitigen Abur:

teilung . Das ergibt ſich unmittelbar aus der folge:

richtigen Betrachtung des Rollektiva, Dauer: und

fortgeſepten Deliktes als einer Tateinheit . ' ) Es geht

nicht an , eine ſolche Einheit auseinanderzureißen

Zur Bildung von Geſamtſtrafen. in ein Stück vor der früheren Verurteilung und

Bon Dr. Jatob deßler, Landgerichtsrat in München .
in ein Stüd nach ihr. Darauf kommt aber im

Grunde der Beſchluß vom 22. März 1912 hinaus .

Das Oberſte Landesgericht hat in einem Be: Er ſagt :

chluſſe vom 22. März 1912 (06L6St. 12 , 134) „ U. hat die Zuhälterei begangen durch die ſort

ausgeſprochen , es ſei eine Geſamtſtrafe aus einer geſeßte Ausbeutung einer und derſelben Dirne,von der
durch ein früheres Ilrteil für ein Verbrechen oder er den Lebensunterhalt in Stenntnis ihres unſittlichen

Vergehen erkannten Strafe mit einer ſpäter für
Erwerbes bezog . So gut man angeſichts des Abſchluſſes,

den das Treiben des U. durch ſeine Feſtnahme gefunden
ein Kollektivdelift verhängten Strafe auch dann zu hat, von einer bis zum Zeitpunkte der Feſtnahme

bilden , wenn das Kollektivdelift teils por teils nach dem 6. Februar erfolgten Begehung (prechen kann,

der früheren Verurteilung verübt iſt.
ebenſogut fann ſchon in der Geſamtheit der Einzel

Dieſe Entſcheidung läßt ſich m . E. nicht halten .
handlungen, aus denen ſich die bis zum 22. oder 24. Ja

nuar

Die in ihr geſtellte Frage ergibt ſich nicht nur für befehles wegen Hausfriedensbruches – verübteAus.
Zeit der Erlaſſung und Zuſtellung des Straf:

Kollektivdelikte, ſondern für alle Straftaten , deren beutung derDirne zuſammenſeßt, eine Begehung des

Tatbeſtand eine längere Zeitſpanne hindurch ver Kollektivdeliftes der Zuhältereierblickt werden . Das

wirklicht wird , alſo auch für Dauer- und fortgeſepte
Tun des Angeklagten bleibt ein einheitliches, mag man

es vom Zeitpunfte ſeines Beginnes oder von dem ſeines

Delikte . Denn bei den Straftaten dieſer 3 Delikts: Abſchluſjes aus betrachten . u . hat noch vor der –

arten iſt es möglich, daß der Täter während ihres am 24. Januarerfolgten — Zuſtellung desStrafbefehles,

Laufes wegen einer anderen Straftat abgeurteilt „nämlich am 12. Januar 1912,das nach § 181 a StGB.
zu ahndende Tun begonnen und es bis zum 6. Februar

wird , daß alſo je ein Teil von ihnen vor und nach
1912 fortgeſeßt. Für die rechtliche Betrachtung auf

dieſer Aburteilung verübt wird . Für alle 3 Delifts Grund der Annahme des Vorliegens eines jog . Solleftiv:

arten liegt deshalb die geſtellte Frage gleich und deliftes war es ebenſogut möglich , daß ſein Tun für

kann nur in einem Sinne beantwortet werden . I die Zeit vom 12. Januar bis zum 24. Januar als ein

Es handelt ſich um die Auslegung des § 79
einheitliches auſgefaßt wurde ; der Umſtand daß er es

noch bis zum 6. Februar fortſepte, ändert an der rechts

SIGB. Sein Grundgedante iſt der , daß es , wenn lichen Möglichfeit nichts, daß ſein Tun auch ſchon für

eine gleichzeitige Aburteilung mehrerer Verbrechen die Zeit vom 12. bis zum 24. Januar als einheitliches

oder Vergehen rechtlich möglich iſt, dem Angeklagten aufgefaßt wird.Steht dieſer Auffaſſung ein rechtliches

bei der Beſtrafung nicht zum Nachteile gereichen
Bedenfen nicht entgegen , ſo muß angenommen werden,

daß u . chon vor der Zuſtellung des Straſbefehles,

foll, daß die Aburteilung aus tatſächlichen Gründen alſo ſchon vor der früheren Verurteilung die nach

durch mehrere Urteile erfolgt (RGSt. 37 , 170 ). § 181 a ŠtOB. ſtraſbare øandlung begangen hat . “

Mit dem Oberſten Landesgerichte iſt davon aus: Dieſe Begründung zeigt deutlich, daß der

zugehen , daß Kollektivdelifte - ebenſo natürlich Beidluß das am 12. Januar begonnene und bis

auch Dauer- und fortgeſette Delikte — für das zum 6. Februar fortgeſetzte einheitliche verbrecheriſche

Gebiet der Konkurrenzlehre als Einheit aufzufaſſen Tun weder vom Zeitpunkte ſeines Beginnens noch

ſind, daß alſo die durch längere Zeit hindurch ver- von dem ſeines Abſchlujjes aus betrachtet. Denn

übten Kollektiv :, Dauer: und fortgelegten Delikte

für dieſes Gebiet nur je eine einheitliche Tat ſind. 1) Vgl. HGSt . 47, 309.
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von beiden Punkten aus müßte er das ganze Tun Nach § 61 StGB. beginnt die Frift zur

des Angeklagten ſehen ; bei erſterem vom Anfange Stellung des Strafantrages mit dem Tage, ſeit

bis zum Ende, bei legterem vom Ende bis zum welchem der Antragsberechtigte von der Hand

Anfange; irgend ein Abſchnitt in dieſem Tun er: lung ... Kenntnis gehabt hat. Es wird auch

gäbe ſich nicht. Der Beſchluß macht aber einen da allgemein angenommen, daß bei Kollektiv ,

Einſchnitt in das Tun des Angeklagten mit dem Dauer- und fortgeſekten Delikten die Renntnis

22./24. Januar, dem Zeitpunkte der früheren Ver- erſt des Abſchluſſes dieſer Straftaten entſcheidet,

urteilung, der zwar zeitlich mitten in den Bauf ſo daß dieſe Handlungen im Sinne des § 61 auch

dieſes Tuns fäült, aber nicht im mindeſten mit erſt mit dem Augenblicke ihres Abſchluſſes ge:

ihm zuſammenhängt, für dieſes Tun völlig zu geben ſind.

fällig und deshalb willkürlich iſt. Von dieſem Aehnliches ergibtſich z . B. bei SS2,56,57 StGB .

Zeitpunkte aus betrachtet der Beſchluß in Wirt- Auch auf prozeſſualem Gebiete macht ſich natur:

lichkeit die einheitliche Tat; er zerlegt fie trop gemäß die Einheit der Kollektiv-, Dauer- und fort:

ihrer Einheit in ein Stück vor der früheren Ver- geſeşten Delikte geltend. Verübt z. B. ein Sieb

urteilung und in ein Stüc nach ihr ; er betrachtet zehnjähriger ein Sittlichkeitsverbrechen an einer

das erſtere für ſich, behandelt es als rechtlich ſelb : geiſteskranken Frauensperſongeifteskranken Frauensperſon — 8 176 Nr. 2 StGB.

ſtändig und die für die ganze Tat ausgeſprochene und feßt er es in Ausübung desſelben Vor:

Strafe ſo , als wäre ſie nur für dieſes Stüc er- jakes über das 18. Lebensjahr hinaus fort, ſo

kannt; er beachtet das zweite Stüd weiter nicht, entſcheidet über das ganze fortgeſeşte Verbrechen

behandelt es als belanglos und kommt ſo zu der nach § 80 CVG. das Schwurgericht troß § 73

Fiktion – etwas anderes iſt es nicht daß das Nr. 3 GVG. , weil eben eine geſonderte rechtliche

tatſächlich erſt am 6. Februar beendete Vergehen Behandlung und Aburteilung der vor dem vol

des u. rechtlich ſchon am 22.24 . Januar be- endeten 18. Lebensjahre verübten unſelbſtändigen

endet war. Der Beſchluß überſieht dabei wirklich, Einzelhandlungen nicht möglich iſt.

daß die Strafe nur für eine ganze , fertige Tat Ein Grund, gerade bei Š 79 StGB. eine Aus:

gegeben wird und nie für ein Stück Tat, daß fie nahme zu machen, beſteht nicht; ein ſolcher fann

gegeben wird für eine Tat in ihrer geſchichtlichen insbeſondere nicht aus dem Umſtande entnommen

Geſtalt und nicht in einer allenfalls möglichen , werden, daß § 79 eine Beſtimmung zugunſten des

gedachten Form, daß ferner der die Tat beurtei- Angeklagten enthält. Denn die Vorſchriften der

lende Richter ſie immer erſt nach ihrem Abſchluſſe 89 61 und 67 SIGB. find nicht weniger zugunſten

betrachtet, daß er ſie dann von ihrem Beginne des Angeklagten gegeben und trozdem iſt bei ihnen

bis zu ihrem Abſchluſſe fieht und daß er ſie nie auf den Abſchluß der Straftaten abzuſtellen .

von einem zufälligen , ihr an ſich fremden , mitten Auch noch andere Erwägungen zeigen, daß der

in ihren Lauf fallenden Zeitpunkt aus beurteilen im Beſchluſſe vom 22. März 1912 aufgeſtellte

darf. ud das iſt aber auch bei der Auslegung Grundſaß ſich nicht halten läßt. Man braucht

des § 79 StGB. zu beachten und es führt zu der ihn nur in einzelnen möglichen Fällen anzuwenden ;

Annahme, daß auch ein Kollektiv-, Dauer- und man nehme z. B. an :

fortgeſeptes Delikt ſo gut wie jede einfache Straf- 1. Der Zuhälter, deſſen Beſtrafung Anlaß

tat im Sinne dieſer Geſekesſtelle erſt dann „be: zur Aufſtellung des Grundſazes gab, habe am

gangen“ iſt, wenn es geſchichtlich abgeſchloſſen iſt. 25. Januar 1912 die Dirne geheiratet, bei der er

Der Beginn dieſer Delikte iſt hier gleichgültig; vom 12. Januar bis 6. Februar 1912 den 3u :

der Zeitpunkt ihres Abſchluſſes allein entſcheidet hälter machte ; nach § 181 a Abſ. 2 StGB. müßte

darüber , ob eine Verurteilung wegen einer an: er mindeſtens 1 Jahr Gefängnis bekommen haben .

deren Straftat vor oder nach ihrer Begehung liegt, Die Tatſache, die einzig und allein die Mindeſt:,

ob die für fie verhängten Strafen mit der Strafe ftrafe von 1 Monate — $ 181 a Abſ . 1 StGB. —8 .

aus der früheren Verurteilung auf eine Geſamt: auf 1 Jahr Gefängnis erhöht, läge nach der Ver:

ſtrafe zurückzuführen ſind. Iſt das Kollektiv-,Dauer, urteilung vom 22./24. Januar 1912. Das Tun

oder fortgeſette Delikt erſt nach dieſer Verurteilung des Zuhälters wäre aber auch hier ein einheitliches

beendet, ſo iſt eine Geſamtſtrafe nicht zu bilden; Kollektivdelikt. „ Für die rechtliche Betrachtung auf

es war deshalb auch im Falle des Beſchluſſes Grund der Annahme des Vorliegeng eines ſog.

vom 22. März 1912 auf eine ſolche nicht zu er : Kollektivdeliktes" wäre es auch hier ebenſogut

kennen . möglich, daß ſein Tun für die Zeit vom 12. bis

Dies Ergebnis wird beſtätigt durch die Aus- zum 24. Januar als ein einheitliches aufgefaßt

legung anderer Stellen des Strafgeſetzbuches. wurde ; der Umſtand, daß er es noch bis zum

Nach 8 67 Abſ . 4 beginnt die Verjährung einer 6. Februar fortſette , ånderte nichts an der recht:

Straftat mit dem Tage, an dem die Handlung lichen Möglichkeit, daß ſein Tun auch ſchon für

„ begangen “ iſt. Es wird allgemein angenommen , die Zeit vom 12. bis zum 24. Januar als ein:

daß Kollektiv-, Dauer- und fortgeſette Delikte erſt heitlich aufgefaßt wird “ . Es ſpringt ſofort in die

vom Augenblicke ihres Abſchluſſes an verjähren ,daß Äugen, daß dieſe Begründung des Beſchluſſes vom

ſie alſo erſt in dieſem Zeitpunkte „ begangen “ ſind. | 22. März 1912 auch hier in dem gedachten Falle
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„ auf Grund der Annahmedes Vorliegens eines ſog . erſt dann begangen find, wenn ſie vollſtändig ab

Kollektivdeliktes " nicht abgelehnt werden könnte ; geſchloſſen ſind.

es zeigt ſich aber auch ſofort, daß ſie zu einem Das hat übrigens das Oberſte Landesgericht

unannehmbaren Ergebniſſe führt und daß ſie deshalb felbft ſchon anerkannt. In ſeinem Bejhluſſe vom

nicht richtig ſein kann ; denn daß eine rechtlich ſo 21.Auguſt 1909 , Beſchw . Reg.Nr. 594/09 (ObLG .
erhebliche Tatjache, wie hier die Heirat der Dirne SIS. 9, 314) hatte es folgenden Fall zu entſcheiden.

durch den Zuhälter , die die Mindftſtrafe des gleichen Str. war rechtskräftig verurteilt :

Vergehens ſo in die Höhe ſchnellen läßt , rechtlich a) vom Schöffengericht W. am 16. November

jemals unbeachtlich ſein ſollte , iſt ohne weiteres 1908 wegen Sachbeſchädigung zu 3 Wochen

ausgeſchloſſen. Gefängnis ;

2. A habe den B am 1. Januar 1914 dor: b ) vom Landgericht W. am 23. Juni 1909

jäßlich und widerrechtlich eingeſperrt und bis zum wegen

10. Januar 1914 eingeſperrt gelaſſen; am 5. Januar 1. eines Verbrechens des Diebſtahles, verübt

1914 ſei A wegen Diebſtahls zu einem Jahre Ge am 17./18 . Oktober 1908 zu 1 Jahre

fängnis und am 15. Februar 1914 wegen der Zuchthaus;

an B verübten Freiheitsberaubung zu einem Jahre 2. eines Vergehen8 der Zuhälterei begangen

Zuchthaus verurteilt worden . Die einzige Tatſache, dom Oktober 1908 bis Dezember 1908 zu

die die gleiche Straftat der Freiheitsberaubung aus 2 Jahren Gefängnis ;

einem Vergehen zu einem Verbrechen werden läßt 3. eines weiteren Vergehens der Zuhälterei ,

und - bei Verſagung mildernder Umſtände verübt dom Dezember 1908 bis März

die Mindeſtſtrafe von einem Tage Gefängnis auf 1909 zu 10 Monaten Gefängnis ;

ein Jahr Zuchthaus erhöht — 8 239 Abſ. 1 und 2 4. eines Vergehens der Fehlerei , begangen

StGB.-, läge nach der Verurteilung vom am 7./8 . März 1909 zu 8 Monaten

5. Januar 1914. Troßdem könnte auch hier die Gefängnis.

Begründung des Beſchluſſes vom 22. März 1912 Die Strafe vom 16. November 1908 war am

nicht abgelehnt werden , da auch hier wieder nur 23. Juni 1903 noch nicht verbüßt und dem Land:

eine einheitliche Tat vorläge, die teils vor teils nach gerichte nicht bekannt; es bildete deshalb aus den
der Verurteilung vom 5. Januar 1914 verübt vier unter b aufgeführten Einzelſtrafen eine Geſamt:

wäre . Auch dieſes Beiſpiel zeigt wohl deutlich , daß ftrafe von 3 Jahren Zuchthaus. Durch Beſchluß

der Beſchluß vom 22. März 1912 ſich nicht halten vom 24. Juli 1909 wurde ſie aufgehoben ; gleich:

läßt . Denn obwohl hier das Tun des A vor und zeitig wurden zwei neue Geſamtſtrafen gebildet

nach dem 5. Januar 1914 völlig gleich wäre , und zwar die eine aus den Strafen a und bl

erzeugt doch der einfache Zeitablauf eine rechtlich - 3 Wochen Gefängnis und 1 Jahr Zuchthaus

ſo erhebliche Tatſache, daß dieſe nie belanglos und die andere aus den Strafen b 2 , 3 und 4

ſein kann .
2 Jahre, 10 und 8 Monate Gefängnis. In

Das Gleiche kann ſich bei einer fortgeſekten ſeinem Antrag auf Bildung dieſer zwei Geſamt:
Straftat ergeben . A begeht zum Beiſpiel eine ſtrafen hatte der Staatsanwalt ausdrüdlich dar:

längere Zeit hindurch – etwa ein Jahr lang –) auf hingewieſen , daß die mit 2 Jahren Gefängnis

einen fortgeſetzten Betrug zum Nachteile des B. beſtrafte Zuhälterei teils vor und teils nach dem

Mitten im Laufe dieſer Straftat wird er zum | früheren Urteile vom 16. November 1908 verübt,

zweiten Male wegen eines anderen — Betruges daß fie aber im Sinne des § 79 StGB. erſt nad,
beſtraft und rüdjallig. Ter teils vor teils nach ihrem Abſchluſſe, alſo nach der früheren Verurtei:

dem Eintritte der Rüdjälligteit verübte fortgefegte lung begangen ſei .

Betrug zum Nachteile des B mird damit zum Ver: Das Landgericht ſchloß fich dem ohne weitere

brechen ; RG St. 47 , 308. Wäre A unmittelbar vor Ausführung an . Der Angeklagte legte gegen den
dem Eintritte der Rüdjälligkeitwegen eines Diebſtahls Bedluß vom 24. Juli 1909 Beſchwerde ein . Der

verurteilt worden und dieſe Straje noch nicit verbüßt Generalſtaatsanwalt bemerfte dazu , daß die vom

uſw. , ſo wäre die Rechtslage wie beim Beiipiel 2 . Ottober 1908 bis Dezember 1908 verübte 3u

Dazu kommt, daß nach dem Bejaluſie vom hälterei als erſt nach dem früheren Urteile vom
22. März 1912 derjenige , der ſeine verbrecheriſche ! 16. November 1908 begangen anzuſehen ſei. Das

Tätigkeit vor der früheren Verurteilung begonnen Oberſte Landesgericht hat in dem Beſchluſſe vom

und ſie darüber hinaus fortgeſett hat, rechtlich 21. Auguſt 1909 die zuläſſige Beſchwerde ver:

beſſer geſtellt wäre, als derjenige, der ſie — unter worfen . Aus den Gründen dieſes Beſchluſſes ift

gleichen Verhältniſjen im übrigen unmittelbar hier anzuführen :

nach der früheren Verurteilung beginnt; erſterer zu einer Geſamtſtrafe kann .. auf Grund

hätte den Vorteil der Geſamtſtraſe, lekterer nicht der $ 79 StGB . und § 494 StPO. die in einem

und dies, obwohl ſeine verbredieriſche Tätigkeit | früheren Urteile ausgeſprochene Strafe nur ver:

geringer wäre als die des erſteren. einigt werden mit einer Straße , die in einem ipå:

Das alles zeigt wieder , daß Kollektiv , Dauer: teren Urteile wegen einer vor der früheren Pere

und fortgeſette Delifte im Sinne des § 79 StGB. urteilung begangenen Tat erkannt worden iſt;

-
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Strafen , die in dem ſpäteren Urteile wegen der Erſteher iſt alſo wegen des Raufgeldes nicht

mehrerer ſtrafbarer Handlungen ausgeſprochen der Schuldner des Hypothekgläubigers. “ Aehnlich

wurden, die erſt nach der früheren Verurteilung lautet die Begründung in RG3.64,311: ,, Darüber

begangen wurden , können mit der in dem früheren kann kein Zweifel beſtehen , daß die an der Zwangs

Urteile ausgeſprochenen Strafe nicht vereinigt verſteigerung beteiligten Gläubiger, von ein Fall

werden , ſondern ſind auf eine weitere ſelbſtändige des § 118 abgeſehen, feinen Anſpruch auf Zahlung
Geſamtſtrafe zurüđzuführen . " gegen den Erſteher, mit dem ſie in gar keinem Ver

„Am 16. November 1908 hätte aber in An: tragsverhältniſſe ſtehen , ſondern nur ein Recht

ſehung der den Gegenſtand des Urteiles vom darauf haben , nach den für das Zwangsverſteige

23. Juni 1909 bildenden 4 Straftaten die Ab- rungsverfahren gegebenen Vorſchriften wegen ihrer

urteilung nurwegen des damals bereits begangenen Forderungen befriedigt zu werden . “ In KG3. 72 ,

Verbrechens des Diebſtahles, nicht auch wegen der 314 verweigert das Reichsgericht ebenfalls dem

erſt ſpäter begangenen 3 anderen Vergehen er- Erſteher die Aufrechnung. Die gleiche Auffaſſung

folgen können . Daher konnte in dem angefoch: vertritt das Oberlandesgericht Jena in Seuff.

tenen Beſchluſſe (des Landgerichtes) eine Geſamt: Arch. Bd. 67 Nr. 121 .

ſtrafe nur gebildet werden aus den wegen Sach: Die Rechtswiſſenſchaft hat ſich der Auffaſſung

beſchädigung und Diebſtahl ausgeſprochenen Einzel: des Reichsgerichts angeſchloſſen . Steiner, 2.Aufl.

ſtrafen und mußte eine weitere Geſamtſtrafe ge- $ 117 Anm. 4 ſagt z. B.:$ 117 Anm. 4 jagt z . B.: „ Der Erſteher fann

bildet werden aus den für die 3 übrigen Ver: nicht gegenüber der zum Zug gekommenen For

gehen angenommenen Einzelſtrafen von 2 Jahren , derung eines anderen Beteiligten , der ſein Schuldner

10 und 8 Monaten Gefängnis. “ iſt, kompenſieren ; denn erſterer ſchuldet den Strich:

Hier hatte alſo das Oberſte Landesgericht genau erlös nicht den Beteiligten, ſondern dem Subha:

die gleiche Frage zu entſcheiden, wie in dem Bez ſtaten, wenigſtens ſolange die Forderung noch nicht

ſchluſſe vom 22. März 1912 ; es hat ſie gerade übertragen iſt.“ Ebenſo bei 8 144 Anm . 2 a Fuß

im entgegengeſeßten Sinne entſchieden ; es hat er: note 3. Gleicher Anſicht Jaeckel-Güthe 3. Aufl.

klärt, daß die teils vor teils nach dem 16. No: $ 117 Anm . 1 und § 118 Anm . 4,Fiſcher und

vember 1908 derübte Zuhälterei im Sinne des Schäfer, Zwangsvollſtređung 2. Aufl. Anm. 2,
$ 79 StGB . erſt nach dem 16. November 1908 lekter Abſaß zu § 115 , Anm. 1 zu § 118, von

begangen iſt. Es hat dieſe Auffaſſung zwar nicht der Pfordten Anm. II 1 zu § 107, IV 4 zu

näher begründet , aber trozdem nicht ohne nähere SS 116-118.

Prüfung gewonnen. Denn die Frage war zwei- Die Richtigkeit der Anſchauung des Reichs

mal ausdrüdlich zur Erörterung geſtellt. Darauf- gerichts kann aber nicht anerkannt werden .

hin erfolgte ihre Beantwortung in dem allein 2. Rechtſprechung und Rechtálehre begründen

richtigen Sinne . ihren die Aufrechnung ablehnenden Standpunkt

mit der Erwägung, es ſeien vor der Uebertragung

der Forderung gegen den Erſteher auf die Be

teiligten keine Rechtsbeziehungen zwiſchen Erſteher

Das Aufregnungsrecht des Erſtehers im und Beteiligten vorhanden, dieſeBeziehungenſeien
aber die notwendige Vorausjeßung der Aufrechnung

Zwangsverſteigerungsverfahren .') ( 8 387 BOB.) .

Welches iſt nun das Verhältnis zwiſchen Er

Von Rechtsanwalt Richard Berolzheimer in München. fteher und Realberechtigten , ehe die Uebertragung

1. Das Reichsgerichtnimmt in, ſoweit erſichtlich, ſtattgefunden hat ?

ſtändiger Rechtſprechung ſowohl nach altem wie
Durch die Verkündung ( S 89) oder Zuſtellung

nach neuem Rechte der Zwangsvollſtreďung in (S 104) des Zuſchlagsbeſchluſjes erlöſchen die Rechte

Grundſtücke an,daß der Erſteher den Anſpruch ſteigerungsbedingungen beſtehen bleiben ſollen ($91).
an den Grundſtücken , welche nicht nach den Ver

der Realgläubiger auf Befriedigung aus dem Ver

ſteigerungserlös jedenfalls inſolang nicht durch Auf: Was an die Stelle der Rechte tritt, iſt im Geſeße

redhnung erfüllen kann , als nicht die Forderung ausdrüdlich nur für die Rechte beſtimmt, die nicht

gegen den Erſteher aufdieBerechtigten gemäß Grunddienſtbarkeiten , $ 92. Bleibtdagegen einewie

$ 118 3.VG. übertragen iſt.

Schon in RG3. V , 310 beſtreitet das Reid8 : Hypothek nach den Verſteigerungsbedingungen nicht

gericht die Zuläſſigkeit der Aufrechnung vor diejem beſtehen, fält ſie aber noch in das Meiſtgebot,

Zeitpunkte mit der Begründung : „ Dem einzelnen 1o iſt eine geſekliche Regelung des Schidjals dieſer

Hypothefgläubiger ſteht bezüglich desRaufgeldes, ehemaligen, durch den Zuſchlag erloſchenen Hypothek

ſolange nicht ſolches als Rüdſtand überwieſen iſt,
bis zum Zeitpunkt der Uebertragung nach § 118

ein Gläubigerrecht gegen den Erſteher nicht zu ,
nirgends getroffen, namentlich nicht im $ 92.

Doch ergibt ſich, wie RG3. 71 , 404 aus der

1) Zahlen ohne weitere Angabe beziehen ſich auf Entſtehungsgeſchichte des Geſekes nachweiſt, aus

die Paragraphen des 8wVG . anderen Vorſchriften des Geſekes das ſog . ,, Surro:



380 Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 20 u . 21 .

1

1

gationsprinzip“ , d . h . der Grundſaß, daß der Ver- | Art. 192 finden ). Nach Erlöſchen des Pfandrechts

ſteigerungserlös an die Stelle des verſteigerten an dem Grundſtüđe ſegt ſich das Recht der Hypo

Grundſtücke tritt. „,Die Forderung aus dem thekgläubiger, ſoweit ſie zum Zuge kommen , als

Meiſtgebot ſteht nicht den Gläubigern, deren An: Pfandrecht an dem Erlös, d . h . zunächſt an der

ſprüche nach dem Ergebnis der Zwangsverſteigerung Forderung des Schuldners gegen den Erſteher auf

gedeđt erſcheinen, zu den Beträgen zu, für die der Zahlung des Meiſtgebots fort (vgl.von der Pjordten

einzelne Gläubiger Dedung findet, ſondern iſt den Anm . II zu § 107). Der Anſpruch der Hypothet :

Rechten der Gläubiger unterworfenes, zur Befrie- gläubiger, für welche hiernach dieſes Pfandrecht

digung der Gläubiger beſtimmtes Vermögen des beſteht, gilt gemäß § 111 als fällig, ſoweit es ſich

bisherigen Eigentümers des verſteigerten Grund- um die Befriedigung aus dem Erlös handelt , mag

ſtüds“ , ſagt das Bayeriſche Oberſte Landesgericht auch die Fälligkeit nach dem urſprünglichen Schuld:

für das frühere bayeriſche Recht, ObLG3. Bd. 4 verhältniſſe noch nicht eingetreten ſein und für die

Nr.110 S. 506. Vgl. auch Steiner 8 23 Anm . 3 A , perſönliche Haftung des Schuldners und von mit:

92 Anm . 1 , ferner OLGRſpr. Bd. 20 S. 355 : | haftenden Dritten auch jeßt noch nicht beſtehen.

,,Nach dem das Verfahren beherrſchenden Surro: Es iſt alſo die Forderung des Schuldners gegen

gationsprinzip iſt mit allen rechtlichen Beziehungen den Erſteher auf Zahlung des Erlöſes zugunſten

der Erlös an Stelle des Eigentums , alſo in das einer fälligen Forderung von Gläubigern des Sub

Vermögen des Subhaſtaten getreten . haſtaten, 3. i . des Gläubigers des Erſtehers, mit

Die Beſchlagnahme erſtreďt ſich kraft des Surro- einem Pfandrecht belaſtet.

gation & prinzips auf den Erlös und bewirkt deſſen Auf dieſen Tatbeſtand kann unbedenklich $ 1282

Pfändung zugunſten der beteiligten Gläubiger. “ BGB. angewendet werden.

Dieſer Grundſaß der Erſeßung folgt namentlich $ 1282 BOB. betrifft zunächſt die durch

aus den 88 10 , 37 Nr. 5 , 109 Abſ . 2 , 118 . Rechtsgeſchäft begründeten Pfandrechte an Rechten.

Allerdings erfolgt nach § 107 Abſ. 2 die von Gemäß $8 1273, 1257 BGB. iſt er aber auch ent:

dem Erſteher im Termin zu leiſtende Zahlung an ſprechend anzuwenden auf die kraft Geſekes entſtan:

das Gericht. Dadurch erlangt aber das Gericht denen Pfandrechte. Mag man nun annehmen , daß

nicht einen privatrechtlichen Anſpruch auf Zahlung es ſich bei dem Erſaßrechte des früheren Hypothekars

des Erlöſes, es wird nicht etwa ſelbſt an Stelle um ein rechtsgeſchäftliches Pjandrecht, die Hypothet,

des bisherigen Eigentümers Gläubiger der durch handelt, welches ſich durch einen außerhalb des

Meiſtgebot und Zuſchlag für den Erſteher ent- Vertragsrahmen8 liegenden Umſtand in ein Pfand

ſtandenenSchuld. Gläubiger bleibt vielmehrder rechtan einer Forderung verwandelt hat, ohne
bisherige Eigentümer. Dies ſprechen auch RG3. ſeine Eigenſchaft als Vertragspfandrechteinzubüßen ,

64 , 311 und 72, 344 aus . ) Nur der Verfügung oder mag man das Gewicht ſtatt auf die urſprüng

des Schuldners iſt die Forderung entzogen, er kann liche Natur des Rechtes mehr auf die Natur des

ſie nicht einziehen, nicht dagegen aufrechnen oder jetzt beſtehenden Rechtes legen und deswegen ein

ſie ſonſtwie beſeitigen, der Erſteher kann nicht mit fraſt Geſekes entſtandenes Pfandrecht an einer

befreiender Wirkung an ihn zahlen. Nicht aber Forderung annehmen : immer hat nach dem Zu:

begründet § 107 Abſ. 2 ſelbſtändig eine Verſchlag der frühere Hypothekgläubiger, der „ Pfand

gebots , er ordnet nur an , daß die Zahlung , wenn Pjandrecht an einer Forderung ſeines Schuldners, des

ſie überhaupt im Termin geleiſtet wird , dann an „ Gläubigers ", gegen den Erſteher, den Schuldner " .

das Gericht erfolgen ſoll. Es wird aljo hier Man kann dieſe Auffaſſung nicht mit einem

vorausgeſeßt, nicht gefordert, daß im Verteilungs- Hinweiſe auf SS 830 , 835 ZPO. ablehnen . Richtig

termin gezahlt wird . Zahlt der Erſteher nicht, iſt zwar , daß bei der Forderungspfändung durch

dann greift das Uebertragungsverfahren des $ 118 die Pfändung der Drittſchuldner nicht verpflichtet

Plaß . Zahlt er , dann übernimmt das Gericht wird , an den Gläubiger zu bezahlen, und dieſer

gemäß § 107 die lebermittlung der gezahlten nicht zur Geltendmachung der Forderung befugt

Summe an die Hebungsberechtigten ; Gläubiger iſt, daß es vielmehr hier zum Zwed der Verwertung

dieſer Summe iſt aber immer der bisherige Eigen- der gepfändeten Forderung durch den Gläubiger

tümer, wenn er auch mit Rüdjicht auf die Rechte, noch eines beſonderen gerichtlichen Vorgangs, der
welche an dem Grundſtück beſtanden und ſich am redit& begründenden Ueberweiſung bedarf ; dieſe Bez

Erlös fortježen, nicht über dieſen verfügen darf. ſtimmung wurde aber nur aus Gründen der Zweck :

Die Hypothekgläubiger hatten bis zum Zu: mäßigkeit getroffen und kann daher nicht rechts:

hlag (Verkündigung oder Zuſtellung, 1. o.) ein ähnlich auf nicht gleichgelagerte Fälle angewendet

Pjandrecht an dem Grundſtück (mag der Ausdrud werden . Die Trennung der Ueberweiſung von der

„ Pfandrecht“ , für Rechte an Grundſtücken ſich auch Pfändung hat nämlichden Zweck, die leştere ohne

im VGV . nirgends, ſondern nur im EGZBOB . Einſchränkung bei der Regelung im Arreſt verwertent

zu können, wo ſie nicht zur Ueberweiſung führt.

* ) Ebenſo von der Pfordten Anm . II 1 , Steiner Motive zum Entwurf III S. 433 f. , Seuffert

Anon . 4 zu § 107. 11. Aufl. Anm . 1 a zu § 835.

# 1
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Dagegen beſteht doch kein Zweifel, daß die Er- das Reichsgericht gerade für den Fall des 8 1282

ſeßung des Grundſtüds durch den Erlös und das ab, daß, wie der Pfandgläubiger gegenüber dem

Weiterbeſtehen des Grundſtücspfandrechts als Schuldner, ſo auch der Schuldner gegenüber dem

Pfandrecht an der Forderungdes Schuldners gegen Pfandgläubiger aufrechnen und dadurch die ver:

den Erſteher eine über die Pfändung einer Geld- pjändete Forderung erfüllen darf. Auch das

forderung hinausgehende Wirkung erzeugt. Es Bayeriſche Dberſte Landesgericht (ObLG3. Bd. 11.

fann namentlich der Erſteher ohne die Gefahr einer Nr. 44, S. 223) gleicht die Einziehungsbe

Doppelzahlung an den Realberechtigten zahlen , auch fugniß dem Forderungsrechte an : Wenn auch

ohnedaß eine Üeberweiſung ſtattgefunden hat . Zwar die Forderung nicht auf denjenigen , dem eine

ſieht auch das Zwangsverſteigerungsgeſeß die Ueber: Forderung durch Vertrag verpfändet wurde, über

tragung der zunächſt dem Subhaſtaten zuſtehenden tragen iſt, nimmt er doch nach § 1282 BGB. in

Forderung gegen den Erſteher auf die Berechtigten bezug auf das Recht der Einziehung der Forderung

vor. Dieſe Uebertragung hat aber entſprechend die gleiche Rechtſtellung ein , als wenn ihm die

der Ueberweiſung an Zahlungs Statt die Wirkung Forderung voll übertragen wäre ; er macht das

einer Befriedigung ; ſie ſoll nicht die Befugnis des Recht des Gläubigers , ſeines Schuldners, geltend

Gläubigers vorbereiten, vom Drittſchuldner Be- krafteigenenRechts, fraftſeines Pfandrechts." Die

friedigung zu verlangen , ſondern unter Vernichtung Anſchauung des Reichsgerichts, daß der Schuldner

des Pjandrechts dieſe vertreten . Eine Ueberweiſung aufrechnen darf . wird geteilt von Falkmann ,Y)

zahlungshalber, bei welcher der bisherige Gläubiger Crome,-) Planck ,) Biermann .") Für den Fall

der gepfändeten Forderung auch fortan Inhaber der Pjändung und Ueberweiſung einer Forderung

der Forderung , bloß mit den durch die Pfändung erachtet aud ) Seuffert zu § 835 SPO. Anm . 3

begründeten Verfügungsbeſchränkungen , bleibt, da- I c legter Åbſaß den Drittſchuldner für befugt ,

gegen der Pfandgläubiger nur fraft des Pfand eine ihm gegen den Gläubiger zuſtehende Forderung

rechts die Forderung einziehen kann, kennt das gegen die überwieſene Forderung aufzurechnen

3wVG. nicht. Es bedurfte der Ueberweiſung zur (ebenſo Stein Anm. VII zu § 835 ).

Einziehung auch nicht, weil feine Vorſchrift dieſes 4. Kann aber der Schuldner im Falle des

Bejeges das aus der Hypothet entſtandene Pfand- § 1282 BGB. den Pfandgläubiger durch Auf

recht an der Forderung gegen den Erſteher in die rechnung befriedigen , ſo muß die gleiche Befugnis

Schranken eines Nur-Pfandrechts bannt und ihm dem Erſteher gegen den Realberechtigten zuſtehen.

die Wirkung der Einziehungsbefugnis nimmt. Das Ergebnis der Unterſuchung iſt alſo, daß

Die Hypothekgläubiger haben daher nach dem der Erſteher den Anſpruch der Real:

Zuſchlage zugunſten ihrer fälligen Forderungen ein gläubiger auf Befriedigung aus dem

Pfandrecht an der Forderung des Schuldners gegen Berſteigerungserlöſe ſchon vor der Ueber

den Erſteher, ſie ſindzur Einziehung dieſer Forderung tragung (8 118 ZwVG. ) durch Aufrechnung

berechtigt und der Erſteherkann nur an ſie leiſten, mit einer ihm gegen den Berechtigten

mögen auch dieſe Befugniſſe durch die beſonderen zuſtehenden Forderung erfüllen kann .

Vorſchriften der $8 105 ff.ZwVG. gegenüber 8 1282

BOB. eingeſchränkt ſein . Daß der Schuldner

ſelbſt nicht zur Einziehung der Forderung berechtigt

iſt , an welcher das Pfandrecht beſteht, der Er

ſteher an ihn nicht zahlen darf , beeinträchtigt das Kleinc Mitteilungen .

Recht des Pjandgläubigers nicht. Denn gerade Antragſteller und gauptſache bei der einſtweiligen

zu ſeinen Gunſten beſteht dieſe Beſchränkung. Sie
Berfügung. Wer tann Antrag auf einſtweilige Ver:

joll eine Verfügung über die Forderung durch einen fügung ſtellen, und was iſt deren Hauptſache ? Dieſe

andern als durch ihn verhindern . Frage ergab ſich in folgendem Falle :

3. Die Entſcheidung der Frage , ob der Erſteher Ein Bezirksagent, dem ſeiner Meinung nach zu

gegen die Forderung eines zum Zuge kommenden unrecht ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt ge
Berechtigten mit einer ihm gegen dieſen Berechtigten fündigt war, hatte mit verſchiedenen auf Vertrags

zuſtehenden Forderung aufrechnen darf , hängt daher erfüllung abzielenden Anträgen gegen die Geſchäfts

von der Zuläſſigkeit der Aufrechnung durch den
herrin geklagt. Dieſe beantragte nach der Erhebung

Drittſchuldner gegen den Pfandgläubiger im Falle derKlage gegen ſie eine einſtweilige Verfügungdes

Inhalts, daß der Kläger ſich nicht weiter als ihr
des 1282 BGB . ab . Sie wird beſtritten z . B.3 Agent bezeichnen , Geſchäfte für ſie nicht mehr ſchließen ,

von Turnau - Förſter 1282 Anm. 4. Dod) hat Belder nicht mehr eintaſſieren und irgendwelche Ver§ Doch

ſich das Reichsgericht ſelbſt in rechtlich überzeugen : bindlichkeiten nicht mehr eingehen oder erfüllen dürfe.

den Ausführungen der von den Bedürfniſſen der Kann nun auch der Beflagte eine einſtweilige Vers

Praxis geforderten gegenteiligen Anſchauung ange
ſchloſſen : „Wer eine Forderung im eigenen Intereſſe 8 ) Gruchot, Beiträge Bd . 44 S. 109.

durch Entgegennahme der Zahlung einziehen darf,
) Syſtem des deutſchen bürgerlichen Rechts , 3. BD

8 514 Fußnote 61 .
wird ſie auch im Wege der Aufrechnung zu realiſieren 5) 3. Auflage Anm . Ib Abſ. III zu § 1282.

berechtigt ſein ." (RG3. 58 , 109) . Daraus leitet“ 3) Sachenrecht Anm . Id zu § 1282.

:
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fügung erwirken, ohne daß er Widerklage erhebt oder $ 926 3PD. teine Begriffsbeſtimmung der Hauptſache

ſelbſtändig klagt ? Iſt die Klage auf Vertrags- und auch nicht in dem die Zuſtändigkeit beſtimmenden

erfüllung auch für die erbetene einſtweilige Verfügung
§ 919 3PO. Die Hauptſache iſt aber das Verfahren

die Hauptſache ?

über den unmittelbar zu ſichernden Anſpruch ſelbſt,

Güthe in Buſch3. 24, 370 bezeichnet eine einſt

im Falle des § 940 ZPO. das Verfahren über das zu

regelnde Rechtsverhältnis (Gaupp - Stein, Komm. d.

weilige Verfügung, mag ſie auf Grund des § 935 oder SPD. 8 919 II 1 ) . Hiernach iſt hier die Hauptſache

des $ 940 SPD. beantragt ſein , nur als eine vorweg- anhängig. Denn die einſtweilige Berfügung bezwedt

genommene Zwangsvollſtredung. Hat nun der Bes die vorläufige Feſtſtellung der Folgen der Kündigung
klagte nur ein Recht auf Abweiſung der Klage, nicht des zwiſchen den Barteien begründeten Agenturverhält

dagegen ein Recht auf Zwangsvollſtreckung, ſo beſteht niſſes ; die Klage bezweđt aber die Erfüllung dieſes

auch kein Anlaß zur Sicherung der Zwangsvollſtreckung.

Bertrages und die Regelung des Bertragsverhältniſſes

Dieſer Rechtſaß iſt bisher, ſoweit mir bekannt

zwiſchen den Streitsteilen trop dieſer Kündigung. Das

iſt, weder in der Rechtslehre noch in der Rechtſprechung

Rechtsverhältnis, das den beiden Verfahren zugrunde

ausdrücklich ausgeſprochen worden ; jedoch ergibt er

liegt, iſt alſo dasſelbe. Demnach iſt keine weitereKlage

mehr zu erheben. “

ſich aus der Natur der Sache. Nur er tann gemeint

ſein, wenn die Mot. S. 457 und auf ſie geſtüßt die

Dieſe Begründung dürfte kaum mit der angeführten

KommentarezurBPO. (wie Peterſen zu§ 940 Anm .
5, Rechtslehre und Rechtſprechung in Einklang gebracht

Strudmann- Stoch , 9. Aufl , Anm. 1 zu $ 936 , Seuffert

werden können, ebenſowenig mit dem Wortlaut des

Anm . 2 zu § 940) erklären , daß eine einſtweilige Vers

Geſebes. Allein ſie hat den Vorzug, daß ſie einem

fügung keine Aenderung der Parteirollen in der Haupts

praktiſchen Bedürfnis entgegenkommtund insbeſondere

ſache zur Folge hat. Weiter ergibt er ſich auch daraus,

dem Beklagten Koſten erſpart, da ja nad ihr der Bes

daß in keinem der veröffentlichten Erkenntniſſe, bei

flagte teinen Weg zu ſuchen braucht, um Kläger oder

denen einſtweilige Verfügungen in Frage ſtanden , der

Widerkläger zu werden, und ſo den formalen Forde

Antragſteller ein anderer war als der Kläger ſelbſt,

rungen des Gefeßes zu genügen .

nicht der Beklagte.

Mechtsanwalt Landau in Nürnberg.

Den Begriff der Hauptſache für eine einſtweilige

Verfügung beſtimmt Gaupp-Stein (BPD. 8 919 II 1)

als das Verfahren über den unmittelbar zu ſichernden

Anſpruch ſelbſt, im Falle des § 940 SPD. als das Der Berichtigung &anſpruch des Minderjährigen nad

Verfahren über das zu regelnde Rechtsverhältnis.

Dieſer Begriff iſt ebenda in Bem. II 1 zu 8 256 3 PO .

dem Preßgeſek. Begriff der Beteiligung i. S. des § 11

als rechtliches Verhältnis einer Perſon zu einer anderen

des PreßG. Die Münchner Freie Studentenſchaft,

eine Vereinigung von nichtinkorporierten Studenten,

Perſon oder zu einem Sachgut beſtimmt; im vorliegen- verlangte durch ihren Vorſißenden von einerZeitung
den Falle wäre darunter das rechtliche Verhältnis der die Aufnahme einer Berichtigung. Der Vorſißende, der

Geſchäftsherrin zu ihrem Bezirtsagenten zu verſtehen. dieſes Verlangen ſtellte, war minderjährig . Da die

Wie ſcharf hier die Grenzen einzuhalten ſind, erläutert

Gaupp-Stein in der Fortſeßung zu § 919 II 1 SPD.,

Aufnahme der Berichtigung abgelehnt wurde, bean

indem er die verſchiedenſten Beiſpiele anführt und

tragte namens des Minderjährigen dann ein Rechts

anwalt die Strafverfolgung. Das Verfahren endete

ausdrücklich auf das Erkenntnis des DLG. Hamm

in DLGRſpr. 7, 330 hinweiſt, wonach ein Rechte:

mit einem freiſprechenden Urteil. Zur Begründung

ſtreit nicht dadurch zur Hauptſachewird,daßinihm Berichtigungsanſpruch geltendmachen,da diefer bürgers

wurde ausgeführt, ein Minderjähriger könne teinen

der geſicherte Anſpruch durch Einrede geltend gemacht lichrechtliche Folgen haben könne. Das Urteil wurde
iſt. Im gleichen Sinn erkannte das Reichsgericht am

Ende ſeiner Entſcheidung im Recht 12 Nr. 3163 :

rechtskräftig. Die Begründung des Urteils tann nicht

unwiderſprochen bleiben .

„,Darum tann es keinen weſentlichen Unterſchied machen ,

ob der Klageantrag als Feſtſtellunge- oder Leiſtungs

Das Gericht begründet den Freiſpruch mit der

antrag gefaßt iſt, wofern die Klage ſelbſt nur der

Bemerkung: „Der Anſpruch ſei von einem Minder

Verwirklichung des Anſpruch dient und zu dieſem

jährigen erhoben worden ; ſeinem ohne Einwilligung

Sivec anhängig gemacht iſt ." Sum gleichen Ergebnis

des geſeblichen Vertreters geſtellten Erſuchen tomme

zwingt endlich die Ausführung bei Faltmann, Swangs

feine red tliche Wirkung zu (BGB. $$ 107, 111). Die

vollſtreckung, 2. Kap. § 10 : „ will Beklagter ſeinerſeits

angeführte Vorſchrift beſtimmt zwar, daß ein Minders

eine zur Zwangêvollſtreckung geeignete Entſcheidung

jähriger ohne Einwilligung ſeines geſeblichen Ber

über ſeinen Gegenanſpruch an Kläger haben, ſo kann

treters tein einſeitiges Rechtsgeſchäft vornehmen könne.

er dies nur im Wege der Widerllage oder einer ſelbs

Das Gericht hat jedoch überſehen, daß hier der Minder

ſtändigen Klage erreichen " .

jährige als Vertreter einer Körperſchaft um die Auf

Auf dieſer Grundlage ließ der erwähnte Bezirks

nahme der Berichtigung erſucht hat ; gemäß § 165 BGB.

agent,nachdem gegen ihn die beantragte einſtweilige jährig oder volljährig war, da die Wirkſamkeit der

iſt es hiernach gleichgültig, ob der Vertreter minders

Verfügung erlaſſen war, beantragen anzuordnen,

daß binnen einer zu beſtimmenden Friſt die Klage der

von einem Vertreter abgegebenen Willenserklärung

noch nicht anhängigen Hauptſache erhobenwerde. Dieſer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt.

nicht dadurch beeinträchtigt wird , daß der Vertreter

Antrag wurde abgewieſen und die Beſchwerde zum

Oberlandesgericht Nürnberg ( 163/12) mit folgender

Abgeſehen davon handelte es ſich um eine das

Begründung zurüdgewieſen :

ſtudentiſche Leben betreffende Angelegenheit des Mints

Der Anſicht des Landgerichts, daß die Haupt- derjährigen. Nach den Anſchauungen des Verkehrs

ſache ſhon durch die Klage auf Vertragserfüllung an

liegt aber in der Entſendung des Minderjährigen auf

hängig geworden ſei , iſt beizutreten. Das Geſeß ent- eine fremde Univerſität unter Zuweiſung eines bes

hält in dem hier gemäß § 936 ZPO. anzuwendenden ſtimmten Einkommens auch die ſtillſchweigende Er
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mächtigung, die auf das ſtudentiſche Leben bezüglichen
Aus der Rechtſprechung.Rechtegeſchäfte wirkſam vorzunehmen . Es könnte

hiernach § 113 BGB. entſprechend angewendet und Reichsgericht.
die einſeitige Rechtshandlung des Minderjährigen als

wirkſam behandelt werden. Bivilſachen.

Die Geltendmachung eines Berichtigungsanſpruchs
1 .

nach dem PreßG. iſt aber überhaupt kein Recht8 . kann bei Abtretung einer Briefhypothet der neue

geſchäft i. S. des BGB., ſondern eine einſeitige Gläubiger den bisherigen auf verſchaffung des in den

öffentlich rechtliche Handlung, ihre Wirkſamkeit iſt uns Händen eines Dritten befindlichen Hypothekenbriefed ver:

abhängig von bürgerlichrechtlichen Vorſchriften. Deffent
flagen, nachdem er den Urſpruch gegen den Dritten auf

Herauðgabe des Briefed hat pfänden und fich zur Giu:
lidhrechtliche Anſprüche können möglicherweiſe auch

ziehung überweifen laſſen ? Kann er dem bisherigen
bürgerlichrechtliche Folgen haben, nichtsbeſtoweniger

Gläubiger im Prozeß eine Friſt nach § 283 BGB. legea
ſind ihre Vorausſeßungen nicht nach dem BGB. zu und in welcher Höhe fann er nach Ablauf der Friſt Schaden:

beurteilen. Es bedarf nur des Hinweiſes auf das erjak beauſpruchen ? Der Vater des Klägers und der

Strafantragsrecht, das die Antragsmündigkeit ſchon Beklagte waren die Geſellſchafter einer offenen Handels

mit dem vollendeten 18. Lebensjahr eintreten läßt. geſellſchaft. Erſterer wurde beerbt zu 1/4 von ſeiner

Der mitgeteilte Fall gibt auch Anlaß zu der
Witwe, der Mutter des Klägers, und zu /4 von dem

Kläger. Bei der Auseinanderſeßung der Erben mit dem
Frage, ob der Vertreter der Münchner Freien Stus

Beklagten übernahm dieſer das GeſchäftmitForderungen
dentenſchaft i . S. des 8 11 Breß . beteiligt war.

und Schulden ,wogegen die Erben als Abfindung 7900 M

In der Mitteilung der Zeitung, die zu dem Erſuchen erhielten ; dieſer Betrag wurde in der Weiſe gezahlt “,

um Berichtigung führte, war nur von einem „ alade- daß der Bell. eine für die Firma eingetragene Hypothet

miſchen Romitee für Schulreform der Freien Stu- von gleicher şöhe an die Erben abtrat. Hieran ſchließt

dentenſchaft“ und zwar in Wien die Rede. Da der
fich in der Urkundedie förmliche Abtretungserklärung an .

Begriff „Freie Studentenſchaft “ jedoch als einheitlicher
Der Hypothekenbrief befand ſich damalsin den Händen

des Bankiers W., dem die Bypotheť zur Sicherheit für
Sammelbegriff und als Rennwort für eine beſtimmte

einen der Firma gewährten Kredit verpfändet war. Durch
Körperſchaft bekannt iſt, ſo iſt i. S. des$ 11 jedes Schreibenvom 22.März1903 erbat daher der Beklagte

Mitglied einer Teiltörperſchaft der „Freien Studenten- von dem Banfier die Herausgabe des Hypothekenbriefes,

ſchaft " beteiligt, ſoweit für ihn ein fachliches Intereſſe die dieſer ablehnte . Am 1. Ditober 1904 erwirften der

beſteht. Wie Liſt (das „ Deutſche Reichspreſſerecht" Kläger und ſeine Mutter ein rechtskräftig gewordenes

S. 95 ) ausführt, und wie auch bei Wulffen (RBreßG. Verſäumnisurteil gegen den Beklagten auf Řerausgabe

5. Aufl.) ausdrücklich hervorgehoben iſt, genügt für des Hypothefenbriefes frei von Rechten Dritter. Durch

das Vorliegen einer Beteiligung “ jedes rechtlich be
Beſchluß vom 30.Dezember 1904 haben der Kläger und

ſeine Mutter ſich die Anſprüche des Beklagten gegen den
achtete Intereſſe an der Berichtigung, auch wenn der

Banfier W. auf Herausgabe des Hypothekenbriefes zur

Antragſteller weder genannt, noch ſonſt bezeichnet iſt Einziehung überweiſen laſſen . Im Jahre 1906 flagte
(vgl. auch RGSt. 3, 40 ). Die Münchner Freie. „ der Kläger gegen den Banfier auf Herausgabe des Hypo
Studentenſchaft " war in den Zeitungslampf verwidelt thefenbriefes,wurde aber durchrechtskräftig gewordenes

geweſen , der zu dem Erſuchen um Berichtigung führt. Urteil abgewieſen. Der Kläger,dem bei der Auseinander

Eine Behauptung über die „ Freie Studentenſchaft“ ſegung mit ſeiner Mutter deren Anteil an den durch

berührt daher den Beſtandteil der geſamten „ Freien den Vertrag mit dem Bekl. erworbenen Rechten übers

Studentenſchaft", der ſich in der Münchner Freien
tragen worden iſt, beanſprucht von dem Beklagten

Studentenſchaft“ verkörpert, auch wenn eine „Freie
Zahlung von 7900 M nebſt Zinſen ſowie Befreiung

Studentenſchaft " einer anderen Univerſität genannt war.
von der Koſtenſchuld aus dem erfolgloſen Rechts

ſtreit gegen den Bankier. In dem jeßigen Rechtsſtreit

Geſekespolitiſch fällt auf, daß die Perſon , der vor- hat er in einem Schriftfaße vom 17. Februar 1911 ,

wiegend an der Verfolgung des Herausgebers liegen der unmittelbar darauf dem Prozeßbevollmächtigten des

muß, ſich nicht an dem Verfahren beteiligen kann.
Beklagten zugeſtellt worden iſt, dieſem eine Erklärung

Eine Nebenklage oder ein Anſchluß des Beteiligten
i . S. des § 283 BOB. mit Stellung einer Friſt von

an das öffentliche Strafverfahren iſt nur möglich ,
zwei Wochen zugehen laſſen. Das OLG . billigte die Ent

ſcheidung des 2o ., daß der Beklagte Schadenerſaß in

wenn die Vorausſeßungen des § 435 StPO. gegeben Höhe des Wertes der Hypothek leiſten müſſe, und zwar

ſind, wenn alſo durch die Mitteilung einer Tatſache in Höhe des Wertes, den ſie zur Zeit des Ablaufs der

in der Preſſe eine ſtrafbare Beleidigung begangen gemäß § 283 BOB. geſtellten Friſt gehabt habe. Die

wurde, auf Grund deren der Beteiligte auch als Privat
Reviſion war erfolglos.

kläger auftreten könnte, oder wenn der Beteiligte einen ů us den Gründen : Das BG. führt aus, der

Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gemäß § 170 Beklagte ſei rechtskräftig zur Herausgabe des øypo

StPD. geſtellthatund die Mitteilung in der Prefle thefenbriefes,freivon iechten Dritter,verurteiltge

eine ſtrafbare Handlung gegen das Leben, die Ges
weſen ; es habe ihm obgelegen , den Banfier W. zur

Herausgabe des Briefes zu veranlaſſen, wenn die Hypo

ſundheit, die Freiheit, den Perſonenſtand oder die thet dieſem verpfändet geweſen ſei , durch Defeitigung

Vermögensrechte des Beteiligten enthielt. Es wäre des Pfandrechts, bei grundloſer Verweigerung der

zwedmäßig, wenn dem Beteiligten das Recht der Nebens Herausgabe durch Klage. Die zweiwöchige Friſt, über

klage zugebilligt würde, da ihm kein Privatklagerecht deren Angemeſſenheit kein Streit beſtehe, habe wirk

zuſteht, wenn nicht eine Beleidigung vorliegt. ſam in einem Schriftſaße des Prozeßbevollmächtigten

Rechtsanwalt Dr. Michael Siegel in München.
des Klägers dem Prozeßbevollmächtigten des Beflagten

erklärt werden können, und zwar mit der Wirkung, daß

ſich nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt gemäß § 283 BOB .

der Anſpruch auf Herausgabe in einen ſolchen auf

Schadenserſaß d . 5. auf Zahlung des Geldbetrags um:

gewandelt habe, der dem Werte der Hypothef zur Zeit

des Ablaufe der Friſt entſprochen habe ; dieſe fei gemäß
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$ 1154 BOB. durch Erteilung der Abtretungserklärung ſein ſolcher Verfügungsbefugnis etwa8 eingetreten

ohne Uebergabe des ypothetenbriefes nicht abgetreten wären. Die Reviſion macht endlich geltend, der Wert

worden . Die Ueberweiſung zur Einziehung erſeße die der Hypothet tönne nur dann maßgebend ſein, wenn

llebergabe nicht, da ſie das Gläubigerrecht ſelbſt nicht gegen Leiſtung dieſes Wertes auch die Uebertragung der

übertrage (RGE. 63, 218) . Dieſe Ausführungen find Bypothel rüdgängig gemacht werde; ſonſt liege eine

nicht zu beanſtanden , insbeſondere auch nicht die Er- ungerechtfertigte Bereicherung vor. Dem iſt einmal ents

örterungen des Urteils betr. die Zuläſſigkeit der Er- gegenzuhalten, daß ein derartiges Berlangen in den

klärung mit Friſtſeßung aus § 283 BGB. in einem voraufgegangenen Rechtszügen nicht geſtelltworden iſt.

Schriftſaße des Prozeßbevollmächtigten des Klägers Ferner aber tommt in Betracht, daß die Abtretungs

(R63. 63, 411 ) . Die Neviſion greift das Urteil haupts erklärung allein ohne Uebergabe des Hypothefenbriefes

ſächlich inſoweit an, als es den Pfändungs- und ủeber- eine wirkſameAbtretung der øypothet ja nicht herbei

weiſungsbeſchluß vom 30. Dezember 1904 für die Frage führt. Hier liegt lediglich eine in dem Auseinanders

gewürdigt hat, ob er der Geltendmachung eines Schadens- feßungsvertrag enthaltene Abtretungserklärung vor, die

erſaßanſpruchs entgegenſtehe. Es hebe zwar hervor, daß nicht zurücgegeben werden kann . Es bedarf daher keines

dem W. durch den Beſchluß „ freilich unterſagt“ worden Eingehens aufdieFrage, ob ein Rüttgabeanſpruch , falls er

ſei, den Brief dem Beklagtenherauszugeben ; es nehme i in einem der früheren Rechtszüge geltendgemachtworden

aber rechtsirrtümlich an, daß der Beflagte dieſen vom wäre, dann berechtigt wäre, wenn der Bellagte die Ab

Kläger und ſeiner Mutter erwirften Beſchluß zu ver- tretung in einem beſonderen Schriftſtüc erklärt hätte .

treten habe. Ein Gläubiger dürfe nicht eine Leiſtung leberdies macht das auf Grund des § 283 BGB. er :

von dem Schuldner verlangen und ihm gleichzeitig dieſe gehende Urteil die Abtretungserklärung ohne weiteres

Leiſtung unmöglichmachen oder erſchweren. Jedenfalls hinfällig. (Urt. des V.ZS. vom 2.Mai 1914 , V517/1913 ).

könne er während eines ſolchen von ihm geſchaffenen 3447
E.

widerſpruchsvollen Zuſtandes nicht zu der Friſtſeßung

des 8 283 BOB. übergehen . Sollte der Beklagte, wie II.

das Urteil ſage, zu einer „ Mitwirkung“ bei dem Pfän
Kenntnis des Geſchäftsherrn von der Mätlertätigleit

dungs- und Ueberweiſungsverfahren verpflichtet geweſen

ſein , ſo hätte der Kläger entſprechende Anſprüche an den
als Borausſetung für den Mäflerlohuanſpruch aus

Beklagten ſtellen und, wenn erforderlich, wegen deren
den Gründen : Es iſt zu unterſtellen , daß der Kauf

Nichtbefolgung weitere Maßregeln ergreifen müſſen.
vertrag infolge des dem P. erteilten Mäflerauftrags

Dieſe Ausführungen ſind nicht überzeugend . Es fann
und infolge der Tätigkeit des B. zuſtandegekommen iſt.

dahingeſtellt bleiben, ob das BG. dem Beklagten die
Den Mätlerlohn hat Þ. aber erſt verdient, wenn die

Bertretung für den Pfändungs- und Leberweiſungs
Klägerin als ſeine Auftraggeberin ſeine Dienſtleiſtung

beſchluß mitRecht auferlegt; denn der Beſchluß machte
angenommen hat. Die Annahme iſt aber nur möglich,

dem Beklagten die Leiſtung gar nicht unmöglich. Der
wenn die Klägerin vor Abſchluß des Staufvertrags von

Anſpruch der damals Berechtigten beſchränkte ſich doch
der Vermittlertätigkeit des P. Kenntnis erlangt hat.

nicht darauf, daß der Beflagte ihnen den Hypotheken
Dieſe Kenntnis des Auftraggebers von der Vermittler

brief aushändigte, ſondern ging darauf, daß ſie die Ur
tätigkeit vor Abſchluß des Vertrags iſt auch deshalb

funde erhielten . Dies konnte der Beklagte erreichen, wie
Vorausſeßung der Mäflerlohnforderung, weil ſie, ing

das BG. zutreffend bemerft, indem er gegen W. auf
beſondere das aus ihr hervorgehende Bewußtſein , den

Mäflerlohn zu ſchulden, nicht ohne Einfluß auf die Ents
Herausgabe an die Erben klagte. Nach der Meinung

der Reviſion ſoll nicht erſichtlich ſein , inwiefern eine
ſchließung des Auftraggebers ſein wird, das vermittelte

ſolche Klage des Beklagten gegen W. hätte Erfolg haben
Geſchäft einzugehen (ROZ. 47, 255 ; 31, 291 ) . Daraus

tönnen. Beſaß lekterer den Brief ohne Rechtsgrund,
ergibt ſich, daß eine Kenntnis der Vermittlertätigteit

ſo mußte die Klage Erfolg haben ; weigerte er die Heraus
dann nicht zu verlangen iſt, wenn feſtſteht, daß der

gabe mit Recht auf Grund ſeines noch beſtehenden Pfand
Auftraggeber auch bei Kenntnis der Vermittlertätigkeit

rechts – was nach Lage der Aften allein in Betracht
nicht anders abgeſchloſſen haben würde. Denn alsdann

tommen kann - ſo hätte der Beflagte eben dieſen Ums
war das Intereſſe des Auftraggebers an der vorgängigen

ſtand zu vertreten. Die Reviſion ſtellt zur Nachprüfung,
Kenntnisgewahrt. Eine beſondere Betanntgabe der Ber:

ob nicht der Wertder øypothet zur Zeit der Auseinander
mittlertätigkeit wäre dann unnötig (ROZ.68,202 ) . So

ſegung maßgebend ſei ; fie verweiſt auf das Borbringen
liegt die Sache hier . Denn die Streitteile haben vorſichts

im Tatbeſtande, wonach damals die Hypothef nur einen
halber in dem notariellen Kaufvertrag die Beſtimmung

Wert von 1500M gehabt habe und die inzwiſchen ein
getroffen, daß Mäflerlohnanſprüche des B. zu Laſten
der Klägerin gehen, und der Beklagte verſicherte dazu,

getretene erhebliche Wertſteigerung des Grundſtüds dem

Kläger nicht zugute komme; es ſei auch anzunehmen ,
er habe mit P. feine Vereinbarungen über deſſen Mäflers

daß die Mutter des Klägers die vypothet ſofort ver
lohn getroffen . Hiermit haben die Streitteile befundet,

äußert hätte. Die Nachprüfung kann indeſſen zu einer
daß ſie mit Anſprüchen des P. aus dem Mäklervertrag

Beanſtandung der hierauf ſich beziehenden Ausführungen
gerechnet haben , und daß die Klägerin ſich danach eins

des Urteils nicht führen . Der Anſpruch des Klägers
richtete. Eine Befanntgabe des P. an die Klägerin, daß

auf Herausgabe des Briefes endete erſt mit dem Ab
er vermittelt habe, wäre unter dieſen Umſtänden zwed :

laufe der aus § 283 BOB. geſtellten Friſt ; erſt mit der
los geweſen. ( Urt. des III . 35. vom 24. April 1914,
III 54,14) .

Herausgabe wäre die Wirfung herbeigeführt worden ,

die bei einerwirkſamen Abtretungder Hypothef beſtände.
III .

Danach hat das BG. mit Recht den Wert zugrunde gelegt,

den die vypothef bei Ablauf der Friſt hatte, ſo daß eine Begriff des Wertmeiſters. Wettbewerbsverbot (§ 1331

etwaige Wertſteigerung des Grundſtüds, die bis dahin GewO . ) . Bindung durch Ghrenwort. Aus der

erfolgt wäre und die vypothet beſſer machte, dem Kläger Oründen : Nach § 133 f GewO. iſt eine Bereinbarung

zugute kommen würde (ſ.auch Urteil vom 30. Juni 1913, zwiſchen dem Gewerbeunternehmer und einem der im

V 6113 ; JW. 1913 S. 1035 Nr. 4 ). Es könnte daher $ 133'a bezeichneten Angeſtellten , durch die der Ange

darauf nicht ankommen , daß die ýypothet zur Zeit der ſtellte für die Zeit nach Beendigung des Dienſtver:

Auseinanderſeßung einen geringeren Wert gehabt haben hältniſjes in ſeiner gewerblichen Tätigkeit beſchränkt

ſoll und die Mutter des Klägers ſie angeblich alsbald wird , für den Angeſtellten nur inſoweit verbindlich , als

veräußert hätte . Denn da der Beflagte damals ſeine die Beſchränkung nach Zeit, Ort und Gegenſtand nicht

Vertragsgegner nicht in die Lage verjetzt hat, über die , die Grenzen überſchreitet, durch die eine unbillige Ers

Øypothet zu verfügen, ſo kann er dem Kläger auch nicht i ſchwerung ſeines Fortfommens ausgeſchloſſen wird. Die

etwaige Folgen entgegenhalten, die bei dem Vorhanden: , Beſtimmung, die dem Kläger unterſagte,innerhalb dreier

3366
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Jahre nach ſeinem Austritt in ein anderes Geſchäft in S.

einzutreten , iſt eine Vereinbarung, wie ſie der § 133 f

im Sinne hat. Ihre Verbindlichkeit iſt nach § 133 f

jedoch nur zu prüfen , wenn der Kläger zu den im§ 133a

bezeichneten Perſonen , d. h. zu denen gehört, die nicht

nur vorübergehend mit der Leitung oder Beaufſichti

gung des Betriebs oder einer Abteilung beauftragt

( Betriebsbeamte,Wertmeiſter und ähnliche Angeſtellte)

odermit höheren techniſchen Dienſtleiſtungen betraut ſind

(Maſchinentechnifer, Bautechniter, Chemiter, Zeichner

u . dgl.). Wie der Senat in JW. 1911, 334 10 ausges

ſprochen hat, wird ein Zuſchneider zu den mit höheren

techniſchen Dienſtleiſtungen betrauten Angeſtellten nur

ausnahmsweiſe, bei beſonders hervorragender Befähis

gung und bei einer Tätigkeit in Geſchäften erſten Manges

gerechnet werden können. Solche Verhältniſſe lagen hier

nicht vor . Die Stellung eines Betriebsbeamten im engeren

Sinne wird für einen Zuſchneider überhaupt nicht in

Fragekommen. Dagegen kann ein Zuſchneider nach den

Verhältniſſen des Falles als Werlmeiſter anzuſehen ſein .

Der Kläger hatte nun zwarzuſammen miteinem älteren

Zuſchneider die Aufſicht über die im Geſchäfte tätigen

30 Schneider auszuüben, auch über deren Zeiteinteilung

zu befinden, für Aufrechterhaltung von Sitte und Orda

nung in der Werkſtatt zu ſorgen, die Herſtellung der

Arbeit in den Händen der Arbeiter zu beaufſichtigen

und zu leiten und den Gang und die Einrichtung des

Betriebes zu beſtimmen, ſoweit er in ſeinen Geſchäfts

bereich fiel, auchwaren die Arbeiter ihm gegenüber zum

Gehorſam verpflichtet. Allein das genügt nicht,um von

einer Leitung oder Beaufſichtigung des Betriebes oder

einer Abteilung zu ſprechen . Entſcheidend muß für die

Stellung des Klägers in Betracht kommen , ob er über

wiegend eine leitende oder beaufſichtigende Tätigkeit

oder ob er überwiegend eine handwerksmäßige Tätigkeit

ausübte. Nach ſeiner eigenen Behauptung wurde ſeine

Zeithauptſächlich durch ſeine handwerksmäßige Tätigkeit

als Zuſchneider in Anſpruch genommen. Die beaufſichti

gende oder leitende Tätigkeit trat zurüd. Auch war er

in der beaufſichtigenden und leitenden Tätigkeit nicht

ſelbſländig, er übte ſie vielmehr gemeinſchaftlich mit

einem älteren Zuſchneider aus. In bezug auf Anſtellung

und Entlaſſung von Arbeitern hatte er feine Befugniſſe.

Er kann daher nicht als Werkmeiſter angeſehen werden,

$ 133fGewO. iſt mithin nicht anwendbar. Die Bindung

des Klägers auf Ehrenwort zur Einhaltung der im

Wettbewerbsverbot enthaltenen Verpflichtungen verſtieß

allerdings nach der ſtändigen Rechtſprechung des Senats

gegen die guten Sitten , war daher nichtig (§ 138 BGB. )

und hätte auch die ſo übernommenen Verpflichtungen

nichtig gemacht, wenn nicht anzunehmen wäre, daß die

Streitteile den Vertrag auch ohne die Bindung des

Alägers auf Ehrenwort geſchloſſen haben würden. Das

iſt aber anzunehmen. Denn daß die Streitteile der

Bindung des Klägers auf Ehrenwort irgendwelche Bes

deutung beigelegt hätten , ergibt ſich aus ihrem Vor

bringen nicht. Sie haben im Glauben an die Zuläſſigkeit

einer ſolchen Bindung dieſe in den Vertrag aufgenommen,

und die Beflagte hat ſich ſofort bereit erklärt, dieſe Be

ſtimmung fallen zu laſſen, nachdem der Kläger die Un:

zuläſſtgkeit der Vereinbarung gerügt hatte. Durch die

üngültigkeit der Bindung auf Ehrenwort wird mithin

die Gültigkeit des Wettbewerbverbotes nicht berührt .

Das Wettbewerbverbot an ſich – abgeſehen von der

ehrenwörtlichen Bindung - verſtieß aber nicht gegen

die guten Sitten. (Wird ausgeführt). Da hiernach der

Vertrag abgeſehen von jener Bindung, die aber die Be

klagte fallen gelaſſen hat, zu Recht beſtand, ſo handelte

der Aläger vertragswidrig, wenn er ſich weigerte , ſeine

Tätigkeit auf Grund des Vertrags unter Streichungder

Bindung auf Ehrenwort fortzuſeßen , und das Geſchäft

der Beklagten verließ. Dieſe kann deshalb Schadens

erſat fordern . (Urt. des III . ZS . vom 21. April 1914,

III 406/13).

IV.

Welche Bedeutung hat es, wenn der Erblaſſer in

ſeinem Leſtamente beſtimmt, daß jeder Erbe auf den

Pflichtteil geſetzt ſein jolt, der gegen cine Anordnung
im Leftament gerichtliche Schritte unternehmen wird ?

Aus den Gründen : Die Witwe R.hat ihrem

Sohne, dem Beklagten , den vollen geſeßlichen Erbteil

unter Auferlegung gewiſſer, im Teſtament näher be

zeichneter Beſchränkungen zugewendet. Der Beklagte

war daher gemäß § 2306 Saß 1 BGB. berechtigt, den

Pflichtteil zuverlangen, wenn erden Erbteil ausſchlug.

Er hat von dieſer Befugnis innerhalb der ſechswöchigen

Ausſchlagungsfriſt
, die mit der in ſeiner Gegenwart

erfolgten Berkündung des Teſtaments begann, feinen Ge

brauch gemacht und iſt deshalb unter den Beſtimmungen
des Leſtaments Erbe geworden. In der Folgezeit hat

er in mehrfacher Beziehung gerichtliche Schritte gegen

Beſtimmungen des Teſtaments unternommen; obwohl

das Teſtament hieran die Beſchränkung auf den Pflicht
teil knüpft, iſt das BG. der Unſicht, daß der Bellagte,

nachdem er einmal Erbe geworden ſei, dieſe Eigenſchaft

nicht wieder habe verlieren können . Dieſe Anſicht wird

von der Reviſion mit Recht beanſtandet. Das BG.

legt die Beſtimmung im 7 des Teſtaments, daß jeder

Erbe auf den Pflichtteil geſeßt werden ſolle, der gegen

die dort getroffene Anordnung über den Verkauf des

Grundſtücs S.ſtraße 41/42 oder gegen irgendeine andere

Feſtſeßung des Teſtaments gerichtliche Schritte unter:

nehmen würde, dahin aus, daß jeder Erbe dadurch

vor die Wahl geſtellt worden ſei, das ihm hinterlaſſene

Erbe hinzunehmen , ſo wie es belaſtet oder beſchwert
ſei , oder aber ſich mit dem Pflichtteil zu begnügen. Der

Beflagte habe von dieſem Wahlrechte dadurch in dem

erſtenSinne Gebrauch gemacht, daß er innerhalb der

Ausſchlagungsfriſt die Erbſchaft nicht ausgeſchlagen

habe, ſo daß fie als angenommen gelte ; dadurch ſei

ſein Wahlrecht erſchöpft und für eine ſpätere ander

weite Ausübung desſelben fein Raum geblieben. Die

Reviſion weiſt mit Recht daraufhin, daß für die Auss

legung des § 7 des Teſtaments nicht nur die dort ge

troffenen Beſtimmungen , ſondern auch der geſamte

übrige Inhalt des Teſtaments in Betracht zu ziehen
iſt, insbeſondere deſſen 88 9, 10 und 12, die ähnliche

Anordnungen enthalten . In den SS 9 und 10, die durch

einen Nachzettel ſpäter aufgehoben worden ſind, war

beſtimmt, daß Frau P. undder Beklagte für den Fall

nicht mehr als den Pflichtteil erhalten follten , daß ſie

gegen die ihnen auferlegten beſonderen Beſchränkungen
anfämpfen würden. Der § 12droht jedem Erben, der

mit den Anordnungen über die Verteilung des Mobiliars

nicht zufrieden ſein und dagegen gerichtlichen Wider:

ſpruch erheben ſollte, die Beſchränkung auf den Pflicht

teil an und ſchließt mit der allgemeinen Klauſel : „ Sodte

überhaupt einer von meinen Erben in irgend einer

Sache meines Erblaſſes gegeneinander klagbar werden

oder vielleicht noch etwaige Anſprüche väterlicherſeits

an einen der Erben geltend machen, ſo beſtimme ich

hiermit, daß derjenige Erbe, der dieſes tut und ge

richtliche Schritte hiergegen unternimmt, auf den geſeka

lichen Pflichtteil geſeßt wird. “ Die vielfache Wieder

holung dieſer Anordnung beweiſt, daß die Erblaſſerin

ganz beſonderen Wert auf die Erreichung des damit

verfolgten Zweces gelegt hat . Dieſer Zweď war ein

doppelter : einerſeits ſollte die Ausführung des lekten

Willens der Erblaſſerin nach allen Richtungen hin nach

Möglichkeit geſichert, andererſeits jeder gerichtliche
Streit zwiſchen den Erben ausgeſchloſſen werden. Jedem

Erben , der den Willen der Erblaſſerin nicht ehrt ( vgl .

§ 7 des Teſtaments ), der auch nur einen gerichtlichen

Schritt zur Beſeitigung einer Beſtimmung des Te

ſtaments unternimmt oder gegen einen Miterben, ſei

es auch nur wegen eines vermeintlichen Anſpruchs aus

der väterlichen Erbſchaft, flagbar wird, iſt als Strafe

die Beſchränkung auf den Pflichtteil angedroht, um

dadurch die Erben zur Unterlaſſung derartiger Schritte
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V.zu beſtimmen. Dieſer Zwed würde verfehlt, wenn die

Strafandrohung mit dem Ablaufe der Ausſchlagungs- Schadenserſatanſpruch deß durch dienftliche Uleber:

friſt wirkungslos geworden wäre, wie es das DiG. Laftung in ſeiner Geſundheit geſchädigten Beamten . Aus

annimmt. Die Erblaſſerin hat dieſe Beſchränkung den Gründen : Daß der 8 618 BOB. auf das

auf den Pflichtteil nicht auf den Fall eines Erfolges öffentlichrechtliche Beamtenverhältnis entſprechend an

des gerichtlichen Vorgehens abgeſtellt, ſondern unywei- zuwendenſel,iſtvom RG. oftmals ausgeſprochen worden

deutig erklärt, daß die bloße Tatſache eines gerichtlichen (vgl. NG . 63 , 430 ; 71, 243, auch III 347/11 ). Der

Schrittes ohne Rüdſicht auf deſſen Erfolg den Verluſt Dienſtberechtigte hat nach 8 618 Dienſtleiſtungen , die

des den Pflichtteil überſteigenden Betrages des Erb- unter ſeiner Anordnung oder ſeiner Leitung vorzu

teils nach ſich ziehen ſod. Solche gerichtliche Schritte nehmen ſind, ſo zu regeln , daß der Verpflichtete gegen

blieben aber möglich , auch wenn die berufenen Per- Gefahr für Leben und Geſundheit ſoweit geſchüßt iſt,

ſonen die Erbſchaft angenommen und dadurch die Ver- als die Natur der Dienſtleiſtung es geſtattet. Es ver

pflichtung zur Duldung oder Erfüllung der ihnen auf- ſtößt gegen dieſe Pflicht, wenn der Dienſtberechtigte

erlegten Beſchwerungen oder Leiſtungen überkommen von demVerpflichteten ein geſundheitsſchädliches Ueber

hatten. Es läßt ſich auch nicht ſagen , daß dieſe Möglich- maß der Dienſtleiſtung verlangt. Hier kommt nicht

feit im Hinblic auf die beſonderen Verhältniſſe des in Betracht, ob bei der entſprechenden Anwendung des

Falles beſonders entfernt geweſen wäre, ſo daß ſie $ 618 die Gerichte befugt ſind, die allgemeinen Dienſt

die Erblaſſerin nicht in den Kreis ihrer Erwägungen pläne und ſonſtigen allgemeinen Vorſchriften der Bers

gezogen haben dürfte. Im Gegenteil wurde durch die waltungsbehörden daraufhin zu prüfen, ob nach ihnen

Beſtimmungen des Teſtaments und insbeſondere durch ein geſundheitsſchädliches Uebermaß von Arbeit ge

den im $ 7 geſchehenen Eingriff in das Verfügungs- fordert wird . Jedenfalls unterliegt die Frage der ges

recht der Erben in Anſehung ihres eigenen Vermögens richtlichen Beurteilung, ob eine Geſundheitsbeſchädigung

und die daſelbſt dem Kläger gegenüber den anderen ſchuldhaft durch eine Anordnung verurſacht iſt, die eine

beiden Erben eingeräumten weitgehenden Befugniſſe Arbeitsleiſtung über dasfür den Verwaltungszweig

die Gefahr fünftiger Streitigkeiten zwiſchen den Erben allgemein beſtimmte Maß hinaus forderte. Wenn aber

ziemlich nahe gerüđt, und gerade die immer wieder: eine ſolche Anordnung für den Schaden urſächlich iſt,

holten Strafandrohungen beweiſen , daß die Erblaſſerin dann macht es für die Haftung des Dienſtberechtigten

fich deſſen bewußt geweſen iſt und dieſer Gefahr hat teinen Unterſchied, daß jenes Uebermaß nicht regels

vorbeugen wollen . Abgeſehen hiervon läßt aber auch mäßig, ſondern nur ausnahmsweiſe gefordert wurde.

die Androhung der Beſchränkung auf den Pflichtteil Dem Vorwurfe der Neviſion, das BG . habe unbeachtet

als Strafe eines gerichtlichen Vorgehens wegen ver- gelaſſen , daß es ſich hier um Fahrperſonal und nicht

meintlicher Anſprüche aus der väterlichen Erbſchaft um ſtationäres" Perſonal handle, fehlt es an jedem

(8 12 des Teſtaments ) klar erkennen, daß die Wirkung Anhalt. Der Fahrdienſt des Alägers, eines Botomotiv.

dieſer Anordnung nicht auf die Zeit bis zum Antritt heizers, mit allen Dienſtunterbrechungen durch Auf

der mütterlichen Erbſchaft hat zeitlich begrenzt werden hören des Fahrbetriebes wird doch gerade vom BG.

ſollen. Der unzweideutige Sinn der Anordnungen auf das Vorhandenſein einer übermäßigen Belaſtung

der Erblaſſerin geht demnach dahin, daß die als Erben des Fahrbeamten geprüft. Innerhalb des ganzen, einen

eingeſegten Perſonen die vollen Erbteile nur unter der längeren Zeitraum umfaſſenden Dienſtplans wird nun

Bedingung erhalten ſollen, daß ſie jeden gerichtlichen neben derArbeitsleiſtung an günſtigeren Tagen auch

Schritt gegen das Teſtament und gegeneinander ſowohl die vom DB3. feſtgeſtellte, auf 3 Tage zuſammenges

bezüglich des mütterlichen , als auch des väterlichen drängte, außergewöhnlich große Leiſtung verlangt.

Nachlaſſes dauernd unterlaſſen. Die Bedingung, unter Dadurch, daß der Kläger an mehreren Tagen des Dienſts

der die Zuwendungen gemacht ſind, iſt gemäß § 2075 plans nicht ſo angeſtrengt iſt, wird nichts daran ges

BGB. als auflöſende Bedingung anzuſehen, da das ändert, daß er vom 7. bis 9. Auguſt eine Arbeit zu

den Erben auferlegte Unterlaſſen nur in ihrer Willfür leiſten genötigt war, die durch ihr Uebermaß ſeine Oes

liegt und zeitlich nicht begrenzt iſt. Da die Bedachten ſundheit ſchädigen mußte und geſchädigt hat, nämlich ,

für den Fall des Eintritts der Bedingung auf den wie das BG. berechnet, 45 Stunden Dienſt mit Einſchluß

Pflichtteil geſeßt ſind und darin gemäß § 2304 BGB. einer ſechsſtündigen Ruhepauſe. Dieſe Dauer des dem

feine Erbeinſeßung zu ſehen iſt, ſo iſt das Teſtament Kläger jugemuteten Dienſtes hat das BG. auf Grund

dahin auszulegen , daß darin nur eine auflöſend be- der ihm zuſtehenden Beweiswürdigung nach den von den

dingte Erbeinſeßung der Kinder der Erblaſſerin ange- Sachverſtändigen angenommenen mittleren Zahlen “

ordnet iſt. Die der Erbeinfeßung beigefügte auflöſende feſtgeſtellt. Unbegründet iſt auch die Reviſionsrüge,

Bedingung, deren Eintritt von dem freien Belieben es ſei übergangen, daß die Eiſenbahnverwaltung bei

jedes Erben abhängt, ſtellt die Erben vor die Wahl, Zuteilung des Dienſtes damit habe rechnen dürfen, daß

ob ſie unter den angeordneten Belaſtungen und Be- die Beamten förperlich und geiſlig voll tauglich ſeien

ſchränkungen Erben bleiben oder ſich mit dem Pflicht- und auch einmal außergewöhnliche Arbeiten auf ſich

teil begnügen wollen . Die ihnen zuſtehende Wahl iſt nehmen fönnten . Das iſt keineswegs überſehen. Der

daher nicht,wie das BG . annimmt, mit der Entſcheidung Kläger iſt bei der Auſnahme in den Eiſenbahndienſt

die Erbſchaft anzunehmen erſchöpft, vielmehr ſind ſie völlig geſund befunden worden. Dies legt der årzt:

durch die Annahme der Erbſchaft nur bedingte Erben liche Sachverſtändige ſeinem Gutachten zugrunde; denn

geworden und in der Lage geblieben, durch die Herbei: die Frage des Beweisbeſchluſſes, ob dieſe Umſtände

führung des Eintritts der auflöſenden Bedingung ihre ( Dienſtdauer in der Zeitvom 7. bis 9. Auguſt, mangels

Eigenſchaft als Erben wieder zu beſeitigen . Gerade hajte Schlafräume, ſchlechtfahrende Lofomotive) ein

durch die der Erbeinſepung beigefügte Bedingung unter: jeder für ſich oder doch in ihrem Zuſammenwirfen ges

ſcheidet ſich der vorliegende Fall von den Tatbeſtänden, eignet waren , die Geſundheit eines jeden, der in ſolcher

die den Urteilen des ert . Senats vom 11. Januar 1904 Weiſe beſchäftigt wurde, erheblich zu gefährden , be:

(JW. 1904 S. 115 15 ) und vom 4. November 1911 ( Wars antwortet er dahin, daß „eine derartige Tätigkeit in

neyer 1913 Nr. 250) zugrunde gelegen haben und bei hohem Maße geeignet ſei , die Geſundheit eines jeden

denen der Erbeinjeßung keine Bedingung beigefügt war. ſo Beſchäftigten auf das ſchwerſte dauernd zu gejährden

Die Auslegung, die das Bo. den Anordnungen der und zu ſchädigen“ . Auf Grund dieſes Gutachtens bes

Erblaſſerin gegeben hat, kann hiernach nicht als maß- jaht das BG. den urſächlichen Zuſammenhang zwischen

gebend anertannt werden, da ſie dem unzweideutig er: der Erkrankung und den Verſtößen gegen § 618 BOB.

flärten Willen der Erblaſſerin widerſpricht . ( ürt. des Damit iſt zugleich geſagt, daß die hier in Frage

IV. ZS. vom 23. April 1914, IV 712/13) . E. kommende „außergewöhnliche Anſtrengung“ unter Umn

ſtänden, wie ſie hier obwalteten , auch einem körperlich3449
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voll tauglichen Beamten nicht ohne Gefährdung und Vorſchrift in ihn aufzunehmenden Beſchränkung des

Schädigung ſeiner Geſundheit zugemutetwerden konnte . Erbrechts des Erben unrichtig iſt. Dies hat der er

Die Neviſion meint , mit Unrecht ſei der beklagte Fiskus fennende Senat für den einem Vorerben erteilten Erb

für ein Verſchulden des Wertmeiſters 2. verantwort- ſchein hinſichtlich des nach § 2363 BOB. aufzunehmens

lich gemacht, der ein verfaſſungsmäßig berufener Ver- den Hechtes der Nacherbfolge ausgeſprochen (vgl.

treter des Staates nicht ſei. Ein Vertragsverhältnis NJA. 3,8) . Gleiches muß für den nach Art.28 leo.

liege nicht vor, folglich ſei der 8 278 BOB. nicht an- aufzunehmenden Vermert der ſtatutariſchen Nußnießung

wendbar. Es iſt richtig, daß ein bürgerlichrechtliches gelten. Die Einziehung des Erbſcheins hat von Amts

Vertragsverhältnis niet gegeben iſt, aber das Ver- wegen zu erfolgen . Es kann daher ieder die Ein

hältnis zwiſchen Staat und Beamten iſt ein dem ziehung anregen. Hieraus folgt, daß der Verwalter

öffentlichen Hechte angehöriges Vertragsähnliches. Aus im Konkurſe der Erbin B. berechtigt war, die Ein

ihm erwachſen für den Staat gegenüber dem Beamten

Verbindlichfeiten “ , insbeſondere gerade die fraſt ents für nicht, wie das LG . meint, darauf an, ob er berech

ſprechender Anwendbarkeit für ihn aus § 618 BGB . tigt wäre die Erteilung eines Erbſcheins für die Ges

begründeten . Für das Verſchulden der Perſonen, deren meinſchuldnerin zu beantragen. Aus dem Rechte des

fich der Staat zur Erfüllung dieſer Berbindlichkeiten Konkursverwalters die Einziehung des Erbſcheins zu

bedient, haftet er auf Grund entſprechender Anwendung beantragen ergibt ſich aber noch nicht ſeine Befugnis

nach § 278 BOB. Der Senat hat das wiederholt aus- gegen den die Einziehung ablehnenden Beſchluß des

geſprochen ( jo in den Urt. JII 105/11, 312/11, 260/13). Nachlaßgerichts fich zu beſchweren . Seine Beſchwerdes

Das hat vom berechtigung fann nur auf den § 20 FOG. geſtüßt

Wertmeiſter2. getroffenen Dienſtanordnung und hint werden. Nach dieſem iſt ſie zu bejahen. Allerdings

ſichtlich der Einſtellung der ungenügend ausgebeſſerten kann nicht der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

Lokomotive den Staat für Verſchulden von Erfüllungs- ſondern nur der Prozeßrichter über die Frage ent
gehilfen haften laſſen . Es hat ferner mit Hecht eine ſcheiden , ob der überlebende Elternteil die Nußnießung

Entſcheidung darüber für entbehrlich erflärt, ob für an den Erbteilen der Kinder, den ſtatutariſchen Nieß
die mangelhafte Einrichtung der liebernachtungsräume brauch des Württemb. Landrechts, nach Teil IV Tit. 11

in St. einen Erfüllungsgehilfen oder einen verfaſſungs- dieſes Hechts verwirkt hat. Der Konkursverwalter

mäßig berufenen Bertreter das urſächliche Verſchulden muß alſo das Prozeßgericht anrufen, wenn er den

trifft . Ein mitwirkendes Verſchulden des Klägers liegt Erbteil der B. wegen der Verwirkung des Nießbrauchs

nicht vor. Er war nicht verpflichtet, die Verwaltung ſeitens der Mutter ießt ſchon zur Konkursmaſſe ziehen

auf die Gefährlichkeit derartiger Dienſtbemeſſung, folcher und zu dieſem Zweck die Auseinanderſeßung des Nach:

Unterkunftsräume und des Dienſtes auf einer ſo mangels laſſes betreiben will. Allein dies ſchließt nicht aus,

haften Bokomotive aufmerkſam zu machen. Die ges daß er im Wege der Beſchwerde die Einziehung des
hörige Prüfung und Ueberwachung lag nach § 618 Erbſcheins betreibt, falls dieſer tatſächlich unrichtig iſt.

BOB. der mindeſtens ebenſo ſachkundigen Verwaltung Denn er muß auf Grund desſelben nach § 2365 BOB.

ſelber ob . Daß der Kläger von den bei Gelegenheit die Vermutung gegen ſich gelten laſſen, daß der Witwe

der Ueberbürdung im Juli empfundenen Herzſtichen das Erbrecht ſo zuſteht, wie es in dem Erbſchein be
keine Anzeige erſtattet hat, iſt kein Verſchulden. Er urkundet iſt, und daß der Erbteil der B. mit dem

brauchte dieſe Erſcheinung nicht für bedenklich zu halten Nießbrauchsrecht ihrer Mutter belaſtet iſt. Durch die

und nicht ohne weiteres als Folge der dienſtlichen Üeber- Weigerung des Nachlaßgerichts, den Erbſchein einzus

laſtung zu erkennen. ( Urt. d . III . ZS. v . 16. Juni 1914, ziehen , iſt alſo ein ihm zuſtehendes Recht verleßt. Die
III 193/14) . weitere Beſchwerde iſt demnach formell nicht zu bes

anſtanden . Von der Frage, ob dem Konkursverwalter

formell das Beſchwerderecht zuſteht, iſt zu unterſcheiden

die Frage, ob er berechtigt iſt, die Verwirkung des

ſtatutariſchen Nießbrauchs geltend zu machen . Die
Oberſtes bandesgericht.

Entſcheidung dieſer Frage hängt von der Entſcheidung

A. Zivilſachen. der Vorfrage ab, ob dem Úrteilsſpruch, durch den der

Nießbrauch als verwirkt erklärt wird, konſtitutive oder
I.

deklaratoriſche Bedeutung zukommt. Hat er konſti

Zu Art. 28Abſ. 1 , 79 Abſ. 3 NeG. BGB ., & 2361 tutive Bedeutung , wird alſo erſt durch ihn der Verluſt

BOB., $ 20 FGG .: Einziehung eines Grbſcheins, der des Nießbrauchs bewirft, ſo iſt der Kontursverwalter

ein verwirkte: Nukuießungsrecht des überlebendenGhe: nicht berechtigt, den Anſpruch des Gemeinſchuldners

gatten an den Erbteilen der Kinder anjührt. Iſt der auf Geltendmachung der Verwirkung zu verfolgen .

Rontursverwalter eines der Kinder und Erben berech : Tritt erſt mit dem Richterſpruch der Rechtsverluſt ein ,

tigt, die Verwirkung des Nußnießungsrechtes geltend dann iſt es in den freien Willen des Erben geſtellt,

zu machen , die Ginzichung des Grbicheine zu beantragen ob er ihn herbeiführen will oder nicht. Es iſt Sache

und gegen die Abweiſung des Antrags ſich zu bejhweren ? des perſönlichen Vertrauens, ob der Erbe trotz des

Wie wird die Verwirfung des Nutnießungerechte gel : Vorliegens der Gründe des Teils IV T. 11 87 des

tend gemacht ? A us den Gründen : Wenn in einer Württemb. Bandrechts dem überlebenden Elternteil den

Ehe beim Inkrafttreten des BGB. der Güterſtand der Nießbrauch ſeines Erbteils auch fernerhin überlaſſen

Errungenſchaftsgemeinſchaft nach dem Württemberg. wil oder nicht. Es handelt ſich alſo in dieſem Fall

Landrechte galt, ſteht nach Art. 79 Abſ. 3 UeG . BOB. um ein perſönliches Recht des Erben , das nur er

dem überlebenden Ehegatten an den Erbteilen der ſelbſt, nicht aber der Verwalter im Konkurs über ſein

gemeinſchaftlichen Kinder die Nußnießung nach den Vermögen geltend machen kann . Anders liegt die

bisherigen Vorſchriften zu . Das Nugnießungsrecht iſt Sache, wenn dem Urteil deklaratoriſche Bedeutung zu

nach Art. 28 Abſ. 1 UeG . in dem Erbſcheine, der einem kommt, wenn alſo die Verwirkung des Nießbrauchs

Erben erteilt wird , anzugeben . Iſt die Anſicht des bei Vorliegen der Gründe des Teils IV T. XI & 2 des

Konfursverwalters zutreffend, daß dieſes Nußnießungs- Württemb. Landrechts von Nechts wegen eintritt und

recht der Mutter hier erloſchen ſei, ſo iſt der erteilte der Urteilsſpruch nur den Zwed hat, feſtzuſtellen, daß

Erbſchein inſoweit unrichtig , als er bezeugt, daß die der Rechtsverluſt eingetreten iſt. Denn in dieſem Fall

Erbteile der Kinder der ſtatutariſchen Nußnießung der hängt der Rechtsverluſt nicht von dem Willen des

Witwe unterliegen . Ein unrichtiger Erbſchein muß Erben ab , er tritt vielmehr mit dem Vorliegen der

nach dem § 2361 Abſ. 1 BOB . auch dann eingezogen geſeßlichen Vorausſeßungen von ſelbſt ein ; daraus

werden, wenn er nur bezüglich einer nach geſetzlicher | folgt aber, daß gleichzeitig für den Erben der An
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ſpruch auf Herausgabe ſeines Erbteils erwächſt, und

daß diefer dem Zugriffe' feiner Gläubiger unterliegt .

Der erkennende Senat " iſt nun der Anſchauung, daß

in den Fällen des Teils IV T. 11 8 2 des Württemb.

Landrechts dem die Verwirkung des Nießbrauchs aus:

ſprechenden Urteil deklaratoriſche Bedeutung zukommt ,

daß alſo in dieſen Fällen die Verwirkung von Rechts

wegen eintritt. (Es folgt die Begründung dieſer An

ſchauung). (Beſchluß des I. ZS . vom 10. Juli 1914,

Reg . III 101/1913 ).
M.

3453
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Zur Auslegung des § 18 Abſ. 2 ØGB.: Mißbräudy:

liche Verwendung der Bezeichnung ..Fleiſdzentrale". Der

Beſchwerdeführer betreibt in M., einer Großſtadt, ein

Handelsgeſchäft, das die Einfuhr von Fleiſch im Großen

und den Kleinverkauf zum Gegenſtand hat. Das unter

der Firma ,M. 2." in das Gandelsregiſter eingetragene

Geſchäft beſteht aus einem Hauptgeſchäft und vieram

Ort befindlichen Filialen . Auf den Firmenſchildern, in

Inſeraten und ſonſtigen Drudſachen bezeichnet 1. ſein

Geſchäft als „ M .... er Fleiſchzentrale “ . Durch Ver

fügung des Regiſtergerichts wurde ihm der Gebrauch

dieſer Firmenbezeichnung auf Grund des § 18 Abſ. 2

HOB. unterſagt, weil ſie zur Täuſchung über die Art

und den Umfang feines Geſchäftes geeignet ſei . Sein

Einſpruch und ſeine Beſchwerde wurden zurüďgewieſen,

ebenſo die weitere Beſchwerde.

Aus den Gründen : Eine Zentraliſation des

Handels mit einer Ware liegt nur dann vor, wenn der

Handel mit ihr von einer Stelle aus geleitet wird ; als

„ Zentrale“kann alſo nur ein Geſchäft bezeichnet werden,

das einen Verkehrsmittelpunkt für die Ware bildet, ſei

es nun , daß die Zentraliſation durch Mingbildung der

betreffenden Gewerbetreibenden zur Regelung des Ein

kaufs und Verkaufs, durch Erwerb der ſämtlichen die

Ware führenden Geſchäfte oder wie immer erfolgt . Der

Beſchwerdeführer behauptet ſelbſt nicht,daß ſein Handels,

betrieb eine Zentrale des M .... er Fleiſchhandels in

dieſem Sinne iſt. Sein Geſchäft unterſcheidet ſich von

denen der übrigen M .... er Gewerbetreibenden gleicher

Art durch nichts, als durch ſeinen größeren Umfang,

nicht einmal die Teilung des Betriebs in ein Haupt

geſchäft und verſchiedene Nebengeſchäfte iſt ihm eigen

tümlich. Es kann alſo feine Rede davon ſein , daß in

dem Geſchäfte des Beſchwerdeführers der Fleiſchhandel

in M. zentraliſiert wäre, daß ſein Geſchäft eine Zen:

trale “ dieſes Handels in dem Sinn iſt, wie es z . B. bei

der Spirituszentrale, bei gewiſjen Betrieben des Handels

mit Petroleum und ähnlichen Unternehmungen der Fall

iſt. Der Beſchwerdeführer verſucht daher ſeinen Anſpruch

auf die Bezeichnung „ M .... er Fleiſchzentrale “ darauf

zu ſtüßen , daß er ein Hauptgeſchäft und verſchiedene

Nebengeſchäfte betreibe, die von jenem als der „ Zentrale“

aus geleitet würden . Es liegt jedoch auf der Hand, daß

dieſer Umſtand den Beſchwerdeführer nicht berechtigen

kann, ſein Geſchäft „ M .... er Fleiſchzentrale “ zu nennen .

Wenn er ausdrüden will , daß er ſein Gewerbe in einem

Hauptgeſchäft und verſchiedenen Nebengeſchäften be

treibt, ſo mag er dies in einer Weiſe tun, die ſein Haupts

geſchäft als Zentrale“ gegenüber ſeinen Nebengeſchäften

kennzeichnet. Darum handelt es ſich aber bei dem von

ihm gewählten Firmenbeiſaß nicht ; denn durch ihn

wird ſein Geſchäft als „ Zentrale“ des Fleiſchhandels

in M. überhaupt, als „ Zentrale “ im Gegenſatz zu den

übrigen gleichartigen M .... er Geſchäften bezeichnet .

Davon, daß nach den Anſchauungen der beteiligten Streiſe

die Bezeichnung als „ Zentrale “ jedem Geſchäfte zufommt,

das in der Art des Lſchen „ zentraliſiert “ iſt, iſt dem

Gericht der weiteren Beſchwerde nichts bekannt; jeden :

falls könnte eine ſolche dem Geſetze zuwiderlaufende Ans

ſchauung deſſen Anwendung nicht hindern. ( Beſchl. des

I. ZS . vom 3. Juli 1914, Reg . III Nr. 58 1914) . M.

III.

zu § 1666 BGB : Entziehung des Rechte den Aut:

enthalt zu beſtimmen ftatt der beantragten Gntziehung

der Sorge für die Perſon. Aus den Gründen:

Der Großvater des Kindes hat beantragt, dem Vater

A. Sch. die Sorge für die Perſon ſeines Kindes zu

entziehen , und das 16. hat, ebenſo wie das Bormund

ſchaftsgericht, den Sachverhalt nur nach der Michtung

geprüft, ob hinreichende Gründe für die Entziehung

dieſes Rechts vorliegen. Dabei hat das LG. nicht

berüđſichtigt, daß der § 1666 BOB. dem Bormunds

ſchaftsgericht nicht nur die Befugnis verleiht, dem

Vater das volle Recht der Sorge für die Berſon des

Kindes zu entziehen, daß vielmehr darin auch die Bes

fugnis inbegriffen iſt, dem Vater einzelne auf dem Mecht

derFürſorge für die Perſon beruhende Rechte z . B. das

Recht, den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen, ganz oder

zeitweiſe zu entziehen . Es iſt nun nicht ausgeſchloſſen ,

daß das 16. zu einer anderen Entſcheidung gelangt

wäre, wenn es ſich gefragt hätte, ob eine ſolche teils

weiſe Entziehung des Fürſorgerechts veranlaßt iſt.

Die nunmehrige Ehefrau des A. Sch. hat vor ihrer

Verehelichung einen nicht einwandfreien Lebenswandel

geführt ; ſie hat im Anfang ihrer Ehe ein ehebrecheriſches

Verhältnis unterhalten , hat auch ſpäter noch Herrens

beſuchee
mpfangen und ſchlägt imVerkehr mit Männern

einen Ton an , der einen Zeugen zu der Neußerung

veranlaßt hat: „ Ich hielt ſie nach ihren Heden für

eine ſogenannte Schnepfe ". Es iſt ferner feſtgeſtellt,

daß fie auch jeßt noch ihrem Beruf als Kellnerin und

ihrem Bergnügen nachgeht. Nach alledem hat die

Stiefmutter des Kindes früher und auch noch während

ihrer Ehe einen ehrloſen und unſittlichen Lebens

wandel geführt, und bietet auch durch ihr jeßiges Ber:

halten noch feinerlei Bürgſchaft dafür, daß ſie ſich von

Grund aus und nachhaltig gebeſſert hat. Jhr kommt

ja nun allerdings weder das Hecht noch die Pflichtder

Sorge für die Perſon der Stieftochter zu ; immerhin

aber hat tatſächlich ſie das Kind zu verpflegen und zu

erziehen, da der Vater durch ſeinen Dienſt verhindert

iſt, ſich ſtändig um das Kind zu fümmern. Es liegt

auf der Hand, daß eine Frau mit den geſchilderten

Charaktereigenſchaften weder den feſten Willen noch

die Fähigkeit hat, für das leibliche uud geiſtige Wohl

eines Kindes, insbeſondere eines Stiefkindes ſo zu ſorgen,

wie es erforderlich iſt . Dadurch aber muß eine unmittels

bare Gefährdung des Wohles dieſes Kindes jedenfalls

ſo lange herbeigeführt werden, als es wegen ſeines

jugendlichen Alters und ſeiner Neigung zu Erkrankungen

einer ſorgſamen weiblichen Leitung und Pflege bedarf.

Daß das Kind einer ſolchen Gefährdung tatſächlich

bereits ausgeſeßt war und noch iſt, muß mit Sichers

heit aus der Tatſache geſchloſſen werden, daß es am

7. Juni 1912 mit Geſchwüren und Ungeziefer behaftet

zu ſeinen Großeltern gekommen iſt; jeder Zweifel aber

müßte in dieſer Beziehung ſchwinden, wenn ſich die

Behauptung des Beſchwerdeführers bewahrheiten würde,

daß ſich die Frau des Sch . ſchon viermal von ihrem

Manne getrennt hat . Das 10. hätte ſich ſohin fragen

müſſen , ob nicht die feſtgeſtellten Tatſachen Maßregeln

notwendig machen , die dem Vater, wenn auch nicht das

ganze Fürſorgerecht, ſo doch einen Teil entziehen und

ermöglichen, das sind ſolange als nötig in der ſorg

ſamen Pflege ſeiner Großeltern zu belaſſen. Das Ber:

ſchulden des fürſorgeberechtigten Vaters wird unſchwer

feſtzuſtellen ſein ; denn es fann wohl feinem Zweifel

unterliegen , daß ein Vater ſchuldhaft handelt, der die

Erziehung ſeines Kindes einer Perſon mit den Eigens

ſchaften der zweiten Frau des Á . Sch. überläßt. Des

ſchluß des I. ZS . vom 18. September 1914, Heg . III

Nr. 81/1914 ).
M.

N
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B. Strafſa e'n . § 363 StPO. Lautet: „ Erachtet das Berufungsgericht

I.
die Beſtimmungen über die Einlegung der Berufung

nicht für beobachtet, ſo kann es das Rechtsmittel durch
Brogefinale Stellung eines geiftetranten , aber nicht Beſchluß als unzuläſſig verwerfen . Andernfalls ent

entmändigten für ſich und als geſetlicher Vertreter ſeiner ſcheidet es über dasſelbe durch Urteil.“. Da der An

Lochter auftretenden Privattlägere. Rechtsanwalt K. geflagte die Berufung eingelegt hat und die Voraus

ſtellte auf Grund der ihm von dem Aleiderreiniger ſeßungen zur Anwendung des § 363 Saß 1 nicht ges

M. B. erteilten Bollmacht für dieſen und deſſen am geben ſind, iſt der Beſchluß vom 28. April 1914 zu

14. November 1896 geborene, von ihm als Vater ge- unrecht ergangen ; er mußte deshalb aufgehoben und

ſeßlich vertretene Tochter E. B. gegenB. Strafantrag das 1o. angewieſen werden, über die Berufung nach

wegen Beleidigung und erhob Privatllage. B. wurde gepflogener Dauptverhandlung durch Urteil zu ents

wegen einer durch dieſelbe Aeußerung dem M. und ſcheiden . Die Hauptverhandlung wird Anlaß geben

derE. B. zugefügten Beleidigungverurteilt und legte aufs neue zu prüfen, ob die geiſtige Erkrankung des

Berufung ein . Das LG. erachtete auf Grund ſeiner Ers M. P. – Querulantenwahn – , die ſich regelmäßig

mittelungen den M. Þ . wegen dauernder krankhafter nur nach einer beſtimmten Richtung bemerkbar macht,

Störungſeiner Geiſtestätigkeit für mindeſtens feit dem geeignet iſt, jede auch noch ſo einfach gelagerte Rechts

12. September 1912 geſchäftsunfähig und infolgebeſſen handlung wie z. B. eine Vollmachtserteilung 2c. als

die Bollmachtserteilung, den Strafantrag und die von der geiſtigen Störung beeinflußt zu erachten. (Vgl .

Privatflage für nichtig . Es nahm an, daß die elter- im übrigen löwe, Vorbem . 20 a zum 1. Abſchn. des

liche Gewalt des M. Þ. über ſeine Tochter ſeit dem 2. Buches der StPO., Bem . 5 zu § 414 ; Bem . 9b zu

12. September 1912 ruhe und auf die Mutter D. P. § 37 SIPO ., RGSt. Bd. 1 S. 149, Bd . 29 S. 324 ; RG.

übergegangen, ſonadhdieſe diegeſeßliche Vertreterin Rechtſpr. Bd. 7 S. 465 ; Bay. DbLG. SIS. Bd . 9 S. 183 ;

der Tochter ſei (88 1676 und 1685 BGB). Das LG. Binding, Strafrecht Bd. I S.628 ; Köhler, die Lehre

ſeşte durch Beſchluß vom 23. März 1914 der Mutter vom Strafantrag S. 55 ; Oppenhoff Dem. 12, Dís.

eine Friſt von drei Wochen einerſeits zur Erklärung, hauſen Bem. 12, je zu § 65 STOB.). ( Beſchl. vom 16. Mai

ob ſie als geſebliche Bertreterin ihrer Tochter gegen 1914, Beſchw . Neg .-Nev . 399/1914) . Ed.

B. Strafantrag ſtelle und die bisherige Prozeßführung

des Hechtsanwalts $ . genehmige, anderſeits zur Er

bringung des Nachweiſes dafür, daß ſie als die nach
II.

dem $ 646 3PO. Nächſtbeteiligte die Entmündigung Kann die Gültigkeit einer auf Grund des Urt. 75
ihres erfrantten Mannes beantragt habe. Durch den

PSIGB. erlaflenen geſundheitspolizeilichen Vorſchrift
Beſchluß wurde der Mutter gleichzeitig mitgeteilt, daß durch einen Wechſel in den hygienijden Auſdauungen

nach fruchtloſem Ablauf der Friſt das Privatklage berührt werden ? Was iſt unter „ reinem Mehl“ zu
derfahren unter Roſtenüberbürðung auf die Kläger eins

verſtehen ? Ein Bädermeiſter verwendete in ſeinem
geſtellt werde“ . Das LG. ſprach nach fruchtloſem Ab Betriebe zwei Sorten Streumehl, die eine aus Nadels

laufe der Friſt ohne mündliche Verhandlung mit Be- holzmehl, die andere aus Fruchthülſenmehl beſtehend,

ſchluß vom 28. Ápril 1914 die angedrohten Folgen und veranlaßte ſelbſt eine polizeiliche Anzeige hies

aus. Der „in entſprechender Anwendung der $8 259 wegen , um im Intereſſe der Lieferantin eine gericht

Abſ. 2, 414 StPO. erlaſſene“ , dem M. P. und ſeiner liche Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Verwen
Frau „ als derzeitigen geſetzlichen Bertreterin ihrer

dung jener Erzeugniſſe herbeizuführen. Er wurde
Tochter “ zugeſtellte Beſchluß lautet: „Das Urteil des

wegen einer Uebertretung nach Art. 75 PSIOB . mit
Schöffengerichts ... wird aufgehoben. Das Verfahren $ 69 Abſ. 2 ortspol.Vorſchr. des Stadtmagiſtrats Mün

wird eingeſtellt ; die Privatkläger haben die Koſten zu 5. Oftober 1906

tragen und die dem Beſchuldigten erwachſenen not:
chen vom über den Verkehr mit Nah

15. Februar 1912

wendigen Auslagen zu erſtatten .“ Am 6. Mai 1914 rungs- und Genußmitteln zu einer Geldſtrafe ver

gelangte an dasLG. ein von M. P., ſeiner Frau D. P. urteilt. Der bezeichnete § 69, der ſich im Abſchnitt

und der Tochter E. P. unterſchriebenes Schriftſtück mit „ über den VerkehrmitBrot, Mehl und Hülſenfrüchten“

der Ueberſchrift:„ Štraſantrag gegen den Buchhalter findet ,beſtimmtinAbf.2, daß„ als Streumehlnur

B. wegen Beleidigung“ und mit der Erflärung, daß gutes, reines Mehl verwendet werden darf“ . Die Hevis

,, ein derartiger Beſchluß ohne Berufungsverhandlung ſion wurde verworfen. Aus den Gründen : Die

nicht erlaſſen werden könne, und daß die bisherige Reviſion erklärt die ortspolizeiliche Vorſchrift für nicht

Alage und der Strafantrag aufrecht erhalten werde." mehr gültig ; um gültig zu bleiben, müſſe ſie fortdau

Das 16.erblidte in der Eingabe die Beſchwerde der Frau ernd der Verhütung geſundheitlicher Gefahren dienen ;

P. gegen den Beſchluß vom 28. April 1914, half ihr wenn aber die Unſchädlichkeit neu eingeführter Streu

aber nicht ab . Das Beſchwerdegericht hob den Beſchluß mittel erwieſen und vom Richter ſelbſt anerkannt ſei ,

auf und ordnete an, daß über die Berufung durch Urteil ſo ſei die Vorſchrift feine geſundheitspolizeiliche mehr

zu entſcheiden ſei . und trete ſomit aus dem Rahmen des Art. 75 PSIOB .

Aus den Gründen : Die Eingabe vom 6. Mai heraus . Mas nach richterlicher Feſtſtellung dem geſet

1914 iſt als die nach § 346 StPO . zuläſſige, form- und geberiſchen Zwede mehr entſpreche als das im Ge

friſtloſe Beſchwerde ſowohl des M.P. als auch ſeiner ſebe ſelbſt zugelaſſene, könne nicht verboten ſein .

Frau zu erachten , da ſie von beiden unterzeichnet und Dieſer Angriff geht fehl . Der Art. 75 PStGB. bildet

beiden derBeſchluß vom 28. April 1914 zugeſtellt worden die geſebliche Grundlage für die dort näher bezeich

iſt. Die Unterſchrift der Tochter hat feine Bedeutung. neten „ zur Verhütung von Gefahren für die Geſund

M. P. iſtwegen Geiſtesfrankheit nicht entmündigt; er hat heit“ ergangenen Vorſchriften . Nach ſeinem Wortlaut

deshalb auch keinen geſeßlichen Vertreter; ſeine Ges und Sinn kommt es nicht darauf an, ob eine Vor

ſchäfts- und Prozeßunfähigkeit ſoll erſt in dieſem Straf- ſchrift wirklich die Geſundheit ſchüft, ſondern nur dar

verfahren feſtgeſtellt werden ; er iſt demnach als Privat- auf, ob ſie das bezweckt. Der Forderung der Zwed

klåger Prozeßbeteiligter und kann infolgedeſſen alle mäßigkeit dient die Uebung, wonach derartige Vor

ſeine Rechte betreffenden Prozeßhandlungen, ins- ſchriften von fürzerer Geltungsdauer ſind, raſcher und

beſondere auch die vornehmen , welche die Anrufung leichter abgeändert werden als grundlegende Geſebe;

des höheren Richters zur Prüfung der Richtigkeit der find ſie nach neueren Ergebniſſen der Wiſſenſchaft und

Entſcheidung des Unterrichters bezweden . Jſt fonach der Technik nicht mehr zweckentſprechend, ſo ſind ſie

die Berechtigung des M. B. zur Einlegung der Be- leicht zu ändern. Solange dies aber nicht geſchehen

ſchwerde nicht zu beanſtanden, ſo fommt die Frau P. iſt, muß die Vorſchrift in dem Sinne fortgelten, in

als Beſchwerdeführerin nicht weiter in Betracht. Der dem ſie erlaſſen iſt; ſie verliert alſo beiſpielsweiſe die



390 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr . 20 u . 21 .

3451

Eigenſchaft einer geſundheitspolizeilichen Vorſchrift iſt (Gaupp-Stein , SPO. [11 ] I, 809 A. V zu § 322 ;

nicht ſchon dadurch, daß die neuere Geſundheitslehre S. 1016, 1018, A. I zu § 463, A. III gu 8 464 ) .

eine andere Regelung fordert. Auch an dem Jnhalt Nachdem jedoch die Parteien im gegenwärtigen Rechts:

der Vorſchrift des § 69 läßt ſich nicht deuteln. Die ſtreit die Protokolle über die im Vorprozeß gepflogene

Vorinſtanzen haben zutreffend ausgeführt, daß das Beweiserhebung nebſt dem dortigen Urteil alsÜrfunden:

Wort Mehl in einer vom Verkehr mit Brot, Mehl beweis zum Gegenſtand der mündlichen Verhandlung

und Hülſenfrüchten handelnden Vorſchrift nur das aus gemacht haben , iſt das Gericht berechtigt und ver:

Getreide gewonnene Mehlbezeichnen kann, und daß pflichtet, dieſe Beweismittel über die Zeugenausſagen

das Wort in demſelben Sinne auch im Abſ. 2 des und über die auf die Parteieidesleiſtung ſich beziehenden

§ 69 aufgefaßt werden muß , wo der Äusdrud „gutes, Erklärungen des Bellagten im Vorprozeß jept neuer:

reines Mehl“ auf eben jenes auch im Abſ.1 gemeinte lich und ſelbſtändig im Rahmen des § 286 3PO . irei

Getreidemehl (Baďmehi ) zurüdweiſt; jerner, daß der zu würdigen (Gaupp -Stein a . a . D., ſowie S. 709

Sprachgebrauch überal da, wo von „Mehl“ ohne Bei- A. III, 4a und b ; NO . 46, 410 ff. u . a .) . ... (Vier

ſatz die Rede iſt, hiemit das Getreidemehl bezeichnet, folgt eine Beweiswürdigung). Jm Vorprozeßwar dem

während Mehle aus anderen Stoffen durch den Bei . Beilagten der zugeſchobene Eid über die Wegnahme

fat des Erzeugungsſtoffes oder der Erzeugungsweije von Geſellſchaftsgeldern auferlegt worden ; im Schwurs

gekennzeichnet werden (Holymehl, Gipsmehl, Säge- termin erklärte er, daß er den Eid nicht leiſte. Darauf

mehl). Dahingeſtellt mag bleiben, ob $ 69 Abſ. 2 erfolgte ſeine Berurteilung zur Rückzahlung der Bes

gerade nur Mehl aus einheimiſchen Getreidearten zu- reicherung. 3m gegenwärtigen Rechtsſtreite ſchob ihm

laſſen will; die Verwendung von Þolz- oder von der Kläger vorſorglich den gleichen Eid zu . Jm erſten

Fruchthülſenmehl iſt jedenfalls nicht geſtattet. Der Rechtszuge verweigerte der Beklagte trop der Äujjordes

$ 69 Abſ. 2 hält und erklärt nun einmal das Getreide rung durch das Gericht jede Erklärungauf die Eideg
mehl für das einzige geſundheitlich einwandfreie und zuſchiebung, weshalb das Gericht den Eid als ver:
deshalb zuläſſige Streumittel; damit bleibt er in den weigert anſah und den Bellagten verurteilte ( S$ 155 ,

Grenzen einer geſundheitspolizeilichen Vorſchrift. Ein 452 II ZPO .) Jm zweiten Rechtszuge ſchob der Bez

Wechſel in den hygieniſchen Unſchauungen kann die flagte den ihm neuerlich zugeſchobenen Eid zunächſt

weitere Geltung derartiger Normen nicht berühren . an den Kläger zurüd und erörterte im Anſchluß daran

(Urteil vom 27. Juni 1914, RevReg. Nr. 337/14 ). nur ſeine Anſicht über die Zuläſſigkeit der Eidesgu
Ed . ſchiebung und über die Zweđmäßigkeit des Leber

zeugungseides. Ob hierin angeſichts der Unzuläſſigkeit

der Eideszurüdſchiebung ( 88 448 IÍ , 452 II ZPO .) eine

bedingte Eidesannahme zu erbliđen wäre, kann unent:

Oberlandesgericht Nürnberg. ſchieden bleiben. Denn das Gericht hat aus dem Bes

weiss und Verhandlungsergebnis, insbeſondere aus

Rechtëtrajtwirkung des Urteile ; Umfang des durch dem geſamten Verhalten des Beflagten im früheren

die Klageerhobenen Anſpruchs. Folgen der Verweigerung und jeßigen Rechtsſtreit die Ueberzeugung gewonnen

der Gidesleiſtung in einem anderen Rechtåſtreit , freie ($ 286 ZPO .), daß er den Eid nicht zu leiſten vermag .

richterliche Ueberzeugung, Brototolle eine anderen Rechte: da das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſachen,

ſtreits als Urfunden. Nugungen einer reg tlos erhaltenen nämlich die Behauptungdes Klägers wahr iſt. Damit,

Summe als Bereicherung, ſelbſtändige Klage hierauf nach daß der Beklagte ſchließlich ſelbſt dem Kläger den Eid

rechtsfräftiger Gutſcheidung über die Vauptjache, Ber: über die Entnahme von Geſellſchaftsgeldern zugeſchoben

zicht auf Nutzungen , Berjährung des Anſpruche hierauf hat, kann er ſich vor den Folgen ſeines Verhaltens

$$ 322 I, 325 1, 463 11., 415 ., 286 ZVO . ;, 818, auf die Eideszuſchiebung an ihn nicht ſchüßen. Ein

197 BGB. Jn früheren Jahren betrieben 5 Perſonen ſolches Verfahren widerſpricht den Regeln der Bes
gemeinſchaftlich mit gleichen Anteilen einen Schweines weislaſt und den Geſekesvorſchriften über den Eidesa

handel . Auf die Klage des Geſellſchafters A. wurde beweis ; entſpricht der Kläger ſeiner Beweispflicht für
der Geſellſchafter E. am 25. Sept. 1911 zur Zahlung ſeine beſtrittenen Behauptungen durch die Eides :

von 1452 M ſamtProzeßzinſen hieraus verurteilt; dem zuſchiebung an den Beklagten, ſo ſteht dieſem wohl
E. war ein Eid darüber auferlegt worden , daß er ſich die Geltendmachung anderer Beweismittel frei (8 453

1. 3t. mehrere Fehlbeträge aus der Geſellſchaftsfaſſe ZPD . ) , aber er fann nicht die Klagebehauptung um:

kehren und durch Eideszuſchiebung über eine ſolche

weigert und erſchien hiernach um ' o dieſer Beträge Gegenbehauptung die Beweislaſt verſchieben, um den

auf Koſten des Klägers ungerechtfertigt bereichert. ihm drohenden Folgen der Unzuläſſigkeit einer Eides:

Darauf fam es noch zu zwei weiteren Prozeſſen. zurüdſchiebung auszuweichen ( S $ 443 II, 452 II ZBO . ) .

I. Der Geſellſchafter B. erzielte ebenfalls mit einer ( Urt. des 11. ZS . vom 30. März 1914, L. 229,12 ).

Bereicherungsflage die Verurteilung des E. zur Zahlung II . Der Geſellſchafter A. , der Kläger im erſten

des ihm entzogenen ' s -Anteils. Aus den Gründen : Prozeſſe, erwirfte miteiner neuen Klage die Verurteilung

Nach $ 322 ZPO. kann das rechtskräftige Urteil des des E. zur Zahlung von weiteren 955 M Nugungen

Vorprojelles nicht als ſolches der Entſcheidung des aus der Bereicherungsſumme in Höhe von 4 % Zinſen

jeßigen Rechtsſtreits zugrunde gelegt werden. Denn vom Beginn der Bereicherung bis zur Rechtshängigteit

wenn es ſich auchum den nämlichen Tatbeſtand und des erſten Prozeſſes, worin ihm Prozeßzinſen aus

die nämlichen Rechtsverhältniſſe handelt, ſo ſind doch der Bereicherung zugeſprochen waren. Aus den

die Perſonen der Kläger und die Klageanſprüche in Gründen : Das Urteil im Vorprozeß der nämlichen

beiden Prozeſſen verſchieden . Die ſachliche Rechtskraft Parteien äußerte infolge ſeiner formellen Mechtsfraft

des früheren Urteils erſtreďt ſich insbeſondere nicht auch im gegenwärtigen Rechtsſtreit eine fachliche Rechts

auf die den Klaganſpruch in beiden Prozeſſen be- fraftwirkung im Rahmen des § 322 3PO .; darnach iſt

dingenden Rechtsverhältniſſe. Hierüber iſt vielmehr das Gericht an die frühere Entſcheidung gebunden ,

in jedem Prozeſſe mit neuen ſelbſtändigen Anſprüchen ſoweit ſie den unmittelbaren Gegenſtand des früheren

neuerlich ſelbſtändig zu enticheiden. Ebenſowenig fann Klaganſpruchs betrifft. Das Gericht darf weder den

die im Vorprozeile vom Beklagten erklärte Verweige- gleichen Tatbeſtand anderweitig rechtlich würdigen, um

rung der Eidesleiſtung die im § 464 II ZPO . aufs eine andere Rechtslage als im Vorprozeß anzunehmen,

geſtellte Folge für den jezigen Rechtsſtreit äußern ; noch darf es zu demſelben Zwede den Tatbeſtand

denn dieſe Wirkung als ſolche iſt auf den Prozeß be: anders als im Vorprozeß feſtſtellen , gleichviel wie das

ſchränkt, in welchem das für den Beweis durch Eid frühere IIrteil zuſtande gekommen iſt ( Gaupp-Stein I.

vorgeſchriebene geſebliche Verfahren beobachtet worden 1 800 . A. II, 3, V 2, VIII 111. zu g 322 ). Die Parteien

e
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Bücherauzeigen.
ſind daher auch nicht in der Lage, ihre frühere Prozeß

führung jeßt zu verbeſſern und behufs einer anderen

Würdigungdes Tatbeſtands ergänzende Tatſachen oder
Der jekige Stand der Freirecht &bewegung. Der

Beweismittel geltend zu machen. Es iſt hier ins
lebhafte Streit, der vor einigen Jahren über die Frage

beſondere bedeutungslos, daß der Beklagte im Vor

prozeß zur Zahlung der Bereicherungsſumme ſamt
des freien Rechts entbrannt war, ſchien mit dem Dres

Prozeßzinſen an die Klägerin wegen der Nichtleiſtung
dener Richtertag, der die Bindung des Richters

des ihm auferlegten Eides verurteilt worden iſt. Gleich
an das Geſeß entſchieden betonte, ein für allemal ers

ledigt. Was konnte es auch helfen , zu lehren , daß
gültig iſt es auch, weshalb er damals den Eid nicht

geleiſtet hat, ob deshalb , weil er ihn nicht hat leiſten
die Richter befugt ſeien, über das Gefag hinweg

können oder weil er ihn nicht hat leiſten wollen , ſo
zugehen, wo ihnen ſeine Anwendung zu unrichtigen Er

wie welche Gründe ihn hierzu beſtimmt haben . Es kann
gebniſſen zu führen ſchien, wenn die Richter ſelbſt es

alſo nicht zur nochmaligen Aufrollung der Beweisfrage
ablehnten, von dieſer Befugnis Gebrauch zu machen?

tommen, ſondern es ſtehtnach§ 322 3PO.auch für erkennen , daß zwar dieje, ohnehin auch früher nur ver
Der aufmerkſamere Beobachter konnte es aber leicht

den jeßigen Rechtsſtreit feſt, daß der Beflagte ſeit der

Entnahme der Geſellſchaftsgelder um " /s hiervon auf
einzelt aufgeſtellte äußerſte Folgerung nicht mehrvers

treten wurde, daß aber damit die Bewegung ſelbſt
Koſten des Klägers ohne rechtlichen Grund bereichert

durchaus nicht zum Stillſtande gebracht worden war.
iſt. Der Betrag von 955 M, den der Kläger mit ſeiner

neuen Klage begehrt, bildet weder einen Teil des im Im Gegenteil: ihr innerſter Stern , der Gedanke, daß

nur die Befreiung des Richters vom Buchſtabendienſt,
Borprogeſje ſtreitig geweſenen und dort rechtsträftig

dem Kläger zuerkannten Bereicherungsanſpruchs noch
die Ueberwindung der Begriffsjurisprudenz durch eine,

eine mit jenem Anſpruch auf gleicher Stufe ſtehende
den Zwec des Gefeßes höher als ſeinen wörtlichen Sinn

einſchäßende Rechtſprechung, die jebige Kluft zwiſchen

Nachforderung , über die jeßt unter neuer Würdigung Recht und Bolt zu ſchließen vermöge, hat ſich unaufhalt:
des gleichen Rechtsverhältniſſes ſelbſtändig zu ents

ſcheiden wäre. Es handelt ſich vielmehr bei dieſer
ſam in immer weiteren Kreiſen , nicht zuleßt in jenen der

Nagforderung um einen aus dem nämlichen Nechtsver
Richter, Anerkennung verſchafft. únd nicht nur das :

hältnis erwachſenen N eb en anſpruch auf die Nußungen
immer deutlicher zeigt ſich, daß der Gedanke ſich in die

aus dem Hauptbereicherungsanſpruch , über deſſen
Wirklichkeit umzuſeßen beginnt. Man braucht nur die

Beſtand ſchon endgültig rechtskräftig entſchieden iſt .
jeßigen Entſcheidungen des Reichsgerichts mit jenen

Dieſer Anſpruch auf Herausgabe der Nußungen wurde
zu vergleichen, die vor zehn Jahren oder noch früher

dem Kläger mit dem früherenUrteile nicht abgeſprochen ,
ergingen , um zu erkennen, daß ſich die Richter heute

da er nicht Gegenſtand des Vorprozeſſes war. Es lag
zum Geſeß ganz anders ſtellen als damals. Ihrſichtbares

auch in derprozeſſualen Beſchränkung des Bereicherungs
Ziel iſt, das Geſeß zu beherrſchen , es nicht pedantiſch in

anſpruchs auf die Hauptſache nebſt ProjeBzinſen nicht
jedem Falle gleichmäßig, ſondern in jedem Falle ſo, wie

ein Verzicht des Klägers auf ſeinenweiteren die Nußungen
es am richtigſten iſt, anzuwenden ; und es iſt erfreulich,
daß auch in den Streifen der Theorie dielleberzeugung Blaß

umfaſſenden Bereicherungsanſpruch (RG. 1, 349; 73,

219) ; der Angeklagte ſelbſt hat dies nicht geltend ge
greift, daß damit ein richtiger Weg betreten iſt. Zeug

macht, auch aus dervonAmtswegen zu berüdſichtigenden
nis hiefür gibt das ſoeben erſchienene Juliheft derZeit

ſchrift : Die Tat (Jena, Diederichs). Es genügt, dieRechtskraft des früheren Urteils iſt dieſe beſchränkende
Namen der Mitarbeiter und ihre Beiträge zu nennen .

und ausſchließende Wirkung nicht abzuleiten (Caupp

Stein 1, 811 A. V 2c zu § 322). Nach § 818 BOB.
6 uſta v Radb ruch ſchreibt über das Rechtsgefühl,

iſt der auf Koſten eines anderen ' rechtlos Bereicherte,
Hermann Kantorowicz über die Epochen der

Nechtswiſſenſchaft, Ernſt Wolff über Freirechts

beſonders auch im Falle ſeiner Schlechtgläubigkeit zur

Herausgabe der Bereicherung ſamt den daraus ge
bewegung und Hichteramt ein ſehr maßvoll ge

zogenen oder zu ziehenden N u ßungen verpflichtet.
haltenerund darum auch ſehr eindruđsvoller Aufſa

Hugo Sinzheimer über den Willen zur Rechts
Es iſt ohne weiteres davon auszugehen, daß der Be

klagte als erfahrener Geſchäftsmann die Bereicherungs
geſtaltung, Ernſt Fuchs über die Erneuerung der

ſumme nußbringend für ſich verwendet hat (RG . 53,
Juriſtenfakultäten, Fri Mün ch über Hechtsreform

bewegung
371). Infolge der Bereicherung um die þauptſache

und Kulturphiloſophie, Ferdinand

ſind ihm auch die Nußungen hieraus zugefloſſen , erwurde
Tönnies über Gemeinſchaft und Individuum und
last not least

wenigſtens um die den geſeglichen Zinſen zu 4 % ents
Mar R umpf über den Beruf

ſprechenden Nußungen auf Koſten des Klägers grund
unſerer Zeit zur Geſebgebung. Ein friſcher, entſchiedener

los bereichert. Den Wegfall der Bereicherung durch
und doch beſonnener Zug geht durch alle dieſe Aus

Minderung ſeines Vermögens auf weniger als die
führungen wie auch durch die noch folgenden kleineren

Bereicherungsſumme hat er ſelbſt nicht behauptet (RO . Beiträge. Sie ſind nicht die Summe deſſen , was in

68, 270) . Verjährung iſt nicht eingetreten . Wenn auch
dieſer Richtung gearbeitet wird, nicht einmal ein Ueber

der Kläger ſeinen Anſpruch zu 955 M mittels Be
blic darüber, ſondern nur Anzeichen davon ; aber

rechnung von 4 % Zinſen aus der Hauptſache auf
dieſe Anzeichen laſſen erkennen, daß die Arbeit rüſtig

die bezeichnete Zeit beziffert hat, ſo machte er doch als
gefördert wird und daß alle jene, die leichthin den

Štab darüber brechen zu können meinen, ſich ſehr im
Nechtsgrund für jenen Anſpruch nicht ſchlechthin einen

8ins anſpruch geltend, ſondern gerade die Bereiches
Irrtum befinden . Riß.

rung des Beflagten um die N u kungen aus der

þauptſache, deren Betrag den berechneten Zinſen wenig- Güthe,Dr.Georg, Geh . Juſtizrat und vortragender Mat

ſtens gleichkomme. Es können daher nicht die für
im Juſtizminiſterium . Die wirtſchaftlichen

Zinſen “ jeder Art gültigen Verjährungsvorſchriften und rechtlichen Grundlagen desmodernen

des früheren und des jeßigen Rechts angewendet werden ,
Hypothekenrechts. 139S. Berlin 1914, Franz

ſondern es iſt die regelmäßige Verjährungsfriſt von Vahlen . Me. 3.50 .

30 Jahren zu berückſichtigen, der nach früherem und Die Schrift gibt einen Vortrag wieder, den Güthe

jeßigem Hecht auch der auf Erſaß von Nußungen er- im Sommer v . Ž . in dem ſtaats- und rechtswiſſens

ſtredte Bereicherungsanſpruch unterworfen iſt (Art. 169 ſchaftlichen Fortbildungskurſe für Aſſeſſoren in Berlin

BGB.; SS 195 ff. BOB.; Staudinger (7./8 . ) I , 709 A. 2 gehalten hat. Nach einem umfangreichen geſchichtlichen

zu § 197 ). Dieſe Friſt iſt noch nicht ausgelaufen , der Ueberblick über die Entwidlung des römiſchen und des

Klageanſpruch daher begründet. (Urt. des II. ZS. deutſchen Pfandrechts erörtert er zunächſt die wirt

vom 30. März 1914, L. 55/13) .
B - r. ſchaftlichen Zwede und das wirtſchaftliche Weſen des

Grundfredits, legt die wirtſchaftlichen und die rechtlichen
3456
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Beziehungen zwiſchen Kreditgeber und Kreditnehmer Einzelheiten tann ich beiſeite laſſen. Die vorliegende

dar und behandelt dann die Fragen , die durch das Auflage enthält vieles Neue. Auch wer die fünfte ge

Verhältnis mehrerer Areditgeber untereinander ent: nau zu kennen glaubt, vertiefe ſich alſo nun in die

ſtehen. In einem weiteren Abſchnitt beſpricht er die ſechſte! Mit ſtolzer Freude erwähnt Hans Groß im

Berbindung von Hypothet und Brandbrief, ihre wirts Vorworte, daß nach 18 jährigem Bemühen nun die

ſchaftliche Bedeutung und die Rechtsformen der Ver- „Erſcheinungslehre des Verbrechens“ in dem neu

bindung, die landſchaftliche und die hypothekenbant- eröffneten „I. A. Kriminaliſtiſchen Inſtitut an der Uni

rechtliche Form , wobei er eingehend das Pfandbrief- verſität in Graz“ eine Stätte für ihre Pflege gefunden

geſchäft ſchildert und hervorhebt, daß von der Bes habe. Die ganze kriminaliſtiſche Welt hat dieſen ſchönen

fugnis, ypothefenbriefe als Orderpapiere auszu- Erfolg mit Freude begrüßt; möchten auch reichsdeutſche

ſtellen , nur die landwirtſchaftliche Kreditbant in Frant- Univerſitäten ſich durch dieſes Vorgehen ihrer Schweſter

furt a .M. Gebrauch gemacht habe. Von beſonderem In- in der grünen Steiermark zu baldiger Nachfolge bes

tereſſe ſind die Ausführungen über die Entſchuldung geiſtern laſſen !
Theodor þarfter.

des Grundbeſißes, in denen die beiden teils reichs- teils

landesgeſeßlich ausgeſtalteten Entſchuldungsformen , die

Amortiſation und die Verſchuldungsgrenze eingehend
Pingger, Dr. W., Landrichter in Magdeburg, Beie

gewürdigt werden . In einem Schlußworte wirft Güthe
betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter

noch einen Blic auf die vermutliche fünftige Fortent
aftung, 8 °. VIII, 351 S. Stuttgart 1914, W.

widlung des Hypothekenrechts ; er will in Anlehnung
Kohlhammer. Mt. 4.50.

an das Schweizer Zivilgeſeßbuch die Verkehrsbuchhy- Dieſe neue Bearbeitung iſt nicht nur für den jus

pothel aus dem deutſchen Rechte ausgeſchaltet wiſſen ,
riſtiſchen Praktiter, ſondern auch für den Kaufmann

bezeichnet es als ungerechtfertigt, daß das BOB. für ein ſehr brauchbares ģilfsmittel. Sie hält die Mitte

den Fall der Eigentümerhypothet im § 1177 Abſ. 1 zwiſchen dem tleinen Kommentar von Liebmann und

dann , wenn der Eigentümer zugleich der perſönliche dem großen von Hachenburg, iſt beſonders wertvoll

Shuldner geweſen iſt, eine geſebliche Verwandlung durch den nahezu erſchöpfenden Hinweis auf die bis
der Hypothet in eine Grundſchuld vorſchreibt, befür htet, in die neueſte Zeit ergangene Rechtſprechung. Die

daß die weitere Entwidlung des Geſellſchaftsweſens Stellung zu Streitfragen , z. B. zum Einfluß der Ers

für das Hypothekenrecht Verwidelungen zur Folge höhung des Stammkapitals nach Erhebung der Aufs

haben könne, und weiſt ſchließlich auf die Möglichkeit
löſungsflage auf die Aftivlegitimation ( 8 61 Abſ. 2 ),

hin , ein weiteres geſeßliches Mittel der Entſchuldung iſt unterblieben .

des Grundeigentums durch eine Verwertung und Aus- München . Juſtizrat Dr. Heinrich Frankenburger.

geſtaltung der Rentenſchuld zu ſchaffen.

Güthe hat die Aufgabe, die er ſich geſtellt, vor

trefflich gelöſt und es meiſterhaft verſtanden, die innigen

Beziehungen des wirtſchaftlichen Lebens zum þypo

thetenrecht darzulegen . Wir möchten die Schrift nicht

nur jedem Grundbuchbeamten, ſondern überhaupt jedem Geſekgebung und Verwaltung.
empfehlen, der ſich für das øypothefenweſen intereſſiert

oder ihm Jntereſſe abgewinnen will.
Die Koſten der Stellvertretung der vor Juſtig: oder

Berwaltungôbehörden geladenen Beamten der Berlchre:
Münden. Miniſterialrat H. Somitt.

verwaltung . Die durch die J M Bef. vom 24. Dezember

1909 ( JMBI. 555) zur Kenntnis der Juſtizbehörden

Groß, Dr. Þaus, 0. ö . Profeſſor an der Carola - Frans gebrachte Bekanntmachung des Staatsminiſteriums für

cisca in Graz. ñand buch für Unterſuchungs- Berkehrsangelegenheiten vom 4. Dezember 1909 wurde

richter als Syſtem der Striminaliſt i t. aufgehoben durch die beiden Bekanntmachungen des

Sechſte, umgearbeitete Auflage. Mit 157 Abbil- Verkehrsminiſteriums vom 13. März 1912 (VertMBI.,

dungen im Tert . 2 Bånde. 1914. München , Berlin Eiſenbahndienſtl . Teil S.37, Poſtdienſtl . Teil S.83). An

und Beipzig, 3. Schweißer Verlag (Arthur Sellier). deren Stelle beſtimmt § 6 Abſ. 4, der dieſen beiden

Geh . Mi. 22.- ; gebd . Mi. 21.-. Bekanntmachungen beigegebenen Vorſchriften über firs

Trotz der zahlreichen Neuerſcheinungen , die jedes
laub, Dienſtbefreiung und Dienſtaushilfe“ für die etats

Jahr die kriminaliſtiſche Literatur bringt, hat dieſe
mäßigen Beamten folgendes : Dienſtbefreiung auf die

fein zweites Werf auſzuweiſen, das mit dem Hand
erforderliche Zeitdauer iſt auch zu gewähren, wenn De:

buch für Unterſuchungsrichter einen Vergleich aus
amte in Gegenſtänden der Rechtspflege, der Berwal.

halten könnte. Auch die nächſte Zukunft wird daran
tung oder der Verwaltungsrechtspflege als Zeugen oder

vorausſichtlich nichts ändern. Die überragende fria
Sachverſtändige oder in Strafſachen als Angeklagte

minaliſtiſche Erfahrung, die ſich in der Perſon des
oder Beſchuldigte vorgeladen werden. Die Stellvers

Verfaſſers , des Altmeiſters der friminaliſtiſchen Wiſſen
tretungskoſten werden in dieſen Fällen von der Staats :

ſchaft, verkörpert, und die überzeugende Klarheit der
taſſe übernommen. Ein Erſatz der Stellvertretungs

Darſtellung, mit der er die Ergebniſſe dieſer Erjah foſten durch Zeugens oder Sachverſtändigengebühren

rungen zum Lehrgegenſtande für alle Jünger der Stri
tann gleichviel, ob der Zeuge oder Sachverſtändige in

minaliſtit macht, ſichern dem Werfe für lange Zeit hin:
amtlicher oder nichtamtlicher Eigenſchaft vorgeladen

aus ſeine einzigartige Bedeutung . Nicht nur der an
wurde, nicht beanſprucht werden. Nach § 12 der ges

gehende Kriminaliſt, auch der alte, der ſich in langer nannten Vorſchriften ſollen dieſe Beſtimmungen auf

Praris geübt und bewährt hat, wird darin Anregung
„den llrlaub“ der nicht etatsmäßigen Beamten und des

und Belehrung finden. Für den Unterſuchungsrichter
ſonſtigen Perſonals entſprechend Anwendung finden ,

am Bandgericht oder den mit Ermittlungen in Straf
für das Perſonal der Poſt- und Telegraphenverwal

ſachen beſchäftigten Amtsrichter iſt das Buch unent
tung jedoch mit der Maßgabe, daß der Urlaub nur

behrlich – ich möchte es geradezu als eine Pflicht
erteilt werden kann, wenn ſtändig bezahlte Aushilfss

widrigkeit bezeichnen , wenn er ſein Amt ausüben
kräfte als Erſaß zur Verfügung ſtehen. 3155

würde, ohne das Handbuch für Unterſuchungsrichter

eingehend durchgearbeitet zu haben und es ſo oft Verantwortl. Herausgeber i. V .: E. Ellert , 03:10 :

als möglich bei ſeiner Berufstätigkeit heranzuziehen . gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von 3. S ch weiter Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig.

Druď von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh . Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Anzeigengebübr 30 Bfg . für die balbgeipaltene Petitzeile
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Naddrud berboten . 393

Berleſung der Ausſagen von Kriegs- auf etwas Aehnliches hinaus, wie es das Geſek

Nr. 4437 vom 4. Auguſt 1914 für die Kriegsteil:

teilnehmern (S 250 6t80.).% nehmer als Beklagte formell vorſchreibt.

Von Oberlandesgerichtsrat Neumiller in München .
Schwieriger geſtaltet ſich die Rechtslage bezüglich

folcher Kriegsteilnehmer, die im Inland als Zeugen

Die Krieg8notgeſeße vom 4. Auguſt 1914 ent- oder als Sachverſtåndige auftreten ſollen ; hier

halten nichts über Erleichterungen im Gebiet des tommen vor allem die Schwurgerichte in Betracht,

Strafverfahrens . ) Die Rechtſprechung iſt alſo weil bei ihnen eine Verſtändigung über den Um

gegenüber den Femmniſſen zufolge des Kriegs fang der Beweißaufnahme zwiſchen Gericht und
wieder einmal auf ſich allein angewieſen, angeſichts Geſchworenenbant ſo gut wie ausgeſchloſſen iſt.

des übermächtigen Formalismus in der deutſchen So zeigte ſich in den jezigen erſten Kriegsſchwur

Strafrechtspflege eine mißliche Sache. Zwar hin gerichten ein ſchwer überbrüdbarer Gegenſatz:

fichtlich der Kriegsteilnehmer als Angeklagter zwiſchen den ſtrengen Vorſchriften der StPO. in.

erledigen fich die Fälle mangels Zuläſſigkeit einer šs 249 7. über die Unmittelbarkeit der Beweis :$ S ff

Hauptverhandlung gegen Abweſende verhältnis- aufnahme einerſeits und der Notwendigkeit, monate
mäßig einfach. In der Reviſionsinſtanz wäre lang bereits Verhaftete endlich ſachgemäßer Aburtei

allerding8 das Erſcheinen des Angeklagten nicht lung zuzuführen , andererſeits. Selbflverſtändlich

nötig ; das Reichsgericht ſeßt aber auch in ſolchen lagen aus der Zeit vor dem Kriege nur unbeeidigte ,

Fällen aus, wie den Tagesblättern zu entnehmen ohne Zuziehung des Angeſchuldigten aufgenommene

iſt.") Aehnlich werden die Strafgerichte auch die Beugenvernehmungsprotokolle vor ; $ 250 Abſ. 2.

Rechtsmittel inzwiſchen Einberufener behandeln war alſo nur anwendbar, wenn auf Verzicht des

müſſen . Im übrigen wurde durch Entlaffung Verteidigers gerechnet werden konnte und weiter
von Unterſuchungsgefangenen zwecks Eintritts in angenommen wurde, daß die nachträgliche Be

den Heeresdienſt der Kriegslage ohnehin vielfach eidigung „ nicht mehr ausführbar“ war (Abſ. 3

Rechnung getragen .) Praktiſch läuft dies alſo des 250). Denn andernfalls handelte es fich9

um prozeßwidrig unbeeidigte Ausſagen eidesfähiger
") Ob dies freilich angeſichts der zahlreichen Streits

fragenzu dieſen Notgeſeßen zu bedauern iſt, mag be
Zeugen , die doch unverlesbar waren . Ronnte

zweifelt werden. Ihre Faſſung läßt eben die Müds aber die nachträgliche nochmalige Vernehinung und

fichtnahme auf die tägliche Gerichtspraxis allzuſehr Beeidigung als möglich angeſehen werden, ſo mußte
vermiſſen ; über die Berſpätung ihrer Kundmachung

man eben dieſe herbeiführen und die Zeugen ent
in Süddeutſchland wird noch beſonders zu reden ſein.

Jm Jahre 1870 mußte man ſich in Bayern übrigens weder aus dem Felde herbeiladen oder die An

ohne jede derartige Notgeſebgebung behelfen ,obwohl geklagten bis zum Kriegsendegeklagten bis zum Kriegsende oder bis zum Tod

bei Ariegsausbruch diebayeriſche Prozeßordnung ges oder der Vermundung der Zeugen in Unterſuchungs

rade drei Wochen in Araft war und über den Krieg haft fißen laſſen. Man konnte aber auch und

überhaupt nichts enthielt.

5) Vgl. auch DJB. 1914 Sp . 1194. dies geſchah beim Schwurgericht München – den

95) Wegen Strafurlaubs undStrafaufſchubs zweds umgekehrten Weg einſchlagen ; wenn es ſich un;

Eintritt in das Heer vgl.auch die preuß. allg. 3 M Verf. möglich erweiſt, die Zeugen nochmals zu ver

vom 5. Auguſt 1914 (JMBI. S. 660 ). Privatklagen
nehmen und zu beeidigen , weil ſie jeßt nicht ab:

gegen Ariegsteilnehmer behalten an ſich ihren Fortgang,
obwohl ſie gewiß minder wichtigſind als unterhalts: tömmlich oderüberhaupt nicht erreichbar ſind und

klagen von Frau undKind , die der Unterbrechung verfallen. weil der verhaftete Angeklagte unmöglich ſolange
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der Freiheit beraubt ſein kann, bis der Krieg be- Es wurde ſohin bei jeder Erſaßzuſtellung an

endigt oder der Zeuge gefallen oder etwa in ein einen Zeugen, mochte in der Zuſtellungsurkunde ein

nahes Lazarett gebracht iſt, dann kommt über Einberufungsvermerk erſichtlich ſein oder nicht, ge

haupt nicht mehr Abſ. 2 des 250 StPO. naue Feſtſtellung durch die Gendarmerie über Ein :

(Krankheit, Gebrechlichkeit, weite Entfernung) rüdungstag, Truppenteil und legte Nachrichten der

in Betracht, ſondern eine dem Abſ. 1 des 250 anlaßt ; die nämlichen Fragen wurden beim Zeugen:

ähnliche Lage. Damit entfällt dann auch jede Rüdt: aufruf an die ſonſtigen Vorgeladenen aus der

ſicht auf Zuſtimmung oder Widerſpruch des Ver- gleichen Ortſchaft gerichtet. Daraus ergab ſich faſt

teidigers. Abſ. 1 ſpricht freilich nur von Tod, in jedem Fall völlige Klarheit darüber, an welchem

Geiſtestrankheit oder Unermittelbarkeit des Aufent: Teile des Kriegsſchauplages der Zeuge vor einiger

halts ; das Reichsgericht iſt aber ſchon lange ge Zeit geweilt hatte, aber auch, daß der augenblidliche

nötigt geweſen, eine ausdehnende Auslegung für Aufenthaltsort überhaupt nicht zu ermitteln war.

ähnliche Fälle zuzulaſſen, insbeſondere für Sprach: Gleichzeitig wurde vorſorglich das K. Krieg8mini

lähmungen (RGSt. Bd. 15 S. 409). Ander- ſterium um Auskunft über den dermaligen Auf

ſeits hat es wiederholt anerkannt, daß das Ver: enthaltsort des betreffenden Truppenteils erſucht ;

nehmungshindernis nicht für alle Zukunft als be: dieſe lautete dahin : „Das r-Regiment befindet ſich

ſtehend nachgewieſen ſein muß (RGSt. Bd. 4 mobil im Felde ; ſein Aufenthalt kann nicht bekannt

S. 416), ſondern daß es auf die zur ſachgemäßen gegeben werden “. Daraufhin erging dann jeweils

Erledigung des Straffalls derſtandigerweiſe der- Verleſung &beſchluß z . B. mit folgender Begründung :

fügbare Zeit ankommt. So wird in Rſpr . Bd. 10 „ Es wird die Verleſung der richterlichen

S.451 vorgerüdte Schwangerſchaft als Verleſungs- Unterſuchungsprotokolle über die frühere un:

grund aus Abſ. 2 angeſehen. Den gleichen Ge- beeidigte Vernehmung der Zeugen 8., RI .

ſichtspunkt verwertet die einzige für den Kriegsfall und Sch. angeordnet , weil dieſe Zeugen nach

paſſende veröffentlichte Entſcheidung des Reiches Gendarmeriebericht vom 19. 08. Mts. und

gerichts vom 16. November 19064) für die Ver: Auskunft des R. bayer. Kriegsminiſteriums

leſung nach Ab . 1 des § 250. Dort wurde die vom 24. 08. Mts. im Felde vor dem Feinde

Verleſung der Ausſage eines Angehörigen unſerer ſtehen und ihr Aufenthaltsort nicht angegeben

afrikaniſchen Schugtruppe gebilligt und zwar mit werden kann , ſohin in der für eine Haftſache

Rückſicht auf den fortwährenden Aufenthalts- in Betracht zu ziehenden Zeit weder ihre eidliche

wechſel auf einem weitausgedehnten , ſchwer zugäng: perſönliche Vernehmung vor dem erkennenden

lichen Kriegsjauplaß und ausdrüdlich hervor: Bericht, noch ihre kommiſſariſche Vernehmung

gehoben , daß die perſönliche Vernehmung in einer möglich iſt, alſo eine dem Abſ.1 des § 250

für die Strafrechtspflege in Betracht zu nehmenden StPO. entſprechende Sachlage beſteht.

Zeit nicht zu erwarten ſei. Die Anwendbarkeit auf
Sämtliche Sachen, in denen eine derartige Ver :

unſere Kriegslage im Auguſt und September lejung ſtattfand, find beim VII.Münchener Schwur:

iſt handgreiflich;es wird ganz abgeſehen von der gericht durch ſofortige Unterwerfung des Angeklagten

Bayer.JMBet. vom 14.September 1914 (IMBI. rechtskräftig geworden, eine Reviſionsentſcheidung

S. 201), wornach ſolche Vernehmungen von Ange iſt alſo nicht mehr zu erwarten . Es haben ſich

hörigen mobiler Truppen möglichſtzu vermeiden ſind, auch deutlich die Grenzen der Zweđmäßigkeit einer

jedermann einleuchten, daß man nicht die Leutewäh. ſolchen Verleſunggezeigt ; ſie erwies ſich als praktiſch

rend deswechſelnden Kampfgewoges aus den Schüßen: unerläßlich, aber auch ungefährlich in Tötungs

gråben an der Aisne herausholen und vor den Kriegsfällen,bei denen ſich der Angeklagte auf Trunkenheit

gerichtsrat zur kommiſſariſchen Vernehmung zitieren und Notwehr berief, dieſe Einwändeaber durch

kann. Zweifellos würde ein ſolches Erſuchen , und unbeteiligte, nun ins Feld gerüdte Zeugen (De

zwar mit Recht, unausgeführt bleiben. ) Die Ver- gleiter des Getöteten) widerlegt werden konnten.

lejung entſpricht aber auch dem GedankengangHier wirft die Verleſung der unbeeidigten Ausſage

der StPO. jelbſt : in erſter Linie perſönliche Ver- weitaus beſſer als eine Wiedergabe der Erhebungen

nehmung vor dem erkennenden Gericht, in zweiter durch den Unterſuchungsrichter oder Gendarmen.

ſolche vor einem beauftragten oder erſuchten Richter Bedenklich iſt die bloße Verleſung in Sachen, bei

unter Zuziehung des Angeklagten ; in legter Linie
denen auf den perſönlichen Eindrud des Zeugen

als Notbehelf Verleſung der Ausſage, wie ſie liegt, viel ankommt z . B. Meineidsanflagen ; hier kann

um ſie im Intereſſe der Wahrheitsermittelung ſie etwa nur zur Beendigung einer langen Unter:

nicht völlig verloren gehen zu laſſen . ſuchungshaft ſelbſt um den Preis der Freis

ſprechiing – dienen . Meiſt wird aber Abießung
4) JW . 1907 S. 413 (V. SIS . ) ; auch abgedruct im

Recht 1906 Nr. 3166 (nicht, wie Daude anführt : oder Ausſeßung der Verhandlung nicht zu umgehen

Necht 10, 445 ) . Im Löweichen Kommentar iſt die Ent: ſein , zumal wenn der alsdann haftentlaſſene Ange:
ſcheidung überhaupt nicht erwähnt . klagte ſelbſt ins Feld rüden muß. Ueber das Ergebnis

3) Es handelt ſich hierbei um ganz andere Hinders
einer neuen Verhandlung nach Kriegebeendigung

niſſe als den regelmäßigen militäriſchen Dienſtbetrieb

im Frieden ,der freilich einer Zeugenladung nicht ent :
braucht ſich die Anklagebehörde freilich teine be:

gegenſteht ( Mechte 1910 Nr. 815 ). ſonderen Hoffnungen zu machen . Notwendig wird
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die Ausſeßung vollends, wenn der im Felde befindliche In der Theorie hat die im Jahre 1907 er

Unterſuchungsrichter, z. B. über das Zuſtandekommen ſchienene ausgezeichnete Schrift von Dr. Gottfried

eines Geſtändniſſes, vernommen werden ſoll . Ritter von Schmitt: „ Der Familienwechſel nach

Beſondere Erwähnung verdienen noch die „ ver: bayeriſchem Fideikommißrechte“ der Anſicht erfolg:

waiſten “ Sektionsprotokolle, wenn nämlich die beiden reich durchzuhelfen verſucht, daß dem Fideikommiß

ſezierenden Aerzte ins Feld gerüđt find. Ver: ſtifter durch 3 84 des Edittes nicht verboten ſei,

nehmung des mitanweſenden Ermittlungsrichter einen wiederholten Familienwechſelauf demſelben

kann in einfachen Fällen (Herzſtich u. 8gl.) zu = Fideikommiß anzuordnen ; Dr. v. Schmitt iſt ſo

reichen ; 6) in einem Kindsmordfalle (Ausreißen der gar noch weiter gegangen und hat behauptet , ge

Zunge)wurden die bei der Sektion aufgenommenen
rade durch den $84 FE. ſei dem Stifter die Be

Lichtbilder von den bei der Kindsauffindung be= fugnis eingeräumt worden, den wiederholten Fami

teiligten Zeugen übereinſtimmend als entſprechend lienwechiel anzuordnen .

beſtätigt und darnach das Gutachten von einem bis Eine in neuerer Zeit (1912) erſchienene Schrift

dahin mit der Sache nicht befaßten Gerichtsarzt
von Dr. Adolf v . Grafenſtein : „ Die Fideikommiß

erſtattet.?) Handelt es ſich aber um den urſächlichen errichtung nach bayeriſchem Recht“ nimmt wieder

Zuſammenhang im engeren mediziniſchen Sinne, einen gegenteiligen Standpunkt ein und erklärt

alſo um Einzelheiten des Seltion protokolls, jo nur einen zweimaligen Familienwechſel für erlaubt

wird nichts als deſſen Verleſung nach § 250 Abſ. 1 mit der weiteren Einſchränkung, daß unter „ Fa

StPO. erübrigen , denn es iſt ſeiner Weſenheit nach milie “ nur die Deſzendenz des Stifters zu ver

ein Protokoll über eineSachverſtändigenvernehmung ſtehenſei.
(RGSt. Bd. 2 S. 153),9)die hinſichtlich des Befundes Es iſt ohne weiteres verſtändlich, daß eine Un:

als ſolchen unerſeßlich iſt, genau wie die Ausſage eines
ſicherheit auf dieſem Gebiete , wo zumeiſt hobe

ſachverſtändigen Zeugen . Und ein neu zugezogener Werte und der Glanz ganzer Adelsfamilien in

Gutachter kann nur auf Grund des Prozeßſtoffes der Frage ſtehen, nicht gleichgültig und daher ein Bei

Hauptverhandlung ſein Gutachten abgeben, därf alſo trag zurKlärung der Sachenicht unwillkommen iſt.

das Sektionsprototoll nicht berüdſichtigen, wenn es
Wie insbeſondere v. Schmitt in ſeinen Aus:

nicht Gegenſtand der Hauptverhandlung war. führungen darlegt , teilt ſich die Rechtsanwendung

Das hier Erörterte betrifft freilich nur eine der Fideikommißgerichte in zwei Perioden : die

Uebergangsfrage ; denn ſchon nach wenigen Monaten Zeit vor und die nach 1876 .

werden die allermeiſten Fälle aus der Zeit vor
Vor dem Jahre 1876 find in den Amts:

blättern viele Ausſchreibungen über gerichtlich ge
Kriegsausbruch erledigt ſein , deren Beugen in das

Feld gezogen find. Immerhin weiſen die aufge- nehmigte und in die Fideikommißmatrikel einge

tauchten Fragen abgeſehen von ihrer praktiſchen tragene Fälle derAnordnung wiederholten Familien

Wichtigkeit einen derartig engen Zuſammenhangmit wechſels veröffentlichtworden.

den Prozeßgrundlagen auf, daß ihre Darlegung
Am 13. Juni 1876 erfolgte eine Entſcheidung

nicht ohne Wert ſein dürfte. ”)
des ObLG. (Bd. 6 a. F. S. 232), wonach die Er

richtung eines Familienfideilommiffes auf zwei

Familien beſchränkt ſei. Seit dieſer Zeit war

die Praxis der Fideikommißgerichte geteilt: ein

Teil derſelben hielt ſich an die ältere Richtung,

Ein Beitrag zur Nuslegung des bayeriſchen wonach ein wiederholter Familienwechſel zuläſſig
ſei , und ein Teil paßte ſich der neueren Recht

Fideikommißedikts. ſprechung an.

Von Rechtsanwalt Lint in Würzburg.
Die Entſcheidung vom 13. Juni 1876 fand

im großen ganzen ihre Wiederholung in der Ent:

Immer noch iſt der Streit um die Auslegung ſcheidung vom 21. Juli 1891 (Bd. 13 a.F. S. 472) ,

des § 84 FE. nicht geſchlichtet, weder in der Theorie während ein neueres Erkenntnis ( Bd. 11 n. F.

noch in der Praxis. Einzelne Fideikommißgerichte S. 168) zu der von Dr. v. Schmitt vertretenen

geſtatten Stiftungsurkunden mit mehrmaligem Anſicht hinzuneigen ſcheint, ohne allerdings ent

,, Familienwechſel“, andere wieder beſchränken ihn ſcheidend Stellung zu nehmen .

auf zwei Familien. In all dieſen Fällen gipfelt die Auslegung in

der doppelten Frage : Was verſteht § 84 FE. unter

) Auch der Gerichtsſchreiber allein kann genügen. der „ einen “ und was unter der andern “ Familie

1) Das Leben nach der Geburt ſtand zeugſchafts und was iſt überhaupt unter Familie zu verſtehen ?

lich einwandfrei feſt (Zappeln, Schreien, Tod erſt in

der Gebäranſtalt) . I.

8) Was freilich bei derin Bayern üblichen Faſſung(,die

Sektion hatte folgendes Ergebnis “) wenig hervortritt. Unbeſtritten iſt zunächſt, daß unter der andern

) Jn ähnlicher Weiſe wurde nach einer dankens
wertenMitteilung des øerrnLandgerichtsdirektors Familie eineder vorbeſigenden Familie vollſtändig

Dr. Goebel-Berlin auch bei den dortigen erſten Kriegs- fremde Familie verſtanden werden darf (v . Schmitt

ichwurgerichten verfahren . 3 13 S. 25 ; von Grafenſtein S. 36) . Es war§ .
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dies eine Neuerung gegenüber § 24 des Majorats: „ ſondern auch “ eingeführte Wörtchen „ andere“

edikts v.J. 1811,das die Wahl der nachzuberufenden adjektiviſche Bedeutung hat und kein bloßer Zahl
Familie auf die Seitenverwandten der vorbeſißenden begriff iſt, ebenſo auch dem mit „nicht nur“ ein

Familie beſchränkte, und es dürfte wohl kein Zweifel geführten Wörtchen „ einer“ gleichfalls kein bloßer

darüber beſtehen , daß die Wahl der Worte Zahlbegriff inne wohne.

„ nicht nur ſondern auch " in 3 84 FE. Tatſächlich ſteht auch gar nichts entgegen dem

gerade dieſe Neuerung einführen und hervorheben Begriffe , einer“ Familie den Beillang , irgend:

wollte gegenüber dem früheren Rechtszuſtand. einer, einer gewiſſen, einer beſtimmten" Familie zu

Mit Recht betont v . Schmitt, es habe dieſe geben . Der Begriff der andern ": der „ fremden

Saßfaſſung mit „ nicht nur — ſondern auch “ die Familie nötigt ſogar hiezu.

alte Familieneinheit verneint ; zu weit aber geht es , Hätte das „ andere“ die reine Zahlbedeutung

wenn v . Schmitt erklärt, es habe die Faſſung einer „ zweiten “ Familie, ſo müßte ihr allerdings

„ nicht nur ſondern auch " nicht nur einen ein: das „ eine “ mit dem Sinne „ einer einzigen “ Familie

zigen Fall von Familienwechſel, ſondern auch ge entſprechen.

rade die Erlaubtheit eines wiederholten Familien- Es dürfte ſich deshalb nicht zu Unrecht die

wechſels zum Ausdruck bringen wollen . Fiezu Folgerung ergeben, daß unter der „ einen “ Familie

gibt die grammatikaliſche Bedeutung der Ver- des § 84 FE. nicht etwa eine einzige Familie

bindungswörter „ nicht nur – ſondern auch keine zahlenmäßig feſtgelegt werden wollte, ſondern daß

Veranlaſſung. Mit Recht nimmt auch v. Grafen- nur der Gegenſaß zwiſchen der ziinächſt im Auge

ſtein gegen dieſe Anſicht Stellung. gehabten einen Familie mit gleichem Wappen,

Es dürfte ſich deshalb richtigerweiſe in § 84 Helm und Schild und der andern , der fremden

FE. zunächſt nur um die Gegenüberſtellung zweier Familie betont werden ſollte.

Familien, nämlich der „ einen “, der „erſten“ Fa- Während das Majoratseditt die Berufung

milie und der „ andern “, der der vorbeſißenden zur Majoratsfolge unter allen Umſtänden auf die

fremden Familie handeln . Familie mit gleichem Wappen , Helm und Schild

Es verdichtet ſich ſohin die hier vertretene An : beſchränkte, hat das Fideikommißedikt auch eine

ſchauung dahin , daß unter der „ andern “ Familie fremde Familie zur Fideikommißfolge zugelaſſen.

des § 84 nicht nur eine der „ einen “, der erſten " Daß dies im § 84 FE. zum Ausdrud tommen

Familie fremde Familie verſtanden werden darf , ſollte, iſt allgemein anerkannt, daß aber nur dies

vielmehr daß hierunter eine fremde Familie ver- zum Ausdruc tommen ſollte, iſt das Ergebnis

ſtanden werden muß . obiger Ausführungen .

Es hätte nach dem bisher Dargelegten keinen

Zweck gehabt, mit dem ſchweren Saßbau „nicht
II .

nur ſondern auch " von einer andern Fami- Wenn auch die Gegenüberſtellung der „ einen “

lie zu ſprechen, wenn darunter nicht etwas anderes und der „ andern “ Familie keine zahlenmäßige Feſt

zu verſtehen geweſen wäre als bis dahin auch , näm- ftellung zum Zweck hatte, ſondern nur die Neuerung

lich die Berufung von Seitenverwandten , von einer gegenüber dem bisherigen Recht, nämlich die Bez

Familie mit gleichem Wappen, Helm und Schild. rufungsmöglichkeit einer ſtammfremden Familie

Dieſe Anſchauung läßt ſich noch dadurch ſtüßen zum Ausdruck bringen wollte, ſo erhebt fich doch

daß § 84 Abſ. 2 FE. die Feſtſtellung für er- die Frage, ob nicht gleichzeitig eine Feſtlegung

forderlich gehalten hat, daß auch die „ leşte“ , die auf zwei Familien ( Familie hier im weiteren

andere" Familie des Abſ.1 alle aus dem Mit- Sinn gemeint) erfolgt ſei .

eigentum fließenden Rechte hat, ſolange die erſte Dr. v. Schmitt verneint dies, d. Grafenſtein

Familie nicht erloſchen iſt bejaht es .

Für Fideikommißanwärter gleicher Familie Auf der Grundlage des hier gewonnenen Er

hätte ſich das ſchon aus § 42 FE. verſtanden . gebniſjes, daß § 84 FE. im Gegenſaß zu dem

Als erſtes Ergebnis dürfte deshalb feſtzuhalten früheren Rechtszuſtand die Berufungsmöglichkeit

ſein , daß unter der andern “ Familie des S 84 einer fremden Familie feſtlegen wollte, iſt die Mög:

Abſ. 1 ſtets eine der „ einen “, der erſten " Fa: lichkeit der — ſukzeſſiven — Berufung mehrerer„

milie fremde Familie verſtanden werden muß. fremder Familien , alſo ein wiederholter Familien:

Damit widerlegt ſich auch gleichzeitig die An : wechſel ( Familie im weiteren Sinne), an ſich gegeben .

ficht, daß die Bezeichnung „ andere " Familie ein Allein überwiegende Gründe ſprechen dagegen .

bloßer Zahlbegriff ſei und ſoviel wie „ zweite“ Wenn v . Schmitt die adjektiviſche Bedeutung

Familie bedeute. des Wörtchens „ andere " für ſeine Anſicht des

Macht man ſich nun die von Dr. v . Grafen: wiederholten Familienwechſels ins Feld führt, ſo

ſtein angewandte Folgerung zu eigen : daß die in iſt dies kein bündiger Beweis .

beſtimmter grammatikaliſcher Anordnung einander Es kann eine Mehrheit bedeuten , muß fie

gegenüber geſtellten Begriffe gleichheitlich ſein aber nicht bedeuten. Eine andere Familie iſt

müſſen, ſo muß man zu dem Schluß kommen, i jede andere Familie, bleibt es aber auch dann ,

daß dann, wenn das in dem zweiten Satz mit wenn ſie nur für ſich allein betrachtet wird . In

1
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dieſem Fall verſchieht ſich dann die Betonung nur die Berufung einer einzigen Familie zuließ.

unmerklich auf das „ ein “, ſo daß aus einer ſo läßt das neue Recht auch nur die Nachberufung

andern Familie eine andere Familie wird. einer einzigen fremden Familie zu .

Es bleibt ſohin die Möglichkeit offen , daß in Das oberſte Landesgericht hat in ſeiner Ent

der Gegenüberſtellung „einer“ Familie mit einer ſcheidung vom 13. Juni 1876 ausgeführt , wenn

,,andern " Familie in 84 FE. eben nur eine das Geſetz mehrere Familien und nicht nur

andere Familie gemeint , alſo nur ein einmaliger eine zweite habe nachberufen wollen, ſo wäre

Familienwechſel gewolltwar; die adjektiviſche Be- der Ausdruck „zum Vorteil anderer Familien “

deutung des Wörtchens „andere “ iſt zahlenmäßig nahegelegen und wäre nicht der „ einer andern

indifferent und beweiſt deshalb für einen wieder Familie “ gewählt worden .

holten Familienwechſel nichts. Dem ſtellt v. Schmitt entgegen , daß hiebei

Wenn v . Schmitt ferner für ſeine Anſicht an: überſehen ſei , daß der ganze Abſ . 1 des § 84 in

führt, daß das Wörtchen ,,einer“ unbeſtreitbar Singularkonſtruktion ſtehe, ſowie daß die Wendung

Zahlbedeutung habe und alsdann in der Faſſung „ ſondern auch andern Familien “ dem Zweifel

„ nicht nur einer “ Familie eine Reihenfolge er: Raum gegeben hätte , ob das Fideikommiß nicht

öffnet werde , die eine zweite Familie jedenfalls auch gleichzeitig mehreren Familien zuſtehen

einbegreife , weitere Familien aber nicht ausſchließe, könne (Rondominatfideikommiß).

ſo iſt auch hierdurch nur die Möglichkeit gegeben, Allein dem iſt entgegen zu halten , daß der

daß weitere Familien nicht ausgeſchloſſen ſind, § 84 Abſ. 1 nur ſoweit in Singularkonſtruktion

für eine Wahrſcheinlichkeit deſſen liegt gar kein An- ſteht als er dieſelbe anwenden mußte um den

halt vor ; es kann ebenſogut die Reihenfolge bei rechten Sinn auszudrücken ; ohne Aenderung ſeines

der zweiten Familie bereits abgebrochen werden . Sinnes hätte er nicht in Pluralkonſtruktion ſtehen

Die weitere Anſicht v . Schmitts endlich, daß die können ; es handelt ſich alſo keineswegs um eine

gewichtige Konſtruktion mit , nicht nur – ſondern bloße Stilangleichung; ſodann hätte die Plural

auch" offenbar nicht nur einen einmaligen wendung zum Vorteil anderer Familien " - wenn·

Familienwediſel habe einführen wollen , widerlegt ſie bedacht geweſen wäre jedenfalls zu keinen

ſich, wie ſchon oben dargetan, damit, daß eben nach größeren Zweifeln Anlaß gegeben als die iepige

Schmitts eigenerAnſichtim töchſtbedeutſamen Gegen: Singularfaſſung, falls damit eine Mehrheit aus:

ſaß zum früheren Rocht die Berufungsmöglichkeit gedrüdt werden ſollte.

einer andern , ſtammfremden Familie eröffnetwurde. Es iſt auch nicht wahrſcheinlich , daß die Plural

Aus dem Wortlaut des Geſekes ergibt ſich wendung „ zum Vorteil anderer Familien “ Ver

fobin nichts für die von d . Schmitt vertretene An- anlaſſung gegeben hätte , an die Einführung eines

ficht, daß eine Mehrzahl von Familien berufen Kondominatfideikommiſſes zu denken ; zu dieſer

werden könne . Im Gegenteil, der Wortlaut ſteht Annahme hätte höchſtens die Faſſung „ zum Vor

dem entgegen. teil mehrerer Familien " berleiten können .

Wenn im Vorgehenden behauptet purde, daß Ganz beſonders aber hätte die Pluraltonſtruktion

die Worte zum Vorteil „ einer “ Familie nicht dann auch in Abſ. 2 des § 84 in Erſcheinung

bloße Zahlbedeutung, ſondern den Beiklang „ einer treten müſſen und wäre hier unſchwer klarzu

gewiſſen , einer beſtimmten“ Familie hätten, ſo kann ſtellen geweſen, ob in Abſ. 1 ein Rondominat

trozdem unbedenklich zugegeben werden , daß ihm fideikommiß gemeint war oder nicht.

auch Zahlbedeutung innewohnt; auch die gewiſſe, Die Einwände v . Schmitta find alſo nicht

beſtimmte Familie iſt eine Familie. durchſchlagend.

Nachdem nach dem früheren Recht nur eine Als nicht überzeugend wirkt anderſeits aber

einzige Familie (im weiteren Sinne) majorata- auch die Ausführung des ObLG. (BD . 6 S. 232) ,

berechtigt und jede fremde Familie ausgeſchloſſen daß für die engere Auslegung, für die Beſchränkung

war, 8 84 FE . aber dem alten Recht gerade die auf zwei Familien beſonders die Gegenüberſtellung

Neuerung gegenüberſtellen wollte, ergibt ſich, daß der erſten “ und der „ legten “ Familie in Abſ . 2

die „ eine Familie in $ 84 die Repräſentantin des § 84 ſpreche.

des alten Rechts iſt und ſohin auch die Zahl- An ſich würde es ja wohl nahe liegen , den

bedeutung des alten Rechts beibehalten hat . Wörtchen „ erſten “ und „ legten “ Zahlbedeutung

Wie ſchon oben dargetan , beſteht die Mög: beizulegen ; dann aber müßte man eine Mehrzahl

lichkeit, daß unter dem Begriff einer andern von Familien annehmen , denn nur dann wäre

Familie zugleich auch nur eine andere Familie dieſe Ausdrucksweiſe korrekt . Dieſe Folgerung kann

verſtanden wird ; da ſerner das alte Recht nur aber aus inneren Gründen nicht gezogen werden,

eine einzige Familie im Auge hatte und die vielmehr nötigt der Sinn des § 84 zu dem Schluſſe ,
Neuerung ſich, wie dargetan, auf die Berufung daß unter der „ lekten " Familie in Abſ . 2 die

der ſtammfremden Familie beſchränkt , ſo iſt wohl „ andere“Familiein Abſ. 1 zuverſtehenſei. Die
mit gutem Grund anzunehmen , daß auch nur Wörtchen „ erſte " und „ letzte “ haben alſo nicht

eine einzige ſtammfremde Familie ſollte nach- Zahlbedeutung , ſondern ſind hinweiſende Fürwörter
berufen werden können . Wenn das alte Recht mit dem wirklichen Inhalt „ erſiere “ und „ leştere“
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Die Beweisführung des Oberſten Landesgerichts | obgleich der Zweck der Fideikommiſje doch unbe:

ergibt alſo für ſich allein kein überzeugendes Reſultat; | ſtreitbar der iſt, den Glanz einer beſtimmten Familie

nur mit Rückſicht auf die bereits vorgetragenen zu ſichern .

anderen Gründe iſt das Ergebnis , daß es ſich nur Es zwingt mithin ſchon dieſe Erwägung dazu,

um zwei zur Fideikommißfolge berechtigte Familien daß die Bedeutung des Wortes Familie in § 84

handle, als richtig anzuerkennen. FE. nicht die ſein kann , daß hierunter nur die

Nicht überzeugend iſt auch das Argument Defzendenz des Stifters zu verſtehen ſei.

Dr. v. Schmitts, daß das Editt von 1818, wo Dies Ergebnis findet auch im folgenden ſeine

es von erſter und anderer Familie ſpricht, nicht von Stüke : Statt aller weiteren Ausführungen ſei

der erſten und der anderen, ſondern von der hier der Kürze halber auf die Darlegungen bei
erſten und einer anderen Familie rede , wenn es b . Grafenſtein S. 27-29 bezug genommen , woraus

eine Einheit bezeichnen wolle. ſich ergibt, daß die gemeinrechtliche Auffaſſung und

Es kommt m . E. überhaupt nur eine Stelle auch die des bayeriſchen Landrechts dahin ging,

in dem ganzen Edikt vor, die zum Vergleich heran: daß unter der Familie die Geſamtheit aller Per

gezogen werden könnte : in § 86 . ſonen gleichen Namens und gleichen Wappens zu ver

Allein dieſer Hinweis iſt nicht ſtichhaltig. ſtehen ſei. Dieſer ja auch anderweit von nam-:

Wo der beſtimmte Artikel gebraucht wird, iſt haften Vertretern der Wiſſenſchaft angewandte Be

auch bereits eine beſtimmte Familie ins Auge gegriff der Familie wird auch von Dr. v. Grafenſtein

faßt, wo aber der unbeſtimmte Artikel gebraucht in einer jo klaren Weiſe dargelegt, daß man am

wird, iſt noch keine beſtimmte Familie gemeint, Ende ſeiner diesbezüglichen Ausführungen die volle

ſondern eben irgendeine. Dies erſieht man deutlich Ueberzeugung hat, daß der Begriff der Familie

aus 8 84 ſelbſt : in 8 84 FE. kein anderer ſein könne als dieſer —

Ein Fideikommiß tann errichtet werden nicht bis man plößlich und unvermutet doch das Gegen:

nur zum Vorteil einer (= irgend einer) Familie , teil glauben foll.

ſondern auch zum Vorteil einer (= irgend einer) Die Begründung hiefür wirkt denn auch im

andern Familie . Gegenſaße zu derjenigen der zurüdgewieſenen Auf

In Abſ. 2 heißen dieſe nunmehr bereits be: faſſung gar nicht überzeugend :

zeichneten Familien aber die erſte und die legte, Daß der Stifterwille nicht mehr wie im Land :

wofür man nach den früheren Ausführungen ebenſo- und gemeinen Recht das primär Maßgebende ſei,

gut ſagen dürfte die eine und die andere. iſt nur in der Beſchränkung des § 13 des Editts

Es würde ſohin gerade dieſe Argumentation zuzugeben. Gerade der Stifterwille aber iſt es , wie

dazu führen, daß in § 84 nur zwei Familien ein: hier vorausgegriffen ſei, der gem . § 1 FE. den

ander gegenüber geſtellt ſind. engeren oderweiteren Kreis der Fideikommißbeſiker

Da ſohin alle Gründe verſagen für die An- beſtimmt, der entweder das Fideikommiß auf

nahme eines mehrfachen Familienwechſels, iſt daran mehrere Geſchlechtsfolger beſchränkt oder auf alle

feſtzuhalten , daß § 84 nur zwei Familien einander
ausdehnt.

gegenüberſtellt. Als verfehlt muß es bezeichnet werden, den in

Das weitere Ergebnis iſt ſohin folgendes : 8 84 FE. angewandten Familienbegriff aus § 77

Es kann nur eine der erſten Familie folgern zu wollen.
fremde Familie nach berufen werden . 8 77 regelt nichts andere als die Art der Erb:

folge innerhalb der Familie, nämlich den Ueber

gang des Fideikommifles von dem jeweiligen Fidei :

kommißbeſiger auf deſſen eheliche Nachkommen ; daß
Gegenüber dieſem Ergebnis erhebt ſich ſofort damit eine Definition der „ Familie “ gegeben ſei ,

als nådiſte zum mindeſten ebenſo umſtrittene Frage iſt rundweg zu verneinen.

die , was unter der Familie" in dieſem Sinn zu Es iſt falſch zu behaupten , dadurch daß das

verſtehen ſei .

Geſeß erkläre , das Recht zur Erbfolge gehe von ihm ,
Alle Fideitom mißftiftungen, ſoweit dies zu er- dem Konſtituenten, auf die Nachtommen über, jei

fehen war, und damit auch die Entſcheidungen der
zum Ausdrud gebracht, daß Aſzendenten und Seiten :

jämtlichen Fideilommißgerichte würden dem ge- verwandte des Stifters unbedingt ausgeſchloſſen

wonnenen Ergebnis ſcharf gegenüber ſtehen , wenn ſeien, da ſie keine Nachkommen “ des Stifters ſeien .

unter der Familie nur die engſte Bedeutung des Dieſe Schlußfolgerung iſt deshalb nicht richtig,

Wortes d . h. wenn nur die Deizendenz des Stifters weil ihre Vorausjeßung nicht ſtimmt, daß nämlich

(genauer geſagt : die Deſzendenz des erſten Fidei das Fideikommiß nur zugunſten einer Perſon .

tommißinhabers) hierunter zu verſtehen wäre . des Stifters oder eines Dritten , errichtet werdenkönne .

Es wäre auch ein Widerſinn, wenn nur ein Wendet man den Begriff der Familie an , wie

einmaliger Familienwechſel derartſtattfinden dürfte, v. Grafenſtein es will, dann muß man notwendig
daß wohl eine der Deſzendenz des Stifters fremde eine einzelne Perſon,für die (und deren Nachkommen)

Familie, nicht aber eine derſelben nächſtverwandte das Fideikommiß errichtet wurde, vorausſeßen . Das

FamiliezurFideikommißjolge berufen werden dürfte , dürfte aber ſchon um deswillen abzulehnen ſein ,

Ill.
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weil bereits S 1 FE. die Unterſcheidung von einzelnen Es iſt dem Stifter durch § 77 auch nicht das

Perſonen und Familien macht, ſohin die Fideis Recht vorbehalten an Stelle der einen Familie

kommißerrichtung zugunſten ganzer Familien zuläßt. (i . e. S.) dann eine andere nachzuberufen, denn

Man kann demgegenüber nicht einwenden, dieſes Recht iſt ihm ja angeblich in g 84 eingeräumt .

daß die Worte in § 1 „zum Vorteil adeliger Per- So bleibt bei Ánwendung des engen Familien

ſonen und Familien “ etwa das gleiche beſagen begriffes von dem Recht des Konſtituenten über

oder daß das Wort Familie dort auch in dem das Erbfolgerecht Anordnungen zu treffen nichts

Sinn einer berufenen Einzelperſon und deren De- / übrig als leere Buchſtaben .

ſzendenz zu deuten ſei. Legt man aber den weiteren Begriff der Fa

Daß unter der „ adeligen Perſon " keine bloße milie zugrunde,ſo gewinnen die Buchſtaben Inhalt :
Einzelperſon, ſondern auch zugleich deren De- Kraft Geſekes iſt das Erbfolgerecht zwar an

ſzendenz zu verſtehen iſt, ergibt ſich mit Notwendig- die ehelichen Nachtommen in Erſtgeburtfolge ge:

keit aus dem Zweck des Fideikommiſſes, das ja bunden, der Stifter kann aber anordnen, welche

der Erhaltung eines Geſchlechtes dienen for Linie der Familie (i.m . S.) jeweils nach Aus

und es verlangt notwendig eine Vermögensbindung ſterben der vorgängigen Fideikommißinhaber zur

entweder auf alle oder doch mehrere Geſchlechts- Erbfolge berufen ſein ſoll, in freiem Belieben

folger dieſer „ adeligen Perſon “. waltet hier ſein Wille, hier gründet ſich das Recht

Wenn man den Familienbegriff v. Grafenſteins zur Erbfolge wirklich auf ſeine Anordnung,während

in § 1 zugrunde legt , wird man gezwungen in ſie ſich andernfalls , bei der Familie i. e . S., nur

den Worten „adeliger Perſon und Familien“ eine auf das Geſetz gründen würde, ſo daß alſo das
Tautologie zu erbliden . Gegenteil deſſen ereicht wäre, was das Gefeß in

Faßt man aber den Familienbegriff in weiterem $ 77 beſtimmen wollte.

Sinne auf, ſo kommt man zu dem Reſultat , daß Man kann nicht einwenden , daß es in der freien

man ein Fideitommiß auch errichten kann zu : Anordnung des Konſtituenten liege, zu weſſen Vor:

gunſten der Deſzendenz einer nicht mehr teil er das Fideikommiß errichten wolle, denn
lebenden Perſon.

8 77 handelt nicht vom Anordnungsrecht des Stif

Dieſe Deſzendenz wird auch zuſammen ge- ters zur Berufung, ſondern zur Erbfolge.

halten durch einen gemeinſamen Stammdater ; Man kann auch nicht einwenden, Berufung

der Unterſchied iſt nur der, daß er nicht mehr zum Fideikommiß und Erbfolge in dasſelbe ſeien

lebt , während die einzelne adelige Perſon als das gleiche.

Stammvater lebt und ſelbſt berufen iſt. Wer annimmt, daß Familie nur die De

Auf ſolche Weiſe ergibt ſich ungezwungen eine fzendenz des erſten Fideikommißinhabers ſei, für

Unterſcheidung zwiſchen den Begriffen , adeliger den iſt berufen nur der erſte Inhaber, die Erb

Perſon und Familie“ in § 1 FE., die den Worten folge tritt nur für ſeine Defzendenz in Erſchei
auch einen Inhalt gibt . nung. Wer annimmt , daß Familie im wei

Der Begriff Familie in § 1 iſt ſohin nicht teren Sinn zu verſtehen ſei , für den fließen nur

der , daß hierunter eine beſtimmte berufene Per- bei den nachberufenen Linien Berufung und Erbfolge

fon und deren Defzendenz zu verſtehen ſei . zuſammen, denn die Erbfolge derſelben gründet in

Von Bedeutung iſt aber beſonders noch der der Berufung , in der Anordnung des Konſtituenten.

Umſtand, daß die Auslegung v. Grafenſteins den Man kann auch nicht einwenden , die Singular:

Inhalt des § 77 FE. nicht erſchöpft, indem die faſſung des § 77 — „ das Recht zur Erbfolge ...

Worte „ das Recht zur Erbfolge gründet ſich in geht . . . von demjenigen zu deffen Vorteil der

der Anordnung des Ronſtituenten “ vollſtändig Stifter das Fideikommiß errichtet hat, auf die

außer acht gelaſſen werden . ehelichen Nachkommen über " – beweiſe , daß nicht

Mit dieſen Worten ſoll doch jedenfalls aus- eine Mehrzahl von Perſonen (und deren De

gedrückt ſein , daß der Stifter über die Erb- izendenz) zur Erbfolge berufen werden könne. Die

folge in das von ihm errichtete Fideikommiß zu Singularkonſtruktion beweiſt gar nichts ; der Zweck

verfügen hat, daß ſein Wille maßgebend iſt und dieſes angeführten Teilſages iſt lediglich die Rege

über das Schical des Fideikommiſjes beſtimmt – lung der Erbfolge für die Nachkommen einer be:

ſoweit natürlich das Geſetz nicht entgegenſteht. reits berufenen Perſon, nicht aber die Regelung

Legt man nun den engen Familienbegriff hier des Perſonenkreiſes, zu deſſen Vorteil das Fidei

zugrunde, ſo bleibt von dem Recht des Stifters kommiß errichtet werden kann.

die Erbfolge zu beſtimmen nichts mehr übrig : Er enthält zugleich die Regelung der Erb:

Gemäß § 77 geht von ihm oder von demjenigen, folge für die Nachkommen ieder berufenen Per

zu deſſen Gunſten er das Fideikommiß errichtete, fon, ſo daß ohne Aenderung des Satſinnes auch

die Erbfolge auf die ehelichen Nachkommen über ; geſchrieben ſein könnte : die Erbfolge geht von

hieran kann der Stifter nicht rütteln . Es ſteht jedem , zu deſſen Vorteil das Fideikommiß er

ihm auch nicht frei 311 beſtimmen, auf welchen richtet iſt, auf die ehelichen Nachkommen über .

dieſer Nachkommen das Fideitommiß übergehen Damit iſt dem „ demjenigen “ jede Einheitsbe :

foll, denn $ 87 FE. beſtimmt die Erſtgeburtsfolge. | deutung genommen .

-
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Tatjächlich muß auch, wer Familie in dem Wenn der Stifter nur eine Defzendenz be

engen Sinn der Defzendenz einer berufenenberufenen ruft , dann beruft er ſeine Familie, wenn der

Perſon auslegt, auf Grund des in 3 84 ein : Stifter auch ſeine Brüder beruft, ſo beruſt er die

geräumten einmaligen Familienwechſels unter dem Deſzendenz ſeines Vaters uſm . , alſo ſtets die

,, demjenigen “ in § 77 wenigſtens zwei Perſonen Defzendenz eines beſtimmten Familienhauptes.
verſtehen , ſo daß auch von dieſem Standpunkt aus Dieſe Folgerung lehnt die Entſcheidung in

unbedenklich die Faſſung des § 77 lauten dürfte : Bd. 6 ab mit der Berufung auf SS77 nnd 84

das Recht zur Erbfolge geht von denjenigen FE., woraus ſich ergebe, daß unter Familie nur

zu deren Vorteil das Fideikommiß errichtet iſt, die Defzendenz des Stifters oder des berufenen

auf die ehelichen Nachkommen über. Dritten zu verſtehen ſei .

Es iſt johin auch in $ 77 ausgeſprochen, daß Der Begriff Familie erfordert aber nur die

ein Fideikommiß zum Vorteil mehrerer Perſonen Abſtammung von einem gemeinſamen Stamm :

errichtet werden kann, daß § 77 ſo wenig wie bei : vater , das Wegfallen eines Familienmitgliedes

ſpielsweiſe 1924 BOB. eine Definition der Fa- ſei dies auch der Stammdater ſelbſt – zer :

milie gibt , ſondern lediglich eine Erbfolgeordnung ftört die Familie nicht.

aufſteüt. In weiterer Ausdehnung bleibt deshalb auch

Es hat ſich alſo kein ſtichhaltiger Grund die Familie früherer Stammeltern beſtehen, wenn

dafür ergeben , daß der bis zur Schaffung des man nur jeweils den entſprechenden Stammdater

Fideikommißedittes übliche Begriff der „ Familie“ ins Auge faßt. Je nachdem , ob von A, B , C , D

geändert und aufgegeben ſei. uſw. ab gerechnet wird , iſt man auch berechtigt

Weder $ 77 noch ſonſt einer der Paragraphen von der Familie A , B , C , D uſw. zu ſprechen .

des FE. enthält eine Definition des Begriffes Wenn nun das Fideikommißeditt in 81 die

Familie und § 84 bedeutet mit ſeiner Faſſung Errichtung von Fideikommiſſen nicht nur zugunſten

„ nicht nur - "ſondern auch“ jedenfalls keine Ein: adeliger Perſonen , ſondern auch zugunſten adeliger

engung des bisherigen Rechtszuſtandes; der Rechts : Familien geſtattet, iſt gar nicht einzuſehen , warum

zuſtand aber war in dem Editt von 1811 unbe- der Stifter gerade die Familie D ſollte berufen

ſtrittenermaßen der, daß der Stifter nicht nur ſeine müſſen , weil deren Stammdater noch lebt , und

Deſzendenz, ſondern auch die Seitenverwandten nicht auch die Familien A , B , C, deren Familien

ſeines Namens und Stammes berufen konnte. Daß häupter nicht mehr leben .

dieſer Rechtszuſtand von dem Fideikommißeditt Man definiert doch : Familie ſei die De

nicht beſeitigt , ſondern aufrechterhalten werden fzendenz eines beſtimmten Familienhauptes, und

wollte, hat v. Schnitt wohl einwandfrei dargetan. hier handelt es ſich ja um die Deſzendenz be :

Da wie früher nachgewieſen wurde , $ 84 FE. ſtimmter Familienhäupter.

unter der andern Familie nur eine fremde Wofür iſt die Gegenüberſtellung der Errich :

Familie verſteht, muß ſohin der von dem Majo : tungsmöglichkeit von Fideikommiſſen für adelige

ratseðift geſtattete Familienwechſel innerhalb der Perſonen und Familien in $ 1 FE. , wenn

Grenzen der einen Familie des § 84 liegen , damit nicht zum Ausdruck gebracht iſt, daß erſteren :

d . h . es muß der Begriff Familie hier im falls eine Einzelperion (und was gem . § 77

weiteren Sinn aufgefaßt werden. ſelbſtverſtändlich iſt, auch deren Deſzendenz), leta

Gleiches gilt dann natürlich auch für die terenfalls aber die Familie D. h . die De :

andere Familie. ſzendenz einer Perſon berufen werden kann ?

Dieſer weitere Familienbegriff iſt dann auch Ob deren Stammbater nicht berufen werden

in 8 77 vorausgeſeßt und es findet dieſe Anſicht ihre will oder nicht mehr berufen werden kann, da
Beſtätigung darin , daß nur bei Zugrundelegung er nicht mehr am Leben iſt, dürfte einen inneren

des weiteren Familienbegriffes das dem Stifter Unterſchied kaum begründen , es wird eben die

in $ 77 eingeräumte Erbjolgeanordnungsrecht eine Defzendenz eines beſtimmten Familienhauptes

Bedeutung gewinnt . berufen .

Die Aufſtellung, daß der Stammdater einer
IV.

berufenen Familie ſtets mitberufen ſein müſſe,

Endlich jei auch noch zu den Entich . des. wie ſie in Bd. 6 S. 234 und wenn auch mit

BayObGH. in Bd. 6 und 13 Stellung genommen . geringerem Nachdruck in Bd. 13 S. 474 ver:

In BD. 6 und ebenſo bei v . Grafenſtein iſt treten wird , kann mit Rüdjicht auf die vom Ge:

behauptet, unter „ Familie“ ſeien nur die Nach- ſeß ſelbſt gemachte Unterſcheidung der Berufung

tommen eines beſtimmten Familienhauptes zu ver- von Einzelperſonen (und deren Deſzendenz) und

ſtehen ; daß auch dieses Familienhaupt ſelbſt hiezu von Familien nicht gehalten werden , zumal beide

gehöre , iſt nicht ausdrüdlich behauptet, obgleich dies , Enticheidungen Familie lediglich als die Dejzendenz

wie noch darzutun iſt, nicht bedeutungslos bleibt . des Stifters oder des Dritten definieren .

Indeſſen ſoll gegen dieſe Definition grund- Auf dieſer Grundlage erledigt ſich ein Fall,

fäßlich gar nicht eingewendet werden, e8 fragt wie er in dein von Dr. v . Schmitt aufgeführten

ſich nur, von welchem Stammvater man ausgeht. Beiſpiel fich ergibt , ohne jede Schwierigkeit für
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die Vertreter des engeren oder des weiteren Die Berechnungdes pfändbaren Gehaltes oder
Familienbegriffe :

Wenn ein mit ſieben Söhnen geſegneter Stifter Lohnes ($ 850 3°O . , SS 1 , 3, 4 Lohnbc. ) .

ein Fideikommiß zugunſten ſeiner Familie errichten

will, muß er nach der Anſicht des Oberſten Landes:
Von Amtsrichter Dr. Hermann Stepp in Nürnberg .

gerichts fich ſelbſt zum erſten Inhaber einſeßen, denn Wegen einer Unterhaltsforderung von 120M

nur dann kann ſich das Fideikommiß auf ſeine war die dem Schuldner, einem Hilføpoſtſchaffner,

ſieben Söhne und deren Deſzendenz vererben . gegen den bayeriſchen Fistus, vertreten durch die

Unterläßt er dies und beruft er unter Ausſchluß Oberpoſtdirektion, zuſtehende Lohnforderung von

ſeiner Perſon nur ſeine Söhne, verringert er täglich 3M oder monatlich 90 M inſoweit ge :

alſo von vornherein die Reihe der Fideikommiß: pfändet und zur Einziehung überwieſen worden,

inhaber um eine Perſon – und um die ganze als ſie den Betrag von monatlich 70M überſtieg.

„andere“ Familie mit deren ganzer Deſzendenten: Dieſer Betrag ſollte dem Schuldner zur Beſtreitung

reihe - , ſo iſt der oberſte Gerichtshof der Anſicht, ſeines notdürftigen Unterhalts nach § 4a LohnBG.

daß der Stifter damit eine ungeſekliche Er: belaſſen werden . Die Oberpoſtdirektion zahlte

weiterung der Fideikommißanwärter um fünf jedoch den die Summe von 70M überſteigenden

Familien und deren ganzer Geſchlechtsfolge an : Betrag an den Gläubiger nicht ganz aus, ſondern

ſtrebe und verbietet ihm das; denn es iſt gem . 30g hiervon die Beiträge zur Arbeiterpenſions

84 nur ein einmaliger Familienwechſel ſtatthaft und Poſtkrankenkaſſe ab , die ſie für den Schuldner

und Familie iſt nach ſeiner nunmehrigen Anſicht als deſſen Arbeitgeber bis zum Zahltag entrichtet

die Defzendenz einer beſtimmten zur Fideikommiß- hatte , nåmlich 4 X 0,76 M = 3,04M.Der Gläu:

folge berufenen Perſon . biger erhielt alſo nur 16,96 M.

Daß dieſes Ergebnis einem geordneten Rechts- Es fragt ſich, ob dieſer Abzug gerechtfertigt

empfinden nichtentſpricht,darüber beſtehtkein Zweifel. iſt. Die Oberpoſtdirektion ſtüßt ihre Berechnung

Die Rechtfertigung,welche v. Grafenſtein dieſem auf eine Entſchließung des Staatsminiſteriums

betrüblichen Ergebnis“ erteilt,daß eben der Stifter für Verkehrsangelegenheiten vom 29. Juli 1913 ,

ſich der ſtrengenAuffaſſungdes Geſetzes fügen und die zur Erzielung einer einheitlichen Berechnung

gegebenenfalls das Bedauerliche dieſer Gefeßeshärte des pfändbaren Lohnes durch die Oberpoſtdiret

in Rauf nehmen müſſe, iſt eine unbefriedigende tionen anordnet , „ daß bei allen neu anfallenden

Reſignation, der man ſich nicht hinzugeben braucht. Pfändungen vorbehaltlich der etwa von Fall

Es iſt, wie ſchon dargetan , nicht wahr, daß dann zu Fall ergehenden gegenteiligen Entſcheidungen

wenn eine beſtimmte Familie berufen wird , auch der Gerichte – die Beiträge zur Poſtkrankenkaſſe

gleichzeitig deren Familienhaupt mitberufen ſein (PKR.) und Arbeiterpenſionskaffe (APR .) abzu

müſſe. Läßt man dieſe – nach dem Geſeß ganz ziehen ſind, ſo daß nur der nach Abzug dieſer

unbegründete Vorausſeßung fallen , ſo bleibt Beiträge verbleibende Reſt als allenfalls pfänd :

das Ergebnis ganz das gleiche, ob das Familien: barer Lohn in Betracht kommt. In gleicher Weiſe

haupt berufen iſt oder nicht: es iſt die geſamte ſind Steuern- und Umlagen beträge ſowie die Bei

Defzendenz – in dem gegebenen Beiſpiel alle träge zum Allgemeinen Staatsdienerunterſtüßungs

ſieben Söhne und deren Deſzendenz als eine verein und zu der hiermit verbundenen Töchterkaſſe

Familie berufen . zu behandeln

In kurzer Zuſammenfaſſu
ng iſt das geſamte Der Inhalt dieſer Anordnung gibt zu fol

Ergebnis fohin folgendes : genden rechtlichen Bedenken Anlaß:

In $ 84 FE. iſt der einmalige Wechſel Vergütung i . S. § 3 LohnBG . iſt die von

des Fideikommiſjes von einer Familie dem Dienſtberechtigten (Arbeitgeber) an den Dienſt

auf eine derſelben ſtammfremde Familie verpflichteten (Arbeitnehmer) zu entrichtende Gegen

geregelt . leiſtung für die vertragsmäßig zu leiſtenden Ar

Gemäß § 1 FE. iſt ſowohl die Berufung beiten oder Dienſte, kurz der Arbeitserfolg des

einzelner Perſonen einſchließlich deren Dienſtverpflichteten (vgl. Meyer, Das Recht der

Deizendenz wieauch die Berufung ganzer Beſchlagnahme Bem . I g 3 ) . Damit ergibt ſich

Familien geſtattet. Bei Berufung einer die notwendige Begrenzung nach oben und unten

Familie iſt deren Familienhaupt nicht von ſelbſt. Nur die Gegenleiſtung für die Arbeit

mitberufen. genießt den Schutz des Lohnbeſchlagnahmegeſekes ,

Das Geſeß geſtattet in 8 77 unter nicht alſo z . B. Forderungen des Arbeiters auf

Uebernahme der aus dem Majoratsedikt Erſaß von Stoffen und anderen Auslagen ; auf

überkommenen Praris innerhalb der der anderen Seite fallen aber unter den Begriff

Geſamtfamilie mit gleich em Namen , der Vergütung alle Bezüge, die dem Arbeiter

Schild und Wappen auch die Berufung aus dem Arbeits- oder Dienſtverhältnis zukommen.

von Agnaten der Aſzendenz. Möglicherweiſe erhält nun aber der Arbeit

nehmer die ihm an und für ſich zuſtehende Ver:

gütung nicht ganz ausbezahlt, ſondern muß ſich Ab
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züge gefallen laſſen ,zu denen der Arbeitgeber berechtigt , die Betriebskrankenkaſſe der Kgl. bayer. Poſt- und

iſt . Dies iſt der Fall bei Arbeitern , welche nach Telegraphenverwaltung, kurzweg Poſtkrankenkaſſe

der Reichsverſicherungsordnung und nach dem Ver: genannt, iſt eine Betriebskrankenkaſſei.S. der $8245 ,

ſicherungsgeſeß für Angeſtellteverſicherungspflichtig 246 RVD .; die Arbeiterpenſionskaſſe iſt durch Be:

find. Nach $ 9 394, 381, 1432 RVD. müſſen ſchluß des Bundesrats vom 21. März 1912 auf

fich die Verſicherungspflichtigen bei der Lohnzahlung Grund ihrer neuen Saßung als Sonderanſtalt i . S.

den vom Arbeitgeber geleiſteten Betrag für die der SS 1360—1380 RVO. zugelaſſen worden und iſt

Krankenverſicherung zu /3 und für die Invaliden: als ſolche ?) „ zur Gewährung von Invaliden- und

und Hinterbliebenenverſicherung zur Hälfte ab: Altersrenten ſowie Renten, Witwengeld undWaiſen:

ziehen laſſen . Für die Angeſtelltenverſicherung ausſteuer für Hinterbliebene nach Maßgabe der

enthält 8 178 AVG . vom 20. Dezember 1911 RUD. vom 19. Juli 1911 beſtimmt und hat für

die dem § 1432 RVO. genau entſprechende Be: ihre Mitglieder alle Aufgaben einer Verſicherungs

ſtimmung . Ein verſicherungspflichtiger Ar: anſtalt i. S. dieſes Geſekes zu erfüllen “ (vgl. § 1

beiter erhält alſo ſeinen ziffermäßigen Lohn tat: Nr. 2 der Statuten vom 19./21. Dezember 1911 ) .

ſächlich nie ganz ausbezahlt, ſondern ſtets unter Die züge , welche die Oberpoſtdirektion bei der

Abzug der ihm zur Baſt fallenden Beiträge Lohnzahlung auf Grund der von ihr für den Poſt

zur Krankenverſicherung, zur Invaliden- und Hinter- hiljsſchaffner geleiſteten Beiträge zu dieſen Raſſen

bliebenenverſicherung ſowie zur Angeſtelltenverſiche macht , ſind daher genau ſo zu beurteilen wie die

rung . Dieſe Tatſache iſt aber auf die Berechnung von einem gewöhnlichen Arbeitgeber einem Arbeiter

der Höhe der Vergütung an ſich rechtlich ohne gegenüber vorgenommenen Abzüge, d. h . ſie haben

Einfluß, und es wäre verfehlt, bei Lohnpfändungen mit der Berechnung der Höhe der Vergütung nicht

als Vergütung i. S. der SS 1 und 3 LohnBG. nur das mindeſte zu tun .

den Betrag anzuſehen , der dem Arbeiter nach Ab Auch die in der erwähnten Entſchließung des

zug der Verſicherungsbeiträge verbleibt. Nach dem Verkehrsminiſteriums angeführte Entſcheidung des

Gefeße ſind die Krankenverſicherungsbeiträge zu RG. (FW. 1884 S. 227) fann die in der Ent:

2/3 vom Verſicherungspflichtigen, zu. 3vom Ar- ſchließung vertretene Anſicht nicht rechtfertigen. Die

beitgeber, die Invaliden- und Hinterbliebenen: Entſcheidung behandelt den Fall eines Vorweg:

verſicherungsbeiträge ſowie die Beiträge zur An: abzugs von Witwen- und Waiſengeldbeiträgen *)

geſtelltenverſicherung von beiden je zur Hälfte und billigt deren Vorwegabzug im Falle einer

endgültig aufzubringen (88 381 , 1387 Abſ. II Pfändung des Gehaltes mit der Begründung, daß

RVO ., S 170 Abſ. II AVG. ) , und nur zum wegen ihrer engen Beziehung zum Dienſteinkommen ,

Zwede der Vereinfachung der Geſchäftsbehandlung ihrer Entrichtung aus dem Gehalt , ihrer Bemeſſung

iſt angeordnet , daß den Krankenkaſſen und den nach ſeinem Betrag , ihrer Erhebung durch Ein

Verſicherungsanſtalten gegenüber von den Arbeit : behaltung des entſprechenden Gehaltsteiles „ das

gebern die Beiträge ganz zu entrichten ſind (S$ 393, Gehalt mit den Witwen- und Waiſengeldbeiträgen

1426 RVO ., $ 176 AVG .), während es ihnen dergeſtalt belaſtet ſei , daß der Beamte das Gehalt

überlaſſen bleibt, die den Arbeitnehmer treffenden erſt nach Abzug derſelben für ſich beanſpruchenund

Beitragsteile bei der Lohnzahlung abzuziehen . Sind darum auch nur in demſelben Umfang die Ver:

aber die Verſicherten berufen, auch ihrerſeits zu wendung für ſeine Gläubiger nach Maßgabe des

einem beſtimmten Teilbetrag an der Aufbringung 8 749 (jekt 850) 3PD. verlangen könne“ .

der Mittel für die Verſicherung teilzunehmen, jo
Die Heranziehung dieſer Entſcheidung iſt m . E.

haben ſie dieſe Beträge aus ihrem Einkommen
verfehlt . Die rechtliche Natur der Witwen und

zu leiſten, aljo aus dem Lohn ,der Vergütung Waijengeldbeiträge der preußiſchen Staatsbeamten

für geleiſtete Arbeiten . Hieraus folgt aber , daß
iſt völlig weſensverſchieden von der Beitragspflicht

gerade der ziffermäßige Lohn , die von dem Arbeit:
auf Grund der reichsgeſetzlichen Kranken- , Invaliden:

nehmer mit dem Arbeitgeber vereinbarte oder
und Hinterbliebenenverſicherung. Hier gewähren

mangels einer Vereinbarung die ortsübliche Höhe
die Krankenkaſſen oder Verſicherungsanſtalten die

des Lohnes ſeine Vergütung i . S. des LohnBG. Unterſtübungen , an dieſe Kaffen und Anſtalten

darſtellt, nicht dagegen der ihm nach Abzug ſeiner ſind die Beiträge zu leiſten und der Arbeitgeber

Verſicherungsbeiträge tatſächlich ausgezahlte Reſt hält ſich wegen der von ihm für den Arbeitnehmer

betrag . Auch Meyer ( Recht der Beſchlagnahme)
an dieſe Träger der Verſicherung vorgeſchoſſenen

betont in Bem . II , B1 zu § 4 Nr. 4 qusdrüc
Beiträge an den Lohn des Arbeiters. Dort ge

lich, daß bei der Ermittlung des piándbaren Teils währt der Arbeitgeber ( Staat) jelbſt die Unter:

der Vergütung Beiträge für Alters- , Unfall-,

Kranken- und Penſionsverſicherung u . a . von der
“) genauer: nur Abteilung A dieſer Kaſſe. Die

Vergütung nicht abgezogen werden dürfen . Unterſcheidung in Abteilung A und B intereſſiert jedoch

Alles dies trifft aber auch auf Hilfspoſtichaffner hier nicht näher.

und ihre Beiträge zur PRK . ſowie zur APK. 34. | 1882, permutlich das preuß. Gej. betr. die Fürſorge
*) Bezug genommen iſt auf ein Gefeß vom 20. Mai

Die Hilfspoſtictainer fallen , was Kranken- und
für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staats :

Invalidenverſicherung uſw. betrifft , unter die RVO.; beamten (Preuß. Gej. -Sammlung S. 298) .
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ſtüßungen und fürzt das Gehalt des Angeſtellten Beſchluſſes über die Pfändung der Lohnforderung

(Staatsbeamten ) um die zur Auſbringung der ſeines Arbeitnehmers gegenüber der ganzen Lohn

Mittel zu zahlenden Beiträge . Aber auch ab: forderung nur die Verſicherungsbeiträge aufrechnen ,

geſehen hiervon wäre äußerſt fraglich , ob bei Be- die er für den Arbeitnehmer vor der Pfändung

rechnungdes pfändbaren Gehaltes die Witwen- und entrichtet hat , oder mit anderen Worten : er kann

Waiſengeldbeiträge nach dem Geſek vom 20. Mai dieſe Verſicherungsbeiträge nur bei der erſtmaligen Ab :

1882 vorweg abzuziehen wären. Ich möchte dieſe führung desgepfändeten Gehaltsteils des Schuldners

Frage derneinen aus folgenden Gründen : Das an den Pfändungsgläubiger vom ganzen Lohne vor

Gejeß vom 20. Mai 1882 iſt dem Reichsgeſeß betr. weg abziehen .

die Fürſorge für Witwen und Waiſen der Reichs: Im Ergebnis war alſo der von der Ober:

beamten der Zivilverwaltung vom 20. April 1881 poſtdirektion gemachte Abzug von 3,04M in dem

(RGBI. S. 85) nachgebildet und zwar unter faſt eingangs erwähnten Falle gerechtfertigt, wenn auch

durchweg wortgetreuer Wiedergabe ſeines Geſekes: auf Grund ganz anderer Erwägungen als der

tertes und ſeiner Paragrapheneinteilung. Während jenigen, die für die Oberpoſtdirektion maßgebend

nun aber der 8 4 A6 . II RG. vom 20. Mai 1881 waren . Bei weiteren Zahlungen an den Pfand:

ausdrüdlich beſtimmt, daß der einzubehaltende Teil gläubiger darf jedoch ein Abzug von Verſiche

des Dienſteinkommens, d. h . die durch Einbehaltung rungsbeiträgen zu deſſen Nachteil nicht mehr er

zu erhebenden Witwen- und Waiſengeldbeiträge folgen, da hier die Anwendung des § 392 BGB.

weder der Pfändung unterworfen noch bei der Er: verſagt.verfagt. Inſofern iſt alſo die Feſtſtellung der

mittlung , ob und zu welchem Betrage die Bezüge richtigen rechtlichen Grundlage von ausſchlag

der Pfändung unterliegen , zu berechnen ſind, iſt gebender Bedeutung.

troß der wörtlichen Anlehnung an den übrigen Für den Vorwegabzug von Steuern und Um

Geſezestext gerade dieſe Beſtimmung in das Geſetzlagen, wie ihn die Miniſterialentſchließung an

vom 20. Mai 1882 nicht mit übernommen worden . ordnet , fehlt gleichfalls jede rechtliche Grundlage,

Die preußiſchen Witwen- und Waiſengeldbeiträge um ſo mehr als die Pflicht zur Tragung dieſer

ſind alſo bei Ermittlung der pfändbaren Vergütung Laſten durch den Poſtbedienſteten mit ſeiner Eigen

gerade nicht abzuziehen, ſondern mitzurechnen, d . h. ſchaft als Staatsdiener gar nichts zu tun hat .

es wird der unverkürzte Gehalt der Berechnung Unzuläſſig iſt endlich auch die Abrechnung der

zugrunde gelegt. Beiträge zum allgemeinen Staatsdienerunter

Nach alledem hat die Verpflichtung des Schuldner8 ſtüßungsverein und der hiermit verbundenen Töchter:

zur Bezahlung von Verſicherungsbeiträgen auf kaſſe. Die Erhebung der Beiträge für dieſe Vereine

Grund der RVO. keinerlei Einfluß auf die Be- durch Einbehaltung des entſprechenden Gehaltsteils

rechnung der Höhe der Vergütung im Falle einer geſchieht auf Grund Statuts . Die einbehaltenen

Pfändung . Beträge fließen nicht in die Staats- , ſondern in

Eine andere Frage, die aber gleichfalls mit die Vereinskaſſe. Die Vereinsmitglieder erhalten

der Berechnung der Höhe der Vergütung nichts demnach keinen niedrigeren Gehalt , nur wird ein Teil

zu tun hat , iſt die, inwieweit der Arbeitgeber gegen ſofort der Vereinskaſſe zugeführt . Ein geſeßlicher

den Lohnanſpruch des Arbeitnehmers auch nach Zwang liegt alſo nur in der Mitgliedſchaft, nicht

der Pfändung dieſes Anſpruchs mit den von ihm dagegen in der Art der Beitragsentrichtung, die

für den Verſicherten bezahlten Verſicherungsbeiträgen das Vereinsſtatut und nicht das Gefeß beſtimmt .

aufrechnen darf. Dieſe Frage beantwortet 8 392

BGB. , wonach die Aufrechnung nach der Zuſtellung

des Pfändungsbeſchluſſes nur in 2 Fällen aus:

geſchloſſen iſt, nämlich wenn der Drittſchuldner

ſeine Forderung erſt nach der Zuſtellung des Kleine Mitteilungen .
Pfändungsbeſchluſſes erworben hat und ferner in

dem Falle, wenn der Drittſchuldner die Forderung
Zwiſchenſtreit über den Vollzug der Wandlung. Es

zwar vor der Beſchlagnahme erworben hat , ſeine
ſoll folgender Fall beſprochen werden : In einem

Wandlungsprozeſſe läßt nach der Beweiserhebung über

Forderung aber erſt nach der Zuſtellung des Be- den Gewährichaftsmangel der Beklagte B. beim Kläger

ſchlagnahmebeſchluſſes und ſpäter als die beſchlag: A. das getauſchte Pferd abholen ; A. gibt es zurück,

nahmte Gegenforderung ſeines Gläubigers fällig verweigert aber die Annahme ſeines mitgebrachten beim

geworden iſt. Der Arbeitgeber erwirbt ſeine Forde- Tauſchhandel hingegebenen Pferdes, weil es in der

rung gegen den Arbeitnehmer auf Erſatz der Ver : Zwiſchenzeit durch Verſchulden des B. oder ſeines Nach

ſicherungsbeiträge mit der Zahlung, bei der In:
mannes verſchlechtert worden ſei . Er verlangt Er

validenverſicherung mit dem der Zahlung gleich
ſaß des Wertes zur Zeit des erſten Wandlungsbegehrens

wertigen Vorgange des Markenklebens.
ſtatt des Pferdes oder neben der Zurückgabe Ent

fchädigung für die Wertminderung. Bei dem nächſten

Forderung wird fällig gleichzeitig mit der Lohn: auf Antrag des Klägers anberaumten weiteren Ver

forderung des Arbeitnehmers. Hiernach kommt handlungstermin wird nun gemäß § 280 SPD. die

ſtets nur der erſte Fall des $ 392 BGB . in Frage , Verhandlung in demſelben Verfahren fortgeſetzt. Der

und der Arbeitgeber fann nach der Zuſtellung eines Kläger A. ſtellt Inzidentantrag, den Beklagten B. für

Die
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fchuldig zu erklären, das A.ſche Pferd in dem Zuſtande

zur Zeit des erſten Wandlungsbegehrens zurüdzugeben,

im Unvermögensfalle aber den Wert, den es damals

hatte, zu erſeßen oder auf das im verſchlechterten Zus

ſtande zurückgehende Pferd einen beſtimmten Betrag

als Entichädigung für Werteminderung aufzuzahlen

und die ſämtlichen Koſten zu tragen.

Der Beklagte B. Iann nicht einwenden, daß eine

unzuläſſige Klagänderung vorliege; es liegt vielmehr

eine nach § 280 SPD. zuläſſige Erweiterung der Klage

im weiteren Sinne vor, die im Wege der Inzident

oder Zwiſchenfeſtſtellungsklage auszutragen iſt, wenn

der Beflagte beſtreitet. Saupp - Stein nennt dieſe

Inzidentklage im Nommentar V. Aufl. zu § 280 unter

I A6 . 2 S 610 eine nachträgliche Klagenhäufung,

welche den Vorſchrifteu des § 253 über die Form der

Klageerhebung nicht unterliegt und deshalb vom Ge

repe (in % 280, wenn auch in anderem Sinne als in

$ 268 ) als Erweiterung der Klage bezeichnet wird,

weil ſie erſt durch das Verhalten des Beklagten B.

im Prozeß veranlaßt wird .

Der mit der Wandlungstlage verklagte Tauſch

Gegner muß das eingetauſchte Pferd im Zuſtande des

erſten Wandlungsbegehrens Zug um Zug mit der Rück

nahme ſeines in Tauſch gegebenen Pferdes zurückgeben .

Dieſe Verpflichtung des Tauſch -Gegners iſt mit der

Wandlungstlage geltend gemacht. Holt er im Prozeſſe

zwar das in Tauſch gegebene Pferd beim Kläger A.

zurück, verweigert dieſer aber die Rücknahme des von

ihm hingegebenen Pferdes wegen inzwiſchen einge

tretener Verſchlechterung durch Verſchulden des Bes

flagten B. oder (bei Weiterberäußerung) ſeines Nach

mannes (vgl. § 278 BGB.) , ſo iſt der im Streite be

fangene Anſpruch nur zu einem Teile erfüllt (Rüdnahme

des Pierdes durch B.), nicht aber bezüglich des anderen

Teiles (Rückgabe des Tauſchpferdes des A. im gehörigen

Zuſtande). Dieſer Streitpunkt hat ſich erſt im Prozeſſe

beim Vollzug der Wandlung herausgebildet. Er iſt ein

Inzidentſtreit geworden, über den im Endurteil zu ent

ſcheiden iſt. Die Entſcheidung hängt davon ab, ob ſich der

Wert der Tauſchgegenleiſtung feit dem Vollzuge des

Tauſches durch Verſchulden des Beklagten gemindert

hat. Die Entſcheidung über den im Prozeß durch das

Verhalten des Beklagten hervorgetretenen Streitpunkt

beſtimmt den Ausgang des Rechtsſtreits ; deshalb muß

über den Zwiſchenſtreit in demſelben Prozeſſe und

mit dem ihn erledigenden Endurteil entſchieden werden.

Dies gilt jedenfalls dann, wenn mit der Wandlungsklage

nicht nur auf Einwilligung in die Wandlung (oder
vielmehr auf Wandlungsausſprudb ) geklagt worden iſt,

ſondern gleichzeitig auch auf Vollzug der Wandlung

durd Zurücknahme und gleichzeitige Zurüdgabe.

Die Gewährſchaftsllage iſt nach den Entſcheidungen

des Reichsgerichts Bd. 58 S. 425 und Bd . 66 S. 75

mit dreifachem Antrage zuläſſig . Der Antrag kann

lauten allein auf Einwilligung in die Wandlung oder

auch zugleich auf Rückgängigmachung der beiderjeitigen

Leiſtungen oder auch auf leptere allein . Sufolge der

vom Reichsgericht für den Wandlungsanſpruch jeſt:

gehaltenen „ Wiederherſtellungslehre“ (RGRRomm . zu

§ 465 BGB . Anm . 1 ) wird bei Geltendmachung des

Wandlungsanſpruchs immer auch die Rüdgängig

machung der Leiſtungen betrieben . Es iſt daher die

Nudgängigmadung der Leiſtungen begrifflich ſchon in

den Streit miteinbezogen worden ,wenn die Wandlungs

flage nur den zuerſt genannten einfachen Wandlungs

antrag enthält. Deshalb iſt in dem hier zu entſcheiden

den Streitfalle die Fortſeßung desſelben Streitver:

fahrens bezüglich des hervorgetretenen Zwiſchenſtreites

nicht nur zuläſſig, ſondern auch notwendig.

Dieſe Notwendigteit ergibt ſich aud au8 8 767 Abſ.2

SPD. Würde der im Prozeß hervorgetretene Streit

über die Rüdleiſtung der Tauſchgegengabe aus dem

Verfahren auf die Wandlungsklage ausgewieſen und
auf eine zweite ſelbſtändige Klage verwieſen, ſo wäre der

$ 767 ZPO. nicht zu umgehen . Die zweite Klage würde

immer die Einwendung bringen, es ſei nod nicht voll

ſtändig gewandelt, die Wandlung ſei nicht beiderſeits

durch Rüdleiſtung vollzogen . Eine ſolche Einwendung

kann zwar nur in einer neuen ſelbſtändigen Klage ers

hoben werden , wenn der Beklagte erſt nach der Bes

endigung der Wandlungstlage die zur Annahme nicht

verpflichtende Rückleiſtung angeboten oder gemacht hat ;

iſt dieſer Streitpunkt aber ſchon vor dem Schluſſe der

mündlichen Verhandluug entſtanden , in der Einwen

dungen nach der SPD.ſpäteſtens hätten geltend ge

macht werden müſſen, ſo iſt der Weg der zweiten Alage

nach $ 767 3PD. verſchloſſen . Die Einwendung gegen

die während des Prozeſies vom Beklagten verſuchte

Art der Rüdleiſtung (oder auch das Fehlen der ganzen

Rüdleiſtung) muß als Zwiſchenſtreit im noch an

hängigen Wandlungsprozeſſe vor dem Schluſſe der

leßten Verhandlung geltend gemacht, in dieſem Projeſie

mitausgetragen und mit demſelben Endurteil erledigt

werden .

Dieſe Notwendigkeit ergibt ſich nicht nur aus 280

und 8 767 SPD., ſondern wird ſich zumeiſt auch aufs

drängen durch die auf $8 477 und 487 BGB. geſtüßte

fachliche Begründung des Erſats oder Entſchädigunges

anſpruchs. Dieſer verjährt in ſechs Monaten von der

Uebergabe des Tieres an. In ſehr vielen Fällen würde

wohl kaum mehr die Zeit reichen, um eine ſelbſtändige

Entſchädigungstlage zu ſtellen , wenn im anhängigen

Wandlungsprozeß das Beweisverfahren über den Se

währſchaftsfehler durdgeführt werden müßte und erſt

infolge dieſes Ergebniſjes die Rückleiſtung vollzogen

würde. Geh . Juſtizrat gofrat Dr. Full ,

Rechtsanwalt in Würzburg .

Die Wiederaufnahme des Strafbefehleverfahrene.')

In einem Strafbefehle des Amtsgerichte München

wurden gegen einen jungen , noch unbeſtraften , geiſtig

nicht ſehr regen, auf den Allerweltsnamen Maier

hörenden Arbeiter wegen zweier Ulebertretungen , deren

er ſich am 17. Februar 1914 im Stadtinnern ſchuldig

gemacht haben ſollte, Geldſtrafen und für den Fall

ihrer Uneinbringlichkeit Haftſtrafen feſtgelegt. Dieſer

Strafbefehl wurde der Beſchuldigten durd ordnunges

mäßige Erſabzuſtellung übermittelt. Einſprud wurde

nicht erhoben . Die feſtgeſeßten Geldſtrafen wurden
darauf ſofort für uneinbringlich erklärt und der Bes

ſchuldigte deshalb zum Antritte der Erjasſtrafen vors

geladen .

Zwei Tage nachher erklärte er zu Protokoll des

Gerichtsſchreibers, daß er der geſuchte Täter nicht ſei ,

weil er am 17. Februar 1914 ſeine an der Stadtgrenze

liegende Arbeitsſtelle überhaupt nicht verlaſſen habe ;

er legte eine Beſtätigung ſeines Arbeitgebers bierüber

vor und bat um gnadenweiſen Erlaß der gegen ihn

1) Siche auch dieſe Zeitſchrift 1912 S. 353 und

1913 S. 420.
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feſtgelegten Strafen . Die Frage, ob er den Strafbefehl und zwar ohne jede Einſchränkung - ausdrücklich

nicht vor Ablauf der Friſt zur Einſpruch erhebung be- die Rechtsauffaſſung, daß auch gegen rechtskräftige

kommen habe, bejahte der Beſchuldigte ; dem Vorhalte, Strafbefehle das Wiederaufnahmeverfahren zu

daß er dann doch rechtzeitig Einſpruch hätte einlegen läſſig ſei. Denn der Geiſt des Gefeßes, Gründe der

können, begegnete er mit der Antwort, wer habe nichts Zweckmäßigkeit und der Umſtand, daß ausdrückliche

gemacht, deshalb werde ihm auch bei dem Gerichte nichts geleßliche Vorſchriften nicht entgegenſtünden, ließen

paſſieren ". die ausdehnende Auslegung des 8399 StPO. aus den

Seine Beſtreitung erwies ſich als richtig. Der wirts vom Amtsrichter angeführten zutreffenden Gründen

liche Täter hatte dem die Uebertretungen beanſtandens gerechtfertigt erſcheinen, zumal, da man ſo allein zu

den Schußmanne zwar ſeinen richtigen Vor- und Zu- einem praktiſch befriedigenden Ergebnis kominen könne.

namen angegeben, der mit dem des Beſchuldigten über- Gewiß bleibt gegen den Antragſteller der Vorwurf

einſtimmte, hatte ſich aber auf eine falſche Heimat beſtehen , daß er die Gelegenheit zur Einſpruchserhebung

berufen, die zufällig die des Beſchuldigten war. Auf bewußt unbenußt ließ . Da aber ſeine Verdächtigung

Grund dieſer unzureichenden Angaben hatte der Schuß : ganz ohne ſein Zutun, ja ſogar ohne ſein Wiſſen er

mann dann im Einwohneramte die übrigen perſön= folgte und vieles ſeiner jugendlichen Unerfahrenheit,

lichen Verhältniſſe des Täters ermittelt; ſo war er ſeiner Unbeholfenheit und nicht zuleßt ſeinem Vertrauen

irriger Weiſe auf die Perſon des Beſchuldigten ver- auf die nicht verſagende Hilfe des Gerichts zugutes

fallen, ohne dem Gericht über dieſe Art der Feſtſtellung gerechnet werden muß, werden auch die von einer ſträf

zu berichten .
lichen Gleichgültigkeit des Beſchuldigten “ ſprechenden

Der Amtsrichter ließ den Beſchuldigten erklären , Bedenken gegen die zwei aus der Enge ins Weite ſtreben

daß er ſein Begnadigungsgeſuch als Antrag auf Wieder- den gerichtlichen Entſcheidungen verſtummen können.

aufnahme des Verfahrens behandelt haben wolle. Der

Amtsanwalt hielt die verlangte Wiederaufnahme über:
Amtsrichter vanmann in München .

haupt für unzuläſſig.

Der Amtsrichter erklärte aber die Wiederaufnahme

des durch den unanfechtbar gewordenen Strafbefehl ge

ſchloſſenen Verfahrens für zuläſſig und ordnete deshalb

die Hauptverhandlung hierüber an. Die Wiederauf

Aus der Rechtſprechung.
nahme finde zwar ſo führte er in den Gründen

aus – nach dem Wortlaute des § 399 StPO. bei

Verfahren ſtatt, die durch rechtskräftiges Urteil ges Reichsgericht.

ichloſſen worden ſeien ; die Motive zum Entwurfe der
A. Zivilſachen.

noch geltenden Strafvrozeßordnung hätten noch aus

drücklich hervorgehoben , daß es gegen amtsgerichtliche I.

Strafbefehle teine Wiederaufnahme des Verfahreng Berpfändung einer Hypothet; Forderung von Hypo :

gebe ; auch nach dem Entwurfe zur neuen Strafprozeſs thetzinjen durch den Pfandgläubiger ; Ginwendungen gegen :

ordnung ſollten jene Verfahren wieder aufgenommen über ſeiner dinglichen und ſeiner perſönlichen Klage

werden können, die durch ein rechtsträftiges Urteil (S$ 404 ,405, 407, 1275 1138, 1289 BGB ). Aus den

geſchloſſen worden ſeien ; die Wiederaufnahme bezwecke Gründen : Die Klägerin verlangt mit der perſön

auch regelmäßig die Erneuerung einer im Strafbefehls:
lichen und der dinglichen Klage Zinſen einer ihr ver

verfahren gar nicht üblichen Hauptverhandlung. Alle
pfändeten und ſpäter an ſie abgetretenen øypothek von

dem Grundſtüdseigentümer, der ſie dem Verpfänder
dieſe Erwägungenſprächen zwar gegen die Zuläſſigkeit B. beſtellt hat. Sie hat die Klage urſprünglich auf

der Wiederaufnahme eines Strafbefehlsverfahrens. die Abtretung, ſpäter nur auf die Verpfändung geſtüzt .

Aber in keiner beſtehenden oder geplanten geſeßlichen Da ſie nach der Verpfändungsurkunde zur Einziehung

Vorſchrift ſei das ausdrückliche Verbot einer ſolchen der übrigens mitverpfändeten Zinſen berechtigt iſt, ſo

Wiederaufnahme enthalten ; auch die Begründung zum iſt damit ihre Klagebefugnis an ſich gegeben. Der

Entwurfe der neuen Strafprozeßordnung (preche fich Beklagte hat drei ſich auf § 404 BGB . ſtükende Ein

nicht mehr ausdrücklich gegen die Zuläſſigkeit der reden erhoben, nämlich, die verpfändete Forderung

Wiederaufnahme eines Strafbefehlsverfahrens aus ;
habe nur in beſtimmter, erheblich geringerer Höhe be

ſtanden, er habe mit P. vereinbart, daß er Zinſen nicht
der unangefochten gebliebene Straſbefehl werde auch zu zahlen brauche, und daß P. die Hypothef nicht ver

im Strafvollſtreckungsverfahren einem rechtsträftigen pfänden, nicht über ſie verfügen dürfe; die Hypothek

Urteile gleichgeachtet; endlich beſtehe bei dem bloß ſei nur beſtellt worden für Verbindlichkeiten aus von P.

ſummariſchen Strafbefehlsverfahren mehr als ſonſt ausgeſtellten und vom Beklagten akzeptierten Wechſeln .

das Bedürfnis, die zu Unrecht verhängten Strafen Die Klägerin hat ſich dagegen auf § 405 BGB . berufen,

wieder im Rechts- nicht im Begnadigungswege zu bes da die þypothefenurkunde bei der Verpfändung über

ſeitigen . Deshalb müſſe die Wiederaufnahme auch bei geben worden iſt, und ferner den guten Glauben des

Strafbefehlsverfahren zuläſſig ſein .
$ 892 BGB. für ſich beanſprucht . Gemäß § 1274 BGB .

wird ein Pfandrecht an einem Rechte dieſer Fall
Der Amtsanwalt legte gegen den Beſchluß die ſo- liegt vor -- nach den für die Uebertragung des Rechtes

fortige Beſchwerde wegen der grundjäßlichen Unzu- geltenden Vorſchriften beſtellt, und, da (Gegenſtand des

läſſigkeit ſolcher Wiederaufnahmeverfahren ein. Piandrechtes ein Recht iſt, fraft deſſen eine Leiſtung

Auch der Staatsanwalt wies bei der Begutachtung gefordert werden kann, ſo finden nach § 1275 BOV.

der Beſchwerde zwar noch auf die formaliſtiſchen Bes auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Pjandgläubiger

denken gegen den Standpunkt des Amtsrichters hin, und dem Verpflichteten die Vorſchriften entſprechende

bielt aber deſien Stellungnahme für im Intereſſe der Anwendung, die im Falle der liebertragung des Rechtes

für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Erwerber und dem

Sache höchſt begrüßenswert.

Die I. Straffammer des Landgerichts München I
Verpflichteten gelten, wovon beſonders die SS 404–409

BOB . in Betracht kommen . Der Pfandgläubiger kann
verwarf die Beſchwerde als unbegründet. Sie billigte ſich daher auf ſeinen guten Glauben nur ſoweit br :
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rufen, als dies für den neuen Gläubiger bei der Abs Geſchäft, die Beſtellung einer Höchſtbetragshypothel,

tretung zugelaſſen iſt. Dies gilt nach § 1138 BGB. iſt dann ein ſog. diſſimuliertes und fällt ebenfalls

für die øypothet auch bezüglich der Forderung , be- unter den Begriff des Scheingeſchäfts ($ 117 Abſ. 2

zieht ſich jedoch nur auf den dinglichen Anſpruch. Dem BOB . ) . Die ürteile in Entſch. Bd . 74 S. 30 und 184

perſönlichen Anſpruch gegenüber muß ſich der Gläubiger betreffen andere Tatbeſtände. Hiernach iſt das Ergebnis

alle Einwendungen entgegenſeßen laſſen, die zur Zeit des BG, nicht zu beanſtanden, daß der Beklagte mit

der Abtretung der Forderung gegen den bisherigen ſeinen ihm an ſich aus § 404 BOB. gegenüberder per:

Gläubiger begründet waren (Warneyer Erg . -B8 . 1909 ſönlichen Klage zuſtehenden Einreden mit Müdſicht auf

Nr. 24 ). Wie ſich aus SS 1274, 1275 BOB. ergibt, iſt § 405 BOB. nicht gehört werden tönne, und daß das

der Begriff Abtretung, ſoweit die ſie behandelnden Be- Gleiche gelte gegenüber der dinglichen Klage, ſoweit

ſtimmungen entſprechend anzuwenden ſind, in dem hier gemäß § 1158 BGB . die Einreden an ſich beſchränkt

weiterenSinne zu verſtehen, daß er den Fall der Ver- zuläſſig wären . Würde man übrigens den Sachverhalt

pfändung mitumfaßt, was insbeſondere für die hier zugrunde legen, wie ihn die Klägerin behauptet hat ,

in Betracht kommenden 88 404, 405 BOB. gilt. Da daß die Hypother beſtellt worden ſei, damit B. darauf

für die perſönliche Schuldflage, wie ſich aus § 1138 für den Beklagten bei der Städtiſchen Bant Geld be

BOB. ergibt, teilweiſe andere Grundſäße gelten als fchaffe, ſo würde das Ergebnis das gleiche ſein . Denn

für die dingliche Klage, ſo kann ſich bei einer Ver- dann läge im weſentlichen der gleiche Tatbeſtand vor

bindung beider das Ergebnis verſchieden geſtalten (Bd.49 wie beim erwähnten Urteile ROZ. Bd . 60 S. 21 und

S. 367). Dies wird vom BG. auch nicht verkannt, dann wäre der Beflagte, wie dort zutreffend ausgeführt

denn es billigt dem Beklagten, ſoweit er perſönlich in iſt, an ſeinem Anerkenntnis dem Dritten d . h . hier

Anſpruch genommen wird, an ſich den Schuß des § 404 der Klägerin gegenüber feſtzuhalten . Tropdem würde

BOB. zu ; da aber die Verpfändung unter Uebergabe die Verurteilung zur Zahlung der geſamten beans

der Schuldurfunde erfolgt ſei , ſo fönne er ſich hierauf ſpruchten Zinſen nicht zu billigen ſein , wenn das BG.

nach § 405 BOB. nur inſoweit berufen, als die Klägerin zu Unrecht die Anwendbarkeit des § 1289 BGB. aus:

den Sachverhaltgekannt habe oder kennen habe müſſen, geſchloſſen hätte . Dieſen Ausſchluß ſcheint die Heviſion

eine Vorausſeßung, die, wie es feſtſtellt, nicht erwieſen bemängeln zu wollen, indeſſen könnte ihr darin nicht

iſt. Bei der Einrede, daß P. die Hypothet nicht beigetreten werden. Nach § 1289 BGB. finden die Bor

habe verpfänden dürfen , iſt dieſe Annahme des DLO. ſchriften des § 1123 Abſ. 2 BOB. entſprechende Ans

wie ſich aus dem Wortlaute des § 405 BGB. ergibt, wendung, nur daß an die Stelle der Beſchlagnahme

unbedenklich zutreffend. Bei den beiden anderen Ein : die Anzeige des Pfandgläubigers an den Schuldner

reden, von denen das Urteil die Einrede, Zinſen ſollten tritt, daß er von dem Einziehungsrecht Gebrauch mache.

nicht gezahlt werden, an dieſer Stelle nicht ausdrüclich Da die Klägerin dem Beklagten eine Anzeige gemäß

erwähnt, kann das Urteil nur den anderen Fall des § 1289 BGB. erſt am 9. September 1910 gemacht haben

$ 405 BOB.im Auge gehabt haben, wonach der Schuldner will, würden daher bei entſprechender Anwendung des

dem neuen Gläubiger, hier dem Pfandgläubiger gegen- $ 1123 Abſ. 2 BOB . die Zinſen frei geworden ſein , die

über ſich nicht darauf berufen darf, daß die Eingehung ein Jahr vor dieſer Anzeige bereits verfallen waren .

oder Anerkennung des Schuldverhältniſſes nur zum Allerdings iſt die Begründung des Berujungsurteils

Schein erfolgt ſei ; zwar hat der Beflagte die Einrede für die Nichtanwendbarkeit des § 1289 Sat 2 BOB .

des Scheingeſchäftes nicht ausdrücklich erhoben, aber irrig , die dahin geht, daß die Anzeigepflicht des $ 1289

das BG. hat offenbar geglaubt, die erhobenen mehr- ſich nur auf die Fälle beziehe, in denen ſich das Biand:

erwähnten Einreden in dieſem Sinne würdigen zu ſollen . recht fraft Geſekes auf die Zinſen miterſtređe, während

Dieſe Art der Würdigung bemängelt die Meviſion zu hier die Mitverpfändung der Zinſen erfolgt ſei. Wenn

Unrecht. Daß ein Schuldverhältnis nur zum Schein das Pfandrecht ſich nach § 1289 Saß 1 BGB. ſchon

eingegangen oder anerkannt worden iſt, iſt dann an- geſeßlich auf die Zinſen miterſtreďt, was allerdings

zunehmen, wenn beide Teile bei Abgabe der Ertlärung durch Vertrag ausgeſchloſſen werden kann , ſo muß es

darüber einverſtanden ſind, daß das Erflärte nicht ge . für die Wirkung der Mitverpfändung der Zinſen ſelbits

wollt, der Schein ausdrüclich oder ſtillſchweigend ver- verſtändlich völlig gleichgültig ſein, ob ſie ohne beſondere

abredet iſt . Mag ſolches auch regelmäßig in der Ab: Erklärung fraft Geſefes als mitverpjändet anzuſehen

ſicht geſchehen , einen Dritten zu täuſchen , ſo gehört ſind oder ob dieſe Mitverpfändung noch ausdrücklich .

dieſe Abſicht doch nicht zur Begriffsbeſtimmung des überflüſſigerweiſe, vereinbart worden iſt. Aber § 1259

Scheingeſchäfts (Rehbein BOB. BD. I S. 126 II Nr. 5 ; Abſ . 2 BGB . iſt nicht anwendbar und die dort vorges

Schollmeyer, Recht der Schuldverhältniſſe $ 405 Nr. 1a ; ſchriebene Anzeige nicht erforderlich , weil es ſich hier

Endemann, BOB . BD . I 873 Nr. 3 ; Protokolle bei Muga um ein Nußpfandrecht handelt (SS 1273 Abſ. 2 ; 1213

dan Bd . II S. 578 ; Pland, BOB . 8 117 Nr. 1 und 2 ; BOB . ) , bei dem der Pfandgläubiger ohne weiteres die

Enneccerus, BOB . Bd . I § 156 Nr. 2 ; Staudinger, BOB . Zinſen für ſich einzieht, wenn auch zur Verrechnung

$ 117 II 1 ; Dertmann, BOB. § 117 Nr. 2 a ; Komm . v . auf ſeine Forderung. Die Zinſen ſtehen einem Nugungs,

RGR . $ 117 Anm . 1 ; JW. 1910 S. 60 Nr. 3, 1912 pſandgläubiger von vornherein ſo zu, als wenn ſie ibm

S. 239 Nr. 6 ). Das Einverſtändnis über die Unwahr- abgetreten wären , er erwirbt ſie zu Eigentum ( Woln

heit von in der Erflärung enthaltenen Angaben macht in Enneccerus-Kipp -Wolff, BOB . BD. II Abt. I $ 177111 ) .

dann allerdings das Geſchäft nicht zum Scheingeſchäft , Es liegt für ihn daher gar feine Veranlaſſung vor ,

wenn gleichwohl die als gewollt bezeichnete Rechts- dem Schuldner anzuzeigen, daß er von dem Einziehungs

wirkung auch wirklich gewollt wurde (HO . Bd . 6 S. 21 ; recht Gebrauch mache, während ein ſolcher Anlaß wohl

Enneccerus, BOB. Bd. I § 156 Anm . 5) . Der Beklagte beſteht für den Pjandgläubiger, der nicht berechtigt iſt,

muß ſich bei der Würdigung ſeiner Einreden an ſeinen die Nußungen des Pjandes zu ziehen . Denn deien

eigenen Behauptungen feſthalten laſſen . Iſt danach Einziehungsrecht iſt nicht von vornherein gegeben ,

als in Wirklichkeit vereinbart anzuſehen , daß die Hypo- ſondern unterliegt beſonderen Vorausſeßungen ( S $ 1282 ,

thek Sicherheit gewähren ſollte für fünftige Verbindlich 1228 Abſ. 2 BGB. ) . Man kann auch nicht ſagen, daß

feiten des Beflagten aus Wechſeln, die P. ausſtellen die Nichtanwendung des § 1289 Sab 2 BGB. für den

und der Beflagte annehmen würde, daß Zinſen nicht Schuldner unbillig ſei. Denn ſoweit er in linkenntnis

gezahlt werden ſollten und B. über die øypothef nicht derMitverpfändungder Zinſen ſolche an ſeinen Gläubiger

verfügen dürfe, d . 5. daß die vypothef in Wirflichkeit gezahlthat,iſt er dem ſie nochmals fordernden Nuşungs

die rechtliche Eigenart einer Qüdiſtbetragshypothefhaben pjandgläubiger gegenüber durch $ 407 BGB. ausreichend

follte, dann war eben das Anerkenntnis einer von einem geſchützt. ( llrt . des V.ZS. vom 13. Mai 1914, V 516 1913 ).

beitimmten Tage an feſt verzinslichen Darlehensſchuld E.

nicht ernſtlich gemeint. Das wirklich ernſt gemeinte

3446
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II. Kläger unbekannt waren. Die Kenntnis der Beklagten

von dem ſchlechten Geſchäftsſtande von S. & Co. ver

gſt ein Bantier verpflichtet, ſeinen Auftraggeber neint indeſſen das BG . Der Beklagten konnte aber

auf die wirtſchaftlichen Bedeuten aufmertſam zu machen, nicht zugemutet werden dem Kläger gegenüber all

die gegen die Ausführung des Auftrage ſprechen gemeine, der beſtimmten tatſächlichen Ünterlage ents?

Aus den Gründen : Die Reviſion vertritt den behrende Gerüchte über eine Firma auszuſprechen , mit

Standpunkt, daß die Beklagte den Auftrag des Klägers der ſie ſelbſt in Geſchäftsverbindung ſtand. (Urt. des

hätte ablehnen müſſen und ſich durch die Annahme VI. ZS . vom 22. Juni 1914, V 266/1914 ). E.

und Ausführung dem Kläger verantwortlich gemacht

habe, da ſie die Verhältniſſe der Handlung S. & Co. ge

fannt undgewußt habe, daß die Zahlung des Klägers
III.

als Nachſchuß für ſeine Engagements bei dieſer dienen Form eines Bertrage , der die Berpflichtung zur

ſollte. Es iſt rechtlich jedoch nicht zutreffend, daß eine Abnahme von Geſchäftsanteilen einer 6.m. b.6. ent

Bant, die den Auftrag erhält, eine Geldſumme an hält. Aus den Gründen : Nach § 15 Abſ. 4

einen Dritten abzuführen, ſchlechthin verpflichtet ſei, Ombyo. bedarf der gerichtlichen oder notariellen

den Auftraggeber auf wirtſchaftliche Bedenken gegen Form abgeſehen von dem in Abf. 3 erwähnten

die ihr aufgegebene Zahlung aufmerkſam zu machen Vertrage, der die Abtretung von Geſchäftsanteilen

und den Auftrag nur anzunehmen, wenn troß der einer & . m . b. $. zum Gegenſtande hat auch eine

mitgeteilten Bedenken der Auftraggeber beiſeinem Vereinbarung, wodurch die Verpflichtung eines Geſells

Auftrage verharre. Eine allgemeine Verpflichtung ſchafters zur Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet

in dieſer Richtung beſteht nicht ; ſie kann nur aus wird . Durch den vorliegenden Vertrag, das Angebot

dem beſonderen Vertragsverhältnis oder der Geſchäfts- der Klägerin und deſſen Annahme durch die E.-Geſells

verbindung entnommen werden, in der die Bant zu ſchaft, hat die Klägerin ſich derE.-Geſellſchaft gegen

dem Auftraggeberſteht. Solche beſondere Umſtände über verpflichtet, Geſchäftsanteile dieſer 6. m . 6. .

in dem Verhältniſſe des Beauftragten zum Auftrag- von einem gewiſſen B. zu übernehmen. Ihrem Worts

geber liegen hier nicht vor. Der Kläger ſtand mit laute nach trifft allerdings die Vorſchrift des § 15 Abſ. 4

der Beklagten vor dem hier fraglichen Doppelgeſchäft, den vorliegenden Fall nicht. Allein dieſe Borſchrift

das ihn zum Darlehnsſchuldner der Beklagten und iſt nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts

die Beklagte zu ſeinem Beauftragten machte, in feiner auch auf ſolche Verträge zu beziehen, die auf die Ver

Geſchäftsverbindung; aus dem Darlehensverhältnis pflichtung zur Abnahme von Geſchäftsanteilen gerichtet

iſt eine beſondere Auskunfts- oder Warnungsverpflich- ſind (JW . 1903 11, 28 ; RG. 57, 60 ; JW. 1905 92, 43 ;

tung, wenn der Kläger eine Auskunft oder einenRat 1909 431 , 39; Warn . 10,217). Dieſe ausdehnende Aus

gar nicht verlangte, nicht zu folgern. Der Auftrag legung der Vorſchrift des § 15 Abſ. 4 iſt geboten mit

ſelbſt, der lediglich auf eine Zahlung an einen Dritten Müdſicht auf den Zwed des Geſekes, den ſpekulativen

gerichtet war, bedingt ſie ebenſowenig. Das gilt an Handel mit Geſellſchaftsanteilen zu verhindern, und

fich auch dann , wenn die Beklagte wußte, daß die an mit Müdſicht auf den Willen des Geſeßes, einen

S. & Co. abzuführende Summe als „ Nachſchuß“ für Wechſel der Geſellſchaftsmitglieder nicht zu erleichtern

Spekulationsgeſchäfte in Wertpapieren dienen ſollte, ſondern zu erſchweren. Eine abweichende Beurteilung

die der Kläger durch S. & Co. machte; auch ein ſolcher kann auch nicht etwa deshalb eintreten, weil es ſich

Nachſchuß iſt nichts als eine gewöhnliche Geldein- nicht um einen Vertrag zwiſchen der Klägerin und

zahlung, über die der Zahlungsempfänger frei zu ver- einem Geſellſchafter, ſondern um einen Vertrag zwiſchen

fügen berechtigt ſein ſoll und iſt. Die Reviſion macht der Klägerin und der Geſellſchaft handelt. Denndadurch

geltend, die Beflagte ſei feine Girobant, die Entſchei- wird die Gefahr eines ſpekulativen Handels mit Geſell

dung des RG. 54, 329 alſo hier nicht anwendbar ; ſchaftsanteilen, die das Gefeß beſeitigen wil , nicht

dort iſt geſagt, daß der Zweď des Girovertrages nicht ausgeſchloſſen . Demgemäß iſt auch der rechtsgeſchäft

darüber hinausgeht, das Zahlungsgeſchäft für die liche Erwerb von Geſchäftsanteilen durch die Geſell

Kunden zu erleichtern ; aus ſeinem Weſen ergebe ſich ſchaft ſelbſt (JW . 1907 370, 21) für der Form des

alſo , daß jedePrüfung der Zweckmäßigkeit der Zahlungs- § 15 Abf. 4 bedürfend erklärt worden und ebenſo

überweiſung durch die Banf ausgeſchloſſen bleiben müſſe, die Vereinbarung, durch die ſich eine G. m. b . H. ver

da die Girobant Kaſſenhalterin, nichtRatgeberin ihrer pflichtet, einen eigenen Geſchäftsanteil einem Dritten

Kunden ſei . Daraus, daß die Beflagte keine Girobant zu verſchaffen und dieſen Geſchäftsanteil auf Verlangen

iſt, folgt nun aber Icht, daß ſie umgekehrt die Zweck- des Dritten zurückzuerwerben (NG. 76, 306) . Denn dieſe

mäßigkeit einer ihr aufgetragenen Zahlung zu prüfen Vorſchrift will alle auf die Verpflichtung zur Abnahmevon

verpflichtet wäre. Der Zahlungsauftrag des Klägers Geſchäftsanteilen gerichteten Verträge treffen (JW . 1903

ohne Bezugnahme auf ein beſtimmtesRechtsgeſchäft 11, 28 ; 1905 92, 43 ; 1907 370, 21; RG. 57, 60 ; 76 , 310) .

oder Rechtsverhältnis, aus dem die Zahlung erfolgen Die Reviſion hat geltend gemacht, das BG. habe über

ſollte, war einem Giroauftrage immerhin ſehr ähnlich, ſehen, daß die Verpflichtungzum Erwerbe von Geſchäfts

und wenn die Beklagte den Zweď der Zahlung ge- anteilen nicht unmitelbarer Vertragsinhalt geweſen

kannt haben ſoll, ſo war dies ein zufälliges Wiſſen ; ſei ; der Geſellſchaft ſei es darum zu tun geweſen, daß

der Zweck der Zahlung ging ſie nichts an ; ſie hatte die Klägerin 25000 M auf die Geſchäftsanteile einzahle,

nur die Zahlung als ſolche auszuführen. Nun hatte die 1. zu übernehmen verpflichtet geweſen ſei ; nur in

freilich die Beflagte ein eigenes Intereſſe an der ſelbſtverſtändlicher Folge dieſer Verpflichtung habe die

Zahlung des Klägers, die fie gleichzeitig als Dedung Klägerin die Anteile von 1. übernehmen ſollen. Dieſe

wegen ihrer Forderungen an S. & Co. in Anſpruch Ausführungen ſind verfehlt. Das BG. hat die Ver

nehmen wollte; es könnte deshalb vielleicht eine Ver- pflichtung der Klägerin , 25000 M Geſchäftsanteile der

leßung von Treu und Glauben im Vertragsverhältnis E.-Geſellſchaft zu übernehmen, als einen weſentlichen

bei ihr dennoch angenommen werden , wenn ſie einmal Beſtandteil des fraglichen Lieferungsvertrages in der

um den Zweck der Einzahlung wußte und wenn ſie Art angeſehen , daßohnedieſe Geſchäftsanteilsübernahme

zugleich wußte, daß der Zweck durch den ſchlechten Ge- der ganze Vertrag nicht zuſtandegekommen wäre. Da

ſchäftsſtand von S. & Co. für den Kläger gefährdet mit will das BG. offenſichtlich ſagen , dieſe Uebernahme

war. Dies ſeßt aber voraus, daß ſie von beſtimmten ſei unmittelbarer Gegenſtand des Vertrags geweſen.

Tatſachen unterrichtet war, die ernſte Bedenken gegen (Wird in den folgenden Ausführungen gebilligt). Es

jede " weitere Geſchäftsverbindung mit S. & Co. er- handelt ſich alſo hier nicht um einen Vertrag , bei

zeugen mußten und daß ſie zugleich Veranlaſſung hatte dem die Verpflichtung zur Abnahme eines Geſchäfts

anzunehmen , daß dieſe tatſächlichen Umſtände dem anteils nicht als unmittelbarer Vertragsinhalt, ſondern
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nur als geſeßliche Nebenwirkung einer anderen , den dem Tatbeſtand des § 370 Nr . 5 nichts geändert werden ;

weſentlichen Inhalt des Vertrages darſtellenden Ver- ebenſo kann aber die einheitliche Tat nur dieſen Tat :

pflichtung in Frage kommt, wie in JW . 1913 1041 , 12, beſtand, nicht den des § 242 StGB . erfüllen. ( Urt.

namentlich nicht um einen Auftrag zum Erwerbe von des I. SIS. vom 27. Juni 1914, 1 D 499/14). E.

Geſchäftsanteilen. Es trifft auch nicht zu, daß es ſich,

wenn 8. am 5. September 1911 die fraglichen Geſchäfts

anteile noch nicht gehabt habe, gar nicht um eine Ver
II.

pflichtung der Klägerin zur Abnahme von Geſchäfts- Unterdrüden einer dem Täter nicht oder nicht ane

anteilen, ſondern nur um eine Verpflichtung derKlägerin Ichließlich gehörigen Urlunde ( $ 274 Nr. 1 S169 . ) .

handeln könne, den Anſpruch des L. gegen die E.-Geſell- Aus den Gründen : Der Angeklagte war auf der

ſhaft auf Lieferung von Geſchäftsanteilen zu erwerben Strede 3 an den Abbauſtellen 7 weſtlich und 6 öft:

Es kann ſehr wohl ein Geſellſchaftsanteil, den ein Iich als Schlepper beſchäftigt. Jeden Rohlenwagen , den

Dritter zu erwerben ſich verpflichtet hat, zum Gegen- er beförderte, hatte er mit der Nummer 6 oder 7 zu

ſtand eines Vertrages zwiſchen zwei anderen Perſonen verſehen . Er bezog für jedenWagen eine Vergütung

in der Weiſe gemacht werden , daß der eine Bertrage von 13 Pfg . 3m Auguſt und September 1912 brachte

ſchließende ſich dem anderen gegenüber verpflichtet, er an einzelnen Wagen die Nummer 11 an . Dadurch

dieſen Geſellſchaftsanteil von dem Dritten zu erwerben . wurde bei dem mit der Lohnberechnung beauftragten

Jn dieſer Weiſe iſt der Vertrag zwiſchen der Klägerin Beamten der Grubenverwaltung der Jrrtum erregt,

und der E.- Geſellſchaft geſchloſſen worden ; er hat nicht als ob die Wagen von der Stređe 4 Abbauſtelle Nr. 11

einen Anſpruch des 1. gegen die E.-Geſellſchaft auf tämen . Sie wurden den dort beſchäftigten Arbeitern

Lieferung von Geſchäftsanteilen zum Gegenſtande. gutgeſchrieben. Es ließ ſich nicht ermitteln , daß der

Schließlich ſteht der Anwendung des § 15 Abs. 4 auch Ungeklagte von den bei Stelle 11 beſchäftigten Ar

der Umſtand nicht entgegen , daß l. die Geſchäfts- beitern entſchädigt wurde, von ſeinem Tun hatte er

anteile noch nicht beſaß ; denn § 15 Abſ. 4 gilt ſogar vielmehr ſelbſt Schaden. Wie die Straftammer feſts

für die vor dem Abſchluſſe des Geſellſchaftsvertrags i ſtellt, wollte er nur die Arbeiter von Strede 3 ſchädigen.

getroffene Abrede über die Abtretung zukünftiger Dafür ſcheute er nicht das Opfer an eigenem Minder

Geſchäftsanteile einer erſt zu gründenden G. m . b . V. verdienſt von 13 Pfg . für den Wagen . Die Strajkammer

( vgl . JW. 1911 111, 49 und die dort angeführten erörtert, ob ſich der Angeflagte der Urkundenfälſchung

Urteile des RO .). ( Urt. des III . ZS . vom 30. Juni i . S. der 88 267, 268 ŠtOB. ſchuldig gemacht habe .

1914, III 96/14 ). Sie verneint dies, weil er nur eine Urkunde mit falſchem

Inhalt hergeſtellt habe. Sie verurteilt ihn aber wegen

Urkundenunterdrüđung nach § 274 Ziff. 1 StGB. Bei

einer Wagenbeförderung wurde nämlich der Angeklagte

B. Strafſachen . durch den Vorhauer 6. überwacht. Dieſer nahm im

I.
September 1912 einen unrichtigerweiſe mit der Nums

mer 11 verſehenen Kohlenwagen wahr. Während er

Abgrenzung des Anwendungegebiete der SS 242 ſich bei den Bauern erkundigte, vertauſchte der mig:

und 370 Nr. 5 StGB. bei fortgejekter Entwendung. trauiſch gewordene Angeklagte die Nummer 11 mit

Aus den Gründen : Die beiden Angeklagten haben der richtigen Numiner 7, von deren Vorhandenſein

von Ende Auguſt bis 24. September 1913 in ihrer ſich B. überzeugte. Als der Wagen aber abgeliefert

Mietwohnung wiederholt aus der ſtädtiſchen Gasleitung wurde, trug er wieder die Nummer 11. Durch die

unbefugt Gas zu Beleuchtungs- und Kochzweđen ent- Wegnahme der Nummer 7 ſoll der Angellagte eine

nommen . Den Tatbeſtand des § 242 StGB. verneint ihm nicht gehörige Urkunde in der Abſicht unterdrüdt

die Straffammer, weil „für eine Schäßung der ents haben, einem andern Nachteil zuzufügen (§ 274 Ziff. 1

wendeten Gasmenge jeder Anhalt fehle“ , im übrigen StGB .). Dieſer Annahme ſtehen rechtliche Bedenfen

aber die Vorausſeßungen des $ 370 Nr. 5 Stov. ge- entgegen. Denn wenn man auch mit der Sti . bejahen

geben ſeien ; auch wenn man eine tägliche Entnahme würde, daß durch Aufſteden der Nummer 7 auf den

unterſtellen wolle, würde der Geſamtwert des Ent- Wagen eine Urkunde i. S. des § 274 Abſ . 1 StGB .

wendeten den Betrag von 2 bis 3 M faum überſteigen ; hergeſtellt werden könnte, fehlte es hier doch an dem

jedenjalls müſſe zugunſten der Angeklagten angenommen Tatbeſtand des Vergehens, weil nicht feſtſteht , daß

werden, daß es ſich um einen unbedeutenden Wert eine dem Angeklagten überhaupt nicht oder nicht auss

im Sinne des § 370 Nr. 5 handle. Danach iſt man- ſchließlich gehörige Urkunde unterdrückt wurde . Die

gels Strafantrags das Verfahren eingeſtellt worden. Feſtſtellungen der Stk. ergeben nämlich folgenden

Der Reviſion des Staatsanwalts iſt der Erfolg zu Sachverhalt : Das unrichtige Kennzeichen am Wagen

verſagen . Von der Rechtſprechung des Reichsgerichis war zur Täuſchung der Grubenbeamten beſtimmt,

iſt anerkannt, daß eine Uebertretung aus $ 370 Nr. 5 Ihnen gegenüber wollte der Angeklagte eine irrejührende

StGB. in fortgeſeßter Ausführung eines einheit- Erflärung abgeben. Das hat er, was den von .

lichen Voríaßes durch eine Reihe jeweils den Tat- beobachteten Wagen betrifft, auch bewirft : dieſer wurde

beſtand der Uebertretung erfüllender Einzelhandlungen den Grubenbeamten mit der irreführenden Nummer 11

als einheitliche Straftat begangen werden kann . Ieber- zugeführt. Solange der Wagen aber die Nummer 7

ſchreitet die Geſamtheit der auf Orund des einheit- aufwies, war er zu täuſchendem Gebrauch den Gruben

lichen Vorſakes entwendeten Gegenſtände nach Menge beamten gegenüber nicht beſtimmt. In dieſem Zu

oder Wert die Grenzen des § 370 Nr. 5 StGB. , dann ſtand wollte der Angeflagte wie die Gründe ergeben ,

allerdings iſt dieſe Oejegesjielle nicht mehr anwend- den Wagen nicht abliefern , er wollte nicht die durch

bar, ſondern durch die einheitliche Straftat der Tat- die Nummer vermittelte Erklärung abgeben. Eine

beſtand des § 242 StØB. begrundet (Entich . Bd . 17 zur Entäußerung beſtimmte Erklärung des Angeklagten ,

S.332 ) . Findet jedoch die für eine unbeſtimmte An- durch die er jeinen Willen fundgeben wollte , lag nicht

zahl von Wiederholungen in Ausſicht genommene Fort- vor . Ehe es ſoweit fam , wollte er die Nummer wieder

jebung von Einzelhandlungen, die jeweils an ſich nur entfernen und hat dies auch getan. B. ſollte nur ver

den Tatbeſtand des § 370 Nr. 5 begründen fönnen, hindert werden, die beabſichtigte Täuſchung zu ents

aus irgend einem Grunde ihr Ende, bevor durch die deden. Der Wagen unterſtand damals der ausſchliers

Geſamtheit des Entwendeten jene (Wrenze überſchritten lichen Verjügung des Angeklagten . Aus der von ihm

ilt, dann fann durch die bloße Möglichfeit, daß bei bewirften Stennzeichnung des Wagens mit der Zahl 7

einer weiteren Fortjepung dieſe Brenze überſchritten konnten Dritte Hechte nicht herleiten, ſolange der uns

worden wäre, jedenjails bei den Einzelhandlungen an geflagte den Wagen in Beſiy hatte. ' Wenn der Ans
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geklagte, ehe es zum beſtimmungsgemäßen Gebrauch ſtellung eines ehelichen Kindes erlangt (&$ 1719, 1736

der Nummer 7 fam , dieſe Zahl entfernte, hat er ſich BGB.), aber deshalb nicht ein eheliches Kind iſt , ſo

nicht anders verhalten als derjenige, der eine von wenig als ein uneheliches Kind ein eheliches Kind ſeiner

ihm gefertigte urkundliche Zuſage vernichtet, ehe er Mutter iſt, trofdem es dieſer gegenüber nach dem $ 1705

fie ausfolgt und ehe ein anderer ein Recht an ihr er- BOB.die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes

wirbt. Er hat eine Erklärung wieder zurüdgenommen hat. Gleichwohl tann nicht mit Grund bezweifelt werden,

ehe er ſie einem andern gegenüber abgegeben hat. daß auch wer nur ein legitimiertes Kind hat, nicht einen

Wenn ſie auch für einen andern beſtimmt war , ſo anderen an Kindes Statt annehmen kann. Es ergibt ſich

hatte dieſer an ihr doch kein Recht erworben, wonach dies überdies aus der Vorſchrift in § 1743 BOB., daß

ſie ihm auch nur teilweiſe gehörte. Die Grubenbeamten das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes einer

hatten kein Recht an der Erflärung erworben, der weiteren Annahme an Kindes Statt nicht entgegenſteht.

Angeklagte wollte ihnen ein ſolches auch nicht ein- Dieſe Ausnahme wäre überflüſſig, wenn im § 1741

räumen , ſiewußten nicht einmal etwasvon der Aufſtedung Satz 1 unterdieehelichen Abrömmlinge diejenigen nicht

der Nummer 7. $ . hat aber die Urkunde nur wahr- zu begreifen wären , die nur die rechtliche Stellung eines

genommen . Dadurch iſt er zu ihr in tein Rechtsver- ehelichen Ablömmlings erlangt haben (vgl. Dritten

hältnis getreten , wonach die Urkunde als ihm aus- berger im Arch ZioPrar. 95, 451, Thieſing daſ. 91 ,

ſchließlich oder teilweiſe zugehörig angeſehen werden 434 ). Blickt man auf den geſetzgeberiſchen Grund ,

konnte. (Ürt. des I. Sts. vom 27.Juni 1914, 1 D 400/14). warum das Vorhandenſein eines ehelichen Übkömmlings

E. die Annahme an Aindes Statt ausſchließt, ſo ergibt ſich,

daß mit ihm der aus dem Wortlaute des § 1741 Saß 1

III.
zu folgernde Ausſchluß der Annahme des eigenen

Beweieantrag oder Beweidermittelungeantrag ? A us Enkels an Kindes Statt, auch wenn der Anzunehmende

den Gründen: Jn einem Verfahren wegen Brands der einzige eheliche Abfömmling des Annehmenden iſt,

ſtiftung beantragte der geſeßliche Vertreter des An- nicht vereinbar iſt. Nach den Gefeßgebungsverhands

geklagten „eine Brandprobe vorzunehmen , um feſtzu- lungen muß davon ausgegangen werden, daß die Gründe,

ſtellen , wie lange es dauere, bis ein Brett durchbrennt welche den Entwurf nach deſſen Motiven beſtimmten ,

und die über ihm befindlichen Stangen anglimmen“ . für die Vorſchrift des § 1741 auchin ihrer endgültigen

Der Antrag iſt vom Gericht abgelehnt worden, weil Faſſung maßgebend waren. Es findet ſich wenigſtens

durch das Ergebnis des Augenſcheins im Zuſammen- nirgends ein Anhalt, daß der Entwurf II oder der Bundes

halt mit dem Gutachten des Sachverſtändigen die Sach- rat oder der Reichstag einen abweichenden Standpunkt

lage genügend aufgeklärt ſei . Stände ein wirklicher eingenommen hätten. Hiernach will die Borſchrift,

Beweisantrag in Frage, ſo würde dieſe Beſcheidung welche die Annahme an Kindes Statt für den Fall des

nicht ausreichen, ſoweit dadurch beſtimmte Beweistats Vorhandenſeins eigener Abkömmlinge verbietet, ver

ſachen als bereits durch die bisherige Beweisaufnahme hüten , daß die ehelichen Abkömmlinge verkürzt werden

widerlegt bezeichnet wären ; allein nach der Faſſung (vgl . Mot. IV , 957 und 958 ; Prot. IV , 719 und 720).

des Antrages hat der Antragſteller nur Beweisermitte- von einer ſolchen Berkürzung kann aber ſelbſtverſtänd

lungen angeregt, um den Tatbeſtand klar zu ſtellen, nicht lich nicht die Rede ſein, wenn der Anzunehmende der

aber beſtimmte Tatſachen unter Beweis geſtellt. Dieſem einzige eheliche Abkömmling des Annehmenden iſt.

Beweisermittelungsantrag gegenüber bedurfte es einer Es darf deshalb unbedenklich angenommenwerden, daß

Beſcheidung in der Nichtung, weshalb er rechtlich oder der Wortlaut des § 1741 Saß 1BGB. auch hinſichtlich

tatſächlich unerheblich ſei, überhaupt nicht, und es kann der hier zu entſcheidenden Frage ungenau iſt. Es iſt

feine Beſchwerde daraus hergeleitet werden, wenn das Aufgabe des Richters, den wahren Sinn einer geſeka

Gericht bei der Ablehnung des Antrags zum Ausdruck lichen Vorſchrift zu ermitteln, einen unvollſtändigen

brachte, daß es feinen Anlaß habe, im Jntereſſe der Ausdruc zu ergänzen , oder einen Ausdrud richtig zu

Wahrheitsermittelung weitere Erhebungenanzuordnen, ſtellen , bei deſſen Wahl der Geſeßgeber ſich vergriffen

weil die bisherigen Beweisergebniſſe ausreichten. (Urt. hat. Freilich darf der Richter hierbei der Geſebesvor
des I. Sts . vom 2. Juli 1914, 1D 346/1914 ). E. ſchrift nicht einen Sinn beilegen, der mit den Worten

des Geſeßgebers ſchlechterdings nicht zu vereinbaren

iſt. Die Auslegung muß in den Worten immerhin ges

funden werden können und als Gedanke des Geſega

gebers darf nichts feſtgeſtellt werden, was mit dem

Oberſtes Landesgericht.
Wortlaut in Widerſpruch ſteht; die gebrauchten Worte

dürfen lediglich einen nicht völlig entſprechenden Aus

Zivilſachen.
drud des Gedankens des Gefeßgebers darſtellen. Würde

die Auslegung ſich über den Wortlaut des Geſeges
Rann jemand ſeinen Entel, der ſein einziger ehe: hinwegſeßen, ſo würde damit gegen den oberſten Grund

licher Abtömmling iſt, an hinded Statt annehmen ? (S 1741 ſaß verſtoßen, daß nur das erflärte Wort des Geſef =
BGB. ). Grundſätze für die Geſekedauslegung . Aus gebers Geſeßestraft habenkann. Bei nicht völlig klaren

den Gründen : Wenn man ſich nur an den Wort- Willenserklärungen des Befesgebers iſt derſelbe Weg

laut des § 1741 Saß 1 BOB. hält, ſcheint es feinem geboten, der nach § 133 BGB. bei Willenserklärungen

Zweifel zu unterliegen, daß die Frage zu verneinen iſt. von Privatperſonen einzuſchlagen iſt, nämlich die Er

Denn wenn der § 1741Saß 1 demjenigen, der keine forſchung des wirklichen Willensund die Nichtbeachtung

ehelichen Abkömmlinge hat, erlaubt, durch Vertrag mit des buchſtäblichen Sinnes des Ausdruďs. Wenn der
einem anderen dieſen an Kindes Statt anzunehmen , ſo Wortlaut einer Geſeßesbeſtimmung zu einem unver

iſt unter dem „ anderen “ eine Perſon zu verſtehen , die nünftigen oder der Abſicht des Geſeßgebers offenſichtlich

eben kein ehelicher Abfömmling iſt. Allein der Wort- widerſtreitenden Ergebnis führt , ſo kann daraus ge

laut des § 1741 Saz 1 drůdt den Gedanken des Geſe- ſchloſſen werden, daß die Vorſchrift, nach dem Buch

gebers nicht in ganz zuverläſſiger Weiſe aus, wie in ſtaben angewendet, auf den zur Entſcheidung ſtehenden

der Rechtslehre ſchon wiederholt bemerkt worden iſt Fall nicht paßt, und daß eine Lücke, eine zu enge oder

(vgl. Opet-Blume, Familienrecht Erl. zu § 1741 BGB . , zu weite Faſſung des Geſekes vorliegt . Geht man

Müller im Ziv . Archiv 95, 256 ff.). Dies iſt wenigſtens hievon aus, ſo iſt klar, daß es nicht gegen den Zweck

nach einer Richtung zweifellos. Denn nach dem Wort- des Geſekes verſtößt, wenn den Großeltern geſtattet

laute des § 1741 würde das Vorhandenſein eines legiti- wird , den einzigen ehelichen Ablömmling ihres einzigen
mierten Kindes die Annahme an Kindes Stait nicht auss ehelichen Kindes an Kindes Statt anzunehmen . Dazu

ſchließen , weil ein legitimiertes Kind zwar die Rechts- kommt, daß für die Annahme des genen Enkels an
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Kindes Statt auch ein ſachlich gerechtfertigtes Bedürfnis Anhörung dee auszuſchließenden Mitgliede . Begrän

beſtehen kann. Dies beweiſt gerade der vorliegende dung des Beſchlufies auf Ausſchließung und Mitteilung

Fall, wo die Großmutter die Annahme ihrer Enkelin an das Mitglied . Vorläufige Voúſtredbarfeit dee Ur:

an Kindes Statt anſtrebt, damit ſie ihr nicht ſpäter von teils . (A. B. BD. dom 25. Auguſt 1868, betr . eine allgem .

dem Vater nach Belieben entzogen wird, nachdem ſie Schüßenordnung, $$ 25, 32, 39 BOB., Art . 82, 163

von ihr aufgezogen und unterhalten worden iſt. Die GO . DOB.: ss 709 , 710 3BD .).

Annahme des eigenen Enfels an Kindes Statt haben Aus den Gründen : 3m 8 2 der allg. Shükens

auch nachweisbar die Verfaſſer des Entwurfs I für zu- ordnung (= Scho .) iſt beſtimmt: Den zurzeit bes

läſſig erachtet ; denn ſie erwähnen an anderer Stelle ſtehenden, ſowie den ſich neubildenden Schüßengeſells

(Mot. IV S. 1051), bei der Berufung zur Bormund- ſchaften ſteht es frei, ob ſie die gegenwärtige Scho .an

ſchaft, in der Begründung zu § 1635 des Entwurfs erkennen wollen oder nicht. Jm erſteren Falle erhalten

$ 1776 des Geſekes – den Fall, wenn der leibliche ſie fraft dieſer Anerkennung und auf ſolange, als ſie

Großvater ſeinen Enkel an Kindes Statt angenommen dieſelbe nicht zurüđnehmen , die Rechte einer Storpo:

hat. Würde man den § 1741 BOB. ſo auslegen wie ration ; im lepteren Falle aber bemeſſen ſich ihre Ver

das LG . , ſo fönnte hiebei nur die Annahme des Kindes hältniffe lediglich nach den Beſtimmungen des Ges

der unehelichen Tochter oder die Annahme des unehe- feßes vom 26. Februar 1850, die Verſammlungen und

lichen Kindes der verſtorbenen ehelichen Tochter in Be- Vereine betr., ſofern ſie nicht nachzuweiſen vermögen,

tracht kommen . Nichts deutet darauf hin, daß nur daß ſie ſich infolge älterer Privilegien im Beſibe

dieſe Ausnahmefälle in das Auge gefaßt waren;auch korporativer Mechte befinden .“ Als Zwed der Schüts

bei den Kommiſſionsberatungen (vgl. Prot. Od. 4 zengeſellſchaften iſt im § 1 Scho. die Vereinigung

S. 745—747) und in den geſeßgebenden Körperſchaften ihrer Mitglieder zu gemeinſchaftlichen Schießübungen

wurde kein Widerſpruch gegen die uneingeſchränkte bezeichnet, um durch fortgeſepte Handhabung der

Bemerkung der Motive Taut. Der unehelichen Mutter Feuerwaffe und durch Förderung des Schüßenweſens

iſt – wenigſtens nach der weit überwiegenden herr- im allgemeinen die Wehrkraft des Volkes zu erhöhen.

ſchenden Anſicht (vgl . Hipp-Wolff, Familienrecht 1914 Die betlagte Schüßengeſellſchaft hat bei ihrer Grüns

S. 344, a . A.Berge Familienrechtliche Streitfragen 1914 dung die Sho. als Saßung angenommen. Damit

S. 5 ) nicht verwehrt ihr eigenes uneheliches Kind hat ſie auf Grund des § 2 Abſ. 2 Scho . die

an Mindes Statt anzunehmen, damit ſie ſich die volle Rechte einer juriſtiſchen Perſon erlangt. Es fragt ſich,

rechtliche Stellung einer ehelichen Mutter, beſonders ob ſie eine juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts

die elterliche Gewalt über ihr uneheliches Kind ver- oder des Privatrechts geworden iſt. Ýierüber be:

ſchaffe. Da man, wie ausgeführt, unter den ehelichen ſtehen verſchiedene Anſichten . Während in der Şand

Abfömmlingen i. S. des § 1741 Sap 1 auch diejenigen ausgabe zu den Bayer.AG . BOB. von Henle-Schneider

verſtehen muß, welche zwar nicht eheliche Ablömmlinge 2. Aufl. S. 18 und in Aufſäßen in der Bay3iN . 1908

ſind , jedoch die rechtliche Stellung von ehelichen Ab- S. 104, 164 und 299 den Schüßengeſellſchaften, welche

kömmlingen erlangt haben, ſo würde der Wortlaut die Scho . als Sagung angenommen haben, die Eigens

des § 1741 Saß 1 ſtreng genommen auch der ſchaft von Körperſchaften des öffentlichen Rechts bei

Annahme eines unehelichen Kindes durch ſeine Mutter gelegt wird, werden ſie in einem Auffag der gleichen

entgegenſtehen. Gleichwohl halten die Mot. IV S. 958 Zeitſchrift 1908 S. 121 als juriſtiſche Perſonen des

die Zuläſſigkeit einer ſolchen Annahme für ſelbſtver- Privatrechts betrachtet. Hichtig iſt, daß Schügenge

ſtändlich. Der Großvater darf nach der herrſchenden ſellſchaften, welche die Scho. als Saßung angenom

Anſicht ſeinen unehelichen Enfel (das uneheliche Kind men haben, unter gewiſſer ſtaatlicher Aufſicht ſtehen.

ſeiner verſtorbenen ehelichen Tochter) an Kindes Statt Es muß bei jeder ſolchen Schüßengeſellſchaft ein

annehmen . Es würde an jedem inneren Grunde fehlen, Schüßentommiſſariat beſtehen , das nach 88 4 und 8

wenn er ſeinen einzigen ehelichen Enfel (das eheliche Scho. von der Diſtritspolizeibehörde ernannt wird

Kind ſeines verſtorbenen ehelichen Kindes) nicht ſollte und in den durch die Scho. beſtimmten Fällen das

an Kindes Statt annehmen dürfen. Schließlich iſt noch öffentliche Intereſſe zu wahren und die ſtaatliche Auf

darauf hinzuweiſen, daß im Gebiete des Gemeinen ſicht zu handhaben hat. Jn gewiſſen Fällen , ſo nach

Rechtes die adoptio plena, die Annahme des eigenen $ 8 5 Abſ. b, 13 Abſ. 3 Sub ., iſt zu Beſchlüſſen die

Enkels an Kindes Statt durch den Großvater ſo ſehr Zuſtimmung des Schüßenkommiſſariats erforderlich,

für ſelbſtverſtändlich gehalten wurde und gebräuchlich es hat nach den $$ 18, 19 a . a . D. in bezug auf die

war, daß die Motive zum Entwurf eines BGB. ſicherlich Generalverſammlung beſtimmte Rechte und fann nach

die Beſeitigung dieſer Möglichkeit ausführlich begründet $ 21 Beichlüſſe der Generalverſammlung über die Bers

hätten (vgl. Friedrichs in der D33. 1901 Š . 47 ) . In äußerung oder Verpfändung des Geſellſchaftsvermös

den Motiven findet ſich aber hierüber keine Bemerkung, gens hemmen. Nach § 41 find ihm die Rechnung des

ebenſowenig in der Begründung des Redaktorenent- vergangenen Jahres und der Etat des nächſten Jahres

wurfes, wohl aber handeln beide ( vgl . Mot. IV S. 954) zur Kenntnis zu übergeben . Endlich ſteht nach § 27

eingehend davon, daß der linterſchied zwiſchen der dem Schügenkommiſſariat frei , Aufſchlüſſe bezüglich

adoptio plena und minus plena wegjalle und nach dem der Aufnahme, des Austritts oder des Ausſchluſſes von

BOB. jede Annahme eines Minderjährigen die volle Mitgliedern zu verlangen . In der Scho . iſt aber

elterliche Gewalt des Annehmenden begründe. Al dies die Entſcheidung von Streitigfeiten über Aufnahme

führt zu dem Schluſje, daß es nicht zuläſſig iſt, der und Ausſchließung von Mitgliedern nicht dem Schügents

Beſchwerdeführerin die Annahme ihrer Enkelin , die kommiſſariat oder der Diſtriktsverwaltungsbehö
rde

ihr einziger ehelicher Abfömmling iſt , zu verwehren. übertragen , welche Entſcheidung 2. B. nach dem die

( Veichluß des I. ZS . vom 22. Sept. 1914, Reg. III Znnungen betreffenden § 96 GewO. ausdrüdlich der

Nr. 31/1914 ) . M. unteren Verwaltungsbehörde übertragen worden iſt.

Vielmehr iſt die Faſſung des Beſchluſſes auf Auss

ſchließung von Mitgliedern der Generalverſammlung

überlaſſen . Während nach § 38 dem Verurteilten

Oberlandesgericht Nürnberg.
gegen Strafbeſchlüſſe des Geſellſchaftsausſchuſſes die

Berufung an die nächſte Generalverſammlung als

Ueber die jog . privilegierteu Stühengeſelligaſten leyte Inſtanz geſtattet iſt , fehlt in der Scho. jede

in Bayern und die Stellung des Schützenfommiſſariats. Beſtimmung darüber, wie der gänzliche Ausſchlug.
Ausſchließung von der Mitgliedídajt. Beidhreitung der nach S$ 36 , 16 nicht durch den Geſellſchajisaus

des Zivilrechtswege. Zuſtändigfeit der Generalvere ſchuß , ſondern nur durch die Generalverſammlung
ſammlung . Tagesordnung hierfür. Vorladung und verfügt werden kann , von dem ausgeſchloſſenen Mitz

3455

. te



Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 22. 411

glied angefochten werden tann . Nad Ss 21, 45 Scho . Abſ. 2 iſt aber eine Tagesordnung der Generalvers

tann zwar die Schüßengeſellſchaft gegen Berfügungen ſammlung zu entwerfen und dem Schüßenkommiſſariate

des Schüßenkommiſſariats Beſchwerde zur Diſtritts- zur Einſicht unter Einladung zur Teilnahme vorzu

verwaltungsbehörde und weitere Beſchwerde zur Kreis- legen. Daraus folgt, daß auch den Mitgliedern zus

regierung erheben ; dagegen fehlt jede Beſtimmung gleich mit der Badung die Tagesordnung bekanntzus

darüber, daß dem ausgeſchloſſenen Mitglied das Mecht geben iſt ; jedenfalls hat dies nach § 32 BGB. zu

zuſtände, gegen ſeine Ausſchließung Beſchwerde zum geſchehen , der hier ergänzend anzuwenden iſt. In der

Schüßentommiffariat oder gegen deſſen Beſcheid Bes Badung, die dem Kläger zugeſandt wurde, war als

ſchwerde zur Diſtriktsverwaltungsbehörde zu erheben . Gegenſtand der Tagesordnung der Ausſchluß eines

Aus dem Fehlen dieſer Beſtimmung iſt zu ſchließen. Mitglieds " bezeichnet, ohne daß deſſen Name ange“

daß die Prüfung der Frage, ob ein Ausſchließungs. geben war. És tann dahingeſtellt bleiben, ob damit

beſchluß mit Recht ergangen iſt oder nicht, nicht dem die Tagesordnung für die übrigen Mitglieder ges

Schügentommiſſariat, ſondern dem Gerichte zuſteht nügend bezeichnet war, für den åläger genügte dieſe

und daher der Rechtsweg zuläſſig iſt. Eskann alſo Bezeichnung nicht. Er war vor der Generalverſamm

dahingeſtellt bleiben , ob die beklagte Geſellſchaft eine lung noch nicht vernommen worden, und mußte da

juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts oder des her, da er ein Mecht auf Gehör hatte, ſpäteſtens in

Privatrechts iſt. Daher kann auch § 89 BOB. hier der Generalverſammlung dernommen oder wenigſtens

nicht in Betracht kommen. Da Art. 82 EG. BOB. mit dem Beifügen geladen werden, daß er zunächſt

nach ſeiner Entſtehungsgeſchichte nur auf wirtſchafts über die Beſchuldigung vernommenwerde .Denn erſt

liche Vereine anwendbar iſt, ſo ſind auf die Bellagte, nach der Bernehmung oder im Falle des Nichterſcheis

die ideale Zwede verfolgt, nach Art. 163 EG . BOB. nens tros Vorladung zur Vernehmung tann ein Mits

die $S 25—53, insbeſondere die $$ 25, 32 , 39 BOB. glied ausgeſchloſſen werden. Gegenſtand der Tagess

anzuwenden. Die fachliche Seite des Äusſchließungs- ordnung war daher nicht nur die Beſchlußfaſſung über

beſchluſſes, d . h . die Frage, ob ein triftiger Anlaß zur die Ausſchließung des Klägers, ſondern auch deſſen

Ausſchließung vorgelegen hat, kann hiernach vom Ges Vernehmung. Seine Ladung hieju wäre ohne beſon

richte nie nachgeprüft werden, wohl aber die Frage, dere Roſten in einem verſchloſſenen Briefe möglich ges

obbei der Ausſchließung die durch die Saßung vor- weſen ; da ſie nicht unter Bekanntgabe dieſer Tages

geſchriebenen Formen und Vorſchriften eingehalten ordnung erfolgt iſt, war fie nicht ordnungsmäßig.

worden ſind. Ein förmlicher Strafbeſchluß wurde überhaupt nicht

Die Beanſtandung des Klägers, es hätte nicht ſos gefaßt . Nach & 36 Só. Find in dem Strafbeſchluß

fort die Generalverſammlung die Ausſchließung bes deſſen Gründe anzuführen. Nach dem Protokolwur

föhließen dürfen, ſondern zuerſt ein Strafbeſchluß des den gegen den Aläger von zwei Mitgliedern zwei Beſchuls

Geſellſchaftsausſchuſſes erfolgen ſollen , trifft nicht zu ; digungen erhoben , nämlich die einer bedrohlichen

denn nach $$ 36, 16 Abſ. 3 d. 34 Scho. kann der Neußerung gegen die Geſellſchaft und die einer anos

gänzliche Ausſchluß aus der Geſellſchaft nur durch nymen Anzeige an das Bezirtsamt. Nachdem zum

Beſchluß der Generalverſammlung als Strafe verfügt leften Punkte ein Mitglied bemerkt hatte, daß der

werden. Dagegen ſind die übrigen Beanſtandungen Kläger auszuſchließen ſei, wenn man in den Schrifts

begründet. Nach § 36 Scho . kann eine Strafe, als gügen die Handſchriftdes Klägers erkannt habe, wurde

welche ſich nach § 35 a. a . D. auch der gänzliche Aus- auf Antrag des Schüßenmeiſters abgeſtimmt. Das

ſchluß aus der Geſellſchaft darſtellt, nur nach Unter- Protokoll läßt nicht erſehen, ob die äusſchließung

ſuchung der Sache durch einen Schüßenmeiſter und wegen der beiden Beſchuldigungen oder nur wegen

nach Vernehmung des Beteiligten verhängt werden. einer beſchloſſen wurde, es enthält alſo teinen mit

Es tann dahingeſtellt bleiben , ob in einer mehrere Gründen verſehenen Strafbeſchluß. Dem Aläger hat

Wochen vor der Generalverſammlung einberufenen das Schüßenmeiſteramt feine Áusídließung ohne Bes

außerordentlichen Sißung des Ausſchuſſes in Gegens kanntgabe der Gründe mitgeteilt. Die Scho. ſchreibt

wart der beiden Schüßenmeiſter die Sache durch ein- zwar die Mitteilung der Gründe nicht vor. Uber nur

gehende Beſprechung des Falls unterſucht wurde. durch die Gründe kann feſtgeſtellt werden, ob die

Der Kläger iſt zu dieſer Ausſchußfißung nicht beiges Ausſchließung aus einem aßungsmäßigen Grunde

zogen worden ; das iſt zwar nicht vorgeſchrieben, erfolgt iſt. Wenn auch der Kläger vielleicht vor ſei

aber ohne Bernehmung des Beſchuldigten iſt eine ner Ausſchließung ſeinen Austritterklärt hat, ſo kann

ordnungsmäßige Únterſuchung nicht denkbar. er doch die Aufhebung eines nach ſeiner Anſicht zu

wird behauptet, daß ſich der zweite Schüßenmeiſter Unrecht ergangenen Ausſchließungsbeſchluſſes durch

wiederholt mit dem Klåger über ſein Benehmen unter: Klage verlangen ; denn es iſt ein großer Unterſchied,

halten und ihm geſagt habe, es fönneſo nicht weiter- ob die Mitgliedſchaft durch Áustritt oder durch Áuss

gehen, es hätten hiewegen ſchon Mitglieder mit Aus- fchluß endet. Das 16. hat ſonach mit Recht die

tritt gedroht. zu Unrecht wird in dieſen Unters Rechtsungültigkeit des Ausſchließungsbeſchluſſes feſte

redungen eine Bernehmung des Klägers erblidt; denn geſtellt.

ſolche Unterredungen können die im $ 36 Scho. vors Der Kläger war an ſich berechtigt durch Anſchluß

geſchriebene Vernehmung nicht erſeßen ; dieſe ſeßt berufung die vorläufige Vollſtređbarkeit des anges

voraus, daß der Schüßenmeiſter dem Beteiligten die fochtenen Urteils zu beantragen (DLORſpr. 5, 119).

einzelnen Punkte der Beſchuldigung genau unter Be- Dieſe Anſchlußberufung war aber als unbegründet

kanntgabe des Ergebniſſes der Unterſuchung vorhält, zurüd juweiſen , da das angefochtene Urteil in der

ihn zur Verantwortung auffordert und ihn auf die Hauptſache nur auf Feſtſtellung luutet und die in

Strafe hinweiſt. Der Kläger wurde nicht ſo ver- einem ſolchen Urteil enthaltene Koſtenentſcheidung

nommen . Eine Vernehmung vor der Generalver- weder ohne noch gegen Sicherheitsleiſtung für vors

ſammlung iſt alſo nicht erfolgt. Da die Scho . Gegen- läufig vollſtredbár ertlärt werden kann (88 709 Nr. 4,

teiliges nicht beſtimmt, fann allerdings Unterſuchung 710 ZPO.) . (Urt. des I. ZS. vom 17.Upril 1914,

und Vernehmung auch erſt in der Generalverſamm- L. 202/13). B-r.

lung geſchehen . Hierzu muß aber der Beteiligte ord :

nungsmäßig geladen werden. Nach § 18 Abſ. 3 Scho .

geſchieht die Berufung zur Generalverſammlung unter

Fertigung des Schüßenmeiſteramts u . a . durch ge

ſonderte Badung . Daß hiebei jedem Geſellſchaftsmit

gliede die Tagesordnung befanntgegeben werden

muß, iſt im § 18 Abſ. 3 nicht erwähnt. Nach § 18

ES

3386
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Büderanzeigen.
Aufgaben in erſter Linie für Referendare berechnet

find . Wer hat nun Mecht ? Die Profeſſoren , die ihren

Riren , Dr. Beter, leitender Arzt der Beobachtungs.
Hörern viel ſchwerere Fälle zumuten, oder der Praktiker,

abteilung für geiſtestrante Gefangene am St. Straf
der den Referendaren mit leichteren Fällen tommt ?

grgend ein Fehler in der Abſtandsſchäßung iſt da fider
gefängnis in Breslau . Zur Frage der Anrech

nungdes Jrrenanſtaltsaufenthalteß auf

gemacht worden . Mir ſcheint das Recht bei dem

die Strafzeit. Ein Beitrag zur Neform der
Prartiter zu ſein .

SUBD. 91 Š . Dalle a. S. 1914, Carl Marhold.
Münſter. Profeſſor Dr. Krüdmann.

2.20 Mi. (Juriſt.-pſychiatr. Grenzfr. IX . Bd ., Beft 7,8 .] Friedrichs, Dr. Karl, Juſtigrat, Rechtsanwalt in Düffels

Berfaſſer, der ſchon früher über die Frage ges dorf. Þan db u oh der Prozeßp raxis . Zweite,

rdhrieben hat,') bietet hier eine eingehendere Darſtellung. ergångte und verbeſſerte Auflage.I. 88.: Allgemeiner

Er beſpricht zunächſt die Entſtehung des § 493 SUBD., Teil. Mecht der Schuldverhältniſſe, 816 S. II . Bd.:

ſtellt dann die einſchlägige juriſtiſche und pſychiatriſche Sachenrecht und andere abſolute stechte, Familiens

Biteratur, ſowie die Zubitatur zuſammen und gewinnt recht, Erbrecht, Zivilprozeſſe aus dem Verwaltungs

daraus ſeine Vorſchläge für die neue StřD .,die ſich recht. 635 S. Berlin 1913, Carl Heymanns Berlag.

mit denen Aſchaffenburgs deđen undauf unterſchieds- MI. 30.- , geb. Mt. 32.—.

loje, obligatoriſche Anrechnung des 3rrenanſtalt&auf

enthalts hinauslaufen . Berfaſſer wiederholt ſeinen
Dieſes Werk rechne ich zu den erſtaunlichſten

früheren ') Borſchlag, dem g 493 Abſ. 1 SUBD. fol.
Leiſtungen wiſſenſchaftlichen Fleißes. Fr. erſtrebt etwas

gende Säbe beizufügen : Dies gilt auch für ſolche Ber
Unmögliches : in ſyſtematiſchem Aufbau im ganzen, in
tatalogartiger, tabellariſcher Form im eingelnen , bei

urteilte, welche wegen Geiſtestrantheit in eine Jrren
anſtalt gebracht werden . Eine Štrafunterbrechung

größter Ueberſichtlichkeit und gedrängteſter Kürzemöchte

findet in einem ſolchen Falle nicht ſtatt“ . Anlaß hierzu
er alle vor dem ordentlichen Zivilgericht oder dem

gibt ihm die mit § 493 StPO. taum zu vereinbarende
Nichter der freiwilligen Gerichtsbarteit geltend zu

preußiſche Braris,die Strafvollſtreďung jeweils durch
machenden Anſprüche und Einwendungen ſtijgieren,

die auf Meichsgelegen beruhen, die am 1. Januar 1913

ausdrüdliche Verfügung förmlich zu unterbrechen, um

den Krankenhausaufenthalt in dieStrafzeit nicht eins
in Kraft waren , einerlei ob ſie dem Zivilrecht oder

rechnen und die Staatstaffe (Juſtizverwaltung) dems

bem Berwaltungsrecht angehören . Bei all dieſen An

gemäß mit den Koſten dieſes Aufenthalts nicht belaſten
fprüchen möchte Fr. alle Gefeße8ſtellen herangiehen,

die auf ihre Begründung, Höhe, gerichtliche Geltends

zu müſſen .

Münden. Dr. Doerr.
machung oder Beſeitigung Einfluß haben ! Šolch hohes

Streben erinnert an dasMühender Gefeßgeber des

Warueyer, Dr. Otto, Amtsgerichtsrat. fonturss
preußiſchen allgemeinen Landrechts ; die unendliche

ordnung, erläutert durch die Rechtſprechung und
Bielgeſtaltigkeit des Lebens ſpottet aller menſchlichen

die Materialien ſowie derſehen mit Hinweiſen auf Regiſtrier- Vermeſſenheit . Doch hat auch hier das große

die einſchlägige literatur. 240 S. Leipzig 1913,
Wollen Großes vollbracht.

Roßberg'iche Berlagebuchhandlung. Mr. 3.
Friedrichs Wert, der äußeren Form nach eine Ans

Der Verfaſſer erläutert hier die AD. ähnlich, wie
leitung zur Abfaſſung von Alagen und Klag beant

er das BGB. und die SPD. bearbeitet hat. Er bringt
wortungen, wird namentlichden Rechtsanwälten uns

zu den einzelnen Vorſchriften Nachweiſe aus der Literatur
ſchäßbare Dienſte leiſten ; bei Ausarbeitung einer Klage,

und reiht dieſen Säße aus der Rechtſprechung an.

wo uns die Sorge um eine erſchöpfende Berüdſichtis

Weiter ſind da und dort die Materialien bezeichnet.
gung aller in Betracht tommendenGeſichtspunkte und

Auch wird auf den Kommentar von Jaeger verwieſen.
Tatbeſtände erfüät, damit wir nicht, wenn es zu ſpät

iſt, vor der Notwendigkeit einer Klagänderung ſtehen,
Jn der vom Verfaſſer ſelbſt gezogenen Beſchränkung

iſt das Buch eine für die Praris wertvolle Bereicherung
wie bei der Bertretung des Betlagten, wo alle rechts

der – abgeſehen von dem großen Werte Jaegers und
lichen Einwendungen zu erwägen ſind. Solch einen

von ſyſtematiſchen Arbeiten – immerhin ſpärlichen
Rechtsbeiſtand begehrt auch der beſchäftigte und ers

fahrene Anwalt ; denn gerade im Drange der Geſchäfte
neueren konkursrechtlichen Literatur. B.

tann leicht etwas überſehen werden.Dazu treten die natürs

Licht, Gruft, Juſtigrat, Rechtsanwalt in Cöln .
lichen Schwierigkeiten, wenn es ſich um eine Tätigkeit

Die

Rriegø gereße des bürgerlichen Rechts für
auf einem fernerliegenden Gebiete handelt. 3ch der:

Baien und juriſten. V1, 71 S. Stuttgart 1914 ,
weiſe da nur auf einige Stichworte aus dem Inhalts.

verzeichnis : Berufsgenoſſenſchaften , 3nnungen uſw.,
Berlag von W. Rohlhammer. Mt. 1.-. Stranfentaffen uſw., Berſicherungsanſtalten. Berfiche.

Das in erſter Linie für Laien bere chnete Buch rungsvereine auf Gegenſeitigteit, Auswanderungsvers

enthält eine kurze ſyſtematiſche Darſtellung des Ein- trag, Ariegsleiſtungen und Enteignung, Alagen gegen

fluſſes des Krieges auf das Prozeßrecht, auf Verträge Abgaben und polizeiliche Verfügungen . Aber auch auf

und auf die freiwillige Gerichtsbarkeit. Ein Teil der den anderen Gebieten, die uns in der täglichen Praris

fog . Ariegsgelege und der hierzu ergangenen Vollzugss näherliegen, werden wir bei Friedrichs wertvolle Hilfe
erlaſſe iſt im Anhang abgedrudt. Schi .... finden. So widerſinnig es tlingt, könnte man gerade

in dem ungeheuren Meichtum des Wertes einen Žindes
Schneider, Rudolf, Vandrichter. Zivilprozeife für rungsgrund für die Benußung ſehen ; denn es iſt tros

den Rechtsunterricht, insbeſondere für die des ausführlichen Inhaltsverzeichniſſes und trop des

Referendarübungen. 119 S. Berlin 1914 , 3. Gutten- gründlich gearbeiteten Sachverzeichniſſes mitunter nicht

tag Berlagsbuchhandlung. Mi. 2.40. leicht, zu finden, was man ſucht. Darum iſt ein Bes

Die Fälle find anregend und geſchidt bearbeitet . ſegesregiſter, das die 2. Auflage durch ein alphabe.

Sie bieten gerade ſo viel Schwierigkeiten, als nötig tiſches Wörterverzeichnis erſegen will, daneben doch

ſind, um den Leſer zum Nachdenten anzureizen , ihn noch zu wünſchen.

aber nicht vor der Schwierigkeit der Aufgabe verjagen Jena. Redtsanwalt Dr. Bödel.

zu laſſen. Dennoch habe ich mich gewundert, daß dieſe

Verantwortl . Herausgeber i. V .: E. Edert , Band:
) Vgl . Pſoiatr. -neurolog. Wodenícr. X (1908 ) S. 733. gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz.

Eigentum von 3. Sch weißer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Beipzig.

Druď von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Jnh . Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Amneſtie und Stoſtenvorſchuß. reinlich zu ſcheiden , wird er ſofort erkennen, daß

hier auf alle Fälle der Rechts- und der Ge
Von Dr. Hermann Rehm,

rechtigkeitsſtandpunkt ſcharf zu trennen ſind. Wie
Profeſſor der Hechte zu Straßburg i. E.

fteht die Frage rechtlich, wie ſteht die Frage fittlich ?

Die deutſchen Staaten haben bei Kriegsaus- Rechtlich handelt es ſich um das Weſen des

bruch den Kriegsteilnehmern einen großen Teil | Koſtenvorſchuſſes.Roſtenvorſchuſſes. Nach dem ROKG. $ 83 im

der über ſie verhängten Strafen in Gnaden er- | Zuſammenhalt mit RSIPO. § 496 erſcheint der

laſſen. Eine Reihe der verbündeten Regierungen Koſtenvorſchuß als eine Koſtenerhebung vor Ent:

iſt weiter gegangen und hat im Gnadenwege ſtehung der Roſten und nur in vorläufiger Weiſe.

gegenüber Kriegsteilnehmern auch die gerichtlichen $ 83 GKG. beſtimmt: „ In Strafſachen iſt vom

Strafkoſten niedergeſchlagen. Durch dieſen Ver- Privatkläger oder demjenigen , welcher als Privat

zicht auf Gerichtsgebühren und Auslagen erlitten klåger eine Berufung oder Reviſion einlegt, ein

die Staatstaſſen Äusſálle und da und dort find Gebühren vorſchuß von 10 M für die Inſtanz

die Finanzbehörden nun dabei , den Ausfall auf zu zahlen“ , und StPO. § 496 lautet: „Jedes

die Weiſe zu decken , daß fie die Straſfoſten vom Urteil, jeder Straßbefehl und jede eine Unter:

Kläger im Wege des Gebührenvorſchuſſes einzu: ſuchung einſtellende Entſcheidung muß darüber

ziehen unternehmen. Der Privatkläger, von dem Beſtimmung treffen, von wem die Koſten des Ver

während des ganzen Prozeſſes in allen Inſtanzen fahrens zu tragen ſind. " Alſo ſcheint der den Vor:

kein Roſtenvorſchuß eingefordert wurde und der ſchuß LeiſtendenurKoſtenzahler, nicht Roſtenträger,

ein rechtskräftiges Urteil in Händen hat , das den ſeine Koſtenpflicht nur eine vorläufige, keine ſchließ
Beklagten zu allen Koſten des Rechtsganges ver: liche zu ſein . Allein da tritt 9 90 GRG. mit

urteilt, erhält nicht nur von der Gerichtsſtelle die der Vorſchrift auf den Plan : „ Die Pflicht zur

Mitteilung, daß dem Gegner Straße und Ges Zahlung der vorzuſchießenden Beträge bleibt auch

richtskoſten im Gnadenwege geſchenkt ſeien , ſondern beſtehen, wenn die Koſten des Verfahrens einem

bald darauf auch vom Steuereinnehmer ganz un- anderen auferlegt oder von einem anderen über

vermutet die Aufforderung , binnen einer Woche nommen ſind.“ Die Vorſchrift erſcheint zunächſt

ſo und ſo viel Strafkoſten zu entrichten, und dann als widerſpruchsvoll. Vorſchießen laſſen ſich be

die freundliche Bemerkung : „ Nach Umfluß dieſer grifflich nur Koſten, die erſt entſtehen ſollen . Die

Friſt wird das Mahnverfahren in Vollzug geſeßt Koſten, die aber hier auferlegt werden , ſind be:

werden “. Ich glaube, bei jedem Empfänger einer reits entſtanden ; denn das Auferlegen geſchieht

ſolchen Aufforderung wird das erſte, was ſich ein: im Urteil, alſo am Ende des Verfahrens. Allein

ſtellt, ein Erſtaunen und Kopfſchütteln ſein . Er Ausſchlag gibt nicht der Wortlaut, ſondern der

wird den Zettel nicht verſtehen . Ich, der ſieg: Inhalt des Geſekes. Der Geſeßgeber will ſagen :
reiche Kläger ſoll Strafkoſten zahlen müſſen, der Auch der Privatfläger, von dem kein Koſtenvor:

Unterlegene und zum Tragen der Koſten aus: chuß erhoben wurde, kann in der Höhe des Vor

drücklich Verurteilte aber davon frei ſein ? Wie ſchuſſes zur Dedung der Gerichtsgebühren und

iſt das möglich ? Wie iſt denkbar, daß die Be- Auslagen herangezogen werden und zwar ſelbſt

gnadigung des Beſtraften zur, Strafe und Härte dann , wenn die Koſten des Verfahrens einem

gegen den Straffreien werden darf ? anderen auferlegt oder von einem anderen über

Für den Juriſten liegt die Sache anders. Ge- nommen ſind.“ Dabei iſt dieſe Verpflichtung keine

wohnt , Gefühlsbewegungen und Verſtandesgründe ' Hiljs:, ſondern eine Hauptpflicht. Es genügt,

建
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daß die Koſten einem anderen auferlegt find gegeben erachtet. Es erſchien ihnen als ein Gebot

Nicht iſt erforderlich, daß vergeblich verſucht wurde , höherer Gerechtigkeit, denjenigen vermögensrechtliche

ſie von einem anderen beizutreiben. Die Koſten : Beiſtungen nachzulaſſen, von welchen der Staat das

vorſchußpflicht iſt auch eine Koſtentragungspflicht. Einſeßen der Perſönlichkeit für den Staat fordert.

Der Staat hat in den Grenzen ihrer Pflicht die Reinem Zweifel unterliegt, daß die Behörde

Wahl, ' ) von wem er die Koſten erheben will, vom in dieſem Falle das Recht befißt, die Rechtsmacht

verurteilten Beklagten oder vom ſiegreichen Kläger. zu gebrauchen, kraft deren der Kläger zur Koſten:

Der eine iſt verpflichtet, weil er im Rechtsſtreit tragung herangezogen werden darf, und auf dieſe

unterlegen iſt , der andere, weil er die Aufwand Weiſe dem finanziellen Intereſſe des Staates zu

verurſachende Staatstätigkeit veranlaßt hat . dienen . Allein damit iſt nicht geſagt, daß ſie ſo

Die Rechtslage iſt ſomit die, daß das Gericht handeln muß. Die Billigkeit kann ihr gebieten, die

die Dedung der Koſten dem Privatkläger nicht nur Rechtsmacht, die ſie befißt, nicht anzuwenden. Dies

auferlegen darf, wenn der Staat die Gebühren und i dann , wenn durch Erfüllung des Fiskaliſchen In

Auslagen vom Verurteilten nicht erhalten kann, tereſſes ein anderes öffentliches zu ſehr verlegt würde.

ſondern auch, wenn der Staat ſie von ihm nicht Das liegt vor, ſobald der Privattlåger die Tat:

erhalten will. jache, daß derjenige, der das Strafgeſeß übertritt ,

Die Behörde hat alſo freies Ermeſſen. Allein von den Koſten befreit, derjenige aber, den das

freies Ermeſſen iſt nicht gleichbedeutend mit Will: Strafgeſeß ſchüßt, von ihnen betroffen wird, nach

kür. Freies behördliches Ermeſſen heißt Handeln Lage des Falles als eine ſchwere Verlegung ſeines

der Behörde nach eigener Entſchließung, aber inner Gerechtigkeitsgefühles empfinden darf. Man nehme

halb der Grenzen der öffentlichen Intereſſen, die ſie z . B. an , daß der Beklagte dem Kläger vor der

wahrzunehmen hat. ) Aus finanziellen Gründen Deffentlichkeit ohne alle perſönliche Veranlaſſung

hat der Geſekgeber eine doppelte ſchließliche Koſten: eine ſchwere Beleidigung zugefügt hat. In ſolchen

pflicht geſeßt, eine des Verurteilten und eine des Fällen entſpricht es der Billigkeit, daß der Staat

Klägers. Aber daraus folgt nicht, daß die Be- die Koſten auch gegenüber dem Kläger niederſchlagt.

hörde beim Vollzug des Geſekes nur das finanzielle Seinem Gerechtigkeitsgefühl iſt nicht mit dem Hin:

Intereſſe beachten darf. Die Gerichtsbehörde hat weis darauf genüge getan, daß der Kläger befugt iſt,

auch das Gerechtigkeitsintereſſewahrzunehmen. Der was der Staat ihm abnimmt, vom verurteilten

Gerichtskoſtenerheber iſt nicht befugt, ſich allein durch Gegner ſich erſtatten zu laſſen.

die Erwägung leiten zu laſſen, von welchem der

beiden Pflichtigen ſind die Gebühren leichter zu

erheben . Und ſo erklärt ſich, daß die Koſten in

der Regel in ihrer vollen Höhe und in erſter Linie

von demjenigen eingezogen werden , dem das Urteil Die Wählbarkeit von Kriegsteilnehmern

die Koſten auferlegt , indem es dem Staate gerecht

erſcheint, daß die Koſten derjenige trägt , den das zu Gemeindeämtern.

Gericht für koſtenpflichtig erklärt ; denn das Gericht
Von Juſtizrat Dr. M. Mayer in Frankenthal .

darf hiezu nur den beſtimmen , der in der Sache

unterliegt, alſo nach der Ueberzeugung des Gerichtes 1. Während draußen im Zeichen des gewaltigſten

ſich im Unrecht , in Rechtswidrigkeit befindet.Hieraus aller Kriege die Ranonen donnern und Deutſch:

folgt als Regel: den Privatfläger nach § 90 zur land gegen eine Ueberzahl von Feinden um ſeinen

Koſtendeđung heranziehen darf das Gericht erſt wohlverdienten Plaß an der Sonne ringt , werden

dann, wenn der Staat die Koſten von den ſonſt wir Bayern in den nächſten Wochen die geſeßlich

Verpflichteten vorausſichtlich nicht erhalten kann . fälligen Gemeindewahlen erledigen und die Macht

Damit iſt nicht ausgeſchloſſen , daß ausnahms: in der Selbſtverwaltung verteilen, jener Selbſt:

weiſe innerhalb der Grenzen des freien Ermeſſens verwaltung , der das Reich einen guten Teil ſeiner

auch liegen kann , daß der Staat von dem Ver: beiſpielloſen Aufwärtsentwidlung verdankt, die die
urteilten die Gerichtstoſten nicht einzieht, weil er wahre Urſache dieſes blutigen Krieges iſt.

ſie von ihm nicht einziehen will. Das ſegt voraus, Eine ungeheure Zahl unſerer Volfsgenoffen ſteht

daß nach den Umſtänden des Falles die Beachtung draußen imKampfe. Sie können aus tatſächlichen

eines anderen öffentlichen Intereſſes gegenüber dem , Gründen als Wähler ihre Stimme nicht in die

daß der Unterlegene die Koſten trägt , das wichtigere Urne werfen . Ob ſie zu Gemeindeämtern wähl :

iſt. Bei Ausbruch des ſchweren Krieges, den ung bar ſind , iſt in jüngſter Zeit lebhaft gefragt worden .

das Geſchic auferlegt hat, hat ein größerer Teil Man hat die Vertagung der Gemeindewahlen bis

der deutſchen Regierungen ein foldes Intereſſe als zum Friedensſchluffe begehrt , um den tapferen

Beſchüßern des Vaterlandes nicht Ehren und Rechte

1) Vgl. Pfafferoth, Artikel Gerichtskoſten § 14 zu rauben . Nunmehr hat das Staatsminiſterium

in Fleiſchmann, WB. des Deutſchen Staats- und Ver:

waltungsrechts Dd . 2 ( 1913 ).
des Innern in ſeiner Befanntmachung über die

*) Vgl. Fleiner, Inſtitutionen des Deutſchengemeindlichen Verhältniswahlen vom 29. Oktober

Verwaltungsrechts, 3. Aufl., 1913 S. 134. 1914 – Bayeriſche Staatszeitung Nr. 255 vom
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30. Oktober 1914 S.5 Ziff. 13 – zu der Frage hätten. Wir haben in der Tat zahlreiche Beiſpiele

Stellung genommen und ſich zu der Auffaſſung dafür, daß ein Gefeß ſeine Vorſchriften zum Teile

bekannt,daß Perſonen des Beurlaubtenſtandes von den wechſelnden Vorſchriften anderer Geſete

und des Landſturm8, die infolge der Mobil- abhängig macht. In dieſem Falle iſt das erſtere

machung eingerüđt find, wählbar ſeien. Die Geſeß ſtets von dem Wechſel der Geſekgebung ab

Bekanntmachung bringt weiter die Anſchauung hängig, auf die es Bezug nimmt.

zum Ausdruck, daß die Wahlausſchüffe bei Feſt
3. Die Auslegung kommt alſo hier nur zum

ſtellung des Wahlergebniſſes die bezeichneten Militär richtigen Ziele, wenn ſie in erſter Linie unter
perſonen als wählbar zu betrachten haben . Dies ſucht, mag die beiden Gemeindeordnungen unter

was

iſt natürlich nur eine Meinungsäußerung an die den von ihnen aufgezählten Militärperſonen ver

Wahlausſchüſſe, die nach eigenem pflichtgemäßen ſtehen . Dafür iſt einzig und allein die Zeit der

Urteile durch Mehrheitsbeſchluß über Anſtände Entſtehung der Gemeindeordnung maßgebend.

zu enticheiden haben, die fich bei der Wahlhandlung
Die Abſicht des Gefeßes wird klar durch ſeine

ergeben (Art. 180 rechtsrh. und 108 pfälz. GemO.). Entſtehungsgeſchichte.

Deshalb ſteht in dieſer Frage dem Verwaltungs- Der Art . 167 des Entwurfes eines Geſekes

gerichtshofe das lezte Wort zu Art. 8 Ziff. 33 „ die Gemeinde-Ordnung betreffend“ , – abgedruckt

VG56. ) .
in den VerhRdAbg. 1866/69, insbejondere den

3. Die Art. 173 Ziff. 4 rechtsrh . GemD. und Verhandlungen des beſonderen Ausſchuſſes

103 Ziff. 3 pfälz . Gemo. (auten übereinſtimmend: Abteilung II, Beilagen, S. 3f. (ſpäter unter der

„ Die der aktiven Armee und den befoldeten Abkürzung I angeführt) - lautete in ſeinem A6.4

Stämmen der Landwehr angehörigen Militär: (I, 20) :

perſonen , ferner zeitlich penſionierte Offiziere Militärperſonen ſind zu keinem

und Militärbeamte ſind zu ſeinem Gemeinde- Gemeindeamte wählbar.“

amt wählbar. “
Die Begründung macht dazu keine beſondere

Beſtimmt man nun den Begriff der aktiven Bemerkung, der Wortlaut aber läßt uns erfennen ,

Armee der beiden Gemeindeordnungen nach dem daß alle Militārperſonen i. S. des bayeriſchen

heute auch in Bayern geltenden Reichsmilitärgeſeße Wehrverfaſſungsrechtes von der Wählbarkeit zu

vom 2.Mai 1874 ROBI. S. 45 , dann gehören Gemeindeämtern ausgeſchloſſen werden ſollten .
gemäß § 38 alle in Kriegszeiten zum Heeresdienſt Dieſer Entwurf war für das ganze König

aufgebotenen oder freiwillig eingetretenen Offiziere, reich Bayern geſchaffen worden ; auf einen Antrag

Aerzte, Militärbeamte und Mannſchaften von dem der Abgeordneten Kolb und von Soyer hin

Tage, zu welchem ſie einberufen ſind, oder vom (I, 393) wurde dann die pfälziſche Gemo. von der

Zeitpunkt des freiwilligen Eintritts an bis zum rechtsrheiniſchen in dem beſonderen Ausſchuß ab=

Ablauf des Tages der Entlaſſung zum aktiven Heere. getrennt.

Dann aber ſind alle Angehörigen des aktiven In der erſten Leſung der rechtsrh. GemО. gab

Heeres , auch die Perſonen des Beurlaubtenſtandes der beſondere Ausſchuß dem Art. 166 Abſ. 4 fol

( Reſerve und Landwehr nach § 56 RMG.) und gende Faſſung:

des Landſturmes zu Gemeindeämtern nicht wählbar . „ Militārperſonen im aktiven Dienſte oder

Ob man aber den Weg gehen darf , den Begriff im zeitlichen Ruheſtande ſind zu keinem

der aktiven Armee i . S. der beiden Gemeinde Gemeindeamte wählbar."

ordnungen einfach durch ſpätere , auch für Bayern
Darauf erhielt Art . 166 46.4 nach den von

maßgebende Reichsgeſeße zu erläutern und zu be
der Subkommiſſion für die zweite Leſung vor

ſtimmen, entſcheiden allein die Art . 103 und 173
bereiteten Beſchlüſſen ( II , 362) die Faſſung , die

dieſer Gemeindeordnungen . Dieſe ſind aus ihrem in beiden Gemeindeordnungen Geſek geworden iſt:

Wortlaut und ihrer damit übereinſtimmenden Ent:

ſtehungsgeſchichte auszulegen . Die Gemeindeord : ,, Die der aktiven Armee und den befoldeten

nungen umgrenzen den Kreis der zu Gemeinde Stämmen der Landwehr angehörigen Militär

åmtern wählbaren Perſonen. Es geht nicht an, perſonen , ferner zeitlich penſionierte Difiziere

deshalb, weil die Geſekgebung auf dem Gebiete
und Militärbeamte ſind zu feinem Gemeinde

des Heeresrechtes, insbeſondere auch der Begriff
amte wählbar . "

des aktiven Heeres ſich ſeit der Begründung des Der Antrag der Abgeordneten Kolb und von

Reiches für Bayern geändert hat, einfach an Soyer Entw. eines Geſeker die GemO. für

Stelle des alten Begriffes den neuen zu ſegen . Das die Pfalz betreffenddie Pfalz betreffend – enthält in Art. 110 Abſ. 4

wäre nur dann zuläſſig, wenn die Gemeindeord: genau die Faſſung der Subkommiſſion ( I , 405).

nungen nicht ſelber einen ganz beſtimmten Begriff Die zweite und dritte Leſung des beſonderen Aus

der aktiven Armee gewollt , ſondern von vornherein ſchuſſes (II , 508 und 553) wiederholen den von

ihren Begriff der aktiven Armee dem Wechſel der der Subkommiſſion gewählten Wortlaut.

Seiten , der Veränderung nicht etwa der bayeriſchen , Die Begründung dieſer Geſeß gewordenen Ab

ſondern gar einer anderen Geſekgebung unterworfen änderung des urſprünglichen Regierungsentwurfes
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findet fich in dem Protokolle über die Sizung Dieſer Art. 21 lautet : „ Die Dffiziere der Land

des beſonderen Ausichufies vom 17. März 1868 mehr werden aus den hierzu befähigten einjährigen

VerhKdAbg. 1867/69 , II . Abt. , Prot . der Sißungen Freiwilligen und Landwehrmännern entnommen.,

des Ausſchuſſes S. 580 und 81 (in der Folge mit Die befoldeten Stämme an Offizieren , Unteroffizieren

II angeführt ) . Um die Bedeutung der Aenderung und Mannſchaften können im Bedürfnisſalle der

vollauf zu würdigen , darf nicht vergeſſen werden, aktiven Armee entnommen werden ." Nach Art . 1

daß dem beſonderen Ausſchuß drei Abgeordnete WehrverfG. beſtand die bewaffnete Macht des König:

angehörten , die damals an den Hochſchulen in reichs aus dem ſtehenden Eeere und der Landwehr.

München und Würzburg als Lehrer des öffent- Das ſtehende Heer zerfiel in die aktive Armee und

lichen Rechtes tätig waren, Dr. Pözl, Vorſigender die Reſerve.

des Ausſchuſſes, Dr. Edel , Berichterſtatter des Aus- Den gleichen Begriff der aktiven Armee, wie

ſchuffes, und Dr. Brater . ihn das bayer. WehrverfG . aufgeſtellt hat, hat der

Unter Bezugnahme auf die Faſſung der erſten beſondere Ausſchuß abſichtlich und ausdrüdlich für

Leſung machte der Abgeordnete Urban darauf auf: die beiden Gemeindeordnungen gewählt, ebenſo den

merljam , daß darnach im Hinblid auf das neue der beſoldeten Stämme der Landwehr. Zur aktiven

Wehrgeſetz - gemeint iſt das bayer . Geſet , die Armee zählte das bayer . WehrverfG . diejenigen ,

Wehrverfaſſung betr. , vom 30. Januar 1868 , die ihre militäriſche Dienſtzeit in den erſten drei

GVBI. 262 – die in die Landwehr einge- Jahren im ftehenden Heere erfüllen, und die berufs-:

reihten Perſonen nicht wählbar ſeien . Auf die mäßig ihr angehörigen Militārperſonen. Während

Bemerkungen des Ausſchußvorſigenden (Pözl) . daß der nächſtfolgenden drei Jahre Dienſtzeit gehörten

nur die aktiven Militārperſonen gemeint ſeien, die Militärperſonen der Reſerve an , hierauf traten

fuhr Urban fort : Die Reſerviſten ſeien doch fie zur Landwehr über (Art. 17–22 WehrberfG .).

auch Angehörige der aktiven Armee, ſie könnten Darnach gehörten alſo die Reſerviſten und Land

fich verebelichen und ein Bauweſen begründen, wehrmänner nicht zur aktiven Armee. Die Militär:

ſeien aber nach der gegenwärtigen geſeßlichen Be- perſonen der Reſerve und Landwehr ſollten alſo

ſtimmung von der Wahl zu Gemeindeamtern aug- zu Gemeindeämtern wählbar ſein , ausgenommen

geſchloſſen. Darauf erklärte der Abgeordnete Fiſcher : wenn ſie zu den beſoldeten Stämmen der Land

Es werde gut ſein , wenn man ſich im Wortlaut wehr gehörten , alſo ein ſtändiges militäriſches Amt

an die Ausdrud &weiſe des Wehrgeleges bekleideten .

anſchließe; dann werde jeder Zweifel beſeitigt In der Faſſung, die ihnen der beſondere Aus :

werden . Materiell jei es ganz richtig, ſchuß gegeben hatte, wurden die Entwürfe der beiden

daß kein Grund beſtehe, alle Landwehr- Gemeindeordnungen Geſek . In den ſpäteren Ver :

månner und Reſerviſten von den Ge- handlungen des Landtages wurde teine abweichende

meindeå mtern auszuſchließen. Hierauf er : Meinung mehr geäußert .

klärte der Ausſchußvorſtand : Bei der Schluß- Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte und aus dem

redaktion ſeien die Beſtimmungen des Wehrgeſeßes Wortlaute, die zuſammenſtimmen (vgl. RG3. 66 ,
genau zu vergleichen ; es müſſe der Ausdrud jo 254 und 334 ; 67, 54) , erhellt, daß das Geſet

gewählt werden, daß kein Zweifel beſtehen könne , niemals alle diejenigen Militārperſonen , die in dem

dann werde auch das Bedenken des Herrn 26- RMilG . vom 2. Mai 1874 als zum aktiven Heere

geordneten Urban beſeitigt ſein . Auf die Be- gehörig erklärt worden ſind, der Wählbarkeit zu

merkung des Berichterſtatters, daß man jedenfalls Gemeindeåintern hat berauben wollen, und daß es

die Difiziere, welche bei der Landwehr ſeien und die nicht wählbaren Militärperſonen ganz genau

die zum Stand der Cadres gehören, ebenſo die umgrenzt hat. Iſt dies aber der Fall,dann haben

erponierten Bezirkslandwehrmajore darunter rechnen daran das Außerkrafttreten des bayer. Wehrder G.

müſſe, erwähnte Abgeordneter Fiſcher : Er rechne und ſein Erſaß durch ein Reichsgeſeß an dem Inhalt

hierzu alle Angehörigen der aktiven Armee , dann nichts ändern können . Das Reichsgeſek beſtimmt

alle zur Landwehr oder Reſerve gehörigen Militär- den reichs rechtlichen Begriff des aktiven Heeres,

beamten , welche in ſtändiger Funktion ſeien , die bayeriſchen Gemeindeordnungen aber ordnen

endlich die bloß im zeitlichen Ruheſtande befind für ſich den lande8 rechtlichen, gemeinderechtlichen

lichen Difiziere und Militärbeamten . Begriff der aktiven Armee.

Damit hat dieſer Abgeordnete richtig diejenigen Deshalb gehen Seydel - Graßmann - Piloty,

Militārperſonen zuſammengefaßt, die nach der über: bayer. Staatsrecht I $ 113 S. 588 und Wand,

einſtimmenden Meinung der Mitglieder des be: pjälz . GemO. S. 565 fehl , wenn ſie zwar aner:

ſonderen Ausjchuſſes allein von der Wählbarkeit kennen, daß die Gemeindeordnungen an das baye:

ausgeſchloſſen werden follten. Nur der ſtändige riſche Wehrverfaſſungsgeſetz anknüpfen , den Begriff

oder berufsmäßige oder berufsmäßig geweſene des aktiven Heeres aber nach dem jezigen Reichs

Heeresdienſt ſollte die Wählbarkeit ausſchließen. rechte beſtimmen . Im Widerſpruch mit diejer Auf:

Darum hat man im Anſchluß an den Art. 21 faſſung führen Seydel - Graßmann - Piloty an der

des oben erwähnten Geſetzes, die Wehrverfaſſung gleichen Stelle aus, daß die nunmehr beſtehende

betreffend, den heute geltenden Wortlaut gewählt. / Scheidung zwiſchen Militärbeamten und Zivil

=
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beamten nicht veranlaßt wäre, da die Abſicht | beteiligung, der ſtetigen Kontrollmöglichkeit durch

der Gemeindeordnungen auf beide Gattungen von die Rur &notizen, der größeren Publizität uſm . Das

Beamten gehe . Nach der einen Richtung ſoll alſo GmbHG. regelt zwar die Umwandlung einer AG.

die Abſicht der Gemeindeordnungen nicht gelten, in eine G.m. 5.5 . (58 80,81 ) , über die Umwandlung

nach der andern aber wohl. Dieſe Begründung einer 6.m. 6. . in eine AG. aber ſchweigt es.

iſt durchaus widerſpruchsvoll. Die Wege, die hiezu in der Praxis eingeſchlagen werden

Kahr , GeinO. II Art. 173 Anm. 12a S.188 ff. tönnen , ſollen nachfolgend beſprochen werden "),und

will zwar die neue Heeresorganiſation des Reiches zwar unter Berüdſichtigung der ſich durch die No:

ſinngemäß auf Art. 173 Abſ. 4 anwenden, delle zum Reichsſtempelgeſeß vom 3. Juli 1913

macht aber aus der Entſtehungsgeſchichte den Vor- ergebenden Gebührenfragen und ſonſtiger praktiſch

behalt, daß vorübergehend, ſei es im Frieden oder wichtiger Geſichtspunkte :

in Kriegszeiten, zum Heeresdienſt eingezogene An.
I. Die Aktiengeſellſchaft wird im Wege der

gehörige der Reſerve und der Landwehr zu Ge

meindeåmtern wählbar ſeien. Das Ergebnis ift find Geſellſchafter der G.m. 6. H. (mindeſtens aber
Bargründung errichtet. Die Gründer der AG.

richtig, die Begründung aber unzutreffend. Man fünf Perſonen ); das Grundkapital der AG. wird

kann nicht den Standpunkt vertreten, daß der
Begriff deraktiven Armee i.S.derGemo. fich zmeđmäßigerWeiſe nicht niedriger genommen werden ,

als ;
nach dem RG. vom 2. Mai 1874 bemeſſe und

im gleichen Atemzug davon eine ſo weitgehende Verhältnis geſtalten ,wie die Beteiligung an der
die Beteiligung der AG. wird man im gleichen

Ausnahme machen. Ich wiederhole: Der Begriff 6.m . b. H. Gegenſtand des Unternehmens der

der Militārperſonen der aktiven Armee und der AG . iſt die Uebernahme und die Fortführung des

beſoldeten Stämme der Landwehr iſt nach wie Betriebs der 6. m . 6.8. Da der Gründungsplan

vor ein landesrechtlicher geblieben. Er wird ein
von vorneherein darauf abzielt , die AG. auf der

zigund allein durch die Gemo. beſtimmt. Die Grundlagedes zu übernehmenden 6. m . 6.H.-Ge:

reichsrechtliche Ordnung der Wehrverfaſſung auch ſchäftes zu betreiben, muß die Uebernahme des

für Bayern hat auf die in Art. 173 Abſ. 4 rechtsrh. Geſchäfts“ nach Maßgabe des § 186 II HGB. in

GemO. und Art. 103 Abſ. 3 pfälz. GemO. landesa
den Gründungsvertrag aufgenommen werden . Die

rechtlich feſtgeſtellten Begriffe gar keinen Einfluß Gründung iſt eine qualifizierte. Außer dem „ Prü :
geübt . Das bayeriſche Recht hat niemals die zum

fungsbericht“ (§ 1921 HGB.) muß deshalb auch

Kriegsdienſt eingezogenen Angehörigen des B e ein „ Gründerbericht " , in welchem unter anderem

urlaubtenſtandes und des landſturmes als

Beſtandteile der aktiven Armee erachtet und dabei ichaftsjahren der G.m . 6. H. anzugeben ſind ($191
die Betriebsergebniſſe aus den beiden legten Ge

hat es nach wie vor ſein Bewenden . Darum
HGB ), und ein Reviſorengutachten (8 192 II, III ff.

ſind alle dieſe Militärperſonen zu den Gemeinde
HGB .) erſtattet werden . *) Unzuläſſig wäre es, die

åmtern wählbar .

Auf dem Wege einer Auslegung des Geſekes, ſcheinen zu laſſen und den Vorſtand zu ermächtigen ,
Gründung äußerlich als reine Bargründung er

wie ſie allein vom Standpunkte der grundlegenden das Geſchäft der 6.m . 6. $ . nach Regiſtrierung

Auslegungsregeln möglich iſt , kommt man zu

dieſem allein befriedigenden Ergebniſſe.
der AG. zu kaufen ; unzuläſſig wäre auch, das Ge

Jedesandere Ergebnis widerſtreitet dem , was der Geſchäft im Wege der Nachgründung (§207 HGB.)

zu erwerben . ") Die Folge ſolch eines Gründungs
ſeggeber von 1868 gewollt und in das Geſetz vorgehens wäre jedoch nicht die Nichtigkeit der

hineingeſchrieben hat . Gründung , obwohl gegen § 186 HB3 . verſtoßen

würde ; denn ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein

geſeßliches Verbot verſtößt, iſt nur dann nichtig ,

wenn ſich aus dem Geſeße nichts anderes ergibt

(8 134 BGB.) ; aus § 186 IV und § 208 HGB.

Umwandlung einer Geſellſchaft mit bes ergibt ſich aber,daß eine Zuwiderhandlung gegen

järänkter Haftung in eine Aktiengeſellſchaft. $186 II ŞOV. nur beſondereSchadenshaſtungen8 HOB

und die heilbare Unwirtſamkeit des Uebernahmever

Bon Dr. Hermann Wein,Notariatspraktikant in München. trags, nichtdagegen die Ungültigkeit des Gründungs

attes als ſolchen zur Folge hat ; ratſam iſt des:
Die ſteuerrechtliche Behandlung der Geſell

ſchaften mit beſchränkter Haftung hat allmählich
wegen aber ſolch ein unzuläſſiger Umweg keines

dahin geführt,andereGeſellſchaftsjormen zu wählen. wegs,nichtnurwegender zivilrechtlichen Haftungen,
ſondern auch wegen der allenfallſigen friminellen

Es kam zur Umbildung in die ſteuerrechtlich günſtiger

geſtellten Kommanditgeſellſchaften, aber auch zur

Umwandlung in Aktiengeſellſchaften. Die Steuer
:) Vgl. Staub - Hachenburg, GmbħG. 4. Aufl.

S. 730, 731 .

belaſtung der AG . iſt zwar ſo ziemlich die gleiche ,
2) Vgl. ferner noch & 195 II Nr. 2, § 196 IV , V,

wie die der G. m . 6. H. , aber die AG. hat den § 313' Nr. 1 $ OB .

Vorzug der leichteren Beweglichkeit der Geſellſchafts- ) Vgl . Staub, 500. 8 186 Anm. 9 ; 8 207;

1
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nach § 313 HOB. (vgl. 13. 1912 S. 591; vgl. (8 303 KGB.) nicht von ſelbſt auf ; ſie wird aber

auch RG. vom 8. März 1912 VII 415/11 zu zweđmäßiger Weiſe, da ihre eigentliche Aufgabe

8 73 G. m . 6. H. , veröffentlicht in der 13. 1912 erfüllt iſt und ſie nichts mehr beſikt als den Kauf:

S. 667 Nr. 51) ; außerdem kann und muß der preis für die Geſchäftsüberlaſſung oder die Kauf:

Regiſterrichter die Eintragung ablehnen , wenn er preisforderung gegen dieAG. in Liquidation treten.

von einer ſolchen Geſekesumgebung Renntnis erhält . Der Liquidationsbeſchluß als ſolcher bedarf keiner

Die Gründerverantwortung tragen die bisherigen beſonderen Form , jedoch einer Mehrheit von 8

Geſellſchafter der 6. m . 6. Ř . , nicht die G. m. 6. H. der abgegebenen Stimmen, ſoweit im Statut nichts

ſelbſt, da dieſe nicht Mitgründerin iſt. Die Aktien anderes beſtimmt iſt. Wird der Liquidationsbeſchluß

können den Gründern ſofort nach der Entſtehung der zugleich mit dem Beſchluß über die Annahme einer

Geſellſchaft ausgehändigt werden , ſo daß fie alsbald neuen Firma verbunden , ſo iſt er wegen der in

verwertet werden können. Nach ) Eintragung der leßterer liegenden Statutenänderung notariell zu

AG. im Handelsregiſter überträgt der Geſchäftsführer beurkunden (8 53 II 6. m. 6. 5.). Bei Beginn der

der 6. m.6.H. auf Grund des Uebernahmevertrags Liquidation hat der Liquidator gemäß § 71 II

das ganze Geſchäft der 6. m. 6. 6. mit Attiven 6.m.b.H. eine Bilanz aufzuſtellen .

und Paſſiven auf die A8. nach den für die Ueber :
Für die Bareinzahlung der Attienſchuldigkeit

tragung der einzelnen Gegenſtände geſeglich vor- und der Liquidation durchführung find zwei Wege

geſchriebenen Formen . Dritte, insbeſondere Liefe: möglich :

ranten und Beſteller werden den Uebergang und

die Erfüllung durchdie AG. für und gegen ſich zahlendeGrundkapital ſofortin voller Höhe ge
a ) Wird bei Gründung der AG. das bar zu

gelten laſſen müſſen , wenn nur die Rechtsform leiſtet,ſo wirdnormaler Weiſe die ganze Forderung

der Unternehmung geändert wird; daserfordert der 6.m .6. H. gegen dieAG.ausdem Verlauf der

Treu und Glauben , ſowie die Verkehrsſitte ; etwas

anderswäre es natürlich, wenn die wirtſchaftliche in Liquidation darf jedoch dieſen Erlös noch nicht
Geſchäfts alsbald bezahlt werden . Die 6. m. 6. H.

Art des Betriebes eine weſentliche Aenderung erführe. ohneweiteres an ihreGeſelijchafter verteilen ,ſondern
Nach der Uebertragung hat der Vorſtand der AG.

Inventur und Eröffnungsbilanz zu fertigen (§ 39 das Sperrjahr ($73 GmbHG.) abgewartet
es muß bei Meidung einer Haftung der Liquidatoren

HGB. ) . Wird auch die Firma der 6. m. b . H.

mitveräußert , ſo muß die 6. m. 6. 8. , die ja zu:
werden . Das Bargeld, das bei der Gründung

der AG. aufzubringen war, muß nun mindeſtens
nächſt noch fortbeſteht ( . u ) , eine andere Firma

annehmen . Ob ohne Mitveräußerung der Firma Tajchen fließen kann , aus welchen es gekommen
ein Jahr liegen bleiben, bis es wieder in die

die AG. die gleiche Firma annehmen fann nur
iſt . " )

mit dem unterſcheidenden Zuſa „ Attiengeſellſchaft“ ,

erſcheint zweifelhaft ; richtiger dürfte ſein , die Frage
b) Um dies zu vermeiden, läßt ſich im Grün:

zu verneinen, da das Publikum , zu deſſen Schutz dungsvertrage beſtimmen, daß dieGründer von

in erſter Linie der Geſezgeber die firmenrechtlichen ihren Bareinlagen nur '/ vor der Regiſtrierung

Beſtimmungen ſchuf den Unterſchied zwiſchen einzuzahlen haben, daß der Reſt nach Ablauf des
.

6. m . b . H. undAc. nicht genügend auseinander Sperrjahres fällig iſt, und daß gegen dieſe reſtige
zu halten pflegt, ſich deshalb der Verſchiedenheit Aftiendeđungsſchuldigkeit aufgerechnet werden kann

der beiden Gejellſchaften nicht bewußt wird und
mit einer gleich hohen Forderung der 6. m. 6. þ .

darum leicht irregeführt werden kann (a . M. Staub
gegen die AG . aus der Geſchäftsübereignung. Der

HGB.930 Anm.5, KG . vom 26. November 1908,
§ 221 HGB. verbietet nicht ihlechthin die Auf

3BIG . 10 , 79 ) . Zur Veräußerung des Ge rechnung gegen die Aktiendeđungsſchuldigteit,ſondern

ſchäfts im ganzenbedarf der Gejchäftsführer ſchließt nur die einſeitige Aufrechnung aus ; iſt die

(anders wie der Vorſtand einer AG. 8 303HGB.) Aufrechnung vereinbart und insbeſondere im Geſell

keiner beſonderen Ermächtigung; ) in ſeinem Ver: ichaftsvertrage enthalten, ſo iſt ihre Zuläſſigteit

hältnis nach innen wird er ſich jedoch regelmäßig tann, 'muß die G.m. b.H. an ihre Geſellſchajternicht zu bezweifeln . Damit aufgerechnet werden)

durch einen Beſchluß der Geſellſchafter deden oder

ſchon gedeđt ſein , wenn die Geſellſchafter der
von der Kaufpreisforderung , genauer : dem nach Ab:

6.m . b .H. identiſch ſind mit den Gründern der führung des eingezahlten Bareinlagenviertels ver:

AG . Durch die Veräußerung des ganzen Gejchäfts bleibenden Reſteder Forderung gegen die AG .,ver:

löſt ſich die G. m . b. H.im Gegenſaß zurAG . hältnismäßige Teilbeträge abtreten .DieſeAbtretung
iſt aber nur mit Wirkung ab Ende des Sperrjahres

zuläſſig . In dieſer Abtretung kann nicht etwa

“ ) Daß ſchon vor Regiſtrierung der AG. der Uebers

tragungsaft insbeſondere auch die Auflaſſung vorges

nommen werden fönnen , dürfte richtig ſein (vgl. DLG. 3) Freilich erſcheint die Wiederanlage des Bargeldes

Colmar 25. Mai 1903 Staub , ju $ 200 ÞOV ., 23. 1912 3. B. in Wertpapieren , während der Sperrzeit, obgleich

S. 378, 666f., dagegen Bay3in . 1913 S. 21 ), iſt aber eine ſolche Verfügung ſtreng genommen dem Liqui:

nicht ganz unbeſtritten . dationszweď zuwiderläuft, nicht ausgeſchloſſen , hat

5) Ebenſo Staub-Qachenburg,Omb $ 0. $60 Anm . 29; aber als Notbehelf doch immer Schattenſeiten .

a . M. Dorſt, Der Kaufmann 1906 S. 373. ) Vgl . Staub, HGB. zu § 221 .

1
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eine Schenkung, die einer Schenkungsſteuer unter- ſtehen feineGebühren ; nur im Falle der Verbindung

låge , erbliďt werden, ſondern nur ein nicht beſonders mit Statutenänderung find die für ſolche Beur

zu beſteuernder Liquidationsvorgang. Auf dieſe kundungen zu entrichtenden landesgeſeßlichen Ge

Weiſe macht nur 1/4 des Grundkapitals den ein bühren anzuſeßen .

Jahr lang dauernden Kreislauf. Der unnüße II . Die 6. m. 6. H. als ſolche tritt als

Bargeldumlauf dieſes Viertels läßt ſich wohl nicht
Gründerin bei Errichtung der AG. auf in Ge

vermeiden (vgl. aber den verwandten Weg unter IV) ; | meinſchaft mit wenigſtens 4 anderen Perſonen. Die

wenn nämlichder Gründungsvertrag die Abtretung Gründung vollzieht ſich diesfalls überwiegend im

des ganzen Kaufpreiſes an die Geſellſchafter und Wege der Sacheinlage (§ 186 II HGB.), iſt

die Äufrechnung von deren Zeſſionsforderungen alſo wiederum qualifizierte Gründung (1.0 .). Die

gegen ihre ganze Bareinlageſchuldigkeit vorſähe, ſo 6. m . 6. H. bringt ihr ganzes Geſchäft mit Aktiven

könnte die łG. nicht vor Ablauf des Sperrjahres und Paſſiven in die AG . ein und deckt durch dieſe

im Handelsregiſter eingetragen werden ; denn, wie Einbringung ihre Aktienſchuldigkeit; für dieſe Ein

geſagt, erſt nachdem Sperrjahre iſt die Aufrechnung lage erhält ſie eine ihrem Nettowerte entſprechende

möglich, bis dahin alſo die Einlageſchuldigkeit auch Anzahl Aktien . Die Gründerverantwortung haben

nicht teilweiſe (25 % ) gedeckt; es könnte deshalb die die G.m . 6. H. und ihre Konſorten , nicht aber ihre

durch zivil- und ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit ge
Geſellſchafter als ſolche zu tragen . Die ſtrafrechtliche

ficherte Verſicherung nach § 195IIIHGB. nicht abge: Gründerverantwortung der G. m. 6. H. laſtet auf

geben werden,welche Vorausſeßungder Regiſtrierung den handelnden Geſchäftsführern. Auch zu der

iſt. Eine ſo langeHinausſchiebung der Regiſtrierung vorerwähnten Sacheinbringung und Entfaltung der

wäre aber insbeſondere mit Rückſicht auf die per: Gründertätigkeit bedarf der Geſchäftsführer nach

ſönliche Haftung der bis dahin Handelnden (8 200 außen keiner beſonderen Ermächtigung. Auch in

HOB. ) für die Praxis nicht geeignet (über Be dieſem Fall wird die G. m . 6. H. durch die Ent:

endigung dieſer Haftung vgl. JW. 1912 S. 115) . äußerung ihres Vermögens nicht von ſelbſt auf:

Gebührenrechtlich iſt zum Fall I folgendes zu gelöſt und die 6. m. 6. . tritt nach RegiſtrierungI

bemerken : Der reine Errichtungsakt der AG. koſtet der AG . in Liquidation .der AG. in Liquidation . Die 6. m. b. H. beſißt

4 /2 % (gemäß Tarif A la der Nov. z. RStemp .). | nunmehr an Stelle ihres Geſchäfts eine entſprechende.

Wird das Grundkapital nicht ſofort voll geleiſtet, Anzahl von Aktien . Jedoch kann die G.m .6. H.

ſo iſt auf Antrag der Stempel zunächſt nur aus dem ihr Portefeuille mit Aktien nicht ſofort ausſchütten

eingezahlten Teilbetrag zu entrichten ( Tarif Alab und dieſe unter ihre bisherigen Geſellſchafter verteilen ,

Anm.2 ). Für die Geſchäftsübernahme im Gründungs- ſondern es muß wiederum das Sperrjahr abge

vertrag ſind zu entrichten : ſoweit Immobilien oder An- wartet werden . Bis dahin find alſo die Gefell

ſprüche auf Immobilien zum übernommenen Geſchäftſchafter der 6. m . b . H. in der Verwertung der

gehören, die Immobiliarabgaben (nach TarifA Nr.1d ihnen nach der Liquidation zukommenden Ättien

1, 3, 4 , neben welchen die landesgeſeßlichen Ges behindert. Nach Ablauf des Sperrjahres wären

bühren beſtehen, 8 71 2,3 des Gel.), ſoweit Patent eigentlich die Aktien zu verſilbern, da nach 8 70

rechte ac. in Betracht kommen % 73 % (Tarif A id 2), 6. m . 6. H. die Liquidatoren das Vermögen der

ſoweit ſonſtige bewegliche Werte übernommen werden 6. m . 6. H. in Geld umzuſeßen haben ; allein es

1/3 % (Tarif Aid) und ſoweit andere Forderungen kann keinem Zweifel unterliegen , daß bei Zu

Gegenſtand der Uebernahme find ' /2 % 0 (TarifA ſtimmung der Geſellſchafter die Verteilung des Ge

id am Schluß. ) Hiezu kommen , wie auch in ſellſchaftsbeſikes, d . i . der Aktien , auch in natura

den nachfolgenden Fällen, die Notariatsgebühren, an die Geſellſchafter vorgenommen werden kann ;

die Gebühren für die Eintragungen (Löſchungen ) dieſe Zuteilung unterliegt dem Schlußnotenſtempel

im Handelsregiſter und die Koſten für den Druck von 8/10 % o (Tarif A 4a 3) . Im übrigen ſind die

der Attien . Hiegegen werden die 3/10/00 nach Gebühren diegleichenwieim Falle I; Zeſſionsgebühren.

Tarif A 4 a 3 (für die Aktienzuteilung,Aktienüber- (1. Fußnote 8 ) fallen natürlich weg .

nahme) angerechnet aufdie obigen 4'2 gemäß $ 7 III. Die Geſellſchafter der G. m. 6. H. gründen

lekter Abj. RStempG . (ſtrittig),wie auch das 1 % die AG. in der Art,daß ſie ihre Geſchäftsanteile

für den Gewinnanteilſcheinbogen ( Tarif 3 A a) bei der in die AG. einlegen , ſo daß dieſe die alleinige

Gründung noch nicht in Anſaß kommt, wenigſtens Geſellſchafterin der 6. m . b . H. wird . Auch hier

dann, wenn der Bogen für höchſtens 10 Jahre aus:
iſt die Gründung eine qualifizierte (8 186HGB.);

gegeben wird (Tarif 3 Aa Befreiungsvorſchrift Nr. 3 ). der „ Gründerbericht" wird aber in dieſem Falle teine

Für die Auflöſung der G. m. b . H. als ſolche ent- Angabe über die Betriebserträgniſſe der 6.m.b.H.

in den beiden letzten Jahren zu enthalten brauchen ,

3) Wird die nach I b in Frage kommende Stauf- da kein „ Unternehmen auf die A3. übergeht“,

preisforderungs-Abtretung in den notariellen Akt auf
ſondern nur die Geſchäftsanteile ;º) dagegen werden

genommen, ſo kommen hiefür die landesgeſeßlichen

Zeffionsgebühren in Frage ; in den meiſten Fällen wird

man ſich jedoch mit einer gebührenfreien Konſtatierung 9) Wenn freilich der Erwerb und die Fortſührung

der außerhalb des notariellen Aftes liegenden privaten des Betriebs der 6. m . b . H. durch die Ag, als ſolche

Abtretung helfen können. (alſo nicht mehr durch die bisherige 6. m . 6. H.) ſchon

1
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.

auch hier die Reviſoren die Vorlegung oer leßten | firma der 6.m.b. H. entſprechend umzuändern iſt.

Bilanzen verlangen können . Die Gründerver: Aber nicht nur dag. Die 6.m.b. 6. ift zur 3m

antwortung laſtet aufden Schultern der bisherigen mobiliengeſellſchaft geworden ; nach dem neuen

6. m. 5. 6.-Geſellſchafter. Die Hinausgabe der RStempo . find aber für Immobiliengeſellſchaften

Attien an die Gründer kann ſofort nach Regiſtrierung m. b. H. , auch wenn ſie erſt nachträglich dieſen

der AG. erfolgen . Nach Eintragung der AG . in das Charakter annehmen , 5 % Stempel oder die

Handelsregiſter beſtehtſowohl die AG .,wie auch noch Differenz bis zu dieſem Saße nachzuerheben ( Tarif A

die G.m.6. 8. Lektere iſt unverändert,da ein Wechſel | 1b) . Sicherer wird man gehen , wenn die G.m.b.6 .I

im Beſiß der Geſchäftsanteile für den rechtlichen ihr ganzes Vermögen der AG . zu Eigentum über:

Beſtand der 6. m . 6. 8. belanglos iſt. Erſtere gibt und zwar nicht unentgeltlich, ſondern um den

iſt zunächſt nur eine Finanzgeſellſchaft, die lediglich tatſächlichen Wert. Die Bezahlung dieſes Wertes

Geſchäftsanteile beſigt und verwaltet. AufdieDauer braucht ja nicht ſogleich zu geſchehen, ſondern kann

wird jedoch dieſe Doppeleziſtenz in der Regel nicht geſtundet werden (zinslos ?) bis zur Liquidation

rätlich ſein und zwar in erſter Linie wieder aus der G.m.b. . , um dann aufgerechnet zu werden

Steuergründen , die auch hier auf die Geſtaltung mit dem Liquidationsanſpruch der AG. als einziger

der Geſellſchaftsverhältniſſe entſcheidenden Einfluß Geſellſchafterin der 6.m.b.H. Allerdings wird

haben . Würden nämlich beide Geſellſchaften neben : im lekteren Falle die Bilanz der AG. unſchön

einander beſtehen, ſo würden wohl in den meiſten ausfallen, da die AG. dieſe geſtundete Schuld an

Bundesſtaaten beide beſteuert werden und außer die 6.m.b.6. unter die Paſſiven einſeßen muß .

ihnen auch noch die Aktionäre. Zur Verhütung Es wird deshalb auch im Falle III regelmäßig

dieſes dreifachen Steuerdruds hat man ſchon den gut ſein , die Liquidation der 6.m.b.5. bald und

Ausweg gewählt, daß die G. m . 6. H. ihren ganzen vol durchzuführen .

Befiß der AG . zur Benüßung überließ und zwar Ein Vertrag , durch welchen die Verpflichtung

unentgeltlich, ſo daß die 6.m . 6. H. jelbſt tein eingegangen würde , das ganze Vermögen der 6. m .

Einkommen hatte und deshalb auch mit feiner 6. . auf die AG. zu übertragen, bedürfte der Form

Einkommen- oder Ertragſteuer veranlagt werden des § 311 BGB.; in der Regel werden jedoch nur

konnte . Allein dies dürfte nicht unbedenklich ſein . die Erfüllungsakte in den hiefür vorgeſchriebenen

Bilden auch wirtſchaftlich die beiden nebeneinander Formen vorgenommen werden, was auch genügen

eriſtierenden Geſellſchaften nur ein Unternehmen , dürfte (vgl . D NotV3. 1912 S. 22) .

jokann es doch leicht ſein,daßſie rechtlich ,ins: Vom Gebührenſtandpunkt aus iſt im Falle III
beſondere ſteuerrechtlich, ale verſchiedene Subjekte folgendes zu ſagen : Zunächſt haben wir wieder

betrachtet werden . Es könnte in der unentgeltlichen 41%% Errichtungsſtempel, ferner für die Ein:

Benüßungs- und Nußungsüberlaſſung eine liberale bringung der Geſchäjtsanteile noch 2700 (Tarif A%
Zuwendung der einen Geſellſchaft an die andere

Ie 1 ) ; dagegen unterliegt im Gegenſaß zu I und III ,

erblickt werden , die der Schenkungsſteuer unterliegt . wo die Geſchäftsübernahme bzw. - Einlage ganz , wenn

Aehnliches gilt natürlich auch, wenn die G.m.b.H. auch nach verſchiedenen Säßen zu bewerten war ,

zwar nicht ganz unentgeltlich, aber doch zu einem im Falle III die ſpätere Geſchäftsübertragung einer

unverhältnismäßig niedrigen Preis ihr Vermögen Gebühr nur inſoweit , als Uebertragungsatte in

der AG . „ vermietet“ oder „ verpachtet“ . Mitunter Frage kommen, die nach allgemeinen Beſtimmungen

werden von der G. m . 6. . nur die unbeweglichen ſtempelpflichtig find ( Immobilien, Geſchäftsanteile );

Beſißgegenſtände der AG . zur ( entgeltlichen oder alſo entſtehen hier insbeſondere für die Uebereignung

unentgeltlichen) Benüßung überlaſſen, dagegen die der beweglichen Maſchinen, Warenvorräte, Forde:

beweglichen auf die AG. zu Eigentum übertragen ; rungen 2. feine weiteren Koſten .) Andrerſeits

denn leßterer Rechtsvorgang vollzieht ſich regelmäßig aber iſt im Falle III bei Vorhandenſein von Grund

während die

mobilienhohe Roften verurſachenwürde. Aber auch lanbesgelegen im Falle der Vereinigung ſämtlicher
beſig Stempel zu manchen

.

dieſe Sachbehandlung iſt nicht zu empfehlen . Verbleibt Geſchäftsanteile in einer Hand anfällt (vgl. z. B.

nämlich der 6. m . b.H. nur ihr Immobiliarbeſitz . BayGebG. Art . 258 a - Gebührenáquivalent

ſo erſchöpft ſich ihre Aufgabe in deſſen Ver: i . e. S. ). – 11 )

waltung . Damit hat ſich – von den Terrain :
IV. Gleichzeitig mit der Errichtung der AG .

geſellſchaften abgeſehen der Gegenſtand des
tritt die 6. m . b . H. in Liquidation . Die Ge:

Unternehmens geändert, weshalb auch eine Sach :

10) Es ſei denn, daß die Geſchäftsübernahme durch

im Gründungsſtadium Gegenſtand feſter vertraglicher die AG., wie oben erwähnt, einen weſentlichen Beſtands

Abmachung, nicht nur unbeſtimmter fünftiger Pläne teil des Gründungsvertrags bildet und deshalb gang in
iſt, dann wird neben der Einlage der Geſchäftsanteile ihn aufzunehmen iſt , in welchem Fall die Geſchäftes
der Erwerb des G. m . b. H.-Geſchäftes in den Gründungs- übernahme wie unter I und II zu bewerten iſt und

vertrag aufzunehmen ſein (1. o . unter I ) ; dann fann zwar neben der Bewertung der Geſchäftsanteilsuber:

auch die Angabe über die Betriebserträgniſſe der nahme.

6.m.b. B. in den beiden legten Jahren nicht unter : 11 ) Ueber die Wertzuwachsſteuerfrage (§ 3 des Geſ . )

bleiben . vgl . 3W.1913 S. 79 ff.
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ſellichafter der 6. m. 5. H. legen als Gründer der Kleine Mitteilungen.
AG. ihre Anſprüche auf den Liquidation 8 -

erlös ein . Die Gründung iſt auch in dieſem
Berechnung der Strafzeit, wenn der Berurteilte auf

Falle qualifiziert, weil Sachgründung ; für die
Grund des § 489 StPo. verhaftet wurde. Das bayer.

DHLG. bat in ſeinen Beſchlüſſen vom 20. Januar 1909

Gründung verantwortlich ſind wiederum die G. m .

b. 5.-Geſellſchafter; ſie können auch hier ſofort
( DÉLGEntſch. Bd. 9 S. 157) und vom 23. Mai 1913

(O6L6Entid. Bd. 13 S. 233) im Grundſat an ſeiner

nach Regiſtrierung der AG. über ihre Áttien ver früheren Anſicht ") feſtgehalten, daß der Beginn der
fügen . Der Liquidator der 6. m. 6. §. wird

Strafe erſt von dem Augenblid an zu berechnen iſt,

alsbald das geſamte Vermögen der 6. m . 6. 6. in dem der Verurteilte in den Ort der Strafvod

auf die AG. übertragen, wozu er ebenſo wie der ſtredung eingeliefert worden iſt “. Dieſe Anſicht dürfte

Geſchäftsführer ohne beſondere Ermächtigung be: nach wie vor bedenklich ſein , wenn fie auc ießt eins

fugt iſt. Der Preis für die Geſchäftsüberlaffung gebender begründet iſt als früher.

wird aufgerechnet werden gegen die in der Hand
Das DolG. erwägt bei den genannten Ents

der 46. dereinigten Liquidationserlösanſprüche der
ideidungen folgendes :

Die Haft, die ein Verurteilter auf Grund des

bisherigen Geſellſchafter.
$ 489 STPD. erleidet, iſt nicht Strafhaft ſondern

Die Gebühren ſtellen ſich ebenſo, wie im Falle III, Shubhaft , alſo Polizeihaft, fte geht regelmäßig

mit der Maßgabe, daß an Stelle der 2 % für erſt mit der Ablieferung an die für die Strafe be

die Geſchäftsanteilseinlage nur 1/20 für die ſtimmte Strafanſtalt in Strafhaſt über. Sonach iſt die

Einbringung der liquidationgerlösforderung zu Strafvollſtredungsbehörde nicht verpflichtet, die bis zur

verrechnen iſt ; außerdem wird in dieſem Falle
Ablieferung erlittene Haft auf die Strafe anzurechnen.

kein ſog. Gebührenäquivalent anfallen .
Sie iſt aber berechtigt, die Schubhaft wenigſtens teils

weiſe auf die Strafe anzurechnen , wenn beſondere

Billigkeitsgründe vorliegen, nämlich inſoweit als fie

Wollen nicht ſämtliche Geſellſchafter der 6. m. „denBeitraum überſchreitet, der unter gewöhnlichen

b. . fich bei der Umwandlung beteiligen, ſo werden Verhältniſſen und Umſtänden zur Ausführung einer

diejenigen , welche nicht mitwirken wollen , vor Bes Verſchubung vom Drte der Feſtnahme bis zum Siße

ginn der Transaktion ihre Geſchäftsanteile an andere des Gefängniſſes “ – gemeint iſt die Strafvollzuggs

Geſellſchafter abtreten , welche für die Umformung
anſtalt - erforderlich iſt ".„ “

ſind, und es gilt dann wieder das oben Geſagte.
I. Bolizeibaft (Shubhaft) oder Strafbaft )?

Oder wenn derWeg unter III gewählt wird , können

die Geſellſchafter, welche gegen die Umgeſtaltung
Die hier zu beſprechenden Fälle find - in Bayern

wenigſtens – nicht ausdrücklich geſeßlich geregelt. Es

ſind, ihre Geſchäftsanteile , anſtatt fie einzulegen, beſtimmen nur die Art. 23 ff. AG. SIPD ., in welchen

von der zu errichtenden AG. gegen Barzahlung Anſtalten die verſchiedenen Freiheitsſtrafen zu bers

übernehmen laſſen. Neußerſten Falles muß den büßen ſeien ; dieſe Beſtimmungen ſind aber wohl nur

nicht mithaltenden Geſellſchaftern bei Beendigung als eine Art Ordnungsvorſchriften zu verſtehen ,

der Liquidation ihr Anteil an dem Vermögen der haben wohl auch nur den Regelfall im Auge, daß der

G. m . 6. H. hinausbezahlt werden. Hinauszah- Verurteilte feine Strafe freiwillig antritt . Jedenfalls

lungen an nicht mitwirkende Geſellſchafter tönnen
hätte es genügend deutlich ausgedrüdt werden müſſen,

natürlich auch die Höhe des Grundlapitals der
wenn ſie ſo zu verſtehen ſein ſollten, daß nur die in

AG. beeinflußen .
den vorgeſchriebenen Strafanſtalten verbrachte Zeit

als Straſhaft betrachtet und behandelt werden dürfe.

Man wird alſo wohl ſagen müſſen : „Aus den Art. 23 ff.

Welcher Weg zur Ueberleitung einer G.m.b.H. a . a . D. läßt ſich nichts folgern, weder für die grunds

in eine AG. einzuſchlagen iſt, kann nur nach den jäßliche Anſicht des DbLG. noch für die gegenteilige,

Umſtänden des einzelnen Falles entſchieden werden . daß die Strafzeit bereits von der Aufnahme in ein

Bei jeder Konſtruktion ergeben ſich Umſtändlich
Gerichtsgefängnis oder genügend ſicheres Polizei

keiten und Zeitverluſte. Es wäre daher zu wünſchen,
gefängnis an zu berechnen ſei . " Weil aber das Gefeß

daß das Geſetz die Umbildung ebenſo erleichtert,
nicht zum Gegenteil zwingt, wird ſich die Strafvolls

ſtreckungsbehörde und im Falle des 8 490 SPD. der

wie den Uebergang von der AG. zur 6. m . b. H. Richter wohl der das Grundrecht der perſönlichen

Das Bedürfnis hiefür iſt vorhanden . Abhilfe
Freiheit ) mehr achtenden Auffaſſung anſchließen müſſen,

aber wäre leicht zu ſchaffen. In das GmbHG.

ließe ſich wohl folgender ſ 81 a einfügen :
1 ) Bgl . 0620Entſch. Bd.2 S. 159, Bd . 3 S. 407,

Bd . 5 S.53 .

Die 8S 80, 81 finden entſprechende Anwen
2) An fich find ſelbſtverſtändlich beide Auffaſſungen

dung auf die Umwandlung einer 6. m. 6. H. in möglich , und da die richterlichen Entſcheidungen leßten

eine 46." - Damit wäre wenigſtens das liqui“ Endes Willensatte ſind, ſo kommt es auf die zu Papier

dationsloſe Verfahren erreicht, ein Fortſchritt, den
gebrachten Gründe ſchließlich gar nicht ſo viel an.

Für die Auffaſſung als Strafhaft vgl. Stäb in
dic Praris dankbar begrüßen würde. SeuffBl. Ihrg . 1906 S. 56. Uebrigens ſei von vorn

herein bemerkt, daß mit den hier zu machenden Aus

führungen durchaus nicht einer allzu nachſichtigen

Strafrechtspraxis, ſondern nur einer möglichſt freiheit

lichen Geſekesauslegungdas Wortgeſprochen werden ſoll.

*) Das Oblo.ſpricht ſelbſt davon (BD. 9 S. 160),

-
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die fich kurz etmpa folgendermaßen begründen läßt: Strafe für ein beſondere Verſchulden des Verurteilten

„Die Verhaftung gemäß § 489 SIPO. erfolgt auf angeſehen wiſſen. Davon im folgenden.

Grund eine rechtsträftigen , auf Freiheitsſtrafe lauten

den Urteils und dient ſeinem zwangsweiſen Vollzuge. II. Strafe für Ungehorſam gegenüber der

In Vollzug gelebt aber iſt ein ſolches Urteil, ſobald Ladung zum Strafantritt oder für Er .

Freiheitsentziehung in irgendeinem gegen Entweichung
regung von Fluchtverdadt?

genügend ſicheren Gefängnis vorliegt, alſu z. B. in Das DbLG ſagt (Bd. 9 S. 158) : „Der Bers

einem Gerichtsgefängnis oder einem entſprechenden urteilte hat es ſeinem Ungehorſam gegenüber der

Polizeigefängnis. Non dieſem Zeitpunkt an kann alſo Ladung zum Antritt der Strafe oder ſeinem Verhalten,
aud nicht mehr von Polizeihaft - nämlich Schubhaft das den Verdacht der Flucht begründete, zuzuſchreiben,

geſprogen werden ." wenn er behufe der Strafvollſtredung feſtgenommen

Das D6LG kommt ja auch ſelbſt in den eingangs und zwangsweiſe in das Gefängnis (die Strafanſtalt)

erwähnten Beſchlüſſen allerdings nur aus Rück eingeliefert wird ; er hat die Entziehung der Freibeit.

ſichten der Billigkeit im Hinblick auf die Beſonders die mit der Feſtnahme und der Ausführung der Zwange:

beiten des einzelnen Falles – dazu, wenigſtens einen maßregel der Einlieferung in den Ort der Vollſtredung

Teil der im Amtsgerichtsgefängnis zugebrachten Zeit verknüpft iſt, ſelbſt veríduldet. Dieſe Entziehung

auf die Strafzeit anzurechnen. Alſo muß es doch beruht auf dem Geſeße ( 489 StPO.) und iſt eine

von der Anſchauung ausgehen, daß auc Amts- vom Geſeße gewollte zwangemaßregel, ohne die in

gerichtsgefängniſſe an ſich geeignet ſeien, auch den auf vielen Fällen der widerſpenſtige Sinn eines Vers

Vollzug einer länger dauernden Freiheitsſtrafe ges urteilten nicht gebrochen und der ſtaatliche Strafanſprud

richteten ſtaatlichen Strafanſpruch - wenigſtens teilwenigſtens teils nicht verwirklicht werden könnte. “ Das ObLG. fußt

weiſe — zu verwirklichen . Bei den eingangs erwähnten alſo auf einem angeblichen Verſt ulden des Vers

Beſchlüſſen lagen Fälle von auffallend großen Zwiſchen urteilten. Allein von einem ſolchen wird man dot:

räumen zwiſchen Einlieferung in das nächſte Amts- wohl nicht gut reden können, wenn weiter nichts feſt

gerichtsgefängniß und Ablieferung an die Strafvollzugs- ſteht, als daß der Verurteilte der Ladung zum Straf

anſtalt zugrunde. In dem einen Falle hatte ſich die antritt teine Folge geleiſtet hat. Abgeſehen von den

Ablieferung durch Krankheit des Verurteilten, in dem nicht ſeltenen Fällen, wo der Verurteilte das nötige

andern durch die inmitte liegenden Oſterfeiertage ers Reiſegeld nicht beſikt und deshalb die Zwangereiſe

heblich verzögert. Immerhin hat das DbLG, in dem vorzieht, iſt es wohl auch grundſäßlich verkehrt, einem

einen Falle noch etwa 24 Stunden, in dem andern Verurteilten einen Vorwurf daraus zu machen, daß

fogar dreieinhalb Tage der amtègerichtlichen Inhafties er es auf das äußerſte antommen läßt und erſt den

rung auf die Strafzeit nicht angerechnet. Gerade Awang zum Strafantritt abwartet. Dazu ſind die

aber ſolche Fälle, wo zur Vermeidung einer unbilligen ſtaatlichen Zwangsmittel da, damit von ihnen im ges

Härte “ an der grundſäßlichen Anſicht nicht ſtreng gebenen Falle Gebrauch gemacht werde. Es dürfte

feſtgehalten werden kann, legen die Frage nahe, ob nicht angeben, jemanden bloß delwegen , weil er den

denn die grundjäßliche Anſicht überhaupt richtig iſt. Staat zur Anwendung ſeiner Zwangsmittel nötigt,

Und da wird man wohl ſagen müſſen : Polizeihaft darf in Strafe zu nehmen, d. h . in den hier fragliden

nur da angewendet werden und von Polizeihaft darf nur Fällen die Freiheitsentziehung zu verlängern . Die

da geſprochen werden, wo auf andere Weiſe die Staats- Sache iſt hier vielleicht ähnlich gelagert wie bei dem

zwede nicht oder nur unter erheblichen Weitſchweifig in der Hauptverhandlung leugnenden Angeklagten ,

teiten erreicht werden könnten . Der hier zu erreichende dem man nicht etwa das Leugnen als ſtraferſchwerenden

Staatssed iſt Freiheitsentziehung auf Grund eines Umſtand anrechnen darf.) So gut der Angeklagte

rechtskräftigen, auf Strafe lautenden Urteils. Dieſer das „Recht“ hat, zu leugnen, ebenſogut hat der Ver

Staatszwed iſt aber ſchon erreicht, ſobald ſich der Ver- urteilte das „ Recht“, der Ladung zum Strafantritt

haftete überhaupt in ſicherem Gewahrſam befindet, feine Folge zu leiſten . Beſonders verſtändlich wird

nicht erſt wenn er in die Strafanſtalt eingeliefert iſt. dies ſein, wenn der Verurteilte – der z. B. nur auf

Mit dieſem Verbringen in ſicheren Gewahrſam icon Indizien hin verurteilt wurde — tatſächlich unſchuldig

iſt doch wohl „ der widerſpenſtige Sinn des Verurteilten iſt, alſo ſachlich zu unrecht ſeine Strafe abfißen muß.

gebrochen und der ſtaatliche Strafanſpruch verwirklicht" Im übrigen aber iſt eben doch bei vielen Meniden

der Freiheitsdrang größer als die Bereitwilligkeit,

zweifelsfrei feſtſtehendes Verſchulden

urteilten bei Nichtbefolgung der Ladung zum Straf- wird eben der ſtaatliche Zwang ausgelöſt und damit

antritt angenommen – wer der Ladung zum Straf- iſt die Sache erledigt .

antritt keine Folge leiſtet, ſagt ja damit nicht: „Ich Nicht anders ſteht es mit der Verhaftung wegen

will mich nur in der Strafanſtalt & nicht ſtellen, wo Fluchtverdachte . Eine ſolche Berhaftung zum Zwede

anders würde ich die Strafe antreten “ , ſondern er will des Strafvollzugs erfolgt ja eben deshalb , weil die

überhaupt keine Freiheitsentziehung auf ſich nehmen ; Strafvollſtreckungsbehörde von vornherein annimmt,

ſeine Widerſpenſtigkeit iſt alſo beſiegt, wenn er über- daß eine Ladung zum Strafantritt ohne Erfolg ſein

haupt, gleichviel wo, ſicher hinter Schloß und Riegel werde. Die obigen Ausführungen für den Fall des

ſigt. Es iſt daher auch nicht einzuſehen, warum die Ungehorſams gegen die Ladung gelten auch hier . Es

hier fragliche Freiheitsentziehung nicht die Eigenſchaft kommt vielleicht hier ſogar noch weiter in Betracht,

einer Strafe “ haben ſollte. Dieſe Eigenſchaft hat ſie daß naturgemäß die Entſchließung der Strafvoll:

fiber, nur will ſie das DILG. gewiſſermaßen als ftredungsbehörde ſehr raid getroffen werden muß,

daß ſich aber der Fluchtverdacht bei näherem Su

daß die 88 482, 493 SIPO ., 60 StGB. vom Geiſte des

favor libertatis getragen ſeien ; warum ſollte dies dann 4) Vgl. Räb in dieſer Zeitſchrift Jahrgang 1907

nicht auch für $ 189 StPO. gelten ? 6. 467 ft.

(OLGEntit. Bb. 9. S. 158).Denndennebesemere behördlichen Anordnungen Folge zu leiſten. Dann
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iehen als unbegründet erweiſen könnte. Dieſe Möglich Hindernis ſteht dem Strafvollzug auch nicht entgegen ,

teit wird es in ſolchen Fällen wohl erſt recht angezeigt da ja das Urteil rechtsträftig iſt. Eine beſondere Vor

erſcheinen laſſen , die Schubhaft idon von dem Seits ſchrift entſprechend § 482 iſt eben für die Fälle des

punkt der Aufnahme in ein Gerichtsgefängnis oder 8 489 wohl deshalb nicht erlaſſen worden, weil der

ficheres Bolizeigefängnis an auf die Strafe anzurechnen . Gelebgeber es als ſelbſtverſtändlich erachtet hat, daß

Die vom ObLG . beigebrachten Gründe dürften dieſe Haft -- da ja bereits ein rechtskräftiges Urteil

alſo doch wohl nicht hinreichen , um die daraus ge- vorliegt auch ohne weiteres auf die Strafe anges

zogene Schlußfolgerung zu rechtfertigen. Bei der rechnet werde. ) Bei dieſer Freiheitsentziehung darf

Mittelmeinung wie ſie dieſes Gericht nunmehr ver- es alſo ebenſowenig wie bei der Unterſuchungshaft im

tritt, handelt es ſich ja ohnedies immer nur höchſtens Falle des § 482 darauf ankommen, ob die Freiheits

noch um einige Tage, die nicht angerechnet werden entziehung in der „ uſtändigen " Strafanſtalt ſtattfindet.

könnten ; geſeßlich geregelt ſind die hier fraglichen Sowohl die Unterſuchungshaft als auch die Polizei

Fälle nicht; alſo beſteht wohl tein Hindernis, auch haft nach § 489 -- ießt angenommen, daß es ſich wirf

noch dieſe wenigen Tage auf die Strafe anzurechnen. lich um Polizeihaft und nicht um Strafbaft handle

Die Entſcheidung auf ein Verioulden des ſind tatſächliche, vom Staate verhängte Freiheits

Verurteilten zu gründen hat auch deshalb etwas Miß= entziehungen . Der innere Grund, warum die Unter

liches, weil bei Zugrundelegung der Anſchauung des ſuchungshaft nach § 482 angerechnet werden muß ,

06 : G . die Strafvollſtreckungsbehörden wohl bers ift offenbar der, daß vom Standpunkt des Angellagten

pflichtet wären, ein Verfdulben des Verurteilten feſts aus weil er ſich dem Urteil unterworfen hat oder

zuſtellen, ehe ſie die Strafzeitberechnung vornehmen . die Rechtsmittelfriſt verſtrichen iſt die Strafhaft

Denn der ganze Strafvollzug wird ja don Amts wegen bereits beginnen könnte. Im Falle des § 489 fönnte

betrieben. Es müſſen alſo zum mindeſten naheliegende aber da ein rechtskräftiges Urteil vorliegt nicht

Umſtände feſtgeſtellt werden , die für die Strafzeit- nur vom Standpunkte des Verurteilten aus, ſondern

berechnung von Belang ſein können, wie insbeſondere auch vom Standpunkte des Staates aus die Strafhaft
auch der Umſtand, ob der Verurteilte nicht nur wegen bereits beginnen , alſo muß auch die Polizeihaft " nach

Mangels des Reiſegelde der Ladung zum Straf: $ 189 unverkürzt auf die Strafe angerechnet werden .

antritt teine Folge geleiſtet hat.") Es fönnte ſich dann Das ObLG. ſpricht auch ſelbſt (Bd. 9 S. 160

ergeben, daß die Ausnahmen von dem Grundſaß – daß oben) von analoger Anwendbarkeit der $8 482, 493

die Strafe erſt mit der Einlieferung in die betreffende StPO . und des § 60 StGB.; in Wirklichkeit wendet
Strafanſtalt beginne – jo zahlreid werden würden,ſo es aber nur den § 60 StGB. („kann angerechnet

daß man ſie als die tatſächliche Regel betrachten tönnte. werden ") ſowie den $ 493 StPO. (der allerdings icon

Dieſer Umſtand würde ja allerdings an ſich nicht maßs die Worte: „ iſt anzurechnen “ gebraucht) analog an,

gebend ſein, aber er gibt doch wohl einen kleinen nicht aber den 8 482 StRD ., der undertürzte An

Fingerzeig, in welcher Richtung die auch den Bes rechnung vorſchreibt, es alſo nicht in das pflichtmäßige

dürfniſſen der Praris am meiſten entſprechende Ans Ermeſſen der Strafvollſtredungsbehörde oder - im

ſicht zu ſuchen ſei. Falle des § 490 StPO. – des Richters ſtellt, ob ſie

etwas und wieviel ſie anrechnen wollen . Von einer

III . Sinngemäße Anwendung des § 482 S +PD. unverkürzten Anrechnung kann aber nur dann ges

Die Strafprozeßordnung iſt - das tann wohldas kann wohl ſprochen werden , wenn die ganze Zeit von der Ein

nicht beſtritten werden – ein etwas lüdenhaftes Geſeß, lieferung in ein Gerichts- oder ſicheres Polizeigefängnis

und ſo gut ſich die Braris icon damit geholfen hat, an auf die Strafe angerechnet wird.

zur Ausfüllung vorhandener Lüden Beſtimmungen Das Ergebnis iſt alſo folgendes : Entweder iſt

der SPD. heranzuziehen , ebenſogut muß es aud zus die Haft auf Grund des § 489 SPD. Strafhaft ,

läſſig ſein, Beſtimmungen der StPO. ſelbſt in ges dann iſt die Anrechnung auf die Strafe ſelbſtverſtändlich.

eigneten Fällen entſprechend anzuwenden. Hier nun Aber auch wenn ſie Polizeihaft iſt, muß die Anrechnung

kommt 8 482 in Betracht. Die hilfsweiſe Heranziehung erfolgen auf Grund des finngemäß anzuwendenden

dieſer Geſebesſtelle muß aber m. E. dazu führen, daß § 482 StPO.

auf die Strafzeit auch die auf Grund des Haftbefehls Amtsrichter Dr. Mäb in Neumarkt i . D.

erfolgte Verwahrung in einem Berichtsgefängniß oder

gleich ſicheren Polizeigefängnis underkürzt anzu= 5) Man bedenke auch noch folgendes : Trifft ein

rechnen iſt. Von Unterſuchungshaft kann allerdings Verurteilter nach Erlaß eines Urteils aber erſt an dem

im Falle des § 489 nicht mehr geſprochen werden, Tage, an dem die Rechtsmittelfriſt abläuft, Anſtalten

weil ja nichts mehr zu unterſuchen iſt, aber es handelt zur Flucht und wird verhaftet, ſo wird ihm, wenn

ſich doch wie bei der Unterſuchungshaft – um eine dann am nächſten Tage das Urteil rechtskräftig wird

Freiheitsentziehung, die im Intereſſe der raſchen und
oder wenigſtens er ſelbſt kein Rechtsmittel mehr ein

ſicheren Durchführung des ſtaatlichen Strafanſpruch
legt, nur ein Bruchteil eines Tages auf die Strafzeit

verhängt wird ; hier wie dort ſoll durch die Freiheits
nicht angerechnet. Wartet er aber mit den Anſtalten

zur Flucht bis nach rechtskraft des Urteils was

entziehung die angenommene Fluchtgefahr – dieſe doch wohl milder zu beurteilen iſt, weil die Verjährung

fonımt wenigſtens in der weitaus größten Zahl der der Strafvollſtreckung ſich in längeren Friſten voll

Fälle in Betracht beſeitigt werden . Iſt der Ver- zieht als die Verjährung der Strafverfolgung

urteilte auf Grund des 8 489 in ſicheren Gewahrſam io fann es kommen , daß er zu ſeiner Straße eine Zu

verbracht, ſo iſt die Fluchtgefahr beſeitigt . Ein anderes
lage von einigen Tagen befommt. Dieſes Ergebnis

kann vom Gefeßgeber nicht gewollt ſein .

5) Die Strafvollſtreckungsbehörden werden ſchon

deshalb ſehr peinlich vorgehen müſſen, damit ſie ſich

nicht allenfalls einer Verfehlung gegen § 341 StGB .

(lefte Alternative) ſchuldig machen .

“

.
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Zuläffigteit der Widertlage und des Zurüdbehal : nebeneinander ſind ebenſo unmöglich, wie die Einrebe

tungsrechtë trok Unzuläſſigkeit der Aufrechuung ? Rechtss der – nicht vorſorglichen – Aufrechnung zuſammen

anwalt Dr. A. Fürnrohr bekämpft in Nr. 12 dieſer Seits mit der Widertlage auf Grund des gleichen Anſpruchs.

ſchrift (S. 250 ) meine Darlegungen, nach denen bei Un= Abgeſehen davon würde, wenn das Zurüdbehaltungs

zuläſſigkeit der Aufrechnung aud die Widerklage nicht recht gegeben wäre, für die Widertlage auch das Rechts

ſtatthaft iſt. ichußbedürfnis entfallen ; denn es kann ja der Anſpruch

1. Fürnrohr verbindet zunächſt ohne weiteres die auf Verneinung des Klageanſpruchs durch Einrede

Erörterung zweier Fragen, die nicht durchaus nach den geltend gemacht werden, ſo daß es der Widerllage nicht

gleichen Geſichtspunkten zu entſcheiden ſind. Er meint, bebari.

„daß die Widerklage in ſolchen Fällen wohl ſtets in 2. Wenn auch die Fragen nach der Zuläſſigkeit

Verbindung mit der Ausübung des Zurücbehaltung & s der Widerklage und des Burüdbehaltungsrechts fich

rechts (8 273 BGB. ) auftritt" . Dabei hat er offenbar nicht durchweg nad den gleichen Geſichtpunkten ents

nicht den Fall der Widerklage auf Feſtſtellung des îcheiden , ſo iſt doch Fürnrohr darin beizuſtimmen , daß

Burüdbehaltungsrechte8 ') im Auge ; denn er ſpricht beide im Ergebnis auf das gleiche Ziel hinauslaufen ,

ja von der „Ausübung" und der Geltendmacung nämlich auf Vereitelung des geſeblichen oder vertrags

des Zurüdbehaltungsrechtes, wie er auch als deren mäßigen Ausſchluſſes der Aufrechnung. Und aus

Folge die Verurteilung des Klägers Zug um Bug dieſem Grund iſt allerdings anzunehmen , daß, ebenſo

(8 274 BGB. ) erwähnt. wie die Widerklage, ſo auch die Ausübung des Zurüd :

Das Zurüdbehaltungsrecht wird im Rechtsſtreit behaltungsrechts bei Unzuläſſigkeit der Aufrechnung

ausſchließlich durch Einrede ?) zur Geltung gebracht. unſtatthaft iſt. Iſt die Aufrechnung durch Geſeß oder

Eine Ausübung des Burüdbehaltungsrechts duro Verbot ausgeſchloſſen, ſo muß der Schuldner ſeine

Klage oder Widerklage iſt ausgeſchloſſen; denn es Verpflichtung erfüllen , unbekümmert um etwaige ihm

begründet feinen Anſpruch, ſondern ſchafft nur einen zuſtehende Gegenrechte. Damit entfällt das Zurüds

Abwehrbebelj.') behaltungsrecht ſchon nach dem Wortlaut des § 273

Neben der Einrede des Zurückbehaltungsrechte ſteht Abſ. 1 BGB.; denn es greift nur Plaß, ſofern fich

alſo die Widerklage auf den Leiſtungsanſpruch ſelbſt. nicht aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt. )

Wenn alſo auch beide Behelfe zuſammen auftreten
Schon in der Entſteidung vom 24. April 1908 ')

würden, würde die Zuläſſigkeit des einen an ſich nichts hat das Reichsgericht erklärt : „Wenn ein Zurüd:

für oder wider die Zuläſſigkeit des andern dartun, wie

denn auch die proseſſualen Bedenken , die gegen die

behaltungerecht wegen einer fälligen Geldforderung

Buläſſigleit der Widerklage zu erheben ſind, das Zurüds

geltend gemacht wird, ſo iſt dies in Wahrheit regel

mäßig die Erklärung der Aufrechnung ," und es hat

behaltungsrecht nicht treffen. Es wären alſo beide hieran in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten.

getrennt zu behandeln, ſelbſt wenn ſie, wie Fürnrohr

meint, zuſammentreffen würden.
Bu unredt greift Fürnrohr dies an . Das Reichss

Der Ausgangepunkt Fürnrohrs iſt aber unrichtig.

gericht verwechſelt nicht die Gleichheit des Erfolgs mit

Die Widerklage tritt nicht „wohl ſtets " in Verbindung
der Gleichheit des Mittels. Es weiſt nur die unter

mit der Ausübung des Zurüdbehaltungsrechts auf.
einer falichen Bezeichnung auftretende Aufrechnung

Im Segenteil ! Beide ſchließen ſich gegenſeitig aus.
zurüd. Daß die falſche Bezeichnung eines rechtlichen

Wäre Fürnrohrs Meinung richtig, ſo würde das Urteil
Vorgangs belanglos iſt, iſt ein anerkannter Rechtsjak.

nicht nur, wie er meint, dahin lauten können, daß der

Es gehört ja gerade zum Weſen der Geſete umgebung,

Beklagte zur Zahlung von 100 M Zug um Zug gegen
daß ſie einen verbotenen Erfolg mit einem ſcheinbar

Zahlung von 100 Man ihn verurteilt würde. Das
erlaubten Mittel erreichen will.

wäre nur die Entſcheidung über die Klage unter Be
Der wahre Wille des Seieres wie der Partei ift

rückſichtigung der Einrede des Zurückbehaltungsrecht
zu erforſchen. Dieſer aber geht, wenn die Aufrechnung

($ 274 BGB .). Damit iſt aber die Widerllage noch
ausgeſchloſſen iſt, dahin, daß die Rechte des Gläubigers

nicht erledigt . Auch über ſie müßte im Urteilsſaß
von etwaigen Gegenrechten des Schuldners unberührt

entichieden werden . Iſt ſie zuläſſig und begründet,
bleiben ſollen. Andernfalls wären ja alle geſeßliden

ſo kann der Ausſpruch nicht anders als auf Verurteilung
Aufrechnungsverbote völlig wirkung - und daher finn

des Klägers und Wider beklagten lauten.
loje Beſtimmungen .

Die Folge iſt, daß der Kläger im Ergebnis doppelt
Wenn ließlich Fürnrohr den Uusidluß der

verurteilt iſt. Er muß,will er die ihm zuerkannten Aufrechnung ſchlechthin als „ ſinnwidrig“ bezeichnet,

100 M haben, 100 M anbieten ($ 756 ZPO.). Ungehindert ſo verkennt er offenbar deſſen außerordentliche wirts

aber kann der Beklagte aus dem den Kläger verurteilens chaftliche Notwendigkeit. Im Gegenſat zu ihm haben

den Teil des Urteilsſafes vollſtreden . Der Bellagte, die Geſeßgeber dieſe von jeher anerkannt. Gefeßlice

der in dem ihm günſtigſien Fall nichts ſchuldig iſt, er: Aufrechnungsverbote hat es im römiſd gemeinen Recht")

hält alſo noch 100 M. Es kann nicht Aufgabe des wie im preußiſchen ®) und bayeriſchen) Landrecht ges

Vollſtredungsgericht ſein , bier eine Berichtigung eins geben, und nicht weniger finden ſie ſich im geltenden

treten zu laſſen . Das Urteil ſelbſt darf nicht über

einen Anſpruch doppelt entſcheiden, daher müßte der “) JW. 1911 S. 536 .

Beklagte, ſtünden ihm wirklich Zurüdbehaltungerecht
“) Warneyer 1908 S. 440 Nr. 550 und Mecht 1908

und Widerklage zu , zwiſchen beiden wählen. Beide Nr. 2133 .

8) Recht 1913 Nr. 2848 ; RG. Bd . 83 S. 138.

1) Vgl . Warneyer 1908 S. 440 Nr. 550.
? ) Windſheid, Pandekten 5. Aufl. Bd. 2 § 350

3) Staudinger Anm . I 5 zu § 273, 1 zu § 274 ; Ziff. 7 und die Quellenſtellen in Fußnoten 24-26 ;

Pland Anm . 1 zu § 273 ; RORKomm. Anm . 1 zu $ 397 Fußn . 5.

8 273, Anm . 1 zu § 274 . 8 ) ALR . Teil 1 Tit. 16 , 88 363 f. , 366, 368 17.

3) RORKomm. Anm . 1 zu § 273. 9) Kreittmayer, Annot. Teil 4 Aap. 15 § 1 Biff. 3.
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franzöſiſchen Recht.'9) In teinem dieſer Rechte iſt ein

Verbot des vertragsmäßigen Aufrechnungsverzichts ents

halten ; im römiſch - gemeinen Recht war deſſen Zu

läſſigteit allgemein anerkannt,'!) im preußiſchen Lands

recht ausdrüdlich ausgeſprochen .'')

Wenn Fürnrohr nun auch der Anſicht ſein mag,

daß alle dieſe Beſtimmungen den Dentgelegen wider

ſprechen , ſo muß er ſich doch damit atfinden , daß uns

zweifelhaft das geltende Recht Aufrechnungsverbote

aufſtellt und den Aufrechnungsverzicht nicht verbietet.

Damit, daß er geſebliche Beſtimmungen für finnwidrig

erklärt, tann er ſie mit ihren Folgerungen nicht aus

der Welt ſchaffen . Er mag klagen über die dura lex ;

sed ita scripta est.

Rechtsanwalt Dr. Berlin in Nürnberg .

laſſen, wenn ſich alle Geſellſchafter an derVerbürgung

beteiligt hätten ,wie dies auch zunächſt beabſichtigt war.

Der Maßſtab verſage aber, wo nur ein Teil der Ge

ſellſchafter eine allerdings aus dem Geſellſchaftsverhält

nis heraus entſtandene Verpflichtung Dritten gegen

über übernommen habe. Das iſt nicht anzuerkennen .

Unmittelbar fann freilich in folchem Falle das Ver

hältnis der Geſchäftsanteile an der Geſellſchaft nicht

zugrunde gelegt werden ; die Einheit wird eine andere ;

es bildet ſich gewiſſermaßen eine Geſellſchaft zueinem

Einzelzweck innerhalb des Geſellſchaftsverhältniſſes zur

6. m. b . 5. mit demſelben Beteiligungsverhältnis, mit

demſelben Zähler, aber mit neuem Nenner. Der Maß

ſtab der Beteiligung der einzelnen Mitbürgen an der

Beſellſchaft ändert ſich entſprechend dem Beteiligungs

verhältnis an der Bürgſchaft von ſelbſt in ähnlicher

Weiſe, wie wenn von einem Ausgleichungspflichtigen

der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden

fann (§ 426 Abſ. Saß 2 BOB.) . Der Satz des Be

rufungsurteils : bätte man die Ausgleichungsfrage

unter den Mitbürgen bei der Uebernahme der Bürg

ſchaft erörtert, ſo würden ſie ſich einſtimmig für das

Verhältnis ihrer Geſchäftsanteile entſchieden haben ,iſt

durchaus richtig und bedenkenfrei. Er enthält nicht,

wie die Reviſion meint, eine Erörterung der für die

Entſcheidung nicht maßgebenden Frage, wie die Mits

bürgen vernünftigerweiſe die Ausgleichung unter fich

hätten vereinbaren ſollen , aber nicht vereinbart haben,

ſondern die Feſtſtellung einer ſtillſchweigenden Ver

tragsvereinbarung, die aus den Umſtänden des vors

liegenden Einzelfalles entnommen wird (vgl. Urt. des

ert. Senats VI 331/07 vom 15. April 1908). (Urt. des

VI. ZS. vom 25. Juni 1914, VI 177/1914 ). E.

3471

II.

Aus der Mechtſpregung.

Reichsgericht.

A. Sivilſachen.

I.

Zu $$ 426 Abſ. 1 und 774 Abſ. 2 BGB. Geſamt:

ichuldneriſche Berbärgung der Geſellſchafter einer G.m.b.v.

oder eines Teiles von ihnen für ein der Geſellſchaft ge:

währtes Darlehen ; nach welchen Anteileu haſten die

Bürgen in dieſem Fad untereinander ? Aus den

Gründen : Nach der Beſtimmung des § 426 Abſ. 1

BGB., die gemäß § 774 A6%. 2 BGB. auch für Mit

bürgen gilt, ſind Geſamtſchuldner im Verhältnis zu

einander zu gleichen Anteilen verpflichtet, ſoweit nicht

ein anderes beſtimmtiſt “ . Die gleichmäßige Verteilung

ſeßt einen Regeltatbeſtand voraus, bei dem anderes

nicht in Betracht kommt , als eben nur die geſamt

ichuldneriſche Verpflichtung nach außen, die dann nach

innen die Haftung nach gleichen Anteilen zur Folge

haben ſoll. Dieſer Regelfall iſt in dem vielgeſtaltigen

Leben durchaus nicht häufig, ſo daß ſich der Grundſatz

der gleichartigen Verteilung in § 426 Abſ. 1 praktiſch als

ein Hilfsſap darſtellt (RG . 75, 251; RGR.-Somm .Anm. 2

zu 8 426 ). Die Ordnung in 8 426 Abſ. 1 BOB. gilt überall

da nicht, wo die Geſamtſchuldner unter ſich durch ein

rechtliches Band vereinigt ſind, das den Maßſtab für die

Verteilung der inneren Haftung nach dem ausdrüdlich

oder ſtillſchweigend erklärten Willen der Geſamtſchuldner

abgibt . Die Geſellſchafter einer G. m . b . H. ſtehen ſich

nun nicht fremd gegenüber, wie die Attionäre einer

Aktiengeſellſchaft, wenn auch die G. m . b . . gleich

dieſer eine von der Geſamtheit der Geſellſchafter ver

ſchiedene ſelbſtändige juriſtiſche Perſon iſt ; ſie ſtehen

in einem Vertragsverhältnis zu einander, das eine be

ſondere Art des Geſellſchaftsvertrags iſt (8 2 , 3, 14 ff.,

45 GmbHG.) . Es iſt gerade die Eigentümlichkeit der

G. m . b . B., durch die ſich das Jnnenverhältnis der

Geſellſchaft des BGB. nähert ($ 706 BOB. ) , daß die

Beteiligung der Geſellſchafter der G. m. b . H. am Stamm

fapital und damit auch am Gewinn und Verluſt, „der

(Geſchäftsanteil“ (§ 14), verſchieden feſtgeſeßt werden

tann (S$ 5, 14, 29 Abſ. 2, 26 GmbHO .). Es iſt darum

von voruherein anzunehmen , daß im inneren Verhält

niſſe der Geſellſchafter bei allen Verpflichtungen , die

ſie in Angelegenheiten der Geſellſchaft übernehmen, der

Geſchäftsanteil den Maßſtab für die Verteilung unter:
einander bilden ſollte . Der Kläger will das nur gelten

10) Cod . civ . Art. 1293, auch 1294, 1298 .

11) Windſcheid a. a . D. Fußn. 29 S. 337.

" ) ALR . Teil I Tit . 16 § 372.

Kann eine Zuſtimmung i. S. de $ 1565 ubi. 2 BGB.

dann angenommen werden, wenn der eine Gatte den

Ghebruchdes andern gewünſcht und herbeigeführt hat,

um einen Grund zur Scheidung zu haben ? Aus den

Gründen : Das BG . ſtellt feſt, daß die Beklagte mit

dem vom Kläger mit ihrer Ueberwachung betrauten

Zeugen K. den Beiſchlaf vollzogen hat . Es nimmt

gegenüber dem Einwande der Beklagten, ſie ſei von K.

vergewaltigt worden, auch an , daß ſie ſich ihm frei

willig hingegeben habe. Andererſeits aber erachtet

es für dargetan, daß der Kläger dem Ehebruce zu

geſtimmt habe . Zwar ſieht es nicht als bewieſen an ,

daß der Kläger X. ausdrüdlich beauftragt habe, mit

der Beklagten geſchlechtlich zu verkehren ; wohl aber

entnimmt es aus dem Verhalten des Klägers, be

ſonders auch aus ſeinem Benehmen bei und nach dem

von ihm ſelbſt beobachteten Ehebruche, daß er die

Beiſchlafsvollziehung gewünſcht habe, daß er abſichtlich

die Umſtände herbeigeführt habe, unter denen die Be

flagte der Verführung unterlag , und daß er mit dem

Ehebruch einverſtanden geweſen ſei. Es iſt der An:

ſicht, daß die hierin zu findende Zuſtimmung zum Ehe

bruch ihre Wirkſamkeit behalte, obwohl ſie aus dem

Wunſche heraus erteilt ſei, geſchieden zu werden, und

hält deshalb übereinſtimmend mit dem 1o . die auf

den Ehebruch der Beklagten geſtüßte Scheidungsklage

gemäß § 1565 Abſ. 2 BOB. für unbegründet. Die

Reviſion wirft dem Q10. in erſter Linie vor, es habe

den Begriff der Zuſtimmung verkannt. Sie führt unter
Berufung auf die Mot. zum I. Entw . des BGB.

( IV S. 587) aus: Zuſtimmung läge nur vor, wenn

der Kläger ſich den Ehebruch der Beflagten zu eigen

gemacht und zu erkennen gegeben hätte , daß die Be

gehung des Ehebruchs ſeine eheliche Geſinnung nicht

beeinträchtige und ihm die Fortſegung der Ehe nicht
unmöglich mache. Genau das Gegenteil aber ſei der

Fall. Der Kläger habe vor dem Auftreten is einen

ſtarfen Verdacht gehabt, daß die Beflagte die eheliche

Treue nicht wahre. Er habe deshalb ein berechtigtes
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Jntereſſe daran gehabt, fich davon zu überzeugen, ob der Strafleiſtung betrifft, und daß nicht dieſelben Lats

fie in der Tat ſo weit fallen würde, ſich A. hinzu : fachen für Grund und Betrag des Anſpruchs auf Strafe

geben . Eine Zuſtimmung zum Ehebruche ſei aus dieſem maßgebend ſind. Danach kann ein Urteil über den

Berhalten nicht zu entnehmen . Dieſer Angriff geht Grund des Anſpruche vorab erfennen und die Ents

fehl . Die Zuſtimmung , von der in § 1565 Abſ. 2 die ſcheidung über den Antrag auf Strafermäßigung dem

Rede iſt, hat ebenſowenig wie die in § 1570 behandelte Verfahren über den Betrag vorbehalten . Aus dieſen

Berzeihung rechtsgeſchäftlichen Charakter. Sie iſt viel . Gründen tann auch die Entgegnung, es könne wegen

der er:

halb nicht dem anderen Gatten gegenüber mäßigungsantrag Beachtung finden,

erklärt zu werden , ja ſie braucht nicht einmal zu dem Verfahren über den Betrag vorbehalten werden.

deſſen Kenntnis gebracht zu werden , ſondern es genügt (Urt. d . III. ZS .vom 24. September 1914, III 169/14 ).

zur Zuſtimmung, wenn der verleßte Ehegatte in irgend

einer Weiſe ſein Einverſtändnis mit dem Ehebruch zu IV.

erkennen gibt. Dashat der Senat bereits wiederholt

und noch ganz kürzlich ausgeſprochen (vgl. die Urteile Þaftet der Wirt für Verlehrsſicherheit der dem Ber :

vom 17. März 1910 IV 253/09 3W . 476 Nr. 16 und tehr nicht freigegebenen Nebenräume? Der Klägerwar

vom 14. Mai 1914IV 71/14 ). Wenn Zuſtimmung in inder Neujahrsnacht aus dem Langſaal in den Lichthoi

Frage kommt, wird allerdings in der Regel die Sache gegangen, dort an ein Fenſter des Wirtſchaftsſaales

jo liegen, daß der zuſtimmende Gatte zu erkennen getreten , um ſeine Bekannten durch das Fenſter zu bes

gibt, daß die Begehung des Ehebruchs ſeine eheliche glüďwünſchen , und in den unter dem Fenſter befinds

Geſinnung nicht berührt und ihm die Fortſeßung der lichen unbededten Lichtſchacht geſtürzt.

Ehe nicht unmöglich macht (vgl. die Motive an der Aus den Gründen : Daraus, daß der lichthof

von der Meviſion angeführten Stelle ). Aber not- gelegentlich zu anderen Jahreszeiten den Gäſten zum

wendige Vorausſeßung der Zuſtimmung iſt das nicht. Aufenthalt gedient hat , kann nicht auf ſeine Widmung

Bielmehr iſt für die Frage, ob die Zuſtimmung wirk- zum Gäſteverkehr oder auch nur auf eine Zulaſſung

ſam erteilt iſt, ohneweſentliche Bedeutung , ob und in dieſes Verkehrs in der Neujahrsnachtgeſchloſſen werden .

welchem Maße die eheliche Geſinnung des zuſtimmen- Wenn der Wirt z. B. bei Ueberfüllung des Gaſthofs

den Gatten durch den Ehebruch des anderen Gatten ſeine eigenen Wohnräume Gäſten überläßt, ſind dieſe

berührt wird, mit dem er ſich einverſtanden erklärt . Näume damit nicht für alle Zukunft Vertragserfüllungs

Jnsbeſondere wird der Zuſtimmung ihre Wirkſamkeit räume geworden , für deren Verkehrsſicherheit er jedem

auch dadurch nicht genommen, daß ſie aus dem Wunſche abſichtlich dorthin geratenen Gaſte einzuſtehen hätte .

heraus erteilt worden iſt, geſchieden zu werden. Auch Der Wirtſchaftsgarten , der im Sommer von Gäſten

das hat der Senat in Fällen , die dem hier zur Ent: ſtändig benüßt wird, braucht im Winter nicht ohne

cheidung ſtehenden völlig gleich lagen , ſchon mehrfach weiteres durchaus verkehrsſicher gehalten zu werden .

anerkannt(vgl. außer dem bereits erwähnten Urteile Ob der Beflagte aus dem Gaſtaufnahmevertrag haften
vom 14. Mai 1914 vor allem das dort angezogene würde,wenn der Gaſt infolge einer Verwechſelung

Urteil vom 14. Februar 1907 IV 337/06) . Der Gatte, irrtümlich den Lichthof betreten hätte, oder wenn die

der, um einen Scheidungegrund zu erlangen, einen Gefahrenquelle, die unbedeckte Luđe, unmittelbar vor

Ehebruch des anderen Gatten herbeiführt, wünſcht der aus dem Tanzſaal in den Lichthof führenden Tür

dieſen Ehebruch. Wer aber ein gewiſſes Geſchehen ſich befunden hätte , bedarf der Unterſuchung nicht. Denn

wünſcht, iſt, wie ſich Dpet ausdrüđt (Bemerkung 9c der Kläger hat nicht irrtümlich ſondern abſichtlich den

zu § 1565 ) , notwendig damit einverſtanden, daß ſich Lichthof betreten, und die Luce liegt weitab vom Gin :

dicſes Geſchehen verwirflicht, er ſtimmt ihm alſo zu. gang . an einer Stelle , wo kaum je ein Gaſt auch nur

(Urt. des IV. ZS. vom 8. Juni 1914 , IV 592/1913 ). das Geringſte zu tun gehabt haben könnte, auch wenn

E. der Lichthof dem Gäſteverfehr freigegeben geweſen wäre.

III . Die Winterkälte der Neujahrsnacht, die fehlende Bes

dachung des Raumes, der Mangel eigener Beleuchtung

Der Antrag, die Vertrageſtrafe zu ermäßigen, be: des Hofes mußten dem Kläger und jedem Gaſte, der den

trifft nicht den Grund des Anſpruchs ſondern den Be: şof betrat, ſchlechthin ſofort klar machen , daß der Hof

trag. A us den Gründen : Die in der Rechtslehre nicht zu den Räumen gehörte, die der Wirt der Bes

ſtreitige Frage, ob der Antrag des Schuldners auf nußung durch die Gäſte freigeben wollte. Es tommt

Strafermäßigung den Grund des Zahlungsanſpruchs deshalb nicht darauf an , ob der Zugang in den Lichthof

betrifft oder nur den Betrag, iſt in leßterem Sinne für den ihn abſichtlich Betretenden mehr oder minder

zu beantworten. Das eine Vertragsſtrafe herabießende erſchwert war, ob die Türe verſchloſſen , eine Klinte vors

Urteil hat allerdings rechtsgeſtaltende Bedeutung. in- handen war oder nicht. Auch wenn man in Betracht

dem ein Teil der Forderung aufgehoben und zu einem zieht, daß es ſich um eine Silveſterfeier im Mheinland

anderen Teile verurteilt wird . Der aufgehobene Teil handelte , bei der der Genuß erheiternder Getränke und

der Forderung gilt als von Anfang an nicht geſchuldet, fröhliche Ausgelaſſenheit eine Rolle ſpielten , kann nicht

der Teil , zu deſſen Zahlung verurteilt wird, als von geſagt werden , daß ein die Verfehrsſorgfalt beobachten:

Anfang an geſchuldet. Dieſe Bedeutung des Urteils der Wirt damit hätte rechnen müſſen , ein Gaſt könne

entſtammt eben ſeiner rechtsgeſtaltenden Kraft. Allein auf den eigenartigen Silveſterſcherz verfallen ,vom Bicht

$ 343 BOB. ſagt nicht, es ſei das Verſprechen der Strafe hofe aus die Inſaſſen des Saales zu beglückwünſchen .

zu dem unverhältnismäßigen Teil nicht verbindlich, Die Gewährleiſtung der Verfehrsſicherheit des Lichts

das Geſeß erfennt vielmehr an , daß die Strafe an hofe gehörte deshalb nicht zu den Vertragspflichten des

fich verwirft iſt, läßt ſie aber wegen Unverhältnis- Beflagten gegenüber demKläger. Das Fehlen der lucens

mäßigkeit aus Billigkeitsgründen nachträglich herab- bedeckung in der Neujahrsnacht gereicht ihm nicht zum

ſeben . Dieſe Billigfeitsrüdſichten brauchen nicht not: Verſchulden . Die gegenteilige Annahme würde eine uns

wendig in den bereits bei Vertragsſchluß vorhandenen erträgliche Ueberipannung der Anforderungen an die

Tatſachen zu liegen. Es ſind vielmehr unter Um: im Verfehr erforderliche Sorgfalt bedeuten . Die Ers

ſtänden auch ſolche Tatſachen bei Prüfung der Uns ſtreďung der für die Verlehrsräume beſtehenden Siches

verhältnismäßigkeit mit heranzuziehen , die ſich erſt rungspflicht auſ leicht zugängliche Nebenräume iſt nur

nach Vertragsſchluß eingeſtellt haben, und deren Ein- inſoweit zuzugeben, als es ſich um den Schuß gegen Bers

treten von niemand vorausgeſehen werden konnte. wechſelungen, auch wohl um die Fürſorge für Trunfene

Vieraus erhellt, daß der Antrag auf Herabſeßung der handelt. Gegenüber einem ſeiner Sinne Mächtigen, der

Strafe wie das dementſprechende Urteil den Umjang dem Verkehr nicht gewidmete Nebenräume bewußt be

3470



Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 23. 427

a -

3448

3469

tritt, beſteht dieſe Sicherungspflicht jedenfalls nicht in kommen ſeien “ (Protokol S. 329; Bahn ,Mat. zur StPO.

dem Sinne, daß jede mögliche Gefahrenquelle in jenen S. 818). Dies entſpricht dem Sinne des Gefeßes, das

Räumen beſeitigt werden müßte. (Weiter wird aus
eine Rechtskraft des Beſchluſſes auf Außerverfolgungs

geführt, daß erſt recht keine Haftung aus unerlaubter ſeßung nur in beſchränkter Weiſe nämlich inſoweit ein

Þandlung begründet ſei) . (Urt.desIII.ZS. vom 16. Sep treten läßt, als nicht in der Folgezeit Umſtände hervor

tember 1914, III 171/14) . treten oder ſich ereignen, durch die der vordem un

genügende Verdacht gegen den beſchuldigten in einer

Weiſe verſtärkt wird, daß er nunmehr als , hinreichend
i . S. des § 201 StPO. erachtet werden kann. Alle

berartigen tatſächlichen Umſtände, alſo namentlich auch

B. Strafſachen . ſolche, durch die das Gewicht bereits früher vorgelegener

Berdachtgründe oder Beweiſe erhöht wird, müſſen als
I.

neue Tatſachen i . S. des Geſekes angeſehen werden

Neue Latſachen i. S. des $ 210 StPO. Aus den und nicht etwa nur ſolche, die unmittelbar oder mittels

Gründen : Der Beſchwerdeführer Sch . iſt durch Be- bar zu der den Gegenſtand der Unterſuchung bildens

ſchluß vom 9. September 1913 von der Anſchuldigung den Handlung ſelbſt gehören. Es unterliegt daher

eines Verbrechens aus $$ 218, 48 StGB. aus dem feinem rechtlichen Bedenken, daß die Stk. wegen der

tatſächlichen Grunde des Mangels eines ausreichenden Vorgänge, die ſich in der Hauptverhandlung vom 8. DI

Beweiſes“ außer Verfolgung geſeßt worden. Mit An- tober 1913 abgeſpielt hatten, insbeſondere wegen der

klageſchrift vom17. Oktober1913 hat der Staatsanwalt Tatiache, daß Auguſt F. bereits vor Gericht den Sch .

die öffentliche Klage wieder aufgenommen, weil in- belaſtet hatte, die Vorausſeßungen des § 210 StPD.

zwiſchen in der nicht zu Ende geführten Hauptver- als gegeben angeſehen hat. (ürt. des I. Sts. vom

handlung gegen die Mitangeklagte S. und Genoſſen 18. Juni 1914, 1D 272/14 ). E.

vom 8. Oktober 1913 der Zeuge Auguſt F., ein Bruder

der S., der bis dahin vor Gericht tein Zeugnis ab
II.

gegeben hatte, eingehend als Zeuge zur Sache auss

geſagt hatte. Auch die Zeugin Dina F., die Frau des Zu 8 14 Warenz6 ., $ 15 Wettbew6.: auf Grund

Auguſt F., hatte ſich in der Hauptverhandlung zur welcher Beſtimmung iſt der Raffeehausbefiger zu beſtrafen,

Ablegung des früher vor Gericht verweigerien Zeug- der gewöhnlichen Kaffee in Lañen verſchänkt, diedurch ein

niſſes bereit erklärt ; ſie war aber zur Sache nicht vers auf ihnen angebrachtes Warenzeichen den Anſchein er :

nommen, ſondern die þauptverhandlung ausgeſept wedeu, als jei zur Herſtellung des Geträntes der von

worden, offenbar um dem Staatsanwalt Gelegenheit dem Juhaber des Warenzeichens in Perfehr gebrachte

zu geben , die öffentliche Klage gegen den Beſchwerde- toffeinfreie Kaffee verwendet ? Ausden Gründen :

führer Sch. wieder aufzunehmen, und in einer neuen Die Angeklagten haben in ihrem Staffeehaus in fog .

Bauptverhandlung die Unterſuchungsſache gegen dieſen Hagtaſſen gewöhnlichen Staffee verſchänkt, und ihn ,

gleichzeitig mit der gegen die anderen Angeklagten ent- wenn koffeinfreier Hagkaffee nicht vorhanden war, auch

ſcheiden zu fönnen . Sowohl Auguſt F. als auch Lina ſolchen Gäſten verabreicht, die Hagfaffee forderten . Es

F. hatten im Vorverfahren nur bei einer polizeilichen fragt ſich, ob ſie dadurch gegen § 14 Warenzo. ver

Vernehmung ausgeſagt und damals hatte nach den ſtoßen haben, der den unter Strafe ſtellt, der wiſſent

Atten Auguſt F. im weſentlichen die gleichen Angaben lich Waren oder deren Verpadung und Ilmhüllung

gemacht, wie nachdem Sißungsprotokolin der Haupt- mit einem geſchüßten Warenzeichen widerrechtlich vers

verhandlung am 8. Oktober. Éntſprechend der Antlages ſieht oder dergleichen widerrechtlich gekennzeichnete

ſchrift, worin auf das Vorliegen der Vorausſeßungen Waren in Verkehr bringt oder feilhält. Dieſe Frage

des § 210 StPO . eingehend hingewieſen war, iſt gegen mußte verneint werden . Nach § 14 a. a . D. wird nur

Sch . das Hauptverfahren eröffnet worden. Das Urteil beſtraft, wer ein für einen anderen, hier die Neben

prüft die Anwendung des § 210 StBO. und hält ſie tlägerin, eingetragenes Zeichen als Warenzeichen d . h .

für gerechtfertigt, weil „die Erklärung der Verwandten, ſo verwendet, daß Dritte in den Glauben verſeßt werden

von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht feinen Gebrauch oder verſeßt werden können, die Waren, an denen oder

mehr machen zu wollen , die Geltendmachung eines an deren Umhüllung es angebrachtiſt, ſtammten aus

neuen Beweismittels darſtelle“ . Der Verteidiger rügt der beſtimmten Erzeugungs- oder Vertriebsſtelle her,

Verlegung des g 210 StPO.; in der Erklärung der die ſich für die von ihr erzeugten oder in ihrem Auf

Berwandten, von ihrem Zeugnisverweigerungsrechte trag anderweit erzeugten, aber von ihr vertriebenen

teinen Gebrauch mehr machen zu wollen , ſei nicht die Waren des benußten Zeichens zu bedienen pflegt

Geltendmachung eines neuen Beweismittels zu finden. (RG. Bd. 42 S. 87 ff.). Wer ein Stück einer Ware oder

Dahingeſtellt fann bleiben, ob es zu billigen iſt, daß die deſſen Umhüllung mit ſeinem Warenzeichen verſieht,

Stk. die Erklärung der Verwandten ,von ihrem Zeugnis- erklärt damit, dafür einzuſtehen, daß dieſes gezeichnete

verweigerungsrecht keinen Gebrauch mehr machen zu Stüđ von ihm angefertigt oder zum mindeſten als

wollen,als„Geltendmachung eines neuen Beweismittels“ ſeine anderweit in ſeinem Auftrag angefertigte, aber

bezeichnet. Es liegt in der Natur der Sache, daß ſie hier- von ihm zu vertreibende Ware von ihm in Verkehr

bei vorzugsweiſe die Tatſachen im Auge hat , gebracht iſt — RG. 43, 87 (108 ) ; 23, 365, (369) ; 30, 95

daß Auguſt F. und lina F. eine Wiederholung ihrer i ( 97). Wenn die Anbringung des Zeichens an der von

den Sch. belaſtenden polizeilichen Angaben vor Gericht einem anderen hergeſtellten Ware oder deren Um

in Ausſicht geſtellt und überdies Auguſt F. dieſe An- hüllung dieſen Sinn nicht haben kann, greift ſie in das

gaben bereits einmal eingehend vor Gericht wiederholt Žeichenrecht des Zeicheninhabers nicht ein. Dadurch,

hatte . Dieſe Tatſachen lagen zur Zeit der Außerver- daß die Ängeklagten Kaffee in ihrem Kaffeehauſe in

folgungſeßung noch nicht vor und unbedenklich konnten Sagtaſſen verſchånften, konnte teiner ihrer Abnehmer

ſie als „neue Tatſachen “ i . S. des § 210 StPO. in in den Glauben verſet werden, der von ihnen dort

Betracht gezogen werden. Bei der Beratung des Ent- verabreichte , unmittelbar vor der Beſtellung friſch

wurfs der StPO, in der Reichstagskommiſſion hat der gekochte Kaffee rühre von der Nebenklägerin her, ſei

Regierungsvertreter erklärt, daß „nach ſeiner Anſicht von dieſer angefertigt oder in den Verkehr gebracht,

unter neuen Tatſachen und Beweismitteln alle die- da jedermann weiß, daß der Kaffee als friſches Getränt

jenigen zu verſtehen ſeien, welche, nach Lage der Akten ſtets vom Verkäufer ſelbſt, dem Kaffeehausbeſißer, her

zur Zeit der Entſcheidung über die Eröffnung des Haupt- geſtellt wird und niemals von der Nebenflägerin her

verfahrens unbetannt, nicht benüßt werden konnten, rühren kann. Die Abnehmer ſind alſo nur in den

einerlei ob ſie früher oder ſpäter zur Entſtehung ge- Glauben verſeßt , das Getränt ſei aus Hagkaffee zu:
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bereitet, fagfaffee ſei der Grundſtoff des Getränks. daß er unter der Herrſchaft des BGB. aur wegen Geiſtes:

Das friſch hergeſtellte Kaffeegetränt fonnte nicht im idwäche entmündigt worden wäre. 3. St. wurde durch

Betriebe der Nebenflägerin hergeſtellt oder auch nur Beſchluß des Amtsgerichts vom 13. Auguſt 1896 wegen

vorhanden geweſen ſein ; dieſes Getränt oder deſſen Geiſteskrankheit entmündigt. Er erachtet ſich durch

Umhüllung konnte unmöglich von der Nebenflägerin eine Verfügung ſeines Vormunds für beſchwert und

mit deren Warenzeichen verſehen geweſen ſein , und hat gegen ſie bei dem Vormundſchaftsgericht proteſtiert.

deshalb fonnte der Nebenklägerin auch nicht bezüglich Von dieſem wurde ihm eröffnet, daß es nur einſchreiten

einer ſolchen , erſt von den Angeklagten herzuſtellenden könne, wenn der Vormund pflichtwidrig handle, eine

Ware ein ausſchließliches Recht i. S. des §12Warenzo . Pflichtwidrigkeit liege nicht vor. Die Beſchwerde des

zuſtehen. Das Warenzeichen ſchüßt die Ware, für die 3.St. wurde vom Čo zurüdgewieſen, weil ſie gemäß

es eingetragen iſt, oder ſolcher Ware gleichartige Ware 8 59 Abſ. 2 FOG. unzuläſſig ſei .

(RG . 26, 234/35 ) . Gleichartig ſind nur ſolche Waren, Die weitere Beſchwerde des J. St. wurde aus

bei denen die Möglichkeit der Verwechjelung oder der folgenden Gründen als unzuläſſig verworfen :

Täuſchung im Verfehr vorliegt, Waren derſelben Nach § 59 Abſ. 2 FGG. Find die Vorſchriften des Abſ. 1 ,

Gattung, die zu gleichen Zweden verwendet werden, wonach ein unter Vormundſchaft ſtehender Mündel in

Waren , die in den gleichen Geſchäften an denſelben allen ſeine Perſon betreffenden Angelegenheiten ohne

Stundenfreis abgeſeßt zu werden pflegen , Waren, bei denen Mitwirkung ſeines geſeblichen Vertreters das Bes

das Publikum durch Anbringung des Zeichens in den ſchwerderecht ausüben kann, nicht anwendbar auf Bers

Glauben verſeßt werden kann, daß ſie aus dem Geſchäfts- ſonen, die geſchäftsunfähig ſind. Geſchäftsunfähig iſt

betriebe des Warenzeicheninhabers herrühren (ROZ.60, nach § 104 Nr. 3 BGB., wer wegen Geiſtestrankheit

324 ; 67, 36) . Limonadeneſſenz und genußjertige Limo- entmündigt iſt. 3. St. wurde zwar ſchon vor dem

nade ſind in dieſem Sinne als gleichartige Waren an- Jnfrafttreten des BGB. wegen Geiſtestrankheit ents

geſehen worden , weil beide in derſelben Betriebsſtätte mündigt; in Art . 155 EG. BOB. iſt aber beſtimmt,

hergeſtellt zu werden pflegen . Das trifft aber auf Kaffee daß, wer zur Zeit des Jnfrafttretens des BGB. wegen

Geiſtesfrankheit entmündigt iſt, von dieſer Zeit an

ein Kaffeegetränt zubereitet, ſtellt in ihm unter Benußung einem nach den Vorſchriften des BGB. wegen Geiſtes

von Staffeebohnen oder gemahlenem Kaffee eine neue frankheit Entmündigten gleichſteht. Es find alſo auf
Sache i.S.des $ 950 BOB. her. Was bei der Her- ihn die Beſtimmungen des § 104 Nr. 3 BOB. und des

ſtellung des Getränkes von den Stoffen übrig bleibt, $ 59 Abſ. 2 FOG. anzuwenden. Die von 3. St , eins

die von der Nebenklägerin foſſeinfrei gemacht werden , gereichte von ihm ſelbſt verfaßte Beſchwerdeſchrift

wird aus dem Getränt als für dieſes wertlos beſeitigt ; macht allerdings nicht den Eindrud , daß er nicht fähig

in dem von den Angeklagten friſch hergeſtellten Kaffee- ſei, die Bedeutung des Antrags zu erkennen und ſeinem

getränt ſind von der von der Nebenflägerin vertriebenen Willen verſtändlichen Ausdruck zu geben . Die An

Ware nur noch die durch den Aufguß fochenden Waſſers nahme iſt deshalb nicht unzutreffend, daß unter der
erhaltenen Auszugsſtoffe enthalten . Der Staffeehaus : Þerrſchaft des BOB. ſeine Entmündigung nur wegen

beſitzer verfauſt alſo eine ganz andere Ware als die- Geiſtesichwäche erfolgt wäre. Allein die beſtimmte

jenige, für die das Warenzeichen beſtimmt geweſen iſt; Vorſchrift des Art. 155 EG. BOB. ſchließt es aus,

für ſeine Ware beſteht fein Warenzeichenſchub . Hieraus bei den vor dem Infraſttreten des BGB . wegen Geiſtess

folgt, daß die Verurteilung der Angeklagten aus & 14 frankheit Entwündigten zu unterſcheiden , welchen Grad
Warenzo. zu Unrecht ausgeſprochen iſt . Die Ans die geiſtige Erkrankung erreicht hat und ob ſie nach

geflagten haben aber durch den Gebrauch der ħagtaſſen dem Rechte des BOB. auch als Geiſtesfrankheit zu

den Anſchein erwecken wollen und fönnen , daß der betrachten wäre ( vgl . Pland, BOB. 3. Aufl. Bd . VI

Grunditori des von ihnen vertriebenen Getränkes foſſein- Erl . zu Art . 155 ) . Mit Rüdſicht auf die geſebgeberiſchen
freier Vagfafſee ſei, und damit gegen § 15 WettbewG . Erwägungen, auf denen die Vorſchrift des § 59 FOO.

verſtoßen . Ein Vergehen gegen § 15 erfordert nicht , beruht, iſt es hiernach freilich eine Härte, daß dem St.

daß zu Zweden des unlauteren Wettbewerbs gehandelt das Beſchwerderecht im Umfange des § 59 Abſ. 1 FOG .

iſt; die Beſtimmung geht inſoweit über den Rahmen / verweigert werden muß. (Beſchl . des I. ËS . vom
hinaus, den das Geſep in ſeiner Ueberſchrift zieht. 9. Sept. 1914, Reg. III Nr. 79/1914 ) .

M.

Das hat das Meichsgericht bereits in den Entſcheidungen

Bd . 31 S. 63 und 84 ausgeſprochen und hieran in

ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten. Strafbar iſt nach
II .

§ 15 jedermann, der wider beſſeres Wiſſen über die

Waren eines anderen der Wahrheit zuwider Tatſachen

Regelung dei perſönlichen Verkehre nach $ 1636 BGB.

behauptet, die geeignet ſind , den Betrieb des Geſchäftes
durch das Vormundſchaftsgericht. Aann das Vormund:

dieſes anderen zu ſchädigen , und eine ſolche Behauptung
ichajtsgericht die von dem Beſchwerdegericht getroffene

über die Waren der Nebenflagerin haben die Ange
Regelung ipäter abändern ? Aus der Ehe des Bäders

meiſters St. W. mit A. Sp . ſind vier Kinder im Alter
flagten dadurch aufgeſtellt, daß ſie den Gäſten gegen

über, die Staſſee õag und damit ein foñeinfreies Stajjees
von 3-8 Jahren hervorgegangen. Die Ehe zwiſchen

St. W. und 4.Sp . iſt für nichtig erklärt worden . Die
getränt forderten , in den þagtaſſen gewöhnlichen Kaffee,

und dazu noch in verdunntem Stoffe verabreichten;
Sorge für die Perſon der Kinder ſteht nach den ss 1702,

1635 BOB. dem Vater zu . Der perſönliche Verkehr
ſie haben dadurch wider beſſeres Wiſſen behauptet, daß

der koffeinfreie Kaffee der Nebenflägerin ſich von ge
zwiſchen der Mutter und den Kindern wurde durch das

wöhnlichem Kaffee nicht unterſcheide, alſo Bevorzugung
Vormundſchaftsgericht dahin geregelt, daß der Mutter

geſtattet ſei , mit den Kinderii je am erſten Sonntag
vor dieſem in feiner Weiſe und aus feinem Grunde

verdiene (RGSt. 45, 376 ; ROZ. 60, 189 ) . (Urt. des
in den Monaten Mai und Ditober in dem Anweien

I. SIS . vom 29. Juni 1914 , I 227/14 ).
des Mühlbeſikers ø . in M. zu verkehren. Auf die Bez

E.

ſchwerde der A. Sp. hat das LG. angeordnet, daß St.

W. die Kinder jährlich 12 mal zum Verfehr mit der

Mutter in das Anweſen des J. & . in M. zu bringen

Oberſte8 Landesgericht. habe. Nach der erſten ſolchen Zuſammenfunft in M.

erflärte J. H.,daß er ſein Haus zu dieſem Zweck nicht
givilſachen

mehr zurVerfügung ſtelle . Nun erklärte ſich der Bors
I.

mundſchaftsrichter bereit, die Zuſammenfünfte zwiiden
Ginem vor dem Zufrafttreten des BGB. wegen der Mutter und den Kindern in ſeiner Wohnung itatts

Geiſteofrankheit Gutmündigten ſteht das Beſtwerderedt finden zu laſſen , undesfand dort eine Zujamunens

des s 59 FGØ. aug danu nicht zu ,wenu anzunehmen iſt, i kunft ſtatt, nachdem ſich beide Parteien mit dieier
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Regelung einverſtanden erklärt hatten. Als die Zu

ſammenkunft auf den Vorſchlag des Bormundſchafts

richters im nächſten Monat wiederholt werden ſollte,

erklärte St. W., er könne nicht zugeben, daß ichon wieder

ein Verkehr zwiſchen ſeinen Kindern und ihrer Mutter

ſtattfinde, und beantrage den Verkehr beſchlußmäßig

zu regeln. Als Grund für ſeine Weigerung gab W.,

der ſich inzwiſchen wieder verheiratet hat, an, er und

ſeine Frau hätten viel unter den Anfeindungen der

A. Sp. und ihrer Verwandtſchaft zu leiden, insbeſondere

werde er mit anonymen Schmähbriefen überhäuft.

Nach der leßten Zuſammenkunft hätten ſich die Kinder

auffallend ſcheu gegen ihre Stiefmutter benommen, er

fürchte deshalb, daß ſie gegen dieſe aufgeheft würden ;

eine zu häufige Wiederholung des Verkehrs gefährde

das Zuſammengewöhnen der Kinder mit ſeiner jeßigen

Frau und dadurch die Erziehung der Kinder. Das

Vormundſchaftsgericht ordnete nun an, daß für das

nächſte Wierteljahr von der Zuſtellung des Beſchluſſes

an der Mutter ein einmaliger Verkehr in der Dauer

von einer Stunde mit den Kindern geſtattet werde und

zwar in der Wohnung des Vormundſchaftsrichters und

unter deſſen Aufſicht, daß aber der Mutter nicht geſtattet

ſei, den Kindern Geſchenke mitzubringen . Auf die Bes

ſchwerde der A. Sp. hob das lg , den amtsgerichtlichen

Beſchluß auf und ordnete an, daß es bei der in dem

früheren landgerichtlichen Beſchluß erfolgten Regelung

ſein Bewenden habe mit der Maßgabe, daß den Ort

der Zuſammenfünfte der Vormundſchaftsrichter zu be

ſtimmen habe. DasLG . nahm an , in den Verhält

niſſen , die zur Erlaſſung ſeines früheren Beſchluſſes

geführt hätten , habe ſich nur inſofern etwas geändert,

als die Zuſammenfünfte nicht mehr bei 3. 8. in M.

ſtattfinden könnten, das Vormundſchaftsgericht habe

daher nur in dieſem Punkt eine neue Anordnung

treffen können und ſei nicht berechtigt geweſen, ſich

hinſichtlich der Zahl und der Zeitdauer derZuſammen

fünfte über den früheren Beſchluß hinwegzuſeßen. Auf die

weitere Beſchwerde des St.W. hin wurden die Beſchlüſſe

des AG. und des 16. aufgehoben und die Sache an

das AG. zurü&verwieſen .

Aus den Gründen : Wenn auch für das Gebiet

der freiwilligen Gerichtsbarkeit im allgemeinen eine

materielle Rechtskraft i. S. der ſtreitigen Gerichtsbarkeit

nicht anzuerkennen iſt, ſo iſt dem ig, doch darin bei

zuſtimmen , daß es auch auf dieſem Gebiete dem unteren

Gerichte nicht geſtattet iſt, eine Verfügung des über

geordneten Gerichts lediglich deshalb abzuändern, weil

es ſie für ungerechtfertigt erachtet. Das Gericht der

erſten Inſtanz iſt zwar abgeſehen von den geſeßlich

beſtimmten Ausnahmefällen im Gebiete der frei

willigen Gerichtsbarkeit berechtigt, jederzeit von Amts

wegen oder auf Antrag ein neues Verfahren einzuleiten

und nach § 18 FOG. ſeine eigene frühere Entſcheidung

abzuändern , oder bei geänderter Sachlage – eine

von einer früherenEntſcheidung des vorgeſeßten Ge

richts abweichende Verfügung zu treffen ; es kann ſich

aber nicht bei gleichgebliebener Sachlage über eine

früher ergangene Entſcheidung der vorgeſeßten Gerichte

hinwegſeßen . Das ergibt ſich aus dem Weſen des

Inſtanzenzugs. Mit Ünrecht hat aber das 16. ange

nommen, daß ſich die für den früheren Beſchluß maß

gebend geweſenen Verhältniſie nicht geändert hätten.

Eine ſolche Aenderung iſt zu erblicken in 1. der Tat

ſache, daß der Mühlbeſiker H. ſeine Zuſtimmung zur

Abhaltung der Zuſammenfünfte zwiſchen der Mutter

und den Kindern in ſeinem Hauſe zurückgezogen hat ;

2. der Wiederverheiratung des St. W.; 3. den von

dieſem vorgelegten anonymen Schmähbriefen . Ange

ſichts der Weigerung des J. W., fernerhin ſein Haus

zur Verfügung zu ſtellen, muß ein anderer Ort für

die Zuſammenfünfte beſtimmt werden ; dies kann unter

Umſtänden auch eine andere Hegelung der Zahl und

der Dauer der Zuſammenfünfte notwendig machen , da

nicht ohne weiteres angenommen werden kann , daß

ein anderer geeigneter Plaß zur Verfügung ſteht, an

dem die Zuſammenkünfte in gleicher Zahl und Zeit

dauer wie bei H. ſtatifinden können ; jedenfalls hat

ſich aber die Suchlage durch die Wiederverehelichung

des St. W. und durch bas Vorliegen der an dieſen und

die Angehörigen ſeiner jeßigen Frau gerichteten Schmäh

briefe in einer Weiſe geändert, die bei Entſcheidung

der hier ſtrittigen Frage nicht außer acht gelaſſen

werden kann. ZwedderBeſtimmungdes§ 1636BOB.

iſt es , dem nicht fürſorgeberechtigten Elternteil eine

Aufſicht zu ermöglichen , ob der andere Teil ſeinen

Erziehungspflichten nachtommt, und den auf der Ber

wandtſchaft beruhenden natürlichen Zuſammenhang auf .

recht zu erhalten, eine Entfremdung zwiſchen dem Kind

und dem von der Erziehung ausgeſchloſſenen Elterns

teil zu verhindern. üm nun der Mutter die Aufſicht

über die Erziehung ihrer Kinder zu ermöglichen, dazu

bedarf es hier keiner beſonderen Maßregeln. Die

Kleinheit der örtlichen Berhältniffe, die Tatſache, daß

die Mutter die Kinder täglich auf der Straße ſehen

und beobachten kann, verbürgen ihr die Aufſicht in

ausreichender Weiſe. Was aber den zweiten Punkt

anlangt, ſo ſind bei der Regelung des Verkehrs durch

das Bormundſchaftsgericht zwar die ſich aus § 1636

geſchloſſenen Elternteils gebührend zu berüđſichtigen,

oberſte Nichtſchnur muß aber immer das leibliche und

geiſtige Wohl des Kindes bilden ; es muß daher, ſo

weit als mit dem Zwecke des § 1636 BOB. irgendwie

vereinbar, jedem ſchädlichen Einfluß des nicht fürſorge

berechtigten Elternteils auf das Kind vorgebeugt werden

undes ſind andrerſeits die Beſtimmungen auch ſo zu
treffen , daß die Intereſſen des fürſorgeberechtigten

Teils nicht ungebührlich beeinträchtigt werden (vgl.

Planđ Anm. 3 b, ROR.-stomm . Anm. i zu§ 1636 ). Es

iſt nun ohne weiteres flar, daß mit der Wiederverehe

lichung des Vaters in der Perſon der zweiten Frau

ein neuer Faktor in das Leben der Kinder eingetreten

iſt, der bei der Regelung des Verkehrs zwiſchen ihnen

und ihrer leiblichen Mutter berückſichtigt werden muß.

Wenn auch der Stiefmutter das Recht und die Pflicht,

für die Perſon der Kinder zu ſorgen , nicht zuſteht, ſo

iſt es doch bei den gegebenen Berhältniffen , insbeſondere

dem jugendlichen Alter der Kinder, ſelbſtverſtändlich,

daß tatſächlich in erſter Linie ſie die Erziehung zu

leiten hat. Eine gedeihliche Erziehung iſt nur möglich

auf Grund eines mit der erforderlichen Autorität ge

paarten Vertrauensverhältniſſes. Unter Verhältniſſen,

wie ſie hier gegeben ſind, iſt es alſo erſtes Erforder

nis, daß die Stiefmutter ſich das Vertrauen der Kinder

erwirbt, daß dieſe ſich daran gewöhnen, in ihr eine

wirkliche Mutter zu erbliđen, daß ihr aber anderer

ſeits auch die nötige Autorität gewahrt wird . Es muß

alſo alles von den Kindern ſo weit als möglich ferne

gehalten werden , was ihr Vertrauen zu der Stiefmutter

und deren Autorität beeinträchtigen würde, und zwar

um ſo mehr, als jede derartige Beeinträchtigung not

wendig auch ungünſtige Folgen für das Verhältnis

zwiſchen dem fürſorgeberechtigten Elternteil und den

Kindern nach ſich ziehen muß. Die erbitterte Feind

ſchaft, die die A. Sp. gegen St. W. hegt, muß ſich naturs

gemäß auch auf deſſen jetzige Frau übertragen, es be

ſteht alſo die dringende Befürchtung, daß die Mutter

verſucht, den Kindern das Vertrauen zu ihrer Stiefe

mutter zu entziehen und deren Autorität zu untergraben .

Daß dieſe Gefahr tatſächlich beſteht, geht aus den von

dem Beſchwerdeführer vorgelegten Schmähbriefen , ins

beſondere den an die jeßige Frau des Beſchwerdeführers

und ihren Vater gerichteten , deutlich genug hervor.

Es iſt alſo eine Aenderung der Verhältniſſe eingetreten ,

die zu einer von dem früheren Beſchluß des 16. ab

weichenden Beurteilung der Sache und insbeſondere

dazu führen kann, die Rechte der A. Sp . mehr einzu :

ſchränken , als es in dieſem Beſchluſſe geſchehen iſt .

Da das LG. das nicht berückſichtigt, ſondern ohne
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materielle Würdigung entſchieden hat, konnte ſein der dort anertannten Ordnung des Adelsſtandes ( DLO

Beſchluß nicht aufrecht erhalten werden. — Aber auch München 2,544 ; 3,511 ; 8, 438 ; BayOblo . in BIFRA

der Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts mußte auf 68,327; Dertmann, BaylandesprivatR. S.56) . Hieraus

gehoben werden . Dieſes hatnur für das nächſte Viertel- ergibt ſich , daß in Bayern das Wort „von “ nicht De :

jahr eine Verfügung getroffen und will demnach den ſtandteil eines bürgerlichen Namens ſeinkann, ſondern

Berkehr nicht für längere Zeit ſondern nur von Fall zu immerAdelspräditat iſtund demnach nicht den namens

Fall regeln . Dabei hat es aber die berechtigten Jn- rechtlichen Vorſchriften des BOB. unterliegt (Stau

tereſſen der Mutter nicht gebührend berüdſichtigt. Eine dinger BOB ., Aufl. 7/8, 4, 155 Bem. 10 zu § 1355 ).

derartige Megelung mag in ganz beſonders gelagerten Uebrigens tommt auf die Entſcheidung der Frage, ob

Fällen angängig ſein , wo eine weiter hinausgehende in Bayern das Wort „ von “ in Verbindung mit einem

Vorſorge aus tatſächlichen Gründen unmöglich iſt ; ſie bürgerlichen Namen vorkommen tann, für den vor:

iſt aber hier nicht zuläſſig, da nicht erſichtlich iſt, warum liegenden Fall nichts an ; maßgebend iſt, daß nach den

nicht eine allgemeine Regelung möglich ſein ſollte. Es Feſtſtellungen die Angeklagte ſich des Namens „ von

tann der Mutter nicht zugemutet werden , daß fieimmer H. “ bedient, um ſich als adelig zu bezeichnen. Daß die

erſt das Gericht anruft, wenn ſie mit ihren Kindern Angellagte mit der Wiederannahme und Führung des

verkehren will, und ſich unter Umſtänden jedesmal erſt Namens „von $. " auf den dieſer Familie nach ihrer

das Recht zum Verkehr im Inſtangenzug erkämpft. Behauptung zukommenden Adel zurücgreifen , nicht

Sie kann verlangen , daß ihre Beziehungen zu ihren etwa einen bürgerlichen Namen der vorhin bezeichneten

Kindern auf eine feſte Grundlage geſtellt werden, fie Art geltend machen wollte, folgt insbeſondere aus ihrer

muß auch in die Lage verſeßt werden, die ihr zuge- vom Schöffengerichte feſtgeſtellten , vom BG. über:

ſprochenen Rechte nötigenfalls auf dem Wege der Voll- nommenen Erklärung, daß ihr Schwiegervater die Na

ſtredung rechtzeitig zu verwirklichen. Dies aber wird mensänderung (eigenmächtig ) vorgenommen habe, weil

ihr tatſächlich vereitelt, wenn ſie bei jeder von Fall er als Führer einer Schankwirtſchaft fich nicht als

zu Fall erfolgenden Anordnung des Vormundſchafts- adelig bezeichnen laſſen wollte ; hiernach iſt mit Recht

gerichts damit rechnen muß, daß dieſe mit der Be- angenommen, daß die Angeklagte auf den älteren Namen

ſchwerde und weiteren Beſchwerde angefochten wird. offenbar als auf eine Adelsbezeichnung zurüdgreift.

Eine allgemeine Regelung liegt auch im Intereſſe der Nun hat ſie ſelbſt nie behauptet, daß dieſer Name in

Kinder ſelbſt, da dieſe von den fortgeſeßten Streitig- die bayeriſche Adelsmatrikel eingetragen ſei, das Gegens

keiten Kenntnis erhalten und dadurch ihre Gemüter teil ſteht durch die vollbeweiſende Auskunft des Herolds

noch weiter verwirrt würden, als es bei den unerquid- amts feſt. Unter dieſen Umſtänden iſt nicht zu unter:

lichen Verhältniſſen ohnehin unausbleiblich iſt. Das ſuchen , welche Wirkungen die bisherige Unterlaſſung

AG . wird alſo eine generelle Regelung zu treffen und des Eintrags nach den älteren und neueren Adelseditten

dabei zu berüdſichtigen haben, daß das Geben von und nach den dazugehörigen (übrigens durchaus ver :

Geſchenken nicht unter den Begriff des perſönlichen faſſungsgemäßen ) Ausführungsverordnungen für einen

Verkehrs fällt, daß es ſohin auch nicht von dem Vor: etwaigen Fortbeſtand des Adels ſelbſt gehabt hat ; es

mundſchaftsgericht aufGrund des $ 1636 BOB . unters genügt der Hinweis auf den Wortlautdes § 8 Abſ.1 der

ſagt werden kann . (Beſchl. des I. ZS . vom 20. Juni V. VerfBeil., auf die ſchon hervorgehobene Eigenſchaft

1914, Reg . III Nr. 53/1914) . M. des Wortes ,,von “ als Vorrecht des bayeriſchen Adels,

und auf die Belangloſigkeit der Frage, ob ein bayeriſcher

Staatsangehöriger früher irgend welchem außerbaye

riſchen Adel angehört hat oder nicht. Nicht minder

belanglos iſt eine Erörterung darüber, ob die Ablegung

Strafſachen. des Adelspräditates durch Johann von B., richtiger durch

bloße Weglaſſung des „von “, als durch die Annahme

Zu $ 360 Nr. 8 StGB.: Werdarf in Bayern das des Namens , Vonh . “ hätte erfolgen fönnen oder ſollen ;
Wort von“ vor ſeinem Namen führen ? Aus den maßgebend iſt, daß für die Angeklagte ein Adelstitel

Gründen : Jn der Pfarrmatrikel von W. finden ſich ſeit in der Adel&matrikel für das Königreich Bayern nicht

ein paar Jahrhunderten Einträge von Angehörigen der eingetragen iſt. Die unter Anklage geſtellte Handlungs
Familie von Ø .; als legter dieſes Namens iſt der im weiſe der Beſchwerdeführerin war , wie das BG. be

Jahre 18 .. geborene Johann von V. eingetragen ; dentenfrei feſtgeſtellt hat, vondem durch den Mißerfolg

dieſer nahm vermutlich wegen Betriebes eines Biers ihrer früheren Schritte und durch ausdrüdliche poli

ausſchants den bürgerlichen Namen Vonh . an ; unter zeiliche Warnung begründeten Bewußtſein getragen,
dieſem Namen iſt auch ſein Sohn N. in die Pfarr- daß fie den bürgerlichen Namen „ Vonh.“ nicht mit dem

matrifel eingetragen ; er und nach ſeinem Tode deſſen ein Adelspråditat enthaltenden Namen , von B. ver

Witwe ſuchten vergeblich um die Genehmigung des tauſchen dürſe ; ihr Tun war ferner von dem Willen

früheren Namens von v . nach. Troudem legte die Witwe getragen, ſich durch Führung des lepteren Namens als

ſich jeßt den Namen von H. bei. Laut Mitteilung des eine Ädelige, als die Angehörige einer adeligen Fas

Reichsherolds iſt eine Familie „ von Þ . “ in der baye- milie , geltend zu machen. Hiegegen richtet ſich das
riſchen Adelsmatrikel nicht eingetragen ; die Witwe Verbot des § 360 Nr. 8 StGB . , den nach alledem das

Bonh . gehöre dem Adelsſtande nicht an und dürfe das BO. durchaus zutreffend angewandt hat. (Urt. vom
Beiwort von“ als Adelsprädikat nicht führen . Das 17. September 1914, Rev.-Reg . Nr. 539/1914 ) . Ed.

Berufungsgericht verurteilte die Witwe Bonh. wegen

einer Uebertretung nach dem § 360 Nr. 8 SIOB.; ihre
Reviſion wurde verworfen.

Aus den Gründen : Wenn auch der Inhalt

und die Wirkungen des Namensrechtes vorwiegend Oberlandesgericht Bamberg.

privatrechtlich ſein mögen, ſo gehören doch Entſtehung

und Aenderung der Namen, von hier nicht in Betracht iſt der Antrag nach 8 16 GKG . dem Anwalts

kommenden Privatrechtstiteln wie 8 1355 BOB. ab- zwang unterworfen ? Zit in jedem Fall das Urteil der

geſehen, dem öffentlichen Rechte an ; ganz dieſem an- Vorinſtanz als im ganzen Umfang angefochten anzus

gehörig iſt aber das Standesrecht ( v. Henle-v . Schneider, ſehen, wenn die Rechtsmittelſchrift nur die Anmeldung

Ausio ., 2. Aufl. S. 12 u . 13). Nun fennt das öffent- des Rechtemittels , nint aber auch einen beſtimmten

liche Recht Bayerns das Beis oder Vorwort „von" Antrag enthält ? Streitwert in der Berufung @ inftauz.

ausſchließlich als Adelsprädifat ; dieſes Wort bezeichnet | Während eines Scheidungsſtreites beantragte die

nach § 6 der V. BerfBeil. (Adelsedift) den fünften Grad flagende Ehefrau, im Wege einſtweiliger Berfügung

3472

6

3467

1



Bettſdrift für Rechtspflege in Bayern . 1914. Nr. 23 . 431

Dostab .

unter:

.

auszuſprechen , a) daß ihr geſtattet werde, für die im ganzen angefochten ſei, ſoweit es zum Nachteil des

Dauer des Rechtsſtreits getrennt von ihrem Ehemann Rechtsmittelflågers lautet. Bei § 10 N. 4 Abſ. IV

ndes i zu leben, b ) daß ihr die Sorge für die Perſon der a . a . D.wird geſagt: „ In der Berufungsinſtanz gilt,

in Tochter zugeſprochen werde, c ) daß der Beflagte ver- wenn die Berufung ohne beſtimmten Antrag eingelegt

6).re pflichtet ſei, ſeiner Frau und dem ihr zuzuſprechenden iſt, der ganze Inhalt des Urteils, ſoweit es dem Be

r Kinde Unterhalt zu gewähren durch Zahlung einer rufungskläger nachteilig iſt, als angefochten .“ Siehe

n , im Geldrente von etwa 250 M monatlich, eventuell eines hiewegen auch Pfafferoth a. a. D. 8 9 N. 6 lit. I S. 43.

en nur nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmenden Betrages. Auch die Beſchlüſſe des RG. vom 15. Januar 1890 und

gte Das nach mündlicher Verhandlung ergangene End- 7. Januar 1899 (N63. 25, 380 ff. und 3W. 99, 97 %)

u şi urteil erkannte zu a nach Äntrag, zu c ſprach es die (prechen davon, daß beim Fehlen eines Antrags in der

Frag Verpflichtung des Beklagten aus, der Klägerin eine Rechtsmittelſchrift anzunehmen ſei, das Urteil ſei im

mit eis monatliche Unterhaltsrente von 150 M zu zahlen ; im gangen Umfang angefochten. Würde hier nur der

den übrigen d. 5. alſo zu b ganz und zu c, ſoweit eine Wortlaut der den Beklagten verurteilenden Formel

3 nad : höhere Monatsrente als 150 M begehrt wurde, lehnte des Urteils berüdſichtigt, ſo wäre freilich die ganze

ens , das Urteil die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung gegen ihn ergangene Entſcheidung ihm nachteilig. Dies

Gegen das Urteil legte RA . Dr. S. namens des wäre aber nicht ſachentſprechend. Es iſt vielmehr aus

prung Beklagten Berufung ein . Antragsſtellung und Bes: dem ganzen Urteil zu entnehmen, was in Wirklichkeit

och irgründung wurden einem beſonderen Schriftſaße vor- der unterliegenden Partei nachteilig iſt. Ausdem Cat

en, behalten , der aber nicht einlief, weil ſchon vor dem beſtand und den Gründen des Urteils geht hervor :

zeichnet:zur Berhandlung beſtimmten Termin die Berufung der Bekl. unterwarf ſich bei der mündlichen Ber

aus ihr zurücgenommen wurde. Dieſe Erklärung wurde im handlung ſofortdem Antrag unter a und beſtritt nur

8. iiber Berhandlungstermin wiederholt, die Sache wurde an- zuc ſeine Verpflichtung, eine höhere Monatsrente als

die t tragsgemäß zur Bereinigung des Koſtenpunftes ver- 120 M zu zahlen. Dementſprechend lautet auch ſein

abe, we tagt. RA.B., der erſtinſtanzielle Projeßbevollmächtigte Antrag. Es war alſo ſchon im Lauf der Berhandlung

idi ole des Beklagten, beantragte bei dem OLG. ſchriftlich die erſter Inſtanz nur noch der Antrag unter b ſtrittig

enitHdFeſtſeßung des Streitwerts. Das DLO . ſeşte den geblieben und von dem Antrag unter c der Unterſchied

1 HamerStreitwert für die Berufungsinſtanz auf 360 M feſt. zwiſchen 250 M und 120 M. Da der Antrag unter b

=idgrain
Aus den Gründen : Zunächſt fragt es ſich , ob ganzabgewieſen und auf den Antrag unter c hin nur

omeis er bei dem DLG. nicht zugelaſſene erſtinſtanzielle eine Monatsrente von 150M zugeſprochen wurde, konnte

Gecen: Zrozeß bevollmächtigte des Beflagten zur Stellung des alsbald erſehenwerden, daß die Berufung nur auf den

erolds: ntrags berechtigt iſt. Bekanntlich beſteht in der Unterſchied zwiſchen der zugeſprochenen und der vom

Stechtslehre und in der Rechtſprechung Streit darüber, Beflagten ſofort zugcſtandenen Monatsrente fich er

Carung obder Untrag nach § 16 GKG.dem Unwaltszwang ſtreďte. Zwiſchen den beiden Beträgen iſt ein Unter

editten unterliegt. Pjafferoth , Gerichtskoſtenweſen ( 9) Š. 132as ver:Nr.4iprichtsich, wenn auch etwas unjite, in una de les pinter ,worausſich nach § Ja 269. IIIGKG.
An- ein Streitwert von 360 M berechnet. Nur die Zus

et einen chluß anDIG . Dresden vom 30. März 1901 für Frei- erkennung einer Monatsrente, welche die von ihm ſelbſt

hat: ei heit des Antrags vom Anwaltszwang aus. Mittmann, zugeſtandene um 30 M monatlich überſteigt, iſt in

bi 1der GKG. (6) S.97 lehrt, daß der Antrag dem Anwalts- Wirtlichkeit dem Beklagten nachteilig. In dieſer Hins

enitha't zwang des § 781 BPO.unterliege, und beruft ſich ſicht tritt der FS. der Anſchauung bei,die in einem

| Adele, hiefür auf einen Bechluß des DLG. Frankfurt a. M. Beſchluß des RØ ., VI . ZS., vom 4. März 1897 dargelegt

veriider vom 27. April 1897 und einen ſolchen desDLG. Bam- iſt ( W. 97 , 185 ') . Dort wird ausgeführt : „ Highlig

erbane berg I. 35. vom 11. Juli 1903, lekterer abgedruct in iſt zwar, daß der Streitwert eines Rechtsmittels, ſolange

mindre Seuffu . Bd. 60 Nr. 85. Gegen die Anſicht, daß der noch fein Antrag des Hechtsmittelklägers vorliegt, ſich

blegur : Antrag nach8.16 OKG.dem Unwaltszwang unterliege, nur darnach beſtimmt, wie weit der leßtere durch die

er dund wendet ſich mit beachtenswerten Ausführungen einein von ihm angefochtene Entſcheidung formell beſchwert

natre Bay3FM. 1907 S. 245 11. erſchienene Abhandlung, auf iſt. Áber ein verurteilter Beklagter iſt nicht ſchlecht

joler welche wegen des Standes der Streitfrage der Kürze hin zum ganzen Belauf ſeiner Verurteilung formell

jeletite halber Bezug genommen wird. Der "FS. des old. beſchwert, ſondern nur ſo weit er gegen ſeinen

in nid Bamberg weicht nach Prüfung der Streitfrage von der Antrag verurteilt iſt ... Demnach war der

im Beſchluß ſeines I. ZS. vom 11. Juli 1903 vertretenen Streitwert für die Berufungsinſtanz auf 360 M feſtzu

16. bt Anſicht abund ſchließt ſich der inzwiſchenvom VI. ZS. ſeßen. ( Beſchluß des FŠ. vom 12. September 1914, L

des RG. in ſeinem Beſchl. vom 6. März 1911 (Bureaubl. 227/14 II) .
Oberlandeøgerichtörat Gechter in Bamberg.

2 poli für gerichtl. Beamte, Berlin 11,57) dargelegten Un
ſchauung an , wonach der Antrag nach § 16 GKG. vom

Anwaltszwang befreit iſt. Der entſcheidende Teil des

Beſchluſſes findet ſich in Warneyers Jahrb . 10. Jahrg .

1911 S. 562. Nach „ Recht“ 1911 Nr. 1629 iſt der Bes Oberlandesgericht Nürnberg.

em al chluß im weſentlichen begründet wie folgt: „ Danach
$16 11GKG. verglichen mit § 4 III GKG.die Partei Schriftform der Bürgidhaftserklärung ; þauptver :

eine gegen einen Wertfeſtſeßungsbeſchluß an ſich zu- bindliditeit al® Boransjetung der Burgſchaft; Erlegung

e läſſige BeſchwerdeohneMitwirkung eines Anwalts ſelbſt der urſprünglichen gauptverbinolidfeit durch eineandere
ſchriftlich einlegen kann, ſo muß fie folgerichtig auch ( S $ 765, 766 BGB.). Aus den Gründen : Der

bei dem Antrag auf Wertfeſtlegung ſelbſt (§ 16 I OKG .) Schuldſchein des B. über 700 M iſt zwar vom Bürgen

ſich der gleichen Form bedienen fönnen und daraus W. ohne eigene Bürgſchaftserklärung nur mitunter

folgt dann wieder, daß ein ſolcher Antrag auch durch zeichnet, allein nach dem ſich anſchließenden Nachtrag

einen beliebigen Bevollmächtigten ſchriftlich geſtellt vom gleichen Tage, den ebenfalls § . und W. unter

werden kann . “ Welches iſt nun hier der Streitwert ſchrieben haben, ſoll „ obige Erflärung und Bürgſchaft

für die Berufungsinſtanz ? Iſt dem Wortlaute der Be- für weitere 800 M, im ganzen für 1500 M gültig ſein“ .

rufungsſchrift entſprechend die Berufung gegen das Da unbeſtrittenermaßen das Schuldbefenntnis von ø.

ganze Endurteil gerichtet ? Nach Willenbücher, Koſten : und die Bürgſchaftserflärung von W. abgegeben wurde,

feſtießungsverfahren (0) § 13 11 N. 6 Abſ. II wird die ſo liegt eine formgerechte Bürgſchaftserklärung des W.

Prozeßgebühr in der Berufungs- oder Neviſionsinſtanz für 1500 M Schuld des H. an B. vor und kommt der

beſtimmt durch den Antrag in der Rechtsmittelſchrift Mangel einer Bürgſchaftserflärung in dem von W.

des Rechtsmittelklägers. Iſt ein ſolcher Antrag nicht nur mitunterzeichneten erſten Schuldſchein nicht weiter

geſtellt, ſo darf der Gegner annehmen, daß das Urteil in Betracht ($ 766 BGB.; Staudinger, 7/8 . Bd . II . 2
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materielle Würdigung entſchieden hat, konnte ſein der dort anerkannten Ordnung des Adelsſtandes (DLG.

Beſchluß nicht aufrecht erhalten werden. – Aber auch München 2,544 ; 3,511 ;8, 438 ; BayD6l6. in BIFNA.

der Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts mußte auf- 68,327; Dertmann, BaylandesprivatR. S.56). Hieraus

gehoben werden. Dieſes hatnur für das nächſte Viertel- ergibt ſich , daß in Bayern das Wort „ von“ nicht Bes

jahr eine Verfügung getroffen und will demnach den ſtandteil eines bürgerlichen Namens ſein kann, ſondern

Verkehr nicht für längere Zeit ſondern nur von Fall zu immer Adelspråditat iſt und demnach nicht den namens

Fall regeln . Dabei hat es aber die berechtigten In- rechtlichen Vorſchriften des BOB . unterliegt (Staus

tereſſen der Mutter nicht gebührend berüdſigtigt. Eine dinger BGB ., Aufl. 7/8, 4, 155 Bem. 10 zu § 1355 ).

derartige Regelung mag in ganz beſonders gelagerten Uebrigens kommt auf die Entſcheidung der Frage, ob

Fällen angångig ſein, wo eine weiter hinausgehende in Bayern das Wort „von “ in Verbindung mit einem

Vorſorge aus tatſächlichen Gründen unmöglich iſt ; ſie bürgerlichen Namen vorkommen tann, für den vor:

iſt aberhier nichtzuläſſig, da nicht erſichtlich iſt, warum liegenden Fall nichts an ; maßgebend iſt, daß nach den

nicht eine allgemeine Regelung möglich ſein ſollte. Es Feſtſtellungen die Angellagte ſich des Namens „von

tann der Mutter nicht zugemutetwerden, daß ſieimmer ." bedient, um ſich als adelig zu bezeichnen . Daß die

erſt das Gericht anruft, wenn ſie mit ihren Kindern Angellagte mit derWiederannahme und Führung des

verkehren will, und ſich unter Umſtänden jedesmal erſt Namens „von H. “ auf den dieſer Familie nach ihrer

das Recht zum Verkehr im Jnſtangenzug erkämpft. Behauptung zukommenden Adel zurückgreifen , nicht

Sie kann verlangen, daß ihre Beziehungen zu ihren etwa einen bürgerlichen Namen der vorhin bezeichneten

Kindern auf eine feſte Grundlage geſtellt werden, fie Art geltend machen wollte, folgt insbeſondere aus ihrer

muß auch in die Lage verſeßt werden , die ihr zuge- vom Schöffengerichte feſtgeſtellten, vom BG . über

ſprochenen Rechte nötigenfalls auf dem Wege der Voll- nommenen Erklärung , daß ihr Schwiegervater die Na

ſtredung rechtzeitig zu verwirklichen. Dies aber wird mensänderung (eigenmächtig ) vorgenommen habe, weil

ihr tatſächlich vereitelt, wenn ſie bei jeder von Fall er als Führer einer Schankwirtſchaft fich nicht als

zú Fali erfolgenden Anordnung des Vormundſchafts- adelig bezeichnen laſſen wollte; hiernach iſt mit Recht

gerichts damit rechnen muß, daß dieſe mit der Be- angenommen, daß die Angeklagte auf den älteren Namen

ſchwerde und weiteren Beſchwerde angefochten wird. offenbar als auf eine ädelsbezeichnung zurüdgreift .

Eine allgemeine Megelung liegt auch im Intereſſe der Nun hat ſie ſelbſt nie behauptet, daß dieſer Name in

Ainder ſelbſt, da dieſe von den fortgeſeßten Streitig- die bayeriſche Adelsmatrikel eingetragen ſei, das Gegen:

teiten Kenntnis erhalten und dadurch ihre Gemüter teil ſteht durch die vollbeweiſende Auskunft des Herolds

noch weiter verwirrt würden, als es bei den unerquid- amts feſt. Unter dieſen Umſtänden iſt nicht zu unter:

lichen Verhältniſſen ohnehin unausbleiblich iſt. Das ſuchen, welche Wirkungen die bisherige Unterlaſſung

AG. wird alſo eine generelle Regelung zu treffen und des Eintrags nach den älteren und neueren Adelseditten

dabei zu berüđſichtigen haben, daß das Geben von und nach den dazugehörigen (übrigens durchaus ver

Geſchenken nicht unter den Begriff des perſönlichen faſſungsgemäßen ) Ausführungsverordnungen für einen

Verkehrs fällt, daß es lohin auch nicht von dem Vors etwaigen Fortbeſtand des Adels ſelbſt gehabt hat; es

mundſchaftsgericht aufGrund des $ 1636 BOB . unters genügt der Hinweis auf den Wortlaut des § 8 Abſ. 1 der

ſagt werden kann. ( Beſchl. des I. ZS . vom 20. Juni V. VerfBeil., auf die ſchon hervorgehobene Eigenſchaft

1914, Reg . III Nr. 53/1914) . M. des Wortes „ von “ als Vorrecht des bayeriſchen Adels,

und auf die Belangloſigkeit der Frage, ob ein bayeriſcher

Staatsangehöriger früher irgend welchem außerbaye

riſchen Adel angehört hat oder nicht. Nicht minder

belanglos iſt eine Erörterung darüber , ob die Ablegung

Strafía den. des Adelsprädikates durch Johann von H., richtiger durch

bloße Weglaſſung des „von “ , als durch die Annahme

Zu $ 360 Hr. 8 StGB .: Werdarf in Bayern dag des Namens „ Vonh . “ hätte erfolgen können oder ſollen ;

Wort „ von “ vor ſeinem Namen führen ? A us den maßgebend iſt, daß für die Angeklagte ein Adelstitel

Oründen : In der Pfarrmatrikel von W. finden ſich ſeit in der Adelsmatrikel für das Königreich Bayern nicht

ein paar Jahrhunderten Einträge von Angehörigen der eingetragen iſt. Die unter Anklage geſtellte Bandlungs

Familie von Þ .; als leßter dieſes Namens iſt der im weiſe der Beſchwerdeführerin war, wie das Bo.bes

Jahre 18 .. geborene Johann von Þ . eingetragen ; dentenfrei feſtgeſtellt hat, von dem durch den Mißerfolg

dieſer nahm vermutlich wegen Betriebes eines Biers ihrer früheren Schritte und durch ausdrüdliche poli

ausſchants den bürgerlichen Namen Bonh . an ; unter zeiliche Warnung begründeten Bewußtſein getragen,

dieſem Namen iſt auch ſein Sohn A. in die Pfarrs daß ſie den bürgerlichen Namen , Vonh.“ nichtmit dem

matrikel eingetragen ; er und nach ſeinem Tode deſſen ein Adelsprädikat enthaltenden Namen „von Ø." ver

Witwe ſuchten vergeblich um die Genehmigung des tauſchen dürfe ; ihr Tun war ferner von dem Willen

früheren Namens von Ø. nach . Trojdem legte die Witwe getragen , ſich durch Führung des leßteren Namens als

fich jeßt den Namen von H. bei . Laut Mitteilung des eine Ädelige, als die Angehörige einer adeligen Fa:

Reichsherolds iſt eine Familie , von Þ . “ in der baye- milie, geltend zu machen . Hiegegen richtet ſich das

riſchen Adelsmatrikel nicht eingetragen ; die Witwe Verbot des § 360 Nr. 8 SIGB., den nach alledem das

Bonh . gehöre dem Adelsſtande nicht an und dürfe das BO. durchaus zutreffend angewandt hat. (Urt. vom

Beiwort von “ als Adelsprädikat nicht führen . Das 17. September 1914 , Rev.-Reg. Nr. 539/1914). Ed..

Berufungsgericht verurteilte die Witwe Vonh. wegen

einer Uebertretung nach dem 8 360 Nr. 8 StGB.; ihre

Reviſion wurde verworfen .

Aus den Gründen : Wenn auch der Inhalt

und die Wirkungen des Namensrechtes vorwiegend Oberlandesgericht Bamberg.

privatrechtlich ſein mögen, ſo gehören doch Entſtehung

und Aenderung der Namen, von hier nicht in Betracht Jit der Antrag nach 8 16 GKG. dem Anwalts:

kommenden Privatrechtstiteln wie $ 1355 BOB . ab- zwang unterworfen ? Jit in jedem Fall das Urteil der

geſehen, dem öffentlichen Rechte an ; ganz dieſem an- Vorinſtanz als im ganzen Umfang angefochten anzu

gehörig iſt aber dasStandesrecht(v . Ženle-v. Schneider, jehen , wenn die Rechtsmittelichrift nur die Aumeldung

Nusjo ., 2. Aufl. S. 12 u . 13). Nun fennt das öffent- des Rechtômittele, nicht aber auch einen beſtimmten

liche Recht Bayerns das Bei- oder Vorwort „von“ Antrag enthält ? Streitwert in der Berufungoinftanz.

ausſchließlich als Adelsprädifat; dieſes Wort bezeichnet Während eines Scheidungsſtreites beantragte die

nach § 6 der V. Verf Beil. ( Adelsedift) den fünften Grad flagende Ehefrau, im Wege einſtweiliger Berfügung
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auszuſprechen, a) daß ihr geſtattet werde, für die im ganzen angefochten ſei, ſoweit es zum Nachteil des

Dauer des Rechtsſtreits getrennt von ihrem Ehemannnn .
zu leben, b ) daß ihr die Sorge für die Perſon der a . a . D. wird geſagt : „ In der Berufungsinſtang gilt,

Tochter zugeſprochen werde, c) daß der Beilagte ver- wenn die Berufung ohne beſtimmten Antrag eingelegt

pflichtet ſei, ſeiner Frau und dem ihr zuzuſprechenden iſt, der ganze Înhalt des Urteils, ſoweit es dem Be

finde Unterhalt zu gewähren durch Zahlung einer rufungsfläger nachteilig iſt, als angefochten . “ Siehe

Geldrente von etwa 250 M monatlich, eventuell eines hiewegen auch Pfafferoth a . a . D. 89 N.6 lit. 1 S. 43.

nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmenden Betrages . Auch die Beſchlüſſe"des NG. vom 15.Januar 1890und

Das nach mündlicher Verhandlung ergangene End- 7. Januar 1899 (R83. 25, 380 ff. und JW. 99, 97 % )

urteil erkannte zu a nach Antrag, zuc(prach es die ſprechen davon, daß beim Fehleneines Antrags in der

Verpflichtung des Beflagten aus, der Klägerin eine Rechtsmittelſchrift anzunehmen ſei, das Urteil ſei im

monatliche Unterhaltsrente von 150 M zu zahlen ; im ganzen Umfang angefochten. Würde hier nur der

übrigen d . h . alſo zu b ganz und zu c, ſoweit eine Wortlaut der den Beflagten verurteilenden Formel

höhere Monatsrente als 150 M begehrt wurde, lehnte des Urteils berüdſichtigt, ſo wäre freilich die ganze

das Urteil die Erlaſſung der einſtweiligen Berfügung gegen ihn ergangeneEntſcheidung ihm nachteilig . Dies

ab . Gegen das Urteil legte RA . Dr. S. namens des wäre aber nicht jachentſprechend . Es iſt vielmehr aus

Beklagten Berufung ein . Antragsſtellung und Bes dem ganzen Urteil zu entnehmen, was in Wirklichkeit

gründung wurden einem beſonderen Schriftfaße vor- der unterliegenden Partei nachteilig iſt. Ausdem Žat

behalten, der aber nicht einlief, weil idon vor dem beſtand und den Gründen des Urteils geht hervor:

zur Berhandlung beſtimmten Termin die Berufung der Bell. unterwarf ſich bei der mündlichen Ber

zurüdgenommen wurde. Dieſe Erklärung wurde im handlung ſofort dem Antrag unter a und beſtritt nur

Berhandlungstermin wiederholt, die Sache wurde ans zuc ſeine Verpflichtung, eine höhere Monatsrente als

tragsgemäß zur Bereinigung des Koſtenpunftes ver- 120 M zu zahlen. Dementſprechend lautet auch ſein

tagt. H.B., der erſtinſtanzielle Projeßbevollmächtigte Antrag. Es war alſo ſchon im Lauf der Verhandlung

des Beflagten, beantragte bei dem DLG. ſchriftlich die erſter Inſtanz nur noch der Antrag unter b ſtrittig

Feſtießung des Streitwerts. Das DIG. ſepte den geblieben und von dem Antrag unter c der Unterſchied

Streitwert für die Berufungsinſtanz auf 360 M feſt. zwiſchen 250 M und 120 M. Da der Antrag unter b

Aus den Gründen : Zunächſt fragt es ſich , ob ganzabgewieſen und auf den Antrag unter c hin nur

Jer bei dem Dlo . nicht zugelaſſene erſtinſtanzielleDO eine Monatsrente von 150 M zugeſprochen wurde, konnte

3rozeßbevollmächtigte des Beflagten zur Stellung des alsbald erſehen werden, daß die Berufung nur auf den

Intrags berechtigt iſt. Befanntlich beſteht in der Unterſchied zwiſchen der zugeſprochenen und der vom

Rechtslehre und in der Rechtſprechung Streit darüber, Beflagten ſofort zugcſtandenen Monatsrente fich ers

ob der Untrag nach § 16 ORG. dem Anwaltszwang ſtreďte. Zwijgen den beiden Beträgen iſt ein Unter

unterliegt. Biafferoth , Gerichtskoſtenweſen ( 9) Š . 132 ichied von 30M , woraus ſich nach § 9a Abſ. III OKO .

Nr. 4 ſpricht ſich , wenn auch etwas unſicher , im An- ein Streitwert von 360 M berechnet. Nur die Zus

ſchluß an DIG. Dresden vom 30. März 1901 für Frei- erkennung einer Monatsrente, welche die von ihm ſelbſt

heit des Antrags vom Anwaltszwang aus. Hittmann, jugeſtandene um 30 M monatlich überſteigt, iſt in

GKG. (6) S. 97 lehrt, daß der Antrag dem Anwalts- Wirklichkeit dem Beklagten nachteilig. In dieſer Fin

zwang des § 78 I BPD. unterliege, und beruft ſich ſicht tritt derFS. der Anſchauung bei,die in einem

hiefür auf einen Beſchluß des DLG. Frankfurt a. M. Beſchluß des No., VI . ZS., vom 4. März 1897 dargelegt

vom 27. Ápril 1897 und einen ſolchen des DIG. Bams iſt (FW . 97, 185 '). Dort wird ausgeführt: „ Michiig

berg I. ZS . vom 11. Juli 1903 , lepterer abgedrudt in iſt zwar, daß der Streitwert eines Rechtsmittels, ſolange

Seuff!. Bd. 60 Nr. 85. Gegen die Anſicht, daß der noch kein Antrag des Rechtsmittelklägers vorliegt, ſich

Antrag nach § 16 GKG. dem ünwaltszwang unterliege, nur darnach beſtimmt, wie weit der leßtere durch die

wendet ſich mit beachtenswerten Ausjührungen eine in von ihm angefochtene Entſcheidung formell beſchwert

Bay3iR. 1907 S. 245 ff. erſchienene Abhandlung, auf iſt. Über ein verurteilter Beklagter iſt nicht ſchlecht

welde wegen des Standes der Streitfrage der Kürze hin zum ganzen Belauf ſeiner Verurteilung formell

halber Bezug genommen wird . Der FS . des DLG. beſchwert, ſondern nur ſo weit er gegen ſeinen

Bamberg weicht nach Prüfung der Streitfrage von der Antrag verurteilt iſt ... Demnach war der

im Beſchluß ſeines I. ZS .vom 11. Juli 1903 vertretenen Streitwert für die Berufungsinſtanz auf 360 M feſtzu

Unſicht ab und ſchließt ſich der inzwiſchen vom VI . ZS. ſeßen . (Beſchluß des FŠ. vom 12. September 1914 , L

des RG. in ſeinem Beſchl. vom 6. März 1911 (Bureaubl. 227/14 II).
Oberlandesgerichtörat Geoter in Bamberg .

für gerichtl. Beamte, Berlin 11, 57) dargelegten An

ſchauung an, wonach der Antrag nach § 16 GKG. vom

Anwaltszwang befreit iſt. Der entſcheidende Teil des

Beſchluſſes findet ſich in Warneyers Zahrb . 10. Jahrg .

1911 S.562. Nach „ Hecht“ 1911 Nr. 1629 iſt der Bes Oberlandesgericht Nürnberg.

ſchluß im weſentlichen begründet wie folgt : „ Da nach

§ 16 11 GKG . verglichen mit § 4 III GKG. die Partei Schriftform der Bürgſchaftserflärung ; þauptver:

eine gegen einen Wertfeſtſeßungsbeſchluß an ſich zu- bindlichkeit al® Borausjegung der Bargſchaft ; Erlekung

läſſige Beſchwerde ohne Mitwirkung eines Anwalts ſelbſt der urſprünglichen Hauptverbinolichfeit durch eine andere

ſchriftlich einlegen kann , ſo muß fie folgerichtig auch (S $ 765, 766 BGB. ) . Aus den Gründen : Der

bei dem Antrag auf Wertfeſtſeßung ſelbſt (8 16 I GKG. ) Schuldſchein des $ . ' über 700 M iſt zwar vom Bürgen

ſich der gleichen Form bedienen können und daraus W. ohne eigene Bürgſchaftserflärung nur mitunter

folgt dann wieder , daßein ſolcher Antrag auch durch zeichnet, allein nach dem ſich anſchließenden Nachtrag

einen beliebigen Bevollmächtigten ſchriftlich geſtellt vom gleichen Tage, den ebenfalls g . und W. unter

werden kann . “ Welches iſt nun hier der Streitwert ſchrieben haben, joll , obige Erflärung und Bürgichaft

für die Berufungsinſtanz ? Iſt dem Wortlaute der Be- für weitere 800M, im ganzen für 1500 M gültig ſein “ .

rufungsichrift entſprechend die Berufung gegen das Da unbeſtrittenermaßen das Schuldbekenntnis von H.

ganze Endurteil gerichtet ? Nach Willenbücher, Koſten- und die Bürgſchaftserflärung von W. abgegeben wurde,

feſtſegungsverfahren (7 ) § 13 II N. 6 Abſ. II wird die ſo liegt eine formgerechte Burgſchaftserklärung des W.

Prozeßgebühr in der Berufungs- oder Reviſionsinſtanz für 1500 M Schuld des Ø. an B. vor und kommt der

beſtimmt durch den Antrag in der Rechtsmittelſchrift Mangel einer Bürgſchaftserklärung in dem von W.

des Rechtsmittelflägers. Iſt ein ſolcher Antrag nicht nurmitunterzeichneten erſten Schuldſchein nicht weiter

geſtellt, ſo darf der Gegner annehmen, daß das Urteil in Betracht (S 766 BOB.; Staudinger, 7/8. Bd . II . 2

11

3465



432 Beitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 23 .

-

E.

S. 1497 Anm. I b B zu § 766 ; RG. 77, 378 ; 78, 37). – Barneyere Jahrbuch der Entſcheidungen.

Da durch den Bürgichaftsvertrag der Bürge fich gegen- A. Zivil-, Þandels- und Prozeßrecht. Herausgegeben

über dem Gläubiger einesDritten verpflichtet, für die von Dr. Otto Warneyer, Oberlandesgerichtsrat in

Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten einzuſtehen Dresden . 12. Jahrg . 1913. XX, 556 Seiten.

(8 765 BOB .), ſo wird für die Bürgſchaft eine – wenn B. Strafrecht und Strafprozeß . Herausgegeben

auch fünftige Hauptverbindlichkeit vorausgeſept; von Georg Hoſenmüller, Bandgerichtsrat in Dresden.

ſoweit eine ſolche fehlt oder nicht entſteht, entſteht auch 8. Jahrgang1913. XX, 245 Seiten. Leipzig 1914 ,
feine Bürgichaftsverbindlichkeit. Nach dem Bertrag Roßbergiche Berlagsbuchhandlung (Arthur Roßberg ).

zwiſchen 6. und B. hatte lepterer dem erſteren noch Gebd . A MI. 10.- , B ME. 7.

weitere 800 M Darlehen zu geben ; ſoweit B. ſein Dar- Dieſe umfaſſende Sammlung der deutſchen Rechts

lehensverſprechen nicht erfüllte, entſtand keine Dar ſprechung, auf die auch in den Urteilen des Meichs.
lehensichuld des 8. , ſoweit wurde auch die hierfür über

gerichts nicht ſelten verwieſen wird, iſt von uns ſchon

nommene Bürgſchaft des W. nicht wirkſam. Daß ein
wiederholt angezeigt worden und ſo bekannt, daß es

Darlehensverſprechen durch die Anrechnung“ einer

älteren Schuld des Schuldners erfüllt werden könnte,
wohl genügt, auf das Erſcheinen der neuen Bände
hinzuweiſen .

iſt begrifflich ausgeſchloſſen, zumal wenn die ältere

Shuld noch gar nicht fällig iſt. Jn Wirklichkeit haben

B. und B. das Darlehensverſprechen nachträglich auf
von Bhilippovich, Dr. Eugen , Profeſſor an der Univerſität

gehoben und den Schuldſchein über 800 M auf die
Wien. Grundriß der Politiſchen Detonomie .

ältere Schuld des $ . in gleicher Höhe erſtređt. Da die
Erſter Band. AllgemeineVollswirtſchafts

Bürgſchaftserklärung des W.ſich nur auf ein fünftiges
lehre. Zehnte, neubearbeitete Auflage (21. - 23.

Darlehen des B. bezog , wurde die an deſſen Stelle
Tauſend) . 512 Seiten . Tübingen 1913, 3. C. B. Mohr

geſepte ältere Darlehensſchuld des ħ . nicht von ſelbſt
(Paul Siebed) . 11.- Mi., gebd. 12.-ME.

von jener Erklärung ergriffen , ſondern nur auf Grund Unter politiſcher Defonomie verſteht Ph . die äußers

einer neuen Einigung zwiſchen B. und W. Hierfür liche Zuſammenfaſſung der drei ſelbſtändigen Wiſjen

bedurfte es nicht einer neuen ſchriftlichen Erteilung ſchaften : thevretiſche Boltswirtſchaftslehre (Nationals

der Bürgſchaftserklärung des W., da deſſen ſchon vor- öfonomie, in neuerer Zeit auch Sozialöfonomie ge
liegende ſchriftliche Erklärung für die urſprüngliche nannt), Bolfswirtſchaftspolitit und Finanzwiſſenſchaft

Schuld des H. noch nicht verbraucht oder ſonſtwie er: (Staatswirtſchaftslehre). Die Zuſammenfaſſung be

ledigt war ; ſie konnte formlos für eine andere Schuld deutet alſo nicht, daß die verſchiedenen Wirtſchafts

des B. aufrecht erhalten werden (NORKomm . ( 2.) I. wiſſenſchaften Teile einer einheitlichen Wiſſenſchaft

703 Anm. 1 $ 766 ; RG . 70, 415 ; 59, 42 ; Warneyer, ſind ; ſie entſpringt vielmehr nur äußeren Gründen ,

Jahrb . 1910 Š . 121; Hecht 1903 S.551 zu 8 765 ) . Daß weil die Objekte durch ſachliche Beziehungen miteinander

W. ſchließlich ebenſo wie Ø . in dieſe Aenderung willigte verbunden ſind. Als wir 1898 in München zu den

und dem Gläubiger B. ſeine Einwilligung kundgab, iſt Füßen Brentanos ſaßen, verwies er uns, wenn

erwieſen (wird näher ausgeführt) . – (Urt. des II. ZS. mich mein Gedächtnis nicht trügt, vor aller übrigen

vom 3. Juni 1914, L 219/13). B-r. Literatur auf den ( 1893 in erſter Auflage erſchienenen )

ſeit 1896 in zweiter Auflage vorliegenden obigen Band .

Die Verbreitung dieſes Grundriſjes im Laufe von

20 Jahren ſpricht deutlicher als eine lange Beſprechung

für das Wert. Auch heute noch iſt es, wie mir erſt

neulich einer unſerer jüngeren Profeſſoren der Nationals

Bücheranzeigen
öfonomie beſtätigte, als das beſte Lehrbuch zu empfehlen .

Von ſeinen bekannten Vorzügen hebe ich nur die Klar.

heit und Gedanfentiefe heraus. Die neue Auflage be

Clad, Dr. jur. Clovis, Der Ausverkauf. Geſchicht: rüdſichtigt natürlich auch die neueſte Literatur und

liche Entwidlung und ſyſtematiſche Darſtellung Statiſtik . Ausführlicher behandelt ſie das Bevölkerungs

ſeiner Regelung im Geſef gegen den unlauteren problem und die Verſicherung als das Mittel, Ber:

Wettbewerb. Leipziger Jnauguraldiſſertation. Leipzig mögensverluſte ohne Schädigung des Geſamtvermögens

1913, Serigiche Buchhandlung. Preis Me. 4. der Volkswirtſchaft auszugleichen und Einfommen oder

Die Schrift zerfällt in zwei Teile mit eigener Stapital in Zeiten eintretenden Bedarfs ſicher zu ſtellen,

Seitenzählung. Im erſten Teile ( 1–142) ſtellt der ſo daß der Verbrauch normal weiter verläuft ohne

Verf. zunächſt überſichtlich die geſchichtliche Entwidlung Störungen des Verbrauchs der Einzelwirtſchaft und

der Regelung des Ausverkaufsweſens dar ( 4-36 ). dadurch der Gütererzeugung. In der Darſtellung der

Die folgende ſyſtematiſche Darſtellung ( 36—142) be ſozialen Bewegung iſt dem Madjen der ſyndikaliſtiſchen

ſchäftigt ſich ſodann mit dem Hechtsgrund des Schußes Beſtrebungen Rechnung getragen.

gegen unlauteren Wettbewerb (37–44 ), ferner
Jena. Recoléanwalt Dr. Dödel .

(44—142) mit dem Begriff des Ausverkaufs, ſeinen

formellen und materiellen Vorausſegungen und den Militärhinterbliebenengeſek vom 17. Mai 1907 und

Mitteln , ſowohl den zivil- wie ſtrafrechtlichen, zur Beamteahinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907 nebſt

Bekämpfung des Ausverkaufsſchwindels, ſoweit der dazu gehöriger Begründung, Ausführungsbeſtim

Ausverfaufsſchwindel als Erſcheinung des unlauteren mungen, Anmerkungen uſw.116S. Stuttgart 1914 ,

Wettbewerbs in Frage kommt. Verlag von J. Heß. Oeh . Mi. 2.-, geb.Me. 2.50 .

Der zweite Teil des Buches ( 1–172) enthält die Ein Buch, das jetzt leider ! einem dringenden

Ueberſicht über die von den „höheren Verwaltungs Bedürfnis entgegenkommt, das dieſem Bedürfnis aber

behörden “ auf Grund der Ss 7 II und 9 I1 WettbewG. | auch mit ſeinen Anmerfungen, Beiſpielen für die Be
getroffene Regelung des Ausverkaufsweſens und den rechnungsweiſe uſw. in erfreulicher Weiſe zu dienen
Åbdrud der Verordnungen der Verwaltungsbehörden, geeignet iſt.

E.

wie ſie Ende 1912 galten . Die ſorgjältige Schrift ,

welche ſehr reiche Angaben über Literatur und Hechts

ſprechung enthält, wirð der Praris gute Dienſte leiſten .
Verantwortl. Herausgeber i . V .: E. Edert , Dand:

Gönigsberg. Privatdozent Dr. Mlein. gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtig.

Eigentum von J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München , Berlin und Leipzig .

Druď von Dr. F. P. Datterer & Cie . (Jnh . Arthur Sellier) München und Freiſing.
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Idealkonkurrenz und Aenderung der Straf: urteilung um keinen Tag höher ausfallen, die
Koſten wären unnüß aufgewendet, alle Beteiligten

klage im Standrecht. zwedlog beläſtigt. 8 208 SIPD. bietet hier keine

Bon A. Zeiler, I. Staatsanwalt in Zweibrüden.
Handhabe, da er, abgeſehen von anderem , auf den

Fall der Idealkonkurrenz nicht zugeſchnitten iſt.

1. Im Falle der Idealkonkurrenz beſtimmt åber immerhin, der Staatsanwalt wird nicht

ſich die Zuſtändigkeit nach dem ſchwerſten der zur ängſtlich amn Buchſtaben haften , ſondern über das

Verfolgung ſtehenden Delikte ( Olshauſen 8 73 Legalitätsprinzip wegſehen und den Mut haben,

Anm . 39). Gilt dies auch für die Sondergerichte ? die weitere Verfolgung zu unterlaſſen. Zur Be

auch in dem Sinne, daß nun das zuſtändige Ge= gründung läßt ſich ja ſagen : die „ Tat“ ſei ſchon

richt die Tat aus jedem rechtlichen Geſichtspunkte abgeurteilt. Erſte Pflicht iſt, die Strafrechtspflege

zu beurteilen hat ? nicht dem Geſpötte auszuſeßen .

In dem Falle ROE. 33, 405 lag dem An- In der genannten Entſcheidung hat alſo das

geklagten eine Tat zur Laſt, die ein Vergehen der Reichsgericht die an die Spiße dieſes Aufſages

fahrläſſigen Tötung und zugleich eine Zuwider: geſtellte Regel für das Verhältnis zwiſchen dem

handlung gegen die Vorſchriften der Rhein ordentlichen Gericht und einem Sondergericht
ſchiffahrtspolizeiordnung vom 3. Juli 1897 bildete. nicht angenommen . Bei Do we (3 13 ÖVG.

Die Straftammer ſprach bezüglich der fahrläſſigen Anm. 15a) iſt bemerkt : „Im Verhältnis der ordent

Tötung frei und erklärte fich zur Beurteilung derlichen Gerichtsbarkeit zu der Sondergerichtsbarkeit

Tat aus dem Geſichtspunkt der Uebertretung für iſt jede der beiden Gerichtsbarkeiten eine ausſchließ:

unzuſtändig, weil das Rheinſchiffahrtsgericht als liche. Es iſt alſo nicht ſtatthaft, zuſammenhängende

Sondergericht zuſtändig ſei. Das Reichsgericht Sachen, von denen die eine zur Zuſtändigkeit eines|

billigte die Anſchauung, und aus den Gründen ordentlichen Gerichts, die andere zu der eines

ergibt ſich auch, daß das Reichsgericht es für un: Sondergerichtes gehört, verbunden vor eines dieſer

zuläſſig gehalten hätte, wenn die Strafkammer Gerichte zu bringen ". Dieſer Saß hat anſcheinend

im Falle einer Verurteilung wegen fahrläſſiger nur den Fall des fachlichen Zuſammentreffen im

Tötung auch über die damit rechtlich zuſammen: Auje ; über die Ideallonkurrenz iſt bei Löwe nichts

fließende Uebertretung abgeurteilt hätte. Wenn bemerft. Aber auch , wenn das Reichsgericht a . a . D.

aber angenommen wird, daß die Strajkammer die ſcharfe Scheidung der Zuſtändigkeiten zwiſchen

wegen der fahrläſſigen Tötung verurteilte, was dem ordentlichen und dem Sondergerichte betont

geſchieht mit der in Ideallonkurrenz in Betracht hat , ſo wird das gleichwohl keine allgemeine

kommenden Uebertretung ? Dann iſt die Tat Geltung beanſpruchen können. So iſt in der

nicht nach ihrem ganzen tatſächlichen und recht: RMSIGO. die Zuſtändigkeitsfrage in anderer

lichen Umfange gewürdigt. Muß alſo der Staats: Weiſe geregelt. § 3 beſtimmt, daß Militärperſonen

anwalt nach dem Legalitätsprinzip die Würdigung wegen gewiſſer Amtsverbrechen und Amtsvergehen
der Tat unter dem Geſichtspunkte der Uebertretung der bürgerlichen Strafgerichtsbarkeit unterworfen

noch nachträglich herbeiführen ? Prozeßrechtlich ſind, daß aber die Militárgerichtsbarkeit Plaß

möglich iſt dies ja (Löwe , 14. Aufl. S. 529 greift , wenn mit der Handlung eine Zuwiderhand

Anm . 30b), aber es wäre offenſichtlich leeres Stroh lung gegen die Militärſtrafgeſeße zuſammentrifft;

gedroſchen : die Strafe würde bei der zweiten A6= d. h. aljo die Militärſtrafgerichtsbarkeit iſt zuſtändig



434 Seitſdrift für Rechtspflege in Bayern. 1914. Nr. 24.

zur Aburteilung der Tat aus jedem rechtlichen Ges | beſtimmt iſt, ſo iſt doch nicht um deswillen, weil

ſichtspunkt und zwar gleichgültig, ob das mili- die Tat auch unter dieſen ſchwereren Geſichtspunkt

täriſche Delitt gegenüber dem bürgerlichen das fällt, ihre Áburteilung dem Standrecht entzogen ,

leichtere oder das ſchwerere iſt. Ebenſo unter: ſoweit ſie unter dem Geſichtspunkt des Widerſtands

wirft zwar g 2 RM StOD . die Militārperſonen gewürdigt werden ſoll. Das Standrecht iſt alſo

wegen gewiffer anderer Zuwiderhandlungen den ſicher zur Aburteilung der Tat zuſtändig, wenig

bürgerlichen Strafgerichten, aber auch hier wird, ſtens einmal zunächſt aus dem Geſichtspunkte des

wenigſtens nach der überwiegenden Meinung, Widerſtands. Da das Standrecht nach ſeinem
wiederum die militärgerichtliche Zuſtändigkeit an- Zwed und der Geſtaltung ſeines Verfahrens raſcher

genommen, wenn mit der ausgenommenen Zu= arbeitet als das ordentliche Gericht, ſo wird aljo

widerhandlung ein anderes gemeines oder mili- die Tat – ſofern wir einmal annehmen , es müßten

täriſches Delift zuſammentrifft (vgl.Weigel , Zu: wegen der mehreren rechtlichen Geſichtspunkte ge

ſtändigkeitsgrenzen, § 2 MSIOD. Anm .5). Dieſes trennte Verfahren vor dem Sondergericht und dem

- Zuſammentreffen “ gilt ſogar für den Fall der ordentlichen Gerichte durchgeführt werden –

Realtonkurrenz (ROE. 25 , 347), alſo natürlich dem ſtandrechtlichen Gerichte früher er:

erſt recht für die Ideallonkurrenz, ſo daß alſo die ledigt. Dann kommt wieder die Frage , ob die

zum Sondergericht zuſtändige Tat von dieſem nach Tat, die vom Standrecht aus dem Geſichtspunkt

allen rechtlichen Geſichtspunkten zu würdigen iſt. des Widerſtands behandelt worden iſt, nun auch

Nach dem Ausgeführten wird ſich alſo eine noch vor dem ordentlichen Gerichte verfolgt werden

allgemeine Regel nicht aufſtellen laſſen dahin , muß. Man wird das vielleicht unterlaſſen , wenn

daß beim rechtlichen Zuſammentreffen von Deliften , die Körperverlegung mäßige Bedeutung hat . Auch

die teils dem ordentlichen , teils dem Sondergerichte hier iſt 10 gegen 1 zu wetten , daß es im Straf:

zugewieſen ſind, jedes dieſer Gerichte die Tat nur maß. keine Äenderung geben wird. War z. B. die

aus dem ihm eigentlich zukommenden Geſichts: Körperverlegung ein träftiger Stodſtreich über den

punkt aburteilen dürfte. Was für das einzelne Arm des Schußmanns, ſo wird dieſe Art der Auß

Sondergericht gilt , wird ſich nur entſcheiden laffen führung des Widerſtands ſelbſtverſtändlich ihon

nach der Art und der Zredbeſtimmung des Sonder- vom Standrecht beim Ausmaß der Strafe berüd:

gerichts ſowie nach der Art der in Frage ſtehenden ſichtigt, ſo daß alſo für ein folgendes Verfahren

ſtrafbaren Handlung und dem Verhältnis der zu= vor dem Schöffengericht tein vernünftiger Ver:

jammentreffendenDelikte zu einander. In$ 3 fahrenszwed mehr übrig bleibt. Wieaber, wenn
M SIGD. iſt zwar die Zuſtändigkeitsregel des der Täter den Schußmann nicht über den Arm,

Abſ. 2 ausdrüdlich durch das Gefeß beſtimmt, ſondern über den Kopf geſchlagen und damit Siecha

für die Fälle des § 2 dagegen fehlt es an einer tum oder Tod verurſacht hat ? Das Höchſtmaß

ausdrüdlichen Gefeßesvorſchrift, und die Frage der Strafe beträgt nach § 113 StGB. zwei Jahre

konnte daher hier nur unter Anwendung der au- Gefängnis ; damit iſt natürlich die Tat, in:

gemeinen Auslegungsregeln ihre Löſung finden. ſofern ſie auch Verbrechen der Körperverlegung iſt,

Nach dieſen Geſichtspunkten wird nun auch die nicht ausreichend geſühnt, und es müßte unter

Frage zu prüfen ſein , wie die ideallonku r- dem Geſichtspunkt der Körperverleßung eine zweite

renz beim Standrecht zu behandeln iſt. Verhandlung vor Straffammer oder Schwurgericht

Nach dem preuß. Gelek über den Belagerungs : durchgeführt werden . Rann aber hier die zweite

zuſtand vom 4. Juni 1851 § 10 und ebenſo nach Verhandlung nicht umgangen werden , ſo ſebe ich

Art. 6 Nr. 2 des bayer. Gefeße8 dom 5. November keine rechtliche Möglichkeit, davon abzuſehen in

1912 über den Kriegszuſtand gehört u . a . zur Zu: Fällen , wo nur eine bloße Körperverleßung nach

ſtändigkeit eines Kriegsgerichts, in Bayern des 88 223 oder 223a StGB. in Frage ſteht. Eine

ftandrechtlichen Gerichts, der Widerſtand gegen die Sachbehandlung nach dem Vorbilde des § 208

Staatsgewalt, nicht aber die Körperverleßung, StPO., wie ſie die bayer. Vollzugsvorſchriften

weder ihre leichten noch ihre ſchweren Formen . zum Kriegszuſtandsgeſeß in § 33 dem Staat a:

Nehmen wir einen Widerſtand gegen einen Schuß: anwalt empfehlen , kann nicht erfolgen, da für

mann nach 8 113 SIGB . an , wobei der Widerſtand dieſe Behandlung nur ſolche ſtrafbare Hand

zum Teil in einer vorſäßlichen Körperverleßung lungen geeignet ſind, die zur ſtandrechtlichen Su

beſteht . Man ſollte meinen , wenn der gewöhn- ſtändigkeit gehören . Soweit aber eine gerichtliche

liche Widerſtand um der öffentlichen Sicherheit Einſtellung des Verfahrens nach § 208 zu er:

willen dem Standrechte zugewieſen iit, ſo muß es wägen wäre, tämen die vorhin ſchon erwähnten

ein Widerſtand, der unter einer Körperverlegung Bedenten in Frage.

und gar unter einer ſchweren Körperverlegung ge- Die ganze Schwierigkeit wäre vermieden , wenn

leiſtet worden iſt, alſo ein beſonders ſchwerer und ſich eine Befugnis des Standrechts begründen ließe ,

gefährlicher Widerſtand, offenbar erſt recht ſein. die Tat nach allen rechtlichen Beurteilung&mðglich

Obwohl alſo für die Beurteilung der Tat aus teiten zu behandeln, alio in unſerem Falle eine

dem ſchwereren Geſichtspunkt ( der Körperverlegung) Zuſtändigkeit des Standrechts, den Täter nicht nur

die Zuſtändigkeit des ſtandrechtlichen Gerichts nicht wegen Widerſtands, ſondern zugleich wegen Körper:
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verlegung zu verurteilen, und zwar wegen leichter Frage der Behandlung ideell konkurrierender Delikte

oder gefährlicher Körperverleßung, ja ſelbſt wegen im Standrecht ſcheintaber den Früheren kein Kopf

erſchwerter Körperverleßung nach SS 224 und 226. zerbrechen gemacht zu haben. Weder der von

Vor mir liegt ein Urteil eines ſtandrechtlichen Gönner bearbeitete amtliche Kommentar, noch

Gerichts in einer Sache wegen Widerſtands, bei der private Rommentar von Rottin ann laſſen

dem der Täter u . a . dem Schußmann einen Stock: fich zu der Frage dernehmen . Neuerdings hat

ſtreich überdie Hand gegeben hat. Das ordent auch der kleine Kommentar zum bayer. Kriegs

liche Gericht hätte hier regelrecht verurteilt wegen | zuſtandsgeſeße von Sutner die Fragenicht beachtet.

eines Vergehens der gefährlichen Körperverlegung Ich verkenne nun allerdings nicht, daß die

in rechtlichem Zuſammentreffen mit einem Ver: Strafbeſtimmungen des bayer.Strafgeſezbuchs von

gehen des Widerſtands. Das ſtandrechtliche Gericht 1813 vom Geſeßgeber kaum im Sinne meiner

getraute ſich nicht, ſeine Zuſtändigkeit zur Ver- Auffaſſung gemeintwaren. Bekannt war jenem

urteilung wegen Körperverlegung anzunehmen und Gefeß die Idealkonkurrenz wohl , es hat ihre Bez

verurteilte „wegen eines Vergehens des Wider- handlung in Art. 110 Abſ . 2 ausdrücklich geregelt.

ſtands gegen die Staatsgewalt zu drei Monaten Aber bei der Regelung des Standrechts war ſich

Gefängnis“ . In den Gründen aber iſt ausgeführt : der Geſeßgeber des Falles einer Idealkonkurrenz

Str.hat ... einem Beamten durch Gewalt Wider offenbar nicht bewußt. Das Standrecht war vor:

ſtand geleiſtet dadurch, daß er ſich von ihm log: geſehen wegen ſchweren Aufruhrs unter beſtimmten

riß und ihm einen Stodſchlag über die Hand ver: Vorausſeßungen und dann, wenn in gewiſſen

fekte. Dieſe Handlung begründet ein Vergehen Gegenden Mord,Raub, Brandſtiftung ungewöhnlich

des Widerſtands gegen die Staatsgewalt nach § 113 überhand nehmen würden. Dann ſollte als Wirkung

StGB. und zugleich ein Vergehen der gefährlichen des Standrechts die ordentliche Kriminalgerichts

Körperverlegung nach § 223 a StGB. Die Strafe barkeit in Anſehung jener Verbrechen und inner

war deshalb nach § 73 aus 8 223 a zu entnehmen ." | halb der beſtimmten Diſtrikte außer Kraft treten ,

Das kann nicht richtig ſein . Wenn ſich das Ge: über die Uebeltäter mit Beſchleunigung abgeurteilt

richt getraute, die Tat unter dem Geſichtspunkt und jeder, der überwieſen oder geſtändig ſei ,

der Körperverleßung zu würdigen und nach § 73 ob als Täter oder Gehilfe, mit dem Tode be

die Strafe aus der Strafvorſchrift über die Rörper- ftraft werden. Das Geſetz kannte alſo als Strafe

verlegung zu entnehmen , ſo hat es den Angeklagten für alle Standrechtsfälle nur die Todesſtrafe, und

in Wirklichkeit wegen Körperverleßung verurteilt dabei war es dann klar, daß jede Sorge um die

und durfte und mußte dieſe Verurteilung im Ur- Behandlung der Idealkonkurrenz und auch nur der

teilsſaße zum Ausdruck bringen . Gedanke daran überflüſſig geweſen wäre. Anders

Tatſächlich halte ich nun, wie ich im folgenden ſchon nach dem preuß. Gefeße von 1851. Dieſes

zeigen möchte, das Standrecht für zuſtändig, die unterwarf der ſtandrechtlichen Behandlung eine

Tat auch unter dem Geſichtspunkt der Körper: Reihe von ſtrafbaren Handlungen mit den im

verleßung zu würdigen , und es hätte , ſelbſt wenn ordentlichen Strafrecht angedrohten Strafen und

dieſe ein Verbrechen nach § 224 oder 8 226 gebildet fügte weitere Straſdrohungen mit einem Strafmaß

hätte, nach dieſen Strafbeſtimmungen verurteilen bis zu einem Jahre hinzu . Dem ſchließt ſich dann

dürfen . das bayer. Geſetz von 1912 an, während weiter

Schrifttum und Rechtſprechung laſſen bei der hin für Bayern nach Art. 3 des Geſekes , im

Unterſuchung der Frage faſt ganz im Stich.faſt ganz im Stich übrigen nach § 4 EG .RSIOB. nur an die Stelle

Stengleins Kommentar zu den ftrafrechtlichen der lebenslangen Zuchthausſtrafe die Todesſtrafe

Nebengeſeßen (Bd. 1 , zum preuß. Geſ. von 1851 ) | treten ſoll. Nunmehr alſo hat natürlich die Frage

bemerkt zwar in Anm. 2 zu § 10 , die Zuſtändig: erhebliche Bedeutung, wie die Ideallonkurrenz zu

keit des Kriegsgerichts beſchränke ſich auf die im behandeln ſei.

Geſeke bezeichneten ſtrafbaren Handlungen „auch Im Sinne des alten bayer. Gefeßes ſowohl

im Falle des Zuſammenfluſſes oder der Konneri: | wie des preuß. Gefeßes iſt nun freilich die Auf

tät mit andern Delikten; dieſe ſeien getrennt ab- faſſung die wahrſcheinlichere, daß ſich die Geſek:

zuurteilen ,“ und unter Zuſammenfluß iſt offenbar geber bei der Idealkonkurrenz das Zuſammentreffen

der Fall der Idealfonkurrenz gemeint. Der Kom- mehrerer ſtrafbaren Handlungen dachten, deren ge

mentar gibt aber keinerlei Begründung für ſeine ſondertes rechtliches Schidjal dann nichts auffallen

Auffaſſung, tut auch der Unzuträglichkeiten keine des bildete. So umſchreibt das bayer. Strafgeſeka

Erwähnung, zu denen die „getrennte Aburteilung buch die Idealkonkurrenz mit den Worten : „ Wenn

des andern Delittes “ führen muß. Für Bayern ein Verbrecher in ein und derſelben Handlung zu

habe ich eine Belegſtelle im Schrifttum nicht finden gleicher Zeit mehrere Verbrechen begangen hat. “

können . Hier ſind durch das Geſetz von 1912 im Aber dieſe Auffaſſung des Gefeßgebers iſt für unſere

weſentlichen die Beſtimmungen des bayer . Straf- heutige Beurteilung der Frage nicht entſcheidend,

geſetzbuchs von 1813 über das Standrecht aufrecht da die geſeblichen Beſtimmungen hier wie bei den

erhalten und nur in manchen Punkten den neu: Vorſchriften über das Standrecht nicht ausdrück

zeitlichen Anſchauungen angepaßt worden. Die lich die Folgerung aus einer ſolchen Auffaſſung
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ziehen und die Beſtimmungen, ſo wie ſie erlaffen und 6 Nr. 8. Es ſcheint mir nun ausgeſchloſſen,,

findund in ihrem Ineinandergreifen ebenſogut daß dieſe Zuſtändigkeitsregelung ſo aufgefaßtwerden

auch in dem gegenteiligen Sinn aufgefaßt werden müßte, als wäre das Standrecht für die bezeichneten

können . Das heißt: wenn eine jener Auffaſſung Handlungen nur zuſtändig, ſofern nicht im ge

entſprechende Behandlung der Frage dem ertenn- gebenen Fall dom ordentlichen Strafgeſeß eine

baren Zwecke gewiſſer Vorſchriften zuwiderläuft, ſchwerere Strafe angedroht iſt. Erfüllt z . B. die

ſo kanndie Auffaſſung des Gefeßgebers über fie, Aufforderung zur Uebertretung einer zurErhaltung

wenn er ſich der Folgerungen aus ſeiner Auffaffung der öffentlichen Sicherheit getroffenen Anordnung

nicht durchaus bewußt geworden iſt, jedenfalls den Tatbeſtand des g 49a StGB ., ſo wäre eš

aber die für unſere Frage maßgebende widerſinnig, um debwillen die Zuſtändigkeit des

Folgerung im Gefeß nichtzum Ausdrud Standrechts zu verneinen . Die Zuſtändigkeit iſt

gebracht hat, nicht als Hindernis dafür an- vielmehr anzunehmen, obwohl das preußiſche wie

geſehen werden , daß die Frage in dem dem Zwecke das bayeriſche Geſeß die Zuſtändigkeit mit Worten

des Gefeßes entſprechenden Sinne beurteilt werde . nur anordnen für die in der Beſtimmung

Auch ſonſt bringt eine wörtliche Auslegung des Sondergefeßes mit Strafe bedrohten

der beiden Geſeke tein zuverläſſiges Ergebnis. oder nach dieſem Gefeße ſtrafbaren Hand

Allerdings ſagt 8 10 des preuß . Geſekes, e8 ge: lungen. Die Ablehnung der Zuſtändigkeit wäre

höre vor die Kriegsgerichte die Aburteilung der widerſinnig deshalb, weil die im Sondergeſeße

Verbrechen des Hochverrats ..., des Mordes , der bezeichneten Handlungen, ſofern ſie ſchon unter

tätlichen Widerſeßung des Raubes, und eine ſchärfere Strafbeſtimmung des ordentlichen

beſtimmt Art. 6 des bayer.Gefeßes, das Stand- Gefeßes fallen, als ichwerere Gefährdungen der

recht ſei „zuſtändig für das Verbrechen des Goch- öffentlichen Sicherheit gelten müſſen , alſo doch erſt

verrats und des Landesverrats, für das Verbrechen recht das Eingreifen des Standrechts zu ihrer Ab

und das Vergehen des Widerſtands gegen die urteilung erforderlich machen. Obwohl alſo hier

Staatsgewalt ..., für das Verbrechen des Mordes, nicht das Sondergeſetz die Handlung mit Strafe

des Raubs und der Erpreſſung ... " , aber dieſer bedroht " , ſondern dafür nur auf das ordentliche

Wortlaut nötigt nicht zu der Auffaſſung, als Strafrecht verweiſt, ſo muß doch auch hier ( in

wåre dem Sondergericht der abſtrakte Tatbegriff Uebereinſtimmung mit Stengleins Kommentar

überwieſen , der in den SS 113 , 117, 249, 317 uif . a . a. D. 8 10 Anm. 2) die ftandrechtliche Zu

umſchrieben iſt; er kann vielmehr auch ſo auf- ſtändigkeit gelten , und dieſe Erwägung könnte

gefaßt werden, daß das Sondergericht urteilen wohl zu der Folgerung führen , daß das gleiche

ſoll über die Tat als Inbegriff des menſchlichen gelten muß für den Fall, daß die Tat in recht.

Handelns, wie es rich in wirklicher Gegebenheit | lichem Zuſammentreffen ſowohlgegen jene Straf

zeigt, mit allem Drum und Dran, als lebendiges beſtimmung des Sondergeſeķes als zugleich

Geſchehnis, das um ſeiner Beſonderheit willen und gegen eine Strafbeſtimmung des allgemeinen Straf

im Hinblic auf die Zeitumſtände und den Ort gejeges verſtoße.

ſeiner Begehung den kraftvoll und raſch arbeitenden Doch ich will auf dieſe Betrachtung nicht ein

Gerichte überwieſen iſt. Dieſes Sondergericht iſt mal viel Gewicht legen , zumal da ſie nur eine

dann eben nicht zuſtändig für den Widerſtand ge- einzelne Gruppe von ſtrafbaren Handlungen trifft.

nau in der Umgrenzung des § 113 , ſondern zu: Ausſchlaggebend ſcheint mir vielmehr eine andere

ſtändig für jede Tat, die nach einer ihrer tat- Erwägung.

ſächlichen und rechtlichen Seiten den Tatbeſtand Der Zweck der beiden Geſeke iſt der, daß zu

des 3 113 erfüllt. Zeiten einer beſonderen Gefährdung der öffent

Nichts gejagt iſt darum natürlich mit dem lichen Sicherheit, zumal in Kriegszeiten und in

Einwande, daß die Sondergerichte nur innerhalb den dem Kriegsſchauplaße nahegelegenen Gebiets

ihrer geſeßlichen Zuſtändigkeiten urteilen dürfen “. teilen die Aburteilung der ſtrafbaren Handlungen,

Das iſt ſelbſtverſtändlich ; aber es iſt eben die die die öffentliche Sicherheit in beſonderem Maße

Frage , ob nicht die Zuſtändigkeit über den Rahmen gefährden , mit beſonderer Beſchleunigung, mit be

hinausreicht, der ſich auf den erſten Blick aus jonderem Nachdruď und beſonderer Strenge er:

dem Wortlaut des Geſekes ergibt . folge . Und wenn dann auch beiſpielsweiſe die

Gegenüber den angeführten Geſekesſtellen ſcheint Körperverlegung nicht unter den ſtrafbaren Hand

nun eine andere im Gegenteil für eine weitere lungen genannt iſt, für die die Zuſtändigkeit des

Auffaſſung der Zuſtändigkeit zu ſprechen. Das Standrechts beſtimmt iſt, ſo ſteht das doch nicht
preuß. Geſeß bedroht in § 9 verſchiedene Hand- im Wege, daß der Geſichtspunkt der Körperver:
lungen mit einer Gefängnisſtrafe bis zu einem leßung mitgewürdigt werde , wenn die Körperver.

Jahre , „wenn die beſtehenden Geſeke keine höhere leßung eine Erſcheinungsform des Widerſtandes,

Freiheitsſtrafe beſtimmen" , und derordnet in $ 10 des Raubes bildet und die Tat in der Regel ſogar

auch für die hier genannten Handlungen die Zu = zu einer beſonders ſchweren ſtempeln wird .

ſtändigkeit des Kriegsgerichte, und eine gleiche Läßt ſich das Geſek nach ſeinem Wortlaut in

Regelung trifft das bayer. Geſeß in den Art . 4 | verſchiedenem Sinne auslegen, ſo iſt es unſere Auf
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gabe, nach Möglichkeit die Auslegung zu ſuchen, zur Verurteilung nach dieſer Richtung noch eine

die zum vernünftigſten Ergebniſſe führt. Die Ein: Vorausſeßung zu erfüllen, namentlich noch ein

engung der Zuſtändigkeit würde aber hier zu dem Strafantrag beizubringen iſt . Aber abgeſehen

angeſichts des Zweds jener Geſeke ganz verkehrten , hiervon wird das Standrecht davon , den anderen

ja unmöglichen Ergebniſſe führen , daß die Be Geſichtspunkt mit zu würdigen, mitunter dann Ab

urteilung der Tat zunächſt unter dem milderen ſtand nehmen , wenn es ſich dabei um ein Delikt

Geſichtspunkte zu einer vielleicht in feinem Ver- handelt, das dem eigentlichen Tätigkeitsgebiete des

hältnis zu ihrer Schwere ftehenden Sühne vor Standrechts ferne liegt. Bei der Beſonderheit des

dem Standrecht führen würde (zwei Jahre Ge: Standrechts muß eine gewiſſemäßigeVerſchwommen:

fängnis für einen Widerſtandmit Totſchlag !) und heit, die damit in die Zuſtändigkeitsregelung kommt,

daß ſich daran mit der notwendigen Folge in den Kauf genommen werden .

einer Beſeitigung dieſer Strafe nun doch Es bleibt bei dieſer Auffaſſung allerdings noch

noch das umſtändliche und vielleicht langbauernde ein Bedenken beſtehen , das ſich erheben kann , wenn

ordentliche Verfahren mit Vorunterſuchung, ſchwurs das Standrecht die Tat nur aus dem eigentlichen

gerichtlicher Verhandlung und Reviſionsinſtanz an: ſtandrechtlichen Geſichtspunkte gewürdigt hat und

hängen müßte. Die ſtandrechtliche Verhandlung die Sache nun zur Aburteilung aus dem anderen

könnte hier nicht ernſt genommen werden ; was fie Geſichtspunkte vor das ordentliche Gericht gebracht

hier als einzig Greifbares brachte, die ſofortige wird. Es fragt ſich nämlich, ob dieſes Gericht

Feſtſeßung des Täters, würde in ſolchen Fällen hier nicht durch das ne bis in idem an der Ab

beim ordentlichen Verfahren auch geleiſtet durch die i urteilung gehindert wäre, da doch, wie ich an:

Unterſuchungshaft. nehme , ichon das ftandrechtliche Gericht aus dieſem

Alſo dem Standrecht folur die volle Aburteilung Geſichtspunkt wenigſtens hätte urteilen dürfen ,

zuſtehen . Freilich entbehrt das Verfahren im alſo ein rechtliches Hindernis für die Aburteilung

bayeriſchen Standrecht und in noch ſtärkerem Maße der Tat aus jedem Geſichtspunkt nicht beſtanden

das vor dem Kriegsgericht des preußiſchen Geſekes hätte. Aber bei dem eigentümlichen Verhältnis,

gewiffer Sicherheiten für den Ångeklagten. Aber das zwiſchen dem Standrecht und dem ordentlichen

das kann nicht irre machen. Das Standrecht iſt Verfahren beſteht, wäre dieſe ſonſt allerdings be

gerade angeordnet für eine Reihe der ſchwerſten rechtigte Folgerung verfehlt. Da das Verfahren

Delikte und hat in nicht wenigen dieſer Fälle ſo: im Standrecht ſummariſch geſtaltet iſt und lange

gar auf die Todesſtrafe zu erkennen . Es iſt alſo Vorbereitungen ausſchließt, kann es leicht geſchehen ,

durchaus nicht im Sinne der Geſeke gelegen , die daß der für die ſtandrechtliche Verhandlung bei

ein ſolches Verfahren geſchaffen haben , wenn man gebrachte Stoff zur Bildung eines beſtimmten

ſich deren Geltungsbereich durch eine weitgehende Urteils oder zur Erſchöpfung der Sache nach allen

Rückſicht auf die in friedlichen und ruhigen Zeiten Geſichtspunkten nicht ausreicht, und daß dann,

freilich ſelbſtverſtändlichen Rechtsbürgſchaften des ſei es ganz oder zum Teil, die Sache in8 ordent

Angeklagten eingeengt denken wollte. Darf das liche Verfahren übergeleitet werden muß. Soweit

Standrecht alſo wegen Mordes und Hochverrats dann die Tat im Standrecht nicht abgeurteilt

ſowie an Stelle der lebenslangen Zuchthausſtrafe werden kann , kann einer Behandlung im ordent

bei einer Reihe anderer ſtrafbarer Handlungen zum lichen Verfahren das ne bis in idem nicht ent

Tode verurteilen, ſo iſt nicht abzuſehen, wenn denn gegenſtehen. Für die Frage aber, ob es die Tat

einmal die Tat um ihrer Gefährlichkeit für die ! (überhaupt und erſchöpfend) aburteilen kann , kann

öffentliche Sicherheit willen zur ſtandrechtlichen nur die pflichtmäßige Entſcheidung des

Verurteilung verwieſen iſt, daß nicht das Stand: ſtandrechtlichen Gerichts maßgebend

recht zugleich wegen Urkundenfälſchung den Täter fein. Hat dieſes, ganz oder zum Teil, ſeine Un

ſollte ſtrafen können , dem dieſe das Mittel und zuſtändigkeit ausgeſprochen, ſo hat es hiebei ſein

die Begehungsart für ein Vergehen der ſtraf- Bewenden , dann iſt es unzuſtändig geweſen und

baren Ausſtreuung wiffentlich falſcher Gerüchte es kann nicht im ſpätern Verfahren eingewendet

geweſen iſt. werden , daß das Standrecht die Tat auch nach

Nun möchte ich allerdings die Erweiterung der dem jeßt vor den ordentlichen Richter gebrachten

ſtandrechtlichen Zuſtändigkeit nicht in dem Sinne Geſichtspunkt hätte würdigen können und ſollen.
aufgefaßt wiſſen, als ob damit dem ftandrecht- 2. Nahe verwandt mit der behandelten Frage

lichen Gerichte zur Rechtspflicht gemacht wäre, iſt eine zweite : ob das Standrecht, das „ zur

in jedem Falle die Tat unter jedem rechtlichen Unterſuchung und Aburteilung“ beiſpielsweiſe des

Geſichtspunkte zu würdigen. Es werden Fälle Verbrechens des Raubes berufen iſt, wegen Dieb

möglich ſein, wo es vorteilhaft iſt, wenn ſich das ſtahls verurteilen kann , wenn es die Tat nur als

Standrecht auf die Würdigung der Tat aus dem ſolche beurteilt, oder wegen Körperverlegung oder

ihm eigentlich zuſtehenden Geſichtspunkt beſchränkt. tätlicher Beleidigung oder wegen verſuchter Not

So ſelbſtverſtändlich immer dann, wenn die Sache zucht an Stelle des Raubverſuchs, den man zu

zur Würdigung aus dem andern Geſichtspunkt erſt angenommen hatte, oder wegen Totſchlags

noch nicht vollkommen geklärt iſt oder etwa , wenn ſtatt wegen Mordes. Kurz, hat das einmal mit

Se
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der Sache befaßte Standrecht bei der Aenderung halten . Aber – für Raub gilt ja die ausſchließliche

des rechtlichen Geſichtspunkte freie Hand ? Zuſtändigkeit des Standrechts, was das alte

Für eine ſolche Regelung würde ſprechen, daß bayriſche Strafgeſeßbuch in Art. 442 Nr. 1 un:

damit einer Weitſchweifigkeit des Verfahrens vor- zweideutigſt mit den Worten ſagt : in Anſehung

gebeugt würde, die darin liegt, daß fich vielleicht der ſtandrechtlichen Sachen „ trete dieordentliche

erſt durch eine langwierige Verhandlung im Stand Kriminalgerichtsbarkeit außer Wirkſamkeit.“ Doch

recht die Aenderung des rechtlichen Geſichtspunkt: wenn die Sache wieder ans Standrecht abzugeben

ergibt und nun die Sache zur Wiederholung der wäre , beſtünde die angenehme Ausſicht, daß fich

ganz gleichen Verhandlung an das ordentliche Ge- das Spiel noch ein paar mal wiederholte . Das iſt

richt abgegeben werden müßte, ohne daß hier ein ſelbſlverſtändlich als ausgeſchloſſen anzuſehen und

anderes Ergebnis zu erwarten wäre. Und man es muß vielmehr angenommen werden, daß die

könnte ſagen : wenn das Standrecht mit ſeinem Sache, nach dein einmal das Standrecht

ſummariſchen Verfahren den Angeklagten wegen ſeine Unzuſtändigkeit ausgeſprochen hat ,

Raubs auf Jahre ins Zuchthaus ſchyiden kann , an das ordentliche Gericht übergeht und nun bei

warum ſoll es ihn nicht auf Monate ins Gefängnis ihm zur Beurteilung der Tat nach jedem

ſchiden dürfen , nun da der Tatbeſtand des Raubes rechtlichen Geſichtspunkterechtlichen Geſichtspunkte - bleibt. Zwar muß

nicht nachweisbar iſt, dafür aber Körperverlegung jede Sache ſtandrechtlicher Zuſtändigkeit zunächſt

und Diebſtahl im fachlichen Zuſammentreffen ge- vor das Standrecht kommen, aber wenn dies ſeine

geben ſind ? Ich meine , es ſprache manches für Zuſtändigkeit geprüft und verneint hat, ſo hat es

eine Regelung der Sache dahin, daß das Stand- bei dieſer einmaligen Befaſſung ſein Bewenden

recht, einmal mit der Sache befaßt , fie nun auch und lebt die ordentliche Zuſtändigkeit im vollen

abzuurteilen hätte, mag ſich die Tat auch als eine Umfange wieder auf. Der Fall muß gleich dem

nichtſtandrechtliche Verfehlungergeben . Aber freilich, im bayeriſchen Geſeße ausdrücklich geregelten Falle

dem ſteht eine gewichtige Erwägung entgegen : Das ſtehen, daß das Standrecht zwar ſeine Zuſtändig

Standrecht hat ſeine innere Berechtigung nur inſo- keit bejaht , aber den Angeklagten nicht mit der im

fern, als es ſich um Verbrechen handelt, die die Geſeke vorgeſchriebenen verſtärkten Mehrheit für

öffentliche Sicherheit in beſonderem Maße gefährden , ſchuldig findet. Die ordentliche Zuſtändigkeit iſt

und nur um dieſes höheren Intereſſes der öffent alſo für die ſtandrechtlichen Sachen gewiſſermaßen

lichen Sicherheit willen iſt die durch das ſum: nur bedingterweiſe durch die ſtandrechtliche Zu

mariſche Verfahren verurſachte Beſchneidung der ſtändigkeit ausgeſchaltet.

Rechtsſicherheiten des Angeklagten hinzunehmen. Was hier für die Aenderung des rechtlichen

Nach dem gegebenen Rechte iſt jedenfalls die Geſichtspunktes bei einer vor das ftandrechtliche

angedeutete Erweiterung der ſtandrechtlichen Zur Gericht gebrachten Sache bemerkt iſt, gilt ebenjo

ſtändigkeit nicht anzunehmen . Nach dem bayeriſchen und erſt recht für Sachen, die zuerſt beim ordent

Gefeße iſt das Standrecht „ zuſtändig für das Ver- lichen Gerichte behandelt worden ſind. Wird hier

brechen“ z. B. des Raubs, nach dem preußiſchen die Unzuſtändigkeit erkannt, ſo hat das Gericht

Geſeße „gehört vor es die Unterſuchung und Ab- ſeine Tätigkeit einzuſtellen. Die Sache kommt

urteilung “ des Verbrechen . Der juriſtiſche Sinn dann vors Standrecht, das aber wiederum durch

der gebrauchten Worte iſt derſelbe . Wenn alſo die tatſächliche und rechtliche Auffaſſung des

das Standrecht zu der Auffaſſung kommt, daß ordentlichen Gerichts nicht beengt iſt. Daraus
nicht Raub vorliegt , ſondern Körperverleßung und ergibt ſich die Möglichkeit, daß nun auch das

Diebſtahl, ſo ſteht es eben nicht mehr vor einem Standrecht ſeine Zuſtändigkeit verneint, z . B. die

„ Verbrechen des Raubs“ und es iſt ihm der Ge- Tat , die das ordentliche Gericht als Raub anſah,
genſtand für ſeine Betätigung entfallen . Es kann nur für Diebſtahl hält . Damit muß die Sache

alſo nur ſeine Unzuſtändigkeit ausſprechen, womit ang ordentliche Gericht zurüdfehren , und zwar

die Sache and ordentliche Gericht übergeht „ zur jedenfalls an dasjenige Gericht, bei dem die Sache

förmlichen Unterſuchung“ , wie das bayeriſche Ge: zulegt geweſen iſt, alſo möglicherweiſe an die
ſeks ſich ausdrüdt . Der Fall liegt anders als der Rechtsmittelinſtanz, und damit wird die Sache in

der Ideallonkurrenz; denn hier bleibt , wenn auch der Prozeßlage weiter geführt werden , bis zu der

der Widerſtand mit Körperverlegung zuſammen : ſie früher gediehen war. Und mag jezt auch dieſes
trifft, die Tat eben doch Widerſtand und damit Gericht auf ſeiner früheren Auffaſſung beharren ,

zum Standrecht zuſtändig. die Sache alſo wieder als ein Verbrechen ſtand :

Nun ergibt ſich freilich eine Schwierigkeit. Der rechtlicher Zuſtändigkeit erachten , ſo muß es doch

ordentliche Richter iſt durch die Entſcheidung des nach dem vorhin Ausgeführten endgültig bei ſeiner

Standrechts in der tatjächlichen und rechtlichen Zuſtändigkeit bleiben , da eben die Ablehnung der

Beurteilung der Tat nicht beſchränkt. Hat allo Zuſtändigkeit durch das Standrecht endgültig wirkt.

dag Standrecht an Stelle des Raube nur einen Nur das wäre natürlich möglich, daß das mit

Diebſtahl angenommen , ſo kann ſehr wohl der der Sache wieder befaßte Gericht nach den all

ordentliche Richter wieder auf die urſprüngliche gemeinen Zuſtändigkeitsregeln des pro :

Auffaſſung zurüdkommen , aljo Raub für gegeben zeßrechts nicht zuſtändig iſt, alſo die Sadie
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die

wegen Aenderung des rechtlichen Geſichtspunktes rechtliches Gericht ſeine Zuſtändigkeit entgegen der

an das Gericht zu verweiſen hätte , das nun, von hier vertretenen Anſchauung zu enge faßt, ein

der Sonderzuſtändigkeit des Standrechts abgeſehen , ſachlicher Nachteil inſofern nicht entſteht, als dann
zur Aburteilung zuſtändig wäre. einfach das Unterlaſſene im ordentlichen Verfahren

Dieſe Abgabe der Sache vom ordentlichen Ge- nachgeholt wird, ſo iſt doch der Nachteil nicht

richt an das Standrecht würde ſich alſo ebenſo niedrig einzuſchäßen, daß durch zu ängſtliche Bes

vollziehen, wie ſie geſchehen muß in dem Falle, handlung der Zuſtändigkeitsfrage ein unnötiges

daßbei der der Verhängung des Kriegszuſtande nach: oder ein fruchtloſes Strafverfahren verurſacht wird,

folgenden Anordnung desStandrechte beim ordent

lichen Gerichte Verfahren anhängig ſind, für die

nun die ſtandrechtliche Zuſtändigkeit entſteht (vgl.

Bay3FR. 1912, 488. Sutner a. a. D. S. 24).

Das ordentliche Gericht ſoll hier „ ſeineTätigkeit die Zwangsverſteigerung aus dem dinglichen
einſtellen “. Das iſt keine eine ſpätere Wiederbe

faſſungdes Gerichts abſchneidende Verfügung. Da und dem perſönlichen Vollſtredungstitel..

gegen könnten ſich in einem einzelnen beſtimmten
Bon Amtsrichter Dr. Wilhelm Kriener in Landshut.

Fall für dieſe ſpätere Wiederbefaſſung Bedenken

erheben. Ergibt ſich nämlich die Zuſtändigkeit des
I.

Standrechts erſt auf Grund der durchgeführten 1. G (läubiger) hat zur Sicherung einer Geld

Hauptverhandlung des ordentlichen Gerichts, ſo forderung gegen Schuldner) ein Vertragspfand

wäre es nicht ungefährlich, wenn das Gericht nach recht an einer beweglichen Sache. Der Inhalt

der Regel des § 259 SIPO. wegen ſeiner Uns des Pfandrechts iſt: 6. hat ein dingliches Recht

zuſtändigkeit durch Urteil das Verfahren einſtellte. auf Befriedigung aus der Sache. Dabei erfolgt

In dieſer der Rechtskraft fähigen Entſcheidung möchte die Befriedigung in der Weiſe : 6. iſt nach Fällig

ein Hindernis für eine ſpätere Wiederbefaſſung des keit der Forderung berechtigt, das Pfand nach

Gerichts mit der Sache erblidt werden, und wir den Vorſchriften der 88 1234-1240 BOB. zu

hätten dann unanfechtbare Unzuſtändigkeitsent- verkaufen : (88 1228, 1233 BGB. ) Der Gläubiger

ſcheidungen des ordentlichen wie des ſtandrechtlichen iſt alſo dinglich berechtigt, die Sache zu verkaufen ,

Gerichts. & 19 StPO . trifft dann nicht zu und der Schuldner ift verpflichtet, den Verkauf zu

ſonſt iſt die Löſung eines ſolchen Zuſtändigkeits- dulden. Ein Vollſtređungstitel iſt an ſich nichter
ſtreitsnichtvorgeſehen (Döwe , 616.813 Anm .15c). forderlich ; erwirkt 6. einen ſolchen im Sinne des

Doch wird eine Unzuſtändigkeitserklärung des ordent: $ 1233, II BOB. , ohne daß s. durch ſein Ver

lichen Gerichts, wenn ſie auch durch Einſtellungs- halten dazu Anlaß gegeben hat , ſo treffen den 6.

urteil erfolgt , aufgefaßt werden können und müſſen die Koſten des Titels.

in dem Sinn, daß das Gericht nur zur Zeit 2. G. hat wegen einer Geldforderung einen

feine Zuſtändigkeit verneint. Mehr kann es auch Vollſtreckungstitel gegen S. erwirkt. Auf Grund

rechtlich nicht ausſprechen , weil in jedem Fall, auch dieſes perſönlichen Vollſtreďungstitels hat 6.:

wo zur Zeit der Unzuſtändigkeitsentſcheidung die a) gegen S. einen öffentlich -perſönlichen An:

ſtandrechtliche Zuſtändigkeit über jeden Zweifel er : ſpruch auf dingliche Sicherung der Forderung, und

haben wäre , die Möglichkeit bliebe, daß das nun zwar, ſoweit bewegliche Sachen des S. in Frage

zunächſt auf das Standrecht übergehende Verfahren ſtehen, einen perſönlichen Anſpruch auf Begründung

durch Aufhebung des Kriegszuſtands oder des Stand- eines Pfändungspfandrechtes nach SS 803 , 808

rechts zum ordentlichen Gericht zurüdehrt. Dieſer 3PO.;

Fall eines Uebergangs der Sache ang ordentliche b ) ſodann auf Grund des erworbenen Pfån:

Gericht iſt im preußiſchen Geſeß wie im bayeriſchen dungspfandrechtes einen öffentlich-dinglichen An

ausdrüdlich vorgeſehen. ſpruch auf Zwangsverſteigerung der Sache nach

3. Es mag zweifelhaft ſein , ob die hier erörterten $ 814 SPD.

Fragen einmal den Weg ans Reichsgericht finden. 3. 6. hat wegen der nämlichen Geldforderung

Inzwiſchen geht es nicht an , ſich mit dem Ge- ein Vertragspfandrecht und zudem noch einen

danken zu tröſten, daß man ja die Sache ruhig ans perſönlichen Vollſtreckungstitel; dieſen kann er ſchon

Standrecht bringen und es dieſem überlaſſen könne, wie um deſſentwillen neben dem Pfandrecht erwerben ,

es entſcheide , da ja die Möglichkeit einer Urteilsanfech- weil ja noch keineswegs feſtſteht, ob das Vertrags :

tung nicht beſtehe. Das Standrecht iſt nicht eine in den pfand zur Befriedigung der Forderung ausreichen

Wolfen thronende Schidjalsmacht, die blind ihre wird .

Sprüche gäbe , ſondern es beſteht aus pflichtmäßig G. hat nun einmal auf Grund ſeines Pjand

handelnden Männern, zum Teil aus Richtern der rechtes :

ordentlichen Rechtspflege, und für dieſe alle iſt a) ein dingliches Recht auf Verkauf des Pfandes

wie für den Staatsanwalt die Prüfung der Rechts- in der Form der 88 1234-1240 BOB.

frage nach der Zuſtändigkeit eine ernſte Sache. Ferner hat er auf Grund ſeines perſönlichen

Und wenn auch, wenigſtens dann , wenn ein ſtand | Vollſtrecungstitels :

.

.

í
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b) ein perſönliches Recht auf Erwerbung eines | Wege der Zwangsvollſtreckung. 6. muß alſo , um

Pjändungspfandrechtes an der nämlichen Sache, und hier zum Ziele zu gelangen , vor allem einen Voll

c) auf Grund dieſes erworbenen Pfändung8 : ſtređungstitel aus der Hypothek, alſo einen ding

pfandrechtes ein dingliches Recht auf Zwangsverlichen Volſtredungstitel, gegen S. erwirken :

ſteigerung der Sache in der Form des § 814 BPO. „S. iſt verpflichtet, zur Befriedigung wegen der

Man könnte einwenden : 6. kann nicht an der Hypothek die Zwangsvollſtređung in dasGrund:

nämlichen Sache ein Vertragspfandrecht und in ftüd zu dulden.“

der Richtung auf ſie einen perſönlichen Anſpruch
Auf Grund der Hypothet und des zu ihr

auf ein Pfändungspfandrecht, ebenſowenig kann er gehörigen Vollſtreďungstitels iſt dann 6. dinglich

an derſelben Sache zugleich ein Vertrags- und ein berechtigt, das Grundſtüc in dem in der Zivil:

Pfändungspfandrechthaben ,zumal nach 8 804 ZPO. prozeßordnung und im Zwangsverſteigerungsgeſeg

das lettere im allgemeinen den gleichen Inhalt hat geordneten Verfahren verſteigern zu laſſen, Š . der

wie ein ſolches nach § 1204 BOB. pflichtet, die Zwangsverſteigerung zu dulden.

Die Einwendungiſt aber nicht richtig; das 2. G. hat wegen einer Geldforderung einen

Vertrag& pfandrecht gibt dem 6.das Recht zum perſönlichen Vollſtredungstitel gegen S. erwirkt :

Verkauf nach 88 1234-1240 BGB. , daß Pfän: S. iſt ſchuldig, an 6. 10000 M zu zahlen .“

dungspfandrecht gibt dem 6. das Recht zur Auf Grund dieſes Titels hat 6.

Zwangsverſteigerung nach 8 814 BGB. Zubeidem a) gegen S. einen öffentlich perſönlichen An:

iſt G. berechtigt, und es iſt ſeine Sache, welche ſpruch auf dingliche Sicherung der Forderung, und

Art von Befriedigung er wählen will. zwar, ſoweit Grundſtüđe des S. in Frage ſtehen ,

6. kann alſo die mit dem Vertragspfand be einen perſönlichen Anſpruch auf Beſchlagnahmedes

laſtete Sache auf Grund ſeines perſönlichen Voll- Grundſtücs; dem Pfändungspfandrecht bei beweg

ſtredungstitels dem Gerichtsvollzieher übergeben, lichen Sachen entſpricht die Beſchlagnahme bei

und dieſer pfändet ſie nach § 808 3PO. , um fie Grundſtüden ; beide geben einen dinglichen Anſpruch

ſodann zu verſteigern . Bis zur Verſteigerung auf vorzugsweiſe Befriedigung aus der Sache;

ruben dann auf der Sache zwei Pfandrechte des die Beſchlagnahme hat alſo bei dem Grundſtüd

G .: an erſter Stelle ſein Vertragspfandrecht, an die Wirkung, als ob auf ihm eine Art Pfändungs

zweiter Stelle ſein Pfändungspfandrecht. Aller hypothek zur nächſt offenen Rangſtelle eingetragen

dings wird in der Uebergabe der Sache an den wäre ; I. § 10 Ziff. 5 ZVG.

Gerichtsvollzieher meiſt ein ſtillſchweigender Ver: b) ſodann auf Grund der Beſchlagnahme einen

zicht des G. auf ſein Vertragspfandrecht zu er- öffentlichen-dinglichen Anſpruch auf Zwangsver

bliden ſein. ſteigerung des Grundſtüds nach Maßgabe des

4. Es iſt alſo zu unterſcheiden : Zwangsverſteigerungsgeſeķes.

a) 6. hat wegen einer fälligen Forderung ein Hier iſt noch zu bemerken :

Vertragspfandrecht ; er hat das dingliche Recht Die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtüd
zum Verkauf nach 8 1233 A6 . I BGB. zerfällt , ohne Rüdſicht darauf , ob ſie aus einer

b) 6 hat wegen einer Forderung einen Voll: Hypothek mit dinglichem Vollſtredungstitel oder

ſtredungstitel ; er hat ein perſönliches Recht auf aus einer Forderung mit einem perſönlichen Voll:

Pfändungspfandrecht und ſodann ein dingliches ſtreďungstitel ſtattfindet, in zwei Abſchnitte: in

Recht auf Zwangsverſteigerung nach § 814 3PO. Beſchlagnahme des Grundſtücks und in Verſteigerung

c ) 6. hat Vertragspfandrecht und perſönlichen des Grundſtüds. 3m lekteren Fall, alſo bei Zwangs

Vollſtreckungstitel; er kann nach Belieben : vollſtreckung aus einer Forderung , hat die Beſchlag:

a) ohne Rüdſicht auf den Titel die Sache nach nahme die Wirkung des Entſtehens einer Art

8 1233 Abſ . I BGB. verkaufen laſſen, oder Pjandungshypothet zu nächſtoffener Rangſtelle und

B) auf Grund des Titels die Sache mit oder
es entſteht hieraus das Recht auf Befriedigung

an dieſer Rangſtelle. 3m erſteren Falle, alſo bei

ohne Verzicht auf ſein Vertragspfandrecht durch Zwangsvollſtredung aus einer Hypothek
, entfällt

den Gerichtsvollzieher nach $ 803 3PO. pfänden ſelbſtredend dieſe Wirkung der Befálagnahme;

und dann nach § 814 ZPO. verſteigern laſſen .
denn hier gibt die ſchon und zwar an beſſerer

II .
Rangſtelle vorhandene Hypothet das Recht auf

Befriedigung mit dem ihr zukommenden Range.

1. G. hat zur Sicherung einer Geldforderung Hier kann daher weder von der Begründung einer

gegen S. eine Hypothet an einem Grundſtüd. Der Art Pjändungshypotheł noch von einem perſön :

Inhalt der Hypothet iſt: G. hat ein dingliches lichen Anſpruch auf Begründung einer ſolchen die

Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück. Rede ſein ; dieſe beiden Anſprüche werden hier er:

Dieſe Befriedigung fann aber nicht wie beim legt durch die ſchon vorhandene Hypothet. Daher

Pjandrecht an beweglichen Sachen im Wege des jagt auch 10 Abſ.-5 ZVG : Ein Recht auf

Verkaufs des Grundſtücs erfolgen ; vielmehr er: Befriedigung aus dem Grundſtück (alſo eine Art

folgt nach § 1147 BGB. die Befriedigung im Hypothek) gewährt der Anſpruch des Gläubigers,

יד
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aber nur inſoweit, als er nicht in einer der por: d) 6. hat Hypothet und dinglichen Voll

hergehenden Klaſſen, hier alſo in Klaſſe IV, zu be ſtredungstitel; er kann aus der Hypothek mit dem

friedigen iſt. ihr zukommenden Rang volſtrecken laſſen .

Wird alſo die Zwangsverſteigerung aus einer

Hypothet betrieben , ſo hat die Beſchlagnahme nicht III.

die ihr an ſich zukommende Doppelwirkung einer

Pfändungshypothef nach § 10 Abſ. 5 ZVG. und gleich bei ihrer Begründung im Hinblic auf
In den allermeiſten Fällen wird die Hypothek

eines Veräußerungsverbotes nach § 23 ZVG. $ 1147 BOB. mit dem Volſtređungstitel des

ſondern lediglich die Wirkung eines Veräußerung8= šs 794, 7953PO. verſehen.
verbotes.

3. G.hat wegen der nämlichen Geldforderung Gläubiger, wenn er zur Vollſtreckung aus der
Troßdem iſt es gar nicht ſelten , daß der

eine Hypothetund zudem noch einen perſönlichen Hypothetſchreiten will,zuvornoch aus der der

Volſtreckungstitel.
a) Auf Grund der Hypothet, derkein ding bypothek zugrunde liegenden Forderung ein Ur

teil oder einen Vollſtreckungsbefehl erwirkt. Dies
licher Vollſtreckungstitel zur Seite ſteht, kann G.

Verfahren wird ſogar von einigen Banken geübt,

Befriedigung aus dein Grundſtüde nicht verlangen .

b ) Áus ſeinem perſönlichen Vollſtreckungstitel ftreden wollen .
wenn ſie aus rüdſtändigen Hypothekannuitäten voll :

hat 6. das perſönliche Recht auf Beſchlagnahme

des Grundſtüds und damit auf Erwerbung einer
Einerſeits werden dadurch dem Schuldner völlig

Art Pfändungshypothet, die in jedem Falle Rang unnötige Roften verurſacht.

nach der Vertragshypothet hat. Anderſeits aber ſchaden ſich die Gläubiger

c) Sodann hat G. auf Grund dieſer Beſchlag: ſelbſt; denn wenn ſie, wie dies oft geſchieht, nun:

nahme ein dingliches Recht auf Zwangsverſteigerung mehr auf Grund des perſönlichen, ſtatt des ſchon

des Grundſtüdes. vorhandenen dinglichen Vollſtreckungstitels die

Angenommen , auf dem Grundſtück des S. ſind Zwangsvollſtređung betreiben , ſo ſchaffen ſie damit

folgende Hypotheken eingetragen : die unter II, 3 geſchilderte, ihnen ſicherlich uner:

I. Hypothet des 6. zu 10000 M.
wünſchte Rechtslage; denn in den allermeiſten

II . Hypothek des H. zu 5000 M.
Fällen wird dann entweder der Zuſchlag überhaupt

Nach § 44 ZV6. müffen die dem perſönlichen verſagt, oder es gelangt doch die Hypothet gar

nicht und die Forderung nur zu einem Teilbetrage
Beſchlagnahmeanſpruch des 6. zu 10000 M vor:

gehenden Hypotheken des G. und . zu zuſammen
zur Bezahlung.

15000 M im geringſten Gebot beſtehen bleiben . Dieſe unerwünſchten Folgen traten bisher nur

Wird daher wegen dinglicher Ueberſchuldung des
deswegen weniger in die Erſcheinung, weil die

Grundſtücke ein Gebot nicht abgegeben, ſo iſt das, N
Notariate großenteils in jenen Fällen, in denen

Verfahren nach 877 ZVG. einſtweilen einzuſtellen.
aus dem perſönlichen Vollſtreckungstitel vollſtrect

Und gelangt etwa die Forderung des 6. mit
wurde, und feſtſtand, daß für die perſönliche For

3000 M zum Zuge, ſo geht um dieſen Betrag die derung eine Hypothek auf dem Verſteigerungs

Hypothek des 6. auf den bisherigen Eigentümer objekt eingetragen war,das Verfahren ſo geſtalteten,

nach § 1164 BOB. über. als ob nicht aus der Forderung, ſondern aus

Denn darüber kann nach dem bisher Geſagten
der Hypothet vollſtreckt würde.

und insbeſondere auf Grund des 8 1147 BOB. Daß aber ein ſolches Verfahren den geſeßlichen

kein Zweifel beſtehen, daß der Hypothekgläubiger Beſtimmungen widerſpricht, haben wir geſehen, und

auf Grund eines perſönlichen Schuldtitel: nicht es ſteht dem Schuldner in jedem ſolchen Falle frei,

aus der Hypothet vollſtreden fann. Dies iſt zwar nach SS 83 Abſ. I und 100 ZVG. wegen Verlegung

von Steiner , Rommentar zum ZVG. S.57 Anm . 19 der Vorſchriften über die Feſtſtellung des geringſten

und S. 70 Ánm. 1 in Frage geſtellt, aber bei Jäckel- Gebotes Beſchwerde einzulegen, die zur Aufhebung

Güthe S.87/88 mit zwingenden Gründen verneint. des Zuſchlags führen müßte.

4. Es iſt alſo hier zu unterſcheiden : Es dürfte ſich daher empfehlen , einmal für die

a) 6. hat eine Hypothek; damit allein kann Notariate, daß ſie das geringſte Gebot den Vor

er die Befriedigung der Forderung aus dem Grund ſchriften des § 44 ZVG. entſprechend legen, dann

ftüd nicht betreiben .
aber für die das Zwangsverſteigerungsverfahren

b) 6. hat wegen einer Forderung einen Voll- anordnenden Gerichte, daß ſie gegebenenfalls die

ftređungstitel ; er kann das Grundſtüd beſchlag: Antragſteller veranlaſſen, das Verfahren nicht aus

nahmen und verſteigern laſſen , er hat jedoch die
dem perſönlichen, ſondern aus dem dinglichen Voll

lezte Rangſtelle.
ſtredungstitel zu betreiben .

c ) 6. hat Hypothet und perſönlichen Voll

ftreckungstitel; er hat die nämlichen Rechte wie

vorher , maßgebend für die Legung des geringſten

Gebotes iſt die Forderung, nicht die Hypothek.
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Stleine Mitteilungen.
lichen Intereſſe entſpringen. Gegen dieſes Unvermögen

des Sduldnere den Gläubiger zu üben, iſt aber

Wirft die Zahlungsfriſt des $ 1 der Belanntmachung
Sinn und Zweck des Bürgſchaftsvertrags.

vom 7. Auguſt 1914 auch zugunſten des Bürgen ? Hann
Dieſe Anſchauung wird wohl mit den wirtſchaft:

dieſer die Giarede der Vorausilage erheben ? DerHaupt- lichen Zweden der „Kriegsgeſeße“ beſſer im Einklang

duldner hatte den Gläubiger gemäß § 2 der Bekannt: ſteben , als die geaenteilige Anſchauung, die einem

mabung vor das Amtsgericht geladen, die Forderung millionenreichen Bürgen ohne Grund Zahlungsaufidub

anerkannt und Zahlungsfriſt auf drei Monate erwirtt .
gibt und damit zu einer dem Wirtſchaftsleben nadh

Da es fich um einen hohen Betrag – 10000 M
teiligen Stockung des Geldvertebrs führt .

handelte, der Gläubiger den Eingang der Forderung 3d verkenne nicht, daß ſich, wie überall, ſo aud

dringend notwendig hatte, erhob er gegen den durch hier Gegengründe finden laſſen . Vielleicht tragen dieſe

aus zahlungsträftigen Bürgen Klage. Dieſer brachte Beilen dazu bei, die nicht unwichtige Frage weiter zu

den Einwand der mangelnden Vorausllage und der erörtern.

Stundung. Für leßtere nahm er ausdrüdlich auf die
Rechtsanwalt Dr. Flierl in Nürnberg .

amt&gerichtliche Friſtbewilligung Bezug .

Beide Einwendungen ſind m. E. zurüczuweiſen .

Wenn auch die Bürgenhaftung den Vollſtredungs

verſuch gegen den Hauptſchuldner vorausſeßt, jo tann 3ft $ 207 Abſ. 2 Stºo. auch bei Strafbefehle:

dies doch in einem Falle nicht richtig ſein, wo durch anträgen anzuwenden ? Es iſt zweifelhaft, ob der Amts

gerichtlichen Att die Unzulänglichkeit des Schuldnerber- richter den Antrag des Amtsanwaltes auf Erlaſſung des

mögens dargetan iſt. Erklärt der Richter durch Urteil, Strafbefehls gemäß $8 447, 448 StPD. zurüdweiſen

„daß die Lage des Beklagten die Zahlungsfriſt rechts tann, wenn er die Klage für unzuläſſig oder unbe :

fertige“, ſo liegt darin die behördliche Beſtätigung, gründet erachtet. Denn $ 448 enthält keine erſchöpfenden

daß der Schuldner infolge eines von ihm nicht zu vers Beſtimmungen , wie der Amtsrichter auf den Antrag

tretenden Umſtandes zahlungsunfähig ſei, mindeſtens zu verfügen hat. Zunächſt läge es nach § 448 461.2

in dem Sinne, daß ihm eine Vollſtreckung „ unver- nahe, daß zur Aufklärung des Sachverhaltes immer

hältnismäßige Nachteile bringe“ . Wird aus dieſem eine mündliche Verhandlung ſtattfinden ſoll, wenn

Grunde, wenn aud auf Zeit, durch richterliche Ver- Amtsanwalt und Richter in der Beurteilung der

fügung der Zugriff zum Vermögen des Schuldners Straftat nicht übereinſtimmen. Das kann aber nach

dem Gläubiger verwehrt, ſo kann der Bürge nicht dem Wortlaute des Geſeßes nurgeſchehen,wennBedenten

mit ſeiner Einrede gehört werden. Die Bürgſchaft gegen das Strafbefehls .Verfahren als ſolches, alſo

iſt gerade dazu da, in dem Umfange Sicherheit zu gegen die gewählte Art des Verfahrens oder gegen

bieten, in welchem nach Höhe und Falligteit die Forde- die Art und die Höhe der Strafe beſtehen. Wie aber

rung zur Zeit der Bürgichaftsübernahme beſtanden hat, iſt es, wenn der Amtsrichter die Tat nicht für ſtraf

und der Gläubiger braucht dem Bürgen gegenüber bar hält oder wenn ſie nach ſeiner Anſicht die ſchöffen

aud nicht den verhältnismäßig geringen Nachteil zu gerichtliche Zuſtändigkeit überſchreitet ? Hier hat das

tragen, den ihm dem Hauptſchuldner gegenüber nach Geſeß teine unmittelbare Vorſchrift gegeben . Die Vor

deffen Lage der § 1 der Verordnung zumutet. ſchrift liegt aber mittelbar in Abſ. 1 des § 448. Der

Auch die Einrede der Stundung iſt unbegründet. Amtsrichter hat in ſolchen Fällen den Antrag des

Zunächſt idlägt der Hinweis auf 8 767 BGB. febl . Amtëanwaltes abzulehnen und zwar ſofort ohne Haupts

Der Beſtand der Forderung wird durch die Zahlungs- verhandlung: $ 207 Abſ.2SIPD. iſt nicht anzuwenden.

friſt nicht geändert. Die Forderung, die fällig iſt, Gegen den richterlichen Beſcheid hat der Amtsanwalt

bleibt fällig; der Fälligkeitstermin wird nicht hinaus- das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde.

geſchoben. Andernfalls könnte weder Anerkenntniss Der Strafbefehl iſt eine ohne vorgängige Ver

urteil ergehen, noch wäre die Beſtimmung in Abſ. 3 handlung ergehende amtsrichterliche Entſcheidung, die

des § 1 der Bekanntmachung über den Zinſenlauf ver- unter gewiſſen Vorausſeßungen das Urteil vertritt.

ſtändlich, da von einer noch nicht fälligen Forderung Er iſt bis zur Zuſtellung nach außen ohne Bedeutung .

mangels Abrede keine Zinſen verlangt werden können. An ſich kann der Amtsrichter allerdings ſeine Uns

Die gerichtliche Zahlungsfriſt gibt auch dem Souldner zuſtändigkeit nicht durch Beſchluß ſelbſt ausſprechen

keine Einrede im Sinne des § 768. Zwed des Ver- (8 207 Abſ. 2 StPO. ) ; einen ſolchen Beſchluß faßt

fahrens nad § 2 der Bekanntmachung iſt gerade, unter er aber auch nicht, wenn er den Strafbefehlsantrag

Verzicht auf jede Einrebe und unter Anerkennung der wegen Unzuſtändigkeit ablehnt. Die Sach- und Rechts

Forderung Zahlungsfriſt aus Gründen zu erhalten, lage iſt vielmehr folgende : Die Grenze für das

die für gewöhnlich im Rechtsleben keine Beachtung Straſbefehlsverfahren iſt überſchritten und der Straf

finden . Die „ Stundung “ – der Ausdruck iſt unrichtig - befehl wäre geſekwidrig. Dies allein ſteht zur Ent

iſt nicht wirkjam auf Grund einer Parteivereinbarung ſcheidung. Zur Sache ſelbſt wird nicht erkannt, die

zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner, auf welche Straftlage wird nicht ſachlich erledigt . Die Ablehnung

ſich der Bürge berufen könnte, ſondern auf Grund des Strafbefehles ſteht der Erneuerung der öffent

einer im Intereſſe der Allgemeinheit, vielleicht entgegen lichen Klage nicht im Wege.

dem Willen des Gläubigers erlaſſenen Anordnung des Bei Ablehnung des Antrags ergeben ſich auc

Richters, die die augenblidliche Zahlungsunfähigkeit keine Schwierigkeiten.teine Schwierigkeiten . Der 9 mtsanwalt bat gegen

des Schuldners in dem oben erwähntem Sinne voraug- den Ablehnungsbeſchluß die Beſchwerde und zwar die

ſeßt . Die Einrede nach § 768 richtet ſich aber gerade ſofortige nach Analogie der $8 202, 209 Abſ. 2 StPO.

gegen den Beſtand der Hauptforderung ſelbſt, während Wird die Beſchwerde für begründet erachtet, ſo erläßt

hier rein in der Perſon des Schuldners liegende Gründe das Beſchwerdegericht gem . § 351 Abſ. 2 StPO . zu

Beachtung finden, die nicht zum wenigſten dem öffent- ' gleich die in der Sache erforderliche Entſcheidung.
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Die Frage, ob das Beſchwerdegericht nun ſelbſt den
Xus der Rechtſprechung.

Straſbefehl erlaſſen kann oder nicht, iſt müßig. Eine

fachliche Entſcheidung, die Gegenſtand der Anfechtung Reichsgericht.
iſt, liegt nicht vor. Der Amtsrichter hat vielmehr

die vom Beſchwerdeführer beantragte Anordnung nicht A. Zivilſa dh e n.

getroffen. Hier fann die Beſchwerde auch eine ein
T.

fache Anweiſung an das Gericht erſter Inſtanz, alſo
Unzuläſſige Einwirtung einer Partei auf den Gins

die Anordnung des Erlaſſes, der Ausfertigung und
tritt einer Bedingung (8 162 BGB .); tann eine ſolche

Zuſtellung des Strafbefehles zur Folge haben (RGSt. Ginwirtung darir erblidt werden, daß eine Partei

19, 333 und 337, Löwe 1913 S. 860 ). nichts unternimmt um die unrichtige Euticheidungeiner

Wird dagegen nach § 207 A6.2 StPO. verfahren, Behörde zu beſeitigen ? Der Kläger verkaufte dem Be

ſo entſtehen Weiterungen, wenn die Zuſtändigkeit der
klagten den şof Nr. 15 zu E. mit allen Rechten und

Gerechtigteiten, namentlich mit der von ihm vor über
Strafkammer bejaht wird. Bei einer Ueberweiſungs

30 Jahren erworbenen struggerechtigkeit für 32000 M.
jache muß vor der Eröffnung des Hauptverfahrens

Mit Bezug auf dieſe beſtimmt der § 7 des Vertrages :

vor dem Schöffengerichte die Staatsanwaltſchaft ge- „ Dieſer Vertrag wird ausdrüdlich unterder Bedingung

hört werden ; ſo vor der Strafkammer verhandelt geſchloſſen, daß der Käufer in der Ausübung der Krug

werden, ſo muß gemäß § 198 Abſ. 2 StPO. die An- gerechtjame behördlicherſeits nicht gehindert wird, es

klage, alſo hier der Strafbefehl, der die öffentliche müßte denn ſein , daß der Kinderungsgrund in ſeiner

Klage mittelbar enthält, der Staatsanwaltſchaft zur
Perſon läge; in leşterem Fall iſt der Vertrag rechts

Ergänzung gegeben, nicht minder muß die Friſt des
beſtändig" . Uuf ein an die Kreisdirektion W. ges

$ 199 StPO. gewahrt werden . Für dieſe Weiterungen
richtetes Geſuch erhielt der Beklagte mit Schreiben

vom 20. Mai 1911 die Erlaubnis zum Betriebe der
mag eine förmliche Anklageſchrift des Amtsanwaltes,

Gaſtwirtſchaft mit Ausſchant von Branntwein und
nicht aber der meiſt knappe Straſbefehlsantrag ge- Spirituoſen, währendihm die Erlaubnis zum Klein

nügen. § 207 Abſ. 2 StPO. findet ſich auch in dem handel mit Branntwein und Spirituoſen unter Kin=

Abſchnitte : „ Entſcheidung des Gerichts über die Er- weis auf die in E. ſchon beſtehende Kleinhandlung

öffnung des Hauptverfahrens “, eine analoge Anwen- und mit dem Bemerken verſagt wurde, daß die Kruga

dung auf das Strafbefehlsverfahren iſt ungerechtfertigt gerechtigkeit, die ſein Vorgänger ſeiner Zeit erworben ,

und unzweckmäßig. nur die Befugnis zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft mit

Ausſchant von Branntwein und Spirituoſen , nicht

Dieſen Standpunkt teilen auch die neuen bayer. aber die zum Aleinhandel umfaſſe. Darauf focht der

Vorſchriften für die Behandlung der amte- und ſchöffens Beklagte den Kauf wegen argliſtiger Läuſchung an

gerichtlichen Strafſachen vom 29. November 1913 und flagte auf Feſtſtellung der Nichtigteit des Ber

(IMBI. S. 419). 827 ſagt : trages, Rüderſtattung der auf den Kaufpreis gezahlten

„Hält der Amtsrichter die Erlaſſung eines Straf
Beträge und Erſtattung von Vertragskoſten ; ſeine

Klage wurde abgewieſen. Jnzwiſchen hatte der Kläger
befehls für unzuläſſig, z. B. wegen des Mangels eine mit der gegenwärtigen Klage einen Anſpruch auf

Strafantrages, ſo weiſt er den Antrag durch Beſchluß Zahlung des Reſtaufgeldes geltend gemacht. Der

unter kurzer Begründung in Spalte 8 des Fors Beklagte wendete ein, da er an der Ausübung der

mulars 7 zurück. ihm mitverkauften Struggerechtigkeit inſofern gehindert

Wil der Amtsanwalt gegen den Beſchluß Bes
ſei, als ihm die Behörde den dazu gehörigen Klein

handel mit Branntwein und Spirituoſen nicht ge
ſchwerde erheben (8 353 SIPD .), ſo bemerkt er dies

ſtattet habe, und daß der Bertrag danach gemäß dem
in Spalte 9 des Formblattes und legt die Beſchwerde, § 7 aufgelöſt ſei . Das IG . wies die Klage auf Grund

wenn die Begründung umfangreicher iſt, geſondert bei.“ dieſes Einwandes ab. DLO. und NO. billigten die

Die Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes
Abweiſung .

hat in 1. und 2. Leſung die Einführung folgender Bes
Aus den Gründen : Nach den Vertragswillen

ſtimmungen bei § 448 einſtimmig angenommen :
der Parteien ſollte in der mitverkauften Kruggerechtig

keit die Befugnis zum Kleinhandel mit Branntwein

„Der Amtsrichter hat den Antrag durch Beſchluß und Spirituoſen enthalten ſein ; dies war nach der

abzulehnen, wenn die Vorausſeßungen des 8 178 A61.1 Abſicht der Parteien von Belang und namentlich für

SABO. alſo insbeſondere Örtliche und fachliche Uns den Entſchluß des Beklagten beſtimmend, den Kauf,

zuſtändigkeit des Gerichts vorliegen oder der Be wie geſchehen, abzuſchließen . Mit Recht nimmt das

ſchuldigte der ihm zur Laſt gelegten Tat nicht hins BG. ferner an, daß die Zugehörigkeit der Befugnis

reichend verdächtig erſcheint" ( 1. Protokolle, herauss
zum Kleinhandel zur Struggerechtigkeit rechtlich inſofern

gegeben vom Reichsjuſtizamte 1905 BD. I, 1. Leſung
von weſentlicher Bedeutung geweſen ſei, als die Be
hörde bei einer Realgewerbeberechtigung die Erteilung

S. 329 ; Bd. II, 2. Leſung S. 253 ).
der nach § 33 Gew . zur Ausübung des Gewerbes

Die von einem Kommiſſions -Mitgliede gegen den allerdings auch dann erforderlichen Erlaubnis nicht

Antrag hervorgehobene Möglichkeit, daß gegen den von dem Nachweis eines Bedürfniſſes abhängig machen

zurückweiſenden Beſchluß Beſchwerde eingelegt werden durfte. Es ſtellt ſodann unter Bezugnahme auf ſein

könne und dadurch eine Erſchwerung des Verfahrens
im Vorprozeß ergangenes Urteil feſt, daß die dem

eintrete, ſchien der überwiegenden Mehrheit gegenüber
Beklagten verkaufte Kruggerechtſame das Recht zum

Kleinhandel mitumfaßt, findet aber in der unſtreitigen
dem Bedürfniſſe der Praris und der durch § 201 StPO. Tatſache, daß die Streisdirektion dem Beklagten die

gegebenen Analogie nicht ausſchlaggebend . Erlaubnis zum Kleinhandel mit der Begründung vers

II . Staatsanwalt v . Valta in Paſſau . ſagt hat, daß die Kruggerechtjame den Kleinhandel

nicht umfaſſe, eine Hinderung in der Ausübung dieſer

Gerechtſame behördlicherſeits, die aus Gründen erfolgt

ſei , die nicht in der Perſon des Beilagten lägen , und

durch die deshalb der Vertrag gemäß ſeinem 87 hins

fällig geworden ſei . Ohne Grund erhebt die Reviſion

hiergegen den Vorwurf einer Verlegung des § 162

11
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angefonnenwirs,Erfolg habenwerde. Dagerden seffionae) die Verfügungsgewalt über die Forderungen

BOB. oder des dieſer Beſtimmung zugrunde liegenden berechtigt ſein ſoll , dieſe Forderungen felbft für Fidy

Rechtsgedantens. Der Vorwurf wäre nur dann ge- einzuziehen undin ſeinemGeidäftebetriebezu verwenden,

rechtfertigt, wenn der Beklagte die feſtgeſtellte Be- gegen die Verpflichtung,dem Übtretungsempfänger monat.

hinderung in der Ausübung der Kruggerechtſame wider lich ein genaue Berzeichnis der Forderungen zu über :

Treu und Glauben herbeigeführt hätte (vgl. § 162 jenden ? Ausjonderungerecht derAbtretungeempfängere

Abf. 2 ), oder wenn die Behinderung darauf zurüds im Ronturſe des Abtretenden ? Aus den Gründen :

zuführen wäre, daß der Beklagte eine nach Treu und Die Abtretung fünftiger Forderungen iſt zuläſſig

Glauben von ihm zu erwartende pandlung nicht vor- (MG. 55, 334, 402 ; 58, 72 ; 75, 225 ; 67, 168 ); ſie muſ

genommen hat (vgl. RG. 79 Nr. 21 auf S. 98/99). jedoch diejenigen Erforderniſſe erfüllen, an die eine

Weder von dem einen, noch von dem anderen jede Abtretung von Forderungen gebunden iſt. Dazu

kann hier die Mede ſein . Der Bellagte iſt um die gehört, daß der Gegenſtand der Abtretung, der Inhalt

Erlaubnis auch zum Kleinhandel eingekommen , er der Forderung, beſtimmt oder wenigſtens beſtimmbar

hat ſich dabei auf die ihm mitverkaufte Struggerechtſame iſt, und daß der Abtretungsempfänger die Verfügungs

berufen , und die Erlaubnis zum Kleinhandel iſt ihm macht über die abgetretene Forderung erlangen ſoll

nur verſagtworden, weil die Behörde – allerdings, und erlangt. Eine Abtretung ſo allgemeinen Inhalts,

wie jeßt feſtſteht, zu Unrecht – annahm , daß ſich die wie hier, die ſich ſchlechthin auf alle Forderungen des

Kruggerechtſame nicht darauf erſtrede. Daß der Bes Abtretenden, diegegenwärtigen und zukünftigen Außen

klagte damals imſtande geweſen ſei, die Behörde auf- ſtände aus ſeinem Geſchäftsbetrieb, erſtreďt, iſt wegen

zutlären, und daß er dies unterlaſſen habe, um die der Unbeſtimmtheit und Unbeſtimmbarkeit der ju

Verſagung der Erlaubnis herbeizuführen , iſt gar nicht fünftigen Forderungen und der dadurch bedingten Uns

behauptet. Die Reviſion meint: der Bellagte ſei aber gewißheit des Inhalts und Gegenſtandes des Rechts :

in der Lage geweſen, den Beſcheid der Kreisdirektion geſchäftes rechtlich unwirkſam (ÁO. 67, 166 ; JW. 1911

durch eine Klage beim Berwaltungsgerichtshof ans S.576 Nr. 10 und Warneyer Rechtſpr. 1913 Nr. 400 ).

zugreifen, und , habe er ſich im Berwaltungsſtreits Daran ändert es auch nichts, daß ausgemacht iſt, der

verfahren nicht ſelbſt die erforderlichen Unterlagen Abtretende habe dem Abtretungsempfänger allmonat

beſchaffen können oder wollen, ſo würde eine Streits lich ein Verzeichnis der Außenſtände einzureichen. Eine

verkündung dem Kläger die Gelegenheit dazu gegeben ſolche Bereinbarung iſt zur Ermöglichung zweifels

haben. Allein ſchon mit der Verſagung der Erlaubnis freier Beſtimmtheitum ſo weniger geeignet, alsdie

durch die Kreisdirektion war eine Finderung in der Rechtsübertragung von der Aufnahme in die Ber:

Ausübung der Struggerechtſame gegeben , und abgeſehen zeichniſſe nicht abhängig gemacht iſt (Warneger Mechtſpr.

hiervon hebt das BG. zutreffend hervor, der Beflagte 1913 Nr. 400 ). Noch ſchwerer wiegt hier gegen die

Habe keinen Grund zu der Annahme gehabt, daß er Gültigkeit der Forderungsübertragung der Mangel,

Vorgehen , wie es ihm hier von der daß dieſe in Wahrheit dem

Umfang der Kruggerechtſame betreffende Papiere in gar nicht überträgt. Es iſt geradezu das Weſen der

Händen gehabt, insbeſondere vom "Kläger erhalten, Mechtsübertragung, daß an die Stede des bisherigen

oder daß dieſer ihn ſonſt über den Umfang der Arugs | Berechtigten ein neuer tritt, der nunmehr nicht nur

gerechtſame unterrichtet habe oder damalshierzu auch nach innen dem Uebertragenden gegenüber, ſondern

nur in der Lage geweſen ſei, iſt nicht behauptet; erſt auch nach außen dem Verpflichteten gegenüber das

in der Berufungsinſtanz des Vorprozeſſes, alſo lange Hecht ausübt und der darüber nach ſeinem Willen

nach Ablauf der zweiwöchigen Friſt, innerhalb deren verfügen tann . Mit einer Forderungsübertragung

der Beſcheid der Kreisdirektion vom 20. Mai 1911 verträgt es ſich wohl und es wird bei Sicherheitsüber

mit der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ans tragungen häufig vorkommen, daß der Abtretende von

gegriffen werden konnte, ſind aus den Akten der Herzog- dem neuen Berechtigten, dem Abtretungsempfänger,

lichen Kammer die Unterlagen für die Feſtſtellung ermächtigt wird, die Forderungen für deſſen Mechnung

des Umfanges der Kruggerechtſame beſchafft worden. einzuziehen ; eine Abmachung aber, wonach dem Ab

Die Reviſion führt noch aus : es ſei nicht abzuſehen, tretenden ſchlechthin die weitere Verfügung über die

warum dieſe Unterlagen nicht auch im Verwaltungs- übertragenenForderungen verbleibt und er berechtigt

ſtreitverfahren hätten herbeigeſchafft werden können. iſt, ſie für ſich geltend zu machen , den Einziehungs

Dem iſt entgegenzuhalten, daß der Beklagte dies jeden- betrag nach ſeinem Ermeſſen in ſeinem Geſchäftsbetriebe

falls nicht vorausſehen oder in ſeiner damaligen Dage zu verwenden, iſt mit dem Weſen der Rechtsübertragung

auch nur erwarten konnte, und daß die Rüdſicht auf unvereinbar (NO. 37, 103, 106 ). Eine ſolche Mechts.

Treu und Glauben den Bellagten jedenfalls nicht übertragung iſt in Wirklichkeit keine ; ſie dann als

verpflichtete, der obrigteitlichen Entſcheidung ohne jede ernſtlich gemeint nicht angeſehen werden. Der vom

Unterlage zur Feſtſtellung ihrer Angreifbarkeit und BG. für die Gültigkeit der Uebertragung angezogene

alſo auch ohne jede Ausſicht auf Erfolg mit Rechts- § 185 BOB. hat für die zu entſcheidende Frage keinerlei

mitteln entgegenzutreten . Ob dem Beklagten die Beweisfraft. Die Abtretungserklärung in dem Bers

im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht trozdem ges trage vom 9. November 1909 zugunſten des Klägers

bot, ſich nach dem verſagenden Beſcheid der Kreis- iſt hiernach ungültig ; daraus ergibt ſich, daß dem

direktion um nähere Auskunft über den Umfang der Kläger der geltendgemachte Ausſonderungsanſpruch

Gerechtſame an den Kläger zu wenden und auf alle nicht zuſteht. (Urt. des VI . ZS. vom 7. Mai 1904,

Fälle den Beſcheid mit der Klage beim Verwaltungs- VI 123/1914 ) . K.

gerichtshof anzugreifen , fann dahingeſtellt bleiben ;

denn eine bloße Fahrläſſigkeit ( $ 276 BOB.) erfüllt,
III.

auch wenn dadurch der Eintritt der Bedingung herbeis

geführt iſt, noch immer nicht die Merkmale eines wider Haftung aus dem Mietvertrage. Aus den Grün :

Treu und Glauben verſtoßenden Verhaltens, wie es den : MitUnrecht verneintdie Reviſion die Fahrſtuhl

der § 162 zu ſeiner Anwendung erfordert. (Urt. des Haftung der Befl. aus dem Mietvertrage. Daß beim

V.ZS. vom 23. September 1914, V 171/1914 ). E. Abſchluß des Vertrages der Kläger die gefährliche, den

8483 polizeilichen Vorſchriften zuwiderlaufende Beſchaffens

II .
heit des Fahrſtuhls gekannt hätte, iſt nicht feſtgeſtellt,

Sein Anerkenntnis im $ 6 des Vertrages, daß die

Zu $$ 398 und 185 BGB. , $ 43 kb. git die Mieträume ſelbſt, deren Zubehör und Beſtandteileals

Abtretung aller, auch der fünftigeu Forderungen einer gut und gebrauchsfähig gelten “, ergibt keinen Anhalt

beſtimmten Perſou wirfjam ? Wic, wenn der Abtretende dafür. Dieſe Worte des Vordrucks enthalten nicht die

3484
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Erklärung, daß der Kläger alles Einzelne, insbeſondere từng .. an kapital, Zinſen und Koſten vollſtändig

den Fahrſtuhl, auf die Tauglichkeit und auf eine den auszubieten “, wogegen die Klägerin gehalten ſein

polizeilichen Anordnungen entſprechende Beſchaffenheit ſollte, ihm oder unter ſeiner ſelbſtſchuldneriſchen Bürg

geprüft und mit den vertraglichen Zuſagen im Eins ſchaft auch einem anderen Erſteher das Kapital von

flang gefunden habe. Wenn er in der Folge den Fahr- 95000M bis zum Ablauf der urſprünglichen Beleihungs

ſtuhl mit all den ſich aus dem vertrags- und polizei- zeit unter den eingetragenen Bedingungen zubelaſſen.

widrigen Zuſtande ergebenden Mängeln und Gefahren Wegen unpünktlicher Zinszahlung wurdendie Gypo

benußt und, wie die Heviſion ſagt, fich niemals bei thełenkapitalien fällig und die Älägerin betrieb die

den Beklagten über die „ angeblichen “ Mißſtände bes Zwangsverſteigerung .Vonder Einleitung der Zwang8s

ſchwert hat, ſo folgt daraus nicht, daß er die Ge- verſteigerung und von dem Verſteigerungstermine gab

währung des gefährlichen, vorſchriftswidrigen Fahr- fie dem Beklagten Nachricht. Da dieſer in dem Termine

ſtuhls als ordnungsmäßige Erfüllung der den Bes trofdem unvertreten blieb und auch von dritter Seite

klagten obliegenden Bertragsleiſtung hat einräumen kein Gebot abgegeben wurde, gab ſie ſelbſt ein Gebot

woden . Voneiner Genehmigung des Zuſtandes, den ab, ließ aber das Verfahren dann einſtweilen einſtellen .

er nicht herbeigeführt hatte undnicht ändern konnte, Darauf erhob ſie die gegenwärtige Klage mitdem An

war nicht die Hede. Nach Treu und Glauben kann trage, den Betlagten zu verurteilen, an ſie 4996.55 M

ſeinem Verhalten als Mieter nicht entnommen werden, nebſt Progeßainfen zu zahlen. Zur Begründung machte

daß er einen Fahrſtuhl als Bertragserfüllung anges ſie geltend : Der Eigentümer habe ihr zur Zeit der

nommen habe, deſſen Zuſtand ſolche Gefahren in ſich barg Zwangsverſteigerung54% % Zinſen von den 95000 M

und ſo gröblich im Widerſpruch zu den obrigkeitlichen für die Zeit vom 1. Juli 1912 bis 31. März 1913 d . i.

Anordnungen ſtand. Dies ſein Verhalten ſchließt danach 3918.75 M geſchuldet, an Verwaltungsvorſchüſſen und

nicht eine Bertragshaftung der Beklagten wegen der Gerichtsloſten habe ſie 1077.80 M bezahlt; den von

Zuſtände aus, die ihnen als ordnungs- und vertrags- ihr hiernach imVerſteigerungsverfahren angemeldeten

widrig bekannt waren oder doch hätten bekannt ſein Betrag von 4996.55 M habe der Beklagte der in der

müſſen, wenn ſie ihrer Vertragspflicht ſorgfältiger Urkunde vom 30. Dezember 1911 übernommenen Ber

Ueberwachung genügthätten . Die Renntnis ihres Haus- pflichtung gemäß ausbieten müſſen ;da er dies nicht
verwalters als ihres Erfüllungsgehilfen hinſichtlich getan , fei er ihr ichadenserſappflichtig.

der Berbindlichteiten aus dem Mietvertrage , geht zu Áus den Gründen : Das Bð. nimmt in dem

ihren Baſten und , daß der Hausverwalter die Mißſtände Streit der Parteien über den Inhalt der vom Bes

gekannt und, abgeſehenvon der nicht ernſtlich ge- klagten laut der Urkunde vom 30. Dezember 1911 über

meinten Abmahnung,während derganzen Mietzeit des nommenen Verpflichtung nicht Stellung. Es meint :

Alägers geduldet hat, iſt außer Streit. Die Ängabe auch wenn der Beklagte eine Verpflichtung in dem

der Reviſion, der Kläger habe ſelbſt die Sicherungs- von der Klägerin vertretenen Sinne übernommen habe,

maßnahmen am Fahrſtuhl außer Wirkſamkeit gefeßt, ſcheitere der geltend gemachte Schadenserſaßanſpruch

er und ſeine Angeſtellten hätten Nägel zur Berhinde- daran, daß der Klägerin noch fein Schaden entſtanden

rung des Borſpringens der Miegel angebracht, iſt tats fei ; die Klägerin habe ſowohl wegen der berechneten

beſtandswidrig. Die Tür zum Fahrſtuhlſchacht im Zinſen als auch wegen der berechneten Koſten einen

Keller hat der Kläger offengelaſſen , weil ſie infolge Änſpruch auf Befriedigung aus dem Grundſtüd, und

des von den Betl. nichtverhinderten Mißbrauchs immer es ſei mit der Wahrſcheinlichkeit zu rechnen, daß fie

offen ſtand. Das BG. führt aus, der Kläger hätte mit jenen Zinſen und Koſten in dem noch nicht zu Ende

am Abend des Unfalls vom Keller erſt nach Schließung geführten Zwangsverſteigerungsverfahren zur Bebung

der Kellertür des Aufzugs aufwärtsfahren können, gelange. Der Neviſion iſt zuzugeben, daß das BG.

wenn die automatiſche Sicherung in Ordnung geweſen hiermit den Schadensbegriff verkannt hat. War der

wäre. Der Aufzugsſchacht ſei alſo dann verſperrt ge- Beklagte der von der Alägerin vertretenen Auffaſſung

weſen und der Kläger hätte nicht in den Schacht ſtürzen entſprechend verpflichtet, in dem ihm von dieſer be

können. Damit iſt ohne weiteres der urſächliche Zu- fannt gemachten Berſteigerungstermine zu erſcheinen

ſammenhang feſtgeſteát zwiſchen dem Unfall und dem und dafür zu ſorgen, daß ein ihre Forderung ein

vom Hausverwalter bewirften Abllemmen des Zu- ſchließlich der Zinſen und Koſten deđendes Gebot abs

leitungsdrahts, das den Zutritt des die Sicherung gegeben wurde und „ der Umſaß der Hypothet in Geld"

regelnden elektriſchen Stroms verhinderte. Die Siches gelang, fo würde die Klägerin bei gehöriger Erfüllung

rung ſollte ja gerade Gewähr dafür ſein, daß jede dieſer Verpflichtung namentlich wegen der nach dem

der Türen nur dann geöffnet werden konnte, wenn $ 49 8VG. vom Erſteher im Verteilungstermine bar

der Fahrſtuhl in gleicher şöhe mit dem betreffenden zu berichtigenden Zins- und Koſtenbeträge durch Bar
Stoďwert war. Ein mitwirfendes Verſchulden des jahlung befriedigt worden ſein . Demgegenüber aber

Klägers iſt zutreffend angenommen worden. (Wird bedeutet der bei Nichterfüllung der Verpflichtung bes

ausgeführt) . Allein das Berſchulden der Bellagten ſtehende Zuſtand einen der Klägerin erwachſenen Schaden,

oder das von ihnen zu vertretende ihres Erfüllungs- und zwar einen Bermögensſchaden auch dann,wenn

gehilfen iſt das bei weitem überwiegende. Es bildet mit der ſpäteren Befriedigung der Zins- und Koſten

die eigentliche, durch die ihnen zur laſt fallende Ver- anſprüche aus dem dafür haftendenGrundſtüd als in

leßung der Bertrags- und allgemeinen Rechtspflicht ſicherer Ausſicht ſtehend gerechnet und zugleich der

erſt geſchaffene Grundlage für die Unfallsmöglichkeit ... perſönliche Befriedigungsanſpruch gegen den Bypothef

(Urt. d . III. ZS. vom 3. Juli 1914, III 128/14 ). ichuldner berüđſichtigt wird ." 3mheutigen Wirtſchafts

und Verkehrsleben kann ſich an Verwends und Ver

wertbarkeit ein Vermögensſtüď mit barem Gelde

meſſen ; das trifft namentlich auch gegenüber einer

Sum Schadenébegriff i. S. de 8 249 BGB.; Schadene: wenngleich dinglich geſicherten Geldforderung zu ; für

erſatpflicht wegen Richterfüllung der Berpflichtung, im eine Bant, die mit der rechtzeitigen Befriedigung ihrer

Falleder Zwangsverſteigerung die Forderung eines Hypo- Geldforderungen rechnet und mit Rüdſicht auf ihre

thetgläubigero auszubieten. Für dieKlägerin ſindauf dem Verpflichtungen rechnien muß. iſt dieſer Umſtand von

gleichen Grundſtüdøypotheken von 58500M und 36 500M beſonderer Bedeutung und gerade in dieſer Beziehung

nebſt 42, im Berzugsfalle 59 Zinſen eingetragen . In hat ſich die Klägerin durch die ſtreitige Vereinbarung

notariell beglaubigter Urkunde verpflichtete ſich der Bes fichern wollen, wenn dieſe den ihr von der Klägerin

flagte der Klägerin : „ falls das .... Pfandgrundſtüd beigelegten Sinn hat. Es kommt hinzu, daß die Bes

vor Rückzahlung der .... Hypotheken von 95 000 M friedigung der Klägerin wegen ihrer Zins- und Koſten

zur Zwangsverſteigerung gelangen ſollte, die Fordes forderung die Sicherheit ihrer Kapitalhypothef gemäß

3434 -à
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§ 12 ZvG. beeinflußt. Das BGB. gibt keine Begriffs- der Gewinnung der Stundſchaft ; die Gewinnung jedes

beſtimmung für den Schaden ; es folgt hier aber, wie einzelnen Stunden erfordere von dem Geſchäft erhebliche

nicht zu bezweifeln, dem gewöhnlichen Sprachgebrauch Auslagen, ſei aber auch zugleich ein bleibender Borteil

und verſteht demgemäß unter Vermögensſchaden ins- des Geſchäfts, da die Kunden durch langfriſtige Bers

beſondere jede ungünſtigere Geſtaltung des Vermögens- träge an die Geſellſchaft gebunden ſeien ; deshalb habe

zuſtandes oder in Uebereinſtimmung mit der im § 1 mit der Zunahme der Stundſchaft der urſprünglich für

Leil I Tit. 6 Bralm. gegebenen Begriffsbeſtimmung ſie eingeſeßte Attivpoſten von Jahr zu Jahr erhöht

jede Verſchlimmerung des Zuſtandes eines Menſchen werden müſſen. Die Stundſchaft, die die Geſellſchaft

in Anſehung ſeines Vermögens. Die Abweiſung der durch Uebertragung ihrer Rechte aus den mit den

Klage rechtfertigt ſich auch nicht etwa aus der Erwägung, Kunden geſchloſſenen Berträgen auf eine andere Firma

daßder zum Schadenserſatz verpflichtete Beflagtenach habe verwerten tönnen, ſei ein ſtändig ſteigender Ber.

dem § 249 nur den Zuſtand herzuſtellen hat, der be- mögenswert der Geſellſchaft geweſen . Die Anſicht der

ſtehen würde, wenn er ſeiner Verpflichtung genügt hätte, Reviſion kann nicht gebilligt werden. Nach § 40 HGB .,

und daß in dieſem Falle zwar die Klägerin den mit 8 41 @mbpo. ſind in die Bilanz ſämtliche Vermögens

der Klage geforderten Zinſen- und Koſtenbetrag in gegenſtände und Sachen der Geſellſchaft nach dem

Händen haben, dafür aber ihr entſprechender dinglicher Werte einzuſeßen, der ihnen in dem Zeitpunfte beis

und perſönlicher Anſpruch erloſchen ſein würde. Hier- zulegen iſt, für den die Aufſtellung ſtattfindet. Als

aus folgt gwar, daß die Klägerin als Schadenserſa Artivum iſt hiernach alles zu verbuchen, was zu dieſer

die Zahlung des Geldbetrages nur gegenAbtretung Zeit Gegenſtand des Mechtsverkehrs iſt, alſo nicht nur

dieſes ihres Anſpruchs beanſpruchen kann (NO.62 Nr. 79 körperliche Gegenſtände, ſondern auch Rechte, wie Pas

auf S. 333/4) ; Dies iſt aber gegenüber dem Klageanſpruch tents, Verlags- und Lizenzrechte. Dagegen ſind ideelle

nicht etwasanderes, ſondern nur ein minderes. Jn Werte, die ſich nicht in einem gegen jeden durchzu :

der Sache ſelbſt kann nicht entſchieden werden. Denn ſeßenden Mechte ausdrüđen, rein wirtſchaftliche Güter,

dieſe Entſcheidung hängt namentlichvon der Auslegung nur dann als Bilanzpoſten anzuerkennen, wenn die

der Urkunde vom 30. Dezember 1911 hinſichtlich der Geſellſchaft ſie von dritter Seite erworben und zu ihrer

darin vom Beklagten übernommenen ſtreitigen Ver- Erlangung Aufwendungen gemacht hat, ſo ein erwor

pflichtung ab, und dieſe Auslegung erfordert eine Tats benes Fabrikationsgeheimnis, die mit dem Geſchäfte

ſachenwürdigung, die dem Reviſionsgericht entzogen iſt. eines Dritten erworbene Firma oder die übernommene

Jn Betrachtkommt insbeſondere, daß ſich die Klägerin Kundſchaft eines anderen Geſchäfts. Denn in ſolchem

für ihre Auslegung auf die Auffaſſung des Großberliner Falle ſind dieſe Güter, die im Beſiße des Veräußerers

Geſchäftsverfehrs bezogen hat. " ( Urt . des V. ZS. vom rein wirtſchaftliche Güter waren , im Zeitpunkt der

23. Sept. 1914, V 139/1914) . E. Veräußerung durch Benußung einer damals gegebenen

Veräußerungsgelegenheit Vermögensgegenſtände des

früheren Beſitzers geworden und als ſolche ſind ſie

von der Geſellſchaft erſtanden und damit Gegenſtände

ihres Vermögens geworden . Dagegen können die ſelbſt

erworbene Kundſchaft, die eigene Firma, die eigenen
B. Strafſachen .

Fabrit- und Erfindungsgeheimniſſe nicht als Aftivum

I.
in einer Bilanz erſcheinen , und demzufolge auch nicht

mit ihrem Wachstum oder ihrer Vermehrung in der

Dürfen die Rundſchaft („ Faſſon “) und andere wirt: Bilanz erhöht werden . Das iſt ebenſowenig möglich

ſchaftliche Güter, die feinen beftimmten Bermögensgegen: wie die Einſtellung des aus noch unerfüllten gegens

ftand darſteller , als aftivum in die Bilanz eingeſtellt ſeitigen Verträgen für den Fall der Erfüllung erwars

werden ? A us den Gründen : Die Stk. beanſtandet, teten Nußens oder der zum Zwede des Abſchluſſes ges

daß in die Altivſeite der Bilanzen Poſten aufgenommen machten Aufwendungen . Anſprüche aus ſolchen Bers

ſind, die dort als „ Faſſon “ bezeichnet ſind, und die in trägen haben ebenſowenig wie das eigene Fabrikations

den Bilanzen von 1907 bis 1910 regelmäßig und zwar geheimnis, die eigene Firma oder die ſelbſt erworbene

im ganzen von 8000 M auf 20000 M ſteigen. ůnter Kundſchaft bereits einen Vermögenswert für die Geſells

Faſſon “ iſt unſtreitig der Wert der Kundichaft der ſchaft in dem Zeitpunkte , für den die Bilanz aufgeſtellt

Geſellſchaft als Attivum verbucht. Die Stk. erachtet wird . Denn zu dieſem Zeitpunkte iſt die an ſich mögliche

die Einſeßung und Bewertung einer Kundſchaft der Verwertung nicht beabſichtigt ; vielmehr beruht in

Geſellſchaft als Aftivum in deren Bilanz nur ſoweit dieſem Zeitpunkt auf ihrer Beibehaltung der Fort

für zuläſſig , als ein Gegenwert für ſie von der Geſell- beſtand und die Entwidlungsmöglichkeit des Geſchäfts

ſchaft gegeben iſt, nämlich in der Eröffnungsbilanz der Geſellſchaft; ſie bilden ein von der Geſellſchaft nicht

dann , wenn die Geſellſchaft bei ihrer Errichtung die zu verwertendes, ſondern ein von ihr allein zu nußendes

Rundſchaft eines beſtehenden Geſchäfts gegen Entgelt wirtſchaftliches Gut, das erſt zu einem Bermögenswert

übernommen hat, und in den Bilanzen der folgenden wird, wenn ſich die Gelegenheit bietet, fie durch Vers

Jahre nur dann , wenn Kundichaften anderer Firmen äußerung an Dritte zu verwerten, und ſie auch tats

zur Erweiterung des Geſchäfts gegen Entgelt über- ſächlich verwertet werden . Alsdann bilden aber auch

nommen worden ſind; ſie erachtet dagegen die forts nicht ſie , ſondern der durch ihre Verwertung erzielte

geſepte und jeder greifbaren Unterlage entbehrende Geldbetrag das in die Bilanz im Zeitpunfte dieſer Ver

Erhöhung eines ſolchen in die Eröffnungsbilanz auf- wertung einzuſtellende Attivum . Würden ſie ſchon

genommenen Poſtens in den folgenden Bilanzen im vorher als ein Vermögensgegenſtand von beſtimmtem

Anſchluß an das Gutachten des Sachverſtändigen für Wert in die Bilanz der Gejellſchaft eingeſeßt, während

unzuläſſig . Gegen dieſe Auffaſſung wendet ſich die die Geſellſchaft ſie nugt und von ihrer Veräußerung

Reviſion ; ſie meint, daß unter die Attiven der Bilanz abſieht, ſo bewirfte dieſe Einſeßung eine Unrichtigkeit

alle greifbaren Vermögenswerte der Geſellſchaft auf: der Bilanz in den Aktiven. Denn wenn wie hier der

genommen werden müßten, und rechnet zu ſolchen Ver- Berechtigte an dieſen rein wirtſchaftlichen Gütern in

mögenswerten auch die Kundſchaft des Geſchäfts, zu Konfurs gerät , ehe er ſie verwertet hat , und demzufolge

deren Erlangung und Erweiterung beſtimmte Aufs der Kontursverwalter in die Lage tommt ſie zu ver:

wendungen im Laufe des Geſchäftsjahres gemacht werten, ſo würde dieſer für das Fabrikationsgeheimnis

werden müßten, und die auch jederzeit veräußerlich oder die Kundichaft oder die Firma der in Konfurs

ſei und zwar zu ſteigendem Preiſe, je weiter ſie ſich in verfallenen Geſellſchaft faum einen Liebhaber finden ,

dem einzelnen Geſchäjtsjahr ausdehne. Sie ſchildert im dieſe Güter alſo zu dem von ihrem Inhaber angenoms

einzelnen die Art des Geſchäfts der Gejellſchaft und į menen Werte wohl nicht verwerten fönnen ; für ein

al
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Fabrikationsgeheimnis, die Kundſchaft oder die Firma 3. Auguſt 1894 anerkannt und überdies bereits in der

einer Geſellſchaft, die dieſe nicht vor der Konkurs- Entſcheidung 3. D. 1147/10 vom 23. Januar 1911 aus

eröffnung haben ſchüßen können, findet ſich ſchwerlich geſprochen (vgl. Entſch . Bd. 3 S. 246). (Urt. des I. SIS.

ein Abnehmer. Das wirtſchaftliche Gut bleibt unver- vom 27. Juni 1914 , 1 D 572/1914 ).
E.

wertbar oder weniger verwertbar, es iſt kein oder nur

ein geringer Bermögenswert der Geſellſchaft im Zeits

punktderKonkurseröffnung; es war ein beſtimmter
Bermögenswert alſo auch nicht vorher, insbeſondere Oberſtes Bandesgericht.

nicht in dem Zeitpunkt, für den die Bilanz aufzuſtellen

war. Solche im Zeitpunkt der Bilangaufſtellung einen
zivilſachen.

beſtimmten Bermögensgegenſtand nicht darſtellende I.

wirtſchaftliche Güter müſſen daher, ſo lange ſie nicht Zu $ 839 BGB., Art. 126 RotG.; haftet der Notar

durch Veräußerung verwertet werden, aus den At ſelbſt dem Geſchädigten , wenner eine amtliche Baftung
tiven der Bilanz ausgeſchloſſen bleiben, und nicht ſie, für den grundbuchamtlichenBollzug einer unvollziehbaren
ſondern erſt ihr Veräußerungspreis dürfen in die Bi Urkunde übernommen hat ? Der Privatier B. B. in W.

lanz eingeſtellt werden . Der Beräußerungspreis muß gab ſeinem ihn um ein Darlehen angehenden Neffen

aber in die Bilanz aufgenommen werden . (Urt. des gleichen Namens, Staufmann in B., einen ypotheten
I. Sts . vom 27. Juni 1914, 1 D 370/1914) . E.

brief, inhaltlich deſſen für erſteren eine Hypothet zu

1500 M mit 150 M Haution beſtellt iſt, zu dem Zwed,

daß er ſichdamit Kredit verſchaffe. Der Neffe wandte
II .

ſich an die P.-erHandwerkerkreditgenoſſenſchaft um ein

Darlehen. Dieſe ſicherte ihm das Darlehen gegen
Su $ 184 Abſ. 1 Nr. 3 StGB.: Autündigung oder

Verpfändung der Hypothet zu und verwies ihn wegen
Aupreiſung gegenüber dem Publitum “ . Aus den

der Verpfändung an den Notar $ . in der Meinung,
Gründen : Die Str. hat ben Eröffnungsbeſchluß

der Darlehenſuchende ſei der Hypothefgläubiger. Der

dahin aufgefaßt, daß dem Angellagten Berübung des Notar errichtete die Verpfändungsurkunde und überſah
Bergehens durch Berſenden der Preisliſte, das in

dabei,daß der bei ihm erſchienene Neffe nicht derHypo
R. und W. ſtattfand, zur Laſt gelegt werde. Daß thełgläubiger war. Er ließ ihn deshalb erklären, daß
die einzelne Preisliſte immer nur einer einzelnen er die für ihn eingetragene Hypothet verpfände, und

Perſon überſandt wurde, ſchließt nicht aus, daß die
erteilte der Darlehensgläubigerin folgende von ihm

in der Berſendung liegende Anpreiſung oder An- unterzeichnete und mit dem Amtsſiegel verſehene Be

fündigung an das Publikum ſtattgefunden hat. Nach 1500M

der ausdrüdlichen Urteilsfeſtſtellung hat der Angeklagte
ſtätigung: „ Hypothekverpfändung zu wurde wie

150M

die Preisliſten jedem überſandt, der ſich auf die in vorbedungen heutebeurkundet. Für den richtigen an

den Karten enthaltene Aufforderung hin meldete. Die tragsgemäßen Bollzug wird amtlich gehaftet" . Auf

Ueberſendung erfolgte mithin, wie die Str . ohne Grund dieſer Beſtätigung erhielt der Neffe das Dar

Rechtsirrtum annimmt, an eine Mehrzahl unbeſtimmt lehen ausbezahlt. Als die Verpfändungsurkunde dem

welcher und wie vieler Perſonen , alſo an das Publis Grundbuchamt zum Vollzug vorgelegt wurde, wurde

kum . Der einzelne Empfänger kam nur als Glied die Verwechſlung entdeďt und der Bollzug abgelehnt.

dieſes Publikums in Betracht. (Urt. des V. SIS. vom Die Darlehensgläubigerin erhob, da ſie von B. B.

2. November 1914, 5 D 606/1914) .
E. Dedung nicht erlangen konnte, gegen den Fiskus und

den Notar Klage. Die Genoſſenſchaft habe nur auf

Grund der vom Schuldner zugeſicherten und vom

III. Notar garantierten Sicherheit für ihr Darlehen die

Valuta ausbezahlt. Der Notar habe bei Aufnahme

3u $196 StGB .: Antragsberechtigung des Gar: der Urkunde und der Vollzugsbeſtätigung ſeine Amtss

niſon älteſten . Aus den Gründen : In dem an- pflicht dadurch fahrläſſig verleßt, daß er es an der

gefochtenen Urteil iſt angenommen, der Angeklagte nötigen Sorgfalt bei der amtlichen Feſtſtellung der

habe durch ſeine Sandlungsweiſe nicht nur die beiden Perſon des Berpfänders mangeln ließ und durch eine

zunächſt betroffenen Dffiziere" , ſondern alle deutſchen Mitteilung, daß er für den Bollzug der øypothets

Difiziere beleidigt. Dem Umſtand, daß nur für einen verpfändung amtlich hafte, die Klägerin zur Aus

beſtimmten Teil der beleidigten Angehörigen des zahlung des Darlehens beſtimmte. Der Fiskus habe

deutſchen Dffizierſtands, nämlich für die in C. gar- für dieſes Verſchulden ſeines Beamten einzutreten.

nifonierenden Offiziere Strafantrag geſtellt iſt, und Der Notar hafte aber auch noch perſönlich als Ges

im übrigen nur die von den Deutnanten B. und D. ſamtſchuldner neben dem Fistus, weil er durch ſeine

perſönlich geſtellten Strafanträge vorliegen, wird in Erklärung vom 28. April 1911 der Bant gegenüber

dem Urteil und insbeſondere auch in deſſen ent- perſönlich dafür eingeſtanden ſei, daß der Bant die

ſcheidendem Teil in rechtlich zutreffender Weiſe Rech- verlangte Sicherheit zuteil werde. Die Kluge gegen

nung getragen . Der von dem Garniſonälteſten der den Notar wurde vom OblG. abgewieſen.

C.-er Garniſon geſtellte Strafantrag iſt rechtswirkſam . Aus den Gründen : Soweit die Alage gegen

Nach S$ 17, 16 der Disziplinarordnung für das Beer den Notar dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt

ſind die Garniſonälteſten zur ħandhabung der wurde, beruht das Urteil auf einer Verlegung des

Disziplin gegen alle am Ort befindlichen Offiziere 8 839 BOB. und des Art. 126 NotG . Dhne Rechtss

inſoweit zuſtändig, als Handlungen gegen militär- irrtum hat das BG. angenommen , daß der Notar

polizeiliche Vorſchriften oder gegen ihre eigene dienſt- durch den Saß der von ihm erteilten Beſtätigung vom

liche Autorität in Frage ſtehen , und auch inſoweit, 28. April 1911 : „ für den richtigen antragsgemäßen

als die Disziplinargewalt gegen ſolche Dffiziere aus- Vollzug wird amtlich gehaftet“ feine perſönliche Haf

zuüben iſt, die einen anderen mit Disziplinargewalt tung übernommen hat . Nicht zu beanſtanden iſt auch

ausgeſtatteten und zur Beſtrafung zuſtändigen Vor- die Auslegung des vorſtehenden Sapes dahin : dem

geſepten nicht am Orte haben . Daraus ergibt ſich grundbuchamtlichen Vollzuge der Urkunde ſtehe fein

mit Notwendigkeit, daß der Garniſonälteſte nicht nur rechtliches Hindernis im Wege, die beurkundete Hypo

Vorgeſetzter der ihm in ſeiner eigentlichen militäriſchen thefverpfändung werde im Grundbuch eingetragen,

Dienſtſtellung disziplinär unterſtellten Offiziere ſondern hiefür ſtehe der Staat ein . Das BG. führt ferner

überhaupt der Offiziere der Garniſon iſt. Das iſt aus, daß die Haftungserklärung des Notars über die

auch in einem Erlaß des Kriegsminiſteriums vom dem Notar zuſtehende Amtsbefugnis hinausgehe, da
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der Vollzug der Urkunden im Grundbuche nicht Auf- wurden aufgehoben und die Sache an das AG. zurüd

gabe der Notariate, ſondern der Grundbuchamter ſei ; gewieſen .

wenn ſich auch hinſichtlich der Erteilung ſolcher Hafs Aus den Gründen : Die Beſtimmung des § 1645

tungserklärungen zwiſchen den Notariaten und Kredit- BOB.beruht aufderErwägung, daß die Meubegründung

anſtalten eine gewiſſe Uebung herausgebildet haben eines Erwerbsgeſchäfts außerhalb der gewöhnlichen Ber :

möge, ſo tönne durch eineſolche mißbräuchliche Uebung mögensverwaltung liegt undfür das Kind inder Regel

der Amtshandlung des Notars nicht die Eigenſchaft mit Gefahr verknüpft iſt (Mot. Bd. IV S. 768 ff.); die

derGeſeßwidrigkeit genommen werden . Das iſt zus Vorſchrift iſt alſo ausſchließlich im Intereſſe des Kindes

treffend ; auch daß ſolche Saftungserklärungen baju gegeben . Bei der Entſcheidung der Frage, ob die vor

angetan ſind, den Glauben an die Begründung der i mundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu erteilen oder

Haftung des Staates ju erweđen und daher irre- zu verſageniſt, iſt deshalb nur zu prüfen, ob der Ge

führend wirfen , iſt richtig und mit Hecht ſagt das ſchäftsbetrieb im Intereſſe des Kindes gelegen iſt oder

Urteil des BG. weiter, es liege ein Verſtoß gegen die nicht; anderweitige Erwägungen, beſonders Rüdfichten

Amtspflicht i . S. des 839 BOB.vor, wenn ein dem auf den Gewalthaber, deſſen Gläubiger oder ſonſtige

Publikum gegenüber mit öffentlicher Autorität bes dritte Perſonen haben außer Betracht zu bleiben . Die

tleideter Beamter unter Ueberſchreitung ſeines Amtse Vorinſtangen durften alſo nicht die Genehmigung mit

bereichs eine urkundliche Erklärung abgebe, die nach derBegründung verſagen, daß der Geſchäftsbetrieb nur

ihrer Form beim Publikum den Anſchein einer von deshalb auf den Namen des Sohnes geführt werde, um

einem zuſtändigen Beamten ausgeſtellten öffentlichen den Gläubigern des Baters den Zugriff auf deſſen Bers

Urkunde, einer amtlichen Beurkundung zu erweden mögen zu vereiteln. Sie mußten vielmehr prüfen, ob

und ſo irre zu führen, die Sicherheit des Verkehrs der Geſchäftsbetrieb im Jntereſſe des Sohnes gelegen

zu gefährden geeignet ſet (RG . 71, 60) ; der Notar iſt oder nicht. Dabei hätte berüdſichtigt werden müſſen,

habe hienach durch die Haftungserklärung fahrläſſig daß zwar allerdings der Endzwed der ganzen Maßregel

ſeine Ämtsbefugniſſe überſchritten und es ſei an ſich der ſein mag, den Gläubigerndes Vaters den Zugriff

der Tatbeſtand des 8 839 BOB. nach der objektiven und auf das Geſchäft und deſſen Erträgniſſe zu vereiteln ,

der ſubjektiven Seite gegeben . Rechtsirrig iſt aber die daß aber deswegen nicht ohne weiteres der Geſchäftss

Annahme, daß der Notar die Amtsbefugniffe nicht in betrieb gegen das Jntereſſe des Minderjährigen verſtößt.

Ausübung ſeines Amtes überſchritten habe, wie Art. 126 Die Führung des Geſchäfts auf den Namen des Sohnes

Noto. vorausſeße, ſondern nur bei Gelegenheit der wird hier vermutlich das einzige Mittel ſein, um dem

Ausübung und daß deshalb der Staat nicht nach Antragſteller und ſeiner Familie einen geordneten

Art. 126 Noto. haftbar ſei, ſondern der Notar der Nahrungsſtand zu verſchaffen. Daß dies auch im In

Klägerin perſönlich hafte. Mit Recht bezeichnet es tereſſe des minderjährigen Sohnes ſelbſt gelegen ſein

der Bertreter des Notars $ . als einen Widerſpruch kann , iſt taum zu bezweifeln. Andererſeits wird durch

anzunehmen, daß dieſer eine amtliche Haftung für den Geſchäftsbetrieb der Sohn möglicherweiſe mit Ber

den gerichtlichen Bolzug einer von ihm aufgenommenen bindlichkeiten belaſtet, dieſeinem weiteren Fortkommen

Urkunde nicht in Ausübung des Amtes, ſondern nur hinderlich ſein können . Die Borſchrift des § 1645 iſt

gelegentlich der Ausübung übernommen habe. Die gerade auch mit Rüđſicht darauf getroffen, zu verhindern,

Ďaftung für den Bollzug ſteht in innerem Zuſammen- daß verſchuldete Väter auf denNamen der Minder Ges

hang mit der Beurtundung ; dieſe war die Borauss ſchäfte beginnen (RommBer. d. Reichst.S.2076 ). Es wäre

ſeßung, die Veranlaſſung zurHaftungserklärung. Allers deshalb zu prüfen geweſen , ob die Perſönlichkeit des Ans

dings war der Notar zu dieſer Haftungserklärung tragſtellers und die ſonſtigen Verhältniſſe eine Gewähr

nicht zuſtändig und er hat hiedurch ſeine Umtsbefug- dafür bieten, daß eine Gefährdung des Sohnes nicht

niſſe überſchritten ; die Ueberſchreitung iſt aber in Äuss eintritt, wobei auch zu berütſichtigen war, daß eine

übung des Amtes geſchehen , und deshalb wäre nach Gefährdung des Minderjährigen auch durch die Ver

Art. 126 Noto. für die Verleßung der Amtspflicht ſagung der Genehmigung nicht ohneweiteres verhindert

der Staat verantwortlich, gegen den aber die Klägerin werden kann. Denn da der 8 1645 BOB. nur eine Soll

einen Anſpruch aus der Haftungserklärung nicht herleitet. Vorſchrift enthält, ſind die von dem Bater für das Kind

Hienach iſt die Klage gegen den Notar unbegründet im Betriebe des Erwerbsgeſchäfte abgeſchloſſenen Rechtss

und mit Hecht vom 20. abgewieſen worden. ( Urt. geſchäfte für das Kind auch bei der Berſagung der Bes

des I. ZS. vom 19. Juni 1914, Reg. I Nr. 54/1914) . nehmigung rechtsverbindlich. Eine Sicherung gegen die

M. daraus entſpringenden Gefahren kann durch bei der

Genehmigung aufzuerlegende Bedingungen ſowie durch

II. die nach den 88 1667, 1668, 1670BOB. zuläſſigen Maßs

regeln erzielt werden . Es wäre Sache der Borinſtangen

Zu $ 1645 BGB.: Wann ift die Genehmigung zum geweſen , zu prüfen, ob hiedurch den Intereſſen des Kindes

Beginn eine neuen Erwerbegeidhäfte zu verjagen ? Der nicht mehr gedient wird als durch die Verſagung des

Schreiner G. hat bei dem AG. 8. beantragt, den Betrieb Geſchäftsbetriebs. Zur Duldung einer beſonderen Bes

einer Schreinerei durch ſeinen am 9. Auguſt 1899 ge- aufſichtigung des Geſchäftsbetriebs und zur Rechnungs

borenen Sohn Jakob vormundſchaftsgerichtlich zu ge- legung hat ſich der Antragſteller ſelbſt ohnehin ſchon

nehmigen . Zur Begründung hat er vorgebracht: Das bereit erklärt. (Beſchl. des I. ZS . vom 25. September

Konkursverfahren über ſein Vermögen ſei durch Schlußa 1914, Reg. III Nr. 70/1914).

verteilung beendet worden ; er ſchulde ſeinen Gläubigern

noch ungefähr 7000 M. Er habe in A. eine Schreinerei

begonnen, befürchte aber, daß ſeine Gläubiger ihm den

Betrieb durch Pfändungen unmöglich machen würden,

und bitte daher den Betrieb des Geſchäfts durch ſeinen
Strafſachen.

minderjährigen Sohn zu genehmigen , der ſelbſt darin I.

beſchäftigt ſei. Das ag. hat den Antrag abgewieſen ;

die Genehmigung könne nicht erteilt werden, da nicht
Umfang der Verpflichtung der in Art. 143 Ziff. 1

eine Maßnahme begünſtigt werden dürfe, die nur den
ÞStGB. genannten Gewerbetreibenden, beſondere der

Zwed habe, den Gläubigern des Antragſtellers den Zu
Bierwirte zum ſichtbaren Anſchlage der Preiſe ihrer Ber:

griff zu weiterem Vermögen zu vereiteln . Das lo , hat
faufsgegenſtände. Der Angetlagte Gaſtwirt1. verſchenfte

bisher das Bier in Gefäßen zu 11 , 4 : 1 und '/al, vers
die Beſchwerde des J. G.unter Anſchlußan die Gründe

des Amtsgerichts verworfen. 3.6 . hat die weitere Bes
zapft es aber nunmehr in Müdſicht auf das Schants

ſchwerde eingelegt. Die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen in auf 0,9 und 0,45 1 zurüc.
24. Juli 1908
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II.

geeichten Gefäßen, da der Abſtand des früheren Fül- den Feſtſtellungen des BG . noch hinzu, daß die Gäſte

ſtrichs vom oberen Hande nicht 2 cm betrug. Die Ge- des 2. von ihm 11 und 1/0 1 verlangen und daß er

fäße zu /41 blieben unverändert. Er ließ in ſeinem ihnen auch dieſe Biermengen verabreicht, allerdings in

Gaſtzimmer anſchlagen : „ Helles 0,9 1 28 Pfg., 0,45 1 Schantgefäßen, deren Solinhalt nicht mit 11 und 21

14 Pig., '/417 Pig.; dunkles 0,91 24 Pfg ., 0,451 12 Pfg ., bezeichnet iſt. Schon hieraus allein ergibt ſich, ohne

' / 16 Big .“ Das Berufungsgericht verurteilte den 2 . daß es einer beſonderen Darlegung bedarf, daß L., um

wegen einer Uebertretung nach Art. 143 Ziff. 1 PStGB. der ortspolizeilichen Borſchrift zu entſprechen, die Preiſe

Die Heviſion wurde verworfen. für die verlangten und abgegebenen Biermengen an

Aus den Gründen : Nach der auf Grund des zuſchlagen hat. (Urteil vom 7. Juli 1914 Hev .-Reg.

Art. 143 Siff. 1 PSOB. erlaſſenen ortspolizeilichen Nr. 390/1914 ). Ed.

Vorſchrifthaben die Bierwirte die Preiſe ihrer Bertaufs

gegenſtände an oder in ihren Verkaufsräumen auf eine

für die Säufer ſichtbare Weiſe anzuſchlagen. Nach 3ft das „ Leichenbitten “ als Bettel zu erachten ?

Art. 144 PStGB. muß grundſäßlich jedeMenge abge- Der Bandwirt $. beauftragte die Maurersfrau W.,

geben werden, für deren Verweigerung eine genügende Verwandte und Betannte in der Pfarrei E. zur Be
Entſchuldigung nicht vorliegt. Die Weigerung des

erdigung ſeines Schwagers einzuladen und behändigte

Wirtes iſt nur dann gerechtfertigt, wenn das Verlangen ihr einen den Auftrag beſtätigenden Zettel. Die m.
des Gaſtes ihm etwas gefeßlich oder geſchäftlich ün- beſorgte in der üblichen Weiſe das Reichenbitten und

ausführbares zumutet (õlg . München Bd. 10 S. 122) . erhielt von den Eingeladenen kleine Gaben. Das Bes
8. beſtreitet ſeine rechtliche Verpflichtung.Bier in Mengen rufungsgericht ſprach fie von der Anklage wegen
von 11 und '/21 abzugeben, nur deshalb, weil er dieſe Bettelns frei; die Reviſion des Sta . wurde verworfen.
Schantgefäße nicht führe. Allein es tann teine Hede

Aus den Gründen : Nach § 361 Nr. 4 StGB.

davon ſein , daß ihm etwas geſeßlich oder geſchäftlich wird beſtraft, wer aus wirklicher oder angeblicher

Unausführbareszugemutetwird . Gefeßlich Unausführ- Dürftigkeit eine fremde Perſon um eine milde Gabe

bares nicht, weil ja das Geſet felbſt dieſe Maße aus- für ſeinen Lebensunterhalt angeht. Dabei wird tein

drüdlich als Solinhalt nicht nur geſtattet, ſondern ſie ausdrüdliches Fordern von Gaben vorausgeſeßt ; es

noch ganzbeſonders dadurch bevorzugt, daß es bei ihnen
genügt jede in ſchlüſſiger Weiſe hierauf gerichtete Tätig

der Bezeichnung des Sollinhalts nichtbedarf (vgl. § 1 feit. Die Strafbarkeitdes Angehens um Gaben entfält
SchanfGefo . vom 20. Juli 1881 und die Begr.zumEntw .

aber aus beſonderen, in ſozialen Verhältniſſen, in
dieſes Gefeßes MeichstDru f. 1881 Nr. 72 Bd. 3 näheren Beziehungen oder in einer örtlichen Üebung
S. 433ff. Insbeſ.445 ). Inwiefern aber eine geſchäftliche liegenden Gründen . Nur dürfen ſolche Verhältniſſe

Unausführbarkeit gegeben ſein ſoll, iſt nicht erfindlich. nicht bloß vorgeſchüßt ſein , um ungeſtraft milde Gaben

Das BG .hat denn auch das Borliegen einesgenügenden einzuheimſen ; denn dann liegt verſtedter Bettel vor

Entſchuldigungsgrundes nicht anerkannt, vielmehr das
(NO. 20, 434 ; Goltd A. 45, 49 ; Oblg. 5, 27 ; 12, 101) .

Mecht des Publikums, das Bier inden üblichen Gefäßen Die Angellagte war mit dem „ Reichenbitten “ beauf
von / , / , 11 verabreicht zu erhalten “, damit begründet, tragt, wobei es ihrüberlaſſen blieb, die Verwandten
daß Ä. ohne Schwierigkeit dieſe Mengen verabreichen und Betannten des Verſtorbenen herauszuſuchen . Das

kann undes in Bayern, wie 2. wußte, bisher üblich ge durch war eine gewiſſe Beziehung zu den einzuladenden

weſen iſt, das Bier in Mengen von 1, 1/3 und 1/4 1 Berfonen hergeſtellt. Feſtgeſtelltermaßen entſpricht es

zu verlangen , die Gäſte dieſe Mengen auch jeßt noch ferner einer örtlichen Uebung („ einer alten Sitte “), daß
verlangen und hiefür bezahlen. Darnach iſt die von die Eingeladenen in Geld oder Lebensmitteln eine

dem bo . feſtgeſtellte Berpflichtung des 2. zur Ber
Kleinigkeit hergeben ; auch iſt nicht als erwieſen ers

abfolgung derfrüheren Maßgrößenfrei von rechtlichen
achtet worden, daß ſich die W. als Beichenbitterin auf

Bedenten . Daran wird auch durch die Behauptung
gedrängt oder daß ſie als ſolche ihre Bedürftigkeit in

des 8. nichts geändert, daß er in den zurüdgeeichten irgend einer Weiſe zu erkennen gegeben hätte. Dar

Gefäßen dieſelbe Menge abgebe, wie in den früheren nach ſind mit Recht alle weſentlichen Merkmale einer

Gefäßen. Aus der Verpflichtung des B., das Bier in Uebertretung nach § 361 Nr. 4StOB. verneint worden .
Mengen von 1 , 4/2 und 1/4 1 abzugeben , folgt ſeine Bers

(Urt. vom 26. Auguſt 1914, Kev.- Reg. Nr. 511/1914) .
pflichtung zum Anſchlag der Preiſe für dieſe eingelnen

Ed.

Mengen. DerGefeßgeber hat den Art. 143 Abſ.1 BŠEOB .

damit begründet, daß die Konſumenten in die Bage
III.

geſeßt ſein müſſen , ſich ſelbſt gegen Ueberforderungen Unterſchied zwiſchen Zoldefraude und Ordnunge :

der Gewerbetreibenden augenblidlich durch Berufung widrigteit. Der 8 135V8. umfaßt die vollendete und

auf die angeſchlagene Polizeitage zu ſchüßen“ (f. Edel, die verſuchte Solhinterziehung; untanglider Berſuch.

PŠIGB. dom 10. November 1861 Bem . 3 zu Art. 198) . Der Angeklagte8., ein Pferdehändler, hatte in Deſter

Der zum Anſchlag der Preiſe verpflichtete Gewerbes reich ein Pferd um den von ihm alswertentſprechend

treibende genügt ſeiner Verpflichtung nichtſchon dadurch , erachteten Preis von 1250 K 1062 M gekauft, bei der

daß er den Preis nach einer beliebigen Maßgröße an- Eingangszollſtation aber nur einen Preis und Wert

ſchlägt, ſo daß das Publikum ihn erſt durch vorherige von 1160 K = 986 M angegeben, um den Zollunter

Umrechnung zu ermitteln oder ſich hierüber um Aufs ſchied von 22 M (72-50M ) zu erſparen. Das 16.

ſchluß an den Berkäufer zu wenden genötigt iſt; die nahm die Abſicht der Zolhinterziehung an, erkannte

Preisanſchläge müſſen vielmehr ſo gehalten ſein , daß aber nach den 88 136 Ziff. 1c, 137 Abſ. 2 und 152 BZG.

fie die für die verabreichten Maße zur Erhebung kommen- nur auf eine Ordnungsſtrafe, weil das Pferd nach dem

den Preiſe zweifelsfrei entnehmen laſſen und daß jede in der Hauptverhandlung abgegebenen Sachverſtän

Läuſchung des Publikums ausgeſchloſſen iſt (vgl. Bet. digengutachten ſchon zur Zeit der Deflaration nur

des SIM . des M. H. und des Aeußeren vom 20. Mai 1913, 800—900 M wert, und darum die Verübung einer De

den Bierpreisanſchlag der Wirte betr. (Amtsblatt fraude nach dem § 135 BZG. objektiv unmöglich ge

S. 456]). Dem entſpricht die von 8. beliebte Art und weſen ſei. Das Urteil wurde aufgehoben .

Weiſe des Anſchlages ſeiner Bierpreiſe in bisher ganz Aus den Gründen : Das 16. hat die Abſicht

ungebräuchlichen Maßgrößen unter Nichtangabe des des $ ., den Zoll zu 22 M zu hinterziehen , unmittelbar

Preiſes auch für die üblichen und verlangten Maßgrößen aus ſeinem Verhalten bei der Einführung des Pferdes,

nicht, ſie iſt vielmehr geeignet, über die wirklichen Preiſe, der Deklaration und Kaufpreisangabe entnommen . Bei

zu denen der Angeklagte das Bier verabfolgt, irrezu- dieſer Sachlage war für Anwendung des § 136 Ziff. 1c

führen, alſo ungenügend und der beſtehenden geſeblichen VZG. fein Raum , da die Rechtsvermutung des § 135

Vorſchrift nicht entſprechend. Hier tommt aber nach VZG. ihrer Natur nach nur dann in Frage kommt,
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wenn die Tatbeſtandsmerkmale der Kontrebande oder Koch, ZPO.8249, 3; Förſter-kann, ZPO . 8 249, 1 b, ec ;

Defraudation nicht ſchon anderweit unmittelbar nach- Stonießti-Belpde, ZPO . 249, 8 und die daſelbſt an :

gewieſen ſind (RG. 47, 29 ff.; Stenglein, Nebeng . 3.Aufl. geführten Erkenntniſſe der oberen Gerichte ). Die Parteien

Š . 1118 Note 2). Da die Anwendung des § 137 Abſ. 2 können auf die Einhaltung der nur zu ihrem Borteile

VZG. nur in den Fällen des § 136 unter 1 c uſw. zu- beſtimmten Friſten, insbeſondere auch der Einlaſſungs .

läſſig, dieſer Fall aber hier nicht gegeben iſt, ſind dieſe friſt wirtſam verzichten ( 88 224, 269 Abſ. 1 a . a . C. )

Gejegesſtellen und der § 152 VZO . zu Unrecht als für und die während der Unterbrechung des Verfahrens

die Entſcheidung maßgebend erachtet worden . Ab- in Anſehung der Hauptſache vorgenommenen Prozeß

geſehen hievon iſt mit der Feſtſtellung der ħinters handlungen ſind nur der anderen Partei gegenüber

ziehungsabſicht die Berhängung einer Ordnungsſtrafe ohne rechtliche Wirkung (8 249 Abſ. 2 a. a . D.), woraus

wegen einer Üebertretung i. S. des § 152 unvereinbar, mit Recht gefolgert wird , daß die während der Unters

die nur das objektive Vorhandenſein einer Drdnungss brechung ergangenen richterlichen Entſcheidungen nicht

widrigkeit vorausſet (Löbe, DZOUSIN. 4. Aufl. Note 2 nichtig, ſondern nur anfechtbar ſind und durch Oes

zu § 152). Darnach kommtauch der § 93 VZG. nicht nehmigung der Partei, zu deren gunſten das Berfahren

in Fragé (NG. 47 S. 29 ff.), auch wenn der Zoll auf unterbrochen iſt, vollwirtſam werden (vgl. Stein a. a . O.

Pferde ein Wertzoll iſt. Nach $ 135 B36. wird geſtraft, 8 249 III 2) . Das Gericht hat alſo auch im Berſäumnis,

wer es unternimmt, die Ein- und Ausgangsabgabenzu verfahren nicht von Amts wegen die Frage zu berüd:

hinterziehen . Unter „ Unternehmen iſt jede auf die fichtigen , ob ein Unterbrechungsgrund vorhanden iſt,

Erreichung eines beſtimmten Zieles gerichtete äußere und iſt demzufolge auch nicht berechtigt, von der das

Tätigkeit zu verſtehen, ohne Rüdſicht darauf, ob das Ziel Verſäumnisurteil beantragenden Partei von Amts

erreicht worden iſt oder nicht, oder mit anderen Worten, wegen den Nachweis zu verlangen , daß kein Unter:

der Tatbeſtand des § 135BZG. iſt gegeben, wenn jes brechungsgrund vorliegt. Nur dann, wenn ihm ein

mand in einer Weiſe nach außen tätig wird, aus der Unterbrechungsgrund bekannt iſt (Stein a . a . D. 8 249 IV )

die Abſicht erfennbar iſt, dem Zollfiskus den als geſchuldet oder wenn ſich aus den Umſtänden des einzelnen Falles

erkannten Zoll vorzuenthalten . Der Tatbeſtand des fürden Unterbrechungsgrund eine derartige Vermutung

§ 135 umfaßt daher die vollendete wie die verſuchte ergibt, daß dem Ántragſteller der Nachweis des Gegen

Þinterziehung des Zolls (Löbe, Note 5 zu 8 134 ; RG. 19, teils billigerweiſe zugemutet werden darf, kann und

194 ; 17, 35 ; 42, 266 ff .). In der leßteren Entſcheidung muß das Gericht die weiteren richterlichen Handlungen

hat das No. ausgeſprochen , daß zum „ Unternehmen “ verweigern, bis flargeſtellt iſt , daß der vermutete

die Berſuchshandlungen aber nicht die vorbereitens Unterbrechungsgrund nicht vorhanden iſt. Die erſtere

den andlungen gehören . Hierin im Falle des Vorausſeßung beruht auf dem Gedanken des § 291 ,

$ 135 B36. die Grenze zu finden , muß der Prüfung im wonach auch das Gegenteil von den Behauptungen,

Ginzelfalle überlaſſen bleiben . § . hat ſeinen rechts- die ausdrüdlich oder ſtillſchweigend im Rechtsſtreit auf

widrigen, auf Hinterziehung des Zolls gerichteten Willen geſtellt werden , feines Beweiſes bedarf, wenn es bei

(Vorſak) in äußerlich erkennbarer Weiſe betätigt und Gericht offenkundig iſt ; die zweite Vorausſeßung ent

alles getan, was nach ſeiner Meinung erforderlich und ſpricht den Megeln , die ſich aus dem im & 286 beſtimmten

geeignet war, dem Zodfistus den geſchuldeten Zoll rechts- Grundſaße der freien Beweiswürdigung ergeben ( vgl.

widrig vorzuenthalten. Dieſer in die äußere Erſcheinung dazu Stein a. a. D. & 282 IV 7) . Die Vorſchrift in § 331

getretene verbrecheriſche Vorſaß reicht zur Beſtrafung Abſ.1 BPO.ſtehtnicht entgegen, da es ſich dabei nicht um

hin, ohne Rüdſicht darauf, daß der zur Verübungder eine klagebegründende Tatſache handelt . Das Militar

Tat auserſehene Gegenſtand ſich nachträglich als hiezu ſchußgeſep enthält für das hinſichtlich der Unterbrechung

untauglich erweiſt (vgl. neuerdings nő. in dem Ur- zu beobachtende Berfahren feine beſonderen Borſchriften :

teile vom 2. Juni 1913, E. 47, 191 ff . ) . (Urt . vom als ein die Zivilprogeſordnung ergängendes Geſet muß

4. Juli 1914, Nev.-Reg . Nr. 364/1914 ). Ed. es ſeine eigene Ergänzung aus dieſem Geſeß entnehmen ,

ſofern nur ſein beſonderer Zwed feine andere Beurteilung

erheiſcht (vgl. dazu auch die Begründung des Entwurfs

Oberlandesgericht München. zu § 2 Abſ. 1 undNr. II , 1 bayer. VollzBet. vom 16. Aug.

Das Gericht darf die Grlanung eines Betjänmnie: 1914 ) . Das leßtere trifft aber für die hier zu ents

urteils gegen den Beklagten nicht deohalb ablehnen, weil ſcheidende Frage nicht zu. Der Schuß, der dem Kriegs

nicht feſtſteht, ob der BetlagteKriegsteiluehmer iſt, und teilnehmer und der von einem ſolchen vertretenen

der Aläger fich weigert eine Beſtätigung hierüber bei: natürlichen Perſon billigerweiſe gewährt werden muß,

zubringen. Aus den Gründen : Die Fälle, in denen wird unter Ausgleichungmitden gegenteiligen Intereſſen

der Antrag auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils zus vom Geſeke dadurch erſtrebt, daß dieſer Perſon und

rüđzuweiſen iſt, ſind im 335 ZPO , erſchöpfend auf- ihrem Geſamtrechtsnachfolger ( 239 3PO .) gegen das

geführt. Das Militärſchußgeſeß vom 4. Auguſt 1914, im unterbrochenen Verfahren erlaſſene Urteil der Eins

das zugunſten der Kriegsteilnehmer und der von ihnen ſpruch , die ordentlichen Rechtsmittel und die Nichtig :

vertretenen natürlichen Perſonen eine Unterbrechung keitsflage zuſtehen ( 88 338, 511 , 545, 579 Abſ. 1 Nr. 4

des Verfahrens verordnet, hat in dieſer Hinſicht die 3 PO .),daß nach den 88 5 und 6 MilSchußG . die Zwangs

Vorſchriften der Zivilprozeßordnung nicht ergänzt. Es vollſtreckung gegen einen Kriegsteilnehmer erheblichen

fragt ſich daher, ob die dort beſtimmte Unterbrechung Beſchränkungen unterliegt und die Eröffnung des fons

des Verfahrens unter die im $ 335 ZPO. enthaltenen furſes über das Vermögen eines Kriegsteilnehmers nur

Fälle eingereiht werden kann. Es fommen dabei nur auf deſſen Antrag zuläſſig iſt. Es mag dahingeſtellt

die Säße des Abſ. 1 Nr. 1 und 2 der Geſekesſtelle in bleiben, ob dieſe Borſchriften einen ausreichenden Schun

Betracht, die Nr. 3 ſcheidet hier von vornherein aus. erreichen ; maßgebend iſt, daß das Geſetz ihn für zus

1. Der $ 335 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO. ſept voraus, daß die reichend erachtete, wie deutlich die Begründung des

erſchienene Partei die vom Gerichte wegen eines von Geſegentwurſes zu § 5 ergibt . Mit Rudſicht auf den

Amts wegen zu berückſichtigenden Umſtandes erforderte Zwec des Geſekes wird hiebei allerdings davon aus ,

Nachweiſung nicht zu beſchaffen vermag. Jn der Recht- ' zugehen ſein, daß das Vollſtreckungsorgan und das

ſprechung und in der Rechtslehre wird faſt widerſpruchs: Konkursgericht die ihnen angeſonnene, nach dem Mil.s

los anerkannt, daß die Beſtimmungen über die Unter- ! SchußG . aber unzuläſſige Maßnahme nur dann vor.

brechung des Berfahrens und ihre Wirkungen nicht nehmen dürfen , wenn ihnen glaubhaft nachgewieſen

zwingendes Recht ſind , ſondern der Parteiwidfür unter- iſt, daß der Gegner fein Kriegsteilnehmer iſt ; bei der

liegen und daß deshalb Berſtöße gegen dieſe Verfahrens- Befriedigungshandlung muß hier im Auge behalten

vorſchriften nach § 295 ZPO . heilbar ſind (vgl. Stein, werden , daß die Rechte des Kriegsteilnehmers unwider:

SPO. 8 295 II , 2b, § 249 III, § 231 II ; Strudmann- bringlich verloren ſein könnten , wenn nicht von Amts
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wegen die Buläffigteit der Maßregel geprüft werden weilen erzielt werden könne. Dieſelbe Anſicht wird

dürfte. Wird daher ein Verſäumnisurteil begehrt, ſo auch von Mannsfeld (Bay3f8. 10,333) vertreten . Wenn

darf das Projeßgericht, da mit dein Antrage ſtill ihr gegenüber Kipp (DJB. 19, 1026) darauf hinweiſt,

ichweigend behauptet wird, daß der Gegner weder ein daß es ſich um „ Buchſtaben - Jurisprudenz“ handle, wenn

Ariegsteilnehmer noch eine von einem ſolchen vertretene man ein Verfahren erſt dann unterbrechen laſſen wolle,

natürliche Perſon iſt, in eine Brüfung dieſer Berhält: wenn es begonnen habe, ſo überſieht er , daß ſeine

niſſe nur dann eintreten, wenn das Gegenteil entweder Auffaſſung nicht nur dem Sprachgebrauche, ſondern

ihm fchon bekannt oder doch nach den beſonderen Um- auch dem Wortlaut und der Abſicht des Geſeßes widers

ſtänden des Einzelfalls zu vermuten iſt. Dieſe Ber- ſpricht und für den Gläubiger øärten ſchafft, die mit

mutung wird namentlichdann begründet ſein, wenn Mütſicht auf die prozeßs und die bürgerlich -rechtlichen

die Alage nach § 203 PD. öffentlich, nach § 182 durch Folgen der Klageerhebung nicht mehr einen Ausgleich

Niederlegung an drittem Orte odernach $$ 181—186 der beiderſeitigen Jntereſſen ſondern eine das billige

durch Erfabzuſtellung zugeſtellt wurde und leßteren Maß überſchreitende Begünſtigung der Kriegsteilnehmer

Falles aus den Erklärungen des Empfängers oder bedeuten würde. Iſt aber die Klageerhebung gegen

Dritter, die vom Zuſtellungsbeamten in die Zuſtellungs- die inden SS 2 und9 MilSouß6. genannten Perſonen

urkunde aufzunehmen ſein werden , ſich ergibt, daß der- zuläſſig und wirkſam und wird das Verfahren gegen

jenige, dem zugeſtellt werden ſoll, zu den vom Geſepe fie erſt unmittelbar im Anſchlußan die Klagezuſtellung

geſchüßten Perſonen gehört. Es wird hierdurch nicht unterbrochen, ſo iſt auch die Beſtimmung des Ver

ausgeſchloſſen , daß wie ſonſt ſo auch hier das Projek- handlungstermins zuläffig und wirkſam , da dieſe der

gericht nach § 432 oder 8 144 ZPD. ſei es auf Antrag Klagezuſtellung vorauszugehen hat (§ 261 ZPO .). Jn

des Alägers oder von Amts wegen von Behörden amts gleicher Weiſe iſt die Badung gültig, weil dieſe ſchon

liche Auskünfte oder Gutachten erholt, um ſo die Ariegs- in der Klageſchrift enthalten iſt (§ 253 a . a . D.) . Auch

teilnehmereigenſchaft des Betlagten oder ſeines Vers die durch das MilSchußG. geſchüßten Perſonen find

treters ausreichend klarzuſtellen ( vgl. dazu auch Stein dann durch die Zuſtellung der Klageſchrift i. S. des

BPD .vor g 373 V) . Eine zu enge Auffaſſung vertritt 8 335 Abſ. 1 Nr. 2 BBD. ordnungsmäßig geladen, fie

hier Förder (JW. 1914 S. 814 ), wenn er die Prüfung ſind es auch rechtzeitig, d . h . unter Wahrung der Eins

des Gerichts nur von der Parteitätigkeit abhängig laſſungsfriſt, ſolange nicht für das Gericht in der unter
machen will. 2. Auch die Vorſárift im § 535 Abſ.1 Nr. 1 bezeichneten Weiſe der Unterbrechungsgrund des

Nr. 2 BPO. führt zu keinem anderen Ergebnis. Danach MilShuko. dargetan iſt, weil inſolange die Unterbre

iſt der Antrag auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils chung des Verfahrens und damitauch das Aufhören des

dann abzulehnen, wenn die nicht erſchienene Partei friſtenlaufe ( 249 a. a. D.) nicht zu berücfichtigen iſt.

nicht ordnungsgemäß, insbeſondere nicht rechtzeitig ge- Mit dieſen Ausführungen wird auch die bayer. Vollz.

laden war. Sowohl der 8 2 wie der§ 9 Abſ.2 Mil.s Bel. vom 16. Auguſt 1914 (A II 1 Abſ. 4 a . E.) nicht im

Schußo.ſeßen voraus, daß gegen einen Ariegsteilnehmer Widerſpruche ſtehen, inſofern ſie dem Prozeßgericht

oder gegen eine von einem ſolchen vertretene natür- hinſichtlich des Unterbrechungsgrundes nicht eine „ Be

liche Perſon eine Klage durch Zuſtellung rechtshängig rüdſichtigung“ von Amts wegen anſinnt und mit der

gemacht werden kann. Das Geſet läßt Nechtsſtreite Prüfung von Amts wegen Fichtlich nur die Borſdrift

gegenſolche Perſonen „ anhängig werden“, es läßt dieſe des § 144 ZPO . im Auge hat. WennMannsfeld a . a. D.

„ Dertlagen “; ein Rechtsſtreit wird aber nach 8 263 ZBO. meint, der Kläger habe ſtets glaubhaft zu machen , daß

nur dadurch anhängig, daß die Klage erhoben , fohin der Beklagte, ob Mann oder Frau, nicht triegsbeteiligt

nach § 213 dieſes Gefeßes die klagefchrift dem Beflagten ſet, fo liegt dem gegenüber auf der Sand, daß die

zugeſtellt wird. Berfehlt iſt es, ſchon der Einreichung Durchführung dieſer Nuffaſſung erheblichen Schwierig

der Klageſchrift bei Gericht zur Terminsbeſtimmung die keiten begegnet, den Verkehr in ungemeſſener Weiſe

Wirkung der Anhängigkeit beizumeſſen (io Siestind, belaſtet, die Klageerhebung grundlos verzögert und

Brozeßrechtlicher Schuß der Kriegsteilnehmer 6. 11); möglicherweiſe den Gläubiger unnötig ſchädigt. Sie

Anhängigkeit und Nechtshängigkeit einer Alage find begünſtigt grundlos fäumige Schuldner ,die nichtKriegs

ſtets dieſelben Begriffe. Zu der gleichen Auffaſſung teilnehmer ſind, während die Ariegsteilnehmer aus

gelangt man, wenn man den Begriff der Unterbrechung reichend vom Gefeße geſchüßt ſind, wenn die hier ver

einer Prüfung unterſtellt. Jede Unterbrechung eines tretene Anſicht richtigzur Geltung gebracht wird. (Beſchl.

Prozeßverfahrens ſeßivoraus, daß der Rechtsſtreit rechtss des IV.ZS. vom 28.Dtt.1914, Beſchw .-Reg. Nr. 661/14 ) .

hängig geworden iſt, weil etwas, was nicht vorhanden Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Oswald in München.

iſt, nicht unterbrochen werden kann. Die Vorſchriften

in den $8 239 bis 245 ZPO. laſſen deutlich erkennen, daß Berichtigung : In Nummer 23 iſt auf S. 431
das Berfahren auch i. S.des Gefeßes nur dann „ unters

in der zweiten Spalte zwiſchen den Zeilen 21 und 22
brochen “ zu werden vermag, wenn die den Fortgang des einzuſchalten : den Anſpruch unter bowie ".

Rechtsſtreits hindernde Tatſache nach der Erhebung

der Klage, nach der Rechtshängigkeit der Streitſache eins

getreten iſt (M8 . in 3W. 1895 Š . 324 ; GruchotsBeitr. 39, Landgericht Memmingen.

1138 ; OLG. 3 , 136 ). Für die Anwendung des Mills zu Art.101 PStGB .; kanu die Baupolizeibehörde

Schuß8 . folgt hieraus, daß gegen eine der hierin ge- das ünſtreichen von Fenſterläden verlangen ? Berjährung

ſchüßten Perſonen die Klage noch rechtsgültig erhoben von Banpolizeiübertretungen. Die Baupolizeibehörde

und ihnen wirkſam zugeſtellt werden kann, daß aber genehmigte einem Taglöhner einen Wohnhausbau unter

unmittelbar im Anſchluß an die Zuſtellung das Ver- der Bedingung, daß die Fenſterläden dunkelgrün an

fahren als unterbrochen anzuſehen iſt. Auch die Be- geſtrichen werden . Bei der Baukontrolle ſtellte ſich

gründung des Entwurfes zum MilSchußG. bei § 2 wie heraus, daß die Fenſterläden nur geölt waren . Die

die bayer. BollyBet. vom 16. Auguſt 1914 ſtehen auf Koſten der Streichung hätten 30 betragen. Das

dieſem Standpunkte. Dort iſt ausdrüđlich bemertt, Bezirksamt verlangte Strafeinſchreitung. Das Scho .

die Erhebung der Alage, die erſt die Rechtshängigkeit ſprach frei ; die Berufung des AA. wurde zurüdgewieſen

begründe, ſei zuläſſig und wirtſam , was ſchon in den Á us den Gründen : Die Anklage ſtüßt ſich auf

Worten des 8 2 ,oder anhängig werden “ angedeutet Art. 101 Abſ. 1 und 3 PSOB . und die diſtriktspol.

ſei, auch aus dem Begriffe der Unterbrechung folge Vorſchriften vom 10.Februar 1911 betr. Heimatſchuß,

und daher einer weiteren Hervorhebung im Gefeße ſowie auf § 367 Nr. 15 StGB. Nach Art . 101 Ábſ . 3

nicht bedürfe ; in der Regel freilich werde die Erhebung PSIGB. Tönnen um der Verſchönerung willen baupol .

der Alage tatſächlich unterbleiben , weil, wenn auch ein Vorſchriften durch diſtriktspol.Vorſchriften getroffen

Urteil, doch immerhin kein wirkſames Urteil einſt- werden . Auf Grund des Art. 22 b und des Urt. 101
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Abſ. 3 hat das Degirlsamt diſtriktspolizeiliche Bors

ſchriften zum Schutz des orts- und landſchaftlichen

Bildes erlaſſen. Nach deren § 6 find innerhalb der

von der Baupolizei geſeßten Friſt häßliche Außenteile

Siestind, Dr. 9., Bandridhter a . D. rozeßret.

eines Gebäudes inſtand zu ſeßen . Nach § 10 unter

licher Schuß der Kriegszeit. Berlin 1914,

liegt jede Aenderung der Faſſaden von Gebäuden an

3. Guttentag 0.m.b.H. Preis 1.60 Mr.

Straßen uſw. der baupol. Genehmigung . Eine Aende- Das Büchlein es enthält 70 Seiten im Ortad

rung der Faſſade kommt aber bei dem Anſtreichen der format iſt ein Kommentar zu dem Geſ. vom 4. Aug.

Fenſterläden nicht in Betracht. Die „ Inſtandſeßung“ 1914, betr. den Schuß der infolge des Krieges an Wahrs

eines häßlichen Äußenteils ſetzt einen Verfall voraus, nehmungihrer Mechte behinderten Perſonen. In einem

der hier ausgeſchloſſen iſt. Beide Beſtimmungen vers Anhang find beigefügt das Gef. d . gl . Tage über die

{agen( omit

. Beſſere Ausſicht hätte die Berufung auf Ermächtigung desBundesrats zu wirtſchaftlichenMaß
§ 1 gehabt, der verlangt: „ Bei allen baulichen Bors nahmen und über die Verlängerung der Friſten des

nahmen iſt in Form, Stoff und Farbe auf die Ers Wechſel- und Schedrechts im Falle triegeriſcher Ereigniſſe,

haltung und Schaffung eines befriedigenden Geſamt- ferner die im Bollzug dieſes Gefeßes in der Zeit vom

bildes und, wenn tunlich ,auf dieheimiſche Bauweiſe 6.- 18. Auguſt 1914 ergangenen Betanntmachungen des
Müđſicht zu nehmen. Aber nach der Entſcheidung Meichstanglers und fünf Verfügungen des preußiſchen

des D626 . vom 11. Nov. 1911 (Bay ZN .1912 6. 114) Juſtizminiſters. Das Buch iſt eine eingehende und
können ſich baupol. Auflagen zur Verſchönerung nur gründliche Arbeit und geeignet, der Braris gute Dienſte

auf die Geſamtanlageund die weſentlichen Beſtandteile zu leiſten. In einigen Punkten kommt der Berfaſſer

eines Gebäudes, nicht aber auf die Anbringung von zu anderen Ergebniſſen als die ſyſtematiſche Darſtellung

beweglichen Beigaben wie Schmudfiguren, Fenſterläden des Rechtes, die das bayeriſche Juſtizminiſterium in

uſw. erſtreden , weil Gegenſtände dieſer Art nicht der Bet. vom 16. Auguſt1914 (JMBI. 141) brachte, ſo

weſentliche Beſtandteile eines Gebäudes find und es in der Auslegung des Wortes ,anhängig . in $ 2 bes

- nach einem Ausdruđe im Landtage ein ,MiB- Gef.vom 4. Auguſt 1914, woraus er insbeſondere folgert,

brauch der Verſchönerungsſucht“ ſein würde, wenn daß bei neuen Ålagen eine Terminsanſepung nicht mehr

trofdem die Genehmigung eines Baugeſuches von der ſtattfindet.

Schi ....

Anbringung ſolcher Gegenſtände abhängig gemacht

würde (vgl. auch DblOŠt. 11, 340 ; 9 , 254). Die Bau

polizeibehörde kann alſo nicht die Anbringung von

t. Sntner, karl Auguft, st. Oberregierungsrat. Das

Fenſterläden verlangen, noch weniger eine beſtimmte

Gefeß über den Krieg 8 z uſt andvom 5. N 0

Farbe des Anſtriches vorſchreiben .

vember 1912 in der Faſſung vom 6. Auguſt

Nach § 367 Nr. 15 Stób. wird ein Bauherr be- 1914. Mit Erläuterungen und einem Anhang . 111 S.

ſtraft, der beim Bau eigenmächtig von dem durch die

München 1914, C. 5. Bedſche Berlagsbuchhandlung,

Behörde genehmigten Bauplan abweicht. Früher wurde
Dstar Beđ. Geb. Mi. 1. –

die Anſicht vertreten , daß jede eigenmächtige Abweichung Das Büchlein iſt ein guter Führer durch ein wohl

ſtrafbar macht (ObLOSt. 1 , 252 ; 4, 231); ſie iſt längſt nur den allerwenigſten Juriſten bekanntes Rechtsgebiet.

dahin geändert, daß die der Genehmigung beigefügten Es enthält in ſeinem Hauptteil außer dem Geſeß vom

beſonderen Anordnungen uſw. in der Bauordnung oder 5. November 1912 noch die Belanntmachungen vom

in ſonſtigen Verordnungen , in ober : und ortspolizei- 13. und 17. März 1913, die Vollzugsvorſchriften zu

lichen Vorſchriften begründet ſein müſſen (D616St. 4, dem Geſetz über den Ariegszuſtand ſowie die Volls

150 ; 5, 107 ; 8, 285 ; 9, 24 ; 11 388/9) . Nach dem oben ſtreďung der militärgerichtlich und ſtandrechtlich er

Ausgeführten fann aber die bezirksamtliche Anordnung tannten Todesſtrafen betreffend.ImAnhange finden

nicht auf Art. 101 Abſ. 3 PŠEOB. und die diſtrikts- wir unter elf Nummern die einſchlägigen Meichs- und

pol. Vorſchriften gegründet werden ; auch die Bauords Landesgeſete, unter Nr. 2 ein ſehr bedauerlichesUeber

nung enthält keine ſolche Ermächtigung. Die von der bleibſel aus alter Zeit : „Die in der Pfalz in bezug

Baupolizeibehörde auferlegte Bedingung iſt unwirkſam , auf den Kriegszuſtand geltenden franzöſiſchen Ge

ihre Nichteinhaltung nicht ſtrafbar.

fete " (! ) Daß ihre Geltung beſtritten iſt, macht die Sache

Uebrigens wäre die Strafverfolgung verjährt. taum erfreulicher.
- t.

Die feſtſtehende Rechtſprechung des Oblo. geht dahin,

daß ein Bau mit der Vollendungsanzeige der Orts

polizeibehörde an die Baupolizeibehörde rechtlich als

Maier, Julins, Gerichtsaſſiſtent in Zusmarshauſen .

vollendet gilt (8 73 BauO.) . Mit dieſem Zeitpunkt be

Deutiche Hechtsanwaltsgebüh
renordnung.

ginnt die Verjährung, ſoweit nicht etwa ein gefahr

102 S. 1914. Jm Selbſtverlag des Berfaſſers.

drohender Zuſtand geſchaffen wurde. Die Fortdauer
Breis Mk. 1.20.

des Geſchaffenen, nur ordnungswidrige
n

Zuſtandes iſt Das Büchlein ſcheint mir eine beſondere Emp:

belanglos ( vgl . RGSt.26 , 261 u . 37, 79). Belanglos fehlung zu verdienen . Denn es bringt eine alpha
iſt, daß das Bezirksamt noch vor der Verjährung dem betiſche Gebührenordnun

g
: in der erſten Spalte,

A. eine neue Aufforderung zugehen ließ und daß es alphabetiſch geordnet, mehr als ein Sachregiſter, in

ihm ſpäter eine Vollzugsfriſt bis zum 1. Dezember 1913 der zweiten die Böhe der Gebühren , in der dritten

ſepte . Dieſe õandlungen unterbrachen die Verjährung die einſchlagenden Paragraphen der Gebührenordnung

nicht und brachten ſie mangels geſeklicher Vorſchrift und in der vierten größten Spalte erläuternde Bes

auch nicht zum Muhen (§ 67 ŠIGB.). Die Entſcheidung mertungen . Beigegeben ſind eine Wertſtufentabelle

des DLG. München 2, 516 betrifft die perbeiführung bis 100 000 Me. mit 10/10, 10, 6/10, 10, 9/10 Gebühr

eines gefahrdrohenden Zuſtandes ; die Ausführungen nebſt Bauſchale und ein Abdruck der Gebührenordnung,

über Erſtreckung der Verjährung durch Friſtbeſtim- in dem zum mindeſten die Berweiſungen (3. B. in

mung der Baupolizeibehörd
e

widerſprechen der an- § 20) durch Abdrud hätten erleichtert werden ſollen.

geführten neuen Rechtſprechung, haben übrigens nur Zena.

Rechtsanwalt Dr. Bodel.

die Herbeiführung eines feuergefährlichen Zuſtandes im

Auge. In dieſem Fall iſt die Verjährung auch ohne
Friſtbeſtimmung gehemmt (ObLGSt. 3, 133 ; 5 , 109) . Verantwortl . Herausgeber i . B .: E. Edert , land :

( llrt. vom 12. März 1914, Ber.- Reg. 27/14) . M. gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtig.

3337

Eigentum von 3. Schweißer Berlag (Arthur Sellier ) München , Berlin und Beipzig.

Drud von Dr. F. B. Datterer & Cie . ( Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing.
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